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Vorwort 


T>io  vorlii'izendf»  Arbeit,  mit  der  der  Verfasser  zu«;leich 
den  akailtniiiäclion  Doktorgrad  bei  der  philoöophibcheii  Fakultät 
in  Hülle  erwüibeu  hat,  ist  ans  einem  persönlichen  Bedürfnis 
desselben  hervorgegangen.  Vor  mehreren  Jahren  an  das 
wtBSMuchafdiche  Institat  des  Vereins  nVersachs-  und  Lehr^ 
anstait  für  Brauerei  in  Berlin^  berufen,  um  in  dem  Orffane 
dieses  Voroins,  der  ,Wocheiisclirift  fUr  Braueret',  wirtschaft- 
liche, das  Brauereigewerbe  betreffende  Fraeen  zu  bearbeiten 
und  zugleich  in  der  Schule  des  Vereins  den  ITiitorricht  in 
Gewerbe! e])r'^  htuI  Icfinfm^lnnisclKT  Buehft^hrtm^'-  zw  erteilen, 
mufste  er  datilr  borj^'e  traLi«  n,  sich  ein  genaueres  Bild  von 
der  deutschen  Brauindusirie,  ihrer  durch  den  historischen 
Kntw  icklimgögang  gezeitigten  vuUvSwirtschaftlicheu  Bedeutung 
und  derzeitigen  Gesamtlage,  sowie  ihrer  idlgemeinen  tech- 
niidien  Veriittltnisse  au  ▼erscbaflfon.  Aus  den  au  diesem  Zweck 
antemommeneny  mehr  oder  weniger  zusammenhangslosen 
Forschungen  erwuchs  allmählich  der  Plan  zu  einer  systema- 
tischen Darstellung  der  modernen  Entwicklung  der  Brauerei 
»peciell  nach  der  technisch-wirtschaftliclMMi  Seite  hin.  —  Die 
\Vritschichtig'keit  des  Stoffes  nötigte  jedoch  zn  einer  Kon- 
zentration f1f>-^o1hoa,  und  es  entstand  so  die  vurliegen(h? ,  die 
luntwicklung  de^  Braugewerbes  in  J^ayern  darstellende  Arbeit. 
Weshalb  ^^rade  dies  Land  der  Arbeit  zu  Grunde  ji^elegt 
wurde,  ergiebt  die  Lektüre  derselben  dejs  näheren.  Alle,  die 
Entwicklung  des  Braugewerbes  in  den  anderen  Ländern 
Deutschlands  oder  im  Auslande  behandelnden  DarsteUunsen 
finden  in  der  der  bayerischen  Brauerei  ihren  natürlichen 
Ausgangspunkt 

Die  vom  Verfasser  mit  seiner  Arbeit  ▼erfolgte  Absicht 
geht  n.'icli  zwei  Seiten  hin:  Zunächst  wollte  er  damit  der 
nationalokonomiöchen  Wissenschaft  einen  g^elehrten  Beitrag 
35U  der  noch  immer  sehr  des  Ausbaues  bedürftigen  Eribrschung 
der  modernen  Indii.-strieentvvicklung  liefern.  Daneben  wollte 
er  im  Hinblick  auf  seine  derzeitige  Berut':istulluiig  den  Ver- 
tretern und  Jüngern  des  deutschen  Braugewerbes  ein  auch 
Badi  der  praktischen  Seite  hin  vielleicht  nicht  unwillkommenes 
Bild  von  der  Entwicklun|^  ihrer  Industrie  bieten. 

Dab  dieser  die  Arbeit  beherrschende  Dualismus  ihrer  Bc< 
atimmoilg  fhr  deren  x\bfassung  nicht  ohne  Schwierigkeiten 
und  Gefahren  war,  darf  wohl  behauptet  werden.  Wahrend 
vielleicht  d^m  gelehrten  Leser  die  Darstellung  der  technischen 
Katwicklung  zu  breit  angelegt  und  specialiöiert  erscheinen 
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dürfte^  wird  der  gewerbliche  Piaktiker  hinge^^en  dieselbe 
vielleicht  eher  als  zu  dürhig  und  in  manchen  Kinzelheiten 
gewifs  Tiielit  als  ganz  fehlerfrei  erachten,  zugleicli  wohl  auch 
die  eingehenden  statistischen  Betrachtungen  als  zu  weit  aus- 
gesponneu  cnipünden. 

Wie  68  dem  Verfasser  jedoch  scheinen  viU,  ist  dies  Ver- 
fahren aber  sowohl  für  den  theoretisch-wisaenschafdichen,  wie 
für  den  praktisch -gewerblichen  Standpunkt  berechtigt  und 
nützlich.  Dafs  die  Au&eigung  technisch  bedingter,  wiitiBchafit' 
lieber  Vorgänge  nur  auf  Grund  einer  näheren  Vertrautheit 
mit  den  einschlägigen  technischen  Verliiiltuissen  mOglich  ist, 
und  dafs  daher  das  Gebiet  der  Technik  hinsichtlich  seiner 
wirtschaftlichen  Bedeutung  zu  den  notwendigen,  ergänzenden 
Wissensgebieten  der  Nationalökonomie  gehört,  ist  allgemein 
anerkannt.  Es  darf  deshalb  eine  der  Erweiterung  dieses 
natiunalukonunii^clien  Wissensgebiets  dienende  Darstellung 
technischer  Verhaluiiüsc,  selbst  wo  sie  über  da»  ^iafs  des 
Gewolinten  hinausgehen  sollte,  aus  diesem  Grunde  auf  eine 
wohlwollende  Aufnahme  in  den  gelehrten  Kreisen  hoffen. 

Andererseits  —  und  hier  darf  der  Ver&aser  sidi  auch  auf 
seine  persönlichen  Berufserfahrungen  stütisen  —  ist  es  fdr  den 
ewerblichen  Praktiker,  auch  wenn  er  nicht  gerade;  zu  den 
ervorragenden  und  gewichtigsten  Verti*etern  seiner  Industrie 
zählt,  im  Interesse  seiner  gesamten,  wirtschaftlichen  Bildung 
immer  nutzbringend,  wenn  er  mit  den  Darstcllungsmethoden 
wirtsf  haftUcher  Verhältnisse  vertraut  wird  und  den  Wert 
statistischer  Schiiderungen  sachlich  würdigen  lernt.  Hieran 
fehlt  es  aber,  besonders  in  den  Kreisen  der  kleineren  und 
nii liieren  Gewerbtreibenden,  noch  sehr.  Für  die  jeweils  in 
Frage  kommenden  gewerblichen  Wirtschaftskreise  giebt  es 
behufs  yTahrung  berechtigter  Interessen  im  Staats*  und  Wirt- 
schaftaleben und  zur  Festigung  einer  gesunden  Solidarität 
keine  bessere  Handhabe  als  die  Fähigkeit  einer  geeigneten 
Nutzbarmachung  statistischer  Daten.  In  Beztig  hierauf  ist 
gerade  die  Entwicklungsgeschichte  des  Braugewerbes  sehr 
lehrreich. 

Auf  die  Erfüllung  dieses  in  erster  Linie  wissenschai't- 
liehen  und  daneben  praktischen  Zweeks  seiner  Arbeit  hoffend, 
sei  es  dem  Verfasser  noch  gestattet,  öcineni  wärmsten  Danke 
gegen  seinen  Lehrer,  Herrn  Professor  Dr.  Schmoller,  und 
seinen.  Chef,  Herrn  Professor  Dr.  M.  Delbrück,  die  ihn 
bei  der  Abfassung  und  Veröfl'entlichung  seiner  Arbeit  wesent- 
lich angeregt  und  hUlfreich  gefördert  haben,  auch  an  dieser 
Stelle  Ausdruck  zu  verleihen. 

Berlin,  im  Januar  1893. 

£inll  StruYo. 
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Einleitung. 


Die  Entwicklung  dee  Verkehrs  und  die  ihr  folgende  Aus* 

biklung  der  Arl)tMt.stc'ilunj^  hatten  gegon  Endo  dos  vorigen 
Jahrhunderts  den  Hodon  lin  it<  t,  auf  dem  die  neuzeitliche 
Umgestaltung  der  gewcridiehen  i'roduktion  vor  sich  gegangen 
ist  Zwei  irrrrse  Faktoren  waren  cö  vornehmlich,  die,  auf 
dieser  Grundlage  einsetzend,  ihr  dabei  die  Bahn  wiesen :  Eine 
aus  den  gesteigerten  ProduktionsbedUrfnissen  erwachsene, 
durch  die  £nniiigenBchaften  der  erweiterten  natnrwinenschi^ 
liehen  Erkenntnis  fortgebildete  Technik*,  die  mit  ihren 
bahnbrechenden  Erfindungen  das  Prinzip  der  gröfstmöglichen 
Arbeitsleistung  bei  geringstem  Kraftaufwande  in  bis  dahin 
ungekannter  und  ausgedehntester  Weise  zur  ökonomischen 
Oeltun*]^  braelitr.  Sodann  eine  der  zur  Herrschaft  gf'l-m^ten 
Idee  vom  modernen  Rechtsstante  entsprossene  Ge vv erbe- 
pol ittk,  die  das  Prinzip  der  Gleield)erechtigung  Aller  und 
aer  freien  Selbstbi»stimmung  und  Bethiitigung  des  Einzelnen, 
soweit  es  mit  den  Kücköichten  auf  die  Staats-  und  volkswirt- 
sehalUiehe  Ordnung  vereinbar,  gesetzgeberisch  zum  Ausdruck 
bnwhte*. 


'  8.  hierzu  n  ;i.  K.  Herrmjiüii,  Techniseli»-  Fragen  und  Probleme 
der  mcxlenieii  Volks  Wirtschaft,  btudien  zu  eiuem  hvstem  der  reinen  and 
SfcomMMwn  Tsefanik.  Leipziff  1881.  BeModen  Stodien  1-8. 

*  S.  hier/u  auch  die  Hardcnbergsche  Gescluift^instruktion  für  die 
Re^erungen  in  sämtlichen  Provinzen  Preafsens  vom  26.  Dezember  l^ns, 
wosellMit  es  im  :M  heifst:  „Bei  allen  Ansichten,  Operationen  und  Vur- 
schlägen  der  Regierungen  mufa  der  Grundsatz  leitend  bleiben,  Nienuuideii 
in  \  m  (lenuCü  sv'\nen  Eigentbuma,  seiner  bürgerlichen  Gerechtsame  und 
l^^ethdten,  solange  er  in  den  gcaetzlichcn  Grenzen  bleibt,  weiter  einza- 
adirisken,  als  es  zur  Beforderang  des  allgemeinen  Wohls  nöthijs^  ist:  einem 
Jeden  innerhalb  dar  geaetzlichen  Schranken  die  möglichst  freie  Ejitwi^-* 
Innff  und  Ainvrndnni,'^  «omkt  Anlagen,  Fähigkeiten  «ml  Kräfte,  in  rnnra- 
liacher  sowohl  als  physischer  Hinsicht  SM  gestatten  und  alle  dagegen  noch 

Fortehongen  (51)  XII  1.  —  Struve.  1 
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Zu  diesen  treibenden  Elementen  kam  noch  ein  drittes, 
zum  Teil  dem  Komplex  ilirer  Wirkungen  entsprun;]^on,  hinzti, 
das  Kapital  in  seiner  apeciiiach  modernen  wirtächaftiichen 
Bedeutung. 

PUr  den  Gewerbebetrieb  eri;al»  sich  hieraus  im  all- 
gemeinen eine  tiefgehende  llmgi-staltun^,  ein  Prozefs  vom 
zünftigen,  empirisch-handwerkbniäfsigen  Betriebe  zu  dem  mit 
Kapital  und  roaBchmellen  Einrichtungen  ausgestatteten ,  nach 
rationellen,  wissenBchafdich- technischen  und  merkantilen 
Grundsätzen  geleiteten,  aSLe  Vorteile  des  erweiterten  Verkehrs 
und  der  freien  Konkurrenz  ausnützenden  Industriebetrieb» 
Bian  hat  daher  in  dieser  Beziehung  unser  Zeitalter  auch  wohl 
kurzweg  das  des  „ In dustr ialismus*^  genannt.  —  Natur- 
gemäfs  war  dieser  Prozefs  kein  harmonischer,  alle  Teile  und 
Gebiete  des  j^ew<M-}»!rchen  Leb»Mis  fjbMcluirti^  «'rfrissendor.  Es 
bildete  sieh  vielmehr  meist  ein  tK'tgehender  Gt'i^ciisatz  zwisehen 
Kleingewerbe  und  Gnilsindabtrie  aus.  der  in  einem  in  dieser 
Weise  bisher  ungekannteii  Existenzkämpfe  des  erstereii  ^^'gen 
diese  zum  Ausdruck  kam  und  seither  eine  der  hervorragend- 
sten socialen  Erscheinungen  unserer  Zeit  bildet 

Bei  der  grofsen,  immer  mehr  in  den  Vordergrund  tretenden 
Bedeutung  dieses  Urawandlungsprozesses  und  seiner  socialen 
Begleiterscheinung  für  die  gesamte  Staats»  und  Volkswirtsc haflt 
konnte  es  nicht  ausbleiben,  dafs  die  Staatsleitung  ihm  alsbald 
ihre  yolle  Aufhierksamkeit  zuwandte  und,  wo  es  ihr  notwendig 
und  angängig  schien,  gesetzgeberisch  eingriff:  Die  deutsche 
Gewerbegesetzp:ebung  unserer  Zeit,  die  Innuiiixs-  und  Genossen- 
schat'ts-,  die  Kredit-  und  die  Steuergesetz^elnuin;,  sowie  auch 
die  Zoll-  lind  HaiKlels|iolitik  zeigen  in  vielen  Teileji  und  in 
steiji:;end(Mn  M;ir>e  d;i>  l>estrebcn,  die  oft  einseitig  ausgeartete 
und  ungestüm  vurdriiigeiule  Tendenz  der  gewerblichen  Ent- 
wicklung zum  Industrialismus  zu  zügeln  und  ihre  Wirkungen 
für  die  von  ihr  betroffenen  Interessen  zu  mildem,  bezw.  sie 
mit  ihnen  in  Einklang  zu  setzen. 

Auch  die  Wissenschaft  liefs  es  sich  angelegen  sein, 
diesen  Entwicklungsgang  in  seinen  verschiedenen  Formen  und 
Phasen  zu  verfolgen  und  zu  ergründen.  In  erster  Linie  galt 
es  fUr  sie  die  wichtige  Tliatsache  ins  r^c  lite  Licht  zu  setzen, 
dafs  nJimlich  dieser  Umwandlunpfsprozefs  bezi\glieh  der  ein- 
zelnen Gewerbe.  80  allgemein  und  tiefgreilend  er  aueh  er- 
scheint, bich  äuiscrst  verschiedenartig  gestaltete,  indem  er 


obwalteodeu  Hinderuisse  balduiüglichät  aut  ciue  legale  Weise  hiuweg  zu 
rttumeo.  .  .  Ferner  sagt  §  50 :  ^ .  .  .  Man  gestatte  daher  einem  J^en, 
Bolange  er  die  vorboinerktc  Grenzlinie  hierin  nicht  verlnfzt,  Bü'm  eigenes 
Interesse  auf  seinein  ■  eip;en(pn  We^c  zu  verfnlprn ,  nnd  sowcihf  seinen 
Fleifs  als' sein  Kapital  in  die  freieste  Konkurrenz  mit  dem  Fleifse  und 
Kspital  seiner  Mitbfirgcr  zu  bringen.  .  .** 
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wesentlich  davon  abhängig  war,  ob  und  ii 
ihn  g«ieitigte  Prodoktioiisweise  der  Natur,  d. 
und  wirtschaAlicheii  Voraiissetsungen  der  ^  A 
kommenden  Gewerbe  entsprach.  —  In  dieser  ^ 
Volkswirtschaftslehre  erfolgreich  vorgegangen  u 
iDAfsea  bereits  dazu  gelangt,  eine  ziemlich  vollste 
piemng  der  einzelnen  Gewerbe  liinsichtlich  der  . 
und  Art  ihrer  Entwicklung  zum  Industriebetriebe  vof. 
und  damit  wertvolle^  Material  für  die  praktische  BeK  ^ 
des  wirtschaftspolitischen  Gesetzgebers  zu  liefern  V 

Wie  schwierifj;  sich  iniiessen  die  \\'Urüigun|^  (beser  Ver- 
hältnisse gestalten  kann,  wenn  es  sicii  in  einem  realen  Fall 
darum  Landelt,  gesetzgeberisch  in  den  J^ntwicklun^jfsgang  eines 
Gewerbes  einzugreifen,  das  hat  sich  besonders  deutlich  und 
lehrreich  gezeigt,  als  die  bayerische  R^ierung  im  Herbst  1889 
mit  einem  diesbeasttgltchen  Gesetzentwurf,  „die  Abstufung  des 
Mahsaufschlages  für  die  verschiedenen-  Kreise  des  Braugewerbes 
betreffend'',  vor  die  Kammer  trat 

Es  mufsten  in  der  That  gewichtige  Gründe  gewesen  sein, 
die  die  bayerische  Regierung  bestimmt  hatten,  einen  Gesetz- 
entwurf vorzulegen,  den  sie  selbst  erst  wernp^e  THhrc  vorher 
mit  den  Prinzipien  der  indirekten  Besteuerung  als  giinzlich 
unvereinbar   und    unausführbar   bezeichnet   hatte  ^.  Zwar 


'  Vergl.  hierzu:  vou  Viebahn,  Statistik  des  zollvereiuteii  uud 
MidUdifln  UeatBchlaads.  Berlin  1868.  —  O.  Hchwar;;,  Die  Betriebs- 
formen  der  modernen  Grofsindustrie.  Ztschr.  f.  d.  ges.  Staatsw.  Tübini^eQ 
1869  XXV.  Jahrg.  —  G.  Schmoller,  Zur  G^chichte  des  deutsrheu 
KieiDge wertes  im  19.  Jahrhundert  Halle  a.  S.  1870.  —  Derselbe, 
Über  die  Entwieklung  des  Ororsbetriebs  and  die  sociale  Klassenlnldinig. 
PtenfaiMhe  Jahrbacher  Bd.  ^  Heft  4.  —  Dannenberg,  Das  deutsche 
Handwprk  und  dip  sociale  Frape,  Leipzig  1872.  —  V.  Böhmert,  Die 
Gegenwart  und  Zukunft  dea  Klein betrielw.  Arbeiterfireund  1878,  16.  Jahrg. 
—  W.  Roseher,  Ober  Industrie  im  Groben  and  Kleinen.  Ansicbten  der 
Volkswirtschaft.  3.  Aufl.  1878.  Desgl. ..in  seinem  System  etc  III  §  112 
bi-  118.  1.5.  Aufl.  iHKO.  --Steglich,  Über  die  Zukunft  der  Handwerks- 
»rbfit.  Arbcitürfrtuud  1883,  21.  Jahrg.  —  M.  Hausliofer,  Das  deutsche 
Kleingewerbe  in  seinem  Existenzkampfe  gegen  die  Grofsindustrie,  in 
V.  Holtzeiulorffs  Zeit-  und  Streitfragen  1885  Heft  218  -  W.  Stind«, 
Gewerbliche  Zu'*t;ii)de  in  der  <  Je^en wart.  Frcufsische  Jahrbücher  iHSfi. — 
G.  bchöabciu,  tujwcrbe.  I.Teil,  in  Handbuch  der  politischen  Ökonomie, 
8.  Anfl.  1889,  2  Bd.  —  Lexis,  Artikel:  Grofsbetneb— Kleinbetrieb,  in 
Conmd.s  Handwörterbuch  der  Staiit^swia-ienschatten.  Jena  1892,  4.  Bd.  — 
C.  Bücher,  Art.:  Gewerbe».  Ebenda,  3.  Bd.  —  Stieda,  Art.;  Fabrik. 
Ebenda.  —  H.  Losch,  Nationale  Produktion  nnd  Bemfi^Hederung. 
tfipidg  1891.  —  Auch:  G.  v.  Schulze-Gävernitz,  Der  Grofsbetrieb 
iin  wirtBcbaftlicher  und  socialer  Fort-Schritt.    I^ipzig  1892.   Bes.  Kap.  I. 

*  „.  .  .  Es  wurde  und  wird  mit  K<''  ht  vor  Allem  cingcn-cDdft.  dafs 
eine  Abstufung  der  Natur  der  Ab;^abe,  um  welche  es  sich  hier  bandelt, 
tstal  widersiiretrben  wßrde.  Mit  vollem  Recht  ist  behauptet  worden,  dafe 
der  Aufs'chlap  zunächst  voui  Publikum  zu  trafen  »(d,  weil  er  eine  Kon- 
•UQtionsabgabe  ist.   Ist  aber  dieser  Satz  richtig,  so  folgt  daraus  von 
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hte  über  die  in  Betracht  kommenden  Grundfragen  im 
roßen  und  ganzen  ziemliche  Einstimmigkeit.  Die  weit  zurück- 
reichende, ausfuhrliche  und  zuverlässige  SUitistik  des  l»aycri- 
n  Malzaui^chlages,  sowie  eine  sehr  reichhaltige,  einsciilägige 
Liiteratiir  trugen  dazu  bei,  den  allfrcmeinen  Ent^vickhmgsgang 
des  bayerischen  Braugewerbes  und  die  ihn  haupt>'fich]ich  be- 
dingenden Verhältnisse  von  jeher  ziemlich  deutlicL  erkennen 
zu  lassen.  Die  mehr  und  mehr  sich  ausbildende  Scheidung 
des  Gewerbes  in  Grofs-,  Mittel-  und  Kleinbetrieb  und  der 
zwischen  diesen  Gruppen  entsponnene  ExistenzkAiopf  lagen 
offenkundig  zu.  Tage.  Und  doch  gingen  in  den  Kammerver- 
bandlungen wie  in  der  diese  Verbältnisse  lebhaft  und  eingehend 
besprechenden  Tages-  und  Fachpresse  die  Meinungen  Uber  die 
eigentlichen  Ursachen  dieser,  einander  vielfach  widerstreitenden 
Entwicklungstendenzen,  deren  Verlwiltnis  zu  einander  und 
deren  jeweilige  Tragweite  vieltkltig  auseinander.  Die  Einsicht, 
dais  aui*  alle  Fälle  etwas  dagegen  »geschehen  müsse,  war 
schliefslich  für  den  überwiegenden  Teil  der  Volksvertretim;:;" 
mafsgebend ,  der  Regierungsvorlage  zuzustimmen  trotz  der 
uiannigfaclien  Meinungsvcrseliiedenheiten  über  die  einzu- 
schlagenden Mittel  und  Wege,  um  dieser,  viel^h  bedenklichen 
Tendenz  der  Brauereientwicklung  vorzubeugen. 

Die  bei  dieser  Gelegenheit  zu  Tage  getretene  Kompliziert- 
heit aller  die  Entwicklung  eines  Gewerbes  in  der  Nmizeit  be- 
dingenden Verbältnisse  und  die  Schwierigkeit)  sie  in  ihrer 
Gesamtheit  zu  erfassen  und  im  einzelnen  g^;eneinander  ab- 
zuwägen, f^llt  allerdings  gerade  beim  Braugewerbe  sehr 
ins  Gewicht. 

Es  dtirfte  in  der  That  nur  wenige  Gewerbe  geben,  in 
denen  der  durch  die  moderne  Produktionsweise  gezeitigte  Um- 
wandlungsprozefs  nebst  seinen  socialen  Begleiterscheinungen 
so  veiseliiedenartig  gediehen  und  so  vielen  lokalen  und  wirt- 
schaitiiclien  Moditikationen  unterworfen  i.st  w  it'  im  Braugewerbe, 

Allerdings  zeigt  die  lirausteuer-Statistik  in  rdlen  deutschen 
Bundesstaaten,  sowie  auch  in  dem  in  Hetraelit  kommenden 
Auslande  schon  .>eit  vielen  Jahren  im  allgemeinen  eine  Al>- 
nahme  der  Brau»  reibetriebe  ^n.'gen(iber  einer  Zunabnie  der 
Produktion.  K>  ist  ferner  eine  Thatsaclie,  dais  in  wenigen 
Gewerben  die  Furtschritte  der  angewandten  Chemie  und  der 
Maschinentechnik  so  elementar  die  Vorteile  des  industriellen 
Maschinenbetriebes  gegenüber  dem  handwerksmäfsigen  Klein- 
betriebe erkennen  liefsen,  als  in  der  Bierbrauerei.   Und  doch 


eelbst.  da  Ts  man  eine  Abstufung  weder  nach  Art(Mi,  noch  nach  Pertonen, 
noch  nach  Produktionsgrör^cn  inaclicn  kann.-  Ali?  der  Kode  des 
•Staatsmiuisters  von  Iii  edel  in  der  Plenarsitzung  der  Abgeordnetcu- 
ksmnier  vom  18.  Februar  1884.  (Stenogr.  Ber.  1884,  Bd.  11     579  r.). 
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dieae  grolsen  YencbiedenlieiteiL  ihrer  gewerblicbeti  Entwick- 
lung  im  einxelnenl 

Die  Brauerei  nimmt  eine  eigentümliche  SteUung  im  Wirt- 
«ehaliteleben,  besonders  in  Deutschland  ein.  Durä  ihr  Er- 
zeugnis^ das  Bier,  ist  sie  als  Nahrung^eweibe  nufs  engste 
mit  allen  Fnsom  des  mntcri eilen  Volksleben«?  verknüpft.  Kein 
Getränk  erfüllt  bei  uns  in  so  volkstümlicher  und  auügefb^b Titer 
Weis*'  das  Bedürfnis  naeb  einem  schmackhaften,  bekömiulirlien 
und  wohlfeilen  Getriink,  —  als  tii^diehcö  Erquukhrii4sinittel 
wie  beliebtes  „Ge^ellschaftsgetrauk  *  '  gleich  geeignet  — ,  wie 
das  Bier^. 

An  die  kndwirtschafUiche  Urproduktion  anscblielsendy 
der  sie  die  nötigen  Braustoffe  entnaiun  and  in  den  Produk- 

tionsrUckständen  wertvolles  ViehfÜtterangs-  und  damit  Dung- 
material  wieder  zuführte,  ist  die  Brauerei  einer  der  Ältesten, 
stoffumwandelnden  Nahrungszweige  des  Menschen. 

So  steht  sie,  einerseits  mit  rliesem  Teile  der  Volkswirt- 
schaft —  der  Landwirtschaft  —  noch  lieute  im  c^ngsten  Zn- 
sammen hange ,  zum  Teil  als  ein  Nebengewerbe  derselben  be- 
trieben, und  ibt  arnlererscits  eine  grofse,  mächtige  Industrie, 
die  Errungenschaften  der  Chemie  und  eine  ausgestaltete 
Uascbinenteehntk  in  ihren  Diensten  yerwertend|  der  Volks- 
wirtBckaft  wie  der  Offendichen  Finanzwirtschafit  bedeutende 
Werte  durch  ihre  Produktion  zuführend,  den  Absate  ihres  Er* 
teugnisses  sowohl  in  den  breiten  Schichten  der  konsumierenden 
Bevölkerung  im  Lande  selbst,  als  auch  Uber  dessen  Grenzen 
htnans  verzweigend. 

In  rlf'Tii  noch  so  äufsertit  gleiclimäfsig  üIk  t  das  ganze  Land 
vrr})reiteteu  Braugewerbe,  in  der  grofsen  Mannigfaltigkeit  von 
An  und  Ausdehnung  seines  B«'triebes  und  .«einer  Absatzkrei«»e, 
die  meist  den  allgemeinen,  umgebenden,  lokalen  Wirtsciiafts- 
bedingungen  entsprechen,  spiegelt  sich  das  deutsche  Wirtschafits- 
leben  mit  allen  seinen  Unterschieden.  Nur  unter  diesem  Ge* 
richtsponkte  ist  es  mOglich,  den  seitherigen  Entwicklungsgang 
des  Braugewerbes  in  Deutschland  zu  verstehen,  seine  gegen- 
wärtige Lage  zu  beurteilen  und  die  Tendenzen  seiner  ferneren 
Entwicklung  herauszufiihlen.  Man  wird  dies  bestätigt  finden, 
wenn  man  die  bisherige  Entwicklung  der  Brauerei  näher  ins 
Auge  fnfst  und  verfolgt 

Im  nachstehenden  ist  dies  für  die  Neuzeit  bezüglich  des 


i  Baer,  Der  Aikoholismiis.  1877. 

s  8.  wmeh  L.      Stein,  FinanswiflBeiiflehsft,  2.  Bd.,  BienISQer: 

-f'iiHor»'  Zeit,  die  auf  allen  Punkten  die  ^'ciatigen  KrUfte  im  Verhältnis  zu 
Q^u  physif»chen  mehr  anstrengt,  bcdiirf  euies  (»leich^owiclites  gegen  diese 
Auircgimg,  uqU  ßier  und  labak  erlülleu  dahci-  jeti&t  schon  eine  ße- 
stimmig,  ^welche  wdt  über  die  ErnMlmnig,  ja  togsr  Über  den  Gkmük 
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ba^^erischen  Brauereigewerbes  uDternommen.  Die  moderne  Ent- 
wicklung des  Brauwesens  in  Deutechland  ist  bekanntlich  von 
Bayern  ausgegangen.  Eine  Schilderung  der  Entwicklung  der 
bayerischen  Brauerei  dürfte  daher  auch  der  passendste  Aus- 
^an<i:8punkt  7ai  einer  die  deutsche  Brauerei  tlberhaupt  um- 
lassenden  Betraclitun^  soin. 

Dazu  kommt,  duis  gerade  in  Bayern  sich  wegen  des  liir> 
in  die  letzten  Jahrzehnte  fortgesetzten  Konfliktes  zwiseln  n 
den  aus  der  Entwicklung  der  Technik  uiul  des  Verkehro 
hervorgehenden  Verhältnissen  und  des  Zustandes  der  Ge- 
werbe^esetsgebung,  sowie  wegen  der  Scheidung  Bayerns  m 
ein  Bier-  und  Weinland  —  die  Rheinpfals  — ,  interessante 
Thatsachen  fUr  die  Würdigung  der  das  Brauwesen  Uberhaupt 
bedingenden  Verhältnisse  ergeben. 
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1.  Abschnitt. 

Das  bayerische  Braugewerbe  vor  und  um  1800 


Die  moderiK'  Kntuicklung  der  Bierlirauerei  in  Deutscli- 
Und  ist,  wie  bemerkt,  in  der  HauDtsacbe  von  Bayern  aus- 
gegangen ,  doch  machte  sich  daneuen  seit  der  Mitte  des 
Jaarhanderts  auch  der  EinflufiB  der  gleichzeitig  in  Auf- 
Bckwuiig  gekommenen  österreichischen  (besonders  höh- 
mischen)  Brauerei  mannigfiich  geltend. 

Für  die  auf  der  Grundlage  der  Verkehrsentwicklung  und 
Arbeitsteilung  einsetzenden  Faktoren  der  bayerischen  Brauerei- 
entwicklung waren  auf  dem  Gebiete  der  Gewerbegesetz- 
gebung  naturgemüfs  die  einheimischen  Verhältnisse  allein 
mafsgebend.  Die  dazu  kommenden  Fortschritte  der  Tech- 
nik fhijTogen  ^^riflfen  in  ihren  früheren  Anfängen  zum  Teil 
aucii  luii  norddt'utsche  Anregungen  zurück  und  erhielten,  ge- 
tragen un«l  fortgebildet  durcli  die  Gunst  der  das  Gewerbe 
bedingenden  einheimischen,  Staats-  und  volkswirtschaftlichen 
Zustftnde,  ihre  ncuzeidichen  Impulse  wie  die  meisten  anderen 
technischen  Gewerbe  vornehmlich  von  England  her,  wo 
bereits  seit  dem  18.  Jahrhundert  eine  grofse,  industriemttfsige 
Brauerei  entst;inden  war. 

ist  für  die  Geschichte  der  Brauerei  in  Deutschland 
eine  merkwürdige  und  nicht  allgemein  bekannte  Thatöache, 
dafs  bis  zum  Beginn  der  neueren  Zeit  nicht  Siiddeutschland, 
sondern  ursprünglich  N  o  r  d  d  e  u  t  s  c  h  1  a  n  d  die  eigentliche 
Stätte  der  ])eriihmten  deutschen  Brauerei  war. 

Hier  des  niiheren  auf  die  Darlegung  der  Verhältuis8e, 
die  im  17.  und  18.  Jahrhundert  diesen  Rollcntausch  bewirkt 
haben,  einzugehen,  würde  zu  weit  fuhren.  Soweit  sie  jedoch 
in  ihrer  Bedeutung  für  die  Vorbereitung  der  neuzeidichen 
Entwicklung   der  bayerischen  Brauerei  tibersehen  werden 
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konnten,  scheinen  sie  im  wesentlichen  folgender  Art  gewesen 
za  sein\ 

In  Nord-  wie  in  Süddeutschland  war  die  Brauerei  ursprüng- 
lich ein  landwirtschaftlicher  Nebenhctrieb  und  ruhte  in  den 
Händen  der  meist  wohlhabenden  Hufenbesitzer^  die  zum  Teil 
auch  Handel,  bezw.  SchilTahrt  betrieben.  Desgleichen  wurde 
in  den  Klöstern  die  ]^rau(»rei  eifrig  gepflegt.  Bei  der  «ich 
ausbildenden  Stadtwirtdc  haft  erhielt  auch  das  Brauwesen  mehr 
und  mehr  einen  gewerblichen  und  städtischen  Chnrakter.  Die 
Inhaber  der  städtischen  Brauereien  schlössen  Meii  dem  Zuge 
der  Zeit  entsprecheiul  zuftuuimen  und  bildeten  die  voruehmeu 
Brauergilden  K  Durch  die  Eintrftglichkeit  ihres  Geschäftes 
und  den  ausgedehnten  Absatz  ihres  Erzeugnisses  trugen  sie 
in  hohem  Orade  zur  Hebtmg  des  städtischen  Wohlstandes  bei, 
sodafs  es  im  Mittelalter  und  zui'  Zeit  der  Renaissance  ein 
bekannter  Satz  war,  dal's  die  „Brauuahrung"  neben  Il.iiidel 
und  8e!iit^'ahrt  die  Uauptquelle  des  Wohlstandes  vieler  Städte 
sei  und  daher  wohl  auch  ^die  güldene  Nahrung"  genannt 
wurde®.  Die  allgemeint"  Pro.s[»erität  von  Il  in.lel  und  Wandel 
in  jener  Zeit,  dir  vcrliältiiisinärsig  aiisp;-ebildeten  Verkehrs- 
bezielumgen  be6uu(lei.>  iiit"< »!;;('  «ler  Maelitstellung  der  Ilansa 
und  der  Mangel  an  anderen  (icnulsmitteln  verhalten  besonders 
in  den  Städten  der  norddeutschen  Tiefe) )ene  dem  Braugewerbe 
zu  einem  blühenden  Zustande.  Fast  jede  Stadt  hatte  ihre 
„Specialität**  von  Bier;  der  Ruf  mancher  derselben  drang  über 
Länder  und  Meere  und  vemnlafste  einen  lebhaften  und  weit- 
vei*zweigten  Bierexport*.  Zu  Anfang  des  16.  Jahrhunderts 
konnte  der  schwedische  Bischof  Olafs  M  a  g  n  u  s  noch  schreiben, 
dafs  wie  der  Wein  nach  Süden,  so  das  Bier  nach  Norden  zu 


*  Vergl.  hierzu  bi^bouciers:  SchmoUor,  Studieu  über  die  wirtachaft- 
liehe  Politik  Friedrich  des  Grorsen.  Xlt.  „Die  wnrfsdiaittichen  ZuBtftnde 
im  Herzogtum  Magdeburg."  Jidnbuch  für  GesetzgebuDg  etc  1887. 
8.  21  fT.  Desgl.  auch  J.  O.  Hof fmano,  die  Befugnis  zum  Gewerbe- 
betriebe,  ßerlin  l-Ml. 

*  Sie  waren  jedoch  keineswegs  immer  in  sich  abgeschlu&tea,  vielmehr 
war  das  jus  braxandi  UTSprttnglich  in  der  Regel  ein  allen  freien  Stadtbiirgem 
zusteticnrlos  Recht,  weshalb  nneh  in  manchen  Gkgeoden  (äaehMD«  Öster- 
reich elc.)  die  ..goldene  Freiheit'^  genannt. 

*  Hamburg  beispielsweise  grUadete  noch  bis  ins  14.  Jalu-Uuudert 
seinen  Wohlshmd  aof  die  rei^e  l^triebene  Brauerei.  Vgl  SchmoUer 

a.  a.  O.  —  W.  Naude,  DeutsclK  stiUltif^rhe  Getreidehandelspolitik  vom 
ir».  bis  17.  Jahrhundert  mit  bosunderer  Berücksichtigung  Stettins  und 
Hamburgs.    Schmollers  Forsehuagen  S,  Bd.  Heft  ö.    Leipzig  18m9. 

*  „Rostock  und  Lübeck  versorgten  damals  ganz  England  mit  liier 
und  gaben  so  den  Anstofs  zur  Entstehung  der  englischen  Kxportbrauerei : 
Eine  Menge  englischer  ifsbrauereien  ?  Vi  reibt  sieh  norh  aus  ilie.scr  Zeit 
her."  V.  d.  Pianitz,  Dm  bier  und  gerne  Bereitung  einst  und  jetzt. 
Manchen  ld79. 
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immer  besser  und  allgemeiner  würde:  Kord-  und  Mitteldeutsch- 
land galten  damab  als  die  eigentlichen  «Trinklande**  ^ 

Der  allgemeine  Niedergang  aber,  der  mit  dem  30 {ährigen 
Kriege  auf  allen  Gebfeten  des  deutscli  n  Wii  tsehaftslebens  er- 
folgte, zog  auch  das  Braugewerbe  mit  sich.  Wie  überall,  so 
wirkte  auch  hier  die  durch  das  Sinken  des  Volkswohlstandes 
erzeugte  ^rn^^o  Verminderung  des  Absatzes  lähmend  auf  die 
Produktion  tAu-, 

Da/u  kam  dif*  V«TnnrlilMssit,nni«::  drr  'I^echnik,  —  die  mehr- 
fach mit  (irr  Aufhebung  d<  r  KiusKM*  in  vielen  Gebieten  Nord- 
deutachlands  in  Zusammenhang  gebracht  wird,  —  das  Veröden 
vieler  Braustatten  und  das  Aufkommen  von  fremdländischen 
Genur»mitteln^  wie  Kaffee,  Thee  und  Schokolade  in  den  oberen 
Ständen,  —  von  Branntwein  in  den  niederen  Schichten  der 
ßevfSlkerung.  Vornehmlich  aber  war  es  das  Verhalten  der 
ßraugildc>n.  das  angesichts  dieses  ZuStandes  verhUngnisvoU  für 
die  Zukunft  des  Gewerbes  wurde.  Schon  früher  hatte  sich 
das  Bestreben  nach  Monojjolisierung  des  :itz<  s,  Fernhaltung 
aller  Konkurrenz  und  demokratiselier  Gleiehhereehtigung  aller 
^Brauoigner**  mannigfach  geltend  gemacht  Jetzt  traten  alle 
diese  Bestrebungen  mehr  wi»'  Je  in  den  Vordergrund.  Zu- 
nHch>t  wurden  die  Zwangrs-  und  Bannrechte  verschUrft.  Die 
Produktion  wurde  genau  nach  den  lokalen  Absatzbedingungen 
j,'eregelt,  und  da  der  Absatz,  wie  erwilhnt,  stetig  nachliefs, 
immer  mehr  herabgesetzt  Die  Zahl  der  brauberechtigten 
Bttiger  bezw.  Häuser  wurde  fUr  immer  als  unverriickbar  be- 
stinmit,  jedem  Braueigner  das  von  ihm  zu  brauende  Quantum 
voi^geachrieben  und  eine  scharfe  Produkti<»ns  -  und  Absatz- 
kontrolle geführt.  Da  bei  der  grofsen  Zahl  der  Brauberech- 
ti;:ten  der  Produktionsanteil  des  Einzelnen  für  einen  ständigen 
Betrieb  nicht  mehr  ausreichte,  wurde  das  Reihebraucn  ein- 
^i'fülirt,  \vonaeh  jeder  nach  dem  Lose  in  einem  bestimmten 
Turnus  die  ihm  vorgesehriehene  Anzahl  Sude,  viflfaeh  nur  in 
einem  besonderen  st;i<ll l-chen  Hi'auhaiise  ausluhren  mul">te. 
Dies  wirkte  natiirlieh  aut  das  ungünstigste  aul'  die  Produk- 
tion selbst  zurück  und  legte  nicht  nur  jede  fernere  Kntwick- 
hmg  des  Gewerbes  von  vornherein  lahm,  sondern  führte  not- 
gedrungen seinen  Verfall  herbei,  der  denn  auch  flberraschend 
schnell  eintrat:  die  wohlhabenderen  Brauer»  deren  Betriebs- 
stätten bereits  einen  verhältnismäfsig  grofsen  Umfang  mit 
weitverzweigtem  Absätze  gewonnen  hatten  und  auf  denen  in 


'  Vcrj;l.  auch  hierzu:  Knaust,  IHe  Kunst  dr^-  Hierbraueos  etc. 
Erfurt,  2.  Aufl.  Itjl4.  —  Grässe,  Bierstudien.   Dresden  1872. 

*  ^Min  wild  der  Sache  ntclit  enviel  thuD,  weun  man  anDimmt,  dafs 
die  Bmuergilden  jetxo  nicht  den  fünften  Teil  loswerden  als  vor  etwa 
'2^X)  Jahren.''  Unger,  Vom  Vcrtall  der  Biaunahmng  in  den  Städten  etc. 
Hannoversche  Gelehrten  Anzeigen  1702. 
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erster  lAmo  die  Blüte  des  Gewerbes  rti^tr,  nmfsten  ihre 
ProdukfioTi  mehr  und  mehr  einsclufinken.  8ie  verloren  dein- 
en tsj  »rechend  allmählich  das  frühere  Interesse  an  ihren  Be- 
trieb* n.  Selbständig  die  Brauerei  erlernt  zu  haben,  lohnte 
sich  nicht  mehr  und  war  (i}>erhaupt  aueh  fast  nirgends  Be- 
dingung zur  Gewerbebefuguis  gewesen.  Es  wurde  daher  mehr 
und  mehr  üblich,  auf  das  Recht,  seihst  zu  brauen,  zu  ver- 
siebten und  entweder  das  Braulos,  sobald  die  Reihe  traf,  an 
einen  dazu  Bereitwilligen  gegen  Entgelt  abzutreten,  oder  aber 
CBmeinschaftlich  einen  gelernten  Brauer  mit  der  Obemahme 
des  Brauen«  amtlich  zu  betrauen. 

Man  kann  sagen ,  dafs  das  Institut  des  „Reihebrauens" 
und  der  „Amtsbraucr**  das  Aufliören  der  Brauerei  als  Ge- 
werbe bedeutete,  diese  vielmehr  lediglich  eine  Pfründe  be- 
stimmter, bevorrechtigter  Ilansbesir/er  war.  Ks  war  die«  In- 
stitut des  Keiheljrauens  eine  Heimstätte  für  Liederlichkeit  und 
Betrügereien  aller  Art,  „ein  Lotterbett  für  Faulkeit  und  In- 
dolenz" ^  (Seliiiinller). 

An  mannigfachen  Versuchen  der  Regierung,  hebend  und 
reorganisierend  hier  einzugreifen,  fehlte  es  nicht.  Es  war 
immer  schon  viel  erreicht,  wenn  die  staatlichen  Behörden  mit 
bureaukratischer  Strenge  ttber  die  rechtliche  Innehaltung  der 

feschaifeneii  Ordnungen  des  städtischen  Brauwesens  wachten. 
Sine  radikale  Beseitigung  dieser  Zustände  würde  aber  an- 
gesichts der  mannigfachen,  materiellen  Interessen,  die  sich  im 
Laufe  drr  Zeit  an  diese  »^oknüjift  hatten,  als  ^^schreiender 
Rechtsbruch"  empfunden  wurden  sein*. 

Nur  ixuf  dem  Lande  hatte  sicli  allen  Zwangs-  und  Baun- 
rechten  zum  Trotz  auf  den  Kittei^ütern  der  Adeligen  und 
auch  auf  den  Domilnen  die  Brauerei  als  ein  gut  i;epflegtei-, 
technisch  vielfach  weiter  gebildeter  und  in  gröfserem  Umfang«? 

feübter  landwirtschaftlicher  Nebenbetrieb  erhalten  und  im 
laufe  der  Zeit  trotz  des  mannigfachen  und  hartnäckigen 


>  ^Das  Bmuwerk  war  8o  im  17.  Jahrbmidert  ein  Stfiok  komplizier- 
tester Gemcimle-  und  Genossensohaftsvcrfassuiij;  mit  allen  möglichen  Ord- 
nuni^cn,  Piiviloirien,  Frivnt  rechtstiteln  geworden,  begründet  auf  der  Loka- 
lisatioit  des  Markte«  und  der  städtiäthcn  Vorrechte,  die  beide  schon  mehr 
oder  weniger  sich  Uberlebt  batten;  naeb  innen  immer  oltearebiseher 
Bich  aus^i! Iciid,  all*'  ftrneiv  Rfwegung  und  allon  technischen  Fortschritt 
hemmend,  i'i»^  bnitHli<ten  MiOsbräiiehc  der  brimendiMi  imd  zugleich  an 
derSpit/e  der  iirauci'gilde  stehenden  Ilatamitglieder  deckte  die  preufsisohe 
Verwaltung  auf^  als  sie  1690— 92  an  die  Neuordaung  der  Bieisteaer  ging.^ 
Schmoll  er  n.  a.  O. 

^  So  gab  es  in  Einbeck  um  1752  beispielsweise  uii'ht  weniger 
400  Brauei^ner,  von  denen  bei  dem  gesunkenen  Konsum  und  Femver- 
kehr nun  jeder  nur  alle  2V  .!  Jahre  einmal  an  die  Braureihe  kam.  i^i 
et\vHi^(>r  Aufhebung:  der  diirtigen  HrnuvrrfuFsun^r  würden  nichtsdesto- 
weniger die  den  Eignern  zu  gewähren  gewesenen  Ablösungasuauiit»!  für 
die  Stadt  unerschwinglich  geworden  seiD.**  Vcrgl.  Cnger  a.a.O.;  auch 
Schmoller  a.  a.  0. 
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Widerstaiidos  der  Städte  Geltung  vorschafft.  Als  1810  endlich 
mit  diesen  mittelnUprlicliP!)  Zustünden  aufgoriiumt  wurde,  ge- 
langte von  diesen  Liindbrauereien  her  vieltaeh  erst  frisehe» 
Leben  wieder  in  daa  fast  gänzUch  erstorbene  städtische  Brau- 
gewerbe. 

Wir  ganz  anders  war  dagegen  die  Entwicklung  des  Brau- 
gewerbcö  iu  Bayern  vor  sich  gegangen! 

Zur  Zeit,  als  in  Norddeutschland  das  Brauwr n  .mi 
tiefsten  darniederlag  und  immer  dringender  die  Frage  behandelt 
wurde,  wie  diesem  Elende  abzuhelfen  sei*,  schrieb  ein  un- 
genannter Schriftsteller',  nachdem  er  von  dem  verrotteten 
Zoatande  der  Brauerei  in  den  norddeutschen  Stttdten  und  den 
daraus  entsprungenen,  demoralisierenden  Wirkungen  für  die 
Bürgerschan  derselben  eine  drastische  Schilderung  entworfen 
und  die  unbedingte  Aufhebung  ihrer  Branverfassung  befür- 
wortet, folgendes:  „Churbayern  hat  im  vorigen  Sekulo 
diese  Materie  glücklich  durcligesetzet.  Alle  hier  vorstehenden 
Hindernif>>r>  l;ig«Mi  im  \\''  ir«'.  die  Finanz- Collegien  machten 
ihre  Plans  den  Ohur-Fürstlielien  Projekten  entgri^en  :  di<^  Land- 
schalt  widerBetzte  sic  h  miichlig.  Nur  der  Churtürst  Maximilian 
war  uniMMveglich.  Er  hub  den  Zwang  anf;  die  Provinzen 
wurden  ilire*»  Irrthums  bald  inne;  die  Finanz-Collegien  wurden 
durch  Vermehrung  und  Abgang  des  Lnnddebeis  eines  anderen 
flbenseugt  und  der  ChurfUrst  konnte  glorieus  seyn  und  das 
ganze  Land  verehrt  dessen  Unternehmen,  so  lange  die  Welt 
stehet  Nirgends  als  in  diesem  Lande  trinket  man  nunmehro 
so  gut  und  wohlfeil  Bier  als  dort." 

In  diesen  Sätsen  befindet  sich  der  springende  Punkt,  aus 
dem  sich  die  grundverschiedene  Entwicklung  des  Braugewerbes 
in  Süddt^utsehland  gegeniib^T  der  in  Xorddeutschland  ergab 
und  bedeutsam  dafür  wnr  h  .  dafs  nachmals  von  Bayern  aus 
die  Umgestaltung  und  der  neuzeitliche  Aufschwung  der  Bier- 
brauerei erfolgte. 

Gegenüber  der  Selbständigkeit  und  Oligarchie  der  stUdti- 


'  S.  Un^er,  Drei  Abluuidliiiigen  in  den.  .Hannovenchen  Gelehrten 

Anzeigen.''  1 1'>2.  92.,  97.  u.  101.  Stück.  —  Ökonomische  Encyklopädie 
von  Krün  itz,  177n,  Teil  V  S.  1—287.  -  Un<?pr.  Vom  Verfall  der 
Braunahruri^  etc.  IIU.  Stück  der  Leipziger  Sammlungen  H.'iS  (über- 
nommen aus  den  Hannoverschen  Gelehrten  .Anzeigen).  —  Universal- 
Lexikon,  Hallc-Leipzif^  IT'll.  .4rt.  ..Brauerei". —  Ersch  und  Gruber, 
£ocrkio{)Hdie,  Bd.  X,  Xll  und  XII  .XnbHug.  —  Bcrgius,  Cameraii8tis<>he 
Bibliothek.  Nürnberg  1762.  —  Derselbe,  Polizey-  und  Cameral-Ma> 
^in.  —  In  all  diesen  Werken  und  AbhandlungeD  zahlreiche,  w^ter> 
nttirendf  Littf-rnriirnnclnveise. 

"  iüinea  vuniehmen  Cavaliers,  Herrn  von  G. . .  ^Gedanken  von  Auf* 
Dihnie  der  SCidte*.  —  Zinekes  Leipziger  Sammliinffen,  Bd.  XIV 
neo.  8.  873-880.  Kapitel  «Bier«. 
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sehen  Braaeigilden  in  Norddeutschland  war  in  Bayern  das 
Gewerbe  der  landcslierrliclK  n  Oberhoheit  unterworfen. 

ni<"  rjofuf^nis  zum  lietriebo  der  Brnnorri  erfol^'te  durch 
h(  rzogiiehe  Belehnung  und  wurde  vieltach  als  Onadensache 
autgeialöt.  —  Selbj^t  im  Besitze  vieler  Doiuanialbfauereien, 
hatten  die  bayerischen  Herrscher  von  jeher  ein  lebendiges  und 
zielbewufätes  Interesse  an  d^  guten  Zustande  des  heimischen 
Brauwesen«.  Besonders  auf  dem  Gebiete  der  .Bierpolizei* 
war  dies  fbr  die  Erhaltung  und  Ausbildung  der  Technik  von 
einer  Trag\veite,  die  sich  bis  in  unsere  Tage  lebendig  erhalten 
hat  Ks  ist  eine  seltene  Thatsacbe>  dafs  eine  Jahrhunderte 
hindurch  sich  bethätigende  Regiemngspolitik  in  einem  be- 
stimmten Falle  sich  bei  allen  sonstigen  systematischen  Re- 
organisationen in  ihren  Prinzipien  m  gleich  hh^ihen  konnte, 
wie  <li<'  bayerische  bezüglich  nes  Brauwe.sens,  dal-  hei  allen 
Uniu  alzungen ,  die  sicii  in  der  Staats-  und  \'ulks\virti>eliaft 
vollzogen  und  besonders  in  unserem  Jahrhundert  eine  gänz- 
liche Umgestaltung  herbeifbhrten,  die  aus  ihr  fliefsenden  MaTs- 
nahmen  in  manchen  Fidlen  nur  formell  gettndert  an  werden 
brauchten  und  zum  gro£Ben  Teil  aufrecht  erhalten  werden 
konnten,  ohne  dafs  der  veränd«  rt< ,  moderne  Entwicklungsgang 
des  Gewerbes  dadurch  wesentlich  aufgehalten  wurde. 

Nur  die  beziigliehe  Stenergosetzgebung  hat  viele  und 
durchgreifende  Amleniiigen  erfahren  müsson ,  ehe  es  gelang, 
die  fiskalischen  Interessen  mdir  und  mehr  mit  den  gewerb- 
lichen in  Einklang  zu  ]>ring<'n. 

Kin  kurzes  Eingehen  aut  die  das  bayerische  Biauuescu 
gewerberechtlich,  technisch  und  steuerrechtlich  betreffende  Ge- 
setzgebung wird  dies  bestätigen*. 

Die  Brauerei  gewann  in  BaTem  erst  seit  Anfang  des 
16.  Jahrhunderts  allgemeinere  Bedeutung.  nVcfttt  12.  bis  zum 
15.  Jalirhimdert  war  das  Bier  in  Süddeutschland  nur  von  vul- 
gärer Bed»Hitung"  (ürässe  a.  a.  O.).  Der  ursprünglich  vor- 
herrschende Weinkonsuni  und  die  im  Vergleieh  zu  Xord- 
(h'iitsehland  damals  noch  wenig  entwickelten  Voraussetzung*'!! 
cino  regen  I  lantlelsverke]ir>  liefscn  .Ii*'  Bi-auei'ci  mehr  auf 
der  Stufe  eiue.-^  laudwirtsjehaftlielien  Nebeubetriebcs  verharren. 
Zahlreiche  Verbote  des  Bierbrauens  bei  Getrcideteuc runden, 
denen  wir  vcmi  18.  bis  15.  Jahrhundert'  I>egegnen,  weisen 
auf  die  Geringwertigkeit  des  damaligen  Bieres  ausdrücklich 


^  S.  hierzu  besondere:  F.  X.  von  Moshamm«  Über  das  Itier- 
braurecht  in  Bayern.  Ingolstadt  1701.  —  L.  von  May,  Oosttz  Uber 
deo  Mslzau&chlag  vom  10.  Mai  Ibiii*,  Kuuuuentar.  £rlaiigeu  l!<ti^  — 
EiDleftimg  S.  1-69. 

*  So  1293  durch  Ludwii^  den  Strengen  Wid  durch  Kaiser 
r.iulwig  den  Bayer  für  oie  Stadt  Augsbaig  und  andere  ktsjerisehe 
.Städte. 
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hin  ttotl  bezeichnen  den  Verbrauch  von  Getreide  2um  Bier- 
brauen  als  Versehwendung. 

Alhihlhlich  änderte  sich  dieses  aber.  Die  Aiiöbildimg 
der  Technik,  die  besonders  durch  die  zahlreichen  Klöster  ge- 
torderr  wTjrde,  das  Nachhisäen,  bezw.  die  bei  der  Zunahme 
d»  r  i)<  \  ulkerung  nicht  nu  lir  zureichende  Weinprodnktion,  — 
das  trug  schon  deit  Beginn  des  16.  Jahrhuuderti^  zur  grölseren 
Verbreitung  des  Biergenusses  bei. 

In  diese  Zeit  Fullen  auch  die  ersten,  wichtigeren  Mafs- 
nahmen  der  Regierung  bezüglich  des  Brauwesens. 

Die  Handhabung  der  Gewerbegerechtigkeit  war,  wie  be- 
merkt, als  ein  AusfluÜTs  d(  r  herzoglichen  Gewalt  seit  1520  all- 
gemein an  die  landesherrliche  Genehmigung  geknüpft.  Man 
bezeichne  tc  die  Gewerbeberechtigten  gemeinhin  als  die  „bräuen- 
den  StHnde"^.  Es  waren  dies  1.  die  Ritterschaft^,  2.  die  Prä- 
laten und  ircistHchen  Stifter  und  3.  die  Stadt-  und  mark- 
j^ege>seii<  H  Biirj^er^.  —  Diesei-  ständischen  Gliederung  des 
Brauwesens  entsprang  eine  Keilir  von  Verhältnissen,  die  zwar 
viellach  —  besonders  auf  dem  Gebiete  der  Bierpolizei  und 
des  Steuerwesens  —  zu  mancherlei  Unzuträglichkeiten  fiüirteii, 
aber  andererseits  unzweifelhaft  wesentlich  dazu  beitrugen,  den 
Entwicklungsgang  des  bayerischen  Braugewerbes  vor  den  Ge- 
fiüiren  zu  bewahren,  denen  die  norddeutsche  Brauerei  erlegen 
war:  Diese  Privilegierungen  und  (»Exemtionen'',  die  den  beiden 
ersten  Stenden  in  so  vielen  Punkten  zu  teil  wurden,  bildeten, 
«0  oft  sie  auch  zu  weit  gingen,  einen  sehr  wirksamen  Hebel 
'^e^rn  die  ohnehin  leicht  zu  monopolistischer  und  oligarchiselier 
Interessen vertretuntr  neigenden  Bestrebungen  der  städtisclieu 
Gewerbsbrauer,  die  in  Norddeutschland  in  so  verhäugnisvoUer 
Weise  auscreartet  waren. 

Dazu  kam,  dafs  von  lölO  ab  allgemein  die  Berechtigung 
zur  Leitung  einer  Brauerei  an  eine  absolvierte  zweijährige 
Lehr-,  bezw.  Wanderzeit  geknüpft  war,  eine  Bestimmung,  die 
man  mit  Einfährung  des  Reihebrauens  in  Norddeutschland 
hatte  fallen  lassen*. 

'  ..Graten,  Freiherren,  Kitterschuit  uud  Adei.*^ 

'  Man  vergleiche  hiermit  das  fast  allgemeine  Verbot  der  Laud- 
hnmerei  in  NonMentachland ! 

Ks  sni  hierzu  eines  kurfürstlichen  Erlasses  gedacht,  der  einen  sehr 
bemerkenswerten  Beitrag  zur  Würdigung  der  Stellungnahme  der  Ke- 
«nf  diesem  Genete  liefiol  Diese  erliefs  unter  dem  18.  April 

ein  Dekret,  wonach  die  Erlan^^er  Branencunft  auf  ihren  zur  gericht- 
lichen Entflcheidnnp  vorgelptjtpn  Antrag,  einen  nichtgeleraten  Brauer 
äberhaupt  nicht  in  der  Stadt  zuzulassen,  dahin  beschi^eu  wurde,  dals 
^  nientgeleniter  Kftnfer  eines  BiSohauses  zwar  eogleieh  anrch 
einen  irelernten  Knecht  Bier  sieden  lassen  dürfe,  sich  selbst 
uhrr  alsbald  beim  Handwerk  ordentlich  anfdingen,  die  gewöhnlichen 
Lehrjahre  lernen  und  sich  freisagen  lassen  müsse  und  hiernach  erst  sein 
Magterlaer  machen  dürfe,  (v.  Hoshamm  a.  a.  0.) 
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Die  8eit  1520  fesigesetste  Handhabung  der  Gewerbe- 
gerechtigkeit zum  Brauen  erfuhr  übrigens  im  Jahre  1756  eine 
sehr  bedeutsame,  prinzipielle  Alirnidenmg.  In  Anbetracht  der 
mit  dem  Brauerei  betrieb  verbundenen,  auf  eine  lilngere  Zeit 
berechneten  Anhigen  wurde  der  bisher  bei  der  Brauerei  wie 
bei  allen  anderen  Gewerben  herrschende  Grundsatz  „Kunst 
erbt  nichf*  aufgehoben  und  damit  die  l)i.slier  ptrsönliehe 
Berechtigung  zur  Brauerei  in  eine  reale,  aut  den  Brauerei- 
anhigen  „radicierte*^  umgewandelt.  (Bayerisehes Landrecht 
ad  F  V.  Cap,  27  |  21.) 

Eb  war  dies  tlir  den  Betrieb  des  Braugewerbes  ein  ua- 
zweifelhaflter  Fortschritt,  zumal  die  Verpflichtung  technischer 
Vorbildung  nacli  wie  vor  in  Kraft  blieb.  Es  giebt  sich  hierin 
deutlich  eine  t'iir  die  Entwicklung  des  Gewerbes  wichtige 
Thatsache  kund,  nämlich  eine  allmählich  allgemeiner  gewordene 
Vcrgi-r^fs^Tanp^  der  Brauereianlagen,  besonders  infol^i^e  der  Be- 
nutzung von  Lagerkell  <'r  II  für  die  Snmmerbiervorrate. 
Zugleich  war  damit  auch  fiii  111*11  Teil  des  Braugewerbes  die 
Perspektive  eröflfnet  alhuähiieli  dem  in  der  Folge  zur  Geltung 
kommenden  Begrifte  des  „Fabrikbetriebes"  zugezählt 
und  damit  einer  liberaleren  Handhabung  der  bezüglichen  Ge- 
werbegesetzgebung teilhaftig  zu  werden*.  Gegen  E«nde  des 
18.  und  zu  Anfang  des  10.  Jahrhunderts  gab  es  auch  schon 
mehrere  gröfsere,  als  Fabriken  angesehene  Brauereien  in  Bayern. 

Relativ  am  ungünstigsten  gestalteten  sich  die  bis  zu  An- 
fang des  19.  Jalirhunderts  aufrecht  erhaltenen  Bann-  und 
Zwangsrechte,  die  „in  Bayern  das  ganze  gewerbliche 
Leben  mehr  denn  anderswo  überwucherten"  (Kaizl  a.a.O.). 

Vereinzelt  Huden  sie  sich  bei  dor  Brauerei  schon  seit  dem 
13.  Jahrhundert.  In  der  grol'sen  bayerischen  Gewerbegesetz- 
gebung vom  Jahre  1616,  die  für  die  Brauerei  von  hervor- 
ragender I)('deiitung  war,  wurden  sie  uitnler  aufgehoben^. 
Im  18.  Jahrhundert  lebten  sie  wieder  auP  und  vurnchmlich 
in  den  auch  aus  steuerrechtlichen  Gründen  sehr  ausführlichen 
Verordnungen  Uber  „das  Verhältnis  der  Brauer  zu 
den  Kot-  und  den  Freiwirten**  Yom  Jahre  1726  machte 
sich  alsbald  ihre  ungünstige  Wirkung  auf  das  Gewerbe  gel- 


^  „Hoch  erhaben  über  die  Beschrsinktm^rf  ii  J es  Kleingewerbes  waren 
die  Fabriken.  8chon  seit  Ende  defl  IS.  Jahrhunderts  wurden  mit  Vor- 
liebe FftbrUckonzessioDen  erteilt,  weil  ihnen  eine  wahre  Zauberkraft  zur 
Hebniig  di«  Wohlstands  sugeschheben  wurde.  Nie  wurden  tis  nnter  - 
das  Jocli  des  Zunft/wHiiccs  gestellt."  —  J.  Kaizl,  Der  Kampf  um  6e- 
werberet'orm  und  Gewerbefreiheit  in  Bajem  von  1792  bis  Schmol- 
lefs  Fonchungen  1879,  2.  Band,  1.  Heft. 

*  S.  das  obige  Citat  auf  S.  11. 

'  Mit  der  Wiedereinführung  der  Rannrechte  wurde  jedoch  die  Lnnd- 
brauerei  keineswegs  gesetzlich  aufgehoben,  wenngleich  sie  dadurch  th&t> 
■iditicb  wohl  mancherlei  Einschränkungen  erfahren  bat. 
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tend:  Dies  lostitiit  der  Not-  and  Freiwirte  zeitigte  bald  ein 
wahre»  System  von  Bestechungen  und  Gesetzesumgehungen 

aller  Art  «^piton-«  der  Br,in<'r,  um  sich  gegenscitr*]!:  die  Wirte, 
in?5he?:ondere  auch  die  Freiwirte  ahzujajjcn.  Alle  dagegen  ge- 
richtfteii  Maf^nahmon  fruchteten  nichts,  und  zu  Ende  des 
18.  Juhrhundcrtb  war  diese  Ausübung  der  gegenseitigen  Kdh- 
kurrenz  in  der  baverischen  Brauerei  anerkanuteruiarsen  zu 
einem  dffentlichen  sSkandai"  geworden  (v.  Moshamm  a.  a.  O.). 

Mochte  ee  anch  immerhin  ein  Zeichen  eines  r«ge  ent- 
wickelten Gewerbebetriebs  sein^  das  sich  in  dieser  ^Wirts- 
hatz*^  kund  gab^  -^'>  mangelte  ihr  doch  vollständig  jooeB  pro- 
duktive Element  Freilich  zeigt  sich  diese  Art  der  Konkarrena- 
verschärfung auch  im  19.  Jahrhundert  bis  zur  Gegenwart 
hdulig  und  bildet  eine  der  Schattenseiten,  die  die  Entwicklung 
des  Braugewerbes  mit  sich  grofsgez^gen  hat. 

Von  grOfster  Bedeutung  tür  die  Geschichte  und  Ent- 
wicklung der  bayerischen  Brauerei  ist,  wie  schon  augedeutet, 
die  das  VVesen  der  „Bierpolizei"  begreifende  Gesetzgebung 
ceweeen,  die  swar  in  manchen  Einzelheiten  kein  specifis^ 
SaTetrisches  Geprflge  trügt,  da  gleiche  oder  ähnliche  bier^liaei- 
ficne  Bestimmungen  auch  in  Norddeutschland,  sowie  teüweise 
im  Aaslande,  bestanden  ~,  sich  aber  in  ilirer  Bedeutung  fUr 
die  gewerbliche  Entwicklung  des  Brauwesens  dadurch  pnn- 
zipieTl  unterschied,  dafs  sie  von  „Landeswegen"  ans  cinheitlicl> 
n-cmgelt  war,  wahrend  sie  dort  mit  der  Autonomie  der  lokal 
überaus  zersplitterten  »Stadtrechte  Stand  und  liel,  Sie  bezog 
sich  im  einzelnen  auf: 

a)  die  Herstellung  des  Bieres. 

b)  den  Veikehr  mit  Bier  una 

c)  die  Kontrolle  Uber  beide. 

Die  fierstellang  des  Bieres  anlangend,  so  wurde  in 
der  bayerischen  Landesverordnung  vom  Jahre  1516  eine  Be- 
stimmong  erlassen,  die  den  Charakter  ja  fUr  den  Weltrof 
des  bajerischen  Bieres  bis  auf  unsere  Tage  grundlegend  gc- 
-^»'"rden  ist:  Nämlich,  dafo  „füran  allenthalben  in  unsere  Stette, 
Markte  und  n?if  i\om  T.ande  zu  keinem  Pier  m»»rer  Stnkh, 
dann  allein  Gersten,  iiopien  und  Wasser  genomuieu  und  ge- 
braucht sölle  werden." 

Wurde  gegen  diese  Bestimmung  angesichts  der  damaligen, 
teebniseh  acnwear  kontrollierbaren  Verhiltnisae  in  der  Folge- 
■eil  auch  noch  häufig  verstofsen,  wie  ans  lahhreichen,  auf 
■ie  «irockgreifimden  Erinnerongek  hervorgeht,  und  w^en 
•elbet  Ausnahmen  dagegen  in  vereinselten  FäUen  an* 
gelassen,  —  so  blieb  sie  doch  für  die  ganze  spätere  Gcseta- 
gebun^r  als  ein  Hauptpunkt  mafsgebond  und  wurde*  fast  w.'yrt- 
lich  in  die  Bestimmungen  dei  n'Mieren  ^falzstenerp^f^setzgebung 
übeniommen.   Gegenwärtig  bildet  sie  in  Bezug  auf  den  Aus- 
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eiclilurö  von  Malziiui  I  oj^jiteii  (U'ii  Initalt  dei»  bekainitcu  Artikel  7 
des  Gesetzes  Uber  den  Malzaufschlap:  in  Bayern. 

Von  niL'lit  geringerer  Bedeutung  für  die  Zukunft  des 
bayerischen  Bieres  war  ferner  eine  im  Jahre  1553  erlassene 
Bestimmung,  die  sich  in  der  Hauptsache  unverändert  bis  1850 
erhielt,  als  sie  infolge  der  durch  die  moderne  Technik  ge- 
schaffenen Vervollkommnung  des  Brauereibetriebs  ttberflClssig 
wurde. 

Nach  ihr  durfte  nur  in  den  \\  i  ntermonaten,  von 
Michaeli  (29.  September)  bis  zum  28.  April  gebraut  werden. 
Nur  in  Ausnahuiefüllen.  die  allerdings  später  so  gut  wie  zur 
Kegel  wurden,  durfte,  l)e8onders  wenn  die  Oröfse  des  Kon- 
sums es  erheischte,  die  Braukampagne  Ijcreits  früher  und  zwar  , 
gegen  besondere  Erhiubnis  begonnen  werden  ^  Der  Grund 
für  die.se  Bestimmung  war  teils  hygienischer,  teils  ökonomischer 
Natur:  Da  es  bei  der  rein  haudwerksmäfsigen  Brauerei  jener 
Zeit  nicht  möglich  war,  im  Sommer  gutes  Mak  und  Bier  her* 
zustellen,  so  war  diese  Malsregel  der  einzige  Ausw^,  um 
einerseits  das  Publikum  duroi  die  gesundheitschäoltchen 
Folgen  eines  mifsratenen  Bieres  zu  schützen  und  andererseits 
einer  unnützen  Verschwendung  von  Getreide  vorzubeugen. 

Für  die  Brauerei  jener  und  der  Folgezeit  hatte  diese  Be- 
stimmung die  bedentsnuK'  Wirkung,  dafs  die  Brauer  ver- 
anlafst  wurden,  dem  lur  den  Konsum  im  folgf^iden  Sommer 
bestimmten  Biere  besondere  Sorgfalt  zuzuwenden  Ks  mufste 
möglielist  kriiftig  eingebraut  werden,  damit  es  die  Lagerung 
bis  zum  naelijsten  Sommer  bezw.  Herbst  aushielt,  und  in  mög- 
lichst kühlen  Kellern  aufbewahrt  werden.  Selbstverständlich 
war  das  i^Sommerbier**  auch  teurer  als  das  gewöhnliche  Winter- 
oder Schankbier. 

Hiermit  war  der  Anstofs  zu  der  bayerischen  Lager- 
bierbrauer ei  (im  Gegensatz  zu  der  in  Norddeutscmand 
ehedem  üblichen  obergährigen  Brauerei)  gegeben,  die  hin- 
si€litli<h  des  Erzeugnisses  durch  die  bessere  Beschaffenheit 
und  Haltbarkeit  in  Verliindung  mit  der  Garantie  der  Reinheit,  — 
hinsielitlieh  der  te(>flni^^{•!len  Betriel)sfülirung  durch  die  sorg- 
f^lUigere  Braumctliode  in  Verbindung  mit  der  angeblieh  in 
einem  Kloster  zuerst  aufgekommenen  Untergährung  (Grässe 
a.  a.  O.)  und  der  bayerischen  Dickmaischmethode,  sowie  durch 

>  In  aolehen  Füllen  durfte  wohl  anch  Bier  aiw  anderen  Stldten  be- 

zozpn  worden.  So  gründete  sich  beispielsweise  die  sehr  entwickelte 
Hrauerei  der  Stadt  Tölz  in  Oberbayern  im  IH.  bis  AnfnnL'  des  19.  Jahr- 
hunderts darauf,  dafs  fast  alljährlich  groi'tie  Biersenduugen  nach  München 
abgingen,  wo  die  Produktion  mit  dem  waehaenden  KeriEontnm  damals 
noch  nicht  Schritt  zn  haltrn  vermochte. 

*  H.  J.  C.  Jacobseu,  Die  Fortschritte  der  Brauindustrie  in  den 
letzten  fünfzig  Jahren.  Vortrag,  gehalten  im  techniflchcn  Verein  zu 
Kopenha^^en.  Abgedruckt  in  der  ZettKhrift  fllr  das  geeamte  Braaweaeii* 
Manchen  1884,  8.  497-510. 
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die  Ausjitatiun:,'  mit  rati^nflfoyi  KHI^ranlag^n  .  ^ezw.  FeUer- 
kelh-rn,  —  diin  l>iyn>rh«  n  Wu  v  und  dem  Gewerbe  zu  der 
rncf!niiils  so  groistu  Bedeuiung  tür  die  heutige  Brauern  Uber* 
bitu^l  verhalt'. 

Eine  Reihe  von  Bestimmuiigen,  die  die  sogenaniUc  u^ä• 
ftlllrallg''r  d.  L  die  Bemessoiie  dm  aus  einer  beetinimten 
lleoge  Genie  bcsw,  Mals  xu  sidbeiideD  Bieres,  siim  Ckigen* 
stand  hatten,  Hndt  t  su-h  swar  in  der  Steueigesetzgebung',  bat 
aber  anch  zugleich  die  Fürsorge  für  das  Interesse  des  Konsoms 
war  Gnmdlage.  Ks  erhellt  dies  beispielsweise  aus  einer  cha- 
rakteristischen AiT-nnhmp^p'stimmTinpr  zu  Ouri-ton  (Vr  privi- 
liierten,  br;iii»  ii<l»  u  iSiainI«'.  tlt-iu-ii  viiic  UTi'l'xTO,  ^.-tussvliwpi- 
ff'Tid'^r»***  ( iiilVhihnm^  gestaltet  war.  „solanic»^'  <le»  sclüecbtCU 
Bit-i'*-  haliicf  kein  üt--i»chrei  im  l'ublieu  ciiuteliet." 

Ueri  Verkehr  mit  Bier  betrai'en  die  teilweise  in  die 
eigeoüiebe  GewerbeTerlassung  hinttbeigreifendeii,  sahhreichen 
Bestimmungen  über  das  Bierver  kaut s recht  und  das  schon 
Cflrwlhnte  Verhältnis  der  Brauer  au  den  Wirten.  Sodann  vor 
allem  die  den  Preis  des  Bieres  regelnden  Verordnungen,  die 
insgemein  das  bayerische  Biertazwesen  auemachen. 
Seine  Entstehung  füllt,  wenn  man  von  vereinzelten,  lokalen 
vorh  er;:«  pinj^onen  Bestimmungen  absieht,  in  das  Jahr  T'1<>. 
MÄnui;:^tai  h«  n  An<lerungf'n  und  Ergilnzunf^'en  *  untenvom  ii, 
deren  be«ieut«ri<bte  das  Bierreg^ulativ  von  1811  ist,  er- 
hielt es  sich,  in  der  Haujit.>ache  dieselben  GrundsÄtze  be- 
wahrend, rund  drei  und  ein  halb  Jahrhunderte,  bis  18C5. 

Die  groise  Bedeutung  dieser  Biertaxgesetagebung  für  das 
bayerische  Brauwesen,  besonders  flkr  dessen  yolkswirtsohaft- 
\km  Stdlung  und  gewerbliche  Entwicklung  in  der  Neuaei^ 
wird  an  anderer  Stelle  des  weiteren  erörtert  werden. 

l>er  ßiertaxe  und  den  auf  die  Herstellung  des  Bieres 
geri<*ht^t**n  Bestimmung:en  mtif^^tf  notwendig:  nu  entsprechendes 
K  o  I)  t  ro i l sy  s te in  zur  Seite  >tehen.  Naelulem  sclmn  an  ver- 
schiedenen Ortf»ri  Ix  .souderc  Behörden  daiür  geschnfVen  waren, 
ständige  Kummif>^iunt-n,  deren  Aufgabe  sich  auch  aiü  Stoiier- 
uud  Troduktionskontrollc  erstreckte,  wurde  1723  das  amtliche 
Institut  der  Bierbeschauer,  der  sogenannten  „Bierkieser"  ge- 
schaffen; Leute^  die  in  keiner  Weise  mit  den  Brauern  «yer- 
sippt*  sein  durften  und  durch  Geschmacksnrobe  die  ^Pfennig- 
rergiltigkeit"  des  Bieres  au  prüfen  hatten ^ 


*  8o  saeh  dofek  die  Vefordoung  von  1753«  wonseb  der  Sehsnk- 

nnd  Ganterpreis  if I«>biiidrj>rris)  des  Biers  alljalirlich  zu  Martini  beim  Ge- 
hpirnrn  IJat  unter  ZugninUeiegun^  rinr"?  l'robt'sudes  im  MUnrhenor  Hr.f- 
brauhHUso   ie  uach  den  Gersten-  und  IJopt'enpreisGii  in  der  Art  für  das 

Suzv  Land  festgesetzt  waide,  dals  er  aafimhslb  Mflnehens  am  einen 
auiiig  niodriger  pro  Eimer  war. 

IHe  jprivikgittteo  Stände  waren  jedoch  von  dieser  amtlichen  Bier- 
VmcIiso  berat,  da  sokbe  »gegen  ihre  StaBdessfars"  vstttofieB  lilite. 
rofwb— gm  Ql)  Xtt  ],  "  Strnvtt.  9 
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Als  lebendiges  Zouj^tits  jener  Zeit,  in  der  Hie  T'^dmik 
noeli  kein  anderes  Mittel  als  die  UeHclmiack.sproljo  zur  Be- 
urteilung des  Bieren  auf  seine  gesetzsmJlfsif^e  Zurtamiu'  iiset7un<^'- 
und  Bereitung  hatte,  ragte  dieses  Institut  der  Bierkiescr  bi?* 
in  die  Mitte  unseres  Jahrhunderts  hinein. 

Eng  mit  der  Geschichte  des  bayerischen  Brauwesens  ver- 
bunden ist  die  G^eschichte  de«  sogen.  „BieraufschlageH/ 
Er  war  der  Entwicklung  des  Gewerbes  verbftltnismttrsig  wenig 
günstig  und  zeitigte  eine  ununterbrochene  Kette  von  Mifs- 
ständen  nach  allen  Seiten  hin. 

Im  Jahre  1516  zum  ersten  Male  beantragt^,  wurde  der 
Aufiscbla;^:  1543  zuerst  und  provisorisch  zur  Deckung  von 
Kriegsschulden  auf  das  ein-^  und  ausji^efUhrte  T5ier  gelegt, 
15n5  in  seinem  Betrage  verdoppelt,  1572  abenn  tlr^  r>rlv»!it  und 
aucli  auf  das  im  Inlande  erzeugte  und  konsumierte  Bier  ^<^- 
legt.  Zu  diesem  sogenannten  „ersten  Bierpfennig'*  kani  1634 
der  zweite,  1672  der  dritte  und  sehliefslich  1706  der  \  u  rte 
Bierpfennig.  Das  Wort  „die  Fiskalität  wuchert  üchnell".  ver- 
dankte dieser  anhaltenden  Steigerung  des  Bieraufscblages,  zu 
dem  vielfach  noch  Lokal-  und  andere  Zuschlage  kamen,  seinen 
Ursprung,  (v.  Mosharam  a.  a.  O.) 

Daneben  her  zogen  sich  durch  die  ganze  Zeit  vom  16. 
bis  18.  Jahrhundert  die  Streitigkeiten  der  Regierung  mit  der 
„Landschaft"  um  die  von  ihr  erstrebte  „Verewigung"  des 
Aufschlages.  Selten  ist  die  Geschichte  einer  Steuer  so  un- 
ruhig verlaufen,  wie  die  des  bayerischen  Bieraufschlap^es.  In 
einer  Fi'dle  von  Verordnnnfjen  beziif^liili  der  Erliebung  und 
Koutrollienm«^  des  A utsc-hlajLCcs  suchte  sich  das  Streben  der 
Regierung  zu  err>eh(>])ten,  um  die  Erträge  deRsell)en,  die  für 
die  Staafcjschuldcnverwaltung  .schon  danial»  zum  springenden 
Punkt  geworden  waren,  angesichts  der  Menge  von  Exemp* 
tionen  und  Privilegien  und  der  noch  rohen  Ausbildung  der 
Steuertechnik  sicher  zu  stellen.  Je  länger  dies  sich  fortsetzte, 
desto  verwickelter  und  unerquicklicher  wurden  aber  die  Ver- 
hältnisse. Manche  der  den  privilegierten  Ständen  zugebilligten 
Exemptionen  behufs  Krlanprung  der  Bewilligung  zur  Erhöbung 
der  Steuer,  mulsten  allmählich  auch,  wenn  zwar  in  weit  be- 


j  Über  die  sehr  mteressante  Kntötehungi?jz:eschi.  hte  und  allmähliche 
Entwicklung  des  bayerisclien  Malzaufscblagcs  8.  Panzer,  Versuch  über 
den  Ursprung  und  Umfang  der  landständischen  Rechte  in  Bayern.  179S. 

-  I'IK;  wurde  die  bis  dahin  gestnttrto  Einfuhr  von  fremdom  Bier 
nach  Bajeni  verboten«  um  die  ioländiscbcD  Produzenten  zu  schUtxen. 
Nur  zum  Uauagebranch  durfte  von  eureerbalb  Bier  b^gen  werden.  1671 
wurde  dies  aber  auch  verboten  und  des  ferneren  noeh  „das  Hinau^lanfen 
\iiid  Zechen  der  Unterthaiiou  in  ausländischen  Wiit.^hänpeni"  bei  Strafe 
untersagt  Diese  Verbote  wurden  in  der  Folge  mehrfach  enieucrt  (1669, 
1780,  1750)  und  erst  dorch  die  AnfechlanTerordnang  vom  28.  Juli  1807 
§  80  au&er  Wirkeamkeit  geaetst  —  v.  May  a.  a.  O. 
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Bcluriiikterem  Malse,  den  gewerblichen^  brauenden  Bttrgem 
lagestanden  werden,  so  besonders  die  Zulassung  der  „Kom- 

fosition"  des  An&chlageSy  d.  i.  die  Begleichung  desselben 
urch  Zahlung  oinfs  Averniims  flir  oin  auf  oinrn  längeren 
Zeitraum  bemessenes  Pauschquantum  der  Prudukti  )!!.  Mit 
dieser  VerallgonieijuTung  der  Kornpo.siiion  war  fiher  der  De- 
firaude  in  weit  höherem  Mafse  als  bisher  Thür  und  Thor  ge- 
öffnet. Der  Steuerertrag  naliui  rapide  ab.  Während  er  in 
der  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  noch  ungefkhr  800000  Golden 
abgeworfen  hatten  betrogen  die  Einkünfte  von 

den  erattn  3  BlsipfeniilgSD:        vom  4>  Kerpfonnig; 
1777:   456  258GÖiden  — 
1792:   429  057     ,  149  921  Golden 

1798:   417  n?!      ^  148  230  ^ 

1700:    411  222      ,  147  115 

Ibüü;    332  071      „  140  055 

Dr-r  Ertrag  war  somit  seit  der  Mitte  des  .Tahrhundei-t> .  trotz 
anerkannt  steigender  Produktion,  bis  1800  t^st  auf  die  Hftlfte 
gesunken. 

Erst  dem  19,  Jaluhundert  sollte  es  vorbehalten  sein, 
diesen  zwei  Jahrhunderte  hindurch  verworrenen  und  ver- 
fotteten  Zostindea  ein  Ende  m  machen  nnd  auch  aof  diesem 
für  die  Entwicklang  des  Qevrerbes  so  wichtigen  Gebiet  er- 
folgreich Wandel  zu  schaffen. 

Alles  in  allem  aber  kann  man  das  Urteil  über  den  Ein- 
sals der  aof  das  Brauwesen  gerichteten  bayerischen  Gesetas- 
gebnng  in  Bezug  auf  die  Entwicklung  .desselben  dahin  zu- 
sammenfassen .  dafs  er  ein  günstiger  ircwesen  ist.  Trotz 
uifinchen  Widerstreites  rait  den  von  ihr  betroü'enen  gewerb- 
lichen Interessen  war  die  Gef<etzgebüng,  soweit  es  innerhalb 
der  gunzen  derzeitigen ,  sie  bedingenden  Staats-  und  volks- 
wirtschaftlichen Verfassung  überhaupt  möglieh  war,  stets  be- 
strebt, die  öffentlichen  Interessen  mit  denen  des  Gewerbes 
«nd  der  Produktion  in  Einklang  au -bringen.  Wo  dieses  Aus- 
nahmen erlitt;  wie  beispielsweise  bei  der  Steuergesetzgebung 
sowie  bei  den  Bann-  und  Zwangsrecbten  im  18.  Jahrhundert, 
da  ist  zu  bedenk»  !!,  dafs  auch  sie  eben  nur  ein  Ausflnfs  der 
g-epamten  verwiekelten  und  schwer  cnhvirrharen  mittelalter- 
liclt-n.  d»'m  Zu^^e  der  Zeit  entsprechenden  Institutionen  waren, 
und  dafs  andererseit-«  in  ihrer  nachgerade  zum  iiiifsersten  /^e- 
diile  nen  Uncrträglieiikcit  zu  Knde  des  18.  Jahrhunderts  der 
Antrag  ihres  Endes,  der  Keim  tles  notwendig  über  kurz  oder 
lang  an  gewärtigenden  Zaswnmenbmchs  lag»  der  dann  auch 
unmittelbar  mit  dem  Anheben  des  19.  Jahrhunderts  eintrat. 

•  Au'*  Frlir.  %<>n  Krenner.  HuyariMiheT  Fiiianzzustand  in  den 
Jahrpn  1777.  17'.*L'.  17"»"',  17!i".»,  isiio.  München  1H0;3.  —  S.  Rivet,  OllSf 
den  MalzaufschUg  in  Bayern,   liaua  Archiv,  V.  Band,  1H43. 

2» 
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Die  Lage  der  bayerischen  Brauerei  zu  Ende  des  vorigen 
Jahrliuiulorts  bestätigt  dies  Urteil  vollkommen  ^  zumal  wenn 
man  nich  dabei  die  oben  .skizzierte  Entwicklung  und  den 
gleichzeitigen  Zustand  des  norddeutschen  Braugewerbes  gegen- 

Wärtig  hält. 

lynn  Bier  maclito,  wie  Freiherr  vdii  Krcittmayr^  zu 
jener  Zeit  srhricb,  .,das  fünfte  Element  in  Bayern"  aus. 

„Das  eigentlich  bayerisch  Haupt-  und  Nationnlgewerbe 
ist  die  Ricrhrauerey",  sclirieb  liiuihardt-  711  Anfang  unsere« 
Jahrhunth.rta.  —  Die  Brauereien  waren  zahheich  verteilt  und 
hatten  besonders  in  den  Städten  an  Zahl  und  Umfang  ge- 
wonnen. Die  bürgerlichen  Braugerechtigkeiten  wurden  sehr 
hoch  im  Wert  geschätzt.  „Man  hat  Beispiele,  dafs  solche 
Brauhäuser  und  Braugerechtigkeiten  samt  aXUm  zugehörigen 
Gebäuden,  Feldgründen  u.  dergl.  um  30—40000  und  mehr 
Gulden  verkauft  sind,  es  gilt  daher  auch  in  Bayern  das 
Sprichwort:  „Brauen  bringt  den  Bürgern  goldene  Nahrung'"' 
(v.  Moshnmm  a.  a.  O.).  In  Korddeutseliland  wurde  zur 
selben  Zeit  über  das  „Veröden"  so  vieler  Hrautstätten  geklagt. 

Waren  auch  die  Unters(diiede  von  Grofs-  und  Klein- 
betrieb in  ihrer  heutigen  Bedeutung  noch  unbekannt,  und  war 
der  Charakter  des  Gewerbes  im  allgenieinen  noch  der  eines 
wohlgepflcgten  Handwerks  ^  so  gab  es  doch  schon  einige 
fabrikännliche  Brauereien,  die  duiäi  GrOfse  und  Vollkommen- 
heit der  Anlagen  und  Betriebseinrichtung  bedeutend  hervor- 
ragten. So  die  „grofäe  Brauerei"  zu  Burgfahrnbach  bei 
Nürnberg,  die,  dureli  Göpclwerk  betrieben,  zu  ihrer  Jahres- 
produktion um  das  Jahr  1790  <  a.  6000  hl  Gerste  und  Weizen, 
ca.  50  Centner  Hopfen  und  1500  Klafter  Holz  verbrauchte 
und  dazu  eines  flfissij^en  Kapitalf^  von  ca.  50  000  Gulden  be- 
nötigte'*, im  ^^an/en  demnach  sehon  derGrrdse  eiiuM*  „mittleren" 
Brauerei  der  GcL-^enwart  entsprach.  —  Koch  grülöer  war  der 
Betrieb  des  Münch  euer  II  o  f  b  rä  u  h  a  u  s  es.  17^9  ISuO 
hatte  .seine  Produktion  jdie  noch  nie  zuvor  erreichte  Höhe 
von  1703G  Eimer  10280  hl)  Winterbier  und  20635  Eimer 
(«=  12300  hl)  Sommerbier  erreicht.  Es  war  im  Jahre  1589, 
zu  einer  Zeit,  da  es  mit  der  Braukunst  in  Mttnchen  noch 
schlecht  bestellt  war,  gegründet,  um  den  Bedarf  von  Bier  am 


*  Aoroerkungeu  zum  bayerischen  Laudrecbt.  Teil  II,  Kap.  YIIL 
Ii  23  Ziff.  30. 

*  „Über  den  Zustand  des  Königreichs  Bayern  nach  amtlichen  QuelleD'*. 
Stutteurt  u.  Tübingen  1^25.   H.  Bd.  S.  88. 

^  1792  zählte  man  durchschnittlich  zwei  GeeeUen  und  eiiieu  Lehr- 
ling auf  eine  Braustttte.  J.  B.  Herrmann,  ökonoimsche  Beitrage  zur 

Bierbrauerei.    Münclipii  l'^Or>. 

*  Die  ^Tofbo  Brauerei  ?.n  Burgfahrnbach  bei  Nürnberg)  beschrieben 
von  einem  Augenzeugen.    Nürnberg  1791. 
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heraogliclieii  Hof  zu  decken,  der  bislang  durch  kostspielige 
BeiOge  ans  Einbeck  im  Hannoverseben  oder  aus  Zschopaa 
in  Sachsen  durch  Vermittlung  eines  Nürnberger  Handelshauses 
bewirkt  worden  war.  Die  besondere  Güte  des  Einbecker 
Bieres  gab  im  Jahre  1614  unter  Maximilian  I.,  dessen  Re- 
gierung für  das  bayerisclie  Brauwesen  überhaupt  sehr  be- 
deut?iani  war,  Veranlassung,  durch  einen  extra  aus  Einbeck 
ver^^ehriebenen  Braumeister  dasselbe  im  Hotbriiiihause  nach- 
zumachen. Der  Versuch  gelang  allmiildichj  und  im  Laufe  der 
Zeit  fand  die  Bereitung  dieses  Bieres  auch  in  anderen  Mün- 
chener  Branermen  Eingang,  so  dafs  thatsMoUieh  hier  die 
norddeutsdie  Brauerei  fir  die  sttddentsche  unter  Vermitthmg 
der  landesherrlichen  Regierung  anregend  gewirkt  hat  Ziem- 
lich allgemein  gelit  heute  die  Vermutung  dahin,  dafs  Jenes 
Bier  nach  Einbecker  Art  das  Prototyp  des  heutigen  Mttnchener 
Bockbieres  ist. 

Die  Regierung  betrieb  ül)rigens,  wie  selion  a.  Ji.  O.  er- 
Withnt,  eine  gnifsere  Anzahl  Domanialhrauercien,  die  sich  als 
eine  sehr  einträglielie  Einnahmecjuellr  erwiesen. 

Die  Technik  war  zwar  noch  durchaus  empirisch  und 
handwerksmäfsig,  aber  durch  den  regen  Betrieb  leidlich  ^ut 
in  Übung*.  Besonders  in  den  KUtotem'  war  sie  soiglich 
gepflegt  und  yielfiich  weitergebildet 

'  Ein  wertvoller  Umstand  hierfür  im  Gef^cimtz  zu  Xorddeutsclihmd 
war  der  obliKfttoiischc  Lehrzwang.  War  derselbe  zwar  auch  uicbt  au 
m  ■■iminfinir  Verpflichtungen  gemmdeii  wie  bd  snderen  Gewerben, 
Torrohinbch  wegen  der  relativ  beschränkten  Macbtsphäre  der  Innungen  — 
das  Recht  der  Brauerei verleihunj;  war  bekanntlich  Ifindesherrliches  He- 
adl  — .  ßo  war  er  doch  in  der  liaupteache  fest  geregelt;  nämlich  3  Lehr- 
fän,  2  WandeijiUire  (diese  aber  nicht  immer  durchaus  obligatoriscb)  and 
darauf  nach  dorn  Vcrbrauen  des  Meisterbiers  VeriflUuuig  des  nediteii  seUH 
ttkodia;  einem  Urauereibetriebe  vorzustehen. 

"Die  KlOeter  erfreaten  eieb  ttborbaupt  dar  allgemeinen  Gunst  der 
saf  das  Brauwesen  besfigÜchen  Verhältnisse.  Von  der  Geeetigebung  mit 
mannigfachen  Privilegien  und  Elxemptinnon  bedacht.  kam»>n  ihnen  dif  Brau- 
mstoiaUen  (Gerste,  Hopfen«  Uols),  soweit  sie  diese  nicht  selbst  bauten, 
teeh  SSehntebgaben  and  milde  Ssramiongen  la.  Dee  Verbot  des  geweib- 
mäfsigen  Ausschanks  ihres  Lrzeugnisses  wurde  nicht  sonderlich  streng 
sehaudhabt  und  in  mannigfacher  Weise  umgangen,  wozu  die  damals  im 
Verkebxsleben  überwiegende  Naturalwirtschaft  leicht  die  Hand  bot 
(V.  MoehaaiDi  a.  a  O.)  —  Die  Mönchsi>rden  waren  fast  simtHob  bn 
Beaitx  TOn  Braugerechtigkeiten.  Für  die  Neuzeit  besonders  bekannt  ge- 
woiden  ist  die  anter  der  Kegierung  des  Kurfürsten  Ferdinand  Maria  IbiO 
dm  Paula  D er  IMiNlieB  in  Mflnwen  verliebene  Braugerechtigkeit  Ihr 
JBfalbecker  Art  gebrautes  Doppelbier  wurde  bereits  frühzeitig  nnter 
Nameij  _Salvatorbier"  (auch  „Salvatoröl")  berühmt.    Nach  der  Me* 


der  Klöster  (1799)  ging  im  Jahre  1803  das  ehemalige  Braa- 
der  Panlaner  kioflicb  in  den  Besits  des  Brauers  Xayer  Zaoberl 
üb«>r,  der  ziiglotch  das  alleinige  Keeht  erwarb,  das  Salvatorbier  brauen 
und  ausocbenken  /.u  dürfen.  Diese  Brauerei  ist  die  gegenwärtige  Aktien- 
brauerei, vormals  Gebrüder  Schmederer,  in  München,  deren  oekanntes 
Salvatorbier  eile  Ml^abre  diei  bis  rier  Woeben  Ing  mim  Absats 
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Die  mechanische  Arbeit  im  Brauhause  geschah  durch 
Handbetrieb,  seltener  durch  TiergOpel.   Von  der  Natur  des 

gesamten  Bi  auprozesses  als  eines  komplizierten  chemischen 
und  physiologischen  Reihenvorganges  atinte  man  .so  gut  wie 
noch  nichts  ^  Bei  der  absoluten  Unverstiindlichkeit  dieses 
Prozessos  und  dem  nnorwartofon  und  uncrklärlidien  Auftreten 
80  vieler  Erscheinungen  Vx  i  diesem  war  es  naturlich,  dafs  der 
Ahcr^laube  und  die  (J'  lieininiskrämerei  hier  ein  ganz  be- 
souderci  fruciitbares  Feld  fanden-. 

Die  Faciditteratur  über  da«  Brauwesen  jener  Zeit  i.st 
zwar  schon  zicuilieli  reichhaltig,  stellt  aber  meist  nur  Uezept- 
sammlungen  dar*.  Nur  in  wenigen  aus  dem  Englischen  über- 
setzten Büchern,  sowie  in  einem  deutschen  Werk  —  F.  A. 
P  a  u  p  i  e :  ^Die  Kunst  des  Bierbrauens'*,  Prag  1794,  3  Bände  — 
wird  der  Versuch  gemacht,  die  Vorgänge  des  Brauprozesges 
wissenschaftlich  zu  erklären.  Besonders  das  genannte  Werk 
von  Pauiti«'  hat  hier  bahnbrechend  gewirkt  und  steht  auch 
heute  nocn  in  der  brautechnischen  Fachlitteratur  in  i'erdientem 
Andenken. 

Dies  im  aligemeinen  der  Zustand  des  Brauwesens  in 
Bayern  gegen  Ende  des  18.  Jahrhunderts. 

Als  Illustration  des  vorstehend  AusgctVdirten  möge  zum 
JSchlufs  noch  ein  kurzer  Auszug  aus  einem  da.s  bayerische 
BrauwesCT  jener  Zeit  behandelnden  Werke  Platz  finden,  worin 


■  Wsnigstens  in  den  Ryeisen  der  Oewerbtrdbenden.   Im  UniTer- 

8al-L(  xikon  von  1733  findet  eich  allerdings  sehen  die  fUr  jene  Zeit 
sehr  bemerkenswerte  Aufseninff:  „Nun  ist  da«?  Biorbranon  8ol  l  «  .Sache, 
welche  wegen  der  dabei  vorkoaiinenden  GähruD|^  fast  das  wichtigste 
Kafntel  von  der  Natnr- Lehre  und  Chemie  ansmaebt,  dabey  eo  mancnee 
versehen  werden  kau,  dafs  man  denen  Ursachen  nicht  allemahl  beyzu- 
kommen  und  abzuhelfen  weils;  dererjenipen  Fehler  zu  L-'esichweipren.  welche 
von  Unfleifs,  Unflätherey  und  Bofsheit  entstehen  uiüijen".  iS.  1797).  — 
Aneh  in  der  Encyklopädie  von  Ersch  und  Grub  er  wird  das  Biea^ 
brauen  „ein  chemischer  Prozefs,  I  i  weit  mehr  Kunst  als  die  Bereitung 
eines  reinen  Weins  erfordert  ',  genannt. 

*  S.  darüber  auch  bei  Grässe  a.  a.  O.  —  Auch  in  der  oben  er- 
waliiiten,  i'omt  sehr  saehlichen  8childenmg  der  giofiben Brauerei  zu  Burg- 
fahrnbach kann  der  Verfasser  es  sich  nicht  versagen,  am  Sc1ihi8?e  <lie 
ernstliche  Vermutung  auszusprechen,  dals  der  dortige  Bräumeiater  wegen 
seines  aufsergewöhniich  guten  Biers  ^wohl  mit  dem  Schwanen  im  Bunde 
sei".  —  Bei  den  Klosteirbrauereien  spielte  oft  der  GHaabe  an  einen 
..starken,  h'  inilichen  Segenspnich"  der  gHftlichen  Brauer  bei  der  Malz- 
und  Bierbereitnng  eine  Holle  für  die  gute  Meinung  über  das  Klosterbier. 
S.  dazu  die  tragikomische  Histoiie  «Der  Malamöneh  von  Zittau".  G  r  Ks s  e , 
„Bagenschatz  des  Königreichs  Sachsen".  2.  Aufl*  Dresden  1874.  2.  Bd. 
St&ek  Nr.  82<'». 

'  In  den  erwkiiuten  Knc^klopiidieu  und  Zeitschriftej»  des  vorigen 
und  des  beginnenden  19.  Jahraunderts  findet  sich  eine  Fülle  besQglioner 

Li tteratimi ach  weise,  ans  denen  sieh  eine  recht  umfan^^n  lche  Bihlio^xraphie 
Uber  di(>  l  ecluiik  und  die  kanioralistiFchcn  Verhält&isse  Uei'  BrftUerei  in 
Deutschland  vor  1800  zubaiumenstelleu  liei'be. 
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mit  der  dem  ZettgenoMen  eigenen  Lebendigkeit  und  AnBchau- 
lichkeit  ein  Bild  von  der  wirtischaftüchen  und  socialen  Lage 
deaeelben  entvorfen  wird  und  bereits  deutlich  die  Keime 
wahrzunehmen  sind,  am  denen  vornehmlich  der  technische 
Aufächvrnng  und  die  neuzeitliche  Umgestaltung  der  gewerb- 
lichen Produktion  hervorgegangen  nind^: 

„  ...  Es  ist  bekannt,  dafs  zum  Fache  den  Bicrbr.nuns 
meisteiLs  rohe,  starke,  massive  Mf*nsclif*ri.  der  schwereii  Arbeit 
wt^'«'ii.  \v\(f  man  lorlauljto,  büötimmt  unnlon,  ohne  sich  im  .^e- 
riügöicu  uiu  Talente,  Fähigkeit«  ii,  liikluu^  des  Verstandes  etc. 
dabei  zu  ktlmmeru.  Viele  Jahrhunderte  hindurch  wurde  nun 
dieae  an  sich  ao  schöne  Ennat  des  Brttuwesens  von  gedanken- 
loaen  Menschen  blo(a  nach  dem  mechanischen  Erlernen  als 
ein  Handwerk,  und  nacli  blinden  Regeln  einer  so  herkömm- 
lichen und  fortdauernden  Gewohnheit  getrieben.  Es  konnte 
gar  lange  niemand  einfallen,  hierüber  etwas  zu  schreiben,  da 
nie  meisten  Brauer  in  älteren  Zeiten  weder  1»  -*'n  tk  <  b  schreiben 
konnten.  Wir  haben  zwar  j<'tzt  scbon  eiiii^c  lirauerschriften 
erlebt  ,  die  alle  aber  sehr  über  den  bisherigen  Zustand  des 
Briluweoens  klagen  und  die  lautesten  \^'ünschc  ilufsern,  in 
diesem  Fache  recht  bald  Verbcsserungen  und  grölsere  Fort- 
tvhritte  zu  sehen!  —  Stellen  wir  uns  einen  Brauer  bisher 
gewöhnlicher  Art  vor,  der  sein  Werk  nun  schon  seit  Tielen 
Jahren  betrieben ,  der  reich ,  ansehnlich  unter  seinen  Mit- 
bürgern und  mit  aller  Behaglichkeit  dahin  zu  leben  gewohnt 
ist  (!),  der  strenge  und  mit  eisernen  Vorurteilen  an  seinen 
alten,  ]»rakti8chen  Hegeln  haftet,  (bm  rs  etwa  unter  zehn 
Süden  siebenmal  gelingt,  ein  gutrs  Hier  zu  bnuicii  (dies  sehr 
bezeichnend!).  Mögen  wir  etwa  glauben,  dals  dieser  Maim 
»ich  v\  ulil  um  alles  in  der  Welt  entschliefsen  würde,  irgendwo 
*ich  über  sein  Fach  besser  unterrichten  zu  lassen?  Und 
bCtaten  wir  aneh,  er  wolle  dies  wirklich  thun,  so  entsteht 
allererst  die  Frage,  wo  wird  er  Belehrung  finden?  Etwa  bei 
einem  anderen  Brauer?  Dieser  wird  ebenso  wenig  in  seinem 
Fache  gegründet  sein,  oder,  wenn  er  etwas  mehr  weil's,  ihm 
Mfine  Vorteile  des  Eigennutzes  halber  nicht  mitteilen.  Es 
war  bisher  vielleicbt  selten  ein  Stand  unter  den  Handwerkern 
I  geheimni8v<»ll  und  zurückhaltend  mit  dem,  was  jeder  ein- 
zelne vor  doiii  anderen  wiilcie,  aU  eben  der  l^rauersUmd. 
Alles  Wii5s  in  der  Liit«  rwt  isung  im  llraiion  li^efii-bali,  war  alles 
eine  vertmuliche,  niuiicüiehe  Ubergabe.  Starb  nun  ein  alter, 
iieschickter  Brauer,  ohne  einen  Sohn  zu  hinterlassen,  dem  er 

*  Joh.  Hapt.  Herrmann,  PkofeMor.  der  Physik  und  Chemie  in 

Müncbeu:    ..Gonieiniifltzige   Beiträgr-   zur  <>k(»ii'Muio  (1(.'>    ]'r:iu \ve^sfn^^". 

Hrft.  Aubang:  ^Einijre  Gedaaken  zur  Erricbtun^  einer  ÖrteutUchen 
behranatult  über  die  OkoDomie  des  Brauwcseas.  Eio  Seiteustück  zu  J. 
(}.  Hahns  Vonchlage  etc.  in  Nr.  224  des  JMcbs- AnssigerB  von  It^". 


Digitized  by  Google 


24  XII  1. 

sein  ganzes  Wissen  nml  Krfalircn  mitteilt«*.  s<i  trug  man  mit 
dem  Alten  auch  alle  Schiitzc  sfiiu  r  vie!jäliri;;i  !i  Erfahrungen 
zu  Grabe,  die  dor  Kachwelt  so  vurteilhat't  Uitiien  könnten,  da 
mau  bisher  noch  alle  Theorie,  d  i.  alle  Lehre  von  chemischen 
Gesetzen,  bei  dieser  Klasse  vcruiifste,  wodurch  man  freilich 
schon  manches  voraus  hfttte  besitinimen  können,  was  durch 
teuere  Erfahrungen  der  Natur  oft  erst  spät  abgelernt  werden 
mufste  

„Ich  sehe  seit  einig(ni  Jahren  wirklich  eine  AufklärungM- 
periode  In  dem  Braufache  beginnen.  Man  unterscheidet  des> 
nalb  schon  füglich  die  neuere  Art  zu  brauen  von  der  all  n. 

Die  freilich  aus  dem  ganzen  Brauerstnnde  noch  wenigen  Teil- 
nehmer und  Beförderer  dieser  guten  Sache  beschäftigen  sich 
unablässig;'  mit  Nachdenken  und  Vcrsiu  lieti ,  um  die  lichand- 
luugaart  dieses  Faches  immer  m(rhr  tnid  mehr  auf  Grundsätze 
zu  bringen ,  und  auf  diese  Weise  nach  uiul  nach  eine  wohl- 
geordnete I>raulelire  vorlegen  zu  krumcu.  —  Der  Nutzen, 
welcher  durch  die  neueren  verl)e8sertcn  Kenntnisse  im  Brau- 
fache schon  wirklich  erzielt  worden  ist,  ist  vielleicht  grölser, 
als  sich  viele  vorstellen  mögen. 

Es  folgt  sodann  die  Be^-riindung  der  Notwendigkeit  einer 
Brauerschiile  und  deren  Skizzierung  wie  folgt: 

„1.  Die  Erricditunfx  einer  solehon  Leliranst'ilt  ge- 
schieht auf  Befehl  und  nach  dem  Willen  der  höchsten 
Staatsregierung. 

2.  In  einem  jeden  Lande  oder  Provinz  soll  eine  solche 
Unterrichtsanstalt  sein. 

3.  Es  soll  hierzu  ein  solcher  OH  gewählt  werden,  in 
dem  ein  bedeutendes,  landesherrliches  Brauhaus  sich 
befindet 

Die  Gegenstände  des  Unterrichts  sollen  sein: 

A.  Brautechnologie,  Brauen  von  braunem  und  weifsem 
Bier  mit  Einschlufs  des  Mülzens. 

B.  Branntweinbrennen,  das  mit  jeder  Brauerei  gewöhn« 
lieh  verbunden  ist. 

C.  Essigmaclien  (Frucht-  und  Obstesaig)* 

D.  I  lefenbereitun^". 

E.  li<>|>t('iilinu.  wozu  ein  kleines  StUek  Feld  nötig  iet, 
um  den  Hojjfenbau  auch  praktisch  zu  zeigen. 

F.  Braukunst  und  Braumechanik,  worin  a)  die  vor- 
teilhafte Anlegung  einer  Braustätte,  b)  die  Einrichtung 
der  holzersparcnden  Brau-  und  Brennöfen,  der  Malzdarre, 
sowie  aller  erforderlichen  Gerätsehaften  und  Braugeschirre 
und  c)  der  Mechanismus,  der  beim  Brauwesen  zum  Nutzen 
sowohl  als  zur  l-j-ieiehterung  der  Arbeit  angewendet 
werden  kann,  gelehrt  wird. 

G.  Brau-KechnungsfUhrungs-Kunst. 
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Der  Lehrkörper  sollte  aus  zwei  praktischen,  einer 

theoretischen  Kraft  bestehen;  der  Besuch  wäre  obligat 
für  jeden,  der  eine  Braugerechtigkeit  übernehmen  oaer 

als  Braumeister  angestellt  werden  sollte. 

Das  Bierbranen  sollte  ans  der  Zahl  der  Ilandwerks- 
/.iinfte  ausgestrichen  und  zu  einer  Kunst  erhoben  sein) 
ötatt  Brauhandwerk  —  Braukunst.  .  .  .* 

Hen*mnnn  schliefst  mit  einer  Steile  aus  der  von  ihm  an- 
göogenen  Abliandlunf^  von  Hahn: 

„Ich  lasse  es  bei  diesen  Vorschlägen  bewenden  und 
wünsche,  dafs  er  von  erfahrenen  Männern  geprüft  und  viel- 
leicht auch  ins  Werk  gesetzt  wurden  möchte.  Giebt  es  doch 
eine  Menge  Lehranstalten  aller  Art,  die  gewifs  viel,  sehr  viel 
zur  Ausbildung  von  Deutschlands  Nätionalgrölse  beitragen; 
warum  sollte  es  nicht  möglich  sein,  daTa  auch  hie  und  da 
noch  einige  Mttnner  lebten,  welche  Sachkenntnis  und  Klugheit 
genug  besäfsen,  um  auch  für  das  Brauwesen  eine  besondere 
Ijehranstalt  zu  grtinden,  die  wirklich  sehr  wohlthtttig  und 
nQtalich  sein  wttrde/ 
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11.  Abschnitt. 

Die  Entwicklung  des  bayerischen  Braugewerbes 

seit  1800. 


A.   Die  Entwicklung  von  1800—1865. 

1.  Kapitttl« 

Oewerlierechtliehe  Vmw&lznii||;en;  Wesen  und  wirtschafOiehe 
Wirkungen  des  bayerisehen  Biertaxwesens. 

Tm  Jahro  1709  wurde  Maximilian  Jos«  ]» Ii  Kurfürst 
von  j^aycrti.  Mit  iluu  he}>t  für  clu^  Land  ein«'  neue  Zeit  an. 
Im  Jahre  i8Uü  zum  Jvoni^rciche  erhüben,  durch  dir  I^esi-ldüsse 
dos  Wiener  Kongresses  im  all^roraeinen  die  heutige  gco^ra]»lii>ehe 
Abrundung  erfahrend,  eröUnet  es  18 IS  durch  Kiniührung 
der  Konstitution  die  Reihe  der  modernen  Verfassungs- 
staaten  in  Deutschland. 

Die  R^erungszeit  Maximilians  war  eine  politisch  wie 
wirtschaftlieh  ])ewegte  Zeit  für  das  Land.  Die  Wirren  der 
Napoleonisehen  Ära  und  der  darauf  folgenden  Freiheitskämpfe 
schufen  aiu  h  liier  grofse  Wandlungen,  und  es  war  ein  gün- 
stiges Ueschick  für  das  Land,  dals  gerade  in  dieser  Zeit  ein 
Mann  wie  der  Staatskanzler  Oraf  von  Montgelas  als 
einflnfsreicher  Berater  des  Herrsciiers  da^^  Steut  rrnder  der 
Regit  ruTie^  dureli  dir  imlitischen  und  wirtschatiliclieii  8eh\vierig- 
keiten  und  FährniäöC  führte.  Es  ist  ein  hohes  Verdienst 
dieses  KStaatsmannes,  dafs  er  neben  der  geschickten  Leitung 
der  im  Vordergrunde  stehenden  politischen  Angelegenheiten 
jener  Zeit  auch  den  wirtschaftlichen  Interessen  des  Landes 
seine  vollste  Fttrsorge  angedeihen  liefs  und,  —  die  Forderungen 
einer  neuen  Zeit  fiir  die  Umgestaltung  des  Wirtschaftslebens 
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in  ihrer  ganzen  Tragweite  erkennend,  —  dies  in  seiner 
WirtsehAfiapoHtlk,  soweit  es  angesichts  der  Gesamtlage  von 
Staate-  tina  Volkswirtschaft  möglich  war,  ^  vom  Standpunkt 
des  anfgeklttrten  Absolutismus  aus  Lethättgte.  Führte  dies 
zwar  nicht  zu  so  tiefgehenden  Umwälzungen  auf  diesem 
Gebiete  wie  in  Preufsen,  wo  die  Kot  der  Zeit  zu  einer 
vollständigen  politischen  und  wirtschaftlichen  Wieder»^ehurt 
;,^rtulirt  liatte.  —  ^nnir  nM<-li  die  woitoro  DnrchfÜhnuiir  der 
eimii.-il  ang<'l)jilmten ,  moilernen  M  irUscliatUv^erfaRsiuig  nur 
ziS^ovnd  vor  sieh,  bezeichnet  vielmehr  die  Zeit  von  1 799  bis 
lÖUÖ  gewissermafsen  einen  andauernden  „Kampf  um  Gewerbe- 
reform nnd  Gkwerbefreibeit*  (Kaial  a.  a.  O.).  so  ist  doch  in 
Betracht  an  stehen,  dafs  in  kaum  einem  anaeren  Lande  die 
mitkdalterUchen  Institationen  des  Zwang-  nnd  Bannrechts  so 
feste  Wnrzeln  geschlagen  und  das  ganze  sociale  nnd  wirt- 
•chafUiche  Volksleben  durchzogen  hatten,  wie  gerade  in 
Bajem  (Kfiirl). 

Unmiltelljiir  nach  dem  Kegierungsantntl  de?»  Knit'iirston 
Maximilian  riclitete  M-üitgelas,  gleicli/.rlti^  mit  der  Leitung 
der  StaatögescliMfte  iMaufrragt,  sein  ßcstrobon  auf  <ii<-  Be- 
seitigung des  zur  Uncrträglichkeit  gedieheaeu  Zunttzwauges 
and  der  damit  susammenhängenden  Verhältnisse.  Im  Jahre  1804 
erfolgte  diese,  indem  eine  kurfktrstUche  Verordnung  „allen 
Znn&wang  der  inlündisehen  Gewerbe  gegeneinander*'  aufhob. 
Unmittelbar  daran  scblofs  sich  1805  die  Aufhebung  aller 
Bann  rechte,  besonders  des  sogenannten  Bierzwanges,  sowie 
des  Unterschiedes  von  Stadt  nnd  Land  hinsichtlich  der  Be- 
fj^mis  zum  G^nvprhebetrieb  mi'l  «ler  Absatzherechtigung.  Das 
gebundene  Verhältnis  zwischen  Brauer  und  Notwirte  war 
ange?«irht>  ilfT  n:r'>rs«'n  Miisstände,  zu  denen  es  geführt  hatte, 
achoii  179U  '  aii%<'h«>l)en  worden. 

Bei  der  ^[annigt'altigkeit  der  mit  diesen  Bierbann-  und 
Bierzwangsrechten  verknOnften  und  durch  deren  Aufhebung 
betroffenen  Verhftltnissemuiste  notwendig  der  Berücksichtigung 
derselben  Rechnung  getragen  werden,  was  auch  alsbald  in 
einer  Reihe  von  Verordnungen  geschah.  Durch  die  infolge 
des  Aufhörens  des  Instituts  der  Notwirte  begünstigte,  grofse 
UnabhHiiLni^k*'!!  der  ^^'i^te  2:cp:enrth("r  der  konsumiorenrlen 
BevulkeniDi;  und  iti  Atibetraeht  <ler  damit  ohne  EntscliHfligun^- 
fortfalh'ndru  clicnialigen  8ieli(M  ini^nles  Absatzes  der  Hrnutjreien, 
sali  ^ich  die  liegierung  hevvogcH,  auch  diesen  die  Aiioschanks- 
bcfugniü,  den  sogenannten  „Miuutoverschleifs"  zu  erteilen, 
um  ihnen  dadurch  die  Konkurrena  mit  den  Wirten  au 


I  \V5j.  ♦rklHren  bei  dieser  prapmntisch  konstituierten  Biembnahms- 
trriljeit  alle  diejcuigeji  Verträge  als  uiclitie  und  uuiiültifr,  wodurch  man 
flieh  Notwirtc  erworben  bftt  oder  erwerben  will.*  Veroidnuiig  vom 
2Uk  DeMnber  1799. 
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Gunsten  des  Publikum«  und  ihrer  »olbst  zu  erleichtern. 
Desgleichen  fiel  die  bisher  iinterBchtedlicbe  Behandlung  der 

AusBchcinkberechtigung  von  braunem  und  weifsem  Bier  fort, 
sowie  dor  Zwang,  dafs  die  Brauer  b<M  Verwertung  ihrer 
Braucn  iabtalle  an  das  Vorkaufsrecht  der  Branntweinbroinier 
gebundni  waren.  Ferner  wurde  die  bisher  vorgeschriebene 
,.^fär/.iiil)i*'rl«)sun^",  nach  der  bei  Becndi/^ung  der  Braii- 
kani})a,i;iic  immer  nur  eine  beschi aiikte  Aiiziilil,  gtnvülmlich 
3  Brauer,  ihr  Bier  zu  gleicher  Zeit  ausstofscn  durften,  uuf- 

fehoben;  auch  erfuhr  das  bisher  strikte  Verbot  des  äoiimier- 
rauens  eine  nachsichtigere  und  eingeschränkte  Handhabung. 
Mit  der  Beseitigung  des  Bierzwanges  fiel  das  Haupt- 
hindernis für  die  gewerbliche  Entwicklung  des  bayerischen 
Brauwesens.  Die  ersten  Bedingungen  2U  einer  auf  freier 
Konkurrenz  begründeten  Entfaltung  des  Gewerbebetriebs 
waren  nun  erfüllt,  der  Boden  fi'ir  da«  fruchtbare  Wirken  der 
Verkehrsentwicklung  und  des  tetiiiiischcn  iMirtschrittö  und 
damit  für  die  moderne  Umgestaltung  der  Produktion  vor- 
bereitet 

Fast  zu  gleicher  Zeit  und  weise  aU  notwendige  Folge 
der  Aufhebung  des  Bierzwanges  erlangte  eine  Mafsnahme 
der  Regierung  Gesetzeskraft,  die  besonders  für  die  fiskalische 
Bedeutung  des  Gewerbes  von  grOfster  Tragweite  wurde. 

Die  bislang  vom  Eimer  erhobene  Bier-  und  Branntwein* 
Steuer,  die  in  ilirer  bisherigen  Verfassung  und  unter  der 
Heri*schaft  des  Bierawanges  durch  Begtinstigung  der  Kom- 
position Zustände  ge/eiti^^t  hatte,  die  nicht  nur  den  Wert  der 
Steuer  fllr  die  «"»ffentlichen  Finanzen  illnsoriseh  zu  machen 
drohten,  sondern  auch  die  Entwicklung'  der  Produktion  un- 
günstig beeinflufsten,  —  wurde  aiiti^ehoben  und  statt  dessen 
im  Jahre  ISOC)  der  vom  ein^csprenj^ten  Malz  erhobene  Malz- 
aufbchlug  eingeiuhrt.  Zii^lt  leli  wurde  die  lang  umstrittene 
„Verewigung"  dieses  Autschiages  anerkannt;  die  Verwaltung 
der  Steuer  ging  von  der  ehemaligen  Landschaft  auf  die 
Beg^rung  selbst  ttber  und  mit  Auanahme  von  Rheinbayero 
wurae  die  Steuer  im  Laufe  der  nächsten  Jahre  auf  alle 
Landesteile  ausgedehnt 

Die  wesentlichste  Bestimmung  diesen  neuen  Gesetzes  war 
die  Aufhebung  aller  Kompositionen  des  Aufschlages  und 
die  steuerpflichtige  Einbeziehung  der  Malzverwendung  auch 
bi  im  Brauen  zum  häuslichen  Selbstbedarf  sowie  die  der 
^Staats-  und  lief brauereien. 

Der  Erfolg  dieser  Steuerumwandluug  war  Überraschend 


'  ^ .  .  .  .  Die  Auf hebaug  des  Bierzwanj^ts ,  welche  die  Betiicbo  dei 
Brauereien  ganz  und  gar  isderte  und  von  den  wechselnden  VerhMltnissai 
der  Industrie  abhängiger  machte.       Radhardt  a.  a.  O. 
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und  steht  anerkanntennafsen  nemlich  eiDsig  in  der  Geschichte 
der  Steuern  da*. 

Trotzdem  fler  neue  Steuersatz  um  iiK'lir  als  rÜe  Hftlfte 
nierlriptr  war  als  der  bisher  rcj^dementsmälsigo,  so  erpib  trotz- 
«b'iii  «Ii«*  <'rste  KrJu'buu^^  der  MalzsteufT  im  Jalii-c  ISOC)  7  einen 
Krtra<r  v(»ii  1  000000  ( Jiddeii,  also  mclir  als  das  DojijM'lte  der 
Vürhcjgühenden  Erträge.  War  dies  auch  zum  guten  Teil  der 
bedeutenden  Zunahme  der  Produktion  zu  verdanken,  die  in- 
folge der  Auf  hebang  der  Zwangsrechte  und  der  SteueiilnderuDg 
anerkarnttennalsen  stattgefunden  hatte,  so  ist  doch  angesichts 
der  so  plötzlichen  Steigerung  des  Steuerertrages  diese  nicht 
minder  aurcli  die  nach  Aufhebung  der  Komnosition  bedeutend 
verringerten  Steuerhinterziehungen  zu  erklären.  —  Infolge 
der  durch  die  Krienfslltiifte  jener  Zeit  gesteigf^rten  tinanziollen 
Bedürfnisse  dos  Suiates  erfulir  der  Malznufscidag  wälirend  der 
nächfiti^n  Jahre  iindn  fac  lie  Sleigerungen,  bis  er  1812  die  Höhe 
von  5  Gulden  vom  Sclietfel  Malz  ^e^en  2  Gulden  32  Kreuzer 
im  Jaliro  1806  erreichte  und  seitdem  darauf  verharrte  bis  18(>8 
besir.  1879.  Der  Brnttoertrag  der  Steuer  stieg  dadurch  in 
den  Jahren  1818,  1814  und  1815  auf  je  Uber  4  Millionen 
Gulden. 

Die  weitere  Entwicklung  dos  Malzaufschlages  ^  hier  im 
einzelnen  zu  verfolgen,  liegt  nicht  im  Kähmen  dieser  Arbeit. 
Seine  fiskalistlie  Bedeutung,  die  die  aller  anderen  Steuern  in 
der  Folge  idiertraf,  war  nnnniehr  gesichert  und  nahm  dem 
Aufschwünge  der  Produktion  entsprechend  zu.  Der  Malzauf- 
schlag bildet  in  f^einer  Krtragsftlhigkeit  und  -Sicherheit  bis 
zur  Geg<nwaji  den  Angelpunkt  der  bayerischen  Steuerpolitik 
und  Staatrtöchuldenve^waltung.  Seine  wirtschaftliche  Beden- 
tang Air  das  Braugewerbe  war  besonders  gegen  firüher  eine 
weit  gfinstigere.  Die  in  der  Ei4iebung  und  KontroUe  snm 
Ausdruck  kommende  Technik  der  Steuer  vereinigte  in  bis 
dahin  unerreichter  Weise  die  fiskalischen  Interessen  mit  denen 
der  Produktion.  Die  Verwaltungskosten  verringerten  sich  zu- 
gleich vcrbnlrni-^närsig  bedeiitonrl  tmd  zwar  so,  dafs  dadurch 
«m  V<'rjL;l»-ieli  zu  irUhr-r  der  seinei-  Zeit  innner  noidi  anf  10  "  o 
des  Ertrages  gej»chätzte  Ausiall  durch  Defraudation  (  Kudhardt 
a.  a.  (>.)  mehr  als  ausgeglichen  wurde.  —  Wenn  os  auch 
dieser  Steuer  in  der  Folge  nicht  erspart  blieb,  ein  beliebtes 
Objekt  f^r  Raisonnements  aller  Art  und  Änderungsbestrebungen 
SQ  sein*  so  kam  dies  den  günstigen  Gesamtwirkungen  der 
Steuer  gegenObeor  nicht  weiter  in  Betracht^  und  erst  seit  dem 
Jahre  18&  besw.  1879  fingen  im  Zusammenhange  mit  den 


•  -,Iü  Steuemcheo',  sagt  ein  aites  Sprichwort,  .macht  zweimal  zwei 
■ieht  ner',  und  hier  wurde  es  in  der  Tbst  sam  Wshrwort*  von  Msy 
S.  ft.  o 

*  b.  darüber  bei  von  Umy  «.  a.  O.  und  Uivet  a.  a.  O. 
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übrigen  zur  Wirkung  gelangcnrlcn  Faktoren  die  für  die 
Gegenwart  specifischen  Folgen  des  1879  um  50 o  frlirilitcn 
MaTzaufschlages  an,  sloli  tiir  das  Braugfwcrhf  und  soim^  Knt- 
wii'klung  fühlbar  zu  machen:  Es  erhob  sich  im  woit<'rcn  Um- 
faiiirc  die  Diskussion  über  die  Frag«',  ol)  und  inwieweit  der 
bayeii seile  Malzaufschlag  auf  die  Konzentration  der  ürauerei 
zum  Grol'sbetriebe  und  auf  die  dadurch  gezeitigten  socialen 
BegleiterBcbemungen  von  Einflnfs  sei.  —  Nach  mannigfochen 
Ansätzen  und  lebhafitem  Widerstreit  führte  dies  schliefslich 
im  Jahre  1889  zu  der  eingangs  erwähnten »  principiellen  Än- 
derung des  Malzaufschlages ,  durch  die  man  die  im  Brau- 
gewerbe hervorgetretenen  Kampfzuslände  zu  beseitigen  oder 
doch  zu  mildern  und  damit  die  Entwicklung  des  Gewerbes 
mit  seinen  Interessen  wieder  in  Einklanp:  zu  setzen  hoffte. 

D,t<  vethältnismiHsig  späte  Hervortreten  dieser  augen- 
scheinlich durch  die  Verkehrsentwieklung,  die  Technik  und 
Höbe  des  Malzaufschlages  gezeitigten  Wirkungen  auf  das 
bayerisc  he  Braugewerbe  erklärt  sich  vornehmlieh  thulureh,  dafs 
fast  bis  zur  selben  Zeit,  bis  18G5,  eine  gesetzliche  Eiunchtung 
sich  erhalten  hatte,  die  tief  in  den  Betrieb  der  Brauerei  ein- 

fegriffen  und  ihren  Entwicklungsgang  beherrscht  hatte!  Das 
ayerische  Biertaxwesen  in  Gestalt  des  Biersatzregu- 
lativs  vom  Jahre  1811. 

Dieser  überwiegende  Einflufs  des  Biertaxwesens  gegenüber 
den  anderen  die  gewerbliche  Entwicklung  bedingenden  Fak- 
toren rechtfertigt  es,  wenn  man  ftir  dt^i  Entvvicklun*rsgnng 
der  bayerischen  Brauerei  in  unserem  Jahrhundert  zwei  IMiasen 
annimmt:  Die  erste,  bis  in  die  Mitte  der  sechziger  .lalire  sich 
erstreckende  Phase,  in  der  die  Keimender  neuzeitliclien  Pro- 
duktionsumwandlung auf  dem  Boden  der  lurtsclireitendt-n  \'er- 
kehrsentvvickiuii^  und  Arbeitsteilung  erwachsen,  zugleich  aber 
zwischen  ihnen  und  den  durch  das  zäh  sich  erhaltende  Bier- 
taxwesen geschaffenen  Zuständen  ein  im  Laufe  der  Jahrzehnte 
immer  gröfser  werdender  Widerstreit  sich  entspinnt,  der  dieser 
ganzen  Epoche  ihr  Gepräge  verleiht.  Älit  dem  Siege  jener  Fak- 
toren über  diese  aus  dem  Mittelalter  überkommene  Institution 
wird  die  zweite,  gegenwärtige  Phase  der  bayerischen  Brauerei- 
entwicklung eingeleitet,  in  der  das  Gewerbe  unter  dem  freien 
Spiel  der  wirtschaftlichen  Knifte  seine  derzeitige  Ausgestaltung 
erfährt,  zugleich  aber  auch  die  sociale  Hegleiterscheinung  des 
Klassenkampfes  innerhalb  des  Gewerbes  liervortritt .  in  ihren 
Ursachen  wesentlich  durch  den  Zwiespalt  bedin^rt,  der  in  der 
technischen  und  wirtschaftlichen  Betriebsfiilii  uug  der  ver- 
schiedenen Kreise  des  Braugewerbes  durch  die  überlange  Dauer 
des  Biertaxwesens  grofs  gezogen  war. 

Einem  der  ältesten  Teile  der  bayerischen  Gewerbegesetz- 
gebung entstammend,  erfuhr  das  Biertaxwesen  im  Jalire  1806 
eine  durchgreifende  Reorganisation,  die  —  im  Jahre  1811  auf 
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das  Drängen  der  Brauereiinteressenten  Kin  einer  nochmaligen 
fievisTon  nnterzo;:;en  —  am  25.  April  dieses  Jahres  in  dem 
Gesetz»',  .  'Ik'  lU'L'-uljeruug  des  Biersatzes  im  Königreich  Bayern 
und  die  \  erhaiiiusse  der  Brtiuer  zu  den  Wirten  sowohl  unter 
»ich  als  zu  dem  Publikum  lietrcrteiul",  zum  Ausdruck  gelange. 

Das  Regulativ  von  1811,  wie  es  gemeinhin  genannt 
wird,  steht  mit  dm  oben  erwlhnten  Gmtaen,  die  Aaxkebimg 
des  Bienwanges  sowie  die  ümwandlimg  der  Bierstener,  in 
direktem  Zusammenhange.  Bei  den  ungewohnten,  freien, 
durch  diese  Gesetze  geecliaffenen  Zuständen  hielt  die  bayerische 
Regieniug  es  ang^ichts  der  hohen  fiskalischen  und  wirtschaft- 
lichen Bedeutung  des  Braugewerbes  für  geboten,  die  bishenj^ 
Bierpolizei  einer  gr^^ndlichen,  entsprechenden  Neuorfhuing 
zu  unterziehen  und  (  in  (Tcgenerewicht  für  die  im  einzelnen 
noch  schwer  zu  übersehenden  Folgen  jener  Umgestaltunpren  zu 
schaffen.  Demgemflfs  verfolgte  das  Gesetz  von  1811  den  Z\veck, 
die  Sicherstellung  des  Staatsärars  hinsichtlich  der  Erträge 
des  Malsanfschlags,  b)  den  Schuts  des  FnbBkams  gegen  an 
letcbtes;  gesondheitsscbttdllches  nnd  selbst  zu  teures  Bier,  and 
c)  den  vollen  I^sata  und  die  Sicherung  der  Produktionsans- 

giben  und  der  „Mannbnahrung**  (Untemehmergewinn)  für  den 
raner,  sowie  die  Abwälzung  des  von  ihm  verauslagten  Malz- 
aufschlages  auf  das  krinsuraierende  Puldikum  im  Bierprf>ij?e, 
dem  j^ofjenannten  „Biersatzo"  zu  gcwülirleistcn ,  desr^deielu'U 
auc  li  letzteres  den  Wirten  ;;e<;i-nüber  dem  Publikum.  Bezüg- 
lich ib  r  beiden  ersten  OesiclitÄpunkte  setzte  das  Gesetz  eine 
bestimmte  Gufhführung  fest,  wonach  aus  einem  Scheffel 
(=  2,22  hl)  Malz  nicht  mehr  als  7  Eimer  (=  4,2  hl)  Schenk- 
bier^  und  6  Eimer  (>»  3,6  hl)  Lagerbier^  nach  Abzug  allen 
Oelägers  (Trub  etc.)  und  des  Nachbiers  erzeugt  weiden  durften« 
und  dasn  im  ersten  Falle  3  Pfund  und  im  zweiten  5  Pifnnd 
Hopfen  genommen  werden  sollten.  Die  dritte  Zweckbestimmung 
betraf  flen  sop^enannten  „Biersatz".  wonach  unter  Annahme 
bestimmter  Produktionsbedingungen  der  „O  an  terpr ei s *, 
d.  i.  der  vem  Brauer  zu  beanspruchende  Maxi  mal  preis  des 
Biers  untenu  iieifen,  sowie  der  in  erster  Linie  die  Wirte  be- 
treffende, um  2  Pfennige  höhere  ^Schankpreia"  festgesetzt 
wurde. 

Die  fSkr  die  Au&tellung  des  Ganterpreises  mafsgebenden 
Frodoktionsbedingangen  wurden  unter  Zugrundelegung  eines 
sogenannten  „bürgerlichen  Normalbrauhauses*  nach  „ständigen* 
vmd  »uttstindigen''  «ProduktionsgrOfsen'*  unterschieden*. 


*  Nach  liputißoin  Maf^te  entspricht  dn»  eituMu  Beildflmont  VOü  1*80  U 
SdMnkbier  und  b(>0  hl  I^u^eibier  aus  1  hl  Malz. 

'  Das  Hslerial  m  dieser  Beredmung  hatte  die  Begieruue  einsr 
BWigf^fePpten,  ungedrackt  gebliebenen  Schrift  eiam  heiTschartlicheQ 
Bmnpm Verwalters,  Nnmens  Sicliarl.  r-ntnommon,  der  am  die  FSoh- 
lUtemtitr  j«aer  Zeit  überhaupt  grfjfse  Verdienste  hatte. 
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DfT  ]M  alz  verbrauch  dieses  Normalbrauiiauses  war  zu 
450  bchrftel  (=  1000  hl)  trockenen,  vor  dem  Einsprengen 
gemessenen  Malzes  angenommen,  wa«  einer  Produktion  von 
insgesamt  3000  Eimer  1800  hl)  Winter-  und  Srnnmerbier 
entsprach.  Daraufhin  bildeten  die  ständigen  ProduktionB- 
gröfsen:  das  Betriebskapital  und  dessen  Verzinsung,  zu  b^fo 
angenommen;  ein  entsprechender  Betrag  für  die  jährliche 
Instandhaltung  der  Baulichkeiten^  der  Brauereigebäude  und 
Kelleranlagen;  desgleichen  ein  prozentualer  Betia<;  für  die 
Abnutzung  und  Ersetzung  der  Geräte;  die  entspechcnden  Aus- 
lagen für  das  zum  Betriebe  erforderliche  Arbeitspersonal, 
sowie  für  „Malzbroeher-  und  Pferdelöhne";  endlich  die  An- 
8chafTunL''-jk Osten  tVir  Brciniliolz,  l'celi,  Lichter,  Fässer  und 
dergl.,  jedes  nach  allgemeinen  1  )iirelisehiiittsj>reise)i  lierechnet. 
Der  Gesamtbetrag  aller  dieser  ^ V(irausl;ij(4ungen''  betrug  nach 
Abzug  der  aus  den  Abtallen  (^^lalzkcinic,  Trcber  a.  dcrgl.) 
sich  ergebenden  Nebennutzungen  4,53  Pfennige  auf  die  baye- 
rische Mafs  Bier  (=  1,07  Liter).  Dazu  kun  mit  1,47  Pfennigen 
auf  die  Mafs  berechnet ,  die  nMannsnahmng*  des  Brauers 
nebst  der  nötigen  Verzinsung  seines  Grund-  und  Anlage- 
kapitals und  endlich  der  Betrag  des  verauslagten  Malzauf- 
schlages  mit  4  Pfennigen  pro  Mafs.  Et»  betrug  d mnach  im 
ganzen  die  ständige  Proauktion sgröfse  bei  der  Mafs  Bier 
10  Pfennige  oder  2,5  Kreuzer.  Dazu  ^reselltcn  sich  in  zahl- 
reichen Städten  und  Märkteu  noeli  die  Lokalzuschläge  in 
Höhe  vun  1 — 2  Pfennigen  auf  die  ^lafs. 

Al<  „nnstilndige",  wechselnde  (JrrilVcn,  die  eigentlich  den 
von  Jalir  zu  Jahr  sich  ändernden  „Biersatz"  regulierten, 
gaheii  die  jeweiligen  Gersten-  und  Hopfenpreise,  die  liir  be- 
stimmte Landesdistrikte  unter  Weglassung  der  niedrigsten 
Preise  —  „da  nur  aus  guten  Qualitäten  Gerste  und  Hopfen 
gutes  Bier  erzeugt  werden  kann*  —  im  Durchschnitt  ermittelt 
wurden.  Unter  Berücksichtigung  der  oben  angegebenen,  ver- 
schiedenen Gufsführung  wurde  danach  der  auf  die  Mafs  ent- 
fallende Preiszuschlag  für  Gerste  und  Hopfen  beim  Sommer- 
und  Winterbier  für  die  betreifenden  Distrikte  festgesetzt.  Der 
aus  diesen  st.Mndiiren  und  unständigen  Ornfsen  sich  zusammen- 
setzende Preis  Avar  der  Gnnterpreis,  während,  wie  erwiihnt, 
der  Schankpreis  um  2  Pfennige  höher  als  der  Ganterpreis  an 
dem  b(;tri'flenden  Orte  war,  gleichgültig  ob  dieser  mit  dem 
Erzeugniigisort  des  Bieres  zusammenfiel  oder  nicht. 

In  diesen,  den  Kernpunkt  des  bayerischen  J^iertaxwesens 
ausmachenden  Bestimmungen,  die  ein  hervorragendes  Beispiel 

Sesetzgeberischer  Technik  darstellen,  sniegeln  sich  zugleich 
ie  damals  obwaltenden,  primitiven  Verhältnisse  der  Technik 
und  des  Geschäftsverkehrs  im  Braugewerbe,  wie  in  der  Volks- 
wirtschaft tlberhaupt  treu  wieder.  Gerade  diese  Verhältnisse 
gingen  aber  bereits  in  den  nächsten  Jahrzehnten  den  grdÜBten 
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Umwfllsungen  entgegen,  und  auf  diese  BestimmuDgen  konzen- 
trierte sich  daher  notwendig  in  der  Folge  der  ohen  angedeutete 
Konflikt 

Zunächst  aher  standen,  wie  gesagt»  diese  Bestimmungen 
des  Begulativs  mit  den  obwaltenden  Verhältnissen  im  alu;e- 
meinen  wohl  im  Einklänge  und  vermittelten  in  befriedigender 
Weise  den  Uebergang  zu  den  nach  Aufhebung  der  Bann-  und 
Zwangsr«  ^  litt-   ungewohnt  freien  Wirtschaftshediiifrimgün.  — 
^A\^  das  l{«*j,'ulativ  von  1811   erschien,  verbreitetr  es;  Angst 
iir.il  SeliPiH  kt  ii  unter  don  Brauern.    Sie  glaubten  deu  l'nrer- 
ihres  liewerbes  bevorstehend.   Sie  wufsten  sich  in  keiner 
Weise  von  dem  weitgedehnten  Mafsc  der  Komposition  in  die 
scharfieesogenen  Grenzen  des  KegulatiTs  zu  finaen.  Aber  wie 
bei  aUem  Ungewohnten,  so  ging  es  auch  hier.    Nach  zehn 
Jahren  waren  die  Brauer  sogar  höchst  befriedigt  von  dem* 
selben  und  seinen  Bequemlichkeiten,  indem  das  Regulativ 
ihnen  alles  Rechnen  ersparte ;  die  königliche  R^erung  ward 
auf  solche  Weise  förmlich  der  Vormund  des  Brauers."  *  Dieser 
Umstand  besonders  charakterisiert  die  praktische  Bedeutung 
des  Regulative  für  *I<mi  Oew  erbebetrieb  der  damaligen  Brauerei : 
Uiireh  die  (TarantM-  euie.s   bestimmten,  reielilieh   bemessenen  % 
Unierne)nner^'»-\vimi<\s,  der  vun  keinem  Wechsel  der  Produk- 
lionsbedingungen ,  wie  Verteuerung  der  Braustoffe  u.  dergl., 
gefährdet  werden  konnte,  war  trotz  der  seit  Aufhebung  der 
Bannrechte  versttfrkten  Konkurrenz  der  Landbranereien,  — 
die  ehedem  mindestens  drei  Standen  von  den  Stttdten  entfernt 
Min  mufsten  — ,  für  die  mebt  kleinen,  handwerksmäfsigen 
Brauereien  eine  grofse  £xi Stenzsicherheit  geschaffen,  ^ne 
Anzahl  weiterer,  gewerberechtlicher  Bestimmungen  trug  in 
gleicher  Richtung  hierzu  bei       Nach  wie  vor  bestand  der 
Satz,  dafs  kein  Wirt  vom  Brauer  abgehen  dürfte,  solanpr^  er 
diesem  noch  fiir  jtr^'lit'fertes  Hi«*r  v.  r-chuldet  war.  Bierschulden 
i;pnor*s€n  V'n*zu;^sreeht,  und  Iniiaber  oder  Pächter  von  Brauereien 
iiattru  auf  Grund   von  Forderungen  für  an   Bierwirte  ge- 
iieiertes  Bier  einen  gesetzlichen  Rechtstitel  zur  Erwerbung 
einer  Hypothek.    Während  des  Sudjahres  durfte  der  Wirt 
von  seinem,  ihm  seit  Beginn  desselben  Bier  liefernden  Bnmar 
ttIterhaapC  nicht  abgehen,  es  sei  denn,  dals  ihm  dieser  dreimal 
hintereinander  »kein  pfennigvergiltiges  Bier*  geliefert  habe; 
eine  Bestimmung,  die  trotz  aller  Anfechtungen  sieh  rei'}itli<^ 
bis  zur  Gegenwart  erlmlten  hat  und  deren  ökonomische  Be- 
deutung,  bei  aller  Verschiedenartigkeit  ihrer  ^^'irkung  hn 
einzelnen,  immerhin  für  die  Kleinbrauereien  noch  eine  er- 
hebliche und  gimtfdge  zu  nennen  ist. 

*  J.  Deuringer.  ^Die  Bierftsge  im  Jslire  1861,  muBeBHidi  mit 
Bfikneht  aaf  das  Regulatir  von  Ibll.*'    MUnchr-n  l^CI. 

•  Vcrel.  G.  Döl linder,  .Das  Brauwesen,  Hninntweinbrennen  und 
da»  Malsautschia^awesen  im  Kötiigreich  Bayern.'*    Nördüngen  l^->.*. 

F«ncbiuig«ii  (51)  Xli  I.  —  ätruT».  3 
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Gegen  ciiu*  etwaige,  zu  .scliarle  Konkurrenz  neugegrün- 
deter Brauereien  wurden  die  bestehenden  Brauereien  durd» 
das  in  Bayern  ganz  aufserardentlich  streng  gehandhAbte  Kon- 
zessioiiBBjstein  geschtltet  (S.  Kaüsl  a.  a.  O.).  Bekanntlich  ge- 
hörte die  Brauerei  seit  1756  zu  den  „radizierten**  Gewerben« 
Als  1805  der  Kreis  der  als  radiziert  zu  behandelnden  Gewerbe 
festgelegt,  und  „von  nun  an  keine  andere  als  persönliche  Ge- 
werbegerechtigkeiten verh'ehen  werden  sollten,"  wurden  unter 
ander^*n  die  Braucroirn  /war  fih  snh'hn  beibehalten,  die  zu 
jener  Zf^'t  bestehenden  sollton  aber  nur  dann  als  solche  (radi- 
zierte) ancrkjnint  werden,  wenn  sie  sich  ^'•b^ichzeiti^  in  der 
Hand  eineb  Ib  siizerä  befanden,  der  sie  seiner  Zeit  titulo  oneroso 
erworben  hatte,  anderenfalls  sie  bei  ihrer  Erledigung  der 
Obr  igkeit  zur  selbständigen  Verleihung  anheiiu  fallen  sollten. 
Und  zwar  sollte  im  letzteren  Falle  nach  einer  Verordnung 
von  1811  die  Erteilung  von  Brauereikonzessionen  ausdrück- 
lich der  landesherrlichen  Bestätigung  vorbehalten  bleiben^  um 
80  „für  Keehtsgleichheit  und  liberale  Niederlassungsfreiheit 
gegen  Privilegien  und  Standesvoriirteile  zu  kämpfen/  Mafs- 
gebend  bei  allen  derartigen  Konzessionen  war  nach  wie  vor 
9  der  Nachweis  der  persönlichen,  techniscbon  Befiihigung  des 

Bewerbers.       Wie  ^-  lir  bei  all  diesem  der  Schutz  der  einmal 
bestehenden  liraucrcicn  aussebl  iL'ir'  beiid  war,  erhellt  besonder?» 
deutlich  aus  einer  die  Kon/e^.>i*>üii  ruii^  von  neuen  Brauerei- 
anlagen betreffenden  Verordnung  vuui  Jahi-e  1S34  (8.  Februar), 
worin   ausdrücklich   gesagt   wird,   dafs  solche  Konzessions- 
bewilligungen nach  erwiesenem  Vorhandensein  aller  übrigen 
gesetzlichen  Vorbedingungen  (Befähigungsnachweis  u,  dcrgl.) 
nur  dann  erteilt  werden  sollten,  „wenn  der  Nahrungsstand 
und  die  Nachhaltigkcit  der  schon  vorhandenen  Brauereien 
nicht  zerstört,  die  Wahrscheinlichkeit  genügenden  Absatzes 
in  dem  B(  (Uirifnisse  der  Konsimienten  gegeben  wenlcn  .  ,  / 
Alle  diese,  zum  Teil  sehr  weit  gehenden  Bestrebungen, 
die.   aus  dem   Uebergange  des  Oewerbes  in   die  auf  allen 
Punkten  in  Wandlung  begriffenen  neuzeitlichen  \N  irtscliaft?*- 
und    Verkeiirsverhiiltnisse    entspringenden    Folgen  besonders 
für  die  scliw  iicbercMi  Elemente  möglichst  zu  mildern  und  hezw. 
hintenan/>uiialicn ,  konnten  jedoch  auf  die  Dauer  denselben 
nicht  Stand  halten.    Schon  die  durchweg  gleiche  Bemessung 
der  „Mannsnahrung**  fUr  alle  Brauer  im  Regulativ  war  auch 
zu  jener  Zeit  kaum  noch  mit  den  thatsächlichen  Verhältnissen 
vereinbar  und  barg  bereits  den  Keim  des  Konflikte«  mit  dem 
sich  anbahnenden^  sein  Recht  erheischenden  ökonomischen 
Fortsebritt  in  sich.    Gab  es  doch,  trotz  der  relativ  grofsen 
Gleichartigkeit  des  damaligen  Brauereihandwerks,  schon  zu 
Ende  des  18.  Jahrhunderts  einige  frrofse,  fabrikithnliche  Be- 
triebe, die  in  das  Schema  des  KeiJ*u!:itivs  sieli  in  keiner  U'eisc 
mehr  einfügen  liefsen.    Ja  diese  nivellierenden  Bestimmungen 
desselben  verhinderten  überhaupt  nicht  das  Gesetz  der  gröfseren 
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Beotabilitit  dm  Qrofiibetiiebes  tind  die  daratu  flkiaeiiden  £nt* 
wlddUmgeteodenseii  dee  (Gewerbes.  Li  vieleii  Pünkten  wiesen 
«ie  flogar  direkt  darauf  hin.   In  einer  1822  erschienenen  Bro- 

dchüre*  eines  im  Brauwesen  sehr  bewanderten  Schriffatellers 
ist  dies  bis  ins  einzelne  rechnungsmäfsig  verfolgt  und  nach- 
gewiesen. Bei  der  Anscliaulichkeit  derselben  für  die  Art  und 
ZusamiiuMisetzmi'^"  der  Pi'oduktionsfaktoren  der  Brauerei  jfMif  r 
Zeit  und  die  Aufzei^unf:^  des  im  Regulativ  selbst  ruhenden 
Momentes  der  Erweiterung  des  Braueroibetriebes  über  den 
Kähmen  de&  Handwerks,  »ei  auf  den  lulialt  der  BroächUre 
etwas  näher  eingegangen: 

Nachstehende  Zahleiuntsainmenstellangen  geben  sonllchBt 
die  einaelnen  Bestandteile  des  Anlagekapitals  eines  soge- 
nannten bürgerlichen  Normalbraahauses  wieder,  wie 
eß  nach  den  Angaben  der  Preisschrift  von  Sdiarl  der  Biertaxe 
zu  Grunde  gelegt  war.  Desgleichen  giebt  Zusammenstellung  II 
diesolb^Ti  flir   ein   Ii  e  r  r  s c b  n  f  1 1  ?o  I>  n s  Brauhaus, 

und  zwar  apecieU  für  das  von  dem  betr.  Öciiari  geleitete. 


L  Bttrgeriic h es  Brauliaus  mit  einem  äudwerk 

von  4  50  Scheffel  Malz: 


fiiangsbiiide  mid  ^ 
«MiBisM«  (NobaisD) 

a 

b 

c 

ucwert 

Onlden 

trägt 
Zinsen 

Gulden 

dauert 
Jahie 

Ist  der 

noch 
Gulden 

b«(rarti 
IMa 

BsnAsnsgebände  •  . 

DÄchui){_'en  

KflltTfrobäude.  .  .  . 
Dachuageii  desselben 
Kopferne  Pfanne  .  . 

Ei><.'m  r  üost  .... 
Kujpf« nie  Darre.  .  . 

••-■*»««^  ( si'o 

Mmm  Waib  (Knfe) 
Brt  wgffHrhiTfo .... 

3000 

3077 
4  500 

500 
1 125 

176 

600 
1660 
1650 
35 
53 

166,6 

50 

90 

90 
200 
166,6 

400 
1.5:3 
225 

25 

56,2 
8,8 

30 

82,5 

82,5 
1,7 
2,6 
8,3 
2,5 
4,5 
4,5 

10 

900 

100 
200 
100 
46 
200 
200 
20 
60 
15 
100 
15 
100 
15 
60 
24 
3 

928 

147 

500 

40 
375 

52 
211 
250 
:300 
8.3 

10 
6,6 

Ib 

16,6 

485 

182.2 
245 
29,6 
72,5 
9.3 
31/J 
152,5 
105 
2,3 
3 

18,6 
2.<> 
9,3 
5,7 

10 

6^,7 

22129,2 

1  " 

1877,5 

'  ^Über  «ias  Biertaxweseu  in  Bayern,  ans  dem  wisseoschafUicheu 
Standpunkte  betrachtet*'  (Von  Dr.  Hiehael  Jasek.)  Eriaagw»  bei 
^9im  St  Sookm,  1382,  60  S. 

3* 
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II.  HerrHchat 

1 1  i  c  h  e  s 

B  ra  u  Ii 

a  US  m  i 

t  einem 

Öud- 

werk 

von  14 

1 1  Seh 

effel  M 

alz: 

a 

b 

c 

d 

a-d 

e 

„Fahrmiae''  (Mobiiien) 

Istwert 

träfrt 
Zinsen 

dauert 
Jabie 

Ist  noch 
Wert 

Abutaag 

uruicten 

Ualaen 

WM 

iSr8iiiiMi8gei>i]ia€  .  . 

lo  000 

650 

200 

1  500 

715 

Daekungen  

5000 

250 

100 

240 

297,6 

Kellergebäude    .  .  . 

M  (  HMJ 

450 

200 

1  000 

490 

Dachuogen  desselben 

1  000 

50 

100 

80 

o9,2 

Kii|irani6  i^uine  .  . 

1  öUO 

90 

25 

WO 

188 

Eiserner  Rost .... 

.500 

25 

200 

150 

26,7 

Kupferne  Dttire  .  .  . 

1  llH) 

o5 

ifOO 

t>00 

150  fW  (  Ho'=„  : 

4  yoO 

247,d 

20 

7o0 

4o7,5 

4950 

247,5 

eo 

900 

311 

HdMhboding  j  J,',;;^; 

105 
160 

5,25 

8 

15 
100 

25 
30 

10,5 
9^ 

,500 

25 

15 

20 

59 

150 

7,5 

100 

2« 

8,7 

270 
270 

13,5 
13,5 

15 
60 

59 
50 

27,9 

2^ atemOTne^Waiben  . 

600 

30 

24 

30 

500 

25 

8  • 

~io 

188,8 

ZoBammen 

44  455 

•-  1 

2  936,3 

Wie  aus  diesen  ZuBammenstellungen  hervorgeht,  ei*fordert 
das  bürgerliche  Brauhaus,  dessen  Produktion  kaum  *;8  der 
des  herrschaftliclien  Brauhauses  betrügt,  doch  fast  halb  soviel 
Anlagekapital  als  dieses. 

Es  betragen  ferner 

1.  die  jährlichen  Betriebsunkosten  eines  bürger- 
lichen Brauhauses  yon  450  Scheffel  Mals- 

verbrauch: 

Golden 

Lohn  und  Haustrunk  des  Brauereibesitaers  nebst  Familie  1 100 

„     ^         ,        filr  2  Brauk  11  (  chte   532,2 

„     »         „         für  einen  Binder  179,3 

Fuhr-  und  ^lalzbrecherlöhne  22;^>5 

Weiches  Sudholz  481,2 

Hartes  Darrholz   201,7 

Pech,  ünschlitt,  Zeu^^  und  Gewürz  127,5 

Summa  der  ständigen  Betriebsunkosten   .  2846 


Digitized  by  Google 


XII  1.  87 

IL  die  Jährlichen  Betriebsunkoaten  eines  herr- 
•chnftlichen  Branhanaes  von  1411  Scheffel  Mals- 

▼erbranch: 

Gulden 

Ijoim  und  Hanstrank  filr  den  Branereiletter  nebst  Familie  1 100 

,     ,         ,        für  5  RraukneohtB  1332 

,         ,        mr  2  Binder  538 

Fuhr-  und  Malzbrcchorlöhne   705^5 

Weichen  8udholz  (ä  Klafter  3  Golden  zu  176  Soden 

k  8  Schettel  Malz)   898,2 

Harte:!  Darrhoiz  (ä  Klafter  7,5  Gulden)    .....  634.5 

Pech  228 

Unschlittkerzen  80 

Zeug  und  Qewfkn   8,5 

Summa  der  ständigen  Betriebsunkosten    .  5525 

Ks  zeigte  sich  also,  dafs  auch  die  Betriebsuukoaten  der 
dreimal  gr^^fjseren  Herrschaftsbraacroi  fast  nur  das  Doppelte 
der  der  bürgerlichen  betrageu.  KrniitLcU  mau  auf  Grund  der 
obureo  Grdfae  und  der  Yeninsongsquote  des  Anlage-  und  Be- 
trimkapitalB  die  eigentliche  Mannsnahrung  des  bttigerlichen 
und  des  hemchaftlichen  Braoereibesitsers,  so  eiviebt  sieh 
Ibigflndea:  Wenn  W  der  Wert  des  AnhtfdcapitaTs ,  w  di«^ 
Amortisation s-  und  Verzinsungsqnote  von  W  au  6,2^  B 
das  Betriebskapital  und  1»  »lesson  Verzinsung  zu  8,5*^  0  be- 
deutet, HO  ist  die  ^Mannsn&hrung"  als  beständiger  Teil  des 
Oesamtpreise« 

_  W.W     B  b 

"  100  100 
i>as  giebt  bei  Einsetzung  der  obigen  Zahleiiwcrte 

[.  für  den  bii rgprlichen  Brauereibesi taer: 

llji!  100  '  — —  

(luldrii  li.it  ()U  KrfMizer  k  \  Pfennige,  also  240  Pfennige.  Bei 
einer  Pr«>duktioü  %(>n  3000  Eimer  k  60  Mafs  entfhllt  sonach 
Aul'  tjine  Mafs  Bier  eine  Mannsnahrung  von  ca.  6  Pfennige. 

TT.  Für  d  *•  n  It  o  r  r  s  c  h  a  f  r  1  i  <  Ii  o  n  B  i-  n  ne  r  o  i  b  c  s  i  t  z  e  r 
betnigt  die  j:iiirlifiH'  Mannsnahrun^  nacli  obii;<  i  Fonntd  ins- 
gesamt: 8928,66  Guldeu,  oder  bei  einer  Produktion  von 
9313  Eimer  fdi*  die  Mais  Bier  3,8  Pfennige. 


*  SkisamnieDstellung  I :  a  :      +  "       '  * 


22129^2:  1377,5  ^100:s 


\ 
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Demnach  werden  ihnu  Brauer,  der  ein  dreimal  so  grofsee 
Sudwerk  ab  das  in  der  Biertaxgesetzgebung  angenommene 
betreibt  sein  Ka})italgewinst  Arbeitslohn  und  beständige  Aus- 
lagen bereits  mit  3,8  Pfennigen  per  ^lafs  vollkommen  er- 
stattet. Da  <'v  Tiiin  dennoch  wie  jeder  andere  Brauer,  der  sein 
Gewerbe  weniger  ins  Grofse  treibt,  infolge  der  I^iertaxe  au 
Erstattung  der  ständigen  Troduktionsgröfsen  6  Pfennige  für 
die  Mals  bezieht  (die  4  Pfennige  für  den  ^lalzauf schlag  «ind 
aufser  Kechnung  gelassen),  so  geht  ihm  hierdurch  aufser  der 
2  Pfennige  betragenden,  gesetzlich  ihm  zostehenden  Manns- 
nahrung  noch  ein  Profit  von  2,2  Pfennige  per  Mafs  zu,  der 
weder  auf  sein  Kapital  noch  am  seinen  Betneb  berechnet  ist^ 
sondern  sich  lediglich  daraus  ergiebt,  dafs  sein  gröfseres  Sud- 
werk ein  relativ  kleineres  Anlage-  und  Betriebskapital  er- 
fordert als  das  der  Biertaxe  zu  Grunde  liegende  kleinere  Sud- 
werk. ^Hieraus  wird  be^n-cifliuli."  sagt.Taeck,  „wie  Brauer 
bei  gehöriger  Einsicht  und  Thätigkeit,  wenn  sie  ihr  Sudwerk 
über  das  Mittel  hinaus  vergröfserten,  in  kurzer  Zeit  ihr  Ver- 
mögen ansehnlich  vermehren  konnten.  Umgekehrt  beim 
kleineren  Bram^r,  der  wenig<'r  als  450  Scheffel  Malz  ver- 
braucht, bei  dem  auch  die  Hbcral  bemessene  Manuönahrung 
nicht  ausreichen  dürfte.  Branem  dieser  Klasse  bleibt  kein 
anderes  Mittel  übrig,  ihre  Subsistenz  zu  behaupten ,  als  dafs 
sie  sich  in  ein  Gemeindebrftuhaus  teilen. 

Aus  diesen  Darlegungen  ist  nun  jedoch  nicht  ohne  wei- 
teres zu  folgern,  dafs  das  Regulativ  sonach  ein  wesentlicher 
Faktor  zur  industriellen  Betriebserweiterung  der  Brauerei  ge- 
wesen sei.  Dazu  bedurfte  es  noch  einer  Reihe  anderer  Fak- 
toren, besonders  des  Hinzukommens  der  Entwieklung  von 
Technik  und  Verkelir.  Vielmehr  war  die  gleiclitonnige  Fest- 
setzung der  Prudiiktionskosten  und  Bierpreise  ein  grofses 
Hemmnis  für  das  allgemeinere  Eindringen  des  technischen 
Fortschritts  und  damit  des  Industiialismus  in  die  Brauerei. 

«Die  Taxe  madit  die  Produzenten  indolent  gegen  jede 
Verbesserung,  weil  sie  durch  dieselbe  ihren  Gewinn  unter 
allen  Umständen  gesichert  finden.  Der  Unternehmungsluütige 
wird  aber  sogar  von  Meliorationen  abgeschreckt,  denn  er  ist 
durch  die  Satzung  gebindert,  den  Preis  nach  den  veränderten 
Produktionskosten  zu  richten.  Wenn  auch  die  Taxe  nur  ein 
Preismaximum  festsetzt  und  einen  genngeren  Preis  fttr  den 
Fall  wohlfeiler  Produktionskosten  gestattet,  so  liegt  darin  noch 
keine  Ermunterung  zu  Produktionsverbesserungen;  denn  bei 
jeder  Melioration,  deren  günstige  Folgen  nicht  augenscheinlich 
sind,  fürehtet  er  die  Unmöglichkeit,  einen  höheren  Preis  zu 
erlangen  ....  Wir  können  täglich  erfahren,  welch  nach- 
teiliges Hemmnis  die  Taxe  fUr  den  technischen  Fortschritt 
bildet  Man  kann  mit  Leichtigkeit  nachweisen,  dafs  unter 
allen  von  der  Taxe  belasteten  Gewerben  die  tecnnische  Aub- 


Digitized  by  Google 


XU  1.  89 

Kflfiiing  relativ  am  weitesten  sarlick  ist;  wie  das  Meteger-^ 
Brau-  und  Bäckergewerbe'''. 

I)ali<  r  kam  «vs  auch,  ilais»  die  mdustrielle  Umgeslaituiig 
der  bavt  risflu  11  Jirauerei,  trotzdem  Bie  in  Bavern  zuerst  ein- 
setzte,  sich  für  die  Gesaniiiicit  des  Gowerbcö  bo  sehr  ver- 
zögerte und  sioii  anr  auf  eine  relativ  beschränkte  Zahl  von 
Beirieben  konaentrierte.  die  durch  besondere  Gunst  der  Um- 
stände,  hervorragende  intelUgens  und  Eapitalkraft  ihrer  Be- 
sitzer, dasu  prädestiniert  waren ,  inuner  aber  nur  die  Aus* 
nähme  von  der  Kegel,  gewissermafsen  die  Elite  des  Gewerbes 
darstellten.  Noeli  in  (ler  Gegenwart  haben  sicli  die  Folgen 
hiervon  flir  weile  Kreise  des  Gewerbes  fühlbar  l-^*  nuiclit,  und 
68  unterliegt  keinem  Zweifel,  dafs  die^e  im  Laute  der  Jahr- 
zehnte immer  nu-lir  hervortretend«',  un^iistige  Wirkunf?  des 
tiber  die  Mafien  aufrechterhaltenen  Biertaxwesenü  auf  die 
technische  Entwicklung  der  Brauerei  sich  angesichts  der  gegen- 
wSrtigen,  ausgestalteten  Verkehrs-  und  Wirtech^sverbiUtniBse 
weit  schitnuner  gerilcbt  hfttte,  wenn  diesen  Kreisen  des  Ge- 
werbes nicht  eine  Reibe  schOtsender,  im  bayerischen  Wirt- 
schaftsleben begründeter  Momente  zur  Seite  gestanden  hätte* 
Immerhin  war  die  Entwicklung  der  wirtschaftlichen  Lage  für 
diese  GewerV)sk reise  in  den  l^^t/t«;n  Jahrzehnten  aus  diesem 
firunde  eine  ungünstif^e,  olr^li  iclj  Bayern  das  llocliland  der 
lirauerei  ist,  in  dem  da«  ßier  das  ^fünfte  Elemenf"  aus- 
macht-. 

Ein  wesentlicher  Umütand,  der  dem  allgemeineren  Kin- 
dringen technlsclier  Fortschritte  in  die  Brauerei  entgegenstand» 
war,  wie  Gerstner  richtig  bemerkt,  der  im  voraus  schwer  ab- 
suwigende  Effekt  von  Ftoduktionsneuerungen  auf  den  Bier- 
preb  gegenüber  dem  feststehenden  Taxpreise  des  Bieres. 
Dieser  ünistand  fiel  um  so  schwerer  in  die  Wiigschale,  je  mehr 
die  Verhältnisse  sieh  <lahin  entwickelten  ,  dafs  der  statuierte 
^laxinial]  T  f  i  nur  auf  dem  Papier  strtnd,  in  Wirklichkeit  aber 
«lie  weit^^rijentlsten  Preiöuuterbietungen  an  der  Tagesordnung 
waren.     Hieraus  entsprang  überhaupt  die  Gesamtheit  der 

»  n  r-'ner,  ,,Über  die  bayerische  Kier-Polissei."  Zeitschrift  filr  die 
gMamten  Suiatswissenschaften.  Tübingen  IS.'iS.  S.  246—276.  —  In  einer 
fthr  lehrreichen  Schrift:  ^8ch lupper,  Hemerkongen  über  die  Bier- 
taxe ele.%  Erlangen  1H21.  wird  vornehmlich  betont,  dafd  der  Brauer  durch 
die  Taue  verhindert  worden  wäre,  [^tixnsbiertv  »lip  natnrpomrifs  höher 
im  Freiae  als  die  Taxe  stellen,  m  brauen  und  den  gesteigerten  Ron- 
sasiiisdBiftihmii  imd  der  wOmehaitweiieii  iiidii>trie11«n  EntwIekltiBg 
iSinefl  Gewerbes  Kechnung  zu  tragen. 

*  In  einer  ftlr  seine  Familie  hpsfimititfn  S»>Il)stbiographie  des  im 
Herbst  1^<91  verstorbenen  lirauer^jibesitzers  Gabriel  Sedlmavr,  des 
klassisehen  Zeugen  der  gewerblichen  F2ntwicklungd«r  bayerischai  Brauerei, 
findof  Bich  i'i  i;- /.iit:  hierauf  das  Urteil:  _Ks  mufs  überhaupt  (\vm  Ge- 
dächtnisse nut bewahrt  bleiben,  welch  grofsen  Schadeo  der  lange  Hestand 
der  Biertaxe  in  Bayern  angerichtet  hat!" 
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wirtschaftlichen  und  socinlon  Scliäden  des  Biertaxweseni*  in 
der  Fo]j:^czeit:  a\\o  Bestrebungen,  gesetzlich  regulierend  ein- 
ziiirroit'»'!!,  konzentrierten  sich  auf  diesen  immer  allgemeiner 
werdenden  Konflikt  zwinchen  <l«Mn  Taxjireise  und  den  realen 
Faktoren  der  Preisbildung.  Die  ( ji-setzgubung  wurde  durch 
die  davon  betroflfenen,  auf  normalen  Ausgleich  drängenden 
gewerblichen  und  Oifentltehen  Interessen  andauernd  in  Atem 
gehalten  ^  Die  bezüglichen  Änderungsanträge  und  sonstigen 
Petitionen  kehrten  fast  in  jeder  Kammersession  (so  1819, 
1822,  1831,  183^  1846  u.  s.  f.)  sahlreicher  wieder;  eine  bunte 
Reihe  von  Verordnungen,  oft  unmittelbar  einander  abld2»end, 
war  die  Folge,  Endlich,  nachdem  sich  die  Verhältnisse  be- 
reits seit  den  vierziger  Jahren  un^  rtnii^lich  kompliziert  und 
zugespitzt  hatten,  erfolgte  niH'li  in?i mni; tat  hem  Anarängen  von 
den  verschiedensten  Seiten  her  /  i  Beginn  der  sechziger  Jahre 
die  r^(;8('itigung  dieser  gänzlich  unzeitgemäfs  gewordenen  Tax- 
gesetzgehung. 

Der  durch  das  Regulativ  normierte  Preis  galt  bekannt- 
lich als  Maximalpreis.  Der  Artikel  25  Absatz  3  des 
Regulativs  lautete:   „Da  jedoch  die  in  Verfolg  der  gegen- 


>  Aach  die  pnblizisfiflehe  DMcuation  tiber  die  Bedeutung  und  Zweek- 

mäfsigkeit  der  Bicrtaxo,  t«ilB  für  toil.s  go^eii  diese,  warachon  tn  den  ersten 
Jahrzehnten  ihres  Bestehen?  lehliatt  im  Gange.  In  einer  anonymen  Bro- 
schüre: „Gespräch  eines  Brauers,  eines  Wirtes  und  eines  Wanderers  in 
der  Schenke  zu  Nolldoif ,  Hanehen  1820,  die  binnen  kunem  in  6000 
Exemplaren  verpiiften  war  und  neu  aufgelegt  wenlen  mufste,  wurden 
vom  Standpunkte  den  Konsumenten  die  „ungebührlichen  Vorteile"  der 
Brauer  durch  die  1  axe  einer  seharfen  Kritik  unterworfen.  In  einer  Aut- 
wort  hierzu:  ,,Grtlndlichc  Bemerkungen  Uber  die  gegenwärtigen  Verhült- 
i\h^e.  der  Brannreyon  im  M!„' meinen  und  der  Münchener  msbesondere, 
von  einigen  sactikundigeu  Freunden  der  Wahrheit",  München  1?^2I,  wurde 
hiergegen  lehhaft  polemisiert  und  an  der  Hand  sehr  ausführlicher  rei  h- 
neriHcher  Kalkulationen  die  Notwendigkeit  nnd  Gerechtigkeit  der  Biertaxe 
dar/iithun  verfuiht,  besonders  wc^th  der  seit  eingetretenen  ^all- 

g^cuieiuen  Depression  in  Handel  und  Wandel  und  des  grofsen  Betriebs- 
nsikos  der  Brauer*.  Als  Beispiel  dafQr  wurde  angefahrt,  dafs  die  Ue* 
l^erung  fast  alle  Staatsbrauereien  seit  1^13  veräiiTs^M  t  liabe,  weil  sie  sich 
nicht  mehr  rentierten,  obgleich  sie  doch  ihrer  Gröfse  halber  gegen  die 
Ideinercn  bürgerlichen  Brauereien  noch  Vorteile  gehabt  hätten.  Der  da- 
mntige  Referent  in  dieser  Angelegenheit  habe  sogar  erklHrt:  ^Weun  wir 
die  Staatsbrauercycn  auch  verschenken  sollten,  so  wurden  wir  noch  daliei 
gewinnen,  weil  dann  der  Staat  doch  sicher  die  jährlichen  Anfschlags- 

fetälie  litervon  erhält,  welche  sie  im  Ganzen  bisher  nicht  einmal  ertragen 
aben." 

In  einer  ferneren  Broscliihe :  ..Bcmorkiingen  über  die  l?iertaxe  MMch 
örtlichen  Tax-Ürdnungeti  und  allgemeinen  Tav  -  llegulatt\  en  neb«it  einem 
Anhang  über  Bierpolizei'  von  J.  lt.  Schlapper,  Erliiageu  1621^  einer 
sehr  instruktiven  und  sachlichen  Schrift,  ist  bemerkenswert,  dafs  der  Ver- 
fan.ser  an  der  IIhtuI  s»  In  ein'j^phfnrlrr  Berechnungen  im  Interesse  dep  (ie- 
werbes  wie  der  kunsumierendea  Volks« wirtsobatt  zu  einer  principiellen 
Verwerfung  aller  Biertaxen  kommt,  obgleich  er  selbst  U  Jahre  zuvor 
(1810)  die  Einföhmng  einer  ron  ihm  entworfenen  Biertaxe  in  Windtheini 
bei  der  Kegierang  durcligeBetit  hatte. 


Digitized  by  Google 


XII  L 


41 


wÄrtigen  T.irife  jedes  Jahr  zu  bostimmonden  RiVrsfitze  ira 
gTofsen  l>iirchi=schnitt  ak  da»  Maxinuim  des  zu  ihrer  Produk- 
tion in  guter  (Qualität  erforderlichen  Preises  zu  betrachten 
»ind.  so  wird  jLiien  Brauern,  die  entweder  durch  eine  be- 
deutende, auügezeichuete  Gröfse  ihrer  jährliehen  Bicrerzeugung 
oder  durch  TOisilgliche  LoUbegünstigungen ,  als  s.  B.  gMU 
▼ortreffliehes  Wasser ,  ▼orzUgliche  Qualität  der  Gerate,  des 
Hopfens,  ihrer  Keller^  eich  in  den  Stand  gesetzt  finden,  ihr 
Bier  in  Fiissom  unter  dem  festgesetsten  Preise  abzulassen, 
dieses  je^loeli  .stets  nur  unter  der  Voraassetsung  gestattet,  dafo 
die  Qualität  .solchen  Bieros  stets  j^nen  Grad  der  Güte  bei- 
behalt'v  «ler  tUmu  der  l^erechnuni^  zu  Grunde  gelegten  Ge- 
brauche der  ivombinationsartikel  entspricht,  widrigenfalls  die 
^e^en  Erzeufrnnjr  zu  schwachen  Bieres  verhängten  Straten 
gegen  sie  mit  alier  Strenge  zu  vollziehen  sind."  —  Des- 
gleichen  war  es  auch  den  Wirten  gestattet ,  unter  fthnlichen 
Bedingungen  mit  den  Sohankpreisen  herabaugehen.  Auf  jeden 
Fall  aber  mufst^  sie  bei  jeder  Erniedrigung  des  Ganter- 
pirmses  seitens  der  Brauer  auch  ihrerseits  mit  den  Sohank- 
preisen herabgehen« 

Man  könnte  vermuten,  dafs  die  Regierung  mittels  dieser 
Bestimmung  bestrebt  war.  den  zu  erwartenden  V«Ms<  luebungen 
und  Differenzierungen  in  den  Produktionsbeduigungon  ent- 
sprechende Rechnung  zu  tragen  und  damit  der  Taxierung  das 
Schablonenhafte  zu  nehmen.  In  Wirklichkeit  wurde  dadurch 
jedoch  die  selbständige  Regulierung  der  Preise  nach  den  ob- 
waltenden} realen  Verhlltnissen  nur  ersehwert  Es  lag  in  dar 
Natur  der  Sache,  und  wird  in  der  xeitgenOssisehen  Litteratur 
lnehrfiM^h  bestätigt,  dafs  im  allgemeinen  „das  Gebot  eines 
Maximums  des  Preises  eiue  stillschweigende,  man  kann  sagen^ 
oppositionelle  Verbindung  der  Produzenten  zur  Folge  hatte, 
zum  Trotz  gegen  dieses  Maximum  auch  nicht  unt  r  der  Taxe 
nbzuf^«'ben  und  dafs,  besonders  im  Anfange,  jeder  Versnch, 
.^icli  hiervon  auszuschliefsen  und  die  Preise  zu  unterbieten, 
lur  den  Betrelfendcni  eine  Fülle  von  GehM«»!<igkeiten  und  Ver- 
folgungen aller  Art  seitens  der  Gewerbbgenobsea  hervorrufen 
mufifte.  Die  Regierung  bot  hiersu  selbst  die  Hand,  indem 
sie  auf  Tielliiches  Ändrttngen  der  Brauereiinteressenten  im 
Jahre  1828  verfügte,  dafs  alle  von  den  Behörden  bewilligten 
Preisunterbietungen  amtlich  „unter  Angabe  der  Gründe*'  be- 
kannt 8U  machen  seien.  Mit  dieser  Konzession  an  die  Brauer 
war  obige  Bestimmung  des  Regulativi»  thatsächlich  iiiusorisch 
gemacht. 

Aus  dieser  Zusatz  Verordnung  vom  Jahre  1828  geht  nun 
aber  schon  hervor,  dals  aller  Solidarität  der  gewerblichen 


>  Oerstner  a.  a.  O. 
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Interessenvertretung  inid  aller  lif liördlicheii  Re^lnmonticrung 
zum  Trotz  das  einheitlicli  gefügte  System  der  Taxi)reme  doch 
alimählich  ina  Wanken  gekommen  war,  und  maiinigi'ache  Diffe- 
renzierungen sich  Bahn  gebrochen  liatten.  Je  lauter  und 
»tilndiger  die  Klagen  hierüber  ertönten,  desto  allgemeiner  und 
ttiiaufhaltsamer  schritt  dieser  ZeraetEungsprozefs  nnter  dem 
Einflufa  der  in  Flofs  geratenen  Verkehrs-  und  Wirtschafts- 
yerhftltnisse  vorwftrts. 

Zunächst  waren  es  nicht  so  sehr  direkte  Preisunter- 
blrtungen  als  vielmehr  indirekte  Bestrebungen  zur  Verbilligung 
der  Produktion  und  Beherrschung  der  Konkurrenzverhältnisse, 
die  in  dfiB  System  dos  Biertaxwesens  Bresche  schlugen :  Die 
mehr  oder  niiiidrr  lui^^esetzliche  Ausdehnung  der  durch  das 
Regulativ  to^ttrcM  tzien  Gufsführung  war  der  zuerst  und 
am  meisten  l/<  -clirittcne  \Ve^'  hierzu.  Zweifellos  war  durch 
die  "seit  den  zwanziger  Jahren  vertinzell  aufkonimcnden,  tech- 
nischen Produktionbverbe68erungen  bereits  die  Möglichkeit 
gegeben,  die  im  Regulativ  vorgeschriebene,  seit  1533  im- 
verändert  beibehaltene  und,  der  unentwickelten  Technik  jener 
Zeit  entsprechend,  sehr  knapp  bemessene  Gufsführung  zu 
überholen^  unbeschadet  der  Güte  des  Produktes,  ja  so^Mr 
mit  Erhöhung  derselben.  Immerhin  bildeten  solche  Fälle  die 
seltenen  Ausnahmen.  Die  Indidenz  der  Masse  der  Gewerh- 
treibenden,  verbunden  mit  ihrer  Sucht  nach  Gewinn,  bildete 
die  Regel,  und  seit  Beginn  der  zwanziger  Jahre  httuften  sich 
die  Klagen  übtu*  die  Verschlechterung  und  Verdtinnimg  des 
Bieres  ^  Di*  Regierung  mui'ste  mehrfach  mit  scharfen  Er- 
innerungen dagegen  auftreten,  so  besoiulers  in  einer  Ver- 
ordnung von  1825,  da  auch  das  Interesse  des  Staat^ärarü 
sichtlich  darunter  zu  leiden  begann. 

Die  Hauptschwierigkeit,  niergegen  mit  Erfolg  einzu- 
schreiten, lag  in  dem  giinzlichen  Mangel  eines  ausreichenden 
Nachweises  Uber  die  rechtmäfsige  Zusammensetzung  und  Be- 
reitung des  Bieres.  Erst  nachdem  es  gelang,  durch  die  Ver- 
mittlung  der  Naturwissenschaften  hierfür  die  geeigneten  Hand- 
haben zu  gewinnen ,  konnte  allmählich  auf  diesem  Gebiete 
Waiiflf^l  geschaffen  werden.  Zugleich  war  aber  damit  auch 
der  U  cg  eröffnet,  nunmehr  auf  rechtmäfsige  \\'eise  dir  über- 
kommenen Schranken  der  Gufsfiihriuig  zu  durchbrechen.  Wie 
dies,  durch  die  Anregung  der  bayerischen  Regierung  gezeitigt, 
iui  einzelnen  vor  sich  ging  und  damit  der  Grundstein  zur 
zielbewursten ,  wissenschaftlichen  ^^'eiterbildung  der  Brau- 
technik und  der  allgemeineren  praktischen  Umsetzung  ihrer 
Resultate  gewonnen  war,  wird  weiterhin  zu  erörtern  sein. 


'  Und  zwar  niclit  sowolil  ^eiteus  Uer  Orauer  als  vielmehr  auch 
«Mteiiä  der  ^Wiite  und  Keüuerinnen",  die  dnreh  HarsverkÜrKungen  sieh 
allerlei  Vorteiie  2U  verachaffen  traebteten. 
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Eine  noch  ergiebigere  Qaelle  für  Konflikte  und  Kompli- 
kationen aller  Art  entsprang  ans  dem  Bestreben  der  Brauer 
zur  Sichern  H  L'  und  Beherrschung  der  Konkurrenzverhältnisse. 
Das  seiion  uut«'r  fleni  Institut  der  Bann-  und  ZwangsrrH'litH. 
der  Not-  und  Freiwirte,  auegebildete  8v»u  der  „WirLshatz" 
gewann  mehr  denn  ie  an  Boden.  Alle  hierauf  gerichteten 
Hillfsmittel,  —  Zugaben  aller  Art,  wie  Treber,  Pferdefutter 
tu  dergl.,  Lieferung  grt^&erer  Gebinde,  mannigfiiche  Darlehns- 
gewihningen,  Anskaiifen  von  yeracbuldeten  Wirten  und  der- 
gleichen  mehr  — ,  wurden  eifrigst  gepflegt.  Die  eigentttm- 
liehen,  awieehen  Brauer  und  Gastwirte  einerseits,  Brauer  und 
Pabltkum  andererseits  obwaltenden,  gewerberechtlichen  und 
socialen  Verkehrsverhältnisse  tnei^n  von  jeher  das  ihrige  bei, 
die  Sachlage  zu  komplizieren  '  uii<!  tnlirten  scliliclklich  unter 
dem  Drucke  des  unzciti^'omiii^  gt- wordenen  liirrtaxwesens  zu 
KaniLitzuKtändcn,  (h  ren  1  .dgen  tur  die  wirtschaftliche  und 
sociale  Stellung  der  Braueri  i  im  bayerischen  Wirtschaftsleben, 
bei  der  grofsen  Bedeutung  der  beeondert  auf  daa  Brauwesen 
konsentnerten  Öffentlichen  Meinung  verhängniavoU  wurden*. 

Einen  der  ursprttnglichsten  Streitpunkte  bildete  die  an 
den  Erlafs  des  Kegulativs  sich  knttpfenae  Frage,  ob  die  Brauer 
im  aMinutoverschleifs"  ihr  Bier  ebenfalls  wie  die  Wirte  aum 
Schankureise  abgeben  durften  oder  nicht.  Die  Regierung  ver- 
neinte diese  Frair*',  und  die  Folge  war,  dafs  nun  in  den  meisten 
Urten  zwei  versciuedene  Detailpreise  fiir  da^  Bier  Lestandon. 
Ftir  die  Wirte  ergab  sieh  liieraus  eine  sehr  unbequeme  Kon- 
kurrenz, zumal  da«  l*ublikum  daö  Bier  im  allgemeinen  ohne- 
hin lieber  an  der  „Quelle"  trank;  andererseits  fühlten  sieh 
aber  auch  die  Brauer  in  ihrem  VorteQ  besehrftnkt^  dafs  sie 
Akr  die  AuArendungen  im  Ausschank  (Lokal  ete.)  nicht  auch 
den  W^irtsnutzen  beanspruchen  durften. 

Auf  TieUaehe  Vorstellungen  beim  Landtage  suchte  die 
BMerung  im  Jahre  1831  hierin  endlich  Wandel  zu  si  liaBen^ 
inflem  sie  den  Brauern  (djoTjfjills  den  Sehankpreis  im  Mirnit^»- 
versehloils  zuerkannte.  Dies  stiefs  aber  wif  d'M'  hr'nn  konsu- 
mien  iidfu  l*ul)likuni  auf  erheblichen  \\'ider.siami,  zumal  Brauer 
und  ^^  irt<-  i um  eifrig  die  Gelegenheit  benutzten,  die  Preise — , 
die  taxmatsigen  Maximalpreise  waren  langst  unterboten  — , 
zu  erhöben.  Mehr  und  mehr  trat  ein  gespanntes  Teriiältni» 
Bwischen  der  öffentlichen  Meinung  und  den  Brauern  und 
Wirten  an  Tage.    Daau  kam^  dafs  seit  Mitte  der  dreifsiger 


'  „Die  l-ilerru'nt«',  welche  sich  unf  iinpein  liod«  n  begegneten,  8tanrli"Ti 
ach  in  ihren  Interessen  geradezu  liiauietr&i  g^enüber,  der  Produzent 
dem  Konsamenten,  diesen  Beiden  wieder  der  Whth  and  ihnen  Allen 
lOHnimeii  noch  der  Fiskus. von  MüJ  S.  a.  0. 

*  .Holclic  socialen  FVagtn  wlrki»  milehtiger  und  selueekeii  mehr  al» 
(iesetae.**    Gerstuer  a.  a.  O. 
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Jahre  die  Gbrsten-  und  Hopfenpreise  mehrfache  Steigerungen 
erfithrcn,  die,  auf  die  Bierpreisc  ü))crtragen,  die  MUastinimung 

des  Publikums,  das  hinter  solchen  Preiserhöhungen  der  Ma- 
terialien iinuDM'  leicht  .spekulative  Machenschaften  der  Produ- 
zenten ar^^vvöhiite,  erhöhte. 

Als  daher  das  Jahr  1844  oxceptionell  hohe  Preise  brachte 
(Gerste  14  V2  Gulden  pro  Scheffel  gegen  9  und  7  Gulden  in 
den  beiden  Vorjahren),  und  der  Preis  von  Sommer-  und 
Schenkbier  dementsprechend  auf  5^/4,  beaw.  4*/4  Kreuxer  ge- 
aetit  wurde,  lief  das  Mals  Uber,  und  am  1.  Mai  des  Jahres 
1844  sah  München  seinen  ersten  . Bierkrawall bei  dem 
es  viele  blutige  KOnfe  setzte  und  zu  argen  Ausschreitungen 
und  Demolierungen  kam;  die  Regierung  soll  bei  dieser  Ge- 
legenheit weni«i^  Energie  bezeigt  haben.  Um  ithnliehen  Vor- 
konimni.sscii,  die  auch  in  arub/reii  Orten  bi'reit willigst  Nach- 
ahmung fanden,  vorzubeugen,  verfügte  sii*  unt^  r  dem  25.  Mai 
desselben  Jahres,  dafs  die  Königlichen  liofbrauhauser  ihr  Bier 
imMinutoverschleifs  wieder  zum  Gantcr^reise  abzugeben  hätten. 
Die  Erwartung,  dafs  die  Priyatbrauereien  diesem  Betspiel  frei- 
willig folgen  wflrden,  scheint  sich  jedoch  nicht  erfliUt  au 
haben,  denn  die  Bierkrawalle  wiederholten  sich  auch  in  den 
folgenden  Jahren.  Die  Regierung  sah  sich  daher  genötigt, 
endlich  energische  Mafsnahmen  zu  treffen^  wenngleich  sie  sich 
zu  dem  1846  an  si«»  gelangten  Antrag  auf  gänzliche  Aufhebung 
des  Biersatzregulativs  nicht  zu  verstehen  vermochte,  womit 
«ie  zweifelsohne  das  Hichti^st»'  ^rctroti'en  hätte.  Sie  verfügte 
zunächst  im  Jahre  18K),  dals  nur  jene  Brauer,  die  aufser  dem 
Minuto-  und  Gassenverschleifs  Tafernenrecht  (Herbergsrecht) 
bes&fsen,  in  ihren  Schankstätten  den  Schenkpreis  aufrecht  er- 
halten dttrften.  Im  nächsten  Jahre  mufste  oiese  Bestimmung 
jedoch  wieder  etwas  gemildert  werden  und  wui*de  dahin  ab- 
geändert, dafs  alle  Brauer,  die  wirkliche  Schanklokale  be- 
.sltfsen,  in  diesen  ihr  Bier  um  den  Schankprets  geben  durften, 
alles  Uber  die  Gasse  verkaufte  Bier  aber  nur  sum  Ghanter- 
preise,  „da  hieraus  keine  Auslagen  erlaufen." 

Damit  war,  im  Rahmen  der  Sachlage  wenigstens,  der 
Billigkeit  (teniigc;  geschehen.  Wenn  nichtsdestowenig<'r  in 
den  folgenden  Jahren  au  numchen  Orten  sich  die  Bierkrawalle 
wiederholten,  so  lag  dies  aufser  an  den  gerade  in  diesen  Jahren 

aesonders  1847)  stark  gestiegenen  Bterpreisen,  an  mannig- 
chen  auCserhalb  der  Sache,  in  den  oamaligen  unruhigen 
Zeitläuften,  liegenden  Ursachen.  (Lola  Montoa  und  die  „Frei- 
heit** I)  In  den  ftinfziger  Jahren,  dem  letzten  Jahrzehnte 
seines  Bestehens,  führte  das  Biersatzregulativ  eigentlich  nur  ein 
Srheindascin,  Die  um  diese  Zeit  durchgedrungene  Kntwiek- 
lun;j:  des  Verkehrs,  sowie  die  mit  Kinfiihrung  d<r  Danipf- 
kraft  sii'h  verallgemeinernde  tec-linisehe  Umwälzuni^  der  Pro- 
duktion und  die  daraufhiu  sich  anbahnende  Scheidung  des 
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Gewerbes  in  yeredtiedene  Betriebskategonen,  hatten  die  ge- 
aelilich  beabsiehtigtie  Wirksamkeit  des  Regulativs  allmuhlich 
auf  ein  Minimnm  beschränkt;  über  die  Kampfirastände  der 

40er  Jahre  war  die  Zeit  zehn  Jahre  später  zur  Tagesordnung 
(iherp^egang'en.  Nur  die  nnLr?ni>^tifr'^n  Folp-eTi  (los  l)iertHx\vfsens 
auf  (Ii«-  grofsi'  Masse  der  iiaiKiwerksmalüigeii  Kleiubrauoreieii 
machten  sieh  iiaeh  wie  vor  geltend  und  waren  auch  nach 
dessen  Beseitigung  noeli  lange  wirksam.  Als  endlieh  nach 
einer  ungemein  energischen  Agitation  der  gewcrbHchcu  Brauer 
im  Jahre  18^5  am  19.  Mai  die  schon  1861  versprochene  Auf- 
helrang  des  BiersatiregalativSi  und  iwar  sanüdost  nur  .ver^ 
sochsweise"  erfolgte^  stand  einer  relativ  geringen  Zahl  in- 
dustriell fortgeschrittener  Betriebe  eine  flbergrofse  Anzahl 
kleiner  und  kleinster  Brauereien  gegenüber,  die  zum  gröfaten 
Teil  wegen  der  dureli  das  Rcgidativ  genährten  Indolenz  ihrer 
Be«:iti""r  Hueh  den  damaligen  Ansprüchen  nieht  mehr  2:fniigten 
und  nun,  naeli  Wegfall  ihrer  Hauptstütze,  die  l'robe  auf  ihre 
Exi8tenzfitlji^'k(>it  und  -berechtigung  nieht  zu  überdauern  ver- 
mochten, iiiiiid  in  Hand  mit  einem  his  dahin  uuerliörten 
Aufschwünge  der  Produktion  weist  die  Statistik  für  jene  Zeit 
eine  bis  nnr  G^mwart  einaig  dastehende  Verminderung  der 
Betriebe  auf.  Zu  einer  Wiedereinführong  der  Biertaxe  gab 
dies  jedoch  glücklicherweise  keinen  Anlati.  1868  wurde  sie 
vielmehr  de&utiv  filr  au%ehoben  erklärt. 


2.  Kapitel. 

Die  AnfHoge  der  technischen  Umwälzniigen  und  ihre  Wechsel- 
heiiehug  nir  Eatstehiiig  der  heatigen  Verkehrsentwieklniig. 

Wie  erwähnt,  gab  es  schon  «u  Ende  des  acbtsehnten  Jahr- 
hunderts in  Bayern  mehrere  fabrikähnliche  Brauereien,  wie 
die  grolse  Brauerei  m  Burgfi^hmbach  bei  Nürnberg  und  das 
Münchener  HofbräuhauB,  das  im  Jahre  1799  die  höchste  bis 

dahin  erzielte  Menge  von  37671  Eimer  (=  Sä2670  hl)  erzeugte. 
Be«?onders  seit  der  Aufhebung  der  Bann-  und  Zwangsrechte 
uiaelif'  '^leh,  wenn  auch  nur  in  verhältnismäi'sig  wenigen 
Fallen ,  ein  Zng  zur  Hetrie!)S'T\veiterung  und  damit  zur 
Industrie- .  „faljnk  iniifsigen  l'iudükiiui!  merkliar.  Das  Bicr- 
tttxwe.sen  trat  dem,  wie  oben  dargellmn ,  iiichl  hindernd 
entgegen,  wenn  es  auch  zur  Beschränkung  dieses  Frosesses 
auf  ydie  Elite  des  Qewerbes'*  zweifelsohne  beitrug;.  Nichts- 
destoweniger wurde  dieser  Vorgang  bereits  frühzeitig  fUr  die 
centrale  und  superiore  Stellung  der  bayerischen  Brauerei 
frnohtbar.  Im  Gründe  genommen  hat  das  bayerische  Bier 
seinen  ,*  für  die  neuzeitliche  Umwandlung  und  Ausdehnung 
der  Bierbrauerei  hedeutsaraen  Zug  durch  die  Welt  unter  der 
Ägide  dieser  wenigen ,  industriell  entwickelten  Betriebe  ge- 
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macht,  die,  teils  in  München,  teils  in  den  für  den  Export 
günstig  gelegenen  frftnkisehen  Hauptstädten  befindlieh,  fast 
unTerftndert  bis  auf  die  Gegenwart  die  Ftthrung  behau^itet 
haben. 

Wie  die  bayerische  Regierung  besonders  nach  der  Spren- 
gung der  mittelalterlichen  Zwangsverfassung  dem  Braugewerbe 

den  Weg  zum  Industriebetrieb  zu  ebnen  bestrebt  war,  erhellt 
be8ondc*rs  ;nis  zwei  Verrjrdnnngen  vom  Jahre  1806  und  1807. 
Nach  der  ersten  war  ea  jedfui  Jirauhauslv^iTTier  Ireigcstellt, 
zu  s*'iner  ersten  Brau|>fanne  Doch  eine  zweit«*  zu  errichten, 
und  auf  Grund  der  anderen  Verordnung,  „die  Grolse  der 
Biersude,  die  mnere  Einrichtung  des  Br.niliaiises  und  der 
ganze  Betrieb  des  Biersudwesens  ganz  der  freien  Anordnung 
des  Bierbrauers  flberlassen**. 

Freilichi  alle  diese  hie  und  da  auftauchenden  Tendenzen 
zum  Grofsbetrieb  vollzogen  sich,  man  kann  behaupten,  bis  in 
die  Glitte  des  Jahrhunaerts  durchaus  noch  auf  dem  Boden 
der  überkommenen,  handwerksmäfsigen  Technik  und  Betriebs- 
führung. Erst  seit  den  vierziger  Jahren  fand  der  moderne 
Maschinenbetrieb  Fingang  in  das  Oowerbe;  die  praktische 
Umsetzung  der  allniiihlich  g«'\v()nn<Mien  tlif  orctisclu^n ,  sucricll 
cheniisediL'n  und  ))hy.sii)logisclit*n  P^rkenntnisse  des  Braiipi  ozi  .ssi'ij 
vollzog  öicii  in  der  Hauptsatdie  nocli  weit  HpMter  und  «'rscdicint 
auch  zur  Zeit  noch  nicht  abgeschlossen.  Aber  die  Keime 
hierzu  reichen  bis  in  die  ersten  Jahrzehnte  unseres  Jahr- 
hunderts ssurttck,  in  denen  bereits  mannigfache  Ansätze  zu 
der  seit  Einführung  der  Dampf  kraft  ^  in  der  Hauptsache  ge- 
schlossenen Kette  der  technischen  Umwälzungen  gezeitigt 
wurden. 

Einer  der  frühesten  und  verhältnismärsig  ein  schnell  ver- 
breiteter Fortschritt  war  die  im  Jahre  1818  zuerst  in  der 
Sedlmayrschen  Brauerei  zum  „Oberspaten erfolgte  Einfuhrung 
der  sogenannten  „englischen  Darre'*  ^  an  der  «Stelle  der  bis 
dahin  allein  tlblichcn  Kauchdarr^». 

Wiihrcnd  sonst  das  Malz  direkt  libf*r  dem  Darrfeuer  ge- 
dörrt und  dabei  von  dessen  Bauch  durchzogen  wurde,  wo- 
durch das  Bier  einen  widerlich  breuzUchen  Geschmack  erhielt, 
wurde  es  nunmehr  durch  Zuführung  reiner  heifser  Luflt  ge- 
darrt« was  sowohl  fllr  die  durch  das  Darren  bewirkten  che- 
mischen Umsetzungen  des  Malzes  ^  für  seine  Lüsltcbkeity  als 
auch  fGlr  den  Biergeschmack  von  wesentlich  veränderter  und 


>  Zwar  wurde  boreitB  1818  in  der  Sodlmajrschen  Brauirri  zum 

„Oberspaton"  in  MiirKhen  eine  nnm]if"im-cliino  Vftn  t  irn  r  !*}"tM'l  <kratlt  ziim 
Antrieb  der  Pumpe  benutzt,  doch  blieb  dies  tUr  die  weitere  Auegestaitung 
der  Dftnipfkrsft  ohne  jede  Folge. 

*  „Der  Name  ist  nicht  trelfeud,  da  os  in  England  Bolche  Darren  nie 
gegeben.''  Sedlmajr,  Festschrift  zum  IV.  aeotschen  Braoertag  in 
Mönchen.  18^. 
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besserer  W  irkung  war.  Auch  wurde  durch  diese  Darre  eine 
beträchtliche  Ersparnis  an  Brennmaterial  ermöglicht,  als  das 
noch  fiut  aiuachkefBlieh  Holz  in  Betracht  kam,  dessen  Kosten 
ab  einer  der  wichtigsten  Produktions&ktoren  f&r  die  Brauerei 

(und  Bäckerei)  jener  Zeit  galten  ^. 

Während  in  der  technischen  bezw.  mechanischen  Ver- 
vollkommnung des  Brauerei  betriebe  bis  in  die  Mitte  des  Jahr- 
hunderts hinein  wesentliche  Fortstliritte  und  neue  Erschei- 
nungen nicht  zu  V(M"/fMclf!ieTi  sind,  wurden  seit  der  Mitte  der 
zwanziirer  Jahre  <Ih'  Antaiige  zur  wiösenöchaftl  ichen 
Krtorscliun^  des  Brauprozesses ,  die  Keime  der  Gährungs- 
t  e  c  h  n  i  k ,  begründet ,  teils  auf  Anregungen  der  Regierung 
hin^  an  praktische  Fragen  anknüpfend,  teils  im  Zusammen* 
hange  mit  dem  Erwachsen  der  natnrwissenschafitlichen  Forschung 
Qberfaaapti  bereits  frlllvBeitig  in  sielbewufster  Weise  gefiirdert 
dnrch  die  gewissermafsen  pädagogische  Bethätig  inu  weit* 
admuender,  am  Gewerbe  praktisch  oder  theoretisch  inter- 
essierter Mftnner. 

Der  }^et!n»insanie ,  ur.sjjriingliche  Ausgangspunkt  liierfiir 
war  Miinelien;  die  AUademie  der  Wissenschaften  und  die 
dürtig«'  Ilocliscliule  nebst  den  damit  verbundenen  Lehr- 
instituteu  (Luboratürien)  einerseits,  die  von  intelligenten  Be- 
sitzern geleiteten  grofsen  Brauereien,  wie  besonders  die  Sedl- 
mavTSche  zum  «Oberaiiaten*'  und  die  von  Pschorr  andererseits, 
bfldeten  damals  die  PUanastätten  filr  die  theoretische  Forschung 
und  ihre  praktische  Umsetsung. 

Wie  bereits  erwähnt,  sah  sich  die  Regierung  wegen  der 
ztmehmenden  Klagen  über  die  Verschlechterung  und  Ver- 
dünnung des  BitTS  auch  im  fiskah'scheTi  Interesse  genötigt, 
mit  scharfen  Krinnenin^f»n  an  die  Bestiniiinnic^en  des  Rep^u- 
lativs  vorzugehtiii,  zugleicli  aber  auch  auf  ausreichende  Mittel 
zu  sinnen,  das  Übel  au  der  Wurzel  zu  fassen  und  exakte 
Nachwcismethodeu  über  die  rechtmäfsige  Bereitung  und  Zu- 
•anunensetaung  des  Biers  zu  beschaffen. 

Daa  nahezu  800  Jahre  alte  Institut  der  „Bierkieser*,  die 
das  Bier  durch  Oeschmacksprobe  auf  seine  ^Pfennigvergiltig- 
keit*  zu  prüfen  hatten,  entsprach  längst  nicht  mdnr  seinem 
Zweck.  Abgesehen  davon,  dafs  die  Geschmacksprobe  über 
das  Mals  der  Gufsfiilininf?  und  die  Reinheit  des  Biers  von 
.Snrroj::ateii  sicheren  Nacinveis  ül)erhauj»t  nicht  zu  erbringen 
vermochte,  fiihlt«-  sieh  das  konsumierende  Pu]>liknm  viel  zu 
selbständig,  um  sich  von  dem  Urteil  einiger,  den  niederen 


^  Die  aof  die  Enpamng  von  Holx  im  Gewerbabetriel»  gericfatetsn 
Bcstrcbun^ren  mir!  deren  bereit«  m  zftbirrrt  ben  Sparfeuersvstcmen  zum 
Aoadmck  gelangten  £rfolKe  nehmen  scliou  itn  vorigen  Jahrhundert  in 
dflnMOdflraagtti  und  Anleitai^oa  eiaen  btsttSB  Esam  in  der  damaligeD 
AflhlittMatnr  (BD^klopidiea  eto.)  «in. 
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Ständen  angehörigen  Personen,  deren  Mangel  an  Objektivität 
ohnehin  häufig  unlieheam  su  Tage  trat,  beeinfluMen  am  iMsen. 
Desgleichen  muTste  ein  bereits  im  18.  Jahrhundert  erfundenes 
Instrument  zur  Prüfung  des  Bieres ,  die  „Bierwage**,  im 
Jahre  1812  „als  su  amtlichen  Untersuchungen  gänslich  unzu- 
lässig** verboten  werden. 

Angesichts  dieser  Sachhi<Lj:e  apellierte  die  Regierung,  nach- 
dem schon  in  früheren  Jahren  (so  1799)  hierüber,  wie  über 
das  Aut'sehhigswesen  Gutachten  von  (lelehrten  und  Geschäfts- 
leuten eingezogen  waren,  an  die  Vertreter  der  Wissensehaft, 
speciell  an  die  Königliche  Akademie  der  Wissen- 
schaften in  ^1  ii  n  c  h  e  n ,  mit  dem  Ersuchen ,  »ich  dieser 
Frage  anzunehmen  ^  Dies  war  denn  auch  diesmal  von 
gröfserem  Erfolg  begleitet!  Als  Norm  für  den  Alkohoteehait 
des  Bieres  wurden  verschiedene  Alkoholtabellen  auf  wund 
der  vorausgegangenen  Untersuchungen  von  Oilpsin  Tralles, 
Gay  Lussae  (1825)  und  Baumhauer  (dieser  schon  früher)  auf- 
gestellt und  für  den  praktischen  Gebrauch  eingerichtet;  deren 
Genauigkeit  zwar  gegenüber  den  gegenwartigen  Hülfsmitteln 
(Alkohoh)meter)  noch  sehr  untergeordnet  wnr.  In  den 
dreifsi^^er  Jahren  ^'elang  es  endlich  aucli,  ziendich  voHstiindige 
Methoden  zur  Bieruntersnchung  auf  Alkohol-  und  Extrakt- 
gehalt (Konzentration  der  8tanini würze)  zu  gewinnen,  die  dann 
in  drr  Folge;  mannigfach  weitergebildet  und  vervoUkonminet 
wurden:  1833  publizierte  der  Oberbergrat  Dr.  Fuchs  seine 
Methode  der  hallymetrischen  Bierprobe^  Zur  selben 
Zeit  trat  Prof.  Zierl  mit  seiner  a^rometri sehen  Bier- 
probe hervor.  1843  machte  Prof.  Steinbeil  in  den  Ab- 
handlun<^^en  der  Mttnchener  Akademie  der  ^^'is8enschaften  seine 
Methode  der  optischen  Bierprobe  bekannt.  1844  end- 
lich erschien  als  Krönung  der  voraufgegangenen  Bestrebungen 
das  ej)ochemachende  Werk  von  Prof.  Galling  üIm  t  die 
s  a  V  c  h  a  r  o  ni  e  t  r  i  s  c  h  e  Ii  i  e  r  p  r  o  h  e  und  A  1 1  e  n  u  a  t  i  o  n  s  - 
lehre.  Kalling  hatte  bereits  zu  jener  Zeit  in  Prag  der 
Giihrung8t«Hlinik  eine  Heinistiitte  bereitet,  die  seit  der  Mitte 
des  Jahrhunderts  neben  der  Münchener  Schuhi  nicht  nur  für 
die  österreichische,  bezw.  böhmische  Ürauindustrie,  sondeni 
für  die  wissenschaftliche  Erforschung  des  Brauwesens  ttber^ 
haupt  von  grundlegender  klassischer  Bedeutung  wurde. 

Nachdem  so  die  ersten  Anregungen  gegeben  und  die 
Grundlage  für  die  systematische,  wissenschaftliche  Forschung 
bereitet  war,  schritt  diese  alsbald  unter  der  Pflege  tüchtiger 

'  Di«!  Iimnppruchnahine  dieses  gelelirtcn  Instituts  zur  Kntscheidung 

Sraktificher  Fraeea  war  keine  Seltenheit,  so  wurde  es  1637  mit  der  Lösung 
er  Frsge  der  UnacliSdlichkeit  der  Bucheiispähne  som  Ktiren  des  Bien 
betraut. 

*  Dinglers  i)olvtechni8che3  Journal.  Bd.  lAXIl.  Hott  4\  Und 
„Kunst-  und  Gewerbebiatt  für  daä  Königreich  Üajem''.  1633. 
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Forscher,  deren  Namen  und  Arbeiten  (Prof.  HermiAim,  8.  o«, 
Kat0Qir,  Rnobloclif  Reischauer,  Eeitleohner,  LintDer,  Balling 
IL.  «•  HL.)  in  der  techniichen  Litteratur  auch  heute  noch  fort- 
wirken, rüstig  fort  und  trug  dazu  bei,  Schritt  für  Schritt  die 
komplizierten  clieniischen  Umsetzungen  im  Brauprozrfs  auf- 
zuhellen. l)iesi'lbeii  konzentrieren  sich  im  wesentlichen  um 
zwei  Momente,  die  den  Brautirozcls  in  zwei  Hauptphasen 
scheiden :  Erstens  die  Umwandlung  des  in  der  Rohfrucht,  der 
Gerste  y  enthaltenen  Stärkemehls  in  Zucker  und  Dextrin  und 
swette&fl,  die  fernere^  teflweise  URuetsanff  dieser  beiden  Pro- 
dukte nach  Zugabe  dei  Hopfens  und  der  Hefe  in  Kohlen- 
«ftore  und  Alkohol.  Auf  die  ErgrQndong  dieser  beiden  Momente 
konsentrierte  eich  daher  auch  die  Forschnng.  Nach  der  her- 
gebrachten empirischen  Anschauung  ging  der  erste  Umwand- 
lungsakt der  Gerste  ausschÜefsHch  während  de^  Mälzens  vor 
sich.  DeinentHjjrechend  w^r  daher  aucli  uat  den  Mälzungs- 
prozels  (la.s  Hauptangenuiei  k  gerichtet,  wiihrentl  der  Darr- 
uud  Maiscliprozci's  lediglich  aU  mechanisch  wirkende  Produk- 
tionsphasen  betrachtet  und  demnach  gehandliabt  wurden.  Es 
beaeichnet  den  ersten  Schritt  zur  wahren  £rkMintnis  der 
chemischen  Nator  nnd  Physiologie  des  BranprosesseB,  als 
durch  den  Gelehrten  Payen  (unter  Mithülfe  von  Persoa) 
im  Jahre  1833  nachgewiesen  wurde,  dab  diese  Umwandlung 
der  Gerste  während  des  Mälzens  und  Darrens  durch  Bildung 
eines  Ferments,  der  Diastase  vorbereitet  und  erst  wHlirend 
des  ]Vlai>;elij)ro7r's'»<'s  din-cli  dieselbe  völlig  bewirkt  werde. 
Zugleich  wurde  dies  i-eiuneut  von  ihm  zuerst  darzustellen  ver- 
sucht. Damit  war,  wie  gesagt,  für  die  TJieorie  als  auch  ftir 
die  Praxis  ein  ganzlich  neuer  Boden  gewonnen.  Bis  zur 
G^^^nwart  sind  im  Anschluls  hieran  die  weitgehendsten 
Studien  über  Art  nnd  Znsanunenhang  der  den  Brauproaef« 
begreifenden  Transaktionen  fbrtgesetst  und  haben  besonders 
in  den  letzten  beiden  Jahrzelmtcn  eine  reiche  Fülle  von 
Methoden  und  mechanischen  HiÜ&mitteln  zu  ihrer  praktischen 
Umsetzung  gezeitigt.  Als  es,  nach  mannigfachen  Ansätzen, 
in  den  siebziger  Jahren  endlich  auch  gelang,  den  Schlüssel 
für  die  wissenschaftliche  DfTenbnrung  de^  U  ii  h  r  ungsp  r  o - 
zesses  zu  Huden  und  alübald  die  praktische  Verwertung 
dieser  Erkennüiiö  ihre  Früchte  trieb,  war  die  technische  Um- 
wälzung in  der  Brauerei  in  der  Hauptsache  vollzogen,  der 
handweiksnUilsige  empirische  Betrieb  tiir  inuner  einer  natnr- 
wissenschaftlich  begründeten,  industriellen  Handhabang  der 
Produktion  gewichen. 

Das  niit£rzielung  wissenschaftlicher  Bier)  »rüfungsmethoden 
wonnene  Prinzip  der  ßetriebskontroUe  erwies  sich 
reits  in  den  nächsten  Jalirzchnten  als  frnf  htbar.  nnd  zwar 
sowohl  im  Interesse  dei-  Produzenten,  die  nunmehr  ganz  neue 
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Handhaben  zur  G(  ntaltung  des  Brauproseases  erlangten,  ala 
auch  im  öflfentlichen  tiskalisclicn  Intereaae. 

Das  bedingende  Moment  hierfiir  war  mit  der  Einführung 
zwei^-r  Instrunn'nte  erfüllt,  deren  ununterbrochene  und  viel- 
seitige Anwendung  in  allen  Phasen  des  Brauprozesses  und 
der  Bierlageruiig  heute  unumgäni^lich  und  selbstverstilndlich 
erscheint,  der  Thermometer  uiui  der  8  a  e  e  Ii  a  r  o  m  e  te  r 
Neben  der  erst  aus  den  vierziger  Jahren  stammenden ,  all- 
gemeineren Nutzbarmachung  des  Eises  und  Beschaffung  von 
KKlte  ftlr  den  Brauereibetrieb  bezeichnet  wobl  nichts  deut- 
licher den  fundamentalen  Unterschied  zwischen  dem  Brau- 
wesen der  Gegenwart  und  dem  von  ehedem^  wie  diese  yor 
50  Jahren  noch  gänzliehe  Unbekanntschaft  der  genannten 
beiden  Instrumente  in  Deutschland  Allerdings  findet  sich 
bereits  in  dem  ersten  wissenschaftlichen  Werk  über  das  Bier- 
brauen von  Pauppie  (1794)  die  Beschreibung  eines  Brau- 
thermometers nach  en^^listheu  Quellen,  die  jedoch  für  die 
Praxis  einstweilen  keinen  weiteren  Erfolg  hatte.  Die  all- 
gemeinere Anwendung  des  Thennometers  datiert  in  der 
Brauerei  sogar  erst  seit  ca.  20 — 30  Jahren ;  soll  e«»  doch  heute 
noch  kleine  Brauereien  geben,  in  denen  der  bis  zuiu  Ellen- 
bogen in  die  Flttssigkett  eingetauchte  Arm  des  Brauers  genügt, 
um  Wärmemessungen  vorzunehmen  und  Temperaturunter- 
schiede  von  55 — 65  "  R,  wie  beim  Maischen,  oder  von  2 — 7  "  R, 
wie  bei  der  Gährung  herauszufühlen'. 

Der  Saccharometer  ist  eine  englische  Erfindung®.  Der 
Erfinder  Richard  so  n  beschrieb  ihn  zuerst  1788  in  einem 
Büchelchen  „Vorsehlft^e  zu  neuen  Vorteil(»n  beim  Bierbrauen.'* 
Dasselbe  erschien  bereits  im  selben  Jalire  in  dcutx  her  l'bcr- 
setzung  (von  ^^'ittk()j>|> ,  Berlin  und  Stettin  178Ö),  bhel)  aber 
gäiizlieli  unbeachtet,  während  es  in  England  alsbald  für  die 
allgemeine  Euifuhrang  des  Saccharometcrs *  erfolgreich  wirkte. 

'  Zwar  hatte  man  »ich  m  diesem  Zwecke,  wie  ervrftluit,  firüber  der 
Hiorwage  und  in  h  r  Fnige  mitunter  verbeaserter  Aelom^sr  bedient, 
jedoch  i)hue  geuü^eudeu  ixl'ulg. 

'  Von  welcher  Bedeutung  subtile  Temperaturbeobachtungen  im 
Brauerei  betriebe  sind,  erhellt  ans  den  roannigfacli  bpecialisierten  äprstemen 
von  ThernioTfu'tem ,  die  bi-^  nnf  'M"  pr;i<  isiert  im  Gebrauch  Bind.  Es 

fiebt  Glaäbliu»ercien,  die  Iciii^Iich  ^uiche  und  verwandte  Instrumente  und 
lontrollapparate  für  die  GMnrungsgewerbe  (Bniiierei,  Brennerei,  PreJV 
hefenfabrikatioii)  herstellen.  Der  Verein  der  Spiritusfabrikanten  in 
Deutschlmul  und  der  Verein  Versnehfl-  luni  Lelir.insfalt  für  Brauerei  in 
Berlin  unterhalten  zusamuien  eine  vieibeuutzte  techuitK^he  Glasbiäserdi 
fitr  ihre  Miln^lieder. 

"  Allerdings  war  bereits  in  einer  Schrift  des  Gcrichtsarztes  Dr.  Q  r  ä  te  r 
in  Seh wjibisch- Hall,  die  auf  Veranlassung  der  bayerischen  Regierung  al» 
Gutachton  über  Verbesserungen  in  der  Kontrolle  des  Hiereudweseus  und 
dev  Aoftehlagos  erschienen  war,  ein  dem  Saeeharometer  Mhnlicher  fiier- 
gehaltsmcsser  .selbständig  beschrieben  wonlen. 

*  Der  Sacclijirometer  ist  eine,  mit  Skala  versehene  gläserne  Spindel, 
vermittels  deren  mau  durch  Eintauchen  derselben  in  die  Bierwürze  — 
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Ftmt  fitnfirig  Jahre  später  erst  fimd  der  Saccharometer 

aucli  auf  dem  Kontinent  weitere  Verbreitung.  Besondera 
durch  Balling  ▼ervoUkommnet;  hatte  die  Einbttfgerun^c  «lleaes 
Kontrollinstrumonts  bald  weittrageadd  Folgen.  In  Bayern 
konnte  nunmehr  das  ohnehin  zur  Karrikatur  herabgesunkene 
Institut  d«*r  Hierkieser  endgültig  von  der  liildHäche  entfernt 
werden,  wa.s  auch  1846  geschah.  In  ( )sterreieli  «jal)  die  Ein- 
filhrung  des  Saccharometers  die  Möglichkeit  an  die  Hand,  die 
bisher  unterschiedsloa  vom  Bier  erhobene  einheitliche  Steuer 
seiner  Qoalitftt  entiprecheiid  zu  bemessen.  Mit  dem  Jahre 
1855  trat  das  gegenwärtige,  von  Balling  und  dem  Staats- 
minister  und  Gelehrten  Andbeas  von  Baumgartner  seit  langem 
angestrebte  System,  die  Bemessung  der  Steuer  pro  Hektoliter- 
grad der  durch  den  Saccharometer  auf  ihre  Orädigkeit 
(Extraktj^elialt)  nach  bestimmten  Regeln  gemessenen  Bierwürze, 
in  Kraft  und  kam  damit  anfänglich  zweifelsohne  auch  dem 
alsbald  anhebenden,  grofsartigen  Aufschwung  der  üsterreichi* 
sehen  und  böhmischen  Brauindustrie  zu  gute. 

Das  Verdienst,  den  Saccharometer  zuerst  nach  Deutsch- 
end gebracht  und  zu  seinem  Bekanntwerden  wesentlich  bei- 
getragen zu  haben,  gebohrt  dem  1890  verstorbenen  Mttnchener 
Braaereibesitser  Gabriel  Sedlmayr.  Er  ist  auch  als  der 
erste  persönliche  Vermitder  der  seit  den  vierziger  Jahren  der 
deutschen  Brauerei  von  England  her  zudiefsenden,  mannig- 
fiütigen  Anregungen  und  fundamentalen  Errungenschaften  auf 
dem  Gebiete  der  Braumetliode  und  vor  nllfin  der  Betriebs- 
mechanik  anzusehen'),  wie  es  denn  überhaupt  hervor- 
geh(>b«  ii  zu  wenlen  verdient,  dafs  wohl  selten  die  (i<'s(  ]iichte 
eines  (iewerbes  in  der  Neuzeit  so  mit  einer  Persönlichkeit 
verknüpft  und  in  Bezug  auf  die  technisch- industrielle  Ent- 
wieklung  dnreh  deren  verdienstvolle  Wirksamkeit  bestimmt 
worden  ist,  wie  dies  ftir  die  moderne  BranereientwicUung 
bei  Sedlmayr  der  Fall  war,  der  an  ihrer  Wiege  Pathe  ge- 
standen und  sie  bis  za  ihrer  gegenwärtigen,  vollendeten  Aus- 
bildong  als  ein  stets  reger  Erzieher  hat  leiten  helfen.  Die 
von  ihm  im  Frühjahr  1832  in  Gemeinschaft  mit  Anton  Dreher 
und  zwei  anderen  Brauern  unternommene  Studienreise  n.ieh 
England  gilt  mit  Hecht  für  die  Entwicklung  der  Brauteclmik 
als  ein  epocht'inaehendes  Kreignis,  das  für  sie  die  Brücke 
schlug  zu  den  iiulustriellen  Errungenschaften,  die  wir  auf  so 
vielen  Qebieten  der  Technik  der  damals  weit  entwickelteren 
englischen  Indnstrie  verdanken* 


iimUch  wie  mittels  de«  Alkoholometers  den  Alkoholgehalt  —  hu  der  Haud 
einer  l)«'7.iiL'!icln-n  Tahello  den  Zucker-,  d.  Ii.  den  E\traktj;clialt  der  Würze, 
feftsteileo  kanu.  Gegenwärtig  exlBtieren  mehrere,  zum  l'eil  bis  auf  0,1* 
prikWstte  |nuf  iMu  dessslben. 

*  Ffir  0>terr(>i<h  gilt  dasselbe  von  Anton  Dreher,  dem  GMIndsr 
än  Qfofii-äebwediAter  Bimnerei  bei  Wien. 

4* 
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In  England  hatte  «ich  die  Brauerei,  seit  Howard  1730 
den  Porter  erfunden  hatte  and  alsbald  das  Maschinenwesen 
aufgekommen  war,  schon  im  Laufe  des  18.  Jahrhunderts  zu 
einer  mächtigen,  teilweise  auf  einen  weitverzweigten  Export 
gegründeten  Industrie  entlaltet  und  bereits  zu  Anf?in«*  unserem 
Jahrhunderts  das  Niveau  erreicht,  auf  dem  sie  im  grofsen  und 
ganzen  noch  heute  steht  ^ 

Schon  im  vorig:eii  .lalir hundert  tauchten  infolge  des  zu- 
nehmendi  ii  Ininorls  von  englischem  Bier  in  Deutschland  ver- 
einzelte iie^irebungen  auf,  von  der  eugli8cheu  Brauerei  zu 
lernen.  Von  einem  Gutsbesitzer  von  Natbusius  wird  aus  der 
Mitte  jenes  Jahrhunders  berichtet,  dafs  er  auf  seinem  Qut  bei 
Althaldensleben  in  der  Altmark  recht  guten  Porter  braue. 
Besonders  litterarisch,  teils  durch  aus  dem  Englischen  Uber' 
setzte  Bücher,  machte  sich  das  Streben  geltend,  auf  die  eng- 
lische Brauerei  als  Vorbild  hinzuweisen  und  Kezopte  zur 
Nachahmung  an  die  Hand  zu  geben  ^,  ohne  jedoch  weitere 
Beachtung  seitens  des  Gewerbes  zu  tinden.  Allinülilich  brach 
sich  allerdings  die  Erkenntnis  von  der  Superioritilt  der  eug- 
libchcQ  Brauerei^  auch  in  diesen  Kreisen  Bahn  und  gab^ 


^  l)k'  iu  den  letzten  Jabrzehnt»;n  vom  Festlande  herUbergckoinmeneii 
technischen  Fortschritte,  besonders  auch  das  Auf  kommen  der  bayerischen, 
ontergährigen  Braunuthode,  sind  zwar  sehr  bedeutend,  haben  aber  den 
Charakter  de»  Geworbes  iin  all^eiininen  noch  nicht  merklieb  zu  beein- 
flussen vermocht,  was  jedoch  bedeutsame  WandluDgen  für  die  Zukunft 
mcht  unwahrscheinlich  macht. 

*  8.  o.  das  Buch  von  Wittkopp  Aber  HIcbardsons  Succbarometer. 
Femer  Bönisch,  l'ber  die  ßierbr!ui«>rei  der  Kngliinder.    Berlin  l>^Of;. 

'  „{Soviel  ist  ausgemacht,  dals  die  Engländer  Meister  in  der  Bier- 
biauerey  «nd.  Sie  waren  auch  die  eraten,  welche  dieses  Gewerbe  dem 
hAndweiksmäfsigen  Empirismus  entrissen  und  es  durch  Chemie,  Mathematik 
lind  Pbys'k  '">t  einer  Sicherheit  und  Präcision  ausübten,  web  bf  mir  :f1!t'in 
durch  Anwendung  wissenschaftlicher  Gnmdsätze  erreicht  werdeu  konnlc. 
Tentsehe  nndl  Franmeen  habeo  sieb  in  neueren  Zeiten  bey  der  Hhu^ 
brauerej  die  Engländer  zum  Muf^ti-r  genommen. ^ 

Aus  „  (j  esc  }i  i  c  b  tc  der  Künste  und  WiBseuschaft^^n  seit 
der  Wiederherstellung  derselben  bi»  an  das  Eniie  des 
18.  Jaiirhunderts.^    3.  iSuid.   GÖttingen  IHII.  ~^ 

l'ber  die  indui<trielle  Ausg*  ^r;ilttnig  der  englischen  Brauerei  in  jener 
Zeit  sprechen  sich  aueli  J.  G.  lluttmuuu  und  Koscher  folgcndermafsen 
aus:  „Wie  den  ungeheuren  Brauereien  Londons  es  möglich  wird,  aus 
sehr  venchiedenartigcn  Materialien  immer  das  gleiche,  «iQgeieichnete 
Bier  zu  brauen,  davon  babr-n  die  P.rauer  des  Festlandes  kaum  einen  He- 
oifL.  Wie  sehr  aber  auch  hier  die  ^roisen  Brauereien  den  kleinen  in  der 
Kunst  überlegen  sind,  ein  stets  gldcnartigeB  Bier  mit  dem  nündesten  Auf- 
wand von  Material  und  Feuerung  zu  bereiten,  ist  eine  bekannte  That- 
sache.""  J.  G.  Uoffmann,  Die  oeiiignifa  zum  Gewerbebetriebe.  Berlin 
1841.  - 

^  Von  der  Londoner  JKerfabrikation  mag  es  einen  Begriff  geben,  da(a 

am  14.  Oktober  bei  Maus  ein  Fafs''  —  (?  wahrscheinlich  vVasserreservoir 
oder  dergl.)  .^zprsprang,  welcbos  dureh  dn  i  Stockwerke  ging  und  dessen 
ausströmender  iuliak  eine  Überschwemmuui^  verursachtei  worin  8  Menschen 
ertranken.  Die  firanera  vod  fiarcley,  Perkios  &  (He.  hat  in  ihren  Kdlem 


Digitized  by  Google 


XU  1. 


5S 


Treniir-^tt^ns  rn  vereinzelten  Fällen,  znr  vorsuehsweisen  An- 
eignung VOT1  dort  ü1)ermitte!ter  Anreg-iinj^on  Anlafs.  Die 
a.  a.  O  erwalmte  ^rolsii  Brauerei  zu  ßurgt'ahrnbacli  btM  Nürn- 
l»erg  z.  B.  soll  in  manchen  Punkten  nach  englischem  MiL>t(?r 
eingerichtet  gewesen  sein.  Auch  die  erwähnte  Eiui'ulirang 
4«r  .cuKÜschen*  Dam^  im  Jabre  1818 ,  wenngleich  in  ab* 
gewaiideller  Fonn,  ist  hierfilr  beseichnend.  Die  Wtlrdigun|f 
oieser  Snperiorität  der  englischen  Brauerei  war  aacb  fdr  den 
ebenfalls  um  die  Pflege  und  Weiterbildung  der  Brautechnik 
Miur  verdienstvollen  Vater  Ghibriel  Sedlmayrs  bestimmend, 
seinen  Sohn  nach  absolvierter  praktischer  und  theoretischer 
naturwissenschattiitlier  Ansbildun<;  (an  der  Universität  in 
Kerlin)  die  besagte  btniiienreise  iinch  England  unternehmen 
la  lassen.  —  Trotz  mannij^tachcr  bohwierigkeiten  gelang  es 
den  beiden  lernbegierigen  Brauern  in  Glasgow,  EMinburg  und 
Burton  on  Trent  Zutritt  zu  erlangen,  da^^elbst  praktisch  zu 
arbeiten  and  sogleich  durch  Pri^alimterricht  aicn  theoretisch, 
aimaliiklen.  Kach  Ober  Jahreefritt  kehrten  sie  voller  An« 
reguDgen  zurück.  Dreher,  der  alsbald  eine  Brauerei  in 
Siäweehat  bei  Wien  übernahm,  erxielte  bereits  im  ersten  Be- 
triebsjahre einen  Produktionsumsatz  von  6000  österreichischen 
Eimern  (-^  389t)  1).  filr  Österreichische  Verhältnisse  damak 
eine  ^uiierh«)rte  Menge*. 

Die  konkreten  Ergebnisse  dieser  Studienreiüe  giptelteu 
in  der  Bekanutachaft  mit  drei  grolsen,  technischen  Neuheiten: 
Die  vielfkltige  Anwendung  de«>  Thermometerö  und  der  Ge- 
bimucb  des  Saecharometers,  die  bei  weitem  vorteilhaftere 
Mediode  der  englisohen  Malaerei,  bei  der  doreh  die  Kaoh- 
wmclie  eine  gleichmil&igere  und  ergiebigere  Aui»chlle(sung. 
aber  geringere  Auslaugung  der  Gerstenkörner  stattfindet,  und 
die  Anwendung  der  Dampfkraft  in  einer  bis  dahin  überhaupt 
unWkannten  Ausdehnung.  Besonders  die  letztere,  die  dem 
gesamten  englischen  lirauereibetrieb»*  üir  industrielles  Oepr/isTje 
verlieh,  liefs  den  beiden  deutschen  Brauern  den  fundamen- 
talen Unteriichied  zwischen  jenem  und  ihrem  heimischen  ßrau- 
wei>ea  empfinden  und  bewirkte  den  nachhaltigsten  Eindruck 

12U  Hfei»enfäM6r,  wovon  mcUiere  3600  Barreb  5218  hl)  enthalten;  in 
aner  ihrer  Braopfannen  kann  ein  Tisch  für  25  Personen  gedeckt  werden. 
Sie  beschäftigt  aufTior  2  Dampfmaschinen  250  Arbeiter  im  Hause  und  300 
bis  400  aufserhalb;  ein  Marstall  vnn  l  ",m  elofiititenähniichen  Karrenpferden 
betocgt  die  Bierfuhrea.  £He  Produkt lun  dieser  eiuen  Fabrik  belief  sich 
im  süf  mehr  sIs  357000  Brnneii  (—  517000  hl)  Porter  iiod  One  Ab- 
^'al«on  frühor.  hIs  noch  di»?  alten,  hohen  StciKTsätze  galten,  bis  auf 
4VU0U0  Jt  (—  öUDOiKHi  M;nki  in  einem  Jahre.  Nach  C  f».  Simon,  Ob- 
tervations  recncillitJü  en  Anglelerre  eu  1635,  1.  verkaufte  sie  jährüeli  tut 
40  MUlioneii  FVtnken  Bier,  während  alle  Pariser  Fleischer  nur  fUr 
45  Millionen  Franken  Fleisch  ahsetzten."  VV.  Ro.ieher.  Ansichten 
der  Volkswirtschaft  aus  dem  geschichUicheu  Standpunkte.  Leipzig 
Ueber  Industrie  im  Qtoüm  und  Kleinen.  S.  127. 
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bei  ihnen.  DiVs  Rild  einer  zur  Orofsindustrie  erwacbsonfii 
Brauerei,  d  r  liir  dieselbe  eharakteristischen  Betriebsorgan i- 
sation,  die  mittels  ihres  kunstvoll  entwickelten,  den  ganzen 
technischen  und  kaufmännischen  Betrieb  bis  in«  einzehio,  be- 
herrschenden Kontrollsystems  ein  Produzieren  im  grofsen 
Stil  überhaupt  erst  ermöglicht,  prägte  sich  ihnen  unauslösch- 
lich fdii.  Nach  jahnsehntelangem  y  rastlosen  Arbeiten  war 
denn  auch  diesen  beiden  Brauern  die  Genugthuung  beschieden, 
nicht  nur  für  ihre  Unternehmungen  dieses  Vorbild  erreicht 
zu  gehen,  sondern  auch  für  das  gesamte  Brauwesen  ihrea 
Vaterlandes  sich  als  Hauptfbrderer  seiner  industriellen  ^ntr 
Wicklung  betrachten  zu  dUrt'en. 

Tm  Jahre  1839  übernahm  Gabriel  Sedlmayr  die  väter- 
liche Brauerei  und  hep-ann  alsbald,  nachdem  er  bereits  mehr- 
fache Fortschritte,  wie  die  Betrieb«kontrolle  und  die  englische 
Mälzerei  durchjjesetzt  hatte,  die  technische  Ausgestaltung  der- 
selben in  Angriti  zu  nehmen  und  damit  den  Grund  für  seinen 
nachmaligen  Grofsbetrieb  zu  legen.  Bei  all  seinen  Be- 
strebungen war  er  sein  eigner  Ingenieur  und  Baumeister^  wie 
denn  überhaupt  die  damaligen  Pionniere  der  modernen  Brau- 
technik  fast  ganz  auf  sich  angewiesen  waren;  von  den  mannig- 
fachen Hulfsindiistrien  der  Gegenwart  war  noch  keine  Rede. 

Im  Jahre  1840  wurde  in  Bayern  in  der  Zacherl brauerei 
zum  erstenmale  eine  Dampfrnascliine  von  einer  Pferdekraft 
im  Brauereibetriebe  eingestellt,  um  das  bisher  dureli  TT/ind- 
und  Göpelbetrieb  bewegte  Mni^ehriüirwerk  auf  meeliaiiiseiiem 
Wege  zu  bewerkstelligen  und  die  Würze  im  »Sudkessel  mit 
Dampf  zu  koelien  ^  Dieser  erste  Versuch  war  jedoch  nicht 
von  erwünschtem  Erfolge  bogleitet,  und  die  Maschine  wunle 
alsbald  wieder  aufser  Betricl»  gesetzt.  Sedlmayr  nahm  darauf 
das  Projekt  des  Dampfbetriebes  wieder  auf;  er  erwarb  die 
Maschine  für  seinen  ^trieb  und  konnte  nach  längeren  Ver- 
suchen  1846  den  ersten  namhaften  Erfolg  damit  verzeichnen. 
Zugleich  erregte  er  damit  die  lebhafte  Aufmerksamkeit  seiner 
Gewerbsgenossen, 

Nun  ging  es  mit  der  Verbreitung  und  Ausgestaltung  dea 
Dampfbetriebes  schnell  vorwärts.  Die  Zahl  der  tnit  Maschinen 
arbeitenden  Brauereien  wuchs  von  Jahr  /ii  .lalir.  Zu  Anfang 
der  sechziger  Jahre  galt  für  giolse  und  mittelgrofse  Brauereien 
in  Bayern  der  Dampfbetrieb  als  Regel  ^. 


*  tMese  er^to  Dampfkraftanlage  wurde  aufitlilirlich  in  dem  Kunst- 
imd  Gewerbeblatt  des  ^lytechniscben  VeieiDs  für  das  Königreich  Bajero, 
Jahrgang  1844.  g«flchild«rt  (yon  Dr.  Demppsj.  8ie  hatte  im  gsaisn 
9000  Gulden  gekostet  und  ilir  Erbauer,  ein  gewigscr  Fessl»  naboi  1842 

ein  vieijähripe»  Privileg  auf  sie. 

•  „Jedes  Sud  werk,  das  für  mehr  als  12  bayerische  .Scheffel  (-=  26,70  hl) 
berechnet  ist,  wird  mit  MaschineD  betrieben."  Siebert.  Die  btyeradie 
Bierbrwrarai.  Bavaita,  Bd.  I,  8.  4d&— m  Mflncheo  186a 
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Wurde  zwar  fli»'  Anwendung  dc^  Dampfes  zum  direkten 
Kochen  der  Bierwürze  in  der  Folge  meist  wieder  aufgegeben, 
trotz  der  anerkannten  Ersparung  an  Heizmaterial,  Holz,  und 
bildet  sie  auch  heute  noch  die  Minderheit,  so  wurde  dafür 
die  Verwendung  des  Dampfes  als  treibende  Kraft  mittels  der 
Transmission  bald  eine  sehr  vielseitige  und  hatte  eine  Fülle 
▼on  Eä&idiuigen  nmireicher  Apparate  und  Vorrichtungen  im 
Gefolge,  die  anch  heute  noch  nicht  abgeschlosaen  sind. 

Das  Gesetz  der  geateigerten  Arbehaleistung  bei  vermin* 
dertem  Kraftaufwand  trat  dabei  in  elementarer  VVeise  au  Tage. 
Anstatt  eines  Sudes  konnte  man  erforderlichenfalls  deren  zwei 
an  einem  Tage  machen  und  damit  eine  Ausnützung  des  Be- 
triebe«  erzielen,  die  neben  der  Vergrofserung  der  IVoduktion 
auch  eine  wesentliche  VerbilÜgung  derselben  im  Gefolge 
Latte 

einmal  in  Flufs  geraten,  ersti^eckte  sich  die  technische 
Entwicklung  und  Foiitnldune  auf  immer  wettere  Teile  dea 
Branereibetriebes  und  besonders  die  yieraiger  und  ftknftiger 

Jahre,  in  denen  auch  die  Vekehrsentwicklung  erwuchs,  sind 
hierfür  fruchtbar  gewesen.  Die  Brauereimechanik  erfuhr  be- 
reits stellenweise  durch  Einfügung  mechanischer  Hebe-  und 
Transportvorrichtungen  (Paternosterwerke .  Röhrenleitungen 
etc.)  mannigfache  Vervollkommnung,  auch  verbesserte  Schrot- 
mühlensystenie  kamen  auf  und  ermöglichten  den  t'l »ergang 
zur  Selbstschrotung  des  Malzes,  was  ebenfalls  Ersparung  be- 
reitete und  1868  gesetzlich  frei  gegeben  wurde.  Von  grofster 
Tragwdte  ftlr  die  industrielle  Entfaltung  dea  Brauwesena 
worae  nach  der  Nutabarmachung  der  Dunpfkraf^  die  An- 
wendung der  Kohle  als  Biennmaterialy  die  rationelle  Anlage 
▼on  Lager  kellern  und  Tor  allem  die  Anwendung  des 
Eises  im  Betriebe. 

Mit  den  seit  Ausbau  der  Eisenbahnen  und  Vervoll- 
kommnung der  FlufsschifTahrt  verbilligten  Zufuhren  der  nun- 
mehr mit  Hülfe  einer  grofsartigen  Maschinenteclmik  jirefürderten 
Kohle  gewann  die  Brauerei  wie  die  gesamte  Industrie  über- 
haujit  einen  der  wichtigsten  Faktoren  zu  ihrer  Verbilligung 
und  zur  vollen  Nutzbarmachung  des  Maschinen  betriebest  der 
sieli  bei  Holsfenerung  wesentuch  kostspieliger  stellt  Daa 
g^eiiolie  gih  von  der  immer  allgmeiner  werdenden  Ver- 
wendung von  Metall  (Eisen,  Kupfer,  Zinn  u.  a.  ni.)  an  Stelle 
Ton  Hoto  beiw.  Stein  sowohl  rar  bMÜiche  Zwecke,  ab  sur 


'  Wie  Gergtncr  a.  a.  O.  berichtet,  konnte  eine  ^rrofse  Erlaneer 
Brauerei,  die  ehedem  mit  '_'<>  Arheitrrn  i*.')  —  OOü  Eimer  liier  (  17  100 
bb  20o2ü  hl)  erzeugte,  nunmehr  imch  Kiiiführung  eiuer  Dampfmaschine 
yma  S  PMdnriflea  mit  nur  ir,  Arbeitern  60000  Eimer  4104^)  hl) 
erzeugen  und  sparte  dabei  aufscr  vielem  anderen  pe^en  fnlluT  tiifrlich 
1  Eimer  Hatutrunk  fUr  5  Arbeiter.  Die  Dampf  kraft  einer  e  i  ii  pferdigen 
Maadüna  enetete  •omit,  da  hier  25  Arbeiter  anpait  wafdaa,  5  Aibeiter. 
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Herstellung  und  Ausstattung  von  Apparaten  niirl  GorntschaftoQ 
aller  Art.  Höl'/<"rne  KölirfMiloitungen  und  RühUchirte  z  15. 
diirtten  heutzutage  Dur  uoch  »ehr  selten  in  Brauereien  tui- 
zutreffen  sein. 

Wie  im  ersten  Abschnitte  erwähnt  wurde,  war  durch  die 
zuerst  im  10.  Jahrhundert  erfolgte  Regelung  des  8ommer- 
and  Winterbrauens  der  Grund  xor  bajertschen  Lagerbier- 
brauerei  gelegt  und  zugleich  die  Anlegung  geeigneter  Lager- 
keller eine  Notwendigkeit  filr  die  Brauerei  geworden. 

Bei  der  grofsen  Empfuidlichkeit  des  Bteres  gegen  höhere 
Temperatui*en  und  seine  dadurcii  bedingte  geringe  Haltbarkeit 
war  die  Brauerei  wie  kein  anderes  Gewerbe  von  den  Jahres- 
zeiten niifl  dem  Wechsel  der  Witterungsein flüsse  abhitnprip: 
und  dadurch  nn  der  industriellen  Ausgestaltung,  wie  sie  vor- 
nehmlich in  dem  Arbeiten  auf  Vorrat  für  den  Markt  zum 
Ausdruck  gelangt,  wesentlich  »gehemmt.  In  Franken  und 
gewissen  Teilen  Oberbavt  i  ns,  in  ( »ehirg&gcgenden ,  wo  die 
Katur  durch  zum  Teil  schon  fertig  vorhandene  Felsenkeller 
entgegenkam,  lagen  die  Verhältnisse  hierflär  günstiger,  und 
die  Brauerei  der  Stadt  Tölx  beispielsweise  verdankte  diesem 
Umstände  ihre  bis  in  die  Mitte  des  19«  Jahrhunderts  sogar 
die  Münchener  Brauerei  überwiegende  Bedeutung.  Nach 
Budhardt  a,  a.  0.  gab  es  1807  8  im  ganzen  81  solcher  vor- 
wie;5end  von  der  Natur  begünstigter  Brauereien,  in  denen 
mit  landesherrlicher  Genehmigung  fast  das  ganae  Jahr  hin- 
durch gebraut  weiflen  durfte, 

Al)er  erst  als  es  ^relang,  —  wie  seiner  Zeit  mittels  Ein- 
führung des  Thernn'iii  ters  die  im  Brauerei  betriebe  jeweils 
notwendige  Temperatur  icstziistellen  —  nunmehr  auch  Mittel 
und  Wege  zu  finden,  diese  herbeizuführen  und  zu  erhalten, 
war  für  die  Oesamtheit  des  Gewerbes,  soweit  es  überhaupt 
nach  industrieller  Ausgestaltung  drängte  ^  die  hierzu  erforder- 
liche Unabhängigkeit  von  der  Jahreszeit  und  Sicherheit  gegen 
widrige  WitterungseinflUsse  angebahnt  Die  Entwicklungs- 
geschichte der  hierauf  gerichteten  Bestrebungen  Ist  trotz  ihres 
geringen  Alters  überaus  interessant.  Sie  repräsentiert  einen 
Teil  des  Kampfes  des  Menschen  mit  den  inn  umgebenden, 
hemmenden  NatureinHüssen  in  seiner  elementarsten  Form  und 
schliefst  mit  der  genialen  Ertindung  der  künstlichen  Kis-  und 
Kälteerzeugung  im  gn>rstin.  Diese,  die  in  der  ( ici^enwart  für 
die  mannigfachsten  Lebensbednr^n^N^.,^  mclit  nur  innerhalb  der 
Industrie,  sondern  weit  darüber  hinaus  von  eminenter  Bedeu- 
tung ist,  diente  zu  Anfang  der  siebziger  Jahre  nach  Schätzungen 
von  Fachmännern  ebenso  wie  die  Natureisverwendung  zu 
Neunzehntel  ausschliefslich  Brauereizwecken.  Unter  den  auf 
den  Bezug  bezw.  die  Selbsterzeugung  von  Kunsteis  ange- 
wiesenen Industrien  kommt  die  Brauerei  auch  heute  noch  in 
erster  Linie  in  Betracht. 
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Ehe  es  fireUich  sur  Erfinduni:  und  Anwendung  von  Eis« 
besv.  Kälteerzeugungsmaschinen  in  Brauereien  kam,  liedurf^e 
es  überhaupt  erst  der  Einführung  von  Natureis  in  dw'sclben. 
Di<"«e  ist  auftallriicl  jung'e!i  Datums,  von  .sehr  vfroiir/f^lteii 
Ausnahmen  abgeselien;  «'beiiso  wie  der  Kohle  gc^eliuilit  in 
dvT  technischen  Litteratur  bis  in  tlie  Mitte  der  vierziger  Jalire 
des  Kiäeä  tu^t  gar  keine  Krwähuung  ^  Es  war  schon  be- 
merkt, wie  diesM  FeUen  d«8  Eises  in  der  Brauerei  vor  ftlnfzig 
Jahren  den  weiten  Abttuid  vom  Brauwesen  in  der  Gegen- 
wart keanseidinet. 

Das  er>ir ,  worauf  man  sein  Augenmerk  in  richten  be- 
gann, war  die  Anlage  ktthleTi  Ton  der  Erdwttrme  möglichst 
unbeeinfluTster  Lagerkeller'.  Auch  hior  wirkte  Seolraayr 
bah brechend.  Sein  im  JMljre  1842  nach  ei^enm  I*^bMMi  an- 
g-ob  -  T.-i-  j^ofser  Lagerkeiler  erregte  als  ein  Äliistrr  il^  i  Bau- 
t'  cliiiik  und  WärmeisMlierunj^^  Aufselicn.  Die  Wiwendung  von 
EiÄ  im  gröfseren  Umfange,  die  Anlegung  vi»ii  kellern  bezw. 
Eiahäu&ern  zur  Aufbewahrung  eines  gröfseren  Eisvorrats  wurde 
ehenfidla  ron  ihm  mit  am  ersten  eingeführt,  nachdem  An- 
regungen hienu  besonders  anch  ans  Amerika  Vorlagen ,  von 
wo  auch  in  der  Folge  schützbare  technische  Fortschritte  ans- 
engen. Nächst  der  aar  Ktthlhaltnng  des  fertigen  Bieres  im 
Lagerkeller  geübten  Eisverwendung  wurde  sie  auf  die  Kühl- 
haltung der  ^^'ü^z^'  im  n.i]irl<ol1oT  ausgedehnt  und  damit  ein 
Schritt  von       'f-^or  Tragweite  gemacht. 

Wiihrend  in  ui  vorher  nur  in  vereinzelten  Fällen  ♦'iiiige 
Ki>kiisten  in  (b^u  (iahrkeUern  aufgestellt  hatte,  um  eine,  wenn 
uuch  mäfsige  und  kostspielige  Oamicderhaltung  ihrer  Tem- 
peratur zu  eraeleo,  ging  man  jetst  aar  direkten  Kflhlung  der 

ßrenden  WUise  floer,  indem  man  Eisachwimmer,  aunllchst 
ken  mit  Eis,  die  in  die  g(  füllten  Gfthrbottiche  gehängt 
worden y  konstruierte.  Mit  der  Erzeugung  künstlichen  Eis(»y 
basw«  TOn  Eiswasser  und  Kaltluft,  haben  diese  KtthiTOrrich- 
taugen  weitgehende  Vrrvollkoinmnunf^en  erfabren. 

Behufs  schneller  Kulibniir  <h'v  L'ekocbten.  vom  Braukessel 
auf  das  Küblschit)'  ^'cla^j^enen  \\  urze,  konstruierte  mau  Ln-nfse 
Windtlüjxel .  die  durch  Transmission  von  der  Dampfma.^ciuue 
getrieben,  mit  grofser  Geschwindigkeit  Uber  dem  VV  ürzeei^)iegel 
rotierten.   In  der  Gegenwart  ist  auch  dieser,  seiner  Zeit  be- 


t  l*attppit  ft.  s.  O.  2.  Bd.  erwfhnt  swar  die  gelegentlidie  Verwon* 
doBfC  vou  Kis  in  Lagerkellern,  wanit  aber  vor  derselben.  Auch 
Herrn  >»i«t.l<lt  in  «seinen  „Chemischen  Gnindsfltzcn  dor  Knnst,  Bi»M-  zu 
brauen  ,  bencL'ct  nur  in  einer  Fufsnotc  von  der  Eisvervveuduixg  als  Not- 
WMlf. 

-  Vielfach  wurden  die  I.  il'i  rtfr-«  r  tief  in  Kund  pehettct  un<l  d!V<«»r 
hn  groiier  Warme  mit  Waascr  t>eä|>rt'ugt,  um  so  das  iÜer  kühl  zu  halten. 
Uennbstädt  a.  a.  O. 


Digitized  by  Google 


58 


XII  1 


trHchtliehe  Fortschritt  bereits  wieder  überholt  und  dies  Ver- 
fahrmi  nur  n<M-li  in  älteren,  kleineren  Rctriel)<'n  .-mzatrf^ffen. 

in  den  tUiitziger  Jahren  war  da«  Eis  bereite  m  den  meist«'n 
Latrerbierbrauereien  ein  unumgiinpflicher  ProduktinTisfaktor, 
und  tlie  Eiskelleranla^en  bildeten  m  bcn  den  Lam  rk(  llei-n  oft 
den  wertvollsten  Teil  der  Brauereigrundstücke  uii<i  -(iebaude. 

Zu  Beginn  der  fünfziger  Jahre  (1850)  erfolgte  daher  auch 
die  endgültige  Aufhebung  der  Bestimmungen  Aber  die  Be- 
schränkungen des  Sommer^  und  Winterbrauens,  nachdem  sie 
schon  in  den  letzten  Jahrzehnten  nicht  mehr  sonderlich  streng 
gehandhabt  waren. 

Bei  den  wechselnden  Eisemten  in  den  verschiedenen 
Jahren  war  die  immer  allgemeiner  gewordene  Eisbeschaffung 
oft  mit  ganz  bedeutenden  Kosten  verknüpft.  1862  63  und 
1860  waren  besnn  lers  in  Süddeutschland  ei.Harnie  W  inter,  der 
Ctr.  Eis  wur(ie  Uis  mit  3,3  Gulden  bezahlt.  Ks  bedeutet 
daher  einen  epocheniaelienden  rcrtschritt,  als  im  Jahre  1856 
zum  ersten  Male  von  dem  Englander  Harrison  eine  Eis- 
miischine  konstruiert  wurde,  deren  Leistungsfähigkeit  bei  grofser 
Kostspieligkeit  zwar  noch  sehr  gering  war,  die  aber,  alsbald 
durch  einen  Deutschen,  Siebert,  wesentlich  Terbesserty  auf 
der  ersten.  Londoner  Wdtatisstellung  berechtigtes  Aufsehen 
erregte.  Ffist  zu  gb  ielu  r  Zeit  Wurde,  unabhängig  hiervon, 
in  Frankreich  eine  Eismaschine  von  Oarrä  konstruiert,  die 
zuerst  allgemeinere  Verwendung  in  der  Praxis  erlangte, 

Die  sehnelle  Aufeinanderfolge  der  verschiedenen,  ver- 
besserten Systeme  und  die  alhniihliehe  KiTifidirung  der  künst- 
liehen Kälteerzeugung  in  den  Brauereien  datiert  allerdings  erst 
seit  den  siebziger  Jahren. 

Seit  die.ser  Zeit  erlangte  auch,  im  Zusammenhange  hier^ 
mit,  die  allgemeine,  teciuiit>che  und  wirtschaftliche  Entwick- 
lung des  Fernverkehrs  ihre  entscheidende  Bedeutung 
iUr  die  derzeitige  Ausgestaltung  und  Stellung  des  Brauge- 
werbes in  Bayern,  wie  anderwXrts,  nachdem  sie,  wie  die 
technische  Umwälzung,  ebenfalls  in  der  ersten  Hälfte  des 
Jahrhunderts  begründet,  mehrfach  bereits  seit  den  ftini'ziger 
Jahren  sich  in  bemerkenswerter  Weise  geltend  gemacht  hatte. 

Von  gröfster  Tragweite  ftlr  die  alsbald  einsetzende  tech- 
nische und  wirtsehaftliche  Verkehrsentwieklung  wurde  be- 
kanntlich <lie  (Jriindung  des  allgemeinen  Deutschen 
Zollvereius,  „des  wielitigsten  Ereignisse.s  zwi.sehen  den 
Freiheitskriegen  1813  15  und  der  politischen  Einigung  Deutsch- 
lands 1871/ 

Nächst  Preufsen  hatte  Bayern  wesentliche  Verdienste  um 
das  Zustandekommen  dds  Zollvereins.  Nachdem  es  unter 
Cottas  Vermittlung  bereits  am  27.  Juni  1829  einen  ZoUer- 
märsigungsvertrag  mit  Preufsen  geschlossen,  trat  es  auf  Grund 
des  Vertrages  vom  22.  März  1888  dem  Verein  auf  vorläufig 
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acht  Jahre  bei  und  geh<lrte  ihm  nachmals  ohne  Unteiv 

brechung  an. 

Im  Jaln«  1835,  kaum  G  Jalire  nachdem  G.  Stephensons 
erst«  Lokoiaotive  die  Li\  »  rpool-Manchesterbalin  iKitaliren  hatte, 
trat  du-  iTöte  Eiseiibaliu  Bayoriis  und  Deiitschlanda  iil)orh;uipt 
iUb  Leben,  die  Bahnstrecke  Nürnberg-Fürth.  1840  war  bereit« 
die  Linie  NUrnberg-MUnchen  heigeetellt:  1844  entstand  die 
Verbindung  swiachen  Nttrnberg  und  Bamberg.  In  den  Jahren 
184l> — 1854  erfolgte  dann  die  Gründung  der  Ludwigs-,  SOd* 
und  Nordbahn  und  der  Ludwigs-WestlMmn,  durch  die  Bayern 
im  Süden,  Korden  und  Westen  von  einem  zusammenhängenden 
Bahnsystf^fn  tlurchzogen  war.  Wshroiul  des  nilchston  Jahr- 
z<  fiT^r<  Nvurti'  «If'r  Osten  Bayerns  mit  einer  Anzahl  Bahnlinien 
veixL-ben,  und  gegen  Ende  der  sechziger  Jahre  -war  im  p^rofsen 
und  jL^anzen  die  einheitliche  Ausgestaltung  des  bayerischen 
Bahn^ystemb  und  sein  Anschluls  an  die  Bahnwege  der  Nach- 
barländer erfolgt  —  Auch  anf  dem  Gebiete  des  Wege-  und 
Kanalbauee  waren  seit  den  dreifaiffer  Jahren  Fortschritte  ge- 
macht, die  gerade  ftlr  die  bayerisdne  Verkehrswirtschaft  trotas 
der  Konkurrena  des  Schienenverkehrs  sehr  bemerkenswert 
waren.  Im  Vergleich  au  anderen  Ländern  stand  Bayern  in 
der  Entwicklung  des  Binnenverkehrs  früher  sehr  zurück.  Die 
ersten  Anregungen  zur  Erleichterung  desselben  gab  die  Krieg:«- 
fUhrung,  vomeimilieh  in  der  Napoleonischen  Ära.  Das  Auf- 
kommen des  Makadamisier^ystenis  war  der  Diirelifiihning  der- 
selben sehr  fürdcrlich ,  und  in  den  zwanziger  und  dreifsiger 
Jahren  wurde  auf  dem  Gebiete  des  Chausseebaues  das  Ver- 
stemte  gründlich  nachgeholt.  1884  wurde  auch  der  grOfste 
Kanal  B^rems,  der  Donan-Mainkanal  in  Angriff  genommen 
und  1856  beendet,  und  damit  eine  auch  für  die  Brauerei 
wichtige  und  erwünschte  Verkehraader  für  die  Absatser- 
Weiterung  der  fränkischen  Provinzen ,  „der  Oetreidekammer 
Bajerns"  gesrhrifTen. 

Wie  ergänzend  zu  dii'ser  l)inni  ii!;indise}ien  Verkehrsent- 
wickluiig  zur  selben  Zeit  sieli  dureli  Autkonnnen  der  Dampf- 
Jichiffahrt  und  der  Telegraphie  flie  l*cri?pektiven  für  die  gegen- 
wärtige, die  Welt  umsuannende  Ausdehnung  und  Erleichterung 
des  internationalen  y  oesw.  ftberaeeischen  Güter-  und  Nach- 
richtenverkehrs eröffneten,  und  damit  der  Boden  der  modernen 
Weltwirtschaft  bereitet  wurde,  ist  bekannt. 

Von  dementarer  Bedeutung  fdr  die  Übertragung  der  in 
Bayern  gezeitTfj:ten  technischen  Fortschritte  und  Umwälzungen 
in  t\(*r  Produktion  auf  das  aufserbayerifiche  Brauwesen  und 
damit  fttr  den  modernen  Aufschwung  der  Bierbrauerei  über- 
haupt, wurde  dm  ber<  its  in  dvn  zwanziger  Jahren  von  München 
auiigehende  brauteelmisehe  Unterrichtswesen,  da» 
in  fruchtbarer  Wechselwirkung  mit  der  Entwicklung  des  Ver- 
kehrs stand. 
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Das  Verdienst,  den  Keim  hierzu  gelebt  und  weitergebildet 
zu  liaben,  gebührt  dem  schon  erwähnten  Vater  des  naeh- 
mah'gen  Brauereibesitzers  (Gabriel  Sedlmayr.  Nieht  mindere 
Verdienste  aber  haben  daneben  eine  Anzahl  naturwissenschaft- 
licher Fachgelehrter  erworben,  die,  teils  als  Lehrer  au  der 
MUnchener  Hochdchule  der  Gährungstecbnik  eine  wissenschaft- 
liche Hetmstfttle  bereiteten  und  in  VerbiDdang  mit  der  durch 
Sedlmayr  gebotenen  Gelegenheit  zur  praktischen  Schulung 
lernbegieriger  Brauer,  sich  deren  theoretische  Ausbildung  an- 
gelegen sein  liefsen. 

1825  gründete  Sedlrnayr,  Vater,  in  seiner  Brauerei  einige 
Praktikantenstellen.  Zugleich  eröffnete  der  schon  genannte 
Professor  Herrmann  einen  brautheoretischen  Kursus  und 
legte  damit  den  Grund  zu  praktischer  Umsetzung  seiner  für 
die  Schulung  der  Braugewerbtreibenden  gehegten  Pläne. 
Dieser  mit  einer  geringen  Besuch^  rzalil  begonnene,  aus  freier 
Initiative  zweier  thatkräftiger  und  intelligenter  Milnner  her- 
vorgegangene Versuch  glückte  aufs  trefflichste.  1827  bereits 
sandte  die  preulsische  Regierung  auf  ihre  Kosten  swei  Brauer 
nach  München  zur  Erlernung  des  bayerischen  Verfahrens  und 
allgemeinen  brautechnischen  Ausbildung.  Die  Zahl  der  Teil- 
nehmer an  dem  MUnchener  Lehrkursus  steigerte  sich  all- 
jährlich. 

1836  setzte  Prof.  Kaiser  die  Leitung  desselben  fort. 
Die  brautechnisehen  Vorlesungen  dieses  für  die  wissenschaft- 
liche Fundierung  des  Hrauwesens  wohlverdienten  Gelehrten 
waren,  ebenso  wie  die  praktiseh^'n  Lehrkurse  in  der  Sedlmayr- 
schen  und  anden  ii,  grolsen  Miincliener  Brauereien  bis  1808 
von  insgesamt  1005  Personen  besucht,  von  tlenen  250  Aus- 
länder waren.  Unter  den  755  deutschen  Besuchern  stammten 
fast  300  aus  Norddeutschland. 

Es  konnte  nicht  ausbleiben,  dafs  dieses  glänzende  Beispiel 
auch  anderwärts^  innerhalb  wie  aufserbalb  Bayerns,  zu  änn- 
liehen  Unternehmungen  anregte,  die  zum  Teil  ebenfalls  her- 
vorragende Erfolge  erzielten.  —  Schon  zu  Ende  der  dreifsiger 
Jahre  wurden  an  der  landwirtschaftlichen  Centralschule  zu 
Schleifsheim  in  l^ayern  unter  der  Leitung  von  Prof.  Knobloch 
Vorlesungen  über  Physiologie  und  Technik  der  Brauerei  dem 
L<'l»rj)lane  einverleilit ,  di<'  bei  ihrer  zunehmenden  Bedeutung 
1848  zur  Abzweigung  einer  selbständigen  Brauerseh ule  in  Ver- 
bindung mit  systematischen  Praktikantenkursen  in  der  dort  be- 
tindlichen  Staatsbrauerei  führten.  Mit  der  Übersiedelung  der 
landwirtschaftlichen  Centralschule  nach  Weihenstephan 
bei  Freysing  (186^^)  wurde  auch  die  Brauerschule  dorthin  Tcr- 
legt  und  eine  besondere  Versuchsbrauerei  hergerichtet  Dies 
Weihenstephaner  Institut  stellt  in  der  Gh^genwart  unter  den 
zahlreichen  der  braugewerbliehen  Schulung  gewidmeten  Lehr- 
anstalten des  In-  und  Auslandes  mit  in  erster  Reihe;  viele 
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«lehtige,  fiMshschnlmlirBig  gebMeto  Bnmer  sind  b»  zur  Gkgen- 
wait  Eiemiis  herrorgegangen.  —  Im  Jahi«  1860  und  1865 
wurden  in  Womu  die  beiden  ersten  Privatbranerachulen  ge- 
gründet, denen  später  solche  in  Augsburg  und  München 
folgten.  Auch  sie  liaben  einen  hetr«Hchtlichen  Stamm  theore- 
tisch geschulter  Brauer  gelietert  und  wirken  auch  in  der 
Qtgenwart  noch  fort 

Unter  den  im  Auslande  auf  Grund  des  Münchener  Bei- 
gezeitigten  Anregungen  sind  besonders  zwei  hervor- 
zuheben : 

In  Osteneichy  besw.  BöhmeUi  wo  durch  Pauppie,  wie  er- 
wihnt  der  erste^  für  die  moderne  Brauerei  ttberhaupt  bedeut- 
same Anstois  SU  wissenschafüicher  Betrachtung  derselben 
gegeben  war,  komsentrierte  sieh  der  praktische  und  theore- 
tische Au&chwung  auf  Anton  Dreher  und  Prof.  Balling. 
B^rfits  zu  Anfanir  fl^r  vifrzif^er  Jahre  lep:t^'  fl?o<or  neben 
eiii«-i  akademischen  Forsciiungsstätte  für  die  Gährun^^sgewerl)« 
den  Grund  zu  einer  Brauerschule^  deren  Wirkungen  für  die 
gesamte  ftsterreichische  Brauindustrie  fruchtbar  geblieben 
öiüd*.  bcit  der  Mitte  des  Jahrhunderts  war  der  baveriöchen 
Brauerei  in  der  Ostenreichischen  eine  eb«ilKlrtige  Konkurrentin 
fitar  die  industridle  Entwicklung  und  internationale  Verbrettung 
des  Brauwesens  entstanden.  Hat  auch,  besonders  seit  den 
siebalger  Jahren  und  noch  mehr  seit  Beginn  der  achtziger 
Jahre  das  bayerische  Bier  hierl)ei  die  Führung  gewonnen,  so 
ist  doch  die  internationale  Bedeutun^i;  der  österreiclnschen 
bezw.  böhmischen  Brmir>rei  immer  noch  eine  anerkannt  ^j^rofse, 
und  es  liegt,  abgeöchen  von  den  in  der  Ausgestaltung  des 
ausbin« lisehen  Brauwesens  beruhenden  "Momenten,  — die  auch 
fhr  die  baveriischö  Brauerei  nicht  ohne  Rückwirkani^  ge- 
hliehen sind  und  noch  femer  wirken  werden  —  vornehmlich 
an  speeifisch  Osterrwchischen,  staatswirtschafUichen  VerhlLlt- 
nissen,  die  es  der  Österreichisch -böhmischen  Brauerei  er* 
schwrrtrn,  mit  dem  kolonisatorischen  Vordringen  des  baje- 
risehen  Bieres  gleichen  Schritt  zu  halten« 

Eine  ebenfalls  auf  Münchener  Anregungen  zurück- 
zuführende und  weil  über  ihre  Landesgrenzen  fruchtlKir  'j*^- 
word^?v'  Schöpfung:;  aul  dem  Gebiete  der  wissenschaltlichen 
Eizichung  de»  Brauwesens  ist  die,  allerdings  erst  6i)iüer  fnaeh 
1870)  mit  einem  ^^rofsen,  reich  ausgestatteten  Lehr-  und  For- 
schuugblaboratoriuni  verbundene,  nach  bayerischem  Muster 
1847  errichtete GroDsbraumi  Alt-Karlsberg  des  bekannten^ 
rerstorbenen  J.  G.  Jakobson  in  Kopenhagen,  eüies  ehe- 
maligen Schülers  yon  Sedhnayr  und  Kaiser*    Auch  sie  hat 


>  Über  die  teclaiiidHwiMsnselisftliche  EntwiekluDg  der  öttemielilicli- 

böhnuflchen  Brauerei  vergl.  „Ein  Beitrag  zur  Geschichte  des  BraaweseiM 
ia  fi5iiiD6ii%  Ton  Dt.  K«  Urban  und  anderen  Mitsfbeiteni.  Prag  1891. 
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speciell  in  Skandinavieti  weBentltch  dasu  beigetragen,  die 
i&rtige  BrauinduBtrie  weiter  zu  bilden. 

Aus  dieser,  ursprünglich  auf  Bayern  konzentrierten,  sich 
systematisch  entwickelnden  Arbeitsteilung  zwischen  Wissen- 
schaft und  Praxis  erwuchs  naturgemäfs  neben  dem  Siliul- 
wesen  alsbald  aucli  eine  reichhaltige,  die  gegenseitige  Ver- 
mittlung und  Anregung  bezweckende  F  a  c  h  1  i  1 1  e  r  a  t  u  r  und 
-Presse,  wenngleich  deren  gegenwärtige  Ausdelmung  un«l 
Bedeutung  nebst  den  übrigen  in  gleicher  Riehtung  sich  be- 
wegeiuieu  Mitteln  (Vereiuüweüen  u.  dergl.)  erst  seit  den  sieb- 
ziger Jahren  erfolgt  ist  Doch  haben  die  seiner  Zeit  bahn- 
brechenden Publikationen  von  fialling,  Kaiser ,  Reiscbauw, 
Lintner  u.  a.  m.,  die  sum  Teil  noch  aus  dieser  ersten  Vor- 
bereitungsperiode der  modernen  Brauereientwicklung  stammen, 
ihre  klassische  Bedeutung  vielfach  bis  auf  den  heutigen  Tag 
erhalten,  wenn  sie  auch,  wie  die  meisten  technisch'Wissen- 
schaftlichen  Ergebnisse  jener  Zeit  in  Einzelheiten  zur  Zeit 
weit  überliolt  sein  TniV^en,  Jm  Jaln  r  18ü(i,  das  äufserlich,  wie 
erwähnt,  den  VVeiuiepunkt  zwischen  der  ersten  und  zweiten, 
herrschenden  Phase  des  Braugewerbes  in  der  Neuzeit  dar- 
stellt, erschien  auch  die  erste,  bedeutendere  Fachzeitsclirift 
„Der  bayerische  Bierbrauer" ,  herausgegeben  von  Prof. 
Lintner,  Weihenstephan ' ,  die  bis  zur  Gegenwart  —  seit 
Anfang  der  achtzu^er  Jahre  unter  dem  Namen:  uZeitschrifi 
Air  das  gesamte  Brauwesen**  —  einen  vornehmen  PUtz  in 
der  sehr  mannigfaltig  gearteten  Fachpresse  behauptet 


3.  Kapitel. 

Statistische  Darstellung  der  Entwicklung  der  bayerischen 
Brauerei  bis  1865  nebst  eiuein  Eiknrs  in  die  zeitgenössische 
Litterator  äber  die  volkswirtschaftliche  Bedeutnug  der 

bajeriscken  Brauerei. 

In  den  Zahlenreihen  der  Statistik  der  Produktions-, 
Absatz-  und  Betriebsverhältnisse  der  Brauerei  in  Bayern  ge- 
langt ihre  Entwicklung  während  des  in  Rede  stehenden  Zeit- 
raumes zum  konkreten  Ausdruck,  als  die  letzte  Resultante  der 
sie  auf  dem  Gebiete  der  Volks-  und  Staats  wir  tschaft  bedingen- 
deuy  insbesondere  in  der  vorstehend  geschilderten  Gewerbe- 


*  Allerdings  war  bereits  18t)l  eine  Zeitschrift  „Der  Bierbrauer  wa 
Uabich  erscbieneu,  die  jedoch  anfänglich  kdne  Bedeutung  su  erringen 
Termochfo.  Desglcirlicn  wurde  die  l^HO  gegründete  Nürnberger  HoptVn- 
zeitilug  erst  viel  später  ein,  neben  den  JlopfeDhandelsiQt«2re68«n  auch  dem 
Brauwesen  gewidmetes  Organ. 
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Torfitfsungy  der  technischen  ^  und  der  Verkehrscntwicklung 
jener  Zeit  siuommenwirkeiideii)  besw.  widemtreitenden  Kom- 
ponente'n. 

Ailerdingö  stehen  der  Ziisammentiigung  eines  solchen 
Stiltitischen  Bihles  mannigfache  .Sehwierij^^keiten  entgegen,  ao- 
Wüiil  hinsichtlich  der  Monge  der  zu  Gebote  stehenden  Daten. 
aia  hinsichtlich  deren  Zuverlässigkeit.  Im  Gegensatz  zu  dem 
filr  die  Gegenwart  so  reichlichen  und  fein  gegliederten  Material 
muSk  ftlr  die  etatUtische  Auizeigung  der  bayerischen  Brauerei- 
«atwicklung  in  ihrer  ersten  Phase  auf  eine  tiefer  gebende 
Specialisierung  der  in  ihr  sum  Ausdruck  gelangenden  Mo- 
mente verzichtet  werden. 

Für  die  '-rsten  beiden  Jahrzehnte  stehen  zusammen- 
hängende, amtliche  Nachweise  tiher  die  Bierproduktion  in 
Bayf*rn  nicht  zur  Verfügung.  Für  das  Jahr  1807  8  giebt 
Hudhardt  a.  a.  O.  den  Ge^iamtmalzverbrauch  auf  genau 
839  171  Scheffel  4V4  Metzen  am  xs'ach  den  bierpolizeilichen 
Bestimmungen  iener  Zeit  (6,5  Eimer  Bier  durcbscbnittlich 
Ton  1  Scheffel  Mala)  entspricht  das  einer  Bierproduktion  von 
5454618  Eimer,  oder  nach  heutigem  Mafse  von  8730Sfö8  hl 

Die  Ermittelung  dieser  Zahl,  sowie  aller  späteren  Produk- 
tionsdaten  beruht  auf  der  Umrechnung  der  £rtr8ge  des  pro 
Scheffel  Malz  erhobenen  Aufschlages  und  ist  Häher  nur  an- 
nähernd zutreffend:  Erstens  veränderte  sioli  im  Laufe  der 
Zrit,  wie  oben  darpethan,  das  Mafs  der  Gui'sfülinnii;  in  an- 
erkannt merkbarer  Weise,  .ohne  dais  es  jedoch  niu^lieh  wäre, 
ein  bestimmtes,  sämtliche  Differenzen  ausgleichendes  Dureh- 
«chnittsrendement  in  Rechnung  zu  stellen.  Ferner  sind  unter 
den  AufsehlagsertrSgen  die  ulerdings  geringen  Ertrüge  von 
dem  zur  Branntwein-,  Hefe-  und  Essigbereitnag  yerbrauchten 
Malzmeiig«-ii  inbegriffen.  Schliefslich  beliefen  sich^  besonders 
in  älterer  Zeit  die  Steuerdefrauden  nach  kompetenten  Schätz- 
ungen immer  noch  auf  ca.  10  ^  o  des  Aufiichlages. 

In  den  von  der  bajerischen  Regierung  1879  dem  Ent- 

*  IXe  Materialien  zu  der  vorstehenden  Darlegung  der  technischen 
£nt wurmig  der  bayerischen  Brauerei  beruhen  auf  seltr  zerstreuten  Fubli- 
kati<  nen,  von  denen,  fowoit  noch  nicl»t  Tintulmff  -cinacht,  folrxoiid«^  her- 
vorgehoboit  sei^:  Sieb  er  t,  CHe  bajeriiichu  ßierbrauerei.  Bavaria,  1.  Bd., 
8.  As-^  MandMB  1860.—  iW.  Reitleehner,  IHe  Porisehritte  in 
der  Brauerei  Ztschr.  der  bay«-!-  I?ieibrauer,  Jahn.  I?*n0.  C.  Sedl- 
marr.  Das  bnyprischo  Bior.    Kborula  —  v.  ci.  Piunit  /  :i.  a.  Ü. — 

Sedlmayr  a.  a.  0  —  Prof.  Holziier,  Die  Chemie  im  Bier.  Ztsclir. 
fb  das  gesamte  Brauwesen.  18^3.  —  Ferner  mehrere  Abhandlungen  und 
Notixen  desselben  Verfnssers  in, den  folgenden  Jahrgängen  der  (genannten 
Zeitschrift  —  Prof.  Aubry,  Über  die  Beaiehaac  den  Chemie  zur  In- 
dustrie, speciell  xnm  Braugewerbe.  iSbenda  188C  —  J.  G.  Jacobsen, 
Ober  die  Fortschritte  in  der  BrauinduHtrie  in  den  letzten  50  Jahren.  Vor- 
trag, abgedruckt  ebenda  1884.  —  Verschiedene  NotiT^fn  un<\  Artikel  in 
d«  Nümb^ger  Allgemeinen  tkauer-  und  üopfenzeitupg  seit  Juiu-gaug  1876. 
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würfe,  die  ÄTiflnnuig  des  Äljilzaui'bchlngos  betreftend,  iür  den 
Landtag  beigelegten  amtlichen  Nachweisen  der  Aufschlags- 
erträge  seit  dem  ernten  verfiissuiigsgemftfsen  Finanzjalire 
1818/19  sind  die  Verwaltuugbkosten  iiicLt  ausgesehieden.  In 
den  die  Jahre  1818/19  bis  1837  behandeEndoi  F^nktions- 
besw«  Stenerertragsnuchweisen  von  ^ivet  a.  a.  0.  ist 
diese  Scheidung  zwar  erfolgt,  dafftr  fehlen  aber  bei  ihm  wieder 
die  Abzüge  für  die  verschiedenen  Steuorrestitationen.  Kurs, 
der  Mängel  sind  nicht  wenige  and  nur  unter  der  Voran»- 
Setzung,  dafs  diese  sich  im  grofson  und  ganzen  bei  der  Länge 
des  Zeitraums  teilweise  ausgleichen,  sei  aus  der  bemerkten 
Beilage  zum  atnfHeheii  3Ialzaufschlagsentwiirf  von  1879  zu- 
nächst die  Entwicklung  der  Bierproduktion  in  Bayern  bis  zur 
Mitte  der  sechziger  Jahre  dargestellt 

(Hierher  die  T»b«Ue  S.  «5  ) 

Im  grofsen  und  gansen  hat,  wie  ans  dieser  Tabelle 

hervorgeht y  die  Bierprodnktion  in  Bayern  bis  Ende  der 
50.  Jahre  ziemlich  gleichmäfsig  zngenommen,  und  swar  datiert 
diese  Zunahme  in  aer  Hauptsache  erst  seit  Mitte  der  dreifsiger 
Jahre,  während  die  Produktion  bis  dahin  sich  verhältnismä^Big 
stabil  erhalten  hatte. 

Mit  dem  Jahre  1861  hebt  abermals  ein  ersichtlicher  Auf- 
hciiwung  der  ilicrproduktiou  an. 

Während  die  mutmafsliche  Bierproduktion  im  Durchschnitt 
der  Jahre  1818/21—1820/21  sich  bis  mm  £nde  der  ftlnfziger 
Jahre^  also  in  fast  50  Jahren  um  ca.  42Vo  gehoben  hatte^ 
erfiohr  sie  während  des  nttchsten  Jahrfünfts,  bis  1805  66,  eine 
abermalige  Steigerung  um  42  ^/o,  das  Tempo  ihrer  Zunahme 
war  sonach  gegen  frtther  in  diesen  fünf  Janren  fast  om  das 
Zehnfache  b«'-('!ilennij]!'t. 

Auch  relativ,  im  Verhältnis  zur  BevJilkerun^^  war  die 
Entwicklnuiz;  der  Imyerischen  Brauerei  seit  Ende  der  50er  Jahre 
eine  spriui^^liaft  gesteigerte,  wie  ein  Blick  auf  die  allerdings 
nur  schätz  ungsmäXsig  berechneten  Produktionsanteile  pro 
Kopf  der  fievölkemng  lehrt  Die  Anfänge  sn  dieser  ^ 
steigerten  Produktionsentwicklnng  machen  sich  darin  bereits 
seit  Ende  der  yieniger  Jahre  bemerkbar,  während  bis  dahin 
die  Biererzeugung  mit  der  Bevrdkemng  Ei^Mulich  gleichen 
Schritt  gehalten  hatte.  —  Mit  dem  ersten  Jahre  nach  der 
AnfhebuTig  des  Regulatives  von  1811,  —  Oktober  1865  bis 
Oktober  1866  — ,  schliefst  die  bayerische  Bierbrauerei  mit 
einem  bisher  noch  nie  erreicliten  Produktion.«quaniuiii  von 
fast  9  31illionen  Hektoliter  ab,  der  pro  Kopf  der  Bevoli^rrung 
entfallende  Anteil  betrug  1,94  ilektuliter,  ein  Betrag,  der 
mit  Ausnahme  von  Bayern  und  Württemberg,  bis  zur  Gegen- 
wart noch  in  keinem  der  übrigen  Steuei^ebiete  Deuts<^liiiiid« 
erreicht  ist 
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XiInilteUa«»8rtrlge  «ad  Bierprodoktlon  in  Bftjaim  reckti  4m  Bliebii 

Ton  1807 '8 -1800 '66. 


BnittA-Ein- 
d«r  Pfalz» 

ÜttrmaK  luut- 

mafslicb« 
Biciprodak- 
ti4>ai.Bft;«rn 
radts  dm 
Rheins 

5  »•  J 

•j  "Q  e 

■5  2"  * 

e-oli 

Bratto-Ein- 
nahm«  an 
HaUaafschlaff 

»kl.d.Httftivr* 

auldeii 

Daraaa  tnat- 

maCiIiche 
Blerprodok- 
tim  I.Bayern 

Bhdna 

U 

?  i  «* 
■■a-6  g 

IM 

kl 

1807  08 
1-12—15  im 
Parchschnitt 

1818^19 
1819'20 

1^*20  21 
von  1818  l'.i 
bis  18*2f)  21  im 
Jahre»- 

durchs^cliiiitt 
1x21  22 
1822  23 
l.«2:i24 
I824a'> 
1«2526 

182728 
ls28'29 
1^29  :i0 

i>«o;n 

1^2  r22  bi» 
1KM>31  im 
Jaliics 

durclijichiutt 

iNÜi.j^ 

lsi4 

I  >>>  oO 

18:^6  37 
1837  38 
18:^8^39 
183940 
1840'41 
lSll-4041 
im  Jahres- 
durchecliuitt 

4  000  000 

4  263682 
4827692 
4885509 

>  4642261 
1 

5  016  155 
4885624 
5  084  182 
5  289  571 
5:i86  880 
5211818 
5  129  m 
4  805  345 
4  683  421 
5 180061 

1  5068240 

5018  324 

4  66i:i60 

5  209  283 

5  459  50<) 

0  oVO  OO 1 

5  724912 

'All  rm 

5  58:^  324 
5  689860 
5808028 

1  5409  6Ö5 

3  730  960 

3400000 

3623  600 

41060001 

4109600 

3945400 

4  263200 
4109800 

4  321  000 
4  41)4  600 
4  578  ;300 
4  429  500 
4  351) 
4084000 
8980400 
4402500 

4808400 

4  265000 

3  961  600 

4  427  400 

4  fi40  OW 

OOO  DUv 

4865600 

4  711500 
4  745  300 
4835800 
4936800 

l4597  700 

1,17 
= 
1,21 

t 

1,22 
__ 
1.22 

1,22 

1.25 
1,25 

1,80 

1,25 

1841/42 
1842/43 
im:  {44 
184445 
1845^46 
1846/47 
184748 
1848/49 
1849/50 
1850/51 

184U42  bis 
1850/51  hn 

Jahr»'^ 
durchschnitt 
1851/52 
ia'>2'53 

1853  54 

1854  55 
1855 '56 
1856/57 
1857/58 
1858.59 
1859/60« 

i^GO'ni 

1851/52  bis 
186061  im 

Jahres 
durchschnitt 

i9ms 

186:164 

1864  65 

1865  66 

!  1861/62  bis 
]^r,r,v,n  im 
1  Jahres- 
1  durchschnitt 

6435  2B1 

6  064  825 
5  608  n79 
5  868475 
5585188 
5226  931 

5  553  359 

6  409525 
6  5.55  223 
6831269 

1  6013845 

5  177  439 

6  252  453 

5  27195.5 
5616082 
6007127 

6  754  276 

7  2.50  473 
7  6Ö5  091 
7686  464 
6846180 

^  6449  754 

8918886 

9  28i:i85 
9  71.5n.5S 

10  090  08;i 
1  9188750 

5469500 

51.54  600 
4  766  600 
4  987  700 
4  746  900 

4  442  400 
4718800 

5  447  600 
5  571  400 
5806000 

5  111 200 

4  400300 

5  314  000 
4  4S'0  fiOO 

4  773  100 
5105500 

5  740  600 

6  162  400 
6  531  800 
6  442  017 
6069096 

5503400 

7618488 

8  013924 
^  096  85.5 
is  767  585 

7868471 

1.24 
IM 

MÖ 

1,30 

1^ 

1.29 
1,60 

1,39 

1,94 
1,75 

1  Die  Summen  in  Kolumne  2  enthalten  bis  1860/61  inkl.  die  Brutto -Bui- 
nahmrn  :in  Malzaofschlag  für  Bier.  Branntwein,  E&sii'  "nd  liefe  mit  Abzug 
di»r  Hückvei^tungsbeträge.  Die  aufeer  ttür  Braumala  erzielten  Erträge  sind  nur 
geringfügig  und  bei  der  Berechnung  der  mutmafslichcn  Biererodolctioii  anf  Grund 
etncrKAlkalatiou  dadurch  in  Abzog  gebracht,  dafs  der  steuerertrag  nur  mit 

aiiHtiitf  0,^H)  ~  5  Gulden  Steuer  pro  Scheffel  Malz;  aus  1  Scherte!  MaU 
4^  hl  Bier  Kendemait  multipliziert  und  das,  die  mutmafsUche  BiererEcuguug 
dvatadoBde  P^r«dttkt  um  tm.  500  Iii  nach  unten  abgerandet  wwda 

«  Von  l859'W8ind  die  Daten  der  Bicrproduktion  direkt  amtlich  ermittilt. 
Von  186102  an  beziehen  sieh  die  Steuer  er  trüge  nur  anf  Brau  malz. 
Wmwtknagn  (U)  XU  1.  ~  airav».  5 
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Deutlich  spiegeln  sich  hierin  die  seit  Ende  der  40er  Jahre, 
nach  Überwinaung  der  durch  das  Biertaxwesen  bereiteten 
Hindernisse  sieh  frei  entfaltenden,  grofsen  Entwicklungs- 
faktoren des  Brauwesens,  die  Ausgestaltung  des  Verkehrs,  die 
Umwälzungen  der  Te«  hnik.  und  Hand  in  Hand  damit  die 
Steigerung  des  \ Olkswohlstandes  und  die  allgemeine  Be- 
lebung von  Handel  und  Wand(d  im  Wirtücliaftsleben. 

Tiefer  in  die  obigen  Zahlenreihen  einzudringen  und  den 
Ursachen  der  im  dinselnen  wahmehiiibsreii  Produktioiis- 
Schwankungen  nachauspttren,  erscheint  bei  der  problematischen 
Genauigkeit  der  Prodoktionssiffern  im  einzelnen  gewagt; 
braucht  doch  einer  jeweils  auftretenden  Verminderung  oder 
Vermehrung  der  Bruttoeinnahme  vom  Malzaufschlage  für 
Bier,  Branntwein,  Essig  und  Hefe  durchaus  nicht  immer  eine 
gleieliartige  Veränderung  der  Biererzeu^^ung  eTitsprochen  zu 
haben,   wie  das  auch  leielit  ffir  das  Jahrfünft  bis  18(56 

nachzuweisen  ist,  wo  die  Malzaufschlagöcrtriige  sieh  nur  auf 
Bier  beziehen  und  die  Produktion  desselben  amtlieh  besondere 
ermittelt  ist.  Nur  wo  sich  erhebliche,  woni<ijt;lich  melirere  Jahre 
begreifende  Schwankungen  zeigen,  kann  mit  einiger  Sicherheit 
den  sie  bedingenden,  zeitlichen  Momenten  nachgegangen  werden. 
Der  Rückgang  des  Steuerertrages  und  damit  der  Produktion 
von  1808  bis  1815  hftngt  ersichtlich  mit  den  Wirren  und 
Nöten  der  Kriegsjahre  zusammen.  AuffaUend  häufig  sind  die 
mehrfach  gruppenweise  zusammenhängenden  Schwankungen 
yon  1826  bis  1846.  So  nahm  die  mutmafsliche  Biererzeugung 
von  1826  bis  1833  mit  Ausnahme  eines  Jahres  (1830  31) 
stetig  ab,  so  dafs  sie  in  di<'s*»ni  Jahre  um  mrhr  als 
140000  Hektoliter  ^^egen  dit'  des  Jahres  1819/20  zurückstand. 
In  diesen  Jahren  waren  bekannteruilasen  die  Klagen  über 
die  Verdünnung  des  Bieres  lebhaft,  auch  waren  die  Material- 
preise zeitweilig  sehr  hoch  und  tlamit  auch  die  Bierpreise. 
Beträchdiche  Fluktuationen  weisen  auch  die  Jahre  1ö41/42 
hfs  1848/49  au^  die  fast  sämtlich  Notjahre  waren«  In  den 
denkwürdigen  Jahren  1841/42  bis  184(5/47,  denen  seit  1844 
die  Bierkrawalle  ihr  G^prllge  verliehen,  ging  die  mutmafsliche 
Biereraeugung  um  Uber  eine  Million  Hektoliter  zurück.  Die 
folgenden,  politisch  erregten  Jahre,  die  zugleich  erheblich 
billigere  Materialpreise  wegen  der  fast  allerorten  guten  Ernten 
brachten,  wirkten  auch  in  Bayern  ersichtlich  auf  den  Bier- 
durst zurück;  von  1846^47  bis  1850  51,  also  iu  vier  Jahren, 
konnte  die  Produktion  wieder  um  ca.  1,3  Millionen  Hektoliter 
zunehmen  Das  Jahr  1851  52  steht  dazu  freilieh  in  einem 
Gegensatz  (1,4  Millionen  Hektoliter  Minderung),  der  schwerlich 
mit  einer  etwaigen  rapiden  Ernüchterung  des  Konsum- 
bedürfnisses  zu  erklären  sein  möchte,  vielleicht  in  der  Be- 
schaffenheit des  statistischen  Materials  beruht  und  so  keine 
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weilerai  RttcktcliltlMe  gestattet  Ähnlich  ▼erhalt  es  sich  mit 

dem  zweitfolgenden  Jahre  1853/54.  Allerdings  zeichneten 
sich  beide  Jahre  durch  aufiEallend  hohe  Materialpreise  aus. 
Die  der  Biertaxinmg  za  Qnmde  gelegten  Preise  beliefen  sich 
in  den  Jahren: 

1850'51      1851  52      1852  53      1853.54      1854  55 
ftlrC;.  r  te  p.Sch.    8    fl.    U,30  fl,  11,30  fl.    20    fl.    W d 
für  Hopfen  p.  Ctr.  45    „   110      „    (50      „  170     „  150  „ 
filr  Bier  p.  Mafs   3,3  kr.    5,1  kr.    4>1  kr.  .  6,3  kr.   5,1  kr. 
mutnmlsl.  Produktion 

in  1000  hL     5806      4400        5314      4481  4773 

Ist  zwar  der  Zusammenhang:  zwischen  Bierpreis  und 
•konsum  hierin  offenbar,  so  ist  jedodi,  wie  gesagt,  die  grofse 
Spannweite  der  Prof^liiktioii  in  diesen  Jaliren  hieraus  keincn- 
falls  aii:siichliefslii:lj  zu  erklären,  was  atu  h  mit  der  von  jeher 
huhen  Bedeutung  dcö  Bierö  aU  meist  verbreiteten  GeuiUsmittels 
in  Bayern  im  Widerspruch  stände.  Diese  für  die  Bier- 
«nmigung  anwahrscbeinliche  Abminderung  ist  ja  auch  im 
€tntnde  nur  eine  solche  des  Malaanlschlages,  und  dals  bei 
hohen  Ifaterialpreisen,  bei  der  damals  anhebenden  Ver- 
aDeemeinerung  besserer  technischer  Ausbeute  des  Materials 
nna  ochliefslich  auch  bei  einer  immerhin  stattgefundenen 
Betriebseinschninkung  ftir  die  Steuorertrflge  bedeutende 
Ausfälle  die  Folge  waren,  ist  wold  anzuin  hnien. 

Nacli  der  tiskalisehen  Seite  hin  ist  iiberliaupt  dv:  FaH- 
wicklung  des  bayerischen  Brauwesens  in  dem  vorlieg<*ndeu 
Zeiträume  bis  1805*60  eine  fUr  die  Bedürt'nisse  des  »Staats- 
baushaltes siemlich  g^eichbl^bende  gewesen.  Es  betrug  der 
Jfahsaufiicblag  in  der  - 

1.  Finanzperiode  1819—1825:  13,4%  des  Staatsbudgets,» 

II.  ,  1825--1831;  16,0o,o  „  ^ 

m.  ,  1831-1837:  18^7  «/o  „ 

rV.  ,  1887—1843:  16,O«/0  , 

V.  „  1843—1849:  16,5«/o  .  « 

VI.  «  1849—1851:  16,0  <^'o  „  , 
VU.  n  1851—1855:  15,00o  , 

VIIL  ^  1865    l^fM-  13.7°  0    .  » 

EL  .  1861— IbOb:  i3,2o/o  , 

Von  den  indirekten  Steuern  machte  der  Malzau&chlag 
last  stets  annähernd  die  Hälfte  aus.  Gegenüber  den  direkten 
Steuern  (Pecsonal-,  Einkommensteuern)  nahm  dagegen  der 


*  von  Burkhardt,  Das  bayerische  Staatabudget  ia  deu  eisteu 

"TO  Jahren  seit  BflrtelieD  der  VerfkMDg,  1819—1889.  debsas,  Haans- 

.. 
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Malsaafschlagsertrag  stärker  zu:  Er  brachte  zu  Anfang  der 
zwanziger  Jahre  beinah  halb  soviel  ein  als  die  Personal* 
steuern,  Anfang  dor  sechziger  Jahre  bereits  genau  zwei 

Drittel  denselben.  In  dieser  intensiveren  Steigerunp^  des  Ricr- 
eteuerertra^es  im  Vergleich  zu  dem  der  Person  al  st  euern,  den 
er  in  der  (je^enw«irt  sogar  um  ein  Drittel  üboi*tiügelt  hat, 
giebt  sich  die  Enttaltung  des  bayerischen  Brauwesens,  die 
steigende  Bedeutung  des  Biers  tVir  den  heimischen  Konsum 
als  auch  besonders  für  den  aubUindischen  Handelsverkehr 
Bayerns  deutlich  kund. 

Wie  sich  zu  dieser  im  Torstebenden  skizzierten  Ent- 
wicklung der  bayerischen  Bierproduktion  die  der  Gewerbe- 
betriebe verhalten  hat,  Ullst  sich  für  den  in  Betracht 
stehenden  Zeitraum  statistisch  nur  in  sehr  beschränktem  Mafse 
feststellen,  da  amtliche  Erhebungen  ilber  den  jährlichen  Bestand 
der  Brauereihetriebi'  Uis  185P()0  nicht  vorhanden  sind. 
Eigentlich  existieren  nur  für  die  Jahre  1847  und  ISOl  ver- 
gleich) »are  Zahlen,  niunlich  bei  der  landesstatiötisclien  Uewerbe- 
aufnahme.  Die  frühere  Zeit  anlaugi  nd,  so  giebt  Kudhart 
in  seinem  erwähnten  Werke  eine  detaillierte,  statistische  Dar- 
stellung über  den  Brauereibestand  im  Jahre  1807/1808,  in  der 
der  Charakter  des  Gewerbes  als  eines  im  allgemeinen 
gleichförmig  betriebenen  Handwerks  sehr  gut  vor  Augen 
geführt  wird* 

Es  gab  1807/8: 

8857  Braunbierbrauereien,  in  denen  Sommer-  und  Winterbier 
abwechselnd  gebraut  wurde, 
81  Braun bierbrauereien,  in  denen  das  ganze  Jahr  gebraut 

wurde. 

327  Brauubierbrauereien,  in  denen  nur  Schenkbier  gebraut 

wurde. 

4265  Braunbierbrauereien. 

Femer  bestanden  im  selben  Jahre: 
27  Weifsbier-(obergahrige)  Brauereien,  in  denen  nur  Weizen- 
bier gebraut  wurde, 
419  Weifsbier-(obergähnge)Brauereien,  in  denen  nur  Gersten- 
bier gebraut  wurde, 
84  Weifsbier-fobergährigejBrauei'eieu,  in  denen  beides  ge- 
brjint  wurde. 

480  W<'ifsbierbrauereien.  —  Diese  anlangend,  so  erkennt 
man  seh  n  aus  ihrer  geringen  Zahl  ihre  untergeordnete  Be- 
deutung liir  daü  Gewerbe.  Sie  beruhten  auf  besonderen 
landesherrlichen  Privilegien  aus  älterer  Zeit  und  waren  in 
der  heutigen  Oberpfalz  und  Regensburg  heimisch;  doch  gab 
es  auch  im  Isarkreise,  beispielsweise  inMtlnchen,  stets  einige 
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Wcifobierbraiiereien;  auch  ein  ^^etfses  Hofbrädhatus''  hatte 
<ieh  ans  früherer  Zeit  erhalten.   Es  verdient  jedoch  hier  schon 
hervorgehoben  zu  werden,  dal«,  als  nach  £Mt  70  Jahren,  1874, 
die  erste  amtliche  Nach  Weisung  über  den  Bestand  der  Weifs- 
bierV)rauerf'ien  sich  wieder  findet,  ihre  Zahl  sich  fast  ver- 
<lreitru  ht  liat  und  den  viei  tfMi  Teil  der  Zahl  der  Braunbier- 
brauvreii'n  ausmacht.    Man  kann,  —  wenn  nnch  ausdrückliche 
Bestätigungen  dafür  fehlen  — ,  mit  Bestimmtiieit  annehmen, 
dafo  die  Entwicklung  der  Weifsbierbrauereien  mit  der  freieren 
Handhabung  der  Gewerbeordnung  »Schritt  gehalten  hat,  dalö 
in  erster  Linie  die  firsetsung  des  KonaeasionsBystems  dnreh 
die  Oewerbefreiheit  grundlegend  wurde  6lr  die  rasche  Ver- 
mehrang  der  Weifsbierbraoereien,  die  bis  Ende  der  siebziger 
Jahre  noch  doutlieli  wahrnehmbar  ist.     Das  führt  attf  die 
fVage,  ob  der  landwirtschaftliche  Nebenbetrieb  der  Brauerei, 
und  als  solcher  kommt  die  Weifsbierbrauerei  vornehmlich 
in  Betracht  —  früher  von  jlhnlicher  Hedeutung  wie  in  der 
iieij^enwirt  war.     IMe  Rudhartsche  Zusammenstellung  giebt 
betreffs  der  Brauiibierbranerei'^n  keinen  weiteren  Aufsclilufs 
darüber.    AUorflinirs  kann  man  die  327,  lediglich  8chenkbier 
enseu^cndcn  ßramaeien,   wohl   als  ländliche  Nebenbetriebe 
btrtrajiiLcii.    Sie  brauten  nur  wfihrend  einiger  Herbst-  oder 
Wintermonate;  besondere  Anlagen,  insbesondere  Lagerkeller 
waren  nicht  erforderlich,  da  das  Bier,  meist  nur  fttr  den  Eigen- 
bedarf^ Gesinde-  und  Tagelöhner  bestimmt,  schnell  konsumiert 
wurde;  sie  entsprachen  also  ungefi&hr  den  heutigen  steuerfreien 
oder  nicht  gewerblichen  Hausbrauereien,  die  sich  in  den  ländlichen 
Distrikten  der  norddeutschen  Brausteuergemeinschaft  teilweise  so 
j*ehr  eingebürgert  haben.   Für  die  gewerbliche  Entwicklung  des 
Brauwesens  scheidet  diese  Betriebsart  ihrer  Natur  nach  aus. 
Auch   in  den  btudLü  anderen  Kategorir'u  mögen  zahlreiclie 
landwirtschaftliche  Nebenbetriebe  enthalten  sein,  die,  vielfach 
iui  Besitze  der  ehedem  privilegierten  Stände,  zum  teil  von 
gröfserom  Umfange  als  manche  städtische  Gewerbabrauerei 
waren.    Unter  den  81,  das  ganze  Jahr  hindurch  brauenden 
Betrieben,  die  wohl  die  Grofsbrauerei  jener  Zeit  repräsen- 
tieren, befanden  sich  zweifelsohne  auch  landwirtschaftliche 
Outäbrauereien,  die  ihrer  günstigen,  klimatischen  Lage  wegen, 
im  Gebilde  gelegen,  mit  natttrlichen  Felsenkellern  versehen, 
hierzu  befugt  waren. 

Es  ist  ferner  bekannt,  wie  nach  der  Aufhelnini^  der 
Bann-  und  Zwangsrechte  das  Brauwesen  sich  schnell  über 
da*  platte  Lantl  vorhrt  itetc,  und  dadurch,  wie  berichtet  wird, 
den  kleinen,  siädti.M  h. n  ( rewerbsbrauereien  mancher  Al)l)ruch 
geschehen  «ein  soll,  liiuiierhin  iHt  anzunehmen,  dafs  der  Be- 
trieb der  Brauerei  in  Verbindung  mit  der  Landwirt^chatt, 
die  heute  nebst  dem  Eigeuausschank  die  Hauptättttze  der 
gesamten  bayerischen  Riembrauerei  geworden  ist,  erst  nach 
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Beseitigung  des  Konzessionssystems  zur  vollen  Geltung 
kommen  k  Tinte:  Der  „Kampf  zwisehon  Gewerbereform  und 
Gewerbefreiheit'*,  der  von  Anfang  des  Jahrhunderts  bis  Ende 
der  sechziger  Jahre  in  iiaycrn  herrschte  und  überaus  ab- 
weeiiblungBreich  verlief,  iät  auch  in  Bezug  auf  den  landwirt- 
schaftlichen (Hwerbebetrieb  nicht  ohne  Folgen  gewesen. 

ha  ZiuMUDmenhaog  mit  der  von  RudWt  angegebenen 
dermettigen  Bterproduktion  (s.  o.),  ergiebt  sich  bei  insgesamt 
4745  Brauereien  eine  darchschnittltche  Produktion  von  786  hl 
pro  Betrieb.  Begreift  zwar  dieser  Durchschnitt  auch  damals 
schon  weitgehen^h*  AhwfM'c]iungen  nach  oben  —  das  MUnchener 
Hof  bräuhaus  mit  mehr  als  22000  Iii  IVoduktion  u.  a.  —  und 
unten,  so  ist  er  doch  für  die  ^veitaus  überwiegende  Zahl  der 
Brauereien  als  ziemlich  genau  zutreffend  zu  erachten,  denn 
er  entspricht  durchaus  dem  handwerksmäfsigen  Charakter  und 
Umfimg  des  Braugewerbes  jener  Zeit  Wie  aas  den  gewerbe* 
fitatistischen  Tafeln  Rudharti  an  ersehen  ist»  weist  die  Brauerei 
neben  dem  Handwerk  der  Bäcker,  Branntweinbrenner,  KrSmer, 
Leinweber,  Metzger«  Müller ,  Schmiede,  Schneider,  Schuster 
und  Wirte  die  höchste,  von  aen  übrigen  Gewerbsarten  scharf 
getrennte  Zahl  der  Betriebe  und  in  ihr  beschlüftigten  Per- 
sonen nach. 

Einen  etwas  tieferen  Einblick  in  die  Verteilung  der 
bayerischen  Brauerei  Uber  die  verschiedenen  Laudesteile  und 
ihrer  ,,Betri6b«intensität''  giebt  nachstehende  Tabelle  von 
Radhart,  die  die  Zahl  der  Brauereien  in  den  altsn,  nach 
französischem  Vorbild  bestimmten  Landesdisferikten  und  das 
durchschnittliche  Gewerbesteaeranfkommen  einer  Brauerei  in 
denselben  darstellt: 

Rcauereiai  im':  Gewohsiteueraaf kommen  siaer  Bnaweit 


Danaeil  ))estätigt  es  sieh,  «lafs  die  Brauerei  im  Isarkreise,  mit 
München  als  Mittelpunkt,  am  weitesten  entwickelt  war,  imlcni 
dort  sich  das  gröfste,  durchschnittliche  Gewerbesteuerauf  kom- 
men einer  Brauerei  findet  und,  wie  Radhart  hinznfbgt,  die 
Zahl  der  Betriebe  im  VerhSltais  aar  Produktion  am  geringsten 
war.    Im  Obermain-,  Reaat-  und  Oberdonaukreise  war  die 


'  Ii  !  prinzen  f>rfrabcii  sich  hiemach  40(>6  T?rfluevpifn  pepen  die  vor- 
hergehende Zusammeostelluag  also  221  mehr:  eine  stati&tibche  Uü^enauig- 
keit,  die  nieht  weiter  las  Gewieht  Oilt  nad  den  holisn  Wert  &  sIsS- 
iliKbsn  Briisboag  ia  jaasr  Zdt  in  kdoer  Wsiie  heialNalndsrf. 


Tsarkreis  557 
Oberdon  au  kreis  1107 
Unterdonnukreis  415 
( )bermainkrei»  1032 
Kezatkreis  1205 
Regenkreis  650 


12-17  - 
18-50  - 


83  fl.  4Va  Kr. 
13-13  - 
22-14  - 


11  -  4 
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Brauerei,  den  dortigen  Wirtachafts-  und  Verkehrsverhältnissen 
ent<?prechend,  auf  ^ine  2-p>rse  Zahl  kleiner,  vielfach  landwirt- 
»cliaftlicher  Betritiic  vrririlt.  hier  warrn  auth  die  Wcii'sbier- 
braiiereien.  im  Obermaiu-  und  KezAtkreiäe  auch  das  Kommun- 
brauen  zu  i lause. 

£r8t  40  Jahre  später ,  1847,  finden  wir  wieder  amtliche 
Daten  über  den  Bestand  der  bajeriiohen  Braaereien.  Allere 
dings  giebt  Riyet  in  seiner  erwfthnten  Abhandlung  eineZo- 
lammenstellung  über  den  Brauereibestand  zu  An&ng  der 
yietziger  Jahre,  deren  Grundlage  jedoch  nicht  näher  ^tzu- 
stellen  ist.  Mit  entsprechendem  Vorbehalt  für  ihre  Vergleich- 
barkeit mit  den  späteren,  niiitlich«  n  Dateut  seien  sie  in  nach- 
stehender Tabelle  mit  autjgeuommeu : 


Auzahl  der  Jirautireien 

1840 

1847 

1861 

in 

591 

545 

r.22 

591 

478 

550 

Oberpfalz  und  ficgensblliy.  .  ■ 

.Vi2 

491 

582 

m) 

854 

886 

um 

887 

980 

Unterfraak«^  und  A.^L  liaffenbarg 

Ü72 

6^4 

754 

Schwaben  und  Neuburg  .... 

1156 

969 

941 

Bayern  rechts  des  Eheint  .  .  . 

58lä 

4858 

5165 

BMapCy»  

226 

220 

AufftlK^'  ist  hier  in  erster  Linie  der  ^rofse  Abstand 
zwischen  der  Zahl  der  BraiK-reien  im  Jahre  1840  und  1847. 
Eine  Vermindenin^  um  imt  1000  Betriebe  in  nicben  Jahren 
iait  gerade  in  ßajerii  kaum  anzunehmen.  Allerditig.*^  gehören 
diese  sieben  Jahre,  wie  schon  bei  der  Produktionsentwicklung 
benrortraty  sa  den  echwereten,  die  das  bayerieche  Braugewerbe 
dtudusomachen  hatte.  Die  durch  die  Ausartung  des  Bier- 
r^gnlativs  gezeitigten  Mifsstände,  die  Not  der  Zeit  und  die 
mancherlei  Wirrsale,  die  schliefsÜch  in  den  Bierkrawallen 
ihren  Ausdnuk  fanden,  das  alles  hatte  wesentlich  dazu  bei- 
getrag«'ri.  die  \Virtscliaftsbediiij::ung«ui  drr  Hranerei  ungtinstig 
zu  gestalten;  die  Produktion  wie»  bekauntlieli  in  diesem  Zeit- 
räume (1841  42 — 1846/47)  eine  Abnahme  um  iil»er  eine  Million 
Hektoliter  oder  um  ca.  20®/o  auf.  Mag  daher  auch  eine 
starke  Abnahme  der  Brauereibetriebe  ab  Folge  hierron  an- 
sonebmen  «ein,  lo  dürfte  diese  doch,  wie  gesagt,  kaum  so 
bedeutend,  wie  nach  der  Tabelle  gewesen  sein.  Die  Rivet- 
sehen  Zahlen  Ulr  1840  stellen  überhaupt  den  h((chsten  Bestand 
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drr  bayorischen  Brauereibetriebe  dar  und  dürften  besondere 
für  Mittelfranken  y  Unterfranken  und  Schwaben  zu  hoch  ge- 
griffen sein.  Fast  scheint  es,  als  seien  hier  an  Stelle  der 
g'erade  hier  heimischen  Komiiiimalhrauereien  dl»-  d.iran  be- 
teiligten Personen  gezfihlt,  dotii  lai^t  sich  dies  nur  vennuten. 

Der  Entwicklung  der  Produktion  und  dem  Gange  der 
mafsgebenden ,  in  allgemeiner  Ausgestaltung  begrift'enfMi  Ver- 
kehrs- und  Wii  tscliafts Verhältnisse  entsjirechend,  ist  die  un lei- 
der Ungunst  der  Notjahre  zurückgegangene  ßetriobszahl  der 
Brauereien  seit  184/  wieder  in  Zunahme  begriffen.  Meist 
handelt  es  sich  hier  nicht  um  Neugrttndung  und  -errichtung 
von  Betrieben,  sondern  um  die  Wiederaufiiahme  von  einge- 
stellten Produktionsstfttten. 

Einen  gana  schätzbaren  Anhalt,  wie  weit  die  Tendenz 
zur  Vergröfserung  der  Betriebe,  also  zur  industriellen  Kon- 
zentration der  Produktion,  schon  in  der  ersten  Phase  der 
modernen  Entwicklung  der  bav  erisch«?n  Brauerei  Fufs  getafst 
hat  und  nacliweisbar  ist,  bildet  die  aus  Anzahl  der  lietriebe 
und  rrcsanU|»roduktion  sieh  rechnerisch  ergebende  Dureh- 
schnittsproduktion  einer  Brauerei.  Unter  Weglassung  der 
Daten  für  1840,  zeigt  sich  folgendes:  Die  Dorchschnitts- 
prodnktion  einer  Brauerei  in  Bayern  (r.  d.  Rh.)  betrug 
1807  :  786  hl,      1847  :  970  hl,      1861:  1325  U. 

In  der  hieraus  entgegentretenden  Thatsache,  dafs  die 
Durchschnittsproduktion  einer  Brauerei  in  der  ereten  Ent- 
wicklungsphase  sich  um  fast  drei  Viertel  (70  "/o)  erhöht  hat, 
zugleieb  aber  aueli  die  Zahl  der  Betriebe  sieh  vermehrt  hat 
Cvon  4745  im  Jahre  1807  auf  5165  1861),  spricht  sich  der 
Charakter  der  Braufreientwieklung  in  jener  Zeit  im  Oegen- 
satz  zu  der  in  der  (iegenwart  deutlich  aus.  Auiii  die  »Sta- 
bilitiit  (bn-  Entwicklungsverhaltnisse  bis  in  die  vierziger 
Jahre  und  das  energische  Einsetzen  des  gewerblichen  Fort- 
schritts seit  den  fünfziger  Jahren  giebt  sich  in  Überein- 
stimmung mit  den  Torstehend  geschilderten  Verhältnissen  kund. 

Von  Interesse  ist  auch  der  Verlauf  der  Entwicklung  in 
den  verschiedenen  Landesteilen  auf  Grund  der  obigen  TaMle. 

Im  ganzen  hat  sich  bezüglich  der  BetriebsintensitUt  in 
den  einzelnen  Provinzen  wenig  geändert.  Charakteristisch  ist 
es  wieder,  dals  Oberbayern,  das  zudem  fast  den  doppelten 
Flächeninhalt  wie  die  übrigen  Provinzen  hat^),  relativ  die 

*  Eb  betrftgt  dor  Flächeninliait 

von  Oberbay«»   812  Qusdifttmeileii 

„    Niedorbayern   194  „ 

^    Überpfalz  und  Hegensburg  ...  198  ^ 

„    Oberfranken   105  „ 

„    Mittt^l  franken   1H2  „ 

„  Lfntcrf ranken  und  Aschaftenbnig  170  „ 

w   Schwaben  und  Neuburg  ....  Iü2  „ 
Rivet  a.  a,  O. 
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w^igsten  Betriebe  aufweist  und  dieee,  im  Gegensatz  zu  der 
2abl  der  Brauereien  in  den  anderen  Landesteilen,  von  1847 
hU  1861  einen  wenn  aneli  i^eringen  Rückgang  zeigon.  Zweifel- 
I.»:?  ht  dies  der  Ausflj  in  k  für  die  in  Oberbayoni  zuerst  zur 
Au*bil(lun^  und  Wirkung  gelangte  iiidu.striellt'  Entwicklung 
«1er  Brauerei.  Einen  wenn  auch  sehr  geringen  Rückgang  der 
Betriebe  gewahren  wir  auch  in  Schwaben  und  Neuburg,  wo 
jedoch,  wie  »chon  aus  der  grofaen  Zahl  der  Brauereien  — 
der  gi^futen  in  mus  Bayern  —  hervorgeht,  der  eigentliche 
Kleinbetrieb  zu  Hause  ist  and  eine  so  geringe  Fluktuation 
der  Betriebe  schlechterdings  nichts  besagt.  Auch  die  Rhein- 
p&lz,  die  zuletzt  angefügt  ist,  zeigt  eine  geringe  Betriebs- 
abnahnie  der  Brauereien.  Da  jedoch  die  Entwicklung  der 
pfälzischen  Brauerei  erst  seit  1879  im  Zusammenhang  verfolgt 
trerden  krmn  und  von  Interesse  ist,  ist  sif»  liier  aus  der  Be- 
trachtuug  ;msgeseliie<b'n.  Charakteristisch  tür  die  a.  a.  O.  lier- 
vorzuhebende  schnr^llf  und  frühzeitige  industrielle  Entwicklung 
des  pftilzer  ^»rau^\  i  scns  und  seiner  von  der  rechtsrheinischen 
K'iyerischen  Bramrei  abweichenden  Stellung  im  dortigen 
Wirtschaftsleben  ist  die  schon  damals  sehr  geringe  Anzahl 
der  Brauereibetriebe,  die  sich  jedoch  1879  um  ca.  50  höher 
•teilt  Also  auch  hier,  obgleich  die  Pfalz  im  wesentlichen  ein 
Wein-  und  Obetland,  hat  die  technische  Ausgestaltung  und 
Vervollkommnung  des  Brauwesens  znnflchst  zu  einer  Ver- 
mehrung der  Betriebe  und  einer  zunehmenden  Einbürgerung 
des  Bieres  als  Genufsmittel  beigetragen  ^  Leider  existieren 
keine  enrsj>reehend  provinziell  gegliederten  Produktionsnaeh- 
weise  lUr  diese  Jahre,  mittels  deren  man  d  r  lokalen  Ent- 
wicklung der  bayerischen  J5rauerei  weiter  nachgehen  könnte. 

Ein«"n  interessanten  Einblick  in  die  verschiedenen  Be- 
iriebsfornien  der  bayerischen  Brauerei  um  1840  giebt  Uivet 
(a.  a.  O.)  in  folgender  Aufstellung:    £s  gab  in 


'  S.  auch  C.  F.  W.  Dieterici,  Statistigrlio  rt'bpr«ioht  der  wich- 
u^ti?a  Gegenstände  des  Verkehrs  udU  \  crbraut.-lm  iiu  Preui^ischcn  Stuate, 
1^-1857,  ad  1842,  S.  m>  ff.:  Jn  der  Pfalz  (Rheinbayern)  besteht  keine 
Sf»iutT  auf  Wii'T.  E^*  läfst  sich  dahor  niclits  ^lO.>itimmtefl  über  die  dortige 
iJierproduktion  ermittpln.  Der  VVeiiigenui's  überwiegt  dort,  doch  hat  der 
Wcrgcuufs  in  letzter  Zeit  dort  »ehr  zagenominen.  Ungefähr  die  Hälfte 
der  Prodaktton  eines  rechtarbmniseben  Preises  wird  auf  die  Pfalz  kommen, 
alfb«>  CA.  20n  IßT  Centnor  Malz  verbrauch."  -  (Tb  r  dii^  lirsotiflffp  friiher 
grofae  liedeufung  des  Pfälzer  Weinbaus  für  den  dortigen  Weinkoubum 
^  anch  Bd.  XXIV  der  S.  d.  V.  f.  »BSuerHehe  Zuotftnde  in  Dentsch- 
Und»  (18^3).  Bd.  I  S.  2H(;:  ..rm  Jahre  1857  wurde  der  Wert  der  Pfälzer 
Weinproduktion  auf  10  Millionen  Oalden  angesrhlupjen :  man  rechnete 
damals  in  einem  guten  Jahre  auf  einen  Erti-ag  von  40  UUU  Fuder  (zu  je 
1000  1%  im  Werte  voti  8—10  HilKouen  Oulden.  Seitdem  ist  vroH  wenn 
man  von  den  letzten  schlechten  Weinjahren  absieht,  der  dnrchachmtlliehe 
Ertng  wie  der  Durchechnittspreia  gestiegeu.'' 
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Änuial-,  Privat-,  Kommimebntimieik 

OLerbayern   8  583 

Niederl  »jtvern    .    ,    ,    ,  5  573  1-3 

Oberjitalz  u.  K.    .    .    .  2  163  357 

Oberfranken  '  854  126 

Mittelfranken    ....  1  991  14 

Unterfranken  u.  A.  .    .  2  776  194 

Schwaben  und  Neuburg  —  1156  — 

Die  Ärarialbrauereien  konzentrien  n  sieh  naturgeniMfs  in 
der  Hauptsache  auf  die  wittelshac Iiisehen  St^unmlande,  Ober- 
!ind  Niederbayem.  Sie  wureii  in  früherer  Zeit  noch  weit 
/.ahheicher  (Moshamm  h.  a.  O.).  Eine  Sonderstellung  nimmt 
die  Oberpfalz  mit  Regensbm^  ein,  wo  der  Kommiualbetneb 
den  Privatbetrieb  um  das  Doppelte  tlberwi^;  hier  war  anch 
die  Weifabierbrauerei  y  vermutlieh  von  BObmen  au«  her- 
gekommen, zu  Haase  und  privilegiert  Diese  anch  in  Unter- 
nnnken  auf  alte  ursprüngliche  WirtschaflBforaien  zurück* 
greifende  Kommunebrauerei,  die  «ich  von  der  norddeutschen, 
wesentlich  jüngeren,  Kommunehrauerei  wesentlieh  unter- 
«elieidrt  von  Ausnahmefällen  abgesehen  —  bildet  aueli 
ht  iiti  noch  die  für  das  dortige  Brauwesen  eharakteristisclie 
(Truudform,  wenngleich  «ie  diireh  die  gewerbliche  Privat- 
biaiierei  sehr  beschrankt  worden  ist.  Vielfach  aber  hat, 
wie  weiterliin  des  nähern  dargetiiau  werden  wird,  gerade 
umgekehrt  wieder  die  zur  Zeit  herrschende  industrielle  Ent- 
wicklung der  Brauerei  filr  zahlreiche,  dadurch  bedrängte 
Kleinbrauer  Veranlassung  gegeben,  sich  zur  Kommunebrauerei 
mit  Keilienbrauen  oder  zur  Genossenschafisbranerei  zusammen- 
zuschliefsen. 

Die  gewerbestatistischen  Anfhahmen  von  1847  Und  1861 
enthalten,  ihrem  Zweck  gemäfs,  ebenso  wie  die  späteren  von 
1875  und  1882  (Berufszählung),  auch  Nachweise  Uber  die 
Anzahl  der  in  der  Brauerei  V)eschaftigtcn  Personen.  Aus  der 
danach  zu  berechnenden  Anzahl  der  durchsclmiirlicli  in  einem 
Betriebe  be^ehilftigten  Personen  lüfst  sich  jedoch  kein  Mafs- 
stab  für  die  Entwicklung  daa  Betriebsumt'anges  der  Brauerei 
von  1847  bis  1861  In  rleiten,  weil  das  Braugewerbe,  speciell 
in  früherer  Zeit,  einer  je  nach  der  »Saiüou  oft  erheblich 
schwankenden  Zahl  von  Htllfskräftenbedarf ^)  und  der  Stamm 
der  dauernd  in  ihm  beschäftigten  Personen  sich  daher  ohnehin 
relativ  niedrig  stellt;  auch  fehlt  in  den  betr.  statistischen 


'  Vergl.  auch  Siebert,  Die  bayerische  Bierbrauerei.  Bavsm, 
München  1860,  S.  4(*">  -^'M  Dir  >j-pnn^:e  Zahl  der  in  der  Stntietik  von 
1847  augefuhrten  Arbeiter  erklärt  eich  daraue,  dal's  nur  die  ständigeu 
HUlft-  und  Betriebspeisoiisii  darin  sd^Dommeo  sind  uud  nicht  die  viden 
TageU^er  während  der  Sud-  und  Mslikan]Migne.'' 
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NÄchweisen  jede  Unterscheidung  in  Bezug  Iiierauf^,  Dam 
kommt,  dafs  die  seit  der  Mitte  des  Jahrhunderts  häutiger  werdende 
Anwendung  des  Maschinenbetriebes  und  anderer  mechanischer 
Hnlfsmittnl  d\t'  Zahl  derin  den  lirauereien  beschäftigten  Personen 
\vt's<  nibch  beeiiiHidste .  sie  verhältnisuiärsig  verrinp^erte.  Im 
Hlluenieinen  sdiwaiikt  nach  den  genannten  Aufnahmen  die 
der  durchschnittlich  in  einem  Betriebe  beschäftigten 
Personen  in  den  verschiedenen  bayerischen  Landesteilen 
iwiaehen  1  und  4,  ohne  dah  sich  hierin  von  1847  bis  1861 
Änderungen  bemeiiLbar  machten.  Ja  selbst  in  der  a.  a.  O» 
erwähnten  Notiz  in  dem  Buche  von  Herrmann  findet  sich 
fast  dieselbe  Zahl,  indem  die  Zahl  der  auf  einen  Betrieb  ent- 
fallenden Hulfspersonen  durchschnittlich  3  (2  GeseUen  und 
l  Lehrling)  betrug.  Dafs  Übrigens  nach  der  Gewerbestatistik 
Ton  1847  und  1861  \n  Ober-  und  Kied<'rl>ay<'rn  4  bezw.  3 
Hfdf«« personell  auf  eine  Brauerei  kommen,  in  den  übrigen 
Provinzen  dagegen  nur  2,  mag  man  immerliin  als  ein  Symptom 
der  auch  anderweit  bekundeten  grüfseren  Betriebsausuehnung 
der  dortigen  Ürauereien  auffassen. 

Von  weit  gröfserem  Interesse  sind  dagegen  die  Nach- 
weisungen der  Gewerbeaufoahmen  von  1847  und  1861  Uber 
die  Ansaht  der.  Brauereien  und  der  in  ihnen  beschäftigten 
Personen  für  die  unmittelbaren  und  eine  Ansahl  anderer 
Mtberer  Städte,  im  ganzen  34,  in  Bauern  rechts  (30)  und 
nnks  (4)  des  Rheins.  Auf  diese  konzentrierte  sich  natnr- 
eemXfs  die  erwachsende  industrielle  Entwicklung.  Die  Zahl 
ner  in  Betracht  kommenden  27  Städte  Bayerns  rechts  des 
Rheins,  —  bei  3  Städten  fehlen  die  Angaben  für  1847  — , 
ist  1847  und  1861  fast  unverändert  und  betrug  1861  637 
gegen  629  1847. 


Die  meisten  Brauereien  wiesen  auf: 

1847 

1861 

Augsburg  in  Schwaben 

83 

74 

Lfindshnt  in  Niederbayern 

34 

70(1) 

Bamberg  in  Mittelfranken 

60 

53 

Schwabach  in  Mittelfrankeu 

36 

44 

Regcnsburg  in  der  Oberpfalz 

40 

37 

München  (iiiivl.  l'mgegeiid)  in  Oberbayem 

35 

35 

Die  wenigsten  Brauereien  wiesen  auf:  Pa^ 

!Sfju  in 

Nied» 

havern  1847  4,  1861  5;  d('s;;lt;ielieu  die  iStjidte  iu  der  iÜiein- 
pfalz,  für  1861  mit  durchschnittlich  12 — 1 5  Brauereien. 


'  Nach  Viebahn  in  seiner  „Statistik  d(»  aM>UTereinten  und  nörd- 
lichen DeufBcblanfl?''.  Berlin  lSf>(,  II.  besehafti^rtf^n  mnnehe  Brauereien  50 
und  mehr  Personen,  doch  waren  dies  nur  beeonderd  Kroft^e  Bethebe.  In 
der  Gegenwart  kommen  solche  mit  mehr  aU  der  zeunfacheo  Personen- 
sihl  vor. 
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In  8  Städten  insgesamt  war  die  Zahl  der  Brauereien 
1861  gegen  1847  mehr  oder  mind<  r  geringer  (in  Ansbach, 
Mittelfranken,  1847:  16,  1861:  0.  in  Straubing.  Niederbayern, 
1847:  24,  1861:  15),  in  5  Stätllin  war  sie  grölser,  (in  Lands- 
hul  1847:  34,  1861:  70.  doch  >(  lieint  hier  ein  Druck-  oder 
sonatigere  Fehler  vorzuliegen),  in  den  übrigen  Städten  gleich. 

Wihrend  wuk  den  oblgea  Daten  im  grolben  Dnreliftolmitl 
1847  und  1861  auf  eine  bayeriflcke  Brauerei  2  Hült>|M  raonen 
entfielen,  —  1861:  5885  Brauereien  und  10  477  HOlfin 
pereonen  — ,  kamen  1861  auf  einen  Betrieb  der  30  Stidte 
un  rechtsrheinischen  Bayern  durchschnittlich  4  Arbeiter  gegen 
3,6  im  Jahre  1847  und  in  den  Stiidten  der  Rheinpfalz 
3  Arbeiter.  Dies  ist  in  dor  That  für  die  oben  bemerkte 
grölaere  industrielle  HrauiMvitMitwicklung  in  den  Stiidten 
bezeichnend.  Noch  di  uilicln  r  tritt  dies  ins  Licht,  wenn  man 
die  betreffenden  Städte  unter  sich  betrachtet 

Naohgenannte  StMdte  wiesen  die  gröbte  Zahl  der  auf 
einen  Betrieb  durchichnittltch  entfallenden  Htllispersonen  auf. 
Mttnchen  (Oberbayem)  1847  16  1861 16 
Passau  (Niederbayem)     «11     »    12  • 
Nürnberg  (Mittelfranken)  „5,8 
Wrirzburg  (Unterfranken)  „      6     „  6 
Strauliin;^  ( NiedcrbaytTn)  „      2     „  6 

Mit  Ausnaimic  von   München,   wo  betreffende  Zahl 

ohnehin  am  höchsten  ist^  und  W  urzburg  hat  mitliin  der 
Betriebeumfiuig  der  Brauereien  in  diesen  Städten,  soweit  er 
auf  der  Zahl  der  beschäftigten  Hfiltspersonen  beruht,  su- 
raiommenf  am  meisten  in  Straubing,  wo  zugleich  (siehe  oben) 
die  Z.ild  der  Betriebe  sehr  erheblich  zurtkkgegangen  ist. 
Mit  der  Anzahl  der  Betriebe  in  diesen  Städten  zusammen- 
gehalten, ergiebt  sich,  dafs  diese  hohe  Zahl  der  Hiilfspersonen 
zu^lcicli  mit  <'inei-  Konzentration  ih-v  Produktion  auf  einer 
relativ  bescliiaiikten  Zahl  der  Betriel)e  zusammen fiillt,  da 
diese  Stildte  veriwiltnismilfsig  die  wenigsten  Brauereien  auf- 
weisen (S.  o.);  Passau  stand  dabei  an  letzter  Stelle  mit  4 
besw.  5  Brauereien.  Bei  Mflnchen,  das  nebet  seinen  Vor- 
orten allerdin^  eine  |^fsere  Zahl  yon  Brauereien  aufweist, 
ist  jedoch  seine  QröUe  gegenüber  den  anderen  Städten  in 
Betracht  zu  ziehen,  auch  sind  die  in  den  Vororten  gelegenen 
Brauereibetriebe  nicht  auszusclieidcn.  T^üi^^ckehrt  bestätigt 
sich  die  Tli.itsache.  dafs  in  Städten  mit  l)e>()iiders  zahlreichen 
Brauereien  auch  die  wenigsten  braugewerblichen  Hidfsjiersonen 
auf  den  Hetriel)  entfallen,  liier  also  der  liandwerksmJtfsige 
Kleinbetrieb  zu  Hause  ist:  Landslmt  (Niederbayern),  Dinkels- 
btthl  (Mittelfranken ),  Kothenburg,  Schwabach  (Mittelfranken), 
Kaufbenren  und  Memmingen  (Schwaben)  weisen  durch* 
•chnittUch  1 — ^2  Arbeiter  pro  Betrieb  autl  In  Augsburg 
(Schwaben),  das,  wie  oben  ersichtlich,  die  meisten  Brauereien 
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BiUt^  kommen  zwar  1861  dardischnittlich  5  Hulfepersonen 
auf  den  Betrieb^  doch  befinden  sich  hierunter  ca.  2  Ar- 
beitarinnen. 

über  die  Bierprodnktion  der  hier  vorgeführten  Städte 
sini!  leiflf^r  keine  zusammen  hängenden  Daten  zu  beschaffen^ 
nur  tür  Aliincheu  und  zum  Teil  für  Erlangen  sind  —  ab- 
gehen von  einigen  zerstreuten  und  wenig  kontrollierbaren, 
andere  Städte  beti-effenden  Zahlen  — ,  solche  vorhanden,  die 
es  ermöglichen,  untt  r  13eriick«ichtigung  der  Zahl  ihrer 
Brauereien  die  Entwicklung  der  dortigen  Betriebe  genauer 
m  rerfolgen.  Vornehmlich  für  München,  dem  Kernpunkt  der 
SBodemen  Branereientwicklung^  liegt  ein  einheitliches,  von 
Anhng  des  Jahrhunderts  for^efilhrtes  Zahlenmaterial  vor, 
das  der  Brauereibesitzer  Sedlmayr  in  TerdienstvoUer  Weise 
msannnenge.stellt  hat^ 

Es  bietet  sich  für  die  Zeit  von  1809>-1B65  folgendes  Bild : 


Socyahre 

Ansshl  der 

Brauereien 

Matmarsliche 
Biererzeugung 
dendboi* 

hl 

Durch- 
echnittspro- 
duktioTi  einer 
Brauerei 

hl 

groi&te  Urauerei 
erzeugte 

hl 

1800  10 

813  188 

5  908 

16  189 

1S14  15 

öS 

:388  091 

7  322 

27  270 

1819  20 

63 

461  426 

7  324 

30  060 

lKMr2ü 

oö 

493  701 

8  512 

30721» 

48 

376971 

7854 

B4128« 

41 

402 :3.56 

9  814 

3f5  254 

40 

410.V)7 

10  264 

;  704 

40 

470  957 

11  774 

35  978 

1K49.'50 

36 

569529 

15820 

45043 

I  s-M  Vi 

27 

4s'f)  r>H2 

18  136 

67  778 

lj^59  60 

25 

HH  699 

32  068 

l;33847 

1^*6465 

18 

1  Oö«  986 

58  721 

250  949 

*  Entwicklung  und  gegenwärtiger  8tand  der  Bierbrauerei  in  der 
älsdt  MBachen."  Festschrift  für  die  Teilnehmer  an  tlcni  IV.  deutecheo 
Brauertag  in  Miini  hrn  ,  l^sO.  —  Die  Sedlmayr  aufgeführten  ZaTiI^n 
Wziehen  sich  anscheinend  fiir  diese  Zeit  nur  auf  die  Hraunbierbrauereien, 
da  nach  den  Gewerbeaufuahmeu  von  1847  und  die  Zahl  der  Mun- 
chener  Brauereien  etwa«  gröfter  ist.  Doeh  kommen  die  Weifsbierbrauereien 
für  die  auf  ;!i<  Hraunbiereneugttiig  gegrOndete Mfinebener  Braneiei  nieht 
weiter  in  Betracht 

*  Sedlmayr  giebt  den  Malzrerbrauch  der  Mflnchener  Bnoeraieii  nach 
Scheffeln  an .  der  zu  Hektoliter  umgerechnet  <1  bsyeitocber  Scheffial  » 
■_*.'i":'4  hl)  nach  allp:einpin  üblicher  Annnhme  7nmal  anc^esichte  der  in  jener 

darchachmtüich  geringeren  Extraktauäbeute,  der  doppelten  Anzahl 
fwi  HeÜotiter  Bier  entspricht 

^  Es  iffe  hier  die Brsnerei  zum  Haeker  von  Jos.  Pachorr  gemeint 
Rechnet  man  die  zu  jener  Zeit  mit  derselben  verbundene  Pachorr  sehe 
Brauerei  mit  dazu,  ao  resultiert  ein  Quantum  vou  62300  hl  Bier.  Von 
1884  «n  hatten  die  beiden  Brauereien  wieder  getrennten  Betiieb. 
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In  diesen  Zahlen  spielt  sich  die  frühzeitige^  groGMurtige 
Entwicklung  des  Mttnchener  Brauwesens  deatlich  wieder. 

Die  Entwicklung  der  Produktion  anlangend,  so  ist  es 

interessant)  sie  mit  der  des  ganzen  Landes  zu  vergleichen. 
Im  ganzen  ist  die  Steigerung  der  Biererzou^i^un*?  in  Älünchen 
von  1S07  18üi5  l>is  1865  in  nchnellerem  Tempo  vor  sich 
gefj^angen;  während  sie  gegen  1809  ungefähr  (hm  12.  Teil  der 
Landesüroduktion  an  Bier  ausmachte,  betruf<  sie  1864/1865 
den  9.  Teil  derselben.  Auch  der  Vergleich  des  diirehschnittlichen, 
auf  deu  Betrieb  entfallenden  Produktiun84|uantiims  in  München 
mit  dem  der  bayerischen  Brauereien  ftberbaupt,  ist  für  die 
hier  zuerst  entkeimende  industrielle  Aue^estaltung  des 
bayerischen  Brauwesens  bezeichnend. 

Eö  betrug  da^  Produktionsquantum 

liS07ü8        1»4Ü  1S47  1861 

in  Bauern  überhaupt  :    786  hl     984  hl  958  hl  1370  hl 

in  München:  5908  „  10264  „  158J0*  „  32068  „ 

Man  sieht,  der  Abstand  wird  immer  gröfser.    l!^*»»?  1808 
tiberragt  die  Durchsehnittsproduktion  einer  Miinehener  Brauerei 
die  einer  bayerischen  fiberliaupt  um  da^  8  fache  uugefkhr, 
1840  nni  das  10  fache  ungefähr 
1847  um  das  löfaehe         „  und 
1801  um  da6  23  fache  „ 

Wahrend  femer  die  Anzahl  der  MUnchener  Brauereien 
sieb  in  diesem  Zeitraum  (1807 — 1865)  genau  um  eii\  Drittel 
vermindert  hat,  ist  das  durchschnittliche  Produktionsquantum 
pro  Betrieb  fast  auf  das  Zelmfache  angewachsen. 

Bemerkenswert  ist  endlich  das  in  den  angegebenen  Jahren 
von  der  jeweils  gröfsten  Brauerei  produzierte  Bierquantum. 
Wenn  man  erwägt,  dafs  um  1809/10  unter  53  Bmnereien  die 
daiTinls  irröfste  den  19.  Teil  der  Miinehener  Cie.-*amtprodiiktion 
auf  sich  vereinigte,  während  )sii4/ü5  die  ^rnfst«»  Brauerei 
unter  18  Betrieben  aHein  den  4.  Teil  der  Produktion  stellte, 
so  tritt  hieraus  deutlieh  die  Thatsache  hervor,  dal»  die 
industrielle  Entwicklung  des  Gewerbes  sich  in  erster  Linie 
auf  die  Misten  Betriebe  konzentriert^  bei  diesen  zuerst  ein- 
setzt und  am  schnellsten  fortschreitet. 

Es  ist  bekannt  y  wie  es  besonders  die  Sedlmajrschen 
Brauereien,  die  von  Pnchorr  und  die  Zacherlbrauerei,  2U 
denen  sich  später  die  Löwenbraur^roi  gesellte,  waren,  deren 
Produktion  bereits  seit  Anfang  des  Jahrhunderts  obenan  stand 
und  die  abwechselnd  die  gröOsten  Brauereien  des  Landes,  wie 


^  Wie  bedeutend  die  Miliidieiier  Hrauer<  i  auch  die  anderer  ipofaer 

Städte  in  Bayern  überra^ftc,  ^f^h^  nur]\  huaus  hervor.  ÄnCn  an^efanr  um 
dieselbe  Zeit  (1547)  die  Durciisoimituproduktioo  einer  i^raaerei  in  NUni- 
beig  nur  3338  U  und  in  Erlangen  ca.  2800  hl  betrug. 
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des  europäischen  Kontioents  überhaupt  waren  und  noch  sind. 
Besonders  seit  £inf\lhrung  des  Maschinenbetriebes  und  der 
AtK^hreitung  »l^'s  Eisenbalinvorkehrs  erfuhr  ihre  Produktion 
einen  gewaltigen  Aufschwung,  df^r  >\vh  aucii  in  obiger  Tabelle 
dokumentiert^  und  eilte  in  sehn  IIlui  Tempo  voran  ^. 

Noch  aber  fliente  ihr^^  Produktion  in  erster  Linie  dem 
inländischen,  und  zwar  haujitsächlich  dem  mit  der  Bevölkerungs- 
zunahme und  Frcquenzsteigerung  bedeutend  auwachäenden 
Lokilbedarf.  Verhutaismflfsig  spät  erst,  seit  Anfang  der 
1(1»  Jahre,  legte  sieh  die  Münehener  Grofsbrauerei  in  grOiserein 
Unifiuige  auf  den  Export,  und  b^ttnstigt  durch  die  gesamten 
Zdtimistände,  die  Geschmacksrichtung  und  vor  allem  Dank 
dner,  im  I^ufe  des  Jahrhunderts  aufgespeicherten,  bedeutenden 
Kapitalsmacht  der  exportierenden  Brauereien  begann  das 
Mflnchener  Bier  seinen  Siegeslauf  dui-eli  die  Welt,  überflügelte 
•seit  1880  die  in>rigen  bav«'riseheu  und  die  östPrtTMchischeu 
l«  /.w.  I)öiimi8ciieu  Ex]>ortljiere  und  behauptet  auch  heute  noch 
trotas  der  gewaltigsten  Anstrengungen  der  Konkurrenz  im 
übrigen  Bayern  (Franken).  Norddeut.schiand,  Osterreich  bezw. 
Böhmen  eine  liervorragendo  Stellung. 

Der  bayerische  Bierexport,  beute  eine  der  Haupt 
«rterien   der  ProduktionslHhigkeit  der  bayerischen  Grofs- 
bnnerei,   ist  aus  kleinen  Anfilngen  erwachsen  und  in  der 
HanptBache  nicht  von  Oberbajem,  München,  sondern  von 
Franken  ausgegangen 

Franken,  speciell  Mittel-  und  Oberfranken,  war  von  jeher 
fler  Vermittler  d<^s  Vf  rkelirs  der  bayerischen  Volkswii  t-c  haft 
mit  dem  Norden  gewesen;  zahlreiche  Handelsbahnen  gingen 
über  Krlangen,  Nürnberg  und  Hof,  der  Main  führte  nach 
dem  Westen,  zum  lUiein  und  von  da  zum  Weltmarkt.  Hiervon 
war  auch  die  lirauerei  nicht  unberührt  geblieben^,  und  in 
den  grufseren  iStädten  Frankens,  wie  in  Erlangen  und  Nürn- 
bm  war  daher  das  Brauwesen  yerhältmBmttfsig  früh  ent- 
wickelt und  aum  teil  auf  Tensweigten  Absatz  begründet  Ein 
Zeichen  hierfkir  ist  die  oben  erwähnte,  nach  englischem  Muster 
erbaute  y  grofse  Brauerei  au  Burgfahmbach  bei  Nürnberg, 


'  Spdlmnyra  BranfM-f?  ili»^  zuerst  den  ISfasohinenbetrirb  flnüonid  an- 
nahm, hatte  sich  bereits  Eudc  der  vierziger  Jahren  so  ver^röi'äcrt  und 
OD«  tolebe  Nachfrage  erzeugt  dafs  Sedlmayr,  um  den  Bedarf  so  decken, 
andere  lirauereien  pachten  mufste.  Er  braute  damals  auf  4  Brauereien 
and  erischlnr*:  ^h  h  bald  darauf,  1851,  ein  ^Tofses  Anwfsen  zn  kaufen, 
auf  deu  dann  die  heutige  Brauerei  „Zum  Spaten''  eotstaud.  AnfaUjg  der 
mthngm  Jahre  verbrante  er  schos  Uber  50000  Seh^l  Mab  allem  auf 
diawi  Brauerei. 

f  Wie  Kudhart  r  a  O  erwähnt,  ging  bereit»  in  den  zwanziger 
JaUre'u  bayerisches  Bier  m  namhafter  Menge  per  Achse  nach  Sachaeu 
oder  fliein-  imd  doosnwirti  anfser  Ijaiide. 
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deren  Prodnktioii  um  die  Wende  des  Jalii  hunderts  wohl  nur 
noch  von  der  des  Münchener  Hofbräuhauaes  UbertrofFen 
wurde.  In  der  die  Entwicklung  der  neuzeitlichen  Brauerei 
erörternden  I.itteratiir  wurde  daher  früher  vielfach  die 
Meinung  vertreten,  dafs  die  Wiege  derselben  nicht  in  Ober- 
bayern, München,  Hondem  in  Franken  gestanden  habe.  Aller- 
dings ist  richtig,  dals  die  ausländische  VerbriL itini^"  des 
bayerischen  Biers  vor  und  t^eit  der  (Gründung  des  deiit-srhen 
Zollvereins  von  hier  aus  erfolgte  und  damit  andern  Orten  der 
Impuls  zur  Nachahmung  gegeben  wurde  ^.  Aber  abgesehen 
davon,  duTs  bereits  das  Wiener  und  das  böhmische  Bier  seit  der 
Mitte  des  Jahrhunderts  dem  bayerischen  Bier  am  fremden 
Markte  ebenbürtige  Konkurrenz  erwiesen,  ging  doch  die  für 
die  moderne  Brauerei  charakteristische  Umwandlung  der 
Technik,  gewissermafsen  ihre  Krziehung  direkt  von  München 
aus,  wo,  wie  bekannt^  der  neuen  Technik  und  Wissenschaft 
am  ersten  Pflanzstätten  bereitet  waren. 

tTl)er  die  Anfange  di  r  bayerischen  Bierausfuhr  liegen 
zubaniinenhängcinle  «tati^üsehe  Nachweise  nicht  vor.  Erst 
von  1848  ab  finalen  i>icli  fortlaufende  Zahlen  über  die  Rück- 
vergütungsbcträge  des  Malzaufschlages  bei  der  Ausfuhr  von 
Bier,  Branntwein,  Essig  und  Hefe,  nachdem  1841  die  zoU- 
vereinten  Staaten,  insbesondere  Bavem,  Preufsen  und  Sachsen 
ein  Abkommen  über  die  Erhebung  tod  Übergangs* 
abgaben  beim  Übergange  von  Bier  in  ein  anderes  Steuer- 
gebiet getroffen,  das  im  allgemeinen  bis  heute  in  dieser  Weise 
beibehalten  ist.  Sind  die  geaahlten  RUckvergütungsbetrflge 
zwar  nicht  für  die  genannten  Steuerartikel  getrennt  auf- 
g'efllhrt,  so  kann  man  (\orh,  oline  sonderlich  fehl  zu  gehen, 
annelmien,  dafs  sie  fast  gilnzlich  die  für  Exjxirlbier  gezahlten 
liiickvergütungen  darstellen.  l>a  ein(»  Berechnung  der  den 
Vergiitungsbeträgen  entsprechenden  ßierausfuhr  nur  wenig 
genau  ausfallen  würde,  es  auch  mehr  auf  die  Entwicklung  der 
Exportziffern  als  auf  deren  jeweiligen  absoluten  Betrag  an- 
kommt, so  genügt  es,  lediglieh  die  gezahlten  RQekT^gatnn^en 
Yorzufilhren,  um  daran  die  steigende  Bedeutung  der  bayerischen 
Bierausfuhr  zu  veranschaulichen. 


•  Nach  Oers  tu  er  nmi  Orässe  a.  a.  O.  uiul  Schanz.  ^Zur  (tc- 
schickte  der  KoIonit»atiun  und  Industrie  in  Fmukeu'',  Erlangen  1^4,  soll 
besonders  der  in  Erlangen  Theologie  Btudieieiide,  notddeinBelie  Stadent 

wfspiitluho  \'prdi('nste  um  die  Entstehunf^'  und  Aludehnung;  der  bajerLKcheii 
liierauafuhr,  speciell  aus  fclrlanpf^n ,  liabrn.  „,..,  der  (Student)  wahrend 
des  Besuches  der  Universität  cias  l.ilaiiiier  liier  im  Vergleich  zu  den  da- 
mals achlecbten,  norddeutschen  Bieren  ecbitsen  lernte,  sich  an  dasselbe 
eewöhnte,  es  gelegentli*  h  nnrh  der  Heimat  sandte  ('■'\  rdpr  }iritnr'>^|cchrt, 
dort  bezog  und  in  weiteren  Kreisen  für  dasadbe  Propaganda  machte.'^ 
(Schans  a.  a.  0.) 
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Ei  wurden  von  1843—1805  geaaUt: 

1843  37258  Giild«a, 

1844  43390 

1845  *  42364  , 

1846  4G3i>5  „ 

1847  44  405  , 

1848  41(304  , 

1849  54966 

1850  71399 

1851  87978  ^ 

1852  78039 

1853  83 150 
1864     77  586  - 

1855  99  254  . 

1856  109  604 

1857  132  966 

1858  133295      ,  - 

1859  141949 

1860  138 113 

1861  141424 

1862  174857 

1863  197801  . 

1864  194 '-79  ^ 

1865  219903  „ 

Die  BierauBfuhr  aus  Bayern  hat  .sich  danach  ii)  rl lesen 
23  Jahren  nahezu  versechnfacht,  und  während  der  ihr  ent- 
sprechende Ruckvergütung5jbetn»g  im  Jahre  J843  nur  ^fs^lo 
de«  Malzaufschlagtrtriige»  betrug,  machte  er  1865  bereits  2  ^lo 
d«Melben  au^i.  An  und  filr  8i<m  ist  freilich  dieser  Bruchteil 
nidit  liedentend,  wenn  man  bedenkt»  daU  in  der  Gegenwart 
die  bayerische  Bieraiuiulir  nngefidir  15  ^/o»  aleo  den  7.  Teil 
der  Produktion  annnacht  Fttr  jene  Jahraefante  bedeutete  das 
aber  schon  einen  regen  Ezportverkehr,  zumal  seit  den  fklnf- 
zigcr  Jahren  die  Ausgestaltung  des  Eisenbahnnetzes  erfolgte 
und  nun,  wie  auch  in  obigem  deutlieh  wahmehm^^nr.  die  Aus- 
fuhr einen  auffallend  raschen  Aufschwung  nal  ni.  Uliarak- 
t<»ri8tisch  fjJnd  in  obiger  Zahlenfolge  die  jährliclieii  Sehwan- 
kuugeii,  die  fubt  durchweg  den  a.  a.  O.  dargestellteu  Produk- 
tionsschwankungen  entsprechen  und  damit  zugleich  die 
nalagebende  Bedenton^  dieser  Zahlen  für  die  Mengen  der 
Biennafohr  selbst  darthun.  Während  die  Bierausfuhr  in  den 
«nien  11  Jahren,  1843 — 1854^  sich  nngeHihr  verdoppelt  hatte, 
nahm  sie  von  da  bis  1865  fast  um  das  Drei£ache  su  nnd  gegen- 
über den  mannigfachen  Schwankungen  in  dem  vorhergehenden 
Zeitraum  war  sie  mm  —  mit  Ausnahme  von  1860  —  in  un- 
■nterbrorlj»'ner  Steigerung  begriÖeu. 

An  die  gewaltige,  die  fernsten  Krdttiile  begreifende  Aus- 
dehnung des  Bierexports  der  Gt^enwart  reicht  dies  allüS|  wie 
Fotvchongan  (51)  XII  1.  —  Stnrr«.  6 
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gesagt,  bei  weitem  nicht  heran«  Hierzu  bedurfte  es  Tor  allem 
der  Aosgestaltong  des  transatlantischen  Verkehrs  und  der 
nutzbaren  Verwendung  von  Eis  bei  Bahn-  und  SchifFstrans- 

porten.  Wif*  in  die  Mitte  fler  sechziger  Jahre  war  daher  die 
bayerische  Bierausfuhr  iür  den  Welthandel  mit  I>if  r  kaura 
von  BelaTiff.  dieser  ruhte  fast  ausschliefslich  auf  der  englischen 
Brauiii'liistri  Auch  im  Vergleich  mit  der  deutschen  Bier- 
ausfuhr, hpeciell  aus  Preufsen,  war  der  bayerische  Bierexport 
nur  von  sekundärer  Bedeutung,  wie  dies  aus  nachstehender 
ZosammensteUang^  erhellt   Bb  betmg  die  Bieransfiihr: 


in  den  J&hreD 

ans  Bajeni* 

tm  Picnfam* 

einfushe  ZoUcentaer 

em&ehe  ZollcentaMtr 

1837 

10  657 

20  974 

1838 

12796 

18  890 

1839 

10  865 

14  123 

1840 

10  22? 

15  265 

1841 

10  374 

17  347 

1842 

10356 

18  972 

1B43 

11933 

21183 

1844 

11767 

26818 

1845 

15392 

22408 

1846 

12269 

23928 

1R47 

11  277 

28  915 

1848 

5141 

30320 

1849 

1850 

1851 

9  073 

30035 

1852 

6582 

30  522 

18ü3 

9119 

33645 

Gkgenttber  der  Zunahme  des  Außenhandels  mit  Bier  in 
Preulsen*  weist  hiernach  Bayern  sogar  eine  Verminderung 
•eines  aiulftndischen  BierexportB  auf,  was  jedoch  zweifellos 

sich  daraus  erklärt,  dafs  mit  Ausbreitung  des  Eisenbahnver- 
kehrs seit  Knde  der  vinrzij^-fM-  .Tahro  vornehmlich  der  Verkehr 
nach  den  übrigen  LaiKlcrii  Deursehlauds,  spf^ciell  nach  ISord- 
deutschland,  in  den  Vordergrund  trat  und  gewissermaisen  auf 
Kosten  der  (ibcrseeischen  Ausfuhr  zunahm.  Erst  seit  Anfang 
der  siebziger  Jahre  wurde  der  bayerische  Bierexport  in 
gröfserem  Mafsstabe  überseeisch  verzweigt. 


*  Aus  Dieterici ,  Stati^fi  olip  Uebeiflicht  der  wichtigsten  (legen- 
0t&ade  des  Verkehrs  und  Vei  brauche  im  Freufaischen  Staate,  1038  —  1^^7. 
Die  Zablen  staBunen  ans  den  KommeraialnachweMeo  des  ZlollTereiiit. 

*  Über  die  Zollgrenze. 

*  Derselbe  konzentrierte  sich  fast  aaBSchliefsHch  auf  Danzig,  fiir 
deäiiea  JopeDbier  allein  bei  der  tranaDaarinen  Äusführ  bis  1867  (seit  1819) 
SteoaiillokTeRgütaiig  gewilnt  wiivd«L 
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Die  Herkunft  des  bayerischen  Bierexports  anlangend,  so 
war  hierUlr  d?e  Bedentnng  Frankens  bereits  erwfthnt  Es  be- 
trug beispielsweise  in  Erlangen^ 

is  im  Jabna     die  Biefersengimg      die  Bieransfobr  ans  der  Stadt 
1830  25221  hl  5491  hl 

1853  50899  U  27407  hl 

1868  124298  hl  86014  U 

Während  demnach  1830  die  Erlanger  Bierausfnhr  au 
ei»  Fünftel  seiner  Produktion  betrug,  machte  sie  1853  bereits 
Aber  die  Hälfte  und  1868,  nach  Ausbau  der  Eisenbahnen, 
ea.  drei  Viertel  derselben  aus.  Von  1830—58  hatte  sich  Er- 
langens  Bierausfuhr  verfünffacht  und  in  den  folgenden 
15  Jahren  hat  sie  sich  iioolimals  verdreifacht.  „Erlan^rer  Bier 
f&nd  in  allen  gröfseren  btädtcn  Norddeutschlands  Eingang, 
besonders  auch  in  den  Seestüdtenj  von  wo  es  vielfach  weiter 
versandt  wurde."  Diese  anhaltende  und  schnelle  Steigerung 
des  Absatzes  mulöte  die  Brauerei  Erlangens  mit  Aneignung 
aller  teclinlscher  Hülfsmittcl  zu  gewährleisten  suchen.  In  den 
fBknfiriger  und  sechziger  Jahren  erfolgte  unter  Yorantritt  der 
Henningerachen  Bmuerei  (1853)  der  Obergang  sum  Maschinen- 
bebrob  in  fast  allen  dortigen  Branereien.  In  fthnlicher  Weise 
machte  sich  die  Rückwirkung  der  annehmenden  auswärtigen 
Verkehrs! »ezlehungen  auf  das  Brauwesen  In  Nürnbergs  Hof, 
Kulmbach y  Bamberg,  Bayreuth,  Aschaffenburg,  Würzburg^ 
Kitzingen  und  anderen  Stiidten  Frankens  geltend,  deren  grofse 
Exportbrauerfif  n  in  ihren  industriellen  Anfängen  auf  die  Zeit 
von  1840  bis  18(55  zurückgelieu  und  seit  Anfang  der  siebziger 
Jahre  ihre  heutige  Bedeutung  erlangten.  Es  betrug  der  aufs  er 
Landes  gehende  Bierexport  von; 

1842/48  1.^09 

Kifzingen      10798  hl  1308ö  hl 

Murnberg       8601  -  78480  - 

Kuhubach      3841  •  60626  - 

Hof  1732  •  18086  - 

Erkngen  III  -  42908  - 

München  12   -  2^202  - 

Im  gamsen:  25095  hl  236473  hl 

Die.se  Zahlen  illu.strieren  daa  oben  gesagte  sehr  auschau- 
lich.  Im  ganzen  hat  sich  der  Bierexport  der  dafür  vornehmlich 
in  Betracht  kommenden  Stftdte  in  diesem  Zeitraum  nahezu 
Tenraihn&cht,  jedoch  sind  hieran  die  einaelnen  Stftdte  in 
Anlaemt  Terschiedener  Weise  beteiligt.  Am  aafifallendsten  ist 
die  Entwicklung  des  Münchener  Bierexports,  der  1842  gleich 
null  war  und  1869  mit  fast  80000  hl  don  von  Hof  und 


*  bcbanz  a.  a.  ü. 
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Kitnngeii  überflügelt  hat.  Nftchst  München  weist  Erlangen 
das  gröfste  Anwachsen  des  Fernverkehrs  mit  Bier  auf.  Veiv 
hältnismälsig  stabil  ist  der  Kitzinger  Export  geblieben,  der 
1842  an  erster  Stelle  stand;  aber  gänzlich  überflügelt 

war  und  nur  noch  ca.  6®/o  der  Gesamtausfuhr  dieser  Stiilfe 
ausmachte,  gegen  43^  <>  im  Jahre  1842.  Eh  sei  noch  nebenbei 
erwähnt,  dals  die  hiernach  I8t)9  23t3  473  hl  betragende  Bier- 
ausfuhr dieser  Städte  fast  ^enau  dem  im  ganzen  gezahlten 
Ruckvergütungsl)etrag  von  250  042  fl.  entüprioiit,  da  pro  Hekto- 
liter ca.  1  Gulden  rückvergütet  wurde. 

Zu  den  mannigfachen  industriellen  Neuerungen  und  Be- 
triebserweiterungr  n,  die  sich  in  den  grofsen  Brauereien  behufs 
Betreibung  des  steigenden  Bierexports  als  notwendig  erwiesen^ 
bedurfte  es  bereits  bedeutender  Kapitalien.  Und  so  begegnet 
uns  im  Jahre  1859  zum  erstenmale  die  für  den  Grofsbetrieb 
der  Brauerei  in  der  Gegenwart  so  charakteristische  Umwand- 
lung des  Einzel  Unternehmens  in  die  Aktiengesellschaft. 
Es  war  die  Exportbranerei  zu  Ludwigshafen  am  Rhein,  die, 
wie  fast  alle  Brauereien  in  der  Rheinpfalz,  der  lokalen  Lage 
und  der  heimischen  Konsumverhältnisse  wegen  von  jeher 
überwiegend  auf  den  Export  angewiesen  war.  Bis  1871 
wurden  noch  «eit  1868  drei  weitere  Akiiengrüudungen  in 
Nürnberg  und  Kulmbach  vorgenommen;  das  Gesamtkapital 
dieser  Oesellschalten  betrug  etwas  über  eine  Million  Mark. 
Wie  gesagt,  waren  sie  alle  auf  den  Export  begründet,  aus 
den  Anforderungen  desselben  hervorgegangen.  — 

Auf  allen  Punkten  sehen  wir  so  die  Fäden  geknüpft  zur 
gegenwttrtigen  industriellen  Ausgestaltung  des  bayerischen 
Braugewerbes.  Als  das  Biersatzregulativ  Mitte  der  sechzige^^ 
Jahre  endln  Ii  firl,  ]i;itt^' der  Umbildungsprozefs  bereitr>  eucri^isch 
eingesetzt  und  für  einen ,  wenn  auch  noch  sehr  hesciirUnkten 
Kreis  des  Gewerbes  die  Formen  des  iieutigen  Grolsbetriebes 
gezeitigt. 

Ehe  wir  in  die  nuuniehi  anhebende  zweite  Phase  der 
Brauereientwicklung  eintreten,  sei  wie  am  Ende  des  ersten 
Abschnittes  auch  hier  ein  Exkurs  in  einige  zeitgenössische 
Darstellungen   der  Entwicklung   und  volkswirtschalUichen 

Bedeutung  des  bayerischen  Brauwesens  in  der  geschilderten 
Epoche  eingeschaltet,  die  die  vorstehenden  Ausführungen  und 
statistischen   Darstellungen   nach   verschiedenen   Seiten  in 

interessanter  Weise  ergänzen  und  illustrieren. 

In  seinem  anonym  erseliienenen,  schon  genannten  Buche 
„Die  Bierfrage  in  Bayern"  (1861)  sehildert  der  Verfasser, 
1)  e  n  ringe  r,  ein  «geschätzter,  praktischer  Fachmann  des 
derzeitigen  Brauwesens,  die  Entwicklung!^  der  bayeriselien 
Brauerei  unter  der  Herrschaft  des  Biersatzregulativb  in  an- 
schaulicher und  origineller  Weise  wie  folgt: 
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„Das  Bierregulativ  von  1811  ist  der  alieini^B  MafaBtab^ 

mit  dem  die  fife^enwärtig'en  Bierverluiltnisse  «gemessen  oder 
beurtheilt  worden  können.  Alle  deäfallsigeii  g-eirenwärtigcn 
Zustände  sind  einzig  iind  allein  nur  eine  Folge  der  B  'stiin- 
mongcu  de^  Regulative  im  ivampfe  mit  denZeitverhäitnissen."  — 

«Die  Entwicklung  der  gegenwärtigen  Ver- 
hältnisse. 

£rsie  Periode  von  1811  bis  1820«  Am  besten 

erkennt  man  den  Unterzell ied  der  Brauerei  von  jetzt  und  von 
1811,  wenn  man  a)  den  Betrieb  des  Geschäftes  Hand  in  Hand 
mit  dem  Konsum,  b)  den  Preiswert  der  Branereisn)  beides 
nach  dort  und  jotzt.  ins  Anire  t'ufst. 

Die  Gruise  des  Kmü^uüks  tindet  sich  in  Bayern  genau 
ÄUsgüdruLkt  im  Ertrage  dcd  Malzaufächlages.  Dieser  betrug 
zu  Anfiing  dieses  Jahrhunderts,  soweit  er  zu  ennitteln  ist^ 
l  Million  Golden.  1830  brachtB  er  4  nnd  1800  7  HülioneQ 
Önlden.  —  Der  Wert  einer  nutderen  Brauerei  war  damalB 
4m.  10 — 40000  Gulden.  Die  kleinste  Müncliener  Brauerei 
•Ott  damals  ca.  300  Scheffel  (=  670  hl),  die  gröfste  ca,  1200 
Scheffel  (=  2670  hl)  :Malz.  —  Als  das  Regulativ  erschien, 
verbreitete  es  Angst  und  Schrockon  unter  den  Brnuern.  Sie 
glaubten  den  Unt^Tirmig  ilires  (Tewer])es  bcvorst»  li^nH.  Sie 
wufsten  sieh  in  kt-iuer  Welse  von  dem  weitgedehui' ii  Mafse 
der  Komposition  in  die  tsehartgezugunen  Grenzen  des  BcgulaLivs 
zu  finden.  Aber  wie  bei  aUem  Ungewohnten,  so  ging  es  auch 
hier.  Naeh  10  Jahren  waren  die  Brauer  sogar  fischst  be- 
friedigt von  demselben  nnd  seinen  Bequemlichkeiten,  indem 
d.i>  Begttiatiy  ihnen  alles  Rechnen  ersparte.  Die  königliche 
Begierang  war  aof  solche  Weise  fttmuieh  der  Vormund  der 
Brauer! 

Zweit»'  r  T-iode  vou  182u  1880.  Sie  brachte  fast 
nur  Inuter  wohltede  (jerstenjahre,  nur  einmal,  1828/29,  kostete 
die  (icrste  10  ^/a  Gulden,  sonst  iinmer  5 — 8  Gulden.  Da 
füllten  :»ich  die  Vorratsspeicher,  da^  Betriebskapital  war  wohl- 
feil und  damit  war  der  Antrieb  zu  lebhafterem  Betriebe  ge- 
geben. —  Da  sehen  wir  in  dieser  Periode  «nselne  Brauereien 
sich  hoch  erheben;  hoch  durch  ausgedehnten,  bisher  nicht 
geahnten  Betrieb,  hoch  aber  auch  durch  bisher  nicht  di^ 
gewesene  Vervollkommnung  und  Veredelung  des  Bieres.  1826 
err'^ichte  zum  or-^t'-nni-de  eine  Mün(di''Tior  Rranerei  einen 
MaizveH>rii!ch  von  b^Hh)  SeliffVeln  ( 1  7  HUO  h\)  pro  Sudjnlir.  — 

IHe  1  [iii^üigenz  hatte  das  l'lili  unia  aus  die^sen  Brauereien 
Tertrieben ,  Verbesserungen  an  Geräten,  an  Lokalen  und 
Gebäuden  wurden  eingeführt^  die  erbte  englische  Malzdorre 
ward  obngefidir  1818  in  MOnchen  gebaut,  wodurch  der  bis- 
h«ige  raime,  widrige,  ja  fiwt  ekelliafte  Rauchgeschmack  aus 
dem  Biere  entfernt  ward.  —  Der  Thennometer  fand  Eingang 
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und  durch  ihn  lernte  man  die  hohe  Wichtigkeit  der  Tempera- 
tim^erhältnisse  beim  Mälzen,  Dörren,  M.'usclion  .  bei  der 
Gährung  etc.  kennen^  dessen  Folge  die  Herstellung  zweck- 
miifsiger  Malz-.  Oähr-,  besonderö  aber  der  treflfHclisten  Sommer- 
keller war.  —  Diese  ersten  Männer  der  Erkenntuiö  gelangten 
schnell  zu  grofsem  Reichtum,  nicht  wie  man  etwa  glauben 
köunte,  durch  direkte  Begünstigung  der  Bestimmungen  dea 
Regulativs ;  aondem  teils  durch  ihre  Intelligenz ,  teils  durch 
die  billigen  Getreidepreise  Überhaupt,  —  teils  aber  auch  durch 
die  Vorteile,  die  das  Regulativ  indirekt  in  Zeiten  billiger 
Getreidepreise  dem  Brauer  g-ewährt. —  So  ging  das  Gescmlft 
dem  £2nae  der  «weiten  Periode  zu.  Es  waren  immer  noch 
sehr  wenige  Brauer,  auf  dem  Lande  höchst  vereinzelt,  die 
ihr  Geschult  mit  Intelligenz  betrieben.  Die  Mehrzahl  ver- 
harrte im  alten  Phlegma,  bis  auch  sie  mit  tortgerissen  werden 
soUte.  Diese  Periode  ist  so  recht  eigentlich  das  goldene  Zeit- 
alter der  bayerischen  Brauerei.  Die  Kegierimg  war  mit  ihr 
höchst  zufrieden ,  denn  der  Konsum  war  gestiegen ;  nicht 
minder  waren  die  Brauer  ;5ufrieden,  denn  ihr  Geschält  gab 
eine  gute  Rente  und  ihr  Stand  war  sehr  geachtet  — 

Dritte  Periode  von  1830— 1840.  Reich  werden 
wollen,  Bteckt  an ;  das  aeigt  sich  bo  recht  bei  den  yielen  Ken- 
gründungen  und  -erwerbungen  von  Brauereien  in  dieser 
Periode.  Dabei  hob  sich  und  verallgemeinerte  eich  die 
Technik.  1839  mag  es  nicht  mehr  viel  Brauereien  gegeben 
haben,  in  denen  die  moderne  Technik  nicht  irgend  welchen 
Einflnfs  L'-ewonnen  hatte.  Dazu  kam  1831  d\n  Bewilligung 
des  bcliankpreises  auch  für  Brauereiansschanke,  worhinh 
infolge  der  dadurch  gebesserten  lientabilitiit  der  Konkursus 
ebenfalls  zunahm.  Die  Gröfse  einer  Brauerei  steht  mit  ihn  ra 
Erti-age  in  direktem  Verhältuis.  Die  Ausdehnung  des  üe- 
triebes  ist  zu  erreichen,  entweder  indem  man  die  Konkurrenz 
durch  Eraeugung  eines  besseren  Bieres  zurOckdrängt,  oder 
ihr  die  Abaatzquellen,  d.  i.  die  Wirte  durch  Über-  resp* 
Unterbieten  wegnimmt.  Der  sicherste  Weg  ist  der  erste, 
ihn  haben  die  ersten  intelligenten  Bi  auor  der  vorhergehenden 
Periode  eingeschlagen  und  mit  Glück.  Als  aber  allgemein 
die  Qualität  des  Bieres  eine  höhere  und  gleichartigere  ge- 
worden war,  da  suhriinkte  sich  dieser  \\ Cg  von  selbst  ein 
und  es  blieb  für  den  inliindisciion  Absatz  nur  der  zweite  noch 
offen.  (!)  Diesf-r  war  auch  bequemer  und  ist  auch  schon  in 
früheren  Jahi  Ii  änderten  eine  Schattenseite  der  gewerblichen 
Koiikuircnz  der  Brauerei  gcwcscu.  „Krwerbuiig  von  Wirten", 
das  war  von  jeher  das  Hauptmittel,  um  eine  Brauerei  in 
grOfseren  Betrieb  zu  bringen. 

Das  Regulativ  hatte  dem  Brauer  l^a  Pfennig  pro  liaDsr 
uud  dem  Wirt  2  Pfennige  als  Hannsnahrung  zugewiesen. 
Unterbot  nun  der  Brauer  seine  Konkurrenz,  so  konnte  er 


Digitized  by  Google 


jm  1. 


87 


Af*ji)  Wirt,  iTi([»'in  CT  aul  spinf  Mannsnahrung  verzichtete  und 
sich  durcii  intensivere  Guiaiühi  un^  und  durch  den  durch  sein 
Verfahren  verfjröfserten  Absatz  schadlos  hielt,  dem  Wirt  auch 
8eiue  Munnsnahruu^  zukommen  lasseu,  no  dafs  dieser  nunmehr 
8Vt  Pfennige  pro  Mab  wdienta.  BiB  18d2  werden  wenig 
ÜBlBrbietungen  atailgefitnden  haben.  Von  da  an  nahmen  m 
aber  zu,  und  swar  auf  3,  1386  sogar  auf  4  Pennige*  Die» 
geschah  allgemein  und  offenkundig.  Die  Wirte  brtteteten  eich 
ordoitlich  mit  dieser  Gunstbezeugung,  die  ihnen  von  seifen 
der  Brauer  geschah.  Die  Ihnen  dahei  noch  aufserdem  zu- 
Hieljjenden  Nebenbeziige  waren  bin  Ende  dieser  Periode  noch 
luäf^iig:  nie  und  da  ein  Vorschufs  eines  kleinen  Kapitals  von 
1000 — 2UU0  Oulden  bei  Ei*werb  von  jungen  und  neuen 
Wirten;  einige  8ud  Träber,  ein  paar  Eimer  Eöbig  und  der- 

«eieban  bildeten  immer  noch  die  GrOfte,  womit  man  nene 
^ifte  erwerben  konnte.  Dennoeh  mnfe  bemerkt  werden, 
dalk  bereits  in  den  letzten  Jahren  dieser  Periode,  1887 — 4fl^ 
die  mafidoeen  Unterbietnngen  der  folgenden  Periode  ihren 
Anfimg  genommen  haben. 

Die  Brauerei  hntte  ihren  Glanzpunkt  orreicht,  sie  stf\nd 
jetzt  in  seliön^^t'^i  liliit<\  obgleich  insgeheim  der  Wurm  daran 
frafi».  l>er  IjIci  kuiiöuiii  liatte  eine  noch  nicht  dagewesene 
Höhe  erreicht  In  M  inichen  liatten  sich  bereiu«*  einige 
Brauereien  bis  zu  üUUU— 8000  Scheffel  jährlichen  Mab- 
▼erbraueh  erbeben,  and  anf  dem  Ijande  hatten  eich  vielem  die 
▼or  15  Jahren  noch  beecheiden  150—200  ScbeffeL  (335—450  hQ 
▼erarbeiteten,  jetzt  bis  zu  1000  Schefibl  =  2224^  hL 
erhoben.  —  Der  Preiswert  der  Brauereien  war  auf  seinem 
Kulminationspunkt.  Auf  dem  Lande  wurden  Brauereien,  die 
vor  ^T^  ^t\]\rf^^^  5 — 8ÜUU  Gulden  ;rrdten,  jetzt  mit  40  bis 
60 ou«)  ixuKl'-n  bezahlt:  in  München  waren  sie  in  cl»«-!)  dem 
Verhältnis  von  40  000  Gulden  bis  zu  150000  und  200 (Hjti Gulden 
gestiegen.  Brauereien  wurden  die  beste  Kauitalsanlage.  Die 
Nachfrage  nach  selben  war  eine  kaum  glaubliche ;  man  konnte 
aie  fiwt  gamicbt  teuer  genng  bieten.  —  Koch  gehörte  der 
Stend  der  Brauer  an  den  geaefatetrten,  obichon  bereite  der 
Keid  ob  des  Reiditnme  allsoits  heimlich  um  sich  frais! 

Vierte  Periode  1840—1860.  Die  ..Drangperiode!" 
Die  Renüibilitilt  der  Brauereien  war  {"^'•■f^  -1840  gegen  1820 
bis  1830  schon  relativ  gesunken,  trotz  Bewilligung  d^s 
Schank preisen  auch  für  Schankbraucr  und  zwar  au**  obigen 
Gründen,  wegen  der  vergrOfserten  Zugeständnisse  an  die 
Wirte,  teilt»  wegen  der  von  Jahr  zu  Jahr  wieder  höher  ge- 
gangenen Qerstenpreise.  Die  allgemeine  Meinung,  durch  Besits 
einer  Brauerei  leicht  reich  werden  au  kOnnen,  trog  zur  Über- 
sltt^ng  mit  Brauereietablissements  bei.  Geschäfbkenntnis 
wurde  als  nebens&chlich  betrachtet.  An  Führung  einer 
deeobiftsrechnang  dachte  niemandi  und  noch  beate  mttchte 
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man  bei  100  lnu-t^erlichen  Brauereien  95  mal  vergebens  um 
eine  goschäftsmälöige  Keclinung  fragen.  Noch  war  in  dieser 
BezicTuing  das  Vertrauen  in  den  Herrn  Vormund  (das 
Regulativ)  00  stark  als  1820.  —  Die  Sucht  nach  Wirts- 
erwerbuDgen  war  sor  Hetzjagd  geworden,  und  weil  eben  nur 
wenige  wuTsten,  was  sie  rechnungsmäisig  Gewinn  hatten 
und  noch  allenfalls  hiervon  an  neue  Wirte  abtreten  könnten, 
so  war  aach  hierbei  das  allseits  gehörte  Thema:  «Waa 
ein  anderer  thun  kann,  das  kann  ich  auehl"  Diese  gedanken- 
lose Floskel  vertrat  die  Stellung  aller  Rechnung.  Die  An- 
erbietungen an  die  Wirte  überstiegen  alles  begreifliche!  Die 
Brauer  waren  wie  mit  Blindheit  geseillagen I  Keiner  flachte 
daran,  dafs  solches  Gebahren  vor  den  offenen  Augen  des 
Publikums  dies«;«  endlich  zu  der  Frage  drilngen  rnnfste,  wie 
sich  dieses  mit  den  Bestimmungen  des  Regulativ«  vertrage? 
dafs  hierin  da*»  Gericht  für  sie  liegen  mulnte.  —  Die  Gersten- 
preise stiegen  nach  wie  vor.  Dadurch  und  durch  Hinzutreten 
▼on  Lokalaufschlägen  stieg  auch  der  Bierpreis.  Da  kam 
denn  endlich  der  Krach:  Am  1.  Mai  1844  sah  Mttnchen  den 
ersten  Bierkrawall,  der  sich  die  folgenden  Jahre  wiederholte 
und  dem  die  Regierung  sich  nur  wenig  energisch  entgegen- 
stellte. —  Für  die  Branw  hatten  diese  Krawalle  die  schlimmen 
Folgen,  dafs  sie  das  Bier  jedesmal  um  1,  2,  ja  1846  4  Pfennige 
unter  dem  Regulativpreise  frt"b(Mi  mufsten  und  —  so  in 
München  —  noch  1 — 2  rtcunige  unter  diesem  Satze  das 
Bier  selbst  ausschenkten. 

Infolge  dessen  bildete  sich,  —  den  verschiedenen  Bier- 
sorten entsprechend  — ,  eine  bunte  Preisskala  heraus.  Die 
Rentabiii  tilt  des  Gewerbes  litt  schwer  darunter.  Viele  Brauereien 
blieben  von  da  an  leer  stehen,  teils  ans  Drang,  teils  auch  weil 
deren  Besitzer  — ,  reich  genug,  um  von  ihren  Renten  leben 
zu  kimnen  — ,  diese  Plackereien  von  sich  abwälzen  wollten. 
Viele  suchten  ihre  Brauereien  zu  verkaufen  — ,  und  wurden 
sie  nicht  los.  Ich  weÜa  einen  Fall,  dals  in  dieser  Zeit 
jemanden  die  Nachricht,  er  habe  eine  Brauerei  geerbt,  mit 
tiefstem  Schrecken  erfüllte!  —  Anders  mit  den  Wirtschaften, 
diese  waren  jetzt  der  begehrtoste  Artikel,  ihr  Preiswert  war 
fast  um  das  8 — 4fache  g<'sriegen.  Es  trat  jetzt  der  un- 
glaubliclie  Fall  ein,  dafs  man  eine  Brauerei  nur  dann  ver- 
kaufen konnte,  wenn  aua  selber  ein  Wirtschaftsrecht  entflofs 
oder  wenn  aus  selber  eine  Malzfabrikskonzession  zu  erzielen 
war.  Es  wftre  ein  Fall  zu  konstatieren,  dafs  eine  der 
schönsten  Brauereien  Mttnchens,  fiir  die  Ende  der  30er  Jahre 
800000  Gulden  geboten  wurden,  zu  Ende  der  40  er  Jahre 
nicht  um  100000  Gulden  an  den  Mann  zu  bringen  war.  Im 
Jahre  1500  hatte  München  schon  38  bürgerliche  Brauereien; 
1811  57;  1830  54  und  1861  24! 

Fünfte  Periode  von  1850-1800.   Diese  Abnahme 
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der  Brauereieu  war  keine  Folge  der  zu  Eude  d*^r  vorigen 
und  Anfang  dieser  Epoche  entstandenen  G  r  o  f  s  It  r  a  ii  e  r  e  i  e  n. 
Das  Entstellen  dieser  war  einzig  nur  eine  F(*lge  des  Aufliurens 
der  K.Uinbraiier.  Hätten  diese  ihr  Geschäft  mit  mehr  Fach- 
kenntnis, uumentlich  rechnungämärsig  betrieben^  so  hätte 
üman  keine  Bierfabrik  Abbruch  thun  können.  —  Keia 
iiilielligenter  Kleinbrauer  einer  größeren  Stadt  hat  die  Kon- 
karrenz  mit  der  Orofsbrauerei  bu  fürchten  und  zwar  1)  weil 
er  sein  Geschäft  selbst  betreiben^  sicherer  Uberwachen  nnd 
deshalb  bei  gleicher  Inteliigens  sogar  ein  besseres  Bier  als 
ein  Qrofsbraaer  erseugen  kann;  2)  weil  er  das,  was  der 
GroCsbrauer  gewinnt  und  an  den  Wirt  geben  mufs,  bei  seinem 
EigenausschriTik  für  sich  hat.  Allein  ist  er  wirklich  intelligent 
und  geechäftätüchtig,  so  Itl^ilft  er  eben  in  München  nicht  lange 
Kleinbrauer,  er  rückt  dann  rasch  in  die  Reihe  der  Grefe- 
brauer  vor;  ist  er  aber  beides  nicht,  so  bleibt  er  nicht  nur 
nicht  Kleinbrauer,  sondern  er  mufs  ganz  aufh(>ren.  Wer  hier 
d&ü  beste  Bier  hat,  der  findet  stets  genug  Absatz.  So  ungefähr 
sollen  die  wenigen  Bierfabrlken,  die  von  1851  bis  1861  hier 
eolstanden  sind,  bearteilt  werden.  —  Wie  es  in  der  sweiten 
Periode  ein  allen  seinen  Zeitgenossen  voraneilender  Brauer 
war»  der  die  bayerische  Brauerei  in  ganz  neue  Bahnen  führte, 
so  waren  es  auch  jetzt  nur  einige,  höchst  intelligente, 
wi5.^eD8chaftlich  gebildete  Männer,  die  den  wunden,  6iulen 
Fleck  erkannten,  ihn  umschifften,  vom  zeitgemäfsen  und 
<inzi^  möglichen  Stiindpuukt  orfafsten  und  mit  hohem  Glück 
durejifuhrtr'n  (!).  Ihr  leitender  Grundsatz  war  <Mne  auf  streng 
wiiisi  rT^i  haftliche,  d.  i.  chemische  wie  physikalische  Grundsätze 
gebauu  Leitung,  —  dann  eine  hiermit  im  genauesten  Zu- 
sammenhang stehende,  bis  ins  kleinste  Detail  durchgeführte 
Bentktsung  ron  Maschinen-Arbeitskraft,  Der  Erfolg  blieb 
nickt  aus.  Während  der  höchste  Geschäftsbetrieb  der  dritten 
Periode  mit  dem  Ultimatum  von  8000  Scheffeln  Malaverbrauch 
abschlofs,  verbrauchten  in  dieser  Epoche  zwei  Brauereien 
aDein  25-30000  Scheflel  (=  55600—66700  hl). 

Alle  Brauer  sahen  jetat  wie  in  der  zweiten  Periode  wieder 
mit  Staunen  auf  diese  neuen  Brau-Etablissements.  Es  konnte 
j^amit  hr  fehlen,  dafs  auch  diese  bald  und  viele  Nachahmer 
iLundeu,  Allerwärts  entstanden  Maächineubrauereien.  Diese 
sollten  das  Problem  zur  Lösung  der  Bierfrage  werden. 
Masc  bine!  Das  priesen  die  Schüler  aller  Orten,  sind  aber  doch 
keine  Meister  geworden!  Majschinenbraucreien  entötandeu, 
aber  das  daraus  entstandene  Bier  wollte  dem  Publikum  nicht 
munden. 

Katflrlichl  Man  hatte  geglaubt,  die  Maschine  sei  die 
Bftaptsache;  dafs  diese  für  die  Gründer  nur  das  Mittel 
Wir,  daa  hatten  die  Schttler  nicht  herauszutreiben  (!)  yermocht. 
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Mit  AusDabme  dieaer  lichten  Erscheinungen  hat  sich  in 
dieser  Periode  im  Lande  selbst  in  den  Verhältn lasen  nur 
wenig  gelindert;  nur  oinö  ist  allseits  uiiverkt  niibar :  nielir 
Ruh»",  vielleicht  sogar  mehr  Überlegung  ist  in  da^  Geschätt 
gekommen.  Die  rasende  Wirtsjagd  der  vierten  Periode 
scheint  sich  gelegt  zu  haben,  wenigstens  sind  keine  so  offencD 
Wahrnehmungen  mehr  vorhanden.  Auch  im  Publikum  ist  ea 
in  dieser  Periode  ruhiger  geworden. 

Wenn  das  Regnlatiy  aufgehoben  sein  wird,  was  wohl 
allgemein  gewttnscht  wird,  so  werden  die  BeBiehnnf;en  swischen 
Publikum  und  Braner  viel  inniger  werden,  sie  treten  in 
direktere  Verbindung  mit  einander.  Der  Brauer  muls  dann 
auch  Rechner  werden.  Es  steht  dann  auch  zu  erwarten, 
dafs  sich  nach  und  Ti.arh  oin  inöirlirbst  ^^leirlibleibender  Bier- 

Srei*^  bildo,  ^v(  im  nicht  tiir  Pommer-  und  VVinterbier  ganz,  so 
och  tili  jedea  auf  viele  Jahre  gleich,  und  nur  auiV<*r- 
gewiilinliehe,  teure  Gersten-  und  Hoptenpreise  werden  Preis- 
erhöhungen bringen.  Alle«  wird  sich  nonnaler,  naturgemUfser 
gestalten.  Die  Brauer  werden  dann  auch  Gewerbtreibende 
wie  andere  werdend  — 

Der  besonders  seit  Anfing  der  fünfziger  Jabre  anlser- 
ordentliche  Aufschwung  batte  natui^gemATs  dem  Braugewerbe 
eine  erhöhte  yolkswirtschaflliche  Bedeutung  verliehen ;  nach 
der  staatswirtschaftlichen  Seite  hin  war  bekanntlich  der 
steigende  Ertrag  des  Maizau&cblages  fllr  das  gesamte  Steuer* 
und  Staiitsschuldenwesen  der  springende  Punkt  geworden. 
Die  Beobachtung  und  Würdigung  dieser  Thatsache  hat  mehr- 
fach in  der  zeitgenössischen  Litteratur  zu  interessanten  Kr- 
wäguügen  und  Untersuchungen  Anlafs  gegeben. 


den  Ceutner  Hopfen  su  60  fl.,  so  kostet  das  Material  fllr  die 
Bierbrauerei   in  Bayern   (2150000  Scheflfel  Getreide  und 

50000  Ctr.  Hopfen,  daraus  8  400  000  Eimer  Bier)  15  Millionen 
Gulden.  Das  Interesse  für  Gebäude  und  Grundkapital  der 
Brauer,  die  Auslagen  für  Fabrikation  und  dip  dcnselb(  n  be» 
willigte  Mannsnahrung  belaufen  sich  auf  12,6  Millionen 
Gulden.  Der  Malzaufschlag  des  Staates  zu  1  Kreuzer  die 
Mafs  beträgt  6  Millionen  Guhien  und  die  in  den  meisten 
Städten  und  Märkten  bestehenden  Zuschläge  zu  1  und 
2  Pfennige  per  Mafs  ungefähr  2  Millionen  Gulden.  Den 
Bayern  kostet  also  ihr  Bier  hiernach  alljährlich  35  Millionen 
Gulden,  oder  etwa  soWel  als  die  Staatseinnahmen  im  ganzen; 
in  Wirklichkeit  aber,  die  Mals  Bier  zu  6  Kreuzer  angenonuneui 
zahlen  sie  50  Millionen  Gulden." ' 

'  Ähnlich  äufserte  sich  auch  18i6  to  deo  KammerTSriiaadltiqgeB  iSat 
Bajera  Edel.  &  Gerstoer  a.  a.  O. 
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Besonders  trat  die  erhöhte  Yolkawirtachaftliche  Bedeutang 

des  bayerischen  Brauwesens  wegen  des  gesteigerten  Material- 
bedarfs in  meiner  Rückwirkung  auf  die  heimiBche  Land- 
wirtschaft zu  Tage. 

Wie  sicii  dieser  P^iiiüiiia  im  einzelnen  gestaltete  und  vt*r- 
zweigte,  ist  bereite  in  einem  Werke  auä  dem  Jahre  1847, 
«Die  bayerische  Bierbrauerei"  .von  Friedrich  Meyer ^ 
Nflmbeig  (IV«  Auflitfe)  des  näheren  reehnungsmäfsig  nach- 
mweisen  Tersucht.   Folgendes  mOge  zur  Illustration  dienen: 

„Dafs  die  Bierbrauerei  bedeutende  Massen  von  Kapitalien 
in  6m  Verkehr  gebracht  und  einer  grofsen  Zahl  von  Menschen 
einen  gutprt  Erwerb  gesichert  hrit,  ist  offenbar,  und  der  wnhl- 
tliätige  Eiutiufs,  den  die  Bierbrauerei  auf  die  Landwirtschaft 
hat,  ergiebt  sicli  aus  dem  Verbrauch  von  103(5180  bayerischen 
Scheffeln  Gerste  und  ca.  60000  bayerischen  Ctrn.  Hopfen. 
Den  Scheffel  Gerste  durchschnittlich  zu  9  Ii.  und  den 
Gtr.  Hopfen  zu  50  fl.  gerechnet  so  Terschafft  die  Brauerei 
dem  Feßhau  in  unserem  Königreiche  jähilteh  tther  12  Millionen 
Gnlden.  Einer  Hopfen-Einfuinr  von  höchstens  1000  Oentner 
steht  eine  Ausfuhr  von  80000  Centner  gegenüber.  —  Der 
grolse  Nutzen,  den  unsere  Brauereien  in  Beziehung  auf  den 
Viehstand  und  die  DiniGTf'rgewinnung  zur  höheren  Produktion 
de?  Rndens  gpwähroii,  iiiurs  allo  Aufmerksamkeit  erw^M'ken, 
wie  au«  folgenden  Daten  erheiien  wird:  Der  iScheÖel  Malz 
liefert  beinahe  Metze  Malzkeime  und  nach  dem  Verbrauen 
7  gehäufte  Metzeu  Trebern  und  Metze  Teig.  geben 
dshsrdieTerhrauten  1 066180  Scheffel  Gerste  ca.  86000 Säeffel 
Ifalskeime,  die  snr  Fütterung  des  Bindviehs  und  gleich  vor- 
teilhaft zur  Düngung  der  Wiesen  benatet  werden;  — 
1208  876  Scheffel  Tiebern,  die  gleichMs  snr  Ftttterung  de« 
Rindyiehs  dienen  und  86348  Scheffel  Teig,  der  mit  den 
weiteren  A>>üil!en  noch  nach  der  Benützung  zum  Branntwein 
ein  vorzügliches  Beförderungsmittel  der  Rindvieh-  und 
Schweinemaötung  ist.  Wird  fiir  «  in  Stück  Hornvieh  täglich 
eine  Metze  Treber  mit  Häckerling  zum  Futter  gerechnet,  so 
erhalten  dadurch  allein  19871  Stück  Kindvieh  hinlängliche 
NfthrunR,  nnd  wud,  «hgesehen  von  der  hierdnrdi  erlangten» 
sehr  bedenlenden  HenerB|Munüs,  die  jährliche  Düngeierseugung 
Ton  den  dureh  die  Treber  allein  genfthrten  19871  Stück 
Rindvieh  berück  sichtigt  ^  so  ergiebt  sich^  das  Stück  an 
7  Fuder  ä  20  Centner  gerechnet,  jährlieh  der  Betrag  von 
139000  Fuder  des  kräftigsten  Düngers,  womit  ein  Jahr  in 
das  andere  19857  Morgen  Landes  gedüngt  werden  können 
und  wodurch,  die  Wirkung  des  Dimgers  nur  auf  2  Jahre 
angenommen,  eine  höhere  Produktion  oder  vermehrter  Ertrag 
von  ca«  50000  Scheffeln  Kornfrüchten  erzielt  wird.  Da 
tibrtfens  ein  Scheffel  Mala  bd  der  Bierbrauerei  auch  mindestens 
4  Mala  Branntwein  liefbrt,   so  erhalten  wir  ans  unseren 
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Brauereien  atu  den  verbrauten  1036180  Scheffeln  Mab 
70000  Eimer  Branntwem,  welches  bedeutende  QuantuiB 
Branntwein  aufserdem,  wenn  es  hier  nicht  als  Nebennutzung 

erlangt  wür»]*',  boson'lfrs  «-rzeugt  werden  mül'ste  und  so  (Moen 
bedeutr»nf]en  Entgan^  an  S|)HisHgetrcide  und  KfirtoftVlii  er- 
hei^c^H  n  würde,  und  dermalen  um  so  wichtij^er  ist,  als  die 
l>raiiiU\v«'in-  und  Weinproistfabrikation  seit  dem  allgemeinen 
Zollverein  grofaere  Fort^schritte  macht,  indem  der  Absatz  an 
Weingeist  in  den  Zollvereinsstaaten  immer  mehr  zunimmt  und 
diesem  FabrikationaEweige  somit  erhöhte  Thätigkeit  sugewendet 
werden  mofs.  •  — 

Von  weittragender  Bedeutung  wurde  die  Ausgestaltang 
der  Bierprodoktion  für  die  Hopfenkultur,  die  nunmehr 
einer  der  Hauptzweige  der  bayerischen  Landwirtschaft  bildet. 
Zu  An£ang  des  Jahrhunderts  dominierte  die  böhmische  Hopfen- 
kultur  an  Menge  und  Feinheit  bezw.  Renomm^  des  Produkts^. 
Bei  der  relativen  Gebund' nlieit  des  damali^ren  Verkehrs  war 
daher  diese  Abhängigkeit  der  bayerisclien  Brauer  vom  aus- 
llindischcn  Angebot  mit  mancherlei  MilN.standen  v«'j*knüj)ft 
die  Juiniisehc  Produktion  wurde  in  ihrer  sclbstündigen 
Knt^vicklung  wesentlich  gehemmt  durch  die  bedeutende  und 
vielfach  umautere  Konknnreoa  (Proyenienzf^sckongen)  des 
böhmischen  Hopfenhandeb.  Damals  erkannten  bereits  weit- 
sichtige Männer,  wie  der  obengenannte  Professor  Herrmann^ 
in  der  Hebung  des  heimischen  Hopfenbaus  und  -handels  ein 
Hauptförderungsmittel  für  die  bayerische  Brauerei  und  Land- 
wirtschaft, Unter  ihrer  thatkräftigen,  von  der  R«  j^ierung 
bereitwilligst  untersttUzten  Fürsorge  erwuchs  bereits  seit  den 
40er  Jahren  r-ine  kriittip:  entwickelte  Hopfenkultur,  die  nicht 
nur  dem  iH-iinisehen  Bedarfe  genügte,  sondern,  Hand  in  Hand 
mit  dem  allgemein  anliebeuden  Aufschwung  der Bierjuoduktion, 
auch  weit  über  die  Landesgrenzen  hinaus  einem  ausgedehnten 
und  stark  bayerisch-centralistisch  entwickelten  Iloptenhandel 
zur  Grundlage  diente  und  der  böhmischen  Kultur  nm  Welt- 
markte ebenbürtig  aur  Seite  trat*. 

In  entsprechender  Weise  wie  auf  die  Landwirtschaft  be- 
gann auch  die  Bedeutung  der  bayerischen  Brauerei  seit  der 
Mitte  des  Jahrhunderts  sich  auf  die  von  ihr  benötigten  Httlfs- 
industrien  geltend  KU  machen,  deren  Anfiinge  vielfach  aus 
dieser  Zeit  stammen.    Dies  gilt  besonders  auch  von  der 


^  Bfseichiieiid  Ist  hierfür  der  Satz  aus  dem  Biecsatzregulativ  von 

1811,  wonach  zu  dem  feineren  Soinm«rbier  auf  25  bjiyoH-'che  ScticfTel 
MaU  25  bayerische  Ffimd  BöhmerhopfcUf  für  das  Winterbier  dage^^on 
nur  15  Pfund  Landhopfen  gmiommeo  werden  sollten. 

'  Über  die  sehr  interessante  Entwicklungsseschichte  des  heutigen 
Hauptpro  liiktion?<^!^ebiet8,  des  bayerischen  Uopfenoaues,  siehe  „Die  Land- 
wlrtschatr  in  Bayern",  Denkschrift,  2.  Aufl.,  München  1862.  er^äo4t  1872, 
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MwerfoliclieD  Malz&brikation,  die  zu  An&ng  clor  60er  Jahre 
bereits  ftlr  zahlreiche  Brauereien  von  Wichtigkeit  war. 
Während  nach  Siebert  a.  a.  O.  mehr  die  Klein1)ranorpieTi  sich 
dieses  Produktes  der  Arbeitsteilung  bedienten,  soll  dies  nach 
\  lebalin  a.  a.  O.  vorwie*^end  seitens  der  Grofsbranerei  der 
Fall  ^eweöeu  sein.  Eine  Grenze  wird  sich  hierfür  Jeden  falls 
damalti  ebensowenig  haben  ziehen  laääcu  wie  in  der  Gegen- 
wart VielfMsh  winde  die  gewerbliche  Malsfiibrikation  auch 
damals  toh  Grofiibraiiereien  gleicfaaeitig  betrieben*  Die  mit 
dem  Brauereibetrieb  etwa  Terbundene  KonaeBsion  der  gewerb- 
lichem Kalzbereitung  war  ein  bei  der  Bewertung  derselben 
•ehr  geachAtster  Faktor. 
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B.   Die  Entwicklung  seit  1865 


4.  Kapitel. 

Statifltuelie  Dantellnni^  der  bayerischen  Bramerei  in  den 

jAhren  1865/6«-»71. 

Als  1865  das  Biersatzn\:^^ul:itiv  von  1811  endlich,  Vf^rsucha- 
weise,  aufgehoben  wurde,  war,  wie  erwähnt,  die  unmittelbare 
Folge  ein  bedeutendes  Steigen  der  Produktion  und  gleichzeitig 
eine  Abnahme  der  Betriebe,  wie  sie  weder  vorher  noch  nach- 
her —  selbst  nicht  in  dem  kritischen  Jahre  1874  —  ihres 
Gleichen  hatte« 

Kachstehende  Tabelle  m6ge  dies  des  näheren  veranschau- 
liehen.  Es  ist  darin  bis  auf  das  Jahr  1859/60  surtLckgegriffen, 
weil  seit  diesem  Jahre  die  publiken,  im  allgemeinen  bis  zur 
Gegenwart  ffleichartig  fortgeftlhrten  statistischen  Übersichten  * 
des  bayerischen  Malzaufschlages  anheben  und  eine  gleichmäbig, 
jahrlich  fortlaufende  Betrachtung  ermöglichen. 

(HiMiMr  di«  TaMto  «af  8.  9S.) 

Wie  man  sieht,  ist  die  bayerische  Biererzeugung  in  diesen 
13  Jahren  von  insgesamt  6442017  hl.  auf  8631520  hl.  oder 
genau  um  ein  Drittel  gestiegen.  Nach  1865/66  macht  sieh 
allerdings  gegenüber  dem  lebhaften  Ansteigen  der  Produktion 

in  den  Vorjahren,  ein  geringes  Zurückweichen  auf  zwei 
Jahre  bemerkbar^  wie  denn  überhaupt  die  Produktions- 
entwicklung  von    1865/66  bis   1871   von   der  unmittelbar 

voraufgehonden  sieh  deutlicli  al>li^*V»t.  Es  lag  das  in  den  mafs- 
gehenden  Zeitverhiiltnissen  hei^mhulot  der  Krieg  von  1866 
mag  immerhin  einen  merklichen  iianüufs,  dabei  geübt  haben^ 


'  Allerdings  ist  die  für  die  Beurteilung  der  Brauereiverhältnive 
überaus  wichtige  üntereclicidung  der  Brauereipn  nach  bestimmten  Stouer- 
etufen  erat  seit  1874  eingefü^^  und  erlitt  zu  Anfang  der  achtziger  Jahre 
«ine  sbennalige,  die  Veigleiebimg  enehwefeiule  Abinderang.  S.  imten. 
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aUerdings  in  entgegengesetzter  Richtung  als  der  Krieg  von 

1870  71,  ckr  ganz  ersichtlich  auf  die  Steigerung  der  Pro- 
duktion hinwirkte  und  von  dem  ab  bekann tennafsen  der 

bayerische  Bierexport  einen  lebhaften  Aufschwung  nahm. 
Dies  bestiltigt  auch  Sedimayr  in  seiner  erwähnten  Festschrift, 
indem  es  daselbst  heifst:  „Das  Kriegsjahr  ISiiG  s  nvie  mifs- 
licho  Zeitverhältnisse  (iberhaupt  hatten  wieder  einen  Rückschlag 
zur  Folge,  und  während  man  vorher  um  jeden  Preis  bedacht 
sein  mufstc,  nur  erforderliche  C^uantum  Bier  herzustellen, 
hatte  mau  jetzt  Mufse,  sich  auch  mit  Vervollständigung  der 
Einrichtungen  zu  befassexu* 

BemerkeoBwert  ist  der  Rückgang  der  Wetfebiererzc  ugu ng 
im  Gkigensatz  zu  der  trotz  aller  SchwaBkungen  fortgeschrittenen 
Braunbierbrauerei,  l^achdem  die  WeiCBbierproduktion  bis 
1864/65  noch  stetig  zugenommen,  erlitt  sie  gleichzeitig  mit 
der  Aufhebung  der  Biertaxe  einen  starken  Rückschlag  (die 
Braun hiererzcugung  nahm  gerade  in  diesem  Jahre  zu),  der 
bis  1870  zu  einer  Produktionsverminderunj^  von  40 "  o  seit 
1864/65  führte;  erst  im  folgenden  Jahre  erholte  sie  sich 
wieder.  Wiihrend  sie  1859/60  den  22.  Teil  der  Braunbier- 
erzeugung ausmachte,  bildete  sie  1871  nur  den  35tcn  Teil 
derselben. 

Die  Zurückdrängung  der  obergährigcn  Brauerei  durch 
die  untergährige  Lagerbierbrauerei,  die  besonders  in  Nord- 
deutschland  ein  charakteristisches  Merkmal  für  die  gewerb- 
liche Uni-  und  Ausgestaltung  des  Brauwesens  ist,  macht  sich 
also  auch  hier  schon  deutlich  bemerkbar,  ebenso  wie  die 
Zunahme  der  Durchschnittsproduktion  einer  Brauerei  von 
1257  hl.  auf  1668  hl.  seit  1850  60  trotz  ihrer  theoretischen 
Grundla^^e  diesen  Zn<r  verspüren  läfist. 

Im  Zusammenli  niL^e  damit  steht  auch  die  Bewegung  der 
Brauercihetriebe,  die  bekanntlieli  uocli  1804  65  eine  einzig 
darstellende  Abnahme  erlitten.  Uu<l  zwar  erstreckte  sieli  diese 
in  erster  Linie  auf  die  i'ri  vatbrauereien ,  während  die 
Kommunebrauereien  ziemlich  wenig  davon  betroffen  wurden. 
Erst  als  nach  einigen  Jahren  weiterer  Betriebseinstellungen 
die  Privatbrauereien  den  Betrieb  wieder  eröfihen,  sodals  sie 

1871  die  Zahl  d<'r  Betri.^l.e  von  1868  wieder  um  138  über- 
steigen, geht  die  Zahl  der  Eommunebrauereien  fast  ununter- 
brochen zurück  und  stellt  sich  1871  um  ca.  lO^io  niedriger 
als  1864/65.  Dieser  Rückgang  beruht,  wie  auch  in  späteren 
Jahren  häufig,  vielfach  auf  Überganp:  fVs  Künimunebetrie))es 
in  Privatbesitz^  und  ist  damit  auch  für  das  Wiederan wachsen 
der  Privatbrauereien  von  Belang. 

Unbeirrt  im  grofsen  und  ganzen  von  den  WeelisellUllen 
dieses    C  bergaugsjahrzehnts    ist    auch    die    ß  i  e  r  a  u  s  f  u  h  r 

*  Über  umgekehrte  FiUe  a  unten. 
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fort^'f.M^hritfen.  Ea  btjUugen  die  dabei  gewährten  Steuer- 
ritckrergutungeu : 

18G5:  219  903  ri. 

1866  :  220  661  „ 

IWi:  215  ad3  «1 

1868:  220  418  „ 

1869:  250  042  » 

1870:  266  211  , 

1871:  284  275  » 
In  der  bei  weitem  8tilrk«ren  Znnahiiu'  der  der  jtthrlichen 
Bierausfuhr  im  allgememen  entsprechenden  Rückvergütungen, 
Ton  1865—1871,  30<*/o,  gegenüber  der  mit  2  ^/o  Steigerung 
in  diesen  Jahren  fast  stahil  gebliebenen  (TCsamtUierrrzcugung 
mag  man  eiiKii  (rrarliuesser  für  die  filiehlich  schneller  tort- 
schreitende Entwicklung  Her  Grofsbrauerei,  des  hauptsächlichen 
Trägern  de«  Fernverkehrs  mit  Bier,  erblicken. 

5.  Kapitel. 

Gf werbe-  und  steuerrechf liehe  Wandlungen;  Entwicklung 
der  all^emeiiiett  Wirtschatts-  und  Yerkehrsverhältnisse. 

Im  Jahre  1868  erfolgten  auf  gewerberechtlichem  und 
•teuertechniachem  Gebiet  zwei  für  den  Gewerbebetrieb  der 
bayerischen  Brauerei  sehr  wichtige  GesetsesAnderungen. 

Schon  1862  durch  die  veränderte  Gewerbeinstruktiou 
eingeleitet,  fand  der  seit  Anfang  des  Jahrhunderts  bestehende 
«Kampf  um  G  ^verberefonn  und  Gewerbefreiheit"  seinen  end- 
gültigen Abschlufs  durch  die  Einführung  der  Gcwerbe- 
freilM-it  am  30.  Januar  1^(38.  Damit  fielen  sämtliche 
ßcjichrünkungen  des  Rrauereib'  triebe.s  als  konzessionspflichtigen 
(rpworbes,  sowie  Lehrzwaiig  und  dergleichen,  soweit  sie  sich 
iKt«  Ii  t;rha1t«ni  liatten,  fort.  Desgleichen  erfolgte  in  diesem 
Jahre,  wie  erwähnt,  die  definitive  Aufhebung  der  Bicrtaxe. 

dagegen  blieb  der  zweite,  civiirechtliche  Teil  des  Gesetzes 
Yora  25.  Apnl  1811  „das  Verhältnis  der  Brauer  zu  deuBieiv 
Wirten  betreffend*,  fast  vollständig  und  unverändert  bestehen. 
Danach  durfite  kein  Bierwirt  während  des  Sudjahres  von 
seinem  Bier  liefernden  Brauer  abgehen,  sofern  dieser  ihm 
stets  „pf'unigvergiltiges"  Bier  lieferte.  Das  Lieferungs- 
v»>rhältnis  konnte  nnr  zu  Beginn  eines  neuen  Sudjahres  (von 
Mi'-haelis  ab)  gekündifft  werden  und  auch  nur  dann  mit  Erfolg, 
wenn  der  Wirt  während  des  nächsten  Vicrt'djalires  (l)is  Weih- 
nachten) seine  etwmgen  Schulden  beim  Brauer  berichtigt 


<  Der  Krieg  von  186ti! 
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hatte.  Wui'de  der  Lieferungsvertrag,  der  sich  entweder  auf  den 
Gesami-Bierbddaif  des  Wirtes  oder  eines  Teils  desselben  be- 
ziehen konnte,  sa  Michaelis  nidit  ansdrOcklich  gekündigt,  so 
galt  er  stillschweigend  als  für  das  nächste  Jahr  verlängert 
Durch  besondere  Abmachongen  konnte  Jedoch  das  Lieferungs- 
Verhältnis  auf  eine  Reihe  von  Jahren  beschlossen  und  seine 
Aufreeliterhaltung  bezw.  Kündif}ri^nL''  rni  l>''.sondere  Redinjrunf^n 
geknüj>ft  werden,  wie  denn  überhaupt  die  civilrechtlichen 
liestimniuniren  des  Gesetzen  nur  insofern  verbindlich  waren, 
als  ihnen  nicht  private  Abmachungen  entgegenstanden. 

Filr  die  grofsen  und  mittleren  Brauereien  hatte  gerade 
dieser  Umstand  her^ts  firOha^tlg  dahin  gewirkt,  die  Be* 
gnltemng  und  Sicherang  ihrer  ÄDsataverhutnisse  anf  eigene 
Hand  zu  bewerkstelligen.  Die  praktische  Bedeutog  dieser 
civilrechtlichen  Bestimmungen  erstreckte  sich  daher  mehr  und 
mehr  fast  ausschliefslich  auf  die  Kleinbrauereien.  Für  diese 
und  besonders  für  die  Betriebe,  die  wahrend  des  Sommers 
mit  Bratien  aussetzen  und  dabei  zum  gr/^fseren  Teil  auf 
\\  irlftkundseliaft  angewiesen  sind,  hat  sieij  diese«  Gesetz  auch 
hU  zur  Gegenwart  als  eine  nicht  zu  unterschlitzende  Stütze 
in  den  besonders  seit  der  Aufhebung  der  Biertaxe  sich  ver- 
schärfenden Konkuirensverhältnissen  erwiesen,  dermafsen^ 
dafii  eine  Ende  1891  an  die  Begiemng  gelangte  Petition  auf 
Aufhebung  dieses  Ausnahmerechts  ahschUigig  beschieden 
Wörde. 

Immerhin  änderte  die  Beibehaltung  dieses  aus  einer  ül)er- 
wundenen  Wirtsehaftsepoche  stamnienrlen  Sonderrechts  im 
wesentlichen  nichts  an  dmi  nun  auf  der  BaBis  der  Gewerbe- 
freiheit  einsetzenden   Eulwn  klungsprüzefs,    dessen    ftir  die 

frofse  Zalil  der  Klein-  und  Mitteloetriebe  bedrohliche  Wir- 
ungen auch  trotzdem  nicht  gemindert  wurden,  da  die  auf 
dem  Gebiet  der  Geset^bung,  der  technischen  und  der 
Verkehrsentwicklung  erwachsoiden  ursächlichen  Faktoren 
sich  in  der  Folgezeit  bei  writem  mächtiger  erwiesen. 

Die  zweite,  wichtige  Verminderung  auf  dem  Gebiete  der 
Brauerei-Gesetzgel  »nng;  vollzog  sich  mit  der  am  16.  Mai  18()8 
erfolg-enden  Abiinderung  und  Neuredaktinn  des  bayerischen 
M  a  1  z  a  u  f  s  e  Ii  1  a  g  e  n.  Sie  war  technisc  h  und  wirtöchaftlich 
von  liuher  Bedeutung,  wenngh  ieh  in  prinzipieller  Beziehung 
das  Gesetz  unverändert  blieb.  Eü  Imlte  j»icli  im  Laufe  der 
Zeit  das  Bedürfnis  nach  einer  ein&choren  und  liberalen 
Fassung  und  Handhabung  mehrerer  Steuerbestimmungeii 
herausgestellt^  besonders  hinsichilich  der  unterschiedlichen 
Stenerbemessung  bei  Malz  in  trneknem  und  in  genetatem^ 
„eingesprengtem"  Zustande,  und  bei  den  im  Interesse  der 
Steuerknn trolle  be.steliend<»n  BeschrJlnkrmgen  in  dor  Be- 
nutzung von  Malz-  und  Futterschrotniiililen  seitens  der  Brauer 
und  Landwirte.    Desgleichen  hatten  sich  einige  Ergänzungen 
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und  Anflcningen  in  Bezug  auf  ]{iick.vergutuTi^  der  Lokal- 
zuschlägc^  und  Bemessung  von  Straten  als  notwendig  erwiesen. 
DemgemMl's  liestanden,  nnchdom  bereits  1828,  1848  und  1861 
diese  Punkte  angercgi  und  zum  Teil  aucU  kleine  Abänderuugen 
▼orgeseheo  w«ren  die  wesentlichen  Abweichungen  gegen  den 
früheren  Zustand  in  folgendem:  1)  Die  Aufhebung  der  1829 
durch  Ministerialerlafs  verfügten  verschiedenen  Steuersätse 
von  MaIs,  je  nachdem  es  in  trockenem  oder  genetztem  Zu- 
stande zur  Mühle  kommt,  und  Einführung  eines  Einheits- 
8atz**9  von  5  (Julden  12  Kreuzer  für  den  Imverischen  Sclicffel 
trockenen^  wie  genetzten  ^Lil/"^.  2)  Fn  iirn^"  der  Malzmiihleu 
an  dir  Brauer,  sowie  der  1  n i rr!  chrotmUhlen  an  die  Land- 
wirte, bei  gleichzeitiger  Nutzb;iniuicliunp:  einer  im  Jahre  1866 
von  Bolzano  und  von  Riedinger  (Augsburg)  gemachten  Er- 
findung eine«  aa  den  Htthlen  anzubringenden,  automatisch 
wirkenden  Ifalsmessungs-  nnd  Kontrollapparates.  3)  Vor^ 
Schriften  behufs  Genehmigung  von  RttckveigQtung  der  Lokal- 
makzuschllge  bei  der  Bierausfubr  aus  dem  betreflfenden 
Gemeindebezirk.  4)  Aufstellung  eines  neuen  mit  den  fort- 
p:f>chnttf»TT*n  TJeclitsansrhauung^en  im  Einklan;:^e  stehenden, 
zum  Teil  ^gemilderten  Strafsystems.  5)  Hie  |»rinzij>i«dle  Aus- 
dehnung des  Gesetzes  auf  dea  ganzen  Umfang  des  Königreichs 
Bayern. 

Den  ersten  Punkt  anlangend,  so  ergab  sich  aus  der 
nomneitreinheitliobett  Normierung  desSteuersataesffIr  trockenes 
Malz  —  und  die«  kommt  überwiegend  bei  der  Schrotung  in 
Betracht  —  eine  Ersparung  von  ca.  8®/«  an  Malzaufscnlag. 
Ein  wesentlicher  Portschritt  war  ferner  die  zweite  Änderung. 
Das  Verdienst,  die  Erfindung  solcher  automatischer  Zähl- 
apparato.  die  das  Ideal  sicherer  steuerlicher  Kontrolle  und 
Freiliaitun;^  des  Betriebes  von  den  oft  hemmenden  Kintlüssen 
derselben  darstelliMi.  angeregt  und  ihre  j^ef^etzliciie  Nutzbar- 
machung dui eli^^citiluL  ZU  haben,  gebührt  dem  damaligen 
Ministerialrat,  jetzigen  Generaldirektor  der  Zölle  und  in- 
direkten Stenern  in  Bayern,  Leopold  von  May. 

Die  grofsen  Vorteile  dieser  Apparatmühlen  mr  die  Praxis 
des  Brauereibetriebes  erhellen  am  besten  aus  ihrer  bedeutenden 
Verbreitung,  wobei  noch  in  Betracht  zu  ziehen  ist,  dafs  die 
Anschaffung  solcher  Apparatmühlen  seitens  d<  i- Steuerpflichtigen 
nicht  obligatorisch  ist,  viehnelir  nuf  deren  Kosten  erfolgt, 
di<-  sich  dabei  ziendicl»  hneli  si  II  it.  Nach  dem  Amtsblatt 
der  bayerischen  Generaldirekt i«»n  der  Zölle  und  indirekten 
Steuern,  1892  Nr.  30,  betrug  die  Zahl  der  Apparatmühlen  in 
Bayern  1891:  2282  (36  mehr  ab  1890),  wovon  allein  1969 
im  Privatbesitz  waren.   MahsmUhlen  ohne  Mefsapparat  gab 


^  Das  Nlhers  bierflber  s.  ron  May  a.  a.  O.,  Einleitiiiig. 
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et  nur  1086,  die  bis  auf  10  öffentlich  waren.  Bei  den 
Apparatraühlen  haben  sich  im  Laufe  der  Jahre  mehrere 
Systeme  entwickelt;  gegenwürtig  sind  d^ren  8  in  Ocbrauch, 
von  denen  jedoch  das  von  Kicdinger-Bulz.ui  >  mit  unter 
2282  nach  wie  vor  an  der  Spitze  steht.  Von  dum  gesamten 
steuerpflichtigen  liraunialz  wiird -n  1891  nicht  weniger  aU 
94*/o  auf  solchen  ApparatmUhlen  geschrotet 

Ein  bemerkenswerter  Fortachritt  im  Interesse  der  Steuer- 
gerechtigkeit wurde  auch  mit  der  Q^wtthrung  der  Rttck- 
vergtttung  des  Lokalmalzaufachlages  gemacht,  die  Hand  in 
Hand  mit  der  zunehmenden  VerkehrsentwickluDg  und  der 
technischen  Hulfsmittel  dazu  beitrugt  den  Femabeatz  der 
Brauereien  und  damit  deren  industrielle  Ausgestaltung,  anderer* 
seits  aber  auch  die  Erstreckung  der  gegenseitigen  Konkarrens 
über  das  ganze  Land  zu  brf  ndf'rn 

Von  der  m\h  T})  statuiertoii  Einheziolmng  der  Rheinjjfalz 
in  die  Malzaufschlagsgcsetzgebun^;  wurde  einstweilen  noch 
Abstand  genommen,  bis  „die  voilstiindige  GleichsteHung  der 
Pfalz  mit  den  rechtsrheinischen  Landesteilen  bezüglich  der 
Taxen  und  des  Stempels  erfolgt  sei." 

Diese  im  Jahre  1868  erfolgte  Neugestaltung  des  Mals- 
aufschlgsege^jetzes  erfuhr  im  Laufe  der  nächsten  Jahre  noch 
mehrfache  Änderungen^  deren  bemerkenswertesten  die  durch 
die  Einführung  des  Mctermafses  und  der  Markwährung 
veranlafsten  sind.  Die  am  29.  April  1869  erfolgte  neue  Mafs- 
und  Gewichtsordnung  für  den  noMdeutschen  Bund  wurde 
nach  Ausdehnung  derselben  auf  das  neue  Reiclisi,n  ])i<^t  am 
18.  Fobroar  1871  in  einem  besontb  roii  Gesetze  i\\r  das 
bayeristlie  Aufschlags wesen  nutzbar  ^(  liiacht,  indem  nicht  die 
einfache  Rofluktion  der  damaligen  bayerischen  Mafse  auf  das 
metrische  System  eintrat,  sondern  eine  Abrund ung  der  bp- 
treffcnden  Mafse  und  Steuersätze  vorgenommen  wurde  und 
antrar  für  den  MalzaufiKshlag  mit  2  Gulden  20  Kreuzer  pro 
1  hl.  Darrmalz.  Das  bedeutete  gegen  frllher  eine  fernere 
Herabminderung  des  Steuersatzes  um  ca.  1  Kreuzer  pro 
Scheffel  Malz.  —  Am  1.  Januar  1870  wurde  ferner  die  Mark- 
wÄhrung  in  Bayern  eingeftihrt  und  der  Gulden  zu  1,80  Mark, 
der  Kreuzer  zu  3  Pfennigen  umgerechnet  Dies  brachte  den 
bayerischnn  Brauern  insofern  einip^o  Vorteile,  als  die  bis- 
herigen, auf  die  Mafs  bezüglichen  Bierpreise  nnvorlindiM-t  auf 
den  otwns  kleineren  (um  '  le)  Lit<T  übergingen  und  die  Um- 
re<  Itnuu^  von  Kreuzern  in  Pfennige  bei  der  Preisstellung  des 
Jiii  rs  vielfach  no<:h  über  1  :  3  abgerundet  wurde.  Dazu  kam, 
dafs  die  Bierpreise  selbst  in  diesem  Zeitraum  einen  gtinstigen 
Verlauf  für  oie  Brauer  nahmen.  Während  im  Durchschnitt 
des  Jahrzehnts  1861/1870  der  Preis  für  Sommerbier  16,5  Pf. 
und  für  Winterbier  19,1  Pf.  pro  Mafs  betragen  hatte^  stellte 
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er  sidi  in  dem  Zeitn^um  1871/78  auf  19,8^Pf.  Ar  Sommerbiw 
QBd  22,6  Pf.  ihr  Winterliier'. 

Alle  diese  mehr  oder  minder  iinmittelbaren  Begünstigungeii 

der  Bierbrauert'i  in  Bayern  wurden  aber  zunächst  weit  Uber- 
ragt diircli  i\u'  1)  rlcutondcn  Impnlsf»,  die  der  Bierproduktion 
zu  AnJang  der  ?Uer  Jahn*  aus  d(  r  r,tf>idr»i}  Stpipronnm'  des 
Küiiäuuis  und  dem  allgonieiiien  AutM  hwunge  im  V\  irtschal'tfi- 
le^jen  ervvuclisen.  D'w  ,.Millianl*juiahre",  wie  man  gemeinhin 
die  Zeit  von  1872  bis  1876  nennt,  die  mit  ihrer  aUe  Kanals 
dei  wirtschafdiehen  und  socialen  Lebens  dnrchrauschenden 
Ooldflnt  flberall  ein  hastiges  Drttngen  nach  erhöhtem  Verdienst 
und  Oonufs  und  damit  eine  gewaltige  Anspannung  aller 
gewerblichen  Faktoren  zur  industriemäfsigen  Lnt&ltung  der 
Produktion  und  zur  Ausnutzung  des  Verkehrs  erzeugteUi 
waren  auch  für  die  industrielle  Ausgestaltung  der,  das  ver- 
breit«'tsto  »Oosellschaftsgetränk"  spendenden  Bierbrauerei  von 
entscheidender  Bedeutung.  Alo  dann  zu  Mitte  der  70  er  Jahre 
der  groTse  Ilückschlag  eintiat,  die  Goldflut  zerronnen,  die 
Troduktionstaktoren  aber  überspannt  waren,  konnte  dies  den 
einmal  in  Flofs  geratenen  Prossefo  nur  beschleunigen  und 
▼ersehArfeOi  ab  dessen  Begleiterscheinung  sich  alsbald  der 
bislenakampf  der  Klein-  und  Mittelbetriebe  gegen  die 
GrolsetaUissements  herausbildete  und  statistisch  drastisch  au 
Ti^  trat 

G.  Kapitel. 

Die  Miere  Entwieklang  ^('v  TechnilL  ud  der  verwaadten 

üüüsmittel 

In  erster  Linie  dokomentierte  sich  der  Zu^  aum  In- 
4iiatrialismu8  in  der  mit  der  Produktionsentwicklang  in 
engster  Wediselb^iehung  stehenden  technischen  Aus- 
gestaltung der  Bierbrauerei,  die  seit  Anfang  der 
70er  Jahre  ersichtlich  in  rine  neue  Phase  getreten  ist. 

Nicht  nur  filr  die  groücn  Betriel»e  der  Hauptverkehrs- 
städte, sondern  aueli  für  die  nici^lcii  i^rovinzbrauereien,  soweit 
sie  nicht  rein  laudwirtschafiliclier  Natur  waren,  ergab  sich  in 
jener  Zeit  der  Hausse  das  natürliche  Bedürfnis,  ihren  Betrieb 
nach  Krftflen  anssndshnen.  Dasn  bedurflte  es  aber  meist 
eines  bedeatenden  Ka]Hta]aufwandes,  sumal  bei  der  allgemeinen 
Steigerung  der  Preise  für  Baumaterialien,  Maschinen,  der 
ArbeitslOluie  etc.  in  jener  Zeit,  in  der  anerkanntermafaen 
vorwiegend  aus  dipsen  Jahren  «latierenden  holien  Hypotht-ken- 
bolastaog  sahlreicher  Brauereieoi  in  den  häutigen  Umwand- 


^  Aus  den  Daten  der  Bcgrfut'lung  des  bayerischen  li^gisniiigs> 
«Btimrfes  behufs  Krhühung  des  ^iaiz,autöchlage8  von  1S7S. 
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langen  von  Privatbetrieben  in  Aktien-  und  andere  OeselUcluifb' 
betriebe  giebt  sich  dies  kund.   Zugleich  aber  ergab  aich  auch 
die  Notwendigkeit,  die  vielfach  kostspielig  enveiterten  Betriebs- 
anlagen mdglicbst  intensiv  durch  äteigemng  und  vor  allem 
Verbilligung  der  Produktion  auszunützen.    Als  ein  Haupt- 
momrnt   lii-M-ftlr  kommt  die   allgemeinere   und  vielseitigere 
Anwendunu'^  dr  s  Maschinenbetriebes  in  Betracht,  dessen  (d«v 
nientare  Bedeutung  für  die  Brauerei  schon  mehrfach  betont 
wurde.    Es  war  gewistiermjiiijen  für  die  Brauerei   der  Zeit- 
punkt gekommen,   den  Engel*   so   trefl'end  dahin  ehaiak- 
tcrisiert,  dafs  „t.u  hinge  die  Betriebe  ohne  Dampf  das  Über- 
gewicht haben.  —  bei  freier  Konkurrenz  —  diese  die  Preise 
regeln,  und  aer  Überschufs  über  die  Produktionskosten  den 
Unternehmern  der  Dampfbetriebe  zu  Gute  kommt,  dafs  von 
dem  Moment  ab  jedoch,   wo  letztere  in  der  Majorität  sind^ 
sie  die  Preise  regeln."   —  Auf  allen   Punkten   kam  die 
Weiterbildung  der  Masellinentechnik  und  die  allgemeinere, 
praktische  Umsetzung  techniscli-wissenschaftUchcr  Ffrschung 
diesem  Zuge    der    Zeit    ent^j^cjren.     Wichtige,  t'örderlicho 
Momente  waren  hierfür  bekanntlich  die  Schaffung  einer  eiu- 
heitliclion  Patentschutzgesetzgebung  in  Deutschland  (1877)*, 
sodann  spccicll  für  die  wisseiiöchaftliche  Weiterbildung  der 
Brautechnik,    die    infolge    der    geschilderten,  erziehlichen 
Wirkungen  der  bayerischen  Pflanzstätte  entstandenen,  zahl- 
reichen Lehr-  und  Versuchsstätten  im  Übrigen  Deutschland 
und  im  Auslande.   Alle  die  bisher  von  Bayern  und  Öster- 
reich ausgegangenen   Keime  auf  dem   Gebiete  gewerblich- 
wissenschaftlicher Förderung,  die  akademische  und  praktische 
Pflege  der  Technologie,  das  Zeitschriften-  und  VereinsweseD, 
erwuch'^en  nnn,  und  im  Gegensatz  zur  ersten  Entwieklungs- 
phase  tiusscn  der  Brauerei   jetzt  die   teeliniselK  ii  KrrunL^en- 
schaften  von  allen  Seiten  zu,  von  Korddeutsehl :unl  8(»<iiit  wie 
von   iSiiddeutschland,    von    Diincniark,    Dsterreieli,  England, 
Frankreich.    Amerika    und  neuerdings   auch   in  vereinzelten 
Fällen  von  Uul^laad.    Durch  die  Inten^itatj  mit  der  seither 
diese  wisseuscluiftlich-technische  Ausgestaltung  des  Brauwesens 
erfolgt  ist  und  noch  erfolgt,  steht  diese  nach  der  Meinung 
von  Kennern  in  dem  allgemeinen  industriellen,  technischen 
Entwicklungsprozefs  der  Gegenwart  mit  in  erster  Reihe.  Das 
Aufblühen  und  Aufkommen  zahlreicher  anderer  Industrie- 
zweige hat  sich  hieran  geknüpft,  und  so  ist  die  Brauerei  in  der 
Gegenwart  technisch  zu  einer  Hauptvertreterin  der  sogenannten 
chemisch-physiologischen  Grofsindustrie  und  volkswirtschaftlich 


»  „Das  Zeitalter  des  Dampfes."    Berlin  1880,  S,  176. 

-  S.  darüber  hopomlers  hei  v.  Hnjanowski,  Uber  die  Fntwirklunr^ 
d('>i  deutschen  l^atent weaeua  von  1877  -1889,  Leip»g  18i*Ü,  üaa  Kapitel 
„Die  Industrie  und  dm  Patentwesen". 
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m  bedeutender  Faktor  für  die  gewerbliche  Produktion  und 

ftr  den  Konsum  ^'e worden. 

Allgesichts  der  Fülle  von  Erscheinungen,  die  seit  dea 
70  er  Jahren  durch  die  Ükitwieklung  der  Br<autechnologie 
gezeitigt  sind,  hält  es  schwer,  ein  vollstilndiges  Bild  derselben 
und  ihrer  wirtschaftlichen  Bedeutung  ftir  das  Gewerbe  zu 
L'fdirü,  zumal  auch  hier  Schmollers  oft  citierter  Satz  (a.  a.  U.) 
zutrifft,  dafs  es  „für  den  Nationalükonomen  schwer  ist  allen 
Fortschritten  der  Tcehnik  und  des  Maschinenwesens  zu 
folgen  und  die  hicrnucU  sich  beinessende  grölsere  Billigkeit 
und  LieistUDgsfUbigkeit  der  Industrie  im  Detail  zu  übersehen, 
da  anch  die  specifiBch  technischen  Werke  darüber  oü  nicht 
einmal  Aaskunh  geben' . 

Bei  aUer  Lückenhaftigkeit  der  nachstehenden  Schilderung 
der  technischen  Fortschritte  im  Brauwesen,  sei  sie  doch  als 
erster  Versuch,  diese  einigermalsen  vollständig  in  ihrer  wirt- 
schaftlichen Bedeutung  vorzuführen,  hergesetzt*.  Wir  halten 
tms  dabei  im  allgemeinen  an  die  Reihenfolge  der  den  Brauerei- 
betrieb  })eL''r<MtVn(l(Mi  Vorgänge: 

l>it'  bereits  frühzeitig  entwickelte,  systematisch  betriebene 
Forschung  zu  einem  eindrino^cndon,  wissenschaftlichen  Ver- 
ständnis des  Mälzungs-  und  iJarrprozesses,  des  ^laisch-  und 
Sud  Wesens,  förderte  besonders  seit  den  70  er  Jahren  als  prak- 
tisches Eiigebnis  zahlreiche  neue  und  verbesserte  Methoden 
und  Vorrichtungen  (Apparate  und  dei^gleichen)  zu  Tage,  deren 
Kette  auch  heute  noch  nicht  abgeschlossen  zu  sein  scheint. 
Es  kamen  sinnreiche  Gerstensortier-  und  Putzmaschinen  in 
Aufnahme,  durch  die  ein  äufserst  gleichmäfsiges  Rohmaterial 
und  damit  eine  vorher  unerreichte  Sicherheit  für  das  erwünschte 
Wachstum  der  Oerst»*  luf  der  Malztenno  sowie  eine  be- 
deutende Zeitersparnis"  (  rzu  lt  wur'le.  Nachstehendes  Beispiel 
möge  den  damit  erreiehti3n,  bedeutendea  ökonomischen  Vuiteil 
erhellen^:  Wenn  dureli  solche  Apparate  8"/o  verseln'tHlene, 
zutn  Brauen  untaugliche  Gerste  aussortiert  werden  (es  ist  das 
keineswegs  viel;  in  manchen  Jaliren  sind  es  über  lU "  o),  so 
Mit  hiernlr  die  Malzsteuer  fort,  was  bei  1000  hL  Gerste  und 
einem  staatlichen  Steuersatz  von  6  Mark  pro  hl  Malz,  wie 
gegenwärtig  durchschnittlich  in  Bayern,  und  einem  Lokal- 
miuzzuschlag  von  2  Mark  pro  hl,  eine  Steuerersparung'  von 


'  Die  dabei  benotsten  Haterialisn  sind  meist  der  Fsehprosss  and 
mannififachen  AndbUcbeni  entnommen.  Im  Übrigen  s.  die  Litteratnr 
Sofa  6a 

S  JBin  Trieur  (Gerstenputä^inaschiiieJ ,  der  in  8  8tuudeu  bei  Ilaud- 
betrieb  80  hl  €knte  patzt,  kostet  nur  400  Mark."   Ho  Isner,  Zeitschrift 

ftr  dsd  gesamte  Brauwe!ien.    MniK  ^iPn  l'^>  '     >I.  477. 

*  Aus  Lintner,  Artikel  ^Bierbrauerei  und  Malzfabrikatioa"  in  der 
Deokachrilt  bayerische  LandwirU^ehaft'^.    München  1889. 
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6,40  Mark  bedeutet  (das  Rendement  von  Gerste  sn  Mals  wie 

100  :  75  angenommen).  In  einer  Grofsbrauerei,  die  bis  lu 
6,50  Mark  von  einem  Teile  ihres  Malzverbrauchs  Steuer  pro 
hl  zahlt,  wird  sich  diese  Ersparung  durch  rationelle  Sortierung 

noch  cntsprocliond  höher  stellen,  umgekehrt  für  eine  Klein- 
brauerei, dit    nach  dem  neuen  Aufschi ugsgesetze  niedrigere 
Steuersätze  geuiefst.    Für   den  Ger«<tenabfall  werden  ferner 
pro  hl  5  Mark  bezahlt,   was  bei  8 o  Iiiutergerste  wieder 
400  Mark  ausmacht,   wovon  allerdings  der  Mindererlös  für 
entsprechend  weniger  vorhanden^  lieber  abgezogen  werdcii 
muh.   Dieser  Treberaas£EÜl  beträgt,  den  hl  (feuchte  Treber) 
mit  1,80  Mark  angesetat,  104  Mark  und  es  yerbleiben  sonach 
296  Marky  die  zusammen  mit  dem  vorgenannten  Steuerminos 
mithin  eine  Gesamterspamis  von  93<)  Mark  für  den  Betrieb 
bedeuten.    Da  nun  aber  auf  diesen  80  hl  Abfallgerste  noeb 
der  für  sie  bezahlte  Preis  lastet  —  falls  sie  nicht  dem  Eigen- 
bau entstammen  — ,   so  mufs  auch  dieser  noch  in  Abzug 
gebracht  werden,  was,  den  hl  reichlich  mit  12  Mark  l>e\vrrfot, 
9l)  Mark  beträgt.    Als  endgültige  Ersparnih  verbleiben  sonach 
840  Mark  pro  lUOO  hl  (ierste.    Ein  solcher  Gersicnverbrauch 
würde  ungefähr  dem  einer  kleineren,  gewerblichen  Brauerei 
entsprechen,  —  die  bei  den  relativ  raäfsigen  Anschaffungs- 
kosten  einer  solchen  Putzmaschine  (ca.  400  Mk.)  auch  ge- 
wöhnlich in  der  Lage  sein  wird,  sie  bei  sich  einzuführen. 

Eine  grofse  Umwälzung  vollzog  sich  aaf  dem  Gebiete  der 
Miliz  er  ei,  deren  rationelle  Ausbildung  besonders  auch  durch 
die  aufkommende  gewerbliche  ^L'Üzerei  im  grofsen  gefordert 
wnrde.  Schon  seit  Ende  der  50  er  Jahre  datieren  die  ersten, 
theoretischen  Versuche  der  Mälzerei  auf  mechanisch-pneuma- 
tischem Wege.  Tm  Jahre  1877  ersehieü  die  erste  Publikation 
des  Franzosen  (iralland  über  die  von  ihm  erfundene,  pneuma- 
tische Mälzerei,  nachdem  er  die.se  1874  in  einer  greisen 
Brauerei  in  Marseille  zum  ersten  male  praktisch  erpj-obt 
hattet  Antangs  zögernd,  durch  die  Praxis  aber  bald  bewährt, 
hielt  diese  geniale  Erfindung,  für  die  bald  verschiedene  Systeme 
sich  entwickelten,  ihren  Einzug  in  die  Brauerei.  Die  Raum« 
(ca.  '/s  der  Tennenmillzerei),  Zeit-  und  Arbeitserspamis  dieser 
Tronunel-  bezw.  Eastenmälzerei  gegenüber  der  ausgedehnten, 
im  allgemeinen  auf  Handarbeit  angewir  noa  Tennenmälzerei, 
die  grofse  Sicherheit  und  Gleichartigkeit  dieses  pneumatisch 
betriebenen  Mälzungsprozesses  und  die  vollständige  Unab 
hängigkeit  von  der  Jahreszeit  und  Witterung  boten  ele- 
mentare Vorteile.  Innnerhiu  konnte  sich  jedoch  daneben  die 
Teuueumälzerei  sehr  wohl  behaupten,  zumal  auch  sie  wcseut- 

'  f :  1  iMi'hzf  itiir,  bezw.  noch  frühen-,  hatte  übrigens,  uiiabh'ingig  von 
iiini}  Liutuer  gieichartiee  Vcrouctie  in  Haudoitz  lu  Böhmen  angi^telit, 
die  aeh  aosriehtsToli  ermesen. 
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liclie  VerbeMeriingen,  besonders  hinsichtlich  der  Methode, 

«rftihr  und  da  andererseits  die  Anlage  von  pneumatischer 
Hiberei  mit  sehr  erheblichen  Unkosten  verknüpft  is^  sodaCs 
sie  sich  in  erster  Linie  nur  auf  besonders  grofse  Brauereien  • 
nnd  auf  Malzfabriken  beschränkt.  Sinnreiche  Ventilationsvor- 
richtungm  sicherton  auch  äer  Tenncnmalzf^rei  mehr  und  mehr 
die  iTwfmschte  Unabiiäii,jj:i^'^ke;t  von  den  Uulseren  Temperatur- 
ve^h^iUtllsspn,  zumal  seit  die  Einfiignng  künstlicher  Feuchtung 
und  Lütnini?  durch  mannigfiiche  Vorrichtuugcu  ermöglicht  wurde. 
>kt:ucrdiug.s  ist  dazu  noch  eine  technische  Errungenöchat't 
getreten,  durch  die  die  Tennemuälzerei  auch  im  Grofsbetriebe 
erfolgretch  mit  der  pneumatischen  Mftkerei  zu  konkurrieren 
iBitande  sein  wird,  nämlich  die  in  Sachsen  in  einer  Fabrik 
erfundene  mechanische  Tennenmälzerei.  Durch  sie  wird 
einerseits  fast  die  gesamte  menschliche  Arbeitskraft,  die 
gnade  beim  Mälzen  sehr  ins  Gewicht  i^llt,  auf  mechanischem 
Vftg»  ersetzt  (mechanisches  Wenden  der  Malzhaufen)  und 
zugleich  rine  ^j^^rofso  Priizisinn  in  der  mechanischen  Ar})eit 
hoiw  Mälzen  erziHt.  Frei  lieh  ist  auch  dies  System  der 
Mai/«  r»'i  nur  für  den  nrofshctrieh  leclit  geeignet  wegen  der 
betleuicnden  Anlagek  Mcn  (ca.  25 000  Mark),  zumal  auch  eine 
erhebliche  Masehimnkratt  (durch  Elektricität  meistens)  dazu 
vorbanden  sein  niuls. 

Von '  nicht  minderer  Tragwdte  haben  sich  die  seiner  Zeit 
anter  der  Aegide  der  Professoren  Reischauer  und  Lintner 
hegrttndeten  Forschungen  in  Bezug  auf  den  Darrprozefs 
erwiesen.  ^Wohl  die  meisten  Störungen  im  Sudhause,  im 
tiähr-  und  Lagerkeller^  lassen  sich  auf  diesen  so  wichtigen, 
aber  von  vielen  Brauern  noch  so  sehr  oberflächlich  geleiteten 
Vorgang  zurüekriihren.  Vom  Darren  des  Malzes  hlingt  der 
Charakter  des  Bieres  ab\  ob  bayerisch,  wienerisch  oder 
Hrthmisch."  (l.intner  n,  a.  O.)-  Dementsprechend  fand  auch 
hier  die  er.-»iiuiende  Tei  kiiik  ein  reiches  Feld  zur  Bethatigung, 
die  Ulli  so  wertvoller  war,  als  die  liezüglichen  N'erbesscrungen 
meist  auch  dem  kleinen  Brauer  zugUnglich  sind.  (Uolzuer 
a.  a.  O.)  Die  Grundlage  aller  stattgehabten  Verbesserungen 
und  Konstruktionsergänzungen  bilden  immer  noch  die  soge- 
nsnaten  tt^ngHschen  Darren*  mit  ihrer  strahlenden  Wärme 
and  dem  liegenden  Röhrensystem.  Vornehmlich  wuitle 
Bitfeda  der  grofsartigen  physikalischen  Fortschritte  eine  über- 
aus j- >nrnie  Temperaturkontrolle  ermöglicht  und  wurden  sinn- 
liche Vorrichtungen  erfunden,  wie  die  Alarm-,  die  jSelbst- 


*  Wenigstens  in  erster  Linie,  daneben  auch  die  liefe  von  wescut- 
lither  Bsdeatmigr;  a  darfiber  naten  bm  der  Hefenteinsueht. 

I)t>r  Verf. 

•  «Solche  ijraktischen  Darrverbeöseruageu  sind  aiuh  sehr  weseut- 
Meh  fttr  -die  Steigerung  der  Extraktausbeuter  (S.  u)  Holzner  a.  a.  O. 
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schreib-  und  die  Fernsprechthermometer.  Dieses,  sowie  die 
Erfindung  selbstthätiger  Darrwendeap^arate,  vermiUelB  deren 
das  auf  der  Darre  schwitsende  Malz  in  erforderlicher  Weise 
von  aofsen  auf  mechanischem  Wege  gewendet  werden  kann, 
trugen  »u  einer  bedeutenden  Ersparnis  und  segensreichster 
Schonung  menschlicher  Arbeitskraft  bei,  zugleich  dabei  die 
Sicherheit  des  Darrprozesses  wesentlich  erhöhend:  Die  Arbeit 
auf  der  Darre,  der  häufige  und  längere  Aufenthalt  der 
Arbeiter  indem  bis  an  und  über  60 R.  heifsen  Darrraum  behufs 
Beobachtung  der  Temperatur  und  Umschaiifelung:  des  Malzes 
gilt  von  jener  als  eine  der  angrcifendtstcn  Beseliäftigungen 
im  Brauereibetrieb  und  die  möglichste  Beseitigung  derselben 
durch  die  genannten  Neuerungen  ist  so  auch  in  der  Richtung 
des  Arbeiterschutzes  ab  ein  sehr  erfreulicher  Fortschritt  zu 
betrachten. 

Das  £ntkeimen  des  Malzes  nach  dem  Darren  geschieht 
seit  längerer  Zeit  auch  vielfach  durch  Putz-  und  Polier- 
maschinen, wodurch  die  ehemaligen,  oft  bedeutenden  Verluste 
an  Körnern  durch  Zertreten  vermieden  und  die  Säuberung 

und  Herrichtung  des  Malzes  zum  Schroten  und  Maischen  in 
weit  sclmellerer  und  \ nllkommnerer  Weise  erzielt  wird.  Die 
Schrotmühlen,  die  fb*  ntalls,  je  naciidem  ein  griiberes  oder 
feineres  Schrot  gewünscht  wird,  mit  mannigfaihcn  dazu 
dienlichen  Vorrichtungen  versehen  worden  sind,  spielen  l)e- 
kanntlich  in  Bayern  wegen  ihrer  fast  durchgängigen  Ver- 
bindung mit  automatischen  Mefsvorrichtungen  eine  wichtige 
Rolle  und  haben  bezüglich  dieseri  wie  erwühnt,  mehrfaclie 
Neuerungen  aufzuweisen. 

Nachdem  das  Malz  gescJirotet,  wird  es  auf  mechanische 
Weise  in  den  Maischbottich  übergeführt.  Mannigfache 
Vorrichtungen,  Anschwänzapparate  und  dergleichen,  das 
Maischwa.sser  und  das  Malz  in  geeignpter  Weise  in  den 
Bottich  gelangen  zu  lassen,  um  ein  gutes  ,, Kintei/j^en"*  des 
Schrote«,  die  riehtijuc  Miscimng  desselben  mit  dem  Wasser  zu 
erzielen,  sind  iu  allen  be.>ser  eingerichteten  Brauereien  zu  linden. 

Die  eigentliche  Maisch-  bezw.  Braumethode  ist  in  Bayern 
▼on  jeher  in  ihrer  bewährten  Weise  im  wesentlichen  unver- 
ändert geblieben.  Entweder  wird  das  Malzschrot  kalt  ein- 
geteigt  und  unter  bestimmten,  soig&ltig  bemessenen  Tem- 
peratursteigerungen teilweise  gekocht,  dies  ist  die  von  alters 
her  in  Altbayern  (^^fünchen)  übliche  Dickmaischmethode  — ^ 
oder  das  Malz  wird  in  erwilrmtes  Wasser  geteigt  und,  nach 
Abzug  einer  gewissen  Würzenmenge  (des  sogenannten  „Satzes*^), 
die  verbleibende  Maiselie  auf  einmal  gekocht,  die  sogenannte 
Satzbrauerei,  die  vorwiegend  in  Franken  zu  Hause  ist. 

Auf  das  M  n  i  s  i-  h  - ,  L  ä  u  t  e  r  -  und  8  u  d  v  o  r  f  a  h  r  e  n 
konzentrierten  sieh  von  Jeher  die  auf  » ino  rationelle  und 
sparsam  arbeitende  Produktion    berechneten  Bestrebungen, 
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Währeud  die  meisten  der  bereiU  erwälmteii  und  noch  zu 
erwühnemltiii  tci  hiiischen  Verhesserungren  in  der  Betriebs- 
führuD^  und  Einrichtung  der  Brauerei  melir  iudirekt,  iu 
wecbadbeitiger  Ergänzung  in  der  bezeichneten  Richtung 
wu^sam  sind,  koznmt  In  diesem  Teile  der  Brautechnik  der 
in  der  direkten  Erhöhung  der  Extraktausbeute 
gipfelnde  wirtseluiftliche  Effekt  in  elementarer  Weise  zum 
Ausdruck.  Die  Erhöhung  der  Extraktausbeute,  d.  h.  die  Er- 
nelung  einer  möglichst  grolsen  Meni^e  Bier  aus  einein  möglichst 
geringen  Malzquantum  unbeschadet  der  Qualität  d<  s  fertigen 
Produktes,  ist  gewi<sf-nn,ir<pn  der  springende  Punkt,  an  »ieu 
Mch  die  übrigen  teehinsehen  Vervollkoinninungen  kiiupten 
und  «eine  praktische  Tragweite  mehr  oder  weniger  ötkundär 
unterstützen. 

Bs  war  erwähnt,    wie  schon   1825  die  überwiegend  aut 
unge<>etzlicbem  Wege  in  Aufnahme  gekommenen  Bestrebungen 
behttfs  intensiverer  ,,Gufs{UhruDg^  die  Aufmerksamkeit  der 
mafiig«4>enden  Kreise  auf  steh  gezogen  und  die  Behörden 
bewrhlftigt  hatten.   Die  daraufhin  theoretisch  und  praktisch 
unternommenen  Bemühungen,  auf  legalem  Wege  eine  sowohl 
quantitatiT  als  auch  qualitatiy  bessern  Ausnutzung  des  Roh- 
materials zu  erzielen,  waren  bereits  frühzeitig  von  Erfolgen 
begleitet,    die   allerdings   ihre  auf  di*'   «'•••samte  pewerbliehc 
Produktion  sich  erstreckend^',  wirtsehatthche  Bedeutung  erst 
seit  den  70er  Jahren  eilangten,  was  «ich  naturgemHfs  aus  der 
ges»cliihlert<ii    wirt^sehaftliehen   »Sachlage   jener   Zeit  erklärt. 
Seit  dieser  Zeit  datieren  daher  eine  Reihe  höchst  bemerkens- 
werter technischer  Fortschritte  auf  diesem  Gebiete,  die  um 
so  interessanter  erscheinen,   als  sie  vielfach  die  endliche 
praktische  Umsetzung  lange  voraufgegangener  theoretischer 
Erkenntnisse  waren.   Ein  wesentliches  Moment  für  die  prak- 
tische und  allgemeinere  Nutzbarmachung  der  bezüglich  der 
Erhöbung  der  Extraktausbeute  ausgebildeten  Methoden  war 
neben   der  Weiterbildung  der   technologischen   Chemie  die 
vielseitige  Anwendur.p^  der  Dampf  kraft  in  den  Brauereibetriel). 
Durch  diese  br-sdiiders  wurde  die  Konstruktion  des  von  den 
Ing'-nieureii   \\  clz   und    Kittner  zuerst    1879    }»?'aktisch  ver- 
wertctcn  Läutera))parats  und  die   damit  verbundene  bessere 
Handhabung  des  Brauvcri'ahreuji  eruiö^lieht.    Gegenüber  der 
bisher  vorwiegend  durch  Handbetrieb  erfolgten  Führung  des 
Maisebprozesses  wurde  nunmehr  der  Qebrauch  mechanischer^ 
mittels  Transmission  betriebener  Matschrtthrwerke  nebst  dem 
neuen  Läuterapparat  von  grundlegender  Bedeutung.   Bis  zur 
Gegenwart  dauert  die  hieran  anknüpfende  Ausgestaltung  des 
Maisch-Lftuter-  tm  !  Braubetriebes  ununterbrochen  fort  und 
hat  eine  grofse  Reihe  vervollkommneter  Systeme  und  sonstiger 
Neuerungen  auf  diesem  Gebiete  geschaffen.    Die  zii'-rst  durch 
düÄ  Welz-li*itt!ier'srhe  System  vorsurht*',   dann  durch  ilufser^t 
vervolikoiumuete   Verfahren,    iusbeäondere  duixh  die  Ein- 
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fühning  sogenannter  TreberaafhackmaBchinen  ermöglichte 
Auftcmiefsttng  und  Aualaugang  des  Malzes  und  die  Aus- 
nutzung seiner  lösliehen  Bestandteile  war  eine  bisher  ao- 
erreichte.  Wie  durch  Versuche  dargethan  wurde,  konnte 
dadurch  aus  10  Centner  Malz  genau  dasselbe  Würzequantum 
erreicht  werden,  wie  vorrleiii  aus  12  Ccntnor  gleichen  Malzes. 
Während  die  gesamte  Extraktuienge  eines  guten  Mal/,<-s 
08 — 70^.0  betrügt,  jedoch  davon  bisher  nur  50 — 58  in  die 
Würze  übergingen,  sodafs  10 — 20**  o  unbenutzt  in  den  Trcbcrn 
zurückblieben,  konnten  nun  60 — 70 "  u  Exirakt  wirklich 
gezogeu  werdend  Was  dies  für  die  Verbilligung  der  Pro- 
duktion und  damit  für  die  Steigerung  der  gesamten  Betriebs- 
rentabilität bedeutet,  liegt  auf  der  Hand. 

Es  wird  an  anderer  Stelle  eingehend  dargethan  werden« 
wie  gerade  die  Frage  nach  der  £)rhöhung  der  Extraktausbeute 
in  den  80er  Jahren  einen  Hauptpunkt  der  Diskussion  über 
die  Nothige  zahlreicher  bayerischer  Klein-  und  Mittelbrauereien 
bildete,  wie  gerade  sio  vi^'lfach  als  der  springende  Punkt 
angesichts  der  »Sachlago  betrachtet  wurde  und  die  mannig- 
fachen Vorschlüge  zur  llelbrm  sich  auf  die  nKi^lichnt  allge- 
meine Kutzbarraachung  dieses  Teile  der  brautechnischea 
Fortschritte  konzentrierten. 

An  die  Bestrebungen  zur  besseren  Ausnutzung  und  Er- 
sparnis des  Makes  durch  Erhöhung  der  Extraktausbeute 
schlössen  sich  gleichartige  in  Bezug  auf  den  Hopfen. 

Der  Hopfen  ist  durch  eigentümliche  Verhältnisse,  die 
vomehnilieli  in  weitgehenden  Schwankungen  der  {ährlichen 
Ernteausfälle  nach  Quantität  und  Qualität  und  einem  darauf- 
hin entwickelten,  entscheidenden  Einflufs  des  Zwischenhandels 
auf  dio  Preisgestaltung^  gi|jfeln,  für  die  Hcntabilität  der 
Brauerei  von  ♦■rlieblicher  Bed^•utun^^  N;u  listdiendp  Kal- 
kulation möge  dies  veranycliaulichen.  Unter  Zu^n-undele^^ung 
der  in  den  Jahren  1882 — 1890  01  tbatääclilicli  irezabiten 
Durchüchnittsijreise  bewegen  sich  die  Ausgaben  einer  iirauerei 
mit  20  000  hl.  Bier  Jahresproduktion  für  ihren  Hopfenbedarf 
in  folgeuden  DiflFerenzen: 

FMb  IHt  Liff'rbierbonfcn  (lOO  kg  nt  ttn)       AnsfnlMin  fftr  Hopfen     Mehr  «der  weittp.-r 

200  Hark  (Mittclprcis)  14  000  Man 

130     „     (Miniini  I^lurchschnittsiTeis)        9100     ^  —  4iRM>Maik 

380    „     (MaximaldurcbschiiitUspreis)  20  60Ü    ^  4  12  ÜOÜ  > 

d40    „    (PMis  von  Desember  1882)  05800    „  +51800  ^ 

Maiiüf^facher  Art  waren  die  hieraus  sich  erklärenden  Be- 
strebungen behufs  rationeller  Handhabung  des  Hopfenverbrauchs 
fUr  den  Betrieb  der  Brauerei.  Nach  der  tecnnischen  Seite 
kam  zur  Eraparung  von  Hopfen  der  Brauerei   ein  sehr 


1  8.  Zeitschrift  für  das  gesainte  Urauweöeu.  Müiicbeit 
1880,  S.  109—112. 
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frBMnÜicher  Umstand  zaGnte:  die  allgemeinere  Verwendung 
des  Eises    und   sonstiger  Kühlmittel ,    besonders   seit  der 

industriellen  "Niit/barmacliung  der  kinistlichen  Käl te erzen gunG-, 
womit  einf*  H:\ii])tur8ache  für  den  ehedem  verhältnismaisig 
gi-ülsen  Hoptenbedarf  in  d(  n  Ilintergniiitl  trat,  da  der  Hopfen 
Tornehmlich  auch  ein  Konservierungsniiiu  l  des  Biers  ist.  Dazu 
kam,  dals,  —  vielleicht  erst  seitens  der  iiupfünsparenden 
BrMier8elD8tbewxrkt-",  mehrnndinehTbeim  bierkonsomierendeii 
PuUikum  die  Geschmacksvorliebe  sich  von  den  stark  ge- 
ho^üßn,  bitteren  Bieren  ab-  und  dem  milden,  vollmundigen 
Bier  /mvandte.  Eine  Reihe  anderer,  wirtochaftlich  bedeut- 
samer Fortschritte  verdankte  femer  die  Brauerei  dem  Hopfen- 
^rn^b-l  selbst,  der  mehr  und  mehr  durch  das  seit  Ende  der 
70er  Jalir*'  sich  vervollkommnende  Konscrvicrimcrsverfahreu 
dazu  beitrug,  die  für  die  Preisgestaltung  wesentlichen  Ab- 
weichungen m  den  Marktangeboten  der  verscliiedenen  Kam- 
pagnen, infolge  der  grofsen  Verschiedenheiten  der  Ernte- 
aiumle,  atiisngleichen ;  ancb  gingen  die  Braner  viel&ch  selbst- 
stttndig  daan  Uber,  dnrch  Kutsbarmachnng  der  Hopfen' 
konservierong  (besonders  Magazinierung  desselben  in  dauernd 
kalt  gehaltenen  Bttnmen)  die  jeweiligen  Handelskonjunkturen 
in  ihrem  Interesse  auszubeuten.  In  wie  ausgedehnter  Weise 
f\\(^  bereits  dazu  gefflbrt  hat,  das  Bran^rewerbc  hinsichtlich 
»ler  «r-'^nniten  Handelsverhältnisse  des  flnpfens  sicher  zu 
»»teilen,  i>t  allj^'eniein  in  Fachkreisen  anerk aiint  und  tritt  von 
.Jahr  zu  Jahr  deutlicher  und  allgemeiner  zu  1  age  ^  Mannig- 
facher Art  sind  ferner  die  besonders  in  der  Gegenwart  regen 
Fortschritte  besttglicli  der  technischen  Verwendung  des 
Hopfens.  Hopfenserreiismaschinen,  rationelle  Konstruktionen 
yon  Hopfenseihvorrichtungen,   sowie  die  nech  in  der  Aus- 

festaltnng  begriffenen  Hopfensnd-  nnd*extrahierver£shren  sind 
ler  zu  nennen. 

Ein  ergiebiges  Feld  für  den  technischen  Fortschritt  in 
der  Brauerei  boten  von  jeher  die  für  den  Darr-  und  8ud- 
prozcl's  Hl  lietracht  kommenden  Heizanlagen  und  lleiz- 
verfahren.  Was  fUr  die  Brauerei  hierbei  an  VervoU- 
kommnuugeu  aller  Art  erzielt  ist,  ist  mit  der  Geschichte  der 
gesamten  Maschinenindostrie  eng  verknllpfL  Von  wie  groCsem 
Einifaisse  die  rationelle  Handhabung  des  Heiawesens  für  die 
licntabilität  der  Brauerei  ist,  möge  aus  nachstehender  Kalku« 
iation  erhellen,  die  auf  den  Ergebnissen  einer  höchst  in- 
teressanten, vom  Verein  „Versuchs-  und  Leliranstalt  für 
Brauerei  in  Berlin"  im  Jahre  1885  veranstalteten  Knqnctc 
tlber  den  Kohlenverbrauch  in  Brauereien  ful'at:    Es  beiäuft 

^  Des  Niilioren  hiorfibor  s.  in  dos  Vcrfnp-f^r'  Buch:  .,D*'r  Hopfen - 
handel;  Produktion,  Verkehr  und  Preise  deä  ilupt'ciiB  nebst  Ueäcbicbtei 
Oi^nMlon  und  Tsehalk  dss  flopfenluuidels''.  Berttn  1891. 
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sich  danach  der  Kohlenverbraucli  zum  iJarreu  und  Verbraaen 
für  100  kg.  Malz: 

im  Maximum  auf  252,50  kg.  Kohlen, 
im  Minimum  auf   82,50   ^  „ 
und  im  Durclischnitt  auf  151,3u   „  „ 
Pro  100  kg.  böhmische  Braunkohlen  den  Preis  von  nur 
1  Mark  vor  1889  angenommen so  ergiebt  sich  ein  Rosten- 
aufwand  auf  1  hl.  Bier  (~  25  kg.  Malz  angenommen)  von 

0,63  Mk.  im  Maximum, 

0,21    „     im  Minimum, 
und  0,38    „     im  Durchschnitt. 
Für  die  Gesamtrentdiilität  des  Betriebes  bedeuten  diese 
lediglich   durch  die  Ver^cliiedenheit  in  dor  Grito  des  Hoiz- 
wesoiis  l)odin/:^ten  AbwoieIiiin;^«'ii  bei  einer  lirauerei  mit  einer 
JahiM'tiprodiiktion   von  20  000  hl   einen  Aufwandsunterschied 
von  ca.  1400  Mark.    Neuerdings  aber,  nach  1890,   wo  man 
den  Preis  der  Braunkohlen  im  grofsen  Durchschnitt  auf  min- 
destens 1,75  Mark  pro  100  kg  veranschlagen  kann,  stellt  sich 
dieser  Rostenunterscbted  in  praxi  auf  ca.  2600  Mark.  Diese 
grofsen  Unterschiede  in  den  Betriebsergebnissen  des  Heiz- 
wesens in  der  Brauerei  weisen  besonders  hinsichtlicli  des  er- 
zielten Mininiahiufvvandes  auf  die  grofsen  Fortschritte  hin,  die 
auf  diesem  Gebiete  ditr  IVchnik  gemacht  worden  sind.  Der 
Brauerei inj^enieur  ist  heutzutage  neben  dem  Brauereichemiker 
eine  gewohnte  Erscheinirng-  im  Brauereibetriebe ;  seine  ThTitig- 
keit  erstreckt  sicli  zu  einem  gut'  ii  Teil  anf  die  ration<'11o  Kin- 
richtung  und  Beobachtung  des  lleizwcsens.    Die  techinsclieu 
Vervollkommnunjren  der  Darranlagen,  der  Peuerungssysteme 
und  die  wissensciiaülieii  erprobte  Unterhaltung  der  Feuerung 
und  Leitung  des  Verbrennungsprozesses,  unterstützt  durch  sinn- 
reich konstruierte  Ventilations-,  Rufsverbrennungs  -  und  Ab- 
zugssysteme, durch  die  fortschreitende  VerroUkommnung  der 
Kessel-  und  Damufmaschinenanlagen,  durch  die  mannigfachen 
F«>rderungen  infolge  der  Wirksamkeit  der  staatlichen  Dampf- 
kesselgesetzgebung,  durch  die  Kesselrevisionsvereine,  speciell 
die  Errichtung  von  Heizversuchs-  und  Kontrollstationen  und 
die  Onindung  von  Heizerschulen  und  Einführung  von  T>e]ir- 
lu  izern,  alles  das  Iiat  in  ersprielslichster  Weise  zusnimnen- 
gewirkt,  die  industri(^lle  Nutzbarmachung  des  Maschinenwv^seiis 
aueh  nach  dieser  Seite  für  die  Brauerei  in  weiterem  Umfange 
zu  ermöglichen.    Auch  die  mannigfachen  Anwendungen  der 
Dampf-  und  Gasheizung  haben  nebst  den  betreffenden  Ma- 
schinen in  der  Brauerei  Eingang  gefunden  und  sich  auch  hier 


'  In  der  Bmuc^rei,  Bpeciell  in  SUd(l<^ut.'?ch!fiiid .  wird  überwiegend 
diese  Kohle  gebraucht.  Bezüglich  des  aiigosetzten  ungefähren  Durch- 
schnittspreiBes  8.  „Die  wirtschaRlicbe  Bewegung  von  Hioosi  und  Industrie 
in  Deatechland  im  Zeitranm  von  1884— 16g8'<.  Berlin  1890.  2.  Bd.  S.  126. 
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besonderis  für  kleinere  Betriebe  nutzbar  erwiesen.  Eh  ergänzen 
atdi  hier  nach  yerschiedenen  Seiten  hin  die  technisch-maachi* 
neUen  EinriGhtungen  snr  meehaaiBchen  Krofltenseugung  durch 
Motorenbetrieb  und  za  Feuerung»-  (Heiz-)  mu!  Beleaditungs- 
zwecken.  —  VidÜBMsh  geteilt  sind  noch  die  Meinungen  über 
den  Natsen  der  allgemeineren  Anwendung  des  Dampfes  zu 
Tie'iZ',  insbosnndere  zu  Kochzwecken  a?i  Stelle  der  rfirekten 
Ffin-rheiziuig.  In  manchen  Gegenr^en  '  uml  nielit  nur  in  Grnfs- 
bniuereien  ist  man  ziemlich  häufig  zur  sogenannten  „l)juui)t- 
kochung"  der  Maiöclie  und  des  Bieri^  übergegangen,  die  sich 
anerkanntermaTsen  bedeutend  billiger  stellt.  Jedoch  scheinen 
teehniechen  SHolge  bezüglich  des  Charakters  des  auf  diese 
Weiee  gesottenen  Bieres  nicht  immer  befriedigt  su  haben,  da 
man  viel&ch  vom  „Dampfbier"  wieder  zum  „Feuerbier" 
zurückgegangen  ist.  Es  bricht  sich  jedoch  anscheinend  all- 
mählich die  Überzeugung  Bahn,  dafs  die  Dampfkocliung  bei 
nchtig'T  Tlandhabunp:  auch  t.echniöcL  befriedigende  Resultate 
zn  «  rzieieu  (M'niögiiche,  und  dafs  mit  der  weiteren  Ausgestal- 
tung des  Maschinenbetriebes  auch  die  Brauerei  wie  zahlreiche 
andere  Industrien  neben  dem  Kraftdamuf  auch  dem  wirt- 
i»chaftlich  sehr  rentablen  Kochdampf  erhöhte  Aufmerksamkeit 
Eiir  praktischen  Katabarmachung  znwenden  wird. 

Die  erhöhte  ^rtschafitlichkeit  der  Produktion  wandte  sich 
auch  der  rationelleren  Katzbarmachung  der  Neben-  and  Ab- 
fallstoffe im  Betriebe  zu.  Aufser  den  schon  genannten  Treber- 
nuriiackniaschinen,  durch  die  eine  möglichst  vollkommene  Ex- 
trahierung aller  noch  in  d«*n  Trebern  befindlichen  Extrakt- 
stoffe, j»owie  eine  gleichniaisige  Dnrcliarheitang  der  Treber 
erzielt  wird,  wurden  mittels»  sogenannter  Trebertrocken- 
apparate,  deren  es  zur  Zeit  mehrere  Systeme  giebt,  die  Treber 
in  geeigneter  Weise  für  den  Handel  präpariert  und  kon- 
semerongsftbig  gemacht 

Vom  Sudhaose  gekngt  die  Wttne  auf  mechanischem  Wege 
(Pumpen,  Rohrleitungen)  auf  die  „Kühle"  und  wird  dort  auf 
die  Bum  Anstellen  im  Gährkeller  nötige  Temperatur  a])gckühlt 
und  zugleich  durch  Verdunsten,  soweit  erforderlich,  kon- 
centriert  und  durch  die  Lüftung  oxydiert.  In  kleinen  lii-aucrcien 
mit  IIan<lhetrieb  j^eschieht  aas  Uberl'idiren  der  \\ Hi'zc  aufs 
KühlschiH'  vii^lfach  noch  mittels  Trft£!r1)iitt"n  und  Eimer,  wa« 
mit  vielen  ünzutraglichkeiteu  verknüpft  ist.  insbesondere  Zeit- 
rerlost  und  oft  erhebliohem  „Schwand^yerlust  Aulserdem  ist 
dabei  die  Oe&hr  der  Infisiemng  der  Wfirae  sehr  grois.  (8.  u.) 

An  den  Ktthlprozefs  haben  sich  im  Brauereibetriebe 
in  den  letEten  Decenni(ui  die  weitgehendsten  technischen  Um- 
wandlungen geknüpft,  die  alle  Teile  des  Betriebes  in  ihr  Be- 
reich gezogen  haben.   Über  die  grundl^nde  Bedeutung  der 

^  So  wird  üics  besonders  aas  Baden  von  dem  dortigen  Fabrik- 
isipoktor  betiditst  a888). 
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Eisanwendung  in  der  Bittaerei^  die  ecbliefdidi  zu  der  genialen 
E^rfiodmig  der  künstlichen  KältoerzengangnBaschinen  f^ÜiTte, 
Ihr  deren  Sicherheit  und  Produktions-  und  Abeatzerweiterong' 

war  bereits  oben  abgehandelt.  W«»hl  auf  keinem  Gebiet  der 
Hrautochnik  haben  die  in  d^r  rrsf^n  Pha^se  der  modernen 
BraiKTeiiiiuwicklunf;  begründeten  Keime  so  b<'deutende,  die 
Gesamtheit  den  Gewerbes  beherröchende  Ertoige  gezeitigt  und 
weit  darüber  hinan«  in  den  mannigfachsten  Industrien  sich 
fruchtbar  erwiesen,  wie  bei  der  Weiterbildung  der  tcchniüelieu 
Eis-  bezw.  Kälte  Verwendung.  Das  gilt  besonders  von  der 
tiberaas  rasch  und  yielseitig  entwickelten  Kunsteis-  und  KAlte« 
fiibrikation  Nachstehende  allgeineine  KalknUtionf  die  ans  der 
grofsen  Zahl  derartiger  rechnungsmäfsiger  Aufstellungen  heraus- 
gegriffen ist,  mOge  die  wirtechaftliche,  allerdings  mehr  in 
der  Erhöhung  der  allgemeinen  Betriebssicherheit  als  in  der 
direkten  Billigkeit  gipfelnde  Bedeutung  derKunsteisverwendung 
g^enUber  der  des  oft  stark  im  Preise  schwankenden  Natur- 
eises darthun.  Es  hptraL':*  ii  hju-Ii  detaillierten  Angaben  des 
Krtinders*  die  allgemeinen  iietriebskosten  einer  Wind- 
hausenscheu  Eismaschine  pro  Tag  bei  einer  Produktion  von: 


250  Gtr. 

500  Ctr. 

1000  Ctr. 

2000  Ctr. 

Be- 

merfcnngen 

Jt 

Jl 

Jl 

Jt 

a)  An  Kohlen  6  Pfund 

pro  Ccotner  EIb,  k 

Centner  1  ^  .  .  . 

14,40 

25 

50 

100 

'  f)  Arbeiter 

b)  2  Tages-  u  2yacht- 

arbeiter  A           ,  . 

12 

12 

28^ 

>  Ö  Arbeiter 

c)  Ziuscn  und  Amorti- 

sationen zu  15^/0  bei 

300  Arbeitstagen 

12 

18 

24 

36 

dj  Beleuchtung,  In- 

standhaltung ,  Ver- 

luste u.  «.  m.  ... 

5,00 

10 

18 

SO 

Zusammen 

•14  1 

/•r  1 

110 

190 

d.  t  pro  Centncr  Eis 

17,ö  4  1 

13  4  1 

11  4  1 

9,5  4 

Die  zunehmende  Billi<;kcit  der  Ivunsieisvorwendung  bei 
gröfserer  Leistungsfähigkeit  der  Eismaschine  entspricht  der 
DekaDnten  Tbatsache,  dafs  bei  den  meisten  Maschinen  die 


*  Einen  wesentlichen  Anetofs  hierzu  gaben  speciell  die  exorbitant 
hohen  Preise  für  Natureis  im  Jahre  18«4,  wo  der  Centner  Eis  bis  zu 
2  Mark  bezahlt  wurde  und  norwegisches  Blockeia  in  grofsen  Mengen  bis 
nach  Wien  verfuhrt  wurde. 

*  8.  KQmberger  Allgemeine  Hopfenseitimg.  Nfimbeig  1878,  S.  48. 
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Bülig'keit  des  Betriebes  der  Grölse  der  Kraftäiifsming  })ro- 
portional  ist.  Dasselbe  zeigt  sicli  auch  bezüglich  der  Anlage- 
kosit-n  der  Maschinen.  Nach  Arj3:abe  des  Erfinders  belaufen 
sich  diecie  bei  eiuer  Blockeifimasciuue  mit  oiuer  t^licheo  Pro- 
duktion Ton 

I.  bis  250  Centner  auf  25  000  Mark, 
n.  .    500      »       „   36000  , 
m.  „  1000      «       .  48000  . 
IV.  .  2000      ,       .   72000  , 

£b  erhellt  hieraus,  wie  bei  der  Aneignung  techuischer 
FortBcbritte  der  Grofsbetrieb  im  allgemeinen  nicht  nur  absolut, 
«ondem  auch  relativ  rentabler  arbeitet,  ak  der  Mittel-  und 
Kleinbetrieb',  eine  That.sachey  die  auch  im  Entwickhmgs- 
prozpfs  des  Braugcwt-rbes  eine  ••iit-^clK'id^'nfle  KoHe  gespielt  hat. 

1  )it  technische  Verwendung  de^s  Eiües  und  der  sogenannten 
^Kalilutt"  bczw.  der  Kälteflüssigkeit  ist  heutzutage  in  der 
Brauerei  eine  aulserst  maiuiigfaltige.  Kiii  Gewirr  von  Kiihi- 
leitungen  durcluneht  fast  alle  Betriebartume.  Die  siefaere  Auf!» 
bewahrung  des  Hopfens  durch  längere  Zeit  ist  eben&lls  hier- 
durch ermöglicht.  An  Stelle  des  von  alters  her  üblichen, 
einen  gro&en  Raum  beanspruchenden  Kühlschiffes  sind  zahl- 
reiche iSysteme  von  kleineren,  sinnreich  konstruierten  Kühl- 
«ipparaten  (Gegeu.stroiukiihlern  u.  a.  m.)  aufgekommen,  auf 
denen  die  aus  dem  8udliausf  knnunende  heilse  VVürz'^  in 
kihzottT  Zeit  und  auf  gefahrloM'.ste  W'ei.se  auf  die  nütigo 
Auätcllteiupcratur  gebracht  wird.  Gerade  wegen  der  mit  der 
KühUchiffanwendung  verbundenen  grofsen  Infektionsgefahr 
der  WQrsee  (s.  unten)  ist  seit  einigen  Jahren  die  inuner  all- 
gemeinere Abschaffung  des  Euhlschiffs  von  seiten  der  Wissen- 
schaft und  fortschreitenden  Technik  erstrebt.  Im  Jahre  1880 
fimd  in  Berlin  eine  diesem  Zwecke  gewidmete  Specialans* 
stellang  von  Ersatzapparaten  des  Kühlschiffes  statt,  die  ein 
anr^'^'  -t  reichhaltiges  Material  zu  Tage  forderte.  —  Besonders 
die  Kuidung  der  G;lhr-  und  Lagerkeller  wird  mehr  un<l  mehr 
duich  weitverzweigte,  von  einer  Centrale  aus  gexpeiJfitr  Kühl- 
anlagen bewerkstelligt  und  zwar  teils  durch  Kühlung  der 
Räume  selbst  und  teils  durch  Kühlung  der  in  ihnen  befind- 
lichen Bottiche  und  Fllaser  durch  sogenannte  Kühlschlangen, 
Taschenkflhler  u.  dergl.  Ein  greiser  ökonomischer  Vorteil 
erwuchs  dabei  wie  aus  der  Anwendung  kttnstlicher  Kältemittel 


•  Um  welch  bedeuteude  JSicber^^tellutig  unii  «iumit  lictriebsverbiliigung 
m  tkh  hierbei  oft  handelt,  erhellt  daraus,  (lafs  beispielsweise  der  Brauerei- 
besitzer  Gabrit  l  ScillTirivr  1877  berichtete,  dafs  er  durch  inn  LitKiesche 
Eismaschine  bei  ^Ustimdiger  Arbeit  täglich  mindestenfi  löO  Ccutuer  Natur- 
«B  ecsparel  Als  18d4  du  KatornB  knapp  und  teuer  war,  wurden  allein 
io  Manefaen  40  üttünnw  kg  Kanttds  in  den  Bnasisien  wbfaaebt 
Poffwbiiasm  (Sl)  Xü  1.  ~  Strar*.  8 
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tOxM-liaupt  durf*h  dip  damit  eTitl)ohrlich  werdondcn  bisherigen, 
üit  sr»hr  umfanj^rciclioii  EiHkelleraulageu  und  dw  Btärkeren 
Besetzung;  der  Lagerkeiler  mit  Fftssern:  ein  X^^rteil,  der  für 
die  Erweiterung  der  Produktion  wegen  der  Erfiparnii»  neuer 
Lagerkeller  ganz  wesentlich  ins  Gewicht  fieL 

Daneben  und  aber  auch  für  die  Verwendang  des  Natur- 
eiaes,  die  in  den  mittleren  und  kleineren  Betrieben  noch  ali- 
gemein  überwiegt  wegen  der  betrttehtliehen  Anlagekosten  von 
Kühlma-schinen ,  zahlreiche  VerbeBserungen ,  besonders  hin- 
sichtlich der  Aufbewahrung  des  Eines  erfolgt,  die  zumeist 
schon  in  den  sechzip:er  Jahren  aufkamen.  Es  war  erwfthnt, 
wie  speciell  aus  Amerika'  mannigtaciie,  wertvolle  Anr»"^'un^M'n 
hierher  gelangten,  und  damit  die  TlnterseliifMl*'  Ix?!  der  Ver- 
wendung von  Natureis  und  Kunsteis  in  mannigfacher  Weise 
EU  Gunsten  der  ßetriebsergebuisse  bei  ersterein  verringert 
wurden. 

Fttr  die  Entfaltung  des  Fernverkehrs  mit  Bier  gewann 
die  Verwendung  von  Natur^  oder  Kunsteis  durch  die  Kon- 
struktion sogenannter  Eiswaggons  und  durch  die  Ausstattung 

der  grofsen  Überseedampfer  mit  Kii  Iii  an  lagen  woitreichen<le 
Bedeutung.  Die  \vei(V5en,  gegen  die  strahlend*'  Sömienwftrnte 
sehr  unempfindÜelien  Hiorwaggons  der  Exporlbrauereien ,  Aiv 
teilweise  mit  i>oppelwaudungen,  zwischen  denen  Eis  gepackt 
wii'd,  verschen  sind,  oder  in  denen  die  Bierfässer  zwischen 
EbblOcken  eingelagert  werden,  werden  wohl  jedem  auf- 
gefallen  sein. 

Alle  diese  Anwendungsformen  des  Eisos  und  der  Kälte 
überhaupt  in  der  Brauerei  haben  aber  ihre  endgtütig  praktische 
Bedeutung  für  den  gesaraten  Brauerei  betrieb  erst  gewonnen, 

seit  CS  unter  dem  Vriranr^chon  der  wissenschaftHrlion  Forschung 
gelan;^ ,  da^  1  laiipt  postulat  ftir  oine  goKic  licrto ,  di«'  (iiitf  dos 
Produktes  garautitTfude  l'otrich.slulirunir  in  scin<M*  ;L^anzen 
Schärfe  und  Tragweiic  zu  eikcmicn  und  praktiöch  zur  Geltung 
zu  bringen.  Nämlich :  die  Sicherheit  der  Produktion  vor  1  u  - 
fektionen  aller  Art  und  demgemäds  die  strikte  Reinhaltung 
aller  bei  der  Produktion  einwirkenden  Elemente  von  denselben. 

Qrundlegend  für  alle  hierauf  gerichteten  Bestrebungen 
war  die  wissenschaftliche  Erforschung  der  Gährungs- 
ersch  e  i  n  ungen  ,  1  t  en  pniblnnatisclie  Is'atur  schon  frtth- 
seitig  die  Wi?«HPn>(  liait  lH'sch;itti;^n  hatte. 

rJk  war  Ix-i  dor  Scliildcrun;^  der  wis8*'n>rhal"tliflirii  in,.! 
technischen  Entw ickbing  der  Brauerei  in  ihrer  ertit»  ii  rha»«' 
ausgeführt,  dals  der  Brauprozel's  seiner  chemischen  und  physio- 
logischen  Natur  nach    sich  in   der  Hauptsache    in  zwei 


1  Ho  die  bskstutio  Brainardsohen  fiUkeUer  besir.  -hinser. 
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Vorptng^o  trliedert:  Erstens  die  Umwandlung  des  im  Roh- 
material -  der  Gerste  —  enthaltenen  Stärkemehls  in  Zucker 
und  Di'xtrin  und  zweitens  die  teilweise  Umaetsung  dieser 
Pruduktc  in  Alkohol  und  Kohlensäure. 

Die  ELiarlegung  des  ersten  Vorganges  durch  Entdeckung 
des  Ditttase-FermenlB  fällt  bereits  in  die  dreil^iger  Jahre, 
und  ee  war  gezeigt,  wie  die  daraufhin  besonden  in  Bayern 
systematisch  weiterbetriebene  Forschung  in  der  Folge  die  volle 
theoretische  Erkenntnis  ermdglichte  und  damit  die  Handhabe 
au  praktischer  Umsetzung  derselben  gewonnen  wurde. 

Schwieri«^f»r  isrpstalti^tn  sich  die  zum  Teil  ebenfalls  dadurch 
aniTPrecrtc  Ht-mühun^  über  den  zweiten  Vorgang  im  Brau- 
pro/ierSf  speciell  ulicr  die  Natui*  des  die  Gährung  üediogenden 
F <*rment8,  der  Hefe,  Licht  zu  erlangen. 

Bereit»  IG80  hatte  derErtiuder  des  Mikroskops,  Leuwen- 
hoek,  die  Hefe  mikroskopisch  untersneht,  sie  aber  nur  als 
ein  Qemenge  eiförmiger  Kügelchen  su  erkennen  vermocht 
Bis  in  die  siebziger  Jahre  unseres  Jahrhunderts  tanpte  trots 
einiger  sehr  bemerkenswerter  Ansätze  (Cagniard  de  Latour, 
Schwann,  Mittsch«  rlidi)  die  wissenschaftlirbe  Forschung  im 
duiikrin,  standen  sich  die  verschicdensteu,  <»tt  al)CMireucrlichcn 
I  ly[>*>tlio.^<  ü  gegenüber  und  lösten  sich  in  mannigfacher  Weise 
ab.  Selbst  Liebig  stand  fif^ciulich  noch  auf  dem  Boden  der 
Lehre  von  „fauligen,  anorganischen  Giüirungsäubstanzen",  und 
bildete,  als  endlich  durch  die  genialen,  auf  die  fast  in  Ver- 

fessenheit  geratenen  Forschungen  der  genannten  Geldbrten 
iljsenden  ]&gebntsse  Pasteurs  lieht  in  die  Materie  kam, 
durch  adne  anfiingHche  Polemik  gegen  die  von  diesem  be- 
haupteten Thatsachen  die  letate  wissenschaftliche  Stütee  der 
nunmehr  endgültig  Überwundenen  Theorien. 

Bereits  seit  1858  hatte  sich  Pastrur  mit  Studien  auf  diesem 
Gebiete  beschäftigt,  die  im  Verein  der  Er^'^''l)uis!5e  von  Nägel i 
und  >|(äter  Märker.  DdbHick,  Hayduck,  I>iiidner.  Rees, 
Kjeldal  u.  a.  berufen  waren,  eine  neue  Epoche  für  die  wissen- 
achaftliche  und  technische  Ausgesüiltung  der  Brauerei  ein- 
suleiten.  Nunmehr  war  die  physiologisch-chemische  Katur  des 
Bnmproaesses  in  seinen  Hauptphasen  klargelegt  und,  —  es 
ist  nicht  zuviel  behauptet  — ,  der  Schlufsstein  gefunden,  der 
das  Oeb&nde  der  Brauereitechnik  und  -fln  inie  zu  krönen 
bestimmt  war.  Diese  seitdem  auf  das  vielseitii^ste  weiterbe- 
triebenen Studien  fil»er  die  Natur,  die  Funktionen  und  Lebens- 
bedin;4UH;fen  di  r  liefe  sind  zugleich  ein  inteariercnd«  r  lie- 
st^indteil  der  und'as.sendcu ,  grundlegenden  AiUeiteu,  die  die 
neue  Ära  der  „Biochemie"  gezeitigt  hat.  Auf  der  nun  ge- 
gebenen £rkenntiiiB  der  Katur  der  Hefe  als  eines  pflanz- 
uchen  Lebewesens  und  der  Qährung  als  des  Stoffwechsel- 
und  Fortpflanaungsproaesses  der  Hefe  aufbauend ,  setate  nun 

8* 
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die  wigsenschaftliche  Forschung  mit  aller  Kraft  ein  and  ver- 
mochte bereits  binnen  v-  rhilltnisrnJirsig  kurzer  Zeit  über- 
raschende praktische  itesultate  aufistt weisen,  die  für  die 

einschlägige  Technik  des  Brauwesens  ganz  neue  Perspektiven 
eröffneten  iiiid  bereits  viel  fach  fruchtbar  für  dieselbe  wirkten. 
Dem  schon  cM-wahnten,  durch  die  Schule  Scdlniayr.s  und 
Kaisers  in  München  gegangenen,  diliiixlien  lirauereibesitzer 
Jacobs  (Ml  gehiihrt  hierbei  ein  (biuernde^  X'erdienst,  indem 
er  durch  SciiatVung  eines  groliien,  niil  seiiier  Brauerei  Alt- 
Carlsberg  bei  Kopenhagen  verbundenen  Versuchsiaboratoriums 
diesen  Forschungen  eine  erspriersliche  Heimstätte  bereitete. 
Von  hier  aus  erfuhren  die  rasteurschen  Anregungen  durch 
den  berühmten  Leiter  des  Laboratoriums,  Professor  Christian 
Hansen,  bis  zur  Gegenwart  ihre  hervorragendsten  Ergeb- 
nisse für  die  Praxis  der  Brauerei.  Danehen  wurde  auch  in 
Berlin  und  München  die  Forschung  lebhaft  gefordert  und  be- 
sonders in  Berlin  ist  es  gelungen,  die  Ergebnisse  derselh  «n  in 
grofsem  Malsstahe  für  die  Praxis  der  Brauerei  mit  l\rt'<'lic 
nutzbar  zu  machen  und  sie  neuerdings  auch  auf  die  Technik 
der  Brennerei  zu  erstrecken. 

Es  würde  zu  weit  führen,  den  Verlaut  dieser  durch 
Paateur  begründeten  Forschungen  im  einzelnen  zu  verfolgen. 
Soweit  sie  zu  übersehen  sind,  beruhen  die  praktischen  P^rgeb- 
nisse  derselben  Tornehmlich  in  der  E«rkenntnis  und  Nutz- 
anwendung zweier  Thatsachen:  Erstens  das  Vorhandensein 
▼erschiedener  Heferassen  und  zweitens  die  Feststellung  der 
je  nach  der  IJasse  mehr  oder  minder  verschiedenen  Funktionen 
und  Lebensbedingungen  der  Hefe.  Man  lernte  allmählich 
einen  Kreis  bestimmter  Tieferassen  kennen  ,  die  für  die  Qua- 
lität und  den  gesamten  Charakter  des  diircli  sie  g^'^ohreiien 
Biers  von  ganz  specitischer ,  günstiger  oder  ungünstiger 
\N  irkung  waren.  Für  die  Praxis  erwuchs  daraus  eine  di-r 
griUsten  technischen  Krrungensciiatten,  die  durcli  Konstruktion 
geeigneter  Vorrichtungen  und  Apparate  ermöglichte  Hefe- 
reinzucht,  d.  h.  die  reine  Weiterzachtung  einer  Heferasae 
von  einer  Mutterzelle  von  Generation  zu  Generation.  Hand 
in  Hand  damit  ging  die  Auffindung  von  Methoden,  die  De- 
generierung der  Hefe  (durch  Inzucht  u.  a.  m.)  zu  verhüten 
und  andererseits  die  eminent  wichtige  Möglichkeit^  den  Gang 
der  Gährung  in  erwünschter  Weise  zu  regulieren,  um  je  nach 
Bedarf  ein  niedrigvergohrenes  (extraktreiches)  o<ler  ein  hocl»- 
vergohrenes  (alkoholreicli<'s ) ,  in  beiden  Fallen  alter  kohlen- 
säurereiclies  Bier  zu  erzielen.  Was  diese  Errungenschaft  rler 
last  absoluten  Sicherheit  und  Beherrschung  des  Gährprozesses 
für  die  gesamte  Brauerei  uiul  deren  wirtschaftliclie  Grundlage 
bedeutet,  zumal  wenn  man  sich  die  noch  gar  nicht  weit 
zurückliegenden  Zeiten  machtloser  Empirie  vergegenwärtigt, 
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liegt  auf  der  Hand  und  ist  ein  weeentliches  Moment  für  den 
wiesenscbat'tlich-industriellen  Charakter  der  BrauereL 

Es  konnte  nicht  ausbleiben,  dafs  diese  bedeutsamen  Um- 
wäliun^cn  in  der  GÄhrung^^tcrlinik  für  den  gesamten  Brauerei- 
prozefs  einschneid«nid<'  Kiickwirkun^^cii  im  Gefolge  hatten, 
we^«»n  dorcn  man  neuerding«  auch  die  Hrauerei,  Brennerei 
und  Prf  fbli»  {enlabrikation  treffend  als  „(lilhrungsgeworbe"  be- 
ueichuet  liat.  Nun  erst  konnten  dio  verscliiedenen  Abschnitte 
d*'n  ^lälzungB-,  Darr-,  Maibch-  und  Sudprozesses  in  ihren 
wecbsolseitigen  Bedingungen  erkannt  und  der  Betrieb  durch- 
giingig  ron  einheitlichen  Gesichtspunkten  in  der  diesem  Zu- 
sammenhange  seiner  Teile  entsprechenden  Weise  folgerichtig 
gebandhabt  werden.  Die  wissenschafüiche  Forschung  ist  hier 
in  der  Aufaeigung  der  Zusammenhänge  aswiscben  scheinbar 
ganz  inkoherenten  Momenten  in  der  Brauerei  und  der  Trag- 
woTte  chemischer  Vorgänge  wMhrend  einer  der  genannten 
Betriebsphasen  fttr  das  im  Bier  erzn  lte  Endresultat  zu  stannens- 
wrrt« T  Feinln'it  aus;j;(  bildet.  l  ür  dio  Praxis  der  Betriebs- 
fiihruü^  gewannen  nrlx  n  der  Hefenreinzucht  und  der  einheit- 
lichen Behandlun^'^  d«'s  ganzen  Brauproze.s.ses  besonders  die 
auf  Verhütunj^  dor  Infektion  gerichteten  Bestrebungen 
einen  breiten  Raum,  wovon  auch  bereits  mehrfach  andeutungs- 
weise die  Rede  war. 

Wie  erwähnt,  hatte  das  experimentelle  Studium  der  Hefe- 
rsssen  alsbald  zur  Unterscheidung  von  nützlichen,  normalen 
und  schttdlichen,  sogenannten  wilden'^  Heferassen,  sowie  zur 
Kamtnis  zahlreicher  anderer  für  d^is  Bier  schädlicher  Mikro- 
organismen ,  insbesondere  gewisse  Bakterien  und  »Schimmel- 
pilze geführt.  Demgeniäfs  wandte  sich  die  Aufmerksamkeit 
alsbald  auf  Femhaltung  dieser  Elemente  zu  und  zw.ir  zu- 
nächst durch  Erforschung  und  Ver>|>errung  der  Hcrkunluorte 
bcÄW.  Zutritt''J3:el«'<}^enlieiten  denselben. 

AU  eine  Ilaiiptquelle  für  die  oft  00  vet  hiin^^niüvollen  In- 
fektionen der  Brauerei  erkannte  man  in  erster  Linie  das 
offene  Kühlschiff.  Die  auf  ihm  in  grofser  Ausdehnung 
lagernde,  stark  zuckerhaltige  Bierwürze  stellt  besonders  bei 
b^timmten  Temneraturgraden  während  des  Abkühlens  einen 
SutVerst  empfänglichen  Nährboden  für  hakt*  rir>se  und  sonstige 
Infektionen  dar.  Demzufolge  erklären  sich  die  oben  er- 
wähnten Beatreliungcn  zur  Abschaffung  des  Kühlschiffes  und 
Kr-setzung  durcl»  ü^eei^-netere  Kr-Idi)  »parate.  Die  immer 
weitergehende  Auldeekunur  von  Int«  ktioiisgefahren  in  allen 
Tt;ik*n  und  J^tadien  des  Betriebes,  sowold  in  den  If.-iuuirn, 
Geßifsen  und  H<>lirl"itungen ,  als  durch  die  Koh-  und  liulfs- 
stoffe.  wie  B.  das  Wasser,  das  Natureis,  alles  dies  trug 
dazu  bei,  den  Brauprozefs  durchweg  mit  der  gröfstmöglichsteu 
Sor^üt  und  Sauberkeit  zu  betreiben  und  durch  technische 
Hülfsmittd  mannigfachster  Art  vor  diesen  Gefahren  zu  sichern. 
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Das  System  dieser  VorsichtamaÜsregeln  ist  darch  subtile  Vor- 
prüfung der  Rohmaterialien,  des  ßrauwassers,  durch  geeignete 

Ventilation,  insbesondere  aber  durch  sinnreiche,  groCs  an- 

felegte  Luftfilteranlagen  fUr  den  Gährkeller  und  in  Ergänzung 
amit  durch  geschlosy»  it<  Kühlanbigen  und  Hefereinzucht  so- 
weit grdirhon .  dafn  danach  die  Bierproduktion  nahezu  vo!l- 
sfnn<ltL'^  unter  Fenihaltung  der  in  Hctracht  koranion<l«  n  Krauk- 
h<'its»'rre;;er  eriolgen  kann.  Die  sclion  erwähnte  Aubsiellnnjic 
dos  Vereins  Versuchs-  und  Lehranstalt  für  Brauerei  in  Bi  rliu 
in»  Jahre  1889  hatte  neben  der  Abschaffung  des  Kühlschiffes 
die  Vorflihrung  aller  die  Infektionsgefahren  des  Brauerei- 
betriebs überhaupt  verhütenden  Apparate  und  Vorkehrungen 
zum  Zwecke  und  hat  anerkanntennafsen  bereits  weitreichende 
Erfolge  für  die  Praxis  gezeitigt  Was  die  Benuteung  soge- 
nannter „reiner"  Hefen  betrifft,  so  sind  die  Orofsbrauereien 
mehr  und  mehr  dazu  übergegangen,  sich  dieselben  in  eigenen 
Reinzuchtsanlnf,^f»Ti  7ai  züchten,  während  die  grofse  Menge  der 
Klein-  und  j^Iirtclbrauereion  ihren  Zeug  teils  von  Orofs- 
brauereien. teils  aus  brautechnis(  heil  Vorsuehsstatidnen  V)e- 
zieht^  I>ie  i^enannte  Berliner  Vei-.suclisaustalt  hat  neuerdings 
die  Fabrikation  einer  j^ntlseren  Zahl  bestimmter  llet'erassen 
uihI  deren  Vertrieb  im  grofsen  mit  vielem  Erfolge  unter- 
nommen und  bedient  sich  dazu  neuerdings  eines  daselbst  auf- 
gefundenen epochemachende  Verfahrens,  der  sogenannten 
Schnellgährung  im  grofsen. 

Äufserst  segensreich  für  die  Fortexistenz  zahlreicher 
Brauereien  haben  die  seit  den  achtziger  Jahren  vermehrten 
brautechnischen  ^'(  rsuchsstationen  gewirkt.  Nicht  nur,  dafs 
sie  dem  Rat  und  Aufschlufs  sui  lieiiden  Praktiker  durch 
Analyse  der  von  ihm  eingesendeten  Proben  von  Rohmaterialon, 
soTistigen  Hülfsstoffen  imd  Bier  dienstbar  wunb-n ,  sondern 
NjH'ciell  auch  dnreli  die  persönlii-ho  Pevinion  (le>  i,'esan)ten 
Betriebe^  selten»  des  dazu  entöcndelen  Chemikers  oder  In- 
genieurs. Besonders  in  den  oft  verzweifelten  Fällen,  wo 
Brauereien  infolge  stattgehabter  Infektion  in  anscheinend  un- 
heilbarer Weise  an  ihrer  Produktion  krankten ,  haben  solche 
systematisch  unternommene  Revisionen  durch  Aufspttrong  der 
Infektionsherde,  rationelle  Reinigung  (Desinfektion)  des  Be- 
triebs in  allen  ei tien  Teilen  oft  rettend  gewirkt.  Die  schnelle 
Zunahme  solcher  brautechnischen  Stationen  und  die  lebhafW 
Inanspruchnahme  derselben  seitens  der  Intei-essenten  sind  ein 
sprechendes  Zonj^iis  für  die  Häufigkeit  un<l  Orf-lhrlichkeit 
der  die  Brautechuik  von  dieser  Seite  her  beeinüussenden 

I  Neuerdin;^  ist  jedoch  von  dem  Vonteher  der  phw^^iologisohca  Ab- 
tcilunf:;  der  1^  ilmer  Station,  Dr.  Lindner,  ein  Hefeiircinzuehtapparat 
für  kleinere  ßmuereien  konstruiert,  der  sich  auch  ioi  Kostenpuukt  weseot- 
lieh  Inlliger  stellt  und  auf  eine  weite  Verbreitung  rechnen  darf. 
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Momenle  und  ffür  das  hohe  Mafs  technisclier  Sicherheit  und 
Vervollkommnung^  die  ihr  auf  diesem  Gebiete  der  wiasen- 

«chaftlichen  Forschung  erwachsen  ist 

Werfen  wir,  die  hauptsächlichen  Phasen  des  Brauerei- 
lirtnfTi<  s  ali>(  lilirfspnd,  noch  einen  Blick  in  drii  Lager-  und 
Ai>zii;_''>k<*ller  der  Bi-Muerei  und  auf  die  Vi>rT"ir*liTiiiigen,  die 
'irr  Kertigstellung  des  Biers  für  den  Konsum  gewidmet  sind, 
>ehen  wir  auch  hier  eine  Fulle  von  maschinellen  Neue- 
rungen und  sonstiger  mechanischer  und  chemischer  Hülfs- 
mittel  und  Verfahren  als  d&a  Ergebnis  der  technischen  Knt- 
iriekluug  seit  1870/71.  Die  bedeutenden  Fortschritte  im 
Bauwesen,  besonders  durch  Verbesserung  und  Vervielßdtigun|f 
des  M aterialsy  sind  auch  den  baulichen  Anlagen  der  Brauerei^ 
speciell  deren  Kellereien  zu  Gute  gekommen ,  wofür  nur  die 
mannigfachen  Systeme  der  Asphalticrung  und  Cementierung, 
die  vt  -voUkommneten  Dach-  und  Gewölbekonstruktionen,  die 
\'iel»eiti^^e  Anwendung  des  Wellblechs  und  vor  allrm  des 
J^ystenis  der  ]Monierbauten  erwälnit  seien.  —  Der  Aufschwung 
der  Brauerei  in  den  letzten  Jahrzelmten  utkI  damit  der  nach 
Zahl  und  (iiite  gestieireiie  Bedarf  an  Bottichen  aller  Art, 
Lager-  und  l'ransportgctäfsen  hat  eine  bedeutende  Fafs- 
industrie  in  Deutschland  ^  und  aufserhalb  entstehen  lassen, 
tflie  mit  der  alten,  handwerksmftfsigen  Böttcherei  so  gut  wie 
nichtn  mehr  gemein  hat  Nichtsdestoweniger  unterhält  fast 
jede  einigermaßen  umfangreiche  Brauerei  ihre  eigene  Böttcherei, 
wihrend  allerdings  für  die  grofse  Menge  der  kleinen  Provinzial- 
hraiif-r'  ion  der  Meister  Böttcher  oder  Schttffler  der  Fafs-  und 
Bottich lieferant  ist. 

Sehr  nützliche  Fortschritte  wurden  nii<  h  für  das  Pichen 
d«'i-  P'iisüer  gemacht.  Khedem  eine  der  allergetährlichstea 
AHnMten  im  Brauerei i)<'triei)e,  ist  nunmehr  das  Falsjjirhen 
diircli  Konstruktion  sinnreicher  Pieha]»parate  fund  auch  Ent- 
jn<  liiij-parat«  uufl  Benutzung;  der  1  >anii>f kraft)  wesentlich  ge- 
tahrhuser  für  Leben  und  Gesundheit  der  Arbeiter  geworden 
and  hat  zugleich  technisch  sehr  an  Einfachheit,  Billigkeit  und 
guter  Ausführung  gewonnen. 

Wie  manni^ache  mechanische  Aufzüge  mit  Hülfe  der 
Dampf  kraft  oder  Elektrizität  für  die  Bodenlagerung  der  Roh- 
!i  it(  I  talien  eine  Rolle  in  der  Verbilligung  und  Vereinfachimg 
des  Betriebes  spielen,  so  auch  für  die  Bewegung  der  Fäaser, 
insbesondere  der  grofsen  Tiagerftisscr.  Tn  gröfseren  Brauereien 
werd»'ii  diese  nicht  ni<'hr  durch  vereinte  ^fenschen kraft  „ge- 
sattelt"; was  auch  zu  zahlreichen  Unftllleu  Anlafs  gab,  sondern 
miitel?*  krahnahnlicher  Vorriclitiingen,  in  Verbindung  mit 
Schienenbahnen.  sj»iclend  geliobon  und  gesenkt  und  fortbewegt, 
woEu  jiur  wenige  Manu  notwendig  sind. 

*  Die  Haaptutze  derselben  sind  Kassel,  Berlin  und  Döbeln  in  Ss<  iison. 
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Für  den  Abzug  des  Biers  von  den  LageHhssern  in  die 
Transportgebinde  sind  Heit  längerer  Zdt  bereits  zahlreiche, 
sich  lebhaft  konkurrierende  Systeme  von  Filter-  und  Ahzngi?- 
vorrichtungen  ge^cljnftVu,  die  fllr  das  Bier  den  nötigen 
Glanz,  die  soi]:enniiiit'  ..Feinheit",  und  die  Erhaltung  der 
leicht  entweichenden  Kuliicni^iinre  i»ezweeken  sollen. 

Von  immer  gröfserer  Bedeutung  für  den  Bierabsatz  so- 
wohl im  Lokal-  wie  im  Fernverkehr  ist  seit  einigen  Jahren 
for  die  Brauereien  das  Flaschenbiergcschäft  geworden, 
das  früher  fiwt  ausBchliersUch  vom  Zwisdbeiihändler  betrieben, 
nun  mehr  und  mehr  von  den  Brauereien  selbst,  specieU  von 
den  Grofsbetrieben  in  die  Hand  genommen  wird.  Dasselbe 
erfordert  zwar  grolse  technische  Sorgfalt  und  industriell- 
kaufmilnnische  Handhabung,  gestaltet  sich  dann  aber  auch 
8ehr  lohnend  für  die  Brauerei.  Für  den  technischen  Betrieb 
kamen  zahlreiche  Vervollkommnungen  und  Neuheiten  auf, 
die,  wie  Fla.schenreinigungs-,  t'iill-,  Versehluls-  und  Etikettier- 
apparate,  eine  «sehr  rentable  Arl)eit8teilung  bewirkten  und  den 
intensiven  Betrieb  des  Flasehenbiergeschiiftes,  die  Expedition 
tausender  von  Flaschen  an  einem  Tage  mit  wenigem  Arbeits- 
personal ermöglichten. 

Von  grofser  Tragwelte  für  die  industrielle  Ausgestaltung 
der  Brauerei,  vornehmlich  su  Gunsten  des  Fernverkehrs, 
N  irde  eine  durch  die  erwähnte  Entdeckung  Pasteurs  von 
ihm  gezeitigte  Methode,  durch  einen  mit  geeigneten  Apparaten 
unternommenen  Erhitzungsprozefs  des  Biers  die  darin  noch  ent- 
haltenen organischen  Keime  von  Hefen  u.  dergl.  zu  töten  und 
«himit  dies  so  sterilisierte  Bier  auf  lange  Zeit  haltbar  zu 
machen  bei  gleichbleibender  sonstiger  BeschaÜenheit  desscHxMi. 
l>ie  weitere  Vervollkommnung  dieser  zwar  immer  noch  ziem- 
lich schwierig  zu  handhabenden  Methode  des  „Pasteurisierens'* 
des  Biere»,  die  in  der  Folge  mehrtach  auch  für  Faisbier  nutzbar  ge- 
macht wurde,  ist  zweifelsohne  neben  der  Erzeugung  künstlicher 
Kftlte  ein  wesentlicher  Faktor  für  die  weite,  ttberseeische 
Ausdehnung  des  Bierezports  und  die  Kolonisierung  des  Brau- 
wesens in  subtropischen  und  tropischen  Gebieten  geworden. 

Den  Ausschank  des  Biers  selbst  endlich  betreffen  eine 
grofse  und  äufaerst  mannigfaltige  Menge  von  Abzugs-  und 
Ausschanksapparaten,  Die  fabrikmiifsige  Herstellung  flüssiger 
Kohlensäure  ist  auch  dem  P»icrausschanke  sehr  zu  iruto  ge- 
kommen. Unter  den  einscld;i|j;i«;en  Al>zu^^s\•urr^clllun^en  sind 
besonders  die  sogenannten  „lUerpiessiouen"  bekannt,  ilereu 
Wert  jedoch  wegen  der  schwierigen  Reinhaltung  und  unter 
dem  Drucke  weitgehender  gesundheitspolizeilicher  KontiuU- 
vorrichtungen  sehr  strittig  geworden  ist;  doch  ist  auch  hier 
die  Technik  rege  an  der  Arbeit,  vervollkommnend  einzu- 
greifen.  Die  grolse  Bedeutung  solcher  Vorrichtungen  flir  den 
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Bierkonsum  und  damit  auch  lUr  die  Brauerei,  sowie  die  weit- 
gehende tecbuiBche  Specialisiemng  auf  diesem  Gebiete  eriiellte 
•ehr  lehrreicli  aus  einer  im  Jabre  1884  von  dem  genannten 
BrrvMPrverein  in  Berlin  veranstalteten  Aoastelliing  einflchUlgiger 

Artik«'l. 

Unt»^r  <Umi  mannigfachen,  die  industrielle  Auügestaitung 
dea  Brauwesens  bezeiclineinlon  Momenten  nimmt  anch  die 
Einführung  des  elektrisckcii  Lichts  einen  wichtigen  Piatz  ein. 
Fttr  die  Braaefet,  soweit  sie  mit  Dampfbetrieb  arbeitet,  oder 
Wasserkraft  oder  Anscblurs  an  elektrische  Centndanlag^  aar 
Verfügung  hat,  ist  die  elektrische  Beleuchtung  von  hohem 
wirtschaftlichen  Wert,  indem  sie  sich  wesentlich  billiger  als 
Oasbeleuchtung  stellt,  zumal  sie  gegenüber  dieser  weniger 
Hitze  und  keine  unreine  Lnft  erzeugt  und  so  in  den  Mälzerei- 
und  Kelleranlagen  eine  sehr  bemerkenswerte  Kiilteersparnis 
bedeutet,  weshalb  auch  gerade  in  diesen  Häiimen  das  elek- 
trische Licht  mit  Vorliebe  verwendet  wird.  Dazu  kommt, 
dafs  damit  wegen  des  Antriebes  der  Dyuaniomascliinen  eine 

fleichmälsigere  Ansnntaung  der  Dampf  kraft,  Tomehmlich  in 
er  Kacht,  ermöglicht  wiiS,  wosa  auch  die  Atifspeichemng 
der  er/eu<,^ten  Elektriaitltt  in  Akkumulatoren  beitrügt,  mittels 
deren  die  £lektrizitftt  auf  das  vielseitigste  ansgenutet  werden 
kann. 

Die  «50  anf  allen  Punkton  der  Br-mt'  chnik  einsetzenden 
Fortschritte  und  Umw,»l!zan|.,'cn  gewinnen  in  volkswirtsrlmft- 
licher  Beziehung  be.sonder.s  dadureli  an  Interesse  und  \\  ert, 
als  sie  einerseits  mehr  und  mehr  das  Bistrebeu  autweisen,  sich 
im  Interesse  des  Qewerbes  au  specialisieren  and  fUr  alle  Be- 
dflrfhtsse  geeignete  Httlfsmittel  und  Verfahren  an  die  Hand 
an  geben,  und  als  sich  andererseits  erhebliche  Folgewirkongen 
für  eine  Reihe  von  Industrieaweigen  daran  goknflpft  haben, 
i^ahen  wir  auch  bei  Benprechung  der  modernen  Maschinen* 
technik  in  der  Brauerei  die  Thatsache  bestätigt,   dafs  der 
Grofsbetriel»  Im  all.2:emeinen  ;nH-L  !"«'lMtiv   mehr  Nutzen  aus 
der  Anwendung  des  Maseliin«  nbetriebcs  zu   ziehen  vermag 
(vGfl.  oben  die  Eisnuischine)  als  das  maschinell  betriebene  Klein- 
unternehmen,  so  ist  doch  nichtsdestoweniger  die  Technik  be- 
reits Tieliach  mit  £«rfblg  thfttig  gewesen,  auch  dem  Klein-  und 
Uittelbetriebe  die  möglichst  billige  Anschafi^ng  and  möglichst 
hohe  Ausnutsong  des  Maschinenbetriebes  zu  gewähren  durch 
Konstraktion   von    sinnreichen    Kleinkraftmaschinen  (Gas-, 
Petroleummotoren,  Dynamobetrieb),  deren  grofser  Nutzen  auch 
in  den  Klein-  und  Mittelbranereien  nllfremein  anerkannt  wird. 
Dps^t! fliehen  werden  auch  die  niodernen  l^>estrel>un;r('ii  behufs 
erhöhter  und  all^M  nH'inerer  Nutzbarmaelum^  von  elektris<'her 
Kraft  oder  Diiukluft  durch  Errichtung   von  Centraistellen 
gerade  im  Hinblick  auf  das  grofse  Bedürfnis  zahlreicher  Klein- 
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und  Mittelbetriebe  nach  solcheu  Hülfäiuitteln  thatkräitig  ge- 
fördert ^ 

Zweifelsohne  stehen  hier  dor  t' diiiisc In  n  und  damit  wirt- 
scbalilichen  llubimg  und  Stärkung;  der  Klein-  und  Mittel- 
brauereien noch  wertvolle  Hlllfsmittel  in  Aussicht. 

Bei  ureitem  leichter  aber  gestaltet  sich  die  Möglichkeit, 
die  durch  Ausbildung  der  Brauereichemie  erzielten  Fortschritte 
im  Brauverfahren  und  der  gesamten  Betriebsführung  allen 
Kreisen  des  Braugewerbes  zugänglich  zu  machen.  Bereits 
oben  war  mehrfach  auf  Grund  autoritativer  Urteile  betont, 
wie  die  mannigfachen  Vorteile,  die  durch  zum  Teil  nur  gering- 
ftiginre  Änderungen  und  Neuerungen ,  durch  Renutzuni;  von 
Trieurs,  Verbessornng  der  Darrkonstruktion,  der  SudtV-ucrung, 
durch  rationelhi  Handhabung  des  Malz-,  Darr-,  Maisch-  und 
Sndprozessea  nach  den  ^^>rscllr{ften  der  Wissenschaft  und 
durch  systematisch^  Bctriebsküntn>Ue  erzielt  werden  können, 
auch  dem  kleinen  Brauer  unterschiedslos  zu  Gebote  stehen. 
In  meisterhaflter  Weise  hat  Ton  der  Planitz,  als  berufener 
Praktiker  in  seinem  erwähnten  Buche  ,Die  Bereitung  des 
Bieres  einst  und  jetzt'',  in  ausführlicher  Weise  in  einem  Bei- 
spiele  die  Parallele  zwischen  einc^m  ^ Empiriebrauer"  alten 
Schlages  und  einem  intcdligenten,  chemiscli-technisch  gebildeten 
Brauer  gezogen  und  Schritt  für  Schritt,  vom  Einkauf  der 
Rohmaterialien  und  der  Wahl  des  Branwassors  an  bis  zum 
Ausstofs  des  fertip:en  Bien^s  die  weit  höheren  Bctriebsergeb- 
nitise  des  letzteren  nachgewiesen.  —  Auch  von  der  kauf- 
männischen Büdung,  die  durch  rationelle  Einriclitung  und 
Kontrolle  des  Oeschaftsbetriebes  (Buchführung)  der  Brauerei 
für  das  wirtschattlicbe  Gelingen  der  Produktion  so  wertvoll 
ist,  gilt  die  Thatsache,  dafs  ihre  Aneignung  allen  Interessenten 
gleichmäfsig  zu  Gebote  steht  und  es  lediglich  von  dem  Mafae 
ihrer  Ökonomischen  Einsicht  abhttngt,  sich  dieses,  in  unserer 
industriell  gearteten  Zeit  so  notwendige  Hülfsmittel  nutzbar 
zu  machen.  Zahlreiche  Leitf^en  der  ßrauereibuchftlhrung, 
für  die  verschiedensten  Arten  des  Brauereilictriebes  specialis 
siert.  desp:lcichen  mannigfache  Schemata  und  Manuali(m  zur 
technisch  -  merkantilen  Betriebskontrolle  der  Brauerei  gehon 
Zeugnis  von  dem  regen  Streben,  aucli  dieses  Gebiet,  die 
rationelle  kaufmäunische  Betriebsfiihrung  den  hiteressinten 
fruchtbar  zu  machen.  Auf  den  Brauerschulen  nehmen  die 
kaufmännischen  Discipliuen  (Buchführung,  Kuliiulationslehro, 
ausgewählte  Kapitd  des  Handels  -  und  Wechselrechts)  einen 
gebührend  breiten  Kaum  im  Lehrplan  ein.  Der  Verein  »Ver- 
suchs-  und  Lehranstalt  fttr  Brauerei  in  Berlin*  iKfst  durch 


'  IMe  Nutzbarmachung  der  Druckluft  erseheint  alleidiugs  nach 
neueren  Versuchen  keine  besonderen  Aussiebten  fttr  die  Zukunft  zu  bieten. 
Desgl.  ffiie  Anwendung  der  Elektricitftt  in  kleinen  Bmuereien**.  Ebenda. 
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etoea  be^nderü  dafUr  angestellten  Beamten  seinen  Mitgliedern 
neiMfxliugs  persönliche  Httlfeleistung  bei  der  kaufmännischen 
GcvehflAseinrichtung  der  Brauerei  xuteil  werden. 

In  der  mit  Beginn  der  achtziger  Jahre  schnell  anwach- 
senden publizistischen  Diskussion  über  <Iie  Notlage  der 
bayerischen  Kl  ein-  und  ^Fittflbniuereien  spielt  dieses  gewisser- 
raafsen  subjektive,  an  den  Personen  der  Beteiligten  selbst 
hnfti-n^lc»  Moment  ^^irif  TTniiptrollo.  Liefen  dabei,  wie  wir 
w»  iterhin  solu-n  wcinIcii,  aiic-li  zahlreiche  Übertreibungen 
unt*^r.  ind*^ni  In  sDiKiers  sf'iff>ns  ^viss(Ml^schaftlic•her  Vertreter  der 
BmuU'cliuik  diese  ubjektivea  Mumi'iite  vieUacli  unterschiitzt 
und  für  die  bedrängte  Lage  so  vieler  bayerischer  Klein-  und 
Mittelbrauer  ausseht iefslich  deren  Indolenz  auf  technischem 
Gebiet  verantwortlich  gemacht  wurde,  so  ist  nichtsdestoweniger 
dieser  Umstand  gerade  in  Bayern  von  sehr  grofser  und  schwer- 
wiegender Bedeutung  gewesen.  Ein  Hauptverdienst  aller  For- 
scher, unter  der«  ii  Ägide  und  Mitarbeiterschaft  die  wissenschaft- 
1  '  '  •r!iiii>che  Weiterentwicklung  des  Brauwesens  erfolgt  ist, 
beruht  <hili«  r  in  ihrem  thatkräftigen  Streben,  sie  durch  gang- 
bare Mittel  und  Wege  ih t  Ocsamtlieit  des  Gewerbes  ziitliefsen 
7n  las.scn.  Vermittels  der  Fachpresse  und  -Litteratur,  des 
SchuJwi^s^Ti.s  und  des  Vereinnwesens .  der  Versuchsstationen 
und  der  Ausstellungen  haben  hier  di«-  iiit<'lligenten  Elemente 
der  jtr  iktisch  Beteiligten  Hand  in  Hand  mit  den  Männern 
der  Wissenschaft  und  unter  forderlichem  Beistande  der  Ke- 

Slemng,  sDcciell  auch  in  Bayern,  susammengewirkt,  die  Masse 
er  Gewerb^enossen  technisch  und  kaufinännisch  zn  erziehen 
und  ihnen  den  erwünschten  gesicherten  Übergang  zum  in- 
dustriellen Betrieb  ihres  Gewerbes  zu  vermittän.  Datieren 
auch  diese  im  einzelnen  oft  wenig  organisierten  und  zusammen- 
liÄugenden  Bestrebungen  erst  seit  verhältnismäfsig  kurzer  Zeit, 
!*o  tTf'lrii  dir-  Erfolge  doch  schon  allenthalben  zu  Tage  und 
werden  in  Zukunft  wrsentlieh  zunehmen. 

\N'ie  bei  dou  tcehniwchen  Fiirtschritten,  so  kann  auch  bei 
«Uesen  der  industriellen  Entwieklung  der  Brauerei  vorarbei- 
tenden V^erhftltnissen  im  Gegensatz  zur  ersten  Pha&e  der 
Brauercientwicklung  die  centrale  Lage  Bayerns  nicht  mehr 
beibehalten  werden.  Vielmehr  steht  die  industrielle  Ent- 
wicklung der  bayerischen  Brauerei  seit  den  siebziger  Jahren 
wie  die  der  Brauerei  Überhaupt,  der  Verkebrsentwicklnng  ent- 
si »rechend,  unter  den  nahezu  international  zusammengesetzten 
£inHü88cn  der  in  Betracht  kommenden  Faktoren ,  und  nur 
auf  dem  Gebiete  des  Vereinswesens  und  der  Untersuchungs- 
.stationen treten  uns  einige  speciell  ftir  die  Interessen  der 
bayerischei^  Brauereien  berechnete  Scliöpfungen  entgegen. 

Im  Jahre  187(3  wurde,  wie  schon  üben  bemerkt,  in  Mün- 
chen eine  selbätiiiidi^e  wis.sen.schaftliche  Station  für  Brauerei 
von   einer   Anzahl  iirauereibesitzer  gegründet.     Sie   ist  in 
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vielen  Beziehungen  vorbildlich  geworden  ftir  spätere  Unter- 
nehmangen  ähnlicher  Art.  Ihr  Zweck  ist  „Ausbau  der  wissen- 
schaftlichen Grundlage  des  Brauwesens  duirh  systematisch 
ausgeftihrte  Forschungen".  Sir  kann  sich  im  liitf*r*»,sse  ihr<*r 
Mit^Hicdcr  daneben  auch  betusscn  mir  1)  üuter^uchunir  <ler 
Rohiimtt  rialien .  Wasser,  Gerate,  Hupten,  Hefo.  Hrriniiiiate- 
rialien,  der  Würzen,  des  fertigen  Biers;  2)  Priituiig  uml  Ver- 
mittel ung  der  in  der  Praxis  benutzten  lustrumeutc,  Saccharo- 
meter,  Thermometer  etc.;  3)  Begutachtungen  über  Störungen 
im  Betriebe,  soweit  sie  in  den  Bereich  der  Aufgaben  der 
Station  fallen.  Die  Resultat'  «Irr  unteriiomnuMien  Forschungen 
werden  den  Mitgliedern  in  Fomi  gedruckter  Mittheilungen 
bekannt  gegeben;  in  gewissen  Fällen  können  diese  jedoch 
nach  dem  Ermessen  des  Vorstandes  durch  Publikation  in 
einer  Fachzeitschrift  writrren  Kni^fTi  zii<r.'ingig  gemacht 
werdend  Der  j?ihrliehc  MitL'!!»«!- 1  iti  ajir  ix'liiuft  sirh  un- 
bescliadet  freiwilliger  höherer  Leisiuiignu  aut"  niiii'K'^tens 
100  Mark  ;  ausireführte  Analysen  wenlen  nach  einem  be- 
ötiiiimten  Tarit  Itcreclinet;  neu  eintretende  Mitglieder  müssen 
ferner  50  Mark  Eintrittsgeld  zahlen,  doch  wird  ihnen,  sofern 
sie  in  der  zweiten  Hälfte  des  laufenden  Vereinsjahrs  eintreten^ 
für  dieses  nur  der  halbe  Jahresbeitrag  auferlegt  In  den 
letaten  Jahren  zählte  die  Station  1B7  meist  der  Grofsbraueret 
angehörige  Mitglieder. 

Als  seit  Beginn  der  achtziger  Jalire  sich  die  wirtschaft- 
liche Lage  des  bayerischen  Braugewerbes  verschärfte  und  be- 
soTido?-s  in  den  Kreisi-n  der  Kleinbnuifrei  imlie^hsaine  Rr- 
selieinuii^^eii  zu  Tage  tniieii .  infh'ni  in  einer  Keih<>  Aufsehen 
errfgeixler  Pmzesse  die  Fulgen  n»aiiL'"elnder  technischer  und 
wissenschat'tlieher  Kenntnis  in  diesen  Kreisen  blofsgelegt  wur- 
den, liefs  es  sicli  die  bayerische  Regierung  angelegen  sein, 
auch  aul'  pädagogischem  Wege  hier  hebend  einzuwirken, 
indem  sie  die  QHtndung  zweier  staatlich  subventionierter 
brautechnischer  Untersuchungsstationen  anregte*.  Gegenüber 
der  mehr  auf  theoretische  Forschung  gerichteten,  sich  speciell 
an  die  kajjitalkräftigcn  Kreise  der  bayerischen  Grofsbrauerei 
wendenden  wissenschaftlichen  IStation  zu  München,  verfolgen 
diese  Anstalten  in  erster  Linie  rein  praktische  Zwecke  im 
Interesse  rlrr  Klein-  und  Mittelbrauereien.  Dies  gilt  besonder» 
von  der  Ende  der  aehtziger  Jahre  gegründeten  Untersnehunfrs- 
anstalt  von  Dr.  \'<»,::el  in  Münelien,  vormals  In  ^[^  imningen  Iii 
Schwaben,  allwo  aueh  seiner  Z<nt  die  meisten  i'i(i/,i'.>.>e  wegen  ge- 
setzwidriger Verwendung  vou  Surrogaten  gespielt  hatten.  Auf^er 

^  Was  jedoch  erat  seit  kurzem  durch  besODderen  Vereinsbosehluls  in 
dem  für  (iic  wiss(  nscliafUichen  Interessen  der  AUgemeinheit  wünschens- 
werten Mal'äc  geschieht 

'  Die  Kammer  bewilligte  damals  (ISH^')  erstmalig  aooOO  Mark  xu 
diesem  Zwecke. 
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dnreh  AluAliruiig  von  An  ily  und  Betriebsreviti^meii  wirkt 
sie  JUieh  durch  tecinilsch-wissenschaftliche  Wandervorträge^  die 
der  Dirigent  im  Herbst  und  Winter  abbllt  £8  ist  ferner  im 

Anachlufs  an  diese  Ans^t  ein  engerer  Verband  gegründet^ 
dessen  Mit;rlieder  gegr'n  den  mafsigf^n  Rpitraji  ^'~*n  1  rff^nnig 
pro  Hektoliter  ^^erbrauteu  Malzes.  iin«l  zwar  im  Minimum 
1  Mark,  im  Maximum  25  Mark.  erheliHclie  VorTeil«'  pMiiefsen. 
»Sie  eiliaht'i)  kuftieiilos  die  pojmlar  -  wissensehütüich  gehaltene 
Monatifäckrift  der  Station.  Ferner  geniefeen  sie  freie  Unter- 
foehoog  der  von  ihnen  an  die  Untersuchungsstation  euige- 
MDdeten,  Dbr  die  laufende  Kampagne  bestimmten  Gersten  und 
Make;  bei  anderen  Analysen  ermäfsigt  sich  der  Tarif  ftlr 
sie  um  10^  o.  Endlich  erhalten  sie  durch  Yermittelung  der 
Station  freie  Untersuchung  der  Instrumente  und  Lieferung 
Ton  Apparaten  zum  Selbstkosten  preis,  der  ^ivh  um  so  niedriger 
"Hit.  als  die  Station  -i  den  meist«  !!  Lieferanten  einen  stän- 
digen Rnbatt  von  10 — 20**o  geniefst. 

la  ähnlicher  Weise  ist  die  zwt'it*.-  ^uuitlich  öubveutionierte 
Versuchsstation  von  Dr.  Prior  in  Nürnberg  organisiert  und 
wirkaam,  nor  daCi  sie  ihr  Gebiet  etwas  weiter  spannt  Im 
Sommer  finden  mehrere  konse  Lehikurse  statt,  ancn  unterhält 
die  Station  «  ine  Hefereinzuchtanstalt.  Auch  hier  ist  ein 
engerer  Mitgliederverband  gebildet,  deren  Beiträge  ebenfidls 
pro  Hektoliter  Malz  1  Pfenni^^  l)etragen,  im  Maximum  aber 
auf  50  Mark  festjcresetzt  sind.  Die  Vergitnstigungen ,  freier 
Bezug  der  von  (h-r  Stati'm  herausgebe bontn  Zeitsehritt  „Das 
bayerische  Braucr-Jnurnal'^  u.  a.  m.,  sind  die  ahnlichen.  Die 
Station  ist  auch  für  aulserbayerische  Brauer  thätig,  doch 
müssen  diese  die  doppelten  Tarifsätze  entrichten. 

Heben  diesen  tmter  staatlicher  Mitwirkung  hervorgegan- 
genen Anstalten  sind  in  den  letzten  Jahren  noch  einige  ge- 
werbliele  Privatnntemehmen  fthnlicher  Art  in  Anschlufs  an 
bestehende  Brauerschulen  entstanden.  Es  sind  dies  die  „Ver- 
suchsstation für  Brauerei  und  M«1lzerei"  von  Ehrich  in  Worms 
and  das  „Wormser  Laboratoriin^i  (uv  n.ihrungsteelmik  niid 
Oährung'sphysiologie*  von  Thorma-uu,  ehi  inalierem  Lehrer  an 
der  Wormser  Brauerschule  (18G5  von  Lehmann  gegründet). 
Erstgenannte  Station  steht  in  Verbindunir  mit  der  Wormser 
Branerakademie  (1861  von  Schneider  gegründet)  und  giebt 
die  Zeitschrift  «Der  baTerische  Bierbrauer*  heraus.  B^de 
Üntemehmungen  sind  ittngeren  Datums  und  haben  ihr  Th&tig- 
keittfelnet  ▼omehmlich  in  Sfiddeutschland, 

Von  den  stlddeatachen  Brauerschulen  waren  die  beiden 
zu  W  ifrras,  die  .\np;^burger  von  Michel,  die  1881  nach  Mtin- 
f  fien  verl«'<:;t  wunle ,  jetzt  aber  einj^ep^anp^en  ist,  und  die  zu 
U'''ilH*nstephan  hei  Freising,  als  aus  den  serh/i«r^v  Jahren 
ätamiiK  ud ,  schon  erwalnit.  Im  Jahre  1877  wurde  noch  in 
Augsburg  eine  Brauerschule,  die  Lcysersche,  gegi'Undet  Fast 


Digitized  by  Google 


126 


xn  1 


alle  diese  »Schulen  sind  za  UnterrichtBZwecken  mit  Labora- 
torien und  kleinen  Versuchsmälzereien  und  -sudanlagen  aiu* 
gestattet 

Neben  diesen  speciell  .sucidoutjchen  hczw.  bayi'ri>^<  hen 
Untersuchungsstationen  und  Schulen  haben  aber  die  aulscriialb 
BaytMMis  tj-egrUiuleten  sehr  bedeutenden  Eirifluff«  j^jewonnen. 
Es  hän^'t  dies  eng  mit  der  Thatsache  zusammen,  dal's  heut- 
zutage mit  der  allgemeinen  Verkehrüentwicklung  auch  die 
stets  rege  Wanderschaft  der  lernenden  Brauer  weitere  Kreise 
gesBOgen  hat.  Die  zahlreichen  wandernden  Elemente  fluk- 
tuieren ziemlich  gleichniäfsig  hin  und  her,  von  Noidcn  nach 
Süden  so  gut  wie  umgekehrt,  im  Inlande  wie  darüber  hinaus 
ins  Ausland.  Die  zur  Zeit  itingste»  aber  größte  Braue rsclmlc 
des  genannten  Vereins  „Versuchs-  und  Lehranstalt  für 
Branerci  in  Berlin"  wird  in  jHhrlich  steigendem  Mafse  von 
Stiddeutschen  und  Ausl-ni<1**rTi  hcsucht.  Dit'sor  im  Jfihre  1884 
gegründete,  unter  der  wis>('ii>(  liat'tli(  lu  ii  Ägide  liei  vcrrngendf^r 
Technologen  (Delbrück,  Ha}  duck,  lieiucke,  VV'indisch,  Lindiier) 
stehende,  jetzt  woiüiiis  gröfste  Brauerverein  des  Kontinents 
eröffnete  im  Jahre  1888  eine  Reibe  grofs  angelegter  Lehr- 
institute. Den  Anfang  machte  ein  dreimonatlicher  Sommer- 
kursus, dem  zur  Seite  im  Winter  1890/91  ein  mehr  akademisch 
gehaltener  viermonatÜcher  Winterkursus  gesetzt  wurde-  Da- 
neben wurden  kurze  Kurse  in  Mikroskopie  und  Hefereinzucht, 
vorwiegend  für  Braimieister  und  Braucreibesitzer,  einge- 
richtet ^  Als  1891  die  mit  Beihülte  der  Preufsischen  Re- 
gierung rrbajite  Versuchs-  und  Lehrbrauerei  dieses  Vrroins 
er'»ftiH't  wurde,  wurden  not  li  »  hcinisch-tcchnischo  Praktikanten- 
kurse im  Analysenlaboratorium  und  urakti.sche  Kurse  über 
Gährungsjdiysiologie  und  Hefereinzncht  in  der  hierfür  er- 
richteten Anstalt,  sowie  Arbeitskurse  in  der  Brauerei  ge- 
schaffen. Daneben  dienen  noch  da«  Laboratorium  für  Betriebs- 
analysen und  das  für  selbstKndig  wissenschaftliche  Untere 
suchungen  7  die  vom  Verein  herausgegebene  Wochenschrift 
für  Brauerei,  die  Kulturstation  für  Gersten*  und  Hopfen- 
anbau und  die  Versuchsabteilung  fUr  neue  Maschinen  und 
Apparate  znr  stilndigen  Vermittelung  und  Nutzbarmachung 
der  wischenschaftlichen  Forschung  für  die  Praxis  des  Ge- 
werbebetriebs. Einr  in  Regie  fnn  Hausmeist<'r)  gp^^cbone 
niaslilit'^orpi  diont  ziii-  Vor.-^or^niiii;  drr  Interessenten  mit  den 
zahlreichen  fur  ilircii  Betrieb  notwendigen  physikalischen  und 
chemischen  Instrumculcn  und  Anpaiaten. 

Im  Auslande  sind  neben  dem  wissenschaftlichen  unter 
Hansens  Leitung  stehenden  grofsen  Laboratorium  von  All- 
karlsberg noch  das  Lehrinstitut  für  Glährungstechntk  und 

'  Doch  wrrJen  auch  die  allgemeinen  Lehrkurse  vielfach  noch  von 
älteren  l>raii('rn  und  Braumeistera,  die  oft  eine  2ujährige  I^rasi«  hinter 

dch  haben,  besucht. 
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GftbrangBphjsiologte  von  A.  Jörgensen  in  Kopenhagen  ^  de»- 
dddien  aio  Brauerschtüe  in  Mödling  bei  Wien  und  die  erste 
rrager  Hniiierschule  zu  nennen,  die  auch  von  Deutschland 
her  einigen  Zuzug  haben ^. 

S.'hr  fruchtbar  fiir  die  allgemeinere  wissenschaftlich- 
t^^^iiiin- hf  Durclulringung  des  Brauenihetriebs  haben  fernor 
BraiK ivereinf?  gewirkt,  deiL-n  regelmalsige  General- 
versammlung^« u  und  sonstigen  Zujsammenkünfte  vielfache  An- 
r>igungen  bieten.  Abgesehen  von  zahlreichen  Lokal  vereinen 
und  anderen  banden,  wie  der  Deutsche  jiranmeiütervereiii, 
der  mit  in  erster  Linie  eine  sorgliche  Handhabung  des 
Lehrlingswesens  bezweckt,  sind  hier  der  Deutsche  Brauerbund 
und  der  erwähnte  Berliner  Verein  zu  nennen. 

Der  Deutsche  Branerbund,  der  zur  Zeit  etwa  800  Mit- 
glieder zählt,  wurde  1871  gel^ntlich  des  von  einem  Komitee 
in  Dresden  berufenen  ersten  deutschen  Brauertages  gegrtlndet. 
Das  ITauptmittel  des  Deutschen  Branorliundes  sind  seine  ur- 
t«|«riinglich  alljfthrlicli,  jt'tzt  jedes  vierte  Jahr  an  wechselnden 
Orlen  statttiTulcnden  Brauertage,  an  denen  besonders  techni.sche 
und  allgemeine  wirtschaftlii  lie  Materien  behandelt  werden. 
Ein  wertvrdles  Binileiuittel  bilden  da])ei  die  meist  zugleich 
st;mtiii«lcüJen  Fachausstellungen.  Aufserdeni  ist  der  Verein 
durch  seinen  Ausschufs  wirtschaftlich  im  Interesse  des  Ge- 
werbes thatig  und  hat  berdts  oft  und  mit  Erfolg  Gelegenheit 
2ehaf>t,  durch  Petitionen  u.  dei^l.  zu  wirtschaftspolitischen 
fiafimatinken  Stellung  zu  nehmen.  Das  Publikationsorgan  des 
Vereins  ist  neben  der  ^^el^(»n  erujihnten  Brauer-  und  Hopfen- 
zeitung in  Nilrnherg  auch  die  Wochenschrift  tUr  Brauerei. 

Das  Gleiche  gilt  bezüglich  der  Generalvei*sammlungen 
und  d.  r  Faeliausstellungen  vom  Verein  Versuchs-  und  Lehr- 
anstalt für  Brauerei  in  Berlin.  Dersf  ll.c  zählt  über  1500  Mit- 
^die<ler,  die  sich  alljährlich  in  Berlin  einmal  versammeln.  Die 
gelegenilieh  der  General  Versammlungen  veranstalteten  Aus- 
stellungen nnd  Masehincnmilrkte  dieses  Vereine  und  deren 
fruchi)>arc  \N'irkung  für  die  Praxis  des  Gewerbes  waren 
bereits  a.  a.  O.  erwähnt. 

Fflr  Bayern  speciell  kommt  schliefslich  noch  der  1880 
gegründete  Bayerische  Brauerbund  in  Betracht.  Derselbe 
war  im  AnschluTs  an  die  vorher  erfolgte  Erhöhung  des  Malz- 
aufschlagcs  aus  dem  Bedürfnis  nach  gemeinsamer  wirtschaft- 
licher Interessenvertretung  entstanden.  Er  ztthlt  zur  Zeit 
ca.  400  Mitglieder  und  ist,  wie  weiterhin  zu  erwähnen  sein 
Wird,  mehrtach  im  Interesse  des  bayerischen  Braugewerbes 
wirkjvam  gewesen.  — 

*  ßntuerschulen,  bezw.  Lchrstätten  für  Gähruagstechnik  besteheo 
im  Zeit  aurseidem  noch  in  DeutBchlund  in  Hohenheim  uxid  im  Auslande 
b  Marr--b'-strr  Brüssi-1.  Löwen,  Tari^ ,  Dottsi  und  ChiCSgO«  —  V.  May, 
Coonui»  .Staatswörterbucb,  „Biuräteuem". 
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Von  iiiclit  zu  uiitersi-hntzon'lem  Eiiitiul«  auf  eine  gesunde 
Interesßfiisoli'laritilt  de«  Braugewerbes  ist  endlich  auch  die 
auf  Grund  de»  deutschen  Unfallversicherungsgesetzes  er- 
richtete Brauerei-  und  Mälzeroiberufsgenü^senschaft  gt^worden, 
die  in  mehrere  (9)  territoriale  Sektionen  gegliedert  ist,  von 
denen  Bauern  zwei  Sektionen  —  Regierungsbezirk  Ober- 
bayern,  Niederbayem,  Schwaben  und  Neaburg,  IV.  Sektion^ 
Sitz  in  München;  Kegierungsbezirk  Oberfrtinken,  Mittelfranken^ 
Unterfranken,  Oberpfalz  und  Regensburg,  V.  Sektion,  Sitz  in 
Ktimberg;  die  bayerische  Pfalz  gehört  zur  II.  Sektion,  Grofs- 
herzogtum  Baden  —  bildet.  Durch  ihre  Organisation,  speciell 
durch  die  j<*thrlichen  Geuossenschafts-  und  Sektion stage,  haben 
sie  auf  dem  Gebiete  des  Arbfiterschutzos  unrl  der  rationollen 
Einricfitutiir  und  Handhabung  des  Betriebes  im  Sinne  der 
Unfallvei  liiiLung  anerkannten  Nutzen  gestiftet.  Von  hervor- 
ragender Bedeutunj^  wurde  bekanntlich  hierfür  die  im  Som- 
mer lö89  auf  Anregung  des  genannten  Berliner  Brauer- 
vereins veranstaltete  grofse  Ausstellung  für  Unfallverhütung 
zu  Berlin. 

In  technischer  Beziehung  sei  noch  der  zahlreichen  in 
Süd-  wie  Niirddeutschland  alljährlich  stattfindenden,  mehr  oder 
weniger  lokal  begrenzten  Gewerbe-  und  Landwirtschaftlichen' 
Ausstellungen,  sowie  auch  der  international  angelegten  grofsen 
Wcltaussüdlungen  gedacht,  die  jede  in  ihrer  Art  auch  für  die 
teehnisch-induj^trielle  Ausgestaltung  des  Brauereigewerb**-^ 
fruehtbar  «geworden  sind.  Dafs  angesichts  dor  allerorten  regen 
Thätigkeit  zur  wissenschaftlichen  und  jiraktiseheu  Förderung 
des  Brauwesens  die  Fachlitteratur  und  Publizistik  einen 
bedeutenden  Umfang  gewonnen  hat,  liegt  auf  der  Hand.  War 
diese  zwar  auch  schon  seit  den  60  er  Jahren  ziemlich  ent- 
wickelt^ wie  oben  dargethan,  so  entfaltete  sie  sich  jetzt  in 
gewissermafsen  potenzierter  Weise.  Neben  den  schon  ge- 
nannten  maÜsgebenden  Fachorganen  kamen  zahlreiche,  meist 
lokal  veranlagte  Journale  für  das  Braugewerbe  auf,  die  sich 
freilich  her«  its  eine  sehr  lebhafte  Konkurrenz  bereiten.  Die 
brautechnische  Bibliographie  ist  ebenfalls  eine  äufserst  reich- 
haltige und  noch  jährlich  waelisende.  In  entsprechender 
Weise  hat  die  Zahl  der  wissenschaftlichen  Trager  und  För- 
derer der  Gährnngsteehnik  sich  vervielfältigt  und  weist 
darunter,  wie  wir  gesehen,  Namen  ersr(?ii  Ranges  auf.  Immer 
mehr  finden  auch  akademisch  gese hidtf  Chemiker  und  In- 
genieure im  Brauereibetriebe  Eingang,  grofse  Brauereien 
werden  mit  eigenen  wissenschaftlichen  Laboratorien  aus- 
gestattety  kurz  der  Obergang  des  Braugewerbes  in  seinen 


*  Für  diese  kommen  in  Bauern  iu  ei^ti^r  Linie  die  mannigfachen 
HopfeuaUBHtellungcn  der  Prodasentenvereine  und  die  gröfseren  Wander- 
ansstellaogen  des  neu  orgsniai^rton  Deatschen  üopfenbauvereiiui  in  Betrscbt. 
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kapitalkrät'tigeu  oberen  Schiebten  zur  physi'  l'  u  is.  h- 
Grofsindastrie  und  das  allgemein©  Streben  der  iibri 
reieu  nach  industrieller  Betriebsweise  ist  teils  vollem 
vollem  Gange  begriffen;  inwieweit  dieses  in  BesB( 
G^eaamtbeit  des  Gewerbes  in  Bayern  statistisch  nai 
und  von  einer  Konzentration  der  Piroduktion  auf  den  Grofs- 
betrieb  begleitet  ist^  wird  im  nachfolgenden  gescÜldert 
werden. 

Alles  in  allem  tritt  so  aus  diesem  hier  vorge  ff  Hirten, 
grofsangelep^ten  und  intensiven  Walten  der  produktivtMi  KrUfto 
und  ihrer  |>raktiacli-teehni.-.chen  Umsetzung  jene.«  ^<M'<?!inische 
Ineinandergrcil'en  vou  Stoffgewinnung  und  üniforniun^',  vou 
Handel  und  Verbranch*  entgegen,  das  eben,  wie  EngeP 
treffend  sagt,  „die  Industrie  ansmaeht*^ 


7.  Kapitel. 

Stftlietiselie  Dmlellnng  der  Eitwieklniiff  drar  bayeriselieB 

Brauerei  toh  1872—1878/70. 

Unter  dem  Zusammenwirken  der  vorntehenrl  gesehilderten 
Momente,  deu  allgemeinen  wirtüchat'tlichen  Zeit  Verhältnissen 
«ad  der  Ansgestaltang  der  Technik,  entwickelte  sieb  die 
Bierproduktion  in  Bayern  (rechts  des  Rheins)  von  1872 
bis  lo78,  seit  welchem  Jahre  durch  die  Erhöhung  der  Steuer 
eine  wesentliche  Änderung  der  Wirtschaftlage  eintrat^ 
Iblgendermafsen : 


i  f  r  I'  r  z  e  u  ^  u  n  g  i  n  B  a  y «'  r  n  rechts  d    <  f  Mi  '  i  n  " 


Jslne 

Wöfabier 

1 

lirauiibier 

Zuaammen 

Pro  Kopf  der  Be- 
völkerung 

hl 

bl 

hl 

1872 

246  251 

10  65.W08 

10901  659 

257 

1873 

239  620 

1 1  012  300 

11  251  920 

205 

1^<74 

28o7.'>3 

11788  990 

12  074  743 

280 

1875 

270  a37 

11809  772 

12  079  809 

277 

1876 

2öü;i66 

12  !•>  'JU6 

12  442  272 

288 

1877 

252  2^n 

1 1  lj4H  'J62 

1J200.>18 

278 

1H78 

2\%4ß» 

1169031a 

11  »09  7^ 

271 

*  E.  Engel,  Die  Indostrie  der  grorsen  St&dte. 

^  Der  mutmafsliche  Verbraach  TonBier  pro  Kopf  derbijai- 

ForBctiuogMa  (61)  XII  1.  —  Struv«.  9 
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Während  dieser  7  Jahre  hat  die  Biererzeugimg  in  Bayern 
um  eine  Million  FlektoHter  zug^enoramcn.  Wie  ersiclitlich, 
hat  sich  die>.e  Zunahme  wesentlich  auf  da.s  untei^ährige,  das 
sogenannte  Braunbier  beschrankt,  während  die  Proauktion 
von  ^^'ei^shier,  die  im  Durchschnitt  der  Jahre  1872 — 1878 
überhaupt  nur  2%  der  Gesamtproduktion  aufmachte,  «ich 
wenig  verändert  hat.  In  den  Janren  lb77  und  1878  ist  die 
Biererzeugung  Jedoch  wieder  in  rttckläufiger  Bew€^ng 
bmiffen.  Ihr  Maximum  hatte  sie  1876  mit  &st  12^^s  Millionen 
Hektoliter  erreicht  Vergegenwärtigt  man  sich,  dafs  in  dem 
Jahrzehnt  1860—1870  die  ßierproduktion  Bayerns  von 
6089096  hl  auf  7  572  986  hl,  also  um  ungefhhr  P/s  Million 
Hektoliter  stieg,  und  dafs  in  diese  Zeit  die  Aufhebung  der 
Biertaxe  fiel,  die  bekanntlich  für  die  Brauerei  eine  erhebliche 
Produktionsanregung  im  Gefolge  hatte  (das  Jahr  1866!),  so 
tritt  nun  in  der  bedeutenden,  weder  vor-  noch  nachher  jemals 
mit  solcher  Schnelligkeit  und  in  solchem  Umlange  erf diäten 
Steigerung  der  bayerischen  Bierproduktion  von  7,6  Millionen 
Hektoliter  im  Jahre  1870  auf  fast  12,5  Millionen  im  Jahre  1876, 
oder  ^ro  Kopf,  der  Bevölkerung  von  ca.  200  Liter  auf  fast 
800  Liter,  der  oben  behauptete  Einflub  der  BMillfardenjahre** 
elementar  su  Tage.  Char^teristtsch  dafbr  sind  auch  die 
einzelnen  Jahre  in  diesem  Zeiträume.  —  Im  Jahre  1871 
betrug  die  Zunahme  der  Biererzeugung  gegen  1870  cm, 
1  MUl  ion  Hektoliter,  was  sich  vornehmlich  auf  die  rege 
Nachfrage  der  damals  im  Felde  stehenden  deutschen  Truppen 
nach  bjiyorischem  Bier  zurückfuhren  läfst.  Im  Jahre  1^72 
aber  ^iii;^  die  Produktion  noch  um  2*^2  Millionen  Hektoliter 
in  die  Höhe,  eine  Jahressteigerung,  die  bisher  einzig  dasteht. 
Bedenkt  man,  dafs  die  Bierbrauerei  in  Bayern  ohneliin  l)ereits 
sehr  intensiv  betrieben  wurde,  und  der  Bierkousum  grofs 
war,  so  gewinnt  diese  Produktionssteigerung  noch  mehr  an 
Bedeutung.  Selbst  in  Korddeutschland,  wo  sich  die  Bier- 
produktion auf  ein  weit  gröfseres  Geotet  verteilt  and  die 
brauerei  ttberhaupt  erst  seit  dieser  Zeit  breiteren  Boden  in 
der  konsumierenden  Volkswirtschaft  fidste  und  ihre  all- 
gemeine werdende  industrielle  Ausgestaltung  erfuhr,  selbst 
hier  war  die  Produktionssteigerung  verhältoismafsig  nicht 
grösser.  —  Die  Biererzeugung  betrug  in  Preufsen: 


sehen  Bevf»1kerunf?  ist  seit  1874  im  Oktobf  i  ln  Pf  der  Monatshefte  lor 
Statistik  des  Deutschen  Ueicbes  pro  1881  wie  ioigt  besiffert: 

1874  244  l, 

1875  243  1, 

lH7r>  247,8  1, 

1877  239,5  1, 

1878  228,6  1. 
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1871  en.    9(MJi)O00  hl 
und  »lieg  im  Jahre  187 J  aui  11224856  „ 

1873  „   13775995  „ 

1874  »  14241024  , 

1875  ,  14982835  . 

(dies  das  Maxim  um  bis  1880/81).  —  Die  BiereraenguBg  betrag 
im  Königreich  Sachsen: 

1871  2  230143  hl 

1872  2559078  „ 

1873  3008253  , 

1874  3189556  ^ 

1875  3236516  « 

iJies  das  Mnxtnium  bis  1883/84).  —  In  der  K  o  rdd  e  u  tsc  h  en 
B  r  .i  u  i  e  u  e  r  g  e  m  e  i  n  8  c  h  a f  t  überhaupt  ätellte  nich  die 
BiererzeuguDg 

1872  auf  16102179  U 

1873  »  19654908  „ 

1874  „  20494914  , 

1875  „  21358228  « 
idies  das  Maximum  bis  1882/63). 

Bis  1876  hielt,  wie  bemerkt,  in  Bayero  die  Zunahme 
der  Bieri>r<>duktion  au.  Als  dann  einerseits  die  wirtHchaft- 
liche  Depression  sich  aneli  im  Konsnm  immer  fühlbarer 
machte,  und  aaderersclts  gerade  das  Jalu*  1876/77  durchweg 
hohe  Matf^rialpreise,  insbesondere  flir  Hopfen*  und  Eis, 
brikchte,  wich  auch  die  Produktion  zurück.  Freilich  nur  in 
Terbältnismärsig  geringem  Betrage^  denn  eine  Hauptstütze  für 
die  grolaartige  Steifferung  der  Dayeriscliea  Bierproduktion 
Qod  mt  die  Höglichkeit,  sie  in  der  Folge  auf  ihrer  Hdhe  zu 
halten,  iat  seit  dieser  Zeit  der  Exporthandel  der  bayeriscben 
Brauindustrie  nach  den  übrigen  deutschen  Bundesstaaten  und 
nseh  dem  AusUmde.  Seit  dieser  Zeit  datiert,  wie  schon 
a.  a.  O.  bemerkt  rlie  grofsartige  Entfaltung  des  bayerischen 
Bierexport«,  der  sowohl  für  die  weite  Verbreitung  des  Bier- 
kf>osiims  unr]  da  mit  der  Bierl  u  anerei  überhaupt  bedeutsam 
geworden  ibl,  als  auch  für  das  bayerische  Braugewerbe  selbst 
eine  Ilauptbedingung  für  die  Gestaltung  seiner  wirtechaftiichen 
Lage  geworden  ist. 

Nachstehende  Zahlen  Uber  die  bei  der  Bierausfuhr  ge- 
sahlten  SteuenUckveiglttiuigett  bis  1878  mögen  ein  Bild 
hi«rvon  geben,  indem  wir  zugleieh  einige  frühere  Zahlen 
tfdciipifcdieten  • 


'  Besondera  die  Hopfenpreise  erreichten  in  die^^fm  Jührc  eine  exorbi- 
tante Hübe,  so  daTs  in  vi€leu  Städten  Süddeuidchiauda  »eituus  d«r  Brauor 
■ü  aller  Eoergi«  eise  BierpreiMrbÖhung  dofsllgeielBt  wunie. 

^  Das  ohae  Ans-prucd  auf  HückvergütunfT  espoitittte  Bier  MMldht 
noch  nicht  1  ^«  der  gesamten  Bierausfuhr  aus. 

9* 
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Es  betrugen  die  Rückvergütungen: 

1843  68871  Mark 

1850  122398  , 

1860  236865  , 

1865  376977  „ 

1870  456362  , 

1871  487329  „ 

1872  669881  „ 

1873  854610  „ 

1874  971679  , 

1875  867  222  « 

1876  813066  „ 

1877  842  602  . 

1878  886952  „ 

Ea  betrug  die  Bierausfuhr  im  ganzen*: 

1874  610  000  hl 

1875  545  000  „ 

1876  531000  „ 

1877  571000  „ 

1878  616000  „ 

Wie  raan  nielit,  liat  .sich  die  Bicraustulir  aus  Bayern  von 
1870  bib  1878  nahezu  verdoppelt.  Ihre  stärkste  Zunahme 
erfolgte  ebenfalls  in  den  Jahren  der  Hausse  1871 — 1874. 

Während  der  nftchsten  beiden  Jahre  ging  sie  dann  anter  dem 
Druck  der  Zeit  wieder  etwas  zurück;  der  Fall  von  1874  bis 
1875  ist  sogar  ziemlich  bedeutend*.  Zu  Ende  der  70er  Jahre 
steigt  sie  dann  wieder  etwas  an,  um,  während  der  80er  Jahre 
stetig  fortsclirfitend,  alsbald  ihre  derzeitige  Höhe  und  Be* 
deutung  zu  erfahren. 

Für  die  Frage,  inwieweit  an  dieser  Zunahme  von  Pro- 
duktion und  Export  die  Ocsanitlieit  der  bayerischen  Brauerei 
beteiligt  war,  aui'  welche  Kreise  sie  sich  voruelimUch  stützte 


>  Ans  dem  Oktoberheft  der  Monatshefte  zur  StstisÜk  dm  Dentsdiea 

RtkUkB  pro  1801.  Die  ebendaselbst  seit  1874  mitgeteilte- Biereinfohr 
war  nur  gering  und  betrug: 

1^14  24  000  hl, 
1875  25000  hl, 
187«  28  000  hl, 
1Ö77  32  000  hl, 
1878   82  000  hl 

'  £b  steht  jedoch  dahin,  ob  hierfür  nicht  aach  die  Andening  der 
Übetgengsabpabe  im  norddeutschen  Brausteuergebiet,  die  1874  crlßlcjte, 
nüt  von  Bedeutung  gewesen  ist  Vom  1.  Juli  1874  ab  wuide  uämUch 
die  Übergangsabgabe  nieht  mehr  nsch  dem  Gewieht,  sondern  nach  dem 
Hohlmafse  (Litermafs)  erhoben,  und  /war  pro  Hektoliter  mit  2  Marke. 
Auf  Grund  der  Annahme,  dafs  1  hl  Bier  durclischnittlich  102/)  kf?  ^egt, 
bedeutete  dies  gegen  früher  eine  Erhöhung  der  Ü  bergangeabgabe  um 
45  PEennige  pro  aektoKter.  Vgl.  Lange  in  der  Wochensebfift  lllr 
Bmoeiei,  188<  S.  20. 
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ind  so  deren  wettere  induBtrielle  Ausgestaltung  sur  Folge 
Jiatte^  bietet  die  bayerisclie  MalzaufBchlagsstatistik  seit  dem 
Jahre  1874  sehr  schätzbare,  specialisierte  Nachweise.  Wir 
geben  zunächst  folgende  beiden  ZuHammenstellungen  ftlr  den 
▼orbeaeichneten  Zeitraum  1874—1878. 


I.  Brauereien  überhaupt: 


Db  im  Betrieb  «tandenem 

Durchficboittsprodoktion  einer 

Brannbter* 
Biai 

Weifsbier- 

Bnunbier* 

I  WeilBbier- 

1 

nevei 

Bnnereieii 

hl 

1  w 

im 

6217 

1873 

5800 

1874 

5068 

1855 

2819 

211 

1875 

5125 

1899 

2304 

194 

1976 

5191 

1584 

2842 

185 

1877 

5228 

1532 

2285 

165 

1878 

5223 

1539 

2238 

143 

Im  Mittel  der 

2298 

178 

Jahn 

TT.    B  r  a  n  ti  1>  i  c  r  1>  r  a  ii  ( ■  r  e  i  e  ii : 


Zahl  der  i; 
trieb  g^attuideneu 
Bninliiac^ 


Mak verbrauch  ^  dieser  Braueicieu : 


> 


hl 


'S 
< 

U 


9 

s 
a 

o 

'S" 
hl 


hl 


a 


C4 

hl 


4409122    204289    324  502 


mw*^\  369 


1^^4799116, 

Vi 


8S7 


57 


4425883 
4567433 
4  003  822 
14524842 


1994t»a 
193899 
195024 
180800 


35l4;ja 
362730 
339  525 
829811 


15  970 
dö32 
5496 
5413 
7857 


4953883 
4  982  361 
5129558 
5043  784 
5042810 
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Gehen  zwar  dieie  NachweiBe  niolit  ttber  1874  zurück  in 

diener  Specialisierung,  so  ist  trotzdem  das  auB  diesen  5  Jahren 
sich  ergebende  Bild  charakteristisch  genug  fibr  den  in  Rede 

stetendon  Zeitraum. 

Im  allj^emeinen  hiilt  die  Zahl  d<'r  in  Betracht  kommenden 
Botnchc  mit  der  Entwicklung  der  Produktion  gleichen 
Schritt.  Auffallend  uud  nicht  recht  erklärlich  erscheint  nur 
die  ziemlich  bedeutende  Zunahme  der  Weifsliierbrauereien 
(Tabelle  1)  von  1399  im  Jahre  1875  auf  1534  in  1870  und 
die  anscheinend  unvermittelte  Abnahme  der  fUr  den  Haus* 
bedarf  betriebenen  Brauereien  (Tabelle  II)  von  87  im  Jahre 
1874  auf  40  m  1875.  Im  übrigen  aber  ist  die  Entwicklung 
eine  aiemlich  allgsmein  gleicbmärsi^  fortschreitende  gewesen. 
Nur  die  Aktienbrauereien  zeigen  einen  schärfer  ausgeprSgten 
Entwicklungsgang.  Die  Durcnschnittsproduktion  einer  unter- 
und  oborgJtnrigen  Brauerei  hat  sich  in  (lieser  Zeit  wenig  ver- 
än'lert.  Von  '^^'iiier  Konzentration  r^<^r  Betriebe,  wie  sie  nach 
der  Aufhebung  der  Biertaxe  zeitweihg  deutlieh  zu  konstatieren 
war  und  in  der  Gegenwart  einen  Hauptzug  der  gewerblichen 
Entwicklung  der  Brauerei  auch  in  Bayern  Husniacht,  ist  in 
dieser  Zeit  allsscitigen  Flora  uicht:3  zu  spüren.  Ja,  als  die 
Braunbierproduktion  von  1876  auf  1877  um  mehr  ale  200000  hl 
zurUckgingi  stieg  die  Zabl  der  In  Betrieb  steliffliiden  Braun- 
bierbrauereien  nocb  von  5191  auf  5228.  Audi  dem  Bick- 
gange  der  Weifsbierbrauerei  um  30000  hl  steht  nur  eine 
Verringerung  von  zwei  solchen  Betrieben  gegenüber.  — 
Einen  tieferen  Einblick  in  die  durch  die  Veränderung  besw. 
Verringerung  der  Braunbierpror^uktion  erzeugten  Verschie- 
bungen 171  Hrn  verschiedenen  Betriebskategorien  der  be- 
treffenden Brau*  r(  gewährt  Tabelle  IT.  Da«  Schwer- 
gewicht der  Produktion  ruht  natürlich  nn't  89"  o  (im  Mittel 
der  Jahre  1874  7H)  dos  gesamten  Malzverhrauclis  auf  den 
Privatbrauoreicn.  Sodann  folgen  mit  6,5  ^  0  die  Kommune- 
brauereien, mit  4,1  (1874)  bezw.  3,6<^/o  (1878)  die  Aktien-  und 
endUch  mit  0,4  (1874)  bezw.  OfiVo  (1878)  die  nicht  gewerb- 
lichen Haugbrauereten.  Das  Verhältnis  der  Anteilnahme  der 
Produktion  dieser  Betriebskategorien  an  der  Gesamtproduktion 
hat  sich  in  diesem  Zeitraum  sehr  wenig  verändert  und  ist 
damit  ebenfalls  für  die  Gleichmärsigkeit,  mit  der  die  Brauerei- 
entwicklung in  Bayern  in  allen  Kreisen  des  GewerbcÄ 
wJthrend  dieser  Zeit  im  Gegcnsnt'/  zu  dem  folf^'-oTifUMi  Jahrzelint 
vor  sieh  geganf^en  ist.  bezeKilin«-nd.  Bemerkenswert  ist  die 
noch  relativ  geringe  Anteilnahme  der  Aktienbrauereien  an  der 

*  (vor.  8«te).  Statt  des  Ifmlsverbnaehs  die  «Üesmi  mfrprirhna^S 

Biererzeugung  anzusetzen,  empfahl  sich  deshalb  nicht,  weil  in  don  hier 
»u%oführten  verschiedenen  Brauereikate^orien  die  aus  1  bl  Malz  g^^ogeoen 
ßiermexigw  zu  sehr  voneinander  abweichen.  Amtliche  Nachweise  hier- 
über feMSD  für  s,  b  und  e. 
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Of -•♦mtprodnktjon,  'Im*  sich,  wie  wir  anderweit  sehen  werden, 
liir  die  G('«^einvart  weit  hr>her  stellt.  Das  fiir  den  Ent- 
wicklungsgang dos  Braugowerhes  auch  in  Bayern  so  charakte- 
rißtisolie  Zunehmt ii  *li'r  Aktieiibetriebe  datiert  in  seiner  gegen- 
wärtigen Bedeutung  ersst  seit  Aniaiig  der  achtziger  Jahre. 
Doch  waren,  dem  Zu^e  der  Zeit  entsprechend,  auch  in  den 
nebsiger  Jahren  mehratche  AktiengrOndanf^  erfolgt,  siimal 
we^en  der  Überfllllimg  des  Qetdmitfktes  mit,  aus  Mkannien 
GrUndeo  fragewordenen,  anlagesachenden  Kapitalien  und 
wegen  der  mit  erhebliehen  Kapitalaufwendungen  ermöglichten 
industriellen  Ausgestaltung  der  Betriebe  die  Verhältnisse  dem 
allgemeineren  Aiifknunnen  des  Aktenpriucipes  besonders  auch 
in  der  Brauerei  güQjitig  waren.  E»  wurden  gegründet  in 
Bayern : 

1859    <3i :  3  Aktaenbrau^en'  mit  1,37  Mill.  Mk  Aktienkapital 

18G4-Ö8:  2  .  ,  0,27    «     ^  .  • 

1871:  1  ,  „  0,12 

1872:  3  .  „  8,32 

1879:  8  ,  „2,18 

1874:  2  ,  ,0,68 

1875:  — 

1876 :  — 

1877 :  - 

1878 :  - 


n  n  n 

»  n  n 

n  n  » 

II  »  w 


•  II  a  •  « 
II                »  »      »  n 

•  9  II  tt  II 
»                   »  I»        »  n 

Sehr  charakteristisch  fttr  die  Wandhing  der  wirtschi^t- 
liehen  8achiago  ht  d;is  völlige  Aufhören  von  Nengrtindnngen 
neit  dem  verliangiii>VMll(  n  Jahre  1874.  Erst  1879  hndet  sich 
wieder  die  erste  neue  Aktienbrauerei  in  Bavorn. 

Die  gröfste  der  1872  gegründeten,  und  ulirrhaupt  d« m 
Kapital  nach  die  gröfste  ihrer  Art  in  Deutschland,  ist  die 
Münchener  Löwenbrauerei,  vormals  L.  Brey,  mit  einem  Aktien- 
kapital Ton  5400000  Mark.  Dies  hohe  Grundkanital  aller 
Aktiensrflndanmi  jener  Zeit  war  bekanndich  dnrch  die  anber- 
gewöhniichen  oamala  herrschenden  Verhältnisse^  hohe  Boden- 
und  Materialpreise,  hohe  Löhne  etc.  bedingt 

Wie  grofs  der  Abstand  zwischen  dem  Betriebsiim&nge 
der  Akti«'nbranereien  und  der  tlbrigen  Betriebskategorien  im 
vorliegenden  Zeitraum  war,  liifst  sich  iia  grols<'n  Durchschnitt 
aus  der  mittleren  Produktion  eines  Betriebs  der  betr.  Kate- 


1  Ao8  ran  der  Bor|rht,  Art  „AktiengeMllaeluilt«ii  (Ststfstik)*'. 

Conrads  Staats  Wörterbuch.  Bd.  \  ,T«  nn  1890.  T'nter  diesen  Aktien- 
braoereien  beiludet  dch  allerdings  eine  Aktieuuialzfabrik,  die  jedoch  nicht 
auMreichieden  werden  konnte,  da  ihr  Gnmdungsjahr  und  i^ktienkapital 
mn  boeoiidofi  milget^  ist 
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Sirien  abnehmen.  Diese  betrug  im  Mittel  der  Jabre  1874 — 78 
nt  Tabelle  I  und  II 

fiir  eiue  Bra un  bie  r brauerei  lu  i'rivatbebitz   2100  hl  Bier* 
„    „  Aktienbrauerei  39  (KM)  «  « 

„    „  Kommunebrauerei  2100  „  , 

n    9  sogenannte  Hausbrauerei  300  „  « 

^    ^  Weifsbierbrauerei  178  „  « 

Die  Aktienbrauereicu  befanden  sich  danach  durchschnitt- 
lich auf  dem  Niveau  der  ci^^entlichen  Grofsbrauerei.  Im 
übrigen  sind  die  Unterschiede,  die  a wischen  den  einzelnen 
Kategorien,  zwischen  ßruunbierbrauereien  in  PHvat  und 
Komm  im  ('besitz  und  Aktienbrauereien  einerseits  und  Haus- 
und  Weifsbierbrauereien  andererseits,  obwalten,  bezeichnend 
für  den  Grad  der  Differenzierung,  den  die  gewerbliche  Ent- 
wicklung des  bayerischen  Hrauwe.sens  bereits  zu  dieser  Z(?it 
erlangt  hatte.  In  der  Folge  freilich  traten  gerade  hierin  die 
gröfsten  Verschiebungen  ein. 

Für  die  fnsx  gleichmäfsige  Entwicklung  in  dieser  Z«Mt 
ist  auch  hier  wieder  bezeichnend,  dafs  die  obigen  Zahlen  der 
auf  (  iiK  n  Betrieb  entfallenden  Durchschnittsproduktion  während 
der  in  Rede  stehenden  5  Jahre  in  den  einzelnen  Kategorien 
sich  nicht  wesentlich  geändert  haben,  die  Zahl  der  Betriebe 
mit  dem  Fortschritte  der  Produktion  auch  nach  dieser  Seite 
hin  gleichen  Schritt  gehalten  hat 

Am  weitesten  Ittfst  sich  statistisch  in  den  EntwicUung»- 
prozefs  der  Brauerei  eindringen  durch  den  Nachweis  der 
Zahl  und  Bewegung  der  ihrem  Produktionsumfange 
nach  gegliederten  Brauereibetriebe.  Dies  ist  durch  die  seit 
1874  geführte  amtliche  Statistik  der  Braunbierhrauereien, 
deren  Alalzverbrauch  sich  in  gewissen  Grenzen  hielt,  erni(5g- 
licht,  wobei  gleich  bemerkt  werden  mag,  dafs  dieser  Teil  der 
bayerischen  Malzaufschlagsstatistik  im  Jahre  1882  insofern 
geändert  wunlr.  als  seitdem  nicht  mehr  die  Zahl  der 
Brauereien  mit  einem  bestimmten  ^lal/.verbrauch  >f »rcialisiert 
aufgeliihrt  wird,  sondern  die  der  Brauer.  l.>t  zwar  dadurch 
der  Vergleich  mit  dem  hier  vorliegenden  Zeitraum  unmöglich 
gemacht,  so  bietet  doch  die  seitdem  dazu  getretene  Statistik 
der  in  den  einzelnen  Steuerstufen  verbrauchten  Malzmengen 
eine  so  wertvolle  Ergänzung,  dafs  darüber  der  erste  Mangel 
verschmerzt  werden  kann.  Durch  entsprechendes  Manipulieron 
läfst  sich  übrigens,  wie  a.  a.  O.  dargethan  werden  wird,  auch 
dieser  Mangel  wenigstens  bis  zu  einem  gewissen  Grade  heben 
und  so  die  durchgängige  Veigleichbarkeit  teilweise  wieder- 
herstellen. 


I  1  hl  Malz     2,2  hl  Bietpioduktion  sogesetxt 
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III.  £•  betrug  die  Zahl  der  Braunbierbrauereien 
tu  Bayern  rechts  des  Rheins,  welche  Malz  ver 

brauchten: 


U9  den 
Jskf«n 

bis 
1000  hl 

▼OB  1001 

bis 
SOOO  hl 

▼oo  5001 

bis 
10  000  u 

Ton 

10001 bis 
50000  bl 

1  von 

'   OK)  UUi 

biB 
100000 
hl 

über 
100000 
bl 

• 

Zu- 

SSIDIBCIl 

\m 

8848 

1102 

42 

1 

4 

1 

5088 

3864 

1142 

76 

39 

3  ^ 

1 

5125 

1876 

9906 

1159 

85 

37 

j 

»  1 

1 

5191 

i«n 

8079 

1180 

86 

80 

2  1 

1 

5288 

1878 

d977 

1125 

86 

31 

3  1 

1 

1 

5223 

Nach  unten  zu  ist  die  Special isierung^  der  Jietriebe  bis 
1882  noL'U  nicht  wpiter  als  ois  zu  1000  hl  Mulz verbrauch 
herab  erfolgt,  im  allgemeinen  kann  man  annehmen,  dafs  <lie 
Brauereien  mit  weniger  als  1000  hl  Malz  verbrauch  die  »oee- 
nannten  Kleinbrauereien  repräsentieren.  1000—5000  hl  Mals- 
rerbrauch  entspricht  dem  Produktionsumfange  der  mittleren 
Brauereien,  una  darttber  hinaus  liegen  die  eigentlichen  Grols- 
bnuiereien. 

Betrachtet  man  hiernach  das  obige  Bild,  so  ist  bei  aller 
industriellen  Fortentwicklung  des  bayerischen  Brauwesens 
von  einer  Konzentration  desselben  zum  Örofsbetriebc  in  dieser 
Z^'it  hoch  nichts  zu  spfircn.  Vielmehr  zeigen  alle  Produktions- 
xtuftii  eiiM  ^^r(»lse  Stal)ilität  in  der  Zahl  der  Betriebe;  die 
Klein-  uikI  Mittelbrauereien  hal»*  n  sich  s(»^^ar  nocli  etwas 
vermehrt,  sehr  im  Gegensatz  zu  der  Entwicklung  in  den 
nachfolgenden  Jahren.  Bei  den  mittleren  Brauereien  steht 
die  geringe  Abnahme  der  Betriebe  nach  1876  wohl  mit  Ver- 
schiebungen in  den  beiderseitig  angrenzenden  Produktions- 
stufen im  Znsammenhange,  wie  denn  überhaupt  derartige 
Schwankungen  in  einer  Produktionsstufe  sich  \  (irwiegend  aus 
BetriebsUbergttngen  nach  oder  von  anderen  Stuten  erklären. 

Sehr  charakteristisch  für  die  Struktur  des  bayerischen 
Braugewerbes  ist  die  ««charfausgeprUgte  Grenze  zwischen  lor 
zweiten  und  dritten  Stufe,  mit  der  gemeinhin  der  ürofsbctrit-b 
lit';;innt.  Die  Anzalil  aller  dieser  Brauereien  mit  mehr  ald 
ÖUOO  hl  Malzverbrauch  bczw.  12  000  hl  Biererzeuguii*]:  macht 
nur  d«*n  10.  Teil  der  Mittelbrauereien  und  ca.  den  37.  Teil 

*  Für  die  WoifBbiHrlimnoreien,  derpii  l'rotiuktiousimilang  sich  ohoe- 
üiii  iv£i  auäacbiit-roiich  im  liahinen  deä  Kleinbetriebes  bewegt,  e.\iätiert 
eins  dsfsrtige  Spedalisierang  nicht 
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aller  Braunbierbrauereien  aus.  In  der  Folge  hat  sich  diea 
Verhältiii«  noch  weit  mehr  differenziert.  Die  bayerisch» 
Brauerei  erscheint  daher  wie  ein  anf  Vtrritf'st<T  Basis  an- 
gelegter ^  niedriirrr  Bau,  dem  nur  einige  wenige,  aber  ^ehr 
hohe  Türme  aidf^esetzt  sind. 

Die  im  Zusammenhange  mit  der  historiseh  begründeten 
Stellung  des  bayerisclien  Brauwesens  innerhalb  der  heimischen 
Volkswirtschaft  zu  v<ir8tehende  gewerbliche  Entwicklung  iu 
der  Neuaeit  tritt  in  ihrer  Eigenart  deutlich  sa  Tage,  wenn, 
man  die  Entwicklung  des  Brauwesens  in  Norddeutschland^ 
in  diesem  für  die  industrielle  Umgestaltung  des  Gewerbes 
bedeutsamen  Zeitraum  damit  vergleicht. 

Es  betrug  im  Reichssteuergebiet: 


Jahre 

die  Zahl 

der 
Biaoereiep 

darunter  vor- 

wiegend 
anterg&brig 

Bier- 
erzeagnng 

hl 

ZiU  der  ftineraiai,  Ibhi 
▼erbfsiiditeii' 

bis 

1000  hi 

1001  bis 

5UÜU  hl  1 

über 
5000  hl 

1872 

ld456 

3185 

16102179 

18320 

1712 

125 

1874 

18944 

8874 

fl04M914 

10860 

1979 

182 

im 

12  742 

8388 

20371 92Ö 

9  745 

1941 

181 

Durchweg  bietet  sich  hier  das  Bild  einer  Intensiven  in* 
dustrieUen  Konzentration  des  Braugc^verbes.  Die  Zahl  der 
Brauereien  ist  zwar  sehr  grofs  und  die  Kleinbrauereien  über- 
wiegen ebenfaUs  bedeutend.  Jedoch  Oillt  die  schnelle  AU- 
nahme  derselben  Hand  in  Hand  mit  der  Steigerung  der 
Gesamtproduktion  deutlich  ins  Auge. 

Der  Einfluis  der  baycrisclKm  Braut  rei  giebt  sich  be- 
sonders in  der  Zunahme  der  untergährigen  Biere  kund,  wie 
denn  aneh  die  untergährigen  Brauereien  .sieh  im  Gegensatz 
zur  Gesauitzalil  der  Brauereien  vermehren ,  und  zwar  vor- 
nehmlich durch  Umwandlung  obergähriger  Betriebe  in  unter- 


*  Der  in  Bezug  hierauf  ebeulklle  sehr  instruktive  Vergleicb  mit  dea 
gleiobartigeo  VerbältniMen  in  der  bayerischen  Rbdopfals  ist,  wie  a.  a.  O« 
erwähnt,  erst  von  1879  an  möglich. 

'-  Dil  die  Brauptpuerstatistik  drs  Reichasteuergebiets  die  Öteuerstofen 
nach  dcui  gesahlteii  liniusteuer betrag  auffuhrt  und  wegen  der  ateuer* 
pflicbtigen  Verwendung  von  Surrogaten  eine  eiakle  Befeemung  der  <Uessa 
Steuerstufen  entsprechenden  Malzmengen  nicht  möglich  ist,  auch  die  Ska* 
lierung  mit  der  in  der  bayerischen  Statistik  nicht  genau  übereinstimmt, 
so  können  die  betreffenden,  durch  Umrechnung  und  Zusammeiudehung 
gewonnen  Dftten  nur  ala  annAlienid  geiuui  vm  mverllMig  betmeht^ 
werden. 
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gifarige,  was  in  den  meisten  F&Uen  sugleieh  den  Übergang 
■am  Maschinenbetrieb  und  damit  snr  Industrie  bedeutete. 

Die  energische  Konzentration  der  Produktion  auf  den 
Grolsbetrieb  giebft  sieh  besonders  deutlich  im  Vergleich  und 

im  Gep^oiisatz  zu  der  gleichzeitigen  Entwicklung  des 
l>?>v  «Tischen  Brauwesens  durch  folgende  Zusammenstellung 

kuiul. 

Es  betrug  in  Prozenten  aller  Brauereien  die 
Zahl  der  Brauereien  mit  einem  Malz  verbrauch: 


Jahre 

IMs  1000  Iii 

▼en  1001  bis  6000U 

aber  6000  hl 

in  Nord- 
deotseh- 
land 

in  Bajexn 

in  Nord- 
dsQtsch- 

Isnd 

hl  Bayern 

in  Nord- 
dsvtsoh- 

land 

in  Bayern 

1878 

89,9 

9,4 

75>7 

15^8 

21,7 

1,4 

2,6 

1878 

7M 

10,8 

81,0 

1,6 

2^ 

Bezüglich  der  Kleinbrauereien  ist  zunächst  zu  bemerken^ 
diUs  sie  in  Norddeutechland  nur  scheinbar  mehr  ilberwicgeDp 
als  in  Suddeutschland,  d(!nn  während  hier  nur  die  Braun- 
bierbrau«'r(M  PTi  in  Rechnung  gestellt  sind,  beziehen  sich 
die  Daten  für  NorddiMitschland  auf  alle,  also  auch  die  ober- 
^hrrjTf^n  Brauereien.  Stellt  man  für  Bayern  die  Prozent- 
rechnaug  unter  Einbeziehung  der  Weifsbierbrauereien,  die 
man  wohl  doidiweg  den  Kleinbetrieben  mstiilen  darf  (S.  o.^ 
an,  so  stellt  sich  das  Verhältnis  iblgendermaCien.  Es  betrogen 
in  Bayern: 

die  Kleinbetriebe  1874:  80,8  ^/o  aller  Betriebe^ 

„  1878:  81.60/0 

die  mittleren  Betriebe  1874:  17,1 

1878:  16,7  0/0 


die  Grolsbetriebe  1874:  2,1 


n 
n 


9 

n 


1878:    1,8  O'o 

I  >i  r  Prozentsatz  der  Kleinbrauereien  ist  danach  in  Hczug 
ilh  Oesamtzahl  der  Brauereien  in  ^Jorddeutüchland  fast 
der  ^^U  K  iie  wie  in  Bayern,  bei  den  Mittelbetrieben  iüt  da^» 
Verhaltnie  ebenfall*»  annähernd  da-sselbe  und  nur  bezüglich 
der  Grobbetriebe  ist  der  Übergang  in  Bayern,  weil  Siteren 


Digitized  by  Google 


140 


XU  1 


Ursprunges,  relativ  weiter  eiitwickoli.  Be/üj^licli  der  Ver- 
schiebung des  Prozentverhältnis«es  der  verschiedenen  Botriebs- 
stufen  zur  Gesamtzahl  walten  aber  ersichtliche  Verschieden- 
heiten ob.  Während  in  Bayern  auch  lediglich  unter  den, 
immerhin  vorwiegend  gewerblich  besw.  indiistriaU  betriebeDen 
Braanbierbraaereien,  der  Kleinbetrieb  eher  eine  Zunahme 
aufweist,  waa  jedoch  wold  mit  der  zeitweiligen,  nach  1876 
eingetretenen  PiroduktionsetnKchränkung  der  bayerischen 
Brauerei  zosammenhängt,  weshalb  auch  die  Mittelbetriebe 
relativ  eine  geringfügige  Abraindprung  erfahren  haben,  ist  in 
Korddeutschland  der  Kleinbetrieb  ^^•l^z  entschieden  zu  Gun.sten 
des  Mittel-  und  Grofsbetriebes  im  Weichen  b<'<:riffon.  Leidor 
stehen  für  diese  Zeit  —  und  für  Norddeutbchland  uljerhaiipt 
nicht  —  noch  keine  Nachweise  darüber  zur  Verfügung, 
welcher  Betrag  de«  Malaverbranchs  bezw.  der  Bterprodnktion 
auf  die  verachiedenen  GrOfsenklassen  des  Braugewerbes  ent- 
fidlen.  Aus  den  hierbei  sich  ergebenden  Verschiebungen 
würde  sich  erst  ein  wahrhaft  volTkommcnes  Bild  über  die 
Art  und  Tragweite  des  gewerblichen  Entwicklungsganges  in 
der  Brauerei  gewinnen  lassen.  Immerhin  kann  mnn  annehmen, 
dafs  di<'  Grrorsbrauere!  in  Bayern  auch  zu  jener  Zeit  schon 
einen  gröfseren  Teil  der  Gesanitbierproduktion  auf  öieli  ver- 
einigte und  diese  Konzentration  dt  r  Prodution  auf  den  Grols- 
betneb  dort  wohl  noch  lebhafter  vor  sich  ging  als  in  Nord- 
deutschland.  Denn  in  Bajem  hatte  sich  schon  seit  den 
60  er  Jahren  eine,  wenn  auch  durch  relativ  wenig  Betriebe 
repräsentierte,  bedeutende  Großibrauerei  entwickelt,  und  es 
dauerte  lani^e,  ehe  Nörddeutschland  eine  Brauerei  mit  über 
2200' hl  Produktion  aufweisen  konnte,  wie  Bayern  bereits 
im  .Ialir<*  1864  05,  wo  die  gröfste  Brauerei  Münchens  nicht 
weniger  als  125428  hl  Malz  versott 

Auf  die  grofsen  Münchener  und  Fränkischen  Brauereien 
konzentrierte  sich  bekanntlich  von  jeher  die  industrielle  üm- 
und  Aus^estaltun^^  des  Gewerbes.  Eine  statistisehe  Be- 
trachtung der  Entwicklung  der  Münehener  Brauerei  und  der 
vorwiegend  aut  den  Export  basierten  Fränkibchen  Grufs- 
brauerei  bezüglich  ihrer  Beteiligung  an  demselben  wird  daher 
der  weiteren  Aufzeigung  der  industriellen  EntwicklunR  des 
bayerischen  Braugewerbes  und  dem  Verständnis  der  schwer- 
wiegenden  Bedeutung  der  Grofsbraucrei  für  das  gesamte 
bayerische  Braugewerbe  in  der  Gegenwart  zu  statten 
kommen. 

Es  betrug  in  Mttnchen:' 

'  Aus  Sedlmayrt  Deokscbrift  a.  s.  0. 
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die 

uic  I  rouuKClOu 

m  deo 

die  Zahl  der 

GeMmtbier- 

Iii 

BCIluliiDprOUUji« 

Brauerei 

Iii 

aer  jeweils 

KlulBlCn 

Aiauerei 

hl 

18 

1  Ot'>b  yöO 

58  721 

250  949 

18 

901  728 

50096 

240  314 

18 

890  790 

49488 

234  262 

1>*71  72 

18 

985  152 

54  731 

269  S4H 

lO  1  «r  lO 

Mi 

1070  558 

59  809 

187S.74 

18 

1158082 

64886 

288078 

I.S74  75 

19 

1  185  2m 

62  381 

296010 

IN7.V7« 

21 

1  177  264 

5:?  512 

249  100 

I87a  77 

24 

1252484 
t  1215068 

.>OÜ99 

296  090 

25 

46788 

803924 

187»19 

27 

1   1169054  I  48298 

<  I 

264804 

Wie  man  sieht,  ist  die  Eatwicidung  der  Bierproduktion 
in  München,  sowie  dio  dos  Brauereibestandes  dnr  F^ntwieklung 
im  L;»ii(1o  überhuujtt  ziomlich  ähnlich.    Fast  in  allen  Jahren 
uiachtit  «lie  Münchenur  Biererzoii^^unp^  den  9.  bezw.   10.  Teil 
<!er  von  Bayern  aus.    Nur  in  den   einzelnen  Jahren  .^in<l  die 
Produktionsschwankungen    markanter   als    in   ganz  Bayern, 
wa^  sich    teils   aus   der   relativen  Beschriiuktheit  und  Ein- 
heitlichkeit des  Mttnchener  Stadtgebiets,  teils  aber  auch  wohl 
im  ZnaamiDenhafiee  damit  daraus  erklärt,  dafs  die  auf  den 
Bierkonsum  der  Bevölkerung  wirkenden,  allgemeinen  wirt- 
«cbafUichen  VerhAltnisse  und  Wechselfillle  in  dem  in  Bede 
Stehendon  Zeitrauna  sich  hier  ausgeprägter  geltend  macheUi 
als  im  Lande  im  allgeroeinen.    Die  industrielle  Ausgestaltung, 
die  den  Mrmchener  Brauereien  schon   seit  den  60  er  Jahren 
in  der  Altdirzald  (h  ii  Charakter  des  rirofsbetriebs  verH<'lien 
hat,    —    wie  div^  auch  in   der  theoretischen  Durchseliiiitts- 
uroduktion   oinrr    Brauerei   durchscheint  — ,   ist   jedoch  in 
rtiesem  Zeiträume  noch  nicht  so  weit-  und  tiefgehend  wie  in 
der  Gegenwart;   besars  doch  in  dieser  ganzen  Zeit  München 
eist  eine  Aktienbrauerci^  die  1872  gegründete  Löwenbrauerei. 
Die  Thateache  aber,  daiCs  es  in  erster  Linie  immer  die  ohne- 
hin gröfsten  Betriebe  waren,  auf  die  sich  der  industrielle 
Fortschritt  konzentriert,  zeigt  sich  auch  hier  deutlich,  indem 
1864/65  die  gröfste  Mtinchener  Brauerei  den  vierten  Teil  der 
Gesamtproduktion  aller  vorhandenen  18  Brauereien  auf  sich 
vereinigte  und  1878  79  den  4,5.  Teil  der  Produktion  der  in 
(iiest'TTi  Jahr   vorhandenen  27  Betriebe.     Bei  g-leiehmUfsiger 
Anteilnahme  aller  Brau-  reien  an  der  Prodiditionsentwieklung 
hätte  die  <rrrH?Jte  Brauerei  im  genannten  Jahr  nur  den  0,3.  Teil 
der  GesaniU  rzengung  auf   sieh   vereinigen   können.  Trotz 
dieser  Konzentration  der  Produktion  blieb  aber  auch  tur  die 
flbrigen  Brauereien    ein    grofser    Spielraum    zur  Betriebs- 
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erweit erung  frei.  Das  geht  Hchon  aus  der  Vermehrung  der 
Betriebe  von  18  auf  27  hervor.  Die  bei^onders  seit  den 
70  er  Jahren  mit  dem  zunehmenilea  Zuge  in  die  8tadt  uiici 
der  Vermehrung  der  BevOikeroBg  and  Stei^rung  des 
FremdenTerkehn  wachsende  heiiiiiscoe  Konsnmfllhigkeit,  sowie 
die  in  diesem  Zeitraiim  sich  entwickelnde  Bienuimbr  in  die 
Provinz  und  aufseriudb  Bayerns  waren  kierfilr  grundkgend. 
Was  aber  die  Zutialime  d^  Mlliichener  Brauereien  im  vor- 
liegenden Zeitraum  so  besonders  merkwürdig  und  principiell 
bedetitsam  lür  die  Frage  nach  der  TmL^woite  der  Konaen- 
tration  der  Produktion  auf  den  OrolöbelriLb  in  der  Brauerei, 
speeicll  in  gröfseren,  verkehrsreichen  Orten,  macht,  i.st  einmal 
der    Umtitand,    dafö    die   Zunahme    der  Betriebe    in  den 

Jahren  1875/76^  1877/78  und  1878/79  trola  Abnahme  der 
Produktion  erfolgte  nnd  femeri  dafs  sie  meist  aof  Ken- 

IpHttdiuigen  kleinerer  Branereien  beruhte.  Nachstehende 
Zusammenstellungen  bringen  dies  und  die  Uberhaupt  sehr 
harmonische)  alle  Betriebskreise  verhältntsm&&ig  gleieomarsig 
hcgr^MreTidr  Entwicklung  des  Münchener  Brauwesens  ia  dieeet 

Zeit  klar  /Air  Anschauung. 
Es  betrug: 


I.  die  Zahl  der  Milnchener  Brauereien  mit  einem 

MalsTerhrauch: 


Jahre 

bis 
1000  U 

1001  hb 
fiOOOU 

1001  bis 
lOOOOU 

10001  Um 
50000  hl 

fiOOOl  Wt 
100000  hl 

100000  hl 

i 

1 

5 

t 

7 

2 

18 

1870/71 

1 

6 

2 

1 

2 

18 

1871/72 

5 

3 

7 

2 

18 

1872  T:{ 

4 

4 

6 

2 

18 

1«7;V74 

1 

4 

2 

6 

i 

18 

ki74r75 

5 

2 

6 

4 

18 

I8W76 

"l 

4 

ft 

e 

4 

tl 

UI76'77 

1 

s 

4 

6 

3 

21 

34 

1877/78 

1 

4 

7 

8 

25 

187a?79 

2 

10 

4 

6 

4 

27 

Bemerkenswert  ist  hierbei  unter  anderem,  da(^,  als  im 
dndjahre  1878^74  die  sogenannte  Ktaigliche  Wdfehierhnmei 


'  Dio  amtliche,  bavcrisclio  Malzauf8chlaji8Uti9tik  Rihrt  in  disma 
Jahire  (1876  77  )  nur  viuo  llniuerei  mit  über  100  0(Hj  hl  Malavcrbrauch  anf 
(t.  8.  1H7).  Worauf  diese?  DitFerenz  mit  don  Sedlmayrschen,  «ub  dw 
sMii^  hci)  Mänehener  Statistik  geschcipften  Aa^bcu  benhti  War  iMil 
SB  «naitteln.  FOr  dis  Seche  seibst  ist  sie  ohae  Hdiag, 
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einging,  die  ohnehin  nur  ca.  2000  hl  Malz  veraott,  im  selben 
Jfthre  eine  iwno,  private  Weifsbierbrauerei  entstand,  die  ihre 
Jahreiiproduktion  durchschnittlich  1000  hl  Bier  und  mit- 
unter etwas  höher  hielt. 

£b  betrug 

II.  der  Prozentanteil  am  G-eiamtmalzverb rauch 
der  Münchencr  Brauereien  bei  den  Brauereien, 

die  verbraucht  haben; 

—>«W^B^*W—<»i»  IIIIII  ■■■■    mwt         _i     ipi  ■  ■■ 


m  den 
Jahmi 


bi«  5000  M  Malz 

-r-    121^1(1  hl 

Bierpro4uktion 
PkDsent 


6001  bis  lOOÜOhl 

10001  bii 

fibcr  50  000  hl 

lUi  »  ISOOl 

50000  hl  Malz  ^ 
24001  biB 
120000  bl 

Mak  aber 

Mi  84001  M 

120000  hl  Bi«^ 

Bleipiodaktioii 

Bierpradaktion 

furoddMhHi 

Prozent 

ProMDt 

Prozent 

2,91 

35,33 

62,49 

2,64 

35,33 

59,10 

4|05 

35,87 

57^ 

4M 

88,89 

66»oe 

2,70 

23,23 

72,47 

2.80 

20.83 

74,18 

3,94 

24,0u 

69,74 

4,46 

21,46 

70,» 

4,89 

27.63 

63,16 

4*53  j 

2?,aü 

67,ei 

1869/70 
187071 
1871/72 
tt72/73 
1878/74 
187475 
1875/76 
1876.77 
1877  78 
1878^18 


8,57 

2,86 
2,14 

i;87 

0^ 

2,19 

'>7 

3,52 
4,32 
0^08 


Trotz  der  beträchtlichen  Konzentration  der  Produktion 
auf  die  gröfsten  Betriebe,  —  auf  die  im  Mittel  dieses  Jahr- 
zehnts ta.  -'s  der  Gesamtproduktion  entfielen;  1874  75  pro- 
duziert» n  allein  fünf  der  gröfsten  Brauereien  Münchens 
d'»j>|»eit  soviel  als  die  übrigen  13  --,  trotzdem  ist  die  Anteil- 
iiiüirae  der  übrigen  Groisenklassen  an  der  Gesamtproduktion, 
TOD  eiazclueu  Jahr&»üchwankungea  abgesehen,  im  ganzen 
«tabn  geblieben.  Gerade  die.  nach  Manchener  B^riffen 
^imtderen*  Braiiereieii  (5000 — 10000  hl  Mal8Verbniiicli)|  die 
wikrend  des  letsten  Jahreelints  infolge  der  simelmnadeii 
Konkurrenz  von  oben  und  unten  sehr  ins  Gediftnge  gekommen 
sind,  haben  in  den  70  er  Jahren  sich  sehr  gut  gestanden.  Ihr 
Anteil  an  df>r  Gesamtproduktion  ist  von  2,91  Prozent  auf 
4,53  Prozent  gestiegen  und  ihre  Zahl  liat  sich  von  2  auf  4 
vermehrt. 

Das  beste  Bild  von  den  anf  Grund  der  industriellen 
Aubgcätaltuug   erfolgten   l'roduktionsverscldebungen   in  den 

TeiMiiedmn  Kreisen  der  Mftndieaer  Bnuieiev  «rliilt  man 
duch  aacfaetehende  Verinndung  von  Tnbelie  I  und  IL  hmw. 
dmn  GraiidBaUeni  wobei  bemerkt  sei,  dafii  die  in  Tabelle  H 
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erfolgte  Zusammenziehuug  der  6  üblichen  Gröliengruppen  der 
Brauerei  (S.  Tabelle  I)  auf  4  wegen  der  sonst  zu  ver- 
schwindend kleinen  Prosentofttse  der  Anteilnahme  an  der 
Produktion  erfolgt  ist;   bei  nachstehendem  ist  natürlich  die 

Sechsteilung  zu  Grunde  gelegt.  Ermittelt  man  aus  Tabelle  I 
und  II  die  Durchschnittsproduktion  einer  Brauerei  in  den 

vorgesehenen  6  Gröfsenklassen  und  setast  die  dabei  für 
1869/70  gewonnenen  Zaiiinn  p:lcich  100,  so  erhält  man  filr 
1878/79  durch  cntiiprechcude  Reduktionen  folgendes  Bild: 

£^  betrug  die  Durchschnittsproduktton  einer  Brauerei 
mit  einem  Miüaverbrauch 

bis  1000  hl  1001  bis    .5001  bis    10001  bis  50001  bis  über 

dOOOhl    lOOÜÜhJ    dOOOOhl  100000  kl  100000  hl 

1869/70  100  100  100  100  100  100 
1878/79      59       158        101         94         91  106 

^lan  erkennt  deutlich  das  Bestreben   der   mittleren  Be- 
triebe,   sich  auszudehnen;    unter  Verdopplung   ihrer  Zahl 
(Tabelle  I)  ist  die  Durch8chnitts|>roduktion  einer  derselben 
um  Uber  die  Hälfte  gesti^en.   Die  bis  1878/79  ohnebin  nur 
durch  einen  Betrieb  repräsentierte  Kleinbrauerei  mit  weniger 
als  1000  hl  Maizyerbrauch  scheint  allerdings  eingeengt,  doch 
▼erhält  CS  sich    in    Wirklichkeit    umgekehrt:    Die  einaige 
Brauerei  dieser  Art  bis  1871   (der  P.  P.  Franziskaner)  ver- 
brauchte fortan  über  1000  hl  Malz,  unter  welches  Niveau  sie 
nur  einmal  in  dem  widrigen  Jalir  1875  70  geriet.  1871/72 
und  1872/73  existierte  überhaupt  keine  Brauerei  mit  weniger 
als    1000  Iii   i\I;ilzverbrauch.    Im   Jahre    1873/74   sank  die 
Koniglielie  Weii'sbierbrauerei  unter  dies  Niveau   und  wurde 
daraufhin,  wie  erwähnt,  aufgelöst.  Die  einzige  Kleinbrauerei 
der  Jahre  1876/77  und  1877/78  war  eine  Neagründung  und 
rangierte  bereits  Im  nächsten  Jahre  (1878/79)  mit  2B15  hl 
Malzverbrauch  in  der  folgenden  Stufe,  nachdem  sie  awei 
Jalire  zuvor  mit  799  hl  Verbrauch  begonnen  hatte.    Von  den 
beiden  Kleinbrauereien  des  letzten  Jahres  ist  die  eine  eine 
Neugründuug  mit  einem  erstjährigen  Verbrauch  von  921  hl 
]^r.ilz,    die   zweite   eine   auf  110  hl   Mal/vor^rauch  zurück- 
gegangene \A'eifsbierht'aiifM-ei,   die   im  Voi'jahre  noeli  1700  hl 
verbrant  h.itte,   die  jedoch  zu  Anfang  des  Jahres  1879  den 
Betrieb  einsstelUe,  woner  sieh  auch  die  Abminderung  erklärt. 

Durehweg  ist  so  das  Aufrücken  von  unten  nach  oben 
wahrzunelmien,   der  Prozefs  zur  industriellen  Ausgestaltung 

ist  gleieluiiaisig  im  Fortsehreiteu  l)egriffen. 

Ein  weseiitlielier  Umstand,  der  dieser  Kiitwieklung  zu 
Gute  kam,  la^,  wie  bemerkt,  darin,  dal'b  die  Bierausfuhr 
der  grofsen  Münchener  Brauereien  anting,  gröfsere  Dimen- 
sionen anzunehmen,  wodurch  fUr  die  Deckung  des  ohnehin 
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Mhr  gestiegenen  Lokalbedarfe  ein  weiterer  Baum  geschaffen 
wurde  \ 

Die  Bieransfnhr  Münchens  betrag  im  gansen; 

1870:  150903  hl 

1871:  174975  , 

1872:  227597  , 

1873:  259990  ^ 

1874:  255  477  , 

1875:  255971  » 

1876:  267651  ^ 

1877  253142  ^ 

lb7ö:  247511  „ 

1879:  249 205  . 

Die  Verzweigung  der  jMiinehener  Bicrausfuhr  anlangend, 
60  dteUt  aie  sicli  seit  1875^,  wie  folgt  dar. 


II.  AufBerhalb  Bnyenis 

Jalire 

1.  bmerhalb 
Bajenis 

M 

1.  nach  Nord- 
deutüchlaBd 

U 

2.  nach  Würt- 

ti'Miberg,  Ba- 
den u.  Ueichs- 
lande 
hl 

3.  nach  dem 
ZoHanwlande 

U 

4.  Im  Qanzen 
(ü) 

hl 

1875 

220414 

4271 

iiaS8 

19448 

35557 

1476 

213119 

6529 

12946 

15057 

* 

34532 

1877 

210906 

9838 

18932 

14064 

42884 

lt^78 

13  778  . 

22199 

50428 

1879 

185006 

21544 

1 
1 

28740 

1B815 

64109 

>  Daraos  erklärt  sich  auch  die  relativ  bedeutende  Zonahme  dar 
Biereiolküur  nach  Münclieu  in  dieiem  ZdteMim.   Dl^sc  botrag 
1Ö70     4  n«  hl  1876   24  152  hl 

1871  8849  „  1876  25154  , 

1872  7  505  „  '  1877  18  195  , 
\m  7  070  ,  1878  25  119  „ 
1874    11005  „  1879   30279  „ 

War  sie  zwar  im  Verhältnis  zur  Bierausfuhr  nur  gcni^tr^'ügig,  so  ist  doch 
ihre  Zunahme,  um  das  Sit^benfacho,  sehr  beträchtfich.  WHhrcnd  1870 
nur  dea  37.  Teil  der  Ausfuhr  ausmachte,  betrug  sie  9  Jahre  sp&ter  bereits 
4m  9.  TeB  denellMn.  Zum  gi6&t6o  Teil  stüDinte  ne  ans  MlMMiiQiii  Um- 
trebung»  wo  getsde  in  dieser  Zeit  mcthreie  grolke  Btaeeiden  entstaBden 
wacea. 

*  V  on  diesem  Jahre  au  giebt  v.  Maj  iu  eeiuem  crwäbutcu  üom- 
Mttter  (Ehileitmig)  die  sperislirieiten  Daten. 

fftanaktt^in       III  t.  -  Sitw:  10 
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Man  ersieht  hieraus  deutlich,  wie  die  Münchener  Bier- 
austuhr,  gofiirdert  dindi  rlie  Vorkehrsentwicklung.  zuiiHcbst 
aufserhalb  Bayerns,  a)>cr  inuerhalb  des  Deutschen  Zollgebiets, 
jährlich  weitere  Kreise  zieht.  Der  bayerische  Binnenverkehr 
der  Milnchcner  Brauereien  nach  aufserhalb  zeigt  seit  1875 
eine  konstante  Abuahme,  was  in  erster  Linie  aus  der 
steigenden  Konkurrenz  der  Brauereien  der  Provinzialhaupt- 
8tä4fte  (beaw.  Kreishauptstädte)  zu  erklären  ist  und  daneben 
aus  der  fast  gleichen  z^unahme  des  aufserhalb  Bayerns  ver- 
zweigten  Femabsatzes.  Die  wirtscliaftlich  verschärfte  Sach- 
lage nach  1876  that  jedenfalls  auch  das  ihrige  dazu.  Die 
Minderung  der  Ausfuhr  nach  dem  Auslande  scheint  ersichtlich 
eine  Folge  der  immer  sUlrkeren  Bevorzugung  des  Verkehrs 
nach  flefiri  aufserbayeri sehen  Deutschland  zu  sein. 

Im  letzten  Jahre,  zt  i^t  die  Münchener  Bierausfuhr 

gegen  die  beiden  Vorjahre  wieder  eine,  lediglich  durch  den 
Verkehr  nach  dem  aufserbayerischen  I )t  iitseldand  bewirkte 
Gesamtzunahme.  Von  diesem  Jahre  ab  ging  öie  dann  unter 
dem  Einflüsse  einer  Reihe  bedeutsamer  Umstünde  und  Agentien 
unaufhaltsam  wieder  vorwärts,  und  1888  bereits  stand  Mflnchen 
mit  seiner  Bierausfuhr  an  erster  Stelle  und  hatte  alle  anderen 
bayerischen  Exportstädte  alsbald  weit  überflügelt.  Wie  dieses 
im  einzelnen  vor  sich  ging^  wird  weiterliin  dargestellt  sein. 
Für  die  Würdigung  der  raschen  Entwicklung  der  MUnchener 
Bierausfuhr  mögen  die  Exportziffern  der  für  den  aufser- 
bayerischen P»ierveik''lir  in  Betraclit  kommenden  8tlldte  in 
den  beiden  Jaiircn  1H71<  und  1880  dienen,  die  gewis:s«^rmalsen 
die  Brücke  sehlagen  zu  diu*  1883  erreichten,  führenden  »Stellung 
Münchens  Innm  Bierexport. 

Ks  betrug  die  aurserbayeriseho,  gegen  Rückvergütung  der 
Steuer  erfolgte  Bierausfuhr  aus  dem 


HanptaoUamtBbeBirk : 

187» 

1880 

hl 

1. 

Bayreuth  (nebst  Kulmbacb)  

144  .',86 

162  416 

o 

Fürth  (vor  1Ö80  nebst  Erlangeoj.  .  .  . 

2  556 

128  699 

6H1,55 

108  513 

4 

NilflitKTK  

274  010 

172  82h 

5. 

20  800 

26  1)7U 

6. 

89  723 

100  028 

Danach  stiind  Münchens  Bierexport  1879  an  fünfter-,  1880 
bereits  an  dritter  und,  wie  wir  weiterhin  sehen  werden,  1883 
an  erster  Stelle. 
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8«  Kapitel 

Statistische  Darstellnn^  der  Entwickliui^  der  bayerischen 
lirauerei  seit  der  SteuererkÖhun^;  vom  1.  November  18711. 

Mit  dem  Jahre  1879  tritt  die  bayerische  Brauerei  in  die 

Segenwärtige  Phase  ihrer  Entwicklung  ein^  die  alsbald  in 
urser  Zeit  in  vielen  Besiehangen  völlig  neue  Bahnen  ein- 
sehlag. 

l)ie  Erhöhung  des  Mal/an fschlages  um  bO^  o  in  diesem 
Jahre  war  auch  aulserlich  die  Markscheide  des  neuen,  gegen- 
wärtigen Entwicklungaböchnitts. 

Vom  Landtage  nur  liir  die  nltchste  Finanaperiode  1880/81 
bewilligt,  wurde  die  Beibehaltang  des  erhöhten  Malzaufschlages 
für  jede  folgende Finanaperiode  von  neuem  diirehgeaetzt,  bis  end- 
lich die  Regierung  zugleich  mit  der  durch  die  im  Grewerbe  ob- 
waltenden Verhältnisse  gebotenen  Nenrogolung  der  Aufschlags- 
sfttze  im  Jahre  1889  (duixih  Gesetz  vom  8.  Dezember)  die 
«laut-nide  8tabili^<iening  derselben  erziflto.  Jode  jtnrlamen- 
tiiri.sche  Ncubcnitung  dov  \V<'iterl>c'\villigiinir  <ler  Malzaui- 
sclil.igcierhöhung  tordcrti-  zugleich  iu  der  daran  interessierten 
Fach-  und  in  der  Tagespresse  eine  lebhafte  Diskussion  über 
die  Bedeutung  deroelDen  für  das  Braugewerbe  und  im  An- 
achlula  daran  mannigfache  Betrachtungen  Uber  die  bedenklich 
geartete  Entwicklung  und  Lage  desselben  tiberhaupt  au  Tage. 
Besonders  die  Zeit  von  1879—1885  ist  erfüllt  von  einer  liufserst 
mannigfaltigen  publizistischen  Litteratur  über  diese  Fragen, 
TU  «ler  eich  das  grofse  I?it<M('sx»'  »l<  r  «Iffontlichen  Meinung  in 
liaytm  an  dem  Zustande  der  iieimibchen  Brauerei  lebendig 
wiederspiegelt.  Die  nmnnigfacliKten ,  oft  diametral  entgegen- 
stehenden Gesichtspunkte  wurden  dabei  geltend  gemacht,  die 
▼erscbiedensten  Verhftltmsse  £Ur  die  Begründung  der  baye- 
rischen Brauereientwicklung  nach  ihren  Unsprüngen,  Verlauf 
und  ferneren  Gestaltung  in  den  Vordergrund  gestellt  und  da- 
raus entsprechende  Keformvorschläge  hergeleitet,  die  in  zahl- 
reicheii  Broschüren,  Zeitungsartikeln,  statistisch  ge&lstenMono- 
graphien^  Fetitionea  und  dergl.  sich  kund  gaben. 

Bei  der  „Aktualität"  und  Kompli/i«  rtluMt  aller  dabei  in 
Rede  "«tehf-ndf^n  Verhältnisse  und  den  mannigfachen,  mit  ihnen 
verknüpften  wirtsi-liaftliehen  Interessen,  ist  es  nur  natlirlieh, 
dafs  diese  litlerari>eli('n  und  agitatorischen  Kundgebungen  viel- 
fach von  Einseitigkeiten  und  Mängeln  nicht  frei  sind,  und  da- 
durch dem  femer  stehenden,  späteren  Beobachter  der  klare 
Einblick  in  alle  au  Grunde  liegenden  Verhältnisse  oftmals  er- 
adiwert  wird.  Immerhin  mul's  anerkannt  werden,  dafs  die 
rsge^  öffentliche  Diskussion  der  Brauereifirage  in  Bayern  auch 
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eine  Menge  sebr  schätzbaren  Materials  geliefert  hat^  dag  die 

statistischen  Quellen  aufs  glücklichste  ergänzt  ^ 

Um  j«  (loch  angesichts  der  zum  Teil  sehr  komplizierten 
und  durcheinandergehenden;  vielfach  noch  im  Flusse  befind* 
liehen  Ver!i;lltnisse .  unter  denen  die  gegenwärtige  Entwick- 
luHLTspfiase  der  bayerischen  Briuirrei  sich  vollzieht,  fiir  eine 
►Sichtung  und  kritische  WürdieunL^  derselbfm  festen  Buden  zu 
haben,  ^eheint  es  angel>raclit,  alnvt'iclieiid  von  dem  hinher,  in 
den  ei^^enth'ch  geschichtliehen  Aböchnittr-ii  }»eobaelitei<m  Ver- 
fahren, zunächst  auf  Grund  der  Statistik  die  Ergebnisse 
dieser  VerhAltnisse  für  den  Entwickluiigsgang  der  bayerischen 
Brauerei  darzustellen.  —  Wie  schon  a.  a.  O.  bemerkt,  hat  die 
bayerische  Malzaufschlagsstatistik  gerade  zu  Beginn  der  acht- 
ziger Jahre  Änderungen  erfahren,  die  in  mancher  Beziehung 
von  dem  bisher  befolgten  Schema  abzugehen  zwingen.  Dafür 
wird  es  aber  auch  möglich  sein,  teilweise  tiefer  in  die  Ele- 
meiit('  '1rs  Entwicklungsganges  der  bayerischen  Brauerei  ein- 
zudi  I n<:i'ii  als  bisher,  und  zugleich  auch  die  vcrgleichf'iide  Be- 
traeiittiii^^  d*>s  Verlaufes  dieaer  Vorhilltnisae  iu  der  Hauptsache 
auf  rech  tz  ii  e  r  iia  1  ten . 

Von  besondere  111  Werte  für  die  auf  Grund  des  statisti- 
schen Bildes  vorzunehmende  Würdigung  der  für  die  gegen- 
wärtige Entwicklung  und  Lage  der  bayerischen  Brauerei  mafs* 

tobenden  Verhältnisse  ist  der  Umstand,  dafs  seit  1879  auch 
ie  Bierbrauerei  in  Bayern  links  des  Rheins,  in  der  Rhein- 
pfalz,  in  der  Aufschlagsst'itistik  erscheint,  da  seit  dem 
1.  Juli  1878  der  bayerische  Malzaufschlag  endlich  auch  dort 
einp^effihrt  wurde,  nachdem  dies,  wie  erwähnt,  de  jure  schon 
18t)8  Im'scIiIdsscti  war-.  Tmvi<'fern  die  statistisclu;  l)arst<'lhnig 
der  Brauerei  und  ihrer  Entwicklung  in  der  Plalz  im  V^ergleich 
mit  der  in  Bayern  rechts  des  iihcins  von  so  grofser  Bedeutung 


'  Als  die  für  die  frochtbare  Betbätigung  dieser  Diskassion  be- 
deutenderen Wortführer  derselben  seien  hier  nur  Prof.  Schanz,  Erlauben, 
Ed.  Greifsl,  München,  Ratzinger  und  Prof.  Holzaeff  Weiueu« 
Stephan,  genannt,  auf  deren  Poblikationen  au  geeigneter  Stelle  verwiesen 
werden  wird.  Am  regsten  hat  sich  wohl  Holzner  hieran  beteiligt 
seiner  anerkannten  Antonfät  auf  dem  Gebiet  de??  Brauwesens,  speciell 
auch  in  Bayern,  sind  gerade  seine  Beitrüge  von  grofsem  Wert  und  auch 
zum  Teil  vnn  praktischeoi  Eafolge  begleitet  gewesen.  Frdlieb  leiden, 
was  ^ItMch  hier  bemerkt  sein  mii^,  seine  Ausführungen  an  maimi^fju  hen 
Einseitigkeiten,  da  er,  in  erster  Linie  Technologe,  ^cm  die  „subjeittiven", 
techniscneu  Momente  für  die  gewerbliche  Entwicklung  der  bayeriacheu 
Branerei  allein  verantwortlich  macht  und  dabei  die  Bedeutung  der  zahl- 
reichen Uhrifi^en  „objektiven"  Momente  übersieht.  Auch  überwiegt  bei 
seinen  Ausführungen  oft  zu  sehr  der  polemiticlie  Charakter. 

'  Über  die  staatarechtliehen  Verhiiltnisse ,  die  diese  so  späte  Ein- 
beaciebung  der  Rheinpfalz  in  den  bayerischen  Malzaofiwblag  bedingten, 
B,  V.  May  in  der  Einleitung  seines  erwähnten  Kommentare,  (^sgl. 
auch  in  seiner  Abhandlung  „Bier  und  Bierbeateuenuig"  iu  Conrads 
Staats wörterbacb  a.  a.  0. 
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ist,  war  liereita  mit  dem  Hinweis,  dafs  die  Pfalz  in  erster 
Linie  ein  W  c;  Inland  ist,  angedeutet  and  wird  sich  im  folgen- 
den de«  weiteren  ei^eben. 

Was  /uTiflrlist  d\p  E  n  t  w  i  i'  k  1  n  n  rl  o  r  1  •  a  v  o  r  i  s c  h  o  n 
Biererseiigung  seit  187b  betrifft ,  so  bietet  sich  folgen- 
deslBUd : 

(Bi*rb«r  di»  TabaU«  auf  S.  UO,) 

Im  grofsen  und  ganzen  betrachtet,  weist  die  Bierproduk- 
tion Bayerns  in  den  letKten  dreizehn  Jahren  immer  noch  eine 
ziemlich  crheblicho  Zunahme,  bis  2*/2  Millionen  Hektoliter  auf. 
Bei  näherem  Zusehen  zeigt  sich  aber,  dafs  dies»-  Zunahme, 
auf  die  einzelnen  Jahre  verteilt,  in  sehr  ungleichmäfäiger 
Weise  vor  sich  ^oi^an^en  ist»  Im  Vergleich  mit  dem  vorge- 
Mjtzteii  Jalire  1876  ist  die  bayerische  Bierproduktion  rechts 
des  Rheins  erst  sehn  Jahre  später,  1886|  wieder  auf  das 
Kiveeo  dieses  Jahres  gdaagt,  Ww.  darttber  fainaafgestiegen. 
Zur  Zeit  steht  die  Bierprodnktion  in  Bayern  auf  einer  bisher 
ni  '  erreichten  Höhe;  der  Produktion  von  kaum  4  Millionen 
Hektoliter  zu  Anfang  des  Jahrhunderts  stehen  gegenwärtig  ca. 

Millionen  gegenü'» 'v.  eine  Produktionsentwicklung,  die  auch 
trotz  Volksvennelirun^ ,  Oehietserweiterun^  und  Verkehrs- 
jstingtrung  liei  der  Natur  de«  Biere«*  al«  reinen,  nicht  stapel- 
fähigen Ivonsuniartikels  ^ofsartig  zu  nennen  ist. 

Dies  betraelitlichti  Produktionsquantum  kann  aber  nur  durch 
eine  entsorechend  hohe  Ausfuhr  von  Bier  aufrecht  erhalten 
werden»  aenn,  wie  die  hohen,  pro  Kopf  der  Bevölkerung  ent- 
fidleaden  Produktions-  beasw.  Konsammengen  auch  in  frlmeren 
Jahren  darthun,  ist  das  Konsumbedtlrfnis  im  Inlande  schon 
längst  als  gesättigt  zu  betrachten.  Ja,  als  nach  der  Mitte  der 
siebziger  Jahre  der  volkswirtstlinftlithe  Rihksridag  in  der, 
vorher  aufsergewöhnlich  geöteigcri'  n  Kon8UTntalii^'-k*'it  zum 
Ausdruck  kam.  ging  die  Bierprodukliou  fatst  ebenen.»  «chnell 
zurück,  als  sie  vorher  gesteigert  war,  und  trotz  des  nunmehr 
itark  benutzten  Ventils  des  Bierexports  konnte  sie  sich  nur 
aOmShlich  wieder  auf  das  damalige  Niveau  erheben.  Der  pro 
Kopf  der  Bevölkerung  entfallende  Konsumteil  ist  aber  auch 
surZeit  noch  nicht  wieder  so  hoch  wie  su  Mitte  der  siebaiger 
Jahre,  wo  die  Bierausfuhr  noch  nicht  auTiülienid  den  gegen- 
würtigen  Umfang  gewonnen  Iwitte.  Oh  hieraus  die  Wahr- 
scheinlichkeit od«r  Möglichkeit  einer  weitt-rcn  Steigerung  der 
bayerisclien  Hierproduktion  gefolgert  und  ev.  als  wünschens- 
wert bezeichnet  werden  kann,  «teht  dahin.  Bezüglich  der 
Ausfuhr  isty  wie  weiterhin  näher  begründet  ist,  diese  Möglich- 
Mt  der  Froduktioufsteifferung  nur  in  sehr  beschränktem  Haise 
vorhanden  I  beallglich  des  Inlandskonsums  erscheint  sie  eben- 
&lls  sehr  hedingt  und  volkswirtachafUich  und  gewerblich  kaum 
wtaieiieiiawer^  da  wohl  allgemein  anerkannt  sein  dürfte,  dais 


Digitized  by  Google 


150 


a 

a 


u 

'S 

.•o 


N 

a 
a 

•s 


s 

s 

s 

I 


OD 


I' 


a 
B 


CD 

'S 

ja 

3 

o 

s 
e 


3 


»4 


I 

s 
fiQ 


»-<  t-H     <  r— I  >— 1 


t-  O  O  »/5  : 


94  CO  O»  O)  tO      9»  ^  «-<  00 1^  O  00 

^  Q  O       r  :^  -  -  -M      ^  -30 
9*09  ri  e«  09  09  0«  ea  00  00  O»  «41  '«II 

^  ^  *H  ^      V>4 1-4  f-4  v-t  ^  ^  V4  ^  ifHI 


CO  O     r-  t--  o     -,;:-*<—<  CD  cc  o 

O  O  C5  00  CS 


I   I   I   I   1   II   I  i  I 


O  25  30  l-  I 


30  O 

SS 


>C0«0"^^ 
►  04 ^     00  Oi 

I  «*  r- lo  «  r- 

I  «O  CD  C- 1- 00  O»  C5 


?■»  Q  «c  CO'  CO  rt     <r4  c. 

««•  ÜO  O  ^  «O  O  O  OJ  Cl  o 

M    fM  00  o  X     " "  "  ■ 


ri  (M 


^  'oC  oi  oc  ö  X  c~-  00  1.0  CO  »c  O  äs  »o 

(M  OJ  Ä  O  CO  t"-  CO  O  CS  C5  ^ 
*f  ^  OS  t-»  «O  — *  •— 1  ».0  i-O  05  o>  »c 
-T  i-O  Ol  -o      CC  OS  o  t'-  CO  »C 

-^l^-H^^^^Cvj-MC^JCvJOOCOCO 


1^  ^  !  -»^  g  ob  S 
0)^  'S  OD  "^x-^ 

S  •-•  Ö  *3  u 

«•  ^  CS  c 


^1 


VT) 


*     i  «  c  « -/■ 


X 

55 


a 


•o^  =  S  «  o  . 

"     *   CJ  ^ 

.t;  *-  a>  2  "  J5  ftJ 

^       G  >  G.B  bc 

^  ^1  ts^  s 


z^'"  _  

.^03    SD«  a  g 
■  D  c'=  ÖS 


r-«  I— 1^1— «.—(»— ti-^i— Ii— if— ••—<?—«.— IT— (        ^       CS  - 


C 

S4C 


'00 

1  r-  »o  ^ 


>  OS  r- 


lO  lO  t- 

lO  ^  O  »C  X  CO  CO  W  lO  CO 
O       *Oi  4-0  "-^  '— '  O  OS 

»9e4C>101CSIOICMOIC404f-) 


5        «  2iÄ  c:= 


*  S  -  s  "S'S'S    .OB  feS« 


00  g  ^  C  ^ 


tO  CO  O  Ol  i  O  OS  O  0^  CD  'f  Ol 
O  CO      »-^  t-  OJ  OJ  ^  CO      O  CO  "T 

ÄcocD'-ioa'^osos'^t'Ojr-oocO'OC 

QOOsr-"5CQOsco-^'^0«D:D'^'<t' 
tO  CO  CO  CD  c:  -r^  ^  c^  Xi  OS  CD 
^  CO  OS     05  CO  t--  r-  —     ' .  — •  Ovj  CO 

(M^O^^^-^^-OJOlCMCOCOCO 

«m4  MM  MI 


o  «  «-• 

>  3  OS- 

,s  a>  X 


so  ^.9  e^ä 


0«  J= 


Jr  -2  —      es  88  «r-  Tf 


CD  Oi  o     oj  CO  -t  »o  X     X  OS  © 

1-  X)  X  X  X  oc  X  X  00  55  oo  Ä  OS 

00  X  XOO  X  00  00  XOC  XX  OOXtOO 


0» 


3  ^tSJ  s.::  ^  gS 


Digitized  by  Google 


XU  1. 


151 


dma  Air  Bayern  normale  KonsumbedUrfoie  reichlich  ^pedeokft 
ist  und  eine  noch  weiter  gehende,  anormale  Steigerung  des 
Konsums,  wie  in  den  siebziger  Jahren,  nur  vorttb ergehend 
auftreten  kann,  woraus  dann  aber  rleni  (4e\verl)('  einjitinfiliohe 
Rückschläge  entstehen  kujuien,  zumal  das  Ventil  der  Ausfuhr 
nicht  mehr  so  wie  ehedem  offensteht. 

Neben  der  Abnahme  des  Konsums  war  fllr  den  weiteren 
ROckgaug  der  bajerucfaen  Bierprodoktion  die  ErhOhnng  des 
lialflan6elila^  um  50  ^/o  im  November  1879  von  wesendiGher 
Bedentang.  Jedoch  nur  anfänglich  und  ftr  die  Kreise  der  klei- 
neren Brauereien,  wie  wir  weiterhin  sehen  werden.  In  der  Rhein- 
pfalz  wirktf  diese  Einflihrun^  und  unmittelbar  darauf  folgende 
KrliöluiTii^  des  Malzaufschlages  e))Pnso  wie  bei  den  iT'irsr'r'^n 
Brauereien  im  rechtHrht'inischen  Bayern  auf  eine  intensivere 
Ausnutzung  ihrer  Produktionsfähigkeit  hin,  als  deren  Ergebnis 
die  andauernde  Produktiuussteigerung  in  den  Folgejahren  sich 
darstellt  Die  kleinen  rllcklftufigea  Sdiwanknngen  in  einzelnen 
Jahren  bemhen  anf  temporären  OrOnden.  So  waren  beson** 
ders  die  jeweiligen  Beziigsverhältnisse  der  Rohniatrrialien  von 
Einflufs.  Die  vortJ hergehende  Abnahme  der  Produktion  im 
Jahre  1882,  die  auch  im  Jahre  1883  noch  nicht  völlig  wieder 
jrej^en  1881  ausgeglii-lien  war,  war  wesentlich  durch  die  ab- 
u«»rni  hohen  Iloptennreis"  dieses  Jahn-s  (bis  iUxT  lüOO  Mark 
pro  Üoppekentner)  bewirkt,  ähnlich  wie  dies  1877  in  Folge 
der  ebeiitallH  aufsergewöhnlieh  teuren  Ilopfcuprcise  von 
1876  77  der  Fall  war.  —  hn  Jahre  1888  hatte  die  Bieri>ro- 
duktion  unter  der  Ungunst  eines  sehr  regnerischen  Sommers 
m  leiden,  anch  waren  die  Geratenpreise  gegen  die  Vor{ahre» 
die  sich  gerade  dorcfa  Billigkeit  dersi  11  >en  wie  der  von  Ilopfon 
ausgezniehnet  hatten,  ffestiegen,  und  die  Gerste  selbst  lief»  man- 
nigfach zu  wtinschen  tforig.  Im  Jahre  1889  wurden  die  aber^ 
mals  gc-tif  ir*^n»'n  Ofrstenpreise  fbircb  die  billigen  TTo]tfenj>r»M<<^ 
rei'  blicti  aufgewogen.  Die  zienilicii  erbcblielie  Steigerung  der 
Produktion  iu  diesem  Jahre  erklilrt  sieh  daneben  aueh  durch 
die  in  Aussicht  stehende,  von  Beginn  des  nächsten  Jahres  in 
KrafI  tretende  Änderung  des  Steuerfulses,  die  fUr  die  Braue- 
nien  mit  mdir  als  10000  hl  Produktion  eine  abermalige,  teX^ 
weise  Erhöhung  des  MalnoisdilaffeB  bedeutete. 

Im  Jahre  1 890  haben  sich  die  Preisverhttltnisse  Hopfen 
und  besonders  f^r  Gerste  wieder  nnffttnetiger  gestaltet  Aller- 
dings kommen  diese  Momente  gerade  in  Bayern  ftlr  die  Be- 
wegung der  Produktion  in  sehr  differenzierter  Weise  zur  <iei- 
tung,  fla  ihr  Einflufs  auf  die  Rentabilität  der  Brauereien  nach 
Art,  Umfang,  BetriebsfUhrung  und  Gestaltung  der  I*oh- 
material beziige  (der  Eigenbiiu!)  sehr  verschieden  ist.  Aller- 
dinga  steht  der  bvreriaelien  Brauerei  in  Jahren  mit  hohen 
Materialnreisen  ntcnt  die  Benntaung  von  Surrogaten  ab 
Aa^^eii  m  Ckbote,  wie  vielfihoh  anderwJtrts;  daAlr  iat  aber 
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Bayern  bezüglich  der  PrcMlukiionsverhältnisse  der  Braumate- 
rifuif^n  von  allen  deutschen  Ländnrn  am  günstiirsten  gestellt 
und  gerad»'  der  Eigenbau  <liesor  liohstoffe  spielt  in  Bay<rn 
Ix'sonders  auch  in  den  Klrinhiauerei^n  eine  grolle  KoUe  für 
die  Sicherheit  de»  G ewerbebe triebö.  —  Im  letzten  Jahre,  1891. 
endlich  ist  die  Produktion  «war  abermals  wieder  gestie^cu, 
aber  doch  Terhilltiiiaiittfsig  weniger  als  in  den  beiden  ▼omer- 
gehenden  Jahren.  — 

Sehr  bemerkenswert  ftlr  die  Produktionsentwieklung  ist 
die  fortachreitende  Verschiel )ung  des  VerhältniMes  vom  Weifa- 
hier  zum  Lap^erbier  (Braunbier).  Während  früher  und  noch 
während  der  siebziger  Jahre  die  ^^^M^s^^e^e^zeu^nln^^,  vor- 
nehmlich auf  dem  platten  Lande  ütutttiadet,  im  Zuiiehmcu 
begriffen  war,  wird  sie  .neit  Ende  der  siebziger  Jahre  mehr 
und  mehr  von  dem  Kizeu^uis  der  gewerblichen  Lagerbier- 
brauerei anrQckgedrängt,  ein  Vorgang,  dw  in  Norddentech- 
land.  wo  die  industnäle  Entwicklung  des  Branweaena  achon 
seit  längerer  Zeit  weit  energischer  vor  sich  geht^  bereits  seit 
20  Jahren  wahrnehmbar  ist. 

Die  gleiche  Verschiebung  zeigt  sich,  wie  weiterhin  zu  er- 
Rehen ist,  zwischen  der  Bewegung  der  Weila-  tmd  Braunbier- 
brauereien. 

Für  den  ni<'lir  oder  vvenip^cr  aiisgeprM^^'ti'n  indutotrii'li«'n 
Charakter  der  bayerischen  Brauerei  bietet  im  V^ergleich  mit 
dem  bisher  ausschliefslich  betrachteten,  rechtsrheinischen  Bayern 
die  Bheinpfal  a  einen  anageaeichneten  Mafaatab.  Seit  aehn 
Jahren  wird  dort  Weiisbier  Überhaupt  nicht  mehr  gebraut  — 
Während  in  Altbayern,  wie  wir  der  KUme  wegen  sagen 
wollen,  ständig  Uber  250  Liter  der  Produktion  auf  den  Kopf 
der  Bevölkerung  entfallen,  und  daraus  die  hohe  Bedeutung 
des  Biers  als  vorbreitetstes  nnd  anssi  Idielsliches  Volks'_'<'trffnk 
erhellt,  «^icbt  sich  die  |:an/,  anders  geartete  Stellung  der 
Brauerei  in  der  Pfalz  in  »Irin  weit  sreringeren,  relativen  Pro- 
duktions({uantum  kund.  Während  alx  r  in  Altbayurii  die  Bier- 
eraeugung  seit  1879  eine  Steigerung'  von  17  ^/o  aufweist,  was 
bei  dem  ohnehin  hohen  Niveau  dersiBlben  immerhin  bedeutend 
an  nennen  ist,  hat  aie  aich  in  der  Pfida  in  diesen  dreicehn 
Jahren  um  rund  SS**  »  gehoben.  Da  aber,  wie  bekannt,  die 
Pfidz  vorwiegend  ein  Weinland  iat,  die  Bierbrauerei  t'  rner 
s«  it  d<  in  1.  Juli  1878  mit  rler  neiien,  hohen  Steuer  von  4  Mark-, 
weit  di'iu  1.  \.>v<'nd)i'r  1^19  ^f^txr  von  6  Mark  pro  Hektoliter 
Malz  hf'lastct  wunh-,  oline  dals  :>ie,  wie  weitcrfnn  ausgeführt 
wcnlrii  wird,  in  der  Lag«*  war,  dies«-  l*r'>tluk.iiujib\ erteuerung 
in  entsprechender  Weise  auf  den  Bierpreib  Uberzuvvälzen,  so 
konnte  diese  erhebliche  Steigerung  der  Produktion  nur  als 
Auaflula  der  nnter  dem  Druck  der  Verhiltniaae  durchweg  zur 
intenaiven  induatriellen  Ausgeataltung  gedrängten  pfftlaerBFau^ 
rei  atattfinden  und  durch  eine  entaprechande  Steigerung  der 
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Bierausfuhr  aufrechterhalten  werden.   Das  ist  denn  auch 

der  Fall  gewesen,  und  nachstehende  Zusammenstolhing  möge 
hiervon  ein  aiisfluhrliches  Bild  bieten  und  Uberhaui>t  die  irr<>(se 
Bedeutung,  ili«-  die  Bieraiisfulir  als  Hau])tstütze  drr  aut  den 
Grolsbetrieb  konzentrierten  Produktiun  für  das  gesamte  baye- 
rische Brauwesen  diesseits  und  jenseits  des  Klieins  gewonnen 
hat,  ins  rechte  lieht  »etsen: 

(Hierher  die  Tabell.   aul  VA.) 

Im  ganzen  betraehtet  ist  hiernach  die  Zunahme  der  Bier- 
au.sfuhr  aus  Altbayern  absolut  und  relativ  i,n-öfser  gewesen, 
als  die  der  Rlieinptalz.  Und  zwar  entsprach  sie  dort  der 
Steigerung  von  100  zu  349  seit  1879,  hier  diigegen  von  100 
zu  300.  Hält  man  aber  die  Entwicklung  der  Bierausfuhr 
mit  der  der  Produktion  sotammen,  so  erfclftrt  sich  die  stSrkere 
Zunahme  dea  Exports  fUr  Altbayem  sehr  einfteh.  Denn 
während  l  rselln'  in  der  Rheinpfalz  hereits  1879  15,3%  also 
frat  den  6.  Teil  der  Produktion  betrug,  machte  sie  in  Alt- 
Layem  in  diesem  Jahre  erst  h^'o  derselben  ans.  Im  Jahre 
1801  hat  sich  dann  das  Prozentverhältnis  dei-  Ausfuhr  in 
Altbayern  aut  \4^!o,  in  der  Kheinpialz  aber  gai*  auf  29,2 
der  Produktion  erhoben. 

Die  Bedeutung  der  steigenden  Entwicklung  des  Bier- 
exDorts  für  die  Bierproduktion  und  damit  fibr  das  Gewerbe 
aeioat  tritt  nun  in  folgendem  besonders  deutlieh  au  Tage: 
Es  betrug  in  Bayern  rechts  des  Rheins  die  absolute  Zunahme 
der  Braunbiererzeugung»  von  1879—1891:  2045  519  hl,  die 
Zunahme  der  Bierausfuhr  b^ug  von  1879—1891:  1874681  hl. 

Es  ist  also  die  Steigerung  der  Biererzeugnng  in  Altbayern 
seit  1870  fast  zu  '  lo  allein  auf  Grund  der  8tei<^'t'run^  der 
Bierausfuiir  möglich  gewesen.  Bedenkt  man  nun.  dal's  der 
für  den  Inlandskonsuni  vcriileibenden  Produktionszunahme 
von  624062  hl  (unter  Einrechnung  der  verminderten  Weilsbier- 
prodnktion)  eine  Bevölkerungszunahme  von  ca.  600000  An- 
wohnern gegenflbersteht  and  dals  femer  eine  jährlich  steigende, 
beträchtliche  Bierausfuhr  nadi  dem  linksrheinischen  Bayern 
erfotgt*,  so  kann  behauptet  werden,  dab  die  bayerische 


*  Nur  diese  koauat  hier  in  Betracht,  da  die  WeirsbierprodaktioB 
keinerlei  Zusainmenhaag;  mit  der  Hierausfuhr  hat  und  üborliaupt  ihren 
ebenen  Weg  seht  (■.  auch  oben).  Die  gelegentlich  exportierten  WeiüB- 
biermengen  Bind  durchaus  unerheblich. 

*  Genaue  Daten  sind  hierfür  allerdings  nicht  zu  erlangen.  Die 
Statistik  des  Gü terverkehrfi  auf  deutschen  Eisenbahnen 
bringt  allerdings  seit  (fUr  ISUÜ  liegen  nur  unvollständige  Nachweise 
t«r)  den  Balunvnand  von  Bier  ans  dem  reehtsrheinisehen  Bayern  (Ver- 
kehrsbeziril  86)  nach  der  Rheinpfalz  (Vcrkehrsbezirk  i?!)  und  nach  Lud- 
wigsbafeu  mid  Mannheim  (Verkehrsbezirk  84).  Da  aber  von  diesen  beiden 
Blieinliäfen  aus  ein  lebhafter  Bierversand  nach  auCBerbalb  stattfindet,  teils  ans 
fflUssr,  taHs  ans  altbaTeriMhea  Biaoanifln,  der  aber  saiasm  Ufsimge 
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Brauerei  (rechts  des  Kheiiis)  das  tur  den  eigentlichen  Inhinds- 
konsum  nötige  Produktionsquantum  bereits  vor  13  Jahreu 
erreicht  hatte,  und  dafs  die  seitdem  erfolgte  Produktions- 
wiiahm«  mg&a  der  flberwiegenden  Bedeutung  dee  umehmcadea 
Baerazfiorte  («ulserhalb  Bayerns  rechts  dee  Rheins)  sich  tot- 
aehmlich  auf  die  Kreise  des  Gewerbes  beschränkt  hat,  die 
wegen  ihrer  lokalen  und  wirtschaftlichen  Betriebsverhältnisse 
sich  an  dies?ra  Fern  vertrieb  ihres  Produktes  beteiligen  konnten. 
An  der  ir^^irt^nwärtiiLjen  Entwicklung  des  bayerisoheii  Brau- 
wesens bezüglich  der  Produktion  partizipierten  sonach  in 
erster  Linie  die  Grofsbraneroien,  wie  das  auch  a.  a.  O.  seine 
weitere  statistische  Bestäui^ung  rinden  wird. 

In  ähnlicher  Weise  ist  auch  in  der  Kheinpfalz  die 
Stttgerung  des  Exports  eine  wesen^che  Sttttse  der  Pro- 
dnktionsinnshme  gewesen.  Die  absolute  Zunahme  der  Bier- 
eraeugung  betruir  hier  s^'t  1879  335647  hl,  die  d(  r  Bier- 
ausfuhr 170672  hl;  erstere  beruht  also  hier  mehr  als  sur 
Hälfte  (53,5"  o)  auf  der  entsprechenden  Seigeninp:  der  Bier- 
ausfuhr. Dafs  es  dabei  fast  zu  gleichem  Teile  (4(ir)"u)  niög- 
licli  war.  die  Produktionszunahme  im  Inlande  unterzubringen, 
beruht  teils  auf  der  natürlichen  V^olksvermehrung,  teils  auf 
der  Wirkung  mehrerer  ungünstiger  Weinjahre  in  diesem 
Zeiträume,  Tor  allem  aber  aneh  dsnuif,  dafs  das  Bier  hier 
ohnehin  nodi  aOgemaner  als  Volkqgetrink  Verbreitung  finden 

wmA  sieht  so  gKedeni  ist,  m  ttftt  rieh,  wie  geengt,  die  Mem^  d«e  ses 

Altbayem  uach  der  Pfalz  für  den  dorti^on  Kon.'*um  gehenden  Bieres  nicht 
festatelien.  Als  ungefähren  Anhalt  für  den  Umfang  und  die  steigende 
Entwicklung  des  Bierversauda  aus  Altbayem  nach  der  Pfalz  und  den  ge- 
nannten  Hafenorten  mögen  folgende  Zanlen  dienen,  die  in  der  Annahme, 
dafii  1(K)  kg  Bipr  =^  97  1  entsprechen,  durch  l'mrerhnung  aus  den  in 
Tonnen  angegebenen  Nachweisen  obengenannter  Statistik  gewonnen  sind : 
Et  beonig  der  BierTsrsand  per  Bahn  ans  Bajern  rechts 
des  Rheins: 


Jabe 

nach  der  Bhefaipfiüs 
hl 

nach  Mannheim  und 
Lodmgshafcn 

hl 

1884 

1885 

15  311 

15  020 

1886 

21757 

12625 

1887 

28974 

12857 

1888 

24  420 

12 

1889 

28  077 

12  904 

1890 

28  227 

14  603 

1801 

28522 

15585 

Der  direkte  Bierversand  aus  Altbayem  nach  der  Pfalz  hat  sich  sonach 
bii  1890  fast  verdoppelt,  weist  jedoch  im  lehrten  Jahre  eine  beraerken»- 
worte  Abnahme  m.  Nach  den  beiden  Rhdnhifini  Triebt  er  hingegen  ent 
■üMMdlegi  wiadsr  sa  dsn  UmfiMig  des  Vensndss  Ton  1885  hsnn. 
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konnte»  zumal  e«  trots  d<  r  Einführung  des  MalsaufiBchlagcs 
keine  bemerkenswerte  und  andauei*nde  Preissteigerung  erfuhr, 

sowie  auch  unter  der  steigenden  Konkurrenz  der  altbnyerischen 
(Münchener)  Biere  mittels  der  fortselin  itendcn  Technik  der 
meist  gröfseren  Brauereien  sich  mehr  und  iiu  lir  vf>rvollkomni- 
nete.  InuiKM-hiii  ruht  aber  auch  hier  die  u  irtsciiat'th'che  Liige 
und  Entwicklung  der  Brauerei  vornelunlich  auf  dem  FerT^ali- 
eatz,  der,  wie  gesagt,  zur  Zeit  ca.  29 o  der  i^anzen  Produktion 
ausmacht  und  an  dem  sich  verhaltni«mal.sig  weit  mehr 
Brauereien  beteiligen  als  in  Bayern  rechts  des  Rheins. 

Angesichts  dieser  Sachlage  crh«  i>t  si<-]i  nun  die  wichtige 
Frage,  ob  die  i)i  der  ateigenden  Ent^vuklung  und  Hfihe  des 
Bierexjiurtä  liegende  Gewährleistung  lur  die  Prosperität  der 
bayerischen  Brauerei  auch  fernerhin  in  gleicher  Weise  zu 
erwarten  ist,  oder  ob  hier  früher  oder  spllter  Versckiebuiigen 
EU  vermuten  sind,  die  von  weitei^bender  Bedeutung  ftlr 
das  Gewerbe  werden  können. 

Eine  Beantwortung  dieser  Frage  kann  wegen  der  mannig- 
fachen, die  YerkehrsTerhitltiiisse  bedingenden^  oft  unberechen- 
baren Momente  nur  mit  grofsem  Vorbehalt  versucht  werden. 
Ohne  hier  auf  die  dabei  gewissermafsen  symptomatisch  zn  Tage 
tretenden  Verhältnisse  einzugehen,  wozu  an  anderer  SteUe 
der  Ort  sein  wird,  sei  nur  auf  Grund  obiger  Daten  folgende 
statistische  Reduktion  hergesetzt  ,  die  für  diese  Frage  einen 
wenn  auch  theoretisclien  Mafsstab  zur  Beurteilung  zu  l^ieten 
geeignet  ist.  Sitzt  ni.ni  den  Betrag  des  Bierexports  aus 
Altbayern  und  der  Uheinptalz  für  das  Jahr  1879  gleich  100, 
80  erge])t  11  sieh  für  die  Eutwickluug  der  Bierausfuhr  folgende 
Verhältniszaldeu : 


Jahre 

Bayern  rechts 

des  RheinH 

Zu*  oder  Ab- 
nahme 

HheiDiifabE 

Zo-  oder  Ab- 

nalmie 

1879 

100 

KM) 

- 

löÖO 

in 

4-  n 

III 

-i  -  U 

1881 

141 

21 

120 

9 

1882 

158 

17 

127 

7 

17') 

21 

128 

1 

1884 

24 

IHi 

a 

1885 

228 

25 

130 

—1 

1886 

2()2 

84 

139 

9 

1887 

277 

15 

162 

28 

1888 

305 

28 

190 

28 

1889 

827 

22 

2:^1 

41 

1890 

•Mi 

17 

274 

43 

1891 

349 

5 

300 

26 
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WMhnmd  hiernach  die  Bierausfnhr  aus  Altbayem  in 
semlieh  gleichmfi&i^  erfolgender  Ehitwlcklung  begriffen  ist, 
leigt  der  pfälzer  Bierexport  zwei  scharf  getrennte  Phasen, 

Ton  1879  bis  1885  und  von  da  bis  zur  Gegenwart.  Gegen* 
über  der  8tabiütüt  bis  Mitte  der  achtziger  Jahre  nimmt  er 
-it'itdeni  einen  auffallend  raschen  Aufschwung  und  hat  sich 
binnen  5  Jahren  mehr  als  verdoppelt.  Ganz  erKi<'litli(']i  ist 
ah.  r  Kei  der  HierauHfuhr  recht'^  des  Rheins  seit  188ä  und  bei 
ütr  .tu.s  der  Pfalz  seit  1890  eine  Verlangsamung  der  ateigeuden 
EIiil  w  1 1 '  k  I  ting  wah  rz  u  ne  h  m  e  n . 

Mit  dem  reclitsrholiiiselieii  ]Viorexj)r»rt  })nf  aber  der  pfiilzer 
Bierexj>ort  doeh  iiielit  gleiehejj  Seliritt  halten  können;  1879 
war  jfner  sechsmal  und  1891  siebenmal  so  grofs  als  der 
pfiilzer  Bierexport.  Es  ist  jedoch  ersieh tli eh,  mit  wckher 
fenergie  die  pftllzer  Brauerei  seit  den  letzten  Jahren  den 
Hxport  beti'eibt  und  dem  rechtsrheinischen  bayerischen  Bier 
auswlürts  Konkurrenz  zu  machen  bestrebt  ist.  Das  zeigt  sich 
bei  den  einzelnen  Ausfuhrgebieten  sehr  deutlich,  wie  denn 
ftberhaupt  die  Beobachtung  der  Verzweigung  des  bayerischen 
Bierezports  für  die  Beurteilung  seiner  ferneren  Entwicklung 
sehr  wertvoll  ist. 

Zwar  ist  nach  der  in  obiger  Tabelle  enthaltenen 
cialisierung  die  Bierausfuhr  aus  dem  rechtsrheinischen 
Bayern  nach  deren  Hauptabsatzgebiet  Norddeutschland 
(82^/0  der  Gesamtausfuhr)  fortdauernd  in  lebhafter  Entwick- 
lang begriffen  (1879:  100;.  1891:  3(34).  Desgleichen  nimmt 
Äti'  li  der  pftilzer  Bierexport  nai  li  dorthin  in  steigendem  Mafse 
zu  (1879:  inO;  1^91  :  ^^7)  und  zwar  besonders  seit  den  letzten 
sechs  Jahren.  Nael»  \V  Ti  r  1 1  e  ni  b  e  r  g,  Baden  und  den 
K  e  i  e  h  s*  I  a  n  d  e  n  dagegen  geht  der  rechtsrheinische  bayerische 
Bierexp'Tt  seit  1887  zurück  und  zwar  ganz  eiiicblieh  unter 
der  steigenden  Konkurrenz  der  mit  grofser  Energie  arbeitenden 
Brauindustrie  in  der  Pfalz,  für  die  diese  Gebiete  ohnehin 
günstiger  li^en  (der  Rhein  I).  Der  pfklzer  Bierexport  nach 
dorthin  stieg  seit  1879  von  100  auf  243  und  betrug  1891 
57  V  der  Gesamtbierausfahr  der  P&lz.  Im  letzten  Jahre 
wies  er  allerdings  auch  einen  geringen  Rückgang  auf.  Um- 
^rekehrt  bei  der  Ausfuhr  ins  Ausland.  Bis  1«83  war  die 
pfrtlzer  Bierausfuhr  nach  dorthin  in  regster  Entwiekliing  be- 
L'n'ffL*n ,  seitdem  aber  wieli  mc  von  Jahr  /.ii  Jahr  unter 
(i«*m  Druck  der  reehtsrhciiiiiichen  Konkurrenz  und  anderer 
Mitbewerber  am  Weltmarkt  zurück,  sodafs  sie  1891  nur  mehr 
♦•in  1  >r<'irsi;rstel  des  Betrages  von  1883  ausmachte  und  Uber 
kurz  od«  i  lang  wohl  gänzlich  erlöschen  dürfte.  Die  Bierausfuhr 
aus  I^yem  rechts  des  Rheins  hingegen  nach  dem  Auslände 
nahm  gerade  seit  Mitte  der  achtziger  Jahre  einen  lebhaften 
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Aufschwung^.  AUerdingB  machen  ftieh  besonders  seit  den 
letzten  Jahren  einige  Schwankungen  bezw.  rückläufige  Be- 
wegungen bemerkbar y  die  jedoch,  auf  der  jeweiligen  Kon- 
stellation der  den  Weltverkehr  rcM^elnden  Konjunkturen  be- 
ruhend, nur  temporäre  Bedeutung  haben.  Auch  weist  gerade 
das  letzte  Jahr  wieder  eine  erhebliche  Steigerung  auP. 

Ist  so  (Wo  seit  1879  vorlipproiido  Periodi*  orfiillt  von  dem 
grofsartigen  Aufschwünge  der  hay<'risi  lion  liicraust'uhr.  und 
zei^'t  dlcsr  bis  zur  Oogenwart  <Mn<'  n<u  h  immer  bedeutende 
Spaimweitc,  .so  Ist  docli  lür  die  Zukunft  mit  einer  allgemeineren 
Stabilisierung  derselben  zu  rechnen.  Man  ist  .sich  dessen 
auch  in  den  interessierten  Kreisen  wohl  bewuföt  und  6cliOU 
die  seitherige  Entwicklung  der  bayerischen  Bierausfuhr 
wurde  nicht  zum  wenigsten  durch  die  grofse  Zuvorkommen- 
heit der  Regierung  bei  allen  dieselbe  betreffenden  Angelegen- 
heiten gefördert. 

Es  ist  bekannt,  wie  das  bayei  iM-lie.  Bier  allenthalben^  wo 
es  hinkam  —  und  der  bayerische  Bierexport  hat  sich  seit 


*  Di^r  Aufschwung  ist  zum  Teil  auf  Kosteu  der  übrigen  Bier 
exportierenden  deatsehen  BandeBstaaten  erfolgt  Es  betrug  der  ms  Zoll- 

ausländ  gehend*'  ruchtsrheiiiische  bayerische  Bierexport 

im  Jahre  Isso  ca.         9^o  des  deutschen  überhaupt 
„      „  „         10  „    „    .  „ 

f,       „  n  12  „     „  » 

n        n      ^^^'^    n  H  w     i»  »  9 

m         n      l^'^f    n  12  ^      „  „  „ 

«I         1»      ^^^^^    n  ^'^  1      n  n  rt 

„  „  IKKf;  „  17-1?5  „  „ 

«  f>  17— IM  .  „  „  „ 

„  „  18S.S  „  1«~19  ,  „  , 

„  „  1889  „  28  »  „  a  „ 

ff        „      IMI^O  30  nun  » 

1     1  '-tu 

Die  letzten  bcideu  Jahre  sind  wegen  der  Ende  erfolgten  Zoilein- 
beriehnng  von  Bremen  und  Hamburg  Eur  Veigleicbung  mit  den  Voijabien 

nicht  ohne  weiteres  geeignet 

-  So  sank  die  dfutscho  bozw.  bayerisch«  Bierauffuhr  nach  Arpren- 
tinieu,  die  bis  l-SDO  sehr  roge  gewesen  war,  seitdem  fast  auf  Null  herab. 
'Wie  übrigens  die  bayerisclie  ßierausfulir«  nachdem  sie  im  näher  gelegenen 
küiitiiientalr'n  —  Au^lMiule  unter  clor  crwachciKJf n  Ivnnkurrenz  der 
dortigen  Brauerei  allmählich  einen  gewissen  Huhei>uukt  erreicht  hatte, 
weitere  Krei.sc  zu  ziehen  bestrebt  war,  scheint  auch  in  dem  ständig  zu- 
nehmenden Export  von  Flaschenbier  durdi,  dm  überwiegend  nach 
transatlantischen,  bezw.  (in  p«stenri?iortetii  Zii-taiidci  nauli  tropischen 
Ländern  geht  Während  1060«  seit  welchem  Jahre  auch  tur  Fiascuenbier 
die  ents})rechende  Sten^rflckvergHtung  geleistet  wird  und  damit  der 
Export  desselben  btvscnders  im  überseeischen  Verkehr  eine  bemcrkeoS' 
werte  Förilorunp^  ertuhr.  das  ins  Zollauslnnd  exportuTte  Flaschenbier  nur 
1,2**0  der  GcsamtauBtiitir  nach -dorthin  betrug,  machte  es  1891  genau 
10%  derselben  aus.  —  Auch  naeh  den  Noradeutseben  Staaten  wwd  ia 
steigendem  Mafse  Flascht^nbier  exportiert,  was,  wie  das  Flsechenbief* 
gescbiift  der  I^raucrcien  Uberhatipt.  we^entltcli  tnit  dem  aUgsmellier 
wordenen  häuslichen  Bierkonsum  zuj^amuionhaiigt. 
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1875  mehr  als  TerYier^Mshtl  — ,  auf  die  Entwicklung  der 
dortigen  Brauerei  von  grofsem,  reformatorischem  EinHufs  war, 
zum  Teil  8(tg;ir,  —  fast  in  allen  transatlantischen  Ländern, 
be-soiiders  iSüdanierika,  Japan,  Australien  — ,  zur  Gründung 
einer  Brauindustrie  direkt  Anlafs  gab  (8.  auch  die  Konsuhits- 
berichte).  Diese  sozusagen  kolonisatorische  Wirkung  des 
bayerischen  bezw.  deutschen  Bierexports  hat  aber  die  bereits 
seit  lAngerer  Zeit  fUilhare  und  in  Zukunft  immer  mehr  hervor- 
tretende Thatsache  im  €kfolge,  dafs  er  damit  sieh  selbst  Eon- 
knmns  bereitet,  und  sein  Verkehr^reis  wieder  eingeengt  wird. 

Auch  innerhalb  Deutschlands  hat  sich  der  Betrieb  des 
Bierexports  für  die  bayerischen  Brauereien  bereits  merklich 

schwieriger  gestaltet,  und,  wie  an  anrloror  Stelle  weiter  aus- 
geführt werden  wird,  kann  in  seiner  bisherigen  TTr)lif'  Vtozw. 
weiteren  Zunahme  nur  durch  iiuiscrst  kapitnlkr;it"ti;:e  (irols- 
hetrielx'  }»ewerkst('lli;;:t  werden,  weshalb  sieh  auch  Wer  Kreis 
der  den  Bierexport  pHegenden  Brauereien  verhUltnismäfsig 
verengt  hat.  Dies  tritt  auch  aus  den  Nachweisungen  über 
die  f£r  ausgeftlhrtes  Bier  g^ahlten  Rttckverfftttungen  seit  1890 
deutlich  hervor.  Durch  die  seit  1889  erfo^te  Abänderung 
des  Steuersatzes  (s.  unten)  wurde  auch  eine  derjDiffbrensierung 
desselben  entsprechende  Abstufung  der  Rtlck vergt) tungs- 
Sätze  für  ausgeführtes  Bier  notwendig.  Diese  betragen 
nach  d«'r  dn/u  erlassenen  Verordnung  im  allgemeinen  für 
den  He  ktoliter  ausgeführtes  Braunbier  2,60  Mk.  und  für 
AVeifsbier  1  Mk.  Werden  jedoch  aus  einer  dem  Steuer- 
zuschlage unterhegeuden  Braustütte  innerhalb  eines  Jahres 
mehr  als  12  000  hl  Braunbier  ausgeführt,  so  beträgt  die 
Rflckrergatung  ftr  die  dieser  Menge  folgenden  48000  hl  je 
2y75  Mk.  und  fftr  das  die  Menge  von  60000  hl  ttberschreitende 
Bier  je  2,85  Mk.  vom  hl.  Gelangt  dagegen  ans  dner  dem 
errnttlsigtcn  Steuersatze  unterliegenden  Braustätte  Braun- 
bier zur  Ausfuhr,  so  wird  an  Rückvergütung  für  die  ersten 
innerhalb  eines  Jahres  ausgeführten  2400  hl  nur  (b  r  Be- 
lnif' vi»n  je  2,10  Mk.  gewährt.  Ks  wurden  nun  Malzaufscldags- 
rückvrrgütungen  gezahlt  nach  dem  Satze  von: 

1  M.    2,10  M.       2,60  M.        2,75  M.        2,85  M. 
1890:  72  M.  158  125  M.  2092976  M.  2260236  M.  1  282  10:i  M. 
1891:  33  „   193054  „    1  705447  „   24123:^0  „   1641674  „ 

Es  wurden  demnach  1891:  40,5 "/o  (1890:  39%)  aller 
Kückver^iitungen  für  austjeführtes  Bier  aus  Brauereien  mit 
7-40  000  1,1  jährlichen  Malzverbrauchs  und  28«^  o  (1890:  22,2"  o) 
fiir  da-s  aus  Brauer«  ien  mit  mehr  als  40  000  hl  Malzverbraueli, 
im  giuizen  also  mehr  als  -^a  für  das  aus  Grofsbrauereien 
exportierte  Bier  ffeiahlt  und  awar  nur  fVat  das  den  Betrag 
von  ie  12000  U  Brannbier  übersteigende  Ibcportquantum 
derselben  1  Daraus  erklärt  sich  auch  die  Fttrsoige,  die  die 
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bayerische  Ke^i' rnug,  wio  bomerkt,  der  Erlrlcliteruiig  des 
BierexportH  an^^xlfilipn  läfst  (sehr  im  Gegenteil  zu  der 
Stelhin^nialime  anderer  Regierungen,  wie  der  österreichischen 
l>is  wozu  sie  besonders  von  dem  stete  für  diUi  gewerb- 

liche Interesse  achtsamen  Bayerischen  Brauerbund  angeregt 
wurde.  AU  beiBpielsweise  der  bayerische  Bierexport  noch 
dem  Zollauslande  (specieü  Dach  dem  Hauptabeatzgebiet  Frank- 
reich) BU  Ende  der  achtziger  Jahre  einige  unliebsame  Ab- 
minderungen  aufwies,  bewilligte  die  bayerische  Regierung  im 
Frühjahr  1889  fiir  das  nneh  dem  Zollauslande  bestimmte  Bier 
sehr  ermäfsigte  Frachttarife  auf  den  einheimischen  Bahnen, 

Braucht  inan  nun  zwar  nicht  so  weit  zu  gehen,  wi*^ 
manche  FaehsehritY.steller,  die,  wie  Prof.  Holzner  in  Weihen- 
ste|)han,  die  Tag»-  des  bayerischen  Kl<'rexports  ])ereits  ^^ezSldr 
und  wohl  gar  die  drohende  Konlvurrcnz  des  uurddeutseheu 
Biers  innerhalb  Uayerns  nahe  sehen,  6u  unterliegt  es  doch 
nach  vorstehendem  keinem  Zweifel,  dafs  die  bayerische  Bier- 
ausfuhr nicht  annKhenid  mehr  der  gleichen  Ausgestaltung  wie 
bisher  fkhig  ist  und  vielleicht  über  kurz  oder  umg  mit  ihrer 
Stabilisierung  oder  gar  Abminderung  gerechnet  werden  mufs  ^ 
und  dafs  die  bayerische  Brauindustrie  damit  in  Bezug  auf 
ihre  so  hoch  entwickelte  Produktionstahigkeit  vor  eine  Alter- 
native gestellt  wird,  die  tUr  weite  Kreise  des  Gewerbes  sich 
sehr  ernst  gestalten  kann. 

Inwieweit  im  Zusammenhange  mit  dieser  Kedeutmii^  des 
Bierexports  für  die  o-ewerbliche  Produktion  der  Brauerei  und 
der  flir  sie  des  weuereu  iu  Betracht  kommenden  Verhältnisse 
die  Konzentration  derselben  auf  den  industriellen  (jrufsbetrieh 
im  bayerischen  Brauwesen  bisher  zur  Thatsache  geworden 
ist,  wird  sich  aus  der  specialisierten  Statistik  des  Gewerbe- 
betriebs der  Brauerei,  wie  folgt,  entnehmen  lassen. 

*  Wie  demgegenüber  bereits  seit  luchrereu  Jahren  eine  intensivere 
Pflege  des  Binnen- Fernverkehrs,  des  sogenannten  ^^Provinzialexports'',  sich 
geltend  macht,  wodurch  anerkaniitmiiafson  die  wirtscyiaftlicheLa^e  zahl- 
reicher kleiner  oder  mittlerer  .,Provinzialbrauereien"  bereits  sehr  beengt 
worden  ist,  /eigeu  die  Zahlen  der  CTÜtcrverkehrsstatistik  auf  deutschen 
EisenbahneD.  Es  betrog  der  Lokalverkehr 

in  Bayern  i-eclits  des  Ilheiiis  in  der  Pfalz 

1884   :i5  .')98  Tonnen  4  1000  kg       4827  Tonnen  k  lÜOO  kg 
188.5   44528  „  4611  „ 

1886  56793  5045  „ 

1887  51217  „  545S  „ 

1888  63  7(Kj  ^  0590  „ 

1889  6.^637  „  7698  „ 

1890  72891  „  6576 
1^01    71  177            „  -'sT'^ 

Es  ist  bemerkenswert,  wie  der  -Pmvinzialexport"  in  der  Pfalz  ver- 
h&ltnismärsig  (hinsichtlich  der  Produktion)  viel  intensiver  als  iu  Alt- 
bayern ist  und  damit  für  die  AbsatsverhAltnisBe  der  pAlser  BiaueNien 
MDx  bezeichnend  ist. 
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I.  Die  Anssahl  der  in  Betrieb  geetandenen 
Braaereien  in  Bayern  nach  Art  des  Bieres  untere 

schieden: 


Bajesn  iwliti  Bli«iiis 

BhebpAds^ 

Jabre 

1)  Braou- 
bicr^Bran- 
ereieo 

2)  Weifs- 
bier-Brau- 
ereien 

3)  DurchBchiiitta- 
prodaktion  einer 

Ikaun-  '  Weifs- 
bier'   1  bier> 
Bmnerei  f  Bnnerd 

4)  Braun- 
bier-Brau- 
ereieu 

1  5)  Doieh- 

Produktion 

1879 
1880 
1881 
1882 
1883 
1884 
li<SS 
1886 
1887 

lOOÖ 

1889 
1890 
1891 

5262 
5261 
5226 
5236 
5170 
5147 
5139 
5127 
5119 
5107 
5089 
5032 
4887 

1570 
1604 
1629 
1622 
1610 
1588 

163Ö 
1649 
1625 
1621 
1563 
1556 

bl 

2151 
2087 
2188 
2145 
2199 
2275 
2291 
2372 
24^ 

24:).". 

2591 
2644 
2680 

hl 

155 
149 
158 
152 
156 
162 
152 
152 
147 
132 
131 
182 
126 

282 
268 
254 
246 
286 
2-V2 
230 
214 
202 
199 
171 
154 
148 

hl 

2076 
2902 

2512 
2555 
2718 
2760 
2795 
3167 
3720 
8810 
5184 
5908 
6441 

Ib  MHtel 

von 
1879-1891 

1 

1 

2884 

146 

3581 

digee^n  im 

Mittel  von 

1H72— 1878 

1 

2298 

1 
1 

178 

Nach  zwei  Seiten  erOfinen  diese  Zahlenreihcu  ergiebige u 
Einblick  in  die  Entwicklung  der  bajerischen  Brauerei :  £n- 
nal  die  Thatsacbe,  dab  in  Hävern  rechts  des  Bheins,  —  was 
hier  wieder  anerBt  in  Betracht  kommt  — ,  im  Gegensatat  au 
früher  eine  Konzentration  der  Betriebe  vor  sich  goht.  Sodann 
aber,  im  Vergleich  mit  Rhclnh.iyprn  (\\o  noch  wichtif^^oro  Tliat- 
sache .  »lafs  dicso  Kon/entratiori  der  Betri»  !»»'  sdir  laugsam 
«ich  Vollzieht.  W  jilircnd  die  Zalil  der  Braiicrtji^  ii  in  der  Pf;dz 
io  den  letzten  dreizehn  Jahren  fast  iini  di«'  Hälfte  (49*/w)äich 
verminderte  und  diese  Konzentration  in  allen  .fahren  in  ziem- 
lich gleichmälsij;er  Weise  fortschreitet,  beträgt  die  Abnahme 
der  rechtsrheinischen  Brauereibetriebe  seit  1879  nin*  4^'ound 
konxentriert  sich  ersichtlich  auf  ganz  bestimmte,  für  die 
Brauerei  ungttnstige  Jahre.   Kämlich,  1881,  das  ist  das  der 

'  Da  seit  ii:<ö2  in  der  Rheinpfulz  überhaupt  kein  Weifsbier  inelir 

8ebraat  wird,  so  erübrigte  sich  die  EinbezielmnK  der  bis  dahin  bestandenen 
1880  2,  1881  1)  WeifsfierimaenieD. 

TtntAnvgm  <91)  XII  1.  —  SCnr».  11 
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Erhöhung  des  Mahsaufachlages  um  50  "  u  folgende  Ja!ir;  die 
Braunbierbrauereien  nahmen  um  35  Betriebe  ab.  Es  ist  dabei 
jedoch  zu  Im  tih  ksichti^rr-n ,  dafj*  gloichzeiti;^''  in  diesem  Jahre 
die  Aufhebung  d»  r  hi>  dahin  bestandenen  24  F  i-  ;i  n  z  i  s  k  a  n  e  r  - 
K 1  o  8 1  e  rbra  ti  r  e  i  »•  ?i  **rfolgte  .  die  damit  j^rulM'iUcil^  id)er- 
h.iupt  von  der  Bildriadn'  ver.st  li  wanden ,  während  einige  in 
andere  Hände  Ubergingen.  Der  Grund  ihrer  Aufhebung  ist 
immerhin  ein  bemerkenswertes  Zeichen  ftlr  die  Verschär&Qg, 
die  in  der  Lage  vieler  Kleinbrauereien,  besonders  auf  dem 
Lande  eingetreten  war.  Da  nämlich  diese  Elosterbraoereien 
ihren  Bedarf  an  Rohmaterialten  teils  durch  Eigenbau^  teils 
durch  landesherrlich  genehmigte  Kollekten  derkt  -n,  so  waren 
sie  natürlich  den  benachbarten  Klein-  und  Mittelbrauereien 
gegenüber  sehr  im  Vorteil  und  für  diese  daher  eine  sehr  un- 
be'iuf'me  Konkurrenz.  Auf  da>  h  i<'1<'rljolte  und  Ifbhafte 
I>i  ;uigfn  dieser  Brauorcii-n  i'rfolgtc  dann  endlich  die  .Srhlit-rsiing 
dieser  geistlicln'n  Brauereien  seitens  ihrer  vorgesetzten  kirch- 
lichen Behtirdc,  indem  anerkannt  wurde,  dafs  es  den  Klöstern 
niclit  zieme,  auf  weltlichem  Gebiete  eine  schädigende,  wirt- 
BchaMiche  Konkurrena;  ausauüben.  —  Sodann  erfolgte  eine 
weitere  Abnahme  der  Braunbierbetriebe  im  Jahre  1883  und 
Bum  Teil  auch  1884  (66  besw.  23  Betriebe  weniger),  in  denen 
dl«'  Brauerei  unter  sehr  hohen  Material  preisen,  speciell  des 
Hopfens,  litt  Im  Jahre  1890  stellten  57  Brauereien  und  1891 
45  den  Betrieb  ein,  was  sich  wesentlich  durch  die  in  den 
letzten  Jahren  in  manchen  Orten  sehr  verschärfte  Konkurrenx 
erklärt. 

Die  weit  intensiveic  Konzentration  und  allgenieinure  in- 
dustrielle Au.NgesUiltung  der  Brauereien  in  der  Pfalz  giebt 
sich  auch  in  der  auf  den  Betrieb  entfallenden  Durelusehnitts- 
produktiou  kund.  Während  im  rechtsrheinischen  Bayern  die- 
selbe (fUr  eine  Braunbierbrauerei)  von  2151  hl  im  Jahre  1879 
auf  2680  hl  im  Jahre  1891  also  um  25  und  im  Mittel  der 
letzten  dreizehn  Jahre  gegen  das  der  vorhergehenden  Jahre 
1872—1878  nur  um  ca.  1  •/u  stieg,  war  sie  in  der  Pfalz  von 
2078  hl  auf  6441  hl  angewachsen,  hatte  sich  also  mehr  als 
verdreifacht  Aus  der  gröfseren  Dnrchsclinittsproduktion  einer 
pfklzer  Brauerei  (1801:  6441  hl.  in  Airbayern  2680  hl)  ergiebt 
sieh  auch  besonders  deutlich,  wie  der  Pro/^efs  der  Industrieent- 
wicklung in  der  Pfalz  in  weit  höherem  Gia<le  da«;  j^anze  (re- 
werbe  erfafst  hat.  Es  wird  weiterhin  .statistisch  austulirlieher 
dargelegt  werden,  wie  die  Entwicklung  der  rechtsrheiuischen 
Brauerei  von  der  uiälzer  gerade  dadurch  sich  so  wesentlich 
unterscheidety  dafs  liier  dieselbe  sich  auf  das  ganze  Gewerbe 
ziemlich  gleichmärsig  erstreckt,  während  sie  dort  sich  einer-* 
seits  in  der  grofsartigen  Ausgestaltung  des  Grofsbetriebs  und 
in  dem  Zurückbleiben  des  Klein-  und  Mittelbetriebes  der- 
mafsen  dilBferenziert  hat,  dafs  alle  fUr  die  wirtschaftliche  Lage 
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des  haverisclien ,  rechtsrlieinisclion  Braugewerbes  charakte- 
ristischen Verhältnisse  hierin  ihren  letzten  Grund  haben. 

Sehr  .«chätzbare  AufHchlilsse  über  die  in  der  Abnahme 
der  lirauereibetriebe  sich  kundgebende  Entwicklung  der 
baTeritcben  Brauerei  wtlrden  sich  bieten,  wenn  die  den  jähr- 
ficlien  Betriebsetnsteilungcn,  —  seien  sie  nnn  dauernd  oder 
vorQbergehend  — ,  zu  Grande  liegenden  ursächlichen  Momente 
bekannt  wären.  Das  ist  aber  leidjr  nicht  in  erwünschtem 
Mafse  der  Fall  und  auch  nicht  möglich  wegen  der  ganzen 
Natur  und  l'^r  Zufjammengesetztlieit  diVs^T  Momente.  Nur 
eine  ganz  sunmiHrisehe  Zusanimen.stelhin^  Uber  die  Bewegung 
i\''V  Brauerei  nach  Zu-  und  Abgang  mit  einigen  Specialisierungen 
findet  sich  in  den  Beilagen  zu  den  Gesetzentwürfen  der  Re- 
gierung betreü'j»  don  Malzaut'ächlages  au6  den  Jalireu  1881, 
1883  ond  1889,  die  immerhin  nach  dieser  Ricbtnng  hin  etwas 
Aitfechlufs  gewühren  und  deshalb  hier  auszugsweise  mitge- 
teilt seien. 

Danach  ist  bei  den  im  rechtsrheinischen  Bayern  vom 
1.  XI  1879  bis  31.  VII  1881  der  Gesamtzahl  nach  nicht  er- 
mitte!tf»n,  eingestellten  Brauereien  bei  neun  derselberi  rU»^  Er- 
höhung des  Malzaufschlages  als  hervorragender  Mit^^rund  tVir 
die  Einstellung  angegeben,  in  der  Pfalz  dagegen  bei  37  Be- 
trieben unter  48  ei r»ges teilten. 

Nach  der  zur  1889  er  Vorlage  gemachten  Zusammeu- 
steUung  gestaltete  sich  die  Bewegung  der  Brauereien  folgender- 

(mMfcar  dfo  T»b«U«  «vT  8. 194.) 

Viel  läfst  sieh  ans  diesen  Zahlen  zwar  nicht  herauslesen, 
zuni.'il  aueli  ilirf  Znverlas.si<j^keit  nicht  unbedingt  ist.  Mit  den 
jeweili*;  weehst  lndeii  Beöliinden  (Tab.  1)  stimmen  die  sich  liier 
aus  Zu-  und  Abgang  ergebenden  iJiiferenzen  nicht  iiberein, 
zumal  es  ungewifs  ist,  ob  in  diesen  Zahlen  nur  Brauubier- 
oder auch  WeÜsbierbranereien,  nur  Priyat-  und  Aktien-  oder 
auch  Kommune-  und  Gtenossenschaftsbrauereien  inbegriffen 
sind.  Femer  sind  allem  Ansehein  nach  unier  den  Einstellungen 
aueh  die  yorübergehenden  mit  einbezogen,  die  unvermittelt 
grofse  Zahl  von  Einstellungen  von  1881  auf  1882  wäre  sonst 
nicht  recht  erkl^irlir  li  Soh  hf  vorübergehenden  Einstelbingen 
bt  riih<-n  alx'r  meist  uut  ^^anz  anderen  Ursachen,  als  die  de- 
finitiv» m  und  sind  t'iir  die  Charakteristik  der  gewerblichen 
Entwicklung  ganzlich  unbrauchbar.  Als  bezeichnend  liierfür 
lassen  sich  allenfalls  die  Zahlen  über  die  neu  entstandenen 
und  vergmnfeeIeD  Brauereien  betrachten  Die  Zahl  der  enteren 
leigt  eine  siemlieh  rßgelmftfsig  fortschreitende  Abnahme  an 
Heugründungen y  denen  gegenüber  bezeichnender  Weise  nur 
die  Aktienbrauereien  eine  Zunahme  aufweisen.  Für  die  letzten 
drei  Jahre  fehlen  leider  die  betreifenden  Nachweise,  nur  bei 

n* 
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Jahre 

Neu 

ent«taii«leii: 

Eingestellt: 

dmDttr  Akttm- 

VeiäniMrt: 

däruuUir  Aktien- 

ft)  durch  Veryan- 

b)  ftvikiaiiff 

I.  Bayern  rechts  des  Rheins: 


1880 

649^ 

f  7(M 

49 

i  -| 

18«1« 

262 

44 

4:^ 

i  -}» 

1882 

478 

101 

39 

-1 

1883 

80 

452 

50 

85 

1884 

256 

40 

22 

107 

1885 

au 

41 

34 

95 

1886 

294 

35 

22 

106 

&OOI 

39 

Iii. 

1888 

26s 

50 

14 

III 

Summa  I 

317« 

465t 

800 

601 

11.  Bheinpfal 

x: 

1880 

5  1 

15» 

1 

1881" 

2  \ 

7 

3 

1882 

dl 

15 

2 

mi] 

2 

5 

1884 

9 

2 

2 

1885 

l  \ 

131 

4 

1886 

2l 

9 

4 

1887 

l2  ' 

9 

4 

18Ö8 

74 

16 

1 

7 

Bunma  II  | 

25e 

98l 

9 

23 

Summa  I  u.  11 1 

34240  1 

563s 

309 

624 

'  In  diesen  Ziffern  riDd  unausgeschieden  auch  die  für  das  erste 
Semester  enthalten. 

Für  1  ^  ^  1  entliält  «las  vom  ^Verein  für  8ocialpoUtik"  herau»- 

gegebeiitf  Werk  „Bäuerliche  Zustände  in  Deutschland"  (Leipaug  1883) 
D  3.  Bande  S»  180  folgende,  mit  obigen  sieh  «war  nicht  genau  deekÄnde 
Ansab^B  fir  die  elnseineu  Landesteile: 

Vergantnngen  von  landwirtHchattlichen  Brauereien  (auch  Wirten)  in 

Nieder bavem  .  .  13 
Oberfranaen  .  .  9 
Scliwiilxni  ...  7 
Uberjjfalz  ...  6 
Oberbiiyern  .  .  5 
Unterfniiiken  .  .  4 
MittolfVnnken  .  .  2 
Kheinpfal?:  ...  1 

Zusammen  47. 

Es  ist  bemerkenswert,  wie  in  den  Landesleilen  mit  yorhenrschender  Und- 

lichnr  Kleinbrauerci  die  Zahl  der  Vergantungen  so  erheblich  überwiegt: 
Von  den  insgesamt  47  Vergantungen  entfielen  allein  35  auf  NiederbayeiDi 
Obert'ranken,  Schwaben  und  Oberpfalz! 

*  Ober  die  Zahl  der  von  1880— 1882  fieihftndig  ▼eiSuAerten 
Biauerden  sind  Erhebungen  nicht  gepflogen. 


Digitized  by  Google 


xn  1 


165 


den  Aktienuntcmehmungen  ist  deren  weitere  Zuualime  in  diet>eu 
Jahren  bekannt  (s.  ul).  Auch  die  Zahl  der  Veipaatangen  ist 
nchtlich  im  Abnehmen  begriffen.  Ihre  TerbttltnisrnttTBig  sehr 
hohe  Zahl  zu  Anfang  der  achtsiger  Jahre  seheint  jedodi 
ein  untrügliches  Zeiohen  filr  die  UDgttnstige  Wirkung  des  er- 
höhten Malzaufschlages  und  sonstiger  zeitlicher  Umstünde  (die 
abnormen  Hopfenpreiae  von  1882  im<}  18?^3,  50  V^rL'-üntiingen  in 
Altbayern  gegen  39  im  Vorjahre)  aut  dl«-  kn]  italM  liw.Hcheren 
Kr<»i«w  des  Braugewerbes  zu  sein.  Ziemlieli  seh  wankend  und 
auf  die  zu  Grunde  liegenden  Uriiachen  (Erbjj^aiig  etc.)  niclit 
erkennbar  ist  die  Zahl  der  alljährlich  freihändig  veräufserien 
Braaereien.  Im  allgemeinen  scheint  jedoch  hierin  in  der 
bayerischen  Brauerei  keine  grofse  MobiGtftt  sn  herrschen.  Im 
Vergleich  mit  der  Gesamtzahl  der  von  1882  bis  1888  frei- 
häa£g  yerkaoften  Bcaaereien  (601)  im  reclitsrheinischen 
Bayern  erscheint  übrigens  die  der  im  selben  Zeitraum  ver- 
ganteten Brauereien  (l<>9)  sehr  hedeutend;  auch  in  der  Pfalz 
ist  das  Verhältnis  von  29  zu  9,  wenn  auch  nielit  durchw^ 
auf  dieselben  Jahre  bezii^^lich,  nicht  günstig.  Ciuirakteristisch 
ibt  auch  hier  wieder  das  ungünstige  Jahr  1883  (als  Folge  von 
1882),  in  dem  die  Zahl  der  Im  ganzen  verfttt&erten  Braaereien 
im  rechtsrheinischen  Bayern  mit  185  Betrieben  am  höchsten 
war,  von  denen  allein  50  durch  Vergantung  in  anderen  Be* 
aita  gingen.  —  Leider  fehlt  bei  allen  diesen  Zahlen  jede  An- 
deutong  tiber  den  Um£uig  der  jeweils  in  Betracht  kommenden 
Brauereien. 

Die  in  der  gewerblichen  Kntwickhmg  des  bayerischen 
Brauwesens  immer  mehr  zurücktretende  Bedeutung  der  Weifs- 
bie^brauerei  kommt  auch  in  der  obigen  Zusammenstellung 
bezüglich  der  Betriebe  zum  Ausdruck.  Zwar  sind  auch  die 
Weiubierbranereien,  der  Zahl  nach  immerhin  noch  fast  der 
▼ierte  Teil  aller  Braaereien ,  etwas  anrückgegangen ,  jedoch 
ni(  lit  wi(^  die  Braonbierbranereien  in  Folge  der  Konzentration 
der  Produktion  auf  gröfsere  Betriebe,  sondern  vielmehr  gleich- 
zeitig mit  einer  beträchtlichen  Abnahme  der  Produktion  (siehe 
Tabelle  8.  150  >.  so  dafs  die  auf  den  Betrieb  \m  Durchschnitt 
entfallende  Produktion  von  155  hl  im  Jahre  1879  auf  126  hl 
im  letzten  Jahre  gesunivcn  ist.  Die  Weilsbierbrauereien  bil- 
den sonach,  ähnlich  wie  die  meisten  Kommune-,  Genoböcn- 
«^bafts-  und  Hausbrauereien  eine  Sondergruppe  der  bayerischen 
Bvanerei,  die  abseits  von  deren  Industrieentwicklun^  unter 
gana  anderen  Voraossetanngen,  meist  in  Verbindung  mit  Land- 
wirtschaft betrieben  wird  und  fUr  die  Betrachtung  der  in* 
dnstriellen  Brauereientwicklung  eigentlich  ausscheidet 

Wie  siel»  die  nach  oliiger  Zusamm<»nstellung  im  Umrifs 
▼orgefiihrte  Entwickhing  der  l)ayeris('hen  Bran<»rr5en  im  spe- 
cieüen  darstellt  und  die  derzeitige  Struktur  des  Gewerbes  da- 
niUH  ^»rwachsen  ist,  sei  zunüclist  hinsichtlich  der  Betriebs- 
arten in  folgender  Zusammenstellung  zur  Anschauung  gebracht. 
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^  CQ 
1 

o  «  3 

240360 
244  560 
254  196 
244  994 
237  541 
231  110 
236  897 
231  689 
262  788 
212  298  j 
205  727 
204  218 
195077 
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Braue- 
reien 
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b)  Aktien- 

braue- 
1  reien 

t-H  ^ 

a)  Privat 
braue- 
reien 

dieser 

o  ^  — . 

305  568 
297  051 
288  836 
278  496 
358  462 
373298 
1  360  467 
365004 
355  585 
342193 
333  741 
333949 
337  537 

1 

rerbranch 
Brauereien 

G 

188  565 
190  671 
307805 
348028 
387  911 
463  353 
575  862 
703477 
809319 
896  097 
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1052346 
1 073  829 

des  Khei£ 

Malzi 

CO  O  ^  O*  »C  -rti        CO        ^  »C  ^ 

T-H  — «  CT;                -^-^   ■ — •   tr^  — >  ^  ^  r-^ 

^  T'T        Ti  ?  1  : :  '7        i t  -r  '-T' 
'^nf^           ''^^  "^"(ji  ■"(j^      '"'i*  ""^j^  '•(j^  ■'^^ 

iajern  rechts 

auereien 

c)  Kommune- 
brauereien 

und  für  den 
Hausbedarf 

^  ^  i  ^  ^  :S  ä  S  3  S  ä  S  SS 

Anzahl  der  Bn 

b)  Aktien- 
braue- 
reien 

* 

O  CM        r-             Oi  00        O        Ol  00 

a)  Privat- 
braue- 
reien 

^ij  i 

Jahre 

aoQOwQoooaowooooaoapooäD 

üigitized  by  Google 


xn  1 


167 


Vergegenwärtigen  wir  uns,  um  die  in  diesen  ZaUen  sich 
kundgebende  Entwicklung  in  ihrer  fundamentalen  Verschieden* 
beit  gegen  früher  zu  verstehen,  in  Kürze  die  entsprechende 
Sachlage  in  den  stebzig^er  Jahren:  Alle  die  in  Betracht 
kommenden  Vi  rliHlrnis^f  zei(  hn«  ton  sich  damals  bekanntlich 
«lurvh  eine  ;;r<>(se  Siahiiitiit  uud ,  soweit  sie  im  Fortsdin'iten 
Jmsrriflfen  waren,  durch  eine  sehr  gleichniJtfsige  Aiiteiiiiahnie 
iiUer  Kreise  des  Gewerbes  an  der  Luiw  ickliing  aus.  Die 
Zahl  der  Brauereien  war  ziemlich  gleich  gebheben,  die  Privat- 
aod  Kommunebrauereien  hatten  sich  etwas  vermehrt 

Der  Malsverbrauch  der  Privatbranereien  betrug  '1872 
89  *  s^  1878  89,7  des  Gesamtmalzverbraaehs.  Sodann  folgte 
mit  unverändert  6,9  ^/t  der  ^f:dzverbraach  der  Kommune- 
and  Hausbrauereien  und  endlich  mit  nur  4,1  1872  und 
3)6^0  1878  der  der  Aktienbrauereien,  der  also  verhältiii>- 
mÄfsig  eine  geringt-  Abnahme  zu  Gunsten  der  Produktion  der 
Priv«tf»rau('reien  aufwies.  Ira  Durchschnitt  be  trug  die  Pro- 
duktion eiiMT  Aktienbrauerei  ziemlich  unverändert  39000  hl, 
der  einer  Privatbrauerei  2100  hl  und  der  einer  Kommune- 
mid  Hau.slirauerei  2000  hl. 

Seit  1879  haben  tsicli  dieäc  V^erhältuisse  in  Bayern  rechte 
des  Rheins  wes^tlkh  geändert:  Die  Zahl  der  Brauereien  nach 
Betriebsarten  anlangend,  so  weisen  die  Privatbrauereien  eine 
Abnabme  um  &st  10*^/o,  die  Kommune-  und  Hausbrauereien 
eine  Zunahme  um  37  ^/o  auf.  Doch  ist  hier  eine  sehr  störende 
Änderung  in  der  Statistik  in  Betracht  au  ziehen.  Seit  dem 
Jahre  1883  sind  nämlich  die  Genossensch  aftsbrauereien\ 
die  ehedem  den  Privatbranereien  beigeziililt  waren,  den  Kom- 
munebrauereien zugefugt,  so  dafs  sicli  in  dirsom  .Talire  eine 
finvt^rhältnismäfsig  grol'se  Abnahm«'  der  erst«  i  »  n  lua  2U0  und 
eine  ebensolche  Zunahme  der  letzteren  um  142  ergiebt,  die 
auch  in  der  Folgezeit  den  Vergleich  mit  frtlher  wesentlich 
beciiiUttchtigt,  Von  geringerem  Eiuflufs  hieraui  isl  icnier 
aoeb  die  seit  1885  erfolgte  Betztthlung  der  allerdings  nach 
Zahl  und  Malxverbraucb  geringfügigen  Brauereien  für  den 
Hausbedari^  die  ehedem  gesondert  angeführt  waren.  W^en 
ihres  nicht  gewerblichen,  vorwiegend  landwirtsehafdichen 
Charakters  erschien  es  jedoch  besser^  sie  in  obiger  Tabelle 
^n  Yomherein  den  Kommunebrauereien  zuzuzählen. 

Der  stetig  fortschreitenden  Abnahme  der  Privatbrauereien 


*  Diese  rind  in  der  Haaptssebe  ansfKommunebrauereien  entstandeo 
qnd  vorwiegend  in  Fmnkpn  zu  Hause.  Als  in  den  Jahren  1807—1814 
BWhrfactie  UcgieruDgsverorduiuigeD  ergincen,  daOs  die  Gemeinden  (be* 
•oadeis  die  nen  hrnngekomiiieneD)  alle  flDerateigeii  Reslititen  abstofseu 

»oUten,  am  die  darcb  den  Krieg  entstandenen  ^fsen  Gemeindeschnlden 
decken  zu  künnen,  gingen  di*»  Kommunebrauereien  vielfach  in  den  Berits 
solcher  Leute  über,  deren  Besitz  vorfahren  Anteil  an  den  Kommunebrati- 
MiMSia  balles. 
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entopricht  auch  die  ungemein  starke  Zunahme  der  Aktien- 

Lrauereien  und  <lie  Verschiebung  in  dem  gegenaeitigen  Ver- 
hältnis des  Malzverbrauchs  bei  den  verschiedenen  Betriebs- 
kat'  ^rorif  II.  Die  Zahl  der  Akttenbrauereien  hat  sich  lieinah 
vertüntVacht  seit  1^79.  Besonders  seit  der  Mitt^  dei  aclitziger 
Jahre  erfolgte  eine  iel)hafte  Zunahme  dei\>(  llx  ii  lui  l  bietet 
damit  ein  bedeutsames  Zeichen  für  die  ein  igi.Nch  vor  sich 
gehende  Ausgestaltung  der  bayerischen  Brauerei  in  ihren 
oberen  Schichten.  —  Die  absolute  wie  relative  Steigerung  dos 
Malzverbrauchs  deraelben  stellt  dieses  aber  erst  ins  reckte 
Liebt:  Es  betrug  der  Malzverbrauch  im  recbtarheimschen 
Bayern  der  Pnvatbrauereien  1879  ca.  89<>/o,  1891  ca.  76,5  ^/o, 
der  Aktienbrauereien  „  „  3,8  ^'/o,  „  „  17,8°/«, 
und  der  Kommune-  etc.  Brauereien  1879  ca.  6,2%,  1891  ca. 
5,6  ^  0  des  Gesamtmalzverbrauchs.  £s  betrug  ferner  die  Durcb- 
schnittüproduktion  ^ 

einer  Privatbrau,  rei  1879  ca.  2000  hl  1891  2314  Iii 
„     Aktieubrauerei    „      ,  41484  hl     „    492 10  hl 
einer  Kommune-  etc.  Brauerei    „      »   1636  hl     ,     1322  hl 
Bier. 

Der  Zug  nach  industrieller  Ausgestaltung  und  Konzcu- 
tration der  Produktion  ist  hierin  onverkennbar.  Wie  ein 
Blick  auf  die  einzelnen  Jahre  lehrt,  ziehen  die  Aktienbrauereien 
einen  bedeutenden  Teil  der  Produktion  an  sich.  Während 
sie  vor  20  Jahren  kaum  den  zwanzigsten  Teil  der  Produktion 
Stellten,  vereinigen  sie  jetzt  fast  den  fünften  Teil  derselben  auf 
sich.  Aber  auch  die  Privatbrauereien  vergröfsern  ihre  Produk- 
tion allm/ihlich,  wenn  auch  ihr  Antoil  nn  der  nesauitproc^Hknon 
sich  nicht  mehr  auf  der  eheinrdip:!  n  1  l^  ihe  zu  halten  vermag.  Dies 
beruht  wesentlich  darauf,  dals  die  materiellen  Anforderungen  aii 
eine  BetriebstVihrun^i,"  im  grofsen  vStil  die  Umwandlung  der  Pri- 
vatbrauereien in  Aktienbrauereien  bcgün;iti^L  haben,  wie  denn 
auch  die  von  10  auf  48  angewachsenen  Aktienbrauereien  sämtlich 
aus  vorher  bestandenen  Privatbrauereien  hervorgegangen  sind*. 

Die  Durchschnittsproduktion  und  der  Anteil  der  Kommune> 
brauereien  an  der  Gesamtproduktion  geht  ersichtlich  zurttck, 
wie  das  auch  bei  den  Weifsbierbrauereien  (8.  o.)  der  Fall  war. 
Mehr  nnd  mehr  geht  eben  die  gewerbliche  Biererzeugung  auf 
den  Einzel-  oder  Aktienbetrieb  über,  während  diese  Kategorie 
der  Brauerei  engeren  ArKclilufs  an  die  Landwirtschaft  sucht 
und  vorwiegend  dem  lokal bc^^n-enzten  Eigenbedarf  für  die 
Teilhaber,  meist  vennitt<*l.s  des  Eigenausschankis,  dient.  Da- 
mit steht  auch  die  Zunahme  solcher  Bram  reien  nicht  im 
Widerbprucli;  mehrfacii  «ollen  sogar  kleine  Privatbrauereien, 
die  im  Einzelbetrieb  nicht  mehr  recht  fortkommen,  die  Ge- 


1  1  hl  Malz  =  220  1  Bier  gesetzt 

*  Dsi  Wettore  Aber  die  bayerisehco  Aktioibrsaereisii  z.  anteii. 
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legenheit  zur  Umwandluig  in  eine  Konununo-  oder  Genossen- 

•chaftsbrauerci  benutzen. 

Für  flif^  Frage  nach  der  Intensität  <ler  im  vurstehenden 
grsch  lil'  rten  Entwicklung  der  verschiedenen  Beti'iebsarten  der 
rechtbrht-inischen  bayerischen  Brauerei  und  deren  Verhältnis 
»ur  voraufgegangeueu  Kutwicklung  bieten  die  entsprechen- 
d«n  VerbftltiiiBfle  in  der  Rheinpffüs  einen  guten  Mafsstab  der 
Beurteilung.  Ein  kurser  Blick  auf  die  Tabelle  genügt,  nm 
darQber  zu  orientieren^  nm  wieviel  langsamer  und  milder 
aoch  nach  dieser  Bichtung  die  Entwicklung  im  rechts- 
rheinischen Bayern  vor  sich  gegangen  ist.  Die  Zahl  der 
pfälzischen  Privatln-nnereien  ist  seit  1879  auf  über  die  ITälfte 
gesunken.  Ihr  Malzverhraueh,  der  vor  13  Jahren  nocli  raelir 
aläi  vier  Finift»4  des  Gesamtverbranehs  betrug,  ist  von  dem 
der  Aktienbiauereien  iibei-flügelt  worden,  die  besonders  seit 
1887  ihre  Produktion  mächtig  steigerten  und  ijjegenwftrtig 
ftber  die  EUlfte  der  gesamten  p0dztsclien  Bierproduktion  aiu 
flicli  Tereinigen.  Ihre  Zahl  verdreifaclite  Bich  und  die  Durch- 
aebnittsproduktion  einer  solchen  Aktienbrauerei  betrJigt  gegen- 
ivirtig  ^478  hl  gegen  19703  hl  im  Jahre  1879.  Aber  auch 
die  in  diesem  scharfen  industriellen  Kon kurrenzge triebe  ob- 
eiegendeii  Privatbrauereien  haben  sieh  schnell  vergrOf^f'Tt ; 
während  die   Durchsehnittsproduktion    einer  solchen 

Brauerei  1714  hl  betru*?,  hat  sie  sich  ^gegenwärtig  mit  3401  hl 
Terdoppelt  und  ubertrifft  nunmehr  die  einer  rechtsrheinischen 
Mvatbrauerei  um  mehr  als  1000  hl  Jahresproduktion. 

Die  Dnrohachnittsproduktion  einer  rechtsrheiniBcfaeii 
Aktienbranmi  übertrifft  zwar  die  einer  pfiüaser  immer  noch 
bedeutend,  wie  denn  flberhaupt  die  Grofsbranerei  im  rechte^ 
rheinischen  Bayern  schon  frUher  und  weiter  entwickelt  war 
und  ist  als  die  in  der  Pfalz.  Immerhin  ist  die  Steip^ening  dieser 
l>urcbschnittsproduktion  eiiH'r  pfölzer  Aktien brauerei  Ver- 
hältnis rnäl'sig  ^^röfser  gewesen  als  die  einer  rechtsrheinischen 
und  damit  ein  Zeichen  iür  die  noch  junge  aber  sehr  inten- 
aive  Entwicklung  der  pfUlzer  Grolobrauei-ei. 

Wie  eich  der  hinaichüich  der  Betriebearten  obwaltende 
Elntwicklang^gang  der  bajeriachen  Brauerei  rechts  und  linka 
des  Bheins  fUr  die  verscmedenen  Prodnktionskreise  dei 
Gewerbes  gestaltet  hat,  war  £Ur  die  Zeit  von  1874—79  an  - 
mner  Zusammenstellung  über  die  Zahl  der  Brauereien  in  den 
verschiedenen  Steuerstufen  dargethan.  Für  die  Gegenwart 
läfst  die  amtliche  Statistik  diesen  ^^  c^,  der  gewissennafsen 
den  Kern  der  gewerblichen  Entwicklung  der  bayerischen 
Brauerei  erschliefst,  wie  schon  a.  a.  O.  erwiilmt,  in  gleicher 
Weide  eigentlich  nur  bis  zum  Jahre  1882  offen,  da  seit  dieser 
Zeit  nicht  mehr  die  Zahl  der  Brauereien .  sondern  die  der 
B ran  er  in  den  yersohiedenen  Steuerstafen  aufgeführt  ist 
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Diese  weicht  nun  wegen  der  zahlreichen  Kommune-  und  Oe* 
nossenschaftHbraucreien ,  die  nach  obiger  Tabelle  fast  10  ^'o 
aller  Betriebe  durchschnittlich  ausmachen  und  an  denen  eine 
mitunter  grofse  Zahl  Brauberechtigter  beteiligt  ist,  erheblich 
von  der  Zahl  der  Betriebe  ;tl>.  1891  iM'isjjielswoise  gab  es  in 
ganz  Bayern  10950  stcuorzalilende  Brauiii)i<'rl)rau('r,  während 
die  Zahl  der  Brauercibetiiebe  5130,  also  etwa?<  niolir  als  die 
Hälfte  betrug.  Nun  kann  aber  anerkaiinterraaiben  mit  grof«er, 
auch  durch  die  Statistik  gestützter  Wahrscheinlichkeit  ange- 
nommen werden,  dafs  alle  derartige  Brauereien,  an  deren 
Betrieb  mehrere  Personen  gleichmftfsig  beteiligt  sind,  Klein- 
brauereiensind.  Der  mitUere Malzverbranch  einer  Kommune- 
beaw.  GknossenschaDsbrauerei  betrug  nach  obiger  Tabelle  1879 
744  hl  und  1891  600  hl,  reicht  also  bei  weitem  nicht  an  den 
als  allgemeine  Grenze  zwischen  Klein-  und  Mittelbetrieb  an- 
genommenen Betrag  von  1000  hl  heran  und  ist  aufserdem  in 
ersichtlicher  Abnahme  begriffen.  Man  wird  daher  wohl  keinen 
sinnentstellenfb^n  Trugßchliis^f n  sieh  auszusetzen  befün-liten 
müssen,  wenn  man  unbes«  ii;i*i<  t  einiger  Ungenauigkeiteii  im 
einzelnen  die  amtliche  ötati-siisehe  Nachweisung  Uber  die  Zahl 
der  Brauer  in  den  einzelnen  Steuerstufen  seit  1882  dergestjilt 
für  den  \u  Kede  stehenden  Zweck  nutzbar  macht,  daf.s  mau 
die  Zahl  der  Brauer  in  den  mehr  als  1000  hl  Malzverbrauch 
entsprechenden  Stufen  mit  der  Zahl  d^  Betriebsstätten  iden- 
tisch setzt  und  die  Differenz  zwischen  der  anderweit  bekannten 
Zahl  der  Braunbierbrauereien  (s.  oben)  and  der  Summe  dieser 
im  ganzen  über  1000  hl  Mal/  verbrauchenden  Brauereien  als 
die  Zahl  der  weniger  wie  1000  hl  Malz  verbrauchenden 
Brauereien,  also  der  sogenannten  Kleinbetriebe  annimmt 
Allerdings  ist  insofern  eine  Ungcnauigkeit  dabei  nicht  zu 
umgolton,  als  in  den  mehr  als  1000  hl  Malz  verbrauchenden 
Brauereien  einige  Weifsbierbrauereien  «»Tithalten  sind,  deren 
Zahl  (höchstens  10)  jedoch  nicht  ins  Gewicht  ftillt.  Wo  es 
anging  (seit  1888),  ist  übrigens  hierauf  Kücksicht  genonmaen. 
Im  ganzen  ist  es  sonach  trotz  der  Änderung  der  amtlichen 
Statistik*  möglich,  ein  zusammenhängendes  Bild  von  den 
Verschiebui^en  zu  liefern,  die  sich  seit  1879  in  den  ver- 
schiedenen Produktionskreisen  der  bayerischen  Brauerei  be- 
züglich der  Zahl  der  Betnebe  vollzogen  haben.  In  Verbindung 
damit  veranschaulicht  die  in  entsprechender  Weise  bearbeitete 
amtliche  Nachweisung  ttber  den  Malz  verbrauch  der 


^  Die  Zweckmä&igkeit  dieser  Änderung  im  Jahre  1^82  ist  übhgeua 
mdirfodi  beetritten  worden.  JedeDtUU  steht  aoAer  Frage,  dafs  die  durch 

äbb  nötig  gewordenen  Manipulationen ,  wie  sie  in  der  oetr.  T^lidle  an* 
gestellt  sind,  ziemlit  h  nni-^täudlich  sind  und  etwaige^  Wmtt  aoch  11Il-> 
bedeutende  Ungeitauigkeueu  nicht  auaschliefsen. 
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Brauer  in  den  einzelnen  Steuerstufen  seit  1882^ 

^6  yerteilung  der  Produktion  ma£  die  vertcliiedeiifln  ChrOfeeii' 
kategorien  des  Gewerbes  and  deren  Verltaidaningen  im  Lwife 
der  loteten  10  Jahre,  wobei  besQglieh  Bayerns  rechts  des  Rheins 
noch  auf  das  Jahr  1876  mrUckg^griffen  werden  konnte. 


nia.  Annahl  der  Brannbierbrauereien,  die  Mals 

▼ersteuerten: 


«Jahre 

bis 

ItMO  hl 

lUOl 
bis  oOCKj 
hl 

1 

biB 

10  000  hl 

10  001  ^ 

bb 
50000  hl 

■  500U1« 
[  bis 
100000  hl 

» 

Uber 
100000  hl 

7(1. 

Will* 

hl 

A*  Bayern  recht*  de»  Rheins: 

1879 

4082 

1060 

86 

29 

4 

5262 

1880 

40Ä4 

1065 

82 

25 

4 

1 

5261 

1881 

3997 

1106 

83 

85 

4 

1 

5226 

1888 

4184 

988 

77 

82 

8 

2 

5288 

1883 

4085 

944 

78 

37 

5170 

1884 

4073 

954 

77 

36 

l 

5147 

4077 

947 

73 

34 

4 

4 

5iaü 

1886 

4057 

945 

75 

42 

4 

4 

5127 

4041 

948 

71 

50 

4 

5 

5119 

168» 

4078 

906 

69 

44 

6 

5 

5107 

1889 

404^ 

906 

75 

55 

5 

6 

5088 

1890 

:vxn 

947 

89 

47 

8 

4 

5032 

1881 

a915 

927 

78 

54 

8 

4987 

B.   Die  Rheinpfalz: 

222 

49 

5 

6 

282 

18»U 

202 

49 

6 

6 

263 

1881 

i9e 

50 

e 

6 

264 

185?2 

55 

i 

4 

246 

i88a 

172 

52 

7 

236 

1884 

171 

48 

8 

232 

1885 

170 

46 

230 

1886 

152 

47     j  8 

7 

214 

1887 

134 

52  7 

9 

202 

1888 

188 

49 

9 

8 

190 

1889 

105 

44 

14 

8 

171 

1890 

96 

34 

10 

18 

1 

154 

1891 

87 

33 

8 

14 

1 

143 

>  Zum  TsU  —  Ar  d[e  enien  tiebeo  Jshie  sns  den  HaterisUen 

dem  nesetzentwurf  betr.  Änderung  des  Mftlzaufßch)ap;f  s  von  !R89.  Ptür 
die  vier  letsteo  Jahr«  aus  den  a.  a.  0.  erwähnten,  iteaexamtiichen  Msob* 
weisen. 

'  Von  1890  ab  ist  die  Trennung  dieser  bdden  Stufenklaasen  bei 

40  000  hl  Malzvorbrmir}i  erfol|rt,  weslialb  der  Vergleich  dif^fpr  Htuüni- 
kUaseo  mit  den  Daten  der  Vogahre  nicht  ganz  fehlerfrei  sein  wird. 
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Ulb.    Malz  verbrauch  der  Braunbierbrauereien, 
die  Mals  versteuert  haben: 


Jahre 


bis 

lOOO  hl 


1001 
bis  oOOl 
bl 


5001 
bis 
10000 
hl 


10  OOP 

bU 
50000 

hl 


'30001* 

bis 
100000 

hl 


) 


über 
100  000 
bl 


Gcöamt- 
Malzrei^ 
IxfMeh 

hl 


A.  Bayern  rechta  des  Rheins: 


1^70 

1  .-jr,  a^' 

2  103  514 

537  211 

601  698 

299  2:38 

127  668 

5  186  277 

lt<62 

141U252 

1  864  664 

.540  751 

660  984 

211788 

241  797 

4  950  236 

1X83 

1388  400 

1  900  138 

529  945 

705.529 

375  620 

141024 

5  040  656 

1884 

1406  522 

1932  207 

525  704 

692  543 

275  906 

367.596 

5  200  478 

1380  743 

1  894  392 

520973 

6.53  002 

256357 

.551  855 

5  2r.2  322 

1886 

1  408  990 

l  908  792 

537  858 

741  249 

285  685 

599  449 

4  482  U23 

1887 

1398  540 

1  971  754 

502  944 

848  634 

292  654 

744  570 

5  7.59  096 

1888 

1314  443 

1  872  234 

.503  587 

789  240 

344  283 

824  040 

.5  f>47  827 

1889 

1  2ri7  222 

1  893  879 

535  860 

973  079 

366  085 

907  529 

.5  H73  654 

1890 

1  265  054 

1977  429 

625483 

888448 

525  081 

721 731 

6003  226 

1891 

1266201 

1954525 

545552 

917439 

478614 

851594 

6013925 

B. 

DieB 

.heinpf 

alz: 

18»2 

513901  116668 

54225 

69379 

291597 

188:3 

48  999 

113391 

33441 

104  600 

;300  431 

1884 

47  442 

105  766 

:u  639 

114  677 

302  524 

1885 

50  424 

101  083 

.>0  510 

102  757 

:m  774 

1886 

48842 

101  691 

56404 

114872 

321  809 

1S87 

44  744 

108  527 

49  295 

153  777 

:356  348 

1HÖ8 

40  3:^7 

105  019 

65  081 

1.54  214 

364  651 

1889 

SS  358 

85  472 

106  245 

184  606 

z 

414  681 

1890 

:^017 

70  971 

68  715 

207  271 

43  668 

424  642 

1891 

30162 

74273 

57451 

223723 

41675 

427  284 

Was  zunächst  den  BrauereibesUmd  in  den  verschiedenen 
Produktionskreisen  anlangt,  so  sind,  wenn  man  die  Scheidung 
nach  Klein-,  Mittel-  und  Grofsbetrieben  macht'',  im  Laufe  de« 
vorliejS^ond cn  Zeitraums  folgende  Veräiuleniiip^en  citigetreteTi : 
Das  Jahr  1879  gleich  100  gesetzt,  betrug  die  Zahl  der  Brauereien« 

(Hierbttr  die  T*haU«  «uf  S.  17t.) 

Ferner  betrug  der  Prozentanteil  der  Betriebe  iii  den  drei 
Produktionskreiseu  an  der  Gesamtzahl  der  Brauereien. 

(Bi«rh«r  4ia  Tobetie  Mf  8.  174.) 

Aut lullend  ist  auch  hier  zun.'ichst  die  weit  gröfsere  In- 
tensität, mit  der  die  Brauereien  in  der  Kheinpfalz  »icli  in- 
dustriell erweitern.    Während  die  Kleinbrauereien  im  recht»- 


^  S.  Anmerkuoff  2  auf  der  roriffen  Seite. 
2  S.  S.  137. 
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Jahre 

Klein  brauereien 

Mittel  brauereien 

m  Bayern 
rechts  des 
Kbeins 

in  der 
Bhaiop&ls 

in  Bayern 
rechts  des 
Rheins 

in  der 
Rbeinpfkls 

1879 

100 

100 

100 

100 

1882 

102,5 

81 

112 

1891 

95,9 

89,2 

87«4 

67^ 

GroGBbraaereien 

Brauereien  ttberhaapt 

in  Bayern  ' 

rechts  des            .    -  , 

in  ßayfifn 

rechts  des 
BbetOB 

in  der 
Kheiupfjaiz 

1879 

100 

100 

100 

100 

1882 

95 

100 

99,5 

87 

1801 

121 

209 

94,8 

50,7 

rlieini«chpn  Bayern  absolut  und  in  ihrem  Verhältnis  zur 
ijm&mtx.B.h\  der  Hrtnrbc  naliozu  stabil  geblieben  sind,  haben 
sie  in  der  Rheiiiptaiz  sich  um  mehr  aU  die  Häli'te  vermindert 
und  machen  zur  Zeit  annflhernd  zwei  Drittel  aller  dortigen 
Bnuiereieii  aus,  während  sie  1879  noch  fast  Tier  Fünftel 
derwlben  dantellten^  Dieser  absoluten  und  relativen  Ver- 
ringerung^ der  Kleinbrauerei  entspricht  das  Anwachsen  der 
Mittelbrauereien  (von  17,4«/'o  1879  auf  23,1*»/^  1891)  und  auf 
deren  Aufrücken  wieder  fufsend  die  ungemein  beträchtliche 
Zuimbnie  der  Grofsbrauerei ,  fb  n  ii  Betriebe  sich  seit  1879 
mf^fir  als  verdc)ppeU  haben  und  rciciilich  den  achten  Teil  aller 
Brauerei (^n  in  d<*r  Pfalz  (gegen  3.9  "  o  1879)  darstellen. 
Diesem  Icbbattea  und  gleichmäi'öig  von  unten  auf  fort- 
schreitendem Entwicklungsgange  der  pfillzer  Brauerei  gegen- 
über ist  die  beztiglich  der  Mittelbraaereien  im  rechtsrheinischen 
Bayern  sich  geltend  machende  Divergenz  sehr  bemerkenswert 
Die  absolute  (100  zu  87,4)  und  relative  (20,1  <>/o  zu  18,6  «  o) 
Abnahme  derselben  ist,  wie  das  Verhalten  der  Grofs-  und 
Kleinbranereien  zeigt,  teils  durch  ein  Aufrücken  dt  r  Mittel- 
brauerouMi  in  die  Klasse  der  Ororsbetrie})o ,  U']]<  rAwv  aueh 
durch  ein  Herabsinken  in  die  Klasae  der  Kiem betriebe  er- 


Digitized  by  Google 


174 


XII  1. 


Jahre 

Kleinbrauereieii 

Mittelbrauereien 

in  Bayero 
rechtBd.Kheiii8 

Pfoient 

in  der 
Kheiupfalz 

Prosent 

in  Bayern 
recht«  d.ßhoina 

Ptozeot 

m  der 
Hheinpfiüs 

IVoasent 

1879 

77,6 

78,7 

20,1 

17,* 

1882 

79,9 

78,2 

17,9 

22,4 

1891 

18.6 

28.1 

Jahre 

GroAlnNuiefeieii 

GesamtzabI  der  Bcanereien 

in  Bayern 
rechts  d.Kheins 

Prozent 

in  der 
Rhein  jifjilz 

Prozent 

in  Bayern 
rechts  des 
Rheins 

in  der 
Bheinp&Js 

1879 

3.9 

100 

100 

1882 

2,2 

4.4 

100 

100 

1891 

2,9 

16,1 

100 

100 

folgt,  die  trotz  der  Abnahme  ilirer  Betriebe  von  100  auf  95,9 
im  Verhältnis  zur  Oesamtzabl  der  Brauereien  etwas  zuge- 
nommen haben.  Besonders  deutlich  zeigt  sich  diese  teilweise 
JEinscIinürung"  der  rechtsrheinischen  Mittelbrauereien  im 
Jahre  1882.  Nfichst  dem  der  Steuererhöhung  von  1879  fol- 
genden Jahre  (1880)  weist  nttmlich  dies  Jahr  die  gröfste 
Profluktionsverminderung  im  vorliegenden  Zeitraum  auf.  Der 
Griiiul  hierfür  hv^  besonders  in  den  erliöliK  ii  Materialprei.s<*n. 
Im  ganzen  stellten  40  Rraneroion  den  Hetriel»  ein.  Die 
der  Orofsbraiiereieii  verniinderte  sieh  imi  9.  von  denen  uiau 
annehmen  kann,  dalV  dies  durch  entÄj)reciM  ii<le  Produktions- 
einschrüukungen  erfolgte.  Unttär  Berücksichtigung  dieses  Zu- 
wachses um  neun  ehemalige  Grofsbetriebe  nahm  die  Zahl  der 
-  Mittelbrauereien  um  177  Betriebe  ab  und  die  der  Klein- 
brauereien nahm  um  187  Betriebe  zu!  Zum  mindesten  ist 
sonach  diese  Abmlnderune  der  Mittelbrauereien  um  16®/o 
durch  Heruntersinken  in  die  Klasse  der  Kleinbrauereien  er* 
folgt y  wofern  man  von  den^  der  Zahl  nach  allerdings  nicht 
nachweisbaren,  gänslichen  Betriehseinsteilungen  absieht. 
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Die  wirtschaftliche  Bedeutung  dieser  Bewegung  der 
Brauerei  betriebe  für  die  verscliicdoncn  Produktionsklasaen 
des  Gewerbes  ist  allerdings  erst  im  Zusammenhalt  mit  der 
Entwiekliiiig  ihrer  Aiiteilnalmie  an  der  GesanitbuTerzeii^ung 
bezw.  um  Gesamtmalzverbrauch  vollstiindig  /.u  t-rkcuiien.  Üie 
hierin  im  vorliegenden  Zeiträume  ertblgtcji  absoluten  und  re- 
ImtiTen  Versduebungeii  aind  tau  folgenden,  auf  der  TabelUe  Iii  b 
beruhenden  Ztuammenstellungea  su  erseheD.  Der  Malz- 
▼erbrauch  des  Jahres  1882  gleich  100  gesetst,  stellt  sich  der- 
selbe 1891  bei  den 


Klanbraaennoi 

MittelbfamreieB 

in  Bayern 
feclili  des 
Bbeb» 

in  der 
Rhftinpfais 

in  Bayern 
recbtB  des 
Bhdus 

in  der 
Rhemplala 

auf 

58,8 

108,7 

63»6 

Grofsbranereieu 

Im  ganzen 

in  Bayern 
rechts  des 
Rheins 

in  der 
Rhonpfsls 

in  Bayern 
rechts 
Kheius 

in  der 
fihflinpfiüs 

aui 

m 

251 

182 

14M 

Es  betrug  teruer  in  Prozenten  des  Gesamtnudzverbrauchi» 
der  Malsverbrauch  der  Brauereien 


(HiMiier  fli«  Tal|«Ue  maf  B.  178  ob«n  ) 

Leider  gehen  die  Nnchweisungen  der  obigen  Tabelle  mb 
nur  bis  1882  zurück,  nur  für  das  rechtsrheinische  Bayern  ist 
auf  das  Jahr  1876  zurückgegriffen.    In  Verbindung  mit  den 

in  Tabelle  III  auf  S.  137  enthaltenen  Daten  läfst  sieb  die 
»Speeialisierun^  der  Brauereientwicklung"  in  Bayern  rechts  des 
Rheins  liezüglieli  der  V<.Tsebiebuiij<en  im  ^^fgenseitigen  \'er- 
hältnis  der  Produktion  bczw.  dca  Malzverbrauchs  der  Betriebe 
unter  Einbeziehung  dieses  Jahres  darstellen  wie  folgt: 

(Hiorhor  dio  TabeUe  aof  S  17»>  unteu.) 

Es  betru;^  ferner  dii'  Zunahme  des  Gesamtmalzvcrbrauehs 
<l<  r  reelitisrlieinisclieii  Braunljicrbrauerrien  von  1882  bis  1891  ' 
lUt>3  689  Id;  djigegen  nahm  der  Malzverbrauch  der  Klein- 
Und  Mittelbrauoreien  im  gleicheu  Zeitraum  insgesamt  mix 
74190  hl  ab.  Desgleichen  betrag  die  Gksamtaunahme  des 
llakverbraachs  in  der  Pfalz  185687  hl,  die  Abnahme  des 
Verbraiichs  der  Klein-  nnd  Mittelbrauereien  dag^n  68558  U. 
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KJembrauereiea 

Mittel  brauereien 

in  Bayern 
rechts  d.khdns 

Prozent 

in  der 

Rheinpfalz 

Fioaent 

in  Bayern 
rechts  d.  Rheins 

Proaeot 

in  der 
RheinpfisiLs 

Proient 

1882 

17,6 

38,1 

40 

1891 

7 

82,5 

!7  4 

G  roübrauereien 

Im  ganzen 

in  Bayeni 
rechts  d.KheinB 

Bn»eat 

in  der 
Hheinpfialz 

Proseat 

in  Bayern 

rechts  des 

in  der 
Bheinp&la 

1882 

88,4 
46,4 

4M 

100  1 

100 

100 

100 

1801 

75,6 

K-  hf  tniL^  ilf-r  Proz«'ntantpil  der 


Kieinbrauereien 

iVlitt«!  brauereien 

Grofsbrauer^eo 

in  den  Jahre 

an  der  Ge- 

:-;nntzHhl 
ier 

Brauereien 
Pkomt 

ihres  Malz- 
verbrauchs 

am  Gr 
samtmai/. 
verluMich 

ProsMit 

an  der 
samtzahl 

der 
Brauereien 

Promt 

ihres  Malz- 
verbrauchs 

aui  (ie- 
samtnuüz- 
Terbnmeli 

FkOMBt 

an  der  Ge- 
samtzahl 

der 
Braaereien 

Ptasent 

ihres  Mala- 

^'^•rhraucha 

samtmala- 
verbcanoh 

FlroMQt 

A.  In  Bejern  rechte  des  Bheine: 

1876 

75,2 

29,2 

22.8  1  40,6 

17.9  ■  88,1 

2,5 

80,2 

1882 

79,9 

28,5 

2.2 

1881 

78,5 

21,1 

18,6     j  82,5 

2,9 

46^ 

B.  In  der  Kbeinpfali: 

1»82 

7JJ»2  ! 

17,6 

22,4  ' 

40 

4.4 

42,4 

1891 

60^  1 

7 

28,1  1 

• 

17.4 

16,1 

75,6 
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E>  ist  also  in  den  letzten  lU  Jahren  die  Produktions- 
eniwickluii^  der  bayerischen  Bierbrauerei  nicht  nur  ans- 
ttchliefslich  seitens  der  Gri»isLrauerei  vor  sich  gegan^eii, 
tfoodarn  auch  den  flbrigen  Produktionslupeiaeii  des  Ge- 
werbes mebr  and  mehr  das  Produktionogebiet  eingeengt 
W'frdeit.  Im  rechtsrheinischen  Bayern  hat  dieser 
Froaefs  die  Struktur  des  Braugewerbes  dahin  gestaltet ,  dafs 
eine  ab><*lut  und  im  Verhältnis  zur  Gesamtzahl  der  Betriebe 
ziemlich  stabil  bleibende^  sehr  beschränkte  Zahl  von  Brauereien, 
1891  :  145^  gegenwärtig  fast  die  Hälfte  der  Gesamtproduktion 
auf  sich  verein i^^t  und  von  Jahr  zu  Jahr  das  Produktions- 
gi  hiet  dor  übrigen  Brauereien  eingeengt  hat.  Von  diesen  ist 
es  »  iiieiii  .illerdings  nur  gerintA^Mi  Teile  gelungen,  vornehmlich 
auter  Zuimlfenahnie  des  Akti«  incips  (s.  unten)  ihre  Pro- 
duktion zu  üteigern  und  so  in  die  Ueihe  der  GrolöbrauereitMi 
ül>erzutreten.  Die  übrigen,  den  Mittelbrauereien  angehörigen 
Betriebe  dagegen  sind  nicht  nur  in  der  ihnen  innewohnenden, 
durch  die  asahlreichen  in  den  siebziger  Jahren  erfolgten  Betriebs- 
enreiterungen  geförderten  Tendenz  zur  Dnrchfthrong  ihrer 
gröfsertu)  Produktionsf^ihigkeit  gehemmt^  sondern  auch  vielfach 
zu  Produktionseinschrünkungen  gedrängt  worden,  durch  die 
Mift  teilweise  auf  das  Niveau  der  Kleinbetriebe  sanken.  Diese 
wei.Hon  daher  auch  demgemäfs  nur  eine  sehr  geringe  relative 
und  absolute  Bestandsverminderung  auf  \  sind  aber  bezüglich 


*  Wo  jedoeh  BelriebeeinsteUungen  erfolgten,  tdnd  es  immer  die 
kleintiteii  HrHuereien  gfewosen,  deren  Aufgabe  natnrpemiifs  leichter  orfolpren 
konnte,  da  sie  vielfach  nur  als  Nebengewerbe  (in  der  Landwirtecbatti  be- 
Iziebefi  worden,  während  den  grdfseren,  mit  erheblichen,  kostspieligen 
Anlagen  ausgestatteten  Bmaereien,  auch  eine  entspreehontle  gröfsere 
.Zähigkeit*',  sich  zu  behaupten,  innewohnt  Es  läfst  sich  das  eniiixer- 
mafseu  deutlich  auch  aus  aen  weitergehenden,  allerdings  die  Zahl  der 
Bratier  angebenden  Nsehweiscmgen  derselben  in  den  verschiedenen, 
•^})t  t  lali-it  rren  Steueratufen  erkeniieu.  Ep  betrug  die  Zahl  der  braunbiST- 
Hrsuer  im  rechtarhoniscben  Bayern,  welche  Malz  verbrauchten: 


1882 

189  1 

bis  100  hl 

7  050 

6  455 

lÜl-200  hl 

1417 

1296 

201—900  hl 

716 

628 

m—m  hl 

446 

368 

401    500  hl 

307 

278 

501— 7O0  hl 

387 

3«6 

7<il    1  m)  hl 

:ri\) 

:.[:: 

SS.  —1000  hl 

10  702 

9  729 

1001-2  000  hl 

5H5 

2  001—5  ÜOO  bl 

393 

5001-10000  bl 

77 

79 

£•  ist  hierbei  an  die  oben  bemerkte  Tbatsache  zu  erinnern,  dafg  bei  ^^anz. 
klwnen  Frodoktionsstätten  vielfach  ein  ÜberKin^'  /wm  Kommune-  o<ler 
üenosfienflchaftabetrieb  erfolgt  ist.  woher  sich  auch  die  langsamere  Vcr- 
liogerung  der  Zahl  der  Biaaer  gegenüber  der  der  Betriebe  in  diesen 
GKUaenUaaeea  eilcUrt  la  der  raia  ist  die  Zahl  dieser  vorwiegend  für 
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ihrer  Produktion  dermsCsen  in  den  Hintergrund  gedrängt 
worden,  dafs  sie  nurmefar  ein  Fttnftel  der  Geaamtbiererzeugung 
liefern  und  der  auf  einen  solchen  Betrieb  ent&Uende  durch* 
Bchnitdiche  Malsyerbrauch  von  1882  bis  1891  zurückgegangen 
ist  von  840  auf  323  hl.  Diese  Diverg« n/  der  Entwicklung: 
VergrOfserung  der  Grofsbetriebe  und  Verkleinerung  aber  re^ 
lativ  nur  geringe  Verringerung  der  Kleinbetriebe  ist  überaus 
charakteristisch  für  (]\^  '1  r/fMtif^-e  Brauereien twickhmg  im 
rechtsrheinischen  Ray-  rn  und  grundlegend  für  dio  socialen 
Begleiterscheinungen  geworden,  die  seit  Beginn  der  aclitzigcr 
Jahre  die  öffentliche  Auftnerksanikeit  auf  die  dortige  Brauerei- 
entwicklung lenkten.  Im  Gegensatz  dazu  bietet  die  Pfalz 
das  Bild  einer  tiberauü  regen  und  gleichmäXöig  von  unten  aus 
erfolgenden  Industrieentwicklung  der  Brauerei.  Auch  hier 
bilden  zwar  die  Kleinbetriebe  der  Zahl  nach  noch  &st  zwei 
Drittel  aller  Brauereien,  doch  sind  sie,  wie  auch  der  steigende 
Durchschnitts  -  Malzverbrauch  eines  Kleinbetriebes  beweist 
(1882:  285  hl,  1891:  347  hl),  mitten  im  Übergange  begriflfen. 
Freilich  geht  dieser  Prozefs  auf  Kosten  zahlreicher  Brauerei- 
betriebe vor  sicli,  die,  wie  die  rapide  Abnahme  der  Brauereien 
zeigt,  nicht  mit  Soli  ritt  halten  können  und  deshalb  aufgesogen 
werden  und  p-.uizlirli  vnn  der  Bildflache  verschwinden.  Die 
finfäcrst  re^t  hetrieheiie  Bierausfuhr  fs.  oben)  und  <ler  Um- 
stand, dafö  die  Aufnalini(  Fähigkeit  des  iieiiiuschen  Bierkonsums 
noch  erheblich  wachbcn  konnte,  haben  diesen  sehroffen  Über- 
gang der  pMzer  Brauerei  zur  Grofsinduf^trie  nur  wenig  zu 
lern  vermocht  Der  Druck  der  Verhältnisse  seit  Ein- 
führung und  Erhöhung  des  Malzaufschlages  hat  hier  nebst 
der  wachsenden  Konkurrenz  der  rechtsrheinischen  Brauerei 
fdle  Hebel  in  Bewegune  gesetzt,  den  Betrieb  mittels  grofaer 
Kapitalien  im  grofsen  durchzuführen. 

Hat  dies  Streben  zum  Industnalismus  zwar  auch  noch 
m'cht  so  grofsartige  Etablissements  gezeitigt,  wie  in  Alt- 
bayeru;  wo  die  gröfsten  Brauereien  zumeist  auch  die  ältesten 


den  engsten  Lokal-  besw.  Hsnsbedaif  bmneDdeo  Betriebe  fibeians  gemtg. 
Es  betrug  die  Zahl  der  Bfsner  in  der  PfUs  Im  Jahre  1891,  die  Mals 
verbrauchte : 

biB  100  hl  26 

101—200  hl  12 

201    MAO  hl  14 

;3()1-— 4UU  hl  8 

401—500  hl  5 

501-700  hl  12 

701-1000  bl  14 

SS.  —1000  hl  91 

1001—2000  hl  19 

2001— SOOO  hl  6 

3001—4000  hl  4 

4001-5000  hl  4 
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Grofsbetriebe  siud,  su  i&i  doch  die  pfälzische  Brauerei,  in  der 
2B  Brauereien  (der  8,  Teil  aller  Brauereien)  rund  der 
Produktion  auf  sich  verumeu»  dahin  gelangt,  dais  am  über 
kurz  oder  lang  aiisscidiolslich  als  Grofmadiutrie  betrieben 
wird« 

Die  ursächlichen  Momente,  die  hier,  in  der  P£eü%  die 
Braaerei  sieh  durchaus  industriell  ausgestalten  lieüsen,  während 
sie  im  rechtBriieiniseben  Bayern  dahin  ftüurten,  dafs  das 

Gf»werbe  in  zwei  scb«nrf  getrennte  und  principiell  verschiedene 
(i nippen  von  Grofs-   und    K!pin!)i^trieben   mit  gesondertem 
Entwicklungsgange  sich  gliederte  uud  dafs  der  industrielle 
Umwandlungsprozerü  nur  ganz  allmUhlieh  auf  die  Gesamtheit 
dee»  Gewerbes  über|;eht,  desseu  Endziel  wie  iu  der  i'talz  jedoch 
bei  weitem  noeli  nieht  abnuelieii  ist,  diese  Momente  waren 
bereits  erwfthnt,  als  im  wesentUchen  in  der  Natur  der  ftlr  den 
Bierkonsom  mafsgebenden  und  damit  für  die  Stellung  des 
Brauwesens  im  dortigen  Wirtsdbaftsleben  bedingenden  Vor- 
lUUtnisse  liegend:  —  Altbayem  seit  Jahrhunderten  ein  Bier- 
land;  dio  Pfalz  noch  heute  vorwiegend   ein  Weinland  — ; 
ehe  wir  dazu  übergehen,   die  auf  dieser  Basis  seit  Ausgang 
dei-  7^^  er  Jahre  zu  Tage  getrr  tenen,  in  den  obigen  statistischen 
Zusanimenstellungen    zum    konkreten    Ausdruck  gelangten 
Wandlungen    iu   der    bayerischen    Brauereieutwickluug  iu 
ihrer  gewerbewirtschafidicnen  Bedeutung  zu  sehildem,  er- 
übrigt es  noch,  den  Teil  des  bayerischen  Braugewerbes,  in 
dem  sich  die    industrielle  Entwicklung  am  äemcntarsten 
kundgiebty  bezüglich  seiner  Ausgestaltung  im  statistischen 
Bilde    vorzuführen:     Die    Entwicklung    und    Lage  der 
bayerischen  Aktienbrauereien  und  die  der  Htln« 
ebener  Brauereien. 

1.   Die  bayerischen  Aktienbrauereien  seit  1878. 

Wie  oben  erwfthnt,  hatte  die  Orflndertbtttigkeit  in  Aktien^ 
brauereien  Ton  1875  bis  1879  gerubt  1879  gab  es  in  Bayern 
rechts  des  Rheins  10  und  in  der  Pfalz  r»  Aktienbrauereien. 
Im  Jahre  1891  war  diese  Zahl  (S.  Tabelle  II  S.  166)  auf  48 

bezw.  17,  zusammen  also  auf  65  angewachsen.  Während  dieser 
12  Jalire  haben  sich  demn  ich  die  bayerischen  Aktienbrauereieu 
mf*hr  als  vervierfacht,  uud  zwar  in  Bayern  reelits  des  Rheins 
relativ  mehr  als  in  der  Rheinjifalz,  woijei  jedoch  die  erheblich 
geringere  Zahl  von  ikauereieu,  s^eciell  von  den  in  Betracht 
kommenden  Mittel-  und  Grofsbetneben  in  der  Pfak  berf&ck- 
aicbttgt  werden  mufs.  Diese  im  Gegensatz  zu  früher  als 
anlserordenilioh  zu  beaeichnende  Zunahme  der  bayerischen 
Aktienbranereien  im  lotsten  Jahrzehnt  ist  ein  bedeutsames 
Wahneichen  für  die  gegenwärtige  Entwicklung  der  bayerischen 
Branerei  überhaupt 

12* 
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Charakteristisch  ist  auch  die  Bewegung  in  der  Zahl  der 
Aktienbniuereien  in  den  einzelnen  Jahren  seit  1879.  E» 
betrug  die  Zahl  der  Aktienbetriebe  in 

Zu-  oder  Abn&Ume 


Bftjern  rechts  dee  Rheins 

in  der  Pfsdz 

(im  ganzen) 

1879 

10 

5 

1880 

12 

5 

-f-  2 

1881 

11 

5 

+  2 

1882 

17 

6 

-h  4 

1883 

15 

6 

—  2 

1884 

21 

6 

0 

1885 

29 

5 

4-  7 

1886 

33 

6 

-t-  5 

1887 

35 

8 

-t-  4 

1888 

40 

12 

+  9 

1889 

44 

16 

4-  8 

1890 

49 

16 

4"  5 

1891 

48 

17 

0 

MaB  erkennt  hieraus  deutlich  zwei  Perioden  bezüglich 
der  Grttndungsthätigkeit  von  Aktienbrauereien;  die  Jahre  1879 
bis  1883  und  die  von  1884  bis  zur  Gegenwart  Auf  die 
letzten  acht  Jahre  konzentriert  sich  allein  die  Gründung  Ton 
mehr  als  zwei  Drittel  aller  zur  Zeit  bestellenden  Aktien» 
brauereien  in  Bayern.  Wie  sehr  die  Gründung  von  Aktien- 
braueroion  auf"  dem  Gebiet  des  Aktien wcson.s  überhaupt  im 
Vordergrund  stand  und  zwar  in  Bayern  n  u  li  melir  als  im 
übrigen  Deutschland,  möge  aus  Qachstehendeu  Daten 
erhellen 

(Hierher  die  TalieUe  8.  181.) 

Während  somit  1888  die  Grdndungen  von  Aktien- 
brauereien £ast  den  20.  Teil  aller  Aktiengrllndungen  aus- 
machten, stellten  sie  f^f  Jahre  später  bereits  den  4.  Teil 
derselben  dar;  in  der  That  ein  deutliches  Zeichen  einmal  fttr 
die  Gunst,  die  die  Brauereiaktic  bei  den  Anlage  suchenden 
Kapitalien  genicfst  und  femer  fllr  die  gerade  im  Brauerei- 
grofsbctrieb  obwaltende  Neigung  zur  ITniwandlung  in  den 
Aktienbetriel),  denn  wohl  alle  diese  Griindiin^en  stellen  Um- 
wandlungen bereits  vorhandener  Priv.it^tnla^M'n  dar.  Ganz 
besonders  gilt  dies  fUr  die  bayerisclie  Aktieul»rau«'nM.  Von 
den  in  den  Jahren  1884 — 1888  gegründ^^tei)  Aktienuntor- 
nehmungen  in  Bayern  stellen  die  Aktienliiauereien  allein 
42  Procent  dar.  Diese  erhebliche  Zunahme  des  Aktien- 
betriebes in  der  binreiischen  Grofshrauerei  kann  nur  im  Zu- 
sammenhange mit  der  Entwicklung  der  Bierausfuhr,  als  deren 


«  Aus  T.  d.  Borght:  Art  „AktieDgeaellsehaftai«'  (Statistik  der) 
Conrads  Handwörterbuch  fHr  Staatswisoensetuifteo,  I.  Baad. 
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Es  betrug  die  Zahl  der  GruuduDgen: 


in 

in  Bayern* 

im  übrigen  Deutachland 

den  Jahren 

T<m  Aktiah 

von  Aktien- 

untomebrmi  Il- 
gen überiiaupt 

von  Aklifln- 

von  Aktien« 
untomehmun- 
gen  ut>ernau|)t 

1 

10 

8 

192 

9 

15 

18 

153 

6 

14 

8 

10 

4 

t 
( 

10 

16 

118 

5 

1 

17 

2& 

140 

11 

28 

41 

183 

fest  ausscliliefsliche  Triiger,  r])f  !i?o  wif  für  d\('  Zunalime  der 
Produktion  überhaupt^  (ii'  -i  ili<  i  mi  Kreise  des  (iewerbes 
*»rk;innt  waren,  richtig  gewürdigt  werden,  wie  aus  folgender 
Kekapitulation  hervorgeht.    Es  betrug  die  Zahl: 


der  Aktien- 
ImuMraifln 

diaBtermafiilir 

in  Bayern  rechta  des  Rheins 

in  der  Kbeinprals 

hl 

lü 

id 

6 

114  978 

1884 

21 

1125455 

6 

117  400 

18H5 

29 

1  262  664 

5 

116  209 

1»86 

38 

1446  469 

6 

125520 

1887 

35 

'     1  531  886 

8 

144867 

1888 

40 

1     1687  609 

12 

170  25« 

1889 

44 

1808  978 

16 

207  :U7 

1890 

4^ 

1901 124 

16 

1891 

48 

1987861 

17 

269894 

s  Bai  Bayern  tftid  auch  maniaefaeidbar  die  gegründeten  Aktien- 
malzfabriken  in  den  betr.  7.'Mou  mthalten.  Im  ganzen  gab  et  jedoch 
1891  nar  4  AktMnmalafiaiiriken  in  üayecn,  wovon  3  aus  den  ktsten  Jahren 
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Der  Pttralleliniiitt  swischen  der  Zunalime  der  Aktien- 
bimaerelen  und  der  der  Bieraus^Kr  (im  rechtsrheinischen 
Bayern  seit  1884,  in  der  Pfals  Vesonders  seit  1887)  ist  Juemach 
«ngenfidlig. 

£s  erhebt  sich  anp^esichts  dieser  starls^'n  Vermehrung 
der  bayerischen  Aktieubrauereien  die  Frage,  ob  dieselbe  den 
obwaltenden  Bedürfnissen  entsprechend  rrfolgt  ist,  gewisser- 
mafüen  in  dieser  Höhe  nh  der  naturgemäfse  Ausflufs  der 
Industrieontwicklung  der  bayerischen  Brauerei  zu  betrachten 
ist.  oder  ob  wegen  der  Leicntigkeit^  mit  der  solche  Unter* 
neiunungen  gegenüber  anderen  Untemebmongsformen  eich 
bilden  und  yergröfsem  kOnnen,  das  Hals  des  gewerblich 
Notwendigen  ttberschritten  ist  eine  Übersättigung  an  Aktien - 
brauereien  besteht?  Diese  mv  die  Konfiguration  der  wirt- 
schaftliehen Lage  der  bayerischen  Brauerei  überaus  wichtige 
Fragen  ist  Wögen  des  Maugels  ausführlicher  exakter  Nachweise 
sehr  schwer  zu  entscheiden.  Folgende,  leider  nur  unvoll- 
kommene Daten  mögen  als  Symptome  der  Entwicklung  der 
wirtschaftlichen  Lage  der  bayerischen  Aktienbrauereien 
dienen. 


Von  den  Aktienbrauereien  lieferten  Dividende^; 


in  den 
üshmi 


keine 
iDlTidande 


! 


bis  8,5 
Pirassat 


3,5  bis  5,5 

flNMOt 


5,5  bis  10 
Prozent 

exklusive 


aber  10 
■Pment 


Nicht 
cnnittelt 


1879  80 

1880  81 

1881/82 

2 

3  . 

5 

18^1?  HS 

2 

1 

4  ! 

5 

2 

l 

4  > 

6 

1884/85 

3 

3 

3  . 

11 

188.^186 

4 

1 

t  1 

14 

188fts7 

3 

2 

14 

1887  88« 

5 

9, 

18. 

im  89« 

9 

1889.90« 

15, 

iä90>91 

1^. 

^.  1 

154 

2 
$ 
3 
3 
•> 
6 

ü 


7 

8 

5 
4 
4 

5 
1 

1^4 


•tammend.  Die  Zaht  der  Grüiidun^ieo  in  den  einzelnen  .fahren  stioimt 
mit  den  auf  der  vorigen  Seite  ( 1  >  1 )  angegebenen  Zugäofft^u  nicht  übereio, 
das  Onindungs-  und  erste  Betriebajahr  vielfach  iMhi  znsaoaiMidükML 
*  Für  Jrthre  1881 — iK^f*  inkl.  nach  iI»  r  vorn  LauJesnns5rTmrs 
de«  bayerischen  Brauerbundee  herauacegebenen  Denkschrift  ,l-ber  die 
Abtteftini^  des  MilMoMilaged-',  bMrbntet  tob  Dr.  PemseL  München 
1889.  Für  dio  fot^'iMidon  Jahre  nach  dem  „AdrcAbock  dar  deatachen 
Aktienbmuonion  und  Miif'/ereien"  von  R  Wolf,  j^twammengestollt  nach 
amtlichen  (Quellen.   Berlin  1891,  L  Jahzgaug.  und  1892,  2.  JahrgaBg. 
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Im  gans«n  betrug  die  DurohsGlmittsdivideQde  der  Akden 
braaeieien  (loweit  ermittelt) 


In  Bftjrem  veehtB  d.  Bheins:      In  d.  Pfiüs: 

1881/82  6,5  o/o  9,3  «/o 

1882/83  5,3  »/a  8,5  «/o 

1883/84  5,6  ^Iq  8  «>/o 

1884/85  5,5  »/o  6,5  «/o 

1885/86  6  «/o  7,6  «/o 

1886/87  6,1  %  9,4  "/o 

1887/88  6,1  "/o  7,9  % 

1888,89  6,1  «/o  7,5  % 

1889/90  6^1  «"/o  5,9 

1890/91  5,8  «/o  4>7  <»/o 


lin  gauzeii  litjgt  bouach  darf  Niveau  dur  bayerischem 
Braaerei*AktieitdiTiaendeii  ztemüeh  hoch;  die  relativ  grofsen 
jihrlidieii  Schwankungen  in  der  Piab  erklären  Bich  Enm 

Teil  durch  die  erheblich  geringere  und  mehrfach  schwankende 
Zahl  der  zu  Gnmde  liegenden  Aktienbrauereien,  sodafe  hier 
Schwankungen  im  einzdnen  auch  im  Durchschnittsmittel  sich 
stJfrkor  ^rltend  machen,  immerhin  ist  ein  8ink«'n  der  Durch- 
sc  linittsdividende  seit  5  .Fjilireii  entschieden  zu  bem('rk''Ti  Für 
1^81  82  bezieht  sich  die  mit  9,3  Prozent  an^^egebeue  Durch- 
»c  linittsdividende  in  der  Pfalz  Uberhaupt  nur  auf  einen  Aktien- 
btilrieb. 

Nach  einer  Berechnung  von  Pfleiderer  ^  stellte  sich 
1887/88  die  Durchschnittsdividende  aller  bayerischen  Aktien- 
braaereien  und  'Malafabriken  auf  5,9  rrozent,  die  der 
bayerischen  Aktiengesellschaften  überhaupt  auf  6,1  Proient. 
Eh  ist  hierbei  jedodi  zu  bemerken,  dafs  hierunter  sich  die 
Aktiengasanstalten  befinden,  deren  Durchschnittsdividende 
allein  mit  12  Prozent  ins  Gewicht  f)tllt  Unter  den  neun 
Industriegruppen  steht  die  bayerische  Aktienbrauerei  bezUplidi 
ihrer  Rentabilität,  soweit  diese  in  der  Durcbschnittsdivideude 
durchscheint,  an  4.  Stelle. 

Interessant  ist  auch  der  Vergleich  der  Durchschnitts- 
rr  ntabilitüt  der  bayerischen  Aktienbraiierei  mit  der  der  übrisren 
deuUeheu  Aktienbrauerei  in  den  letzten  >j  Berichtsjahren. 
Nach  Wolf'  betrug  die  Durchschnittsdividende  der  Aktien- 
Immereien  in  den  Jftliren: 


Dies€ui  dankenswerten,  zablenreichen  Werk  sind  auch  in  der  Hauptsache 
die  ferneren  Daten  über  die  bsTeriscben  Aktieubrauerden  entnommen. 

-  Iii.'  fir  d\p<p  .Jahre  ünterp:c8etzten  Zahlen  hc/iehen  »ich  nuf  die 
^^iasc^eu  Aktieubrttuereien,  sind  aber  in  dea  Hauptxabien  bu-eiu  ent- 

*  ^Handbuch  der  })ajeriielieii  und  wfirtteDibeigisdieD  AkUengeaelt- 
•duften-,  München  im. 

•  a.  a.  O. 
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1888'89 

1889/90 

1890/91 

7,78 

6,76  Vo 

0,01  o/« 

6,28  , 

6,08  , 

5,65  ,1 

6,08  , 

6,39  „ 

6,36  , 

9,45  , 

7,08  , 

6.07  , 

5,95  „ 

5,20  „ 

4,93  „ 

in  Norddeutscbland  ^ 
in  Bayern  .... 
in  Wiirttembeig  .  , 
in  liaden  .... 

im  Reichalande   .  .  

in  Deutschland  überhaupt  7,50  <»/o      6,60  °/o      5,92  <>/o 

Hiernach  nimmt  Bayern  keine  sehr  günstige  Stellung  ein, 
68  wird  nur  noch  von  den  reichBländischen  Aktienbrauereien, 
deren  Lage  anerkanntermafsen,  wie  die  der  reicLsländischcn 
Brauerei  überli.anpt,  eine  Rchwierigr"  ist,  unterboten.  Charak- 
teristisch ist  auch  die  durchgängige  VenniiulpruTi^  d^-r 
DurclisehnittsdiviflonHo  dor  ^leutschen  Aktienbraiuirt'i,  seit 
1888  {in  Württenibei ;^  allerdings  erst  seit  1889),  für  die  in 
den  letzten  Jahren  übermälisig  forcierte  Gründerthätigkeit  auf 
dem  Brauercigebiet. 

Es  tritt  nun  aber  schon  in  der  ^peeialisierten  Darstellung 
der  bayerischen  Brauereidividende  (Seite  182)  hervor,  wie 
weitgehende  Oscillationen  vom  allgemeinen  Mittel  hier  statt- 
haben und  wie  wenig  daher  aus  solch  allgemeinen  Durch- 
schnittsdaten geschlossen  werden  kann.  Die  in  jener  Zu- 
sammenstellung enthaltenen  Nachweise  treten  in  ihrer  Be- 
deutung für  die  Entwicklung  der  bayerischen  Aktienbrauere! 
noch  douth'cher  hervor,  wenn  man  den  Prozentanteil  der  zu 
den  einzelnen  Dividendenstufen  gehörigen  Aktienbrauereien 
zur  Gesamtheit  der  bezüglich  ihrer  Dividenden  bekannten 
Brauereien  bereehnet.  Es  bietet  sich  dann  folgendes  Bild: 
Es  lieferten  Dividende: 

im  Mittel  d«r  bis      8,5  bis   5,5  bis  über 

Jahre  0%      3,5  «/o     5,5%     10  «/o  10% 

62-1883/84     8,6%  9,9%  25,6%  37,5%  18,4 %  aller  Akt.  Ür. 

lB84«5-188d/87  11.7  „  7,4  „  19.8  45,3  „  15,8  „  „ 

mim  11.9  „  7.1  „  26,2  ,  42,9  „  11,9  „  „ 

1888^89  18    ,  8    „  24    „  40     „  10    ,  „ 

1889/90  28.9  „  11,5  „  17,3  .  34,5  „      7,7  „  „ 

1890rt>l  28.9  „  9,6  «  25.0  „  28,9  „     7,6  „  „ 

Zunächt  ist  auch  hier  zu  bemerken,  dafs  die  jeweils 
henror tretenden  Schwankungen  um  deswillen  vielfach  so  be- 
deutend erscheinen,  weil  in  den  einseinen  Kategorien  wie  im 
ganzen  die  Zahl  der  in  Betracht  kommenden  Betriebe  keine 
sehr  grofse  ist  und  daher  Veränderungen  im  einzelnen  sich 
entsprechend  melir  auch  in  den  Hauptzahlen  projizieren. 
Immerhin  ist  das  Bild  weit  organischer  als  die  nummarische 
Dnrehsehnittsberechnung  aller  Dividende.  Die  Thatsache, 
d&£B  allerdings  die  Mehrzahl  der  in  Rede  stehenden  Aktien* 


Gebiet  des  Dorddeutschen  Brausteuergebiets. 
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Ibranemen  eine  ttber  8,5  Prozent  liegende  Versunsung,  meist 
eognr  swiadien  5,5—10  Prosent  gewahrt,  tritt  deutlich  hervor, 
ebenso  aber  auch  die  von  Jahr  zu  Jahr  snnehmende  Ver- 
ringernn^  der  Diviflenden.  Während  von  1881 — 1883  nur 
ca  1^^  Prozent  der  betreffenden  Brauereien  keine  bezw. 
weniger  wie  3,5  Prozent  Dividende  gewährten,  sind  es  im 
letzter vviilinten  Jahre  rund  40  Prozent  und  von  diesen  wieder 
28,9  Prozent  oder  nahezu  ein  Drittel  der  Gesamtheit  der 
ihren  Dividenden  nach  bekannten  AktienbrauereieiL  die  Über- 
haupt keine  Dividende  zahlen.  Das  ist  zweifelsohne  ein 
apreehender  Beweis  fbr  die  abermttfDig  forcierte  Gründer- 
thätigkeit  der  loteten  Jahre,  für  die  Übersättigung  dos 
Kapitalmarktes,  sowie  ferner  fUr  die  sehr  scharf  zugespitzte 
Lage  in  diesen  Kreisen  der  bayerfsehen  Brauindtistrie.  Ein 
eigf^ntlich  organisclies  Bild  hiervon  würde  man  allerdiTm^  vr<t 
gewinnen,  wenn  bei  den  mit  0  Prozent  Dividenden  ti;<uriei  eiidt  u 
Aktienbranereien  dor  ilirer  wirklieben  Minderrentabilitat  cnt- 
t»prechende  ,n a i  i  v e  Divideiidenbetrag",  (sit  venia  verbo I ) 
ennittelt  werden  könnte.  Das  ist  freilich  nicht  möglich  und 
es  maüs  genügen,  f&r  die  Gharakterisierung  der  ursächlichen 
Mom^te  der  ungünstigen  Lag«^  dieser  Aktienbrauereien 
anderweitige  Anhaltepunkte  festzustellen.  Als  solche  kommen 
besonders  in  Betracht:  das  Alter  der  Aktienuntemehmungen, 
der  Umfang  derselben  nach  ihrer  Produktion  und  der  Gröfse 
ihres  Aktifnkapitals.  da<  VprhfiltTiis  dieses  zum  Produktions- 
umfangtt  des  Betneb«;^  -owic  dit?  Belastnni^  d<'sselb<'n  durch 
hypothekari.sehe  und  dergleichen  A^erscliultlung.  Uber  daj» 
^ter  und  den  Umfang  der  bayerischen  Akiieubrauereien  war 
schon  oben  berichtet  Bezüglich  der  anderen  Punkte  möge 
snalchst  folgende  vergleichende  Zusammenstellung^  die  in 
IVige  kommenden  Verhftlt&tsse  ftlr  die  Gesamtheit  der 
bayerischen  Aktienbrauereien  (soweit  ihre  Bilanzen  fflr 
das  Jahr  1890/91  zu  gängig  waren)  sur  Anschauung 
bringen.   Es  betrogen  1890/91: 

(Bk«k«r  die  TaImU*  8.  ISS.) 

Im  allgemeinen  stehen  danach  die  bayerischen  Aktien- 
branereien bezüglich  des  Pruiluktionsumfanges  in  erster  Linie. 
Eö  betrug  die  durchschnittlich  auf  einen  Aktienbetrieb  ent- 
fallende Produktion" 


»  Nach  Wolf  n    ;i  O.  T;xho\]o  XVUl. 

*  Diese  Zahlen  bemheu  zum  Teil  nur  auf  äohMtwngen  besw.  üm- 
reefannogeo  aas  d«n  in  dso  BUanwii  angegobenea  MslnH»ii|eD  besw. 

doi  daftr  bezahlten  Einkan^numinen  oder  SteaerbetrSgen.  Bei  manchen 
Branereien  ist  die  Ennittlung'  der  Produktion  bezw.  dee  Absatzes  gar 
nicht  möglich.   IKe  Zahlen  sind  daher  nur  von  sehr  reUtiver  Genauigkeit 
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in  Noid* 
dtnlMthlMid 


in  Bayern 


l)di«  ZM  der  betr.  Aktien- 

bmnereien   .  . 

2j  der   Gesamtabaatz  der  betr. 

Aktienbrauereten  hl 

8)  das  Aktienkapital  der  betr. 

Aktienbranereien  .  .  .  . 

i)  dab  dun  lisctioittliche  Aktien- 
kapital pro  B^eb  .  .  .  UV 

5)  das  durclisohnittliche  Aktien- 
kapital pro  hl  JJier  .      .  Jt 

(})  die  Schulden  der  betr.  Aktien- 
brauerei«ii  Ji 

7)  die  Schnlffen  pro  Betrieb 

8)  die  Schulden  pro  hl  Bier 


214 

9  764  440 

210915075 

965584 

21,61 

152  295  öOo 
71  166 
15,60 


52 

2  808  555 

68596929 

1126864 

20,93 

ru  -.27 
1  106  305 
20,50 


l 


8 

818  aoa 

6429000 
806625 

20^22 

6  722  282 
840  285 
21,00 


in  Baden 


in  denlieicbs- 
i  landen 


in 

Deatsebland 


1)  die  Zahl    der  betr.  Aktien- 
brauereien   

2)  der  Gemntabsati  der  betr. 
Aktioiibrauereicn  hl 

3)  das  Aktienka|Mtal   der  betr. 
Aktienbniiereicn  «  .  *  . 

4)  daa  durchschnittliche  Aktien- 
kapital pro  Betrieb  .  .  .  Ji 

ü)  d&ä  durchflchnittliche  Aktien- 
kapital pro  hl  Bier  .  .  .  Ji 

6)  die  Schulden  der  betr.  Aktien- 
brauereien  «4 

7)  die  Scholden  pro  Betrieb  Ji 

8)  die  Sebalden  pro  bl  Bier  J$ 


19 

711 995 
18595000 
978684 


16  860  659 
866  851 
28^70 


7  im 

281000'  18^298 
7180000  j  801866004 
1018571  I  1005008 


25^ 


I 


21,78 


4885  694  287  791983 
626528  i  792640 
15,60  17,10 


in  Rayorn  5401 1  Iii 
in  Norddeutüchlaiid  45Ü28  hl 
in  den  Reichalanden  40148  hl 
in  Wttrttembeig  89788  hl 
in  Baden  87473  hl 
in  Deutacfahnd  Überhaupt  46281  hL 
Demgemärs  ist  auch  das  auf  einen  Betrieb  entfiüiende 
Dnrehflcbnittskapital  der  bayeriechen  Aktienbrauereien  grölser, 
dageg^en  ist  es  im  Verhältnis  zu  ihrer  Produktion  etwas  gre- 
ringer.    Die  Aktienkapitalbolastung  eines  Hektoliters  Hier  ist 
nur  noch  in  Württemberg  geringer  als  in  Bayern.    Da«»  relativ 
gn'ifsRre  Aktienkapital  der  norddeutschen  Aktienbrauoreien  er- 
kliirt  sich  zum  grofsen  Teil  dadurch,  dafs  diese  vielfach  aua 
dem  Anfange  der  siebziger  Jahre  datieren ,  wo  bekanntlich 
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wegen  der  obwaltenden  ZeitomBtflDde  die  Dotienmg  der  Aktieu- 
grttndfUigen  mit  Kapital  eine  exceptioDell  hohe  war.  Beispiels- 
weise repräsentierten  1890/91  die  Berliner  Aktienbraue- 

rcien,  insg^es.imt  22  an  der  Zahl,  allein  oin  Aktionkripital 
von  49G35Ü00  Mark,  oder  pro  Betrieh  2  250  ir4  Mark  odvr 
pro  hl  Bier  24  M;irk.  Es  \t>t  daa  Kuuital  der  Berliner  Aktien- 
orauereien  nia  um  ca.  *  6  kleiner  als  das  aller  bayerischen; 
ihre  Produktion  2070566  hl,  also  uiu*  ca.  740000  hl  weniger 
ab  die  der  bayerischen  Aktienbranerei.  —  Hingegen  ist  die 
Belastung  der  bayerischen  Aktienbrauereien  sowohl  im  Durch- 
schnitt pro  Betrieb  ab  auf  den  Hektoliter  Bier  berechnet,  sehr 
hochy  pro  Betrieb  sogar  am  höchsten  in  ganz  Deutschland, 
Dieser  letzte  Umstand,  wie  die  holie  Belastung  infolge  der 
Brausteuer  sind  auch  anerkanntermarsen  z^vci  Hauptfaktoren 
fiir  ni<'  im  Vcr^^leirli  zu  den  übrigen  deutschen  Aktienbrauereien 
vcT.-»*.  liarfte  Situation  der  bayerisclieii ,  wie  dies  auch  in  den 
S.  184  aut'ge führten  Durchschnittsdividcnden  durchscheint. 

Was  nun  die  Entwicklung  der  Wirtschaftsverhältnisse  der 
bayerischen  Aktienbranereien  im  einoehieQ  betriff!,  so  läfst 
sich  an  der  Hand  der  hier  aar  Charakterisierung  der  Gesamt- 
lage herangezogenen  Momente  ganz  genau  der  Parallelismus 
verfolgen I  der  zwischen  Alter,  Grüfse  der  Produktion,  des 
Aktienkapitals  und  der  Sfliulden  und  ihrem  Verliältnis  zur 
Produktion  und  der  B<'trie!>srentabilit<it  besteht.  Die  bei  ^re- 
nügcnder  Speeialisii  rung  sich  ergebenden  Thatsachen  sind  l>e- 
zeichnend  ftir  die  weit^rehenden  Divergenzen  innerhalb  der 
bayerischen  Aktienbrauerei  und  lehrreich  zugleich  für  die 
Relativität  grofiier  Durchschnittszahlen.  Beginnen  wir  mit  dem 
bestntoierten  Teile^  d.  i.  den  Akti^branereien,  die  meist  Uber 
10  Dividende  verteflt  haben :  Es  handelt  sich  hierbei  nur 
mn  vier  Brauereien,  die  seit  mehreren  Jahren  ständig  10  bexw, 
über  10^/0  Dividende  zahlen.  Drei  hiervon  zählen  zu  den 
ältesten  und  gWifsten  bayerisehen  Aktienlnvauercien :  Die 
A  k  t  i  e  n  b  r  ;i '!  f  r  e  i  zu  Lud  w  i  ^-  s  Ii  a  t'e  n  (  Ptal/ ),  bekanntlich 
die  älteste  liirer  Art,  vom  .lalire  1858.  Ihre  Jahresproduktion 
beziffert  sich  auf  60 — (jüOOü  Hektoliter;  ihr  Aktinikapitid  ist 
mit  800000  Mark  oder  13,33  Mark  pro  hl  sehr  uiedriK  zu 
nennen,  ihr  rttnes  Betriebsvermögen  sehr  hoch,  272818  Mark, 
fhie  Dnrchschnittsdividende  betrug  seit  1881 '82  11,40®/»  und 
erst  im  letzten  Jahre  aeigte  sich  eine  geringe  Abminderung 
auf  10  ^'oto  Sodann  die  bekauntc  Münchner  Löwen- 
brauerei aus  dem  Jahre  1871  72,  die  gröfste  ihrer  Art  und  zeit- 
weilig auch  die  grölst»'  Brauerei  Bayerns  überhaupt.  Ihr  Abs  itz 
betrug  1890  0)  über  510 ()()<>  hl.  Ihr  Akti<'nk?»|.ita1  ist,  wenn 
juich  mit  540UUUÜ  Mark  das  <4röfst»!  ir«;eii(l  einer  bajf^ri.sehen 
Aktienbrauerei,  verhältnismiii'sig  i'uiyi  das  kleinste,  nanilich 
10,65  Mark  pro  hl.    Ihr  reines  Betriebsvermögen  belauft  sich 
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auf  fast  zwei  Millionen  Mark.  Ihre  Durchschnittsdividoiide 
seit  1881/82  stellt  sich  auf  ca  15  "/o  und  ist  seit  1885  (10^  o 
Dividende)  in  andauernder  Steigerung  begriffen  gewesen  und 
hat  sich  im  letzten  Jahre  auf  der  Höhe  des  Vorjahres  ge- 


Aus  dem  Jahre  1868/69  stammt  die  Erste  Kulmbacher 
Aktien- Exportbrauerei  mit  einer  Produktion  von  fast 
160000  hl  und  einem  Aktienkapital  von  1230000  Mark  oder 
nur  7,78  Mark  pro  Iii.  Ihr  reines  Betriebsvermögen  ist  eben- 
falls sehr  hoch,  S05  106  Mark,  ihre  Durchschnittsdividende 
ist  (\w  hfkhsto  aller  bayerischen  Aktienbrauercion  und  stellt 
sich  .seit  1881  82  auf  23,50  «'o.  Seit  1882  83,  wo  die  Dividende 
lO^'o  betrug,  ist  sie  bis  1889  90  andauernd  bis  auf  28.()t3  o 
gestiegen,  worauf  sie  auch  im  letzten  Berichtsjahre  vtMh.irrte. 

Neben  diesen  drei  höchst  rentierenden  AktienbrauereifMi 
Bayerns,  die  in  ihrer  Art  am  meisten  an  GrOfse  und  Kapitale- 
macht  hervorragen  und  ein  langjähriges,  besonders  aufserhaUi 
Bayerns  wettverxweigtes  Absatzgebiet  besitzen,  steht  noch  eine 
vierte  Aktienbrauerei  von  verhilltnism.llsig  geringem  Alter  und 
Umfang:  Die  bayerische  Bi  erbraueroi- Aktienge- 
sellschaft Lichtenfels  (bei  Hof).  Sie  wurde  18SI  ge- 
gründet, hat  einen  Absatz  von  ungefiihr  18000  hl  und  ein 
Aktienkapitnl  von  200000  Mark  oder  nur  10,9.i  Mark  pro  hl. 
Seit  1885/86  hh  1800  91  zahlte  sie  andauernd  10  »  o  Diviflende 
jährlich.  Wie  schon  aus  ihrer  örtlichen  Lajj:«'  sicli  er;[;iebt, 
hat  auch  sie  eine  Hauptstütze  ihrer  Produktion  und  ilaniit 
ihrer  Rentabilität  in  einem  lebhaften  und  festgegründeten  Ab- 
satz nach  aufserhalb. 

AuTser  diesen  vier  genannten  Brauereigesellschaf^en  haben 
nur  vereinzelt  andere  10  oder  mehr  wie  10  ^/o  Dividende  ge- 
xahlt.  Im  Gegensatz  zu  der  Stetigkeit  der  jährlichen  Höhe 
der  Dividende  bei  jenen  4  Brauereien  macht  sich  bei  fast 
allen  übrigen  ein  sehr  lebhaftes  Fluktuieren  derselben  geltend. 
Von  wie  einseitig  überwiegender  Bedeutung  die  ho'ie  Divi- 
dende der  genannten  Brauereien  auf  den  Durchschmttsbetrng 
der  Dividende  aller  bnyerisehen  Aktienbranereicn  ist,  crheür 
daraus,    dafs  sich  unter   ^^'eglassllnL'^   «1  vier  liöelistmi- 

tierenden  Brauereien,  diese  Durchschnittsdivideude  pro  lÖ90;yi 
statt  auf  5,65  0  ü  auf  nur  4,87  ^io  stellt. 

Gegenüber  diesen,  eine  Sonderstellung  bihauptenden 
Aktien brauereien  spiegelt  sich  in  den  Bilanzen  der  grofiseu 
Masse  der  tibrigen  bayerischen  Aktienbrauereien  ein  wesent- 
lich verschiedenes  Bild  ihrer  wirtschaftlichen  Lage,  das,  je 
mehr  die  Neugründungen  seit  1888/84  sich  häuten,  immer 
trüber  wird.  Wie  schon  auf  Seite  184  dargethan,  haben  die 
Etablissements  mit  einer  Durchschnittsdividende  über  3,5  % 
sich  im  Verhältnis  zur  Gesamtzahl  verringert,  die  mit  einer 
geringeren  oder  gar  keiner  Dividende  stark  vermehrt  Es 


halten  (17  S). 
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l.lfst  sich  deutlich  verlblgeu^  wie  es  fast  immer  neuere,  ver- 
hältnisiniif'-lLr  kleine  oder  mittel^^roläe  Unrernelimungen  waren^ 
die  vou  vurnherein  mit  einem  sehr  grolseti  Aktienkapital  be- 
lastet, diese  ungünstige  Entwicklung  aufwiesen.  Xnn  den  im 
Jshrc  1890  91  mit  Ü*^/o  Dividende  liguricrenden  Aktienbrauereien 
«tauunten  von  den  drei  in  der  Pfalz  zwei  au»  dem  Jahre 
1885 '86  und  1887/88,  und  eine  erst  aus  dem  letzten  Jahre, 
die  bereits  in  diesem  ersten  Betriebsjahre  mit  einem  posithren 
Verlust  gearbeitet  hat.  Die  betreffenden  Brauereien  in  Bayern 
nebt«  des  Rheins  stammten  der  Zahl  nach 

1  aus  dem  Jahre  1871 

Inn         n  1880/81 

2  «     „      ,  1881/82 

2    ,     ,      ,  1884/85 

1  „     „       „  1887/88 

2  „     .       ,  1888/89 

1  „  „  „  1890  91  ,  also  7  von  12  aus  der 
iiiit  1884  anhebenden,  intr-Tisiven  Griinderperiode ^  Ein  aus- 
fiihrliclies  Bild  der  Dividendenbewegung  der  seit  1884/85  ent- 
bundenen Aktienbrauereien  bietet  folgende  Zusammenstellung: 


(Htorher  die  Tabdle  8.  190  «.  IM.) 


Zunftcbst  filllt  auch  hier  wieder  der  Rückgang  der  Er- 
giebigkeit der  bayerischen  Aktienbrauereien  in  den  letzten 
J'ihren  auf;  fast  durchweg  haben  die  Dividenden  im  Jahre 
1890/91  eine  Abminderung  erfahren,  von  35  mitgeteilten 
Brauereien  verteilten  10  überhaupt  keine  Dividende  und  10 
nur  weniger  als  5  °/o.  Die  Zahl  der  Konkurse  war  mit  4 
jregen  das  Vorjahr  (1  Fall)  sehr  erheblich.  Trotzdem  ent- 
Manden  doch  wieder  3  neue  Aktienunternehmen  im  letzten 
angegebenen  Jahre. 

Relativ  am  günstigsten  stellen  sich  hiernach  die  in  der 
Pfnlz  seit  1884  gegründeten  Aktienbrauoreien.  Nur  zwei, 
vfriiältnisiTiiirsit^  kleine  Betri*'^»*^  haben  unbefriedigende  Er- 
gehnisse aulzuweisen,  die  eine  ganz  ersichtlich  wegen  zu 


*  Bei  der  aas  dem  Jahre  1871  staiumeiideD  Aktien brauerei  (Nüm- 
bereer  Aktienbrauerei  Torm.  Henninger)  sind  besondere  Umstände  in  Be> 
fT»cbt  za  ziehen.  Die  Brauerei  ist  mit  dem  verbältnismäfsig  höchsten 
Aktieiikrq  it;il,  iUhVhmV)  Mnrk,  pro  hl  r,K,56  Mark,  belastet,  hat  aufsordem 
1 916  lOG  Mark  Schulden  uud  eine  Absatzverringerung  zu  erleiden  gehabt. 
Anden  liegen  die  Voddltniise  bei  der  1878  gefinründeten  InnttadtrBiBiieFei 
n  Ftann,  die  im  letzten  Jaine  beaonden  gr^ljere  Verlnste  hatte. 
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Die  Dividenden 

die  seit  1884/85 


1884/85  1885/86 


1886/87  1887/88 


188 


1888/90  1890/81 
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7 

0 

0 

6 

7.6 

5 

5 


6,5 
0 

6^ 

4 
4 

0 

(5 

4,75 

4 

0 


0 

5,5 
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Ü 

1 
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5 

0 

0 

0 
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6 

4.5 

e 
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0 

3 
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4 
6 
7 
8 
6 
6 
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7 

4 
9 

• 

4 
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6 
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6 
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'  1 
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0 
8 
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4,5 

9 

9 

4 

6 

8 

6 

0 

8 

5 

8 

0 
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7 

6 
8 
0 
0 
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8 
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6 

8 
0 
0 
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5,5 
8 
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3 
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4 

5,5 
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teyerisciier  Aktientoauerelen, 

^ogrOndet  worden  aind« 


Bemerkntigeii: 


GrorBbrauorei  (llliar  50000  hl  Absatz) 
Kleine  Aktionbraam  (m.  20000  bl  Aboata) 

Desgleichen 
€L  $00(M>  U  Abaats 
CA.  10  000  hl  Abflfttit 

Dr^gleichen ;  f>0  Aktienkapital  pfO  Hektoliter! 
Grofbbrunerei  (ca.  60  000  hl  Absatz) 

De.^glt;ichen  (ea.  40000  bl  Abaatx) 
Mittel brauere'i  (27  000  hl  Absatz) 

Desgleichen.    1«1K>  Ul  KapitalfThöhung 
Kleine  Aktienbrauerei  (ca.  15  000  ixl  Ab^atzj 


a 
s 

n 
c 

8 


9 


I 


MittelgTo&e  Aküenbrauerei    lPs'»'90  47000  bl,  1880/9187000  bl  Prod. 

'  Schon  188a/84  gegründet 
Durch  Ronktm  angegangen.  Mittelgrofse  Brauerei,  Kils  Kolosseum 
Mittelgrofse  Branera,  ca.  33  000  hl  Produktion 
Kleine  Akfienbrnnprei ,  ca.  19000  bl  PToduktioii,  18B8/90  Kapital- 

erböhung 
Gfortbranero,  125000  bl  Abeats 

Desgleichen,  42  000  hl  Absatz,  in  Schwabing  b.  Mtinchen  gelegen, 
ca.  3ö  OCH)  hl  Absatz    tS90/91  Kapitalerfaöbiing  toh  500000  .il  auf 

lOOOOOU  Ji 

ca.  40000  bl  Abaats.   Holste  Konkon  anmeldeD,  Eberl- Fabcr- 
Biauerei 


ca      ^>0  hl  Absatz,  1KS9  90  KapitalcrbSbmig  von  500000  auf  700000  Jl. 

Klfinbraucrei,  ca.  1*^000  hl  Abaata 
ea.  ^UOO  hl  Absatz 
ca.  25000  U  Abuts 

ca.  IfiOOO  hl  Absatz 

ca.  25«X>u  hl  Absatz  in  18Ö9/90.      KonkaiB  erlitten,  Kitzinger  Brauecei 
ca.  44000  hl  AbsaU 
ca.  52000  hl  Abaats 

ca.  70000  hl  Absatz 

C«..V>000  hl  Absatz,  l?S^H}yi  Kapitah  rholiuug  von  I  (KiOuiKJ  auf  1  2U0  t>UO  Jt 

ca.  43  000  hl  Absatz,  1889/90  KapiLalcrhöhung.    Fräuk.  Export brauerci I 

ca.  10 000  hl  Absatz,  1889/90  beträchtliche  Kapitalerhöhung 

ca  v>  XHj  hl  Absatz  in  1889/90.  —  Konkom  erlitten,  Klooier  Langheim 

«a.  tövHH")  hl  Absatz 

ca.  hl  Absatz 

ca  40  000  hl  Absatz 

ca.  mn)  hl  Ah^ntr.  in  1889/90.  —  KonkurB  erlitten,  Aogabmger  Branerii 

ca.  3.)U00  hl  Absatz 

Ct.  60  000  hl  Absatz,  Fränkische  Aktienbrauerei 

ct.  ?5  000  hl  Absatz,  Augaborger  Brauerei 

Mr  IfiOO  bl  Abaats,  h&  Frammenibacb  gegiOndet 
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ffroCser  Kapitalbelastung.  Von  den  iiu  rechtsrheinischen 
Bayern  seit  1884  entstandenen  Akticnbrauer(  ien  haben  ftuDser- 
halb  Münchens  nich  von  insgesamt  21  drei  Gründungen,  die 
alle  nach  1887/88  entstanden  sind,  als  wirtschaftlich  verfehlt 

prwiesr^n.  Zwei  von  ilinen  sind  Kleinbraupff if n ,  die  dritte 
eine  itt(  Ii)! aiit  r*'i ;  zwei  iiaben  inzwisohen  Konkurs  erlitten 
Aufserdein  weisen  noch  im  letzten  Jahr«'  1800  91  drei  Brant-rfi«  )! 
0^/0  Dividende  auf.  Es  sind  mit  einer  Ausnahme  Kieiiiht 
triebe,  eine  vierte  lirauerei  hat  letzthin  Konkurs  erlitieu. 
Mehrere  Brauereien  griffen  zu  dem  oft  unsicheren  Mittel  der 
Eapitalerhöhung. 

Ein  geradezu  trostloses  Bild  gewähren  dagegen  die  seit 
1 884  gegründeten  Münchner  Aktienbrauereien  1   Von  ihnen 

—  7  an  der  Zahl  —  haben  sich  nur  zwei,  die  Matthä^er 
Brauerei  und  die  Salvator  Brauerei  in  Schwabing  als  wirklieb 
lebensfähig  erwiesen ,  eine  dritte  —  die  Schniederer,  vonii. 
Zacherlbrauerci,  ein  grofses  Exportetablissement,  scheint  end- 
lich zur  erwünschten  Rentabilität  zu  gelangen :  die  anderen 
Brauereien  dagegen  sind  durchweg  als  verfehlte  JSpekula- 
tinnen  zu  betrachten,  deren  fast  ununterbrochene  Nullen-Divi- 
denden eine  deutlielir  Sprache  reden.    Eine  —  Kils  Kolosseum 

—  hat  mit  groiscn  Verlusten  für  die  Beteili^rten  litpiidiert 
und  ist  jetzt  wieder  in  Privathänden ;  die  anderen  kämpfen 
mit  grofsen  Schwierigkeiten  und  werden  nur  mit  Mttbe  Uber 
Wasser  gehalten.  £ine  von  ihnen,  die  Eberl  Faberbrauerei» 
wurde  von  dem  traurigen  €(eschick,  seitens  der  Direktion  zu 
betrügerischen  Manipulationen  ausgebeutet  zu  werden,  befallen 
und  mufste  trotz  mehrfacher  Aufraffungsyersuche  nunmehr 
definitiv  Ronkurs  anmelden. 

Diese  überaus  ungünstige  Lage  der  meist  kleineren,  neuen 
Aktienbrauereien  in  Mlinchen  ist  nur  ein  Syni])toTn  der  hier, 
infolge  der  am  weitesten  ^^edielieneu  grorsindustriellen  Ausge- 
staltung «les  Gewerbes  überhaupt  verschärften  Situation  der 
meisten  dortigen  Brauereien.    D<'r  Hauj)tgrund  hierfür  liegt 
darin,  dals  einige  Avenis^e,  teils  in  Privatbesitz  verl)liid»ene, 
teils  in  AktiengeselUcliaiten  umgewandelte,  alte  Grofseutblisse- 
ments  sowohl  im  Lokalabsatz  wie  im  Femverkehr  ihre  seit 
Jahrzehnten  aufgespeicherte  Kapitalsmacht  aufs  intensivste  zur 
Geltung  brachten  und  immer  schwerer  auf  die  Übrigen,  jüngeren 
und  kleineren  Betriebe  drückten.    Wie  dieses  sich  im  Laufe 
der  Jahre  entwickelte  und  im  einzelnen  sich  kund  gab;  soll 
weiterhin  dargestellt  werden ;  hier  seien  zunnehst  nur  die  im 
statistischen  Bilde  zum  konkreten  Ausdruck  gelangenden  Er- 
gebnisse dieses  Prozesses  im  allgemeinen  voigeilUhrt. 
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IL  Die  Mttnchener  Brauindustrie  seit  1878. 
£b  betrug  in  München^: 


iD  dm 

I.  Juli  1Ä>.  Juni 

die  Zehl 

der 
Bmnereum 

1 

die  Qesunt- 

bier- 
exzeugang  * 

Ii] 

1 

diV'  Durch- 
1  scoDittspro* 

•  Las 

1  anknoii  einer 
1  Brauerai 

hl 

die  Produktion 

der  jeweils 
^  gröfigten 
Sreuerei 

bl 

lä7a'80 

1  315  915 

47  000 

• 

zu  247 

11)  128 

1880/81 

188I/B2 

41* 

1  «nK>  OuO 

Ol  OOv 

4 

Sil  RA  I 

1  WH) 

41 

1  Of  0  Ovo 

Joo  9t>9 

iwä'Hi 

•^^^^  www 

4 

0  imo 

40 

1  Afi9  4iA 

'♦Z  UOl 

8 

BS  4')!S 

III  4i> 

41 

4iD  9o4 

1S85-86 

IV  fWV 

40 

AÄA  '70t 

s 

41 

2  47G  622 

60  4(>5 

47»i  054 

8 

at  623 

10  M 1 

1^7/88 

41 

2  698  569 

65  819 

477954 

4 

S«30S 

9(>7C 

1888/89 

37 

2877  851 

77  780 

5H8  102 

4 

33  018 

8  255 

1Ö89  90 

34 

2  ><in  27:^  , 

84  600 

508  SOI 

189091 

S  1 

94  821  1 

11  607 

M  1 

2808720 

82462 

508889 

851*79 

11  99a 

It^l  V2 

1 

2  902  66Ö 

87  960 

558287 

4  ( 

9  0f*M 

Zunächst  Mh  die  ganz  bedeutende  Produktionsätin'gorung 
der  MUnchenfT  Brauerei  ins  Auge.  Während  die  Produktion 
«lenolben  in  dem  von  dem  grol'son  wirtscliaftUchen  Aufschwung 
(•rtnllt<-n  Jahrzehnt  1869—1879  nur  um  ca  260000  hl  ziin.iliin 
uu<l  der  Prodnkti(»iis<ntwickhing  der  bayerischen  Brautrei 
überhaupt  ziemlich  parallel  giug,  hat  öie  in  den  letzten  diei- 

>  Ans  den  Iwtr.  Jmhrgängen  der  ZeitBchrift  fQr  des  gesamte  Bnm- 
wesen  und  der  bajeriscben  Haodelszeitung  (Beiblatt  zur  BilbiGheDer  All- 
gwneincn  Zeitung).    Für  18808 1  fehlen  die  Narh weise. 

■  Nach  den  aD|;cgebenen  Maizmengen  wurde  die  Troduktion  beim 
Braun  hier  nach  dr  r  als  genaa  so  belveehtenden  Aniuüune :  1  bl  Malz  = 
'-.'2>'  h!  Bier,  und  beim  Weilsbier  nach  dem  Satz  von  1  :  ?>  berechnet.  Die 
Zahl  der  Weifebierbrauereien  und  der  Hetn-igderWeifebiererzeugunpr  ist  unter 
den  di#  G  esarotzahl  bedeutcudeu  Daten  noch  besonders  nachgewiesen. 

In  diesem  wie  in  einigen  späteren  Jahren  worden  in  einer  kleinen 
Nilic!!  r  Mi^rrpi  >>is  20  hl  Bier  erzeugt,  die  aln  i-  wegen  ihi  pr  nisgen  Um- 
hnß^  und  nichtgewerblichen  Charakters  nicht  mitgezählt  worden  ist.  Des- 
^behen  worden  in  einer  kleinen  untergährigen  Brauerei  gelegentlich  auch 
eaige  Hektoliter  WeUbbier  eneogti  die  ebeondle  besser  aoiier  Aebt  blieben. 

i»riohiiiig«n  (51)  XU  1.  -  8tniT«.  18 
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zehn  Jahren  eine  Zunalmie  von  über  IV 2  Millionen  Hektoliter 
erfifthren,  sich  seit  1879/80  mehr  als  verdoppelt  unri  stellte  zu 
Ende  des  Sudjahres  1891 '92  ca  den  fünften  Teil  der  ge- 
samten bayerischen  Biererzeugun«?  dar,  nachdem  sie  1879  80 
fast  den  zehnten  Teil  derselben  repräsentiert  liatte!  Von  der 
Produktionszunahnie  der  Brauen^  im  rechtsrheinischen  Bayern 
überhaupt  entfiel  datiach  «»eit  1879  allein  ^li  auf  München. 
Bedenkt  man ,  dafs  die  für  die  rechtsrheinische,  aufserhalb 
Münchens  gelegene  Brauerei  verbleibende  Produktionszunahme 
von  458765  hl  mir  durch  eine  gleich  grofee  (457428  hl)  Zu- 
nahme des  von  wenigen  Grofebrauereien  belariebenen  Eiiqporta 
ermöglicht  war,  80  ist  das  ein  weiterer  Beweis  dafür ,  dafa 
angesichts  der  Bevölkerungszunahme  die  ProduktionsBunahme 
der  Klein-  und  Mittelbrauereien  im  reelitsrheinischen  Bayern 
seit  1879  in  stetigem  Rückj;ange  begriffen  ist. 

Für  das  Jahr  1880  81  fehlen  leider  die  Nachweise.  In 
den  Mitteilungen  des  statistischen  Bureaus  der  Stadt  Miiiu  lien  * 
findet  sich  jedoch  eine  ausführliche  Darst*  Ihmfi;  de;^  Mabs- 
verbrauchs  der  Münchener  Brauereien  in  den  Kalenderjahren 
1876 — 1888.  Die  darin  enthaltenen  Zahlen  »MiiNprechen  im 
allgemeinen  ziemlich  genau  den  in  ol)iger  Tabelle  für  die 
Sudjahre  zu  Grunde  gelegten  Daten.  Auü  jenen  steueramt- 
lichen Zalilen  crgiebt  sich,  dafs  die  Münchener  Bierproduktion 
im  Jahre  1880  vorübergehend  abnahm.  £s  hängt  dies  er- 
sichtlich mit  der  im  Herbst  zuvor  erfolgten  SteuererhOhung 
um  50®/o  zusammen. 

Der  direkte  Zusammenhang  des  bedeutenden  Produktioms* 
aufschwunges  der  Münchener  Brauerei  mit  der  Entwicklung 
der  Münchener  Bierausfuhr  ist,  wenigstens  bis  zum  Jahre  1888, 
ebenfalls  aus  jenen  steueranitliehen  Mitteilungen  des  Münchener 
statistischen  Amtes  yax  nrsolicn.     Danaeli  iM-trug  die 


Bzaunbiererzeuguug ; 

Einfuhr: 

Ausfuhr; 

der  \*  e  1  h  ra  uch ;  pr.  Kopf: 

hl 

hl 

hl 

hl 

hl 

1879 

1 861 967 

30  279 

254540 

1137706 

5,10 

1880 

1325491 

24119 

284979 

1064631 

4,66 

1881 

1477892 

20691 

369906 

1128677 

4,84 

1882 

1555794 

13164 

429886 

1  139072 

4,75 

1883 

1  5G1  699 

13  251 

499890 

1075060 

4,37 

1884 

1  7('>7  8()1 

8120 

652  560 

1123421 

4,46 

1885 

2108806 

5865 

864762 

1249902 

4,83 

1886 

1  325  666 

6  006 

1049605 

1  282 Oß7 

4,83 

1887 

2561  764 

5  9!  »S 

1 17S124 

1  394  638 

5,13 

1888 

2  732  536 

8619 

1  264035 

1  477120 

5.31 

1889 

1 327  477 " 

1605  641 

5,65 

1  9.  Btutd,  1888,  München. 

*  Einer  dem  Verfasser  vom  Statistischen  Bureau  der  Stadt  München 
hereitwilligst  xihoiTrtittehen  Tabelle  zufolge  betrog  die  BiezEUsfilhr  för  die 
Jahre  189Ö  1  277  6UÖ  hl,  1891  1  303  906  hl. 
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Danach  ist  aUo  die  Steigerung  der  Produktion  £ut  aus- 
üchliefslich  durch  die  ebenfalls  um  über  eine  Million  Hektoliter 
gestiegene  Bierausfuhr  (sie  verfünffachte  sich  seit  1879)  ab- 
8orl»i«'rt  worden.  Das  dem  heimischen  Konsum  gewidmete 
Proiiuktionsquautiini  ist  in  Anbetracht  der  Bevölkerungs- 
sunahme  und  der  betrüchtlichcu  Zuuaiime  des  Fremden- 
TOikehrs'  ziemlich  stabil  geblieben ,  and  wurde  die  hierauf 
eeriehtete  Produktionseteigerang  teilweiBe  durch  Zurück' 
drSngtuig  der  Blereinlblir  bewirkt,  die  von  1879—1888  fast 
auf  den  Herten  Teil  BorUck^ug  und  nur  noch  sehr  gering- 
Algig  ist 

Für  die  Münchener  Produktionsentwicklung  ist,  wie  be- 
merkt, seit  1879  die  Entwicklung  bcr  Bierausfuhr  ausschlag- 
gf'Vtend.  Wfihrond  diese  1879  nur  19"  o  oder  ca.  ein  Fünftel 
d»'r  liiererzeu^ung  ausmachte,  betrug  .sie  18S8  fast  die 
Halft  e  derselben!  (46  "/o)  Von  wie  dominiorencler  Bedeutung 
der  Miinclicuer  Bieroxport  —  der  bijs  18S2  bekuuutlicli  noeh 
hinter  dem  aus  fräukiachcn  Städten  zurückstand  —  für  den 
genmten  Bierezport  Baveros  ttberhaupt  geworden  ist,  mag 
aannis  erhellen,  daf»  die  aulBerhalb  Bayern  gehende  Bier- 
menge aus  dem  HauptzoUamtsbezirk  München  im  Jahre  1879 
II  "  0  der  Bierausfuhr  aus  dem  dieHrheinisi  hen  Bayern  betrug, 
1891  dagegen  reichlich  50°/o  derselben! 

Die  fernere  Entwicklung  der  Münchener  Bierproduktion 
und  damit  die  Gestaltung  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
drr  dorti«j^«Mi  Brauereien  steltt  und  fiUlt  also  mit  der  Ent- 
wicklun<r  der  ßierausfuhr.  lia  ganzen  ist  diese  bis  mit  1H91 
andauernd  gPHtie£?on.  es  selieint  jedoch  aiu  h  liier,  wio  b -i  df»r 
bayerischen  Bierau-sfuhr  überlmupt,  der  Ilühepunkt  nahezu 
erreicht  zu  sein  und  ein  Rückgang  für  später  nicht  aus- 
geschloflsen.  Für  die  Verswcigung  des  Mflnchener  Bierezports 
aufserhalb  Bayern,  aus  der  die  fernere  Entwicklung  desselben 
am  besten  zu  beurteilen  ist,  stehen  statistisch  nur  die  steaerUDt- 
lichen  Nachweise  für  den  UauptzoUamtsb(?/irk  München  zur 
Verfiignng.  Dieselben  stimmen  bezüglich  der  Bierausfuhr 
nicht  mit  den  Daten  der  obigen  Talielle  iiberein.  sind  im 
pinzeii  vielinelir  kleiner,  weil  ein  ziemlich  l)edeiitendc.s 
C^iiaritmii  aus  Münehen  gehenden  Bieres  in  der  noch  zum 
liaupuullamt  gehörigen  Umgegend  verbleibt.  Immerhin  ist 
die  Entwicklung  des  dabei  fast  ausscbliefslich  in  Betracht 
kommenden  Mttnchener  Bierexports  aus  den  fllr  den  Hauptr 
BoUamtobeurk  gttltigon  Zahlen  deutlich  au  ersehen.  Es  betrag 
die  Bierausfnhr  aus  dem  HauptzoUamtsbeairk  München: 

^  Z.  H.  Itibb  infolge  der  König -CMenkfeier  und  dieier  Aua- 
ttellongen. 

13* 
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An  AAA 
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1881 

76  293 
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48  198 
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1  017 
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1K83 
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170 
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298  864 

1H84 

268  062 
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76H11 

I.W 

67  ."SOM 

2311 

409  541 

18<So 

:m  o:v? 

145 

100  350 

128 

126  979 

3  084 

.564  7 1'^ 

4.')8  9Hr) 

991 

118  931 

127 

139  692 

3  304 

721  98U 

1887 

.■»12  946 

2457 

119  001 

261 

125  :m 

5  544 

7(>5  !m 

1888 

609  2.H() 

8074 

119  814 

194 

115  743 

7  299 

M.Vi  3.V» 

1N89 

6:n  574 

5738 

116  88.5 

.'►59 

151  4:W 

11  142 

923  ;i3() 

1890 

682 

6565 

109  593 

274 

141  280 

12  528 

9.53  07;i 

1891 

702002 

34:^9 

105556 

21H 

150836 

18362 

980408 

Wie  hieraus  erhellt,  ist  die  Münchener  Bierausfuhr  mehr 
und  mehr  auf  das  Norddeutsche  Brausteuergehtet  gerichtet. 
Die  Ausfuhr  nach  dorthin,  die  1879  ein  Drittel  des  Gesamt- 
exports au.s  dem  Zollumtsbezirk  betrug,  hat  sich  dermafsrn 
vergröfsert,  dafs  sie  sich  in  diesen  dreizehn  Jahren  mehr  al» 
verdreifsiglaelite  und  ca.  drei  Viertel  des  Oesamtexjjorts  aus- 
mucht.  Dif^  Steigerunj^  des  Münchrner  I >ier(^xports  srit  1879 
ist  überhaupt  zu  drei  Viertel  allein  durch  die  verstärkte  Aus- 
fuhr nach  Norddeutsilil.uid  Itcwirkt  wonltn,  auf  der  somit 
da.>  Schwergewicht  der  Müncheiier  Bierausfuhr  ruht,  lie.-jonderö 
in  den  Jahren  1885  bis  mit  1887  war  die  Zunahme  der  Bier- 
ausfuhr nach  Norddeutschland  eine  aufserordentlich  lebhafte. 
Aber  auch  nach  dem  übrigen  Deutschland  und  nach  dem 
Zollauslande  hat  sich  die  Münchener  Bierausfuhr  beträchtlich 
gesteigert.  Bei  letzterem  ist  besonders  die  erhebliche  Zunahme 
des  Flascbenbierexports,  der  1891  über  ein  Zehntel  des 
dortliin  gehenden  Exports  in  Gebinden  ausmachte,  bezeichnend 
für  die  immer  weitere,  speciell  überseeische  Verzweigung  des 
MUnchencr  Bierexports  seit  den  achtziger  Jahren. 

Es  war  bereits  erwfihnt,  wie  München  beim  bayerischen 

Bierexport  immer  mehr  die  Führung  an  sich  rifs  und  1891 
rund  die  Ilillfte  des  diesseitig  bayerischen  Exfwrtes  auf  sich 
vereinigte.  Unter  den  für  den  FiXport  in  Betracht  k(>mmenden 
Ilauptzollamtsbezirken  stand  der  Münchener  bekanndich  1879 
an  vierter  8telle  (s.  Seite  14t>).  Im  Jahre  1891  war  die 
Reihenfolge  wie  nachstehend: 
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Eb  betrug  1891  die  liieraujjfulir : 
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Münclien  . 

iiayreutb  (mit  Kuimbach) 

Landau  (Kheinpfalz)  .  . 
Liidwigshafen  (Pfalz) 
Fürth  (mit  Erlaiijeen).  . 
Wifdmig  (mit  Kitiingen) 

705  441 
441  221 
171  701 
S5  584 
:  U  486 
94  651 
78647 

105  769  .  169198 
1077  1       10  314 
2  392         12  451 
69  113  1  105 
82  991  115 
4  761          2  163 
13067  6858 

980  408 
452  612 
186  544 
154  802 
1 14  592 
101 575 
97567 

Zusammen 

1  608  781 

278  170        201  199 

2  088  100 

Bsyem  fiberhanpt 

1700880 

289629  i  206518 

2197022 

Dio  Münchener  Hiera iisfuhr  steht  also  auch  bezüglich  der 
Hain>tabsatzgel)iete  durchweg'  an  erster  Stelle.  Tn  Nord- 
<leut8chland  hat  freilich  das  fränkische  Bier  sich  neben  dena 
MUnchener  noch  ein  grofscs  Absatzgebiet  erhalten.  Die  Aus- 
fahr  nach  dorthin  aus  den  HauptsoUamtsbeirirken  Bayreuth, 
Nttmbergy  Fürth,  Wttisbur^,  Bamberg,  Hof  nnd  Schweinfordi 
war  mit  insgesamt  811 745  nl  noch  um  fast  ein  Viertel  gröfser 
«Is  die  Mitnchener.  Für  die  Ausfuhr  nach  dem  übrigen 
Deutschland  kommt  neben  München  nur  noch  die  Pfalz  in 
Betracht,  deren  Ausfuhr  nach  dorthin  aus  den  Bezirken 
Landau  und  Liuiw  igshafen  doch  noch  fast  um  50  "o  grr»rser 
war  als  die  Münchener.  Für  den  zollausländiM  lien  Exnort 
endlich  kommt  in  der  Hauptsache  nur  München  wesentlich 
in  Betracht:  sein  Bierexport  nach  dem  Auslande  macht  allein 
▼ier  Fünftel  de«  gesamten  bajerisohen  nach  dorthin  ans  und 
damit  ca.  25 ^/o  oder  ein  Viertel  der  deutschen  Biermusfnhr 
überhaupt  (s.  Seite  158  Anm.  1).  Wälirend  aber  die  deutsche 
Bierausfuhr  seit  mehreren  Jahren  eine  Abnahme  aufweist, 
nimmt  der  München<'r  Export  ins  Zollausland  fast  andauernd 
noch  zu,  und  besonders  die  stark«'  /un.dniie  des  Flasclien- 
bierexports  spricht  für  die  w^eitrrreic  heiide  ( iil)erseeisclie)  \'er- 
zweigung  desselben.  In  inrrklicheni  Rückgange  dagegen  ist 
bereits  seit  1888  die  Münchener  Bierausfuhr  nach  Württem- 
berg, Baden  ond  den  Reichslanden  au  Gunsten  des  pfiüaisohen 
Bierexportes.  Im  ganzen  ist  die  MOnchener  Bierausfnhr  nach 
diesen  beiden  Gebieten  1891  um  14239  hl  aurOckgegangen, 
was  allerdings  dnrcb  die  Zunahme  des  £xports  nach  Nord- 
deutschland um  93137  hl  mehr  als  ausgeglichen  wird.  So 
sehr  aber  zur  Zeit  auch  noch  die  Birrausfuhr  nach  Nord- 
deutsohland  in  erster  Reihe  steht,  so  wahrscheinlich  und  auch 
anerkannt  ist  es,  dafs  bei  tler  fortschreitenden,  mächtigen 
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Entfaltung  der  norddeutschen  Grolsbrauereien  und  dem  «eit 
Jahren  aOgenieinen,  fast  ununterbrochenen  Aufschwung  der 
Produktion  tm  ganzen,  die  bayerische  Bierausfuhr  für  die 

Zukunft  hier  einen  schweren  Stand  haben  und  sich  kaum 
auf  der  derzeitigen  Höhe  wird  halten  können.  Welche  wett- 
gehenden und  einschneidenden  Rückwirkungen  aber  aus  einer 
aerartigen  Beschränkung  der  gegenwärtig  über  ein  Drittel 

der  Produktion  ausmacnenden  Bierausfuhr  für  »liese  und 
damit  ft'ir  dir  W  irtschaftslage  der  dortii^cn  P)rauerei  überLain)t 
erwacliscii  werden,  läfst  sich  bereits  seit  iiiflirnrcu  Jahren  in 
seinen  AntanL'on  an  der  Betriebsstatistik  erkennen'. 
Wie  der  gewaltige  Aufscliwung  der  Münchener  Bicrproduktiun^ 
Hand  in  Hand  mit  dem  der  Ausfuhr,  nur  einer  Minderheit 
Ton  auf  den  Export  basierten  Grofsbetrieben  zu  gute  ge- 
kommen ist,  während  sich  die  Entwicklung  fUr  die  anderen 
Brauereien  im  Laufe  der  letzten  Jahre  wesentlich  diflFerenzierte, 
indem  diese  mehr  und  mehr  an  Terrain  verloren,  möge  aus 
nachfolgenden  Zusammc  iist<  llmmen  Im  einzelnen  erhellen: 

Fassen  wir  zunächst  die  Zahl  der  Brauereien  Münchens 
in  den  einzelnen  Jahren  seit  1879  ins  Auge  (s.  Tabelle  S.  193). 
8ie  hat  sich  besonders  zu  Anfan^^  der  achtzip:er  Jahre  auf- 
fallend gehoben.  Seit  1887/88  aber  ist  sie  andauernd  in  der 
Abnahme  begriffen,  sodafs  im  letzten  Jahre  18!tl  U2  nur  noch 
fünf  Brauereien  melir  als  1879  80  vorhanden  waren.  Für 
das  Jahr  1880'81  fehlen,  wie  gesagt,  die  Nachweise.  Wie 
jedoch  in  einem  von  München  aus  au  da«  deutsche  Reichsamt 
des  Innern  gerichteten  offiziellen  Bericht  (vom  Jahre  1882) 
mitgeteilt  wird,  stammen  die  Keugründungen  zumeist  aus  dem 
Jahre  1881/82.  Dieselben  waren  ,,attsschliefslich  kleinere 
Brauereien,  die  ihre  Hauptsttttze  darin  suchten,  das  von  ihnen 
gebraute  Bier  selbst  zu  verschänken".  Damit  erklärt  sich 
auch  die  principiell  vmchiedene  Bedeutung  dieser  Neugrün* 
düngen  für  das  Wesen  der  gewerblichen  Entwicklung  der 
Münchener  Brauerei  seit  1879  im  Gegensatz  '/n  dem  ebenfalls 
mannigfache  Neugriindungen  aufweisenden  Zeitraum  v<m  1870  71 
bis  1879.  \\'älirend  damals,  wie  oben  ausgeführt,  die  Ent- 
wicklung des  Gewerl>eis  eine  harmonische  Äntcilnalime  aller 
Schichten  desselben  an  der  industriellen  Ausgestaltung  der 
Produktion  zuliefs,  die  für  Neugründungen  und  Produktions- 
erweiterungen, besonders  der  mittleren  Brauereien  (ihr  Anteil 


'  Aach  für  die  bayerischen  brauercicn  in  Münchens  Umgobuug  uud 
fo  d«r  „PkrovioE^  dnd  bereits  die  Folgen  des  oach  anfeerhalb  erschwerteD 
Bierexports  sehr  fühlbar  geworden.  Die  scharfe  Konkarrenz  der  Män- 
chener  Biere  bildet*'  für  iele  Provinzbrauereien  «cit  \tirtr  ficr  achtzip^er 
Jahre  einen  Hauptgrund  ihrer  verschärften  Froduktiou^bedtuKungen  und 
damit  ihrer  Klagen,  Jede  fernere  Einschrftnkung  des  anfiMroiyeriflehen 
Bierexnorts  der  Manchener  Brauereien  würde  anch  filr  diese  sdbr  dn» 
sehneiaeude  Wirlmngen  nach  sich  ziehen. 


Digitized  by  Google 


xn  1 


199 


an  der  Gesamtproduktion  stieg  von  2^91  **/o  auf  4,53  ®/o),  noch 
gea<l|;eiideii  Spielraum  bot^  ist  in  der  Folgezeit  Hand  in  Hand 
mit  der  VerscnÄrfung  der  allgemeinen  Produktionsbedingungen 
die  Konzontratiori  der  Produktion  auf  den  Grofsbetrleb  in  so 
energischer  Weise  vor  sich  gegangen,  dai's  das  Wirtschafts- 
gebiet der  eigentlichen  mittleren  Brauereien  immer  mehr  eiii- 
geAcliräukt  wurde,  und  nur  die  durch  besondere  lokale  Kechts- 
ond  Wirtschaftäverhfiltnisse,  speciell  durch  den  überwiegenden 
HigenaasBchanky  sicher  gestellten  Kleinbraaereien  sich, 
wenn  auch  nur  in  sehr  bescheidenen  Grenzen,  su  behaupten 
▼ermochten,  und  zwar  Tieiru  h  nur  auf  Kosten  der  haupt- 
sichlich  auf  den  Gastwirt-Verkehr  angewiesenen  Mittel- 
brauereien, die  somit  von  oben  Tind  unten  den  Druck  der 
Konkurrenz  zu  erleiden  hatten  und  natoigemttis  auch  sich 
selbst  scharfe  Konkurrenz  bereiteten. 

Wie  trotz  der  Zunahme  der  Betriebe  die  Konzentration 
der  Produktion  aul  den  Grofsbetrieb  erfolgte,  erhellt  bereits 
aus  der  Steigerung  der  theoretischen  Durchnittsproduktioa 
einer  Brauerei  von  47000  hl  im  Jahre  1879/80  aut  87960  hl 
1891/92«  Dergleichen  ist  auch  die  betrSchtliche  Zunahme  der 
Produktion  der  Jeweils  gröfsten  Brauerei  von  290848  hl 
1879;80  auf  558  287  hl  hierftlr  bezeichnend. 

Eau  ausführlieberes  Bild  über  die  stiittgeliabten  Vcr- 
gehiebungen  in  der  ÄTitf^liiahme  der  verschiedenen  Produktions- 
klassen  der  Müncbeuer  Brauerei  an  der  Gesamtproduktion 
gewinnt  man  aus  folgenden  beiden  Tabellen: 

(Hinte  dl«  TlibdlMi  S.  »0  m  201.) 

Ea  genügt,  die  prägnantesten  Tbatbuchcn  aus  diesen 
Tabellen  henrorzubeben^  um  die  obigen  Behauptongen  be- 
stätigt sa  finden. 

1879/80  war,  wie  auch  schon  weiter  oben  dargethan  wurde, 
die  Münchener  Biererzeugung  bereits  überwiegend  auf  den 
Grofsbetrieb  konzentriert:  Es  entfielen  fast  zwei  Drittel  des 
Oesamtninlzvt  rbrnuchs  auf  die  Betriebe  mit  mehr  als  50000  hl 
Malz  verbrauch.  Die  gröfste  Brauerei;  die  öedlmayr'scbe 
zum  Spaten,  vereinigte  fast  den  4.  Teil  der  Müncli» m  r 
Oesamtprodukiion  aut"  sich.  In  der  Folgezeit  veröchoben  bich 
die  Produktionsverhältnisse  alsbald  immer  mehr  zu  Ghinsten 
der  auf  einen  amgedehnten  Export  basierten  Grofisbrauereten. 
Es  entfielen  auf  die  Brauereien  mit  einem  Malz^erbraucb  you 

1         1001        5001        10001  50001 

bis  bis  bis  bis  aber 

1000  hl     5000  hl    10000  hl   50000  hl    100000  hl  100000  hl 
1879/80    0,4  »/o     5,4%    6,3%     27,6%     36,3  »/o  24% 
1891/92  U,15  „     1,25  „     2,5         15,5  „      15,2  „    G5,4  , 
des  Gesamtmalzverbrauchs.     Durchweg  hat  also  die  Kon* 
lentration  der  Produktion  auf  die  grOfsten  Betriebe  mit  mehr 
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I.  Die  Zahl  der  Münchener  Brauereien  mit  einem 

Malzverbraach  von: 
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83 

4 

als  100000  hl  Malzverbrauch  stattgefnnden ,  die  nunmehr 
ca.  '/«  der  Produktion  überhaupt  auf  sich  vereinen.  Bei 
diesen  war  auch  die  absolute  Zutiahme  der  Produktion  weit- 
aus am   ^rOfsten.    Die  Steigerung   des  Malz  verbrauch«  im 

Sansen  betrug  seit  1879/80  767  000  hl,  die  des  Malzverbrauchs 
er  gröfston  Brauereien  728369  hl,  die  Zunahme  der  Pro- 
duktion ist  also  zu  95  Prozent  alloin  bei  diesen  erfolgt.  Eine 
iiotmcnswerte  Steigerimg  dos  Malzverbraiahs  ist  aufserdem 
nur  in  den  beiden  nächsten  Stufen,  und  zwar  um  53366  hl 
•  •rfolgt.  Die  seit  1888/89  erfolgte  Abnahme  des  Malz  verbrauch» 
in  den  l)eiden  obersten  Produktionsstufen  um  imgesamt 
38 181)  hl  gegenüber  der  Steigerung  des  Malz  Verbrauchs  in 
der  nächst  niederen,  der  dritten  Stufe  (10001 — 50000  Id)  um 
85906  hl,  erklärt  sich  zum  Teil  aus  der  seitdem  fllr  die  Be- 


I  Votn  1.  Juli  Juni.  Die  Welfsbicrbraaeveien  flüid  unten  ▼ov» 

getrageu,  aber  in  den  Uauptzablen  eingerechnet 
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II.   Es  betrug  der  Malzverbrauch  der  Müucheuer 
Branereieiii  welche  Mals  Terbraticlkteii*: 


in  rlon 

Dbi. 

2)  1001 

3)  5ü01 

4 1   1(  M )( )  1 

5)  50001 
bis 

6)  fiber 

Za- 

(1,1  A 

oua- 

bis  5000 

D18 

bis 

jahrcn 

1000  hl 

hl 

10000  hl 

50  000  hl 

100000 
U 

bl 

hl 

VftlSUStk 

1896 

28661 

34  699 

199 152 

."►48  Ol  8 

<i  1 

6184 

6  84» 

AOOV  O  X 

I881A8 

5921 

m\ 

29965 

2  7S7 

45219 

7  070 

4   V*  1  t' 

146482 

299518 

186  45ß 

6^496 

4ti7ü 

23  445 

70ö94 

löl  881 

216  587 

234  980 

712663 

61» 

• 

1A 

8715 

23701 

4  465 

59  842 

172885 

858419 

147528 

700  650 

II  14^ 

1884/85 

4Tj1 
651 

25889 

»433 

77  470 

A  7'>A 

200  792 

182  838 

406  645 

898  391 

10  8(H 

I88&«6 

9442 

;w  651 

8088 

51  (i^O 

184084 

260  222 

476504 

1  oor.  r,:)H 

10  003 

4519 

18610 

588S8 

6  501 

180484 

245477 

614110 

1  122008 

10  Ml 

1887/88 

4895 
im 

22^39 
3636 

57  923 

7  008 

184600 

165  loa 

786  762 

1  22l>  222 
12  101 

1888/8Q 

8725 

a:i 

21210 

3  M7 

62489 

6  818 

117824 

217286 

881578 

1804112 

II  m 

2570 

19138 
8464 

46920 

7S09 

152724 

214  773 

867  040 

1  303  173 
11007 

i8mi9i 

1968 

767 

15  654 

3  877 

31  287 

7  849 

182724 

197898 

840996 

1270022 

11  901 

188192 

1953 
IM 

16437 

32142 
7M8 

208820 

\ 

■ 

200  332 

860  34^ 

iaiüoiö 
noit 

triebe  mit  nuhr  als  400U('  Iii  jährlichen  Malz  verbrauch  ein- 
getreten! ii  iSit  ucrerhöhung  (S.  u.).  ^  ist  mm  aber  doch 
bemerköiiüvvert,  dafe  gegenüber  der  Abnuiimc  de»  Malz- 
Verbrauchs  bezw.  der  Produktion  in  den  beiden  obersten 
Stofen  des  MOnchener  Braugewerbes  seit  1888/89  der  Gesamt- 
malsrerbraach  eine  Zunahme  erfuhr.  Die  immer  »chwieriger 
sich  gestaltende  Aofirechterlialtung  des  forcierten  Fernabaatses 


1  Dar  In  den  BaoptsalilsB  inbefKrHfeiie  Mstsireriinweb  flir  die  Weifs- 

ticiiyiuiliili  tiiiii  ist  unter  denselben  g:e.-*ondert  vorgetragen. 

*  i>eshiilb  koiisseu friert  au-h  auch  der  Uauptteil  der  Ausfuhr  mehr 
Qud  mehr  auf  die  eigentiicbcu  Grorsbetriebe.   £s  wurden  au  Malsanf- 
•eUagrreigtttaiif  flir  saigetthrtss  Bier  geaahlt  'muth  dem  Sstse  toü: 
1  Mk.    2.10  Mk.     2,60  Mk.        2,75  Mk.         2,85  Mk. 

1»90     —  Mk.   298  Mk.   608  446  Mk.    1021761  Mk.  10:vni2Mk. 

1891     —    „      281    ,     430  767    „      1014  393    „      121)8  OH?  ! 
fiut  die  Hälfte  aller  Kückvorgtttungen  wurde  also  für  die  die  Menge  roa 
r^O  000  hl  »eitena  e  iner  Bnaera  expoctiertea  Biertt  ttbeisteigeDde  £zpoft> 
biennaage  gesabli! 
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auf  den  dirsr  Brauereien  ein  gut  Teil  ihrer  gesteigerten  Pro- 
duktionsfähigkeit gegriiiulet  liaben  und  dor  sich  angosicljt» 
seiner  näher  rückcndt'n  Stabilisierung  mehr  iiud  melir  auf 
weniG^e,  besonders  kapitalskrättige  Etnblis.sements  kon- 
zenlriL-rt  — .  infolgedessen  die  übrigen  (Irolsbraiiereion  teil* 
zum  Ersatz  ihres  Ausfalls  durch  rüeksiclitslose  Verdräuguug 
der  lokalen  Konkurrenz,  teils  zu  Produktionseinschränkungen 
bich  gezwungen  sehen,  —  und  Hand  in  Hand  damit  die  Wirkungea 
der  Steuererhöhung  von  1889,  —  werfen  hier  in  bedeuteamer 
Weise  ihren  Schatten  voraus.  Wie  erwähnt,  machen  sich  die 
Rückwirkungen  der  grolsindtiBtriellen  Produktionsentfaltang 
auf  die  Übrigen  Kreise  des  Münchener  Braugewerbes  schon 
längere  Zeit  bemerkbar.  Nicht  nur.  daCs  sie  hinter  der  fort- 
schreitenden  Produktionsentwicklung  mehr  und  mehr  zurück- 
blieben, wie  die  obige  prozentuale  Vergleichung  von  1879/80 
und  1801  92  zeigt,  ihre  Produktion  wurdf'  auch  an  und  für 
sich,  aut  Kosten  der  der  Grolsbrauereien  wesentlich  ein- 
geschränkt. Den  Malzverl  »rauch  der  Brauereien  ftir  1879/80 
gleich  100  gesetzt,  so  stellte  sich  der  ftlr  1891/92  bei  den 

Brauereien  bis  10()(>  hl  Maheverbrauch  auf  103^ 

«  von  1001— Sono  ^  ^  «  S7, 

„  von  r)001— lOüUO  „  „  «93, 

„        von  10  001— 50000  „  ^  ^  1B4, 

„       von  50001—100000  „  „  ^  100, 

„  über  100  000  „  „  ^  OüO. 

Es  betrug  ferner  der  im  Durchschnitt  auf  eine 
Brauerei  entfallende  Malzverbrauchin  den  Malz  Verbrauchs- 
Stufen: 

1879/80  mim 


bi  hl 

^1000  hl  631  488 

1001 -5000  „         3185  2738 

5001-10000  „         6970  6428 


10001—50000  „       21662  .  20882 
50001-100000  „       66884  66777 
über  100000  „     181974  172069. 

Bemerkenswert  ist  hierbei  besonders  die  bedeutende  Ein- 
schnürung der  Produktion  der  Mittelbrauereien  (1001 — 5000  hi 
Malasverbrauch),  von  der  bereits  oben  die  Hede  war  und  die 

flir  die  Brauereientwicklung  in  München  vornehmlich  iti 
socialer  Hinsicht  sehr  bemerkenswert  ist.  Die  kleinsten 
Brauerei«'!!  haben  demgegenüber  ihr  Produktionsgebiet  er- 
halten, (\vi.'  auch  TabollM  II  oben  '/An^^i),  wenngleich  sie  im 
einzelnen  sichtlich  einschrumpfen,  und  zwar  ist,  wie  ein  Blic  k 
auf  Tabelle  T  zeigt,  hier  noch  Kaum  für  Neugründungen 
gewesen,  die  aber,  wie  a.  a.  O.  bemerkt,  ihre  Produktion 
auf  den  Eigenausschank  gründeten,  der  überhaupt  fUr  diese 
Kreise  des  Braugewerbes  eine  wesentliche  Rolle  spielt 
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Die  Zmudune  der  Brauereibetriebe  seit  1879/80  hat 
übrigens  neben  der  Expansion  der  Grolsprodnktion  ebenjfidls 
beigetragen,  die  Prodoktionsbedingungen  der  verschiedenen 
Kreise  des  Gewerbes  an  yerschärlen. 

Angesichts  dieser  Unistilnde  ergab  sicli  flh*  die  unter  den 
Reibungen  der  '„-''stei gierten  Konkiu-ronz  mit  allen  Mitteln  nach 
Produktionssicheruüg  und  -erweiteruug  ringenden  Müncheuer 
Bmuereien  be^ondern  in  ihren  breiteren  Schiclittju  ein  wechsel- 
vollci»  Auf-  und  Miederwogen  der  Produktion,  ein  beständiges 
Fluktuieren  im  Betriebsbestande,  da«  von  der  Entwicklung  in 
der  Torhergehenden,  harmonischen  Wirisohaftsperiode  der  sieb- 
xiger  Jahre  grell  absticht  und  der  gegenwärtigen  Periode  ihr 
specifisclies  Qepritge  verleiht  Di(;  gesonderte  Betrachtung 
cfer  Produktionsentwicklung  und  des  Zu-  und  Abganges  der 
Brauereien  seit  1879/80  Jahr  für  Jahr  bietet  ein  anschauliches 
Bild  von  di^^sen,  die  gegenwUrtige  Wirtschaftsepoche  be- 
kern?chendeu  Strömungen.  Fafbt  man  in  Ansehung  dieses 
die  iMünchener  liraunbierbrauereien.  die  dabei  hauptsächlich 
in  Betracht  kommen,  ins  Auge,  so  zeigt  sich  folgendes*: 

Alles  in  Allem  sind  seit  1879/80  51  solcher  Brauereien 
im  Betriebe  gewesen,  davon  sind  25  seit  jenm  Jahre  neu 
hinzugetreten,  28  sind  eingegangen,  sodafo  der  absolute  Über- 
schufs  nur  2  beträgt.  Im  ganzen  hat  die  Produktion  seit 
1879/80  bis  1891/92  bei  20  Brauereien  zugenommen,  bei 
12  Brauereien  ist  sie  nahezu  stabil  geblieben,  bezw.  ist  nach 
mehrjähriger  Zunahme  der  Produktion  eine  andauernde  Ab- 
nahme derselben  bis  auf  oder  unter  das  frtihere  Nivciiu  ein- 
^treten.  Bei  19  Brauereien  cndlicli  ist  eine  fast  ununter- 
brüchene  Abuaiime  der  Produktion  seit  1879/80  zu  kon- 
statieren. 

Auf  die  yerschiedenen  P^nktionsklassen  verteilen  sich 
diese  Yerschiebongen  in  folgender  Weise:  Der  Malaverbrauch, 
besw.  die  Produktion  bei  den  Brauereien  mit  einem  Malz- 
verbrauch von  (im  Jahre  1879/80  beaw.  im  ersten  vollen 
Betriebsjabr): 

Miel)  fast  stabil  rcijp.  nahm  fn.Ht 

nahm  zu:  wuidc  wieder  rückläufig      ständig  ub: 

1— 1000  hl  bei  2  —  11  Brauereien, 

1(X)1— 5000  „    „    6  6  6  „ 

5001—10000  „    „    1  2  2  , 

10001—50000  „    „   6  3  —  « 

SOOOl— 100000  „    ,4  1  —  , 

Uber  100000 ,    .   1  —      '       —  » 


*  Die  die«eu  AasfÜhniogen  zu  Grunde  liegende  tabeUaiische  Zu- 
BamnMDlteUung  hier  vriedcrzugeben  erscheint  ihres  sehr  CTofsen  Untfan^es 
halber  nicht  thunlich.  Sie  bf^mht  auf  denselben  MsoawsiMn  wie  die 
obigen  Tabellen  über  die  Miincbouer  Bierbrauerei. 
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Diese  Zahlen  sind  g(  w  ifs  ein  beredtes  Zeichen  für  die 
Entwicklung  der  wirtschaftlichen  Lage  der  Münchener 
Brauerei.  Bezüglich  des  Mafses  der  auf-  oder  absteigenden 
Produktioiisentwicklung  ist  zu  bemerken,  dafs  sie  im  ein- 
zelnen zwar  äufserst  verschieden  war,  im  ganzen  aber  sich 
zu  Gunsten  einer  ungemein  energischen  Konzentration  der 
Produktion  auf  einige  Grofsbetriebe  gestaltete,  wie  das 
bekanndich  aus  der  obigen  Tabelle  II  (8.  201)  auch  zu 
ersehen  war. 

Sehr  charakteristisch  ist  femer  das  Verhalten  der  seit 
1879/80  neu  hinzugetretenen  Betriebe  bezüglich  Bestands- 
bewegung und  Produktionsentwicklung,  Es  kommen  ihrer 
25  in  Betracht.  Die  Zahl  der  neu  hinzutretenden  Betriebe 
betrug  in  den  Jahren: 


1879/80-- 

<1881/82  18» 

1882/83 

8, 

1883/84 

8, 

1884/85 

1, 

1885/86 

1, 

1 886/87 

1, 

1887/88 

9 

1888/89 

1 

1889/90 

2, 

1890/91 

l. 

Von  diesen  sind  im  Laufe  der  folgenden  Jahre  wieder 
eingegangen: 


1879^80-1881/82 

7 

1882/83 

2. 

1883/84 

2 

1884  85 

1885/86 

1, 

1886 '87 

1, 

1887/88 

1888  80 

1889/UO 

1 

1890  91 

2 

Von  f^'n  25  seit  1879  80  eröffneten  Brauereien  sind  also 
16  l)is  ib^O  92  wieder  eingegangen.  Im  ganzen  sind,  wif 
<r\välint,  iseit  1879  80  23  Betriebe  eingegangen.  ReioliliV-h 
zwei  Drittel  derselben  sind  als  »  s(jlche  verunglückte  iieu- 
grtindungen  aus  den  letzten  13  .I  ilir^n! 

Bei  clirson  25.  zur  gröfseren  Hälfte  wieder  eingegangenen 
Brauereien  entwickelte  sich  die  Produktion  folgendermafsen : 
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Diflvelbe  eteigert«  Meli,      blieb  stabil,  bozw  gin^  fa^t  ständig 

nahm  wioder  ab,  zurück* 

1881 '82  bei  4,               3,  6  Brauereien, 

1Ö82/83   ,  1,              3,  2  „ 

1883'84   ,1,  2  , 


1884  85    ,  1, 

188Ö.80    ,  -,  — ,  1 


y  n 

n 


1886  87  .  1 


miSS  u.  88  80 


1 


18811 110  ,1,  — ,  1  , 

189091  „-,  -,  l 

1 

Emen  interessanten  Einblick  in  (Wo  obwaltenden  Vcr- 
Lältniisse  gewährt  es  endlich,  wenn  mau  tlie  i-allo,  in  denen 
die  Brauereien  ihre  Produktion  zu  steigern  vermochten,  uoch 
Diber  ins  Auge  fafst  InsgeBamt  waren  es  bekanntlich 
20  Betriebe^  darunter  8  nach  1879/80  hinzugetretene.  Von 
deD  12  Bchon  Tor  1879/80  bestandenen,  hier  in  Betracht 
kommenden  Brauereien  waren  8  (eigentlich  nur  7,  b.  u«)  alte 
Orwft»betriebe,  die  von  jeher  den  Stamm  der  Münchener 
Grofsbrauerei  bildeten,  sie  betrieben  zuerst  den  £xport  im 
£rr»jf^en  Stil  und  vereinigen  ihn  auch  heute  zum  weitaus 
irröfst-  n  Teil  anf  sich.  Bei  ihnen  war  daher  auch  dir  Er- 
weittTuni:  drr  l'rodiiktion  relativ  am  leichtesten  durchtVilirl)ar 
imd  am  iM'deuteiidöten.  Zwei  von  ihnen  mulsten  jcdodi^  um 
Ixi'i  driu  schnellen  Fortschreiten  der  übrigen  GroL-sbraiiereien 
?l'^ichen  Schritt  liakeo  /ai  können,  zu  dem  Hülfsmittel  der 
Kaj)itaL*tilrkung  durch  Unnvandlung  in  Aktienunteruehmungen 
greifen;  es  waren  dies  die  Hacker-  und  die  Schmederer- 
▼ormab  Zacherlbrauerei.  Die  erstgenannte  vermochte  jedoch 
ihre  Produktton  seit  1886/87  nicht  mehr  auf  der  Höhe  zu 
lialtiQ  und  mufate  sich  in  eine  erhebliche  Beschränkung  der^ 
idben  Aigen,  sodafs  sie  aus  der  Reihe  der  eine  wesent- 
liche Produkt!  »iissteigernng  aufweisenden  Grofsbrauereien, 
•leron  Zahl  sich  damit  auf  7  reduziert,  wieder  ausschied.  Die 
tibritjen  5,  vor  1870  HO  bestandenen  Brauereien,  deren  Pro- 
duktion <Mne  Zunahme  erfaliren  hat,  waren  sämtlicli  iiiittleru 
Betriebe.  Bei  4  von  ilmen  war  dies  jedoch  nur  durch  Um- 
«Httdlung  in  Aktienunternehmungeii  in<. glich,  die  fünfte,  vor 
«l«n  Thoren  Münchens  gelegen,  stützte  sich  von  jeher  auf 
einen  gefestigten  Lokalabsatz  (Sendling,  Vorstadt).  Bei  den 
8,  nach  1879/80  hinzugetretenen  Brauereien,  deren  Produktion 
im  allgemeinen  zunahm,  war  dies  in  3  Ftfllen  nur  durch  Um- 

<  Die  Zulil  (Irr  r>In;_egaogenen  Betriebe  ist  unter  den  HanptcahleD 
Bocb  einroal  voigetragen. 
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Wandlung  in  die  Aktienform  möglich :  die  übrigen  waren 
kleinere,  durch  Eigenausschank  sichergestellte  Brauereien, 
deren  Produktion  allerdings  vielfach  sehr  gering  war,  so  bei 
der  seit  1883/84  bestehenden  Rcischl'sclien  Oermaniabrauerei^ 
wo  sie  von  149  hl  auf  653  hl  hi.s  1891  92  .'nisti(^ir. 

Bei  zwei  mittleren,  von  1879  80  hcstaiidenen  ßrau*'rei(3n 
erwies  sich  endlich  der  Versuch,  durch  Umwandlung  in  die 
Aktie nlorm  eine  dauernde  Absatzsteigerung^  zu  erzielen,  als 
vergeblich;  beide  führten  ein  fast  divideudenloses  Dasein, 
die  eine  —  Eberl-Faber  —  wurde  nach  manchem  Mifsgeschick 
zur  Li<]^uidation  gezwungen^  die  andere  —  KoloaBeumbranerei 
—  liquidierte  ebenfalls  und  ist  seitdem  wieder  in  Privat- 
bänden.  Aber  auch  ft&r  die  übrigen  Brauereien  gelang  es 
trotz  der  Kapitalverstärkung  durch  die  Aktien-Umwandlung 
meistens  nicht,  die  BetriebsrentabilitiU  mit  der  Steigerung  der 
Pruduktion  in  Einklang  zu  setzen,  letztere  wurde  vielmelir 
unter  den  .schwersten  Unfern  erkauft.  Ein  Blick  auf  die 
obi.i;e,  S.  190  1!»1  hcHndlicne  Dividendent:\belle,  odei-  vielmehr 
2sichtdividonden-Tahelle  ;<<'nii«;^t.  um  sii-li  dies  zu  vcr^^c^^en- 
wärtigen.  AuIxt  der  alten,  grofsen  LöwenUrauerei,  dein 
Bürgerlichen  Brauhaus,  der  Salvator-  (Schwabing)  und 
Matthäiserbrauorei  waren  die  Dividenden  der  übrigen  Mtin- 
chener  Aktienbrauereien  auch  1891/92  fast  gleich  Null.  Es 
ist  für  dies  wirtschafdiclie  Mifslingen  der  Produktions  - 
erweiterung  bezeichnend,  dafs  beispielsweise  die  ünions- 
braucrei,  deren  Malzverbrauch  von  1879/80 — 1891/92  von 
4349  hl  auf  15012  hl  stieg,  ferner  der  8t.  Annabrauerei,  die 
18^2  83  1440  hl  und  1891/92  12575  hl  Malz  verbraute,  (bei 
beiden  geht  aber  die  Produktion  seit  2  Jaln-en  wieder  zurück!) 
bis  1^91  92  noch  nicht  (inen  Pfennig  Dividenden  bezahlt  haben! 

Ein  sehr  eharaklciistisclies  Moment  tür  die  mannigfach 
komplizierio  Wirtsclndulage  d«'r  Münchener  Brauereit-n, 
besonders  in  den  breiteren  Schicliten,  ist  auch  der  auüViUend 
hiiulige  Besi  tzAvec  hsc  1  derselben.  Abgesehen  von  den  8 
alten,  iu  fester  Hand  befindlichen  Grufsbetriebcn  (Sedlmayr — ' 
Spaten;  Pschorr  zum  Pschorr;  LOwenbrauerei ;  Hacker- 
brauerei, Sedlmavr-'Zum  Franciskaner;  Zacherl  ^Schmederer; 
Wagner— Zum  Augustiner  und  Königliches  Hofbräuhaus)  ist 
von  den  bis  1891/92  seit  187^»  80  bestehen  gebliebenen 
Brauereien  nur  eine  —  Kreills — Maximilianbrauerei  —  beim 
selben  Besitzer  verblieben.  Bri  den  übrigen,  zum  Teil  über- 
haupt nur  wenige  Jahre  in  Betrieb  gewesenen  Brauereien  ist 
der  Wechs«']  sehr  häutig.  Die  beiden  schlechtest  renti<*renden 
Aktienbrauereien,  Unions  nnd  Annahrauerei.  wechselt'')!, 
erster«*  in  den  »Icr  Uniw andhing  voraufgehenden  8.  letzt*  i« 
in  den  voraiit'«,n'li('iideu  5  ,J;dir(;n  dreimal  den  Besitzer.  Auf 
die  oi'iniaL^  anch  wirtsehaftlicli  l)ez»  ichnendcn  Wechsel  in  der 
Verwaltung  bei  den  Aktienbetrieben,  die  ebenfalls  ziemlich 
hiluiig  waren,  hier  nüher  einzugehen,  mjk'hte  zu  weit  flihren. 
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Der  «pringende  Punkt  flir  die  Anteilnahme  an  dem  Auf- 
fjcliwunge  der  Pri)duktion  und  Beherrschung  der  Konjunktur 
war,  wir  schon  mehrfach  bemerkt,  die  m(lj[rHi"h,st  intensive  Be- 
teih';j:iui;:  am  Export.    Die  Bedeutung  desselben  für  die  (trols- 
und  Mittelbrauereien  im  einzelnen  mr»ge  daraus  erhellen,  dafs 
bereite  1885,  nach  einer  Zusammenstellung  der  den  Brauereien 
bezahlten  Steuerrückvergütungen  bei   der  Bicrausfuhr  aus 
Mttnchen^,  die  alten  Grofsbrauereien  dnrchschnittlick  die 
Hftlfte  iluw  Pioduktioii  im  Fernverkehr  absetEten,  was  sidx 
infolge  der  im  Vergleich  zur  Produktionaaunuhmo  noch  Ter- 
st-lrkten  Steigenm^:  der  Ausfuhr  noch  mehr  zu  Gunsten  dieser 
erhöht  hat.    Ks  l.ilVt  sieii  l>ei  den  einzelnen  Brauereien,  wenig- 
stens bis  1885  ',  der  Paralleh'sinus  zwis:e}ien  Ausfuhr  und  Pro- 
tlnktion  fast  ausnahmslos  verfolgen.    Ks  ist  bemerkenswert, 
<l:irs  die  &eit  1888  8 U  teilwe  ise  zu  Ta^e  e^etretene  Produktions- 
minderung der  Münchener  Brauerei  au  den  für  den  Export 
Tomehmlich  in  Betracht  kommenden  Etablissements,  Sedl- 
mayr-  S]>aten,  LOwenbrauerei,  Hofbrauerei,  nicht  nur  spurlos 
Tortt herging,  Hondem  sogar  von  einer  Steigerung  ihrer  Pro- 
duktion begleitet  war.    Auch  die  vornehmlich  im  Export 
engagierten  Brauereien,  Ghibelsberger  Braueret,  Münehener 
Brauhaus  {Tlinuiafs)  konnntcn.  M-entt  auch  nur  unter  grofsen 
0]»tVrn.   ihre  Pnxluktion  steigern.    Die  weitreiclHMi<]t-  Bedeu- 
tung,^ dieses  intensiv  betriebenen  Fernverkehrs  dei  Minu'hener 
Brauereien  für  die.  bayeriöelieu  l*rovinzialbVauert  ien  war  be- 
reits a.  a.  0.  hervorgehoben.     Für  diese  wie  für  die  vor- 
wiegend anf  den  heimischen  Lokalabsatz  angewiesenen  Mttnche- 
ner  Brauereien  stellt  sich  sonach  die  fernere  Spannweite  des 
anfsenbayerischen  Bierexjiorts  als  ein  wesentlicher  Faktor  für 
die  fernere  Ixejj^ulicrung  ihrer  Produktionsentwicklung  und  da- 
mit ihrer  Wirtschaftslage  dar.    Inwieweit  dieser  Faktor  zur 
Zeit  bereitsi  auf  die  Produktion«-  und  Retriebsentwicklung  der 
baverisehen  Brauerei  ersichtlich  /,nriiel<'^<  wirkt  hat  und  wie 
dies,'   überhaupt  unter  dem  Zusaniinenllui's  der  seit  1870  in 
Aktion  getretenen  Momente  vor  >ieh  ireL^angen  ist,  dürfte  in 
den  konkreten  Krgebnisijen  der  8taii8tik  aus  vorstehendem  zur 
OenOge  erhellen. 

Auf  dieser  so  gewonnenen  Grundlage,  der  thatsächlichen 
Gestaltung  der  Dinge,  einsetzend,  schreiten  wir  damit  zur 
mögliehst  umfassenden  Analyse  der  vielfach  noch  im  Flufs 
betindlichen  und  der  Kontroverse  unterworfenen  ursUchliehcn 
Älemente  für  die  in  den  letzten  dreizehn  Jahren  so  wesentlich 
neugtjartete  Entwicklung  des  bayerischen  Brauwesens. 


<  jnttenongen  dss  Stslistisehen  Btuesns  der  Stsdt  Bllloflhsn  a.  s.  0. 
•  Wflte  isiehsn  die  bste.  Nsehweifle  leider  niebt 
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9.  Kapitel. 

Die  durch  die  SteaererhUhuiig  von  1879  anmittelbar  und 
mittelbar  gezeitigten  Wirkongen  auf  die  Entwieklnng  vnd 
Wirtseliaftslage  der  bayeriseb^n  Brauerei.  Die  Bestrebiuiceii» 
d«B  Entwicklungsgang  des  Gewerbes  wieder  iu  erwünsente 

Babnen  su  leiten. 

Die  Krliöhuiig  des  Malzaufschlages  um  50  Prozent  >eit 
dem  Jahre  1^70  wird  bekanntlich  als  gowichtij^stes,  die  gegeii- 
wiirtigo  EutwKkluiig.sphase  des  hayerisclien  Braugewerbes  be- 
herrschrndos  Moment  angesehen  und  bildet  demgemftfs  den 
Angelpunkt  der  ganzen  hierauf  bezüglichen  Diskussion.  Mannig- 
fache Verschiebungen  und  Wandlungen  traten  mit  der  Steuer- 
erhOhung  in  den  Wirtscbafbverhältnissen  der  Brauereien  ein; 
neue,  znm  Teil  auch  bisher  latent  gebliebene  Faktoren  machten 
nunmehr  ihren  Einflufs  auf  die  gewerbliche  Entwicklung  des 
Brauwesens  geltend  und  gerieten  in  mannigfachen  Widerstreit 
mit  den  anderweitig  obwaltenden  konservierenden  Momenten. 
Unter  dem  Hinzutritt  der,  zum  Teil  durch  die  auf  vielen 
Punkten  rege  Gesetzgebung  geschaffenen,  neuen  und  veränder- 
ten WirtschnftshediTi;?ungen  führte  der  Entwicklungsgang  der 
sich  der  vSitiiaticii  iiatli  Mö^diehkeit  anpassenden  Brauerei  zu 
socialen  und  wirtschaftlichen  Divorjronzrn  in  iiiren  verschie- 
denen Kreiden,  die  noch  in  vielen  iiezieliungeu  des  Ausgleichs 
und  der  Konsolidierung  harren. 

Die  tiefgehenden  Wirkungen  der  Steuererhöliung  vom 
31.  Oktober  1879  (sie  trat  am  1.  November  1879  in  Kraft  > 
für  die  wirtschaftliche  Entwicklung  des  Bmugewerbes  gründen 
sich  im  wesentlichen  darauf,  dafs  angesichts  der  die  Produk- 
tion und  den  Konsum  beherrschenden  allgemeinen  Zeitver- 
hältnisse 1)  eine  der  Natur  der  Steuer  entsprechende  Über- 
wälzung dieser  Erhöhung  auf  den  Konsum  im  grofsen  und 
ganzen  nieht  mr.r^lioli  w^ar,  und  dafs,  wo  ein  st'U  ln'r  denn«»*  h 
auf  lungere  oder  kih/tre  Zeit  g-elangj  dies  vorwiegend  nur 
durch  die  ka)»italkr;ifti;4»  ih  ohnehin  b(»sser  p-stdlten  Ornfsbe- 
triebe  oder  dii;  zinu(  i>t  auf  den  Sellisraussclin nk  begi'Ündeten 
uu(i  (laduieli  t  benialls  besser  sitniei-ten  Kleinbrauereien  geschah, 
während  dies  den  zahlreichen  aut  den  Zwischenhandel ,  den 
Gastwirtsverkehr  angewiesenen,  von  ihm  abhängigen  und  einem 
starken  Konkurrenzdruck  von  oben  und  unten  ausgesetzten 
Mittelbrauereien  nicht  möglich  war.  2)  Wegen  der  unmög- 
lichen,  oder  wenigstens  mangelhaften,  direkten  Überwälzbarkeit 
der  Steuererhöhung  mufste  diese  indirekt  durch  eine  möglichst 
intensive  Ausnutzung  der  Aidage-  und  Betriebskräfte  ange- 
strebt werden,  teils  durch  Erhöhun;^^  dt  r  l'roduktion  und  dem- 
gemäfs  Erweiterung  des  Absatzes,  teils  durch  Verbilligung  der 
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Uerötolliing«kosten  durch  möglichst  rationelle  Betriebsführung 
nnd  Verwcrtuug  der  technischen  Fortsclnitto.  Da  aber  drjs 
Bier  alü  volksttiinlicher  Konsumartikel  an  daa  von  der  allge- 
meiuen  Wirtschai'ulage  und  sonstigen  imponderabilen  Verhält- 
nvuea  (Wtttemng  elc)  abhängige  Konsamvermögen  und  -B(^ 
dttrfiiis  gebunden  ist,  diese«  aber  auch  in  Bauern  seit  187i$ 
wegen  des  wirtschalÜicben  Rückschlages  thatsftohlich  eine  auch 
in  der  Frodnktionsentwicklung  sich  äufsernde  Verminderung 
aufwies,  konnte  die  trotzdem  infolge  der  Steuererhöliung 
unternommene  ProduktioTis«te!trerting,  sofern  sie  nicht  im  Ex- 
port Verwertung  fand;  nur  zur  Verscliärfung  der  heimischen 
Konkurrenz  dienen  und  damit  den  angej4trel)ten  Ausgleich  für 
die  Betriebsrentabilität  wieder  aufheben  oder  beeinträchtigen. 
Da  ferner  die  technische  „Amorti^ierung"  der  Steuer  bezw. 
der  Stenersrhöhun^  erfiihrungsgemäfs  den  technisch  rationeller 
betriebenen  und  reichlicher  ausgestatteten  Grofsbetrieben  leich- 
ter möglich  wurde,  so  gerieten  weite  Kreise  der  ttbrigen  Be- 
triebe in  eine  an  sich  schon  ungünstigere  Position,  deren  Un- 
gunst sich  um  so  mehr  verschärfte,  weil  nicht  nur  der  Tendenz 
zur  Produktionssteigerung  keine  Folge  gegeben  werden  konnte, 
als  vielmelir  das  bisherige  Absatzgebiet  in  niaunigfaclier  Weisf 
eingeengt  wurde,  wie  das  in  der  That  für  zahlreiche  Kreis«' 
des  Gewerbes  der  Fall  gewesen  ist  uud  auch  in  der  Statistik, 
wie  bekannt,  hervortritt. 

Inseiner  bekannten  Arbeit:  «Zur  Frage  der  Überwalzung 
indirekter  Verbranchssteuem  auf  Qrund  des  bayerischen  Malz- 
auf»  Klsges**  *  hat  Professor  Schanz  diese  für  die  Wirtschaft- 
licht?  Entwicklung  der  bayerischen  Brauerei  in  erster  Linie 
stehende  Frage  in  grundlegender  Weise  erörtert  und  an  der 
Hand  ergiebig  specialisierter  statistischer  Daten,  so  weit  mög- 
lieh, thatsMehlieh  und  prinzijtiell  entsrlnoden.  Als  l^iü^migs- 
material  dienten  ihm  dabei  die  8clianl<-  uud  Ganterjjreise  für 
Summer-  und  Winterbier  getrennt  und  im  ganzen  in  benach- 
barten Ortschaften  mit  verschiedenen  Lokalmalzzuschlägen, 
sowie  die  Bierpreise  vor  und  nach  der  Stenererbdhung  von 
1879  in  einer  grofsen  Zahl  von  Ortschaften.  Die  Ebfgeontsse 
seiner  vergleichenden  Studien  sind  im  wesentlichen  folgende: 

Im  einzehien  hmscht  wegen  des  wirksamen  Hervortretens 
zahlreicher  anderer  faufser  der  verschiedenen  lokalen  Be- 
lastung) die  Preishöhe  bedingenden  Momente  grofse  Mannig- 
faltigkeit. Aber  auch  im  allg-  iiuMncn  \M  ein  einlieitlieljcr 
Überwälzuug.s['i  ozefs  in  keiner  \\  eise  wahrzunehmen.  Bezug- 
üch  des  Verhaiuiisseb  der  Lokalmalzzuschl^ge  zu  den  Bier- 
preisen stellt  sich  das  statistische  Bild  folgendermofsen : 

•  Sdunonen  Jshitmch  K.  F.  VI  188t  8.  18»-20». 

(«nvlmiigMi  (U)  ZU  I.  -  Strav*.  14 
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Lokal'Malzatif- 
scbl&g 


Winter-  j  Sommer 

bier  bier 
pro  Liter  |pro  Liter  p: 


SehAiikpreia 
(Pfeunig«) 


Winter- 1  Sommer 

bier  Vner 
iro  Literjpro  Liter 


Diffnoos  TOB 


Winter- 

bier  bier 
pro  Liter  pro  Liter 


(11  rai€) 


{ 


tl8 

1,00  Mark 
(45  PlOle) 

0.00  Maik 
(25  FUte) 


16.85 
16,52  I 


18,48 


.  17.35 


16»58  I 


16,S4 


1  17.26 


17,23 


22,20 
21,98 
81,71  j 
2US  i 


23,80 
28»79 
22,61 
21,04 


5,85 

Mi 

5,18 
4,64 


532 
5,44 
535 


Gegemibcr  den  aus  der  verschicdeueii  Ilölie  der  Lokiil- 
lualzaufschläge  rechnerisch  herz al eilenden  Preib unterschieden 
fiind  die  in  dieser  Tabelle  zum  Ausdruck  kommenden  derart, 
dafo  man  bezüglich  der  Ganterpreise  su  der  Folgerung  ge- 
drängt wird,  dab  der  lokale  Mausaufschlag  aum  srofson  Teil 
v(\u  den  ßraaereten  allein  getragen  wird,  resp.  anderweitig  als 
im  Bierpreise  „amortisiert**  wiid.  Die  Schankprnis.»  dagegen 
zoij^en  eine  Abstufung:,  Hif  nicht  nur  mit  den  T^okalaurseliläf2;cn 
in  gleicher  Richtung  sich  bewegt,  als  vielnielir  d»*rcn  Jeweilige 
Steigerung  noch  tibortrifft,  und  zwar  um  so  mehr,  je  höher 
der  Aufschlag  ist.  Diese  progressive  Steigerung  der  Schank- 
preise  gegenüber  den  Lokalaufschlagen  erklärt  sich  nachweis- 
lich daraus,  dafs  diese  Zuschläge  in  grOfseren  Stftdten  am 
höchsten  zu  sein  pflegen  und  hier  fttr  das  Schankgewerbe 
wegen  des  mannig&ch  erhöhten  Betriebsaufwandes  (Mieta 
Ausstattung,  Bedienung,  direkte  Kommunalsteuem  etc.)  und 
gesteigerter  Konkurrenz  ein  höherer  Schankgewinn  pro  Liter 
erzielt  werden  mufs. 

Bezüglich  der  Erhöhung  des  staatlichen  Malzaufschlages 
von  1879  stellt  sich  die  Sachlage  &kr  die  Preise  iblgender- 
mafsen : 

Es  trat  im  rechtsrheinischen  Bayern 

WmsimÄr  jkeiue  Erhöhung  im  Gwterprei«.  in  «  F«Ue», 
beim  Winterbier  I,       ,  ,  .    «  •    i      ...  67 


beim  Sommerhier  ['^'''"^  Krhuhung  im  Schankpreise  in^^  Fällen, 

beim  Winterbier  1  eine  Preissenkung  im  Ganter-  15  p^jj^Q 

beim  iSommerbier  |  preise  in  88  * 

eine]  Prei«><'n!ciniL-  im  Sch&nk-  8 
preise  m  * 


beim  Winterbier 
beim  3ommerbier 
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beim  Winterbier 
beim  Sommerbier 

beim  Winferbicr 
bnim  Sonmierbior 
beim  Winterbier 
beim  Soininerbier 
beim  Winterbier 
beim  Sommerbier 
beim  Winterbier 
beim  Sommerbier 
beim  Winterbier 
beim  Sommer! 
beim 
höhn 
beim 
beim 


Winterbier  ) 
Sommerbier  ) 
Wint'Tbinr  1 
^iommorbier  i 


eine  Erhöhung  um  0,05—0,5  Pf.  6 

pro  Liter  im  Ganterpreise  in  1 

eine  Erliöliung  um  0,05    0,5  Pf.  — 

pro  Liter  im  Sehankpreise  in  — 

eine  ErhüLung  um  0,5-1  Pf.  10 

pro  Liter  im  Ganterpreise  in  14 

\  eine  Erhöhung  um  0,5  -1  Pf.  3 

pro  Liter  im  Sehankpreise  in  4 

eine  £rbtfkang  nm  1 — 2  Pf.  pro  10 

'   Liter  im  Ganterpreise  in  13 

eine  Erhöhong  um  1—2  Pf.  pro  6 

Liter  im  Sehankpreise  in  11  ^ 
eine  Erhöhung  um  über  2  Pf 
])ro  Liter  im  Ganterpreise  in 


Fttllen 
Fullen 
Fullen 


10 
17 


FHllen 


eine  Krliöhunff  um  iiher  2  Pf. 


20  ^ 


pro  Liter  im  Sehankpreise  in 
ein. 

Eine  Prei.serhiiiuin^  fand  alsu  weder  beim  Winter-  noeh 
beim  Sumnierbier  in  der  Mehrzahl  statt;  vielmehr  trat  teil- 
weise sogar  eine  Preissenkung  ein.  Die  Fälle,  in  denen  der 
Preis  »tabil  blieb  oder  sich  senkte,  sind  beim  Winterbier 
bftnliger  ab  beim  Sommerbier.  Femer  seigt  sich,  dals  beim 
Sehankpreise  das  Aasbleiben  der  Preiserhöhung  häufiger  statt- 
fand, JUS  beim  Ganterpreis,  Jer  deshalb  auch  häufiger  eine 
Steigerung  oder  Senkung  aufweist.  Nur  da,  wo  die  Preiser- 
höhung 2  Pfennige  und  mehr  betrug,  trat  sie  öfter  beim  Sehank- 
preise als  beim  HriTit^  rpreise  ein.  Der  W^interbierpreis  stieg 
um  1  Pfennig  od'  r  mehr,  also  sieher  stiirker  als  Malz- 
aufschln^e  entspi  irht,  l>eini  Ganterverkauf  in  20,  beim  8ehank- 
verkaiit  in  21  Fallen,  der  Sommerbierpreis  beim  Gantervor- 
kauf in  30,  beim  Schankverkauf  in  31  Fällen. 

Ikziiglich  der  Dauer  der  durch  die  Stenererholmog  vt  r- 
ursaebtt^n  Preisbewegung  iMfst  sich  für  die  Jahre  1880  und 
1881  folgendes  konstatieren: 

Gegenüber  den  Oktoberpreisen  von  187i^  zeigten  sich  iu 
Prozenten  aller  Fälle 

beim  Winterbier, 
im  Ganterpreisc,  i.  8chank|>r. 


in  K^id.  Jähren  keiiK«  Rt*^'igerunp;  in 
im  1.  J.  keineSteig.,  dag.  i.  IL  J.  in 
im  I.  J.  Stei^.,  die  im  IT.  J.  bleiijt  in 
im  I.  Jahre  Steig  ,  im  11.  J.  Senkung  in 
im  I.  J.  Steig.,  im  II.  J.  weit.  Steig,  in 
im  L  J.  keine  Steig.,  im  IL  J.  Senk,  in 


H8,7 
12 
13,3 
10,7 
5,3 
18,7 


im  L  J.  Senk.,  d.  i.  II.  J.  bleibt  od.  annimmt  1,3 


Vo 

m 

n 


64,1  o/t 
6,4  . 

7,7  , 


9 

1,2 


• 


14< 


I 


Digitized  by  Google 


212 


xn  1. 


beim  Sommerbier, 
im  Gftnteviireiie,  i  Scbflnkpr. 

in  beid.  Jahren  kei  ne  Stei gerung  in  31,4  ®/o  56,3 

im  I.  J.  keine  Steig.,  dag.  i.  II.  J.  Steig,  in  4,3  „  2,9  , 
im  I.  J.  Steig.,  die  im.  II.  J.  bleibt  in  18,d  „       16,9  „ 

im  1.  J.  Steig.,  im  II.  J.  Senkung  in  20     „        14,1  „ 

im  I.  J.  Steig.,  im  II.  J.  weit.  Senk,  in  2,0  ,  —  ^ 

im  1.  J.  keine  Steig.,  Im  11.  J.  Senk,  in  21,4  „  9,8  „ 
im  I.  J.  Senk  ,  d.  i.  II.  J.  bleibt  od.  zunimmt  1,4  „  —  „ 

Einem  Teil  gelang  hiernach  dii^  Erliöhunij:  des  Bierprcisf^i 
im  ersten  Jahre  nach  der  SteuL-rcrhtjlmng  und  auch  noch  die 
Festhaltung  derselben  im  nächsten  Jahre;  ein  winzig«'r  Teil 
war  sogar  noch  im  Stande,  im  zweiten  Jahre  eine  weitere 
Preiserhöhung  durchzusetzen.  Ein  dritter,  ebenfalU  geringer 
Teil  versuchte  die  Preissteigerung  erst  im  zweiten  Jahre. 
Ktcht  so  glücklich  waren  die  übrigen  Ortsgruppen.  In  den 
einen  vermochten  die  Brauereien  zwar  anfänglich  eine  Preis- 
erhöhung eintreten  zu  lassen,  mufsten  aber  im  nächsten  Jahre 
wieder  davon  abgehen  und  die  Preise  herabsetzen.  In  den 
anderen  —  und  ihre  Zahl  ist  botnlchtlich  —  konnte  nicht  nur 
im  orsten  Jahre  keine  Preissteigerung  erwirkt  werden,  sondern 
mui'sten  die  Preise  im  niichstcn  Jahre  noch  erniedrigt  werden  ; 
bei  einem  allerdings  winzigen  Teil  erlitten  in  beiden  Jahren 
die  Preise  einen  Kucksehlag. 

„Die  thatsächliche  liewegung  der  Preise  ist  süiiüL  uichu 
weniger  als  homogen  gewesen.  Wenn  man  es  nicht  wü^te, 
dafs  am  1.  Xov.  1879  eine  Steuererhöhung  eingetreten  ist, 
aus  den  Preisen  allein  würde  wohl  niemand  zu  schliefsen 
wagen,  dafs  eine  solche  stattgefunden  hat.  Die  Steuererhöhnng 
tritt  keineswegs  in  den  Preisen  durchscidagend  hervor.*  -- 
In  noch  gesteigertem  Mafse  trat  diese  Thatsache  in  der 
Itheinpfalz  zu  Tage.  Die  Steuererhöhung  auf  den  Preis 
gelang  hier  im  allgenioiiKMi  „auch  nicht  onlfernt  in  der  ent- 
sprechenden Höhe",  und  zwar  beim  Ganterpreise  noch  weniger 
als  beim  Schank preise. 

„A^p^^  in  Allem,'  schliefst  Schanz,  „kann  sonach  vuii 
einen)  cinldchen,   glaitrn   Prozcls   bei  der  Überniilzunir  de.r 

Biersti'uer  absolut  nicht  die  Hede  sein   E.;>  kann  auch 

im  allgemeinen  nicht  behauptet  werden,  dafs  die  Überwälzung 
der  Steuer  im  Preise  auch  nur  die  Mehrheit  der  Fälle  bildete ; 
wo  dies  der  Fall,  da  wird  es  meistens  von  selten  der  Zwischen- 
Iiändler  geschehen,  ohne  dafs  der  Produzent  hieran  im  gleichen 
Mafse  teilhaftig  wird,  sodafs  für  diesen  die  Minderun^^  des 
Geschäftsertrages,  soweit  sie  (hirch  die  Steuer  bedingt  wird, 
durchschnittlich  gröfser  und  häufiger  ist,  als  ftlr  den  Zwischen- 
händler,  den  Gastwirt"  ^  — 

'  Im  ciu/. einen  aind  hierbei  die  manDij^faltigsteD  Momente  malV 
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Diese  Preisbewegung  in  den  beiden  ersten  Jahren  naok 
der  ErhShnnp:  <los  Malzaiifsclilages  hat  sicli  seitflom  ihrem 
Wesf'ii  nach  nicht  g'eäiKl<'r?.  ^vie  dies  auch  von  Prof.  Schana 
in   »einer  Abhandhin«;  Frage   des  Malzaufächlaires"  * 

konstatiert  wird.   Vielmehr  zeigen  die  nächsten  Jahre  1S89, 
auf  Grund  einer  vom  Verfasser  die^je*»  im  Anschluii>  an  die 
ScbjuusBciieii  Beobaebtongen  weitergefUhrten  Untenuchung 
«in  dlfremeineB  Sinken  der  Gunterpreiee  und  anch  nun  Teil 
der  St  hankpreise. 

En  betrug  nämlich  der  (Jante rpreis  im  i  <  "htsrheinischen 
Bayern  für  VVinterbier  1877  -1879  im  Durchsc  hnitt  16,60  Mk. 
pro  100  Liter,   1880  im  Durchschnitt   10,30  Mk..  und 

für  Somnicrhicr  von  Ib//  —  ib79  im  Durchschnitt  L7y(K)  Mk. 
und  von  1880— 1S89  im  Durchschnitt  17,00  Mk. 

Die  Sehnnkpreise  für  \\  interbier  stellten  sich  im  Durch- 
«chaitt  von  1877 — 1879  und  von  1880—1889  unverändert  auf 
22  Pf.  pro  Liter  und  fUr  Sommerbier  im  Durchschiiitt  von 
1877--1879  auf  28  Pf.,  im  Dorchscbnitt  von  1880—1889  aal 
22  Pf.  —  Nur  in  der  Pfalz  hat  im  Laufe  der  Zeit  eine  Auf- 
wärtsbewegung der  Preise  süittgefanden :  Der  Oanterpreis  für 
Winterbier  betrug  1877  79  10,60  Mk.  und  1880  89  18,20  Mk. 
Fiir  Sommerbier  hctruir  ^-r  1877'79  17,40  Mk.  und  1880/89 
18,40  Mk.  Die  S(  hankpreise  stiegen  beim  Winterhii^r  von 
1877/79  2^^  Pf.  auf  I8S(IS<>  24  Pf,  aber  beim  Sionmerbier 
blieben  si<  mit  25  Pf.  pro  Liter  stabil.  Im  allgemeiuen  ent- 
sprechen zwar  diese  Steigerungen  der  pro  hl  ca.  1  Mk«  aus- 
madienden  ProdnktionsTerleaening  dnicii  die  SteuererhOhnng, 
doch  bieten  eich  auch  hier  im  einaelnen  mannigfache  Ab' 
weichungen. 

Einen  guten  Anhalt  ftlr  die  Überwalzbarkeit  der  Bier- 

.Steuer  seitens  der  Brauereien  erhält  man  ferner,  wenn  man 
die  Bierpreise  ihrer  absoluten  Höhe  nach  in  den  ♦•in/Mrien 
L.iiuh'stcih'U  mit  einander  vergleicht.  In  seiner  Al)haii(lhuig 
Vom  Jahre  188)  hat  Schanz  dies  unternommen  und  stellt 
dabei  folgendes  fest:  „Eine  nähere  Betrachtung  tlci  ßierpreise 

^'.•liiMr  !  ^>>g^^^?ehen  von  den  h('kamit(?n  Uiii^^tunden,  wie  „Gute  der  Ware", 
.^äonkurreiuverhältiiiaee''  etc.,  eestaitet  eich  auch  bei  einem  und  dem- 
»etben  Q«werbetraibetidai  die  AbirlljBhMkeit  der  tStener  oftmals  sahr  rm- 
«chieden.  IMeae  wird  sich  gewöhnlich  sehr  nach  der  Art  der  „Wlrtskund- 
ftrhnft"  richten.  Während  der  Brauer  bni  dem  einen  seiner  Kmidcn  don 
Hicrpreis  nicht  wird  erhöhen  dürfen,  du  d'wmT  ihm  zu  wertvoll  ist,  wird 
«r  neb  dafür  bei  einem  anderen ,  der  womöglich  von  seinem  Darlehen 
a.  dgl.  abhäiij,'i{x  ist,  schadlos  hiilton  und  ihm  den  I'rei.s  hermif-  t/on 
Daren  die  verscbiodensten  gegenseitigen  Auagieichungoo  bei  den  Kunden 
hierdarch  kann  sonach  oftmau  erat  etae  nehr  oder  weniger  ToUftKadige 
Abwälzunj.'  der  Steuer  bewirkt  werden. 

J  Münchens  Allgemeine  Zeitung  ISK^  Nr.  331  u.  332. 

*  Wocbeaschrifc  tur  BrauereL  Berlin  imü,  Nr.  43.  ,Der  bajeriacbo 
liikiiBMilaft  nad  die  Bierpveln  in  Bajeva.** 
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in  Bayern  giebt  die  überraschende  Thatsache  von  scbaif 
hervortrotenrlon  ,  vrrscM<*fl»ni€?n  fjre(»f:^raplii sehen  Proiszonen 
ktind.  „Der  ganze  «iidlichc  Teil  liayerns  liat  hohe  Preise. 
Das  Maximum  ist  Pfronten.  In  Lindau,  Meinniin^;en,  Hohen- 
heim, Keichenliall  und  München  schwiieht  sich  das  Preis- 
niveau etwas  ab,  um  über  Passau,  Sinibach,  Regensburg  zur 
niedrigsten  Preiszonc,  dua  ganze  östliche  Bayern  (Furth  i.  VV., 
Waldmttnchen,  Bayreuth ,  Waldsasseo,  Hof  und  Bamberg), 
Überzugehen.  In  oer  dritten  Preiazone,  Angsbui^f,  Nttmbe^^- 
Furth,  Bteigt  der  Bierpreis  wieder,  und  diese  Steigerung  setst 
sich  in  den  Hauptzollämtern  Schweinfurtfa  und  WUrsbuig  foit^. 
um  schliefslich  in  der  Pfalz  ihr  Maximum,  und  damit  das  von 
gans  Bayern  su  erreichen." 

Mit  einiger  Vorsicht  kann  man  hieraus  den  Schlufs  ziehen,^ 
dafs  da,  wo  niedrige  Bierpreise  üblicli  waren  und  das  ist 
augenscheiiilieh  in  den  Gegenden  mit  hIm  rwiegend  ländlicher 
Bevölkerung  und  vorherrschender  Kleiubiauerei  der  FalP  — 
©ine  etwaige  Erhöhung  der  Bierpreisc  wegen  der  höheren 
Steuer  grofsen  Sclnvierigkeiten  be^^ognote  Die  Preisbewegung 
in  obengenannten  llauptzollamtsbezirken  in  den  Jahren  1879 
bis  1881  bestätigt  dies.  Teils  lag  das  an  der  geringen  Wohl- 
habenheit der  dortigen  Bevölkerung,  wie  in  der  Gfegend  des 
bayerischen  Waldes,  teils  daran,  dafs  die  hier  überwiegenden 
Klein-  und  Mittelbrauereien  wegen  der  drohenden  Fem- 
konkurrenz der  Orofsbrauereien  eine  Preiserhöhung  nicht 
wagen  durften.  In  den  Distrikten  mit  höherem  Pretsnive^io, 
insbesondere  Oberbayern,  Mittel-  und  Unterfranken  und  der 
Pfalz,  wo  einerseits  flie  Brauerei  vielfaeli  im  grofsen  betrieben 
wird,  andererseits  die  Bevölkerung  eher  in  der  La^e  ist» 
höhere  Preise  zu  vertragen ,  konnten  solche  Preiserhöhungen 
immerhin  leichter  augebahnt  werden.  Doch  ist  auch  hier  von 
einem  einheitlichen  überwälzungsprozefs  nicht  die  Rede. 
Denn  auiser  den  niannigtachen,  einer  Preiserhöhung  entgegen- 
stehenden Momenten  hat  sich  auch  hier  vielfach  die  That- 
sache als  ausschlaggebend  erwiesen,  dafs  solche,  täglich  von 
der  Allgemeinheit  verbrauchten  Dinge,  wie  das  Bier  in  Bayern, 
ohnehin  die  Tendenz  zeigen,  sich  im  Preise  stabil  zu  er- 
halten, sogar  dergestalt,  dnfs  vom  Publikum  stabile  Preise 
auch  bis  zu  einer  gewissen  Höhe  lieber  in  Kauf  genommen 
werden,  als  häufige,  unberechenbare  Schwankungen  nach  oben 
oder  unten. 


I  Im  Bildlichen  Bayern  bediugeu  die  xahlieichen  Kurorte  wegen  de» 
fifh^lichcii  Fremdenverkehra  alleraings  eine  Ausnahme. 

*  Hier  ist  aach  vomehmlich  das  ohnehin  billip^ere  WcUkbier  sik 
Hanse,  da?  oine  Prriscrhohuiip  kaum  pnstattotc,  auf  das  nllcnlitii:?'  ;iuch 
die  Steuererhübung  verhältnismäriiig  weniger  drückte,  da  das  lieuUcment- 
verhältttls  inm  Habt  tut  duppdt  so  groJk  ist  wie  beim  BraimUsr. 
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Daneben  waren  noch  andere  Umstünde  wirksam,  die  eine 
Überwälzung  der  Steuererhöhung  auf  den  Bierpreis  im  all- 
gemeinen behinderten :  So  war  schon  bei  dem  oben  er- 
wähnten Überp:ange  zum  Litermafs  1871,  das  etwas  kh  iuer 
wie  die  alte  Mais  ist,  we^en  der  allgeiueiueu  Hausse  im 
Wirtocbaftsleben  der  Bierxnm  nicht  ent^ieehend  hmbgesetst 
und  so  eine  indirekte  Erhöhung  bewirkt,  und  femer  waren 
beim  Mflnswediael  1875  die  Preise  durchweg  nach  oben  ab- 
gerundet worden.  Von  mehr  lokaler  Bedeutung  war  endlich 
«och  die  Konknrreos  des  Weins  (Trauben-  und  Obstweinfl)  in 
einigen  Gegenden,  die  eine  Steigerung  der  Bierpreise  nicht 
rfttlich  erscheinen  Helsen  ^ 

Immerhin  ist  es  eine  bemerkenswerte  Thatsache,  dafs  es 
besonders  den  Grofsbrauercien  am  ehesten  gelang,  die  Steuer- 
erhöhung auf  direktem  Wege  zu  erzielen,  lu  Müucheu.  wo 
bereits  1876  angesiehts  der  hdien  Hopfenpreise  eine  ErhOnung 
der  Bierpreise  stattgefunden  hatte,  wuraen  diese  nach  der 
Steuererhöhung  nieht  nur  um  deren  vollen  Betrag  erhöht^ 
sondern  es  wurden  wegen  des  durchschnittlieh  hohen  Rende- 
mentsverhältnisses ,  das  nach  den  amtlichen  Nachweisen  sich 
bei  den  dortigen  nrolsbetrieben  auf  ca.  230  Liter  pro  Hekto- 
liter Malz  bezitierte,  noch  ein  rhatsUehlicher  Gewinn  damit 
erzielt^.  Die  grofsen,  festfundierlen  HeprHsentanten  der  dor- 
tigen Grofbbrauerei  hatten  überhaupt  von  jeher  die  Kraft, 
die  wirtschaftliche  Situation  zu  beherrschen.  Als  infolcje  der 
hohen  Bierpreise  die  lokale  Konkurrens  sich  ttberschndl  ent- 
wickelt hatte,  und  die  Spekulation  sich  in  forcierten  Aktien- 
grOndungen  in  unliebsamer  Weise  breit  zu  machen  anfmg, 
andererseits  die  Rohmaterialpreise  sich  in  den  letzten  Kam- 
pagnen sehr  verbilligt  hatten,  ging  die  gröfste  Brauerei  Mttn- 
chens  im  Winter  1884  trotz  mannigfachen  Widerstrebens  der 
übrigen  Gewerbskreise  mit  dem  Bierpreise  lieruiiter  und  er- 
warb sich  dinnit  zweifelsohne  ein  Verdienst  um  eine  normalere 
Gestaltung  der  Bierpreise,  die  sich  für  die  Müuchener  Brau- 
industrie, trotz  aller  zeitweiligen  damit  verbundenen  Faktoren, 
auf  die  Dauer  noch  immer  nutsbringender  erwiesen  hat,  als 
nngereehtfertigte,  spekulationsfördemde  Preise. 

Erleidet  somit  das  im  allgememen  uugttnstige  Ergebnis 


*  Der  Bnumtweiokonsum  kommt  in  Bayern  im  groi'äeu  uud  ßnnzetx 
nicht  aoDderlicb  sls  konkurrierend  in  Betraebt,  sunaT  eben  dssuus  sneh 
eine  erhebliche  Erhöhung  der  Branntwciostener  erfolgte. 

•  Dieser  Umstand ,  dor  auch  bis  zu  einem  gewissen  Grade  den 
dortisra  kleinereu  Brauereiui,  basondera  sofern  sie  auf  den  Eigenaus- 
•ehanK  biuicrC  wsren,  xngnte  kam,  ist  sweifelsobne  fitr  dss  Entstehen 
nn'hrerer  solcher  Brauereien  in  München  zu  Anfang  der  achtziger  Jnlire 
mitbestimmend  gewesen.  Auf  die  Duuer  hielten  freilich  dieee  Konjiink- 
toren  nicht  iätand  and  so  erfolgte  denn  auch  bekauntermafaen  alsbald 
wisdsr  fliae  Abnahme  disssr  Betriebe. 
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m  Bezug  auf  die  direkte  Überwälzung  der  Mnlsao&chbi^e- 
erhöhung  auf  den  BierpreiB  bei  den  Grofsbrauerelen  tnanntg' 

fache,  be(lcui*?nme  Ausnahmen,  so  war  dies  in  noch  weit 
höherem  ÄIaft>o  bez(ip:Hch  der  indirekt^^n  Üborwfilzung^,  der 
^ Amortisierung"  derselben,  der  Fall.  Ja  man  kann  beliaupcn, 
dafs  die  Wirkung  der  MalzaufHcblagserliölumg  auf  die  se  ither 
differenzierte  Entwicklung  des  bayrischen  Hraugowerbi^-  nir- 
gends 80  elementar  7.u  Tage  getreten  und  von  den  schwer- 
wiegendsten Folgen  begleitet  gewesen  ist,  wie  aut  diesem 
Gebiet,  »odafs  hier  eigentlich  der  Kernpunkt  zu  suchen  ist, 
▼on  dem  au8  die  wirtschafUichen  Ergebniese  der  Steuer- 
erhöhung  auf  die  Brauerei  erfolgt  sind. 

"Es  ist  nicht  leicht,  hierbei  stets  die  Gk^nze  innezuhalten 
swischen  den  Tendenzen,  die  seitens  der  Brauereien  gerades- 
wegs  und  bewofst  auf  diese  Art  der  Steuerüberwälzung  ge- 
richtet wurden,  und  denen,  die  ebenfalls  in  gleicher  Rich- 
tung' —  VerbilliLning  der  Produktion  —  wirksam,  sich  au» 
der  Natur  der  l^niebe  und  der  jeweiligen  Ge--t;dtung  der 
allgemein  obwaltenden  VVirtschaftsverhältnisse  für  die  Betrieb«- 
fuhrung  der  Brauereien  ergaben.  Denn  alle  den  Gewerbe- 
betrieb ausmachenden  objektiven  und  subjektivt-n  Momente 
finden  uauirgemärs  ihren  letzten  konkreten  Ausdruck  in  der 
Gestaltung  des  Verhältnisses  zwischen  Produktions-  und  Ver- 
kaufspreis des  Erzeugnisses,  and  tragen  daher  jedes  in  seiner 
Weise  dazu  bei,  bestimmte  Bestandteile  der  Produktions- 
kosten —  im  vorliegenden  Falle  den  Betrag  der  erlegten 
Brausteuer  bezw.  das  Plus  der  Erhöhung  derselben  —  zu 
Gunsten  oder  Ungunsten  der  Geechttftsrentabilitttt  zu  beein- 
flussen. 

Daher  wollten  manche,  be-^onders  vitdfach  die  Interessenten 
selbst,  <nne  derartige  Trennung  ui)('rhau{)t  nicht  gelten  lassen 
und  eine  andere  Art  d<M'  Sr^'m-rüberwälzung  als  direkt  im 
entsprechend  erlnihten  Verkaiitsproi.se  nieht  als  sokdie  aner- 
kennen. Dafs  das  viel  zn  weit  geht  und  den  thatsächlichoa 
Verhältnissen  widerspricht,  liegt  auf  der  Hand.  Denn  so  ge- 
wifs  zwar  jeder  rationelle  gewerbliche  Betrieb  darin  beruht, 
eine  möglichst  grofse  Rentabilität  zu  erzielen,  und  seine  Or- 
ganisation sich  in  allen  Teilen  darauf  konzentriert,  so  selbet- 
verständlich  ist  es  auch,  dafs  jede  Änderung  in  den  die 
Rentabilität  bedingenden  Verh.lltnissen,  sei  es  nun  eine  Steige- 
rung der  Rohmaterialpreise  oder  eine  Steuererhöhung,  aas 
Streben  nach  dem  Ausgleich  der  davon  betroffenen  Betriebs- 
ergebnisse im  Gefolge  haben  wird  und  einen  Impuls  zur  ent- 
sprechenden Ausgestaltung  der  Hetriebsführung  bildet,  und 
ob  dies  nun  «lureh  Krzielung  eines  höheren  Verkaufspreises 
oder  durch  Verbilligung  der  Produktionskosten  erreicht  wird, 
läuft  ökonomisch  wenigstens  auf  dasselbe  hinaus.  Der  einzige 
Untt  rsehiod  ist  höchstens  der,  dafs,  während  bei  der  ersten, 
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gewissemuilbsn  gOBchäftsmännischen  Art  der  Steiiflrllberwttlsiuig 

^ie  thatsächlichen  Verkehrskonjunkturen  eine  entscheidende 
Rolle  spielen,  diese  technische  Amortisierung  aber  mehr  an  die 
gubjektiven  Fähigkeiten  der  Besitzer  gebunden  ist,  wenngleich 
auch  hierbei  der  Spielraum  der  mitbedingondeii  realen  Verhält- 
nisse und  Konjunkturen  ein  grofser  ist.  Dafs  aber  die  Malz- 
aufschlagserhöhung  von  1879  die  ökonomische  Handliabung 
des  Brauereibetriebs  besonders  nach  der  technischen  Seite  hin 
in  dieser  Bidilnng  wesentlicli  beeinfloftt  hat,  und  damit  für 
die  nOffemeinere  Nntsbermachung  and  Weiterbfldnng  der 
teehniaclien  Fortschritte  von  erheuicher  Bedentong  geworden 
ist  steht  aufser  allem  Zweifel. 

DaTs  aber  zugleich  die  hierbei  eraielten  wirtschaftlichen 
Ergebnisse  für  die  verschiedenen  Kreise  des  Gewerbes  so  sehr 
abweicin.'nd  sich  gestaltet  haben  und  damit  der  Kntwieklung 
desselben,  wie  sie  im  statistiseh«Mi  l^ildc  vorliegt  Vorschub 
leisteten,  hat  der  als  Ausgangs puid^t  liienenden  SteiuTerholuiug 
ihre  dpecifische  wiruchaftliche  Bedeutung  verliehen.  Die  Er-  . 
kenntnii  dieser  Thatsache  war  es  denn  aneh,  bei  den  Ver- 
soeben,  die  Entwicklung  des  gewerblichen  Brauwesens  in 
Bsyem  wieder  in  erwünschte  Bahnen  an  leiten,  hier  einsagreifen 
und  die  wirtschaftspolitische  Refonn  von  dieser  Stelle  aus  doreh 
prinzipielle  Änderang  des  Tordem  einheitlichen  SteaersatM 
anzubahnen. 

Halten  wir  uns  zunächst  an  die  infolge  di-r  Malzaiifsehlags- 
erhöhung  ersichtlich  zu  Tage  getretenen  Tendenzen,  sie  technisch 
TM  amortisieren,  so  zeigten  sich  diese  in  erster  Linie  in  der 
direkten  Eröparung  an  Malz,  bezw.  in  der  Erhöhung  der 

Hier  tntt  aber  bereits  dor  grofse  Unterschied  der  Art  nnd 

Weise  und  demgemäfs  der  ESi^bnisse  hervor,  der  bei  der 
Qiolslnraaerei  und  den  meisten  übrigen  Kreisen  des  Ge- 
werbes dabei  obwaltete.  Während  erstere  durch  rationellere, 
technische  Handhabung  und  Ausnutzung  des  B'-triebes,  be- 
günstigt dureil  die  (iüte  der  ihnen  zu  Gebote  stehenden  Roh- 
materialien und  anderweitiger  Momente,  es  verstanden,  dieses 
Ergebnis  unbeschadet  der  Qualität  des  Produktes  zu  erzielen, 
erfolgte  dies  bei  den  übrigen  Gewerbskreisen  vielfach  auf 
Kosten  der  Qualität  und  wurde  dadurch  fitr  diese  in  mehr  als 
einer  Beaidiung  ▼erhftngnuyoll.  Folgende  Daten  sind  hierftlr 
beaeichnend: 

Schanz  nimmt  a.  a.  O.  für  die  der  Malzaufsehlagserhöhnng 

folgenden  Jahr^  im  allgemeinen  ein  l\endenientsverhältnis  von 
200  1  Bier  aus  I  hl  Malz  an,  was  jedoch  iVir  die  Oosamtheit 
etwas  zu  hoch  gegriffen  sein  dürfte.  Innnerhin  wurde  dies 
Renderaent  vielfach  erreicht  und  in  einzelnen  Fällen  sogar 
Überschritten.  Und  zwar  läfst  sich  nachweisen,  dafs  vornehmlich 
die  kleinen  und  mittleren  Brauereien  au  einer  so  ausschweifenden 
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Gufaftolming  ihre  Zuflucht  uahmen.  Nach  Schanz  sotten  die 
zwei  grr>rstcn  und  eine  mittlere  Brauerei  £rlaugeDB  im  Jahre  1880 
aus  1  hl  Malz; 

I.  iL  UL 

Versandbier :       1,97  hl  2,30  hl  — 

-  2,14  „  ^ 

2,06. 

2,00  „  - 
Ltf erbier:      2,42  hl         2,42  „  2,50  bl 

2,27  „  2,70  ,  — 

2.06  „  2,30  ,  - 

Schankbier:      2,72/         2,71  „  2,90  hl 

2,«)0  „  2,59  „  2,70  . 

-  2,71  „  2,77  „ 
8chauz  lügt  dem  hinzu:  „Wenn  schon  beim  Versied eii 

Bolche  Verschieden! leiten  sich  zeigen,  wievielmehr  wird  die 
Qualität  schwanken  infolge  der  Zusätze,  die  noch  nach  dem 
Venieden  Torgenommen  werden?' 

Diese  Verschiedenheiten  der  QuIslÜhning  bei  den  ver* 
schiedenen  Bierarten  sind  sehr  beseichnend,  und  die  weiteste 
Ausdehnung  derselben  bei  der  Mittelbrauerei  bestätigt  die  obige 
Behauptung.  Beim  Vorsandbier  waren  natürlich  die  Schranken 
der  Gttfsfttbnmg  im  Interesse  seiner  notwendig  feineren  Qualität 
und  seiner  gröTseren  Haltbarkeit  wegen  des  Transports  enger 
gezof((  II,  nuch  trat  hier  wegen  der  dabei  im  Exportverkelir 
gemeinlun  lndu  i  pii  Preise,  bezw,  anch  in  Anbetrnelit  der  Steuer- 
re^titutlon  bei  der  Ausfuhr  das  Abwälzungs-Bedüiihis  nicht 
so  hervor. 

Ks  wurden  femer  (uaeh  Schanz)  von  den  17  Krlauger 
Brauereien  im  Jahre  1880  aus  1  hl  Malz  durchschnittlich  au 
Bier  erzielt: 

222  1      286  1      248 1 

224  ,      240  ,  250. 

225  „  244 ,  252  „ 
226 ,  244 ,  259  „ 
232  „       247  „      271 . 

234  „       218  „ 

Im  allgemeinen  Durihsehnitt  nisn  2 1 1  1.  Mit  einigen  Abwand- 
lungen zeigt  sich  dit-so  :un  Ein/«  Italic  erhärtete  Tliatsache  aueh 
im  grofsen  und  ganzen  bei  der  bayeri.solien  Brauerei.  Ins- 
besondere waren  es,  wie  Schanz  sehr  richtig  hervorhebt,  die 
sogenannten  Winterbiere*  (Schankbier),  bei  denen  diese  Art 
der  Steuerüberwälzung  in  möglichst  ausgedehnter  Weise  er- 
strebt wurde,  während  sie  beim  Sonmierbier,  das  seiner  längeren 


'  Bei  diesen  war  nämlich,  wie  oben  enichtiicb,  die  direkte  Steuer- 
äberwSlnmg  im  Pnise  fiust  gnmielit  möglich. 
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Aafbewahningsfilbigkeit  halbersUIrker  eingebniut  werden  molBte^ 
tticbt  80  weit  geführt  werden  konnte. 

Ein  charakterifitischeB  Zeichen  ist  ferner  die  nach  der 
St*»>iprerh5hiinjr  zunehmende   Produktion    von  Nach  hier* 

iK('tent),  deren  Bedeutung  ebenfalls  von  Öch-mz  ins  rechte 
Liclit  gi'Sf'tzt  worden  ist.  Die  in  i](^r  Steuerstatistik  zu  Ta;i^r> 
treteode  Produktioiis\  rniiiiHleruii^  in  (iicser  Zeit  in  Bayern  int 
aa«  diesem  Grunde  nur  eine  «cliciubare,  oder  wird  wenigsten* 
xuni  gröfsten  Teil  durch  Steigerung  der  Kaehbier-Erzeugung 
ausgeglichen.  Es  wurden  produziert  in  Bayern  rechts  des  Rheint« : 

1876:  580049*  hl  Nachbier 

1877  :  469089  „ 

1878:  460756  „ 

1879:  363578    „  ^ 

1880:  450524    „       „       (Schanz  a  a  O.)* 
Obgleich  also  die  Nachbier-Enseugimg  aeit  1876  in  einer  an- 
rlauemden  Minderung  begriflfen  war,      wie  die  Bierproduktion 
aber}iau]>t  danrals  — .  so  stieg  die  doch  nach  Erhöhung  der 
ÖteutT  ganz  bedeutend. 

Am  meisten  mulste  naturgeuiäi'8  die  MalzaufschiagäerhöhuD^ 
auf  die  Erzeugung  des  für  den  Eig-enkonsum,  den  sogen, 
Hauübediui,  bestimmten  Biers  wirken,  da  bich  hier  Steuerzahler 
luid  Konsument  in  einer  Person  vereinigten.  Die  Abnahme 
deiielbai  ist  denn  auchf  wie  schon  aus  der  Tabelle  auf  S.  166, 
dieiwar  denMalsverbrauch  der  Konunttue*  undHausbrauereien 
stiimmeii  aalfltthrt  au  ersehen  ist,  gana  erheblich.  Es  betrug 
die  Enengung  de»  fiir  den  Hausbedarf  gebrauten  Bieres: 

1878:  19139  hl 

1879:  10473  „ 

1880:  13  744  „  (Schanz  a.  a.  O.) 
Da.>  bedeutet  seit    1878  eine  Produktionsverringerung  von 
100:71,8,  während  di<'  Gesamtproduktion  des  diesrheinischen 
Bayerns  in  jenen  Jahren  nur  von  100  auf  98,3  sank. 

Sehr  lelirreieh  ist  die  Betrachtung  der  einschlagigen  Ver- 
liäUnisse  in  der  Pfiilz.  Hier  hatte  die  Brauerei  ohnehin  nicht 
den  allgemeinen  und  gefestigten  Konsum  unter  den  Füfsen  wie 


1  Diuutelbe  wird  besonders  suiteus  der  Klein-  uud  Mittelbrauereien 
dordb  zweimalige  Äaenatzuiig  des  Malzes  bezw.  Verbraaung  der  Treber 
gewonnen. 

-  l'if  bedeutende  Nachbiererzeugung  im  Jabrr  ls7G  erklärt  sich 
SM  deu  die  Produktion  angemein  verteuernden,  abuortneu  Uopfenpreisea 
dioM  Jsbies. 

*  la  dem  leisten  Jahren  betrug  die  NacbfaiefiiMeogiiiigi 

1887  43'^  74«  hl 

1888  426  736  „ 

1889  4S0290  , 

1890  4r,8  842  „ 

in  der  Pfabs  wurde  Nacbbier  überiiaupt  nicht  eizeugt. 
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im  recbtsrhcinischeii  Bayern.  Nicht  nur  der  Wein  ist  dort  ein 
starker  Konkurrent  der  Brauereij  sondern  auch  die  erhebliche 
Biereinfahr  aus  den  umliegenden  Qebieten  des  In-  und  Aua- 

landes.  Von  flcr  j^r»samten  Bioroinfiihr  nach  Bayeni  geht  allein 
(VI.  nach  der  Rliein[)f ilz*.  iJazii  kommt  die  steig^ende  Bier- 
ziifuhr  aus  dem  rechtsrheinischen  Bayern  (8.  TaVioHe,  Anm. 
zu  Seite  155).  In  der  Ausfuhr  liattc  die  darauf  sehr  angewiesene 
Fftlbser  Brauerei  hekanntUcli  auch  neben  der  aus  dem  rechts- 
rheinischen Bayern  teilweise  einen  seliweren  Stand  Aus  allen 
diebeu  Gründen  konnte  daher  in  der  Pfalz  die  Amortijiierung 
des  Malsaufscblages  bezw.  «einer  Erhöhung  darch  Erweiterung 
der  Gufsfflhrung  nur  In  sehr  geringem  Mafse  erfolgen,  sodafs 
bier  notgedrungen  die  Erhöhung  der  im  Jahr  zuvor  überhaupt 
erst  einge{\lhrten  Steuer  weit  schärfer  auf  das  Gewerbe  drücken 
und  sich  in  dessen  Entwicklung  markieren  mufste,  wie  das  auch 
aus  der  Statistik  deutlich  genug  hervortritt.  Bs  betrug  das 
Rendement  ans  1  hl  Malz  in  der  Pfalz  ^  im  allgemeinen 
1879:  2,05  hl,  in  Bayern  r.  d.  Kh.  2,31  hl 
1880:  2,09  .      _n  «    .  2,29  „ 

Nach  der  wirtseliaftliehen  Seite  ergaben  sich  nun  aus  der  in 
dieser  Weise  angestrebten  Al)wiilzung  der  Steuererliöhung  für 
<lie  Klein-  und  Mittelbrauereieu  insgemein  sehr  ungünstige 
Folgen,  die  sich  vielfach  sogar  überaus  kritisch  für  sie  ge- 
stalteten. Es  unterliegt  nftmlich  keinem  Zweifel,  dafs  die  von 
diesen  Gewerhskreisen  als  Reaktion  gegen  die  SteuererhOhung 
geOhte  ausschweifende  Gufsftthrung  etc.,  Verdünnung  des  Bieres 
dessen  Qualität  dermafsen  schädigte,  dafs  die  Konkurrenz  der 
rationeller  arbeitenden  groCsen  Brauereien  in  Bezug  hieriuf 
immer  fühlbarer  für  sie  wurde.  Das  ist  auch  statistisch 
siemlich  deutlich  nachzuweisen.    Die  Entwicklung  des  Ken- 


*  1)  Altbsvcins  Gwismt>      2)  darunter  aseh    8)  in  Plrosenten 
BSeransfiilur  der  Pfats  von  1) 

1881    36672  hl  21090  hl     -  GO^/o 

1888  42  414  hl  29  851  hl     =     70  »/o 

1889  51  047  hl  390H2  hl     =-  76% 

1890  52021  hl  37  400  hl     «     75  «/o 

1891  4>^771  hl  34  OLM  Iii     ^  70". 

Die  Bicreinfuhr  aua  dem  aurserbajerischeu  Deutschland  und  dcui  Aus- 
lande nach  der  Pfalz  schwankte  zwischen  3 — 4.5  der  dortigen  Pro- 
duktion. Inklusive  der  Zufuhren  aus  dem  rechterhrnnischen  Hayern  machte 
das  frrmfir  Hirr  ui  derPrtlT"  in  den  letzten  JabvfTi  »  a.  G— 7*'  rl>  r  lüp^cn- 
produktion  aus.  Nach  Abzug  der  Ausfuhr  betrug  die  Betotiigung  rQn 
fremdein  Bier  an  dem  Bierkonsum  in  der  Pfals  ca.  9  ^lo. 

*  Sa  kann  giebt  das  Rendemsnt  in  der  Pfalz  fUr  diese  Zeit  folgender- 


Tom  1.  Juh  1878  bis  1.  Januar  lö79   1,29  hl 

1879  1.27  hl 

1880  2,08  hl 

T>ie  Art  dieser  abweichenden  und  weni^  wahrscheinlich  dttnkenden  ttooli- 
nuug  ist  dem  Verf.  dieses  nicht  bekannt  geworden. 
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dement» -Vcrli.-iltn  1886»  eines  hl  Malz  zu  einem  hl  Braonhier 
bftt  «ich  seit  1879  folgendeniui£Ma  gestaltet: 

Aus  1  hl  Mals  wurden  gesogen 


Ion  Jahran 

in  fiajem  reehta  dei  Bhalni^ 

in  der  Pfab. 

1879 

2.31  hl  Bier 

2,05  hl  Bter 

1880 

2,29  . 

n 

2,09  ,  , 

1881 

2,29  . 

n 

2,16  n  n 

1882 

2,29  , 

n 

2,16  „  . 

2,28  , 

n 

2,13  ,  , 

2,28  . 

• 

2,11  n  . 

i88ö 

n 

2,11  „  , 

18H6 

2,24  „ 

n 

O  1  1 

' '  »»  1» 

1887 

2,23  . 

1888 

2,22  „ 

2.11  ,  , 

2.12  .  . 

1889 

2,21  , 
2,21  . 

n 

1890 

n 

2,17  ,  , 

1891                 2,22  .  . 

2,16  ,  . 

Da»  Rendementaverhältnis  hnt  sich  hiernach  in  Bayern  reohta 
des  Rheins  aeit  1879  ersichtlich  verrinne  rt,  in  der  Pfak,  wo 
es  freilich  von  vornherein  bedeutend  niedriger  war,  etwa« 
erhöht,  sodafs  let/.tcii  Jalire  diu  OiiCsnihrung  in  )>oiden 
Landesteiltiii  nur  wenig  von  ?  irinndcr  abweicht.  Der  tur  das 
rechtsrheinische  Bayern  wahnieliiiibare  Zu^  zur  Verringerung 
der  üuf.^tuhrung  gewinnt  umsomehr  an  Bedeutung,  aU  sich 
notwendig  bei  diesen  summarischen  Durchschuituberechnungen 
die  im  eingeben  sehr  indivtdiieU  gearteten,  vielfach  weit  aus- 
eroandefgehenden  Verhiltniase  erheblich  verwischen  and  un- 
genau  werden.  Einselne  unvermittelte  Schwankungen  im 
Kendement,  wie  von  1884  auf  1885  im  rechtsrheinischen  Bayern, 
mögen  entweder  auf  statistischen  Ungenauigkeiten  beruhen» 
oder  bozUf^dich  der  erzcuj;rten  Bicrnien^f^n  anerkaimtermafsen 
vorkommen,  oder  al^-r  »ucli  dun-h  j "W^'ili^e Preisverschiebungen 
IxM  eleu  lioiimatcriaiien,  zum  Teil  wohl  auch  durcli  die  mit 
iiism  ErnteausfaU  variierende  Extrakth&ltigkeit  der  Gerste  be- 
dingt sein. 

Im  allgemeinen  aber  beweist  die  aus  dieeen  Zahlen  hervor- 
tretende Thataache  sweifelsohne  ftr  die  obige  Behauptung, 
dalä  unter  dem  Drucke,  den  die  Grofsbrauereien  mittels  der 
besseren  Qualität  ihres  Biers  auf  die  Übrigen  Brauereien  aus- 
übten, diese,  um  sich  ihr  ohnehin  eingeengtes  Absatzgebiet 
nfclit  noch  schneller  entreifson  zu  lassen,  rrc^wunfien  \vnrd"n, 
die  Qualitfit  llir«'r  Biere  entsprL-eliend  autV.ulM'sscrn,  was  hu  Ji 
III  dei-  I  lauj>t-  K  Ii  ?  ah*»r  nur  durch  l)edeut<'iidt'  l'>in>rhr5iiikuiig 
der  Vürdi'iu  so  au."i6chvveif<'nden  Gufstuhruiig,  die  eben  dieseu 
Polgezustand  verschuldet,  möglich  wai*. 

Mag  nun  auch  tn  manchen  Fällen  die  Einschränkung  der 
C^ufaltehntng  durch  Aneignung  technischer  Verbesserungen  in 
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der  Einriebtang  und  Handhabung  des  Betriebes  und  damit  der 
erwünschte  ökonomiHche  Aus^^^loick  erzielt  worden  sein,  mögen 
daher  die  seit  der  Öteuererhöhung  verschärften  Produktions- 
bedingungen in  dieser  Richtung  vielfach  rordernd  auf  die 
technische  Weiterbildung  der  bayerischen  lirauereibetriebc  ge- 
wirkt haben,  .so  steht  (b  imoeh  fest,  (bils  für  die  Mehr/^ahl  der 
Klein-  und  Mittelbrauereien  das  Endergebnis  vielnielir  in  einer 
Abnahnie  ihrer  Rentabiliiat  bestand,  die  in  den  obigen  stati- 
stisclien  Daten  ihreu  beredten  Ausdruck  tiudet  ^ 

Ein  drastisches  Bild  des  »o  geschaffenen  Notatandes  dieser 
Brauereien  entrollen  die  zu  Anfang  der  achtziger  Jahre  sich 
httufenden  Brausteuerprozesse  wegen  gesetzwidriger  Ver- 
wendung von  Surrogaten.  Man  erinnert  steh  wohl  noch  des 
Aufsehens,  da;^  diese  Prozesse  und  das  strenge  Einschreiten 
der  Straf  bt  h  orden  gegen  eine  grofse  Zahl,  meist  schwäbischer 
Klein-  und  Mittelbrauer  in  den  Jahren  1883 — 1885  erregten. 
Es  "wurdo  bf'kannt.  wie  eine  förmliche  Industrie  sich  gebildet 
hatte,  die  mit  ihren,  gröfstenteils  schwindelhaften  und  gesund- 
heitsschädlichen Malzersatz-,  Konservier iing.s-  und  sonstigen 
brautechninchen  Geheinunitteln  weite  Kr<  ise  des  dortigen  Brau- 
gewerbes überschwemmte.  Nach  der  technischen  Seite  trat 
dabei  eine  verblüffende  Unwissenheit  vieler  Brauer  zu  Tage, 
die  sich  iu  ihrer  Zwangähigc  zum  Ankaufe  solch  wertloser 
Mittel  hatten  verleiten  lassen.  Bei  aller  Strenge,  die  die  fie- 
gierung  gegen  die  Verletzer  des  Gesetzesparagraphen,  durch 
den  das  hayerische  Bier  seinen  Weltruf  errungen  hat,  walten 
lassen  mufste  und  sich  dabei  in  voller  Ühereinstimmung  mit 
der  tief  erregten  «»ffentlichen  Meinung  im  Lande  hefand,  ver- 
hehlte man  sich  jedoch  die  ernsten  Kojtse»|uenzen  nicht,  die 
die  Anfflt'okung  dieser  Schaden  nacli  der  tccliniselicn  und  wirt- 
schaftlicht'!!  S«'it<'  tVir  die  Hf^fi'ierun;;-  als  Scliiitzerin  d«'r  im 
Knmpf  um»  I>a6<iin  ^^t  tährdetcn  W  irts<'hai"tskreise  nahelegte. 
Es  war  bei  der  Dai>>tellung  der  rci  liniwchcu  Förderungsmittel 
der  Brauerei  erwilhnt,  wie  aus  Anlafs  dieser  Vorkommnisse 
die  bayerische  liegierung  durch  namh;d"te  Subventionieruug 
zur  Errichtung  zweier  brautechnischer  Versuchs-  und  Httlfs> 
Stationen  (in  Memmingen  in  Schwaben  und  in  Nttmherg),  die 
vornehmlich  der  technischen  Unterstiitzung  der  kleinen  und 
mitderen  Brauereien  dienen  sollten,  anregte.  Am  h  die  wissen- 
schafUiche  Forschung  erhielt  von  diesen  Geschehnissen  aus 
Anregung,  sich  der  Frage  nach  Qualitätsverbesserung  und 
Haltbarkeit  des  Biers  ohne  Verteuerung  des  Betriebes  anzu- 
nehmen ;  besonders  die  Diskussion  über  Art  und  Zuläasigkeit 

*  S.  aacb  Ed.  GreiTst  a.  a.  O.   „Alle  mittleren  und  kleineieii 

Brauon  ion,  welche  durch  die  Konkurrenz  der  ^Öf^eren  niHucn  Im  f:«^ 
nötipt  wurden,  stäikeres  I*icr  zu  braupn,  haben  für  immer  EioboTäQ  am 
Vermögen  und  am  jälirliciien  Einkommen  erUttco.'' 


Digitized  by  Google 


XII  1 


228 


Ton  Konaemenmgimttteln  (Salicyla&are)  war  eme  sehr  rege 

und  vielseitige. 

Im  letzten  Ende  aber  spitzten  sich  alle  zur  Zeit  aufge- 
worfenen Fragen  zu  der  vicliniistrittenen  Hauptfrage  zu,  ob 
flbr  die  seit  1879  .•ib';(iw?indelte  und  statistisch  ersiehtlieh  ver- 
ecMechterte  Entwicklung  und  VV^irtächaftälage  so  zahlreicher 
kleiner  und  mittlerer  Brauerefen  in  Bauern,  die  in  Yorstehen* 
4«m  dargethane  Unmöglichkeit  der  „mdirekten*  Abwälzung 
(Amortiäerang)  der  Steuorerhöhmig  ausschlielslicb  ausschlag- 
gebend gewesen  sei,  oder  ob  noch  andere  Momente  wesentlich 
dabei  mit  ins  Gewicht  gefinUen  sind.  Zugleich  drehte  sich 
der  Streit  der  Meinungen  noch  ganz  besonders  darum,  inwie- 
weit nfimlieb  die  so  vielen  Brauen'i<!U  zum  Unlieil  ausge- 
öolilagen  11  Bemühungen  zur  technischen  Ausgl'  ichung  der 
Steuererhohung  von  dem  Mafge  des  teehnisehen  Könnens  und 
Wollens  der  betreffenden  Brauereibesitzer  abhängig  seinen  und 
•  inwieweit  von  den  in  der  Art  und  Ansdehntm^  des  Betriebes 
liegenden  nnd  sonstigen  „objektiTen**  Verhältnissen. 

In  der  sehr  Interessanten  Polemik,  die  sich  Bwischen  Pro! 
II' il/ii er- Weihenstephan  nnd  Ratzinger- Augsburg,  an  die  von 
Beiden  hierüber  geflogenen publixistischen  Erörterungen  knüpfte, 
le^t  Ilolzncr  das  8chwerge\vicht  auf  di»^s  gcwissermafsen  „per- 
sonliche MoHK^nt."  Nach  ihm  ist  die  Indolenz  und  der  Sclilen- 
drian  ein  wesentliclx-r  Faktor  für  die  Misere  der  Klein-  und 
Mitt:  Ibrauereien  nach  1  ^79  gewesen,  und  die  in  der  Erzielung 
«iner  höheren  Ext ralv Lausbeute  gipfelnden  Vorteile  ratio- 
neller Aneignung  der  bnrawlssensehatuichen  Resultate  bilden 
nach  ihm  die  einzige  Panacee,  die  das  Übel  ron  Grund  aas  au 
b^eitigen  im  stände  ist  und  diese  Gewerbskreise  wieder  lebens- 
fthig  zu  machen  im  stände  ist. 

So  zutreffend  die  auf  breiter,  exakter  Basis  begründeten 
Argumente  diesns  hervnrrngenden  Kenners  und  Fordi^rers  der 
Braiiteehnologie  im  einzf^lncn  sind,  so  sind  sie  dodi  v<»m  Ein- 
»eitigk*'it  nicht  freizusprecli'  ii.  dn  sie  das  Mals  der  notwendig 
mit  in  Kücksiclit  zu  ziehenden  anderweitigen  Faktoren  keines- 
wegs erschöpfen. 

Holaner  berechnet^  dafo  die  Ton  den  Grofsbrauereien  ver- 
wendeten,  feinsten  m&hrischen  und  ungarischen  €lerstensorten 
in  den  meisten  Jahren  steh  doch  noch  teurer  stellten,  als  dem 
Verhältnis  der  höheren  Ausbeute  entspreche.  Und  zwar  der- 
gestalt, dafs  beispielsweise  im  Jahre  1883/84,  wo  das  Ans- 
bcuteverhältni.-*  von  .luslflndischer  zn  gewöhnlicher  inlaiidisclier 
Gersff  wie  17:  lü  gestanden  hätte,  dns  rreitsverhiiltnis  wie 
18:1»>  irewesen  s<'i,  (faffl  also  10  hl  feiubie  Ausland.sgerste  so- 
viel Exiiakt  wie  17  hl  Inlandsgerste  geliefert  aber  dafür  auch 
loco  Wien  soviel  wie  18  hl  derselben  gekostet  hätten.  ^  Von 
4ttner  Steuerersparnis  der  Grolsbrauei'eien  wegen  der  Ihnen 
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zu  Oehote  stehendpii  besseren  Rohmaterialien  könne  daiicr 
niclit  die  Rede  sein;  eine  solche  ^\erde  vielmehr  «illein  durch 
die  bessere  technische  Handhabung  des  Brauerei bctriehes  er- 
zielt, die  aber  die  übrigen  liiawercien  in  der  Hauptsache  »ich 
ebenso  gut  und  leicht  7,u  Nutze  machen  könnten. 

Diesem  Beispiel  gegenüber,  das  ohnehin  in  dieser  Generali- 
sieraog  nicht  f&r  ausschlaggebend  angesehen  werden  kann,  wurde 
von  ätzinger  mit  Recht  geltend  gemacht,  dafs  I)  hierbei  die 
„direkte"  Steucrersparnis  nicht  in  Rechnung  gezogen  sei,  denn 
diese  16  hl  Auslandsgcrste  zahlen  auch  annähernd  7  Mark 
weniger  Malzsteuer  als  die  derselben  Extraktmenge  entspre- 
chenden 17  hl  Inlandsgerste  (1  hl  Gerste  gleich  hl  Darrmala 
gesetzt);  2)  köniK'  ein  tüchtiger  Landbrauer  wegen  «b^r  Quali- 
tät seines  Rohmaterials  aus  1  hl  Malz  nur  229  Liter  Bier  zu 
10  "/o  (Schankbier)  zieht^i ,  während  die  Miincheiicr  Grofs- 
brauereien  230  Liter  zu  13%  (Versandbier)  zu  erzielen  ver- 
möchten, dessen  Ik'werituig  ulinchin  eine  weit  höhere  sei.  ' 
Diese  letzte  Behaujjtung  wollte  Holzner  iVeilicli  nicht  gelten 
lassen  und  stellte  sogar  demgegentther  das  Anerbieten,  in  einer 
von  Ratssinger  zu  bestimmenden  Kleinbrauerei  deren  Unrichtig- 
keit technisch  zu  erweisen.  Leider  scheint  es  zu  keinem  Aus- 
trage dieser  interessanten  Wette  gekommen  zu  sein. 

Die  weitreichende  praktische  Bedeutung  dieser  an  die 
technischen  Fülii^^kciten  der  von  der  Ungunst  der  Wirtschafts- 
lage nach  1871>  Ix  troffenen  Brauer  geknüpften  Verbesseruugeu 
in  der  Kinriehtung  und  Handhabung  des  Betriebes  für  die 
llobun^^  ihres  leidenden  Zustandes  ist  natfirlieh  nicht  zn  be- 
streiten und  auch  schon  bei  Besprechung  iler  lechinscheii 
Kortschritte  mehrfach  an  der  Hand  rechnerischer  Kalkulationen 
dargethan  worden. 

Specicll  für  die  i^'rage  der  zielbewufsten  technischen  Aus- 
gleichung der  Steuererhöhung  und  ihrer  Anwendbarkeit  in 
allen  Kreisen  des  Gewerbes  giebt  Holzner  noch  eine  Reihe 
sehr  schätzbarer  Materialien  an  die  Hand.  Lediglich  in  Folge 
der  obwaltenden  Verschiedenheiten  in  der  technisc  hen  Betriebs- 
führung  erzielen  nach  ihm  die  bayerischen  Landbrauereien 
(Klein-  und  Mittelbrauereien)  nur  ^anz  ausnahmsweise  60^/« 
Extraktausbeute  wie  die  Grofsbetriebe.  Eine  nicht  zu  grofse 
Zahl  von  ihnen  erzielt  nur  58*^  6,  die  meisten  r^G^'o,  viele 
o4  "  0,  einige  sogar  nur  52  und  50*^  u.  Für  eine  Kleinbrauerei 
mit  1000  hl  Malzverbraueh  stellen  «ich  hiernach  die  lictricbs- 
ergebniHse  im  ganzen  folgeTulerninfsen :  „Die  Betriebsausgaben 
sind,  angeblic  h  unter  Annahme  niedriger  Materialpreise  und 
sonstiger  normaler  Verhältnisse,  auf  insgesamt  3ücJ50  Mark 
▼eranschlagt,  wobei  jedoch  die  Verzinsung  des  Kapitals 
(77500  Mark)  zu  4^/o,  sowie  die  Abschreibungen  mit  S'/i^'» 
▼on  pp  60000  Mark  mit  inbegriffen  sind.** 
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Bei  60^10  Extraktausbeute  soll  dann  ein  E  i  n  ii  a  Ii  inubaldo 
von  380  Mark  bezw.  3480  Mark  Einkomme]!  re^iultiereü. 

Bei  58  ^/o  Eztraktausbeute  soll  dann  ein  Ausgabesaldo  Toa 
805  Mark  bezw.  2295  Mark  Einkommen  resoltteren. 

Bei  50  ^'u  Extraktausbeute  soll  dann  ein  Ausgabe  saldo  von 

2005  Mark  bezw.  1095  Mark  Einkommen  resultieren. 
Bei  54*^  0  Extraktausbeutf»  soll  dann  ein  Ausgabesaldo  von 

3190  >!nr]v  bezw.  90  Mark  minus  Einkommen  resultieren. 
Bei  52  *^.ü  i:üxtraktausbeute  soll  dann  ein  A  u  s  tr  ab  e. saldo  von 

4375  Mark  bezw.  1275  Mark  m  i  n  us  Einkummen  resultieren. 
Bei  50^0  ExLraktausbeute  soll  danu  ein  Ausgabe  saldo  von 

5575  Mark  bezw.  2475  Mark  minus  Einkommen  rehultieren. 

Sind  diese  Kalkulationen  zwar  nur  von  theoretischer  Qe- 
nanigkeit  und  in  ihrer  praktischen  Gestaltung  durch  mannig- 
fache, anderweitige,  individuelle  Momente  mitbedingt,  so  tritt 
die  hohe  Bedeutung  der  auf  Grund  rationeller  Betriebsfiihrung 
bewirkter  Ausbeiitcergebnisse  für  die  gesamte  Oeschäftsrenta- 
bilitiit  doch  gebiilueud  zu  Tage.  Holzn»  r  woist  im  Anschlufs 
hieran  in  fesselnder  Weise  nach,  wie  alle,  ;ua  Ii  die  kleinsten 
Brauereien,  durch  ganz  geringfügige  Neuerungen  uud  Au- 
siehaiTuiigcn,  —  Gerstensortier-,  MaTzpoliermaschine ,  Läuter- 
apparat, verbesserte  Darrkonstruktion,  —  das  gute  Ergebnis 
von  60     Ausbeute  zu  erzielen  vermochten. 


wollen ,  dafs  mermit  die  Frage  naeli  den  Ursachen  der  baye- 
rischen Brauereientwicklung  erschöpft  und  bezüglich  ihres 
ferneren  Ganges  gelost  wäre.  Mit  Raisonnements  über  die 
vorzugliche  Produktionsweise  der  Grofsbrauereien  und  deren 
Überlragbarkeit  auf  die  anderen  Gewerbskreisc  '  r-n  ht  man 
eben  nicht  aut>.  Eis  mui»  vielmehr  betont  werdm,  dafs  die 
aul'serhalb  der  Bethätigungssj^häre  der  Beteiligten  liegenden 
„objektiven'*  Momente,  die  sich  in  erster  Linie  in  dem  Be- 
grine  des  „Kapitalismus*'  zusammen&ssen  lassen,  entschieden 
bei  der  Gestaltung  der  gewerblichen  Entwicklung  die  Ober- 
hand gehabt  haben,  und  zwar  Ist  besonders  die  SteuererhOhung 
von  1879  verantwortlich  zu  machen,  den  Einfluls  dieser  Fak- 
toren direkt  und  indirekt  zu  Gunsten  der  Grofsproduktion 
wesentlich  gesteigert  zu  haben.  Aufser  in  den  vorstehend  gc- 
bebilderten  Verhältnissen  dokumentierte  sich  dies  noch  in 
folgenden  beiden  sehr  deutlich: 

'  Ist  es  doch  eine  in  der  betr.  Litteratnr  oftmals  beklafft*»  Thatsache, 
dafa  viele  Klein-  und  Mittelbraucr  durch  allzu  eifriges  Streocn,  alle  tech- 
niftcben  Neaeruti^ron  u.  dgl.  bei  sich  emmtUhren,  sich  ruiniert  haben,  wie 
das  in  ähnlicher  Weise  bekanntlich  Ii  in  der  LandwirtHchiift  so  huutrg 
vorkommt.  Hierauf  bezieht  sich  eben  auch  das  in  der  Fachpresse  öfter 
dtSivte  FmdeioB  des  altSB  Pxofetaon  LtDtner,  eines  dsr  entea  Moereii 
Bmuteehndoecn,  dab  BMUk  „1&  der  Bisoerai  nicht  konasrvsliv  geniig  sda 

könne !" 

Forattkuf  «II  (M)  XU  l.  -  Struv«.  16 


hieraus  abnehmen  zu 
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Nach  Artikel  43  des  Malzwifiwshlagsgesetses  war  dem  Brauer 
In  der  Kegel  eine  fast  halbjährige  Stundung  der  Steuer  auge- 
standen, dergestalt,  dafs  Deispielswetse  von  dem  zur  Braun- 

hiererzcugung  bestimmten  Malz,  das  vom  1.  Januar  bis  zum 
letsten  März  gebrochen  wurde,  die  Steuer  zur  ersten  Hälfte 
vom  1.  bis  zum  15.  April  und  zur  anderen  vom  1.  bis  zum 

15.  Oktober  entrichtet  werden  mufste.  Die  in  Anbetracht 
dieser  Stundungsfrist  notwendige  Sicherstellung  des  Arnr^j  war 
in  ausreichender  Weise  auf  (inmfl  der  „Prioritüten«  ]  limng 
für  das  Königreich  Bayern  vom  1.  Juni  IH22'^  gewährleistet, 
wonacli  im  Konkursfalle  des  Aufschlagspfliclitigen  die  Steuer- 
schuld das  Vorzugsrecht  einer  Hypothek  zur  ersten  Stelle 
genofs. 

Durch  die  am  1.  Oktober  1879,  also  fast  gleichzeitig  mit 
der  Steuererhöhung,  erfolgte  Einführung  der  Reichs-Konkurs- 
ordnung  vom  10.  Februar  1877  in  Bayern  erlosch  die  alte 
Landes-Prioritätenordnung,  und  damit  auch  das  bisherige  Vor- 
zugsrecht des  Fiskus  für  seine  Steueraufsenstände.  Um  daher 
diesen  dafür  zu  entschüdigen  und  vor  etwaigen  AusflUlen 
sicher  zu  stellen,  wurde  in  dem  die  Steucrerhöhung  betreffen- 
den Gesetz  zu^^leich  Artikel  43  in  der  Weise  geändert,  dafs 
bei  drohender  Verlustf^efahr  mich  in  anderen,  als  d'^n  hisher 
bereits  vorgesehenen  Füllen  (bei  Ausländern  und  eventuell  bei 
Pächtern,  sowie  unter  Umständen  bei  Betriebsv«.T;iu!serung) 
ausreichende  anderweite  Sicherstellung  oder  sofortim  l^mzah- 
lung  des  verfallenen  Aufschlages,  gleichviel  ob  vorher  Stun- 
dung stattgefunden  hatte,  verlangt  werden  konnte. 

Nach  den  übereinstimmenden  Berichten  aller  Sachkenner 
hatte  diese  neue  Bestimmung  in  der  Praxis  dahin  geführt, 
dafs  bei  der  Mehrzahl  der  Brauer  die  sofortige  Einhebung 
des  Malzaufschlages  als  Regel  festgesetzt  wurde,  M'ährend  bei 

frolSBen,  gut  fundierten  Betrieben  entweder  anstandslos  Stun- 
ung  gewährt,  oder  eine  verzinsliche  Kaution  gefordert  wurde, 
Statist'-^*  lie  Angaben  über  die  Zahl  der  betr<  ncnden  Fälle  und 
den  in  Frage  kommenden  Sf^uerbetrag  existieren  allerdint^:«* 
leider  nicht.  Die  grofse  wii  fschnftlichf»  Un^leiciiheit ,  die  da^» 
Verfahren  fÖr  die  meisten  kleinen  und  miulereu  Brauereien 
für  ihre  Betriebsergebnisse  zur  Folge  hatte,  liegt  aber  auf  der 
Hand.  In  einem,  übrigens  vorwiegend  *lius  Interesse  dcrOrofs- 
brauerei  vertretenden  Artikel  in  der  Münchener  Allgemeinen  Zei- 
tung wurde  die  so  entstandene  Mehrbelastung  dieser  Brauereien 
auf  ca.  25 ^/o  des  Betriebskapitals  geschätzt!  Angesichts  der 
seit  der  Steuererhahung  auf  über  80 ^/u  der  Produktionskosteo 
angewachsenen  Steuerbelastung  bedeutet  dies  in  der  That  eine 
überaus  schwere  fiskalische  Inanspruchnahme  dieser  Brauereien. 
Die  bedenkliche  wirtschaftliche  Trni.  -ite  dieser  Neuerung 
wurde  besonders  dadurch  so  geftirdcrt,  dafs,  wie  weiterhin 
noch  zu  erörtern  sein  wird,  bei  der  Mehrzahl  der  hiei*  in  Be> 
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tracht  kommenden  Klein-  und  Mittclbrauereien  gerade  das 
thnmiiche  II tfoTerhältnis  zwischen  Anlage-  und  Betriebskapital 
etaen  besonders  wanden  Punkt  ihrer  Existenzßlhigkeit  bildete, 
indem  letzteres  durch  die  mannigfachen,  zum  TeU  infolge  der 
SteaererhOhung  ▼orgenommenen  technischen  Betrlebscrweite' 
rungen  und  Vervollkommnungen  zu  einem  grofsen  Teil  absor- 
biert war  and  damit  ein  ttbergrofses  Anlagekapital  zu  Ter- 
finsßn  war.  was  um  so  schwerer  hielt,  je  mehr  die  allgemeine 
VerschMrtun^'  «Itr  Konkurrenz  die  volle  technische  Ausnutzung 
des  Brtrtt'b«*s  «Tscliwerte,  und  dieser  sein  gesteigertes  Kapital- 
b«durfuiti  dun- Ii  mannigfache  Kredite  decken  muUte. 

Angesi(  hi>  «ler  im  Gegensatz  hierzu  bevorzugten,  ohuehin 
mit  reichliclmreu  Hetriobsmitteln  ausgestatteten  Grofdbetriebe 
niufs  mau  in  der  That  beipflichten,  dafs  hier  eins  der  schwer- 
wicigendsten  nobjtfkttven**  Momente  für  die  wirtschaftliche  Be- 
dringnis  und  den  Niedergang  der  bayerischen  Klein-  und 
Hittelbrauerei  vorlag,  dessen  Beseitigung  ein  dringendes  Ge- 
bot wirtiichaftspolitischer  Bethiltigung  war.  —  Der  bayerische 
Braaerbund  trat  denn  auch  alsbald  in  nachdrücklichster  Weise 
im  Interesse  dieser  Kreise  des  Gewerbes  hierfür  ein.  Man 
Ft^llte  die  Forderung,  entweder  den  alten  Zustand  wieder  Platz 
greifen  zu  las.s<'Ti,  nder  wenigstens  den  Brauern,  denen  die  ge- 
s«^t7.1iche  Steuernaeliborge  nicht  zugebilli;^^t  war,  nachtniglich 
eine  entsprechende  Zinsvergütung:^  für  die  in  Betracht  konunen- 
den  4 — 5  Mt»nate  zu  bewilligen.    Ks  gingen  jedoch  leider  noch 
mehrere  Jahre  hiu,  ehe  dem  allgemeinen  Drangen  seitens  der 
Re^erung  stattgegeben  wurde.    Die  auf  die  Vorstellungen 
des  Brauerbundes  alsbald  nach  Einfahrnng  d^  neuen  Bestim- 
miiDg  erfolgte  Regierungsanweisung  an  die  Aufschlagsbehör- 
deoy  bei  Kündigung  der  Nachborge  mit  ^ thunlichster*'  Scho- 
nung vorzugehen,  hatte  nur  wenig  Erfolg.    In  verschiedcnc.n 
Eingaben  wiederholte  daher  der  Bayerische  Brauerbund  1883 
und  I8S5  seine  Anträge.    Endlich,  am  29.  Mai  1886|  wurde 
durch  Artikel  40  der  „Novelle  zur  Subliast.ationsordnunfr,  das 
Vorzugsret'ht    des    Ärars    gc;!;cnüber   der  Immobil.'cnmasse" 
l3\nde'>gC'*<*izlieh  der  alte  Zustand  insoweit  wieder  her^^estellt, 
ül>  'Üe  s  d'  trtiire  Einhebung  der  Steuer  —  von  den  früher  be- 
rt'ius  bestehenden   Fällen  abgesehen  —  nur   dann  erfolgen 
durfte,  wenn  „besondere  Umstände  einen  Ausfall  am  sciiul- 
digon  Malzaufschlage  besorgen  liefsen".    Damit  war  die  Ab- 
iieJlung  einer  der  schwersten  Hemmungen  der  bajerischen  Klein- 
and  Mittelbrauereien  wenigstens  in  der  Hauptsache  erfolgt, 
nachdem  sie  freilich  gerade  in  den  der  SteuererhDhung  folgen- 
den schwersten  sechs  Jahren  verhängnisvoll  gewirkt  hatte. 

In  gleicher  Richtung  soll  ferner  der  f  »Igende,  dem  System 
der  Steuer  selbst  anhaftende  Umstand  wirksam  gewesen  sein: 

Es  war  bereits  oben  an  einem  Beispiel  dargelegt,  wie  die 
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Groi^brauereieu  durch  die  ihnen  zu  Gebote  stehenden  feineu,, 
ausländischen  OeratenBorten  in  den  Staad  gesetzt  waren ,  er- 
hebliche Steuerersparangen  zu  machen.  Durch  die  nach  dem 
Mafs  (pro  Hektoliter  Malz)  erfolgende  Einhebung  der  Steuer 

sollen  sich  diese  Ersparungi  n  vicTfach  derart  erweitert  habe% 
dafs  dieser  Stcuermoaus  fUr  sie  geradezu  eine  Prämie  auf  ihre 
kapitalistische   Produktionsweise  bedeutete.    Wie  behauptet 
wurde,  pflegt  nämlich  tli'^  Qualität  (ider        in  r>«vji^  auf 
das  Produkt  —  dio  Extraktercriobi^^keit  der   Braugerste  mit 
deren  Gewic  ht  gemeinhin  in  dirikt<^iii  Verhältnis  711  stoh^'n. 
Allerdings  kommen  im  einzelnen  noch  t  iiie  Reihe  weiterer, 
hiervon  unabhängiger  Momente  (Farbe,  FeinhiUsigkeit,  gleich- 
miir«ige  Keife  und  Gröfse  der  Körner)  für  die  technische  Be- 
wertung der  Gerste  in  Betracht.     Immerhin  aber  soll  den 
feine  und  im  allgemeinen  schwere  Gerste  vefwendenden  Grofs* 
brauereien  durch  die  Besteuerung  nach  dem  Mafs  ein  erheb- 
licher Vorteil  daraus  erwachsen.   Zwar  würde  auch  die  Er- 
hebung der  Steuer  nach  dem  Gewicht  des  zu  verschrotenden 
Malzes^  wie  sie  beispielsweise  in  Norddeutsehland  zugelassen 
ist,  diese  Unterschiede  in  der  jeweils  entfaHcnden  Steuerquote 
nicht  gänzlich  aufheben,  weil  verschiedene  Gerstensorten  dureli 
das  VermJtlz^Mi  verschiedene  Gewiehtsniengen  Malz  ergeben, 
doch  waro  dnniit  inniK  rhin  schon  viel  gewonnen  geg("nüb«?r 
den  Ungleiiliheiten  mtolge  der  Mafsbesteuerung.    In  exakten 
Untersuchungen,  dir»  liieriiber  angestellt  worden  sind,  soll  ^i«  !i 
ergeben  habend  dals  der  Steuerwert  von  Malz  I.  Qualität 
(1  hl  Gerste       67,5  kg)  und  von  Malz  II.  Qualität  (1  hl 
Gerste  =  58,7  kg)  bei  der  Gewichtssteuer  von  93 — 100,  bei 
der  Mafssteuer  dagegen  von  85 — 100  schwankt.   Es  wird  dar 
her  gegenüber  der  mathematisch  allein  zutreffenden  Besteue- 
rung des  Extraktes  bei  der  Gewichtssteuer  das  Malz  :iiis 
leichterer  Gerste  (11.  Qualitiit  )  nur  um  7,5  ^'  o,  dagegen  bei  der 
Mafssteuer  um  17,6*' 0  zu  hoch  besteuert,  und  awar  ergiebt 
sich  dies  Rosnltat  trotz  des  Umstände»,  dafs  beim  Malz  von 
Gerste  1.  Qualität  durch  das  Vermälzen  eine  VolMincrr/nn  ibme 
von  2,06^  0,  da^^fgen  bei  der  aus  Gerste  II.  QualiUit  eine  Vo- 
liimenverringerung  um  4,53  "  »  stattgefunden  habe.    Da  aber 
duroll  die  jeweilige  Handhabung  des  Mälzungsprozesscs  lUe 
Volunienänderung  der  Gerste  sehr  versciüedcn  ausfallen  könne, 
so  folge  daraus,  dafs  das  Volumen  (Mals)  des  Malzes  für  eine 
gerechte  Besteuerung  nicht  nur  weniger  geeignet  sei,  ahi  wem 
Gewicht,  sondern  auch  als  das  Volumen  der  Gerste'). 


I  Jos.  stein,  Im  „Bayerischen  Bierbrauer*".   Jahrgai^  1871. 

>  In  (üeser  Hinsicht  war  daher  auch  wip  Stein  bemerkt  —  die 
bis  Ib^O  in  England  berrscheode  liesteuerune^  der  Braugerste  nacb  ihrem 
TrockeovolQinen  (dasselbe  wurde  durch  MumpLLkatiou  der  im  seaichten 
Qaellstoch  befindlichen  Gtantenmeoge  mit  (^65  emiitteU)  eine  teehiuseh 
•ehr  gerechte. 
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In  äciiiem  a.  a.  0.  erwähnten  Buche  über  „die  Bierfrage 
in  Bayern"  (18il)  hat  Deuringer  dies  mit  dem  Steucrmodtt» 
xsi^nmTncnhitngende  Moment  in  seiner  wirtschaftlich  differen- 
zierten Bedeutung  filr  dio  grorson  und  kleinen  Brauereien 
Df>ch  weitfr  ausgeführt,  indem  er  es  mit  „guten,  mittleren  und 
jJchleeliteQ  Krntejaliren"  in  Verbindung  setzte.  Tu  den  eröteren, 
<lon  ^uten  Erutejalireu,  sind  die  })ezeichneten  Differenzen  ge- 
nieinliiii  gerin;^  uiul  die  Preise  ebenfalls  niedrig.  In  den  mitt- 
It-ren  Ernteiahren  erweitern  sich  diese  DiÜ'erenzea  bereits  und 
«od  auch  die  Preise  »chon  höher,  um  endlich  in  den  schlech- 
ten Erntejahren  bei  höchsten  Preisen  am  weitesten  zu  Un- 
gunsten aer  Klein-  und  Mittelbrauereien  sich  auszudehnen, 
und  so  deren  BetriebsrentabilitHt  nach  zwei  Seiten  hin  zu 
schädigen. 

Es  kommt  ferner  dazu,  worauf  Batzinger  a.  a.  O.  auf- 
merksam macht,  dafs  das  von  Rolzner  als  vermeintlicher  Vor- 
zug de^  hf*rrschenden  Steuersystems  Inui^estellte,  durch  dieses 
tf»'r«»rderte  Streben  der  Brauer,  immer  nur  möglichst  gute 
On-ien  zu  verbrauen,  in  Wirklichkeit  nur  zu  spekulations- 
för  lernden  Preistreibereien  führt,  die  für  weite  Kreise  des  Ge- 
vrerbes  schwere  Nachteile  in  .sich  schlict'sen Auch  werde 
der  Fortschritt  iu  der  Technik  nicht  so  sehr  durch  das  Stre- 
ben, immer  Primaware  zu  verwenden,  gefördert^  als  vielmehr 
dadurch,  auch  aus  minderwertigem  Material  ein  gutes  Bier  zu 
«rseagen,  womit  nicht  nur  der  nationalökonomisch  wünschens- 
werten gröfseren  Absatzfkhi^keit  solcher  Gersten,  als  auch 
den  Ii  ehtn  vorwiegend  auf  diese  angewiesenen  Klein«  und 
Mittelbrauem  gedient  ist. 

Ans  allen  diesen  Gründen  haben  sieh  dalier  auch  einige 
Schrift-t^^dler,  wir»  Ratzinger  (a.  a.  O.  ^S.  14)  und  Hein  dl 
(Zeittchritt  für  l^ierbr.iuerei  und  Malzfabrikation  189!)  zu  sehr 
hiirten  Urteilen  gegen  das  l).iyerische  Steuersystem  wie  gegen 
die  Materinlsteuer  überhaupt  hinreifsen  lassen.  Der  Letzt- 
genannte sagt:  „Wenn  die  Bestcueruug  ihn  Zweck  haben 
»oll,  daä  grofse  Kapital  für  die  Vorteile,  welche  es  an  und 
ftr  sich  aus  der  Produktion  zieht ,  noch  zu  prämiieren ,  und 
so  den  herrschenden  Gegensatz  zwischen  der  Qrofs-  und  der 
Kteinindustrie  noch  zu  verschärfen  und  die  Konkurrenzverhdlt- 
nisse  zu  komplizieren,  so  erfUllt  jedenfalls  die  Materialsteuer 
dfoBeo  Ü^week."  — 

Wie  unzulänglich  jedoch  ein  solches,  keineswegs  allein* 
stehendes)  Urteil  ist,  wird  klar,  wenn  man  demgegenüber 


*  Dafii  der  Brsaer  schon  für  die  Etikette  „Braugerste''  oft  einen 
«iveriiütoisiiiärsig  hohmren  Pftns  bsssUt,  der  in  der  Qaiüitiit,  die  mit* 

QDtcT  der  von  Futter-  und  Brenn;;erste  fast  gleicli  ist,  nicht  euf::!prLcheiid 
begründet  ist,  ist  eine  zwnr  bekanntt;,  aber  praktisch  leider  noch  bei 
«reifem  nicht  genugsam  gewürdigte  Thatdache.  Der  Verf. 
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einen  vergleichenden  Blick  auf  die  anderen  bestehenden  Brau- 

•tcnersysteme  wirft  und  nach  deren  Vorzügen  gegenüber  den 
vermpintlichen  Mängeln  der  Materialsteuer  fragt.  Es  mag  auch 
der  Würdigung  des  bayerischen  Brausteuersystems  zu  gute 
kommen,  wenn  im  naehstehenden  ein  kurzer  Exkurs  in  B^ug 
hierauf  unternommen  winlV 

Bei  der  so  oft  aur^tworfenen  Frage  nach  dem  besien 
Brausteuersystem  und  den  verschiedenen  Vor-  oder  Nachteilen 
der  einzelnen  Systeme  hat  man  zunächst  au  berttcksiehtigen, 
dafs  es  sich  hierbei  ausschliefslich  um  reale,  historisch  be- 
dingte Verhältnisse  des  Wirtschaftslebens  handelt  und  dem- 
gemäls  alle  theoretischen,  doktrinären  Erwägungen  gegen  die 
fVage  nach  der  praktischen  Wirksamkeit  des  betreffende!» 
Systems  in  den  Hintergrund  zu  drängen  sind*.  Und  ferner 
ist  wohl  zu  unterscheiden ,  inwieweit  etwaige  M.Hngel  oder 
Vorteil'"  ansschliefslicli  dem  System  an  sieh  angehören  oder 
auf  der  praktischen  Ausführung  und  Handhabung  der  Steuer- 
gesetzgebung beruhen,  ob  und  welche  engeren  oder  weitereu 
Zusammenhänge  und  Wechselwirkungen  zwischen  dem  Systenir 
und  der  Steuertechnik,  der  Erhebuugjjweise,  bestehen. 

Naeli  dem  Steuerobjekt  scheiden  sieh  die  Biersteuer- 
Systeme  in  die  Steuern  auf  das  fertige  Bier,  auf  die  Würze 
bezw.  Maiächc  (Halbfabrikate)  und  auf  das  Rohmaterial. 

Die  auf  einer  bestimmten  Mafs-  oder  Qewichtseinheit 
fulsende  S te u erbe m essung  ist  entweder  eine  direkte  oder 
eine  indirekte,  mittelbare,  unter  Zugrundelegung  des  amtlich 
geaichten  Rauminhaltes  bestimmter  Braugerätschaften  (Weich- 
stock,  Maischbottich»  Sudkessel)  oder  Gefkfse  (Transport- 
filsser). 

Danach  ist  das  Bild  der  zur  Zeit  bestehenden  Steuer- 
systeme folgendes: 


*  Zur  genaueren  Orientierunp^  sei  auf  v.  May 8  Artikel  über  „Bier 
nnd  Bierbesteuerung"  in  Conrads  Staatswörterbuch  Bd.  II,  sowie  auf 
desselben  Verfassers  Darstellung  der  vencUedenen  Steuer8)^8teme  in 
seinem  Kommentar  zum  bayeriechen  HaUsanisehlBgsgeflefaBe,  Erlangen  1888^ 
£uileittin^  S.  85—147,  hingewiesen. 

*  „Die  obersten  Steucrprincipien  gelten  im  allgemeinen  »atürlich, 
such  fOr  die  Üierrtener  und  deren  firhebungsfonn ;  immer  aber  wird  hier- 
bei  auf  die  in  dorn  b«- treffen  den  Lande,  jji  öfter  selbst  in  den  einzelnen 
Landesteilcn  bestohenden  allgeinetuen  Lehens-,  insbesondere  W'irfschrifty- 
und  Kulturveihüitnisae  — -  .als  einen  immer  mitsprechenden,  mitunter  eiit- 
eeheidenden  Faktor;  (s.  Wagner  a.  a.  O.  Bd.  ü  S.  301)  —  ROcksicht 
7,u  nehmnn  sein:  Ein  vor  dem  Doktrirai i-inus  nicht  bestellbares  Frincip 
kann  daher  in  der  Praxis,  in  Berücksieiili^UDg  des  laugen  Hestandra,  der 
Gewohnheit  der  Steuerpfliihti^^en  hieran,  der  besonders  obwaltenden 
technischen  Verbältnisse  etc.,  wohl  befriedigen,  wie  umgekehrt  ein  streng 
auf  den  Grundsätzen  der  Finanswiseenschatt  aufgebautes  System  pr;ikti?ch 
als  unausführbar  sich  zeigen.  ..."  v,  Majr,  Art  „Bier  imd  Bierbedtcue- 
rang",  Conrads  Staats  Wörterbuch. 
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1.   Fa b r i  k a t  s s  te u  er. 

Indirekte  Steucrbeniessung  (Fafssteuer ).  Hesondera  in  den 
Verein  irrten  Staaten  von  K  o  rd  a  nieri  ka  (sieit  1866), 
ferner  in  Kauada,  Kumäuien,  Serbien,  Dänemark 
(seit  1801). 

n.  Halbfftbrikatssteoer. 

A.  Dii«kte  Steuerbemeasang;  imter  Zakülfenahme  des 
Saechrometer», die togenannte Wflnesteuer.  LiOsterreieh- 

Ungarn  (seit  1852)  nach  dem  Zuckergehalt  der  Wttrae,  des- 
gleichen in  Italien  (seit  1874).  In  G  rofsbri  tannien 
und  Irland  (seit  1880)  nach  dem  spedfischen  Qewiclil  der 
Wfirze. 

B.  Indirekte  Steuerbemessung.  In  Baden  (seit  1845) 
KeabeUteuer ;  desgleich«  n  in  den  R  e  i  c  Ii  s  1  a  n  d  e  n  ( Fran- 
zösische Gesetzgebung) 5  desgl.  in  Frankreich  (seit  1816). 

InHolland  die Mafachhottichsteuer  (seit  1822),  daneben 
aber  auch  &knltatiT  die  Malagewichtsstener  (seit  1867).  Des- 
gleichen in  Belgien  (seit  1822  besw.  1885). 

In  Rufsland  die  Bottichsteucr  (seit  1867,  Später  mehr- 
fKk  der  Steaerfols  geändert)  neben  der  Patentsteuer  (Ltaena). 

III.  Hohmaterialste uer. 

Im  Norddeutschen  Brausteuergebiet  und  Luxem- 
burg die  Malz^rewichtsteuer  und  zwar  sowohl  „auf  Brau- 
rinrci^e"  <s*?t  1818  ursprünglich,  nunmehr  seit  1872)  (Ein- 
maischs>teuer,  diese  die  He-rel)  als  „auf  Vermahlnng"  (seit  1872) 
(Veröchrotungsöteuer),  »owie  die  Steuerfixati(*n.  Desgl.  auf 
Vermahlung  nach  Gewicht  in  Wörttemberg  (seit  1856), 
ia  Finnland  (seit  1882),  hier  aber  unter  Zuhulfcnahme 
antomattscber  Wägapparate.  Desgi  fikknltatiy  in  Holland 
und  Belgien  (s.  oben)» 

In  Bayern  die  Malgpiafssteuer,  unter  Zuhttlfenahme 
automatischer  Mefsapparate  (seit  1805  bczw.  1868). 

In  Norwegen  (seit  1827)  die  Gersteneinweichsteuer 
nach  OowM'ht.    (Eheraals  nnch  in  England.) 

In  üanada  die  Hopfensteuer  neben  der  Fa(abiersteuer. 

Von  deu  hier  autgetuhrteu  Steuersystt  men  ist  es  gleich 
das  erstgenannte,  die  Fafs biersteuer,  die  wie  kein  anderes 
Sutern  den  Vorwarf  steuerlicher  Ungerechtigkeit  ver- 
dient. Sie  nimmt  keinerlei  Rücksicht  auf  die  Qualität  des 
Bieres,  auf  seine  Zusammensetzung  und  die  Menge  der  ver» 
wendeten  Materialien,  sie  behandelt  das  steuerpflichtige  Bier 
lediglieh  als  ^gleichartigen  Massennrtikel,  ähnlich  dfMU  Brannt- 
•vt  in  oder  Öalz.  Gerade  in  der  möglieli^-t  inin'^eu  Anpassung 
der  Öteuertechnik  an  den  jeweils  yerschiedenen  Produktions- 
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und  Konsurationswert  des  Steucrobjekts  liegt  aber  das  vveaeiit- 
liehe  Ziel  und  der  Wertmafsstab  aUer  in  Betracht  kommenden 
Brausteuersysteme.  Die  FaTsbiersteuer  ist  wie  keine  andere 
den  Interessen  des  kapitalistischen  Orofsbetriebs  angepafst. 
Es  ist  kein  Zufall,  dals  gerade  die  Vereinigten  Staaten  Nord- 
amerikas das  typische  Beispiel  dieses  Steuersystems  bilden 
Von  Anbeginn  her  setzto  dort  die  Brauerei  auf  industrieller 
Basis  ein  und  gestaltete  sich  bald  in  ungewöhTilielier  Weise 
aus.  Während  in  Deutschland  das  auf  einen  Betrieb  ent- 
fallende Durehschnittsprodtiktiontiquantum  i^icli  auf  1900  Id 
beläutt,  beträgt  es  in  den  Vereinigten  ♦Staaten  nicht  weniger 
wie  15000  hl!  Bei  einer  so  allgemeinen  Durehfuhiung  des 
GrofHbetriebs ,  die  zum  grofsen  Teil  bereiU  zu  korabinierten 
Unternebniungstonnen  von  gigantischem  Umfange  gefuhrt  hat, 
verflüchtigen  sich  uaturgemäfs  solche  nach  europäischen  Be- 
griffen fundamentalen  Mängel  des  Brausteuersystems  fast 
vollständig.  Das  amerikanische  Bier  hat  thatsächlfch  den 
Charakter  einer  ttherall  gleichartigen  Fabrikware  angenom- 
men*, Produktionsbedingungen  und  Betriebsweise  weichen 
im  wesentlichen  wenig  von  einander  ab  in  den  einaelnen 
Betriebsstätten. 

Es  ist  jedoch  nicht  allein  das  fehlerhafte,  „giin/lieh  un- 
wissenschaftliche" (Hock,  Öffentliche  Abgaben,  18t)3,  S.  166) 
Prinzip  dienes  Systems,  sondern  aucli  die  durch  dies  System 
b^'dingt«*  Steuertechnik,  dit*  zu  den  gröTiiten  Ausstellungen 
Anrecht  giebt  und  thatsächlieh  auch  in  Amerika  mifslich 
genug  empfunden  wird.  Die  ilufsere  Einfachheit  in  der  Er- 
hebungs weise  der  Fafsbieriteuer  täuscht  gerade  hierüber  leicht 
hinweg.  Allerdings  wird  der  Brauer  in  seinem  Betriebe  fast 
gamicht  durch  die  Steuer  gehemmt,  er  kann  brauen,  wie, 
wann  und  —  woraus  es  ihm  beliebt»  die  Zahlung  der  Steuer 
ist  ein  gana  einfacher  Akt,  die  Bierausfuhr  gerät  mit  der 
SteuerrückveigQtung  in  keinen  Konflikt,  da  alle  von  der 
Brauerei  ausgehenden  Biertransporte  nach  (oder  von)  den 
Lngerkellern  und  nnch  der  Zollgrenze  unter  steueranit- 
lichci'  KontTi»lle  vor  sich  p;'^1ien  ("^   abfr  der  Steiier- 

verwaltung  an  allen  Mitfein  gebricht,  einer  Stoucrliint<^rziehung 
durch  heimliches  Beiseiteschaffen  von  Biervorräten  durch  di- 
rekte Überwachung  des  Produktionsprozesses  vorzubeugen, 


>  Die  Steuer,  die  mittels  kHufÜclicr  Stempelmarken  die  auf  daa 
Fafsspnndlocli  jfeklebt  werden  —  bezahlt  wira,  beträgt  1  Dollar  pro 
Barrel  (143  1)  Bier,  doch  gehen  gewöhnlich  T'/a^'^o  liiäkunt  davon  ab,  ao 
dafii  aie  genau  genommen  S,13  Mark  pro  Hektoliter  Bier  austräiirt 

-  M.  j3t  zeichnen  sie  ?irh  durch  relativ  hohen  Alkoholgehalt  aus, 
was  natiirlich  vnlkswirtHchattiicli  wenig  etTipfehlenswert  ist,  sich  aber 
gerade  aus  der  ächabloueuhaften  Steuer  erklärt,  die  x.n  einer  mügiiclwt 
weitgehenden  Aasnutsung  der  BmoBtoffe,  üiBbeaendeie  hoher  Veigihiung, 
nnreist 
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so  bleiben  nur  indirekte  Ilülfümittei  zur  Verfügung,  nämlieh 
Forderung  sehr  minutiöser  Buchfülirung  und  Buchauözüg« 
«eitens  des  Brauers,  mimatliche  Eidesleistung  desselben  in 
Bezug  auf  die  Richtigkeit  seiner  Angaben  drakonitiche,  mit 
4ar  Schwere  cter  jeweiligen  Delikte  in  keinerlei  Veriiältnis 
«tekende  Strafen  und  —  last  not  least  —  Begünstigung  des  De-  * 
nunsiantentums.  —  Kurz,  man  braucht  sich  nur  dieses  alles  zu 
▼m^egenwftrtigen  nnd  in  Gedanken  auf  heimische  VerhiUtnisse 
XU  übertragen,  um  zu  begreifen,  dafs  es  für  diese  kaum  ein 
unglfU-klicliere*«  System  ir*'^^'Mi  dürfte  als  das  amcrikjmische. 
Wir  finden  es  in  Europa  nur  uocli  in  !?ii:niinion  nnfl  Serbien-, 
wo  jedoch  die  lirauerei  nur  In  eiiiigiui  greiseren  lietrieben 
besteht  und  daher  eine  Soiuierstelluug  unter  den  dortigen 
Oewerben  einnimmt,  und  neuerdings  in  Dänemark,  wo  die 
Produktion  ebenfalls  sum  gi-ölsten  Teil  auf  den  Qrolsbetrieb 
koBsentriert  Ist  nnd  außerdem  die  FaTsstener  mehriaebe  Mo- 
difikntionen  erfahren  bat,  die  socialpolltiscb  und  iinanzwirt- 
achaftlieb  ihr  einigennafsen  zum  Vorteil  gereiclien  (Freilassung 
von  Bier  mit  weniger  als  2^/2  **/o  Alkoholgehalt  von  der 
10  Kronen  pro  Tonne  (=  131,39  Liter)  betragenden  Steuer 
Verbot  von  Bieren  mit  mehr  als  6**'o  Alkoholgehalt,  Kontin- 
gentierung des  der  Staatskasse  zuzuführenden  Stcuerortrages 
und  Überweisung  der  Überschüsse  an  die  das  Steueraufkommen 
repräsentierenden  Gemeinden). 

Bemerkt  mag  nocb  werden ,  dafs  das  amerikaniscbe 
Stenerrfstem  sowobl  den  Haustmnk  in  den  Brauereien  als 
aneb  die  Biererzeugung  für  den  eigenen  Bedarf  steuerfrei 
UUa^  was  ebenfalls  g^n  das  Prinsip  der  Brausteuer- Allgemein- 
heit  ▼erstöfst. 

Den  (lenk^rir  i]^ntr>tf  n  rjeir.^nsatz  zur  ganz  und  gar  „un- 
wiss«^'n-rliaftiichen"  amerikanischen  Fabrikatssteuer  stellt  in 
prin/ipi«*ller  Hinsicht  das  niiehstc  System,  die  Ilulbfabri- 
kuLssteuer  mit  direkter  Steuerbemessung  dar,  die 
aogenannte  Würzesteuer,  die  in  Österreich  •  Ungarn ,  Italien 
mä  Grofsbritannien  eingefllbrt  ist  Tbeoretiseb  stellt  sie 
sweilSalsobne  das  Ideal  jüler  Brausteuersysteme  dar,  da  hier 
!  I  St  uersatz  genau  der  Qualität  (Extrakthalttgkeit)  des 
Produktes  angemesen  ist  Mittels  des  Saccharometers  wird 
unter  gewissen  Vorkehrungen  die  GrMdigkeit  (in  Grofs- 
hritannien  da-  s|,c'eifische  Gewicht)  und  die  Men;:;e  der  Würze 
ermittelt  und  die  Zahl  der  gefundenen  Saccharometergrade 

^  Die  oacU  Mewoug  voa  üeimern  aber  zu  einer  ieerea  Formalitiit 
berabKeitunken  itl^. 

'Die  Fabrikatateuer  in  Griechenland  ist  melir  «ine  Abfindungs- 
ieistag  seitens  (h>r  dorti;:?cn  6  Brnuc^rcien. 

*  Womit  das  als  Yolksgetränk  sehr  verbreitete,  oborguhrige  Wdfh- 
bier  Msaerfircl  blsibea  Wirde,  wlbfend  das  nach  deutMher  Art  gebnnto 
Bter  (»baisr  «l**)  die  eigentUebe  Steoerlast  tragen  wttidSi      Majr  a.  a.  O. 
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und  Hektoliter  mit  dem  pro  Orad  und  Hektoliter  festgesetzten 
Steuerfuf:»  multipliziert  (in  Osterreich  -  Ungarn  1G,7  Kreuzer 
pro  Uektolitergrad,  in  Italien  60  centesimi)  und  so  der  Steuer* 
betrag  festgestellt 

Dieser  theoretisclien  Vollkommenheit  des  Systems  steht 
aber  eine  so  grofse  durch  das  Wesen  desselben  bedingte 
Komplizierthoit  und  Schwerfölligkeit  der  Erhebungstechnik 
gegentlber,  dafs  dadurch  dieses  System  sich  in  der  Praxis  als 
wenig  empfehlenswert  darstellt 

Man  kann  ohne  Übertreibung  behaupten,  die  Geschichte 
der  österreichischen  Würzesteuer  stellt  seit  der  allgemeinen 
industriellen  Ausgestaltung^  der  österreichischen  Brauerei  eine 
einzige  Leidensgesthiclite  für  das  Gewerbe,  eine  ununter- 
brochenf^  Kette  von  wirtschattlic  linn  und  fiskalischen  Schwieri}:^- 
keiten  alitr  Art  dar.  Wenn  nach  von  Hock  das  Charakte- 
ristikum einer  guten  Steuer  besonders  darin  liege,  dafs  von 
ihr,  ähnlich  wie  toq  einer  ^ten  Hausfrau ^  mj^lichst  weni^ 
gesprochen  werde,  so  ist  dies  für  das  Ostcrreicnische  Brau- 
steuersystem das  denkbar  schlechteste  Zeugnis.  Freilich  die 
mannigfachen  Mängel  und  Unzuiräglichkeiten  auf  dem  Gebiete 
der  Österreich ischen  Brausteuer  sind  nicht  ansschliefslich  durch 
die  theoretische  Eigenart  des  Systems  bedingt;  es  treffen  in 
ihr  zahlreiche  Umstilnde  zusammen,  die  in  bestimmten  Staats- 
und  vulkswirtschaftlic  lien  Verhältnissen  wurzeln,  wie  dit^ 
exorbitante  Hohe  der  Steuer  (ea.  3,72  Mk.  auf  den  Hektoliter 
Bier),  die  mit  der  der  Branntweinsteuer  auch  jetzt  bei  weitem 
noch  nicht  in  rechtem  Verhältnis  steht,  ferner  d;us  unentwirr- 
bare System  von  Linien-  etc.  Zuschlägen,  die  auch  jetzt  trotz 
mehr&cher  Verein&chungen  noch  drückend  genug  wirken^ 
und  schliefslich  das  mangemafte  Funktionieren  des  Verwaltungs- 
und Beamtenapparates  in  den  oberen  wie  in  den  unteren 
Schichten  K 

Schon  wir  jedoch  von  diesen  spedfisch  österreichischen 
Verhältnissen  ah  und  beschränken  wir  uns  lediglich  auf  die 

für  die  praktische  Be(l(  utung  der  WUrzesteuer  typischen  That- 
sachen,  so  ist  in  erster  Linie  die  änfserst  hemmende  Kontrolle 
und  Krhcbuni^sweise  der  Steuer  zu  nennen. 

Die  Steuerbemessung  gcschiclit  auf  dem  KühlsehitT,  woltin 
die  kochend  heifse  Würze  aus  der  Braupfanne  gefüiirt  wird 
und  dort  mehrere  Stunden  zur  Abkühlung  und  Oxydatiou 
verbleibt,  worauf  sie  dann  in  den  Gährkeller  gelangt,  lui 
Interesse  der  Gefiillssicherheit  Ist  nun  vor  allem  darauf  zu 


*  So  wird  vlolfiich  gcradf  in  der  UnzuvcTlüßgipkeit  der  unteren  mit 
der  Steuererhebung  und  -  fiberwachung  bftrnntcn  FiuHnzorgnTie  ein,  ja 
vielleicht  „der"  wunde  Punkt  der  Mifslichkeitcn  iu  der  durtigeu  ISrau- 
steaer  gesnebt  In  der  Fachpresse  gehen  faterilbet  oft  «fsCaniiliche  Olren- 
banmgen  um. 
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acbten,  dafs  weder  von  der  Braup&nne  (durch  "NaehsudeX 
noch  durch  sonstige  Nachglißse  das  st^^nornintlicli  nach  M^^nge 
und  Grädi<;keit  iV^tgestelJte  WUrzequantuni  auf  <1(  u»  Külil- 
fchiff  oder  in  den  Oährbottichen  vermehrt  und  verdiinni  wird. 
Ks  ist  daher  der  ganze  Bttrielj  vom  ünterzünden  der  Bruu- 
üfamie  bezw.  vom  Einströmen  der  Dämpfe  in  die  Maischkessel 
(bei  Daiüpi  branareieii)  bis  vor  Verbringung  des  Bim  iteuer* 
amilich  sa  aberwacbea  und  das  eigeDÜiche  BranverlabTen 
genau  sa  reglementieren.  Zu  diesem  Zwecke  sind  die  Brau- 
pfannen  versiegelt  zu  lialten  und  können  nur  Ton  einem 
kontrollierenden  Stencrcrheber  *  während  der  Dauer  des 
Siedens  vom  Versehluis  befreit  werden.  Die  jeweilig  ange- 
mf'ldrte  ClufsfÜhrung  ist  strengstens  innezuhalten,  eine  Über- 
i:reituug  derselben  um  5*^  o  wird  als  ,.schwere  Getallsüber- 
ireiung**  mit  dem  4 — 8  fachen  Betrage  der  verkürzten  oder  der 
Gefahr  der  Verkürzung  ausgesetzten  Steuer  geahndet  Die 
Vonudmie  eines  sweiten,  heilsen  Anlasses  (die  eigentlicli  in 
sQen  ökonomisch  betriebenen  Brauereien  bebnfr  voller  Aus- 
natauDg  des  Materials  stattfindet)  kann  nur  ron  Fall  zu  Fall 
unter  Voraussetzung  besonderer  Bedingungen  gestattet  worden. 
Die  Menge  und  Gradhaltigkeit  dieses  Aufgusses  wird  besonders 
testgostellt  und  zu  Protokoll  genommen.  Auch  die  Gewinnung 
von  Glattwasser  (kalter  Treberauf^ul;«')  ist  an  .steueramtliche 
Genehmigung  und  ein  umständliches  \  erfahren  geknujitt.  Die 
Benutzung  der  Gährbottiche  ist  eine  ungemein  gebundene. 
Ist  so  die  den  Brauerdbetrieb  durchziehende  Kontrolle  nicht 
nur  ungemein  hemmend,  sondern  auf  Schritt  und  Tritt  die 
tedmisehe  Aktion  des  Brauers  hemmend,  jede  technische 
Neuerung  aufs  empfindlichste  erschwerend,  so  gilt  dies  von 
der  Erhebung  der  Steuer,  dem  amtlichen  Bemessungsakt  in 
noch  höherem  Grade.  Um  zunächst  das  steuerliche  Quantum 
auf  dem  Kühlschiff  festzustellen,  sind  mit  dem  ^ Hammstabe'' 
um«t.'iTidliehe  Anleitungen  und  Messungen  zu  machen.  Die 
Kiiiil^cliitfe  sind  nämlich  auf  das  k(»mpliziertcste  geaicht. 
hj»  erhalten  beispielsweise  drei  Kühlschiire  mit  drei  Unter- 
abteilungen, wie  sie  in  Osterreichischen  Unterglihrbrauereien 
vorkommen)  bei  der  jährlich  wenigstens  einmal  au  erneuernden 
Aichung  36  Stück  Hammklammern ,  72  Stttck  Hammleisten, 
36  Hanjmklamraemummem,  3  Kühlachiffnumraern ,  42  Baum- 
inhaltsbezeichnungen,  70  österreichische  Doppeladler  und  1  Ab- 
aicfaungsdatum ,  also   zusammen         Bezeichnungen  nebst 


'  Fb  sind  deren  immer  mindestens  2  Eenmt«»  anwesend.  <He  die 
»c^eDaimte  irlnanzwache  —  in  der  Brauerei  förmlich  eiiiquartiert  sindi 
dar  Obennftelnr,  der  Minen  Posten  im  iilndluraM  hat,  nnd  ein  Anfieher, 

der  im  KUhlhause  oder  neben  dem  Zu-^nmmenffufsbotticlio  pHfrouilllert. 
Sic  haben  solange  im  Jietri»'be  zu  verweilen,  ..bis  die  vollkommene  Be- 
ruhigung^ über  die  btattgefuitUeae  Gebahruiig  erlangt  worden  ist^,  ftU- 

dana  —  ^kCaaen**  ns  gehen. 
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0  Hammstnhen,  auf  denen  die  Höhen  der  36  Hammklammoni 
markiert,  die  mit  den  Hamm  klammern  korrespondierenden 
Nummern  und  Ifauminhalte,  die  Nummern  der  Kühler  und 
die  Eimerzahl  der  Unterabaiehunj^en  jeder  Külde  angegeben 
flind,  mit  gefällämtlichom  und  Parteisiegel  und  Uaterschrift 
des  die  Abaiehung  leitenden  Finanzwachorganes,  des  an- 
wesenden Gerichtsbeistandes  und  der  Partei  versehen!* 

Nach  Bewältigung  der  quantitativen  Aufnahme,  wobei  die 
riclitige  Stellung  aller  Hammklammern  zu.  prüfen  sowie  fest- 
zustellen ist,  ob  der  Stand  (Spiegel)  der  Würze  mit  der 
Schneide  der  Hammklammern  übereinstimmt,  wobei  jedoch 
ein  Minderbefund  gegenüber  der  angemeldeten  Menge  bei  der 
Steuerbemessung  nicht  berücksichtigt  wird,  ein  Mehr- 
befund, sofern  er  5  o  nicht  übfrselireitet,  aht^r  ent- 
sprrrhi'?!«]  Tii^lir  versteuert  wird,  fniflf^t  die  qualitative 
Aufnahme  statt,  bei  der  ebenfalls  das  ungleiche  Verfahren  l>e- 
ziiglieli  der  angemeldeten  und  wirklieh  vorgefnndetien  Sa<- 
iharonieiergrade  statt  hat,  jedoch  mit  der  M'MlliikaUou, 
dafs  ein  Mehrbefund  bis  ^  s  Sacciiarometergrad  straf-  und 
isteuerfrei,  ein  solcher  v  On  ;  ö* —  1  Grad  straf-  aber  nicht  steuer- 
frei, ein  solcher  über  1  Grad  strafbar  ist.  Die  Ermittlung 
der  Sacbarometergrjide  muCs  äufserst  sorgf^iltig  geschehen  una 
erfordert  grofse  Übung  und  genaue  Temperaturbeobachtung 
der  zu  prüfenden  Würze.  Es  ist  eine  häuüg  lautge wordene 
Klage  der  Osterreichischen  Brauereiinteressenten,  dafs  das 
Steuerpersonal  mit  dieser  seliwicrigen  und  verantwortlichen 
Manipulation  oft  nur  mangclliaft  vertraut  sei,  dieselbe  oft  nach- 
lässig" ausübe  und  dafs  mitunter  auch  die  dabei  bennt/Jen  arat- 
lielion  JSaccharometcr  fehlerijaft  wliren  und  daher  nn^^cnau 
fnnktionierten.  —  Tm  hohen  Grade  nachteilig  ist  auch  die  bei 
diesem  System  zwar  ohnehin  nicht  leichte,  bureaukratiseh  aber 
noch  weit  rigoroser  erfolgte  Rc;j;elung  der  S  to u er  r  iu- kve  r- 
gütung  speciell  bei  der  Bierausfuhr  gewesen.  Es  wurde  ein- 
fach nur  der  Satz  rückvergütet,  der  seitens  der  Brauerei  für 
das  im  Laufe  des  letzten  hüben  Jahres  mindestgrädig  gebraute 
Bier  entrichtet  war.  Die  hierdurch  bewirkte,  jährlich  auf  ca. 
150 — ^200000  Gulden  sich  beziffernde,  den  Bierexport  aner- 
kanntermafsen  sehr  schädigende  Plusmacherei  des  Fiskus  war 
denn  auch  von  jeher  der  gewichti<rste  An.i^riff^pnnkt  in  dem 
Jahrzehnte  langen  Kampf  gegen  das  drückende  System.  Erst 
im  Jahre  1888  verstand  sich  die  fKsterreichische  Regierung  da- 
zu, diesem  allentliaibeu  anstüfsi^  empfniulenen  Zustande  ein 
Ende  zu  machen  und  für  die  Bemessung  der  Steuerrückver- 
gütung ein,  oder  vielmehr  mehrere  Verfalireu  einzuführen,  die 


'  Auf  M.  Scharry:  Antrag  auf  Eiiiffün tinj^  der  Mnbsteuer,  gestellt 
in  der  Sitzutig  der  liandclB-  uuU  Gewerbekuuiuier  zu  l*rag  am  23.  Jauuar 
1867.  Entnommen  aus  v.  Mays  Kommentar. 
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zwar  zum  Toil  auch  noch  recht  kompliziert  sind  .il)er  doch 
cl<^r  Fordemng  der  Steaeigerechtigkeit  annälienid  Kechnung 
tragen. 

Angf'dK'hts»  der  hwr  nur  in  allgemeinen  Umrissen  ^;ek<'nn- 
zeichneten  Verhältnisse  dc^  üsterreischen  Steuersystems  in  tler 
Praxis  scheint  es  in  der  That  fraglich,  ob  es  sich  in  dieser 
Weise  auf  die  Dauer  wird  aufirecnt  erhalten  lassen.  Aller- 
dings hat  sich  die  Regierung  gegen  das  mannigfache  An* 
drangen  aus  Interessentenkreisen  auf  Einführung  eines  anderen 
Steuersystems,  sei  es  die  Material-  oder  Fabrikatsstcuer.  stets 
durchaus  ablehnend  vf-rlinlf'^n  und  dafür  einen  nnifUnglich  vor- 
bereitfton  Oesctzciitwurf  zur  Beratung  gestellt,  der  innerhalb 
de»  herrs(  hcnden  Systems  die  Hauptmangel  beseitigen  will. 
Es  handelt  -jich  dabei  um  die  Abstellung  der  berccliti^^ten 
technischen  Bedenken  bezüglich  der  Erhebung  der  Steuer  auf 
dem  Qkr  die  Würze  bekanntlich  so  getkhrlichen  Kühlschiff. 
Versuchsweise  sind  mehrfach  in  Brauereien,  wo  man,  dem 
ledinischen  Fortschritte  folgend,  das  KOhlschiff  abgeschafft 
ha^  grofse  Mefsbottiche  eingeführt  worden^  ohne  daJs  jedoch 
daniit  bbher  abschliefsende,  befriedigende  £r£shrungen  fUr 
eine  rationelle  Steucrl^fmessung  gemacht  worden  wären.  Jeden- 
falls wird  ('S  aufsernnlrntHrh  schwer  halten,  ;j!le  dem  System 
in  der  Praxis  anhattniden  Miinj^cl  hierdurch  zu  beseitigen  und 
man  wird  daher  v.  May'  beistimmen,  der  sein  Urteil  über 
das  Würzesteuersystem  mit  folgenden  Worten  schliefst:  „Würde 
ei  einmal  gelingen,  einen  mechanisch  wirkenden  Apparat  — 
ahidich  wie  das  ihr  die  Besteuerung  des  Branntweins  der  Fall 
ist  —  SU  konstruieren,  welcher  genau  und  sicher  Menge  und 
Qehalt  des  Bieres  selbsttliätig  anz«  igt.  dann  allerdings  „wäre 
das  Hocksche  Ideal  wohl  eiTeicht  und  die  „beste"  Bierbe- 
ateueningsform  gefunden.  Allein  die  teclmisclicn  Schwierig- 
k»*!tcn  für  einfn  solchen  Apparat  >iiid  der  Art  grofse,  daf» 
»  ine  Aussicht  auf  Verwirklichung  diese»  Gedankens  wohl 
kaum  besteht.  '  — 

Wenn  die  Wiirze» teuer  in  Italien  und  England  nicht  zu  be- 
sonders bemerkbaren  Ansst^ungea  Anlafs  gegeben  hat,  so  liegt 
dies  an  anderweitigen  VerhAltnissen.  Die  italienische  Brauerei 
(durch  130  Betriebe^  worunter  nur  ca.  20  gröfsere,  mit  ca. 
199000  hl  Produktion  repräsentiert)  spielt  überhaupt  keine 
nennenswerte  Rolle,  such  unterliegen  die  übrigen  Getränke 
nncr  hohen  Bc^tenening.  Für  "Ri^^r  trägt  sie  pro  Hektoliter 
Ca,  5.73  Mark  aus.  In  Grorshriiannien  dftgf^^en  liat  die  seit 
ISSO  ptni^efÜhrte  Würzc^tcucr  (pro  hl  Bier  3. 82  Mark),  die 
ultri|^'cns  nach  etwas  t-infachcren  Grundsätzen  aU  in  Osterreich 
bemessen  wird,  teils  einige  Erleichterungen  gegen  die  bisherige 
Halssteuer  gebracht,  teils  sind  die  englischen  Brauer  die  auch 


I  Oomsds  RtssisiröilsibQch  s.  s.  O. 
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hier  sehr  hemmenden  und  iimstftndlichen  Kontrollen  schon  von 
der  Mahssteuer  her  gewohnt,  wo  sie  in  einigen  Punkten  (bes. 
die  Kontrolle  des  Verkehrs  mit  Mals)  sogar  etwas  weniger 
Ittstig  geworden  ist  — 

£»  erübrigt  neben  der  Wttrzesteuer  noch  der  auf  indi- 
rektem Wege  bemessenen  Halbfabrikatesteuer,  der  so- 
genanTifcn  Kessel-  oder  Maisclibottiehsteuer  zu  gedenken.  Mit 
seltner  Einstimmiirk<Mt  baben  Theori'  nnd  Praxis  dieses  Syst'  ni 
als  dft8  .'»nerschlcehtcste  gekenTizficlnict.  Es  vcrcinij^t  auis 
UTigliickliehstr*  die  tbeoretiscbeu  Mängel  der  Fabrikatssteuer 
mit  den  praktischen  Mängeln  der  Würzesteuer.  8io  entsUimmt 
einer  gänzlich  veralteten  Technik,  wie  denn  auch  ihre  Eiu- 
fUhrungsjahre  in  den  in  Betracht  kommenden  Ländern  durch- 
weg weit  zurückliegen. 

Nur  durch  den  Umstand  langjähriger  Gewohnheit  und 
untergeordneter  Bedeutung  der  Brauerei  ist  es  erklärlich,  dafii 
diese  technisch  wie  fiskalisch  gleich  unzulängliche  Steuer,  die 
Grosfils*  schlechtweg  ^un  Systeme  döplorable"  nennt,  sich 
in  der  Gegenwart  überhaunt  noch  lialten  kann.  Das  System 
beniht.  indem  es.  ohne  jtMio,  Rücksicht  auf  Zusammensetzung 
und  Cr  rildigkeit  des  Halbfabrikats,  entweder  «leii  mit  Würze 
gctullten  Sudkesselraum  oder  den  Maisehe  euthaitt'iiden  Maisch- 
b')ttiehraum  als  Steuermafä  erfafsr ,  auf  der  Vt>raussetzung, 
dals  aus  einem  bestimmten  Mafsinhalte  des  betr.  Apparats  auch 
nur  ein  bestimmtes  Bierquantum  gezogen  werden  könne.  Für 
die  Ertragssicberstellimg  der  Steuer  ergab  sich  daraus  ein 
ebenso  kompliziertes,  wie  sweckloses,  den  Betrieb  in  jeder 
Weise  hemmendes  KontroUsystem,  was  von  der  ersten  äand* 
lung  des  Brauprozesses  sich  oft  bis  in  die  Ausschankräume 
der  Wirte  erstreckte,  —  für  die  unter  dem  ungerechten  Prinzip 
und  der  rigoros  f^ehandhabten  Technik  der  Steuer  leidenden 
Brauer  erp^ab  sich  daraus  das  Streben,  auf  alle  Weise  unter 
Beiscitesetzung  aller  rattonpll  technischen  Gesichtspunkte  an 
der  Steuer  zu  sparen.  Der  Berieht  der  vom  franz '»stschen 
Parlament  im  Jahre  18R0  oing<!setzten  Konimission  zur  Prüfung 
der  Reform  vorschlage  für  die  (ietränkcsteuer  Frankreichs  sagt 
in  Bezug  hierauf®:  „Das  Gesetz  lilfst  dem  Brauer  nicht  die 
Wahl  der  erforderlichen  Mittel  und  Wege;  die  Verfügung  über 
seine  Zeit,  die  Bestimmung  der  Qualität»  die  er  seinem  Er- 
zeugnis gel)en  soll  —  alles  ist  vorausgesehen  und  bestimmt 
Der  Finanzbehörde  ist  es  anheimgestelit,  die  Stunden  fUr  die 
einzelnen  Arbeiten  festzusetzen^  den  Rauminhalt  und  die  Zahl 
aller  zur  Verwent^ung  gelangenden  Gefkfse  anzugeben,  über 
das  zu  verwendende  Material,  über  die  Art  der  Arbeit  und 
das  zu  erzeugende  Produkt  ein  Urteil  zu  Mlen  etc.*  — 


»  r/impot  siir  la  bi^re.    ßnixelles  1880. 

'  Citatur  nach  v.  May,  KommeotaFf  ebenso  die  folgenden  Citato. 
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OroflfiU  in  aeinem  genannteD  Werk  hebt  noch  die  aufser- 
ordentÜche  Kostspietigkeit  dieses  Systems  hervor,  die  ^d\e  on- 
■usgcsetst  notwendige  Kontrolle  yeronlafst,  wfthrend  dennoch 

mehr  als  einmal  ein  ganzes  Gebräu  der  Stenerbehörde  ver- 
boimlicht  wird/  —  Ober  letzteren  Punkt  äufsert  sich  auch 
Habichy  ein  bekannter  Brauereischriftstellor  der  sechsziger  und 
siebziger  Jahre,  in  seiner  Schrift  „Ein  Wort  zur  Verstän- 
digung", in  int'^r»-^>5nr!ter  Weise,  indem  er  mehrere  Manipula- 
tionen auffuhrt,  durcii  die  eine  Umgehung  der  Steuer  auf  die 
I(iclii«:'sif  Art  zu  bt^th.ltigen  sei.  —  BesondLTs  treffend  hat 
auch  llolzner  in  seinem  bekannten  Vortratre  aui"  dem  Deut- 
Bchen  Brauertage  zu  München  1880,  „über  die  verschiedeneu 
Formen  der  Bierbesteuerung**  die  technische  Verwerflichkeit 
dieses  Steuersystems  charakterisiert^  indem  er  darauf  hinweist^ 
dafs  die  Steuer  1)  nden  Brauer  veranlatit  an  Steuer  zu  sparen: 
a)  indem  er  die  Bterbereitun^  nicht  dem  Fortschritt  tn  der 
Technik  allein  anpafst  und  b)  die  Biere  stärker  (alkoholreich) 
aber  nicht  schwerer  (extraktreich)  macht;  2)  dafs  sie  die  freie 
B«wcgttn£^  XU  sehr  beschränkt  und  3)  sehr  grofse  £rhebung8- 
kiisten  verursacht.  Damit  der  Brauer  an  Steuer  erspart,  wer- 
den ^ie  Kniii:^'*  möglichst  weit  gf^mncht  oder  die  Maisehvor- 
richtungen  reclit  massiv  konstruiert.  Illerdiirch  entstehen  Ver- 
luste an  Brennmaterial  und  unnöti;,e  Ausgaben  für  Maschinen 
ui.d  tiir  Arbeitskräfte,  die  kleinere  lirauer  sich  niclit  anscha{Fen 
küHuen.  Das  Malz  wird  nicht  vollständig  ausgenützt,  das 
Bier  wird  nachträglich  mit  Wasser  verdimnt  etc."  —  In  äbu- 
licber  Weise  spricht  sich  auch  die  als  Manuskript  gedruckte 
«Denkschrift  aur  Bierbesteuerungsfrage  in  Preufsen",  1867, 
hierüber  aus. 

Eigentttmlich  ist  diesem  Steuersystem  übrigens  noch,  dals 
tmgeaehtet  aller  mehr  oder  minder  aulässigen  ^lanipulationen 
der  Brauer  an  der  Steuer  zu  sparen  (so  auch  durcn  Kränse- 

aufsctzen  auf  den  Kessel  wie  in  Baden,  wo  diese  mit  zum 
Kesselraum  gerechnet  werden),  die  Mcni^e  des  wirklich  er- 
ZQugtcn  Bieres  infolge  des  stets  unvernieidlichen  Al'gunges 
(.Schwund")  während  des  fern  ren  Braupr»>zesses  dennoch 
hinter  d<'r  auf  Onind  des  amtlich  festgestellten  Kesselinliultes 
zu  versteuernden  Menge  zurückbleibt  Uie  badisclie  liegicrung 
giebt  die  hierdurch  entstehende  Differenz  durchschnittlich 
selbst  auf  ca.  25  ^/o  an,  um  die  sich  also  die  Steuerlast  erhöht 
In  Frankreich  werden  daher  aus  diesem  Grunde  20 ^/o  des 
Bauminhaltes  des  Kessels  als  Ersata  fUr  Verluste  der  Fabri- 
kation, des  UmfiillenSy  Auslaufens ,  Verdunstens  und  anderer 
Zufklle  von  der  Steuersumme  abgerechnet  Es  liegt  auf  der 
Hand,  welche  Verechiedenheiten ,  natürlich  stets  zu  Gunsten 
des  rationeller  gehandhabten  Grofsbetricbes  sich  hieraus  für 
die  Jt  weiltiTo  Uohe  der  Steuerlast  in  den  verscbiedeaen  Braue- 
reien ergiebt 
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In  Deutschland  kommen  6lr  dies  System,  speciell  für 
die  sogen.  Kesselsteuer,  wie  erwähnt  Baden  und  die  Reichs - 
lande  in  Betracht  Die  ziemlich  hohe  Steuer  von  2  Pf.  pro 
Liter  Eesselinhalt,  die  für  den  Hektoliter  Bier  eine  definitive 
Belastung  von  2,67  Mark  austritgt,  ist  schon  seit  Ai^fang  der 
sechssiger  Jahre  Qeffenstand  der  Agitation  der  badischen 
Brauerkreise.  Es  mufs  anerkannt  werden,  dafs  unter  allen 
Staaten  dieses  Brausteuersystems  Baden  die  HaiidlKibun^  des- 
selben auf  das  möglichst  praktische  eingerichtet  liat,  dennoch 
sind  dif  Klagen  der  unter  der  Steuer  ersichtlich  leidenden 
Brauer  ( vorwiegend  Kleinbetriebe)  nach  wie  vor  sich  gleich 
geblieben.  Ks  ist  hezeichneml  tür  die  grofse  Macht  der  Ge- 
wohnheit gerade  auf  dem  Gebiete  des  Steuerwesens,  dafs  die 
sonst  so  enei^ievolle  badische  Regierung  sich  hier  trotzdem 
noch  immer  nicht  im  fiskalischen  und  Gewerbsinteresse  zu 
einer  radikalen  Reform  entschliefsen  kann.  Ein  auf  Einführung 
der  Malzgewichtssteuer  abzielender,  durch  Brauerpetitionen 
veranlafster  Gesetzentwurf  wurde  1883  in  der  zweiten  oadischen 
Kammer  bei  Stimmengleichheit  durch  Entscheid  des  Präsi- 
denten abgelehnt.  Es  steht  jedoch,  zumal  bei  der  seit  zwei 
Jahren  wieder  sehr  rege  gewordenen  Agitation  in  den  Inte- 
ressentenkreisen und  darüber  hinaus,  mit  Bestimmtheit  zu  er- 
hofi'en,  dafs  die  Tage  des  gänzlich  veralteten  badischen  Kessel- 
stenersystems  geziililt  sind.  Das  /aikiinftige  System  wird 
zweifelsohne  die  Malzsteuer  seia,  ob  nach  Mafs  oder  Gewicht 
erhoben,  steht  freilich  dahin. 

Die  gleiche  Prognose  läist  sich  dem  noch  in  den  Reichit- 
landen  herrschenden  französischen  Kesselsteuersystem  stellen, 
zumal  hier  die  Reichsverfassung  eine  geeignete  Handhabe 
bietet,  die  reichsländische  Brauerei  dem  Ueichssteuergebiet 
einzuverleiben,  was  bekanntlich  zur  Zeit  auch  seitens  der  Reichs* 
regierung  geplant  wird  und  eewifs  nur  in  jeder  Weise  den 
boret'htigten  Interessen  dieser  daselbst  zur  Zeit  keineswegs  pro- 
sperieren<len  Industrie  förderlich  sein  würde.  Die  Steuer  be- 
trägt auf  den  Hektoliter  starken  Bier.s  (sogen.  Lagerbier) 
2,S0  Mark,  auf  schwarheis  Bier  (Kach-  oder  I )iinTil)ier)  58  Pf. 

Auch  in  Frank  rcieh  ist  das  veraltete  System  seit 
längerer  Zeit  bchon  in^  Wanken  geraten.  Die  seit  mehreren 
Jahren  in  gröfserem  Umfange  anhebende  industrielle  Produk- 
tionsentfaltung der  dortigen  Brauerei  drängt  mehr  und  mehr 
EU  einer  durchgreifenden  Reform  auf  diesem  Gebiete. 

Die  ersten  Refonnvorschlltge  tauchten  bereits  1871  auf. 
Die  Verhältrnsse  der  Biersteuer  sind  dort  insofern  bezüglich 
einer  Heformierung  kompliziert,  als  die  gesamten  QetrSnke- 
steuern  Frankreichs  einer  umfassenden  Reform  harren  und 
nur  schwer  von  einander  abzugliedern  sind.  Die  Kommissionen 
sind  bereits  seit  IH*-^^  TTiit  Jiefonnplänen  beschÄftigt.  Der  Vor- 
schlag, die  Bierstcuer  nebst  der  Wein-  und  Cidersteuer  ganz- 
lich aufzuheben  und  zu  ihrem  Ersatz  eine  entsprechende  Er- 
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hOlning  der  Alkoholsleaer  und  der  Lizenzgebtthren  eintreten 
zu  lassen  j  hängt  noch  zu  sehr  in  der  Luft ,  um  genaueres 

über  Aussiebten  auf  Verwirklichung  aussnj^nii  zu  können.* 

—  Die  bleuer  trägt  tlcrmalen  3  ti\  75  ceut.  tiir  den  hl  fortei 
biere  und  I  fr.  25  cent.  für  den  hl  petite  biere  aus. 

In  Holland,  Belgien  und  Rnfsland  ist  die  Maischbottich- 
bteuer,  die  äich  in  ihren  prinzipiellen  uud  thatsächlicheu 
Mängeln  mit  der  Eesselsteaer  deckt,  von  'alters  her  tlblicL 
In  ersteren  beiden  Ländern  geht  sie  auf  das  noch  gemein-; 
adiaftliclie  GesetE  Tom  Jahr  1822  zurück.  Trotz  des  im  ganzen 
anrOcksebliebenen ,  fast  noch  den  mittelalterlichen  Charakter 
tragenden  technischen  Zustandes  der  dortigen,  seit  vielen  Jahr- 
hunderten heimischen,  obergJlhrigen  Brauerei  mufste,  fii  Belgien 
1885,  in  Holland  schon  1867,  derselben  jedoeh  die  Konzession 

femacht  werden»  die  Steuer  auch  nach  dem  in  Deutschland  so 
ewährteii  System  der  Malzselirotsteuer  zu  entrichten.  Ks  be- 
trägt demnach  in  Belgien  die  Steuer  entweder  4  fr.  pro  hl 
Banminhalt  des  Maitchbottiehs  od«:  10  cent  für  das  kg  Uala- 
Schrot  (pro  hl  Bier  ca,  1,14  Mark)  und  in  Holland  entweder 
1  fl.  (=  1,69  Mark)  pro  hl  Bauniinhalt  oder  3^»  cent  pro  ]cg 
Malzschrot.  (Das  macht  pro  hl  Bier  ca.  0,99  Pf.  Steuer  aus.) 
Es  ist  klar,  dafs  der  zur  Zeit  herrschende  Dualismus  im  hol- 
ländischen und  belgischen  BraiHteuersystem  auf  die  Dauer 
nicht  zu  halten  ist,  da  er  besonders  fiskalisch,  wegen  der  er- 
höhten Erliebung.^kurften ,  bedeutende  Unko^iten  bereitet  und 
aui'senlcm  die  Ertragssieherheit  darunter  leidet.  Bei  dem  na- 
türlichen, auch  statistisch  deutlich  erkennbaren  Streben  der 
niederländischen  Brauerei,  mr  Mabeschrotsteuer  Überzugehen, 
dürfte  die  völlige  Anfhebung  der  Maischbottichsteaer  nicht 
aUau  hmge  mehr  auf  sich  warten  lassen,  siunal  die,  speciell  in 
HoUandy  neuerdings  Terrain  gewinnende,  moderne  Lagerbier- 
brauerei auf  industrieller  Basis  sich  immer  schwerer  mit  jenem, 
allen  technischen  Portscliritt  l:(ipbelnden  Steuersystem  verträgt. 

Was  endlich  Ruislan  l  anlangt,  so  hat  es  freilich  dort 
mit  der  Biersteuer  noch  gute  Wege.    Die  Maisehbottichsteuer 

—  die  sogen.  Accise  mit  20  Kopeken  pro  Wedro  — ,  neben 
der  eine  ebenfalls  nach  der  ProduktionsgrOdBe  bemessene  Oe- 
werbesteuer  —  die  sog.  Fatentstener  —  erhoben  wird,  ist  mit 
der  gesamten  Getränkdbesteiiening  so  eng  verknttpft,  dafs  eine 
gesonderte  Keformierung  der  Bierateuer  dort  znr  Zeit  nicht 
absasehen  ist  £s  steht  jedoch  dahin ,  ob  die  wachsende  Be- 
deutung der  in  manchen  Gegenden  durclians  industriell  ver- 
anhigten  Brauerei  nicht  dereinst  Wandlungen  auf  diesem  Ge- 
biete zeitigen  wird.  Vielleicht  dafs  dann  die  verhültnismälsig 
musterhafte,  automatisch  bemessene  Malzschrotsteuor  in  Finu- 
luud  zum  V  urliilde  dienen  wird. 

Es  bleibt  sonach  als  letzte  nnd  reiatiT  «nwandfreieste 
Bier*8t6aerfbnn  die  äogen.'  Materialstener  ttbng.  Bringt 
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aiö  zwar  dits  Ftituäp  der  Qualilltttbestetierang  diterotboli  nidu 
iO  nmnittelbar  sitni  Auidlteck  wt6  die  direkt  bettMeiie  Wttne- 
atener,  so  steht  sie  doch  iit  ihrer  Technik,  d.  fa.  in  der  Hand* 
habniig  ihrer  Eriiebmigsweise  und  Kontrolle,  eo  hoc^  Aber  alleo 
anderen,  im  vorstehenden  skizzierten  Sjetemen  insbeeondere 
Made  auch  über  der  Wttrzesteuer  — dafs  sie  unbedingt  ale 
die  empfehlenswerteste  Steu(  rform  anzusehn  ist. 

Im  einzelnen  kommen  b*i  der  Materiali^tener  in  Bf^trnt'lit 
die  Gersten-  und  die  Malz  Steuer,  und  zwar  letztere  ent- 
weder nach  dem  Gewicht  oder  nach  dem  Mafs  des  zu  vor- 
brauenden Malzes  erhoben  V  Die  Gerstensteuer  (g-enauer  Malz- 
zubereitungssteuer), die  dermalen  nur  noch  in  Kr  wegen  (»eil 
1827)  besteht  und  für  jedes  kg  Korn,  das  zum  Zwecke  der 
Malzbereitung  in  die  Weiche  gebracht  wird,  17,1  Oeire 
(s=  ca.  19,25  Pf. ;  pro  hl  Bier  ca.  4,81  Mk.)  beträgt,  hat  swar, 
wie  aus  der  oben  wiedcn^egebenen  Kalkulation  hervorzugehen 
Hcheint,  theoretisch  den  Vorzug,  dafs  sie  der  jeweils  m  erzielen- 
den Ausbeute  besser  angepalst  ist  als  die  Malisteuer,  erscheint 
jedoch  für  die  Praxis,  besonders  in  Ländern  mit  entwiekelter 
Arbeitsteilung  in  der  Bierbereitung,  nicht  besonders  geeignet.  Bei 
der  heutzutage  so  sehr  cntwirkelten  gewerblichen  Malzl)erpitung 
würden  durch  diese  Steuer  d<'ii  zahlreichen  auf  Kautjnalz  an- 
gewiesenen Brauern  die  Bezugsverhältnisse  desselben  wesentlich 
erschwert  werden,  da  in  der  Kette  der  Steuerüber wälzenden 
ein  neues  Glied  —  der  Malztabrikant  und  -Händler  —  ein- 
geschaltet würde,  wodurch  die  ohnehin  schwierige  Überwälzung 
auf  den  eigentlich  designierten  Steuerträger,  den  Konsumenten, 
80  kompliziert  würde,  dafa  alle  sonatieen  techniachen  Vorteile 
dieses  SteuersTstems  illusorisch  gemadit  würden.  Aber  auch 
innerhalb  des  Brauereibetriebes  bringt  diese  Steuer  ein  sehr 
lilsttges  Kontrollsystem  mit  sich.  Die  Beobachtung,  dafs  nicht 
noch  anderweit  schon  gemälztes  oder  ungemälztes  Getreide  in 
die  Brauerei,  —  in  die  Maischapparate  oder  Weichstöcke  — 
gebracht  wird,  mufs  eine  ziemlicn  genaue  sein  und  erfordert 
iiir  jede  Brauerei  die  fast  stund ic"p  Anwesenheit  eines  Steuer- 
beamten. —  In  der  Diskussion  über  die  besten  Brausteuer- 
systeme ist  deshalb  auch  die  Gerstensteuer  nie  besonders  nach- 
<mlcklieh  empfohlen  worden. 

iJamit  sind  wir  wieder  bei  der  Malzäteucr  und  der  Frage, 
•   Ton  der  wir  ausgegangen  waren,  ob  die  Besteuerung  des  Malze« 
nach  Mafs  oder  Gewiäit  vorzuziehen  sei,  angelangt.   Nach  den 


^  Die  Hopfenstsaer,  wie  als  ehedem  in  England  Oblich  war  oad 
aar  Zdt  neben  der  Biersteucr  in  Kanada  in  Gefanieh  ist,  sebsidet  hier 
aus,  da  sie  weniger  den  Brauer  n\9  dfn  Hopfonprodnienten  trifft  nad 
überhaupt  den  Cluirakter  einer  landwirt^chatt liehen  Grundiiteuer  (es  wtid 
das  HopiTeBaras]  besteoert)  trägt.  In  England  gffindete  sie  sieh  vielleieht 
auch  auf  das  aeiner  Zeit  vorheiyigangsne  sbiate  Verbot  dsr  HopCenfer^ 
Wendung  zur  BierbimoeieL 
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obeu  lieranKczugeaüu  Kaikulationeu  hatte  64  allerdiiigä  den  Au- 
adwi%  ibobdisOewMtntoiurdmPriiisipdar  SlMcrgei^h^^ 
kiü  bwer  Beelmang  trüge.  Aber  ab^mMii  davon,  da&  diwa 
Finge  in  ihrer  tedmiachen  BagrUndiiaf  ^tsächlich  doek  matk 
nicht  eiulgflltig  entsdiieden  «nsiueneil  isi^,  mttsaen,  ob  m 
eiaem  umfassenden  Urteile  zu  gelangen,  auch  die  übrigen  ans 
dem  System  odor  der  Technik  der  beiden  Steiierarten  ffir  ihre 
praktische  ffiskah.srlip  inul  wirtschaftliche)  U'irksainkcit  em;i 
uierendiMi  Momente  mm  Vergleich  herangezogen  werden,  wi« 
dad  auch  bei  den  vorstellend  besprochenen  Steuerkategorien 
als  Notwendigkeit  zu  Tage  UaL  —  Natürlich  a'md  dabei  die 

MoaneDte  aolMr  «cht  su  ImmQi  die  mit  d«r  Art  der  Steaer- 
evMNiiigaii  sich  meht  suMunmeohfingen)  londem  ledigliek  dnreh 

specifiscSfi^  in  den  in  Betracht  kommenden  Steuergebieten  hmCi' 
gebende etiats-  undvolkswirtschafdiche  Verhältnisae  bedingt  sind. 

Allerdings  sind  es  gerade  diese  mit  dem  Steuersystem  inko- 
hflrcntcn  Verhilltnisse,  di^-^  dor  Würdigung  der  SaeliL'i^^e  .itif  dem 
Gebiete  der  Bierbesteuerung  in  diesen  Ländern  ihr  Gcpni^e  ver- 
leihen. Ks  wäre  hier  iu  ertiter  Linie  das  stoueramtlich  Uberwachte, 
unbedingte  Surrogatverbot  in  Bayern,  das  einen  der  gröl'sten  that- 
aächlicheu  Vorzüge  daratellt,  den  das  bayerische  Malzaufschlags- 
Meli  TOT  den  Steueitteeeteeii  der  abritten  Qeblete,  speciell 
des  Rdtohtsteuergebtet  mit  LnxemWg  und  KOnigreiok 
W llr ttem  b  e  rg,  hat  TSnAm  mennig&cher  B&strebungen  der 
deutschen  Iraner»  besonders  in  neuerer  Zeit,  liat  es  be- 
kanntlich immer  noch  nicht  gelingen  wollen,  hier  ein  einheit- 
lifhe-».  d'^n  bayerischen  GrundsHtzcn  nachgebildetes  Verbietungs- 
recht  für  das  Deutsche  Keich  zu  schaffen.  Ein  vor  2  Jahren 
im  Reichsgesundheitsamt  ausgearbeiteter  Entwurf  über  den 
Verkehr  mit  Bier  harrt  immer  noch  in  stiller  Verborgenheit 
der  gesetzlichen  Erledigung.  Ein  femereri  dem  bayerischea 
tenengntem  diiekt  in  Qute  kommender  Vorzug  ist  romer  die 
aatomatieche  Bemeseang  der  Steaer,  aaf  deren  beben  flska* 
lieeben  und  wirtschaftlichen  Wert  scbon  an  anderer  Stelle  bia- 
gewieeen  war.  Nur  in  Finnland  hat  man  sich  bisher  diesen 
eminenten  Fortschritt  zu  Nutze  gemacht  und  automatische 
Wägeapparate  eingeführt,  die  r.xir  allseitigen  Zufrio  l  nli»  jt 
funktionieren.  Im  Reiciissteuergebiet  ist  aufser  wenigen,  aua- 
nahni-sweise  zur  Probe  zugelaui^enen  Apparaten  dieser  Art  noch 
nichts  von  einer  etwa  zu  erwartenden  allgemeineren  Eiuiuhruug 
derselben  zu  spüren. 

Im  Betchssteneigebiet  komplisiert  neb  das  Stenertjfetem 


'  yon  May  a.  a.  O.  vertritt  vielmehr  die  durclintiF;  entpe^ngcwtiste 
ABsicht,  dafii  die  Voliiinensteuer  ausgleichender  wirke,  weii  nach  ihm 
Oewlebt  ead  Bimklhaltigkett  to  ifiüasi  keteMWCfpi  in  gletehMS  Ver- 
bftltois  zu  sMbaa  wAmm  ffiiht  eodh  d— lihie  lalofs  KueinatM  wm 
Mu%  im 
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besonders  uoch  durch  die  drei  nebcu  einander  bcatehenden 
Eb^hebungsarteii:  Die  Fizfttton,  die  Versteaerung  auf  Brau- 
anaeige  und  die  Vermahlungsstcfuer.  Die  letztere  Erhebunge- 
fitrm  ist  erst  durch  das  grundlegende  Gesetz  Tom  31.  Mai  1872 
eingeführt  worden,  das  auch  überhaupt  erst  ein  allgemeinea 

Sleiches  Steuergebiet  ibr  die  norddeutschen  Staaten  schuf  und 
urch  Heranziehung  der  Surrogate  zur  iStcuiniHicht  die  bi» 
dahin  bestandene  Braumalzsteuer  zur  vollständigen  Älatcrial 
Steuer  erweiterte.  Die  Regel  bildet  nach  wie  vor  die  »Steuer- 
erhi  l)inig  auf  Brananzeige,  auch  ^Kinmaiselisteiier"  genannt*. 
Ks  ist  keine  Kra^e,  dals  diese  Erhelningsionn  den  der  I^Taterial 
Steuer  eigenen  Vorzug  in  der  technischen  Handhabung  und 
Kontrolle  der  Steuer  am  wenigsten  erkennen  läfst,  sich  hieriu 
vielmehr  in  unliebsamer  Weise  dem  Kontrollsystera  der  Halb- 
ftbrikatssteuer  annähert  Sie  bedingt  eine  durchgängige  Über- 
wachung des  ganzen  Brauprozesses  und  erschwert  auf  mannig- 
fache Weise  die  im  Produktionsinteresse  wünschenswerte  freie 
Bewegung^  und  Ausnutzung  des  Betriebes.  Dabei  bietet  diese 
sehr  weitgehende  Beti'iebskontrolle  keineswegs  eine  ent- 
sprechende Gewährleistung  der  Ertragsfkhigkeit  und  verursacht 
verhältnismafsig  ln'deutende  Unkosten. 

Bei  der  VennahlungRsteuer,  wo  das  Malz  vor  dem  Vei- 
achroteii  verwogen  und  versteuert  wird,  gcstaiien  sich  diese 
Verhältnisse  natürlich  weit  günstiger.  Doch  können  ihre  Vor- 
teile nicht  zur  allgemeineren  Geltung"  kommen,  so  lange  diese 
Erhebungsform  nur  fakultativ  und  zum  Teil  an  ziemlich  streng 

fefafste  Kautelen  gebunden  ist.  Sie  kommt  fast  ausscblieXslich 
en  gröfseren  Betrieben  zu  Gute,  während  der  Fiskus  wegen 
des  gleichzeitigen  Bestehens  der  anderen  beiden  Erhebung»- 
formen  weder  hinsichtlich  der  Ertragssicherheit  noch  in  Bezug 
auf  die  Verwaltungsunkosten  entsprechend  Vorteil  daraus  zu 
ziehen  vermag.  In  ihrer  technischen  Handhabung  reicht  dicae 
Erhehungsform  bei  weitem  nicht  an  das  vollendete  bayerische 
Erhebungsverfahren  heran  wegen  der  schon  erwähnten  Nicht- 
benutzung aiitomatiselier  Hülfsmittel,  infolgedessen  auch  die 
M(ihlenbenutzung  für  die  Brauer  nieht  freigegeben  ist  Si»» 
steht  darin  vielmehr  noch  aut  dem  Niveau  des  bayerischen 
Malzaufschlages  vor  1868. 


>  Vor  1819  Würde  sie  Übrigens  itt  FreufHcn  nicht  naeh  dem  Gewicht, 
«mdern  Dach  d»'Tn  MmTsp  dea  pinzuraaischentt  'n  Malzschrotes  erhoben. 

^  Zu  neiiueu  sind  hierzu  besonders  d'w  umslaDiiiichen  Vorscbriiteti 
Uber  die  DeklarieruDg  der  Aufbewahrung  und  Verwendung  steuerptiich- 
tiger  Materittlien,  über  die  Braunnmelduog  «nes  jeden  Sudes  nach  l'ag 
und  Stunde,  über  die  sehr  hlsti^  f'irtpfundrnpn  einstUndigc  Wartepflicht 
des  Brauers  &u£  den  die  Verschlu&^Tti  der  Zumaischöffnung  abnchmeudea 
Stevetbeamteii,  da«  Voitiot  dee  NaduDaiscbeiM  n.  m.  m.,  gegen  <U» 
bereite  zahlreiche  VortteUqngea.aw  IiitncMBntmkMisea  ergßagen  Bind« 
jedoch  ohne  Erfolg, 
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Die  inirslicl)  empfundenen  Beschränkungen  bei  df»r  Steuer- 
^rnebung  nnf  Bnitianzeige  und  das  nur  unter  besümintor 
Vorau&ietzuiig  zu  erlangende  Recht  der  Steuercntrichtuug  vor 
der  Vermahlung  haben  dahin  geführt^  dafs  mehr  und  mehr  die 
fitaaerfization  bei  den  Braaereien  aidi  eingebürgert  hat,  die 
iirspiibigüch  behufs  Ersparnis  von  Verwaltnmgakoeten  nur  fllr 
die  eigentlichen  Kleinbetriebe  berechnet  war. 

Im  Betriebsjahrc  1890/91  haben  im  Reichseteucrgobiet  Ton 
in??r^samt  89(39  im  Beü-ieb  p^ewesenen  Bniuoreicn  4062  gewerb- 
liche und  809  nicht  gewerbliche  Brauereien  dif  Steuer  im  Wege 
der  Fixation  bezahlt,  also  mehr  als  dit;  Hältie  aller  Betriebe. 
Unter  den  40G2  frewerbbehen  Brauereien  befanden  sich 
2375  mit  einem  jabrUeben  Steueraufkommen  hin  zu  600  Mk. 
(=E  ca.  800  hl  Biererzeugung),  1176  mit  einem  solchen  von 
601—3000  Mk.,  485  mit  einem  von  8001-^15000  Mk..  imd  156 
mit  einem  höheren  Aufkommen,  worunter  wieder  6  mit  mehr 
als  60000  Mk.  Steuerleistung,  waa  einer  Prodoktion  Yon  mehr 
als  80000  hl  entspricht  Von  der  Vermahlungssteuer  dagegen 
Tnachten  nur  375  Brauereien  Gebrauch,  meist  mit  mehr  als 
300t>  Mk.  Steueraufkommen. 

Die  Erbebunj;  der  Malzsteuer  durch  Fixation  unterHe<^t 
nach  übereiubtimmender  Meinung  aller  Steuertlieoretiker  und 
-praktiker  zweifellos  gewichtigen  Bedeukcu,  vornehmlich  uuter 
«am  fioanswirtschafyiehen  GeiBichtBpnnkt  Aber  auch  für  die 
StBoortriger,  die  Brauer,  werden  ihre  Vorteile  die  freie 
Betriebsbewegung  in  mannigfacher  Weise  wieder  au%ewoigeit. 
Sie  erfordert  eine  sehr  minutiös  gehandhabte  Buchführung  des 
Brauers  und  eine  sehr  weitgehende  G^chttÜtskontrolle  desselben 
bei  Feinen  Transaktionen. 

I  >urch  dicj  eigentlich  nur  als  Ausnahrae  einji^efiibrtej  aber 
fast  zur  Kegel  gewordene  Nachveröteuerun^  wirkt  sie  um  so 
ungleicher  auf  verschiedene  Betriehe,  als  aus  prinzipiellen, 
rechtlichen  GrUnden  eine  Rückvergütuüg  zu  viel  bezahlten 
Finms  im  Falle  des  nicht  enraicnten  yertragsmäÜsig  iest- 
geselsten  Prodnktionsquantoms  nicht  gewährt  werden  kaniL 

Sa  stelli  sich  das  in  drei  Erhebungsfoimen  gegliederte 
Maharteoersystem  des  norddeutschen  Brausteuarsystems '  ab 
keineswegs  mustergtiltig  dar.  Es  kommt  hinzu,  daCs  die 
Üieuerfreiheit  des  rTuustrunks  (in  Tlrinsbalten  mit  weniirer 
als  10  über  11  Jahre  alten  Pei-sonen )  dem  Prinzip  der  Steuer- 
•allgemeinheit  zuwiderläuft.  In  fast  40  000  llausnalten  wurde 
•1890/91  vim  diesem  Hechte  Gebrauch  gemacht  und  damit  in 
Ansehung  der  Steuerfreiheit  gerade  den  zahlreichen  kleineu 
Laiidbniaereien  eine  unbillige  Konkurrena  bereitet 

Die  Frage  einer  Steuerreform,  nicht'  nur  innerhiUb  des 
Jiofddentschen  Braastefliieigeblets,  sondern. das  ganae.  Ueidi 

'  <  Aa«h  1a  LttsemlMig  gilt  dssMib». 
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uXDBpannend ,  hat  bekanntlich  schon  öfter  auf  der  Tageti* 
Ordnung  gestanden.  Das  Steuersystem,  liozw.  die  Erhebungs- 
weise anlangend,  so  war  man  sich  b(;i  allen  derartigen  Reforra- 
plänen  und  in  der  darauf  gerichteten  Diskussion  eiui^,  liaXb 
nur  die  Vermahlungssteuer  fUr  die  Zunkunft  beizubehalten 
mif  lind  swar  unter  Aneignung  des  beyerlsdien  Erbebaiup»- 
Temhrens  mittels  meduoiischer  AmNurmte.  Ob  das  Mais  oder 
das  Q«wicht  des  Maises  die  Gru&alage  des  Steuersataes  sa 
bÖdeo  haben  weide,  darüber  waren  auch  hier  die  Meinungen 
geteilt  Es  wJire  violleicht  einmal  in  Erwiffung  zu  ziehen, 
ob  sieb  im  Falle  einer  Beform  der  Steuer  aot  Grund  exakter 
Rendementskalkulationen  nicht  beide  Wege  gleichzeitig  be- 
schr'^iten  Hefsen,  indem  m.an  everitncll  unter  olilif^^atorischer 
Einführung  automatischer  Ap}inr;ur'  den  Beteiligten  die  Wahl 
liefse  für  das  laiifeTide  Jahr  aie  entsprechend  ])enie6sene  Stmier 
nach  dem  Mafs  udcr  nach  dem  Gewich tf  des  Malzes  zu  ent- 
richten. Nach  einigen  Jalnen  würde  die  Krlahrung  genügend 
gelehrt  haben,  ob  beide  Erhebungsarten  noch  fernerhin  boi- 
Eubehalton  seien  oder  ot  eine,  und  «war  welche  yon  beiden 
aufisugeben  sei. 

j^nen  wesentlichen^  zwar  nicht  mit  dem  Sjrstem  zusammen- 
hängenden Vorzug  hat,  wie  nebenbei  bemerkt  werden  möge^ 
die  norddeutsche  Biersteuer  in  ihrer  mäfsigen  Höhe,  indem 
der  Centner  Malz  mit  2  Mark  besteuert  ist,  was  nach  dem 
derzeitigen  Rendement  81  Pfg.  pro  hl  Bier  ausmacht.  Wie 
auch  von  May  a.  a.  O.  betont,  kann  sich  flif^  Mnlzsteuer  nur 
dann  den  Qualitätsunterschietien  des  zu  erzeugenden  Bieres 
erfolgreich  anpassen,  wenn  sie  nicht  zu  hoch  ist.  Das  Maf« 
der  mit  einer  gedeihlichen  gewerblichen  ProduktioiKscntwick- 
luiig  vereinbaren  Steuertragkraft  ist  in  ^iorddt^ut.scldand  aber 
weit  geringer  als  in  Süddeutschland.  weshalb  auch  die  schein- 
bar bedeutenden  Unterschiede  der  Steuerbelastung  des  Bierea 
hier  und  dert  bei  Berttcksichtigung  aller  Momente  stdi  er- 
heiblich  Terringem.  Der  einaig  dastehende  ProduktionsauT- 
sehwung  der  norddeutschen  Brauerei  seit  den  70er  Jahren 
hat  gezeigt,  dah  Norddeutschland  noch  vor  20  Jahren  kein 
^Bierhind''  war;  der  noch  in  der  Gegenwart  bestehende 
Ünterscliied  von  8  7,8  Liter  Jahresverbrauch  von  Bier  pro 
Kopf  der  Bevölkerung  in  Norddeutschland  gegen  2  21,4 
l.iter  in  Bayern  ist  wiederum  bedeutsam  dafür,  dal's  auchjcixi 
die  Brauerei  in  Norddeiitschland  noch  bei  weitem  nicht  deü 
engen  und  allgemeinen  Zusammenhang;  nn't  der  konsumieren- 
den Volkswirtschaft  gewonnen  hat  wit,  in  I^uyern  und  dafs 
ihr  noch  in  weiten  Gebieten  ein  dankbcores  Feld  zur  Heran- 
aiehung  der  Bevölkerung  zum  BiergenuTs  gegenüber  dem  dort 
noch  ttberwiegeiiden  Branntweinkonsuro  off»n  steht.  Bei  dem 
lebhaft  entbrannten  Zuge  aum  Industrtalismus  in  der  nord- 
deutschen Brauerei,  der  unter  dem  Drucke  einer  sdiarfen 
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bmuen-  und  ausländischen  Kouii.uri't;az  \^d^  ürauäleueigebiet 
iuU  die  gjObte  ßiercdnfubr  in  der  Welt  Uberhi^upt!  S.  n.% 
irnwäm  im  Ittiten  Jahisehnt,  dne  rttclnißhtsloie  Venbringung 
de»  Kleinbetriebes  und  damit  enei^sche  Konzentration  der 
Funktion  auf  den  Orofsbetrieb  zur  Folge  gehabt  laA,  iet  ee 
nur  eine  Forderung  der  Socialpolitik  diesen  Entwicklungsgang 
Tiiclit  über  G(*bühr  zu  beschleunigen.  Im  Osten  und  Norden, 
aut  dem  pialten  Land».'  wäre  vielmehr  eine  i^ieichmäl^iK  ver- 
breitete Klein-  und  Mittelbrauerei  sehr  am  Platze.  Jedenfalls 
wäie,  wenn  einmal  eine  Änderung  der  Bruiusteuer  hier  auch 
hinäichtlich  des  Steueräatzet»  unumgänglich  eidcheinen  äollte, 
das  gegenwllrtige  beyeriedie  System  der  Steuerabstufung  eni- 
•preäend  d«i  obwaltenden  teehniecken  ProdtikHontrerhlUlr* 
nn>äen  unbedingt  zu  tlbexmebmen  nod  dabei  die  hfeiteren 
Schichten  des  Gewerbes  mi^lii^bst  Tou  einer  poaitiTen  Mebr> 
belastune  freizuhalten*. 

Einheitlicher  wie  im  Reichssteuergebiet  liegen  die  Ver- 
hältnisse in  Wtl  r  t  te  m  b  e  r g ,  wo  die  Vermahiungssteuer  eben- 
falls nach  dem  Gewicht  mit  derzeitig  10  Mark  pro  lUU  kg  er- 
ijuben  wird.  Sie  leidet  auch  in  erster  Linie  unter  dem  Mangel 
einer  rationellen  und  billigen  Erhebung  und  Kontrolle  nach 
bayeriachen  Untter  and  stdu  damit  eboiftUa  auf  dem  Stand* 
raakte  der  Iwyenaclieii  Steuer  ror  18G8.  Daaeboi  sind  ee 
die  Zulas.sung  der  Surrogate  und  die  aeit  1880  IcLliaft  be* 
Uagte  BJahe  der  Steuer*,  die  diese  Steuer  ebenlalU  als 
besserungsbed Urftig  erscheinen  lassen. 

Am  nächster:  dürfte  sonach  die  auch  thatsHcblich  in  vielen 
Punkten  dem  bayerioclKn  System  nachgebildete  Brausteuer 
Finniaridö^  der  bayenächcü  kommen,  wo  sie  sich  eigentlich 
nur  durch  die  Erhebung  nach  dem  Gewichte  des  durch  me* 


So  stellt  schliefilieli  Bayern  mit  aeiner  £rbebun|8fonn 
der  Steuer  nach  dem  Malae  im  ateaerfÄiebtigen  Malie« 

allein  da.  In  allen  sonstigen  Punkten,  wie  aus  obigem  Ter» 
gleichenden  Überblick  hcrvoigehen  dürfte,  zweifellos  das  beste 
System  im  Prinzip  wie  in  der  praktischen  Handhabung  dar- 
ftellend,  blieb  nur  noch  die  Frage,  ob  die  ^Tnfs-  oder  Qe- 
wichtssteuer  den  Vorzug  verdiene,  unentschieden.  Jeden- 
laih»  hat  aber  auch  die  vorstehende  Betrachtung  zu  erkennen 

*  D«  8»  Bode  dei  Jskvn  1893  der  ögentliehkeit  fibergebeae  Be- 

fierunfr?rntn-i:rf  hofr  Erhöhung  (Vcrfloi  plunu' ■  der  Braustetier  hat  «war 
as  Princip  der  SteuerbtaSelung  aufgemiinmen,  aber  nur  in  sehr  mangel- 
hafter Weise.  Von  tooMtigeu  wäoach^jub werten  üefarmea  (Surrogatp 
nrtet  etc.  a  Ol)  ist  käse lB«ls  diiie,  ▼ietasbr  soll  oUei  sonst  bsiB 
Alten  bleiben. 

*  Der  Steuenatz  wird  ieweiliK  durch  Jb^nansaesets  f)lr  eine  Fioans- 


■  Die  Steuer  beträgt  pro  hl  Bier  umgerechnet  ca.  2,36  Mk.  Die 
finnl^TYdifirbe  Bmtiprei  ist  zwar  aioht  Itsdtiitfiii  tbsr  ffMokfelisii  in  der 

Aufwartebewegung  bogr'^eu- 


Malzes  unterscheidet 
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gegeben,  dafs  selbst  tinter  Annahme  der  Gewichtasieaer  &h 

nes  besseren  Systems  dieses  Moment  bei  den  sonstigen  ele- 
mentaren Vorzügen  des  bayerischen  Malzaufsi-lilngswcsenp  frir 
dessen,  .seit  1879  akut  gewordene,  kritische  13edeutung  tür 
die  gewerbliche  Entwicklung  de«  dortigen  Brauwesens  nicht 
ausschlaggebend  sein  konnte dafs  die  Gründe  hierfür  viel- 
mehr in  der  zu  hohen  Steuerlast  und  der  vornehmlich  da- 
durch erst  bcdin^ttui  ungleichmäfsigen  Wirkung  derselben  mä' 
äie  verschiedenen  Gewerbsk reise  zu  suchen  sind.  Das  lernte 
denn  auch  sohliefslich  die  bayerische  Re^erung  erkennen  und 
sie  säumte  alsdann  nicht,  aktir  einzugreifen. 

Zunächst  war  es  die  Frage  nach  der  Ersetzung  der  Mals* 
Steuer  duTch  die  Gowicht-ss teuer,  die  eine  grofsf  Rolle  bei  der 
Bebandlnng  der  bayerischen  „Brauereifrage"  spielte.  In 
mehreren  Kammersessionen  kehrten  darauf  bezügliche  An- 
trnü;e  aus  der  Mitte  der  Volksvertretung  und  s<Mt"ns  der 
Int»n  rssenteii  wieder.  Wenn  die  Kegierunp:  l>el  allein  Mntgegen- 
komnien  -  indem  sie  daraufhin  Enqu^  ren  verauataitete  — , 
'sich  trotzdem  zur  Änderung  des  Steuermodus  im  bezeichneten 
Sinne  nicht  verstehen  konnte,  so  lag  dies  an  verschiedenen, 
sehr  gewich  Ilgen  Gründen.  Bei  der  malsgebenden  Bedeu- 
tung de^  Malzaufschlages  für  den  bayerischen  Staatshau»- 
halt  und  den  immerhin  grofsen  Widerstreit  der  Meinungen 
über  die  daraus  resultierenden  Rttckwirkungen  auf  die  Brauerei- 
interessenten wie  andrerseits  besonders  auf  die  Gerste  bauende» 
beimische  LandwirtBchaft|  die  in  keiner  Weise  in  ihrer  Trag- 
weite absusehen  waren,  erschien  eine  solche  Systemänderung 
«ü  gewagt,  zumal  damit  augenscheinlich  die  Gesamtheit  der 
zwischen  der  Grofs-  und  Kleinbrauerei  zu  Ungunsten  dieser 
obwaltenden  Ver>chiedeulieiten  in  den  ^^'irtsehaftsbedi^guugen 
keineswegs  entsprechend  ausgeglirlien  werden  konnte'. 

Um  hiergegen  erfolgreich  Wandel  zn  schaflfen  und  die 
infolge  der  hohen  Steuerbelastung  der  Jirauerei  ausgeartete 
Entwicklung  derselben  wieder  in  erwünschte  Bahnen  z»i  leiten, 
bedürfte  es  vielmehr  eines  ganz  direkten  Vorgehens  gegen  die 
eigentliche  Ursache,  nämlicn  die  durch  die  übermäfsige  Höhe 
der  Steuer,  trotz  ihres  einheitlichen  Salzes  bedingte  y^t^ 
schiedene  Belastung  der.  Verschiedenen  Kreise  des  Gewerbes* 
Es  ist  begreiflich,  wenn  gegen  alle  hier  einsetzenden,  eine 
Abn(iinderung  der  Steuerlast  in  irgend  welcher  Weise  be- 
zweckenden Bcstrebjungen  als  gewichtigstes  Moment  das  fis- 
kalische Interesse  '»bwaltele,  denn  der  bayerische  Malzauf- 
schlag bildet  bekanntcrmafsen  den  Anjr'^ljinn  !ct  der  l>ayerisehen 
Finanzwirtschaft,  insbesondere  die  Hauptstütze  di*r  btaats- 
schuldenverwaltung  und  die  bedeutende  Erhöhung  der  Steuet* 
war  nur  einem   unab weislichen  Bedürfais  de^  Staate»  ent» 

-  •  >  i&iieli  wQide  die  ▼otfaptisdige  NeobeselMffiiiijf  \on  meetumSiibhea 
Wigoappaiaten  dea  BeteUigten  imyerhältninniUsige^Koaleii  beratet  hahtk. 
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Bprangen,  das  aach  in  der  Folge  eine  ^  Wiederherabsetmxug 

de»  Steuersatzes,  dessen  Erhöhung  stets  nur  fUr  eine  Finair/- 
p«^node  (2  Jalire)  bewilligt  war,  nicht  zuliefs.  Es  blieb  somit 
«  \\\>  inziger  Ausweg  nur  der,  die  difiTorenzierte,  wirtächaftliche 
Wirkung  der  hohen  Steuer  auf  das  Braugewerbe  durch  eine 
solchem  Difl'ercüzieruüg  des  Steuersatzes  auszugleichen,  von 
der  ein  wesentlicher  Ausfall  in  den  Steaerertrflgen  nicht  zu 
hefilrchten  war.  Das  war  freilieh  ziemlich  schwierig  imd 
sdÜo£i  natnrgemärs  nach  der  andern  Seite,  i^r  die  Ghwls* 
tmmereieny  die  Notwendigkeit  einer  weiteren  Herao&etattn^ 
des  Steuersatzes  in  sich.  Dafs  hierbei  die  Interessen  da*  ver* 
schiedont'Ti  Gcwcrbskreise  hart  gegcnoinander  geraten  mufstcn 
uud  eine  solclie  Änderung  der  StoiKT  crheblieh  erschwert«'i», 
liegt  auf  der  Hand.  Es  kam  bcsouder-s  in  Betracht,  dafs  alle 
Bolehe  Bestrebungen,  seheinbar  wenigstens,  g<'gen  da«  volks- 
wirt^haftUche  Gruudpnu/.ip  der  indirekten  Besteuerung,  uäm- 
lich  Gleidiheit  des  auf  den  Konsumenten  au  ilbenriluendeii 
Steaersatses,  Terstiefsea.  Es  war  an  einleitender  Stelle  die 
Bede  des  Finanzministera  Ton  Riedel  citicrt,  in  der  er  ge- 
ntlich eines  Antrages  auf  Abitafang  des  Malaanlschlagea 
Bedenken  dagegen  in  prägnantester  Weise  zusammen^ 
fafste.  Die  Macht  (h-r  Verlillltnisse  rrwion  sidi  aber,  wie  er- 
wähnt, stärker  als  thrvirf  tische  Einwände  und  drängte  schliefst- 
lieh  auch  die  maisgcl»- n  ien  Kreise  zu  der  Erkenntnis,  dafa 
hier  nicht  nur  die  Fonierungen  der  Wirklichkeit  den  Auö- 
Dchl^  zu  geben  hätten^  sondern  dafs  eine  solche  Differenzierui^ 
des  Stenmataes  angerichts  der  Gestaltong  der  Verhftltnisse 
und  dem  Stande  der  modernen  Technik  thatsttchlich  dem 
Prinsip  der  indirekten  Bestenenmg  keineswegs  suwiderlaufe^. 
Mannigfache  vergebliche  Ansätze  waren  nötig,  um  schliefslich 
am  Ende  de^  Jahres  1889  zu  einer  möglichst  allseitig  befrie» 
digenden  LtKsung  des  seit  zehn  Jahren  ununterbrochen  die 
interessierten  Wirtschaftskreise  beschäftigenden  Prohh-nis  zu 
gelangen.  Schon  1879,  bei  der  Erhöhuntr  der  Steuer  war  die 
Abstufung  der  Malzaufschlagssätze  aus  üraucr-  und  Abge- 
ordnetenkreisen angeregt  worden.  Desgleichen  auch  im  Herost 
1881,  wogec^en  aber  212  Brauer  Einsprach  erhohen.'  Sehen 
diesmal  erkUrte  sieh  der  Finanamimster  in  dner  längeM 
Bede  (vom  24.  X.  1881)  dagegen,  ebenso  bei  Wiederholung 
dieser  Anträge  im  Jahre  1882  (21.  III.)  und,  wie  6r#llhn^ 
1884  (18.  II.).  Auch  der,  freilich  nur'  eine  Minderheit  ^n^ 


*  In  der  Geschichte  der  liicrbesteuerung  ist  übrigeus  die  Aiiwenduoft 
verschiedener  StenmStsi«  hei  gleicW  8tetierfbfi&- nioht  «nbtkannt  ana 
ifMGieU  auch  bei  der  MalzsteucT  wurde  z.  B.  seiner  Zeit  in  Grofsbritanoiea 
und  Irland  dio  »rnflio  und  ticliotti's<)ie,  mind^Twertipf»  Gerste  heim  Ver- 
iKtauch  zur  Bicrcrzeugung  in  Iriand  bexw.  Scliiottiand  niederer  besteuert. 
Hajr  in  Comads  SlaatnnMartotth  .a  «ai  0.  >       •  :  •  \ 
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meist  der  GroCsproduktion  angehörigen  Interessenten  dar- 
stellende bayerische  Braiierbund  erhob  stets  gegen  diese  Be- 
strebungen Einspruch,  zum  letzten  Mal  in  seiner,  der  that- 
BiU^hlichen  Verwirklichung  derselbea  unniittt  Ibar  voraufgehen- 
den  Denksehrüt  und  R«\solation  vom  2.  OktoluM-  1889. 

Die  Wege,  auf  (lencn  man  eine  solche  DiÜerciizierung  deä^ 
Steuersatzes  zu  erreicheu  äuchtc,  waren  im  einzelnen  ziemlich 
verschieden.  Während  die  Einen  ProgreMion  (besw.  Degres- 
sion)  des  SteaersateeB^  Schritt  haltend  mit  der  QrOlae  der 
Produktioa  forderten  ^  redeten  Andere  einer  Pifferencierung  der 
Stener  nach  Mafagabe  der  erzielten  Midsausbeuta  daa  Wort* 
Ja,  sogar  lilb*  eine  Abatufttog  der  Steuer  nach  Provioiea  wid 
nach  Mafsgabe  der  ortsangesessenen  Bevölkerung  wurde  Pro- 
paganda  gemacht  Um  dem  theoretischen  Einwände  bezüglich 
aes  Prinzips  der  indirekten  ResteueruTig'  auszuweichen,  wurde 
auch  versucht,  den  tlurch  die  hohe  Steuer  und  die  Wirtschaftn- 
fiihrung  der  Brauereien  differenzierten  ProdnktionybediD^utii^eii 
von  einer  anderen  Seite  beizukummen,  naiülich  durch  weitere 
Differenzierung  der  Geweri)csteuer  oder  direkt  der  Einkommen- 
steuer der  Interessenten,  äpeciell  auch  durch  i£infuhrung  einer 
Sonderbesteuerung  der  AKtienbetriebe.  Die  sich  vieler  An- 
hänger erfreuendw  Bestrebungen  auf  progressive  Erhöhung 
der  Gewerbesteuer  verbot  sich  tthrigens  im  Interesse  der 
Brauereien  selbst,  denn  da  in  Bayern  die  Kreis-,  Distrikts- 
und Gemeindeumlagen  nach  bestimmten  Prozenten  der  direkten 
Staatssteuem  (in  den  meisten  Gemeinden  die  Gemeindeamlageit 
allein  mit  gegen  und  über  100,  in  einzelnen  sogar  mit  über 
200  und  mehr  °;o)  erhoben  werden,  so  würde  eine  solche 
Steigerung  der  Gewerbesteuersätze  auch  eine  entsprechende 
Erhöhung  der  prozentual  erhobenen  Koni  mu  aal  Umlagen  nach 
sich  gezogen  haben,  und  selbst  bei  geringer  Erhöhung  der 
Gewerbesteuer,  trotz  eventuell  gleichzeitiger  Herabsetzung  des 
Malzautöchlüges,  die  davon  beti'offenen  Brauereien  in  unbilii- 
ger  Weise  um  das  zwei-  und  dreifache  belastet  haben  ^. 

Dem  Jahre  1889  endlich  war  es  vorbehalten ,  all  dieseo 
mehr  oder  minder  manjs;elhaften  Reformplänen  ein  Ende  au 
bereiten  und  eine  definitive  Regelung  des  Besteuerungsproblema 
au  Stande  kommen  au  lassen*.   Die  hauptsttehlichen  Bestim- 


*  Eiue  im  Verliältiiis  zur  Stcigerunj^  der  BetrirbsreTitabilität  nach 
Ifafseabc  der  ProdukfionszunHhme  progressive  Besteuerung  wrrn^e 
jedoch  nie  ernstlich  ^fordert  und  ein  derartiges  Ansinnen  vom  Fiaauz- 
minister  ▼.  Biedel  wird  als  „frivole  Beetenerotig  der  grofsen  Wrmö^ea* 
zurückgewiesen.  Es  handelte  Bich  immer  nur  um  eine  dor  Pfodoktioiis» 
■taigeniDg  proportionale  Aufsfufung  des  Steuenatzes. 

'  von  May:  Art  „Bierbesteuerung".  Conrads  Stai^wdrterbuch 
a.  a.  O. 

■  Es  kam  freilich  hinzu,  dnfg  in  diesem  Jahre  d««  Btidtjet  Rayttns 
wieder  eine  Beseerung  tagte,  die  den  bei  dieser  bleueiiiuUertiu|(  nichl 
gsDs  la  amgebsndea  Aadwl  ao  ertisfea  aalie(k 


Digitized  by  Google 


Xü  l 


mungen  dieser  als  die  mUhsame  Frucht  zehnjähriger  Bestr^ 
bangen  gezeitigten  bedMitauMB,  «m  8.  Deiember  IBB9  in 
Kn»  g^retenen  Andemng  des  MalmtiftcliIagi^fOMtMB .  di« 
bernfba  ist,  die  fernere  Entwicklqi^  des  bajerischen  ßraa- 
wesens  wieder  auf  geeignete  Bahnen  su  AÜueiiy  imd  in  Kürze 
folgende':  Der  bisherige,  nunmehr  aber  pragmatisch  fest- 
gesetzte,  einheitliche  Steuersatz  von  6  Mark  vom  Hektoliter 
ungebrochenen  Malzes  (gleichgültig,  ob  trocken  oder  einge- 
sprengt) blieb  bestehen.  Sofern  jedoch  in  einer  Betriebsstätte 
in  einem  Jahre  mehr  als  10  000  hl  Malz  verwendet  worden 
«ind,  ist  ein  Zuschlagzu  entrichteui  und  zwar  für  die  nächsten 
80  WX)  U  mit  je  26  Pfennigen,  und  ftbr  dai  die  Menge  toa 
imgeBemt  40  000  hl  tÜientoigendelfalMiiantam  von  je  SO  Pfen- 
nigen vom  hL  Dagegen  wird  hinwieaer  von  den  vor  dem 
h  Oktober  1889  bereits  vorhanden  gewesenen  Brauereien 
(und  Eissigsiedcreien) ,  sofern  dieselben  im  Jahre  1888  nicht 
mehr  als  üOOO  hl  Malz  verbraucht  haben,  und  so  lange  dieser 
Malzverbrauch  die  Summe  von  7000  hl  in  Zukunft  nicht  über- 
.steigt,  Üir  die  ersten  2000  hl  nur  der  Betrag  von  5  Mark 
Aul'bthlag  vom  hl  Malz  erhoben.  Zugleich  erfuhr  auch  die 
Bemessung  der  Steuerrttckvergtttung  eine  entsjprechende 
«Änderung  dahin,  dafe  dieielbe  tor  Flaachen*  and  Fafabier 
d^ehmlliig  den  hl  Bnnnbier  2,60  Mark  und  dir  Weife- 
oiar  1  Mark  beträgt,  sofern  aber  aus  einer  dem  Stenanmaohlay 
unterliegenden  Braosiitte  innerhalb  eines  Jahres  mehr  wie 
12000  hl  Braunbier  ausgeführt  werden,  die  Rückvergütung 
für  die  dieser  Menge  folgenden  48(500  Id  je  2,75  Mark,  und 
öir  das  die  Menge  von  60  ODO  hl  übersteigende  Bier  je 
2,85  Mark  vom  hl  hoträgt,  umgekehrt  aber,  sofern  aus  einer 
dem  ermäföigtea  Steuersatz  uuterliegendeu  ßetriebästätto 
Braunbier  exportiert  wird^  für  die  ersten,  innerhalb  eines 
Jahres  azpertierten  2400  hl  nur  der  Betrag  von  je  2,10  Mark 
ritakvaigtttet  wird^ 


<  TOD  May  a.  a.  0. 

*  Ks  mag  hier  aDmerkongiwmse  nacbgetragen  werden,  daTs  bis  lb80 
dis  BsBWMiift  dfv  fltflaoROelragfttBDg  bei  dar  BtenuMfidir,  die  bis  da- 

nsls  such  nur  fUr  exportiertes  Fafsbicr  gewährt  WUlde,  eine  verhältnU- 
mSfeig  uiif^üMstiffe  war.  Die  RUckvergutuog  war  nftmlich  durch  Ver- 
ordnung auf  1,60  Blk.  pro  hl  fefitgeeetzt,  was  einem  Rnndementm» 
yOtnli  von  2,80  hl  Bier  aus  1  hl  Malz  entsprach.  Man  kaon  non  als 
gewifs  annehmen,  dafs  sich  dies  Verhältnis  beim  Exportbier  speciell 
weaeutUch  niedriger  •teilte,  aodai«  also  den  iilxportbrauereien  der  volle 
UlwMJibslisg  nWSt  entsttet  wurde.  Freiliefa  ist  in  Bfickaicht  m  itohan» 
däfa  die«e  Brauereien  infolge  der  RUckverputung  bei  der  Verwertung  der 
xhnea  verbleibenden  Nebenprodukte  und  Abfallstoffe  (Malzkeimc;  Treber, 
Nacbbier,  Giattwasser)  gUnstiirer  gestellt  waren,  als  die  nicht  eiportimn- 
dSB  BraaereiaOf  bei  denen  die  Steuer  auch  auf  die  Preise  dieser  BAd^ 
stünde  lastete.  Der  ziffeniiiirsige  Betrag  dieses  Vorteils  ist  sclnvor  zn 
bemeaaen.  flUlt  aber  in  der  Keihe  der  mannigfachoL  dem  Qrofdbctriebe 
aaffieCMen  nwteridlen  Bcgitaistisunrai  inoMiUii  m»  hm  Oewiebt  Mit 
4m  StsesMbasf  tw  4  aof    Msik  eilbhr  aaeh  die  BemsMog  der 
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10.  Kapitel 

t)ie  ^e^enwärti^e,  dnrcli  die  tiberwiegende  Memcliaft  den 
KapitoiismiiB  f^kennxeichnete  Wirischaftslaf^e  der  bayeri- 
^  :      .  sehen  Braaerei. 

Wirft  man  nun  die  Fraj^e  auf,  ol)  und  inwieweit  vou 
dieser  zweifellos  ciiiöclmcidenden  Änderung  der  Stcuergeaetz- 
gebung  eine  Verschiebung  in  der  Entwicklung  des  bayerischen 
Braugewerbes  zu  Gunsten  der  Klein-  und  Mittalbrauereien  zu 
erhoffen  steht^  so  kann  man,  da  wegen  der  statistiscli  seitdem 
hoch  nicht  genügend  wahrnehmbaren  Wirkungen  derselben 
ein  Schlufs  auf  die  Zukunft  noch  nicht  gezogen  werden  kann, 
tiies  lediglich  indirekt,  an  der  Hand  der  seit  und  durch  die 
Steuererhöhung  von  1879  gezeitigten,  bezüglichen  £rfahriing6n 
■vermuten. 

Ver^ci^fTi -wart  1^:1  man  sich  die  Kiitn  icklmig-  tlos  Brau- 
wesens, spec  ieil  in  Bayern,  währond  dei-  70«m-  Jahre,  die  wirt- 
-Hchaftlich  bokanntlieli  eine  (luiTli;j^;inj^ig  harmunische  war,  /n- 
gleich  aber  auch  dadurch  charakterisiert  ist,  dafs  in  dieser 
Periode  die  grufsen  i  aktoren  des  Industriebetriebs,  besouderis 
nach  der  technischen  Seite  hin,  ausgebildet  wurden,  so  dafs 
bereits  um  die  Mitte  der  70er  Jahre  das  Produktiopsniveau 
^en  Kulminationspunkt  erreicht  hatte,  so  läfst  sich  nicht  ver^ 
1<ennonj  dafs,  wenn  auch  die  Erhöhung  de^  Brausteucr  1$79 
•nicht  stattgefunden  hlitte,  und  damit  die  einschneidenden,  Spie!;- 
«ifischen  Wirkungen  derselben  nicht  ins  Leben  getreten  wären, 
idie  Entwicklung  der  bayerischen  Brauerei  wUhrcnd  der  giWr 
Jahre  kaum  in  f]^leiclier  Weise  wie  ziiTtir  verlauftn  wfire,  viel- 
mehr  die  in  den  70er  Jahren  gelegten  Keime  notwejulij^:  zur 
Enttiiltung  gekommen  w«1ren.  Die  Scheidung  des  (rewer]>es 
in  eine*  vorwiegend  auf  den  Fernverkehr  gegi'ündete,  machtige 
Groi'sindustrie,   und  eine  mehr  und  mehr  den  Rückhalt  in 


iRttckvergütoiig  derselben  beim  I^i  i<  xji  trt  eine  iSteigerung  von  2,G0  Ml^. 

ßro  hl,  was  nunmehr  einoni,  der  VVirkliclik*^ if  -ehon  näher  komm cnclep 
lendement  von  2,30  hl  (nach  der  Mitteilung  eiues  Kegiening»vertreteni 
2,25  hl  in  Wirklichkeit)  entsprach.  Zugleich  wurde  sie  auch  auf  Flaschen- 
Jbler  ausgedehnt  und  damit  dem  Export,  desselben  ein,  uueh  statistiflch 
wahmehmbaror,  bedeutender  Anreiz  {^('^oben.  Diese  fiir  die  cxyH'rfienMulif 
QrQfsbrauerei  sonach  ebenfalls  piit  der  Steuerböhung  eiutretuodc  \  ur- 
besserang  ihrer  auf  den  Eipori  basierten  Produktionsferhältnisse,  gab 
.'Übrigens  auch  einigen  Interessenten  gelc^entlicli  der  Polemik  ^gen^dlä 
durchgängige  Begünstigung  der  (JroOprodnktion  Anlafs,  eine  Ennedrigting 
der  Steuerrückvergütung  zu  fordern,  ein  Streben,  das  für  die  Kunsaicbti^ 
keit,  mit  der  mao  der  EDtwicklupg  d«»  Bräujgewerhcs  in  beteiligten 
Kreisen .  vielfach  gegenüberstand,  bezelclinend  ist  und  nur  noch  in  dam 
jrichrfach,  auch  schon  in  den  '70er  Jaiuren  anfgetauchten  Voi-^ieUlage 
der  Wieder^inCÜhrun^'  der  Biertaxe^  seiues  Qieichca  fand,  besw.  d^- 
i;«n  ilbfrbojten  wurde.  .  .    \.  ^       \    '.  \   , 
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Kd)eDgewerben  «9Q!Cli«nde,  8ich  'iiiim«)r  enger  auf- dato  landwirt) 
fldiaftHcho  Gebiet  besebr&ikende  Kloinbranerei ,  da^wücJieiC 

die  zahlreichen  sögenannten  Jttittelbrauoroien  mit  allen  KrUfUli 
nat'li  industrieller  Ausgestjiltimg  strebend,  sowie  die  Wirksam- 
keit des  für  den  Zug  '/n?n  Industrialismus  charakteristisehen 
ka  jj  i  t  a  1  i  s  t  i "  <•  Ij  e  n  Moments,  (]?ih  hfitte  auch  in  der  Oo-on 
wart  der  Entwiekluug  des  bavi  ri.^i  heu  Brauwesens  das  ^«  n 
früher  abweichende  Geprlige  v  erliehen.  Was  aber  zweifekol nie 
uicht  so  hervorgetreten  wilre,  das  ist  da«  besonders  in  sor 
eiaLer  Hiiuiclit  so  verhftngnisvolle,  ungesund  Yerschftrft^ 
Walten  des  Kapitalismus,  das  dardi  die  unter  ölinehin 
erschwerten  Umstünden  erfolgte  Steuererhöhung  in  die  ge- 
werbliche Entwieklung  der  bayeriacben  Brauerei  getragen 
wurde.  Alle  Zeichen  der  Entwicklung  und  Lage  des  Brau- 
wesens zu  Ende  der  70er  Jahre  deuteten  darauf  hin.  AnW,  nni 
dvn  ferneren  Entwicklungsgang  desselben  in  soeial  uini  wirt- 
schaftlieh gedeihlieher  Weise  erfolgen  und  zu  eiueni  gowidjsen 
AbÄchluIü  gelangen  zu  lassen,  es  damals  vor  allem  der  Frei- 
haltung  desselben  von  erhöhten  tiskalischen  Lasten  bedurft 
bitten  smnai  von  solcben^  die,  wie  die  SteuerorbObnngi  die 
reiMuiiedenen  Kreise  des  Gewerbes  in  nach  unten  verstibrktei; 
Weise  bedrückten. 

In  wie  beschleunigtem  Mafse  der  Kapitalismus  seit  den 
80er  Jahren  die  Entwicklung  der  bayerischen  Brauerei  um- 
wandelte und  \n  soeiah'r  Hinsicht  besonders  in  einem  rtiek- 
siehtf5:losen,  un^l'  iclujn  Kanipt  gc^en  die  sittlichen  Faktoren, 


technische  Tüchtigkeit  und  Strebsamkeit  der  wirtsehaftlieli 
si.  itwächeren  Gewerbsangehörigen  sich  äuläerte,  tritt  iu  den 
vorgeführten  Daten  der  Statistik,  specieU  der  der  Aktieu- 
brauereien.  sowie  in  der  Schilderung  der  Wirksamkeit  der 
SteuererbOnung  drastisch  hervor. 

Am  elementarsten  gab  sich  natürlich  das  Walten  dea 
Kaititalismus  von  jeher  in  der  Gestaltung  der  Absatz  Ver- 
hältnisse kund,  in  der  ja  überhaupt  aHe  den  Gewerbe- 
betrieb ausmaehenden  Faktoren  ihren  entscheidenden  Aundruck 
finden.  Wie  hier  nnti  r  ilnm  Drucke  der  Steuererliöhung  auch 
innerhalb  der  Groispreduktion  das  gewaltigste  Hiiltsmittel  im 
wirtschaftlichen  Existenzkampf  sich  als  geiahrliche  \\  äffe  er- 
wiesen hat,  läfst  sich  besonders  gut  in  Mflnchen  wahrtfeh-; 
men,  wo  bekaantermafiran  die  Industrieentwicklung  am  weite-»* 
iten  gediehen  ist,  zugleiob  aber  auch  die  damit  ^eositigten 
bedenklichen  socialen  B^eiterscheinnttgen  am  schflr&ten  aus- 
gepr^  sind. 

üer  weitverzweigte,  rasch  emporgowacl>st»»i'-  Fxnort  der 
Mtinchener  Grolshran  rpi<-n  steht  mit  deren  Kapitalkratt  iu 
innigster  Weehselbezn  liung.  Die  grofse  LukrativitÄt  des  Ex- 
portgeöchäfta  bei  der  auswärts  immer  steigenden  Beliebt- 
neit   des  .  Münchener    Bieres   wair   angesichts    ferner  der, 
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StenMfliirtMDg  ftr  die  tteittni  dortigen  Bfniunraiea  dia  trei- 
bende Kraft,  eieh  indoetriell  auimgeitalten  nnd  ilure  Pro- 
ddittion  auf  den  Fernverkelir  tu  Minden.  Dieter  allgemeine 

Konkursus,  sn  dem  anch  in  der  Folge  die  in  gleicher  Rich- 
tung eich  bewegenden  Bemühungen  der  fränkischen  Grofs- 
brauereien  traten,  sowie  auch  die  industrielle  Erstarkung  der 
aufserbayeri sehen  Brauerei  überhaupt,  stellten  an  die  Kapital- 
kraft  der  auf  den  Export  basierten  Brauereien  immer  höhere 
Anforderungen.  Die  neu  hinzugetretenen,  mit  Ubergrofsen 
Aktienkapitalien  beschwerten  Unternehmungen  vermochten  nur 
mit  äufserster  Anstrengung  ihren  Exportverkehr,  in  dem  sie 
mit  beträchtlichen  Kapitalien  engagiert  waren,  neben  dem  ins 
Riesenhafte  wachsenden  Femabsats  der  altrenonunierten  Qrodi- 
Ivanereien,  denen  alle  Mittel  in  Gebote  alaaden,  und  die 
keine  Kosten  scheuten,  denselben  immer  weiter  aussudelmui', 
aufrecht  su  erhalten.  Aber  trota  aller  Anstrengungen,  das 
immer  kostspieliger  werdende  Eizporlgesohäft  um  jeden  Pkeis 
zu  behaupten  und  zu  forcieren,  trots  der  durch  die  Steuer- 
rückvergütung und  die  hohen  Absatzpreise  im  Femverkehr 
ebotenen  Vorteile,  trotz  der  weitgehendsten  Begünstigungen, 
ie  die  Bahnverwaltungen  durch  ihre  Tarife  und  sonstige 
Zugeständnisse  dem  für  sie  wertvollen  Bierexport'  ango- 
deihen  liefsen,  gelang  dies  auf  die  Dauer  immer  weniger; 
die  wenigen  hervorragend  kapit;xlkriiftigen  Orofabrauereien 
rissen  immer  mehr  das  Monopol  des  Aufseuhandels  an  sich. 
Die  Schicksale  mancher  .echten  Bräus*  in  Beiiin  und  an- 
deren Torkdirereichen  Stttdten  aufserhalb  Bayerns,  und  kerre- 

'  Nach  einer  Notiz  der  Zeitschrift  f&r  das  gesamte  Brauwesen  (1892 
Nr.  1)  gehen  im  Dui"8chßchnitt  tätlich  von  München  100 — 120  Biereiaen- 
babnwa^gODs  ab,  mit  einem  Inhalt  von  6 — 7000  hl.  Die  Münchener 
Brauereien  besitzen  im  gansen  661  eigene  Bierwaggona,  von  denen  allein 
140  der  Spatenbraucrci  gehören.  Die  Kosten  eines  solchen  Bierwa;:^ona 
mit  iBolierwäiidon  und  KUhlnppArat  belaufen  sich  auf  4200— 45fX)  Mark; 
die  ganze  Kapitalanlage  der  MUnchener  Brauereien  in  Hierwaggons  be- 
trSgt  daher  ungefähr  3  Millionen  Mark.  Bei  500  ke  Tragfähigkeit  labt 
ein  solcher  Waggon  32  hl,  bei  1000  61-  03  hl.  Von  den  profsartipen 
Kapitalaufwendungen,  die  die  in  ganz  Doutschland  und  im  Auslande  be- 
kannten lazuriösen  Bayerischen  „Bierpalästc",  die  Specialausschanke  der 
bayerischen  Brauereien  denselben  verursachen,  mag  folgendes  einen  Be- 
ipnff  geben:  Nach  einer  Notiz  in  Berliner  Zeitungen  ist  dus  der  Tucher- 
Bcben  Brauerei  (Nürnberg)  gehörige  AusschankgebKudc  in  der  Friedrich- 
stnfte  in  Berlin  eins  der  tneuersten,  dortigen  Privathäuaer.  Der  Kaof- 
preis  des  Gnindatficks  betrug  1  i^O  000  Mk. .  die  während  der  Bauzeit 
entstandenen  Zinsverlustc  beliefen  sich  aul  fast  200  000  Mk.  Die  Bau- 
kosten, samt  innerer  Einrichtung  des  Gebäude«  betrugen  im^reaamt 
8  000  000  Mark,  wovon  unter  anderem  alteb  eine  Mamortreppe  6500  Mk. 
kostete:  ingetamt  also  ein  Kapitalaufwand  von  4  000  000  Mk. 

•  Nach  einer  Mitteilung  des  Referenten  für  den  die  Forterhebung  des 
baverischen  Malzaufschlaes  betretenden  Regierungseutwurf  in  der  bay- 
enaehen  Kammer  vom  2S.  Oktober  1885  bdief  stob  bereitt  damals  «iie 
Einnahme  der  bayerischen  Staatriiabnen  aus  den  fllr  den  Export  be- 
stimmten ßiertransporten  ui  der  ersten  UAlfite  des  Jahres  18B5  auf  i^ws&t 
Uber  eine  Million  Mark*'. 
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MNmdkMid  damit  im  ItutttiHy  bwr.  negativwi  DiYkMka 
der  meisten  M<lii«h«ier  AMiiibnMiereieii  in  deft  kteten  J«hM 
radn  eine  deutlicl^  Sprache;  aa  der  allzu  hartaickiffen  F«f^ 
ftbraog  des  kapitalfressenden  Exportabsatzes  ist  manche  dietfer 

BraüPrpien  rerbhitpt .  und  sind  der  bayerischen  Volkswirt- 
schaft, der  die  Kapitalien  der  doriigen  Aktienbraiiereien  fast 
ausächHefslich  entnommen  Bind,  schwerwiegende  dauernde  Ver- 
luste entstanden. 

Natui^emäTa  mnfste  der  AnsfaU  im  Ezportyerkehr  dioi- 
aielir  im  Lokal-  loid  BioaaaTarkakr  gedeoki  w«rdeii|  und  iia 
Folge  war  aiaa  badaataiMl«  Vaiaohlrtang  der  KonknrreniTer- 
Mtaisso  auf  dieaem  Qelnet  Die  Grofsbetriebe,  die  aalbai- 
TqaUUHÜioh  neben  ihrem  hochentwickelten  Exportabsats  atteh 
dem  Provin7!,il-  und  Lokalabsatz  eine  rege  Fürsorge  ange- 
deihen  lipf^en,  und  zwar  um  so  mehr,  als  die  vorHussiehthche 
iJtabih'sieniiig  di^s  Exportverkehrs  mehrfach  ihre  »Schatten 
V(>rausw;ii  1,  hatten  auch  hier  wieder  einen  erheblichen  Vor- 
tprung.  Und  zwar  nicht  »uwuhl  durch  ihren  grofseren  und 
admdiereQ  Umsati,  der  ihnen  aiKsh  noch  den  ferneren  Vorteil 
«i^mg,  dala  ale  dementopreekwid  ihre  Hbr  dean  beimiiehen  Ab- 
aala  bestiramteii  Biete  relatiT  leiebter  einbiatteii  konnten  ala 
andere  Brauereien,  womit  .sie  nach  i^achveratitaidigerSohfttmuig^ 
pro  hl  Malz  ca.  3  Mark  Produktionskosten  ersparten,  — 
vielmehr  dnreh  weitreichende  kapitalistische  Beherrschung  und 
Sicherung"  ihrer  Absatzverhältnisse.  Diese  gründefi^ii  sieh  teils 
auf  den  höchst  einträglichen  Eigenans«ehnnk  auf  dem  „Roller", 
teils  auf  den  Verkehr  mit  der  Wirukuiidflchaft,  nnd  endlich 
in  neuerer  Zeit  in  zunehmendem  MaTtie  neben  den  \' erkauf  Uber 
die  Gaaaa  auch  auf  den  Flaeehenbierhandel  direkt  an  die 
M^iknndacfaaft*  Der  Verkebr  mit  der  Wirtri^nndiohall 
batto  bekannllieb  von  altera  her  den  Absataverbältnissen  der 
Bmnereien  wtfen  der  dabei  zum  Anadruck  kommenden  Kon* 
knrrenz  derselben  ein  eigentümliches  Geprige  verliehen:  Die 
,Wirtshalz"  ist  eine  der  charakteristischen  und  ältesten,  stets 
viel  })<'«|>rnr})pnen  Begleiterscheinungen  im  Wirtschafthieben 
der  ba^'  i  isi  hen  und  aufserbayerischen  Brauerei  gewesen. 
Immer  waren  es  besondere,  meist  künstlich  hereingetragene 
Momente  (wie  die  Biertaxe),  die  diesen  wunden  Punkt  zeit- 
weilig in  anraergew5bnlicber  Weiae  fllUbar  wwden  Uefaen. 
Aveh  daa  lelsto  Jahrxebnt  tat  angesiebts  der  abgewandelten 

'  Greifsi:   Zi^itschnft  für  dns  j^f'ssrnte  Rrauwnsm.  1886. 

*  Dals  cUeser  iu  der  (iegeut^art  eiuen  erheblichen  Umfang  sewoiukea 
habtt  iBuflL  erbellt  aas  eber  am  867IV.  1692  in  MOncben  ttattMuidenen, 
von  ca.  600  Wirten  besoehten  ProtestTersainmlung,  die  nach  dem  Muster  ühu- 
licher  Kundgebungen  in  anderen  Rtüdtorv  mhi  gegen  den  überhandnehmen- 
-den  Plaschenbierhandel  der  donigen  iii-uucreieo  Schritte  ku  thun.  die 
«nderliche  Resolution  beschloDi,  Inen^egeii  imd  gq^en  das  die  Wirte 
fTr>pf!iu]Iiotist  Hrhriiiigendc  Kantin>^nwp^rti  '  \  Htatti  lIBll  MiHtifflmhHntl» 
«ine  jk'etkMm  an  das  Ministerium  au  ricltteu. 


Digitized  by  Google 


XII  Iv 


Wii'tschalUverhältnisse  mehr  denil  je  jUber  die  gegen  frtther 
gesfulezii  potenziert  zu  Tage  getretenen  Ausartungen  auf 
qiesem  Gebiet  cl<'.s  Tiiterefsenkanipfes  von  lebhAflen  Klagen 
erfüllt.  Der  Ka])it:ili8mu8  ist  hier  in  seiner  rücksichtslosesten 
Fonij  in  Krbchcmung  getreten .  indem  das  Verhältnis  der 
Brauereien  zu  den  Wirten  für  diese  sich  vielfach  zu  einer 
wahren  Sehuldknechtschaft  entwickelt  hat,  und  ^  sich  bei 
der  Gewinnung  und  Sicherung  dea  Absatzes  weniger  um  die 
direkten  Lieferungsbedingungen  nach  Qualität  und  Preis  des 
Bieres  (der  ttbrigens  bei  einheitlichem  Gebindemalii  ziemlich 
einheitlich  ist)  handelt,  als  um  die  Anknüpfung,  oft  gar  nicht 
damit  im  Verhältnis  stehender  bankienn&fsiger  Geldgeschäfte 
und  nm  Unterbieten  in  der  Vorschubleistung  eines  ttberaua 
verwerflichen  und  verhängnisvollen  ^iLotterkredits". 

Von  sachkundiger  Seite  werden  diese  besonders  in  Mtlnchen 
auf  die  Spitze  getriebenen  Übelstitnde  folgendermafscn  ge- 
schildert^:  „Der  Hauptabsatz  der  Gnifsbrauereien  war  von 
jeher  und  ist  auch  heute  noc)i  der  Absatz  an  die  Wirte. 
Der  dabei  erzielte  Nutzen  ist  heute  ein  sehr  gering«*!-,  und 
dennoch  erfordert  gerade  diese  Art  dos  Absatzes  die  gröfste 
Menge  Betrie]).skaijital.  Es  ist  ein  tiiglieli  vorkommendes  Er- 
eignis, dafs  die  Brauereien  den  Wirten  Darlehen  in  einer 
Höhe  geben,  die  durch  den  Bierverbrauch  der  Wirte  durch- 
aus nicht  gerechtfertigt  erscheint  Wir  könnten  Fälle  genug 
au£Bttblen,  wo  Brauereien  Wirten,  welche  kaum  2  hl  pro  Tag 
yerzapfen,  8—10  000  Mark  Darlehen  gewähren,  Wirten  aber 
mit  einem  Verbrauch  von  5 — 6  hl  sogar  80 — 40  000  Mark. 
Diese  Darlehen  werden  dann  gewöhnlich  erst  an  dritter  oder 
vierter  Ilypothekenstelle  versichert.  Auf  diese  Weise  erwerbea 
die  Brauereien  ihre  Wirte,  und  thidet  oft  geradezu  eine  Jagd 
nach  solchen  statt,  wo>)  ■?  diejenige  Brauerei  den  Sieg  davon 
trägt,  welche  am  w<  nigsten  Bedenken  hat  und  am  meisten 
Geld  hergiebt  Solehe  Wirte  sind  natiirlii  li  selir  an  die  Dar- 
lehen gebenden  Brauereien  gebunden,  um  mehr^  als  sich 
diese  gewöhnlich  durch  Stipulierung  hoher  Konventionalstrafen 
den  Bezug  seitens  des  Wirts  mindestens  Air  einige  Jahre 
sichern.  Will  ein  solcher  Wirt,  Yorausgesetst,  er  zahlt  die 
Konventionalstrafe,  oder  er  kuin  sie  bexahlen»  von  einem 
anderen  Brauer  Bier  beziehen,  so  mufs  er  natürlich  der  dar- 
leihenden Brauerei  vorlier  ihr  Kapital  aurttckeretatten ;  daa 
kann  er  aber  gewöhnlich  nur  dann,  wenn  ihm  eine  andere 
Brauerei  wieder  ein  gleich  hohes  Darlehen  (eventuell  auch 
den  Betrag  der  Konventionalstrafe)  gewährt.  Das  bietet  aber 
bei  einigermafsen  respektablem  Bierverschlei fs  nicht  die  ge- 
ringste Sehwicrigkeit.  Und  so  „kauft'*  eine  Brauerei  von  der 
anderen  die  Wirte  „aus",  wie  sich  die  Wirte  auszudrückea 


Greifsl,  Zeitscbnit  liii  das  gesamt«»  Urauweeeu,  188^. 
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pflegen.  Die  Brauereien  werden  aber  auf  diese  Wene  die 
reinsten  Gelddarleiher;  will  jemand  ein  Haus  bauen ^  und 
eijrnet  sich  dieses  zur  Ausübung  einer  Wirtschaft,  und  ist  die 
behurdliche  Genehmigung  nicht  zu  bezweifeln,  so  findet  sich 
sicher  eine  Brauerei,  die  zum  Baukapital  beisteuert  oder  dieses 
gunz  herzieht. "  —  Koch  schärfer  rügt  ein  in  der  Haiuiels- 
beilage  aer  Mflnchener  Allg^einen  Zeitung^  erschienener 
AnfHvti  Aber  clio  Mancliaier  Aktienbiamem  Ton  W.  Fincer 
dies  kuntdistiflche  Konkurenstreiben:  ^^Die  Art  und  Weise», 
in  wdcher  sich  hier  die  Braaerei  [  gegenseitig  Kenkanens 
bereiten,  hat  einen  unschönen  Charakter  angenommen.  Der 
Handel  mit  Realrecliten  —  man  sagt,  dafs  bis  zu  12  000  Mark 
tür  ein  solches  bezaJilt  werden  ~,  das  massenhafte  Ansuchen, 
neue  WirtschatV-n  fcrriinden  zu  dürfen,  das  sich  gegenseitige 
Überbieten  im  Ankaul  und  der  i'acht  sind  nicht  mehr  Zeichen 
einer  gebunden,  vielmehr  einer  ungesunden  Entwicklung. 
findet  das  reinste  Hektoliterrennen  statt,  und  es  ist  ein  ernst- 
baftes  Schenwort,  wenn  behauptet  waide^  dafs  wo  «Hier'* 
oder  ,Fttr  Herren**  steht^  ein  Groubraner  mindestens  10  000  Mark 
gäbe,  wenn  er  auch  nur  eine  Wirtschaft  daselbst  vermute. 
l>ie  Su(2ht,  mr)«,dich.st  viel  Abeats  hervorzurufen,  wird  den 
Schwerpunkt  der  Aktienhranercien  bald  auf  den  Immobilien- 
und  1 'achthandel  drängen,  und  unsere  Privatbranereien  "-cheinen 
durch  ihre  waltsamen  Anstrengungen  die  betrefVenden  Eta- 
blissement«« wulil  günstiger  für  die  Umwaiidlun;^^  in  «  ine  Aktien- 
^esellschait  situiercn  zu  wollen.  Da^  erütcrc  wird  sich  rächen, 
das  sweite,  wenn  es  zu  offenkundig  betrieben  wird,  seinen 
Zweck  Teneblen  — 

Wie  verhängnisYoU  dies  Walten  des  nackten  Kapitalismus 
auch  auf  die  Kreise  der  auf  die  Wirtskundschaft  angewiesenen, 
kapitalschwächeren  Mittelbranareien  weiterwirken  mufste,  liegt 
ant  der  TIand.  Teils  wurden  sie  in  das  spekulative  Treiben 
Tiiit  hinringerissen  untl  sieelit'^n  an  dm  Folf^cn  des  h'ichtfertig 
gewährten  Lotterki'editö  der  sogenannten  „Nachbor^e  an  die 
Wirte"  hin,  sodafs  sieh  sogar  Professur  llolzner  fr.  Zeit  zu 
einer  allerdings  erfolglosen  Eingabe  bewogen  .-jali;  die  ruinösen 
Wirkungen  £rMlben  durch  eine  besondere  gesetsliche  Be- 
scliTinkimg  derselben  su  Terhindem.  Teils  ging  ihr  Absata- 
gebiet,  wie  die  vorgeführten  statistisehen  Daten  aeigen, 
unaufhaltsam  KturOck.  Eine  nässende  ülustriening  su  den 
KoUendlvidenden  der  neueren,  aortigen  Aktienbrauereien  giebt 
ein  aus  München  stitmmender  Artikel  in  der  Frankfurter 
Zeitunj^^"  über  die  d^^iitschen  Aktienbrauereien,  in  d^m  den 
MUncheuer  Unternehmern  das  schleehtcatc  Proj^^ntKstikon  für 
die  Zukunft  gestellt  wird  und  gesagt  wird:  ,Es  ist  bekannt^ 


»  1Ö88  Nr.  257  und  lööi^  Nr.  4. 
*  Jslirgaiig  180QL 
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dab  6m6  hiesige  AktieDbrauerei  das  Siedon  gans  eingesisUt 
baty  weil  sie  das  Bi<  r  zum  Ausschank  in  ihren  Lokalitäten 
▼on  Grofsbrauereien  billiger  beziehen  kann,  als  sie  dasselbe 

herzustellen  vermag.  Eine  andere  Brauerei  mufste  ihren  Vor- 
rat zu  16  Mk.  als  Selbskostenpreis  in  die  Bilanz  aufnehmen, 
während  der  Grofsindustrielle  fUr  17  Mk.  das  Hier  frei  in> 
Haus  liefert  und  da^  Fafswerk  selbst  stellt.  So  liegen  die 
Vcrhiiltnisse  jetzt,  und  die  Möglichkeit  einer  Versehlecltteruiig 
erscheint  keineswegs  ausgeschlossen,  denn  wenn  die  Prival- 
brauereien  sich  zu  einer  weiteren  Reduktion  der  Bierjreise 
entschliefaen  sollten,  so  würden  sie  neh  noch  nicht  einmal 
allaiisehr  ins  ^gene  Fleisch  schneiden.  Schon  ietat  würd  der 
Wert  mancher  firauereiaktien  nidit  mdur  nach  dem  Ertrtignts, 
sondern  noch  mehr  nach  dem  allenfallsigen  Werte  des  Terrains 
bemessen.**  — 

Zu  einer  solchen  Reduktion  der  Biernreise  kam  es  nun 
allerdings  nicht.  Vielmehr  schritten  im  Frühjahr  1890  die 
Münchener  Orofsbrauereien  angesichts  der  auch  für  sir*  erhfV 
lieh  verschärften  Proiluktionsbedingungeu,  —  besonders  gab 
die  Abänderung  des  Steuersatzes  vom  8.  XII.  1889  den  er- 
wünschten äufseren  Anlafs  hierzu  zu  einer  gemeinsamen 
Erhöhung  der  Bierpreise  um  2  Mk.  pro  hl.  Nur  da.s  König- 
liche Ilofbräuhaus,  das  unter  wesentlich  anderen,  und  zwar 
günstigeren  Bedingungen  arbeitet,  als  es  keine  reine  Erwerbs- 
anstalt ist  imd  auf  einen  sehr  bedeutenden  Eigenansschank 
und  langgefestigten  Export  gegründet  ist  — ,  schlors  sich  von 
diesem  Vorgehen  aus,  das  hierdurch  zwar  sehr  erschwert, 
schliefslich  aber  doch  nicht  vereitelt  wurde.  In  einer  Zuschrift 
an  die  MUnchener  Neuesten  Nachrichten^  ist  von  einem  mit 
den  Verhältnissen  Vertrauten  in  Bezug  hierauf  eine  Darlegung 
der  derzeitig  obwaltenden  Produktionsverhältnisse  der  Münchener 
BrauereieTi  gege))eii,  wenn  sie  auch  etwas  einseitig  gefitrbt 
ist,  von  der  gesamten  durch  das  Wirken  des  Kapitalismus 
geschatfenen  Sachlage  doch  ein  ziemlich  anschauliches  Bild 
bietet  und  deshalb  hier  Platz  rinden  möge.  Es  heifst  darin  : 
„In  den  zur  Begründung  der  Bierpreiscrhohuiig  von  siimt- 
liehen  hiesigen  Brauereien  (mit  Ausnahme  des  Kgl.  Hofbräu- 
hauses)  abgegebenen  Erlftuterungen  wird  im  ersten  Absata  die 
Behauptung  aufgestellt,  dafs 

,»eine  aiffemmäfsige  Zusammenstellung  der  Ergebnisse 
von  neun  Mttnchener  Aktienbrauereien  den  recdinun^ 
mäfsigen  Nachweis  dafür  erbracht  habe,  dafs  bei  den 
derzeitigen  Bierpreisen  ein  grofser  Teil  der  hiesigen 
Aktienbrauereien  an  dem  inländischen  Konsum  im 
Betheb^ahre  1888/88  nichts  Terdient  hat.*^ 


»  Vom  2.  iV.  1Ö90. 
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Weui^flich  dieser  Behaoptang  von  keiner  Seite  entgegdiigetreteii 
mden  konnte,  und  wenn  dieselbe  unschwer  aus  den  einzelnen 
TiD  dm  OeielUchaften  veröffentlichten  Rechenachafteberichten 

von  jedernuion  selbst  beWiesen  werden  kann,  so  dtlrfte  es 
bei  der  Wichtigkeit  der  Ang«*legenheit  doch  von  Interesse  sein, 
nachöf  'hendc  atif  absolut  v  erläss iges  Material  gegrUndetCi 
itatisdiMjht^  Nachweisiiufj;  zu  beacliten. 

Ei  bermdinet  sich  der  hl  Bier  ijei  einer  durehHchuittlichcu 
Aüsbt'Uic  vua  210  Liter  zum  Verkaut  gebrachten  Bieres, 
welcbeö  Quantum  jedoch  in  den  überwiegenden  Fällen  nicht 
cmicbt  wird  (??),  bei  den  einzelnen  Brauereien  wie  folgt: 
Aufgaben  für  Qerste^  Malz,  Hopilii,  Pech,  Brennmaterialien, 
£u^  MalgaufschJag,  sowie  allgemeine  Betriebsaasgaben,  za- 
animen:  14,88  Mk.,  15,07  Mk.,  16,95  Mk.,  16,33  Mk.,  16,97 
Mk.,  15,86  Mk.,  15,58  Mk.,  14,58  Mk.,  20,22  Mk.  ;  hiervon 
ist  in  Abzug  zu  bringen  der  £rlds  ans  Brauerciabfkllcn,  welcher 
«eh  auf  6»i— 87  Pf.  für  den  hl  Bier  stellt.  Hierbei  ist  zu  be- 
merken, dafs  die  Verschieden rirtiirkeit  d'  r  Produktionskosten 
ifl  den  all'^"-niein  bei  den  einzelnen  Brauereien  vorfi  indonen 
verschied'  nt  n  Verhältnissen  —  wir  erinnern  nur  an  die  Grüise 
der  Produktion  —  zu  suchen  ist,  dafs  aber,  wenn  es  sich  um 
ein(^  Gesamtheit  handelt,  immer  nur  von  Durchschnittskosten 
gesprochen  werden  kann.  Dieselben  betragen  nach  obiger 
Zosammenstellnng  15,60  Mk,;  zu  diesen  Kosten  ist  in  Zugang 
Sit  bringen  die  rar  Abschreibangen  an  Maschinen,  Fastage, 
Fuhrwerk,  ttberfaanpt  der  gesamten  Brauereianiage  in  Rechnung 
zu  stellende  Quote,  welche  sieh  auf  44  Pf.  bis  2,36  Mk.  nnd 
durchschnittlich  auf  1,07  Mk.  beziffert. 

Somit  kostete  im  Geschäftsjahr  1888/89  der  hl  Bier  bei 
den  Mtinchener  Aktienbrauereien  16,67  Mk.  Wir  haben  dabei 
bisher  lediglich  von  den  nackten  Produktionskosten  gesprndien 
und  ist  in  der  soeb^Mi  gedachten  Summe  der  Verzinsung  des 
in  den  Brauereien  investierten  „BLapitals"  mit  keinem  Pfennig 
gedacht.  Bei  der  Annahme  einer  gewifs  mäfsigen  Rente  von 
0^  die  jede  Risikopi-aniie  aufser  acht  läfst,  erhöhen  isieh  die 
Produktionskosten  durchschnittlich  um  1,08  Mk.  Aus  gesagtem 
ergiebt  sich,  dafs  der  hl  Bier  im  Durchschnitt  einen  Selbst- 
kostenpreis Ton  17,75  Mk.  erfordert  welcher  Kostenpreis  selbst- 
Teistlndlich  sich  bei  den  eineeinen  Brauereien  je  nach 
gOnstigen  oder  ungünstigen  Produktionsverhllltnissen  nach 
unten  oder  oben  verschiebt. 

Bisher  mnfste  das  Bier  in  München  an  die  Wirte  um  15 
and  17  Mk.,  also  durchschnittlich  um  16  Mk.,  wovon  gewöhn- 
lieh noch  2*^0  Zahlgeld  mit  32  Pf.  in  Abrechnung  kommen, 
abijx'ir'  heu  werden,  sodafs  die  Beliauptung,  dafs  an  dem  in 
MUiw  lien  verkauften  Biere  nicht  nur  nichts  verdient  wurde, 
Äondern  dafs  sich  aus  dcmst  lben  durchschnittlich  ein  Verlust 
€i^8b,  mehr  als  zur  Genüge  erhärtet  wurde.    Die  bessere 
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Rentabilität  einzelner  Etablissemeats  yerdanken  diese  —  wie- 

in  der  Motivierung  der  Preiaerhöiiung  schon  erwähnt  —  zum 
grofsen  Teile  dem  Exporte,  wobei  zu  beachten  ist,  dafs  sich 
auch  auf  diesem  Gebiete  die  Erhöhung  der  Produktionskosten 
fühlbar  um»  bt,  um  so  mehr  als  München  der  teuerste  Einkaufs- 
pbitz  tiir  inländische  und  ausländische  Gerste  ist,  und  zwar 
der  teuerste  in  tranz  Mitteleuropa.  Was  nun  für  die  Aktleu- 
brauereieu  gilt,  iöt  auch  für  die  Privatunternehmungen  richtig, 
und  haben  deren  hervorragendste  Vertreter  keinen  Anstand 
genommen,  dies  zu  bestätigen. 

11.  Kapitel. 

Die  Bonstigeu  in  der  Gegenwart  mars^rehendon  Eutwicklungs- 
elemente  des  bayerischen  lirauweseus. 

So  li^en  bezw.  so  lagen  die  unter  dem  Drucke  dea 
Kapitalismua  yersclüirften  WirtschafbibedinguDgen  der  bayeri- 
schen Brauereien,  speciell  in  München  und  anderen  verkehrs- 
reichen Orten,  ab  die  Steuerreform  von  1889  ins  Leben  trat* 

Man  kann  wohl  annehmen,  dafs  besonders  für  die  auf  den 
Export  basierten  Brauereien  nie  ihnen  zu  Gute  kommende, 
entspreclieiub^  Erhöhung  der  Steuer- Rückvergütung  eine 
wesentliche  Fönlerung  des  Exportgeschäfts  bedeutet,  die 
auch  für  die  Konkurrenz  im  Lokalabj^atz  wohlthätig  zuriii  k- 
wirkte.  Für  München  speciell  hat  entHchieden  auch  die  von 
den  Grofsbrauereien  durchgesetzte  und  ebenfalls  den  übrigen 
dortigen  Brauereien  zu  Gute  gekommene  Bierpreiserhöhung 
eine  um  so  gröfsere  Erleichterung  gebracht  als  sie  nicht  nur 
an  dem  erhöhten  Steuersatas  keinen  Anteil  hatten,  yielmehr 
teilweise  sogar  die  Vergünstigung  der  Steuerermälsigang  fUr 
die  ersten  2000  hl  Malzverbrauch  genossen. 

Andererseits  freilich  ist  nicht  au  übersehen,  dafs  der 
Steuersatz  für  dio  TTieisten  Brauereien  auch  selbst  für  die  vor 
dem  1.  Oktober  1889  bestandenen  mit  weniger  als  6000  h\ 
Malzverbraueh  immer  noch  um  35 — 50  ^/o  höher  ist  als  vor 
1879.  Es  kommt  ferner  dazu  die  überaus  verbreitete  und  von 
8taatswegen  auch  verwaltungsteehniseh  sehr  begünstigte  Er- 
hebung von  K  o  m  m  u  n  a  1  m  a  1  z  /  u  s  c  h  1  ü  g  e  n ,  die  gerade  in 
den  80er  Jahren  beträchtlich  zugenommen  hat,  und  zwar  vor- 
wiegend in  den  kleineren  Gemeinden,  wo  auch  die  meisten 
Klein-  und  Mittelbrauereien  zu  Hause  sind.  Nach  von  Ma^  ^ 
wurden  zu  Ende  der  70er  und  Anfang  der  80er  Jahre  im 
rechtsrheinischen  Bayern  von  insgesamt  467  Gemeinden  lokale 
Malzzuschlftge  erhoben^  die 
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1879:  4549d83^e0  Mk.  . 

1880:  4536728,25  , 
und  1881:  4835094,86  „ 
•erbrachten.   Ihrer  HOhe  nach  Tertoiltaxi  sieh  diea«  Komimnud- 

xaschlägo  auf 

12  Gemeindea  mit  einem  »Satz  von  1,95  Mk.  pro  hi  Malz 
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Gegenwärtig  (bezw.  1890  91)  haben  sich  diese  Verhält- 
nisse folgendennafsen  gc<1n<1«'rt.  Nach  statistisclion  Angaben*, 
4lie  der  Bayerische  l^raucrbund  geliefert  hat  und  die  allem 
Anschein  nach  zicTiilirli  jj^enau  sind,  wurde 
Iii  i2Qem.  ein  Alaizzu*ciiiag  von  1,75  Mk.  pro  hl  Malz  erhoben 
»  ^    »•      »  i>  »  1'41 

»   1»     8      «  n  9  1»40 

»^»11  9  9  •         M      *        »  9 

9^       9         9  9  9     1>20     9999  9 

9^       9        9  9  9     ^^jAO     M         »      N        II  » 

9  9        9  9  9     1?^^     II        «      »        »  II 

9       *       n        't  T)  ?i  n      n  Ji 

Ins«^'osamt  erhoben  also  1007  Komnnmen.  oder  540,  d.  i. 
mehr  als  doppelt  so  viel  wie  1879/80,  Zuscliliige  zum  ä>Laat- 
lichen  Malzaufochlage.  Und  zwar  lehrt  eine  Vergleichung 
beider  Ziuammenatttliingen}  daTs  diese  Ausbreitung  des  Korn- 
mimalmelggnscthlages  fiut  ausschUelslich  zum  Sate  toq  1  Mk. 
pro  hl  Malz  erfolgt  ist,  d.  h.  meist  in  kleinen  Kommunen  mit 
kleineren  und  mittleren  Brauereien.  DemffeniAfs  hat  sich  auch 
das  Gesamterträgnis  der  Lokahnalzzuschläge  im  Verhältnis 
7.nr  Vermebrnng  der  Zahl  der  sie  erhebenden  Gemeinden 
nicht  sonderlieli  gehoben.  Von  May  bemerkt  in  einer  >Jotiz'^, 
dalk  dieaelljen  ea.  5  Millionen  Mark  im  ganzen  erbringen,  was 
allerdin^  im  Vergleich  zu  1879  81  auffallend  niedrig  erscheint 
und  vielleicht  mit  dem  l'roduktionsrUckgange  der  Klein-  und 
Mittelbrauereieu  zusammenhängt. 

Hinnchilidi  der  seit  1889/90  erhöhten  materiellen  Be- 
lastung der  bayerischen  Brauerei  durch  öffentlich-rechtliche 
Verpflichtungen  ist  femer,  wenn  auch  natürlich  nur  in  g»- 


^  Beilagen  zu  einem  Vortrage  vod  Kooiiu.-lw  Allendor^  Schönebeck, 
über  '„Kommimale  Bierbesteuenm^  auf  dem  VIL  DeataeBen  Braueitsg 

in  aambnrg  am  11.  VI.  1-02. 
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wissem  Sinne  und  in  sehr  diflferenter  Weiae^  das  Hinzutreten 
der  Leistungen  zu  den  drei  grofsen  Institaten  der  deuisckeii 
Arbdterrersicherung  zu  erwähnen.  Steht  auch  aofser  Frage, 
dafs  hieraus  der  Branindostrie  im  ganzen  keine  anders  und 
schwerergearteten  Verpflichtungen  erwachsen  sind  wie  alten 
übrigen  Industriezweigen  und  dafs  in  der  Folge  diese  sociiil- 
politischen  Einrichtungen  der  Arbeiterkranken-,  Unfall-,  In- 
validitAts-  und  Alteraversicherung  mehr  und  mehr  ihre  kon- 
kreten, socialen  und  wirtschaftlichen  Früchte  für  die  Industrie 
zeitigen  werden,  so  kann  dot-h  nicht  geleugn<'t  werden,  dafs 
gerade  in  den  gegenwärtig  vorliegenden  ersten  Jahren  dieser 
Gesetzgebung  der  durch  sie  neu  eingeführte  Faktor  in  dem 
Ausgabenetat  der  Betriebe  eine  jeweils  ziemlich  bedeutende 
Rolle  spielt  und  sich  entsprechend  fühlbar  gemacht  hat.  Bei 
der  Unfallversicherung  speciell,  die  der  Brauerei  ihres  retativ 
hohen  Qe&hrenelements  (sie  steht  bezüglich  der  Gefahr  nnd 
Schwere  d«r  UnMle  an  zweiter  Stelle  der  unter  das  G^ets 
fallenden  Industrien)  wegen  ohnehin  erheblichere  Lasten  auf- 
erlegt, werden  diese  im  Laufe  der  nächsten  beiden  Jahrzehnte 
noch  eine  bedeutende  Steigerung  erfahren.  Zur  Zeit  (Ende 
1891)  gehören  nach  den  letzten  Ausweisen  der  IV.  und  V. 
Sektion  der  Brauereiberufsgenossenschaft  im  rechtsrheinisclien 
Bayern  insgesamt  1448,  gegen  1394  Brauereien  im  Jahre  1S9(> 
der  Genossenschaft  an.  Die  Zahl  der  versicherten  Vi»llarbeiter 
betrug  13506*,  sodafs  durchschnittlich  ca.  10  Arbeiter  auf 
den  Betrieb  entlielen,  was  mit  der  grundlegenden  gesetzlichen 
Bestimmung  über  die  Zugehörigkeit  der  Gewerbebetriebe 
merkwürdig  sosammentriffity  wenngleich  im  elnaelnen  natürlich 
giroIlBe  Verschiedenheiten  in  der  Arbeiten»hl  der  Betriebe  ob* 
walten  und  auTserdem  für  die  YersicherungsTerpflichtung  der 
Brauereien  noch  andere  Gesichtspunkte  eingcmhrt  sind.  — 
Nach  der  Steuerstatistik  waren  1890  im  rechtsrheinischen 
Bayern  5032  Braunbierbrauereien  und  15(33  Weifsbierbrau- 
ereien  im  Betrieb  (S.  Seite  160),  es  gehfiren  also  ca.  22  ^  o  aller 
Brauereien  der  Berufsgenossensehaft  an,  oder,  wenn  in:\n  die 
Weifsbierbrauereien  wegen  ihrer  bekanntennafsen  fast  durch- 
gJlngigen  Kleinheit  ausscheidet,  ca.  29  ^  ü  aller  Braunbierbrau- 
ereien derselben  an;  ein  auch  aufser  den  Ergebnissen  der 
Steuerstatistik  interessantes  Zeichen  für  das  numerisch  er- 
hebliche Überwiegen  der  noch  nicht  industriell  gearteten. 
Kleinbetriebe  in  Alibajem. 

Es  mag  auffallen  y  dafs  unter  den  im  vorstehenden  dar- 
gestellten Momenten,  die  fär  die  neuzeitliche  besw.  gegen- 


»  Sektion  IV  (mit  Oberbayern,  München!)  zahlte  sim  31.  XII.  189  1: 
868  Betriebe  mit  b483  Vollarbeitern,  was  fast  10  Arbeiter  pro  Betrieb 
erc:iebt.  SeMon  Y  (die  nördliche  Hälfte  des  rechtsrheinischen  Badems) 
zahlte  am  gleichen  Tage  603  Betriebe  mit  4S88  YoUariMiteni,  also  pro 
Betrieb  etwas  ttber  7  Arbeiter. 
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wirtige  Entwicklung  des  bayerischen  Bruiiwcscns  ^vlrk^oa 
gewBMni  sind^  eine»  nicht  mit  au%efllhrt  ist,  das  im  aUge- 
meinen  für  die  industrielle  Produktionsentwicklung  der  Gegen- 
wart einschneidender,  ja  teilweise  ausschlaggebender  Be- 
deutung gewesen  ist  und  noeli  ist:  Die  sogen.  Arbeiter- 
frage bezw.  das  Moment  der  Al  b«  it  r  und  Lohnbewegung. 
Es  rechtfertigt  .sich  diese  Unterlassung  mit  der  Thatsache, 
*  dai'ä  sowohl  an  und  für  sich  ab  auch  im  Zusammenhange  mit 
den  ttbrigen  inslolilicheti  £ntw]dclungs£iktoreii  die  witar 
diewn  Namen  suuunmengefiifBteii  Verfattltniate  emen  bettiiii» 
mendeiiy  aUgemeiner  waLmelniibamn  Eioflufs  auf  die  Enfe- 
Wicklung  imd  deneitige  Lage  des  bayerischen  Brauweaens 
bisher  wenigstens  noch  nicht  gehabt  habbn.  Allerdings  ist 
nicht  zu  leugnen,  dals  da,  wo  die  Brauerei  r.nm  Grofsbetriebe 
konzentriert  ist,  was  meist  in  grofsen,  Verkehrs-  und  induatrie- 
reichen  Stiidten  mit  bedeutender  Arbeiterbevülkerung  der  Fall 
ist,  die  social»'  und  wirtschafth'che  Arbeiter-  und  Lohnbewegung 
auch  für  sie  des  öfteren  akut  geworden  int  und,  wie  das 
Beispiel  Ton  Beilin,  Hamburg,  Frankliirt  a.  IL  und  anderer 
IndoatrieceDtreii  beweist,  bmits  bedeutsame  Folgeereobei- 
irangen  (Brauergesellenvereine,  Streikkommiaaionen,  £nigungs- 
imter  und  Organiaation  der  Stellenvennittliuig  mit  flir  beide 
Teile,  Arbeitgeber  und  -nehmer,  bindenden  Observanzen,  siehe 
besonders  Berlin  und  ITaniburg)  ^'^/eitigt  hat.  Jedoch  ])ildct 
hier^ifM*  die  bayerisclie  Brauindustrio  gewissennafsen  noch  eine 
Ausnahme  und  wenn  es  auch  hie  und  da  —  und  zwar  nicht 
nicht  nur  in  der  neuesten  Zeit  —  zu  Friktionen  und  Kon- 
fiikteu  zwischen  Brauereibesitzern  oder  -Uirektoren  und 
Brauereiarbeitern  gekommen  ist,  wie  vor  mehreren  Monaten 
beie]^elsweiae  in  Nflrnberg,  so  waren  sie  ateta  nur  acci- 
dentieller  Natur  und  von  lokaler  Bedeutung.  Der  die  Ent- 
wicklung der  bayerischen,  apeciell  rechtsrheiniaclien  Brauerei 
tnita  aUer  indoatrieller  Ausgeataltang  derselbe  charakte- 
risierende konservative  Zug,  der  in  bestimmten  nationalen, 
historisch  bcdin^-t  'n  Verhältniissen  wurzelt,  liat  eben  aucli  das 
Moment  'If^r  Ai  lj 'iter-  und  Lolinb'  woirung  fiir  sie  noch  nicht 
zu  jener  Bedeutung  gehangen  lasjjcn,  wie  die»  vielfacli  aufsor- 
halo  Bayerns  in  der  Brauerei  oder  in  anderen  Industrien 
der  Fall  ist,  zumal  bisher  die  durch  die  technisohe  Aotfe* 
ataltnng,  die  Verkehraentwicklung,  Sieaei^  nnd  andere  Ver^ 
kihniaae  geacbaffsnen  Entwicklungsfaktoren  ausachlieUick  daa 
Feld  bdiaapteten. 

Man  mnfa,  um  tiefer  in  die  eine  etwaige  Arbeiter-  und 
Lohnbewegung  im  bayrischen  Braugewerbe  bedingenden  Ver- 
hältnisse blicken  zu  kJinnen,  sowohl  die  iu  ihm  i)esi  hiiftigten 
Personen  selbst  ihrer  socialen  Stellung  nacli,  als  auch  die 
im  allgemeinen  obwaltenden  ArbeitsvcrhUltni^^se  dernolben 
näher  ins  Auge  fassen.   Diese  sind  allerdings  ui  sich  aufserst 
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verschieden  und  httngen  aufs  engste  mit  den  die  verschiedenen 
Betriebskategorien  der  bayerisclien  Brauerei  überhaupt  be- 
greifenden Verhältnissen  zusammen.  Zunächst  ist  zu  unter- 
scheiden zwischen  den  im  eigentlichen  Brauereibetriebe  —  in 
der  Mälzerei,  dem  Sud-  und  Kellerhause  —  beschäftigten  und 
darin  ausg('])ildeten  Brauern  und  den  mannigfachen  sonstitr«  ?! 
im  Brauereigeschiift  thätigeu  Hülfspersonen  der  verschiedensten 
Art.  Von  dem  kaufmännischen  Htilfpersonal  —  Buchhalter,  • 
Kassierer,  Korrespondenten,  I teilenden,  Expedieutien,  »Schrei- 
bern und  sonstigen  Komptoristen  — femer  dem  Dienat- 

Sersonal  —  Portier,  Hausmann ,  Boten,  Nachtwttchtem, 
icheuerfrauen  etc.  —  und  endlich  dem  etwa  im  Ausschank 
beschäftigten  Persdnal  kann  hier  überhaupt  abgesehen  werden« 
Es  müssen  ferner  die  nur  vorübergehend  zur  Aushülfe  an* 
genommenen  Personen  —  Tagelöhner,  Refiaraturarbeitery 
Handlanger ;  Reinigungspersonal  —  ausgeschieden  werden. 
Auch  zcit^'eilij^,  mehr  oder  minder  rcgelmäfsig,  zur  Ver- 
stärkung- des  l*ersonals  bei  besonders  lebhaftem  Betriebe  an- 
genomiiK-ne  llülfskräfte,  wie  vielfach  während  der  Mälzungd- 
kampaf^ne  und  bei  der  Eiseinfuhr,  fallen  hierunter. 

Dagegen  bilden  die  Kutöcher  (die  Bit  i  t.ihrer,  jedoch 
nicht  die  von  diesen  in  der  Regel  angeuommeuen  und  meist 
auch  ausschliefslich  besoldeten  sogen.  Mitfahrer),  die  BOttcher 
(Schäffler),  die  Flaschenspüler,  das  Wartepersonal  der  Pferde 
und  Stttlle  und  des  Kesselhauses,  der  Maschinen  und  Be- 
leuchtungsanlagen ein  ständiges  Kontingent  der  in  der 
Brauerei  beschäftigten  Personen,  Sie  sind  zwar  in  ihrer  Art 
meist  gelernte  Leute,  jedocli  nicht  specteil  und  ausschliefslich 
für  die  Thätigkeit  in  der  Brauerei  ausgebildet  und  auf  diese 
angewiesen.  Sie  .sind  meist  nicht  auf  Kündigung  angestellt, 
können  auch  verhältnismäfsig  leicht  anderswo  untt^rk«nnmcii 
und  sind  andererseits  auch  leichter  zu  ersetzen.  Eine  Aus- 
nahme bilden  alkinfalls  die  Bierfahrer,  deren  es  oftmals  wie- 
der v(uschiedene  Kategorien  gieht  (Fafs-.  Flaschen-,  Bahn-, 
Achtelfahrer  u.  a.),  die  für  die  liaudliabuiig  und  Sicherung 
der  Absatzverhältnisse  oft  sehr  wichtig  sind,  daher  auch  in 
ihren  Funktionen  vielfach  selbständiger  gesteUt  sind,  wofür 
sie  aber  auch  meist  kautionspfiichtig  sind,  und  wenn  nicht 
ausschliefslich,  so  doch  zu  einem  guten  Teil  auf  Tantiemen 
in  verschiedener  Form*,  dic^  zum  Teil  dem  von  ihnen  er- 
zielten Biererlös  angepafst  sind,  angewiesen  sind.  Meist  wohnen 
diese  Personen  nicht  in  der  Brauerei  (mit  Ausnahme  natür- 
lich der  Stallleute  und  des  Macliinisten) .  und  besitzen  zum 
grofsen  Teil  ihrrn  oip-npn  Hausstand.  An  dem  neben  dem 
bart;n  Lohn  all.^eniem  geiicterten  freien  Hanstrunk  nehmen 
sie  sämtlich  Teil,  wenn  auch  gewöhnlich  niciit  in  dem  Mafse 


Auch  die  Maschiuisten  beziehen  oft  ErBpaiiiugatuuü^eiL 
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wie  eigentliche  Braupersonal.  Die  Zahl  und  Arten  dieses 
fiülfsperson^  ist  natürlich  nach  Gröfse  und  Betriebsweise 
der  Brauereien  ungemein  rersehieden.  Wälirend  in  kleinen 
Dort'brauereien  der  Besitzer  mit  ein  bis  zwei  Hülfpersonen 
oder  Knechten,  event.  von  seiner  Familie  und  sonstigen 
Faktoren  unterstützt,  nicht  nur  den  eigentlichen  Braubetrieb 
Äondem  auch  die  ganze  Geschäftsfuhrun'^  inkl.  dem  Au&schauk 
besorgt,  wüxuiielt  «  in  den  gro&en  Etablissements  von  einem 
Heor  der  Tmchiedeiuten  HttifinDenonen  and  Betriebsbeamten. 
Lnmerkm  gab  es  nach  der  GewerbesShlang  von  1882  in 
Bayern  nur  460  Hauptbetriebe  fdavon  39  in  der  Kbeinpfalz) 
mit  ina^esamt  6408  Personen  (davon  556  in  der  Ffiüs),  die 
mebr  wie  deren  6  be-^elinftigten  und  zwar: 

297  (21)  mit   G— 10  (iehtilfen 

151  (18)   -  11—50 
10  (— )   -  51—200 
2  {—)   -  201—1000 
Dagegen  wurden  in  71  (6)  Hauptbetrieben  überhaupt 
keine  Q^tilfen  verwendet  und  in  3450  (164)  mit  insgesamt 
9678  (506  Personen)  nur  1,  höchstens  5  Qebülfen. 

Was  dies  eigentliche  Braupersonal  anbelaagty  so  sind 
anob  bei  ihm  mehrfache  Unterscheidungen  zu  madhen,  denn 
es  handelt  sich  hier  \\m  nichts  weniger  als  eine  gleich- 
,'utip:e  Mas^e.    in  dem  überwiegenden  Kleinbetriebe  auf  dem 

1)hitieii  Lande  und  in  den  Provinzstädten  liegen  die  Ver- 
lältuisse  allerdings  wieder  einlacher.  Der  „Bräu**  behilft 
sich,  wenn  er  keinen  anzulernenden  Sohn  oder  sonat  zum 
Brauhandwerk  geneigten  oder  bestimmten  jungen  Menschen 
ans  der  YerwsndtBchaft  oder  Naehbarschaft  zur  Verfttgong 
hat,  meist  mit  meebanisch  angelernten  Knechten,  die  auch 
anderweit  nütalich  beschäftigt  werden.  Kur  selten  leistet  er 
sich  den  Luxus  eines  ansgelemten,  womöglich  verheirateten 
^Braumeisters",  der  dann  freilich  meist  da.«  gesamte  Brau- 
por^onal  darstellt  oder  nur  hie  und  da  einige  Knechte  zur 
Hülfeleistung  unter  sich  hat. 

Anders  dagegen  in  den  industriell  betriebenen  Mittcl- 
und  Grufübraucreien.  Hier  tritt  zunÄchst  die  grofse  Schei- 
dung zwischen  Inhabern  von  Hinter-  und  Voiderst^en  zn 
Tages  denen  beiden  als  direkter  Vorgesetster  der  Braomeister 
als  Betriebsbeunter  gcgenttbersteht 

liier  tritt  aber  anch  das  ,yS0ciale^  Element  in  seiner  greisen 
Differenziertheit  hervor. 

Im  Gegensatz  besondt^rs  zum  Auslände  werden  tn  Deutsch- 
land innerhalb  des  eigentlichen  Brauerei betriebes  iiherw  iegcnd 
nur  g«  lernt«'  bezw.  auszubildende  Brauer  bcscliäftigt,  wahrend 
alh  rdings  im  Mill/.ereibetriebe  die  Verwendung  nicht  gelernter 
llulfökrafte  als  Tage- oder  Wochenlöhner  zeitweilig  im  gröfseren 
Umfange  statthat.    Immerhin  giebt  os  aber  auch  in  den  Grols- 
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betrieben  weiügsteiis  eine,  wenn  auch  relaliF  noch  nSöht  be- 
trttchtliche  Zam  Ton  Braugehttlfen,  die  wenn  nicht  Air  iimn«r 
80  doch  lange  Jahre  hindurch  anf  Hinterstellen  sitasen  bleihea 

und  68  endlich  höchstens  zu  einer  Vorderstelle  als  Obermälzer, 
erster  Biersieder  oder  Kellenneister  odetr  au  einem  kleinen, 
bescheidenen  Braumeisterposten  bringen.  Diese  m»8t  ganz 
einfach  gebildeten  vom  14.  Jahre  auf  in  der  Brauerei  grofs 
m\r]  alt  gewordenen  Leute',  sind  violleicht  als  der  Kern  des 
für  eifU'  etwaige  Arbeiter-  und  Lohnbewegung  in  Betracht 
koiii inenden  Kontingents  anzunehmen,  um  den  sich  dann  oft- 
maU  noch  eine  gröfsere  Zahl,  meist  Jüngerer  Eleuiente  grup- 
piert. Sic  haben  natürlich,  wie  jeder  ihresgleichen,  als  gie 
in  der  Jugend  als  „Anschieber"  antraten  und,  wie  es  mehr- 
fach üblich  ist,  filr  die  ersten  2 — 3  Jahre  Lehrgeld  hesahlten, 
auf  ein  weiteres  Aufsteigen  und  Fortkommen  gerechnet 
Aber  mannigfache  Wechselfidle ,  unstete  Wanderschaft^  die 
Mtlittfijahre  und  wer  weifs,  was  sonst  für  verschuldete  oder 
unverschuldete  Umstände  haben  sie  in  der  Stufenfolge  snirttck- 
bleiben  und  auf  irgend  einem  Posten  auf  halbem  Wege  ver- 
harren lassen.  Anderen  gltickt  es  dafür  besser.  Nach  den 
Anschieberjahren  voll  harter  Arbeit  und  oft  strengster  Zucht^ 
sind  sie  nach  und  nach  zu  Braume  istern  oder  gar  Brauerei- 
besitzern emporgestiegen.  Die  zahhciehcn  Sohne  von  Brauerei- 
besitzern,  die  ein  bedeutendes  Kontingent  darstellen ,  machen 
natürlich  die  übliche  Stufenfolge  meist  glatt  durch.  Die  Lehr- 
jahre werden  gewöhnlich  in  der  väterlichen  Brauerei  absolviert. 
Eine  auf  Grund  einer  Prttfung  erfolgende  Freisprechung  zam 
„Gesellen"  findet  nur  in  einigen  B^trken  &kultativ  seitena 
der  Braumeistenrereine,  (freien  Vereinigungen  zu  diesen  und 
gegensL'itigen  UntersttttKungszttecken)  statt.  Obligatorische 
firaumeisterprttfungen  giebt  es  nicht.  Es  bildet  einen  berech- 
tigten Beschwerdepunkt  der  bestehenden  Braumeistervereine, 
dafs  einige  private  Brauerschulen  sogen.  ^Braumeisterdiplome*' 
auf  Grund  eines  Examens  ausstellen.  Nur  langjährige  Praxis 
und  die  Erfahrung,  ob  jemand  im  stitnde  ist,  einen  Brau- 
nieisterposten  mit  Erfolg  auszufüllen,  können  ihn  zu  diesen^ 
Titel  berechtigen.  Dann  beginnt  die  oft  weitgedehnte  Wan- 
derung. In  wenigen  Gewerben  dürfte  sich  das  systematisc  he 
Wandern  ohne  äulscren  Zwang  noch  so  allgemein  erlialtea 
haben  wie  in  der  Brauerei,  wenngleich  es  auch  von  dem 
Charakter  und  der  Poesie  des  handwerksburschenmiUBigeii 
„auf  die  Walze  gehen**  viel  eingebufst  hat  Wie  ehedem,  s» 
bildet  auch  heute  das  Hin-  tmd  Herwandern  der  deutschen 
Brauer  eins  der  wertvollsten  Fermente  für  die  fruchtbare  Ver- 
allgemeinerung des  technischen  Fortschritts.   Von  einer  fest- 


^  Das  Braupenonsl  wolmt  mit  gsns  wedgen  AonalimeD  in  der 
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bemessenen  Wandeneit  ktmn  man  dabei  allerdings  nicht  reden. 
Nadi  dem  Grpidsati  nbi  bene  ibi  patria  dnrcUobt  der  Brauer 
■eine  Wandeijahre,  die  ihn  oft  weit  ins  Analand  fthren,  ge- 
nügt clazwisKshen  seinen  militärischen  Verpflichtungen  an  den 
yerschitdensten  Orten,  besucht  irgend  eine  Brauerschule,  bis 
er  schliefslich  oft  nach  niofirfaclien  vergeblichen  Versuchen, 
eine  pa.ssrnrif  ,,T.oboTT?'^tGliung"  irgendwo  get'uncleTi  hat,  sei  es 
als  Braumeiäi*  !■.  o  ler  »ei  es  ,  dals  er  sich  als  Mitbesitzer  an 
einem  Betriebe  beteiligt  (liineinlieiratet),  sich  aliein  ankauft, 
oder  das  väterliche  Geöchilft  übernimmt. 

Bei  dem  nngemein  schnellen  FV>rt8chritt  der  Technik,  der 
an  den  yorw ärts  strebenden  Brauer  immw  grOlsere  Ansprüche 
stellt,  ist  es  natürlich,  dafs  eine  gediegene,  spedell  nator- 
wisst-nschaftliche  Bildung  ihm  äofserst  zu  statten  kommt.  Es 
ist  daher  ein  ganz  natuigemftfser  und  deutlich  wahrnehmbarer 
Vorgang,  drifs  immer  mehr  gut  vorgebildete  Elemente  sich  der 
Brauerei  zinvcnden.  Auf  den  Brauerschulen ,  die  heutzutage 
bereits  d^r  pu  lste  Teil  der  nach  Selbständio^keit  strebenden 
Brauer  jib>uiv itrt,  stellen  nicht  nur  die  Schüler  mit  dem  Be- 
rechtigu hl:. ^schein  zum  Kiajiiiirig-Freiwilligen-Dienst  boudern 
auch  die  uui  einem  Primaner-  oder  Abiturientenzeugnis  höherer 
Lehraiistalten  ein  wachsendes  Kontingent  dar  ^  Letstere  frei- 
lich, die  Tid&cb  sogar  einige  akademische  Semester  zmn  Sta^ 
dhun  der  Chemie,  Botanik  und  Physik  absoMert  haben,  sind 
meist  nicht  als  eigentliche  Brauergesellen  zu  betrachten.  Sie 
haben  keine  sogenannte  Lehrzeit  als  ^Anschieber"  durchge- 
raaclit,  haben  sieh  als  „Volontäre'*  o  bM-  „PrnktiknntfMi"  aiifser 
in  der  techni«<"})en  I^etriebsftihrung  auch  in  der  kautmannisL-hen 
Geschäftsführung  und  im  chemischen  Laboratorium  mehr  oder 
minder  gründlich  uingesehen  und  bcschliefsen  ihre  Studien- 
jahre entweder  als  Brauereibesitzer  bezw.  -teilhaber  oder 
•direkteren  oder  ab  Branereitechniker. 

Es  mnfs  jedoch  gesagt  werden,  ^  und  die  Erfahrung 
kann  man  an  jeder  Brauerschnle  machen  — ,  dafs  auch  unter 
den  einfach  gebildeten  Brauern,  die  vom  14.  Jahre  an  in  der 
Brauerei  aufgewachsen  sind,  sich  zahlreiche  Elemente  finden, 
die  Dank  ihrer  8treV»snnikeit  und  n.'itfirliehen  Into1]iL'"<Mi7 .  es 
zn  den  griil'sten  und  wichtigsten  Braumeisterpoöten  iiiii  .Jalires- 
geliältern  l»is  zu  50000  Mark  und  weit  darüberbringen,  vi^l- 
fnch  sich  auch  zu  sclbstündigen  Grolsbrauern  aufschwingen. 
Das  charakterisiert  überhaupt  den  Brauer  der  Gegenwart,  und 
wird  ihm  auch  in  Zukunft  eigen  bleiben,  dafs,  um  als  berofener 
Vertreter  sdnes  Gewerbes  fortschreiten  und  aufsteigen  an 
kOnneUt  er,  auch  bei  theoretischer^  natarwissenschaftlicher  and 


<  Dfise  fielea  oaMiifieli  siidi  ent  :!&  sDitatem  (17.  bis  SO.)  Jahr 
in  die  Braaerd  ein  und  sind  vielfach  ursprünglich  in  UldeteD,  besoodsn 
Uafig  kanfnäu als  eben  Berufen  tbätjg  geweeeo. 
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aberhaapt  höherer  socialer  Bildung  sich  mit  gleicher  Hingebung 
auch  harter,  mechanischer  Hand'  und  Kraftleistung  hinzugeben 
gelernt  haben  niufs,  schon  um  einst  in  leit(Mider  Stellang  £ikchr 
kundig  seinen  Untergebenen  vorstehen  zu  kTinnen. 

Es  ist  klar,  dafs  diese,  immer  noch  die  Mehrzalil  dei- 
llüh'j»l>er:iüiieü  im  Braugewerl )e  begreifenden,  in  aufsteigender 
Stufenfolge  befindlichen  Elemente,  zumal  bei  ihrer  der  Ver- 
teilong  der  Betriebe  entsprechenden  bedeutenden  lokalen  Zer* 
splittemng,  nicht  das  geeignete  Ferment  sa  einer,  auf  ge- 
ecÜoBsenen^  gleichartigen  Arbeitermaasen  fblaenden,  organi- 
eierten^  socialen  Arbeiter-  und  Lohnbewegung  von  allgemeinerer 
Tw^^V(  ite  sind.  Dazu  sind  auch  aufoer  den  socialen  Verhält- 
nissen die  im  einzelnen  »'l>eTiso  verschiedenartigen,  im  ganzen 
aber  nicht  ungünstige  n  \  irtschaftliclien  Bedingungen  nielit 
angethan.  Nach  den  Ijenilsgenossenschaftlichon  Ausweisen 
zahlt  Ann  Brau^'ewerbe  durchweg  mit  die  liiuliöten  Lohnt*. 
Xach  dcni  Juhrc^ibericht  der  Brauereibenifsgeuosbenächaft  für 
1891  betrug  der  auf  den  sogen.  Vollarbeiter  dnrehachnittlich 
entiällende,  anrechnungspflichtigc  Lohn  (inkl.  Hanstrunkan- 
reehnong)  ftlr  die  Sektion  IV  und  V  (das  rechtsrheinische 
Bayern)  1078  bezw.  1093  Mark,  zählt  also  /  n  höchsten  Lohn* 
klasse.  Der  höchste,  rechnungsmilfsige  Lohnsatz  entfallt  übri- 
gens mit  1213  Mark  auf  die  reichsländische  Brauerei,  der  nie- 
drigste mit  1 00*.»  Mark  aher  auf  die  Brauerei  in  Württemberg.  — 
FtSr  Vorderstellen,  von  Braumei>ter|»()sten  ganz  zu  f^esc  hw  eigen, 
werden  in  gröfseren  bayeriscli<  n  ilctrii  lH'n  inonaLlich  von  125 
bis  über  200  Mark  gezahlt,  wozu  oft  noch  diverse  Nebenb©- 
süge  treten  (Sndgelder,  Schlaiichgeldcr,  Spundgelder,  Erspaiv 
ungstaDti^men  il  a.  m.).  Dam  Kommt  als  nicht  ca  unter- 
schätzendes Momen  t  die  durchweg  sehrreio  blich  bemessene 
Gewährung  von  Freibier,  der  sogen.  Haustrunk. 

Dafs  nichtsdestoweniger  zeitweilig  in  einzelnen  Betrieben 
Konflikte  vorkommen,  wie  sie  das  gewerbliele'  Leben  eben  t<1*xlj*  b 
mit  sich  bringt,  i>t  nielit  verwunderlich.  Soweit  solche  Im  u  e;.run- 
gen,  weniirstens  in  Ba\ (Mii,  überhaupt  an  die  Öffentlichkeit  ge- 
drungen sind,  wie  seinerzeit  in  Niirnberg,  handelte  es  sich  dabei 
weniger  um  eigentliche  Lohn^ircitigkeiten ,  als  vielmehr  um 
Beschränkung  der  su  laugen,  anstrengenden  Arbeitszeit  (die 
in  der  That  mit  mindestens  10  Stunden  täglich  sehr  grofs  ist), 
geeignete  Regelung  der  Kolonnenarbeit  (besonders  in  lufasereien 
von  Wichtigkeit),  Beschränkung  bezw.  besondere  Vergütung 
der  Sonntagsarbeit  und  andere  Streitpunkte  wie  etwa  Beeei* 
tigung  niif^Iit  Inger  Vorgesetzter*,  Verlängerung  des  Thor- 
schiufses  u.  a.  m.   Es  war  Übrigens  bei  Besprechung  der  tech- 

'  Till  allg» meinen  bilden  jedoch  gerade  «lie  nxi-*  ^^li  u-lien  VorhUlt- 
uisflcii  stainmeniiüii  Braumeister,  bei  droheudt^u  Kontiiktea,  ein  ifhätgbtrBS 
Mittelglied  zwischen  den  Gesellen  und  dem  Besitzer. 
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niscben  Fortschritte  darauf  Iiingewiesen)  wie  dieselben  gaiis 
wesentlich  auch  der  Erlciclitening'  der  oft  sehr  schwcrnn  und 
^gefährlichen  menschlichen  Arbeit  zu  Oute  ^ekorauien  .sind. 
Zu  einer  Vcrminderuug  meuschlichc^r  Arbcitökraft  liaben  diese 
Fortöchritte,  soweit  es  sich  um  gelerntes  Personal  handelt, 
weniger  geführt.  Die  pncumatiüc  he  Mälzerei  freilich 
lurt  eine  weeentUche  Yerruigerang  de»  im  übrigen  ziemlich 
iiUreichen  Halaerpmooalfi  zur  Folge;  doch  handelt  es  sich 
hierbei  nicht  ausschliefslich  um  gdemtc  Arbeiter;  anoh  hat 
die  imeiiinatische  MlÜaerei  wegen  ihrer  adtr  bedeutenden  An- 
lagekosten  bisher  nur  in  yeraAltniBmäTsig  wenigen  Ghrolsb^ 
trieb^-n  Eingau^ii:  gefunden. 

Jhimit  dürfte  die  Frage  nach  der  Bedeutung  der  Arbeiter- 
Verhältnisse  auf  die  Entwicklung  des  bayerischen  Brauge- 
werbes erledigt  und  in  ihrem  negativen  F>gebnis  nach  dem 
gegeuwärtigen  8uuide  der  Dinge  klargelegt  sein. 

Alles  in  Allem  steht  sonach  txt  vermateni  daTs,  nachdem 
nnnmehr  diefUr  den  BIntwiokfauigsgang  der  iMQrerischen  Brauerei 
seit  1881  nQgttnatig  gewesenen  Momente  grtflstenteils  elinuniert- 
sindy  dieser,  trotz  oer  viel&ch  Tersohärften  Wirtschaftslage  unter 
dem  Zusammenwirken  ill  r  nmialen  Entwicklungsfaktoren  sich 
\vieder  in  naturgeniäfseu  Bahnen  bewogen  wird.  Die  zehn  Jahre 
himlureh  geschlagenen  Wunden  freilich  werden  nicht  sobald 
vernarben,  an  Friktionen  und  sonstigen  zeitweiligen  Krisen 
»vird  es  wie  uberall  so  aucli  im  ferneren  Wirtschattsieben  der 
Bayerischen  Brauerei  nicht  fehlen,  die  bedenklichen  Folgen 
des  einseitig  begünstigten  und  ausgearteten  Kapitalismus  wer- 
den noch  lange  nachklingen,  seine  einmal  auf  die  Höhe  ge- 
triebene Wirksamkeit  wM  in  der  gewerblichen  Entwicklung 
stets  eine  sehr  weitreichende  sein.  Man  mufs  sich  aum  Ver- 
ständnis der  gegenwärtigen  £ntwicklungsphase  der  bayerischen 
Brauerei  immer  daran  erinnern,  dafs  das  verflossene  Jahrzehnt 
nach  der  vorangegangenen  Kritwicklung  die  Ausl^lsung  der 
grufsen  industriellen  Faktoren  mit  N  tTurnotwendigkeit  bringen 
mufste  und  dafs  die,  jeden  bedeutsamen,  wirtschaftlichen  Uber- 
angsprozebb  begleitcndeu,  in  einer  tiefgehenden  Verüchärfung 
es  socialen  und  wirtschaftlichen  Existenzkampfes  der  beteilig- 
ten Elemente  su  Tage  tretenden  Erscheinungen  das  natoriiche 
Nebenprodukt  desselben  darstellen,  das  allerdings  für  die  in 
Bede  stehende  Industrie  durch  daa  UDgliickliche  Zusammen- 
treffen verschiedener  Momente^  einen  kritischen  Einflufs  auf- 
den  Fortgang  dieses  Proisesses  überhaupt  gewonnen  hat. 

Wie  die  stiitistische  Darstellung  zeigt,  ist  dieser  Prozefs, 
d<T  fHif-li  bei  der  bayerischen  Brauerei  f*r^i  fitliclf  auf  eine 
fortschreitende  Konzentration  der  Produktion  uai  den  Orols- 
betrieb  und  daneben  auf  eine,  in  den  specifiseli  l)ayerii>chen 
Verhaltniasen  wurzelnde,  immer  weitergehende  Abzweigung 
einer  betriebstechnisch}  social  and  wirtsohaftlich  prinaipieU 
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verschieden  gearteten  lanrUvirt'^chaftlicheii  Kleinbrauerei  von 
mehr  und  mehr  sekundärer  Bedeutung,  hindrängt  — ,  noch 
keineswegs  zum  Abacblufs  gekommen.  Eine  grofse  Zahl  in- 
dustriell veranlagter  Mittelbrauereien  ringt  nach  grolisin- 
dustrieller  Ausgestaltung,  während  andere^  durch  die  kritischen 
Verhältnisse  in  den  letzten  zehn  Jahren  geschwächt,  nicht 
mehr  Stand  halten  und  untergehen  oder  ins  relativ  sichere 
Bereich  der  landwirtBchaftUchen  Kleinbraaerei  zturtleksiiikfiiL. 

JedenfallB  sind  die  Zeitea  für  die  bajeriflche  Brauerei 
immerhin  rahiger  geworden,  dafür  spricht  u.  a.  aucli  daa 
für  die  jeweilige  wirtschaftliche  Lage  stets  sehr  charakte- 
ristische Verhalten  der  an  ihr  Interesse  nehmenden  Publi* 
ztstik;  gegen  die  Flut  der  bezüglichen  Prefs-  und  Litteratiir- 
erzeugnisse  um  die  Mitte  der  achtziger  Jahre  ist  völlige  Ebbe 
eingetreten.  Freilich  die  gewerblichen  Elemente,  die  damals 
um  ilire  Existenz  rangen  und  <lie  öffcntliclie  Autmerksanikeit 
auf  sich  It-nkten,  .situ]  teils  dahingegangen,  haben  aus^^'-erungen, 
teils  ist  es  ihnen  gelungen,  sich  in  einer  oder  and( n  r  Weise 
zu  konsolidieren  und  den  abgewandelten  Verhältnissen  anzu- 
passen, teils  sind  sie  noch  im  Kampf  begriffen. 

Wie  sich  bis  zur  Gegenwart  die  \Virtöchaftsverhältuib:ie 
der  bayerischen  Brauereien  seit  1889  entwickelt  haben,  Väüt 
sich^  wie  gesagt,  nicht  näher  darlegen.  Die  Statistik ,  auch 
die  beste,  hinkt  bekanntlich  stets  den  Thatsachen  hinterdrein, 
und  was  zur  Zeit  bereits  die  Beteiligten  symptomatisch  an 
ihrem  Leibe  spüren,  das  tritt  oftmals  erst  sehr  spät  in  die 
statistisch  fafsbare  Erscheinung.  Finanzminister  von  Riedel 
fafste  die  seit  1879  obwaltenden  Verhältnisse,  soweit  sie  zur 
Zeit  überschaut  werden  können,  am  22.  Februar  1892  in  der 
bayerischen  Abgeordnetenkammer  in  folgenden  Worten  zu- 
sammen : 

„Der  Export  hat  seit  der  Novelle  (von  18<sil)  zugenommen; 
es  steht  ferner  fest,  „dafs  in  denjenigen  llauptzollamtsbezirkeu, 
in  denen  v(»rwiegend  Landbrauereien,  mittlere  und  kleinere, 
sich  befinden,  der  Malzaufsclilag  zugenommen  hat  (Zunife: 
Hört,  hört!),  woraus  mit  Grund  geschlossen  werden  kann, 
dafs  sich  das  Braugewerbe  auf  dem  Lande  wieder  etwas  ge- 
hoben hat  Da  nicht  anztmehmen  ist.  dals  in  jenen  Beairkeu 
der  Konsum  besonders  zugenonunen  hat,  so  kann  daraua,  — 
in  welcher  Hinsicht  uns  statistische  Nachweise  fehlen  — ,  mit 
Sicherheit  der  Schlafs  gezogen  werden,  dafs  der  sogenannte 
Inlandsexport  der  gröfseren  Brauereien,  d.  h.  der  Export  auf 
das  Land  hin  aus ,  seit  jener  Zeit  etwas  zurttckgegat^geo  ist. 
Ich  glaul)e  daher  ,  meine  Antwort  dahin  zusammenfassen  zu 
können,  dafs  wir  mit  den  Wirkungen  der  Novelle  von  89  au- 
irieden  i»ein  können/ 

Dies  Ergebnis  ist  gewifs  erfreulich  und  wird  teihveiso 
auch  durch  die  statistisdien  Nachweisungen  des  letzten  Jahres 
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bestätigt.  JUr  aaUreicbe  PvodukftioiukrttBe  der  bayerischen 
Brauerei  freilieh  ist  aueb  die  jeteige,  relativ  bmbigte  Lage 
immer  noch  ein  provieorieober  Zustand,  dessen  Ausgang  für 
die  beteiligten  Elemeate  noeb  nicht  abmeheD  ist  Die  Sta- 
büisienmi^  bezw.  der  durchaus  nicht  ansgeschlosseiie  Nachlafs  ' 
dps  jetzt  so  lioeli  gesteigerten  Bierexports  ist  ein  gewichtiger 
Faktor,  mit  dem  in  der  Zukunft,  tiMiher  oder  später,  gerechnet 
werden  mufs;  wenn  dann  die  durch  die  Steuerdifferenzierung 
hoher  belastete  Groisproduktion  ihr  Schwergewiclit  wieder  in 
verstärktem  Mafse  auf  dcu  heimit»chcii  Markt  konzentrieren 


die  H«tptiiniiiche  ihrer  britischen  Lsse»  Die  Ursachen  daftbr 
«nd  der  diesem  groben  Kapitslbedlmnis  entsprungene  ^  ver- 
«tirkte  Übergang  zum  Akttenbetrieb  waren  an  anderer  Stelle 
bereits  ins  Licht  gesetzt 

Gemeinhin  ihifsnrte  sich  der  fiir  die  Wirtschaftsrentabilität 
des  Oewerhebetri(0js  bedeutsame  Faktor  in  einem  Mifsverhältnis 
zwischen  der  Gröfse  des  zu  Gebote  stehenden  Anhigekapital!« 
und  Betriebskapitals.  TeiU  iu  der  Zeit  der  Hausse  der  sieb- 
ziger Jahre,  teils  nach  der  Steuererhöhung,  um  durch  £r- 
iimg  der  Produktion  die  Terstftrkte  Stenerlast  ieiditer  ab- 
mindern an  können,  hatten  viele  Mittelbrattereien  ilure  Betriebs- 
anlagen in  kostspieliger  Weise  erweitert,  zu  diesem  Zwecke 
Asiat  bochverzinsliche  Hypothekenschulden  attiQgenommen  und 
das  Betriebskapital  zu  Gunsten  dieser  Anlagen  geschmHlert, 
anstatt  auch  für  eine  entsprech«'nd  reichlichere  Ausst^ittung 
des  vergröfserten  Betriehes  hiermit  Sorge  zu  tragen,  wofiir 
fr(MJich  vielfach  die  M'iglichkeit  fehlte.  So  tiherniafsig  iiiit 
festgelegtem,  teilweise  hochverzinslichem  Anlagekapital  belastet 
und  de^  gorade  angeäicLtä  der  \'eräcliarfun£[  der  ELonkurrcnz- 
TfitblHnissn  imd  anter  dem  Druck  des  GroJskapitals  dringend 
notwendigen  BetriebdE^iitils  entWlst,  vermocbten  sie  ihre 
ProduktionsflUii^eit  immer  weniger  aosannutMay  produzierten 
sonach  immer  tsnrer  nnd  erlitten  schwere  and  dauernde 
Verluste.  Der  zwar  relativ  htta6g  eingeschlagene  Ausweg, 
ihr«^  Produktionsverhältnisse  durch  Übergang  zum  Akti<'n- 
betrieb  au  sanieren,  konnte  doch  immer  nur  von  eincur  Mmder- 
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heit  gewühlt  werden  und  ei  wies  sich  in  der  Folge  in  den 
meisten  Fällen,  wie  wir  gesebeni  ebenfalU  als  aussichtslos  und 
vergeblich. 

Natürlich  kamen  dabei  noch  eine  ganze  Keihe  ander- 
weiter, mehr  „individueller"  Momente,  gewissermal'sen  wirt- 
schaftliche „Imponderabiiieu'^  hinzu,  die  jeweils  dazu  bei- 
trugen, ftlr  zahlreiche  Brauereien  die  Froduktions-  und  Ren- 
tabilitätsentwicklung ungüni»tig  ssa  beeinfliisseo.  Neben  den 
technischen,  „subjektiven"  Fi^toren  (Ewigkeit  der  Branerei- 
bMitEer,  Intäligenz  u.  ähnL)  waren  es  solche  wie  Alter  und 
Einrichtung  des  Betriebes,  BesitzverhftltniSy  Materialbezugs- 
Verhältnisse,  lokale  Absa1sveriiältni.s.s<>  u.  a.  m.,  die,  vielfach 
sogar  ganz  unabhängig  von  der  Gröfse  des  Betriebes,  dessen 
Wirtschaftslage  bedingten.  Ein  yielfach  beklagter  ÜbeLstand 
beispielsweise  war  es  besonders  seit  der  allgemeinen  Ver- 
breitung industrieller  Neuerunj^en  im  Brauwesen,  dafh  im 
Erhfalle  die  Besitznaclifol^er  durch  die  gesetzliche  Verpflichtung 
der  Ilinausbezahlung  der  jeweils  vorhandenen  Miterljen  für 
ihren  ül^erkommenen ,  vielieicht  gerade  in  gesunder  Entwick- 
lung begrillenen  Betrieb  nicht  mehr  die  nötigen  Kajuialien 
zur  Verfügung  hatten  und  so  von  vorneherein  gezwungen 
waren,  denselben  über  GrebUhr  mit  fremdem  Leihkapital  zvt 
belasten.  Nach  der  Meinung  Sachkundiger  hat  dieser  Übel- 
stand, ähnlich  wie  ja  vielerorten  in  der  Landwirtschaft,  einen 
wesentlichen  Anteil  an  der  ungdnstigen  Entwicklung  und 
Lage  so  vieler  existenzfilhiger  Brauereibetriebe  in  Bayern 
gehabt. 

Es  steht  vielleicht  zu  erhoffen ,  dafs  es  der  Zukunft  vor- 
behalten  bleibt,  hier  wünschenswerten  Wandel  zu  schaffen. 
Das  am  20.  April  1892  in  Kraft  getretene  Reichsgesetz 
betreffend  „die  Gesellschaften  mit  beschränkter 
Haftung"  wäre  wohl  berufen,  seine  gedeihliche  Wirkung 
auch  auf  diesem  Gebiete  zu  bethätigen.  In  der  dem  Entwürfe 
dieses  Gesetzes  beigegebenen  Begründung  heilst  es  ausdrüek- 
lich:  „Das  BedUrfniü  zur  Eingehung  solcher  Associationen 
entsteht  auch  nicht  selten  unabhängig  vom  Willen  der  Be- 
teiligten. Der  Übergang  gewerblicher  Üntemehmongen  auf 
mehrere  Erben  des  B^itzers,  welche,  ohne  selbst  die  Gesch&fte 
führen  zu  kdnnen,  doch  aiu  die  Erhaltung  und  Fortführung 
desselben  für  die  Familie  Wert  legen,  bietet  ein  Beisjpid 
dieser  Art;  und  ebenso  die  notgedrungene  Übernahme  emea 
überschuldeten  Etablissements  durch  die  Gläubiger  zum  Zweck 
der  Erhaltung  und  Fortführung  desselben  für  eigene  Rech- 
nung." —  Die  Bo-timmungen  des  Gesetzes,  dafs  das  Stamm- 
kapital mnii!f'<teiis  20000  Mnrk  botrncTcn  muls,  die  —  auch 
in  SaelnN (^rt(  II  zulässige  —  Sianmieinlage  jedes  Gesellschafters 
sieli  aut  nnndesten.s  500  Mark  belaufen  muis  und  vor  nHeni, 
diiiö  keine  Gründerprovisionen  u.  dergk  vom  Stammkapital 
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verteilt  werden  müssen,  sowie  die  ganze,  handliche  Kon- 
struktion «It'.s  Gesetzes  lassen  es,  wie  gesagt,  als  sehr  geeignet 
ersclieiiuMi.  diese  Liieke  iii  niT^ereiii  gewerblichen  Leben  speciell 
für  den  Klein-  und  Mitteibetrieb  aufzufüllen^  was  speeiell  von 
den  Aktiengesellschaften,  wie  gerade  die  Erfalining  in  der 
bayeribclit-n  Brauindutitric  lehrt,  keiueswegs  geschieht. 

Eb  liegt  auf  der  Hand,  dab  trotz  der  generell  durch  die 
ScfaeiduDg  des  Braagewerbes  In  Klein-.  Mittel-  and  Qroh* 
betrieb  genügend  charaktertaierten  Entwicldung  dea  bajeriachen 
Brauwesens,  im  einzelnen  angesichts  dieser  mannignchen  In- 
dividuellen Momente  weitgehende;  keineswegs  inuner  an  diese 
drei  Kategorien  gebundene  Verschiedenheiten  in  der  wirt- 
schaftlichen Lage  und  E^  t  vu  klang  der  Brauereien  obwalten. 
Nachstehende  Zahlen  niüg<  ii  liiorfür  eine  kleine  Tlliistmtion 
bieten.  Xai  li  einer  gröfseren  Zusammenstellung  eines  Fach- 
mannes '  stellten  sich  bei  mehreren  von  ihm  rechnungsmäisig 
aufgenommenen  Brauereien  die  pro  Hektoliter  Bier  berech- 
neten,  gesamten  Produktionskosten  folgendermalsen : 


Jzverbrauch:      Produktionskosten  pro  hl  Bier: 

95  ODO  hl  15,90  Mark 

84000  „  18,06  , 

45  000  „  18,66  , 

25  000  „  21,20  , 

20  000  „  18,07  , 

20000  „  19,12  „ 

8000  ,  17,00  g 


Man  steht,  von  einem  ParaDelinnns  der  Höhe  der  Pro- 
duktionskosten mit  der  des  Makverbrauchs  ist  hier  keine  Rede. 

Von  den  weitgehenden  Unterschieden  in  der  Ausstattung  der 
Brauereibetriebe  mit  Anlage-  und  Betriebskapital,  die  bezüglich 
ersterem  auch  bei  der  Betrachtung  der  Aktienbrauereien 
hervorgetreten  waren,  mag  es  einen  Bego-iff  geben ,  dafs  nach 
Untersuchungen  desselben  Gewährsmannes  das  auf  den  Hekto- 
liter Malzverbrauch  reduzierte  Anlagekajiital  bayerischer 
Aktienbrauereien  von  24 — 152  I\Iark  sehwankt  und  dafs  das, 
im  Durchschniii  22^/7  ®/o  dcü  Anlagekapitiilis  auömacbende  Be- 
triebskapital im  einzelnen  Schwankungen  seines  Proaentverhält- 
nisses  von  40,10— 5,5  ^/o  aufiriesl 

Wie  sehr  femer  selbst  in  einem  Lande  wie  Bajem  rechts 
des  Rheins  lediglich  äufsere,  seitliche  Einflüsse,  wie  Emte- 
ausfall,  Jahreszeitengestaltung  u.  dergl.  die  Entwicklung  ein 
nnd  desselben,  sonst  unter  gleichbleil)enden  nnd  guten  ße- 
dingiiugen  arbeitenden  Brauereibetriebes  alterieren  können, 
möge  am  folgender,  selir  instruktiver  Zusammeuistellung,  die 
einen  durchaus  zuverlässigen  Eindruck  macht,  erhellen.  Die- 


*  Ed.  GreiM  in  der  AUgemeinen  Brauer-  and  Uoptenseitung,  Nun^ 
beif,  1886  L  BMkL 

lofMtac«»  (U)  HX  1.  -  BIKW.  18 


Digitized  by  Google 


274 


xn  1. 


selbe  ist  den  Geachäftebüchern  einer  aufs  beste  eingerichtet«!!, 
induBtriell  betrieboaen  oberbayeriechen  Ghitsbrauerei  ent- 
nominen. 

Eb  betrugen  in  den  Jahren: 


lB?7/78 

1878;79 

1879/80 

1880^1 

vmm 

UM 

12868 

11227 

10  187 

9  410 

10935 

1 

im 

6716 

2,36 

2,30 

2,33 

2,3i^ 

2,34 
IMS 

2,23 
17,72 

2.22 

16,25 

15,11 

14,19 

15,»7 

17,» 

6,23 

6,41 
1,10 

5,64 

0,82 

5,38 
1,25 

5,94 
1,00 

5,73 
1,00 

5,79 
2,ÖÜ 

17,75 

19,S8 

16,05 

18,08 

16,87 

IBM 

18,79 

1,50 

4,21 

1,86 

2,71 

1,39 

1 

0,52 

1,51 

19802 

47  266 

18048 

25501 

|ld200 

4078 

13161 

die  Meiij^e  des  erseug- 
ton  aisn  hl  •  .  . 

DuroliBchnittserzeugiuH 
aus  1  hl  Malz:  nl 

UnkoBten  proUektoliter 
Bier:   

darunter  iur  Geilte  Und 
Malz :  M  

dariiiiiei  lürllopt'eD :  ^ 

Verkaufspreis  von  1  hl 
Bier:  Ji  

Bruttonut7.cn  pro  Hek- 
toliter Bier:       .  . 

BrattODotieii  Tom  ge- 
mnten  Bier:  *S,  . 


Die  relativ  grofse  Beweglichkeit  der  Bierpreiso,  die  öieh 
zu  Gunsten  der  Brauerei  je  nach  den  mafsgebenden  Betriebs- 
Terhftltnissen  zeigt,  erklärt  sich  daraus,  dafs  sie  im  Besitse 
mehrerer  eigener  Gastwirtschafiten  war  und  auch  sonst  weniger 
auf  den  Zwischenhttndler  angewiesen  war.  Sehr  charakte- 
ristisch ist  das  Sud-Jahr  1879/80,  in  d(Mii  <lle  Brauerei  wegen 
des  erhöhten  Malzaufiscblages  einesteils  die  Produktion  etwas 
einschränkte,  andemteils  durch  Steigerung  der  Haizausbeule 
den  erwünschten  Ausgleich  suchte  und  so  unter  gleichzeitiger 
Heraufsetzung  des  Bierpreisos  so^nr  eine  Erhölmng  ihres 
Bruttonutzcns  erzielte.  lu  den  folgenden  Jahren  ^^^inir  die 
Gufsführuug  dann  wieder  konstant  zurück.  Leit]<M-  i<  lilt  'n 
nähere  Angaben  über  die  Höhe  des  investierten  Kapital», 
woraus  sich  die  jeweiligen  Schwankungen  der  Gesamtreu- 
tablitftt  noch  deutlicher  feststellen  lassen. 

Wit>  aber  bereits  aus  dem  stiitistisclien  Bilde  hervor^'ng 
und  im  Auschlufs  daran  betont  wuixle,  ist  bei  der  Entwick- 
lung des  bayerischen  Braugewerbe:»  btets  daran  festzuhalten, 
dals  sie  für  die  einzelnen  Produktiouskategorien  eine  sehr 
differenzierte  gewesen  ist  und  dies  noch  auf  lange  hinaus  sein 
wird.  Eis  war  schon  darauf  aufmerksam  gemacht,  dab  die 
Industrieentwicklung  zwar  auf  die,  den  bei  weitem  über- 
wiegenden Teil  der  Bierproduktion  darstellenden  Kreise  ^\ch 
erstreckt,   dals  aber  Air  eine  weitaus  giölsere  Zahl  der 
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Brauer,  die  zwar  mir  eiu  gerinur**^  Koiitiiigem  zur  Gesamt- 
produktion öU^Uen ,  diese  Entuickiuiig  sich  erst  in  sf^!ir  jLje- 
ringem  Mafne  geltend  gemacht  hat.  Die  Oründe  hierftlr 
waren  beveitb  erwähnt.  Mehr  wie  auderüwo  läi  das  bayerische 
BittnwcMii  mit  der  gmmteii  Volks-  und  YerkehrswirtachAfit 
in  einer  WeiM  yeikiiiiijft,  die  ilun  eine  ttbeimas  eiehetey  «lels 
den  omgebenden  lokeieiL  Verhältnissen  angepefeie  Onmdlage 
der  Fkoonktion  gewShrleistet  Dies  kommt  in  einer  gansen 
fieilie  Ton  Momenten  zum  Ausdruck,  die  trots  der  weit- 
reichenden el<'Tnpntaren  Wirkungen  der  technischen  und  Ver- 
kehrjientt?^iekluug  auf  die  Krhnfrimir  zahlreicher  Berrio})e  in 
ihrer  heri^ebrachten,  den  sonstigen  Voraussetzungen  ent- 
s|>n  chenden  Produktionsweise  ungemein  konservierend  ge- 
vsiikt  Laben.  Daher  hier,  im  Bier  lande  Altbayern,  die  Zähig- 
keit in  der  fintwicklmig  der  grofsen  Masse  der  Kleinbrauerei, 
gegenttber  dem  rapiden  AufiMkugungsproseb  and  allgemeinea 
Zog  snr  Gro&|Hroatiktk>n  im  Wmnknde  der  Rheinpub  oad 
in  anderen  Gebieten,  wo  das  Bier  nicht  dne  TOiiweitatete  Qe* 
nnfinnitlel  der  BevOlkenuig  ist 

Han  bnmcht  sich  nur  die  grolae  Zakl  der  reehti- 
rlieintichen  bayerischen  Kleinbranmien  and  ihren  ttber- 
wimnd  nunimalen  Prodoktionsaaifiaig  zu  vergegenwärtigen,  um 
ma  begreifen,  wie  —  den  gesamten  Wirtschafts-  und  Ver- 
kebrsverhältnissen  entsprechend ,  —  für  zahlreiche  ( Jehiete 
Bayerns  das  Bedürfnis  nneh  einer  industriellen  Aushihhmg 
des  Brauwesens  nocli  garnieht  durchgedrungen  ist,  und  erat 
die  allmähliclie  Steigerunjs^  und  Erweiterung  des  Verkehrs, 
und  die  Umwandlung  der  geäanileu,  vielfach  noch  patriar- 
chalischen WirtatthafiBfonaen  hier  dem  IndnstrienrozeCs  in 
dlem,  das  lokale  WirtKhateleben  wiedersniegelnaen  Bnm- 
wmba  Eingang  verMshaffsa  kOnnen.  Ea  gao  bekanntÜeh  (8. 
Statistik)  1891  in  Bayern  rechts  des  Rheins 

9085  Bnmery  die  an  gewerblichen  Kommonebraaereien  be* 

teiligt  waren,  {mer 
3849  Brauer,  die  an  Rommonebran*  reien  für  den  Haus- 
halt beteiligt  waren,  und  endlich 
19  Brauer,  die  ftir  den  eignen  Haashalt  branten.  Ins- 
gesamt also  6423  Brauer, 
die  alle  Braunbier  herstellten  und,  wie  aus  der  Struktur  ihrer 
Betriebe  hervorgeht,  nur  für  den  n'ir]>sten,  lokalen  Absatz 
brauten.    Rekapitulieren  wir  aucli  hierauf heKliglieh  die  Daten 
tlber  den  Mal^verh rauch  dieser  Brauer,  so  ergi*  l)t  sich,  dals 
von  den   insgcüamt  9729  bis  1000  hl  Malz  verbrauendeu 
Biuuem  allein  6455,  oder  zwei  Drittel  derselben  nor  bis 
lOO  hl  MbSz  Terbraaten,    Allerdings  ist  auch  gerade  ihre 
ZaU,  wie  erinnerlich,  sehr  im  Rttckgange  begriflfan.  Des 
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ferneren  entfielen  ca.  14  der  Kleinbrauer  auf  die  von 
100 — 200  hl  Malz  Verl»raucnden.  Was  endlich  die  eben- 
falls hierher  gehörige  Weil'sbi«  rbrauorci  anlangt,  so  hatten 
bekanntlich  1891  nur  2  Betriebe  (beide  in  Miinehen)  einen 
Malzverbraiieh  von  über  1000  hl,  walirend  von  den  übrigen 
1556  '\A'eirs})i<'rl)rauereien ,  vou  denen  aulserdem  fast  die 
lläU'te,  uiinilich  710  dem  eigenen  Haushalt  gewiduiet  sind, 
der  durchschnittlich  auf  den  Betrieb  entfallende  Malzverbraueb 
sich  nur  auf  das  minimale  Quantum  von  31  hl»  Air  die  Haus- 
•    betriebe  aber  gar  nur  auf  2,5  stellt. 

Dafs  hier  von  einer  direkten  Einwirkung  des  in- 
dustriellen Umwandlung8proze.s-,(  s  keine  Rede  sein  kjinn,  und 
es  sich  nur  um  Erhaltung  der  Betriebe  in  gleicher  Form 
oder  nur  vollständiger  Beiseitrriiunumg  durch  etwaige,  ihr 
Absatzgebiet  occupierende  Industriebetriebe  handeln  kann, 
liegt  auf  der  PTand.  Das  Wesen  und  die  Existenzsicherheit 
der  bayerisclieii  Kl 'inbrauf^rei  wurzelt  iil M  t-haiipt,  aufer  in  der 
lokalen,  konkum^nzsehützendcn  Isoliertheit,  in  ihrer  ge^i|rni't<Mi 
Verbindung  mit  Nebenerwerben.  All  die.se  Brauer —  das  kami 
man  wcnigütenö  von  den  aller  Kleinbrauer  darstellenden,  bis 
200  hl  Malz  verbrauchenden  behaupten  — ,  sind  zugleich  Gast- 
wirte und  setzen  ihr  Erzeugnis  fast  ausschlieCslich  nur  im 
Eigenausschank  ab,  der  bekanntlich  jeder  bayerischen  Brauerei 
zusteht  ^  Regehnälsig  wohl  findet  nuin,  dals  in  den  asahl- 
reichen  kleinen  Flecken  und  Dörfern  Bayerns  der  einzige 
Gasthof  oder  das  „Hotel"  mit  der  Brauerei  verbunden  ist. 
Der  Schanknutzen  der  Zwischenhändler,  also  der  Wirte,  wird 


1  Daraus  erklärt  sich  auch  die  oft  aogeinein  groiBe  /Cahl  von 
BnwereleB  in  bayerischen  StSdten,  epeciell  in  den  Proyinzen,  wo  die 

Kleinbrauerei  vorwiegend  zu  Hause  ist.  in  Schwaben  und  Neuburj^,  in  der 
Oberpfalz  und  in  \iittel-  nnd   Oberfranken.    So  zählte  Augsburir 
(1890:  75600  Einwohner)  in  Schwaben  im  Jahre  isul  57  Brauereien  (uud 
5  Malstabriken).  s&mtlich  unterpr^rig  (nur  dne  bninte  auch  Weirsbier)» 
darunter  5  Aktienbraucreien.    '»'J  derselben,  von  denen  II"^  mit  motorischer 
Kraft  betriphen  wurden,  gehörten  der  Unfallvemclierun^'^s-Beruf8geno3f**^ii- 
schaft  an.    Wie  aber  die  meisten  derselben  zugleich  Gast-  uncTSchank- 
wbtBchsIt  treiben  und  darin  eine  weeentliebe  Stütze  finden .  erbellt  aug 
ihren  charnkteristischen  Firmenbezeicbnunirrn     Mehrfach  finden  eich  die 
Namen  zum  ujoidnen  Stern,  Löwen,  Adler,  Greif,  Pelikan,  l*ji<;fl.  Sonn*- 
Kreuz,  Laiuuu,  Ochsen,  Hasen,  Rols  (liöfsUj  und  Kose,  ferner  Namen  wie 
„som  Neowirt",  „snr  Pforte",  „znr  weiten  Kanne*",  .zum  MohrenkOpfle*', 
.,zum  Bauemtanz" ,  „zum  Pischzug  Petri".  „zum  Heriiiiz".  „zur  Ep^»'", 
,,znm  Schiff"  etc.  etc.        Zahlreiche  Brauereien  dieser  Art  weisen  fen»er 
auf:  Kulnibach  (;>ö),  Bamberg  (.>2,  darunter  nur        zur  Ijerufsgcnossi-n- 
achaft  gehörig),  Bayreuth  (46«  wovon  nur  15  zar  ßeruf^genoseenschaft 
frehörig).  Nailu  f  _'\  wovon  nur  3  zur  Berufsgenoascnachiift)  u-  a.  ra.  Chamk- 
teridtisch  ist  auch  der  verwandtschaftliche  Zusammenhang  vieler  solcher 
RIeinbrauer.  So  zählt  beispielßwcL-je  Naila (Oberfranken)  unter  24  Brauerei- 
besitzem  (eine  ist  genosaeniehaftllch)  je  6,   5,  4  und  zweimal  '2  wit 

gleichen  Namen,  eodafs  nnr  5  Namen  übeiiuiupt  bloik  einmal  rer- 
«ten  sind. 
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Ton  Sachkundigen  gemeinhin  auf  7  Pfennige  fttr  den  Liter 

geßchätzt,  ist  also  ziemlich  ho<di^. 

Daneben  ist  die  Verbindung  mit  •ler  umgebenden  Laad- 
wirtschaft eine  sehr  enge  und  mannigfaltiprp ,  je  nach  dem 
flrade  der  lokal  obwaltenden  agrarischen  Kulturverhältnisse, 
der  Arbeitsteilung^  und  sonstig^cn  Verk<*hrs-,  \V  irtschafts-  und 
-Gewohnheitsverliältnisscn.  hi  mam-hen  Gegenden  baut  der 
Kieinbrauer  seine  KoLmüteriiilien  ausschlierslich  selbst^. 
Speciell  den  Hopfen  ziehen  sich  diese  Brauer  so  allgemein 
im  Eigenban,  dafs  dies  fttr  die  Gestaltnng  der  Wirtschaft»- 
hedingongen  der  gesamten  Kletnbranerei  ein  sehr  wesent- 
licher und  wertvoller  Faktor  ist.  In  manchen  Gegenden 
wieder  ist  der  Brauer  der  einaige  Abnehmer  der  nur  in 
zweiter  Linie  angebauten  Gerste.  Es  kommen  hier  auch 
virlfach  nfuh  Fälle  vor,  wo  der  Brauer  sein  an  den  Wirt 

lerteö  Bier  mit  Gerstr»  bezahlt  orh.tlt  worüber,  da  diPü 
liiituuter  für  ersteren  /u  »'inera  Zwangsvorliälrni.s  ausgeartet 
ist,  mehrfach  Kiai^cu  laut  geworden  sind.  Umgekehrt  ist 
ottuials,  wie  Ratzinger  (a.  a.  ().)  besonders  hervorhebt,  der 
auf  den  Eigenausschank  gegründete  Brauer  der  JOori- 
banqnier*,  der  nicht  nur  seinen  Nachbarn  Gerste  und  Hopifen 
gegen  Kasse  abkauft  sondern  ihnen  wohl  nueli  vor  der  Ebrnte 
bereits  Vorschüsse  darauf  gewährt.  —  Natürlich  ist  auch  be- 
f?onders  die  Nutzung  der  Nebenprodukte,  so  der  Treber  für 
die  eip^Tie  Viehhaltnnfi; ,  für  diese  ländlichen  Brauereien  von 
grosser  Wichtigkeit.  Da  alle  diese,  vielfach  au  Koiunume- 
brauereien  beteiligten  Kleinbrauor  nur  im  Winter  zu  l>rauen 
pflegen,  da  ihnen  für  die  Sumiucrbiervürräte  die  nötigen, 
kostspieligen  Kelleranlagen  fehlen,  so  folgt  schon  hici  aus,  dafs 
Skr  sie  die  Brauerei  nicht  die  ausschlieisliche  Erwerbsart  ist'. 


'  Dazu  kommt,  dafa  die  B  "tri*-'bsunkosten  des  Rieniusschaiik  •ich 
in  SüddeotBcbiand,  speciell  in  Bavein  gemeinhin  sehr  niedrig  stelieu 
Vsffgleich  aorddeatBCDer  und  sfiddeatBensr  8ohsiiklo|uüe  ist  in  dieser  wn- 
sieht  sehr  instruktiv.  Siehe  darüber  Roes  icke:  „Uber  die  Unterschiede 
in  der  nord-  und  süddeotBcliMi  Braaerei'^,  ZdtMbrift  für  das  geaomte 
Brauwesen  1879. 

2  Wie  Kchaos  a.  a.  O.  als  doTebsas  lücht  slldosteheDden  Fall 

rMtifilt,  vorhrauon  niunclit'  [.and wirf o  ihren  peringen  rjorstonertr^g  nur 
lun  überhauj^t  eine  entsprechende  Verwertung  dafür  zu  haben.  —  Ähnlich 
nnd  nach  emn  anderen  Beite  hin  luich  (äTIe  bekannt  geworden,  wo 
Leute,  die  gewisser  Grunde  wegen  keine  Schankkonzession  mehr  erhalten 
kt'imtoTK  -i'-h  fin  kleines  Brauerei  Anwesen  zulegten  und  dun  h  den  Eigcn- 
ausachank  ihres  Erzeugnisses  nunmehr  den  Konzessionszwang  umgingen. 

*  I^der  ist  seit  der  Berafr-  und  G^werbesählung  yon  18^  k«in 
Matena]  vorlianden,  was  hit  ruLcr  in  statistischer  Weise  jiälieren  Nai  h- 
wei«  geben  könnte,  l^*^"'  waren  nach  jener  Aufnahme  in  Bayern  vor« 
banden  (die  eingoklauiiuerteii  Zahlen  beziehen  sich  auf  die  in  den  Unupt- 
zahlen  mit  eingerechnete  Rheinpfalz):  unter  .')2:U  (237)  HaimtbetrieMn 
7K4  (3)  Nehenbetriebe  in  der  Brauerei.  Alleinbetliebe  oiine  IfotOfen  gab 
<^  4ß9  (25)  Haupt-  und  o92  (I)  Nebenbetriebe. 
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Neben  der  eigentlichen  Landwirtechaft  tindet  man  auch 
daher  Tiele  Handwerke  (Fleischerei,  Sattlerei^  Schusterei^ 
Schreinerei,  auch  Bäckerei  u.  a.  m.)  mit  kleinen  Brauereien 
verbunden.  Bei  der  vielfach  noch  unentwickolt*'?^  Arbeits- 
teilung gehen  liier  oftmaU  mehrerlei  GewerlMtltäUgkeiten  in 
einem  Haushalt  nebeneinander  her. 

Es  trifft  daher  durchaus  zu,  wenn  Greifsl  (a.  a.  O.)  be- 
merkt: „Der  Katzen  der  Kleinbrauerei  liegt  eigentlich  nicht 
im  Bnragewerbe^  sondern  in  «einer  glücklichen  Verbindung 
mit  Nebenbetrieben*.  Und  es  ist  ferner  nicht  sa  bestreiten^ 
dafs  fttr  alle  kleineren  Brauereibetriebe,  die  sich  ans  irgena 
welchen  Ursachen  vom  sicheren  Boden  des  Nebengewerbes 
und  des  vollen  Eigenausschnnks  losI($sen  und  damit  in  das 
Fahrwa>isor  df>r  industriellen  Entwicklung  geraten ,  einen 
8cliweren  Stand  haben  werden,  sieh  in  dieser  Stellung  zu  be- 
haupten oder  nach  oben  aufzusteigen.  Zwar  stehen  auch 
ohnedieji  der  bayerischen  lirauerei  noch  mannigi'ache  „kon- 
servierende Momente"  zur  Seite.  Eins  der  bemerkenswertesten 
ist  die  noch  ans  dem  Jahre  1811  erhaltene  Verpflichtang  dar 
Wirte  zur  Bierabnahme  wShrend  des  Sndjahres,  wovon  a.  a.  O. 
schon  die  Rede  war.  Während  die  Bestimmnngen  diesea 
heute  als  Ausnahmerecht  sich  darstellenden  Gesetzes  im  T^'  rt- 
8ehaft8V(  rkehr  der  Grofsbrauerei  natflrlich  längst  aufser  Wirk- 
samkeit gesetzt  «iind  durch  deren  kapitalistische,  oben  ge- 
schilderte Handhabung  dieses  Verkehrs,  bilden  si»-  doch  tür 
die  Absatzsicherh^it  und  dauiit  lUr  die  ganze  Existenzsicher- 
heit der  groi'sen  Mat»öe  der  auf  den  W  irtüv  erkehr  überwiegend 
angewiesenen  Mittel-  und  Kleinbrauereien  eine  sehr  wertvolle 
Stü^  Als  daher  im  Jahre  1891  me  lebhafte  und  sehr 
verbreitete  Bewegung  in  Bajrem  behnfs  Abschafiung  dieses 
mit  unseren  modern  ausgestalteten  Verkehrsverhältnissen  .nn- 
vereinbaren,  obsoleten**  Gesetaes  entstand  und  ein  entsprechen- 
der Antrag  in  der  Kammer  zur  Verhandlung  kam,  blieb  die 
Regierung  ^standhaft  und  setzte  die  Beibnhaltung  dic^ä^-s  social- 
politisch  wi«  ht!L't  TT  Schutzgesetzes  durch,  von  der  richtig«  n 
\\  tirdigung  d  'r  malsgebonden  Thatsaeho  auHgehond,  dais  einer 
Indu^itrie  gegenüber,  die  in  all  ihren  Sehichtt  ii  wirtschaftlich 
und  vor  allem  auch  iiskaliüch  wie  kauui  eine  andere  im  Lande 
der  Volks-  nnd  Staatswirtschaft  Werte  anführt,  letstere  sogar 
vaater  anerkannten  Opfern  nnd  in  auTsergewt^hnlichem  MalscL  — 
auch  ein,  unter  gebotenen  Umständen  sogar  bis  aum  Sonoer- 
recht  reichender,  wirtschaftlicher  Interessenschuts  snzubilligen 
set^.   Neben  der  Abstnfung  de«  Maizanfschlagf^a  aeigt  sich 

^  Wobei  noch  xu  bt  merken  i»t,  dafs  einer  zu  weit  gehenden,  oder 
gsr  tnlftibiiacbUeh««  Aneignung  der  in  disMm  Gwets  «othslteiMB  Vor- 
teile ausdrücklich  I u  tit  vorgebeugt  ist,  dafs  jede  vertragswidrige  (^liielit 
pfennigsvergiltitrf"»  HiPrlif*fenin;^  Reitens  der  Hmucrei  den  Wirt  SV  sc^ 
ibrtigcn  Lösun|$  de»  lautenden  Ahiialunc Vertrages  berechtigt. 
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auf  keinem  Gebiet  der  g«'sotzgeberischen  Thätigkeit  die  Für- 
sorge der  bayerischen  Regierung  für  das  heimische  Brau- 
gewerbe und  damit  dessen  charakteristische  hervorragende 
Stellung  im  dortigen  Wirtschaitöleben  in  so  hellem  Lichte, 
wie  hier. 


12.  Kapitel. 

Pie  bleitade  Bedentnng  der  staatlichen,  ^ewerhepolitisehtt 
FirMrge  für  4i«  fernere  Entwicklung  4«r  haycroehei 

Brauerei. 

Wir  stehen  damit  am  Ende.  — 

Wdeh  ein  Abstand  zwischen  der  hoyeriBchen  Brauerei 
in  der  Gegenwart  nnd  der  zu  Anfiuig  dee  Jahrhnnderto!  Im 
Verlaufe  dreier  Generationsperioden,  die  sfimtKch  aadorehleben 

manchem  der  Angehörigen  des  Gewerbes  vergönnt  war,  hat 
sieh  die  mächtige  Wandlung  im  bayerischen  Brauwesen  vom 
ehrsamen,  gleichförmigen,  zünftigen  Braahandwcrk  bis  zur 
modernen  Grofsindustric  vollzogen,  eine  Wandlung,  diegewisser- 
maiscu  einen  Läng.ssehnitt  in  der  durcli  Arbeitsteilung  und 
Verkelirsentwieklung  bewirkten  Umgestaltung  der  gewerldiehen 
Produktion  überhaupt  darstellt.  Die  Gesamt-Biererzeuguug 
Bajems  rechts  des  Rheins  zu  Anfang  des  Jahrhunderts,  die  sich 
snf  ea.  8  MSlionen  hl  belte^  in  die  sich  nahezu  4500  Brauereien 
teilten,  was  fUr  den  Betrieb  ein  Durchsohnittsquantum  von  nur 
700  hl  Produktion  eigab,  wird  in  der  Gegenwart  beinah  allein 
von  38  Manehener  Brauereien  hergestellt!  Die  Gesamt- 
Biererzeugung  Bayerns  hat  sieh  in  diesem  Jahrhundert  mit 
I  i ^'2  Millonen  hl  fast  verfünffacht,  die  Zahl  der  Betriebe  ist, 
wHnn  aueh  an  sich  auf  ca.  6500  gestiegen  (w'orunter  jedoch 
ea  1500  Weifsbierbrauereien  gegen  480  im  Jahre  1707  8),  so 
doch  hinter  der  Produktion  ersielitlieh  zurückgeblieben,  sodafs 
das  mittlere  arithmetische  Produktionsquantum  einer  Brauerei 
zur  Zeit  mit  ca.  2700  hl  &8t  Tiermal  so  grols  ist  wie  Tor  90 
Jahren.  Wie  cüe  ohnehin  Ton  jeher  auf  breiter  national-wirt- 
schaftlicher Basis  wurzelnde  Brauerei  in  Bayern  immer  inniger 
mit  dem  heimischen  Konsumbedüi-fnis  verwachsen  ist,  erhellt 
besonders  deutlich  aus  der  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung 
entfallenden  Biererzeugung.  Dioso  Ij^trug  im  ganzen  ersten 
Drittel  des  Jahrhunderts  nie  nit  lir  wie  130  1  jährlich.  In  der 
Gegenwart  beläuft  sie  sich  in  Bayern  r.  d.  Rh.  auf  279  1  und 
der  mutmafsliche  Konsum  auf  222  1 ! 

Die  allgemeine  Bedeutung  der  bayerischen  Brauindustrie 
erschöpft  meh  aber  bei  weitem  nicht  in  ihren  Beziehungen  zur 
hemusehen  bayerischen  Volkswirtschaft;  sie  ragt  Tiehnehr  weit 
darttber  hinaus  durch  die  fundamentalen  Anregungen,  die  sie 
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durch  ihr  Erzeugnis  für  die  neuzeitliche  Entwicklung  d&i 
Braiiwn>:cns  überhaupt  gr^^ebcn  hat,  sowohl  für  die  durch- 
j^iiiigige  Verbesseniiig  des  Biers  und  dris  Entstehen  einer 
mächtig  entfaltetfii  BrauinduKtrie  im  üljrigen  Deutschland 
als  auch  liir  die  internationale,  durcli  alle  Zonen  sich  er- 
streckende Verln-eitung  des  Bierkonsunis  und  Verpflanzung 
des  Brauwesens.  Nach  wie  vor  ateht  Bayern  al>  erstes 
Bierland  der  Welt  da,  und  seine  Bedeutung  und  Stellung 
am  Weltmarkt  sttitzt  sich  in  erster  Linie  auf  diese  Thatsache : 
der  bayerische  Bierexport  ist  fUr  Bajems  Beteiligung  am 
Welthandel  von  ausschlaggebender  Bedeutung. 

EJ»  war  bereits  mehrtach  Gelegenheit  genonuuen ,  die 
kolonisatorische  und  international  hervorragende  Bedeutung 
der  bayerischen  Brauerei  statistisch  aufieuweisen.  Nachstehende 
Zusammenstellungen  mögen  dazu  beitragen,  das  Bild  der 
bayerischen  Brauerei  im  Rahmen  der  Wätwirtschaft  henror- 
treten  zu  lassen  und  gebührend  ins  Licht  zu  setzen. 

Die  zunächst  liegende  Bedeutung  der  bayerischen  Brauerei 
auf  die  des  übrigen  Deutschlands,  die  seit  der  Mitte  des 
Jahrhunderts  in  Erscheinung  getreten  ist,  erhellt  vorzttglich 
aus  folgenden  Daten: 

(Hierher  die  'lAbelle  ö.  Jt>l.) 

Man  ersieht  hieraus  recht  deutlich,  wie  speciell  in  Nord- 
deutschland die  Brauerei  durch  die  yorbildlicne  Wirksamkeit 

des  bayerischen  Biers  rasch  gröfseren  Boden  gewann.  Die 
Verdopplung  der  Bterproduktion  in  PreuTsen  seit  19  Jahren 
ist  nach  der  voraulgegangenen  rapiden  Entwicklung  geradezu 
grofsartig  zu  nennen.  Immerhin  beziffert  sich  die  Biererzeugung 
pro  Kopf  der  Bevölkerung  hier  erst  auf  ca.  75  1.  wührend  sie 
in  Bayern  mit  275  beinah  viennal  so  hoch  ist.  In  den  andereu 
deutsehen  Ländern  —  Württemberg,  Baden,  Reirh-l-TTtde  — 
ist  dies  rasche  \\'aeh>tuin  der  Industrie  keineswegs  zu  i»enierkeu, 
nur  Württemberg  mit  seinen  zahlreichen  alten,  ähnlich  wie  in 
Bayern  auf  den  Lokalkonsum  berechneten  kleinen  Land- 
brauereien hat  eine  nennenswerte  Produktionssteigerung  auf- 
zuweisen, wie  denn  auch  hier  die  Braueret  von  jeher  reger 
betrieben  wurde  und  die  Produktion  pro  Kopf  der  Berölkerung 
mit  175  1  (1881:  165)  nur  noch  von  Bayern  fiberboten  wird. 
In  den  Beichslanden,  wo  schon  vor  den  70er  Jahren  mehrere 
grofse  Brauereien,  besonders  in  der  Umgebung  von  Strafsburg, 
bestanden,  waren  die  beiden  letzten  Jahrzehnte  der  Produktions- 
entwicklung  wenig  günstig.  Die  Erschwerung  des  bisherigen 
Fernabsatzes  nach  Paris  und  ins  weitere  Frankreich,  infolge- 
dessen mehrere  sehr  bedeutende  Etablisseinents  alsbald  über 
die  Grenze  siedelten,  die  zunehmenden  Bierzufuhreu  aus  dem 
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DieEntwicklung  der  Bierproduktion  inDoutscIi* 

Und  aeit  1850. 


Noiddentaebes 

Omii  in 
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Biuiteiier- 
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PreofseD 

fluihücin  * 

Iii 
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1168  716 

im 
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u 

hl 

hl 
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1858 
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Iö(i0 

1062660 
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4197274 

926957 

812545 

82940614 

1879 

a  172  634 

1 085  655 

788542 

37  079  757 

1891 

«i.  8908000 

fl«.  1679000 

«k.  837000 

ea.  52786155 

übrig«jiiDeutsclilaud speciell  aiu»  Bayern,  uiigleiciie  Bemeüöuug 
der  Übergangsabgaben  bei  der  Biereinfbbr  gegenfiber  der  der 
Anaiiihrvergtttimg  bei  der  Anafuhr  und  mebrero  andere  Grttnde 
aind  bierfUr  wirksam  gewesen.  Seit  einigen  Jahren  ist  zwar 
in  manchen  Beziehungen  hierin  Wandel  geächafieD,  dennoch 
aber  hat  die  reichalMndiache  Brauindustrie  immer  noch  einen 


'  Für  das  Rek-hsstenprjpbipt  fmd  die  Roichalande  bttHahcm  liob  die 
Daten  anf  das  rom  1.  Aprü  lauteud«  Etatsjahr. 

*  FQr  Baden  aof  daa  Tom  1.  Demmber  dm  Voijabres  lanfimde 

Steuerjalir. 

^  Die  Umrechnaag  geschah  aus  dea  steoanuatUcb  ang^ebenen  Quart« 

zu  1,145  1. 

*  Für  1850/60  naeh  den  ttatiilinheB  Bdlrilgen  fOr  daa  Kgr.  »aebien 

Ten  V.  I?  ihniert. 

l>ie  Gcsamtbierciniulir  in  Elaars-IiOthringen  macht  nicht  weniger 
wie  80  «/o  der  Eigenprodnkfikm  ans  (B.  a.)! 
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schweren  Stand.  Es  wäre  in  ihrem  Interesse  wohl  zu  wünschen, 
dafs  der  l\eiehsverfa.ssimg  gemäfs  die  geplante  Einbeziehung 
derselben  in  das  Ueiclissteuergebict  baldmöglichst  erfolgt. 

Tm  iranzen  bat  sich  Bayerns  Anteil  zur  deutschen  Bier- 
produktlull  nur  wenig  Tersehoben ;  1872  machte  die  bayerisclm 
biererzeuguiig  den  dritten  Teil  der  letzteren  aus,  gegenwärtig 
den  3,7ten  TeiL  Preafsens  Anteil  dagegen  ist  von  hat  30^  o 
1872  auf  Uber  40  ^/o  gestiegen,  der  der  Norddeutschen  Brau- 
Steuergenossenschaft  überhaupt  von  48  ^/o  in  1872  auf  ca.  00^/«» 

l^i  Besprechung  der  Entwicklung  der  baveriBchen  Bier^ 
ansfbhr  seit  1879,  wo  auch  das  immer  noch  grofse  Über- 
gewicht derselben  über  die  der  ül)rTgen  denfsclien  Länder 
statistiseli  dargethnn  wurd»'.  war  die  fernere  ]^[ii\N  irkl i mg  der- 
selben webentliel»  an  die  weitere  Aufn-eliterlmltung  des  nach 
Norddeutscldand  gellenden  Exporte  geknüpft  worden.  HiUt 
nntfi  damit  die  &um  obiger  Tabellü  ersichtliche^  nach  wie  vor 
in  energischer  Au8c;estaltung  begrifiene  Prodaktionsentwicklung 
in  Noradentschland  suaammen,  wo  das  bayerische  Prodoktions- 
besw»  KoosnmtionsmTaan  von  275  besw.  222  1  trotsdem.  bei 
weitem  noch  nicht  erreicht  ist  (1800  91 :  87,8  1  Konsum  pro 
Kopf)y  so  leuchtet  es  wohl  ein,  wie  sehr  etwelche  Bedenken 
gegen  die  fernere  Ausdehnungsfähigkeit  des  hierher  gerichteten 
bayerisclitMi  Bierexport«  und  daraus  h<*rgpleitete  Erwiigun^^«'u 
über  die  mutmafsbchen  Rückwirkungen  auf  das  baycri&clio 
Braugewerbe  ülx  rlianjii  gerechtfertigt  sind. 

Einen  weseutlichow  Ersatz  tiudet  freilich  der  auf  den  Ex- 

i)ort  gegründete  Teil  der  bayerischen  Brauindostrie  bekannt- 
ich  in  dem  aniserdentschen  Export,  der  1890  ca.  9^/e  dea 
Gesamtezports  aosmaehte  nnd  genau  V's  des  deutschen  loU- 
ausländischen  Bierexports  überhaupt  beträgt  (1880  ca.  ^Vtt}, 
Am  Weltmarkt  nimmt  das  bayensche  Bier  überhaupt  eine 
dominierende  Stellung  ein;  sowohl  hinsiehtlich  der  Produktion 
(bezw.  Produktionsintensität  l  als  der  Beteiligunir  ;»ni  Welthandel 
steht  Bayern,  wie  geöaL;t,  .-ds  crf^te  Bierniai-lit  olu'iian. 

In  seiner  klassisilien  Darstellung  der  Bicrstcuern  ^  hat 
L.  V.  May-,  der  vurnehniiite  Kenner  dei  Littenitur  und  Sui- 
tistik  des  Brauwesens  und  der  Brausteuern,  in  einer  grofsen 
Tabelle,  die  Prodaktions-,  Verkehrs-  nnd  sonstigen  statistiseh 
interessierenden  Verhiltnisse  der  Brauerei  aller  in  Betiaeht 
kommenden  Länder  au  einem  lichtvollen  Oesarntbilde  vereinig^ 
da^  das  eben  Gesagte  in  denkbar  bester  Weise  illustriert.  Ks 
sei  daher  gestattet,  die  von  M.iy  gebotene  Darstellung  auch 
den  nachstehenden  Angaben  zu  Grunde  au  legen'. 

>  Conrads  Staatswörterbuch  IL  Jiimd,  S.  :>.!)0^628. 

'  Wo  es  nöti^  schien  und  angSngig  war,  sind  di«  Daten  fttr  die 
C'in/eliicii  Laiider  für  das  letzte  Jahr  mitgeteilt.  Sif»  <^un{  den  fortlaufen- 
den, statiatischen  Mittdluugen  von  M.  btudent  in  der  .Wochenschrift 
ffir  BitneNi''  (BerUa)  eatnoiimieD,  die  auf  difektsa  «mUiciieii  QoeUea 
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Wjui  aunttchst  die  Produktion  der  für  die  Bierbrauerei 
in  Betndlt  kommeuden  Länder  anlangt,  so  bietet  sich  folgen- 
d«  Bild: 


Zahl  dar 

Menge  des  eneeogten  Biem 

Jahie^ 

ncTi 
Braaereieii 

im  ganzen 
hl 

aufd.Konf 

d.  HpvöI» 
keruiig 
1 

Norddeutacb«ft  Brau- 
ttraagöMit  .  .  . 

Laxemboig  

Btyeni  

WttrtiemberK  .... 

Bita  ....... 

Bri^^nda^  .... 

189(V91 

1891 

1891 
1890/91 
189(V91 
189(V91 

8969 
15 

6  flMfi 
ca.  6  600 
ea.  1900* 
ca.  150 

82279452 

100  1.32 
14  4>2  703 
3  507  900 
1678800 
886  700 

85 

279 
172 
102 

52 

189(V91 

ca.  24520 

52885687 

ca.  106 

Gron^iiritanahD  vnd 

Irland  

UHaretQh-JLJitgam  .  . 

Finnland  

Dänemark  

Schweden  a.  Norw^eu 

Die  Schweiz  .... 

Italien  utuI  Spanien  . 

Uriechenlaiul ,  Kumä- 
nieu,  Serbien  und 
Bolgarieo  .... 

1800 'Ol 
18{S9  91 
Durchschnitt 

1889 

1891 

1888 

1889 

lh<^>t 

\  Durcliscliii. 
j  für  ein  Jahr 
1891 
189091 
1  Durchsohn. 
>    für  ein 
1  Jahr 

1123:3 
1859 

2  774 
2  501 
.546 
1296 

280 
420 
340 
ca.  199 

ca.  32 

■>J  <_<) 

14  116  908 

8882954 

ca.  11  000  000 

1  52141)8 
3  9.54.392 

157  265 

2  0(M1  000 

I  400  000 
1  294  169 
ca.  277000 

ca.     139  000 

ca.  loo 
34,1 

22 

ca.  180 
:W,2 
3,41 
7,45 
95,40 
20,7 
43,6 
0,52 

2,49-0.79 

46  000 

149  6ÖÖ  600 

cu.  42 

Vcrcinipto  Staaten  TOn 
Nordamerika  .   .  . 

Kaaada.JapanjAuätra- 
Ken,  Osti  nd  len ,  Sfid- 

1891/92 

\  Letzte 

ca.  2000 

ca.  45  000000 

ca.     2  000  OoO 

ca.  65 

Soi^^aen  

ca.  197  000000 

brnhea.  Für  die  ieweiltgen,  in  Kechnimg  geeteUten  BevlUkeningniffBrD 
wurde  der  letzte  Jahrgang  der  Hühnenehen  gecgfaphiMsh-statiBtiBehen 
Tabellen  von  .lurascheck  benutzt. 

*  Für  das  Keichssteuergebiet  das  Etatsjahr  vom  1.  April  bia  31. 
Min;  Ar  Bajrem  das  Kalenderjahr;  fttr  Württemberg  das  Finanigahr 
vom  1.  Juli  bis  30.  Juni;  für  Baden  das  Stcuerjahr  vom  1.  Dezember 
bis  :iO.  November;  für  ElsaTs- Lothringen  das  Etatjahr  wie  im  Keichs- 
steaezgebiet. 

'^Die  Stallftik  giebt  nur  die  Zahl  der  Braagefiiae  (Bnmkeüal)  an. 
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In  seiner  dieser  Zusammenstellung  su  Grunde  liegenden 
Tabelle  giebt  von  May  die  ungefähre  Weltbierproduktion 
für  das  Jahr  1887  88  auf  ca.  170000000  hl  an.  Bei  der 
fortschreitenden  Entwicklung^  derselben  orsclieint  djinach  die 
bteigcrunp:  um  ca.  27000000  hl  in  den  letzten  3—4  J  ihren 
wohl  walifscheinlich.  Mehr  als  ^  4  alles  Bieres  entfallt  allein 
auf  (Ii«'  drpi  Grofsmächte  Deutschland.  England  und  di'* 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika.  Deutschland  steht 
als  erstes  Bierland  an  der  Spitze  und  stellt  mit  England 
mehr  als  3  der  europäischen  Bierproduktion  dar.  Die 
Bierpruduktiun  Bayerns  wird  im  Inlande  bekanntlich  von 
der  des  Reichssteuergt^bicts  und  im  Auslände  nur  noch  von  der 
Englands  und  den  Vereinigten  Staaten  Ubertroffen ;  die  öster- 
reichische Bierproduktion  steht  noch  um  ttber  300000  hl  hinter 
der  bayerischen  zurück.  —  In  Bezug  auf  die  eigene 
Volkswirtschaft  ist  jedoch ,  wie  schon  bemerkt  und  aus 
obigen  Zahlen  ersichtlich,  Bayern  das  erste  Bierland  der 
Welt  und  zwar  nicht  nur  hinsichtlich  der  Produktion  sondern  auch 
in  Bezug  auf  den  —  durch  Produktion.  Einfuhr  und  Ausfuhr 
ermittelbaren  —  Verbrauch  des  Bieres  K  Wie  auch  in  staats- 
wir  tseliaftl  icher  Beziehung  die  Bierbrauerei  in  Bayern 
eiTio  weit  bcdentendere  Rolle  als  in  allen  anderen  Produktions- 
und Steuergebieten  der  Welt  spielt,  erhellt  aus. folgenden  Daten 
{v.  May  a.  a.  O.  ). 

Es  betrug  der  Ertrag  drr  Biersteuern  in: 

auf  (\on 


Bayern 
Württemberg 

Baden 

Keichslande 

Keichssteuergebiet 


iiio  Kopt'cliT 
►evölkeruiig 
Mark 
7,11 
3,89 
3,01 
1.07 
0,Ö3 


in  ^V, 


hl  Bier 

Mark 

2,70 
2,46 
3,20 
2,20 
0,82 


zur  Gesamt- 
tau tseiimalime  : 

14,82  0'« 
12,53  , 
10.14  , 


Deutschland 
Luxemhursf 

Grofsbritannicn  und  Irland 

Österreich-  Ungarn 

Frankreich 

Belgien 

Holland 

Rufsland 

Finnland 

Dänemark 

Norwegen'  ca. 


1,60 
0,41 
4,05 
1,29 
0,47 
2,10 
0,34 
0,15 
0,18 


1,57 
().'J4 
3,82 
3,72 
2,15 
1,14 
0,99 
4,84 
2,36 


1,16  4,81 


1,41 

9,45 

2,71 

0,62 

4,39 

0,73 

0,57 

1,00 

4,62 


n 

» 
n 

I» 


1  Die  iialilcu  iur  deueelbeu  weichen  iu  den  Ilauptnroduktioiisländem 
von  der  über  die  pro  Kopf  der  Iit;v«'lkeruug  cuttalleuae  Produktiou  oidit 
weeeoUich  ab. 

*  In  Schweden  existiert  noch  keine  staatliche  ^erstencr. 
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Die  Schweis^ 
Italien 

Griechenland 
Vereinigte  Staaten 

Wie  dieser  einzig 


pro  Kopf  iler 
BevöUeruQg 
Httk 

0,24 

0,02 
0,08 
1,79 
da. steh  enden 


hl  Bier 
Mark 

9,60 

5,73 

12 

3,13 

internal 


in  v>  zur  Gesamt- 
staatseinnahme: 

1,40  , 

0,05  , 
0,32  , 

6^21  „ 

uationalwirt- 


«chattlicheu  Bedeutung  des  bayerischen  Brauwesens  ihre  inter- 
nationale ebenbiirti^4  zur  JSeite  bteht,  möge  ticJiliei't>iieli  aus  fol- 
gender Zusammenstellung  hervortreten: 

Es  betrug  in  den  letzten  Jahren: 


ßier-EiiifUir 
U 

Bier- 
Ansnibr 

CtI6  oUK'Eak' 

fUur  in  Pro- 
zenten  der 
Fiodiiktion 

oie  mer-JuiBr 
fbltr  in  Pro- 
zenten der 
Piodoktion 

l-i'ii'liiuit/'iMlwimliiiü- 

OlO  \J\AJ 

1  1 

Wflrttttnberg  .... 

52  000 
78000 

2  147  000 
64  000 

0,36 
2,22 

14,6 
1,8 

175  000 

166  000 

•  10,4 

9,9 

Beiehaiande  

264000 

8000 

31,6 

9,6 

Deutacbes  Zoi%ebiet. 

229  000 

626  000 

0,34 

1,19 

3800 

39^ 

3,5 

4,2 

Qiorsbritaiiiiieii  and 

57  400 

9  m  441 

0,1 

1,81 

» '  s  t  f  rreich-  Ungarn .  . 

5iiKK> 

Ö65  300 

0,36 

3,9 

169874 

40640 

2,2 

0,5 

105813 

4  909 

0,99 

0,05 

Holland  

3B  667 

47  167 

2,2 

3,1 

2  100 

17  400 

0,86 

Schweden  a.Nonrig«n 

18  200 

Hugo 

13 

1 

IKe  Schweis  .... 

48  747 

17  693 

3,8 

1,38 

89500 

725 

32,3 

0,3 

Griechenland.  .  . 

7  673 

822 

5,5 

0,6 

Yeiemigte  Staaten.  . 

93734 

51442 

0^1 

0,11 

Nach  diesem  interessanteu  lUidc  steht  also  Bayern  nicht 
nar  absolut  boudern  auch  relativ  (im  Verhältnis  zur  Eigen- 
produktion) an  der  Spitee  aller  am  Biervrelthflndel  beteiligten 
ExpordiKnder«  Sein  Export  überragt  den  der  ttbrig[en  deutsdben 
Stenergebiete  om  mem*  als  das  Dreifache  nnd  ist  beinah  so 
grols  (um  ^000  hl  geringer)  ala  der  Export  von  allem  Uber 


^  in  der  Schweiz  wurden  bis  1890  kantonale  Ohmgelder  vom  Bier 
im  Verliehr  erhoben,  aeitdem  nur  Ebgangsioll  auf  fiter. 
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die  Zollgrenze  der  verschiedenen  JLäuder  der  Welt  gehendeu 
Bier  überhaupt! 

Bezüglich  der  Einfuhr  von  Bier  steht  Bayern  innerhalb 
des  Deutschen  Reiches  njiturgemäfs  an  letzter  Stelle,  während 
da«  Norddeutsche  Brausteuergebiet  nicht  nur  im  Reiche  son- 
dern unter  allen  Bierimportllbidem  die  grOCbte  Bierdnfithr  aof- 
wetaty  was  zugleich  wieder  ein  »prinp;ender  Beweis  (Har  die 
schon  erwähnte;  noch  bedeutende  EntwicklnngsmOglichkett  der 
dortigen,  ohnenin  in  schnellem  Aufschwung  befindlichen,  ge* 
werblichen  Bierbrauerei  ist.  Die  Biereinfuhr  des  norddeutschen 
Brausteuei^ebiets  ist  nicht  weniger  als  doppelt  so  grofs  als 
der  Bierimport  aller  über  die  Zollgrenze  importierenden  Län- 
der; es  ist  bekannt,  wie  diese  beträchtliche,  einzig  dastehende 
Biereinfuhr  fa<t  rinsschlierslidi  aus  Bayern  krimnit  fl891: 
1700882  hl),  nur  170  000  hl  suinimten  aus  den  arideren 
deutschen  Bundesstajiten,  beziehentlich  aus  1 -ni  Zollauslande. 

Aus  der  neuzeitlichen  Entwicklung  des  bayeri.si  hen  Brau- 
wesens tritt  eine  Thatsachc  als  besonders  bedeutsam  hervor: 
Wie  vor  einem  Jahrhundert  uud  früher  ist  auch  jetzt  die 
Brauerei  das  „Haupt-  und  Nationalgewerbe  in  Bayern,  bildet 
das  Bier  gewissermafsen  „das  fCinroB  Element*.  Hierin  und 
besonders  in  der  gefadezu  ethnologisch  gewordenen  Thatsache 
der  allgemeinen  Verbreitung  des  Biers  als  beliebtestes  QenuCs* 
mittel  und  Getränk  liegt  wie  &tr  die  Gegenwart  so  auch  für 
die  Zukunft  gewifs  eine  Hauptgewähr  fbr  die  xedeihliche, 
ewerbliche  Entwicklung  und  Lage  der  bayerischen 
rauerei. 

Sowohl  die  flüchtige  Retraclitung  der  früheren  Vergangen- 
heit als  auch  die  eingehende  Vcrfülgung  der  neuzeitlichen 
Geschichte  derselben  haben  aber  dargethau,  dafs  dieser  zwar 
an  sich  sehr  bedeutt.amc  Faktor  nicht  ausschlicrslich  hin- 
reichte, dem  Brauwesen  die  volle  Entwicklungssicherheit  zu 
bieten. 

Es  unterliegt  gar  keinem  Zweifel,  dafs  die  hochentwickelte, 
intensiv  betriebene  norddeutsche  Brauerei  der  Renaissaneeaett 
in  der  Folge  wesentlich  deshalb  in  Verfall  geriet ,  dafs  an- 
gesichts der  überhaupt  ins  Wanken  geratenen  Wirtschafb- 
Verhältnisse  der  genügende  Rttckhalt  an  eine  weitscbauende, 
kräftig  eingreifende,  von  geeigneter,  mafsgcl »ender  Stelle  aus 
gehandhabte  Gewerbepolitik  fehlte.  Und  umgekehrt  be- 
steht d'w  Thatsache,  dafs  unter  den  das  relativ  späte  aber  als- 
bald schnelle  und  sichere  Aufkommen  der  Brauerei  in  Bayern 
bfMvirkt  habend'  !!  Faktoren  in  erster  Linie  die  von  Anfang  an 
einheitliche  und  zielhewufste  Gewerbepolitik  der  bayerischen 
Herzf^ge  und  Kurfürsten  zu  nennen  ist.  Auch  in  der  Gegen- 
wart hat  dieser  Faktor  nichts  an  seiner  eminenten  Bedeutung 
eingebüfst.  Die  riesenhaft  erwachsenen,  international  ausge- 
stalteten Fotenzen   des  heutigen  Wirtschaft«-  und  Verkehrs- 
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Jeboii  babeos  swar  mehr  und  mehr  die  nationalpolttische  und 
TolkswtrtschalÜiche  BeherrBchuog  desselben  erschwert  und  auf 
BineheD  Punkten  eingeschränkt  und  unmOglich  gemacht,  die 
moderne  Wirtechaftspolitik  der  Kultuntaaten  hat  vielmehr  von 
Onind  aus  sich  auf  den  Boden  dieaer  Wandlungen  stellen 
Besten.  Nichtsdestoweniger  walten  im  einzelnen,  je  nach  den 
m  Betracht  kommenden  Gebieten ,  >v«'itp;r!inTi(^e  v '»rschieden- 
Leiten  ob.  —  Man  kann  die  ]^)rnu''rei  in  Bayern,  nach  den 
B**zug:*?verIi;iltni!json  ihrer  Kohätotie,  nach  der  Art  und  Weise 
ihrer  teclinischeu  ßetriebsführung  und  nach  dem  Absätze  und 
der  Verbreitung  ihres  Erzeugnisses,  kurz  nach  allen  Be- 
xiehuitgeu,  die  bic  zur  heimischen  Volkb-  und  8taatswirtschaft 
unterbftlt,  sewissermafsen  als  einen  nationalen  Hausfleirs**  im 
grolaen  Stu  beieichnen.  Sie  wuneelt  eben  mit  allen  Fasern 
m  der  heimiflchen  VolkswirtochafiL  Ihre  Bedeutung  als  Export- 
mdustrie  und  damit  als  Handelssweig  soll  desfaaio  keinesw^ 
lutenchätzt  werden,  für  ihren  Charakter  und  ihre  Lebens- 
und Entwicklungsbeding^ngen  kommt  dies  aber  erst  in  zweiter 
Linie  in  Betracht,  so  sehr  auch,  wie  dargethan,  zur  Zeit  die 
AofrechterhaltuDg  der  Weltstellung  der  bayerischen  Brauerei 
im  Aufsenhandcl  auf  ihre  innere  Struktur  und  deren  ferneren 
gedeihlichnn  Ausbau  riickwirkt. 

Daher  hän^t  auch  in  der  (ie<renwart,  und  das  gilt  auch 
für  die  Zukunft,  die  gedeihliche  Entwicklung  dieses  nationalen 
<jcwerb«v^  in  so  holicnn  Mnfse  von  einer,  die  natürlichen  Ent- 
wickhings  -  und  W'irtschat  Lselemente  in  geeigneter  Weise  be- 
IhTrschcnden  Gewerbepolitik  ab. 

Wie  jede  politische  Bethätigung,  so  hat  auch  die  Gewerbe- 
palitik  swei  Gesichtspunkte  zu  verfolgen  und  die  daraus 
{Uefeenden  Thatsachen  in  entsprechender  Weise  in  Einklang 
SU  setaen.  Einmal  die  auf  die  weitere  Zukunft  sich  richtende^ 
principielle  Forderung  der  gewerblichen  Entwicklung  als 
sok'Ker.  Sodann  die  jeweils  geeignete  Wahrung  der  Interessen 
der  Trjiger  dee  Qewerbes  in  den  im  FiuSs  begriffenen  Wirt- 
tebaftsverhältnissen.  Beide  Ziele  laufen  im  letzten  Ende  in 
ein»  zusammen;  die  VernachlHssignng  des  einen  Oesie)its- 
punktes  mufs  srldi^  fslirli  die  aus  dem  anderen  geförderten  Er- 
gt^bnis^e  in  Mitieidt-nscijaft  ziehen:  Die  unweise,  zahlreiche 
am  Brauwesen  bettiligten  Elemente  schädigende,  überlange 
Aufrechterhaltung  des  bayerisc  hen  Biertaxwesens  hat  auch  die 
technische  Entwicklung  des  Gewerbes  auf  lange  hinaus  ver- 
zögert und  seine  volkstümliche  Stellung  mehrfach  erschüttert. 
Die,  aahlreiche  Interessentenkreise  schwer  und  ungerecht  be- 
isstende  und  schlhligende  Steuererhöhung  von  1879  hat  in  der 
Entwicklung  des  bayerischen  Braugeweroes  den  in  seiner  Art 
geHlhrlichsten  und  am  schwersten  im  Zaume  su  haltenden 
Faktor  des  Kapitalismus  einseitig  grolsgeaogen  ^  der  auch  in 
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der  Folge  nur  schwer  wieder  auf  das  wttiuchenswerte  Maf^ 
wird  eingedämmt  werden  können. 

Di«'-*'  St^uercrhttlniiip;  ist  damit  überhaupt  ein  typi^^ches 
Bf*ispi('l  tiir  weitreichende   Bodentunir  <f«;r  sogenannten 

„imlin'kteu"  Steuern  auf  die  Entwickliin;:;  der  /^^cworhliclieu 
Produktion  der  betr.  8teuer<<bjekte  ;:;eworden.  Gerade  für 
die  Gegenwart  bietet  die  dureh  die  Steuererh<»huiig  von  1879 
bestimmte  Gewerbeeutvvicklung  der  bayerischen  Brauerei  sehr 
beachtenöwertc  Lehren. 

Unsere  Zeit  steht  bekanntlich  unter  dem  Zeichen  der 
Socialpolitik;  auf  allen  GM>ieten  herrscht  der  Drang,  daa 
Princip  der  wirtschaftlichen  und  socialen  Ausgleichung  zu  ver> 
wirklichen.  Neben  der  eigentlichen  ^Arbeiterfrage*'  bildet  die 
sociale  Frage  der  Handw(?rker  und  Kleinuntemelimer  einen 
Hauptteil  der  modernen  Wirtschaft s-  und  Socialpolitik.  Schon 
lUngst  hat  die  Wissenschaft,  es  »ei  in  Bezug  hierauf  besonders 
Ad.  Wagner  genannt,  Gelegenheit  genommen,  das  socifilpoli- 
tische  Moment  imrh  der  sogenannten  „indirekten"  Steuern 
( Konsumstcuern )  in.s  rechte  Licht  zu  setzen,  und  zwar  nicht 
nur  be/üglicli  der  von  ihnen  bc^trofft  nen  Konsnraentenkrei.se. 
sondern  auch,  was  hier  speciell  von  Wielitigkeit  ist,  beztigüch 
der  P  r  o  d  u  z  e  u  t  e  n  k  r  e  i  s  e .  bei  denen  die  Steuer  zunächst 
erhüben  wird.  Wie  hier  durch  die  übermäfsige  Höhe  der 
Steuer  und  ihres  ganzen  Systems  der  „Kapitalismus"  entfesselt 
und  in  gefahrdrohender  Weise  in  die  Entwicklung  des  Ge- 
werbes getragen  wird  und  so  zwischen  den  fiskalischen  Be- 
dttrfoissen  des  Staates  und  den  sonst  Ton  ihm  befolgten  social- 
politischen  Tendenzen  ein  schwieriger  Konflikt  herauf- 
beschworen wird,  dafbr  liefert,  wie  gesagt,  das  letzte  Jahrzehnt 
der  bayerischen  Brauereientwicklung,  speciell  auch  in  der 
Kheinfalz,  ein  markantes  Beispiel*.  Es  ist  kaum  ein  gröfserer 
Widcrsprueli  denkbar  als  die  Thatsachc,  dafs  wfihrend  auf 
dem  einen  Gebiet  der  Gewerbepolitik  seit  Knde  der  siebziger 
.Tahre  von  Reichs-  und  Landeswegen  alle  iiel>el  der  Gesetz- 
^el»un^^  in  Bewegung  gesetzt  werden,  um  die  durch  <len  hi- 
dustrialismus  bedrängten  Handwerk«-  und  iilihhclien  Gewerbe 
zu  .sfliutzen  und  ihiH'u  durch  die  w(;itgehend.sten  Ausnahme- 
mafsregeln  ihr  gcfäiirdetes  Produktions-  und  Absatzgebiet  zu 
sich(  rn,  —  so  sehr  auch  täglich  mehr  sich  die  Thatsache  aof-- 
drängt,  dafs  diese  social  politische  Arbeit  angesichts  der  ttber- 
w&ltigenden  Macht  der  industriellen  Technik  und  Betriebe- 
weise,  gegen  die  diese  Kreise  schlechterdings  nicht  mehr 
aufkommen  können,  eu  einem  guten  Teil  verlorene  Liebes- 
mühe isty  —  es  andererseits  dagegen  in  Bayern  durch  jene 
verhttngnisYolle  Steuererhöhung  von  1S79  der  greisen  Swse 


1  Aach  in  Österreich-Ungarn  bietet  die  EntwicUimg  des  finngswerbos 
ans  gaos  gleicbgearteten  Uxsaohen  dasaelbe  BikL 
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der  Kloin-  und  Mittelbrauereien  —  auf  denen,  wie  darp^cthan, 
die  iSteuer  erheblich  schwerer  lastete  wie  auf  den  anderen 
Produktionskreisen  —  unmöglich  gemacht  wurde,  die  Garan- 
tien auszunutzen,  die  ihnen  sowohl  die  für  den  Konsum  malV 
gebenden  Verhältnisse  und  zahlreiche  souatige  „konservierende" 
Momente,  als  aach  die  gerade  auf  ihre  Bedürfnisse  hin  sich 
specialidereDde  Technik  fUr  ihre  fernere  Existena&higkeit 
nnd  -Berechtigung  gewllhrten,  and  sie  dem  nackten  Ka- 
pitalismnS; der  Danqaiermäfsigen  Kredithandhabung  der 
auf  volle  Ausnutzung  ihrer,  durch  die  SteuererhOhong  be- 
lasteten Betriebe  bedachten  Grofsbrauereien  preisgegeben 
wurden. 

Gerade  Bayern  hat  aber  auch  seit  den  letzten  Jahren 
wieder  durch  die  Steuerreform  von  1880  und  eine  Reihe 
anderer  Mafsnahmen  ein  Beispiel  gegeben,  wie  schlierslich  die 
socialpolitischoQ  Interessen  doch  die  ausschlaggebenden  sind 
und  die  Oeltendmaohung  der  fiskalischen  fiedflrfhisse  des 
Staates  sieh  diesen  unterzuordnen}  bessw.  anzupassen  hat 

Im  allgemeinen  —  und  das  gilt  gerade  wieder  von  den 
letzten  Jahren  —  mufs  man  es  der  bayerischen  Regierung 
überhaupt  zum  Ruhme  nachsaji^en,  dafs  sie  fast  immer  die  auf 
gedeililiclie  Interessonförderung  der  Brauerei  und  der  Brauer 
gerichteten  Bestrebungen  in  fiirsorglieiister  Weise  vereint  hat. 
Den  Beweis  liefert  seit  altersher  die  statistisch  vorliegende, 
grofartigu  Pruduktionsuntwicklung,  die  weite  Verbreitung  und 
der  hohe,  reine  Ruf  des  bayerischen  Biers  im  Auslande  (§  7 
des  Matsauftchlagsgesetseel)'  und  die  auf  einem  breiten, 
▼olkstUmlichen  Boden  erwachsene  technisch- industrielle  Ent- 
wicklung des  Gewerbes,  das  einen  grofsen  Teil  des' heimischen 
NationalTermögens  repräsentiert  und  fruchtbar  umsetzt. 

Die  fernere  Entwicklung  steht  bei  der  Zukunft.  Ob  bei 
fortsehreitender  Teehnik  und  Verkehrsentwickhmg  schliefslich 
auch  im  rechtsrheinischen  Bayern  <ler  Industrialismus  da^ 
ganze  Brauwesen  ix'greifen  wird  und  Betriebsformon  erwachsen 
werden,  wie  sie  uns  in  grotesker,  riesenhafter  Auftdeliimiig  die 
englische  oder  nordamerikanischc  Brantndustrie  zeigt,  ist,  ohne 
die  IfS^chkeit  dazu  irgendwie  bestreiten  zu  wollen^  zur  Zeit 
nicht  aoausehen.  Dafe  der  rastlose^  ungeheure  FortBchritt  auf 
diesen  Qebieten  und  der  in  steter  Weiterentwicklung  begriffene 
sociale  und  wirtschaftliche  Kulturprozels  ungeahnte  Perspek- 
tiven eröffnet  und  tiefgehende  Wandlungen  zeitigen  wird,  ist 
gewÜB  zu  erwarten^.   Worauf  es  aber  ankommt  und  worin 


'  Bayern  ist  derzeit  anAwr  Finnland  das  dm^se  Land,  In  dem 
unbsdipet  alle  Surrogate  tob  der  Bisrbnuerei  ausgeacnlossen  sind ! 

*  öb  je<lo(:h  die  von  Lo^ch  in  »rtnein  Biuli  .,Natioiialo  Produktion 
nnd  Berufagliederuiig"  an  der  Uand  kalkulatorischer  Berechnungen  -~ 
Forschtuigen  (51)  XII  l.  —  Strure.  19 
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überhaupt  alle  wirtöcliattliehe  Kulturbetliiiti^iiug  gipfelt,  das 
ist  die  aem  Recht  der  Lebenden  Recbuung  trageude  Wahrung 
des  historischen  Zusammenhaages  und  weiser  Überleitung  der 
jeweiligen  (Generationen  in  die  abge\irandelten  Verhältnisse 
SMtens  der  dazu  berufenen  Organe !  Das  gilt  im  grofden  wie 
im  kleinen,  im  allgemeinen  wie  im  Einzelfall:  inrnier  handelt 
es  sich  um  die  socialen  und  wirtschaftlichen  Lebensinteressen 
der  Menschen  und  Bürger. 

Überschaut  man  hiernach  die  auf  absehbare  Zeit  wirk- 
samrn  Entwicklniij^-sfaktoren  dos  l);iyorischeii  Braugewerbes, 
so  lie^^t  keine  Ursache  vor,  iM'soiidere  Bedenken  über  iliren 
ferju'ren  ^^'erde^ang  zu  empfinden.  Im  Oeirenteil!  Auf  allen 
Punkten  sind  Technik  und  \Viss(Mis(diah  am  U'erk,  ilire  Er- 
rungenschaften mögliclist  allen  Kreisen  df»s  Gewerbes  fru(  htbai 
zu  machen;  der  Konsum  ist  nach  wie  vor  ein  hoher  und  all- 
gemeiner, und  nachdem  die  kritischen  Punkte  aus  der  Gesetz- 
gebung von  1879  ausgemerzt  sind,  erfreut  sieh  die  dortige 
Brauerei  auf  gewerberechtlichem  Gebiet  und  bei  der  Tarifierang 
ihrer  Transporte  Vergünstigungen  wie  in  keinem  anderen 
Lande. 

Wenn  trotzdem  im  Ijaufc  der  Jahre ,  speciell  bei  Akut- 
werden  der  £zportfrage,  Rückschläge  erfolgen  sollten  und 
sonst,  wegen  aes  immer  noch  herzigen  Waitens  des  Ka- 
pitalismus, wieder  lebhaftere  Friktionen  innerhalb  der  ver- 
schiedenen Produktionskrei.se  vorkommen  werden,  so  wird 
dies  angesichts  der  übrigen  normalen  A'^rliiiltnisse  den  Flor 
des  Gewerbes  und  auch  den  persöniielKui  Interessen  der 
existenzfaliifj^en  Unternehmer  auf  die  Daner  keinen  erhebliclien 
Abbruch  tlmn  können;  es  ist  kaum  zu  befürchten,  dafs  dann 
solche  einschneidende  kritische  Zustände  platzgreifen  weitieii, 
wie  nach  1879. 

An  der  bayerischen  R^erung  wird  es  dann  aber  eein, 
in  solchen  ^iten  sich  ihrer  traditionellen  Fürsorge  für  des 


die  allerdings  bozüpli  'l  drr  Brauerei  nnrii-litigj  sind  — ,  ak  erstraben»- 
wertes  ZieL  hingestellte  Kumulierun^  der  Ueutscheii  Bierproduktion  auf 
einige  hundert  (ca.  200)  Kiesenetabhssements  in  absehbarer  Zeit  wirklich 
zu  wünschen  sei,  ist  füglich  ku  bezweifeln.  Ihrem  Jhrodakt,  ihrer  ganzen 
Befriphsweise  und  ihrer  Stelluiifj:  im  Wirtschaftsleben  iine^  ^nt  die  Brau- 
industne  einen  wesentUch  abweicbendeu  Charakter  gt^eiiüber  den  aua» 
flchliefiiKeh  auf  die  grofden  Faktoren  der  intemationiiwii  Arbeitsteilung, 
Marktkonjunkturen  und  Arbeiter-  und  Lohnverhältnissen  basierten  Stapel- 
industriell,  deren  Entwicklung  denn  auch,  wie  v.  S  rhu  Ize  äv  crnit  z 
in  seiner  schönen  Studie  über  die  Lancashircr  BauuivvoUuuiuUustrie  erat 
jüngst  wieder  daigetban  bat,  in  dem  gewaltigen  Getriebe  der  Weltwirt- 
schaft allenthalben  weit  grofsartiger  und  intensiver  von  Htattea  gq^angen 
alt*  die,  unter  dem  Komplex  vielfach  anders  penrtetcr  vorwiog«'nd 
iu&turi&ch  bedingter,  nationaiwirtschaftiicher  Verhältnisse  arbciteudeu  In- 
dustrien, wie  eben  die  Brauerei  in  Deutschland. 
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Landen  „Haupt-  und  Nationalgewerbe"  zu  erinnern  und  durcli 
thätiges  Eingreifen  den  alten  Wunschsatz  der  bayerischen 
Bniuer  wieder  in  Erfüllung  zu  bringen,  der  an  den  W'iindeii 
des  Sedlmayrschen  Spatenaosschanks  zu  Berlin  in  der  Fried- 
richstrafse  zu  lesen  ist: 

„8ub  umbra  alarum  tuarum 
protefre  nos 
Regnum  Bajüanal** 
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Vorwort. 


D?e  vorliegende  ArlxMt  i«t  aus  Anregungen  hervorsrejxnnjron. 
clie  der  Verfasser  bereits  im  Winter  1890  01  im  8tiiats\vi,->^eii- 
fichatüichen  Seminar  zu  Berlin  durch  Herrn  Professor  8chmoller 
erhalten  hat.  Dafs  sie  so  spät  erst  und  nachdem  das  Thema, 
das  sie  beliandelt,  gerade  hn  letzten  Jahre  zun  Gegenstand 
eneigiBcher  wissenschaftlicher  Kontroversen  geworden,  erschie- 
nen ist,  mag  mit  den  zahlreichen  Hindernissen  erkl&rt  werden, 
die  sich  dem  definitiven  Abschluls  der  Arbeit  in  den  Weg 
steUten:  zunächst  die  Ablegnng  des  Doktorexamens,  dann 
Überhftufang  der  Druckerei,  endlich  der  Umstand,  dafs  der 
Verfiuser  seiner  Militftrpflicht  gentigen  und  damit  für  einige 
Zeit  auf  das  wissenschaftliche  Arbeiten  verzichten  mufste.  Nicht 
alles,  was  in  der  letzten  Zeit  über  das  Gildcweäcn  un  l  dessen 
Bedeutung  geschrieben  worden  ist,  konnte  mehr  beriu  ksiehtigt 
werden:  zu  spÄt  vor  allem  ist  der  interessant«'  Aufsatz  er- 
schienen, den  Liesegang  aus  >iitzschs  iNachlals  veröti'entlicht 
hat.  Vielleicht  ist  es  gewagt,  auf  einem  so  schwierigen  Ge- 
biete jetzt,  nachdem  iM  rut'eno  Kenner  gesprochen,  noch  das 
Wort  zu  ergreifen:  die  Hoffnung,  einiges  neu  beleuchtet,  hier 
and  dort  einen  neuen  Glesichtsptmkt  eröffnet  zu  haben,  mag 
als  Entschuldigung  dienen. 

Karlsruhe,  im  Januar  1893. 
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Scitflem  WiMn  im  Jahro  ^.e'm  opoclieniae]jen<Ies  Buch 

über  die  germanischen  (lüden  des  Mitieiaiters  veröttentücht  hat, 
hat  die;  Forschung  wähieiid  eineb  Laiben  Jahrhunderts  Beinen 
Resultaten  nickts  wesentliches  hinzuzufügen  vermocht  Gewiis  das 
beste  Zeugnis  dAfbr,  in  welch  glänzender  Weise  der  verdiente  Jurist 
Mine  Auttabe  gdtet  hat;  ist  doch  gerade  auf  andern  Gebieten 
dar  mitldalterlichen  Forschung  durch  Anwendung  der  qn^en- 
kritischen  Methode  eine  wahre  Umwtflzung  aller  hemchenden  An- 
aohteo  herbeige&hrt  worden.  Aof  WildSts  Resultaten  bemht  im 
wesentlichen  alles,  was  Brentano  in  seiner  Einleitung  zur  Ge- 
schichte der  engHschen  Gewerk vereine  bei^f'bracht  hat;  aufWilr^i 
tulsen  die  grolseii  verfassungshistorischen  Arbeiten  von  Aii^ni>tin 
Tliierry,  dessen  Autorität  erst  in  aüerneuster  Zeit  —  lnauptsUch- 
iich  durch  Luchaire  —  erschüttert  worden  ist;  aiit  Wilili  basiert 
das  ganze  groisartige  Gebilude  Gierkes  in  seinem  Itistorischen 
TeQ :  ihm  wie  Thieny  bilden  die  mittelalterlichen  Schutzgilden 
den  eigentlichen  Kam  aar  Entwiddimg  Men  stfldtiBcfaen  I^bena 
und  städtischer  SelbstverwaltuDg  ^  So  trat  zu  den  venchiedenen 
Theorien  Uber  Entstehen  und  Wesen  mittelalterlicher  städtischer 
Verfassungen  die  „Gildetheorie*^,  die,  eifrig  bekämpft  und  energisch 
verfochten,  sich  ebenso  wenig  wie  irgend  eine  ihrer  Vorgängerinnen 
allgemeine  Anerkennung  zu  erringen  imstniiHo  war.  Mancher 
wertvolle  Beitrag  wurde  daneben  durch  PubÜkation  von  Doku- 
menten zur  Gildeg^chiciite  geleistet  ^,  die  Ansichten  Wildas  über 


'  Vgl.  iinton  Knjiitel  IV  §  3. 

^  z.  B.  8 c hau  11) an n,  Die  Goslaier  Gilden.  —  Feith,  tie  jgildta 
GfODingensibliB;  het  AldcnnannHbock.  —  de  Vi^ne,  RcchcrchSB  histori- 

JOeA  .'*ur  lef  ensttiTnp<s  civil»  et  militaircs  des  GildeH  et  des  corpointi  ih 
ft  mctiers  1847;  hier  ist  Wesen  und  Geschichte  der  Gilden  recht  gut  vi- 
fust,  atioh  auf  die  Bedeutung  der  englischen  Handelsgilden  hingewiesen 
lim  Vorwort  von  J.  Stocher).  —  Wauters,  lea  gildes  communales  en 
üclgique.   Die  zahlreichen  englischen  Arbeiten  s.  bei  Urofs  1,  «{Ol—S^ 
Wmmikuagm  {SU)  XU  2.  —  Dona«  KMAMaatgilikB.  1 


Digitized  by  Google 


2 


xn  2 


EDtetefaiuig  der  OUden  von  Hartwig  in  weaentliohen  Pünkteo  be- 
ricblifft^. 

Aber  im  allgemeinen  kam  man  über  Wilda  nicht  hinaus. 
Die  Gilde  erachien  ab  eine  anf  freiwiUigm  Zusammenschlui']» 
beruhende  Organisation  zum  Zwecke  gegenseitigen  Schutzes,  der 

genossensclrnftTiclien  Selbsthtilfe  in  Not  und  Gefahr,  der  Erzielung 
irdischen  und  himmlischen  Wohlbetindens.  Weder  die  sociale 
noch  die  wirtsehaftHchc  Bedeutung  der  Gilde  w.ir  damit,  wenigüteni 
für  das  eigenthche  Deutschland,  Frankreich,  Belgien,  die  Nieder- 
lande und  England  in  das  richtii^e  IJcht  gerückt.  Das  Verdienst, 
hier  der  Forschung  m\nz  neue  liahnen  gewiesen,  sie  auf  eiueu 
festeren  ßoden  gesteUt  zu  haben,  gebührt  —  nachdem  schon 
Schmoller  aaf  die  Bedeutung  der  niederaeatachen  Qevrandschnetder* 
gflden  hingewiesen  hatte*  —  K.  W.  Kitzecb  für  seine  1879  und 
1880  in  den  Sitzungen  der  Boiiner  Akademie  gehaltenen  Vor> 
träge  „über  die  niederdeutschen  Genosaenschaften  des  12.  und 
13.  Jahrhunderts*^  und  „über  niederdeut^he  Kaufgilden ** Hier 
zum  erstenmale  tritt  uns  die  mittelalteilicbe  Kaufmanns* 
gilde  als  eine  typische  Orgamsationsform  der  mittelalterlichen 
Gesellschaft  greifbar  enti^^cgen,  hier  zuerst  erscheint  uns  die 
wirtschaftliihe  Bedeutung  derselben  im  rechten  Lichte;  und  in- 
dem vor  allrm  das  X  erlialtnis  der  Kautmann^ilde  zu  den  ge- 
werblichen Korporationen,  den  Innungen,  Zünften  etc.  einer  ge- 
naueren Untersuchung  unterzogen  wurde,  mirde  auch  auf  dem 
Gebiete  der  Zunftgeschichte  eine  wesenthciie  Klärung  der  An- 
sichten herbeigeführt*. 

Nach  allen  Seiten  haben  diese  zwei  kurzen  Aufsätze  so  den 
Anstofs  zu  weiterer  Foiacfanng  gegeben;  es  galt  vor  allem  — 
Nitasch  hatte  sich  im  wesentlichen  auf  die  Erforschung  der 
GUde-Institntionen  «niger  niederdeutscher  Kleinstädte  beschränkt 
—  das  Forschungsgebiet  zu  erweitern  und  durch  lokale  Special- 
Untersuchungen  die  allgemeinen  Resultate  Nitzschs  im  einzelnen 
ZU  kontrollieren.  So  entstanden  in  Deutschland  die  Unter» 
suchungen  über  Dortmund  von  Frensdorff,  über  Goslar  von 
Wolffstieg  und  WciLmd,  über  die  Kölner  Richerzeche  von  lloeniger, 
Liesegang,  v.  Below  und  Kruse,  über  Steufhil,  Magdebnrir  und 
SalzwedeT  von  Liesegang  etc.  Viele  der  zahlreichen  Arbeiten  zur 
mittelalterlichen  Stadtegeschichte  muisten  zu  der  Nitzsc  hschen  An- 
sicht Uber  die  Bedeutunjr  der  Kaufmaunögilden  für  das  Ver- 
ikösungsleben  der  iStadi,  zu  der  zu  neuem  I^ben  erwachten 
Gildetheorie  Wildas  und  Gierkes  Stellung  nehmen. 

*  FoTschungen  zur  (Icutschen  Oof»chiclitt»  I.  V,\:\ — 164. 

«  SchmolTcr,  Strafaburger  Tucher- und  Web«rzunft.  8.390-394, 
45Ö-467. 

•  Nitzsch  in  den  Sitziiiifr^bericbten  der  llertiner  Akademie  1879» 
S.  1—44,  und  isyo,  S.  870-403 

•*  Oamit  i!*t  natürHrh  mcht  cr*"^;ijrt.  <l'<rs  ilif  tlmf -inchlichen  Au*»- 
lühruugou  Nitz:ichs  überall  vor  dvr  Forschung;  bestehen  koimteu.  Vgl. 
dazu  antcn  Kap.  III,  §  12. 
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WcsentBch  auf  anderein  Gebiet  liegen  die  F^rscbongen 
Pappenlieim^ :  sein  Fortschritt  über  Wihia  ninaus  besteht  in  einer 
genauen  kritischen  Analyse  der  dänischen  •  und  norwegischen 
Oildestatuten  vom  Standpunkte  des  Rechtslii-^torikers  aus'.  Ihm 
kommt  es  vor  allem  daraut  an,  die  Umwal/.taig  im  Kechtaleben 
deö  Volkcä  zu  schildern^  die  in  diei»ea  nordgcruianiächen  Ländera 
durch  Anfiaahme  der  GUde  in  dem  städtiacheo  Ver&aauDgaorganiBmus 
herbe^ie&hrl  wurde;  ihr  Einflals  auf  die  ümfaUdung  dieser  Vor- 
&8äUQgen  selber,  ihre  Bedeutung^  fUr  du  wirtBchaftlicfae  Leben 
und  den  eodalmi  Aofbau  der  sHidtischen  Bevölkerung  tritt  ihm 
daneben  mehr  mrUck;  und  so  haben  seine  achar&inni^ll 
Forschungen  mehr  Wert  für  den  Rcchtshistorlker  und  Antiquar 
aU  für  ilrii  Historiker  und  N  itionalf^konomen.  Für  Kugland,  wo 
das  Tn^titur  der  HandelsgiMen  seine  intensivste  Ausbildung  und 
weiteste  \  erbreiiuiig  gefunden  hat,  bezeichnen  die  neuesten 
Arbeiten  von  Charlee»  Grols-  einen  wesentlichen  FortÄchnLL,  mit 
einem  ungeheuren  urkundlichen,  meist  uDsedruckten  Forachui^- 
mnimt  aoflgerlistet,  wie  ihn  die  eju;liMaen  Afchm  in  reicher 
^Ule  boten,  hat  er  die  LnrlOnier  Wildas  und  Brentanee  nach 
allen  Seiten  hin  berichtigt,  manches  Neue  auch  zum  allgemeinen 
Ventftndnis  der  Gild^geechichte  beigebracht.  Aber  auch  er  klebt 
im  allgemeinen  zu  sehr  am  Stoffe  und  unter  der  Fülle  detaillierter 
Schilderung  Terilert  sich  die  Klarheit  eines  anschaulichen 
iamtbildes^. 

Die  neuste  Pubhkatioii  von  Pmf.  Hegel:  «StÄdte  und 
Gilden  der  germanischen  Völker  im  -Mittelalter" ,  —  die  erst  nach 
Vollendung  vorliegender  Arbeit  eradiaen  —  hat  nach  mancher 
BiditaDg  bin  die  Fonchun^  weiter  geführt,  yieikicht  dir  einige 
Zeit  lum  AbecUufs  gebnicnt  Doch  liegt  die  Bedeutung  dei^ 
selben  fast  nur  anf  verfassungs-  und  rechtshistoriichem  Gebiete; 
eine  Würdigung  der  Gilden  nadi  ihrer  socialen  und  wirtschaft- 
lichen Bedeutung,  eine  Erfassung  ihrer  Stellung  im  Gesamtleben 
der  mitt^^lalt  rlichen  Stadt,  ist  weder  erreiclit  noch  beabsichtigt. 
Hier,  gla  J)'  ich,  ist  der  l'unkt,  an  dem  die  weitere  Forschung 
über  Gildew.  >( n  wird  einzusetzen  haben:  jt^tzt.  da  die  neuere 
historische  und  vergleichende  Sociologie  uns  die  G^elbchafts- 
formen  aller  Volker  und  Zeiten  naäi  ihren  historiaehen  und 
nmbologisehen  fintetehungnumehen  anaeinandeifat,  ihnen  ihren 
Pute  anweiet  in  dem  groften  Entwkskhmgnnroieu  der  heutigen 
Geielbchaft,  eeheint  e»  an  der  Zeit,  aodi  die  mittelalteriicfae 


1  Die  diBisehra  SclmtzgiUlen  1883.  —  Ein  alte«  norwegisches 

8ehut2gil(l<'8tatut  lis^H. 

'  Gilda  iTK'reatona.    DiMertation  Iti^  —  The  giid  mcrcbant» 

2  Vol.    Oxforti  1690. 

•  Ed  i>*t  da.-^  boüoiider*'  Vi'vdienst  des  Verfrt?«-*  r:<,  dio  Voretellnnffen 
▼on  der  »chotti-clicn  nildi  /.u  r.nu-vck,  clrrrn  l'al-'  hc  Auffn'-'-'nnir  Wild* 
ond  Ureotauo  zu  deu  vcrhäQguüvolUten  Fehbchluätff^u  verleitet  hatte, 
fsinzlloh  beraitifjrt  sn  hahcu. 
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Gilde  vom  bistoriach*flodologiBcheii  StaDdpunkte  aus  su  betrachten: 

eie  als  organisches  GHed  einzufügen  in  den  Werdeprozcfs  der 
mittelalteriicheD  VerfiwBungs-  und  GeseUschafUfonnen,  sie  in  Za- 
Munmenhang  zu  bringen  mit  den  übrigen  socialen  wirtschaftlichen 
und  staatÜcnen  Bildungen  der  gleichen  Zeit,  mit  Geschlechter-, 

Familien-  und  Mnrk Verfassung,  mit  der  Orpranisation  von  Staat 
und  Gr'niPind(',  mit  dem  Städte-  und  Zunltwesen ;  nicht  nur  ein- 
seitig wie  die  meisten  bisherigen  Aibeiten,  —  jr-  nacli  dem  Aus- 
gangspunkt des  Verfiwsers  —  das  ^loment  der  äul'seren  Er- 
scheinungsformen, der  inneren  gcnobsenschaftlichen  Organisation 
—  oder  die  wirtschaftliche,  die  reclitliche  licdeutun^'-  herauszu- 
greifen, sondern  die  Betraeluuiig  auf  eiiieii  hölieren,  auf  einen 
kulturhistorischen  Standpunkt  zu  erheben,  der  der  Gilde  nach 
allen  ihren  Seiten  gereckt  su  werden  sucht 

Zweck  der  yorii^eenden  Arbeit  aoU  es  aein,  in  düngen 
Punkten  vielleicht  der  Lösung  der  Fnsß  ntthersukommen.  Sie 
betrachtet  hauptsächlich  die  Anfänge  des  Gildewesens  im  ger- 
manischen Mittelalter;  sie  sucht  dann  nachzuweisen,  weiche 
Momente  der  politischen ,  rechtlichen  und  der  socialen  Entwick- 
lung hauptsächlich  das  Aufkommen  des  Kaufmannsstandes 
und  dns  Entstehen  der  Kaufleutegilden  bedinjsrt  haben,  welche 
ihTieii  zu  ihrer  Bedeutung  heigetrager.  halten :  stV  giebt  im 
dritt'  ii  Teile  Einzeluntersuchimgen  zur  Geschichte  der  Kauf- 
mannsgüden  in  einigen  Städten  hauptsÄchlieh  Deutschlands  und 
damit  zugleich  eine  Kritik  der  Arbeiten  von  >iitzsch  und  Grofs 
und  fafst  dann  im  vierten  die  gewonnenen  Resultate  unter  Ver- 
wendung weiteren  Materials  kurz  zusammen.  Sie  will  keine  ein- 
heitliche Gesamtdantellung  geben,  sondern  nur  Beitrüge  zu  einer 
solchen;  sie  hat  ihren  Zweck  erfüllt ,  wenn  sie  zu  einer  nach 
grölseren  Gesichtspunkten  angelegten,  lusammenftssenden  Dar- 
stellung einige  brauchbare  ßauateine  geliefert  hat 
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Kapitel  1. 

fintetehuiig  des  geraanisehen  GildeweseBS  im 

allgememen. 

§  1. 

Älteste  Orgauisation  der  Gesellschaft 

Die  Gilde  ist  in  ihrer  typischen  Form  ein  Bpecitisch  ger- 
maiiiächeä  Institut;  aie  tritt  nur  aut  in  den  Liindem,  die  von  den 
Gerauoieii  in  Besitz  genommeo,  von  germanischer  Bevölkerung 
gsns  oder  teflwene  Dewahnti  mit  ^emuuiiseheii  Anaebaaungen 
und  Beobt8ffedank€ii  dtnehtrKnkt  biikL 

Steht  dis  fest,  80  erheben  sich  zunäclist  folgende  Fragen: 
Wo  liegen  die  Wonnb  in  OeeeUflchafl  und  Staat,  Sitte  und  Rocht 
nus  denen  die  permaTiischen  Gilden  liervorgewachsen  sind ;  finden 
sich  diese  Grundlagen  und  Ansützr;  zu  fihTiüclion  Bildungen  auch 
bei  anderen  Völkern  und  zu  anderen  Zeiten:  und  endlich: 
welches  sind  die  Ursachen,  dals  f^^erade  im  i^iereich  der  ger- 
manischen St'iaten  des  Mittelalters  die  Gilde  zu  iliier  intensivsten 
Ausbildung  und  weitesten  Verbreitung,  zu  ihrer  eigentUoh  ty  pischen 
Form  gekommen  ist? 

Zur  Beantwortung  dieeer  Fragen  wird  man  jetzt  einfiMsh  auf 
Schmollers  Abhandlungen  über  Thatsachen  mid  Weaen  der 
Arbeitsteilung  und  Uber  Oeachiclite  der  Unternehmung  verweilen 
können'.  Es  ist  dort  gezeigt,  wie  man  überhaupt  zu  einem 
Vcntändnis  aller  Formen  wirtscbafilicher  ArbeitrteiiuDg  wie  ge* 

>  Sehmollera  Jahrbuch  Xiii  u.  XIV.  Ich  liabc  dauebeu  uoeh  aufAcr 
Lüinprcchta  deutscher  GcM>hi(?ht<!  Bd.  1  hauptslchlicli  Lipperts  Kultur» 
gefldhichte  eingVBchen,  die,  im  einzelnen  wolil  vicUadi  anlechtbar,  doch 
'■in  im  ganzen  rrcht  anschauliches  Bild  der  socialen  Oliedemng  iu  den 

tütesteo  Zeiten  entwirft. 
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•eUichaftliclicr  Organ  Isation  nur  gelangen  kinn,  wenn  man  hinab- 

•teSgt  in  das  Dunkel  sagenhafter  Urzeit  unserer  Kulturvölker,  su 

den  ciTilisatorisclien  Anlan|2^CTi  der  ilen'^ehhfit.  wie  sie  nns  teil» 
aus  geloirr^ntÜclien  Erwühntmirpn  flcr  antiken  Schriftsteller, 
teils  au-  d>-]\  Ikriiliun  von  Missionaren  und  Rei8eiid<'n  über  da» 
Leben  dtTi(  iiI-(  n  Volker  entgegentreten,  die  noch  Jieute  auf  der 
tiefsten  Kuiiurslufe  der  Menschheit  ihr  Herdeodasein  fuhren.  Gehen 
wir  AUS  von  der  sogenannten  G^ecMecfatqmgfeagung,  die  noch 
his  in  nmwfe  Zeit  in  den  Tenchiedenfton  Stedten  und  Formen 
bei  nnkidtiTierten  Vttlkm  fortlebt^  so  find^  wir  in  ihr  die  mte 
gesellschaftliche  Orp:aniflation^  die  eine  bestimmte  Anzahl  von  In- 
dividoen  dureb  die  Erinnemng  an  den  nattu-licbei:!  Blutszusammen- 
han^r,  an  die  Abstiimmung  von  einer  gemeinsrmien  Urnuitter.  711 
engefn  /(i'^aniincnsehlufs  aneinanderkettet.  Im  w^ntlichen  war 
es  ein  d  '[)p(  h  -r  Zweck,  dem  fliese  erste  nattlrliche  Organisation 
der  OescUschatt  diente:  .sie  lieliiedi«rte  das  Bedürfnis  fies  ^Schutzes 
der  einzelnen  Individuen,  soweit  sie  isoliert  denselben  sich  nicht 
zu  verschaffen  vermochten;  sie  diente  andererseits  gemeinsamar 
Untamehmnng,  gemeinaamer  nur  wenig  nach  OeeeUeeht,  Alter, 
Qualifikation  der  Individuen  geteilter  Arbeit  ;  noch  waren  auch 
die  BedUrfniase,  Wünsche  und  Interessen  der  einzelnen  Oeschlechts- 
mitglieder  nicht  individuell  geschieden  und  vermochten  dnroh  eine 
soK-fie  ne.-<amts'ertretung,  di«*  doch  schon  Anfitnge  einer  Or^ni- 
sation  unter  dem  Geschlechts-iltesten  zeigte,  in  wirksamer  Weise 
zur  Geltung  2:i^bracht  zu  werden.  Krst  als  der  weitere  Fort- 
schritt der  niat<  riellen  Kultur,  die  Bändigung  des  Feuers,  dif* 
Z^ihmung  der  Haustiere,  der  Beginn  nomadisierender  Wirtsciiuit, 
endlich  der  Übei^nf^  su  Selshaftigkeit  tmd  Adcerbau  den 
Hann  als  den  dgenihchen  physieehen  ond  geistigen  Trttger  des 
knhnrdlen  Fortschritts  an  die  Spitse  der  Eimdiamilie 
setzte,  als  an  Stelle  der  Gruppenfamilien  nach  Mntterrecht  die 
patriarobalische  Einzelfaroilie  nach  Vaterrecht  trat,  da  bei?annen 
sich  die  einst  sf)  festen  Geschlechtsznsammen  hänge  mehr  und  mehr 
zn  lösen:  iniif^rlialb  seiner  Familie,  seines  Hausen  orLcaniaierte  der 
einzeln*  I  \i milirnvater  eine  neue  Form  arbeitsgeteilter  Wirtschaft. 
Aber  Hiniier  noch  knüpften  tausend  Fäden  den  Einzelnen  an 
das  Geschlecht  und  „uneingeschränkter  Egoismus  auf  der  eine» 
Seite,  auf  der  anderen  Knechtuu^  je<ier  persönlichen  Lebensauf- 
fihnong,  ja  der  Perettnlichkeit  eellbet  durch  harte  Bindong  an  die 
natttilichen  Feaaeln  des  OescldechtB,  das  sind  die  Kennieiohen 
der  Frühkultur"  \ 

Auf  diese  Stufe  wirtschaftlich -gesellschaftlicher  Organisation 
fiillt  bf  i  den  etiropilisclien  Kulturvölkern  das  erste  Licht  l^timmter 
historiselier  Aufzeiclinungen ;  bei  Griechen  und  liömem,  bei  Kelten 
und  (iermanen  deuten  noch  in  histoiisclier  Zeit  zahlreielie  Beste 
der  ältesten  Gliederung  des  Volkes  auf  derartige  Grundlagen  liin. 

•  Lamprecht,  Deutsche  Geschichte  I  83. 
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Biar  alao  erheben  sich  «af  gemeinmneni  socialen  Unterbau  die 

80  verschiedenen  Formen  des  antiken  und  des  mittelalterlichen 
StAAfos.  F^s  erliebt  ?icli  die  Wage:  ob  und  wie  sich  die  Ver- 
fechiedeniieit  der  weitereu  Fortentwicklung  erklären  läfst.  Mir 
kommt  es  vor  allem  darauf  an.  zu  zeigen,  welche  Faktoren  bei 
dem  Entstehen  der  mittelalterhcheu  typischen  gcnosseoschottlicheu 
OrganisatioDen,  die  wir  Oilden '  nennen,  in  erster  Linie  wirksam 
sind. 

§2. 

Die  Bststebnnii:  des  genaniselieii  CMldeweaeiNi 

im  aUi^meiaeD. 

Solange  Geflchleobter-  und  FamilienTer&sson^  allen  Bedürf- 
nissen und  AnsprllcfaeD  der  Individuen  ^vi<  der  pnmitiven  Gesell- 
schaft genügten,  war  die  Entstehung  der  Gilden  von  vornherein 
ausgesclilosscn .  Denn  darin  besteht  ja  eben  das  Wesen  der  Gilden, 
dafs  sie  au  Stelle  der  natürlichen,  auf  lUutsvcrwandtschaft 
beruhenden  Organisation  eine  andere  kunstliche  setzen,  die, 
zunächst  aus  der  bewufsten  Thiitigktit  der  Einzelnen  hervor- 
drangen, diese  zur  Erreichung  eines  beätiiniuten  Zweckes 
m  bestimmten  äufseren  Formen  aneinanderkettet,  die  mehr 
mid  mtAsr  sich  festigen;  sie  können  nur  da  Wnriel  scblagen, 
wo  unter  dem  Dmdc  wirtschaftlicher,  poKtisoher,  rechtlionery 
socialer  Umwillsnngen  neue  ßedttrfiaisse,  neue  Intcressenkreise 
sich  hemittbildeii,  denen  die  natOrfiehe  gesellsebaftliche  Orga- 
nisation nicht  mehr  zu  f^nügen  vermag.  Aber  damit  ist  zu- 
gleich eine  andere  I^ep'*'nzung  f^e^ceben;  wo  sich  nu<  den  pri- 
mitiven Können  der  cscli:>chalt  intbl<;e  irgend  w<  l<  Im  »  aulseren 
Umstände  eine  staatliche  Centraigewalt  sofort  herausbilden  kann, 
da  wird  fUr  genossenschaftliche  Organiüaiionen  in  Form  der  Gilden 
im  allgemeinen  kein  Kaum  sein.  £rst  dne  schon  mfichtige  staat- 
lich-centrale  Zwangsgewalt  wird  dann  wieder  im  stände  sein, 
jene  zu  Sonderzweclran  gebildeten  Gilden  und  Genossenschaften 
ihren  höheren  Zielen  anaupaasen»  die  Kräfte  jener  Sonderbildungen 
ftlr  ihre  Zwecke  za  verwenden. 

In  diesen  Umständen  liegt  meiner  Meinung  nach  der  Kern 
tur  das  Verständnis  der  Tliatsache,  dafs  gerade  im  germaTH-^fben 
Mittelalter  die  Gilde  zu  solch  intensiver  Ausbildung  und  hoher 
Bedeutung  gelangen  konnte. 

Die  Forscher,  die  sich  bi>ber  mit  den  AntUngcn  des  Gilde- 
wesens hauptsüchlich  beschuftigt  haben  ( Wilda,  Hartw  ig,  Winxer, 
Brentano,  Cßerka  Thieny,  Wauters  etc.),  sachten  cum  Verstandnia 
derselben  im  allgemeineD  anf  swei  yersdiiedeDen  Wegen  sa  ge- 


1  Ich  ft^branche  das  Wort  hier  einstweilen  im  weitesten  Sinnen 
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langen.   Die  einen  haben  eich  hauptsächlich  hemUht,  eine  In* 


hatten  Cberlieferuügen  geriiiaiiisi  lier  Urzeit  zu  gewinnen  suchte. 
8yhel  leitet  das  Gildewesen  dii-ekt  aus  dem  alten  pati-iarchalischen 
Fumllien-  und  Geachlechts verband  her.  Pappenheini  endlich  hat 
eine  großie  Summe  von  Scharfsinn  und  Gelehrsamkeit  auf  den 
Naeliwds  Twwandt,  dafs  wir  in  der  altgermanischen,  beaondm 
der  nordgennanischen  BlutalirttderBchaft  den  eigmtUchen  E«m 
der  späteren  GUden  m  erblicken  haben. 

Andere  Forscher  haben  einen  anderen  Weg  aar  LOsung  dm 
Problems  eingeschlagen;  sie  suchen  die  Gilden,  wie  alle  Genossen- 
schaften; aus  einer  eigentömlichen  Eigenschaft  des  National  Cha- 
rakters der  Germanen  zu  erklären.  leh  citiere  nur  die  charakte- 
ristische Stelle  bei  Gierke^:  ..Der  innere  Gnmd  ftir  die  Bildung 
der  freien  Vereine  des  deutschen  Rechte  Ifli^  nicht  in  dem  Vor- 
handensein verschiedener  zur  r^mbiMun::  in  Gilden  geeigneter 
Einrichtungen"  —  (nUo  nicht  in  Jeu  Zechgelagen,  christlichen  Ver- 
brüderungen und  lilutsbrüderöchatten),  ^sondern  in  der  Selbst- 
hilfe des  Volkes,  welches  da,  als  die  seit  uralter  Z(Mt  bestehenden 
natürlichen  Genossenschaften  teils  sich  auflösteu,  teils  nicht  mehr 
allen  ihren  Zwecken  genügten,  der  im  Volksbewufstseiu  lebenden 
Genoesenschaftndee  in  frei  erschaffenen  Formen  einen  neuen  Aus- 
druck verlieh*^. 

Dafs  den  gennanischen  Völkern,  wie  Gierke  will,  die  Gabe 

der  Genossenschaftsbildung,  durch  welche  sie  der  BVeihdlsidee 
einm  besonderen  Gehalt  und  der  Einheitsidee  eine  festere  Grund- 
läge  gegeben  haben",  in  besonders  hohem  Grade  eigen  sei^,  ist  ja 
sicherlicli  walir ;  —  aber  kann  man  bei  dieser  Betrachtung  denn  wirk- 
lich stehen  bleiben  ?  Der  Typus  eines  AVjlkes  in  einer  bestimmten 
Epoche  soweit  man  von  einem  solchen  HV)erli-iupt  reden  kann.  — 
raitalledeuj,  was  es  von  anderen  etwa  aut'gleiclu  r  Knltiirhöhe stehen- 
den Völkern  iintem'heidet,  ist  doch  nicht  ein  aus  dem  Nichts  ent- 
sprungenes, ein  von  vornherein  gegebenem,  sondern  das  IVodukt 
seiner  Sehicksal«'  und  Erfahrungen,  der  Art  und  Weise,  wie  der 
engere  Kreis,  der  seinen  urspruüglichen  Keiiu  ausmacht,  sich 
innerhalb  einer  gröfseren  Gesamtheit  gebildet  hat;  wie  und  wann 


nommen,  neuen  Boden  besetzt  hat  und  endlich  selshaft  geworden 
ist,  wie  es  sich  zunächst  selbständig  fortentwickelt,  sich  erweitart 
hat,  mit  anderen  Gruppen  zu  neuen  Bildungen  verschmolien  ist. 


es  sich  von  anderen  Gruppen 


'  rJt  uitsseiifoh.'ift.ireclit  I  226. 
^  Gierke,  GeuosAensehaf tsrecht  I  »i. 
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wie  weit  es  seine  Eigenart  bewahrt  oder  au%egebenf  neue  Ideen 

in  Recht.  Sitte,  Rengion  in  sich  aufgenommen  hat;  vor  allem, 
wie  weit  lü  in  seiner  Sonderentwieklüng  gekommen  war,  als  es 
mit  Völkern  anderer,  höherer  Kulturstufen  in  intensivere  Berührung 
kam      Allerdings  ist  die  Wiööenücliaft  ja  hier  noch  in  ihren 


leden,  eine  Frage  aa&awerfen7  au(ä  wei^  man  «e  zu  lösen  nicht 
im  Stande  ist. 

Auch  Gierke  und  Brentano  weisen  schon  darauf  hin,  dais 
es  immer  Zeiten  der  Gähmng,  der  inneren  Umbildung  aller  socialen 
Verhtlitnissey  des  Emporsle^gens  neoer  Gesellschaftsklassen  sein 

müssen,  in  denen  solche  freie  „aus  der  im  Volke  lebenden  Oenossen- 
schaftiiidee''  hervorgehende  Vereinigungen  ins  Leben  treten  und 
dauernd  Wurael  sclilagen  können.  Alicr  .solche  Zeiten  der  Um- 
bildung und  des  Uberganges  liaben  alle  antiken  Völker  durchge- 
loacltt,  ohne  daüi  wir  wissen,  dal's  es  bei  ilmeu  zu  ähnlichen  Orga- 
nisationen der  Selbsthtilfe  gekommen  ist.  Und  wenn  wir  wirklich 
in  einer  der  obengenannten  Inslitntbnen  dmi  Keim  der  späteren 
G2den  za  erblicken  haben,  wie  kommt  es,  dafs  diese  Keime,  die 
sich  anch  bei  anderen  Völkern  mannigiaeh  £nden^,  dort  nidit 
WH  jener  tippigen  Blute  gelangen  konnten  wie  bei  den  ger- 
manischen Nationen  rles  Mittelalters*? 

Leider  sind  wir  über  die  Anlange  der  beiden  hauptsächliciien 


^  Siehe  (Ihzu  die  schönen  Worte  von  Arnold:  Über  das  Wesen 
-  Ki'chts  S.  '_'}  fT  der  auch  *lie  Konstruktioti  -Irs  Rechts  ans  r  in  in 
luystiscben  „Volk::i£eist^  heraus  verwirft;  Mcuger.  Uutersuchuugeu 
Sber  die  Methode  der  Sodalwisseiischaften,  Anhang  yllL 

'  Vgl.  die  klassißclien  Aiisfiihrangeii  von  Nissen  im  teiDi|>liim und 
der  italif^nt«(chen  Landeskunde. 

•  Duö  Zechgehige  bei  Gelegenheit  der  1  oteufeier,  aut  das  \V  lidu, 
luaweist^  ist  nicht  nur  urgcrmanischc  Sitte,  sondern  findet  sich  bei  fast 
allon  j>n"niiti\  <'n  Vrll  >  i  i;.  uii«l  ist  ein  Produkt  .•niimisti'^chor  Vorstellungen, 
der  Jrurcht  vor  Tot<  n  uud  Geistera,  die  man  sich  gfinstij?  stimmen  will. 
Ebensowenig  kann  man  in  der  küni^tlich  durch  Hhitmischung,  Blut- 
trinken t-rzougten  Blutsgemeinschaft  etc.  et^vas  specifisch  Ait^^^r- 
Tnanischcs  linden;  sie  existiert  ni<'lrt  nnr  h<  i  No^rfi'"' :if>T'ien  in  Afrika, 
auf  Neu-Guiuea  uud  anderen  poijncsiachen  In.si'lu,  in  Nordamerika  etc., 
sondern  sahlreiche  Reste,  Rudimente  and  Erinnerungen  bei  den  eigent- 
lichen Kulturvölkern  deuten  auf  ursprunglich  gleiche  Sitte  hin.  Lucian 
berichtet  es  von  Lyd^rn,  Herodot  von  vielen  anderen  asiatisehnn  Vftlknm, 
Tiirifus  von  den  Armeniern,  Diodor  von  einem  Griechen:  nach  J^iiilus 

bestand  es  auch  b<  i  «icn  .Imlen.  [Diese  Beispiele  aus  Lippert: 
Knlti  i  :' i  lt' ■lifc  II  ff,  (1(  r  ;inf  »lif  verschiedensten  Fomi' ii  liofr 
küubtiiicheu  iiiutsgeuieinachaft  aufmerksam  macht.]  Pappenheiuia  Ver- 
dienst ist  es,  die  Reste  tbnlicher  Sitten  and  Oebrftaehe,  die  sieh  in  den 
altnordi'^ehen,  besonders  den  islandischen  Sagas  £nden,  SUSammengPStellt 
and  scharfsinnig  interpr^tiort  zn  hnlion. 

*  Entschieden  zu  weit  zu  j^ehen  scheint  mir  Luchaire,  wenn  er 
hn  wesentlichen  nur  einen  formalen  Unterschied  zwischen  den  antiken 
iin<l  d<  II  mittf  lalterlichen  Associationen  findet  •  Utst,  des  commanes 
fran^aises  14: 

Lea  corporatiouB  de  roarcbands  et  d*otivriers,  les  socidt^  de  secoors 
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Kulturstaaten,  die  hier  in  Betracht  koramcn,  nrirclK nlandg  und 
Romf,  nicht  ui  gleicher  Weise  unterrichtet  n  ie  über  diejenigen  der 
Oermanen:  kein  scharftinnig^er  Beobachter  einer  höher  kultivierten 
Nation ,  kein  Cttsar,  Tacitus,  I'osidonius,  Stral)o  hat  uns  ihre 
Kindheit  geschildert.  Vielleicht  sind  auch  dort  mehr  Ansätze  zu 
genossenschaftlicher  Bildung  voi  handen  gewesen ,  als  aus  der 
Überlieferung  erkennbar  ist  ^ ;  in  historischer  Zeit  sind  die- 
selben je<lentalls  nicht  zu  Wachstum  und  Blute  gekommen. 

So  viel  achdnt  mir  sicher,  6bSm  wir  den  Hauptgrund  ftlr 
diese  ErschdnuDg  zu  suchen  haben  werden  in  der  yerscbiedeiien 
Entstehungsart  und  dem  verschiedenen  Wesen  des  antiken  und 
des  mittelalterliehen  Staates.  Die  auf  wenige  Quadratmeilen  be- 
schrttnkten  Herrschaftsgebiete  mit  dichter  Bevf»lkeriing,  aoa 
denen  die  griechischen  Stadtstaiten  wie  der  römische  Weltstaat 
allmählich  emporgewachsen  sind ;  der  Umstand,  dafs  diese  Staaten 
sich  aufbauten  aut*  der  Herrschaft  eines  Stammes  tiber  eine  unter- 
worfene Bevölkerung,  die  aber  ohne  wesrntliefion  Einthifs  auf 
die  Herrscher  blieb,  erm<j}i;lichte  dif  ra-^elir  Konzentration  aller 
Kriilte,  das  verhiiltnisniursig  rasclie  iiervorgelien  einer  stark cti 
staatliclien  (Jentralgewalt  aus  der  ursprünglichen  Geschltchter- 
verfaBsung.  die  doch  noch  kein  Staat  war,  die  Unterordnung 
aller  jener  natürlichen  Oenieinschal'ten  unter  den  höheren  Begritt 
des  Staates.  In  verhültnismäfsig  kurzer  Zeit  scheiden  sich  in 
Rom  scharf  innerhalb  des  Stadtrtaats  der  Stand  der  herrschenden» 
grofsgnmdbesitzenden  Geschlechteraristokraten  von  der  unter* 
worfenen  oder  später  zugezogenen  Bevölkerung,  den  Plebejern. 
Die  Aristokratie  beherrscht  das  Land  und  treibt  den  Handel; 
Sklaven  thun  ihnen  Dienste;  sur  genossenschaftlichen  Organi- 
sation eines  handel-  und  gewerbetreibenden  Mittelstandes  bleibt 
unter  diesen  Verhältnissen  kein  Raum.  Wo  es  später  auch  in 
den  antiken  Staaten  —  liauptsMchlich  in  der  römischen  Kaiser- 
zeit —  zu  genossenscliafthchen  Hildunirf'n  gekommen  ist. 
iauden  sich  diese  einer  so  mächtigen  Staatsgewalt  gegenüber,  dal» 


miitnel,  contrc  lo  nmtfrap»»  ou  rineondie,  Ics  ('«»iifreries  r^li^i<'UBes  et 
charitables  ctuieiit  tout  aussi  repaudues  daus  in  luuude  roiuuiu  et 
gallo^romain. 

  L'awHociation  est  un  fait,  qui  n'est  ni  geniianique  ni  ro- 

main:  51  o^t  imiversel  et  «*•  produit  fpnntniidment  die/,  toiis  les penples, 
dauö  toutrs  los  clasöcs  sociale:«,  rjuaud  ie^  cirvout^tauces  exigent  et 
favorifient  »on  aj  irition. 

(ierade  die.-*o  „UmMtäiido".  die  günstig  auf  da»  Gedeihen  der  freien 
Apson'ation<  ii  wirkten,  efilt  es  d!»rztilcir«M).  Aher  man  darf  d<H']\  nicht 
übersehen,  aut"  welcli  ganz  verachiedenen  Grundlagen  die  coliegia  der 
Kaufleute  und  Handwerker  im  Gallien  der  späteren  Kaiaftneit,  und  die 
mittfdalforh'clicn  Gihlrn  und  Zünfte  beruhen.  Dann  könnte  man  obeiiHo 
die  Gilden  unti  die  modernen  Handolsgesellsehaften  in  eiti*»n  'l'npf  warfen  ? 

'  So  z.  H.  in  Rom  Ansätze  zu  Hnnd Werkerinnungen  nehon  un 
Zwolffafelgesetz.  S.  auchaierke  III  80  flF.:  Marquardt,  B»in.  Staatn- 
Vf'r\v;iltiniL'  in  1  >  fV:  neuerdings  vor  allem  Liebenam.  Gcttchicbte  und 
Organisation  des  römischen  Vcreinswescns.  Leipzig  lbVH)> 
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tie  ToBittiidig  nach  denn  Muster  organisiert;  ilmn  Zweckm  ein- 
geoffdnet  wurden,  nur  ein  Abbild  derselben  waren '  und  es  nie 
KU  selbständigem  Leben,  zu  irgend  welchem  Einflufs  auf  die 
AuHl^ndting  drs  Hechts,  die  Gestaltung  der  wirtsckaftUchen  and 
flocialen  Verhältnisso  Hnn^rf^n  konnten. 

Anders  bei  den  (Jennanen.  Jahrhunderte  lang  liatten  sie 
die  weiten  Limdorstriche  zwischen  Weichsel  und  llhein  halb 
nomadisierend;  Iialb  sershaüt  inne  gehabt;  nur  ein  passiver  Tausch- 
hAodel;  der  ibr  Bedürfnis  nach  änfaeriicbem  Schmuck  und  Tand 
befriedigte^,  ftr  ihre  wirtschiiftliche  EDtwicklnnp;  natui^ernttUi 
von  keiner  groleen  Bedmtung  sdn  konnte,  hatte  ne  mit  den  add* 
liehen  Ländern  einer  hOheran  Kultur  in  Berttbning  gebracht. 
In  jahfhimdeitelangem  Ringen  mit  den  Kelten,  die  eie  verdrängten^ 
mit  einer  wilden  ungebUndigten  Natur  liatten  sie  sicli  das  Land 
erobert,  als  Beute  wurd»*  jcdmi  sein  gleiclics  Stück  zu  teil;  80 
bildete  sich,  im  Kample  gix  Indt,  ihr  demokratischer  Sinn.  Zu 
einem  eigentlichen  Staat  hatten  es  diese  zerstreuten  \  (ilkerscharts- 
KoLüplexe  noch  nicht  gebracht,  aU  sie  im  ersten  Jahrhundert  vor 
Christo  mit  dem  ausgebildeten  römischen  Rechtsstaat,  mit  der 
knlturgesuttigten  Mittämeerwelt  anaammentrafen.  Ak  aia  dann 
in  immer  wMderfaoHem  Anatorm  den  rVmiaohen  Staat  ttberflnteten 
und  zertriimmerten,  vermoehten  ne  aoa  diesem  moiadien  Gebäude 
die  Bausteine  zu  einem  selbständigen  Aufbau  eines  germanischen 
Staates  noch  riiclit  zu  entnehmen.  Wie  ihnen  das  Verständnis 
für  rrmii'=?clirs  Stndtewesen  fehlte.  —  die  engen  IVTauem  srhi^nen 
ihnen  das  trete  Atmen  zu  erschweren  —  wie  die  Sladt  als  solche 
mit  ihrem  central! sierten  Geldverkehr  jetzt  herabsank  zu  einem 
bedeutungslosen  Organ  germanischer  extensiver  Naturalwirtschaft, 
80  vermochten  sie  auch  den  römischen  Staatsbegriff  nicht  ihren 
Zwwskan  dienstbar  an  machen.  Wo  der  Inhalt  gerettet  ward, 
da  wurde  er  jetzt  in  neue  Form  gegossen  ^  die  oft  anm  Inhalt 
nicht  recht  passen  wollte.  GBer  ei  tolgte  der  Übeigang  von  der 
Geschlechterverfassung  zum  organisierten  Oentralstaat  weit  lang- 
samer, hier  schoben  sich  zwischen  die  allmählich  emporkommende 
und  zur  Macht  gelangende  Staatsgewalt  einerseits,  Familie  und 
Geschlecht  andererseits,  Mittelglieder  in  Form  L'^'^nossenschaftlicher 
Organisation,  die,  aus  den  veränderten  1  i«  tUntiiisscn  und  Lebens- 
bedingungen hervorgewachsen,  /'.uuiichst  den  erweiterten  An- 
sprüchen der  seishaft  werdenden  Bevölkerung  zu  genügen  suchten. 
Wae  die  Germanen  aber  ans  der  Bertthrung  mit  der  Kultorwelt 
dea  lltttelmeeres  ak  folgenreichstea  Vermächtnis  in  ihre  neuen 
Beiche  Qbemahmen,  das  war  die  nene  Religion,  die  kura  voilier 
im  Bömerreich  zur  Staatsreligion  geworden:  das  Christentum. 

Das  mäditige  Dto^^nanderwogen  der  VölkerwandeniQg, 


»  Siehe  Gierke  a.  n.  u.  III  80  ff. 

*  Lainprocht,  I)<Mitj<e1i<'  fi (  m  IiI.  hf"  I  tl  f. 

■  8o  Ä.  U.  duA  Miinzw«'.«oii.  Mals-  und  (iewicht.'^polizei  etc. 
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das  die  germanischen  Völker  des  Ostens  erst  in  die  WeltgescWcbte 
einftilirt,  hatte  die  alten  Oeschlechtsziisainmenhnntro  w.o]\t  und 
mehr  ^;^elocl^f^rt,  mtuI   mir  in  der  „familien haften  Struktur"  der 

i'f'tzt  ulxMuli  eiiiporkomineiii1t'n  Markgenossenschaft  hatte  die  bis- 
lerige  Gliederung  der  Völkersi  haft  noch  ihren  Niederschlag  ge- 
funden '  Aber  dieser  Zusanmif  iiliang  der  Familien,  die  sich  in 
der  ^bti  kgenossenschaft  zutüiiumeiuauden,  war  für  das  Wesvn 
derselben  schon  kaum  raehr  von  Bedeutung.  An  die  Stelle  des 
alten  QentÜverbandes  tnX  der  lokale  InterafifliiTerlMuid  der  Mark- 
genoaseDschaft,  die  in  semeinaanaem  Beiitz  von  Wald  und  Weide, 
in  gemeinaamem  GericBt  über  Ghrund  und  Boden  den  Intereaaen 
einer  rein  bäuerlichen  Naturalwirtschaft  Schulz  und  Förderung 
angedeiben  Uefa ;  sie  war  der  wichtigste  Faktor  im  socialen  Leben 
des  Volkes,  sie  barg  zugleich  den  Keim  Air  einen  über  Familien- 
und  GeschlechtHniaammenhüngc,  über  dunkle  mythologische  Er- 
innenmg  an  gemeinsame  Abstammung  hinausgehenden,  den  Ge- 
nossen mit  r]<  III  (rrnossen  ZU  gleichen  wirtachafWcben  Zwecken 
vereinenden  Gemeinsinn. 

Aber  eine  solche  nicht  nur  auf  der  Uomogenität  der  In- 
teressen ,  sondern  auch  auf  der  des  Besitzes  beruliende  „Wirt- 
schaftsgemeinschaft und  Ciemeinwirtschaft"  ist  auf  die  Dauer  als 
Grundlage  der  wiiisciiattlielien  Verfassung  des  Volkes  nicht  auf- 
reckt zu  erhalten,  weil  sie  es  nur  so  lange  zu  einer  ausreichenden 
Or^nisation  der  Wirtacbaftskrftfte  bringen  kann,  als  atek  die 
Gieichberecbtigung  ihrer  Mitglieder,  die  ihr  zur  Basis  dient, 
einigermalfien  aunecht  erhalten  läfst.  Dem  aber  wirkten  im 
PVankenreich  eine  Reihe  von  Umständen  entgegen.  Die  politische 
Entwicklung  des  C.  und  7.  Jahrhunderts,  die  gänzliche  Anarchie, 
die  das  Recht  des  Stärkeren  zur  Geltung  brachte,  die  sociale 
Zersetzung  und  Umbildung  aller  Stände,  die  einen  neuen  auf 
Grofsorrund besitz  imd  AnitsthUtigkeit  gegründeten  Adel  empor- 
kommen, den  freien  Mann  dnroh  den  Drncl<  politiseher  Anforde- 
rungen herabsinken  liefs  zu  wirtsdinftiicher  und  rechtlielier  Un- 
selbständigkeit, den  bis  dahin  aul'serhalb  des  Rechtsverbandea 
stehenden  Sklaven  emporiiob  zur  ersten  Stufe  rechtliclier  fJeltung; 
vor  allem  aber  die  Ausbildung  der  Grofsgrundherrschaft die 
in  ganz  anderer  Weise  als  die  Markgenossenschaft  im  stände 
war,  eine  intensive  Organisatbn  der  Wirtschaft  und  der 
Arbeitsteilung  durchzusetzen,  die  den  wirtschafUichen  Ertrag 
duidi  bessere  Nutzung  der  natOrlichen  Bodenkräfte,  wie  der 
menschlichen  Arbeitskraft  ganz  bedeutend  zu  steigern  vermochte: 
das  alles  bewirkte  eine  wirtschaftliche  und  sociale  Umwälzung 
im  Volke^  der  der  starre  Verband  der  Markgenossenschaft  keinen 
wirksam«!  Widerstand  entgegenzusetzen  vermochte. 

'  V.  luama - S tc rn eg^,  Deutsche  Wirtsoluift.sgeHchicht*».  I  T'»  ff. 

•  Siehe  vor  allem  die  grundlegeiuleu  Ausführungeu  luama- 
Stern eggs,  jetzt  ;^u9animengefaf»t:  Wirtschaftsgeschichte  1,  Buch  H, 
Abschnitt  3  and  4. 
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Vielmehr  waren  es  zwei  andere  Mächte,  die  dieser  unauf- 
haltsam vordrinpr^nrlen  gewaltigen,  wirt-^^  JinttHeh-swialeTi  Revolution 
sich  in  den  Weji;  zu  stellen  versuchten,  aber  inddi^  s'v  4cli  gegen- 
^<'iTig  in  den  ^^  eg  traten  und  sich  paralysierten,  den  Gang  der 
Entwicklung  aui'  die  Dauer  nicht  zu  hemmen  verraocliten.  Es 
waren  von  obenher  die  ^rui'fiarü^en  wirttichat'tlich-äocialen  Relbrm- 
Tcnncbe  Earis  dfls  CMmo.  wi  untenher  ans  dem  EMheitB-  and 
FWedcMbfidflffaii  des  Volkes  herroi^ehend,  jene  Formen  ge- 
nowepnchaftlicher  Organiiation,  die  uns  in  den  Kapitularien  Knie 
dee  Otobea  «la  Gilden  xnent  entgegentreten'. 

Ei  edieinen  suiächst  im  weeentBdiea  VerbiOdeniiu;en  fieier 

Mimier  gewesen  zu  sein,  die  sich  zusammenthaten,  um  den  Unter- 
gang ihrer  wirtscbafUichen  Selbständigkeit  und  politischen  Frei- 
heit durch  gemeinsamoF  ^^'irken  von  sich  abzuwehren ;  der  gegen- 
seitige Eid  verlieh  diesen  Genossenscluitten  eine  religiiise  \\  eihe 
und  einen  lestcn  Halt.  Aber  gerade  das  brachte  sie  mit  der 
►Staatsgewalt  in  KonHikt.  Der  grolsr  König,  der  an  der  Spitze 
der  iränkibcheu  Monarchie  stand,  dem  da<>  Ideal  des  centraUstisch 
ge&eüeten  RSmentaates  wohl  als  Ziel  seiner  FlJbie  vor  Äugen 
mtw^hto,  hatte  fitr  derartige  „Staaten  im  Staate'*  ^  die  oft  die 
pumt  PersönHchkeit  ihrer  MitgHeder  fUr  sich  in  Anspmdi  nahmen, 
deren  ISd  sich  als  gfeicbberechtigt  neben  den  allgemeinen  Unter- 
thaoen-  imd  den  grundherrltchen  Fidehtätseid  stellte,  in  seinen 
CTofsen  organisatorischen  Plänen  so  wenig  Raum,  vnc  der  römische 
Staat  sie  h'AtW  anerkf-nnen  wollen  -  Seit  d(  m  Jahre  771>  wieder- 
holen sich  tort  und  lort  die  Verbote  in  den  Kapitularien  Karls 
fies  (Jrofsen  und  seiues  Sohnes.  Der  Gedanke  genossenschatt- 
licher  Verbrüderungen  zam  Zwecke  gegenseitigen  Schuizeä  war 
anf  froehdMmi  Boden  getalkn  imd  hatte  flbefall  Wnnel  ge- 
eefalagen,  an  aUoi  Orten  schieften  diese  Genoeseoschaften  wie 
Fibe  aus  der  Erde,  sie  Tcreinen  alle  Stände,  »e  dienen  den 
laBiikiahigsten  Zwecken,  und  nicht  die  aaUreichen  Verbote  der 
w^tämm  und  der  geistlichen  Gewalten  sind  es,  die  sie  endlich 
wieder  versehenden  liefsen*.  Nicht  mit  Unrecht  hat  mnn  fli^ 
Eahlreichen  AufstJinde  der  Batiem  aus  dem  Jahrhundert  vor 
allem  in  Flandern  und  liordlrankreich,  aut  derartige  Verbrude- 

*  Der  Name  findet  sich  allerdings  auch  schon  für  die  altgcrmaniachcii 

ZecJi^rclnpr.  Er  i?t  dann  aus  der  JB*  zoichTniiijr  einer  unentbehrlichen 
la&titutiou  die«>er  Genossenschaften  zum  NauKii  für  diese  selbst  geworden. 

•  Siehe  über  die  Gilden  der  Karolingerzeit  die  trefilichen  AusfQlur- 
«Dgen  bei  Inama-Sternegg.  Wirtsohaftsgeschi»!» tr  I,  261—267,  wä 
•MCD  die  wichtigsten  Qaellenstellen  wörtlich  angeführt  sind. 

Dafs  f's  auf  h  in  dmi  Klöstern  zu  ähnlichen  VerbrüdcTun^en 
häutig  cekommeu  ist,  zc'mcu  au&er  dem  Verbot  Hincmars  von  Rheims 
tmA  sanireiche  Stellen  in  Heiligenleben  z.  H.  Ep.  Traieet.  ecd.:  Fratemi* 
t.nt'nTT  qnan«Iam,  quam  Ghihlo  vnlgn  n{)p»  ll;iiiT ,  iii-tituomt  in  qitn  XII 
viiQ»  in  iigura  XII  apostolomm  et  unam  tan  tum  feminam  in  tigura 
&  Mariae  constitnit  [Da  Gange  gloss.  y.  Gilda.1 
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ningen  zurückgeführt ^  Gerade  an  der  See  lin  locis  maridmis) 
drftogten  die  normännischeD  EiutiUle  und  PlUnderuogen  die  £ia* 
wohner  auch  noch  später  dazu,  den  Schutz ,  den  sie  bei  der 
Rcichsgewalt  nicht  fanden,  sich  durch  eigene  Kraft  zu  verschaffen, 
ihr  Leben  und  ihre  Habe  sich  nach  Möglichkeit  den  tremdea 
i*iunderern  ^^e{j;enüber  zu  sichern  -. 

Der  (»edanke  des  Schützers  durch  Organifeationen  genossen- 
bchaftlicher  Selbstliiilfe  ist  dem  Mittelalter  seitdem  nicht  mehr  ver- 
loren ge^rangen.  Bei  den  Angelsjichsen  in  Dänemaik  imd  Nor- 
wegen haben  diese  Schutzgildeu  im  poHtischen^  socialen  und 
wirtachAfÜicbeD  Leben  eine  grofae  Rolle  gespielt,  im  N(»den  be- 
«ooders  auch  auf  AoabÜdiing  und  Umfoimung  des  Pri7a^  und 
des  StrafirecbtB  einen  bedeutenden  EinfluTs  ausgeübt'. 

Nicht  so  auf  dem  Kontinent  Die  grenzenlose  Anarchie,  die 
der  kurzen  Bltltezeit  unter  den  ersten  EaroUngem  folgte,  die 
gänzÜche  Zerrüttung  alier  politischen  und  soci^en  Veniältiiiaae 
im  Frankenreich  Hefsen  jene  Reime  genossenschai^licher  BilduDgen 
nirgends  zur  Blüte  und  nw  Reife  gedeihen,  ^^'ie  sie  im  starken 
Centralstaat  keinen  Raum  zur  ( Jcltcndmachung  ihrer  Wirksamkeit 
finden,  wie  ümen  hier  die  aiti>nome  Verfechtung  ilirer  /wecke 
zur  Uumö;;liclikeit  ward,  so  entzieht  ihnen  gänzliche  Anarchie 
und  Zerrüttung  <len  Boden  eines  gesunden  FreiheitsgefVitilrf  oder 
Freiheitsbediirlnisseft ,  raubt  den  Schwachen  fr^tnzlicli  da^  Ver- 
trauen zu  der  eigeaen  Kraft,  die  IloÜuuug  aut  vinc  Besserung 
der  Verhältnisse,  aus  denen  sie  ihre  Lebenskraft  schöpfen  können. 
Wo  das  Faustrecht,  das  Recht  der  unbedingten  Selbstbiilfe  des 
EinzebeUi  zur  Geltung  kommt,  da  ist  natuigemftfe  kdn  Boden 
fUr  Oiganisationen,  die  den  Schwachen  mit  dem  Starken  zur  Er- 
reichung  eines  gemeinsamen  Ziels  verräigen,  die  die  unbedingte 
Unterordnung  jeder  Sonderinteressen  unter  das  gemeinsame  In- 
teresse der  Gesamtheit  verUngen. 

Erst  der  grofse  wirtschaftliche  und  politische  Aufschwung, 
den  vor  allem  Deutschland  unter  dem  starken  Regiment  der 
slichsischen  Ludoltinger  nahm,  die  Konsolidierung  aller  jKili tischen 
und  socialen  Verhältnisse  im  zehnten  Jahrhundert,  Ueisen  neue 


*  cap.  Ludw.  d.  Fr.  v.  821  c.  7;  (Boretiiis  Nr.  907^  De  coniura- 

tinnibus  scrvonim,  quue  fiunt  iu  Flandris  et  Menpisco  et  iu  cactcris 
iriarititiiis  loci»,  ut  per  missoä  nostroä  indicetur  dominus  sorvorum 
illorum,  ut  eonHtringaut  cos,  uc  ultra  talcs  coniunitiouü^  faccre  praesu- 
maatf  et  ut  sciant.  servomm  domini,  quod  cnittscnmque  scr^  hoiuscip- 
modi  coiiiuratioiiom  fnrorc  praef«nmpM»»rint ,  postquam  ein  haer  nostra 
iusdio  fucrit  iudicata  bauuuin  uostrum  id  est  La  solidos  i|töe  dominad 
penolvere  debeat. 

*  Die  7  Gilden  in  Wameton  scheinen  allerdings  nicht,  wie  Wauti  r* 
(gilden  comm.  S.  707  und  724)  will,  auf  derartige  Schutsgiideii  zurück- 
zuführen zu  t>ein.    VkL  Hegel  II,  121. 

*  Siehe  aufser  Wtlda  hesonders  die  Scbnften  von  Pam>enheia}; 
ferner  Grofs,  The  giid  nierchaut  ßd.  I.  App.  B.;  Hsflse,  das  Schloswiger 
StadtrecUti  Hcg«l,m  I  Buch  II-IV. 
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flsDOMenselialUiclie  Bildaiiflen  ins  Leben  treten,  die,  auf  anderer 
Qnuidlag«'  als  die  bisher  Desprocfaenen  benihend,  im  wirteohaft- 
fidieii  und  socialen  Leben  der  ron  i  m  o  germanischen  Völker  einen 
daaernden,  nicht  nur  ephemeren  Kintiufd  gewinnen  sollten. 

Welche  Rolle  hat  nun  das  Christentum  in  diesem  £nt- 
wicklun^'-s]>ro7^o('s  der  germanischen  Oilden  bis  au  ihrem  Auf- 
treten unter  Karl  dem  Groiscn  gespielt? 

Wilda  hat  neben  dem  altgermanischen  Gelage wesen,  den 
C)pfermahlzeiten  etc.  hauptsächlich  auf  das  chridtliehe  Element 
hingewiesen;  ihm  sind  die  Mönchsyerbrüderungeu,  die  wir  «»chon 
in  firllberai  Zeiten  in  Dentechknd  und  £ngttuid  finden,  Ver- 
einigungen mehrerer  Khfeter  wa  mneinsamem  Geibei  flir  das 
SeelenlMil.der  so  Verbrüderten^  Vorbilder  ilür  das  germanische 
Gildewesen  geworden.  ISehr  energisch  hat  sich  gerade  hiergegen, 
wie  gegen  die  Herleitung  aus  den  Gelagen,  Pappenheim  gewandt, 
indem  er  nachweist,  dafs  das  cl^nstHene  Elfinfiit  erst  s])ät  bei 
den  heidnischen  <  nklf^n  Eingang  geiunden,  dais  i;or'!fle  die  heid- 
nischen Befttimiuungeii  über  rlie  Bhitrache  etc.,  die  aus  der  alten 
Illutsverbrüdcrimg  herstaiiiiüen,  in  allen  nordischen  Gildestatuten 
an  erbter  »Stelle  stehen  und  mit  den  wesentlichen  Inhalt  deriselbeu 
nnsmacfaen,  während  die  von  ehiistlicbem  Geist  erfilDten  Be- 
stimmungen sieh  dnroh  ihre  Stelle  am  Ende  des  betrefeiden 
Dokuments  ganas  deutlich  als  sptttere  Zuspitze  kennseichneten, 
dafs  wir  also  ein  wesentliches  Element  des  Gildewesens  in  ihnen 
nicht  au  sehen  haben.  Darin  wird  man  Pappenheini  jedenfalU 
Recht  geben  können,  dafs  jene  kirchlirli  miinchischen  Verbrüde- 
rungen auf  weseiitlit  Ii  nndfren  Grundhigen  ruhen  als  das  Gilde- 
wesen; dais  weni^wUu«  ui  den  nordischen  Reichen,  wo  sich  diis 
germanische  Element  lange  Zeit  fast  nnbertilirt  von  tVernden  Ein- 
düssen  erhalten  konnte,  die  christlichen  Ideen  erst  in  iaageiu 
Ringen  mit  jenen  ufsprüngliob  beidniBofaen  Anschauungen  sich 
an  deren  Stelle  sn  setien  ▼ermoehten,  daCs  im  11.  Jamrfaondert 
der  Kampf  itiocli  nicht  im  Sinne  der  christlichen  Ideen  entschieden 
war.  Aberweiter,  glaube  ich,  kann  man  Pappenheim  nicht  folgen, 
wenn  er  aus  einem  Widerspruch  zwischen  der  all^^enieinen  Idee 
des  Christentums  und  der  idee  der  germanischen  Gilde  die  lln- 
möghchkeit  der  Mitwirkun^^  christlicher  Anschauungen  bei 
Entstehung  des  germanischen  Gildewesens  folgern  zu  cn 
glaubt.  Die  Idee  einer  allgemeinen  Verbrüderung  der  Mensch- 
heit, der  Gleiciiheit  aller  vor  dem  luiuen  üottc  war  allerdings 
den  Germanen  su  iener  Zeit,  als  ihnen  das  Gbristenlom  Qber- 
nutteh  wnrde^  als  sie  es  als  das  folgenschwerste  Vermaditnis  «na 
der  nertrammerten  Knltnrwelt  des  Mittelmeeres  Übernahmen,  noch 
nicht  recht  fafsbar.  Dennoch  ist  wohl  nicht  an  leugnen ,  dafs 
die  Idee  der  selbstlosen  Liebe  snm  Kebenmensdien  gerade  be« 

I  Besondcrg  ausgehildct  hei  den  Attgelischsetu  Vgl.  R.  Schmidt,  die 
GesetM  der  Angelsachseu. 
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fruchtend  auf  die  K(nme  wirken  tuufste,  die  in  der  alten  Sitte 
der  Blutsbrüderschaften  auf  Leben  und  Tod  verborgen  lagen. 
Aus  der  ab.stmkten  Höhe  ethischer  Spekulation  stieg  sie  heiab 
in  die  „konkrete  Sinnlichkeit  jener  Tage"*  (Schmoller);  sie  wurde» 
wie  alle  sittlichen  Begriffe  im  früheren  Mittelalter,  formal  <;efar>t 
in  der  Form  der  deutschen  Oenossenscliutt  Audi  die  liluts- 
brüderschaften  verlangten  ja  eine  Hingabe  eines  Teils  der  »Sonder- 
interessen zu  gunsten  eines  Anderen  und  bargen  so  den  ethischen 
Ktiai  des  Christen turas ;  aber  indem  sie  durch  ihre  Form  not- 
wendigerweise aul  das  Verhalten  von  zwei  oder  wenigen  Menschen 
unter  einander  beschriinkt  waren,  vermochten  sie  nicht  eigentlich 
oiyiDMationsbildend  zu  wirken.  C^erade  dadurch,  dafs  die  ehrist» 
liime  Idee  der  hrttderlichen  NSchiteiiHebe,  die,  wenn  auch  nicht 
meiur  den  abstraklen  Begriff  der  geeamten  Menaehheit,  ao  dodi 
eine  gröfsere  konkrete  Anzahl  von  Genoesen  gleicher  Lage, 
gleicher  Sitten,  gleichen  Interesses  umfafste,  sich  versch winterte 
mit  jenen  uralten  Ideen  des  £instehena  dir  einander  in  allen  Ge- 
fahren des  Lebens;  gerade  dadurch  vermochte  jene  ganz  neue, 
feste  und  zukunftsreicne  genossenschaftliche  Organisation  ins  Lehen 
zu  treten,  die  wir  im  germanischen  Gildewesen  vor  uns  haben. 
Fehlen  einer  sfaatlirhon  (Jewalt  einerseits,  christHehe  KinriüPse  auf 
uralt  germanische  Hinrichtungen  andererseits  —  diesen  Ixiden 
verdankt  das  Gilde weseu  Lebensmöglichkeit  und  Lebenskraft. 
In  ähidiclier  Weise  sucht  neuerdings  auch  Hegel  (I,  252f  )  die 
Einwirkung  des  Christentums  auf  die  Entstehung  der  ältesten 
Gilden  nachzuweiaen.  Was  er  ▼orhringt,  um  die  Hypothese  Wildas, 
die  Herleitung  ana  den  altgermanischen  Trinkgelagen  und  Opfer 
gemeinachaft^ ,  gegenttber  der  „BlutBbrüderacnait*  Pappenlraima 
SU  attttzen,  acheint  mir  nicht  Ton  durchachlagender  Bedeutung 
SU  sein:  nach  der  Art,  wie  ich  die  Frage  nach  der  Entstehung 
der  Gilden  geatellt  habe,  habe  ich  indessen  keinen  Grund,  auf 
diese  Kontrovene  des  nflheren  dniugehen. 
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Kapitel  II. 


Kaoileate  und  Handel  im  germanischen  Europa  bis 
XU  Anfkanmen  der  Stidte  und  der  Kanftnannsgilden  \ 


S  1. 

Älteste  Formeu  des  Handels. 

Völker  der  primitivsten  Kulturstufe  Imben  einen  eigentliehun 
Handel,  (1.  h.  einen  geonlneten,  regelmiilsi^en,  zwischen  grölsereu 
GniiJpeü  vermittelnden,  an  bestimmte  Normen  gebuucicuen  Tausch- 
T^kelur  lange  nicht  gekannt;  in  dem  ganz  von  Zofidlen,  von 
dm  £änflttnen  der  natUrücben  Umgebung,  der  Witterung  und 
da  Elimaa  abhängigen  Leben  der  Naturvölker,  hatten  nur  Be- 
dOrfiiia  und  Überflula  des  AugenbUcks  einen  jeder  festen  Norm 
baren  Austausch  unter  den  Einzelnen  herbeigeführt.  Wer  nicht 
mn  Stamm  gehörte,  war  der  Fremde,  der  Feind,  ^der  Barbar", 
und  erst  nachdem  eine  vorgeschrittene  wirtschaftliche  und  sittliche 
Kultur  die  Erkenntnis  wacligerufen  hatte,  dals  ein  friedlicher  Ver- 
kehr mit  dem  Nachbarstamm  den  bei'l  er  zeitigen  Bediirfnissr  n  besser 
Genüge  thue  als  beständige  Haub-  und  ßeuteasUge,  konnten  sich 

'  Von  der  im  folgenden  btnutzten  Litteratur  ist  ttufser  den  schon 

fenaimten  Werken  von  Schmoller,  G  iorke,  Inama-S ternegg, 
ipp»;rt,  Lamproeht  etc.  hauptsächlich  zu  nennen:  Schrf*H|<'r, 
Drutjächr»  KiTlitsgeschichte;  Waitz,  Deutsche  Verfassungspeschichte; 
Goldschmidt,  Univerwaljieöchichtc  des  Handelsrechts,  1891.  Falke, 
Geiclitehte  dea  dentschen  Handels;  Beer,  Geschichte  des  NVelthandels; 
Kl  "id  en,  StfUmn.'  dos  deutgclu  n  Iv:iufinami.s  im  Mittrlaltt  r ;  K  u  l  i  sc  1» er. 
Der  Handel  auf  primitivrr  Kiilrurstiito  (ZcitHchr.  für  Völkerpsychologie 
Bd.  lOj;  Höniger,  Stellung  der  Judo»  im  Mittelalter;  Stotbe,  Ge- 
tehichte  der  Jiiden  in  Deutschland;  Lamprecht,  Rhein.  Skizzen; 
Gothein,  Wirtschaftsgeschichte  d.  bnd.  Scliwarzwaldes;  Pigeonneau, 
Hi{«toire  du  coinnierce  de  la  Franco;  '2  vtds. 

Forsekttnfrii  iii)  XII  2.  —  Dören,  Kkafmaniu^gilden.  2 
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die  eraten  An^nge  einee  primitiveii,  abor  geordneten  Tatiadiver- 
kehre  entwickelo.  Man  nun  an  neutralen ,  unter  dem  Schate 
der  Gottheit^  daher  unter  einem  besonderen  Frieden  stehenden 
Malpltttien  zusammen,  um  —  unter  beeonderen  Vorsichtsmars- 
regeln —  die  Waren  gegen  einander  auszutauschen  ^  Herodot 
Iv.  23  berichtet  uns  von  dem  T.ande  der  Arjjippäer,  wo  die 
nordischen  Völker  in  friedlichem  llandels^T-rkchr  mit  den  Skytlien 
des  Südens  ihre  Produkte  au-^tuiscln  n  „Kein  Mensch  thut  diesen 
—  Argippäern  —  etwa;»  zu  leide,  denn  man  hiilt  sie  ftJr  heilig; 
auch  besitzen  sie  gar  keine  kriegerischen  W'atien.  Dabei  sied 
sie  CS,  die  die  Streitigkeiten  der  Nachbarn  ächlichten.  und  wer 
zu  ihnen  als  Flüchtling  entkommeu  ist,  dem  thut  niemand  ein 
Ldd  an'/ 

In  ähnlichen  Formen  hat  sich  wohl  aucli  der  alterte  keltische 
und  germanische  Tausch  verkehr  bewegt,  der  schon  zu  den  Zeiten 
der  rfidilbauteu  in  der  La  T^ne-  und  Hattatadi-Periode  — >  wie 
ans  die  aalürdchen  Funde  beweisen  •  den  Vdlkem  des  Nordeoa 
die  Luzusprodukte,  Schmuck*  und  Sdiaugegenstände  einer  höheren 
Kultur  yermittelte^.  In  historischer  Zeit  findet  sich  von  dieeer 
Form  des  Handels  nur  noch  ein  Überrest,  der  besondere  Frieden 
des  Marktes. 

Eine  andere  Form  des  Handelsverkehrs  auf  primitiver  Kultur^ 
stufe  tritt  uns  hauptsächlich  in  den  sagenhaften  Berichten  Uber 
die  normännisehen  Wi'kingerfahrten  entgegen.  Da  ziehen  mehrere 
gemeinsam  aus  zu  Raub  und  Handel;  Erwerben  in  kühnem  Wagnis 

ist  ihr  Zweck.  Nicht  am  befriedeten  Ort  treffen  sie  mit  den 
feindlichen  Völkern  zum  Zwecke  des  Handels  zusammen,  son- 
dern sie  bieten  ihnen  den  Fried»  n  an,  aber  nur  auf  eine  bt- 
stimmte  Zeit,  so  lange,  als  sie  <  ben  brauchen,  ihr«'  Waren  los 
zu  Werden.    D;mn  be;i:innt  die  l*Uinderung  von  neuem*. 

In  diesen  gemeinsamen  Handels-  und  i  kuUzügeo  liefen  die 
ersten  Keime  der  späteren  genossenscliaftliclien  Bildungen  auf 
dem  Gebiete  des  Handels:  der  russischen  Artelle ^  wie  der  ger- 
manischen Kaufmannsgilden. 

Darf  ich  eine  Vernuituns;  äulsern  zur  Erklärung  dieser  ver- 
ficliiedencn  Formen  des  Handels,  so  liegt  der  Schlüssel  ftir  ihr 
Verständnis  in  der  relativen  Kulturhöhe  der  beiden  Völker,  die 
mit  einander  in  HandelsbeziebuDgen  treten.   Man  darf  wohl  an> 


»  Knli^f'li.'r,  Ztit^clirift  für  Völkern.-^y.holo^ic  X  ;M)  ff. 

*  Ähnliche  Beispiele,  besoudera  aus  Nordamerika,  bei  Kuli^cher 
a.  8.  O.  S.  884  ff.  Sehr  TnteFessaate  Aufechliisse  fiber  die  ältesten 
Handelsbeziehung(*n  benachbarter  Völker  gewährt  der  in  den  letzten 
Tjin-on  prschiriiPTio  AutVafz  von  Kathgen:  Dir-  Entwicklung  des  Handelt 
zwischen  Europa  und  China  (J^ehmollcrs  Jahrbuch  1892  8.  527 — 547>. 

•  Lamprecht,  Deutsche  Geschichte  I  83  ff, 
♦Lipp  ort,  Ivulturgc-cliiclite  II  537. 

»  Sticda,  Die  ArteUe.   Conrads  Jahrbücher  N.  F.  VI  IdS. 
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nehmeD,  dais  die  antcre  Form  überall  da  vorherrschen  ^v^rd, 
wo  zwd  Völker  von  annähernd  gleiciier  Knlturhuhe  in  friedliche 
Beziehung  zu  einanrler  trHen,  Völker,  die  nur  durch  die  qualitative 
Vericbiedeiibeit  W.vw  Pi  ninkto  zum  Atistiuscli  derselHrn  irctricbea 
werden.  Treffen  dagegen  zwei  Süimnie  von  versehiedeaer  Kultur- 
büije  in  friedlichem  Ilandelsverkehr  aufeinander,  .so  übernehuipn 
naturgemäfs  die  Händler  des  höher  kultivierten  \'olkeö  die  Kolie 
der  Angtauachiwgjnmtor;  desjenigen  Vdkesy  du  über  die  beneren 
TVansportnuttal  verftt^  dai  die  Ärbeitsteiloiig  weiter  eatwieU^ 
Ä  Handelsgewohnherten  an  fester  Sitte  ausgebildet  hat.  Hftufis 
nehmen  dann  die  Fürsten  und  Häoptlinge  des  eintiigUebe  lionop« 
des  Handels  für  sich  in  Anqjroch. 

Wie  die  Phönizier,  später  die  Kariha^er  mit  ilirem  Handel 
das  ganze  Mittelmeerbpckon  lirhrrrschr'n ,  wie  wir  arabisrlie 
Handler  m  dem  weiten  Gebiete  zwischen  Indus  und  Nil,  die 
GrieclKi)  li  ulizeitig  in  Stlditalien  als  H^tndler  finden '  so  treffen 
wir  in  den  ersten  Zeiten  der  germanischen  Völker,  auf  die  das 
licht  der  römischen  Überiieferoiu^  ftllt .  rOmische  Hftodler  am 
Blieiii  und  Donau,  die  Natoralprodakle  des  germanisofaen  Bodens 
gegen  die  Ersengnisse  römischer  Knnstindastrie  eintansehend;  sie 
standen  unter  dem  Schutze  des  römischen  Imperiums ,  dessen 
Macht  die  Germanen  kennen  und  iUrchten  gdemt  Ein  firied- 
\}<'hoT  Handelsverkehr  entspann  mrh  an  den  Grenzen,  an  Hhein 
und  Donau,  vom  ersten  bis  zum  vi«  rton  Jahrhundert,  Ina  die 
Stürme  der  Völkerwanderung  demselben  em  Ende  machten« 


*    §  2. 

Der  Handel  in  Fmkreieh  laeh  der  YillkerwaBdermii?. 

An  Stelle  des  Römers  traten  nach  der  Volkerwandennig  im 
FVaskenreioli  andere  stammiiemde  Volker,  Syrer,  Juden,  säten 
^iter  auch  Italiener;  nur  die  FHesen  haben  sich  schon  früh, 
rmn  Seeraub  ausgehend,  zu  einem  Handelsvolk  entwickelt;  bis 
nach  Überdeutschland  sind  sie  vorgedrungen^.  Wohl  zeigt  uns 
der  sa^-enhafte  Bericht  von  dem  Franken  Samo,  der  im  7.  Jaiir- 
hundert  mit  zahlrHchon  (Genossen  ins  L;ind  der  Bulgaren  7,og, 
um  Handel  zu  treiben,  und  dem  es  gelang,  dort  ein  mächtiges 
Reich  zu  gründen^,  dais  der  Handelsgeist  auch  schon  beim 

'  Bogßr  ia  Born  finden  wir  noch  aar  Zeit  des  Plantos  rot* 
wiegend  ftriedien  and  Phönisier  als  Hiadler.  Goldsehmidt  a.  a. 

0.  Aom.  60.  H.  68. 

*  ScUmoller,  Tbatsachen  der  Arbeitsteiluiig.   Jahrb.  XU  2  109. 

*  Davon  zeugt  die  FriesenstraTse  in  Mama  und  in  anderen  ober- 

deotscheii  Stiidton. 

*  Sielte  dazu  Kichtcr  uud  Kohl,  Anualen  der  deoticbL'n  <jie« 
Bchicbto  1 155. 
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Frankenvolke?  erwacht  war;  aber  not  li  ^varen  es  mehr  Abenteiirer- 
fahrten,  mehr  die  LuBt  am  ktthnen  Wagnis  und  Kampf,  als  der 
Trieb,  einen  Gewinn  su  machen,  die  hinaus  in  die  Ferne  lockte. 
Der  Handel  war  noch  mehr  Mittel  zum  Zweck  als  Selbstzweck. 

Das  Volk,  das  flm  Handel ,  vor  allem  den  Groislrnndel.  in 
jenen  Zeiten  fast  monopolisiert  hatte,  waren  die  Juden  :  ht  etwa, 
als  ob  schon  dnmais  der  berfieliti^ie  .  H  nidels  und  JSchaehergeif^t'* 
die  .Juden  mit  der  Gewalt  des  iiistmkts  zu  dieser  Thätigkeit  ge- 
trieben hätte  ^  es  war  diejenige  Thätigkeit,  auf  die  sie  die  wirt- 
schaftliche und  gesellBchaftlichc  Verfassung  der  ilaiyaligfn  Welt 
mit  Notwendigkeit  hinwies,  ja  die  ilmen  schon  damals  aU  die 
ansig  mögliche  ttbng  blieb.  Denn  sie  gehörten  nicht  sum  Volke 
—  nur  in  seltenen  Fftllen  scheinen  sie  damals  Grundbesits  er- 
worben Bu  haben  —  sie  waren  stammfremd,  nicht  der  Markge- 
nossenschaft (  ingegliedert  und  nielit  durch  diese  gescfafitzL  Und 
wie  der  Handel  auf  primitiTer  Kulturstufe  fast  stets  von  Fremden 
getrieben  wird,  so  gilt  es  auch  andererseits,  dafs  diesen  Fremden 
der  Handel  als  einzige  Existenzmöglichkeit  Ititrin:  bleibt;  er  allein 
gewährt  ihnen  den  Schutz,  dessen  sie  sonst  entbehren  miilsten. 

Deutlich  lälst  die  schrifdiche  I'^k TÜr  fcnintr  diese  beherrschende 
JSieliun;c  fler  Juden  im  internationalen  Groliihandel  erkennen. 
Selbst  in  dem  kulturell  weiter  vorgeschrittenen  Westfrankenreich 
dominieren  sie  2.  „In  I>yon  bildeten  ihre  Handelähiuiser  den  an- 
sehnlichsten Teil  der  Stadt,  und  aufser  dem  (7rol.>haiidel  be- 
herrschten sie  den  Wein-  und  Flcischhandel ;  ihretwegen  wird  der 
Markt  yom  Sabbath  auf  den  Sonntag  verlegt^  ^. 

Nichts  ist  charakteristischer  für  ihre  Stellung  im  Welthandel 
als  jene  Anekdote,  dafs  die  Begleiter  Karls  des  Grolsen,  als  einst 
an  der  Nordküste  Frankreichs  fremde  Schiffe  in  Sicht  kamen, 
diese  flir  j Udische,  afrikanische  oder  britannische  Kauffahrtei* 
scliifte  hielten,  während  Karl  sie  richtig  als  normannische  Wikinger- 
schiffe erkannte  ^.  Einen  geseUscbaftiicheo  Unterschied  zwischen 
Juden  und  Cliristen  gab  es  in  den  grofsen  Handelsstädten  Süd- 
fninkreichs  nicht :  noch  im  edictum  Pistcnce  werden  ftir  bestimmte. 
Vergehen  der  colonus  und  servus  mit  einrr  Prügelstrafe,  drr 
Freie  und  der  Jude  mit  einer  fJ eidstrafe  bcdiolir  Kinen  Juden 
j^iebt  Karl  der  Grolse  als  I  >oliU(  tseher  seiner  *  «esandtsclmft  an 
Hanm  Alraschid  mit,  wie  dmn  überhaupt  zahlreiche  Juden  an 
aeineu  l'falzen  waren,  lu  den  leges  portoriac  von  906  und  in 
vielen  anderen  Urkunden  des  10.  und  11.  Jahrhunderts  werden 
die  Juden  vor  den  anderen  Kaufkaten  erwähnt'  (Judaei  et 


1  Di(>  Judrn  Avuron  urs])rri]iglicb  iu  ihrer  Heimat  kein  UaadebvolJu 

Goldschirn.lt  :i.  ;i.  O.  S,  ',2. 

"  S.  dazu  hHuptsäehlich  rigeouueau,  iiistoirc  du  commerce  d«-  la 
France  I  66  ff. 

'  Fulkc,  Geschieht (>  des  deutschen  Handels  I  36. 

*  Falke  a.  a.  O.  S.  M. 
Z.  R  Otto  i.  für  Ma^debure:  iic  vei  Judaei  vel  ceteri  ibi  ina» 
neiites  uegotiatorc»  uüam  aliunde  diftrictionis  (lentcntism  »ustineant 
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eeleri  meroatores),  und  in  einer  UrkoDcle  ron  Speyer  aus  dem 
jHhre  1084  meitit  der  Bischof  von  Speyer:  Com  ex  Spirenst 
Till»  urbem  fiMerem,  patavi  miUee  ampKncm  honorem  loci  noetri, 
m  et  Jüdaeos  colllgerem  ^ 

Diese  beherrschende  Stellung  der  Juden  im  Grofshandel 
yeniankton  4q  in  Deutschland  dem  königlichen  Schutze.  Der 
Jade  als  stainiutrciud  hatte  na<h  Volksrecht  keinen  Schutz,  die 
Sc'inen  kein  Weltgeld  zu  beanspruchen,  wenn  man  ifm  erschlug. 
Der  Schute,  dessen  er  bedurtte,  konnte  nur  ausgehen  von  einer 
Macht  eigenen  Rechts,  die  sich  erhoben  hatte  aus  den  alten 
Formen  dt;r  pau  iarc haiischen  Geschlechterverfassung,  die  sich  zu- 
gleich als  neues  beherrschendes  Prinzip  Uber  dieselbe  erhoben 
h&tte :  vom  fränkuchen  Königtum ;  es  kt  der  gleiche  Schute^  der 
in  Bom  den  karthacischen  Händlern  ausdrücklich  vom  rOmiacheD 
Senat  TerUehen  wmK  Sie  werden  von  allen  Abgaben,  ZdUen 
tmd  SCaatalasten  befreit*  und  haben  nur  die  Pflicht,  partibus  regis 
fidehter  desernre;  es  sind  die  weaentlicben  Vorrechte,  dessen 
sich  sprtter  der  deutsche  Kaufmann  zu  erfreuen  hatte.  Er  hat 
allmählich  die  Juden  aus  ihrer  beherrschenden  Stellung  im  Grofs- 
handel  verdrängt,  und  indem  er  die  ihnen  zugesüindenen  Vor- 
rsihtc  filr  sieh  in  Anspruch  nahm ,  selbst  eine  br  vorrechtete 
.SiclluDg  in  der  Reclitsorganisation  des  Volkes  erlangt.  Von 
dem  Fremdenrecht,  vor  allem  der  Juden,  dann  der  syrisclir d  und 
italieni^hen  Kaufleute,  wie  es  uns  (vor  allem)  in  den  zahlreichen 
Sciiutzbriefen  des  9.  Jahrhunderts  entgegentritt*,  hat  das  Sonder- 


*  Xeuerüiiigd  it»t  diese  herrscheudc  Stellung  der  Juden  iin  Waren» 
huD<lel  des  firfihcren  MitteUlters  von  Bücher  (trankltirl;  im  Mittelalter 
S. 'i^Olj  gegenüber  Falke,  Stobbe,  Roscher,  luama-Sterne^ff, 

Pijjfonnoau,  Hniiigor  n  >.  L"  lcnt?not  wordon.  Ali<  r.lin<X'^  wonn  sich 
jp.n»'  Ansiebt  nur  auf  Au8dMK.kf',  wie  Judaci  et  ceteri  mercatores  stützte, 
dtina  hfttte  er  das  mit  gutem  Gmnde  thnn  kSnnon.  Aber  thatsKchKch 
sind  daa  nieht  die  einzigen  Beweise;  man  sehe  nur  z.  B.  die  von 
Hr'nt<r'*r  znr  0«^sehichte  dor  Juden  Deutschland!*  im  Mittelalter  (Zeit 
Kliritt  tur  Geschichte  der  Juden  in  Deutschland.  1885)  angeführten 
Btunitle:  femer  Pi^eonneau  I  106;  An  commerce  de  l'ar^ent  mon- 
nare  et  des  linjxots,  aux  ben^fices  du  change  et  de  l'usure,  ilsjoignaient 
If  'tralic  des  .lf»nr<'*es  <1p  rOrient,  ^pice?«.  pnrfurne'«,  ('toffps  de  soie  et  de 
cotoos,  tapL8,  pierres  precieusest  objets  d'urtV'vrerie,  (jue  leur«  correspon- 
dsots  leor  eip^diatent  par  I'interm^aire  de»  n^goeiants  d'Amalfi,  de 
Pise  et  de  Venise,  eelui  des  fourrures  «juc  Ic-  Juifs  :i11emands  rccevaient 
do  RuAsie.  dfs  chevaux  d'Espagne  que  les  puL^i^anta  barons  se  dispa- 
taient  k  prix  d  or. 

Seine  Quellen  giebt  l^igeonneau  allerdings  nicht  an;  aber  ein  bo 
Tür«iclitiger  Forscher  wie  Pigeonneou  wird  di  rartigr  Detailan^^ihf^n  dorli 
nicht  :t:i-*  ih  r  hnft  ^nt'ifon!  Auch  in  Kngland  «»tf'hrti  die  Juden  in  der 
inceLHai-hMscho«  Zeit  unt»T  dem  besonderen  Selmtz  den  Königs,  und 
Biraard  der  Bekenner  verfügt,  dafs  keiner  sich  unter  die  Protektion 
einoi!  reichen  Mannes  stellen  soll  ohne  Erlaubnis  des  Königs.  (Schaible, 
Die  Jiidf'u  in  England  S.  2.) 

*  Momm&en,  Kömische  Geschichte  I  221. 
«  »tobbe  S.  6f. 

*  Interessant  ist  ein  Vergleich  der  Jndenschutzbriefe  (ed«  in  den 
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recht  der  deutschen  Kauflecte  aeben  Aoagang  genommen,  semen 
wesentlichen  lohalt  empfangen  K  Zunächst  kommt  es  darauf  an^ 
zu  zeigen ;  wie  sich  ein  besonderer  Kaufmannastnnd,  ein  Kauf- 
leuterecht in  Deutschland  hat  entwickeln  können.  Dies  Aihrt 
dann  weiter  zur  Frage  nach  der  Entstehung  der  deutschen  Kanf- 
mannsgüden  \ 

§  3. 

Aofkommen  des  Kanfmannsstandes  in  Deatschlaud. 

Zwei  Faktoren  sind  es  vor  allein,  die  die  Au&bildung  des 
Kaufinannsstandea  in  Deutschland  ermöglicht  hahen;  ea  iat  der 
Anfachwung  der  aoa  der  Zenetznng  der  firinldschen  Monarchie 
sieh  bildenden  Teihreksfae  im  10.  und  11.  Jahrhundert,  es  iat 

andererseits  die  weitere  Ausbildung  der  Grofsgruttdherrachafiea 
und  die  gewaltige  Umwälzung  im  wirtschai^lichen  und  sodaleD 
Leben  des  Volkes,  die  dieselbe  cur  Folge  hatte. 

Es  war  in  der  Zeit,  in  der,  von  den  Grofsgrundherrschaften 
au8gpliond,  die  ersten  Anfänge  einer  geordneten  nationalen  Arbeits- 
teilung sicli  geltend  machten.  Bis  dahin  war  der  Deutsche  im 
wesentlichen  nur  Ackerbauer  ic-  wesen;  in  dem  Bestellen  des 
Ac  ker-,  in  der  Benützung  von  \\  ald  und  Weide  ginff  ihm  :?ein 
wirtst  liattliches  Leben  auf.  Nur  soweit  die  landwirtschaftliche 
BcöLliäftigung  eine  Anzahl  primitiver  Werkzeuge  nötig  machte^ 
hatten  sich  die  ersten  Ansätze  zu  einem  ländlichen  Hausbetrieb 
des  Handwerks  su  entwickeb  begonnen.  Hier  ermöglichte  au- 
nächst  die  Ausbildung  der  Qiofii^rimdheiTachaften  den  grofsen 
Fortschritt.  Schon  im  cap.  de  Tillia  finden  wir  den  ersten  — 
uns  bekannten  —  grofsartig  angelegten  Versuch  der  Oi^ganisationi 
aller  einer  Grundhemchaft  zu  Gerate  stehenden  ProduktiT«  und 
ArbeitBkrdfte  zum  Zwecke  einer  gesteigerten  Produktion,  einer 
Gliederung  derselben  nach  den  eiuMlneii  Broduktmnazwe^g^  und 


formulae  von  Zeuner  z.  l\.  309.  310.  314.  325)  mit  den  nord^ermauiscliea 
Rechten.  So  bestimmt  das  ialilndische  Rocht^buch :  Jetst  ist  ein  Schiff 

snif  Seozuir  l'<  orange n  und  aufser  Hut  und  Wacht'  gekommen  ....  wird 
da  jeman«!  getötet  oder  gehauen  mit  voller  Verwundung,  da  hat  der 
König  40  M.  für  Bruch  seincM  Friedens  (Lehmann,  Königsfrieden  der 
Nordgcrmanen  S.  47). 

^  Höniger  a.  ii  O.  S.  26  f. 

*  In  Rom  ist  es  bekanntlich  nie  zur  Bilduu£  eines  Kanfmanns- 
standes, geschweige  denn  zu  freien  Kaufmai|08gi!den  gekommen,  es 
fehlte  eben  d(»rt  em  handeltreibendfT  Mittelstand;  dir  gnindbesitzende 
Ari>Jtokratic  bohcrrsclitc  d<'n  HaiKl«"!.  Allerdiiifr'^  soll  in  Tvom  t'i5  eine 
Kaufmannsiuuuug  errichtet  worden  sein  (coUcgium  mercatorum  fnunca- 
tariornm).  die  noch  zn  Cieeros  Zeit  bestand,  im  5ffentUchen  Leben  aber 
nie  eine  KoUe  gcspii  It  hat.  (S.  Marquardt,  Kömische  Stsatsverwal« 
tung  II  132;  Goldscbmidt  a.  a.  O.     70  u.  Anm.  67.) 
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Gewerben,  einer  Erzielung  und  zweckmäfsigen  Verwertung  von 
t'borprhüpsen.  Dazu  gehört  denn  auch  der  Austausch  der  Uber- 
Mjhübsigen  Produkte  zwischen  den  vers<liieden<*n  Teilen  der 
Grofsgrundherraehaft ;  ea  sind  Hörige,  scacaiü  inid  scaremanni, 
die  diesen  Dienst  besorgen  ^  Und  doch  lag  die  iiedeutuDg  der 
Qrols^rundherrschaft  vom  nadonalökonomisdnen  Standpimkte  be- 
tmchtfll,  mehr  in  dem  gewaltigeii  Anstois,  der  durch  die  eiele 
groläertige  Fh>diiktiQn8regidieni]ig  der  WlrtBehaftiarbett  des  Voll» 
anf  aDcn  Gebieten  gegeben  wurde,  als  In  den  Ansätzen  zu  einem 
nationalen  Handel.  Denn  immer  war  es  meist  doch  das  be- 
schränkte Gebiet  der  einzelnen  Grofsgrundherrschaften,  innerhalb 
dessen  jener  Austausch  vollzogen  wurde;  die  auf  d^n  Marktver- 
kauf gerichtete  i  i  (3dukHon  lag  zunächst  aulserli all»  ilires  Gesichts- 
kreises Die  B»  dürtiiisse  der  einzelnen  Orol'sf:;nindherrschaften 
waren  für  die  Art  der  Produktion  maßgebend  ^  und  danu  fehlte 
denen,  die  den  Austausch  vermittelten,  das  erste  Erfordernis, 
deMeD  der  Kanimaiiii  bedarf:  die  freie  Bewegungsmöglichkeit 
nadi  alien  Seiten  hin.  Jene  scaiemamii  waren  GmndbOrige,  an 
die  Scholle  eebunden»  wenn  auch  innerhalb  der  Orundherretaiaft 
adbst  bewej^ch.  Ein  eigenüieher  Knnfinannartand  konnte  aus 
ihnen  zunächst  nicht  hervorgehen  ;  aber  das  stärkste  Ferment 
socr'f^Ier  Klassenbildung,  die  Verschiedenheit  der  Benifei  leigt  hier 
bereits  seine  ersten  Wirkungen. 

Diese  n<ue  Arbeitsteilung,  die  Sondeiiing  der  Berufe  und 
die  neue  Ohederung  der  Stünde  ward  aber  bedingt  und  ge- 
fordert nicht  nur  durch  die  Entv\icklung  der  socialen  und  wirt- 
schaftlichen Zustände,  sondern  vor  allem  in  Deutschland  auch 
dmpch  den  gewaltigen  politischen  Aufschwung ,  dem  es  im  10. 
Jahrhmidert  In  der  HmA  der  kräftigen  sHclieiachen  LudotöMr 
entgegengefttlurt  wurde.  Es  war  dne  Oonaoh'dierung  aller  Zn- 
iiande,  die  zugleich  im  Selbstbewufstsdn  des  Volkes  die  Idee 
snMrnalifmalen  Zusammengehörigkeit  zuerst  emporkommen  liefs'. 
Kurz  vorher  hatte  sich  die  karoHngische  Monarchie  im  Vertrage 
von  Mersen  nach  Mafsgabe  der  verschiedenen  Spraclien  geteilt; 
in  jener  Zeit  ist  das  Wort:  diutisk  als  Bezeichnung  der  deutschen 
Volkssprache  zuerst  aufgekommen;  es  wird  ira  Ii).  Jahrhundert 
stierst  in  Deutschland  selbst  zur  ße/.eichnuu^  des  Volkes  als 
nationaler  Typus  gebraucht*. 

Gerade  solche  Zeiten  sind  es,  die  für  eine  starke  Volkaver- 
melmn^,  fdsr  ein  rasches  Anschwellen  der  Yolkskraft  den  fracht- 


*  Bekannt  ist  die  jetzt  von  niemandem  mehr  aufrecht  erhaltene 
ilypotbese  Xitzschs  (Miuisterialität  und  BurgerUua  S.  lÖ  ff.),  d&Ta  in 
diesen  Leuten  die  ersten  Elemente  des  epftteren  Kauftnanns-  mid  Bfixger- 
standc"  /II  siiclifMi  seien. 

'  Das  cip.  (!••  villis  zeigt  das  fast  in  jedem  raragrapben. 
'  S.  Schmoiier  a.  a.  Ü. 

*  La mp recht,  Dentache  GeBcblehte  I  12 f. 
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baren  Boden  bildend  Gerade  damals  aber  HeCsen  die  grofseD 
Rodungen  der  Markgenossenschaften  und  Gioffl^rundherrschafteii 
allmähBck  nach,  immer  zahlreicher  werden  die  Uufenteiiungen 
innerhalb  der  Markgenossenschaften  - ;  ftlr  alle  die  jUngeren  Söhne 
der  Markgenossen,  die  bis  dahin  in  Scharen  in  den  Urwald 
hinausgezogen  waren,  um  sich  durch  eigene  Arbeit  eine  neue 
Heimat  in  der  Wildnis  zu  erroden ,  war  jetzt  kein  Platz  mehr 
im  Lande.  Noch  fehlte  der  Abflufs,  der  später  diese  kräftigen 
Bauern  liinülicr  in  duü  Land  jenseits  der  P^lbe  fUhrte.  So  ward 
ein  Überbchuls  unbe^chülligter  frischer  Kraft  frei,  der  den  er- 
wachenden Handels-  und  Erwerbssinn  der  Nation  mit  Eifer  er- 
fassen und  in  raschem,  grofsartigem  Auftchwung  die  würtBChaft- 
liehe  Blüte  der  deutschen  Städte  im  12.  nnd  13.  Jahrhundert 
herbeiführen  konnte*.  Lannam  haben  sie  die  Juden  aus  ihrer 
beherrschenden  Stellung  im  Handel  yerdrängt  nnd  sich  an  deren 
Stelle  gesetzt  Ihre  eigentliche  Bedeutung,  —  wenn  ich  ho  sa^en 
darf  '  ihre  welthistorische  Stellung  erlangten  sie  erst  durch  aas 
Aufblühen  der  Städte  ^ 


1  Allordinga  stimmen  dazu  nicht  tlif  Zahlen,  die  Lampruclit 
OVirtschaftslcbea  1  1.  163)  für  das  Moßcilaud  mitteilt  (0^  "/o  iahrlicUe 
Zuuahine  von  900—1000  gegenfiber  1,1  %  von  800—900);  aber  einenetto 
ist  die  Grundlage  seiner  B<?r<'dmuug  eint'  >  In  1  I  ii  .  andererseits  zieht 
er  nur  djis  platte  Land  in  Betracht,  währcind  dif  daiiial«  gerade*  cmpor- 
blüheuden  Städte  sicher  einen  groftien  Teil  der  Herölkeruüg  vom  Lande 
wegzogen.  (S.  darflber  Below,  Hist  Zeitschrift  Bd.  59  8.  231.) 

*  Liiiiip recht,  Wirtschaftsleben  I  1197  f. 

^  Dazu  kam,  dafs  die  Grundherren  oft  Kaufloute  aus  dem  pruiiil- 
herrlichen  Verbände  eutlierscU)  um  sich  ihrer  auf  den  Märkten  als 
Mittelspersonen  zu  bedienen.  Inama- Stern  egg  II  871  Anm.  2: 
Mercator  no^^tcr  W,  a  predece88oribut4  nostris  libertate  donatui*. 

*  Die  Littriatur  üYtor  den  Gegenstand  allein  an^?  tlen  letzten  Jaliren 
ist  ungelicuer;  nur  diese  ist  hier  im  wesentlichen  in  Betracht  gezogen 
worden.  Nachdem  durch  Belows  Arbeiten  zunächst  die  negative 
Kritik  herausgefordert  wurde,  hat  die  Frage  wieder  in  Flufs  gebracht: 
A.  Si  hiilte.  Uber  Ueichenaurr  Stndtrj^rnndnnpon  fZnitsclirift  für  Ge- 
schieht»- des  Oberrhein«.  1890).  Von  den  Sclirit'tcu,  dir  im  w  esentlichen 
Äuf  Sc  Ii  II  1 1 1'  lu  riilu  n  und  die  allgemeine  Frage  behandeln,  sind  be- 
nutzt: K.  Kühne,  Kiitst<hung  d  r  Stadtverfagsuiig  in  MhIhz,  W(»rms 
Speyer  (Gierkes  Untersuelnmgen.  1^>Ü0.  Heft  R.  So  Inn,  Die  Ent- 
stehung des  deutschen  Stfidtewesens.  1890:  G.  Kaufmann,  Zur  Ent- 
stehung <les  deutschen  Städtewesens  (Munsterer  Programm.  1890); 
J.  E.  Knntzc,  Die  deutsehen  Stadt  Lrnndungeu.  1891;  E.  Gothein. 
Wirtschattsgesehichte  des  badischen  Schwarzwaldos.  Lieferung  1 — T). 
1891.  Nach  Vollendung  vorliegender  Arbeit  erschienen  weiter  eine  Reibe 
von  Aufsätzen  von  Vart;es,  Kruse,  Bernhcioi,  die  fast  alle  kriti- 
sierend Sohm  und  Schulte  zu  TamVm'  Ufingen.  Als  die  \\  it  htipsfen 
sind  aufserdem  zu  nennen:  Laraprecht,  Ursprung  des  Städte wesens 
und  des  Bürgertums  in  Deutschland  (Hiator.  Zeitschf.  1891.  S.  38ti~424) 
und  die  gröfseren  Arbeiten  von  Hegel,  Städte  und  Gilden;  nndBeloWr 
ürapniTiir  der  dciit-ehon  Stinlt\'('rrMS3Ung, 

Line  iängi'r«  Ansieinandersetzung  mit  all  den  in  dieser  reichen 
Littenitur  niederg«  !•  i^ten  Ansichten  kpnnte  natQrlteb  meine  Aufgabe 
nicht  s<'in:  im  wesentlichen  schliefse  ich  mich  »n  Gothein  an.  Von 
Alteren  Arbeiten  sind  hauptsächlich  die  von  Arnold,  Heusler  und 
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AnfftBffe  dM  StädtowMeis. 

a.  Kaufleute  uud  Kauficuterecht.  Kaufleute- 
gericht. 

Aus  den  Kaufleuten  hat  sich  im  Laufe  des  10.  Jahrhunderts 
der  Kaufmannsstmd  gebildet;  es  ist  im  deutscheo  Mittelalter 
—  9thm  wir  von  den  Oeistlichen  Ab  —  dio  erst»  Staodei* 


Sehröder,  tin<l  fi'ir  das  Thsitsiichlicho  auch  dio  von  Maurfr  horange- 
zogen  worden.  Gerade  dieser  Forscher  ist  nach  meiner  Meinung  in 
letzter  Zeit  gar  tn  sehr  mitemehAtst  worden.  Sehen  das  nngehenere 
Material,  das  in  dem  Hnch»'  vorarboitet  ist,  vordient  mehr  Iii  aehfung 
alf«  man  ihm  heute  schenkt.  Dafs  der  Hanchd  (his  eig<'ntlich  treibende 
Moment  bei  der  Umwandlung  der  ulteu  in  die  neuen  Zustande,  bei  der 
Entstehiuig  einer  für  das  Mittelalter  neuen  wirtscluiftlichen,  socialen  und 
politischen  Bildun^r^^^^nrn»  pow  esen  \M,  ist  doeh^  schon  richtig  von  ihtn, 
ebenso  wie  von  Sehröder  und  Waitz  erkannt,  ulh'rdings  gegenüber 
tK'inem  leitenden  Grundgedanken  ganz  zurückgedrängt  worden.  Ich 
eHiore  nur  I  1!).S:  Oaa  Inarktrecht  war  nichts  anderes  als  das  mit  dem 
freien  Marktverkehr  verbundene  IJecht  (h'r  freien  Kaufh'ute.  I 
Das  Recht  der  freien  Kaufleute  oder  das  Marktrecht  war  demnach  die 
Seele  de»  alten  Stadtrechts;  die  Stadtbürger  »elbst  waren  Kanflente 
oder  Marktleute.  1  440:  Diesi'r  besondere  Königsfriede  war  nun  öfters 
.  .  .  .  zuerst  auf  die  Kaufleute  und  die  Marktleute  bescliränkt.  Unter 
dem  Eintlufs  des  Gottesfrieden.s  (e.n  ist  die  Theorie  von  Kluckhohn  und 
S^michon)  wurde  derselbe  auf  alle  ßürcer  und  auf  das  gaase  Jahr  er* 
weitert  uml  ist  dadurch  zu  einem  ständigen  Stadtfrieden  geworden.  — 
Vgl.  auch  Liese  gang,  Forschungen  zur  prcufsischeu  Geschichte  III  57. 
Dafs  die  fotwickloiu^  yon  Handel  nnd  Verkelir  als  «treibende  Kraft" 
bei  der  Entstehung  aea  St&dtewesens  ihre  Rolle  gespielt,  erkennt  auch 
Below  zu  wiederliolten  Malen  an;  allein  wenn  er  meint,  dafs  der  Ver- 
fassungshintoriker  die  Betrachtung  dieser  die  Entwicklung  vorwärts 
treibenden  ^Motive"  dem  Wirt.schaftBhiatoriker  uberlassen,  ndi  selbst 
darauf  boscl» ranken  inüs-e.  die  Frage  nach  der  Fänriclitung.  aus  welcher 
das  neue  Institut  entsteht,  zu  entscheiden  —  so  scheint  er  mir  damit 
ein  Prinzip  aufgestellt  an  nahen,  das  —  wenn  Uberhanpt  dnrehftthrbar  — 
zu  mannigfach«'n  Trugscldüssen  fQhren  mufs.  Peuu  eine  Institution 
läfst  sirli  ni<'ht  abgetrennt  von  den  Ursachen  betrachten,  die  sie  ins 
Leben  riefen.  Wenn  z.  B.  die  Stadt  spater  überall  die  gleiciien  Ver- 
waltungsfunktionen hat  wie  die  Landgemeinde,  ist  darum  <ler  Schlnfii 
gerecbtf<'rtiLrf .  dafs  sie  in  ihren  ersten  Anfängen  an  die  Landgemeinde 
direkt  anknüpft V  Selbstverständlich  darf  man  nicht  die  beeintlussendeu 
Motive  und  die  beeintlufsten  Institutionen  durcheinanderwerfen,  wenn 
idi  ao  tagen  darf,  das  aktive  und  das  passive  Moment  vermischen,  aber 
ebensowenig  das  eine  von  der  Betrachtung  ganz  aussclu'iden.  Die  Frage- 
Hteilung:  wie  liaben  die  neuen  V'erhüitnisse  auf  die  alten  luHtitutioncu 
gewirkt,  scheint  mir  <Ue  einsig  richtige  sn  sein.  —  Eine  sweite  Ein- 
wendung, die  ich  gegen  Below  /.u  machen  habe,  ist  die,  dafs  er  sozu- 
wigen  überall  den  Uechtshistoriker  herauskehrt,  indem  er  scharf  die 
Kompetenzen  der  einzelnen  Organe  zu  trennen  sucht,  wo  oft  nur  die 
Betrachtung  der  thatsächlichen,  nicht  der  rechtlicb(>n  Verhältnisse  uns 
Aufschluf-  '.'eben  kann.  Weniger  an  der  retditlichen  Kompetenz  der 
Landgemeinde  lag  e«,  dafs  sie  Mafs  und  Gewicht  ordnete,  als  an  deu 
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bildung,  bei  der  der  Beruf  das  eiosig  leitende  hemchende 
IVinzip  bildet.  Denn  bei  der  EnstehuDg  des  Ritterstandes 
haben  neben  der  kriegerischen  Beschüftigung  Lehnsherrlichkeit 
und  ^linisterialiüit  als  standesVjildende  Fermente  mitgewirkt.  Es 
war  natürlich  ,  daf-^  diese  erste  neue  sociale  Klns-f  nhildung ,  die 
die  Gegensatze  von  frei  und  tinfrei  zuerst  duixli  das  Rand  ge- 
meinsamer Sitte  und  genieinsamen  Berufs  tiberwarul ,  zunächst 
eine  Sonderstellung  im  Volke  einnehmen  mufste ;  zum  ersten 
Male  hatte  sich  tin  bewiglicheres  Element  in  diese  Kultur  der 
Sefshaftigkeit  eingedrängt,  für  welches  das  alte  liccht  der  bauer- 
lichen Markgenossen  nicbt  mehr  genügen  konnte.  In  Deutsdilaaid, 
wie  ttberall,  haben  wir  uns  den  Handel  snnSchst  ala  einen 
wandernden,  eine  Art  Earavane-  und  Hausierhandel  su  denken, 
und  die  Festsetzung  einer  grOfseren  Anzahl  Ton  Kaufleuten  an 
bestimmten,  gtlnstig  gelegenen  Marktplätzen  erfolgte  erst  in 
spflterer  Zeit.  Der  Friede,  der  den  AcKerbauer  innerhalb  seiner 
Jlarkgienossensdiaft  schtttate,  konnte  dem  in  die  Ferne  reisenden 
KaufVnann  wenig  nfUzen.  Nach  zwei  Seiten  wurde  ihm  zunjtchst 
ein  Frsatz  geseliafft'n r  dureii  den  Kaufleutefrirdon  und  das  Kauf- 
Ifiitci'eciil  einerseits,  den  Marktlrieden  und  das  Marktrecht  ;inderer- 
bcits.  Zwischen  h«  id(  u  gelien  die  verbindenden  Fiiden  mannigfach 
hin  und  her*,  aber  eine  isolierte  Betrachtung  beider  wird  da» 
Verstaiuhiis  heider  erleichtern. 

In  den  Urkunden  des  11.  Jahrhunderte»  —  vereinzelt  auch 
schon  im  10.  —  treten  uns  die  mercatorea  Allemanniae,  die 
homines  de  AUemannia,  die  bomines  tmperatoris,  die  mercatorea 
nublici  oder  locorum  publicorum  als  bestimmter,  redidich 
fixierter  Begriff  entgegen.  Zu  dem  Kaufmannsstand  war 
das  Kaufleute  recht  getreten.  Aus  swei  Wurzeln  ist  es 
hervoi*gewach8en :  es  entstammte  einmal  dem  königlichen 
SchutaeS  wie  er  früher  den  Juden  und  überhaupt  allen 
an  sich  rechtlosen  Fremden  gewährt  worden  war.  wie  er  jetat 
den  deutschen  Kaufleuten  zu  teil  ward;  nndt  rrrseits  der 
^löghchkeit  freier  ]>ew(>prung,  wie  «ie  ein  charakteristisches 
Merkmal,  ein  notwendiges  Erfordernis  kaulhiMnnischen  l^ruti'S 
bildet.  Bei  di  r  starken  Verbreitung  der  Hön;:keit  erhielten  die 
Kaufleute  anfangs  diese  Mögh'ehkeit  oft  nur  durch  öffentlich- 
rechtliche  Übertragung  im  iCinzelfall ;  sie  ist  dann  iu  gewohn- 
heitsrechtlicher Festsetzung  zum  btandesrecht  geworden.  —  Beide 
Faktoren  haben  mttchtig  auf  die  Rechtifaildung  eingewirkt  Als 
dritter  kommt  dann  —  aUerdings  für  die  Rechts  bildung  Ton 
weit  geringerer  Bedeutung  —  spater  die  freie  SelhstorganisatioB 
der  Kaufleute  in  Gilden  hinau.   Die  Grundformen  dieses  Kauf- 

tliatsHchllchfii.  wirtschaftlichen  Verhältnissen.  Icli  verweise  hier  nor 
aut  <Uo  troff hchen  Bemerkungen ,  die  Bernlieim  (Qnidde^i  Zeitt»chriit 
1892)  p'jrcn  «len  gleichen  Fehlpr  Sohms  macht. 

'  Mit  Hecht  schemt  mir  Lam{>recht  auch  auf  den  Schutz  durch 
die  Kirche  hiiiznwei»ett.   Histor.  Zeiteehr.  67  S.  404. 
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leatBaondareditB  hat  zuerst  Gothein*  Kiisammeiigestellt.  Es  ttod 
▼or  allem  der  „Königsfrieden'',  d.  h.  der  besondere  Schute  UDter 
Königsbann  überall  im  Lande  ^,  andererseits  teilweise  oder  gfinz- 
lfo^»>  Frf»i?:iipn!:'kf>ft .  Freiheit  von  den  sonst  liHiVhf'n  Verkehrs- 
g(  hninkcn.  vor  aiieni  von  Zoll  etc.,  ein  freierer  Kcclits^an^  in 
bchiildsachen,  einige  Milderungen  im  Strafrecht  und  Stratprozefd, 
endlich  eine  freiere  Form  der  Verlilgung  über  Erb  und  Kigen, 
wie  sie  sich  später  in  der  Stadtleihe  findet^.  Aus  diesen  ent- 
wickdit  sieh  dann  ein  beeonderar  Qeriolilaitend,  eine  Keehttprecliung 
m  eigenen  AngeJegenheiten ,  vor  allem  in  Sechen  des  Verkefaare> 
ein  kaufmännisches  Sondergerieht^. 

Dieses  Sondergericht  knllpft  nun  andererseits  an  an  das  be- 
sondere  Recht  des  Marktes,  an  dem  sich  eine  Kaufmannsgemeinde 
bildf'f  Tn  üini  erblirke  ich  den  '/.weiten  FaktOT,  der  die  Ana* 
bilduDg  des  6tadtrechts  beeinÜuUit  hat^. 

>  Wirtschaftsgeschichte,  Einleltang  8.  10. 

*  Dazu  kam  dann  durch  die  Bt'wr^nii^  des  11.  Jahrhunderts  die 

tieuga  Dci,  die  hauptsächlich  dcTi  K.uiflcuten  zu  prntp  kam:  Parem  voro 
piaecipae  et  semper  ubique  uinnibus  ecclesiis  et  eanim  atruis  pacem 
deriels  enniibwi  et  feminuL  mercatonbiw  tUc  FOr  Frankreich  s.  B.  Pri- 
vileg fnr  Mantes  (franz.  Ubersetzung  bei  Derand  et  Grave:  chromque 
de  Mantes):  Aussi,  que  les  marchands  passant  ou  meme  demeurant,  soient 
Pendant  tout  le  temps  (omnibus  diebus)  laissi^s  en  paix.  Daneben  findet 
ach  noch  eine  Bestimmung,  die  den  sum  Markt  BeSseDden  Schutz  ver- 
mpricht.  —  Nicht  die  Märkte,  sondern  die  Peieonen  der  Kanfleate 
orfaieiten  diesen  besonderen  Schutz. 

*  Ob  sich  aus  dem  Kaufleuterecht  auch  schon  die  freieren  Formen 
des  Erbrechts  herleiten  las^ien,  wie  wir  ne  später  in  den  Stadtrechten, 
'b^f«r»ndor5  in  Flnndcm  finden,  oder  ob  dieer  erst  Pffidukt  der  sp&tCfen 
Ktädtischen  Kntvricklung  sind,  vermag  ich  nicht  zu  entscheiden. 

*  8.  s.  B.  Privil^  ffir  Allensbaeh:  ipsi  anfem  roercatores  inter  se 
vel  inttT  alios  nulln  alia  faciant  iiiditia  pnu-ffniuani  (\xino  Coiistan- 
ticnsibus  Basilieusibus  et  omnibus  mercatoribus  ab  anti(|iiir4  t*  niporibits 
sunt  concessft;  ferner  vor  allem  die  oft  citierte  Quedliuburgor  Urkunde: 
ut  per  omnes  nostri  regni  mercatns  ubique  suum  liberum  exerceant  ne- 
^»AtiTiiM  ft  fall  (loinceps  lege  ac  tfT-t:r  i:i  vfv  int.  quali  ukti  atoros  de 
Crt^laria  et  de  Magdeborgo  antccet^^oruiü  uot^trurum  impcriali  ac  regaü 
tradiÜone  tiri  mmt  et  ntontur  et  nt  de  omnibns.iqnae  ad  dbaria  per- 
tment,  int«.*r  s»'  iiidlor-nt. 

Lacornhlet  I  283:  quod  miUti?  morcator  vel  quelibet  alia  per- 
fionH  in  mindinis  mcrcatorein  in  caiLsa  diicat  pro  debito  solvendo,  vel 
alio  quoll r  uegocio  quod  ante  nundinas  perpetratum  ftierit.  Hier  ver- 
quickt        Kaufleiitr  und  Marktrcclit.  Si.he  Inama-Sternegg  II  37'. 

In  der  Freiburgcr  Gründung^urkunde  von  1120  heifst  c»:  Si  qua 
dbeeptatio  vel  qaaestio  infeer  bürge nsea  meo«  orte  fiierit,  non  sectindnm 
inenm  arbitrinm  vel  rectoria  eomm  discntietnr,  ned  pro  con8uetudinario 
et  le^itimo  fnr(>  nrnninm  meicatonun,  praedpne  antem.  Coloniensinm 
examtnabitur  iudicio. 

Endlich  Urknnde  von  96f>:  Gründung  elnee  Marktes  in  Bremen: 
Quin  etiam  negotiatores  ciusdem  Iih  oIms  lori  nn-trar  tnicioivi-  j.atrncinio 
donavimus  praecipientet«  hoc  iroperatoriae  auctoritatis  praecepto,  quod 
in  omnibus  tali  patroeinentnr  tnfela  et  potiantur  iure,  qaali  ceterarum 
rqgalium  institores  urbium  (Bremer  Ukb.  I  No*  11). 

*  Soll  in  li:if  ciii-i  iti;.'  da-  If'tzterr  liervorp^^hoben.  Auf  ein  be««on- 
deres  Kautmannsrecht ,   daj*  dem  Siadtrecht  voranging,  hat  bereits 
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b.  Der  Marktfrieden  und  das  Marktrecht. 

Die  geistvolle  und  scharfsinnige  Unterauchnng  von  Rud.  Sohm 
kulminiert  in  der  Ilerleitnng  und  Erklärung  des  St.ultreelits 
dem  Marktr<^ht.  Weichbild ,  Bnrp^rfH'bt.  Stidtrct  Jit  siml  ver- 
schiedene Ik^zeichnungen  ftlr  den  einen  liegriff:  Reclit  des  dtindigcn 
Marktes;  daher  regal es  urb^  ^  ^larktstiidte.  Dies  Recht  ist  daa- 
selbe  Recht,  welclies  der  König  an  .-.einem  Hofe  hat,  sein  Frieden 
der  Königsfrieden  unter  dem  Konigsbann  von  ÜO  die5>er  wieder 
der  besondere  erhöhte  Friedeo  des  königlicheo  Hauses.  In  der 
Stadt  wird  der  KOnig  als  ständig  anwesend  Bubstituieit  (Krens, 
Handschnh);  sie  ist  daher  nach  Amtsrecfat  eine  königliche  Burg 
und  geniefst  den  königlichen  Burgfrieden.  Als  besonderer  Friedeni- 
bezirk  ist  die  Stadt  Asyl,  d.  b.  Iinmnnitttt;  sie  hat  als  soldie 
ein  besonderes  Stadtgericht. 

Die  Auffassung,  dafs  der  ^StadtMeden**  eine  Fortentwicklung 
des  Kaufleutefriedens  sei,  weist  Sohm  energisch  zurück;  er  glaubt 
vielmehr,  umgekehrt  beweisen  zu  könnr-n ,  dnls  dieser  erst  aus 
jenem  gefolgt  sei.  „Denn  aueh  wer  zum  König,  d.  h.  in  die 
Stadt  reist,  steht  unter  Königsfrieden."  Daran  kann  man,  glaube 
ich,  nicht  festhaitcn.  Gewil's  erstreckt  sich  der  königliche  Schutz 
in  den  Volksrechten  aucli  auf  den,  der  zum  König  reist;  aber 
sollte  das  wirklich  der  Ausgangspunkt  lur  den  besonderen  Schuu 
sein,  dessen  sich  alle  zum  Markt  Reisenden  erfreuten?  Liegt  es 
nicht  yiel  näher,  daran  zu  denken ,  dals  jener  besondere  Säuta 
eben  eine  notwendk^  VoranssetEnn^  in  jenen  Zeiten  für  waea 
einiffennalsen  gesiiferten  MarktveAehr  war,  dafs  vor  allem 
kannnftnnischer  Beruf  auch  vor  der  Entstehung  des  Stildtewesens 
ohne  einen  solchen  Schutz,  der  den  Kaufleuten  als  Stand,  nicht 
nur  als  Besuchern  des  Marktes  zu  teil  ward,  undenkbar  ist? 
Allerdings  glaube  ich  auch  nicht ,  dafs  man  das  Marktrecht  ohne 
weiteres  aus  dem  Kaufmannsrecht  herleiten  darf  ÄT;irktrn«*(len 
und  Kaufieutefrieden  habeTi  einr-n  Ursprung  in  der  Vcrlt  iliuug 
durch  die  oberst(;  öffentliche  (jewalt,  den  König.  FLs  sind  i;leieh- 
sam  zwei  Ströme .  die  eine  gemeinsame  Quelle  haben ,  sich  dann 
zuerst  trenneU|  um  sich  später  wieder  im  Stadtrecht  zu  yet* 
einigen  ^ 

Höniger  (in  einer  Bc^precbun^  Ton  Pappenbeim,  Schmoilers  Jahrb. 
IX  72^  hingewiesen,  der  allerdings  das  Marktrecbt  nur  als  Erweiterung 
des  Kaufleutem  hts  Jiuffafst.  Neuerdings  liat  dann  wieder  K  au  fiii.mn 
fi.  a.  (y.  S.  17  Aimi,  I  die  Vermutung  goiinf-^Tt,  dafs  das  Kaut  k  ulerecht 
neben  dem  Marktrecht  aU  Personal-  neben  dem  Realreclit  Quelle  de« 
Stadtrechts  sei.  Inania-Stern egg  (Wirtschaftsgeschichte  II 321  n.  976) 
nimmt  mit  Höniger  gegen  Sohm  an,  dafs  das  Recht  der  Kaafleute 
^nach  dem  Vorbiltlder  königlichen  Marktpriviligicn  zum  gemeinen  Recht 
des  Marktes  wurde".  Das  Recht  der  Kaufleute  im  allgemeinen  leitet 
er  ans  dem  Recht  einer  besonderen  Klasse,  der  privilegierten  K9nig9' 
kanfleut(>.  lier. 

^  Vielleicht  ist  es  erlaubt»  dafür  eine  Stelle  eines  fransdsiscfaen 
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El  kt  acbon  oben  gez«gt  worden  dafs  nnprIingHoh  in 
Zeiten  primitiver  Eidtar  jeder  Markt-  und  Handekplats  not* 
wendig  unter  einem  bestimmten  Frieden  stehen  mufste,  damit 
flberbaopt  ein  einigermafsen  gesicherter  Handel  ermöglicht  werden 
kiim«  Der  Wahrer  des  Friedens,  der  Verleiher  dieses  Schutzes 
ift  nun  im  germanischen  Staat  der  König  ^;  er  straft  die  Ver- 
brecher unter  seinem  Bann  von  60  Schillingen.  So  erklärt  sich 
die  Wahrunj^  dey  ISIarktt'riedens  unter  Königsbann.  Das 
Zeichen ,  dal's  der  Markt  dieses  besonderen  Friedens  geniefst, 
igt  das  Mal  —  ein  Kreuz ^,  ein  Koland.    Das  Zeichen,  dals 


Stadtreehts  ansafuhren;  im  Grunde  beruhen  doch  frsuKöstsches  und 

deutischps  >Ntädtew('8pn  auf  ijleicher  CTrundlage.  In  der  Bestätigung  des 
StadtrfM-hf-^  von  Mante>«  liurch  Ludwig  VJi  (Durand  et  Grave:  La  Chroni- 
4ue  de  Mantea  S.  120j  heifät  ea: 

§  4.  Hoc  etiam  nostre  Maj«>tati0  Instituto,  sancdmus  quod 
<|Dicuoique  pro  mercato  ad  Ca.strum  venerit,  ita  omnino 
irc  et  rodiro  q ii  i  et  ti  s  p  e  rm i  t  tatu  r,  ut  nunquam  vel  in  adventu, 
vel  in  reditu  ab  aiiquo  dinturbetur.  (Marktrecht.) 

%  5.  Mercatores  aatem  tranaeuntes  vel  ibidem  rema- 
uentes,  »UM  11  ib  u  8  d  ie  b  11  s  ([uicti  babcantur.  (Kaufleutcieiht.) 

Die  Kaut letifp  wev(b-ii  hier  also  ausdrücklich  von  den  übrigen Be* 
»ucher«  des  Markl«\H  uiit^Triciiieden. 

»  8.  18. 

'  Ich  ziehe  diese  ErkUiruug  derjeuigrn  Sohms,  der  den  Markt- 
frieden au!»  dem  besonderen  Frieden  de«  kr»nijEjIiehen  Hauscj^  erklärt, 
vor.  Die  Herb  itung  von  vicus-königlichefj  ilaiis,  die  dann  weiter  zur 
Eriilftruog  des  Worte« :  -Weichbild"  flihrt,  erncheint  mir  sehr  gekünstelt 
tiud  tut  mit  Recht  von  Kuntze  und  neuerdingj^  von  Vargen  (QuitMes 
Zoitfcbritt  W\l  S.  80 — 90)  a.  a.  O.  S.  47 f.  zurückgewienen  worden.  Viel- 
mehr t'laiib«;  ich,  dafs  sowohl  dt  r  Marktflieden  als  auch  der  Frieden  des 
II  Hauses,  wie  üb«  rhaupt  die  Ausscheidung  jedes  besonderen 
Friedeii^bc/irks  auf  uralte  rdii^ins«-  A'orstflliingen  ziirfiek^.nführen  sind. 
Hier  stt  bf  ich  auch  im  Gegensätze  zu  Gotbein,  der  8ich(S.  461)  Sohm 
in  die-.  Ml  Punkte  unbedingt  anschliefst.  Die  Statuierung  eines  bc- 
soml»  1«  II  F>ied«'ns  für  gewisse  Verhältnisse  tritt  be  sonders  in  den  nor- 
dischen R<M  !tti  ii  lu  rvnr,  -  .Si(;he  z.  B.  das  jütische  Königsge=;*  bei 
L<^hinann,  Kruiigsfriedr  der  Nordgernianen  S.  148.  ,,Krsciibigt  ein 
Mann  einen  andern  im  Heere  oder  in  der  Versammlung  oder  auf  dem 
Thinge  oder  Tliingwege  oder  in  seinem  eigenen  Hause  oder  in  dem 
Herd,  in  welchem  der  König  ist,  oder  in  aer  Kirrbi-.  (»der  anf  dein 
Kirchhofe,  oder  auf  der  Messe,  oder  wührentl  der  Bauer  seinen  eigenen 
Ptltig  hilt  ....  da  brifse  der.  welcher  erschlug,  aufser  rechter  Hannes- 
bnfte  40  M.  den  Erben  des  Erschlagenen  und  ebenso  dem  Könige,  wenn 
•»r  sf'in<-ii  Frieden  behält  uv<]  'u  Bufse  kommt.'*  Eben  in  der  Zeit,  da 
der  König  nicht  mehr  im  ataude  ist  —  auf  dem  Kontinent  —  meinen 
Frieden  aufrecht  zu  erhalten,  tritt  die  Kirche  mit  ihrem  Qottesfirieden 
an  .«eine  Seite.   Vgl.  jetzt  auch  Hegel  I  278;  II  246. 

•Siehe  ferner  nir  Kuglund  Gneist:  Englische  Verfassungsgescbiclito 
S.  21.  Darnach  erstreckt  sich  der  besondere  Künigsfrieden  in  England 
cor  Zeit  der  Angelsachsen  auf  Haus  und  Hof  des  KOuigs,  Kirchen  und 
R]6«ter  —  auf  die  Zeit  des  Heerbanns»  der  Volks-  und  Gerichtsver- 
p-HnTnbinir»-Tj.  Marktr  utmI  Gildeverioammlungen  ctc;  —  auf  gewisse 
Fersonenkreise,  Witweu,  Geistliche  etc. 

*  Das  Rreus  ist  also  meiner  Meinung  nach  nicht  das  Zeichen  des 
Kftnig«,  sondern  das  Zeichen  des  Friedens;  es  ist  als  Folches  an  die 
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«■  der  König  ist,  der  den  Frieden  wahrt,  ist  der  könig^che 

Handschuh  ^ 

Dieser  besondere  Frieden  unter  Königsbann  ^alt  zunächet 
nur  für  die  Dauer  des  Marktes.  Aber  während  dieser  Zeit  er» 
streckte  er  sich  auf  alle  fieeucher  des  Marktes,  nicht  nur  auf 
die  Kaufleute,  sondern  auch  auf  die  Bauern,  die  Dienstmanneu 

der  Kl^>stor  etc.,  die  auf  dem  Markte  ihre  EinkHufe  machten-. 

Der  ^larktfriede  ist  lokal  mehr  oder  minder  beschntnkt. 
oft  auf  den  Platz,  an  welchem  der  Markt  gehalten  wird,  oil  aui 
eine  Meile  im  Umfangt. 

Stelle  irgend  eiti<^8  uralten  Marktfetisches  getreten,  der  nschber  wohl 
auch  die  Gestalt  «Irr  Rolauds^Hulen  angenommen  hat.  Das  Kreuz  er- 
scheint auch  als  (i renzzeichen  des  Frif'(!<  ii«?lM'7irks  (Gothein  f*.  i:^.'iV  In 
den  slavischeu  Dürtern  des  Wendlandei^  lindot  tsieh  ein  l*fahl  als  Zeichen 
des  gemeinsamen  VersammlnngBplatzes.  Dieser  wird  npfiter  durch  ein 
Kreuz  ersetzt  (Lippert  II  979).  Die  Ausfiihningen  Runtzes,  der  das 
niittelnlterliche  Stndtkrenz  in  Zasammenhanp:  hrinprt  mit  ih  m  konstan- 
tintsi'heu  Kreuz  auf  dem  forum  Bomanum  und  dem  Kreuz  der  rümiechen 
Legionäre  in  den  Gamisonütftdteii,  wollen  mir  nieht  recht  einleu^^teu. 

^  S.  Sehröder,  Deut  i  Ii-  Rpcht<5geschichte  S.  591:  Der  Hand- 
schuh,  da?«  «»perifinche  Symbol  <!*•>  königlichen  Marktbanns. 

•  Das  erheilt  aus  zahlreiciien  UrkuDdcnüteUen.  Siehe  vor  allem 
die  von  So  hm  und  Knntise  angeführten  Beispiele:  cunctis  euntibtis 
et  redeiintibus  ...  .  ]»:ir(  t  i  uh  uanno  nostro  nnnamus.  Ferner  je.  B, 
Urkunde  für  A  1 1  c  n  sb  ue  h.  Si  biilteS.  168  f.:  ut  quicumque  et  unde- 
cumque  ad  Knpradictum  mcreatum  venire  voluorit  secure  et  pacifice 
▼eniat  et  quue  negotia  rationabiliter  volnent  ezerceat  comparet  et 
vendat  atque  ad  propria  cum  omni  paeif  securitate  re<leat.  Aaiunctum 
est  etiatn  nt  quicumque  praedietam  monetam  et  bannum  infringere  vel 
condeiiuiMif  presumpserit  vel  aiiqiiem  illue  veniouttjm  mulcütaverit 
eandem  poenam  et  imperiale  bannum  persolvat,  quod  solvore  debet,  qui 
Mogontunum  et  Wormaticnse  ant  Gonstantlense  mereatum  dissipare  et 
annullare  temptat. 

La  nip  recht,    Wirtschaftsleben  II  2G5  Aum.  2:  in  i'iucinaha 

 publicum  habeatnr  merchatnm,  enm  theloneo  moneta  <>t  banno; 

inde  inipcriali  iiilx  inus  potentia,  ut  omnes  hominej»  causa  n»  j^ntiatloni» 
ad  ipsuiii  incrcatiim  iripunt«-^  nopotiaiitos,  otnitrs  (*t  redeuntcs  taieni 
pacem  obtiueant  uualein  detinent,  qui  nontra  jxiblica  merchata  visitcnt. 
Quicumque  yero  de  his  aliquem  inqaietaverit,  nostrum  imperialem  baa> 
num  compoTiat 

Lamp  recht  II  266  Anm.  4:  Walram  von  Köln  verlegt  eiuen 
Wocheumarkt  von  Lach  nach  Andernach  und  verfugt:  ut  omiies  et 
flinguli  ad  ip^an  nundinas  annis  singulis  venientes  per  novem  dies  antA 
et  per  novem  die--  po^it  Hbertato  otniil  modo  fruantur  nie  ouoil  nullus 
alium  in  ipsis  novem  diebus  ante  et  post  sie  statutin  in  uicto  nostro 
oppido  Audemaccusi  in  rebus  et  corpore  suo  arrestare  vel  impetero 
vaieat  uUo  modo,  illi»  dumtaxat  e.xceptis,  qui  nui«tri  dictorumcj^ue  nostro- 
rum  oppidaiionim  sunt  inimici  aut  (jtii  oos  spolÜH  vel  incendii«*  tempore 
aliquo  molestarunt.  Oft  geniefsrn  übrigens  auch  Verbrecher  auf  dem 
Markt  Asylschutz.  In  Uiuia  heifst  e«  noch  im  Stadtrecht  von  1364 
(Forschungen  zur  deutschen  Geschichte  XI  VX\):  Item  gheste  de  veylinge 
to  Unna  brenget,  dat  sie  an  welkerhande  ghude  dat  sy  de  moyg«'n  erc 
ghut  in  eren  vreddagheu  vcrkopen;  do  wanner  de  vrede  utc  is,  he 
sal  SIL  ghiit  euevech  vuren  undo  bute  vreddaghen  dar  nicht  langer 
stan,  he  ne  [do]  dat  mvt  orlove  des  Stades  (sic !)• 

3  Siehe  Lamp  recht  Ii  267. 
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Der  Markt  frieden  fimd  nun  seinen  Ausdruck  in  eineni 

besonderen  Marktrecht,  das  im  allgemeinen  den  eesichertOD 
liarktverkehr  durch  erhöhte  vStrafen,  Konstruktion  oesonderer 
Vergehen  w-ilirend  der  Marktzeit  etc.  verbürgte,  im  einzelnen 
sich  auf  die  verschiedenste  Weise  ausf^estalten  konnte  V  Die 
Strafen  fUr  den  Bruch  des  Marktrechts  fallen  urspr  iiiLclich  dem 
Könige  zu.  Die  Verleihung  deä  Marktrcclits  ist  anfanglich 
steu  Regal*.  Verbunden  mit  derselben  ist  in  der  Regel  die* 
jenige  Ton  ZoQ  und  Mflnae. 

&  Stadt  und  Stadtrecht 

Ist  nun  aas  dem  Marktrecht  ein  btadtrecht  geworden  und 
wie  bat  man  sich  diesen  Umbildungsprozcis  im  einzelneu  vorzu- 
stellen? Sobm  bat  aobarf  den  QenchtBpunkt  in  den  Vordeiqgrund 
gesteDt,  dab  die  Stadt  stttndiirer  Markt  iet,  dafo  tie  ab  aolche 

kontinuierlich  unter  Marktreeht  steht,  während  der  ländliche 
Markt  diiniJbe  nur  periodisch  geniefst.  Aber  damit  allein  eeheinen 
mir  die  entscheidenaen  Momente  nicht  erschöpft  zn  sein.  Auch 
die  Stadt  geniefst  worauf  schon  Katifrnnnn  hingewiesen  hat, — 
aii'W  ihrem  Suulttrieden  noch  zui*  Zeit  des  Jahrmarkts  einen 
besonderen  Frietlen .  der  durch  ein  eigenes  Kreuz  svmboliisch 
angedeutet  wird.  Aus  dem  Marktrecht  allein  kann  aas  Stadt- 
recht  nicht  hervorgegangen  sein*.  Vielmehr  scheint  mir  die 
Fortbadoitf  dei  MarktreditB  zum  Stadtreeht  vor  allem  daroh  den 
Umstand  bewirkt  worden  in  lein,  daft  sur  Aufreehterhaltung 
des  Marktfiiedens ,  zur  Schlichtung  der  Streitigkeiten  Uber  Markt* 
frerel,  die  Stadt  als  besonderer  Gerichtsbezirk  aus  dem  allgemeinen 
Landrechtsverbande  eximiert  wird^.  Dazu  aber  war  nötig ,  dafs 
sich  am  Orte,  wo  der  Markt  gehnlten  wunle.  eine  Anzahl  von 
Leuten  niederste  lassen  hatte,  in  deren  besoiid*  nun  Interesse  die 
Aufrechterhaltun^;  und  Wahrung  des  Marktthedens  la;:^;  d.  h. 
dafs  sich  an  dem  betreffenden  (Jrte  eine  nach  Kaufmannsrecht 
lebende  Gemeinde  '  bildete ,  sei  es  da!s  die  ansässigen  Bauern  alle 
oder  snmTefl  m  kanfinftnniachem  Beruf  ttbei^gingen,  sei  ea  data 
eme  grOftere  Zahl  kaufinännischer  Elemente  aiä  an  dem  be- 
treffenden Ort  niederlit^Psen.  Erst  dadurch  wurde  eben  der 
Markt  cum  slftndigen  Markt»  anr  Stadt 


1  Siehe  8.  75 f  Anm.  2  die  Beispiele!   Diei^c  A usge^ttaltuiiff  im 

einzelnoii  Ist  natürlich  bcdin^rt  durch  d&»  lokale  Laiidrecht,  auf  das 
neuerdings  lieiow  imd  vor  allem  Varges  so  enerKtsch  hinge* 
wiegen  haben. 

S..l,m  S.  33. 

^  i{<>rti  z.  U..  d:is  (ioc  lt  sicherlich  als  Stadt  angelegt  ist»  erh&lt  nur 
jährlich  einen  zweimal  achttägigen  Markt. 
♦  Vgl.  vor  allem  Gotbein  8.  8ff. 

"  Dafs  i'ino  solche  Kaufrnaiiiisfxcmeinde  sich  vorzugswoisp  an  soU-lirn 
Plätzen  bildete,  in  denen  die  Bedingungen  zn  einer  sicheren  und  ruhipm 
FortentwieJtlung  von  vornherein  gegeben  waren,  ist  ja  ganz  natürlich. 
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Das  Stadtiecht  ist  nicht  aus  dem  Marktretht  allein  hervor- 
gegangen; es  ist  eine  Verschmelzung  des  Gewolmh«  itsrechts  de» 
auf  seinen  R«^isrn  geschützten  Kaufmanns  mit  dem  Redifo  (\c^ 
brfrledeti-n  M;irktcs^.  Erat  da  kann  man  von  einer  „8üidt  im 
Kt'ciitssinn"  reden,  wo  das  Hecht  des  gemeinen  Kaufmanns  sich 
fixiert  liat  und  aus^^edehnt  hat  über  den  ganzen  Friedensbezirk  de^ 
Marktes.  Innerhalb  dieses  Friedensbezirks  wird  nach  dem  Recht 
der  Kaufleute  Recht  gesprochen-,  oft  —  aber  nicht  überall  — 
im  genossenschafllichen  Gericht,  das  der  Stadtherr,  der  die 
Rechtiprechiiiig  flbt,  prändiert  Der  Kauinann  ut  bo  der 
eigentbche  Bürger  der  späteren  Stadt',  einerlei,  ob  er  frei  oder 
unfrei  sei,  und  jeder  steht  insoweit  unter  Stadlgericht,  als  die 
AngelMnheit,  die  ihn  vor  Gericht  bringt,  nach  Kauf  leuterecht 
beitfteitt  wird'.  Hierdurch  ist  zuerst,  wie  Gothein  (S.  11)  fino 
bemerkt,  das  deutschrechtliche  Prinsip  durchbrochen  worden. 


Daher  die  Erscheinung,  dafs  die  alten  Römerstädto  mit  iliren  trüinnifr- 
haften  Resten  rOmischer  Einrichtmigeii  und  alter  BofoHtigang,  mit  ihrer 

vor«ichtiff  ausgewählt »  n  f.age,  zuerst  aticli  im  Mltti  lalti  r  wirder  auf- 
bluhoTi,  daf»  viele  iStädte  aus  Bi.schofssitzen  oder  Klöstern  mit  ihrer 
Iiiimuiiität  und  ihrem  Kirtln  ufrieden  erwuchsen,  dafs  Wele  sich  au 
königliche  Pfillzea  mit  ihrem  regen  Verkehr  und  lebhaften  Warenum* 
satz  anlehnten,  etc.  Die  Bildung  der  Kaufinannsgemeinde  fii  lltst  konnte 
auf  die  verschiedenste  Weise  vor  sich  geht-u.  Da*«  Beispiel  von  Allens- 
bach zcM'^rt,  wie  die  Bancragemeinde  durch  Übergang  zu  Kaufmannischeiu 
Beruf  zur  Kaufmannjigcineindc  wiid^  dasjenige  von  Freiburg,  wie  «ie 
durch  Herbeirufang  einer  Anzahl  Kau^ieute  direkt  ins  Leben  ge- 
rufen wird. 

'  Vcrgl.  vor  allem  Gotbein  8.  8  fF.:  Marktrecht  uml  Kaufleute- 
recht sind  nicht  immer  in  einer  Richtimg  ^'rt:aiit,'<  n ,  itondem  hie  und 
da  in  Konflikt  mit  einander  c:»»niten.  Die  Finki  nft««  au?;  drni  Markt- 
recht, die  der  Herr  des  Marktes  genofs,  konntt  u  durch  die  neuen  Recht.*»- 
gewohnheiten  der  Kaufinannsgemeinde  leicht  gesehmillcrt  werden.  Daher 
erklärt  sich  die  Stelle  des  AUensbacher  Privilegs:  Statnimus  ctiam  ut 
tri^ii-^  vi«  il)Ut^  in  anno  p<  r  '(uatuordecim  dies  m*»rcatnrrs  vint  m  v«  l  alias 
res  uüu  vendant,  donec  res  abbatis  venuudentur;  et  si  qui  violatores 
inventi  fiierint  imperiale  bannum  persolvere  cogantur.  Ebenso  behält 
sich  der  Bischof  von  Basel  6  Wochen  lang  im  Jahre  den  Detailhandel 
mit  Wein  vor.    .rjntlM  in  I  .S22.) 

•  Auch  die  b«'kunute  oft  angeführte  Stelle  des  Magdeburger  Reehts- 
bnch«  cap.  IV  §  2f  erhält  dadurch  einen  guten  Sinn.  Der  König  gul> 
den  Kautieuten  das  Recht,  das  er  täglich  an  seinem  Hofe  hatte,  d.  h. 
er  gnwährt  thnf^n  <\i'n  crliühfeu  Königsfrieden,  auf  tlmi  .]a-  Kauf  leute- 
reciit  basiert.  Handschuh  und  Kreuz  bezeichnen  andererseits  üvu  Frieden 
des  Marktes.  Aus  beiden  zusammen  ist  dann  da«i  Weichbild  d.  U. 
Stadtrecht  erwachsen. 

'  Vgl.  aueh  Frensdorff,   Dortmund  S.  XVI:  dem  Berufe 

der  emptores  (d.  h.  [in  Dortmund]  u«*gotiatoresj  bildet  sich  hier  wie 
anderwärts  der  freie  und  unfreie  Herkunft  überwindende  Stand  der 
Bürger.  Ebenso  Geering,  Basel  S.  31:  Die  Kan Heute  bildeten  mit 
den  Achtbürgern  nneli  Wonnsitz  und  Verfassung  den  eigentlichen  Kern 
des  städtischen  Gemeinwesen»;  ihr  Gerichtshausi  die  eigentlich  bürger- 
liche Gerichtsstätte,  für  die  freieren  Elemente  sugleieh  der  Heid  der 
ganzen  städtisehen  .Autonomie,  steht  auf  dem  Ftsebmarkt  etc.!  —  Vgl. 
auch  iSchröder  S.  59df. 
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dafs  jeder  nur  von  Genossen  seines  Stnndes  gerichtet  werden 
könne.  —  (lewif^  ein  neuer  Beweis  datür,  welch  unL^ehenere 
Macht  die  Uleieliheit  des  Berufs  und  die  auf  ihr  bcTuhende 
Intm^enj^emeinschaft  iiieht  nur  im  socialen ,  sondern  auch  im 
Kcchlüleben  der  Volker  alkzeit  gewesen  i9t^ 

Wo  steh  der  Bezirk  dieser  Kaufmanns-  und  Marktgemeinde 
deckte  mit  den  Grenzen  der  Liandgemeinde ,  da  wird  auch  die 
Verfiusung  der  Landgemeiode  in  der  späteren  Stadtver£u8UDg 
so  erkennen  eein;  wo  die  Stadt  ab  Grafschaft,  als  Hundertschaft 
ans  dein  Landrechtsverbande  eximiert  wird,  werden  Grafschafts- 
resp.  Ilundertschaftsbeamte  sich  zunächst  an  ihrer  Spitze  finden* 
tmd  die  Entwicklung  der  Stadt  als  Gemeindebezirk  erst  später 
einsetzen  ^ 

Die  Gleichartigkeit  der  spilteren  Stadtverfassungen  mit  Rat 
und  B(ir;^ermt  istern  erklärt  sicli  —  abgesehen  von  der  häufigen 
Ubertr.i/i^uug  des  Rechts  einer  Stadt  auf  die  ander  «  —  nicht 
danius.  d.ifs  all«'  aus  den  Verfassungen  von  Land^'  uu  iTiden 
hervorgegangen  sind,  sondern  daraus,  dafs  die  glticiien  wirt- 
whfiftHchen  un<l  rechtlichen  Bedlirfnisae  Uberall  ähnliche  Ver- 
litsöungisformen  und  Institutionen  emporkommen  liefsen. 

Uie  Entstehung  einer  Kaufmannsgemeinde,  eines  Kaufleule- 
gerichts  und  eines  besonderen  Oerichtsbezirks^  d.  h.  der  Immunität 
▼om  Landrechtsverband  \  das  sind  die  Gmndbediu^ungen  filr  die 


'  Mir  scheint  dl<»  n«».«tinumiii'.'^  «l«  -  norwegischen  ältcn-ii  St.ifltr«  chts  : 
^Xilii  i^lU>u  in  der  Stadt  i^eich*  .-^  iü  cht  habeo,  nämlich  iiauhir-Kccht, 
da«  ist  3  Mark.  Gleiches  Recht  hat  der  Landherr  ....  wie  der  Frei- 
P"la«*;*<'n<*,  dor  snin  Freibier  gcthan  hat"  —  dafür  ein  höchst  iiitcrcshautcs 
Analogon  zu  bioton.  Auch  in  D»'utschland  ist  das  gleiche  Kocht  das 
ursprüngliche,  persönliclie  Freiheit  erat  eine  Folge  demselben  (vj;l. 
ftothetn,  Einleitnng).  I>er  OegenHatz,  den  Hegel  swischen  Deatach« 
land  und  Ni)r\Ncp''n  fimh  t,  zeitrt  sich  mehr  in  der  späteren  Entwick* 
Inotf  aU  in  <^ni  ursprünglichen  Verhältni^-sen  (Hf'pRl  I  l^M»  f  j. 

«  V^'l.  auch  Lamp recht,  Hist.  Zeit^chr.  LXVII  407  ff. 

•  Für  Pinant  hat  z.  B.  Pi renne  den  überzengcnden  Nachweis 
f^t'fTihrt .  daf^  die  Befngnisae,  «ü»'  Helow  dem  Stadtherrn  ülx  rall  als 
«tenioindeherrn  zuweist,  thatsächlich  diesem  infolge  Verleilnin;:;  -rit<na 
der  öffentlichen  Gewalt  /.ustehen.  Andererseits  hat  Gothein  au  <  iuigeu 
oberdeutachen  Stfulten  gezeigt,  dafs  nicht  überall  und  notwendig  die 


lieber  l'roÄefs  ist,  neue  wirtschaftlich-socialc  Bildungen  erst  ins  Leben 
treten,  oder,  wie  di<>  Mandelsgildc,  EinflufB  im  öffentlichen  Leben  ge- 
winnen liefs.  Der  t^ber^ang  von  d(!r  Landgemeinde  zur  Stadtgemeintie 
vollzieht  «^ich  meist  nicht  unriMtrt'!l)ar,  sondern  einschieben  sichMittcl- 
glicnier  ein,  die  gerade  den  Bedürtiii.^:5cu  kaufmäunieehcu  Lebens  Rech- 
onng  tragen,  einen  Teil  der  Landeemcindekoropetonzen  flbemehmon 
iiml  dann  erat  an  die  späteren  Stadtorgane,  Hat  and  Bürgermoiatcr, 
übvrlu.Hsen. 

*  Die  Anomalien,  die  Below  (Landat.  Yerfattöung  von  Jülicii  etc. 
I  A.  196)  anffibrt,  dafs  eine  Stadt  nicht  einen  besonderen  Gerichtsbezirk  . 
hat.  stammen  erst  aus  spaterer  Zeit,  sind  für  die  Erkenntnis  des  Ur- 
ifuruDges  dejj  Städtewesens  ohne  Belang. 

FonriiaacM  f^)  XU  2.  —  Domi,  K»nftai»nnaftld«B.  ^ 
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Entstehung  der  deutschen  Städte,  soweit  dieselben  Kaufinaims- 
und  MarktBtädte  sind,  d.  h.  dem  Handel  ihre  Entsteboog  yw» 
danken  ^  Derartige  Kaufmannsgemeinrlcn  lassen  sich  nun  in 
Tielen  Städtrn  Deutschlands  noc'n  positiv  nacliwei.-«  n  vor  allem 
hat  der  Autsatz  Schuhes  sie  wieder  in  den  V(m derii^rund  des 
Interesses  f^erückt.  Sie  siedeln  sieh  in  den  alten  Höraerstädteu 
meist  vor  den  Tiioren  der  alten  Stadtmauer  an.  Wir  wissen  von 
solchen  Kaufmannsgcm«  inden  z  B.  in  Köln.  Regensburg,  Worms, 
^lainz,  BaseP,  in  Goslar,  Magdeburg  und  Quedlinburg^. 
Pforzheim  wird  1195  als  Kaufstadt  erwähnt  neben  dem  alten 
Dorf^.  Am  deatlidb»toii  aber  tritt  uns  das  Weeen  derartiger 
KaufiDannsgememden  bd  der  Keuanlage,  der  Grttndang  von 
Städten  entgegen;  icb  weise  nur  auf  die  Qrändung  von  Prag 
und  Breslau  hin;  die  Anlage  von  Freiburg  im  Breisgau  bietet 
dafUr  das  bekannteste  Beispiel.  Hier  faUcn  der  Bezirk  des 
Marktinedens  und  der  der  kaufmännischen  Becbtsprechnng  YOn 
Anfang  an  hinsicbtlich  der  lokalen  Grenzen  zusammen;  die  . 
Kaufmannqgemeinde  ist  hier  sofort  ätadtgemeinde^,  das  Kaof- 


'  S.  da;su  die  Anmerkung  zu  diesem  Kapitel  S.  36— ^fe. 

*  In  Kdln  erseheint  die  anf^rludb  der  nr»i>riinglichen  Rümerstadt 
liegende  Martinspfarre  als  Sitz  der  Kaufniann.s^emeinde.  Die  Art,  wie 
die  Kaufleute  dieser  Mnrtinspfarro  —  wie  tlle  K;uit"l.'iiti>  fthrrhaupt 
mci&t  den  heiligen  Martin  aln  Scliut/patron  haben  —  Eiurtufri  g«'wonuen 
haben  auf  die  Ausbildung  des  Stadtrechts  und  der  Stadtverfassune,  hat 
Höniger  (Ursprunc:  der  Kölner  Stadtverfashunp.  Wef<t«l.  Zeitsfiir.  IT) 
schon  gesfhil'l'  rf  In  T?oponsburg  heifst  der  Stadtteil  nach  ihn  Kauf- 
leuten  pagus  nuri  atorum  (8.  G  fror  er,  Verffussungsgcschichte  von  KeKt'nü- 
hurg  S.  8  ff  ).  Über  Mainz  und  Worms  vergl.  die  Arbeit  von  Koenue 
(Urspruni^  der  Stadtverfassung  in  Mainz,  Wonns  und  Spcvi^iX  üIkt 
Basel:  (Teerinfr  (Ilan^lel  und  Industrie  der  Stadt  Hasel  S.  ijO).  \V1. 
auch  NitZHch,  Ministcrialität  und  Bürgertum  S.  187  f.  Wie  hier  die 
Rauflente  sich  in  der  KaufmannHgemeinde  und  im  Kaufleutegericht  ihre 
eigene,  ilircn  Zwecken  angepafste  Organi}*atinu  siliMfTen,  so  finden  wir 
später  in  der  Ausbildung  der  B^rgwcrlcsverfa-suiig  uml  des  Bergmanns- 
rechts  einen  ganz  analogen  Vorgang.  Auch  den  Bergleuten  wird  Frei- 
zügigkeit, werden  freie  areae  für  den  Hausbau  zugestanden;  im  freuossen- 
schaftlit'lirn  (t<  rie  ht  von  Meistern,  Schr»fTi  ri  und  0« mt  iruh-n  bilden  dio 
Bergleute  Recht  und  V*  rfassung  aus;  nicht  aus  der  Markgenossemichaft, 
sondern  neben  und  ^<  ;;cn  sie  luii  sich  die  Bergarbeiter-  wie  oft  auch 
die  Kauf  1«  utegemeinde  entwickelt.    Vgl.  Schmoll  er,  Jahrb.  XV. 

^  Urkunde  für  Quedlinburg,  H:nis.  Urkundenb.  l ^(1042).  Janicke, 
Urkuudenbu(  h  der  Stadt  Quedlinburg  I  6  (103Ö). 

*  Gotheiu  1  124. 

"  Später  entstand  oft  die  Neustadt,  d.  h.  eine  Neuaidage»  die  sich 
nach  ATtscIdufs  Stadtrechtsgebiet >   nn''   rhall»   d(<>(lh»*n  gebildet 

hatte,  eine,  neue  Kuufmannsgemeiude,  die  niei^t  erst  in  längeren  Kämpfen 
gegen  die  alte  bevorrechtete  Stadtgemeinde  es  zur  Anerkennung  und 
Gleichberechtigung  gebracht  hat.  So  z.  B.  in  Braunschweig.  Salzwedel, 
Breslau  etc.  In  liildesheim  hatten  die  Einwuhn»  r  der  Neustadt  in  der 
Altstadt  nicht  nur  Zoll  zu  zahlen,  sed  fuit  eis  aliouocieus  emendi  et 
vendcudi  commercium  intcrdictum  iHilde^h.  Ukb.  No.  198).  In  Braun- 
»chwcig  darf  1260  nur  in  der  Altstadt  zu  jeder  Z<  ir  Wein  verkauft 
werden,  in  der  Neustadt  und  im  Hagen  nur  abwechaelud  tempcire  con- 
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kolegaiclit  Stadtgericht ;  die  Grense  wird  hier  gebildet  durch  die 
Sladt]oa1ler^  In  Radolfzdl  hat  nch  die  KaufinaoiiflgemeindQ 
«nt  langsam  gegenüber  der  Bauemgemmde  empoigearbeitet; 
ihr  Recht  erscheint  hier  erst  160  Jahre  nach  der  Gründung 

eher  den  ^^anzrn  Stadtbezirk  ausgedehTit -.  <'^'egen  das  Re<'ht  rler 
n^rr.irisc'hen  Markgenoasenschat't ,  der  i^aiierngemeinde^,  gegen 
HotVtX'ht  und  Dienstrecht,  hat  das  kaufmännische  Marktrerht 
einen  langen  meist  sie^ni  ii  hen  Kampf  bestanden*.  Krst  lan^^sam 
sind  die  andcrsreciitliclicn  Enklaven,  geistliche  und  welüiche 
Jurisdiktionssonderbezirke  verschwunden,  erst  nach  und  nach 
haben  alle  anderen  Einwohnerklaüsen  ihren  Gerichtsstand  vor  dem 
Stadtgericht  oder  werden  gänzlich  ausgestofaen  ^.  Diese  Ent* 
Wicklung  ist  bedingt  durch  die  immer  weitere  Auadehnung 
kanfmäunischen  Berafa,  durch  die  Teilnahme  Immer  weiterer 
Bevdlkerungskrdse  am  dgentlieh  atKdtiachen  Leben.  Wie  in 
Breiaach*  alle  Einwohner  mcrcatores  aein,  kaufmänntachen  Berat 
treiben  müssen,  wie  im  allgemeinen  mercatorea  und  ciTea  als 
gleichbedeutende  Begriffe  gebraucht  werden  so  werden  auch 
nur  diejenigen  ganz  zu  den  städtischen  Lasten  Iierangezogen ,  die 
kaufmännischen  Beruf  treiben Allerdings  hnhen  sich  ja  später 
f  ist  alle  Klassen  rler  Bevölkerung  au  deui  kautmännischcn  Leben 
beteiligt:  die  alttreien  drundbesitzer  in  den  gro'sen  Stiidten  ,  die 
z,  B.  in  den  Niederlanden  mit  den  Kaufleuten  zu  dem  blande 


gni^.  Die^ie  Hestimmung^  hingen  zusammen  mit  der  gesamten  stadti- 
!*chfn  Wirtschaftspolitik  «nd  werden  in  neuort>r  Zeit  oft  wieder  aufgc* 
Qommen  (vffl.  z.  ii.  Sc  hm  oller  im  Jahrb.  VIII  1077  äf.). 
1  OotliHn  S.  97 ff. 

9  Kaiifdiann  a.  a.  O.  S.  21. 

»  Gerade  die  Vor-irliii dmartigkeit  der  Entwicklung  je  nach  der 
Lage  uu<i  StoUnug  der  Kaufniauns-  zur  Baucrugcmeindc  iüCat  sieh  an 
den  vcruf^liiedenfn  Schicksalen  der  Kanfmannsgcmeinde  in  Allensbach 

und  Kadolfzcll  deutlich  verfolgen. 

*  Schnidor.  Rncht8ge8cni«  ht('       "lO."»  f. 

^  y^l.  z.  h.  Freiburgcr  Grüuüuaj'äurkunde  ^  13  (Altmann  und 
Bern  heim  S.  212):  Nullas  de  hominuras  vel  ministerialibus  ducis  vel 
aliqais  mües  in  civitate  habitabit  nini  ex  conununi  conscn^u  omnium 
urbaDortiin  »  t  volnntato:  und  fpntf'ren  Zusatz  in  §  U^-.  ne  quis  burgen- 
sium  illorum  testimonio  possit  oifcndi,  nisi  prediotu.s  dominus  civitatis 
Ubero  eura  dimiserit.  Besonders  deutlich  zeigt  sich  diese  Entwicklunjp 
in  iranzöi^iHohini  Städten  (Luchaire:  bist,  des  communes  fran^aiaes  cap.  III), 

«  Gothein  8.  las.  Vp^l.  afich  unton  S.  'M. 
S.  z.  B.  die  Be8tätigun|f  des  Qucdlinburgcr  Privilegs  von  1012 
durch  Lothar  IIL  1134  (Jan icke,  Urkundenbach  Ko.  10):  negotia- 
tores  de  Quedlinburg  ....  per  omnes  nostri  imperii  mercatus  ubique 
suum  libore  oxercrnnt  nrfrotmm  ....  cives  ....  (1042:  mcrcatores) 
ctiani  de  oinnibua,  que  ad  cibaria  pcrtinent,  inter  se  iudiccnt. 

*  1207  gehören  in  Re^ensbnrg  zur  Bürgerschaft:  quicumque  sive 
dericus  »ive  laicus  seu  ^tiam  iud«His  de  Ratispona  pccuniam  alinuam 
»cu  qnodcnmque  commercimn  vel  in  civitate  vel  extra  civitatcm  aa  ne- 
gotiatiuiM*in  aliquam  tradidcrit. 

In  Conatans  (Gothein  S.  157)  bleiben  die  Dicnstmannen  dos 
Biadioi«  solange  von  Stenern  und  Wac^t  frei,  ^solange  sie  nicht  ge- 

8* 
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der  Poortcns  verschmolzen  sind die  Ministerialen ,  geistlichen 
and  weltlichen  Hmen ,  die  in  der  Stadt  amassig  waren endlich 
die  die  Fesseln  der  Hörigkeit  abstreifenden  Handwerker. 

Die  Verwaltane  der  iStadt  la^  an&ngs  überall  in  den  Händen 
der  Stadtherren  f  die  die  öffentliche  Gerichtsbarkeit,  yot  allem 
den  Blutbann  hatten;  ihre  Beamten  entnahmen  sie  meist  dem 
technisch  am  meisten  geschulten  Ministerialenstand ,  erst  in  späterer 
Zeit  wurden  sie  durch  bürgerliche  Beamte  verdrSngt". 

Das  gemeinsame  kanfmiinnische  Interesse  aller  St-tnde  und 
Klassen  hat  dann  erst  jene  iniichtige  Erhebung  fUs  städtisehen 
Bürgertums  im  12  untt  13.  Jahrhundert,  div  K  tirii  fi'  mit  den 
Stadtherren  in  den  deutsehen  und  tiandriseheii ,  die  Krrmgung 
der  freien  Kommune  -  Verfassung  in  den  französischen,  der 
comiiiunio  in  den  itah'enischen  Städten  ermöglicht,  durch  die  die 
Städte  zur  Selbbtverwaltung ,  zur  ..Freiheit"*,  gelangten*. 


Ich  habe  diesen  gan/tri  Al)>cl)ii  it  flcr  eigentlich  mit  meinem 
Thema  nicfit  in  unmiltelbarem  Ztisamiiienhang  steht,  etwas  aus- 
führlicher behandelt  einmal,  weil  es  nötig  war,  für  die  Beur- 
teilung des  Einflusses,  den  die  Kaufmannsgilde  als  Genossenschaft 
auf  ^tstefaung  und  Entwicklung  der  Stadtverfassung  ausgeübt 
hat,  emen  festen  Standpunkt  su  gewinnen,  dann  aber,  weil  in 
•  dem  Buche  von  Orofs  Air  England  auf  diese  Dinge  kaum  ein- 


der  verschiedenen  Entwicklung  der  Gilde  in  England  und  in 
Deutschland  zu  suchen  ist. 

Wie  schon  oben  erwähnt,  habe  ich  die  Entstehung  des 
Städtewesens  nur  insoweit  in  Betracht  geasogen^  als  die  otädte 

ntciiieii  Kaut  mit  Lfiuwaud,  Wachs,  l'feiler,  eiiifarbeuem  Tuüb  (den 
('•'genständon  des  Orofshandelfl)  treiben  mit  Geistlichen  oder  Laien*'. 

Iii  Frankfurt  worden  1291  die  deutschen  Ordensbrüder  von  <lcr 
ßtener  bofroit  »Itirnmofln  in'i^ociacioncs  et  nH>rr*ncinnf'^  non  oxorconnt. 

S.  dazu  auch  Lucliaire  S.  ü2  «  nd  öfters  und  w«'it<T  unten  mein«; 
Aui^föhmngen  aber  seot  und  lot  in  England  und  fiber  die  Ansdehnong 
4l(  s  Ihgritt^  nieriator;  vor  allem  Zeumer,  Stftdtcetenpm  (Schmollpn 
Forschungen  I,  2  cap.  IV). 

»  VkI.  unten  Kanitei  IV  §  3. 

'  IJrkunde  für  Bremen  if2B3  (Bremer  Urkundenbach  I  No.  172): 
Item  civos  HronionMj's  incrcatorcH  non  tmcbuntur  ad  archirjosoopi 

Brc'UKMi'äi';  » :^prditionrTn  ni  v<'ln<  rMnif  ^  xcrptis  illis  ruf  rratoribu.«,  qui 
v«'l  tanuptain  ministerittlcs  wi  lanmuuui  homiues  eeclesiac  ab  ccclesia 
sunt  infeodati. 

In  Lünoburg  strOien  die  Bfiniflterialcn,  die  „echot  und  «chtld* 
xahleu,  unt^r  Sfn.ifi^.  riebt. 

»  \jgl.  ui»t»  n  Kapitel  IV  §  U. 

^  vgl.  darüber  nnt«m  Kapitel  IV  §  t^. 


Anmerkung  zu  diesem  Kapitel. 


der  Kern  fllr  das  Verständnis 
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Knufmannsstädte  sind.  Denn  den  Grimd  alles  Städtewesena  — 
PAc}\t  nur  im  Mittelalter  —  finde  ich  in  der  AuBSchcidung  eines 
Friedf'nsUezirkes,  der  dann  in  Deutschland  zur  AnsscIifMcUuig 
fines  iitäunderen  Geriehtsbezirke^  aus  dem  Laudgericlitbbiizirk 
iüiirt  K  Die  Bildung  des  Friedensbezirks  kuuiite  nun  vei-scbicdene 
"Wurzehi  haben.  Als  die  wichtigsten  hat  man  den  Frieden  de« 
Marktes  und  den  Frieden  der  Borg,  d.  k  eines  nrnmauerten^ 
Krimswecken  dienenden  Platcea  ansoaehen;  daher  Bnrgrecht, 
das  Becht  „der  bergenden,  schutzenden  Städte''  (Grimm),  des 
befiriedeten  Platzes.  Huigrecht  wird  dann  gletefa  Wetchbild  für 
Stadtre  lit  gebraucht^ 

Militär-  und  Handelsrfieksiobten  haben  z.  B.  bei  der  Oriindimt^ 
von  Breisach  mitgewirkt,  wo  nur  Kaufleute  als  Einwohne:  au- 
gelassen sind,  diese  aber  die  sUlndige  Besatzun;^^  bilden ^. 

Lippert  (Kulturgeschichte  Bd.  II.)  hat  das  Stiidtewesen , 
soviel  ich  sehe,  allein  unter  diesem  allgemeinen  Gesicht^uunkte 
behandelt;  seine  Auffassung  aller  staadicben  Verbände  au  stets 
erweiterter^  neuen  Zwecken  sich  anpassender  IViedensverbände 
wird  man  als  su  einseitig  sieht  r  zurückweisen  müssen.  Für  das 
Altertum  zeigen  die  epochemachenden  Untersuchungen  von  Nissen 
(Uber  das  römische  teraplum)  den  richtigen  Weg.  Wie  durch 
das  templum  im  Altertum,  wie  durch  den  „Etter"  im  alt- 
gennnnisehcn  Hause,  so  ist  durch  das  Stadtgebiet  im  Mittflfilter 
ein  1)  .-onderer  Friedensbezirk  ausgeschieden;  m-alte  reii;^iöse 
Kultvorstellungen,  Heiligung  eines  Ortes  durch  stjindiges  In- 
wohnen eineö  göttlichen  Geistes  sind  es,  die  diesen  Erscheinungen 
in  ktater  linie  au  Grande  licigen.  Die  ganze  Theorie  Kunteesi 
der  die  Eiehbornsche  Anaehanung  Tom  Znsammenhange  zwischen 
den  Stttdten  des  Uittelalters  und  denen  der  Römerzeit  mit  neuem 
Leben  zu  erfbllen  sucht,  sttttat  sich  hauptsfichlich  auf  den  Nach- 
w^,  dafs  das  römische  forum,  d.  h.  ein  gesonderter  Gerichts* 
bezirk ,  sich  durch  die  Stürme  der  Völkerwanderung  erhalten 
liabe,  dalB  -m  dies,  nicht  an  den  Markt,  der  überall  anfangs 
niercatus  lieilse,  die  deutsche  .Stadt  wieder  anknüplc.  Nun  aber 
bedeutet  Forum  (Nissen.  tem|)luni  S.  141),  etymologisch  gleich 
htauisch  dvoras,  bulgarisch  dvoru,  russisch  dvor  und  pomiscli 
dwor,  nur  eben  emg^unten  Hof  ^.  Festus  nennt  als  seine  erste 

*  „Im  Arifarifr  ^var  nicht  «Iii-  Recht,  aondoni  der  Friodc  und  erst 
mit  dem  Bruch  des  Friodons  traf  daf*  Recht  ein."  (Arnold,  Über  das 
Wesen  des  Rechts  S.  IL)  Auch  iu  Eacland  ist  der  besondere  Gerichts- 
bezirk, der  court  leet,  das  eigentlich  CharakteriHtipohe  für  das  Wesen 
der  Stadt  (Gnei^t.  Kn- li-chfs  V<t\\  ;dfnn£r~rf^<"lit'  T  'M).  In  Odense,  in 
8cliwedeu  und  Norwegen  heifst  das  Städtereeht  liiärk-  oder  Biärküa- 
feeht  —  Welehbildrecbt  (Hegel,  StiUlte  nnd  Gilden  I  199  Anm.  1. 
2TO,  L 

-  So  hm  ft.  a.  O.  S.  22  f.;  Kuntze  S.  46  ft'. 

^  Gutheiup.  138:  ut  nuUuH  incoleret  nisi  uiereatu!<  ofliciuiu  vo- 
faierit  excrcere* 

*  Kuntze  briiij^  ee  mit  fori.*«  in  Zusammeiiliang;  mit  , welchem 
Hecht,  vermag  ich  nicht  su  eiitscheideu. 
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Bedeutung  negotiationis  locus  ab  sweite  dann  in  quo  iudida 
tieriy  cum  populo  a^,  concionei  haberi  aolent;  ala  dritte  folgt 
dann  dvitasi  als  vierte  vestJbulum  etc.  Gemeinsam  ist  allen 
diesen  Bedeutungen  die  auch  durch  die  Gleichheit  der  anderen 
indogermanischen  Sprachen  bewiesene  Chmndbedeutung  als  ge- 
Bonderter  Bezirk.  Eine  solche  Aussonderung  erfol^rte  aber  stets 
durch  rehgiöse  ^^'eihe.  Aucfi  bei  den  deutschrn  Stndten  des 
Mittelalters  bedeutet  for  inu  den  ausgesonderten  Friedensbezirk  des 
Marktes.  Erst  als  diese  Rechtsanschauung  aufkam ,  sprach  man 
von  ins  fori  stritt  dem  älteren  mercatus,  das  nie  im  Zusammen- 
hang mit  iu8  vorküiLimt 

Neucrdiiigb  hat  Iluberti  (Quiddeö  Zeitsclurift  Bd.  VI)  die 
Begriffe  „Friede**  und  ^  Recht"*  einer  rechta-  und  sprach  ver- 
gleichenden Untersuchung  unterworfeUi  die  aber  diese  Dinge  kaum 
bertkbrt.  Daft  aus  dem  Friedensb»irk  sich  ein  Rechtsberark 
cntiHckdn  konnte,  finde  ich  in  seinem  Aufsätze  mrgenda  er- 
wähnt 


>  Auf  jedem  forum  stand  ein  Tempel  dee  Hercnr. 
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Einzelantersnchnn^en  zur  Geschichte  der 
Kaoteannsgildeii. 


§  1. 

AUi^Meine  Tor1ieaierkvi|^ii. 

Lamprecfat*    hat    die    Unteraacfaung    der  Entstehung 

der  Kaufmannsgilden  als  eines  der  wosentliclisten  Probleme 
bezeichnet,  das  die  8tndtr-;3^escliiclite  zuniichst  auf  Grund  der 
Nitzscbdcli*  n  ITntersucliUDgeu  in  Angriff  zu  nehmen  hätte.  Mit 
dieser  Frage  na«  !i  der  Entstehimti:  der  Oilde  identifiziert  er  die 
nach  dem  Werden  des  Groiäkautmaunsstand&j -. 

Eine  Lösung  dieser  Fragen  auf  dem  W^e  quellenkritisch  ^e- 
Maertm  KachweiieB  dürfte  wohl  fikr  alle  £at  bei  der  Dürftig- 
keit der  vorliegeoden  Qaellen  eine  ünmOg^chkeit  Ueiben.  Qroft 
in  seinf  in  Bucne  rib<'r  die  englischen  Kanfmannsgilden  geht  über 
dieses  schwierige  Problem  mit  einigen  kurzen  Hinweisen  auf  den 
Aufschwung  des  englischen  Handels  unter  dem  sicheren  Regiment 
der  ersten  Korniannenkönige  hinwep:  iiri  l  tritt  dann  sofort  in  die 
Erörterung  der  ausgebildeten  Gildevertaaisung  ein^. 


1  In  seiner  Besprechiiiig  des  Gotbeiosehen  Buchs.  Conrads  Jahr- 
bücher LVI  4:^9. 

*  A.  fl.  O.  ^I)io  Beiträge,  welche  Qnellpnmaterial  nnd  (l«8ebiolite 

des  Schwarzwftldes  hier  Itit  tm  konnten,  lassen*  die  Fragen  nach  dem 
W'Tflrn  f}pr  fiUdo  ntul  daiiiit  des  Grofskaufmanns^tiUuu  3  fast  auHjer 
Betracht."  in  geiuem  untcrdeesen  erschienenen  Autsatz  über  Ursprung 
des  Stftdteweeens  und  des  BfiTgertuinB  in  DmitncUand  (Bist.  Ztschr.  LXvlI 
^385—424)  f^Tuht  er  selbst  einen  B«?itrag  7:111  T-n-iuij^'  lUeaer  Frage  ra  geben; 
indesRen  bleiben  noch  manche  Lücken  auszittüllen. 

*  Etwaa  ausführlicher  geht  er  in  seiner  Dissertation  „gilda  merca- 
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Die  Hauptachwierigkeit  bei  LOsung  der  Fn^e  liegt  id  dem 
UmBtande,  dab  uns  keine  Urkunde  von  der  Errichtung  oder 
Stiftung  einer  RAufinannsgüde  Runde  giebt.  Ale  fertige  wirt* 
6chafUich*60t'Ia1e  Oebilde  treten  die  Gilden  tiberall  in  den  una 

erhaltenen  Gildesta tuten  und  RechtsaufiG^chnungcn  vor  uns  hin. 
So  aind  die  Urilndc  (Wr  ihre  Entstehung,  die  Art  und  Weise, 
wie  sie  siel»  ursprünglich  zusainraensetzten,  für  uns  in  ein  Dunkel 
gefiüllt .  d;i8  nur  dun  Ii  historische  Kombination,  durch  RUck- 
scldüsse  vom  Standpuokt  aicberer  Thataacben  aua  einigermalaen 
gelichtet  werden  kann. 

Während  wir  in  den  zahlreichen  Urkunden  trrnndherrschaft- 
licher  Verwaltung  i'ine  Organisation  des  Handwerks  in  ein /a  Inen 
officiis  finden,  die  den  späteren  Zt\nften  wenigstens  als  formelles 
Vorbild  dienen  konnten ,  ist  uns  von  einer  ähnlichen  Organisation 
der  zu  einer  GrandhmBchaft  gehörenden  Kaufleute  nidits 
bekannt. 

Zu  dieser  ersten  Schwierigkeit  kommt  dann  noch  eine 
Reihe  von  weiteren  binsu.  Man  hat  wohl  die  Frage  nach  dem 
Alter  der  Kaufmannsgilden  in  der  Weise  zu  beantworten  gesucht, 
dafs  man  sie  für  jttnger  hält  als  die  Stadt,  aber  fUr  ftlter  als  die 

Stadtverfiisaung 

\\\\\  man  itberhaupt  eine  derartige  Unterscheidung  troffen  - 
obwohl  die  freie  Stadtverfnssung  doch  in  den  Städten  alter  Kultur 
ein  Produkt  langjähriger  Entwicklung,  die  Frucht  oft  lietUger 
Kämpfe,  die  Summe  langsam  im  Laufe  der  Zeit  eriuii^ener  Vor- 
rechte ist,  waliivnd  in  suatei-en  neuangelegten  Städten  der 
Geburtstag  der  Stadt  mit  aem  der  Stadtverlasisung  zusauiiiKii- 
fällt,  -  so  dürfte  man  allerdings  wenigstens  für  die  alten  Stjidte, 
▼or  allem  dioi  die  sich  an  Reste  römischer  Niederlassungen«  an 
königliche  Pfalzen  etc.  aasdiloBBen ,  das  Rechte  getroffen  haben. 
Nicht  aber  gilt  dies  fOr  die  von  Forsten  nach  Älterem  Vorbild 
gegründeten  Stttdte.  Kann  ich  auch  für  Freibui^  trotz  des  Aua* 
drucks  quadam  coniuratione  die  Giündung  der  Stadt  .durch  eine 
Kaufroannsgilde  nieht  iWr  erwiesen  erachten,  so  steht  anderer- 
seits an  und  für  sich  der  Annahme  nichts  im  W^ege,  dafs  z.  B. 
in  Stendal  eine  Gilde  der  Tuchkauf leute  schon  bestanden  hat, 
ehe  es  mit  Magdeburger  Reclit  bewidmet  ward. 

Endlich  fragt  es  ^irli  noch ,  ob  sich  überhaupt  ein  1  vj>uH 
der  mittelalterlichen  Kantinann.sgilden  finden  Iftfst,  der  <  im  r 
Definition  ihres  Wesens  zur  (irundlage  dienen,  und  auf  Gi  un  l 
dessen  man  ein  allgemeines  Urteil  über  ilire  Bedeutung  fllr  das 
wirtschaftliche,  sociale  und  pohtiäciie  Leben  der  mittelalterlichen 


toria"  S.  29  ff .  auf  diona  Diii^c  ein.  (li><  auch  sonnt  meiner  Meinung  nach 
in  manchem  dorn  pr<>fsereii  Werke  \  «trziizifh(»Ti  i!*t. 

1  So  z.  H.  Grofa  I  1Ü5.     Ähnlich    für  die  uordischeii  Gildeu 
Pappeaheim  S.  480. 
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Stadt  gewinoen  konnte.  So  viel  ich  sehe,  mufs  man  diese  Frage 
im  «llgemeben  verneinen. 

Bietet  Qbcrliaupt  eine  begriffUdie  Scheidung:  der  einzelnen 
Institutionen  des  Mittelalters  wegen  der  unendlichen  Mannig» 
tViltigkcit  (los  raittelalterliclien  RfcTits-  und  Wirtschaftslebens,  der 
vielfachen  Übergänge  und  Zwittertormen  di*^  p-olston  SrlnviVrig- 
keiten,  so  seheint  eine  solche  bei  der  ]^etra(  I  tun-  der  Institution 
der  mittelalterlichen  Kautinanusgilden  beinahe  unmögHirh  gemacht. 
Man  hat  wohl  versuchen  können,  die  mittelalterliche  Zunit  und 
ihre  Verfassung  als  einen  grofeen  Typus  in  der  Entwicklung  des 
Igewerblieben  Lebene  mit  einigen  Knam)en  Zügen  eu  achilaem; 
vro  dieser  Veimdi  bei  den  KanfinannKilden  gemacht  worden  ist, 
da  hfilt  er  sich  entweder  in  ganz  allgemeinen  Zogen,  die  die 
Beaonderheilen  der  Kaufmannsgilden  gans  aafser  acht  lassen  \ 
oder  er  umscbliefst  einen  zu  engen  Kreis  und  wii^  so  der 
Mannigfaltigkeit  der  Erscheinungen  nicht  gerecht*. 

Die  Ciriinde  dätVir  sind  mannigfacher  Art  V<>r  allem  ist 
der  Handel,  insbesoiuiere  der  Grolsliandel,  der  Export  und  Im- 
port, auch  vom  Standpunkte  mittelalterlicher  Stadtwu  la*.  liaft 
aus  betrachtet,  wenn  man  will,  eine  universellere  Thtttigkeit  als 
das  Handwerk.  Die  Kotwendis-kdt  manueller ,  tecfaniaäer  Ge- 
sehkklichkeit,  der  glcithe  Bildungsgang,  der  die  gleichartige 
technische  AusbOdung  erzeugt,  ermdglicht  im  Handwerk  in  VW- 
hältnismäfsig  kurzer  Zeit  die  Krzielung  eines  hohen  Grades  von 
Arbeitsteilung,  eine  Sonderung  der  Berufsarten,  und  dadurch 
den  Ztisammenselihifs  der  Genossen  des  gleichen  Flnndwerks  zu 
einer  durch  gleiche  lieschäftigung  nnd  ghache  J^itte  gefesteten 
\'ercinigung.  Überall  vollzieht  sich  dieselbe  im  wesentlichen 
in  den  gleichen  Uufseren  b'ormen.  Der  Kaufmann ,  der  sein 
Waiensclaff  ausrüstet  oder  mit  seinem  Kram  über  Land  zieht, 
hat  nnr  In  der  physisdben  und  matetiellen  Ht^cfakeit,  Handel 
m  treiben,  die  Gfrundlage  seines  Bemfe,  ihm  fehlt  die  homogene 
Art  technispher  Vorbtldang;  eine  Arbeitsteilung  nach  Art  nnd 
Besohafienheit,  nach  Gattung  und  Qualitftt  der  \Varen,  mit  denen 
er  Handel  treibt ,  kann  sich  erst  in  einer  Zeit  vollziehen ,  in 
welcher  eine  erst;irkte,  arbeitsteilige  Industrie  ihm  eine  bestimmte 
Ware  in  genügender  Menge  und  Qii  ilit.it  liefert,  damit  es  sich 
*  lohnt,  sie  aliein  zum  (icgenstande  eines  kaulinünnisciien  Geschäfts 
zu  machen 


<  So  dif>  niti  r<  11  Bearbeitungen  der  Qildegeschichte. 

•  So  N  i  t  z  fi  c  h. 

'  Daher  noch  heut«  der  Kramladen  ßr  alles  in  den  Dürfen i.  [m 
Mift<'!:ilt<  r  -IT  I  *'nt-']iroc!i(  iul  il»^r  frülirmi  Entwicklvnig  der  Tiir!»- 
iudustric  tlic  Tuchliäiidlcruildeii  die  <Tsteu,  die  eine  liomogeue  Bevölkc- 
nuigsklnsfie,  Ihnlich  den  ZOnften,  omscliliefsoD.  Dahfr  haben  sie  avch 
Itogeros  Leben  nU  die  übrigen  Kaufinannttgtlden  nnd  assimilieren  sich 
mehr  und  mehr  den  Zdnften. 
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Es  fehlte  ako  den  Kaufleaten  fUr  ihre  Genossenachaften  und 

Gilden  die  Cirundlage  der  Handwerkerzünfte |  die  vollständige 
Einheit  des  ßerufii,  der  Technik  \  Hier  gröfsere  Einheit  und 
Sicherheit,  dort  mehr  fVeiheit  und  Beweglichkeit^  das  unter- 
scheidet die  Kauimannsgilde  von  der  Handwerkerzuntt.  Während 
in  dieser  nur  der  Selimied  neben  dem  Sdimiod,  der  I^ackor  beim 
l^iirkcr.  der  Weber  neben  dem  \A'ol)r'r  sitzt,  uinschlietst  die  Kauf- 
mannsgilde olt  den  Weinhändier  und  dm  Tuchhilndler,  den  See- 
fahrer und  den  Landkaufmann,  den.  der  nach  N<)rden  und  den, 
der  nach  Süden  Handel  treibt.  Der  reiche  ^rundbebitzende  alt- 
adelige und  t'ingeseasene  Patrii?ier  sitzt  hier  oft  neben  dem  Kauf- 
mann, dessen  Eltern  noch  fiir  einen  Grolkgrundbesitzer  des  platten 
Landes  die  Scholle  als  Hörige  bebauen  mufsten.  Eine  Interessen- 
gemdoschafty  wie  sie  in  den  Zünften  herrschtei  deren  Hitglieder 
alle  auf  annähernd  gldcher  socialer  Rangstufe  standen,  war  hier 
im  allgemeinen  ausgeschlossen;  und  aus  der  mannigfaltigen 
Verschiedenheit ,  mit  der  die  ^lischung  der  socialen  Elemente 
innerhalb  der  Qilde  vor  sich  gehen  konnte,  erklärt  sich  zunKchst, 
warum  sich  ein  einheitlicher  Typus,  was  die  sociale  Seite  d^ 
Qilde  betrifft,  nielit  lierausbilden  konnte. 

Damit  hängt  denn  aufs  engste  das  ^fonient  der  Standessitte 
zusammen.  Von  jenem  übennütig- stolzen  Selbst rindinkeitsan 
spnicli.  wie  ihn  uns  der  Mönch  Alpert  von  der  Kaulmannägilde 
der  damals  noch  mächtigen  niederlrtndiöchen  Seestadt  Tiel  be- 
richtet^, wird  wohl  in  der  Gewandschneidergilde  einer  deutschen 
Kleinstadt  wenig  genug  zu  finden  gewesen  sein. 

Damit  komme  ich  zu  einer  zweiten  grofsen  Reihe  von  Ver- 
scbiedenh^ten,  die  ich  kurz  lals  die  wirtsdiafltichen  hez«»cliii€ii 
mächte.  Sollte  man  wirklich  die  Ranfmannsgilde  der  mächtigen 
Residensstadt  Paris,  der  greisen  niederrheinischen  Handelsmetro- 
pole Köln  in  eine  Linie  stellen  können  mit  der  Pfannergilde  zu. 
Salzdettfurt  und  der  grofsen  Oilde  zu  Höxter  oder  Menden?  In 
allen  diesen  Orten  finden  sich  offenbar  Kaufmannsgilden*;  der 
Name  ist  derselbe,  und  doch  welche  Unterschiede!  I)Ie  Lage  der 
Stadt  als  Marktort,  die  Teilnahme  derselben  an  Handel  und  Ver- 
kf'hr,  dio  sjierifi^fdien  HandelszwtM';;(e.  die  in  ihr  allmählieli  zu  be- 
sonderer Blute  gediehen,  das  frühere  oder  spätere  Erwachen  der 

*     •  — 

'  Krst  spiitfT  bildoii  fljp  Zünfto  politisch-militärische  KijrperHchs^ftr»ii 
und  diu  rein  gewerbliche  Grundlage,  auf  der  sie  berulitew,  tritt  mehr 
und  mehr  zunick.  (Siehe  dazu  vor  allem  Bücher,  Bevölkerung  von 
Frankfurt  a,  M.  im  Mittelalter,  S.  139  und  (»fter»,) 

-  Alpertus  mon  Traject:  de  divcrsitate  tcmpomm  Q  can.  20  (M.  Gr. 

'  Den  Namen  ^Kaufgildon",  den  Nitz«ch  mit  Vorliebe  anwendet 

und  den  auch  Golf!  sclimidt  als  den  richtiperen  acceptiert,  halte  ich 
niclit  fnr  zntreftend.  \obon  dorn  niederdt  ut-chfii  kopirildf  findet  niih 
häufig  auch  kopludegelde,  lateinisch  stets  gilda  (,con»ortinm,  tVatemitasctc) 
mercatornm.  „Kaufgilde''  könnte  leicht  zu  einer  falsckni  Vomtellung 
Aniafs  geben. 
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IndnBtrio^  —  daB  nnd  einige  Momente,  die  in  der  Entwicklung 
der  inÜMm  Foiid  wie  io  dem  inneren  Weaeo  der  einzelnen 
Kiuifoiannsgilden  notwendig  zum  Ausdruck  kommen  mufsten. 

Dafs  dieselBf^n  fiuch  wieder  auf  die  sociale  Zusfimmensetzung  der 
Gilde  ihren  Einduls  üben,  brauche  ich  wolil  nicht  hervorzulieben. 
bt  doch  jede  social«*  Eutwicklungöreihe  ohne  Kenntnis  ihrer 
wirtächaiiltchen  (iruudbedinp'un4ren  niemals  zu  verstehen. 

Icii  komme  endlich  noch  auf  da«  politische  Moment  zu 
Mprechen,  Die  VerteÜnng  der  eeoielen  Macht  und  der  Maut- 
Hdieii  Btodite  innerhalb  der  ebaeben  Stttdte,  die  Stelhmg  der 
Gilde  zu  den  Ofientlieh  rechtlichen  Gewalten  inneriialb  der^ben, 
von  denen  sie  selbst  oft  ja  eine  bildet,  dann  das  VerhiUtnis  der 
Gilde  als  solcher  zum  Landesherm  in  Frankreich,  England,  in 
den  deutschen  R(  if  hs^t  idt^n  zum  König,  in  den  fUrstlichen  Land- 
städten T^«  utsehlands  und  i- rankreichs.  vor  allem  auch  FlanH'  rns, 
zum  pnuceps  terrae,  zur  tVirsthclien  Lehnssjrewalt ,  endlich  die 
Stellung  der  ganzen  Stadt  zu  denselben  G«  walten,  die  politischen 
Ereignisse  und  Schicksale  des  Landes  im  allgemeinen,  —  alle 
dkse  Umstiiide  iiaben  auf  die  Gestaltung  der  Ver&ssung  der 
Gilde  Enflals  gehabt,  bald  der  eine,  bald  der  andere  m  h(äerem 
Habe,  mannigfach  sich  durchkreuzend,  sich  fordernd  oder  be* 
kimpfend,  bald  sun  Nutzen,  bald  zum  Schaden  der  Gilde  selbst. 

Vor  allem  auf  die  „nationalen''  Untersehtede  mikshte  loh 
noch  mit  ein^m  Worte  zu  r<  den  kommen. 

Es  war  tur  mich  dli  i"'rage,  ob  ich,  um  zu  einem  Urteil 
über  Weaen  und  Bedeutung  zunSchst  der  deutsehen  Kaufmanns- 
gilde  zu  gelangen,  micl»  auf"  die  Untersuehtingen  der  Gilde  in 
I)eutach1and  sdlbst  würde  betichränken  können.  Aber  eine  solche 
Begrenzung  bitte  nofewendigerwdse  ao  Trugaohlfissen  und  schiefen 
Anachattungen  iUbren  mOssen,  wie  sie  Nitasch  thattfchlich  an 
Resoltaten  gedihrt  hat,  der  in  den  Kadniannsoiganisa* 
tionen  einiger  niederdeutschen  LaodstMdtcheD  den  eigentlidien 
Typus  der  mittelalterlichen  Gilden  vor  sich  zu  haben  glaubte. 
Wollte  ich  auch  nur  die  deutschen  Kaufniannsgilden  in  ßetracht 
ziehen,  so  mii!"?5to  ich  auch  den  Gilden  Flanderns  eini,::e  Aufmerk- 
sanikeit  wuhuen.  Aber  währt-nd  dies  in  der  liliitezeit  der  Gilden 
politisch  zum  Lehnsverbande  des  deutschen  Reichs  gehörte,  steht 
es  wirtschaftlich  viel  eher  mit  xHurdlrankreich  aut  euier  Stufe. 
So  fährt  es  mich  natmie^attrs  hinüber  aar  Betrachtung  der  aahl- 
reidien  Gflden  Nordfrankreiofas,  deren  Geschichte  Tor  uns  in  weit 
hdlerem  Lichte  Hegt,  in  denen  das  Wesen  eines  awdten,  grofsen 
Tjrpus  der  nntfaliuterlichen  Kaafmannsjplde  viel  schMrfer  und 
anschaulicher  uns  entgegentritt.  Gewiii,  wer  wollte  auch  im 
Wittelalter  die  Bedeutunf^;  der  nationalen  ^lomente  im  wirtschaft- 
liehen und  socialen  Leben  gänzlicli  leu;:nen?  Aber  sie  kommen 
doch  mehr  in  den  profsen  Schicksalen  des  Ge?amtlandes  zum 
Au-sdruck  als  in  denen  der  ]X)liti.s(.  li(  n  Sonderbilduugen ,  die  der 
Betrachtiuig  des  Gildewe!»ens  notwendig  /.u  Qrunde  liegen  müssen. 
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Die  einheitliche  ii^gelung  des  Handels  und  Verkeln  s.  wie  sie  die 
rasch  erstarkenden  centralistischcn  Monarchien  in  England  und 
später  auch  in  Frankreich  als  eine  ihrer  wesentlichsten  Aufgaben 
bctr  ichtpten.  steht  geu  rfs  im  scharfen  Gegensatz  zu  der  politischen 
Ull  i  wiiUscliatÜicheii  Zersplitterung  Deutsclilands,  wo  sich  daa 
Königtum  fast  jeden  KinHusses  auf  die  wii-tschaftliehe  Entwick- 
lung der  8tidte  hegiebt  und  ein  (jebiet  von  wenigen  Quadrat- 
nieilen  gcnf)gte.  um  eine  Sunnnc  der  verschiedensten  wirtschaft- 
lichen Zvvergbildungen  durcheinander  zu  zeigen,  die  alle  ihr 
Sonderdasein  fuhren,  ohne  diifis  wie  in  England  -  ein  starkes 
EöDigtum  mit  mttditiger  Hand  die  Gegensäiae  auszugleichen  and 
zu  beherrachen,  sie  alle  seinen  Zwecken  einsnordnen  sucht 

Demnach  glaube  ich,  dafs  diese  Unterschiede  der  polttisohen 
Entwicklung  nicht  allein  malsgebend  sein  können  für  eine 
Klassifizierung  der  Gilde  nach  ihren  verschiedenen  Typen,  und 
60  scheint  mir  auch  Grofs  die  Verschiedenheit  der  englischen 
Gilden  von  den  schottischen  Gilden  einerseits,  den  kontinentalen 
andererseits  viel  zu  scharf  in  den  Vordergrund  zu  stellen ,  die 
wirtsehaftlichen  und  socialen  ITnterseltipde  innerhalb  l'^nglands 
seibat  viel  zu  wenig  zu  beriieksichtigf>n.  l  >ars  er  dies  mll  gr  Ms^pmü 
Rechte  thun  konnte  aU  ein  F(*i  s 'lier.  der  sich  die  .SeliiMi  riing 
des  „deutschen  Typus'*  als  eines  emiieitlichen  zur  Aufgabe  reizte, 
das  liegt  el)en  an  der  verschiedenen  Entwicklung  l>eiaer  Linder, 
von  der  ich  oben  sprach.  Dennoch  glaube  ich,  dais  auch  in 
EDp;1and  eine  schärfere  Scheidung  zwischen  Grolfi-  und  Kleinstadt, 
Bwischen  Land-  und  Seestadt  ein  noch  zutreffenderes  Bild  der 
dortigen  Entwicklung  bieten  könnte,  als  das  von  Grofs  gegebene. 

Will  man  überhaupt  ein  einzelnes  Moment  feststellen,  das 
alle  diese  vielfarbigen  Bilder  in  einem  grofaen  Rahmen  zusammen* 
fafst,  so  kann  es  nur  die  Stellung  der  Gilden  im  wirtschaftlichen 
Entwickluncsprozeis  des  mittelalterlichen  Handels  sein. 

„Kaufraannsgilden"  sind  alle  diejenigen  dau- 
ernden genossenschaftlichen  Organisationen,  in 
denen  sich  Kaufleute  zunächst  zum  Sr  hutze  ihrer 
8  p  e  c  i  e  1 1  k  a  u  f  m  ii  n  n  i  s  c  h  e  n  Zwecke  z  u  s  a  ni  ni  e  n  f  i  n  d  e  n , 
in  denen  eine  genossenschaftliche  Regelung  und 
Forderung  des  Handels,  nicht  aber  ein  eigentlich 
genossenschaftlich  -kapitalistischer  Betrieb  und 
prozentualer  Anteil  der  einzelnen  Mitglieder  am 
gemeinsamen  Gewinn*  der  Zweck  der  Vereinigung 
ist:  der  Einzelne  bleibt  als  Eanfknann  BdbstSndig  und  bäreibl 
nach  wie  vor  sein  Geschäft  auf  eigene  Rechnung.  Die  Einheit 
liegt  vor  allem  nn  Zweck.  Nur  diejenigen  Genossenschaften 
sind  Kaufmannsgilden,  die,  wenigstens  in  ihrer  unprünglichcn 
Form,  sich  ISchutz  und  Förderung  des  Handels  zur  Au%abe 


1  Sthmollcr,  GeschielitUchc  Entwieklttng  der  Untemolimtiiic. 
Iii.  Jahrbuch  XV  1036. 
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nachten.  Dafs  daneben  noch  andere  Zwecke  —  beionders 
religiös- kiit-bliche  —  eine  Rolle  spielen  konnten ,  soll  damit  nicht 
geleugnet  weiden;  wo  fanden  sich  im  Mittelalter  Überhaupt  ge- 
nossenschaftliche Oi^nitationen  ohne  dieselben  V 

In  den  änfeercn  Formen  unterscheidc'ii  sich  diese  Institutionen 
weni^  von  denen  der  gewerblichen  Zünfte;  die  folgenden  Einzel 
beispiele  werden  zeigen,  wie  schwankend  Uberhaupt  die  Qrenzo 
{Wischen  Kaufmannsgilden  und  IlandwerkersUnften  ist,  je  nach 
den  VerliUltTiTss.  n  der  einzelnen  .Sfcidt'. 

Weit  scharier  lassen  sich  die  (irenzen  ziehen  gegenüber  den 
an«lert  ii  Organisationen,  innerhalb  deren  sich  der  Handel  bis  zuni 
ik'hlutis  des  Mittehalters  vollzogen  bat:  den  grofsen  Stitdti  ituiiil 
Tims<'n  der  flandrischen  und  der  deutschen  H.msa,  die  wes<  iiilicb 
andere  Zwt  ike  v»  rfulgen  als  die  Gilden,  und  den  aul  kapitalisti- 
scher Grmidia^^i  -  rulicnden  modernen  Handelsgesellschaften,  wie  sie 
uns  in  den  norditalienischen  und  sUdfinanaOsischen  Seestädten  mit 
Üirem  recen  Scehandely  ihrem  ausgebildeten  Geldverkehr  kurs 
nach  den  &reuszügen  entgegentreten  %  wie  sie  dann  im  15.  Jahr- 
hundert in  England  und  den  Niederlanden,  knrz  darauf  auch  in 
Deutschland  zur  Ausbildung  gelangen^. 

Im  folgenden  soll  nun  zunächst  ein  ßild  der  Entwicklung 
der  Gilden  in  einigen  Städten,  besonders  Deutschlands  und  Frank- 
reichs gegeben  werden ;  es  soll  gezeigt  werden ,  wie  die  ver- 
schiedenen jMomente.  die  ich  oberi  d;»r7n1e^^en  versuchte,  in  der 
Oeschichte  der  i  1  d  <•  ein«'r  Stadl  zum  Ausdruck  kamen, 
wif»  verschicken  die  Schicksale  der  (jüdu  je  nach  den  gegebenen 
Avirtse})aftHcheu,  socialen,  politischen  Verhältnissen  sieli  gestalt«  n 
konnten.  Bei  der  Auswahl  der  StJtdte  —  eine  solche  muiste 
naiLirlich  getroffen  werden  —  waren  vor  allem  zwei  Gesichts- 
punkte ma'sgebend.  Es  galt  einmal,  Stellung  zu  nehmen  zu 
einigen  wichtigen  Fragi  n,  die  in  der  Forschung  Uber  die  Gilde- 

'  Di«'  Cirriize  fiillt  natürlich  /Ui>aii)nion  tnir  d»  r  (Iron?.»*  zxvi-.  li. n 
iiaiHlel  und  Handwerk»  aber  eine  Hcharf  qualitative  Verschiedenheit 
der  urptniftAtiontiformen  als  solcher  —  wie  »ic  Nitasch  aufzustellon 
«nchtr.  ist  nuMiier  Meimiuff  iiaeJi  nicht  aiififcht  zu  erhalten. 

*  (riTudf  dle»<'n  UntiTst  liit  d  brtont  S(  limoller  nohr  si-liarf  Mahr- 
buch XV  lOiiC).  AUenlings  tiudeu  siel»  gerade  in  den  südlraiizösischcn 
Stidt«n  im  U.  Jahrhundert  Formen  dieser  HanclelsgcscIlBchaftcn »  die 
<nnc  allmähliche  Entwicklung  ftuft  Kaufmannsgilden  wahrscheinlich  er- 
^hHnen  lassen. 

*  Siehe  vor  allein  Lastig,  Kntwicklungswegt«  und  Quelh;n  lioa 
HandelOTPchts.   Goldschmidt  I,  1  S.  148fr. 

*  int  zwar  geistvoll,  aber  wonip^tcn.'*  etwas  gewagt,  wt-nn 
Lniiiprccht,  L'rHprung  de.«  Stridtowesens  S.  alle  Gilden,  Zünfto  ftc 
für  „HM:ialistis€h  gefärbt",  nocli  gewagter,  wenn  er  sie  für  -Produktiv- 
graonseusclinften^  erklärt,  von  ihrem  ^soclalistischcn  ProdnktionBideal" 
spricht.  Produktiv^cnossenfchaften  in  dem  Sinne,  d«  n  wir  heute  mit 
'licH'ui  Wort»'  vprbinden,  find  iiiclit  »'innui!  dif  lI;indA\'('rk<'r/.niit*rr  g« - 
H'eÄca  (Vgl.  Sehmolier  in  j*ein«'ni  Jaiirbucli  XV),  gcf»chwcig('  (i«  nn  die 
Kaofbiann^ildcn. 
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geschichte  in  einzelnen  Städten  noch  strittig  sind ,  oder  in  denen 
ich  eine  von  den  früheren  Meinungen  abweichende  Ansicht  be- 
gründen zu  müssen  glaubte.  ^alt  dann  femer,  möglichst 
8olr!io  lieisplele  herauj^ztip*  ifen ,  die  uns  ein  Wirken  der  OiWe 
nach  einf-r  bestimmten  t^eite  hin,  ihre  Stellung'  im  "fewerblichen 
Leben,  ihrf-n  Ki?iflu''s  auf  die  Entwicklung  von  Hecht  und  Ver- 
fassung,  in  besonder.-^  hellem  Lichte  zeigen.  Erbt  von  di<»ser 
einigermafsen  gesicherten  Grund la;:e  aus  wird  es  dann  niöghch 
sein,  aus  den  einzelnen  Entwicklungsreihen  die  eigentlich  typischen, 
sich  stets  oder  regelmäCsig  wiederholenden  EIrscheinungen  herau^i- 
sa^reifen,  die  treitenden  Momente  und  Impuke  sn  finden,  ihre 
Wirkung  zu  begreifen  und  su  beurteilen. 


Die  Flage  nach  der  geographiseheu  \  erbreitung  der  Gilden. 

Nitssch:  Niedt'rdeutscho  Gmo^seoficbafteii      >  12.  u.  13.  Jahrh» 
und  Xi(Hlerd(>utHclie  KHufmann^ldcn,  Berliner  Akad,- 
JiericUte,  1679  und  l«i<0. 
Schmoller,  Tücher-  und  Weberannft. 
GctTing,  ilandel  und  Industrie  Bai*tds. 
Gotliein,  Wirtschaftsgcschicht**  des  Si^hwarzwaldo«. 
Köliue,  Urspruiig  dt;r  Stadt vurfaädung  iii  Mainz,  Worms  und 


In  sdnem  Buche  über  die  Strafsburger  Tücher-  und  Weber- 
Bunft*  hat  Schmoller  meines  Wissens  zuerst  auf  die  eigenttbu- 
liehe  flrscheinung  aufmerksam  gemacht,  dals  nicht  nur  der  Name 
Gilde  in  Suddeutschland  nicht  vorkommt,  sondern  auch  yon  einer 
genossenschaftlichen  Selhstorganisation  der  Kauf  leute  in  den  ober- 
deutschen St.-ldtcn  nach  Art  der  niederdeutschen  Gilden  kdoe 
Spur  uns  überliefert  ist.  Ihm  hat  sich  dann  Nitzsch  ^  an^- 
serilo^sen;  ja  er  ging  noch  weiter  und  erklärte  die  Gilde  für 
eine  dem  niedersitchsischen  Stamme  ausschliefslich  angehörende 
Institution,  und  ihm  sind  seine  Schüler  Kruse,  Liesegang  etc.  im 
wesentliehen  gefolgt.  Doch  ist  diese  Ansicht  nicht  ohne  Gejjrner 
geblieben.  Vor  allem  glaubt  Köhne  die  Spuren  einer  genossen- 
schaftlichen Orgjinisation  der  oberdeutschen  Kaufleute  nicht  nur 


sich  zu  haben,  sondern  sie  auch  am  Ober-  und  Mittdrhem,  in 
Allensbach  und  Radolfisell.  in  Mains,  Speyer  und  Worms  nach- 
weisen SU  könnend  Auen  Gothein  gebraucht  das  Wort  Gilde 
zu  wiederholten  fifalen  für  Institutionen  in  süddeutschen  Städten, 
ohne  indessen,  wie  KOhne,  polemisch  g^gen  SchmoUer  und  Nitssch 


*  S.  390  ff. 

*  Sitzungsberichte  der  Berliner  Akademie  1879  S.  26. 
»  A.  a.  0.  S.  52-69. 
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ganz  deutlich  in  der  Institution 
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SteUung  zu  nehmea.  Frabing  ist  ibm  durch  oioe  Katifiiuuiiis- 
gUde  gegründet  worden  K 

Wenn  ich  nicht  irre,  so  ist  die  ganze  KoDtroTene  dadurch 

liervorgenifen,  dafs  die  verscliiedeiicn  Forscher  von  verschiedenen 
Ansehauungen  über  das  Wesen  der  (iilde  ausgegangen  sind;  je 
nnelideni  ninn  den  Begriff  der  (iilde  enger  oder  weiter  talst ,  je 
iiadMlriii  man  unter  ihr  jede  genossensehat'tliche  Organisation  der 
Kauiiuannsclialt,  z.  B.  auch  ein  gcuo8scni»chal"tlichcs  Gericht  ver- 
steht, oder  nur  eme  zu  Zwecken  &s  Handels  gegründete  dauernde 
Oeooeeenaehaft  von  Eanfleuten,  «rird  man  die  Fhige  fllr  dn- 
adne  Städte  bejahen  oder  verneinen  kennen. 

Von  dem  Standpunkte,  den  ich  durch  meine  oben '  gegebene 
Definition  gewonnen  liabe^  auche  ich  im  folgenden  die  Beweise, 
die  man  ftir  das  Vorkommen  der  Gilde  in  8üddeutBchland  bei- 
gebracht hat,  im  einzelnen  einer  PrfUnncr  zu  iint*Tziehen 

Dji  niiils  ich  zimäelist  KoIhk  Hecht  geben,  wenn  or  die 
Ansii  Irl  Nitzsehs  von  dem  speeitiäsi  h  niedersiichsischen  Ch.irakter 
der  Gilden  schon  durch  den  Hinweis  zu  entkräften  sucht,  dafs 
Kitzsoh  selbst  die  Gfldcn  in  Städten  fränkischen  and  iiiesiachen 
BechlB  in  Ktfln,  Utrecht  und  QiOningen  mit  in  den  Bereich 
aeiner  Betrachtungen  sieht  Ja  gerade  in  Flandern,  auf  fränkischem 
Beohtaboden  können  wir  die  ersten  Spuren  einer^enossenschaft- 
Heben  Organisation  des  Kaufmannsstandes  in  den  l&kunden  nach- 
weisen". 

Tm  übrigen  aber  wollen  mir  die  Gründe,  die  Köhne  gejren 
die  Sehniolier-JSitzscbsche  Ansiclit  ins  Feld  führt,  nicht  recht 
etnleuehten. 

Was  zunaciibt  die  iianse  von  Regensburg  betriflPt,  —  die 
übri^ns  unter  den  neueren,  so  viel  ich  sehe,  nur  Maurer  ^  schärfer 
ins  Auge  gefafst  hat,  währaid  Gfrttrer  in  8»ner  VerfiMSungsge* 
schichte  Regensburgs  diese  widitige  FVsge  nur  mit  wenigen  Worten 
streift  —  so  hat  man  meiner  Meinung  nach  ihre  Gesäichte  und 
ihr  Wesen  bis  jetzt  allgemain  nicht  richtig  dargestellt.  Köhne 
und  Geering^  nehmen  zwar  die  Existenz  einer  Kiuifmännisehen 
Gilde  in  Regensburg,  deren  ^'onsteher  der  „Hansgraf"  gewesen 
sei.  als  absoh!!  sicher  an,  aber  eine  ^'^enauere  Prüifung  der  Ur- 
kunden muis  doch  zu  anderen  Kesultaten  führen. 


>  A.  a.  O.  S.  92  if.  Belo w  (Conrads  Jshrlyfieher  1892  Heft  1)  imd 

yi*'^<*.\f  die  8on.'*t  iiu'if*t  üboreinstiinnicn ,  zeigen  hier  eine  mcrkwürdiee 
*  Ditf.  ren^.   Hegel  Dinmit  rla«  Fohlen  f1  f  r  Knurniannsgilden  in  Süddeut'^cn- 
land  ebeniK)  aU  Thatsache  mi  wie  Below  das  Vorhandensein  derselben. 
Heids  geben  keine  nibere  Begründung  ihrer  Ansichten. 

*  S.  S.  44. 

'  Die  frfdieste  Erwähnung  einer  kaufmännischen  Qilds  findet  sich, 
soviel  ich  sehe,  in  Valencienne.n  und  St.  Omer. 

*  Stadtverfassnng  II  27*2—278. 

*  H;i-<'!  S  Atlch  L.mipreeht  in  sr-inem  nenfston  AofeatS 
(Hist.  ZcitschjrÜt  LXVU  399  Auui.  1)  nimmt  das  als  sicher  an. 
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Die  .'Utcren  Bearbcitr^r  der  RcgcnsLiirger  Verfatäsungsjic'sclilclitp, 
(iemeiiit  rV  Pinto,  J.Mger  leiten  das  Ke^^f-ii^lMirger  Hansn^atenaiiit 
aul"  Karl  den  *irüi:*eu  zurück,  der  Snö  in  diestr  Genend  einen 
Grafen  Audulf  einsetzte^;  es  hi  einer  jener  Grafen,  die  den 
Greuzverkehr  gegen  Slaveu  und  Aviuen  ächUtzeu  und  beauf- 
sichtigen sollen'.  Di«ieB  Amtes  «ird  dann  in  den  folgenden 
Jahrhunderten  gar  nicht  mehr  Erwilhnnng  gethan  and  erst  in  das 
12.  Jahrhundert  fitllt  das  erste  urkundliche  Auftreten  der  Hanno 
erafen.  Sollte  der  H.insograf  wirklich  der  Nachfolger  jenes  alten 
karolii^ischen  Grenzbeamten  sein?  Wahrscheinlich  ist  das  von 
vomhcrcTn  nicht;  es  witre  merkwürdig  genug,  wenn  aus  der 
Zwisi  lienzeii  auch  nicht  ein  einziges  Dokument  sieh  erhalten  h:itte, 
aus  dem  die  \Virksaink<-it  des  llansegrafen  wahren«!  dieser  Epocht; 
crktiuibar  w.ire.  Mil  lumt  ist  daher  Jone  Annahme  auch  schOQ 
von  Waitz '        unhaltbar  zurUckgowiesen  worden. 

Welches  waren  nun  die  Befugnisse  dieses  seit  dem  12,  Jahr- 
hundert auftretenden  Hansgrafen,  nnd  wie  haben  sich  die  Schick- 
sale dieses  Amtes  im  Laufe  der  Regensburger  G^eschichte  ent- 
wickelt? Die  erste  Urkunde  ^  in  welcher  uns  der  Nam^  des 
HansegFsfen  entgegentritt,  giebt  uns  bereits  genaue  Auf- 
pchlfisse  über  di'=?  Funktionen,  die  er  ausgeübt  hat.  Die  Ur- 
kunde ordnet  un<l  regelt  den  Verkelir  anfd'-m  crrofs«  n  ^^a^kte 
zu  Enn.s  in  Steiermark;  sie  zei;;t  uns  den  llansjLn-al'en  als 
einen  Heamteii,  der  zubanimen  mit  d«  n  dortigen  Älarkiriehtern 
den  llanilelsverkehr  der  llegensburger  Kaufleute  leiten  ^  die 
SchiffühMlungen  etc.  Uberwachen  sollte.  Attsdrttcklich  wird 
1207  verfügt }  daÜB  der  Han^graf,  den  die  Bttrger  wtthlen 
sollten ;  sie  auf  den  auswärtigen  Märkten  in  ihren  Gepflogen- 
heiten schütze,  aber  innerhalb  der  S!>taclt  nnr  nach  Stadtrecht 
mit  Willen  der  Städter  Anordnungen  treffen  dürfe*.  In  dem 
Stadtrecht  von  1230^  ünden  wir  dann  den  Rat  im  Besitz  des 
Kochts.  den  Hansgrafen  zu  erwählen  —  ein  Hecht,  das  wahr- 
scheinlich de(  )i  der  Gilde  zugestanden  hiitte,  wenn  es  damali» 
noch  eine  -  !<  Iie  gepceben  hätte er  hrit  alle  Handelssachen 
mit  Auäwui Ilgen,  vurzüglich  was  die  Jaiuniarkte  betrifft,  zu 

'  Regeniibiifger  Chronik  I.  1800. 

•  Cap.  ininArnm        (M.  r;   \f <:<-•<  H  .d  l?urvtiu-^  S  V2:"\ 

•  ....  ad  l'orachcim  et  ad  Jireenibcrga  et  ad  Uageni.sburg  ^se- 
▼idest  Andnifufl.  Borntiuit  s.  s.  O. 

•  WrfassungsgCf^chiclite  V  1367  Note  8. 

^'  \  n .  .l.  rii  ^ ahrc  1 192.    G  c  in  o  i  n  f>  r  S  2^2  ff 

•  i  iuio  tt.  H.  U.  S.  1«  (Gfinei  II  t:  r  'd't^in:  vi  f*i  iiitm  civitat«  m  iile  • 
aliqiiid  OfiUasre  dlipomierit,  id  uon  ni^^l  Becuiidum  civiliu  iiiHtituta  et  ex 
COn^'Ciisu  iirhntinrniii  fiat.   Vli'Hoiclit  brdpntot  iirltaiii  licreifs  «It  n  Stadtrat. 

^  Gcmciucr  8.  32Ö.    Urkuiidcabueh  ob  der  Kiins  11  296. 

•  Dafi»  OB  «twa  frilher  eine  Qilde  in  Be^cusburg  cegobon  habo,  die 
daa^ab  schon  untorg('pine(>n  sei,  scheint  mir  keiner  aor  Forschi'r,  dt«^ 
iirrh  mlf  <Irr  Fne^'«*  hc.-cnäfti^rt  lirib»»t>,  nn^iiTH'hmcn.  Vichnrhr  sit-tit 
oiHji  allgomeiu  in  der  üipater  auttrctendeu  iiausc  v'mv.  kaufmtiunischo 
OeaoMcniehsft, 
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nohtan  und  zu  schlichten.  Ein  Holclier  Hansgrat'  erscheint 
dann  öfters  als  Zeuge  in  städtischen  Urkunden  Die  ans- 
fiihrlichsten  Bestimmungen  nh<>r  das  Hansgratenanit  nlwv  tintlen 
»ich  in  dem  Schied  König  liudoiphs  -  in  «  iiiom  Streue  zwischen 
Rittern,  Münzem  und  Bauern  einerseits,  den  K;tnf]euten.  Armen 
uüd  Reichen  andererseits.  Darin  heifst  es:  „daz  die  hurgiir, 
die  uf  der  strazse  und  uf  dorn  lande  und  uf  dem  wazzer 
▼arent  einen  hansgrayen  »uUn  haben  und  aUe  iar  einen  nite- 
newen  der  di  bargär  samme,  die  of  der  straaie  und  uf  dem 
Band  und  uf  dem  waner  varent  und  anders  nieman.  und  no\ 
der  auch  anders  nichtes  gewalt  haben  in  der  Stat,  danne  umb 
dev  geschäfte,  dev  sie  habent  ze  handeln  umb  die  strazze,  und 
swenn  er  dar  gebintet  bi  dem  Wandel,  des  die  Ininj-är  die  daz 
land  bowent  und  die  strazze  und  daz  wazzer  ze  rat  werdent 
unde  setzend  nach  der  merere  lueuig  uujl»  dev  Geschäfte,  dev 
n  habent  ze  handeln  uf  dem  lande  und  uf  der  sna^^ze." 

Wenn  ich  die  etwas  dunkle  Stelle  recht  verstehe  —  bowent 
•eheint  keinen  Sinn  su  geben  und  ist  wohl  entsprechend  einer 
BMb  weiter  oben  durch  bevarend  oder  Ähnliches  su  ersetzen 
—  so  haben  wir  es  hier  mit  einer  Institution  zu  thun,  wie 
flie  sich  auch  sonst  wohl  in  mitteklterlichen  Stiidten  \  oriindet 
Die  Leitung  und  Ordnung  gemeinsamer  Handelsfahrten  zu 
den  grofsen  Märkten  der  benachl>arten  flegenden  wird  von 
df^n  über  Land  und  Wasser  reisenden  Kaufleuteii  in  die  Hand 
eines  jiilirlieli  weehsplnden  Beamten  gelegt,  der,  walirseheinlich 
noch  immer  vom  Rat  ernaunt,  ilire  Geschäfte  ordnen  soll, 
dem  aber  eine  andere  Gewalt  als  Uber  die  Kaufleute,  denen 
er  ▼«fsfeeht,  nicht  ankommt^  Daneben  aber  sehen  wir  schon 
die  Anfinge  eines  Rats  in  Handelssachen  auftreten,  bestehend 
ans  eben  den  Bttrgern,  die  an  den  gemeinsamen  Kaufmanns- 
fidirten  teilnehmen.  In  diesem  Sinne  ist  auch  der  folgende 
Passus  au  verstehen,  „daz  er  der  banse  pfl^  nit  (mit)  guten 
tmvcn".  «Hanse"  tindet  sieh  hier  zum  erstenmale  und  1"^- 
deutf  T  die  Ordnung  der  Hande!:-;niL''eh'gpnheiten  mit  Kat  und 
Untcr^Tiit/.uug  der  über  Land  reis«  iiden  Kaufleute. 

Dieser  „Rat"  scheint  nun  bald  zu  einer  Htändigen  Be- 
hörde« zu  einem  stündigen  Ausschufs  der  Kaufmannschaft  ge- 
worden zu  sein,  ^rOfsere  Bedeutung  erlangt,  weitgehendere 
Fonktionen  ausgattbt  au  haben;  schon  1310  wird  erbeaeichnet 
als  ^der  Bat  der  Hans"  und  giebt  den  Krttanem^  Unterkflufern, 


»  So  z.  B.  bei  Oemeiner  S.  351.  373  und  öfter. 
•  1281.   Gemeiner  S.  414 f. 

^  WahrHcht'inlich  «  rj^treckt  sich  überhaupt  «»eine  Öen'alt  nur  »uf 
die  Dauer  der  gemcimaincn  Heise.  Wie  mir  Herr  ProfeK»oE  8chmoller 
■utteilt,  finden  sich  gam  ihnlieh«  fnstitatjoneii  i.  B.  hei  den  gemein- 
fiHm«'ii  Ausfidiiteii  der  Strars])urpT  Kauflcute  zur  Frankfurti  r  Mesfe. 
H.  anirh  unti-n  Kap.  III  ^  2  und  Geagler,  Deutsclie  ötadtrecht«alt«r- 
tümer  4iK>f. 

FciMtaMM  (tt)  III  t.  ^  Dm,  ÜMlkMaufilta.  4 


Digitized  by  Google 


50 


xn  2 


Schiflleuten,  Fertigern,  Wägern,  Öhinern,  Schrötern  und  Karreu- 
leuten,  d.  h.  den  Vertretern  der  kaofmänniachen  Neben-  und 
Httlfsgewerbe  Uire  Satzungen  ^ 

1838  finden  wir  den  Rat  der  Hans  neben  den  Kauf  leaten 
in  einer  Urkunde  erwähnt';  die  Kaufleute  besitzen  damals 
eine  Stube. 

1B75  erlassen  die  Herren  in  der  Haus  unter  dem  Hana- 
grafen  eine  Ordnung  ttber  das  Stapeln  der  Flölse. 

Den  Abschlufs  dieses  Hanserats  und  Hansegerichts  finden 
wir  endlich  in  einer  von  Jsp^er^  veröffentlichten  Hans*;erichts- 
ordnun^.  Das  Gericht  wird  gebildet  durch  den  Hansgraf 
und  seine  Jieisitzer;  e.s  heilst  „Hansgericht"  oder  einfach  — 
wie  auch  schon  früher  —  „Hans**,  der  einzelne  Beisitzer  ,ein 
Hanfs".  Sie  halten  ordentliche  und  aufserordentliche  Sitzungen, 
die  bis  ins  Einzelnste  genau  geordnet  werden.  Wichtig  Ist 
vor  Allem  Bestimmung  9:  „So  Sachen  vorkommen,  die  einen 
Bejaitzer  der  Hanfs  selbst  oder  sein  Gewerbe,  Hand- 
werksgenossen  oder  gesippte  Freund  belangen,  so  soll 
dieser  Beysitzer,  und  wenn  es  auch  der  Hanfsgraf  selbst  w&re, 
abtreten/ 

Deutlich  zeigt  diese  Bestimmung  die  Wandlung  in  den 
socialen  und  politischen  Verhältnissen  der  Stadt.  Im  Gericht 
sitzen  nicht  mehr  nur  Kaufleute,  sondern  neben  diesen ,  — 
vielleicht  auch  allein,  nach  dem  Siege  der  Zünfte  die  Handwerker. 

In  allen  diesen  Urkmid'^ii  ist  von  einer  ^'enossenschaft- 
lichen  Organisation  des  Rautmannsstandcs  in  Regensburg  nir- 
gends die  Rede;*  was  Below  für  Quedlinburg  behauptet  hat,* 
dafs  ein  Gericht  der  Kaufleute  in  Hfindelssachen  für  die  Existenz 
einer  Kautiuannsgihh-  am  ghnchen  Orte  nichts  beweise,  das 
gilt  in  verstärktem  Malöc  von  Kegensburg,  Dazu  ist  dieser 
Handelsrat,  dies  mehrköpfige  Handelsgericht,  erst  seit  dem 
Ende  des  18.  Jahrhunderts  nachweisbar  und  es  ist  absolut  kein 
Grund  fUr  die  Annahme  zu  finden^  dafs  es  damals  schon  eine 
längere  Vergangenheit  hinter  sich  hatte.  Darf  ich  mich  eines 
modernen  Ausdrucks  bedienen,  so  wäre  einfach  an  Stelle  einer 
'  rein  monarchischen  Leitung  des  Handeb  durch  den  Hans- 
grafen die  aristokratische  durch  Hansgrafen  und  Hansgericht 
getreten. 

Fasse  ich  meine  Resultate  nochmals  kurz  zusammen,  so 
dürften  wir  uns  die  Entwicklung  in  Kegeusbuiig  etwa  folgender- 
mafsen  zu  denken  haben: 


»  Jäger,  Jur.  Magaziu  iL  (17^1;  3ö— 47. 

•  Oemeiner  I  563  f. 
■  Jäger  a.  a.  0. 

*  Auch  Waifz,  VerfaHsuugHgescli.  V  ^7  Aam.  3  will  nichts  vos 
einer  Kegensburger  Gilde  wisseu. 

>  Stadtgemeinde  S.  31. 
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In  Regenjsbiuff  hatte  Bich  infolge  dee  firtlh  erbltthenden 

Handels,  der  hier  oesser  als  sonst  erhaltenen  Reste  nimischer 
Institationfliii  firtlh  eine  Kaufmannsgemeinde  gebildet,  die  den 

pagus  mercatorura,  aber  auch  Teile  des  pagus  clericus  be- 
wohnte*. Zur  Ordnung  ihrer  HanddsaTiir*'!«  gonheiten  auf 
fremden  Märkten  en%'.llilten  sie  fitr  ihre  gemeinsauien  Hoison 
einen  Beamten,  flen  Hansograten ,  zunJienst  wolil  aus  ihrer 
Mitte,  später  auch  aus  den  mehr  und  mehr  am  Handel  sich 
beteiligenden  Ministerialengeschlechtern.  Innerhalb  der  Stadt 
hatte  der  Hansgraf  damals  noch  keine  autonome  Macht;  hier 
ist  er  an  die  ctyilia  institnta,  an  die  Beobachtung  der  bttigei^ 
liehen  Rechtsgewohnheiten  gebunden ,  denn  die  Hamlhabung 
des  Marktrechts,  die  Aufsieht  Uber  den  Marktverkehr  und 
dessen  Gepflogenheiten  befindet  sich  noch  im  Jahre  1205  in 
den  Hilnden  des  Herzogs  und  di-s  Bischofs*;  die  Anordnung 
des  Salzhnndels  hat  der  Herzog  aber  mit  Zuziciuiiig  des 
Bischofs^.  Bald  (hi rauf  wurde  das  anders;  mächtig  erliob  sich 
die  Kaufmannsgemeinde,  di(^  allmählich  alle  Stünde  umschlofx*. 
Um  1230  setzt  der  erst  damals  entstandene  städiif^clie  lial  den 
Hansegrafen  ein,  der  ^e  Hftndel  der  Bürger  mit  Auswärtigen 
sddicbten  soll. 

Um  diesen  Hansegraf  gruppiert  sich  nun,  anfangs  fUr  die 
einzelnen  K<MS(>n  zusammenberufen,  dann  ständig  konstituiert^ 
ein  Rat  in  Handelssachen,  der  sich  zunächst  aus  den  aber 
Land  reisenden  Kaufleuten  zusammensetzt  und  allmflldieh  alle 
die  handelgpolitischen  Funktionen  an  sieh  reifst,  die  kurz  zuvor 
noch  den  beiden  Stadthern'n,  Burggraf  und  Bischof,  zuge- 
standen; die  Leitung  des  Marktverkrhrs.  die  Ordnung  von 
Kauf  und  Verkauf,  die  Ueberwacliuug  und  das  Gericht  über 
die  kaufmännischen  Nebengewerbe,  INeser  Rat  allerdings 
scheint  korpoiatiT  organisiert  gewesen  zu  seitt  j  nur  so  erklärt 
es  sichy  dafs  1321  und  1331  der  Hansgraf  mit  den  anderen 
,von  der  Qemain  wegen  der  Hans  zu  Regen sburg"  eine  Schuld 
aufnehmen  konnte  ^.  Nach  dem  Siege  der  Zünfte  ist  dann  auch 
der  Hanserat  in  deren  Sinre  umgebildet  worden.  An  Stelle 
oder  neben  den  Kaufleuten  Huden  die  Vertreter  der  gowerb- 
liehen  Bevölkerung  im  Hanserat  Autnahme.  Der  Hanscgiafc 
selbst  hat  sich  ohne  jede  Bedeutung  hin  an  das  Ende  des 
18.  Jahrhunderts  erhalten^. 


J  Gfrnrcr  S.  lo  f. 
«  Gtr.-.r.T  ^5.  53. 

*  G  e  in  c  i  D  e  r  I  293. 

*  S.  die  Stelle  aiiA  der  Urkunde  von  1S07  oben  8.  35  Anm.  a 

«  Plato      27  f 

*  Dafs  der  Uanscgraf  nur  Vorsteher  eine«  Uandelagericlitä  ^var,  — 

4* 
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Was  nun  (Ijiö  Vorkommen  von  KaTifinannsf^ilden  am  ^littcl- 
\\m\  Öbcrrlicin  angeht,  so  stützt  sich  hier  Köhne  zuniichst 
auf  einen  Ausdruck  der  Allcnsbachcr  Urkunde':  Ipsi  autem 
luercatoros  intrr  sc  vcl  inter  alios  iiulla  alia  faciant  iudicia, 
practerquara  quae  ....  omnibus  mcrcatoribusab  antiouis  tempo- 
ribus  sunt  eoncessa.  Aber  hier  ist  doch  auch  wieaer  —  wie 
in  Regensburg,  Quedlinburg  etc.  —  nur  von  einem  Kaufleate- 
ffericht  die  Rede,  vor  dessen  forum  alle  die  Dinge  ver- 
handelt werden  sollen,  die  auch  sonst  zur  KomjM  tcnz  der 
Kaufleutegerichte  gehören.  In  Quedlinbnrg  werden  hierher 
specioll  die  Streitigkeiten  in  den  Nahrungsmittelgewerben  ge- 
zUhlt,  die  im  Gericht  der  Kaufleute  oder  —  wie  es  an  einer 
anderen  Stelle  des  IMvilegs  heifst,  —  der  Bürger-  verbandelt 
werden  sf)llen. 

Einen  weiteren  Beweis  für  die  Existenz  einer  Kaufnianns- 
gilde  speciell  in  Worms  glaubt  Köhne  in  einer  Urkunde  für 
die  Fischliändlerinnung  in  Worms ^  finden  zu  müssen,  deren 
Inhalt  und  Form  deutlich  darauf  hinweise,  dafs  sie  ausgestellt 
sei  von  einer  kaofinännischen  GKlde, 

Mag  immerhin  die  Urkunde  in  der  Form,  wie  sie  uns 
heute  Torliegt,  nicht  aus  der  bischoflichen  Kaiudei  stammwi, 
jcdenfiills  wird  die  Übertretung  einer  Bestimmung  des  Privi- 
legs unter  bischöflichem  Bann  verboten ,  und  gerade  an  die 
£riUllung  dieser  durch  den  bischöflichen  Bann  geschtttsten  Be- 


dipse  Ansicht  findet  nicli,  soviel  ich  »oho,  bis  jetzt  nur  bei  Adoluiip, 
Wörterbufh  <ler  hot  hdrutöi-lu  n  Mundart  s.  v.  HanfKi'xt-  Hansegrafeu 
in  Brrai<>!n  ^ind  nur  ein  AuHHchufs  den  RatM,  der  (Irr  HürpTbach  sn 
fnlircn  und  ixhvr  (h  n  Zustand  der  Stnifsi'u  zu  wach«  ii  hat  (Lai>pen- 
bers-Hartorius  8.  XXj.  lu  letzterer  Beziehuug  entM^rechcu  ihnt^u 
dieHerrra  von  dem  Dreek  in  Köln  (L  am  pro  cht,  raiein.  Kkiszra  R.  157X 
In  Lille  werden  4  Hansr^rafVn  von  den  Schöffen  gewühlt,  deren  Funk- 
tionen im  nt)7.o\ni'u  tnil)eliannt  sitnl  <fl  <•  j;el  II  ITH.  I)i«' Kxisti-jj/  o]nor 
Gilde  iu  Bremen  lur!>t  sich  aus  der  Erwähnung  der.s«>lh(>n  eben»o\vt>uig 
beweisen  als  ans  dem  Vorkommen  des  Worte«  ^.Hansa*'  1181,  einer  AIh 

fabe  an  den  Bischof,  jedenfalls*  für  den  Be^iu-h  des  Marktes.  Eine 
erartige  Kecelung  des  Handelsverkehr«  durch  gewählte  Beamte 
*  findet  sich  z.  B.  auch  iu  Wien,  hauptsächlich  aber  —  auf  römische  Ein* 
fichtimgen  sorSekgehpnd  —  in  Italien,  wo  die  AOgensanten  consnlc« 
de  man  odor  inercatonun  etwa  den  deutschen  Hanff'frrafen  Pnt^nr<M  h»'n, 
Ob  diesclbcu,  wie  vielfach  uugeuommen,  aber  auch  bestritten  wird,  suater 
snm  Stsdtmsftistfst  werden,  vermag  ieh  nicht  zu  cntscbeiden.  siehe 
dazu  neu»  r-liiit^'s  v.  Kapherr,  Baiiuu.'«,  podesta,  consule«  (in  Quiddea 
Zeitschrift  V  1.  1891),  ilesscn  Ansicnt,  dafs  die  scheinbare  (il«'ichformi|»- 
keit  aller  Stadtverfassuugen  des  Mittelalters  auf  das  Vorbild  grakoitah» 
aeher  BtAdte  snrAelcsttfllhrftn  «ei,  Ieh  mir  sber  nieht  sa  eigen  machen 
kann.  Übrigens  wird  dieser  Tage  Ober  den  Hansegrafen  eine  «^röfsoro 
xusammenfass4>nde  Darstellung  aas  der  Feder  Köhnes  erscheiueu  (Das 
Hansgrafeiiamt   Berlin  IHil'AK 

^  ZHtnehrift  Ar  fieschichte  des  Oberrheins  XXXH  59ff. 
'  Et  quo  his  a  <h>li(|urnti1)iis  pro  nrglip^enda  compODontttr»  tres 
partes  civibua,  quarta  pars  cedat  iu  usum  iudicis«. 
*  Wormfer  Urknndcnhurh  I  No.  58. 
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stimniaiig  ist  die  jährliche  Emeaenmg  dee  Privilegs  geknfipft ' ; 
der  Bischof  ist  es.  der  Uberhaapt  die  Fisclierinnung  mit  bc- 
schrftnkter  Mitgliederzahl  erst  gebildet  hat^.  Das  deutet  docU 
daninf  hin,  daf;?  wir  in  dem  D(»kiun('nt  mehr  als  eine  blofse  Bestii- 
tigung  einer  im  UbriiroTi  vnn  der  Kaiifmannsgild»'  an^^gestellten 
Urkunde  vor  uns  hub  n.  (ierade  in  der  Bestimmung,  dafs  den 
Fisehliiindlem  der  Ein  kaut  von  Fischen  bis  zu  einer  bestimmten 
Stunde  (ante  prinuim)  verboten  i^^  spürt  man  die  sichere  Hand 
einer  den  Verkehr  ordnenden  und  leitenden  geistlichen  Ge- 
wallt die  den  direkten  Verkehr  des  konsomierenden  PabUkuma 
mit  den  iHschfitogem  nicht  durch  einen  einträglichen  Zwischen- 
handel gestört  sehen  will*. 

Daijs  die  urbani  durchaus  eine  Kaufnmnnsgilde  bezeiclinea 
mttssen,  scheint  mir  durch  Köhne  nicht  bewiesen.  Will  man 
auch  nicht  mit  Waitz  darunter  die  *^e?äamte  BfJrgerschaft  ver- 
stehen, sn  li('<;t  CS  doch  nahe,  an  einen  Ausschufs  derselben 
zu  di^iken,  aus  dem  dann  vielleicht  später  der  liat  stich  ent- 
wickelt hat. 

Endlich  möchte  ich  noch  kurz  auf  einen  Beweis  Kölmes 
eingehen,  anf  den  dieser  sdbst  aOeidings  nicht  aUaaviel  Ge- 
wicht legty  der  aber  doch  geeignet  ist^  einiges  lacht  auf  eine 
wichtige  Zeit  der  Wormser  Ver{assaniL,'s^n3schichte  zu  werfen. 

Eine  Stelle  des  Anon.  monachus  Kirsgartensis^,  in  der 
ea  von  einem  Wormser  BischotMn^ifr-it:  Societatem  quae  vulga- 
ritervoeatur  „die  Brud«  rs('li nff "  in  Wonnatiensi  civitate  destrnxit 
ad  eommodum  ot  libert^itcm  omniiim  vcndentinm  »  t  cmeatium 
—  wird  von  Kühne  daliin  gedeutet,  dafs  damals  die  Kaufraanns- 
gilde  in  Worms  aufgehoben  worden  sei.  Der  Hischof,  von 
dem  hier  die  Kede  ist,  ist  lleiurich  IL;  die  Malsregel  selbst 
muis  also  in  die  Jahre  1218  —  1236  fiiUen.  So  lange  hätte 
sich  nach  Ki^hne  die  alte  Kanfinannsgilde  erhalten,  ohne  dala 
mit  Ausnahme  des  schon  erwähnten  Fischerprivilegs  aus  den 
Urkunden  eine  Spnr  ihrer  Wirksamkeit  innerhalb  des  städti- 
schen VerfassuDgsoigantsmus  sich  erkennen  liefse  ;  dann  mllfste 
sie  dnreli  eine  einseitig^e  Verordnung  des  Bischofs  anf;Lj:ehoben 
und  nun  für  immer  ver^ehwunden  sein.  Wo  war  überhaupt 
neiten  einem  mächtigen  Bischof,  einem  mit  wcit^^chenden  Juris- 
diktions-  und  Verwaltungsbefugnissen  aiisi^ehtatteten  SehfVffen- 
kolleg  noch  Platz  für  eine  Vertretung  der  Kaut'manuschaft 
mit  öffendich-rechtlichen  Befugnissen?  Denn  ein  rein  privat- 
rechdieher  Verein  kann  die  Gilde,  wie  aus  der  Urkunde 


*  Idem  prescriptuB  epc  bsnno  buo  eonstitiiit,  nt  Iii  XXUI  piscatoies 

in  tempore  ro|^ationiim  III  KalmoiiCi«,  Uuos  prcauli,  tcrtiam  veio  comiti 
s'^mpf^r  ofSerrent  et  Privilegium  tali  oblatione  per  singuloi  anno«  eoii* 

tiriiiarcnt. 

"  XXIII  piäcatores  Wormatie  constituit. 

^  Siehe  (lurülu-r:  Allgemeines  unten  Kup.  IV  ^  2* 

*  Gedruckt  bei  Ludwig:  reliqoia  IX  III. 
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fiXr  die  Fischerinnung  hervorgelit,  schon  im  Jahre  1106  nicht 
mehr  gowegen  soiii ;  ja  liiitto  sie  überhaupt,  wie  die  Gilde 
ßonst  überall,  weitgehende  Vorrechte  im  Wirtschaftsleben  der 
Stadt  genossen,  so  ist  nicht  abzusehen,  warum  sie  einer  kon- 
karrierenden  GenoBsenschaft  —  den  Fischhändlern  ^  eine 
Urkunde  ausgestellt,  ja  dieselben  nur  neben  sich  geduldet 
hätte;  falls  die  Fischhändlertnnung  aber  einen  Teil  der  Oilde 
selbst  bildete,  hätte  diese  ihnen  wohl  andererseits  keine  der- 
artigen Beschrttnkungen  auferlegt,  wie  sie  in  der  Urkunde 
sich  finden. 

Dazu  kommt  aber  noch  ein  W  eiteres.  Gerade  unter  der 
Regierung  lloinrichs,  von  dem  der  anonyme  Möncli  aus  cicm 
15.  Jahrhundert  lirrichtet,  brachen  zwi:^chen  Bürgertum  und 
Bischofsgcwalt  nicht  nur  in  Worms  die  bekannten  Konflikte 
aus,  in  denen  Kaiser  Friedrieh  II.  und  sein  Sohn  Heinrich 
y.w  wiederholten  Malen  zu  Gunsten  der  Fürsten  und  Stadt- 
lierren  eingriffen.  Ka  war  eine  wildbewegte  Zeit  und  in  Worms 
gingen  die  Wogen  des  Kampfes  besonders  hoch.  Da  verfügt 
Friedrich  II.,  das  neugebaute  Katbails  einsardfsen und  spricht 
den  Fiats  der  Kirche  zu.  Und  in  Zusammenhang  damit  steht 
es,  dafs  entsprechend  dem  kaiserlichen  Dekret*  alle  Hand- 
werksinnungen und  Brüderschaften,  mit  Ausnahme  der  Mttnser- 
hausgenost^en,  aufzulösen,  Heinrich  U.  speeiell  den  Wornisern 
den  Befehl  giebt,  alle  ihre  consilia  et  fratemitates  auisuheben*, 
dafs  in  dem  Vertrage  zwischen  Bischof  und  BUigem  Tom 
27.  Februar  1233  diese  Bestimmung  mit  aufgenommen  wird. 

Liegt  es  da  nicht  nahe,  die  späte  Nachrielit  ans  dem 
15.  Jahrhundert  mit  diesen  Beschlüssen  in  Verbindung  zu 
bringen,  in  denen  von  einer  Kaufinannsgilde,  die  die  Brüder- 
schaft heifsen  solle,  nirgends  die  Rede  ist?  Die  gleichzeitijsre 
Überlieferung  a\  ils  nur  von  der  Autliebung  der  Innungen  im 
allgemeinen  zu  erzählen,  und  dafs  auch  eine  solche  immer  uJ 
commodiun  et  libertatem  omnium  ementium  et  vendentium  er- 
folgte, wttrde  man  nicht  leugnen  kennen,  auch  wenn  man  nicht 
wüfste,  dals  im  15.  Jahrhundert,  also  in  der  Zeit,  aus  dw 
unsere  Nachricht  stammt,  die  Aufhebung  einer  Zunft  oft  mit 
nlinlichen  Erwägungen  motiviert  wird.  Will  man  aber  wört- 
lich an  der  Nachricht  unseres  Schriftstellers  festhalten,  so  liegt 
es  doch  gewifs  am  nächsten,  in  der  iratemitas  die  Fisch* 


*  Ut  domuui,  que  vocabatur  communitatis,  iu  Wormutiu  fiuuUtu« 
dinii  faceat. 

•  Irritam  niliilo  mimis  farinms  rt  cassamus  niiik^liVi<'t  artificii  coii- 
fratcruitates  80ii  sociirtates,  qiuK'unKjiie  unniiuc  ^■ul^arit^'l•  appt'llnntnr. 

"  Wormser  Urkundenbiuh  1  No.  \ö6  vom  4.  AugUf*t  IkJiJü:  Coa- 
eilia  et  fraternitates,  que  in  dritate  vestra  huiusque  babaistja,  vobis 
potcstate  regia  auferimus  vosque  deineepB  a  tali  consnetadine  c^aare 
peuitus  iubemus. 
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hHndlor-Innung  zu  sehen,  deren  Existenz  uns  wenigstens  fUr 
das  12.  Jahrhundert  sicher  bezeugt  ist. 

Gothein  in  seinem  neuen  Buche  spricht  an  mehreren 
Steilen  desselben  von  Gilden  in  f>berdeutscnland,  ohne  indessen 
irgendwo  klar  darzulegen ,  was  er  unter  Gilde  versteht.  Er 
erwähnt  an  einer  iStelh*  die  coniuratoreö,  die  wir  im  ersten 
Freiburger  Stadtrecht  an  der  Spitze  der  neuangesiedelten 
Kaafinannsgemeinde  finden,  als  „unzwetfelbaft  die  Vorsteher 
einer  Oilde"^  während  er  später  unter  den  24  coniuratores  die 
Gilde  selbst  zu  verstehen  scheint  K  Oder  will  er  zwei  Gilden, 
die  der  Gesamtkaufmannsgemeinde  und  die  ihrer  Vorsteher 
unterscheiden?  .Mir  scheint  sich  die  Bchwierigkeit ,  die  im 
Wortlaut  liegt^,  dadureli  am  einfachsten  zu  lösen,  dals  man 
den  Ausdruck  quadani  <  ot  iuratione  auf  die  24  Scliwörer.  die 
in  einem  späteren  Paragraphen  des  Statuts  als  Vorsteher  der 
Kauf]nannsgemeinde  erwähnt  werden,  bezieht  —  wobei  ich 
mir  bewufst  bin,  dafs  der  Ausdruck  nur  durch  eine  gewisse 
Künstelei  so  gedeutet  werden  kann. 

Diese  24  coniuratores,  oder,  wie  sie  später  heifsen,  coniurati, 
der  Kern  des  späteren  Rates,  erseheinen  als  ein  Ausschufs  der 
Kanfinannsgemeinde^,  dem  die  Leitung  derselben  zustand,  der 
dafUr  gewisse  Vorrechte  genofs  —  sie  besafsen  z.  B.  Brot- 
und  Fleischbänke  — ;  eine  korporative,  durch  Schwur  ge- 
heiligte Geschlossenheit  dieses  Ausschusses  anznTU'linvn.  nötigt 
uns  der  Ausdruck  eoniuratnros ;  al)er  eine  Kaiitnmnnsgilde, 
d.  h.  eine  zu  irgend  welchen  speciüscli  kaufmännischen  resp. 
Handelszwecken  zusammengetretene  Genossenschaft  vermag 
ich  in  demselben  nicht  zu  erkennen.  In  der  Gesamtkau^anns* 
gemeinde  aber  eine  kanfinltnnische  Gilde  zu  sehen,  dafilr  liegt 
meiner  Meinung  nach  absolut  kein  Grund  vor. 

Aber  selbst  zugegeben,  daJs  man  in  den  24  coniuratores 
oder  gar  in  der  Kanfmannagemeinde  als  solcher  eine  ge> 


'  Gothein  a.a.  0.  Der  Ssts  ist  etwas  nnkfair:  „Angcseliene 

Kauficute  wcrtion  von  nhorfiUhrr  zTi>ninmenbenifen  und  slr  hil<l»'n 
eine  geschworene  \' creinigung,  eine  Gilde.  Natürlich  konnte 
die  Anzahl  die^ier  zuziiOwnden  GrofsUlilfleate  nicht  bi'grenzt  werden; 
trotzdem  wird  die  Anzaiil  /.uRainiiien  SchwOre&den,  der  coniuratores, 
beHtimmt;  sind  ihrpr  24,  der  Kern  des  «pnteron  Rats.  Wir  haben 
also  jedenfalls  in  den  24  eine  ff eschlosseue  Gilde,  bestehend 
aas  den  älteren  «md  ungewheiuteti  Kauf  teilten  m  «eben«  denen  einige 
wiehtige  Befugnisse  allein  geAvahrt  bli'  lx'ii." 

'  .  .  .  .  mercatnnlms  perHonatis  circuinquaque  convocstis  quadam 
roniuratioue  id  forum  decrevi  inehoare  et  excolere. 

3  It'li  stimme  hierin  mit  Below  (Stadtgemeinde  S.  98)  überein, 
iiirht   iiln  r   iti   der  Anschauung  von  d-^r  Entstehuii;,^  «l'-r  K.iufmnnn?- 

femcinde  selbst  (s.  oben  Kap.  I  ^  4c  Anm.).  Auch  La mpre  ch t  (Conrads 
sM.  LVI  (1891)  440)  spricht  «eine  Meinong  dahin  ant^  dafs  wir  in 
den  24  coninratore^f  nur  einen  AnsBchafB  der  kanfmftnnuchen  Samt- 
l^emeinde  jni  sehen  haben. 


Digitized  by  Google 


56  XU  2. 

si&hworene  Gilde  zu  erblicken  hätte,  so  würde  man  aus  dieser 
Thatsache  auf  das  sonstige  Vorkommen  der  Gilden  in  Sfld- 
deutschland  sit-liorlich  keinen  SchlnCs  ziolion  dürtVii.  Denn  in 
der  Freiburger  Gründungsurkiinde  wird  ausdriicklii  h  auf  das 
Kaufmannsrecht  der  Kölner  hingewiesen,  d.  h.  die  beaundere 
Form  des  Kaufmannsrechts,  wie  es  sich  aus  den  allgemeiuen 
Voraiuvetzungea  desselben  ttberhaapt  gerade  in  Köln  und  wM. 
am  ganzen  Niederrhein  zvi  einem  kannnännischen  Sonderrecht 
entwickelt  hatte.  , 

Fttr  Konstana  hat  Gothcin  selbst  —  obwohl  zahlreiche 
l^estimmunpren .  besonders  ilber  den  Leinwandhandel  der 
Konstanzer  Kaufieute  nach  der  Champagne,  ein.  <  >rLr  niisation 
der  Kanfniaun.'^chaft  erkennen  lassen  • —  die  Anualnne  einer 
Kautumnusgildc  entüchiedcn  abgelehnt.    Denn  jene  geht  hier 

fauz  deutlich  von  oben,  vom  liate^  aus  und  von  einer  dieber 
'orm  etwa  Torausgegangenen  Selbetomnisation  der  EanHeate 
ist  uns  anch  keine  Spur  erhalten.  Wenn  aber  Gotfaein  ^  in 
Haslach  und  an<b-ren  Urten  de^  Kinsigthales  den  Bat  aus  einer 
geschworenen  Kaufmannsgilde  hervorgehen  Ittfst,  so  fehlt  es 
mir  leider  an  jeder  Möglichkeit,  diese  Behauptung  nachzuprüfen. 

Von  allen  oberrheinischen  Städten  ist  es,  so  viel  ich  sehe, 
nur  in  Ba«el  in  spriter«  r  Zeit  zu  einer  genossenschaftliehen 
Organisation  des  naii<l('lsstaii<l»'S  ^^^ckonnnen,  nbf»r  wie  Gecring 
nachgewiesen  liut,  erfolgte  dieselbe  unter  dem  iJruck  äufserer 
VerhSltnisse  aus  politischen  und  militärischen  Gründen.  In 
den  Wirren  einer  von  socialen  Kttmpien  bewegten  Zeit 
mochten  auch  die  Knufleute  die  Notwcnaigkeit  xtlnfUerischer 
genossenschaftlicher  Oi^nisation  ftlhlen,  in  der  ihnen  die 
Handwerker  hier  lilngst  vorausgegangen  waren. 

iSo  resultirt  also  aus  allem,  dafs  es  thatsfichlicli  eim-  Selbst- 
organisation des  Kaufmannsstandes  in  di  r  i  urm  der  Ilandels- 
gilden  in  Oberdeutschland  während  des  ganzen  Mittelaltcrn 
nicht  gegeben  hat;  ihr  Verbreitungsgebiet  beschränkt  sich  auf 
Niederdeutschlaud ,  Nordfrankreich,  England  und  Schottland, 
denn  die  nordischen»  dänischen  und  norwejnschen  Gilden  sind 
stets  Schntsgilden  ohne  eigentliche  speeinsch  kaafinännisehe 
Zwecke  geblieben*. 


'  r;r.tli  i-iii  I 

*  Dal«  dte:<elbeu  ailcnHug:»  auch  dort  uicUt  iräialicU  feUUcii,  darauf 
hat  achon  Nitinch  (Aufiiatx  von  1K79  8.  24)  simnerknani  g^eniacht.  So 

S5.  ß.  findet  sidi  öfters  di«.-  Verpflichtung  der  GiUlehrüder,  einem  Schiff- 
lirfiohiprf'n  »«einen  VerluHt  zu  ersetzen,  einen  Möi"der  iler  T.ehejisfr*'falir 
2u  ent Hirzen,  den  Gildebruiler  in  der  Fremde  vor  GeiicUt  unter- 
stützen und  auH  der  Gefaii*4i  it.sehaft  fireistikaufen.  Aber  die  eigentlichen 
Zwockc  jener  Genn'<=ten>i  liiit"r(Mi  er?*trecken  sich  nrsjtrrniglich  auf 

(ieu  iSchutz  von  Leben  unii  Kigeiitum  der  Stadtbewohner  im  allgenieine% 
nicht  aber  gegen  Upfihren,  die  der  KmifiiMuin  sin  iwldKr  sn  MfQrchten 
hat.  Vgl.  auch  unten  Kap.  IV  $  2.  Anch  Heget  (I  255)  ist  drr  Mei- 
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Für  diese  merkwürdige  Erscheinung  eiue  tiefere  Eiklärung 
zn  geben,  sn  seigen,  wie  dieselbe  mit  der  verschiedenen  wirt- 
schiuUichen  und  politischen  Entwicklung  Ober-  und  Nieder- 
deutschUmds  anfa  engste  susammenhängt ,  das  hat  zuerst 
SchmoUer  Tersacht*.  In  den  süddeutschen  Städten  einer  alten 
aus  der  Kömerzeit  stammenden  Kultur,  in  I  n  ßischofsstädten 
„mit  ihren  älteren  Ordnungen  von  Handel  und  Gewerbe,  Markt 
und  Verkehr,  mit  ihrem  Adel  und  ihren  Ministerialen- 
jifeschlechtern,"  sei  weniger  Platz  und  weniger  Bedürfnis  fttr 
'  inf  Bildung  von  Kaufmanns- Kor|Hir;<tionen .  von  kauf- 
uiiinnischen  Vorrechten  und  Gilden  gewesen.  Es  sind  aN<>  1711 
wes^entlichen  dieselben  Gründe,  die  ich  oben "  aU  entsehf  i  lt ml 
für  die  Entstehung  des  ^«  rnianischen  Gonossenschaftciwesens 
ül»erliaupt  darzulegen  versiu  hte:  eine  stärkere  Centralg-ewalt, 
die,  alles  von  oben  lenkend  und  ordnend,  für  eine  kauf- 
männische genossenschaftliche  Selbstorganisation  keinen  Raum 
liels/  Das  Beispiel  von  Worms,  das  ich  oben  darlegte ^  mag 
uns  dafür  ein  neuer  Beweis  sein. 


mflgen  sie  doch  meiner  Meinung  nach  die  Frage  nach  den 

Gründen  jener  Erscheinung  nicht  ganz  zu  lösen.  Wenn 
Schmaller  selbst  auf  die  Existenz  zahlreicher  Kaufmanns- 
genoflsenschaften  in  Flandern,  auf  die  grofse  Hanse  in  Paris 
hinweist  und  hinzufügt,  dafs  es  dort  allerdings  Gilden,  aber 
keine  Ge'.vandschneidergilden  gegeben  habe,  so  nia^^  man  wohl 
mit  lischt  fragen,  warum  z.  B.  in  Paris  und  Kö\n  tr<»tz  des 
Fortbesteliens  antiker  Markt- und  Verkehrseinriehtuiigen  ,  trotz 
des    Vorhanden>eiiis     einer    starken    Herrsch  ergewal  t  j  die 


in  den  oberdeutschen  Städten.  Während  Schmoller  nur  auf 
das  Fehlen  von  Gevrandschneidergilden  in  jenen  Gegenden 
aufinerksam  macht,  mttfste  man  ans  s^ner  Argumentation  den 
Schlafs  ziehen,  dafs  überhaupt  dort  fUr  die  Gilden  nicht  der 
richtige  Boden  gewesen  ist 

Wären  die  Gilden  in  Wahrheit  nur  Organisationen  des 
Orofshandels  gewesen,  so  könnt  man  sich  auch  mit  der  Erklärung 
Geerings'  begnügen,  dafs  der  Handel  am  Oberrhein  nicht  jene 
Ausbildung  erlangt  hat,  wie  überall  da,  wo  man  die  Existenz 
Ton  Kauimannsgilden  nachweisen  kann,  dafs  dort  der  Import 


imofi,  dsfs  es  in  päoemark  keine  eigentlichen  Kanfinaiinwildeii  gah. 

SpÄter  gab  os  allerdings kirchlichr>  und  j^feselliffoKaiifmanuBbrÖderscliarteii, 
«iif  aber  nicht  elsronth'oli  kaufmänniBchen  Zwecken  dienten  (Hegel  I 
212,  217  f.,  219  f.,  2ai,  418  etc.). 

«  Stnüsburger  Tncher-  und  Webersanft  392.  Er  beschrfinkt 
sUerdiiun  seine  Au.sfrdirun<^cn  auf  die  Gewandschneidergtl  1<  u 

*  Die<>elben  finden  sich  bekanntlich  such  in  vielen  deutdcheu  Städten 
Lübeck  etc.). 

•  Handel  nnd  Industrie  der  Stadt  Basel  31  f. 
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der  heimischen  Produktion  noch  nicht  gefährlich  werden  konnte, 
—  ein  Gesichtspunkt,  der  allerdings  ftlr  das  Verständnis  de» 
Wesens  der  Gilden  von  grofser  Bedeutung  erscheint 

Aber  wie  später  gezeigt  werden  soll ,  haben  wir  gerade  in 
Niedcrdeutschland  in  den  Gilden  oft  nur  Organisationen  des 
lokalen  Kleinhandels  zu  sehen,  wie  er  in  Oherdeutschland 
sicher  in  gleichem  Mafse  existiert  hat,  ohne  doch  je  zu  gilda- 
ähnlichen Institutionen  zu  tViliren 

Eine  einigennafseii  iH  t'n 'diurende  Erklärung  für  das  Fehlen 
der  Gilden  in  Ohordcutstlilaud  vermag  aucli  icli  nicht  zu 
geben.    Gewifs  wird  man  Geeringü  wie  8clini<  '.!<  i  n  Gesichts- 

£ unkte  gelten  lassen  können;  es  fragt  sich  nur.  oh  nicht  in 
licderdeutschland  und  anderswo  ,  wo  die  gh  ichen  LIrj>achen 
sich  geltend  machten,  die  in  Oberdeutschland  ein  Aufkommen 
der  &ilde  unmöglich  machten,  andere  Kräfte  ihnen  in  den 
Weg  traten  und  ihre  Wirkungen  teilweise  paralysierten. 
Jene  Organisationen  des  lokalen  Kleinhandels,  wie  sie  Nitzsch 
geschildert  hat,  sind  sicher  erst  nach  den  Grofskaufmanns- 
gilden  ins  Leben  getreten  und  haben  gerade  diese  .wenigstens 
als  formales  Vorbild  vor  Augen  gehabt  Gerade  der  Handel 
über  die  See,  auf  den  die  ganze  geographische  Beschaffenheit 
Norddeutschlands,  Flanderns  nnd  Xonlfrankreichs  liiTnvpist, 
dir  wcitoii  iiachcn  Ebenen  mit  ihren  vcrhältnismäfsig  gut  er- 
haltenen liandeisstrarsfn  boten  der  Ausbildung  eines  karawanen- 
und  flottenmäfsif;  geordneten  Handels  den  besten  ]\amn,  und 
gerade  an  diesen  scheinen  die  ältesten  (_)rganisationen  der 
Kaufleute  angeknüpft  zu  haben  -.  Der  W  eg  über  die  Alpen 
dagegen  -  und  gerade  nach  Italien  gingen  ja  <lie  grofscn 
Handelsreisen  aus  den  oberdeutschen  Handelsstädten  —  bot 
ffrofsen  geordneten  WarenzUgen  bei  dem  damaligen  trostlosen 
Zustande  der  Alpenstrafsen  nnttberwindliche  Schwierigkeiten, 
Hier  also  fehlte  von  vornherein  der  geeignete  Boden  zur  Ent- 
stehung der  Kaufmannsgilden,  hier  vermochte  die  ttfTentliche 
Gewalt  der  ßischOfe,  die  später  von  der  Komraunalgewalt  des 
Rates  abgelöst  wurde,  von  Anfang  an  die  Leitung  des  lokalen 
Handels  in  ihre  Iliinde  zu  bekommen,  zumal  ihnen  in  den 
oberdeutschen  Ministerialenge>clilechtern  ein  geübtes  und  that- 
kräftigem  Beamtenperöonal  zur  8eite  stand. 


'  Der  Vergleich  analoger  V<>i-lir<ltni8se  einer  suddoutschon  uud  einer 
norddoiitsrhen  Stsilt,  in  denen  die  £IltwickJun^^  von  den  Kl<'i<'lJSii  Aa»* 
cangspiinktc^n  nn-irehend ,  doeli  einen  verschii'dmni  Vcrlnut'  L'rnnniTn'-Ti 
hat,  uiajj  uns  hier  noch  etwas  näheren  Einblick  gewahren.  In  Augs- 
burg: wie  in  Breslau  stand  der  Tuehhandel  nur  denen  zu,  die  eine  der 
Tttcnkammem  inne  liatten.  In  Breslau  haben  xich  l;i'i9  dietie  Kaufleute 
y.n  o'iuor  rienoi*sens(  li;ift  der  rSi-^wandsi  lm»  i<li  r.  «i-  i  ..Kiinipanie  (b  r  Kauf- 
leute" zu^ammengethau ;  in  Augsburg  ist  mia  vou  ciucm  Ähnlichen  kor* 
porativcn  Aboclilurs  der  Kaufinaanecnaft  nichts  fiberllefcrt. 

*  V^l.  unten  Ksp.  IV  $  2.  Auch  Lamprecht  wemt  tUrauf  bin. 
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Ein  Moment  aber,  |plaube  ich,  kann  man  vor  allem  zu 
den  Argumentationen  beider  Forscker  hinsnlbgen.   Sollte  es 

Zufall  sein,  dafs  uns  Im  9.  Jahrhundert  von  Bauemaafetftnden, 
die  dorch  gildeartige  Organisationon  Ins  Leben  gerufen  waren, 

nur  aus  den  Gegenden  in  der  Nähe  des  Meeres,  nur  aus 
Nierlersarhspn  und  Nordfraiikrrich  (in  Flaiulris  et  Menpisco) 
Kunde  ^^t'koiinnen  ist?  Gerad«»  liier  verni' *i  litf  die  Grofs- 
PTundherrsehalt  nie  recht  durehzudringen.  In  Jb  neslaiid  liaben 
Meli  zalilreich  wie  sonst  nirgends  freie  Bauerngemeinden  er- 
halten. „Es  ist,  als  ob  die  ^hsieLuft  und  die  ^ie  Bahn  des 
Meeres  dem  nordiscben  Viking,  dem  friesischen  Kanfimum 
und  dem  nordelbischen  Piraten  auch  seinen  heimischen  Hof 
und  Acker  mit  immer  frischer  Freiheit  Ijefruehtete  Hier 
bewilhrt  sich  wieder  das  schöne  Wort  PeschePs,  dafs  die  See 
von  je  her  f^ino  S<'lni1<'  der  Freiheit  war,  lii'T  moclito  der 
Trieli  und  die  Kraft  zur  freien  8elbsthtllfe,  zur  zweekbewufsten 
Selbstorgaiiisation  nie  tranz  verloren  gegangen  sein .  hier  be- 
wahrte sich  wenigsteius  eine  Erinnerung  an  die  alte  Zeit,  und 
die  Tradition  pflanzte  sich  durch  die  Stürme  des  9.  Jahr- 
hunderts fort;  auf  diesem  Boden  vemochten  die  dem  10.  Jahr- 
hundert nen  entkeimenden  Gedanken  genossenschaftlicher 
Oi^amsatioD  rasch  zur  Blüte  und  Reife  zu  gedeihen.  Das 
kühne  Seevolk  der  Kormannen,  welches  gerade  in  ienen  Zeiten 
in  Nordfrnnkreich  einen  ncTien  Staat  gründete,  das  von  dort 
aus  England  ereiferte,  mocfiTo  den  Gedanken  freitliätiger 
Selbstorganisation.  den  es  vielleiciit  schon  aus  der  alten  Heimat 
mitgebracht  und  in  der  neuen  vorfand ,  ohne  INIühe  seinem 
neuen  Ziele  anpassen,  einem  gesicherten,  intensiven,  friedlichen 
Handels  verkehr«  Nur  so  ist  es  lu  erKlären,  daCs  kvarz  nach 
der  normannischen  Eroberung  die  Gilden  auf  dem  Inselreidi 
flbendl  wie  Pilze  aas  der  Erae  schiefsen. 


§3. 
Saint  Omer. 

(klry,  Hi^toire  de  St.  Omer.  1477. 

Pagart  il' H  erman  «a  rt ,  T^es  ancieniies  commmrantr"  fVnrts  ot 
m^tiers  >V  St.  Omer  (iVIem.  de  la  mci^t^  üo^  antiuuaires  de 
la  Morinie  XVI  et  XVUX  imiBL 

Luehaire,  Les  commtineB  fran^aaseB. 

\1<  typisches  Beispiel  fiir  die  Gilde  in  den  Üandrischen 
Handclsstii<lten  wühle  ich  die  Oilde  von  St.  Omer,  Nicht  als 
ob  S(.  Omer  einen  fülirenden  l^latz  unter  den  grul.sea  liidustrie- 
und  iiundelscenti'cn  jener  Gegend  eingenommen  oder  wenig- 

*  Nitsecb,  Dcatsche  Geschichte  II  5. 
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stens  lange  Zeit  behauptet  hätte;  aber  gerade  hier  lliist  sich 
die  Bedeutung  der  Gilde  für  das  gewerbliche  und  sociale 
Leben,  für  Rechts-  und  Verfassungsentwickelung  der  Stadl 
siemlich  deutlich  verfolgen. 

St.  Omer  vfM-f]:nikt  seinen  Aiifselrvini'^-  uikI  ^(Auv  Blüte 
mittelbar  den  Kiiilallcn  niul)erisc'lier  Normannenhorden,  denen 
jene  Geg<Mi<l  his  ins  10.  Jahrhundert  una!ifh(ir)ich  ausLjeüetzt 
war.  Hinter  den  schützenflen  Mauern,  die  .sein  Kloster  und 
dessen  Inunuaitilt  uni;^a)H'ii.  fand  die  Landbevölkerung  J^ciiutz 
und  gewöhnte  sieh  an  .sUidtiöclies  Lehen.  Schon  1056  finden 
wir  die  Einwohner  als  burgenses  bezeichnet  ^  ^  in  den  dyua- 
atiachen  Wirren  und  Kämpfen,  die  Flandern  im  11.  Jahr- 
hundert durchtobten,  errangen  die  Bürger  sich  ihre  commune«, 
ihre  free  Stadtverfassung  und  einen  beträchtlichen  Grad  von 
Selbstverwaltung  ^. 

In  dieser  Stadt  nun  lassen  sich  die  Spuren  einer  genossen- 
flchafklichen  Organisation  der  Kaufmannschaft  verhiiltnismälsig 
weit  zurück  verfolgen.  Wir  besitzen  ein  Gildestatut das 
zwischen  1082  und  1097  entstanden  sein  mufs,  aber  wie 
Pagart  d'f lermansart  mit  Kecht  annimmt,  deutlich  auf  eine 
bereit»  längere  Existenz  der  Gilde  hinweist*.  Es  ist  eine 
Kaufmannsgilde,  die  jeden  Grofskauftnann  dadurch  zum  Ein- 
tritt zwingt,  dals  sie  ihm  im  Weigerungsfall dou  Scliutz  auf 
Kcirien  zu  cntzielien  droht"'.  Wichtig  vor  allem  erscheint  die 
Bestimmung,  dafs  jedem  Gildegenos.sen  eine  An  Tax-  und 
Vorkaufsrecht,  %vie  es  sich  sonst  hUufig,  vor  allem  in  England, 
findet,  beim  Einkauf  von  Waren  dem  Kichlgildemit^ede 
gegenüber  nicht  zusteht*.  Ein  Gildegenosse  ist  verpflichtet, 
von  jedem  eingekauften  gröfseren  Warenposten,  fiüls  er  den- 
selben nicht  zu  eigenem  Gebrauche  zu  verwenden  gedenkt, 
seinem  Gildebruder  einen  Teil  abzulassend  Es  ist  die  gleiche 
Tendenz  einer  wirtschaftlichen  Ausgleichung  unter  allen  zur 
Genossenschaft  gehörenden  Brüdern,  die  das  ganze  englische 
Gildewesen  durchzieht,  die  auch  in  den  deutschen  Zunft- 


»  Oiry,  Hist.  de  St.  Omer  p.  34. 

*  ibitiem  p.  41  ff. 

*  Grcdracit:  M6m.  de  la  soci6t6  des  autiquaire?  de  la  Morinie  XVII 

5  ff.  unil  «laraiis  bei  Grofs  I  290  ff. 

*  Mihw.  de  l:i  foc.  etc.  XVI. 

*  ^  1  des  Statuts. 

*  |[  3  des  Statuts:  ßi  quis  gildam  non  liabeu!«,  aliquam  waram  vel 
corrigia  vcl  aliud  Iniiusmodi  taxäverit  »  t  alicjuis  giblam  hab^B  sttper> 
venerit  oo  nolputp  mercator,  quod  ipsc  taxaverat,  vmvt. 

'  §  2  des  Statuts:  Si  quis  vero  gildam  luibeiis  üa  n-atuiu  alitiuid 
non  ad  victam  pertinens  valens  Vf.  et  supra  taxavcrit  (suprataxaverit 
bei  HormnTi  >ai  t  giobt  keineu  Sinn)  »  t  alius  >;iMam  habcns  suporvonerit 
si  vohicrit.  in  nuTcato  iilo  poroionom  liabi  bit.  Das  Gildrstatnt  enthalt 
dann  weiter  noch  eine  Keine  von  Bestiuiniungen  über  tiie  innere  und 
äufscre  Organisation  der  Gilib>,  PHichtcn  und  Rechte  ihrer  Mitgliedeit 
sie  bieten  indessen  kein  besonderes  Interesse. 
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etatttten  oft  in  gleichen  Bestimmungen  zu  Tage  tritt'.  Von 
einem  Öfientlich  anerkannten  Monopol  der  Gilde  ist  noch  nicht 
die  Rede:  ihre  Zwangsbofugnis  besafs  sie  nur  kraft  eigenen 
K«  chts  .1  h  knift  der  von  ihr  im  wirtschaftlichen  Leben 
thatsäclilutii  l)e?ies.<f;nen  Macht. 

Es  dauert  40  Jahre,  bi.s  uns  eiu  zweites  Dokuuioiit  wieder 
♦•ineij  Beitrag  zur  Geschichte  der  '  von  St.  OiiKn-  liefert. 
Iii  der  Charte  von  1127.  der  oi^CfUtiicheu  konstitutiven  Ver- 
tassungsurkunde  der  Stadt-,  iluieli  die  der  neugewählte  Graf 
von  Flandern  den  Bürgern  ihre  selbsterrungenen  Privilegien 
bestätigt,  tritt  uns  die  Gilde,  die  kurz  vorher  noch  eine  rein 
private  Genossenschaft  ohne  wesentliche  Öffentlich-rechtliche 
Befugnisse  gewesen  zu  sein  scheint,  nun  als  organisches  Glied 
der  neuen  Stadtverfassung  deutlich  entgegen.  Sie  scheint 
(hiniaLs  alle  mächtigen  und  angesehenen  Bürger  der  Stadt  um- 
iafst  zu  haben:  der  kommerzielle  und  der  verfassungsrechtliche 
Chanüvter  der  (  lüde  erscheinen  vollständig  verwischt.  Indessen 
trage  ich  doch  einiges  Bedenken,  mit  Giry,  Luchaire,  Her- 
niansart  anzunehmen,  dafs  die  Gilde  damals  alle  vollberechtigten 
Hur;^ei-  der  Stadt  unifafst  habe.  Üafs  die  ni!<lehalle  s|)«1ter 
■nun  Kathauö  wird,  kann  hier  so  wenig  wie  anderswo  zum 
li  wt  is  für  jene  angenommene  Identität  aii^^efiihrt  werden*. 
Aileniings  erhält  die  Stadt  für  die  Verluste,  die  <ie  während 
(les  vorausgegangenen  Krieges  iui  Dieii-^te  des  Grafen  erlitten 
hatte,  die  Einktlnfte  aus  der  Münze  des  Grafen  ad  gildac  suae 
sustentamentum,  und  die  Urkunde  filhrt  dann  fort:  „ipsi  vero 
burgeuses  monetam  per  totam  vitam  suam  stabilem  et  bonam, 
unde  villa  sua  meiioretur,  stabiliant**  —  aber  mit  diesen 
burgenses  kann  hier,  wie  so  oft,  nur  die  Vertretung  der 
Bttigerschaft,  der  Rat,  genieint  smn,  der  sich  jedenfalls  aus 
den  reichen  Katifmannsgeschlechtern  der  Gilde  rekrutierte  und 
ihre  Interessen  zur  Geltung  brachte*.  Wenn  aber  den  Gilde- 
raltgb'edern  überall  in  Flandern  Zollbefreiungen  oder  -erleiehte- 
ruugen  vom  Grafen  bewilligt  werden  ^  wenn  sie  für  den 


«  Z  V,  Kli  trV,  Frankfurt  IM  ßürgerzwistc  und  Zustände  S.  361, 
8chdnberg  \u  dmrudti  Julirb.  IX. 

*  OiKlrackt  bei  Giry  8.  371  ff. 

*  W'u  Boden,  auf  d**m  die  Gildehalh'  stellt,  li  tt  die  Gilde  erst 
24  Jahre   »püter  (1151)  von  den  Grafen  als  Eipentum  erworben.  Sie 

SeniefiSt  i;iueu  besonderen  Frieden,  eine  Immunität,  und  der  Verbreclier, 
er  lieh  in  dieselbe  fluchtet,  vermag  zunächst  nur  mit  Hülfe  des  Vor- 
SlelierH  derselben  (custos  gildhallac)  von  dt  r  öffentlicb<'n  Gewalt  belanpt 
zn  werden.  Sie  bildet  doii  Stapelplatz  für  tlif  Wart  n  fremder  Kauf- 
Icute«  die  nur  dort  verkaufen  dürfen,  oder  auf  üffcnom  Markt.  Den 
Bimm  ist  es  gestattet,  aoch  in  ihren  HäuHeni  Waren  feibtuhalten 
(s.  Wizü  tiif  Amführaua  über  En;^lu)id  uiit»  n  Ivan.  III  §  12). 

*  .\tirh  was  Hermansart  i'enier  noch  frcltcnd  macht,  dafs  auf 
dem  Si4f^el  der  Kaufleute  sich  der  Schutzpatron  der  Stadt,  St.  Bertin, 
finde«  durfte  doch  schwerlich  als  Beweis  gelton  können. 

*  OmRO«  t|ui  gildam  eoram  habent  et  ad  illam  pertinent  et  iuüra 
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Verkeil r  nach  DeuUchland  von  der  Zahlung  der  Hansa  dis- 
pensiert wenlrn*,  80  hissen  diese  Bestimmungen  \vohl  don 
Schlufs  zu,  dafs  es  hauptsächlich  n?it  lie  Grol^handl«  r  vsaruii, 
aus  denen  die  Gilde  zu  St.  Omer  ak-h  zusammensetzte-. 

Mögen  immerhin  auch  geringere  Elemente  cUmals  noch 
in  die  Gilde  Aufnahme  gefunden  haben,  mag  sie  noch  nieht 
eine  rein  aristokratiache^  abgeschleuene  Koi*poration  innerhalb 
der  Bürgerschaft  gewesen  sein,  jedenfalls  bar^  die  Verquieknng 
grorskauimftnnischer  Interessen  mit  öffendiGn>rechtlic)ien  Be- 
fugnissen die  Keime  zur  Zersetzung  der  ganzen  Organisation 
in  sich;  mit  dem  Auf^5l rel)pn  der  ois  dahin  in  Hofhörigkeit 
der  Klöster  stehenden  Handwerkerbevölkorung,  mit  der  mas.sen« 
haften  Einwanderung  freier  und  höriger  Handwerker  vom 
Laude«  die  siel»  zum  Bürgerrecht  und  zur  Freiheit  <*nipor- 
rangen,  wurden  die  Vorrechte  der  Hüde  nidir  und  nu-hr 
drückend  empfunden.  In  den  etwa  5U jjihrigeu  Kämpfen,  die 
sich  daraus  entspannen,  ergab  sich  eine  Zersetzung  der  stän- 
dischen Verhältnisse  inncrlialb  der  Gilde;  sie  geht  ans  den 
Stürmen  hervor  als  eine  rein  privatrechtliche  Korporation  von 
Giofskaufleuteu,  die  alle  social  tiefer  stehenden  Kiemente  der 
Bevölkerung  ausgestoCsen  hat',  die  in  der  Verfassungsentwicke* 
lung  der  Stadt  nur  noch  insoweit  eine  Rolle  spielt ,  als  sie 
eben  den  Faktor  der  gröfsten  Macht  innerhalD  der  Stadt 
r(  präsentiert,  als  die  Magistraturen  zunächst  aus  den  reichen 
Kaufmannsgeschlechtem  besetzt  werden*« 


ciufi^luin  villae  suae  maiient,  liheros  omues  a  theioiK  o  faeio  ad  portom 

Di«'Ticsrniklo  et  Grnveiiinge  «^t  por  totain  t»  rram  P^laiKlr'a»^  f»o9  liberos 
a  Sewer]^  faeio.  Apud  Batpalroas  teloucum,  <^uaie  doDADt  AtrehateiuK», 
eis  constituo. 

>  Quisqiiif«  eomm  ad  terram  imperatorts  pro  negotiatione  »ua  per- 

löxerit.  a  Ticiniiic  tnporum  Imnsam  prrsolverr'  cni^-jitur. 

*  Von  bcsouiierem  Interesse  ist  uocli,  UuIö  die  Gilde  hier  eine  Art 
Albnende  erwirbt:  Pasturam  adiacentem  Tille  8.  Audomari  in  nemore, 
qtiod  dicitnr  Lo  et  in  palndibus  et  in  pratia  et  in  braera  et  in  heuere' 
oolta:  usibua  eornm  excepta  torra  Lazaromm  concpdo.  Sietit  fuit  tem- 
poribus  Roberti  comitis  barbati.  Also  was  Below  (Stadtgemeindc  S.  M) 
rar  so  unmöglich  hftlt,  dafs  eine  Gilde  Landbestta  erwerben  kann,  ist 
hier  —  wie  übrigens  auch  in  Stendal,  Clöttingen  nnd  vielfach  andere 
W&rts  —  ausdrücklich  b^zoti^t. 

'  Ein  Beispiel  für  die  auch  von  Lamp recht  a.  a.  O.  S.  ^2 
skizzierte  Entwiekluni^  v^l.  unten  Kapitel  IV  §  2. 

*  Dafs  die  alte  Gilac  noch  im  18.  Jahrhundert  bestanden  haben 
f«nll.  si  lii'int  mir  von  flirv  i'iclit  )>"wio«5rn  7a\  «sein.  Wenn  der  Graf  von 
Dampierrc  I2i<2  noch  von  dtr  Gilde  redet,  so  «erklärt  sich  das  dadurch, 
dafs  or  in  dem  betreffenden  Dokument  einlkch  eine  GbersetBuiig  der 
ultrii  Urkunde  von  1127  ^'mht  (Oiry  S  937):  wenn  die  Schöffon  er- 
klären (Eii'lr  de?  VX  Jahrhuijdt  rts),  .Inf?»  nur  die  Mitglieder  der  Oilde 
Teil  am  Stapelrccht  hätten»  so  deutet  ererade  diese  Bestimmung  darauf 
hin ,  dafs  unter  Gilde  nar  die  GTofslurannannibanse  gemeint  aetn  kann« 
Wo  war  überhaupt  neben  den  scharf  «M  schiedenen  Korporationen  der 
nrr)rskaufleute  und  Handwerker  noch  Platz  für  eine  beide  rereinigenda 
Güde? 
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Es  ist  die  Hansa  von  St.  Omer,  die  das  Monopol  des 
Handels  nach  England,  Irland,  Schottland  und  jenseits  der 
Sonime  hat.  Kurz  darauf  verschmilzt  sie  mit  mehreren 
anderen  kaufinänuisehen  Korporationen  in  anderen  Städten 
aar  flandriachen  Hanse.  Ihre  wichtigsten  Statuten*  sind,  dab 
alle  ihre  Mi^ieder  in  St  Omer  wohnen  mttssen,  nnd  dafs 
alle  Handwener  jetzt  aoadrttcklich  vom  Eintritt  in  die  Gilde 
aiiBgeschlossen  sind^. 

Man  ist  versucht,  in  der  letzton  Bestimmung  den  Hinweis 
auf  ein«'  frühere  Zeit  zu  erblicken,  in  der  dem  noch  nieht  so 
war,  «'ine  Zeit,  in  der  auch  Ilandwi-rker  in  der  (ililde  sich 
vorfanden;  aber  das  Fehlen  jeder  auf  das  Handwerk  l)ezil^- 
lichen  Bestimmung  in  den  oben  erwähnten  Güdestatuten  läfst 
jedepfitlla  den  Scmofi  dafs  sie  nur  einen  kleinen,  nie  het- 
vortretenden  Bestandteil  der  Gilde  gebildet  haben  kttnnen*. 

Ziehen  wir  das  Fucit  der  Entwicklung,  so  ist  es  liiei 
das  Entgegengesetzte  wie  in  vielen  anderen  Städten,  z.  B.  in 
Köln.  Dort  wahrt  sich  die  Gilde  unter  Verzicht  auf  kommer- 
zielle Vorteile  und  Monopole,  die  sie  wahrscheinlich  besessen, 
ihre  Bedeutung  für  das  r>ff«Mitlirlie  Leben,  für  die  Verfassungs- 
entwicklun^?  der  Stadt,  ja,  wi  ils  dieselbe  noch  /u  vernieliren * ; 
hier  verliert  sie  alle  öffentlich-rechtlichen  Befugnisse  an  eine 
bürgerliche  Centralgewalt,  die  mayeurs  und  öcheyins.  weifs 
aich  aber  ihren  socialen  Einflufs  und  ihre  kommeraielle  Be- 
deatnng  auf  lange  Zeit  zu  wahren*. 

>  Publiziert  bei  Pagart  d' Hcnnansart  XVII  11. 

*  In  Iirn<r<;o  ninf»s(>n  all»*,  ilic  Ilatiscmit^IitMler  wenlon  wollen.  Mit 
Jahr  und  Tiig  ihr  liaudwerk  abgeächwureo  haben  (Hesel  II  lb7). 

*  D*Hermaii8art  sehdnt  aidi  ttbcnr  die  T*nuw  der  Stelliing  der 
Handwerker  zur  Gilde  nicht  ganx  klar  zu  sein.  Während  er  (a.  a.  0. 
S.  100)  meint,  dafn  die  Gilde  alle  Einwohner  iinifafst  habe,  <|ui  s'occu- 
paiciil  de  eoiiunerce  ou  d'industrie,  schreibt  er  S.  105,  daf?»  die  Hand- 
werkei^lden  vielleicht  sehon  zur  Zeit  «h  r  ^rofscn  Ciildc  bestanden  hätten. 
Einet*  von  beiden  ist  si«-herlieh  inun<'>|^licli.  \el»en  einer  c^rofsen  rJes;imt- 
gUde  war  für  Handwerkergiiden  kern  Platz,  in  der  That  treten  diese 
tuHbnidlieh  «st  im  14.  Jahrhundert  hervor.  Gerade  in  8t  Omer  iSftt 
«ich  die  Entwicklung  deutlieh  verfolj,'en,  die  an  die  Stelle  einer  gröfseren 
Kaufhmnnsfrenossensehaft  eine  aristokratisehe  Gesellschaft  von  Grofs- 
kaafleuten  und  eine  Anzahl  Hand  Werkerkorporationen  als  scharf  gc- 
■ehieden(>  Einwohneratftnde  treten  lAfirt. 

*  V^l.  unten  Kap.  II  (>. 

*  Die  von  Hegel  U  lö4— lül  gegebene  kurze  Übersicht  &b«r  die 
Stadtveriasran^  reo  St  Omer  stimmt  im  weeentliehoi  mit  meinen  Ane- 

fUmin^en  übercin.  Auch  er  hebt  den  Unterschied  zwischen  der  Kanf- 
mannsgdiie  nnd  der  „commune"  im  Trivile^jj  von  1127  scharf  hervor 
(8.  158).  Wenn  er  (hijregen  den  Unterflchied  der  Gilde  in  St.  Omer  und 
der  in  Valenciennes  betont,  indem  hier  nur  von  brüderlichen,  dort  auch 
von  bürjrerlirliin  Pflichten  der  (iihlebrfuler  die  Hede  sei.  so  liegt  da« 
daraiQL  dafs  Hegel  die  von  d'Hormanaart  gedruckten  ältesten  Gtldestatuteu 
Ton  Bt  Omer  nieht  kamt.  Gende  dieee  se!g«i  mit  den  iUeaten  Sta- 
tuten der  Gilde  von  Valenciennes  eine  merkwürdige  ITbereinstimmong; 
aUecdinge  wird  dann  in  der  Frit^iensordaung  von  1114  in  Valendonnea 
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§  4. 
YaleBciennes. 

Wauters,  Lee  güdes  communalcs  (Bull,  de  Tacad.  de  Brazenei. 

1874). 

W  a u  te rs,  Origüies  des  Überlas  comniunaies  cii  Belgiuu*'.  Bruxciie« 
1869  et  1878. 

Cellier,  Uno  eommane  flammando.    Valonciciinos  1873. 
Caffianx,    Mem.  sur  la  iliarto        la  socirte  de  la  HmII»«  Basse 

de  ValcncieuDt's.   (Mem.  du  la  m'i^'tc  uat.  des  aiitiq.  do 

France.  1877.) 

Fast  nti^ndwo  auf  dem  KoDtineot  haben  sich  so  aus- 
führliche Statuten  einer  Kaufmannsgilde  erhalten  ala  in  der 
belgischen  Stjtdt  Valenciennes.  Auch  sie  führen  uns  bis  ins 
11.  Jahrhundert  hinauf  und  lassen  uns  von  da  ab  die  Schick- 

sale  der  Oenossonschaft  bis  in  moderne  Zeiten  verfolgen 

Allerdings  bietet  die  Annlyse  der  iiltr^^ton  uns  »Thaltenen 
?nisführlithen  Statuten  beträchtliche  iSchwicrigk*^  it«  n  Die 
älteren  Forscher  staTulcn  zi«Mnlich  ratlos  vor  dem  kniiisen 
Durcheinaniler  von  iicsliiiimuiigen,  die  bald  von  der  äulseren, 
bald  von  der  inneren  Organisation  der  Gilde,  \)nU\  von  Festen 
und  Ceremonien,  l»ald  von  Pflichten  und  Rechten  der  Gilde- 
brüder handeln,  in  denen  die  Personen  bald  in  der  ersten  und 
bidd  in  der  dritten  Person  m  uns  sprechen.  Erst  die  grttnd* 
liehe  und  scharfsinnige  Untersuchung  von  Calfiaux  hat  hier 
Licht  gebracht  Es  gelang  ihm,  nachsuweisen,  dafs  das  an- 
geblich im  Jahre  1067  der  Gilde  bestätigte  Statut*  —  welches 
uns  übrigens  nicht  in  der  ursprünglichen  lateinischen  Fonoi 
sondern  nur  in  einer  späteren  altfranzösischen  Übersetsun^ 
vorliegt^  —  keine  einheitliche  Aufaeicfanung  ist,  sondern  in 
drei  Teile  zerftlllt,  von  denen  nur  der  erste  die  ursprün^^lichen 
autonomen  Aufzeichnungen  der  Gilde,  der  zweite  und  dritte 
dagegen  spätere  Zusiltze  enthalten.  Nur  di<»  beiden  »Tsten 
ba)>en  im  Jahren  1007  die  offizielle  Anerkeiiuung  der  beiiieu 
Stadtherren  Balduin  und  Richilde  ei halten. 


der  Gilde  im  Gcgeus:atz  zu  .St.  Omer  iiiclit  bedacht,  Hecei  erkouut  eben- 
hlh  in  der  Hanse  die  Nachfolgerin  der  alton  Gilde,  onne  indessen  von 
dem  Übcrgaugsprozor»  »ich  eine  Vorstellung  zu  machen. 

'  I>ie  Statuten  sind  bereits  1869  von  'Nvantprs,  dann  uoehmals 
von  Celiier  und  endlich  am  bebten  1877  von  Caliiaux  gedruckt.  Nitj^di 
sieht  sie  nirgends  sum  Vergleich  heran. 

^  Auch  Jae.  v.  Guise  (ann.  Hannouiuns^)  berietet:  Ilic  Ilal- 
duinuH  etim  Richilde  «5core  proprifl  nrdinavemnt  confratemit^^t'-ti)  phalar^ 
Valencenensis,  tjuae  per  magna  duravit  tempora  et  cain  prupni»  Higillifi 
finnaverant,  prout  patet  in  cbartis  phalae  Valeneenenais  rWanters, 
Gildcs  comm.  p.  729;  Waits,  Verfassungsg<  silnchte  V  300  Aura.  2). 

*  Diese  Übersetzung  worde  übrigens  bereits  im  17.  Jahrhundert 
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Dafs  die  Gilde  ihrem  eigendicken  Obarakter  nach  eine 
Kaufmannsgilde  war,  daitlber  kann  kaum  ein  Zweifel  sein. 
Ich  komme  noch  weiter  unten  ^  auf  die  interessanton  Hestirn- 
mungen  zurück,  die  den  gegenseitigen  Schutz  der  Gildebrüder 

auf  ihren  Karawatienreisen  stiviiL^c  und  bis  ins  einzelne  genau 
zur  Vorschrift  machen.  Dafs  aber  die  Oihlc  nicht  aii.-schliefs- 
lich  Kauricut«  im  engeren  Sinne  de»  Worte«  umfaföt  haben 
kann,  d.  h.  solche,  deren  einzigen  Beruf  der  Betrieb  das 
Handels  bildete,  scheint  ans  der  Bestimmung  hervorzugehen, 
dais  der  Pr^vdt  der  Gilde  stets  ein  Kaufmann  sein  mufs'. 
Dafs  andererseits  aber  alle  Kanfleute  der  Stadt,  wenn  anch 
nicht  rechtlich  y  so  doch  thatsächlich  durch  den  Druck  der 
Verhitltnisse  zum  Eintritt  in  die  Oilde  gezwungen  wurden,  das 
zeigt  die  Anmafsung,  mit  welcher  die  Gilde  sich  d.i  Ivecht 
zuschreibt,  im  Wcigernngsfalie  die  Habe  des  betretenden 
Kautiiianiis  zu  koiiliöziorcn  und  den  Krlön  zu  vertrinken^. 
Auädriicklich  beruft  sich  die  Gilde  für  diese  imrte  Bestimmung 
auf  die  Zustimmung  der  Stadtherren. 

Was  wir  aus  den  Gildeauf^eiehnungen  selbst  nicht  er- 
kennen können,  das  beweist  der  Titel,  unter  dem  dieselben 
überliefert  sind  (ghilde  de  la  halle  basse  des  draps).  Ks  waren 
hauptslfohlich  die  grofsen  Tuchhündler,  die  sich  in  der  Gilde 
korporativ  zuHanimengeschlossen  ItMtteii.  \cbcn  ihnen  fanden 
rdlMrdings  auch  Handwerker  Auiiiahnic  in  die  Gihh';  aber  die 
Bedingung,  dafs  alle  diese  zuvor  ihr  Handwerk  alischwören 
oder  das  exorbitant  hohe  Eintrittäjgeld  von  22  Miü^  Wein* 
zaUeu  mufsten,  zeigt  deutlich,  dafs  man  diese  Elemente  nach 
Kfiften  fern  halten  oder  wenigstens  nur  solchen  Aufbahme 
gewfthren  wollte,  die  es  an  Reichtum  wohl  mit  den  grofsen 
Tuebhftndlera  au&ehmen  konnten  ^ 


nicht  mehr  vorstaiiden.  Dies  b«  \v<  ist  eine  von  Cellier  (S.  4tS)  mit- 
geteilte Urkunde  aus  dem  Jahre  1615,  in  der  eine  Neuredigierung  der 
Statuten  der  balle  damit  begründet  wird:  eomme  Im  yieux  stattm  ot 
brief  de  ladite  Hallo  baaae  ooncenmnt  lu  draperio,  sayetcrie  et  pluxienres 
jmltrf*s  pstoffes  jadis  connues  et  usitees  audit  Valrncifunes  ne  aont  pas 
acuieiueut  »i  obscurcs,  qu'a  peine  ou  \v»  f^ait  uuteuUie  otc. 
>  Kap.  IV  §  2. 

*  Nu8  IM'  soit  itroiiros.  s'il  n'est  marchanR.  Dnf-  ^h'v  VorsitzciMlf» 
auch  nicht  aus  den  Kcibeu  der  Gildemitglieder  genotiuuen  werden 
konnte,  ist  nicht  sehr  wahncfadnlidi. 

•  qoe  nous  prendrerons  tous  les  marchans  de  chfj^tc  villo  qui 
^>on,t  nf  <«ont  en  Tin!«tro  caritet .  ft  »e  bieo  houä  S^ble  öOUfl  buveron« 
t£U(:icouquei$  cüöc  ü  arons  snr  Ijuis. 

*  anenns  qui  8oi(^  1  iiii)'n<^'iers,  csbbsMtears,  oousdres,  fballoot» 
«  an  vituiii  n-  <1-  mtrc  offistr  ^(»it  imposet  voolh''  rho  entrer  en  nOBtre 
«arit.  t,  il  donraXXIl  mui»  de  via  u  ilfourjuira  sc  meatier.  Allerding» 
g<  h.Tt  dieae  Beftimmung  an  den  spiteitett  des  Statuts  nnd  zeugt  aneh 
fiii  die  fuA  fibeiaU  bervortreteede  Tendern  snm  anstokratiBchen  Ab- 
acliiaTs. 

•  Ob  uucli  tJer  Adel  und  die  Gei»tlicbkeit  in  der  Oilde  Aufnahme 
tedeot  wie  in  dem  benscbbarten  Aire  (Waaters,  Gildes  coawnnnsles 
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Neben  den  positiven  Zwecken  der  kaufinitnnisclien  <  >r^;-ani- 
satioD,  die  sich  wie  übenill  niclit  nur  auf  Förderung  und 
Regelung  des  Handels  bezof^en,  sondern  das  gesamte  materielle 
und  geistige  Leben  ilu*er  Mitglieder  umfafsten,  tritt  liier  uocU 
der  negative  Zweck  besonders  deutlicii  hervor.  Fremden  und 
Nichtgildeniitgliedern  den  Handel  in  der  Stadt  nach  Kräften 
zu  erschweren  oder  gar  unmöglich  zu  machen.  Daher  darf 
kein  Gildebmder  einen  fremden  Kaufmann,  der  Ittngere  Zeit 
in  der  Stadt  weilt,  mit  zum  Gelage  bringen  K  Vor  allem  aber 
scheint  die  Gilde  die  Eonkurrenz  einer  anderen  kaufmAnnisclien 
Genosaenacbafl;,  der  Hanse,  gefUixhtet  zu  haben.  Aufs  strengste 
wird  verboten,  mit  einem  solchen  Hanaeur  Kom])agnie* 
^^eschäfte  oder  Handel  auf  dem  Markte  zu  treiben.  Leider 
lassen  die  wenigen»  noch  dazu  verstümmelt  tiberlieferten  Nach» 
richten  das  Wesen  dieser  zweiten  kaufmännischen  Genossen- 
schaft nieht  genau  erkennen.  Möglirli  wäre  es  immerhin,  dafs 
unter  den  hanseurs  solche  Kautieute  zu  verstehen  nind ,  die 
an  den  Stiidtherrn,  wie  auch  oft  in  anderen  Städten,  die  Hanse 
als  eine  Abgabe  für  freie  Ausübung  ihres  Berufs  zu  zahlen 
hatten.  Walirseheinlich  aber  hat  man  an  eine  Vercini;;iiiig 
der  Kautieute  in  anderen  »Stiidten  zu  dcnkcu,  wodurch  aller- 
dings die  Entstehung  der  grofsen  flandrischen  Hansa,  die 
später  neben  der  deutschen  eine  so  grofse  Rolle  in  der 
Handelsgeschichte  zu  spielen  berufen  war,  etwas  hoher  hinauf 
datiert  werden  mflfste. 

Die  folgenden  Jahrhunderte  schweigen  über  die  Geschichte 
der  Gilde.  Erst  einige  Aufzeichnungen  des  16.  und  17.  Jahr- 
hunderts lassen  uns  einen  Blick  in  die  Uni  Wandlung  thun,  die 
die  Gilde  in  Jonen  Zritcn  durchgemacht  hatte.  Die  Stadt  ist 
zu  einem  mäclitigen  ( iemeinwesen,  einer  der  Idiihendsten  und 
reichsten  Kommuuen  Flanderns  geworden,  Sie  hat  sich  — 
viellf  ii  ltt  hauptsächlich  mit  Hülfe  ihrer  Gilde  —  eine  freie 
Verlassung  errungen,  ihr  Tuchhandel  blidit  bis  in  die  neueste 
Zeit.  In  den  neuen  .Statuten,  die  1(315  der  ghilde  de  la  halle 
hasse  gegeben  worden,  treten  die  Bedürfnisse  und  Anforder- 
ungen der  modernen  Zeit  uns  deutlich  vor  Augen.  Unter 
dem  of&cier  de  la  halle  basse  stehen  jetzt  alle  Z&nfte^  die  mit 
der  Tuchweberei  und  dem  Tuchhandel  zu  thun  hatten:  bou« 


I).  717:  Les  cbe%'alierri  et  les  vavaKsenm  devensiit  mtimbres  derAnuti^X 
Iftfst  sieh  au8  dem  Statut  liiclit  erkennen. 

In  Arraa  existierte  ebenfalls  schon  anfangs  <tc»  12.  .iahrhuuderta 
neben  «1er  gilUa  mercatorum  die  der  parmentani  und  die  der  satoresf 
sie  alle  hatten  der  Abtei  von  St.  Vaast  jährlich  Zinse  sn  sahlen,  rott 
denen  'k'i"  tlrr  men-atorrs  drr  höchste  ist  (21  -  i  (Waiiters,  HiUlert  eOUl» 
munale».  p  72?^ji.  Auch  in  Aire,  Douai,  Lille,  C  anilirai,  Calais  gab  e«  ihn* 
liehe  Institotioneu.  (Luchaire,  Comm.  firanQ.  p.  32;  Waater«,  Comin. 
beiges,  preuves  p.  'AT,  265  etc.;  romm.  S.  717.) 

^  In  \  i<  1,11  Städten  ist  der  Aufenthalt  fremder  Kaafleale  in  der 
ötudt  überhaupt  beschränkt. 
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rachiers,  tissermncls,  foulons,  sayetears,  lainiers  und  couturiers. 
Er  schlicbtet  ihre  Streitigkeiten,  fRüft  die  Güte  der  Stoffe, 
straft  betrügerische  Manipulationen  und  versieht  die  gut  be- 
fundenen Waren  mit  seinem  Stempel.  Kurz,  er  hat  hier  die 
trofsainten  gf^werliepolizeilichen  Fimktionpn .  die  fast  überall 
öonät  gegen   IScliliils  des  Mittelalters  den  Stadträten  zufallen. 

So  wulstc  sich  die  uralte  Institution  den  Bedürfuiäiücu 
emer  neuen  Zeit  geschickt  anzupassen  und  erst  •  die  grofse 
Sftaberaiiff  der  fransiseiaclieii  Resolution  bat  auch  hier  mit  dem 
Alten  an^ränmt  und  die  freie  Arbeit  an  die  SteDe  obrigkeit» 
lieber  Regelang  gesetzt'. 

Paris  und  Eoaeii^. 

1.  PWii. 

Fdlibieo«  Histoire      Paris.  5  vols.  4».  1786. 

Ordonnance!«  des  rois  d<  Fi  ince. 

Thierry,  Doenments  iuedit»  pour  rhi&toire  du  tiers-^tat. 
Lecaron,  he*i  origines  de  la  mnnie^ialitA  parinenne.  (M^m.  de 

la  soei^t^  de  liüstoire  de  PariB  1881  et  1882.) 
Springer,  Pari-;  in»  Mittelalter. 
Pigeonneau,  Luchaire,  Wilda. 

Haben  uns  die  Gildestatnten  von  Valenciennes  einen  Ein- 

Idick  in  die  Organisation  und  die  Funktionen,  die  Rechte  und 
Pflichten  einer  Kaufmannsgilde  zu  einer  bestimmten  Zeit  ei^ 
laubt  und  ermr>f^lielit ,  die  Oildeinstitution  gewissermafsen  im 
Querschnitt  zu  betrachten,  so  liegt  uns  fi'ir  Paris  ein  urkund- 
liches Material  vor,  das  uns  über  die  Entwieklunj?  einer 
Gilde  im  Lauf  der  Jahrhunderte,  ihre  Wandlungen  und  Schick- 
sale die  interessantesten  Aufschlüsse  giebt. 

Paris  war  schon  im  11.  Jahrbniiaert  einer  der  wichtigsten 
Handelsidutae  in  Frankreich ;  es  soll  im  18.  Jahrhundert  bereite 
200,000  Einwohner  geaKhlt  haben  Durch  seine  günstige  Loge 
beherrschte  es  die  gesamte  Schiffahrt  auf  der  mittleren  Seine^ 
es  bildete  den  Mittelpunkt  und  llaui)t.stapel}>latz  des  regen 
Handels,  der  sich  vom  Innern  Frankreichs  nach  den  nörd" 

  » 

^  Aach  bei  der  Betrachtnnff  der  Gilde  von  Valendeiuies  ist 
Hegel  (II  D.  140—154)  im  weHcnflichen  zu  denselben  RcsultHten  {ge- 
kommen. nhiK'  Caffiaux  zu  kennen,  erkennt  auch  er  die  Ungleichart ii;- 
keit  des  um  ei  lialtcnen  Gildestatut«,  die  es  als  spätere  Zusaranjenfassuug 
Terscliiedcner  Rechtsan&eichnungen  erscheinen  Itirst. 

^  Di«^  Gründe,  warum  ich  dio  Oildr  beider  Städte  in  Zosammea-' 
hang  bebandle,  ergeben  sich  im  Verlauf  der  Untersuchung. 

*  INsse  Sehitsmig  dürfte  allenibigs,  vergUchea  mit  nraoreB  mittel* 
alterKeheii  Stidten,  etwas  zu  hoch  «ein* 
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liehen,  liauptsächlich  den  flandrischen  Küsten  und  hinüber 
nach  England  bewegte.  Schon  zur  Kömerzeit  hatte  sich  hier 
eine  Kauftnanns-Kompagnie,  die  nantne  Parisiaci,  gebildet,  die 
den  HaTirlf'l  nnf  der  Sf^nio  lu'triob  und  bpherr>;chtf'.  Aber  in 
den  Stürmen  li  r  Völkerwandcniiif^,  iji  den  Pliind<-nnigen  Her 
IJormannfTikricLTo,  war  mit  der  lÜritc  flos  Scinoliandels  auch 
diese  K  j  jinration  ans  (Kt  Gesclm  htf  V(>lli;^^  verschwunden. 
Paris  hatte  sich  schon  wieder  niäehti^j;"  erhoben,  war  die  Resi- 
denz der  Caj>etingerkönige  geworden;  es  zeigte  schon  hinge 
wieder  städtisches  Leben  und  städtische  Verfassungstbrmeu, 
ala  die  Existenz  einer  Kaufmannsgilde  uns  znm  eratenmale 
wieder  urkundlich  bezeugt  wird,  1121  überlftlat  Ludwig  VI« 
den  marchans  de  Teau  de  Paris  (mereatoribus  aouae  Parisiacis) 
einige  der  Abgaben,  die  ihm  bei  dem  Aus-  und  Verladen  der 
Schiffe  auf  der  Seine  zuflössen  \  Ob  sie  damals  schon  das 
Vorrecht  besessen  hat,  das  spftterhin  ihre  eigen tlicite  Existena- 
bedingung,  die  Basis  ihrer  ganzen  Macht  und  ihres  grofsen 
Aufschwungs  f^ewnrden  ist.  liifst  sich  noch  nicht  erkennen. 
50  Jahre  später  jedenfalls  bestätigt  ihnen  Ludwig  der  lieiiige 
ihr  Monopol  des  Handels  auf  der  mittleren  Seine  zwiselu  n 
Paris  und  Mantes;  die  Strafen  für  Verletzung  dieses  ^Itmopols 
sollen  zur  HMlfte  an  die  (Jild(\  zur  Hälfte  an  den  Küiiig  fallen^. 
V  on  dieser  ßji^i.s  aus  erniigi  sich  nun  die  Gilde  Privileg  auf 
Privileg;  sie  basiert  ihre  finanzielle  Macht  auf  den  Erwerb 
von  Grundbesitz  aus  Königshand  in  allen  Teilen  des  König- 
reichs*.  Ea  waren  die  mächtigen,  reichen  Pariser  Kaufinanns* 

feschlechter,  aus  denen  sie  sich  zusammensetzte,  und  indem 
ier  das  Interesse  des  in  der  Stadt  residierenden  Königtums 
Hand  in  Hand  ging  mit  den  Bestrebungen  einer  reichen  und 
mächtigen,  in  der  Qilde  organisierten  Kaufmannschaft,  gelang 
es  dieser  mit  Hulfe  der  obersten  Gewalt,  sich  aus  einer  rein 
privatroehtliehen  privilegierten  Korporation  Tnnzuform<Mi  zu 
einer  Behörde  öft*entlichen  Reclits,  aus  dr-r  Kautuiannsgildc  zum 
h'itenden  Organ  der  stiidtischen  Selbstverwaltung  zu  w^erdeu, 
soweit  für  dieselbe  neben  der  sta<ltheiTliclien  Verwaltung  nocl» 
liaum  blieb*.  Langsam,  deutlicli  vert'olgluir  vollzieht  sicli  hier 
dieser  Übergang,  der  uns  anderswo  i^ew/ihnlich  nur  ans  den 
beiden  Endpunkten  erkennbar  entgegentritt,  den  wir  dann  uns 
nur  durch  —  immer  gewagte  —  Kombinationen  rekonstruieren 
können  ^    1170  und  1220  erhält  die  Gilde  die  Gerichtsbarkeit 


>  Siebe  Lecaron,  erster  Auf«.  S.  O*')  f. 

*  Siehe  Leearon  ibid.  8.  M. 

*  So  E.  B.  in  .Auxerrc. 

*  Rekanntlich  h»t  sich  Pnris  mo  nine  from  eommnne  crnmcrrtt 
wie  die  meisten  übrigen  gröfseren  S)tädte  Xortifrankreich»  und  ¥im- 
dems;  es  blieb  immer  unter  dem  dominierenden  Elnllarii  des  in  der 
fStndt  ro8i(liorpndeii  Kr.iii'::tmiis. 

^  So  z.  B.  für  Köln  (v^K  S.  78  ff.). 
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nicht  Dor  Ober  ihre  Mitgh'eder  selbst,  nicht  nur  das  Recht  der 
Entscheidung  Uber  Eingriffe  in  ihre  Privilegien,  sondern  die 
gefall ite  niedere  Gerichtsbarkeit.  Sie  erstreckt  sich  nicht  nur 
auf  Handelssachen,  sondern  auch  auf  andere  Civilrechts&lle, 
auf  Streitigkeiten  über  Grundbesitz,  Testament  und  Erbfolge  etc. 

Allerdings  nirht  die  ganze  Gildp  —  es  wäre  dies  hei  der 
Einwohnerzahl  und  Gr  if  ^  fies  damaligen  Paris  jranz  unmöglich 
gewesen  trat  au  die  Spitze  der  Stadt;  aber  ihr  Vorsteher,  der 
brevüi  des  uuirehaus,  wird  zunäch-st  durch  Übertragung  ciffent- 
uch-reclitlielier  Funktionen  zum  eigentlichen  bürgerlielim  Leiter 
der  Stadt,  zum  BürJ4enn»M>ter;  er  heifst  bald  praepositu.N  mtüea- 
torum  oder  magister  nu^rcaturae,  bald  caput  scabinorum  eontVa- 
temitatis.  Um  ihn  gruppieren  sich  4  scamni  oder  iurati  coufra- 
teroitatia  mercaturae^  daxu  seit  dem  Jahre  1296  24  prudhommes. 
$ie  bilden  den  eigendich  stftdtischen  Rat,  der  hier  also  ohne 
Zweifel  aus  einer  Gilde  hervorgegangen  ist 

Aber  dadareli  unterscheidet  sieli  die  Entwicklung  in  Paris 
so  sehr  von  der  in  den  anderen  Städten,  in  denen  aus  der 
Oüde  ebenfalls  durch  Übertragung  OfFtmtlich-rechtlicher  Funk- 
tionen die  leitende  Behörde  hervorging.  Hier  verlor  die  Gilde 
flberall  langsam  mtAir  und  mehr  den  Charakter  einer  ursprlmg- 
liel)  den  specifascluMi  Zwecken  des  Handels,  privatwirtschaft- 
liclien  Interessen  dienenden  Vereinigung;  sie  wurde  entweder 
zur  reiucu  ßehördenorganisation  und  büfste  ihren  Charakter 
als  Genossenschaft  voUstilndig  ein.  oder  sie  bildete  sii  h  nur  zu 
einem  geselligen,  freundseliattiiciieu  Verein,  zur  Kusinogesell- 
schaft  um,  dort  dagegen  hat  sie  sich  ihren  Charakter  als  Hau- 
deisgenosaenschaft  stets  au  wahren  gewuTst  und  fast  allen  Funk- 
lionen,  die  sie  ausgeübt  hat,  den  Stempel  dieser  Herkunft 
aokedrdckt  In  heftigen  Kämpfen  Terficnt  sie  Jahrhunderte 
hindurch  ihr  Privileg  des  Handels  auf  der  mittleren  Seine  und 
deren  Nebenflüssen,  und  meistens  bleibt  dc^r  Sieg  auf  ihrer 
8eite  gegenüber  dem  rivalisierenden  Ronen  ^.  Die  Ordnung 
des  Handels,  die  Organisation  der  Arbeit,  die  sie  durchführt, 
zeigen  eine  Grnfsartigkeit  und  |»raktiseli('  Kin sieht,  zu  der 
selbst  dif  kluiren,  energischen  Stadträte  der  gröLscren  deutschen 
ätädtc  im  Mittehilter  sich  kaum  jemals  autgesciiwuugen  haben. 


*  Dies  ist  vor  aUcni  von  Leraron  in  den  crwälmrcn  Aufsätzou 
klar  nacbgewieseu.  Uber  die  gerichtliclien  Jit'tiignis.se  des  Kuts  vergl. 
i«eh  dw  9chon  von  Wilda  (S.  2tö  Antn.  1)  mitgeteilte  Urkunde  von 
129;{:  Noveritis  quod  coram  iios  personaliter  constitutii.s  .Joli.innes  Po- 
jimi  {ir8tipü!»itus  mereaturai*  ac|nao  Parisiaci  as8«»ruit  in  iure  lorain  nobis, 
qiKxi  äibi  et  scabinis  et  alii»  prudeutibus  civitatis  Parisiacae,  ad  ij^uos 
prooonAtetadinibits  civitatis  eiusdem  etcastellaniae  Parisicnsie  rectumtur 
«t»ccuuduin  ijiioriim  reHjJ0ii!*inn  stijMT  consuotiKHiiiljus  uidu-atur  . . .  Sa 
li^'f*  aiijr'^'»lTolj  1169  <!or  Erzbi.seiiof  vom  KüUi  die  nia;;i>tri  Liviiim,  sca- 
Ittui  uud  ot'liciuti  der  Kicherzeclic  vor  »iclt  koniiiK-ii.  uui  zu  erfuhren,  was 
hl  Köln  Witzigdinget«  »ei. 

>  Vgl.  nnteo  8.  74  iT. 
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Unter  ihrem  Vorsteher,  dem  ]iiv'vot,  inirl  den  «'('1)»^*vm]s 
steht  ein  wahres  TTcer  von  arb*'it.sti  ilig  organisierten  Beaniton. 
deren  FunktioiK  u  ^'enau  in  einander  greifen,  um  eine  rasche 
Erledigung  der  Geschäfte  zu  ermdglicheu.  Sie  beaufbichtigt 
und  ernennt  die  mesiireurs  de  vin,  de  bh',  de  sei.  de  charbonü, 
de  foius^  die  eoiuiierö  de  vin,  die  mcüureurs  d'oignons,  de 

Sommcs,  de  noix,  de  fruits,  de  gnesdes,  de  chaux  etc.  ^ ;  aus 
en  ihr  zu  Gebote  stehenden  Kapitalien  IftTst  sie  durch  eigencL 
▼on  ihr  bezahlte  und  abhängige  Arbeiter  die  BrQcken  tma 
Uferdamme  ausbessern,  den  Lauf  der  Seine  regulieren,  die 
Leinpfade  in  Stand  halten ;  sie  soi^  fUr  das  reglementsmäfsige 
Entladen  der  Schiffe^,  läfst  die  angekommenen,  auf  den  Quais 
—  deren  Überwachung  ihr  zusteht  —  aufgestapelten  ^^'a^en 
durch  ihre  Beamten  untersuchen  ;  sie  hat  die  städtische  Wag»* 
gepachtet  und  erhebt  für  Zulassung  zu  derselben  eine  Oebfihr. 
Waren  die  Fremden  nicht  iui  stunde,  ihre  \\'aren  in  kurzer 
Frist  zu  verkaufen,  so  hatten  sie  nielit  das  Heeht ,  sie  in  den 
Magazinen  zu  lai^ern.  Die  Arbeitstei hing  wird  bif»  ins  Einzelnste 
genau  durch^ctührt.  Wie  es  für  jeden  wichtigeren  Import- 
und  Export- Artikel  besondere  Beamte  giebt,  die  mit  dem 
Messen,  Taxieren,  mit  den  Maklergeschäften  betraut  sind,  su 
ist  auch  ieder  einzelne  Handelszweig  von  besonderer  Wichtig- 
keit nocn  einmal  selbst  arbeitsteilig  organisiert.  Wer  den 
W^n  auslädt,  darf  nicht  seinen  Verkauf  anordnen;  andere 
wieder  haben  nur  den  Beruf,  den  angekommenen  Wein,  dessen 
Quantität,  Qualitüt  Preis  etc.  öffenuich  durch  Ausruf  bekannt 
SU  machen  ^.  Die  Weinschenken  mUssen  der  Gilde  fUr  jedes 
angezapfte  Fafs  Wein  eine  Abgabe  zahlen  und  waren  auch 
sonst  vollstllndi/^'  von  ihr  abhHngig*. 

»Strenge  wacht  sie  nebenbei  fU>er  die  Vorreehtc,  die  ihr 
seit  alter  Zeit  als  privilegierter  kaufmännischer  Genossenschaft 
zustanden. 

Wer  nach  Parif*  \\  arcn  einschiffen  will,  muls  comp;ignie 
iran^aise  haben,  d.  h.  selbst  der  Hanse  beitreten  oder  wenigstens 
sich  einen  Hansegenossen  zum  Kompagnon'^  annehmen  imd 

"  Sie  mnd  hier,  wie  häufig  im  Mittelalter,  die  Wirte. 

-  L  ev  af^sriir  [  "»20  weist  T.war  die  Aufsieht  fthrr  courtiers.  vn- 
deurs,  döchargeurs  et  autrct»  ouvriers  de  ports  et  de»  uiurches  königrliohen 
BeantNi  eu;  doch  sdhelnt  diM  atif  euer  Yenrechselung  des  König- 
lichen prövöt  und  des  prevot  des  marchandB  zu  beruhen. 

■  Sie  hat  rd)erhaupt  das  Hecht  der  öffentlielien  \n';nifnn<r  UDii 
Versteigerung  (criees)  gejiachtet  Im  übrigen  sind  die  kouimerziellen 
und  poruscHtcnen  Vorrechte  der  Gilde  in  dem  Anftatze  von  Lecaron 
ansfuhrlieh  dargestellt,  der  swar  «ehr  gründlich  ist,  aber  Wichtim  und 
TTnwicliti L-»  «  'I(  iii)  (loeh  prar  zu  wenig  auseinanflerhalt.  Vgl.  auch  Leroyt 
Ditisertatioii  »ur  i  hötel  de  ville  de  Pari»  iu  Fölibicji  I  p.  l— C. 

♦  V^l.  unten  §  6. 

"  Diese  Kornpagniegeschäfte  mit  Gewinnanteil  haben  mit  de» 
AVoscn  der  Gilde  als  solcher  nichts  zu  thun  und  bewegen  sieh  immer 

«ur  zwischen  zwei  Teilhabern. 
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mit  diesem  gemein.«ain  das  botreffendc  Geschäft  machen;  der 
Hauäegeuosso  selbät  aber  ist  für  jedes  derartige  Geschäft  zu 
einer  Steuer  an  die  Hanie  yerpfliehtet  Unerbitllich  werden 
die  Waren  derjenigen  konfisciert,  die  sich  dem  Hanserecht  der 
Pariser  Eaufleute  zu  entaielien  suchen.  ApixHationen  gegen 
den  Entscheid  des  Hansegerichts  werden  vom  König  wie  rem 
Pariament  fast  stet^  zurtlckgewie^pn  ^ 

Ob  auch  ZUnftler  an  den  Vorteilen  der  mercatores  hansati 
teilhaben  konnten,  ob  den  Hansekanflenten  selbst  ein  Auf- 
sichtsrecht über  die  gewerblichen  Zünfte  ziijrestaiideii  hat, 
darüber  habe  ich  leider  nirgends  nähere  AugaU  u  limi<  ii  können  ^ 
jedenfolls  konnte  ihr  Einflufs  im  eigentlichen  gewerblichen 
lieben  der  Stadt  bei  der  Stärke  des  unmittelbaren  königlichen 
Regiments  nur  ein  verschwindend  geringer  sein. 

Denn  das  ist  vor  allem  charaktt  ristiseli  für  die  Pariser 
Verhältnisse,  dafs  sich  hier  ein  glückliches  Gleichgewicht  der 
öffentlichen  Gewalten  in  der  Stadt  herausbilden  konnte,  dafs 
die  b '  ifb-n  Mächte,  die  sich  in  das  unmittelbare  Regiment  der 
Stadt  teilten,  der  König  und  die  Gilde,  gleichsam  gegenseitig 
auf  einander  angewiesen  waren,  dafs  eine  Interessengemein- 
schaft zwischen  beiden  bestand,  die  nur  selten  —  und  dann 
zum  Nachteil  lUr  beide  Teile  -~  in  das  Gegenteil  umgeschlagen 
ist  Indem  der  König  der  Qilde  gewisse  ordentliche  und 
avlaerordentliche  Einnahmen  —  Brücken«  und  Wegezölle^ 
Konsum-  imd  Verbrauchsstenem,  die  ihre  Beamten  am  besten 
und  leichtesten  erheben  konnten  —  flbcrlirfvi,  i^ewann  er  nicht 
nur  fiir  sich  den  Vorteil,  eine  kapitalkrjittig:e  flacht  zur  Ver- 
fügung^ zu  haben,  die  ihm  in  seinen  zahlreichen  Kriej^en  jederzeit 
die  besten  Dienste  leisten  konnte,  sondern  er  sorgte  zugleich 
fUr  das  Wohl  der  Stadt,  indem  er  die  Gilde  verpflichtete,  aus 
ihren  Einnahmen  Brucken  und  Wßge  su  unterhalten  und  eine  . 
sichere  und  geordnete  Flufsschifikhrt  zu  ermöglichen.  Und 
diese  auagleichende  Macht  des  königlichen  Willens  zeigt  sieh 
auch  noch  auf  einem  anderen  Gebiet  Hier  yermochten  es 
die  Gildemitglieder  nicht,  auch  ppj^-enllber  ihren  eigenen  ^lit- 
bUrgeni  wie  «^pf^enülx^r  flen  Fr<Mnden  ihre  Vorrechte  einseitig 
zur  Geltung  zu  hi  in^^cn  ;  in  \\  «  in-  und  Salzverkauf,  in  Holz- 
und  Kohlenhandel  war  jeder  Pariser  Bürger  so  gut  wie  der 
llaiisekaufmuun  vor  dem  Fremden  bevorzugt.  So  ist  es  eigent- 
lich das  KOntgtom,  das  die  Gilde  der  Pariser  OroCskaufleute 
mit  Rechten  und  Pflichten  dem  Organismus  der  Pariser  Ver- 
fassung eingliedert  Und  wie  die  MaTse  und  G^ewichte  zwar 


'  Das  Ganze  i'=t  natürlich  ein  Diur1i-ehnittj*hikl-,  manch»- (h  r  Ftuik- 
tionen  sind  erat  0priter  hinzugekommen,  andere  fnlher  verloren  gegangen 
odar  umgi>f<ormt  worden.  Doch  geben  die  obigen  Mttteilnngen  wohl 
einen  annähernden  Begriff  dessen,  u  as  <li.'  Pariser  Gilde  in  ihrer  Blüte- 
zeit für  den  Pari«pr  Handel  geleistet  liat.  Vgl.  die  aosfährlicbe  Dar- 
stellung bei  hcroy  und  vor  allem  bei  Lecaron. 
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unter  der  polizeilichen  Aufsteht  der  Gilde  stehen,  aber  doch 
den  Stempel  dee  Königs  tragen  mttssen,  so  hat  ein  königlicher 
Beamter  nicht  selten  zugleich  die  Stelle  dos  pröydt  des  mar- 

chans  bekleidet 

Allerdings  ging  die  Hanse  einmal  gegen  Ende  des  14.  Jahr* 
hunderts  in  den  Gefahren,  die  ihr  von  allen  Seiten  drohten, 
—  der  Streit  mit  Ronen  wurde  gerade  damals  einmal  zu  ihren 
Ungunsten  entschieden  —  in  den  Wirren  der  zalilreichon  Kriege^ 
die  d(  11  Seinehandelfast  ;^'iiuzlich  lahndegten,  unter  den  drücken* 
den  tiuanzidlen  Anforderun^on  des  Königtums  fast  zu  Orunde. 
Nach  einem  vcr/weiiclten  Aulstand  ward  sie  1382  gän/Jich 
aufgehoben,  aber  völligt-  Zerrüttung  de*  jetzt  von  unerfahnnien 
Personen  geleiteten  Handi  ls,  iler  sich  auch  nach  Eintritt  des 
Friedens  nicht  erheben  wollte,  die  Zerlahreiiheit  des  nun 
folgenden  Stadtiegimcnts  zwangen  bald  dazu,  die  Korporation 
in  ihre  alten  Rechte  wieder  einzusetzen  K  Dafs  es  ihr  gelang, 
sich  die  Unterstützung  eines  mächtigen  Königtums  zu  sichern, 
ohne  ganz  in  dessen  Abhän^gkeit  zu  geraten,  das  sicherte 
ihr  im  Verein  mit  dem  Aufschwung  des  gesamten  städtischen 
Lebens  eine  Wirksamkeit  von  einer  G-rofsartigkeit,  wie  sie 
keine  andere  Gilde  des  Mittelalters  auch  nur  annähernd  auf- 
zuweisen hat.  Erst  die  grofsen  Ereignisse  von  1789  haben 
sie  nach  neuen  Ideen  unif^eformt  und  den  prc'vot  des  mar- 
chaud  von  der  Spitze  der  Pariser  Stadtverwaltung  verdrängt*. 

2.  Koaen. 

Pi  <;«•()  n  n  a  M  ,  Histoire  du  commerce  de  la  Franc«*. 

Thii'rr  \  ,  Histuirt;  de  Roii'Mi. 

(  'h(' ni   I.  Ilidtoirc  de  Rout-u. 

B  (' a  II  IC  p  ai  re,  De  la  ▼ieomtc  de  Peau  &  Reuen. 

FrevilJ«',  (^ointiinrnf  inaritinir»  de  Rouen. 

Giry,  Etablissenunts  de  Koueii. 

Hü  hl  bäum,  Uau».  Urkundeubuch  Iii. 

War  Paris  von  je  her  die  unbestrittene  Beherrscherin  des 
mittleren  Setnehandeis,  so  nimmt  Eouen  vor  dem  Aufblühen 
von  HAvre  an  der  unteren  Seine  unbestritten  den  gleichen 
Platz  ein.   Schon  im  9.  Jahrhundert  werden  seine  Einwohner 


^  So  licifst  c.H  z.  B.  im  Jalire  141-">:  Jehau  liaillet,  ronsoillrr  du 
Toy  iiostre  sin-  on  la  cuur  ile  Parlenicnt,  eii  ce  temp:?  prevost  de^ 
marchans. 

-  Definitiv  im  Jal  i  .  ]  115.  IJrkimdf'  von  Uli  Ix  i  Lcrov  p.  CXXIV. 
hm  Statut  von  1415  hat  last  700  I'aragrapheii  (F<i  1  i  bieu  U  blö).  Vgl. 
auch  Leearou,  2.  Aufsatz  S.  215  ff. 

^  ])as  Verhältnie  der  (tilde  zn  den  spitereii  Kaufumnn:^^etiOMen- 
schaften,  d<'ii  «Irapirrss.  os|)Ic;.  rH,  orfevres.  mercicr*.  jielletiii-..  (  ham^niir-* 
(später  statt  derselben  l)omirtiers)  ist  mir  aus  F^li  bi^n,  der  alW«in  er* 
iv&hnt,  niebt  klar  geworden.  Das  Wahri^chetnlichste  ist,  dafs  sich 
die  Hanse  spater  in  dieselben  aufgelöst  hat. 
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von  Dodo,  dem  Historiker  der  Normannen ,  als  mercatores 
Rotomagi  conimorantes  bezeichnet  Als  dann  im  12.  Jahr- 
Imadert  die  alte  noch  aus  der  Rdmerzeit  stammende  Mauer 
<ler  aufstrebenden  Stadt  zu  eng  wurde  und  endlich  fiel,  als 
dann  die  neuerric-}it<'to  auch  den  alten  und  neuen  Markte  dia 
bis  dahin  aufserhalb  der  Mauern  gelegen  hatten  \  umschlofs, 
fla  beg«Ti]i  mit  der  wachsendc  Ti  Sicherheit  in  der  durch  ihre 
Lage  iiupMiioin  hcj^ünstigteu  .Stadt  ein  niscInM'  Aufjschwung 
des  TiMn'Uls;  zugleich  damit  aber  erwaehte  und  wuchs  mehr 
und  uitlir  das  Streben  der  selb-^tbewufsten  liürgerschaft  nach 
Eiuancipatiuu  von  der  drückeuden  Stadtherröchaft  der  Nor- 
mannenfursten.  Durch  gescliickto  Benutzung]:  des  Streit«  zwisc  hen 
den  englischen  Königen,  die  zugleich  die  Normandio  beherrschten, 
und  den  frauzö^tiiicben  Herrschern  errang  äich  Reuen  um  das 
Jahr  1150  die  Anerkennung  seiner  commune,  seiner  stildtiscben 
Frsihett  und  Selbstverwaltung.  In  dem  Privil^  Heinrichs 
Phmtagenet  vom  Jahre  1150  tritt  uns  nun  eine  kaufinünnische 
Oenoasenschaf)^  eine  Gilde'  g^entlber,  dii-  sich  bedeutender 
Vorrechte,  vor  allem  in  dem  Euindel  nach  England  erfreute; 
ihre  Mitglieder  sind  frei  von  Abgaben  in  London  aufser  „de 
vino  et  crasso  pisce",  sie  kann  ungehindert  in  ganz  England 
ffandel  treiben  salvis  legalibus  eonsnetndiinhns  r<  L,^is;  auf  sie 
kann  es  sich  nur  Ixv.it  lu  n,  wenn  der  König  von  England  den 
Bürgern  von  Rouen  den  Hafen  am  Quai  von  Dowgate  (jetzt 
zu  London  gehörig?)  einräumt,  wenn  er  ihnen  diis  Mononol 
de»  Handels  nach  Irland  bestätigt  —  die  von  Irland  kommcnaen 
Schiffe  müssen  in  Ronen  landen  und  dem  König  dort  Zoll  ent- 
richten. Nur  ihnen  kommt  die  Bestimmung  zu  gute,  dafs  jeder 
Kaufmann,  der  mit  seiner  Ware  Rouen  passieren  oder  dort 
Wein  im  Keller  lagern  will,  in  Rouen  Bfl^er  werden  mufs*. 

Es  war  natürlich,  dafs  die  normannischen  KOnige  das 
Monopol  des  Handels  mit  ihrem  Inselreich  ihren  festländischen 
Unteithanen  su  wahren  strebten.    Der  ganze  Schwerpunkt 


"  Ein  iioiieH  Heispiel,  dafs  die  Markru  ini  iiidfMi  sieh  oft  nicht  in 
den  «Iten  Römor.HtrulttMi,  soiiilt  in  nr^M  ii  dcnsrlltcii  iiii'dcriiefsen. 

'  Ilomines  Kothomagi  qiii  do  gliiUla  Bunt  tnorcatorum. 

*  Item  null  US  tnercaior  transeat  Rothomuj^um  cum  meveatura  sua 
per  Viani  Sequanat*  vel  aarsutn  vel  deorsum  nisi  eivis  man(>ns  Rothoma» 
^cn-ii-i  fiicrit  ....  Itcin  nullus  rxtrnnon?»  potoHt  yinum  docarcarc  aput 
Hölbomaguni  in  cciarto  ....  (Chörucl  1  235).  Ähnlich  ia  der  Charte 
Johanns  ohne  Land  von  1200.  Die  Ohsrte  erinnert  insofetn  an  dicjenicfe 
Ttm  St.  Omer,  aU  auch  hier  diese  Priirilcf^en  xun  grofsen  Teil  ni(  nt 
d»»ii  mcrrntoros  de  phildn  im  besondt  r«  !!  ^sondo^n  d«»n  rivo«  im  nllirf- 
mtäuen  verlieheu  wcrdeu.  Aber  cbeii^oweuig  wie  dort  braucht  man. 
meiner  Hefnnng  nach  die  Identitftt  von  cive«  nnd  ghilda  so  folgern; 
vielmehr  mufs  man  wohl  auch  hier,  wie  so  oft,  mehr  die  thatsäch liehen 
V.'rhü!triis*e  als  die  urkundliclie  Form  l)(  mek.'*ichtigen.  Mochten  die 
l'rivilegieD  auch  urkaudlich  der  Gesamt bürgerachalt  erteilt  sein,  so 
waren  e»  thatsichüdi  nur  die  grofaen,  in  der  Gilde  vereinigten  Kauf- 
tfQfe,  die  aus  iltnnn  Natacn  zienen  konnten. 
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des  Handels  von  Rouen  lag  in  dem  Handel  nach  England  und 
Irland;  in  London  durften  schon  seit  Heinrichs  1«  Zeit  die 
vina  Francigena  nur  durch  die  Kauf  Icute  von  Rouen  verkauft 
werden  —  ein  Recht,  wie  es  ähnlich  später  auch  die  Köber 
Kaufk'UtP  erhalten  haben  ^.  Gerade  in  jene  Zeiten  fallen  die» 
wiederholten  Verbote  der  eiiirlisehen  Könige  p:egcn  den  Handel 
flandrischer  StiHte  und  ilirer  Hanse  nach  En^^^land  Erst  al> 
unter  Pliilipp  August  die  Nurmandie  an  Frankreich  kam,  al-* 
das  ]K)litij>che  Band,  das  die  Norniandie  an  England  gekuüptt 
hatte ,  zerrifs,  da  lockerten  sieh  auch  die  HaudeUbcziehungen 
Rouens  zu  den  Ländern  jenseits  des  Kanals  und  der  Handel 
nach  England  verlor  im  kommerziellen  Leben  der  Stadt  den 
centralen  Plats^  den  er  bis  dahin  innegehabt  hatte. 

An  seine  Stelle  trat  jetzt  der  Handel  auf  der  unteren 
SeinCi  des>en  Beherrschung  von  jetzt  an  im  Mittelpunkt  der 
Interessen  der  Rouennaiser  Kaufmannschaft  stand.  Die  ghilda 
li'unininn  L'othoniagensium  wird  zur  Genossenschaft  der  Kauf- 
leute,  die  den  Handel  auf  der  unteren  Seine  betrieben,  zur 
hanse  de  Teau  de  Konen  ,  oder  wie  sie  später  im  Oeo;ensatz 
zur  eonijtagnie  franyaise  genannt  wird,  compagnie  norniande - 
L)enn  darum  handelt  es  sich  vor  allem  für  die  Kaufleute  von 
Rouen,  mit  allen  zu  (iehote  stehenden  Kräften  siel»  jircgenüber 
der  überniiielitigen  Hivalin  am  o})eren  Lauf  i\vs  Flusses  den 
Handel  auf  der  unteren  Seine  wenigstens  als  ihre  Domaine  zu 
sichern  und  sich  vom  Handel  stromaufwärts  nach  dem  Innern 
Frankreichs  zam  mindesten  nicht  gänslich  verdrängen  zu 
lassen. 

Ihre  Organisation  und  die  Rechte,  die  sie  genols,  sind 
die  gleichen  wie  die  ilner  Rivalin  zu  Paris.  Sie  schliefst  den 
Fremden  vom  Handel  zu  Rouen  aus ,  wenn  er  sich  nicht  einen 
dortigen  Bürger  zum  Compagnon  nimmt,  sie  verbietet  ihm 
gänzlich  das  Ausladen  seiner  Weine,  sie  allein  vennittelt  den 
Weitertransport  derselben  nach  dem  Innern  Frankreichs®. 

Tn  dem  Kampfe  mit  der  Hanse  von  Paris  eiTingt  sie 
zunaelist  insofeni  einen  Vort«'il  wenigstens  gegenüber  den 
anderen  Städten,  als  sie  nicht  nur  wie  diese  bis  Mantes  strom- 
aufwärts fahren,  sondern  bis  zum  liaeli  le  Pec  (fltimen  Alpecci) 
vorwärts  dringen  und  dort  ihre  Waren  einladen  darf*.  Eine 
solche  Abgrenzung  der  kaufmännischen  Interessensphären  der 
beiden  wichtigsten  nordfranzösischen  Handelsstädte  konnte 
natürlich  nicht  auf  die  Dauer  gewahrt  bleiben.  Von  diesem 

'  Höhlbanm,  Hans.  Urkunden  buch  HI  392  Anm.  6. 

*  Ith  sehe  keinen  Grund,  warum  wir  in  der  alten  Gilde  und  der 
Hpätoren  hunse  7wo{  vprscliiedenc  Genossenschaften  erblicken  .•»ollf*  t>: 
der  Übergang  (>rgicbt  sieb  mit  Leichtigktiit  aus  den  geänderten  politi- 
schen Verhftitnissen. 

*  >>ieh<'  Fr^ville  II  L*"»  ff.  Beaurepairo  psusim« 

*  Vgl.  Freville  1  211ff. 
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Zeitpunkt  ist  der  Kampf  der  beiden  RiTalinnen  fast  ein  Jahr» 

liiiTidert  lang  nicht  zur  Ruhe  gekommen  und  er  gewinnt  da- 
durch ein  besoriflfres  Interesse,  dafs  die  jeweilige  politische 
( Konstellation,  die  Ereignisse  in  den  Kämpfen  der  französischen 
Krone  gegen  die  atifstÄndischen  Vasallen  im  Innern  wie  gegen 
die  Feinde  des  Landes  von  aufsen,  ihre  Siege  und  Niederlagen, 
in  dem  Ringen  dieser  beiden  nordfranzösisenen  Handelscentren 
Mch  deatli<£  wiedersniegebi,  G^eschickt  wissen  aie  Beide  mit 
ihren  grofaen  Elapitaikräften  den  käm]tfendeii  Mächten  zu  Hülfe 
zu  kommen  und  sich  Privilegien  g^pn  die  Kachbarstadt  zu 
erkaufen;  nach  jedem  Friedensschlara  ändert  sich  das  Bild 
und  je  nach  der  politisclien  Laji^e  erhält  bald  die  eine,  bald 
die  andere  Htadt  aie  gröfberen  Vorteile:  bald  die  Pariser  das 
unbeiiingte  Recht  des  Handels  auf  der  unteren  iScine,  bald  die 
Rouennaiser  das  gleiche  auf  dem  oberen  Teil  des  Flusses,  und 
wenn  die  Pariser  Hanse  1345  für  60000  Ii  vre»  den  Parlaments- 
hescheid  erkauft,  dala  die  eompagnie  nonnande  gänzlich  auf- 
gehoben werden  solle,  so  hat  sie  seihet  1882  daaseloe  Schicksal 
gehabt,  das  sie  40  Jahre  irtther  ihrer  Rivalin  hatte  bereiten 
wollen.  Verträge,  die  zwischen  beiden  Städten  abgeschlossen 
das  Interessengebiet  wieder  in  der  alten  Weise  teilten  und 
bestimmten,  dal's  d^r  Parij^cr  Kaufmann,  df^  auf  der  unteren 
Seine  Handel  treif)en  wollte,  einen  Rouennaiser,  umgekehrt 
der  aus  Rouen  auf  der  oberen  Seine  einen  Pariser  zum  Com- 
pagnou  nehmen  sollte,  waren  selten  von  langer  Dauer  und  so 
beherrschen  die  Schlagworte:  Oompagnie  francaise  und  com- 
•  pxiguie  nonnande  die  nordfraniösische  Handeisgeschichte  bis 
ins  15.  Jahrhundert.  Zwar  war  —  seit  der  Aufhebnng  der 
Kommune  von  Ronen  im  Jahre  1292  —  der  Sieg  meist  auf 
Seiten  der  Pariser;  aber  gänzlich  haben  die  Kauflcute  von 
Rouen  nie  ihren  Anspriielipn  erusn^rt.  Krst  eine  mehr  modernen 
Anschaiiunp^en  liuldi/^ende,  t  iilich  centralistische,  staatliche 
idandelspulitik  hat  dem  Jaiirliunderte  lanp^cn  Streit  ein  Ende 
gemacht,  im  Jahre  1450  wird  von  Karl  VII  beiden  Gesell- 
schaften das  Monopol  des  Seinehandels  entzogen  ^   Es  ist  der 


'  Ich  cebo  intw^waiite  Dokument  luer  in  sdnen  wichtigsten 
T<sileu  wörtüch  \\  it  dor  (Fi  ev  ille  1218):  Commc  plusieur»  proces  aient 
€«t4  eneommencez  entre  coulx  de  Paris  et  ceulz  de  Konen  ....  i\  Vocca- 
siou  de  Ce  qne  icfulx  <lr  T'arls  t<'noitiit  ri|runur  n  coulx  de  rJoiicn  de 
lear  faire  proudro  Compa^ie  francaiHe  quand  iiz  montoient  ou  avaloicut 
1»  tM^te  de  Seine  par  uuiite  vili«  de  Paria  ou  ^8  meches  dHeelle  —  et 
aus»!  iceulx  de  Ronen  pour  raison  de  Ifins  privil^ces  empeschoicnt  k 
iceulx  de  Paris  nu'ils  nc  descendi.Hsent  et  misscnt  Icur*!  vitr-^  et  siutres 
denreeB  et  luarehandises  k  couvert  ot  ne  les  vendissent  t'i»  icelle  ville 
de  Ronen  . . , .  Xous  par  Tadvig  de»  gea»  de  nostre  eonseil  vonlons 
que  les  bourgeois  do  iiostro  villt-  «ic  Hcnion  ....  =oi<>nt  florepnavnnt  franc» 

Sui^m  et  exemptz  de  lad.  compaguie  francoizc  et  de  tout  cc  que  lesd. 
e  PatiB  penveot  «temander  a  cean»  eaaso  et  amri  qne  ieenfac  de  Paris 
poniTont  nettre  &  convert  et  deacendre  en  hid.  ville  de  Konen  tonteB 
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erste  b<Mlciit>ame  Schritt  auf  der  Bahn  derjoni^nn  Politik,  die 
gerade  in  Fraiikreicli  im  Kdikt  ühor  dip  rietreideliandelstVcilicit 
von  1539  ihren  crsieu  energischen  Ausdruck  fand,  im  is^taats- 
wirtschaftlichci)  l\<,^Migmu8  des  Merkantilsystems  das  17.  Jahr« 
liuadert  beherrscht  liat^ 

Ober  die  inoere  Cksduchte  der  GHlde  Ton  Boaen  in  jeneii 
Zeiten  sind  wir  leider  nicht  ao  gut  onterriohtet  als  Ober  die 
ilirer  Konkurrentin  zu  Paris.  Aber  so  viel  gebt  doch  aus 
den  erhaltenen  Dokumenten  hervor:  zu  einer  mächtigen  be> 
herrschenden  St^llunfir  im  öffrntliehcn  Leben  der  Stadt  hat  sie 
ea  nie  f^ebracht,  zur  i(?itend<'n  Stadthehörde  i<f  si<'  nie  geworden -. 
T>i«'  Gründe  dafür  lassen  nich  unschwer  erkennen.  Paris  i^it 
iinnier  eine  vllh*  privildgi^e  geblieben ,  es  hat  unter  dem 
übermächtigen  Kiuüufs  des  residierenden  Königtums  es  nie 
zu  einer  mien  korporatiTen  Verfassung,  au  einer  commune 
gebracht.  In  Ronen  hat  die  1153  entstandene  commune ,  die 
geschworene  Einung  aller  Stadtbewohner  —  wie  z.  B.  auch 
in  St.  (  hiier  —  eine  Entwickelung  und  Ausbreitung  der  Gilde 
als  solcher  nach  der  Seite  öffentlich  -  rechtlicher  Funktionen 
nninnf^lieh  und  unnötig  gemacht.  Wie  weit  die  Gilde  selbst 
bei  der  Erringun^  dieser  rrrifsten  Form  mittelalterlicher  Stadt- 
verfassung  in  Frankreii*h  Urteili^i  ihi,  oh  sie  einen  be«>tinnnen- 
den  Einflufs  dabei  ausgeübt  hat^  ist  mit  Sicherheit  nicht  zu 
erkennen ,  aber  a  priori  wahrscheinlich.  Es  sind  die  Interessen 
der  groisen  Kaufmannsgeschleciiter ,  die  in  der  neugewonnenen 
Stadtverfassung  zum  Ausdruck  kommen^. 

Dazu  aber  kommt  dann  noch  ein  Zweites. 

Während  in  Paris  das  Königtum  sich  der  festen  Organi- 
sation der  Pariser  Oilch«  zn  seinen  Zwecken  bediente,  wiihn'tid 
es  ihr  die  öelbbtäiidige  Kegelung  un<l  (M(hiung  der  wielitigsten 
Handelgangelegenheiten  —  auch  als  sie  zum  »Stadtm^^^i^>trat 
geworden  war  —  überliefs,  während  es  ihr  reiche  Einnahme- 
quellen öffnete  und  sich  begnügte ,  sie  selbst  wieder  iinanziell 
nach  Kräften  auszubeuten  ^  hat  es  in  Ronen  seit  langer  Zeit 


dcmr<^es  et  marcliandiscg  et  illec  Ics  vondre  en  gros.  Der  Dctailvcrkauf 
hücli  also  itfffnhnr  «Ich  Ennvohnern.  An  diesen  Kampf  nni  die  Handels- 
ItcnnvliaH  «ut' der  Seine  erinnert  zwei  Jahrhunderte  spater  der  Juindert- 
jährige  Streit  von  M«|niebiir|^  und  Hambarg  am  die  Bebemehnnff  dm 
"Elbliantlrls ,  in  d.  in  Ma^^ilcburj;  cnillicli  pnnz  mif<'rlac  und  »eine  Blüte 
vernichtet  wurde  (Sc  hm  oller,  Studien  über  die  wirtBchaftspolitik 
Friedrichs  de«  Grofsen.  VI.,  Schinollcrs  Jahrb.  Jahr^'aii;^  VlII  b.  1021 
bis  lOi^^ 

*  V^l.  Srhinollor  in  Schmollers  Jahrli.  4'»  AT. 

*  l'igeonueau  meint  allerdings;  A  Honen  la  giülde  devieiidra 
le  conseil  de  la  commune  et  lai  fbnniira  »es  cbefii  AlertifM;  aber  ich 
finde  in  der  Geschichte  RoiL-ns  keinen  Grund,  der  für  das  direkte  Her- 
vorgehen des  Rats  aus  einer  Gilde  —  wie  in  Paris  -  spricht.  Damit 
soll  eine  Mitwirkung  der  Gilde  bei  derErriuguug  der  commune  keine»- 
Wegs  geleugnet  werden.    Vgl.  Ksn.  IV  ft  9u 

»  LucUaire  Ö.  32. 
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—  vielleicht  achon  im  12,  Jahrhundert'  —  einen  köui<,'lichen 
Beamten  gegeben ,  der  die  eigentliche  Aufsicht  über  Handel 
und  Gewerbe  in  seiner  Hand  hatte ,  zugleich  Yerwfütungs- 

und  JiistizlM-.iinter  war  und  vor  allem  alle  dem  Könige  zu- 
stehenden P^innahmen,  Zölle,  Abgaben  etc.  direkt  für  die 
königliche  Kasse  einzuziehen  hatte.  So  verhinderte  der  vi- 
eomte  «Ic  Teau  de  Kouen  die  Umbildung  der  Gilde  in  eine 
R»*lMird«Mi  Organisation .  indem  er  selbst  mit  einigen  Unter- 
ijcanit«ni  alle  öfTentlic-h  -  re(  litli<  l!on  polizeilichen  Funktionen 
in  Handel  und  Gewerbo  tür  sich  in  Anspruch  nahm.  Die 
ganze  Aufüicht  Uber  die  31ärkte.  über  Mais  und  Gewicht,  iilier 
Fluf}<-  und  Laiidliandel  lag  in  öt  iner  Hand.  Erst  später  ge- 
lang es  der  commune  und  ihrem  maire  —  nicht  der  kauf- 
männischen Gilde;  —  durch  kluge  Benutzung  der  jeweiligen 
uolitischen  Lage  und  der  finansiellen  Verhältnisse  —  einige 
ateser  polizeilichen  Befugnisse  wieder  fUr  sich  zu  gewinnen. 
So  erlangte  die  Bürgerschaft  1256  Gericht  und  Polizei  ttber 
die  BAcker"^.  1S64  über  die  Brauer:  sie  erkauft  1350  das 
Hecht  des  freien  Verkaufs  von  Brot,  Kohle  und  Fisch,  das 
bis  dahin  an  irgend  einen  reiclvcn  Bürger  verpachtet  worden 
war;  ebenso  die  Rechte  der  boUtellier  und  pannetier  du  roi, 
die  allerdings  schon  1352  wieder  verloren  gingen^.  Der 
vicomtc  srincr.st'its  or^^anisicrt  nun  in  ähnlicher  Weise  die  Auf- 
sicht über  den  HandeKsverkehr ,  wie  der  pn'vot  des  nmrchants 
in  Paris;  auch  er  hat  einen  gröfseren  arbeitsteiligen  Beanitcn- 
apparat  unter  sieh:  den  clere  sieg«^,  der  din  ankommenden 
Waren  autuiuiiat,  die  boutellierü  priseurs  du  vin,  die  brunieiit, 
die  den  Wein,  die  Maitres  de  la  grande  et  petite  carne,  die 
die  ttbrigen  zu  Schiff  ankommenden  Waren  auszuladen  haben, 
die  mesureurs  de  gratns,  de  vins  etc.  Auch  dieser  Beamten- 
apparat erhält  sich  bis  xum  Jahre  1789.  Die  Gilde  dagegen 
verliert  nach  dem  Entscheid  von  1450,  der  den  Seinehandel 
freigiebt»  alle  Bedeutung.  Es  war  ihr  hier  nicht  gelungen, 
sich  den  veränderten  Verhiiltnissen  ansupuBsen;  sie  hatte  sich 
gegenüber  einer  einheitliehen  monarchischen  Regelung  des 
Handels  nicht  widerstand sf-Ün'«]:  ire'/oio-t.  \aeh  aufsen  hin,  der 
Konkurrentin  zu  Paris  ij^egenübei\  krattiLC  und  enei-giseh  auf- 
tretend^ hat  sie  es  mi  Innern  nicht  ^leicii  jener  fertig  gebracht, 
ihre  Sonderinteressen  mit  den  allgemeinen  Interessen  der 
Üurgerschaft  in  Einklang  zu  bringen. 

Während  wir  dort  von  einem  Konflikt  zwischen  der 
ärmeren  Bevölkerungsschicht  und  den  reichen  Kaufleuten,  die 
an  der  Hpitae  der  Stadtverwaltung  standen,  nirgends  etwas 


>  Chi'ruel  I  8;  Beaarepaire  8.  H. 
•  Cheruel  I  277. 
*Ch«riielIS88ff. 
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erfahren,  wird  uns  in  Rouen  iiiohr  als  einmal  berichtet,  wie 
die  Hansegenossen  kraft  ihres  Monopols  auf  die  ankommendeii 
Waren  Beschlag  legten,  sie  in  Masse  aufkauften  und  dann 
einen  Monopolpreis  für  dieselben  festsetzten,  der  die  arme 
BevölkenuifT  natürlich  auf  das  hfirtesto  bcdrflckte.  Dk*  rein 
privatwirtschattlichen  Interessen  der  grofskaufinininischcn  Kreist^ 
traten  iiier  ura  so  mehr  in  den  Vordergrund,  als  die  Teilnahme 
an  der  r>fft'ntlichen  Verwaltung  hier  nicht  erziehend  und 
miklerntl,  wie  sonst,  diesen  entgegenstehen  konnte.  Un<l  so 
seilen  wir  denn  auch  hier  die  Gilde  einmal  einen  Verbuch 
machen,  auf  einem  Gebiet,  das  in  England  und  Norddeutsch- 
land uberall  gänzlich  von  der  Gilde  beherrscht  wird.  Im 
Jahre  1266  nach  einer  Niederlage  im  Streit  mit  Paris  sucht  sie 
den  Detailhandel  sn  monopolisieren.  Auf  zwei  Jahre  wird  Ihr 
das  Recht  des  Alleinverkaufs  der  wichtigsten  Waren  im 
Detail  zugestanden  1,  aber  sie  mnfs  das  Privileg  teuer  vom 
Könige  erkaufen ,  indem  sie  den  ganzen  Kn^roshandel  auf  der 
Seine  freigiebt;  und  der  Versuch  selbst  scheint  ohne  Erfolg 
geblieben  zu  sein;  wenig^stcns  ist  in  der  Folgezeit  so  wenig 
mehr  hier  wie  in  irgend  einer  anderen  französischen  Stadt 
von  f  in<Mn  Monopol  der  Gilde  im  Dötailhaudei  noch  eine  Spur 
zu  entdecken^'. 


Ennrn,  rj«-s<  hi(  litc  der  RtarU  Köln.    5  Bde. 

En  neu  und  Lckertz,  Quellen  zur  Greachichte  der  Stadt  Kölu, 
6  Bde. 

Hegel,  Deutsche  StAdtechroniken. 
Heusler,  Deutsche  ätadtverfsasang. 


*  T0Q8  tnarebaaiuit  de  par  tontes  terres  porront  aroener  k  Roen  lenr 
marcliHÄudisoB  jifir  yauo  et  pjir  terre  et  porront  lec^lles  niarcliandi.s««  a 
Roen  deseharchier  a  sesche  terre  et  en  couvert  et  lea  porront  vcndre 
eu  groa  k  qui  que  il  auroient  part  ou  conpagnie  de  yces  marchandises. 
Ne  ne  porront  jces  marchandises  vendrc  a  terre  ne  en  convert  en  Hocr» 
nc  en  la  hanlinic  :\  (Irtail  si  eomTnf  vni  .\  brochei  dfAS  k  dötsil,  biea 
ot  autres  itieua  cho8e8  par  setiers  nc  pur  muis. 

*  Daher  besteht  meiner  Meinung  nach  kein  auch  nur  scheinbarer 
Wider.-«pruch ,  wie  Fr^ville  I  224  meint,  zwischen  dieser  Verordnung 
und  einer  etwa  fxleiclizeitigen  Ordnung  doA  vicomte  l'eau  ,  dufs  be- 
stimmte Waren  im  Werte  von  wenigstens  100  sous  nicht  in  Houen  ä«h- 

fcladen  werden  dnrft«n.  Indem  oig  Kaufleute  von  Ronen  Bxd  das 
lonopol  des  Dc^tailhandels  wieder  verzichteten,  machten  t^'ie  ihre  alten 
An  prüche  auf  Behemchnng  des  Handels  auf  der  unteren  Seine  wieder 
geUend. 

*  Hegels  Darstellung  geht  sowohl  anf  die  Hanse  Ton  Paris  (II 
87—92)  als  anf  die  Gilde  von  Roneii  II  II  f.)  nur  gana  kurz  ein  and 
bringt  nichts  wesentlich  Neues  gegenüber  den  fräherea  DarsteUnngen. 
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Lamprecht,  JRhoiiiiHühe  Skizzen. 

Hon  lg  er,  Urspnmg  der  Kölner  Stadt  Verfassung  (Westdeutöchc 
Zeitsflirift  II). 

Kruse,  Die  Kölner  Richerzeche  (Saviguj-Zeitachrift  1890). 
Liesegang,  Die  Sondergemeioden  Kölua.  1890. 

Die  Bedeutung  Kölns  für  die  wirtscluifUicbe  und  politische 
Geschichte  Deutschknds,  vor  allem  Tom  11.  bis  zum  13.  Jahr* 
Blindert  ist  bekannt;  man  konnte  es  damals  mit  Recht  als  die 
berrorragendste  Stadt,  vor  allem  als  das  wichtigste  Handels- 
emporium  Deutsclilands  bezeichnen.  Staunend  erzählen  auch 
Berichterstatter,  die  an  die  Blüte  italienischer  Städte  gewöhnt 
sind,  von  dem  Olanz  dieser  Hauptstadt  des  Nordens,  und 
Deutschlands  Kaisf^r  haben  oft  genu^  vor  den  Thoren  der 
mädilii^^Hi  Festung'  geler^en ,  um  iliren  Trotz  zu  breclien. 

Mannigfach  wie  die  aid^crcn  Schicksale  der  Stadt  sind 
auch  die  Wandlungen  ihrer  inneren  Verfassung;  keine  Stadt 
DentscbUmds  hat  der  Forschung  so  vielen  Stoff  an  lebhaften 
Kontroyersen  gegeben  wie  KöuL  Im  Uittelpankt  denelben 
steht  das  «rätselhafte"  Institut  der  Kölner  Bicheraeche  und 
gerade  von  den  Streitfragen  aus,  die  sich  an  ihre  Herkunft 
und  ihre  Bedeutung  knüpfen,  ist  die  Aufmerksamkeit  der 
ForsrluT  in  neuester  Zeit  wieder  auf  *'inp  Kölner  Qilde  ge- 
lenkt worden,  deren  Existenz  uns  wenigstens  für  daa  12. 
Jahrhundert  unzweifelhaft  bezeugt  ist*. 

Wir  besitzen  nämlich  ein  bis  jetzt  nur  /um  Teil  und  ohne 
Kritik  gedrucktes^  Mitgliederverzeichnis  der  Küluer  Gilde,  in 
vier  lange  Streifen  eingeteilt',  ohne  daüs  jedoch  die  Reihen- 
Iblge,  in  der  die  Namen  geschrieben  sind,  sowie  die  AIh 
grencung  der  einzelnen  Streifen  gegen  einander  deutlich  er- 
kennbar sind.  Auf  der  Rückseite  befindet  sich  von  gleich- 
seitiger Hand  der  Vermerk:  fratcrnitas  mercatontm  gUde. 

In  die  Diskussion  über  die  Kölner  Verfassungsgeschichte, 
die  von  Anfang  an  im  Mittelpunkt  der  deutschen  Städte- 
for-ichungen  ^a'standen  —  haben  doch  Eichhorn,  Nit?:'^ch. 
Heusler  ihre  Theorien  vor  allem  an  die  Deutunu  der  Kölner 
Kichei-zeche  angeknüpft  — ,  war  mit  der  „Entdeckung"  dieser 
Gilde  ein  neues  Element  gekommen,  das  neue  Schwierigkeiten 
maiüite,  neue  Diskussionen  und  EildHrungs versuche  ins  Leben 
riet  Besonders  in  den  letzten  Jahren  ist  die  Frage  wieder  in 
Flnfs  gekomm en.  Zuerst  haben  Lampreoht  und  II  ö n i g e r 
die  Köhler  Gilde  zur  £rkhlrung  der  ältesten  Verfassungs- 
gesdkichte  Kölns  mit  herangeaogen ;  ihnen  folgte  Liesegang. 


^  Vgl.  die  Anmerkung  zu  Ende 
•       Ennen,  Quellen  I  158£ 


des  Paragraphen. 


*  Nihere  Besebfeihong  bei  Ennea  a.  a.  O.,  Jetit  such  bei  Hegel 
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Gegen  diese  drei  Forscher  haben  öicli  dann  v.  Below  *,  Kruse 
lind  zuletzt  Hegel  gewandt:  docli  halt  Hönig(M'  und  mit 
ihm  Köhue'  an  der  zuerst  ausgesprocheaen  Ansicht  feat. 

Dürftig  genug  allerdings  ist  das  Material,  das  uns  für 
die  Kenntnis  der  Kölner  Gildevorh«'Ütnisse  zu  Oelintr-  steht 
Zwar  wird  sieh  der  Znsatz  frnternita?« ,  burscap  et  t'ratorni- 
tatcni,  (lor  sirh  hei  einigen  >sanien  auf  zwei  gleiehzeitig  ge- 
führten BurgerHsten  tindet,  wohl  auf  die  Gilde  als  bedeutendste 
ftir  die  damalige  Zeit  bezeugte  (leno-ssenschaft  bezieiicu,  allein 
mit  dieser  Andeutung  ist  wenig  geliolfen.  Der  praepositu* 
mercatorum,  der  an  einer  »Stelle  der  vita  Heriberti  zu  An- 
fang des  11.  Jalirhunderto*  erwähnt  wird,  wttrde  fUr  die 
Existenz  einer  Kaufmannsgilde  so  wenig  etwas  beweisen,  aU 
der  Hansegraf  in  Bremen,  Wien  und  Begensburg. 

So  dürftig  also  das  vorliegende  Material  aucb  ist,  dennoch 
gestattet  die  Eigenartigkeit  desselben,  die  Untersuchung  nach 
einer  Seite  hin  su  führen,  deren  fiearbeitung  bei  anderen 
Städten  Ton  vornherein  ausgeschlossen  ist.  Nirgends  ist  sonst 
—  wenigstens  in  Deutsehland  und  in  so  früher  Zeit  —  ein 
angebliches  Mitgliederverzeiehnis  einer  Kaufmannsgilde  auf 
uns  gekommen*.  Es  liegt  nahe,  diese  Liste  und  die  darin 
enthaltenen  spärlichen  Noti/.en  dazu  zu  l>rniutzen ,  um  für  die 
sociale  Zusammensetzung  der  Gilde  einigen  Aufsehhiis  zu  ge- 
winnen. Die  Methode,  di>  uns  dafür  zu  Gebote  steht,  ist  die 
sogenannte  historisch-statistisciie ,  wie  sie  zuerst  von  Selianz, 
dann  in  gbinzender,  ungemein  scharfsinniger  Weise  v«;u  Büelier 
iingewiiiidt,  für  Fiviiikturt  einige  Uberraschend  neue  glänzende 
KesüUale  geliefert  hat. 

Eine  genaue  Untersuehung  der  fragliehen  Urkunde  hat 
nun  ergeben,  dafs  dieselbe  keine  einheitUehe,  in  einem  be- 
stimmten Zeitpunkt  aufgenommene  Mitgliederliste  ist,  sondern 
über  einen  Zeitraum  von  ca.  20  Jahren  fortgeführt,  von  ver- 
schiedenen Schreibern  geschrieben  und  mehrfach  unterbrochen. 
Was  die  den  Namen  beigegebenen  Zeichen  bedeuten  %  wie  die 
vier  Kolumnen  g^^n  einander  abxugreneen,  wie  die  wieder^ 
holt  vorkommenden  Namen  zu  einander  za  ordnen  sind,  — 
alle  diese  Punkte,  deren  Aufhellung  zum  vollständigen  Ver- 
ständnis dieses  für  die  städtische  Verfassungsgeschichte  so 
ungemein  wichtigen  Dokuments  udtig  wäre,  sind  noch  immer 


'  Stadtgctncindc.    Aiiiiaiitr  II. 
Stadtverfassuiig  von  Mainz,  WorniB,  Speyer. 

«  M.  G.  8  S.  IV  748. 

*  In  Grorabritaiuii'^ii  -iiul  mohrer«'  Vfirzcichnisse  derart  frliaiten : 
fo  z.  Ii.  durch  viele  Jahrhunderte  himlurch  iu  Dublin.  —  Grofs  II  59  ff. 

*  In  den  Dublincr  Listen  steht  neben  jedem  Namen  eine  Geld- 
summe, '^  nlirsclicinlicli  die  EintrittsfroLfihr  (Orofs  II  60>.  Man  In'mnte 
daaseibu  für  Köln  vermuten }  doch  lälst  sich  kein  Bewei«  dafür  erbhngeiu 
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nicht  aufgeklärt,  und  man  kann   hochBtens  Vermutungen 

L>ji^«  geTi  iJtfst  sieb  das  mehrfache  Vorkommen  der  gleichen 
Naiueu  in  den  verschiedenen  Spalten  der  Liste  mit  Evidenz 
b*^weisen'.  Zieht  man  dies  in  Betracht  niid  erwägt  man 
ferner,  daf«  die  Liste  nicht  in  einem  Zeitraum  iuifgenommen, 
twnderii  Uber  eine  grüfsere  Keilie  von  Jahren  iortgofuhrt  ist, 
10  ergiebt  sich,  dals  von  1300  Gildemifgliedern  —  eine  Summe, 
wie  eie  Ennen  durch  fitichtige  Summierung  aller  in  der  Liste 
«tehenden  Kamen  erhalten  hatte,  und  die  Nitzsch  und  Kruse 
llbernebmen  —  nicht  die  Rede  sein  kann ,  sondern  dafs  man 
ihre  21ahl  auf  h«ehsten«  5 — 600  annehmen  darf^. 

Damit  al>er  Mit  zugleich  die  Annahme  £nnens,  die 
Nitssch  den  Hauptstützpunkt  für  seine  Theorie  abgegeben  hatte, 
und  an  der  auch  noch  Kruse  festhält,  dafs  wir  in  der  Kölner 
Gilde  eine  grofse  Gesamtgilde  zu  sehen  haben,  die  alle  am 
Verkehr  de-*  Platzes  Beteiligten,  vom  Grnrf>lvaufmann  bis  lierab 
zum  Handwerker,  uinfafst  habe.  Bei  der(ir«)ls<\  (\(nn  bltHKn- 
den  Handel,  der  wirtscliaftlichen  Bedeutung  Koln^^  das  damals 
die  mächtigste,  volkreichste  und  blüliendste  Stadt  T>eutsch- 
lands  gewesen  ist,  wären  5 — 600  ain  Ges>amtverkehr  der  Stadt 
beteiligte  Leute  doch  wohl  gar  zu  wenig. 

Mag  immerhin  Lamberts'  Angabe,  dafs  nach  dem  mifs- 
^flckten  Aufstande  gegen  Erzbischof  Anno  im  Jahre  1073 
sezcenti  ditissimi  mercatores  et  i)lures  die  Stadt  verlassen 
hätten y  etwas  übertrieben  erscheinen,  immerhin  beweist  sie 
dech  so  viel,  dafi»  schon  im  IL  Jahrhundert  in  Köln  ein 
starker  Bestand  von  reichen  Grofshändlern  vorhanden  war, 
der  sich  bis  zum  12.  Jahrhundert  sicherlich  noch  erheblich 
vermehrt  hatte. 

Wird  es  sc-lion  durch  alles  dies  sehr  unwahrscheinlicU 
;.,'i'iuaelit,  dafs  wirklich  die  in  der  Gilde  verzeiehn(;ten  Per- 
sonen alle  am  Verkehr  bet(M listen  Elementen  der  reieiicn 
Handel»rttadt  umfafst  haben,  so  tVilirt  eine-  andere  Untersuchung 
zu  dem  gleichen  Resultat  hin.    Bei  zalili*eichen  der  in  der 


'  Z.  Ii.  NiiiinMi,  in  T1  4  RnsilttM)  vorkommen  (und  zwixr  meist 
an  eini^i'rrnarHf'n  k(»rr<'sj)(iiuli<T<Mi(l<'n  rlUtzfn'  I'iildcwiu  Calvii?,  IJaldewin 
Tuiigrum  (de  Tuug«'ruj  ßuddo,  BrunBtein,  Kinlianl  (V),  lieiiiricli  de  Mofsclla» 
Hermann  Slenbo,  Lambreth  gubemator,  Lainbreth  turrcmuz  fturbuz), 
Martinus  (?)  ii.  a.  \i>  ]  ,1/  n  mit  c)  vrrsehenen  Namen  konnte  allerdings 
an  verschieden«'  lV'r.>oii«'n  gedacht  werden  wegen  des  häufigen  Vor- 
Jkommenfl  diear  r  Xanuai.  Die  ZaJil  der  zwei-  oder  dreimal  auftretenden 
l^Aroen  i-t  bt'dpiitciid  ^röft<er. 

*  Auch  dfifür  a\  .  ifs  irh  keinen  Erklarunp^grund ,  warum  ein  Teil 
der  Namen  mit  klcmerei-  Schritt  geschrieben  ist  als  die  anderen.  Viel- 
leicht sind  diese  Hpftter  eingefügt ;  sie  finden  sich  fast  alle  in  der  2.  und 
A.  Kolumne,  fallen  aber  doch  meht  mit  den  GrcDsen  derselben,  soweit 
mt  deutlich  erkennbar  sind,  ganTi  zusammen. 

'  LamUert  v.  Hers  f.    Separatjmsgabe  S.  157. 

Fsndittugen  (58)  Xll  2.  —  Dor«»,  Kaufiu&nuagiliien.  6 
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Gildeliste  aufgeführten  Personen  —  es  sind  im  ganzen  etwa 
100^  —  findet  sich  die  Angabe  der  Orte,  aus  denen  aie 
stammen,  ümfjafste  die  Römer  Gilde  wirklich  alle  kauf* 
mänui sehen  und  gewerblichen  Elemente  der  Stadt,  d.  h.  wenn 
auch  nicht  die  ganze,  so  doch  den  gröfsten  Teil  der  zu  Kdln 
ansäsHigen  Bevölkerung,  so  würde  wahrscheinlich  der  gröfsere 
Teil  der  mit  Hcrkunftsbezeichimng  versehenen  PersoTion  ;m-^ 
der  niiheren  Uiiigebuiig  von  Köln  sUnimen.  Hiirher  hat  für 
Frankfurt  den  genauen  statistinchen  Nuehweis  il-raeht,  dafs 
die  Einwohnerschaft  im  14.  und  15.  Jalirii  niuli  i  i  sich  ganz 
überwiegend  auö  der  nächstgelegenen  Uin-vimng  der  Stadt 
ergänzte*.  Es  liegt  kein  Giuiul  zu  der  Aunalime  vor,  dafs 
in  Köln  2 — 3  Jahrhunderte  früher,  in  einer  Zeit,  da  die  Trans- 
portwege noch  geringer,  die  Reisen  und  Wanderungen  weniger 
zahlreich  waren,  dem  nicht  so  gewesen  ist.  Nun  aber  zeigt 
die  Tabelle*,  dafs  in  KOln  von  den  196  mit  Herkunfts- 
bezeichnungen  yersehenen  Personen  nur  42  aus  der  gesamten 
liheinprovinz  stammen ,  ca.  57  ^/  o  dagegen  aus  grOfserer  Ent- 
fernung zugewandert  sind.  In  Frankfurt  stammen  dag^en 
1387  aus  der  näheren  ümgebiinj^  der  Stadt,  d.  h.  au«  dem 
Grofsherzogtum  Hessen  und  der  Provinz  Hessen-Nassau,  nicht 
weniger  als  ^  r,  aller  zugewanderten  Personen^. 

I>riitr't  schon  diese  Beobachtung  auf  die  an  gröfsere  Heisen 
gewohnlen,  leicht  beweglichen  ( irorskautleute  hin  —  al»  Centriuu 
eines  iiaeh  allen  Seiten  hin  seine  Stralilen  aussendenden  GrorB- 
handels  mufste  Köln  gerade  auf  die  kauiiuaiini^chun  Elemente 
in  den  grofsen  Handelsstädten  der  Rhciustrafse  bis  hinunter 
nach  den  michtigen  und  blühenden  Handehiplfttzen  Belgiens 
und  Hollands  eine  beträchtliche  Anziehungskraft  ausüben  — , 
so  wird  man  in  dieser  Ansicht  bestärkt  durch  die  weitere 
Thatsache,  dafs  —  nach  Städten  und  Dörfern  geordnet  —  so- 
weit sich  das  i  n  die  damalige  Zeit  konstatieren  läfst,  etwa 
72  der  Gildemitglieder,  deren  Herkunftsort  sich  kon* 
statieren  läfst,  aus  Städten ,  nur  28%  aus  Dörfern  zu- 
gewandert sind"'. 

Verj^lciehen  wir  damit  die  Angaben  über  Frankfurt  aiia 
dem  14.  und  15.  Jahrhundert,  so  nehmen  dort  die  Städte 
im  14.  Jahrhundert  nur  28,2  "  o,  im  15.  allerdings  43,9 a 
ein.  Ziehen  wir  endlieli  zum  ergleich  die  Angaben  ein^s 
Kölner  Bürgeraufuainnebuches  aus  den  Jahren  1371 — I4b2 


*  Die  doppelt,  dreifach  und  vierfach  vorkomineudeu  Naiueu  sind 
natfirllch  nur  emfiuth  geredmet. 

*  Hücker,  Bevölkerunff  van  Frankfurt  am  Msia  im  Mittclatter 
S.  4Ö6  AT. 

*  8iehe  Anhang  I. 

*  Nachwetae  bei  Bücher  S.  163  ff. 

*  Siehe  Tabelle  I. 
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hensy  «0  eigiebt  sich  dort,  dals  aus  den  Städten  87,4  ^'o^ 
ans  DOrfm  08^6  ^/a  der  zugewanderten  Personen  stammen. 

£Sne  Berechnung  nach  Entfemnngsaonen  giebt  em  noch 
treffenderes  Bild  von  jenen  Erscheinungen  K  Aus  einer  Ent- 
fernung bis  2  Meilen  um  KOln  stsmmtcn  3  Personen 
3,13  "/o,  aus  einer  Entfernung  von  2—10  Meilen  21  Per- 
sonen —  21,9  aus  einer  Kntf'^numg  von  mclir  'ils  10 
Meilen  72  Personen  —  75  ^  o;  dagegen  in  Franktuxt-  ltiB7 
33,2%  resp.  45,6%  und  21,2 ^o! 

So  viel  scheint  mir  aus  alledem  klar  hervorzut;«'li 'ii : 
Alles  weint  in  Kuhi  mehr  auf  eine  V<'reinigunii:  der  (Tiulskinif- 
leute  hin,  alt»  auf  eine  Gilde  aller  am  Verkehr  des  Platzes 
B^Iigten.  Und  wenn  man  d«in  doch  einmal  Analogien 
aum  Beweise  mit  heranziehen  will,  so  It^  es  doch  gewils 
nfiher,  mit  dem  reichen  Handelsem pori um  am  Niederrhein  die 
Verhältnisse  anderer  grofser  Handelsatildte  zu  Tergleiehen,  die 
ans  ähnlicher  wirtschaftlicher  Grundlage  emporgewachsen  sind, 
als  (lio  niederdeutschen  Kleinstädte,  die  Nitzsch  zum  \'ergleich 
benutzt,  die  es  nie  zu  einer  wirtschaftlichen  und  k«>inni(*i'ziellen 
Bedeutunf^r,  zu  wirklich  stiidtisclieni  Leben  gehracht  haben. 

Dem  allem  scheint  sith  nun  die  Thatsache  in  den  Weg 
zu  stellen,  dals  in  der  (iildeliste  eine  Anzahl  Personen  sich 
findet«  die  durch  ihre  Bezeichnung  deutlich  als  Handwerker 
und  Kleinkanfleute  sich  kenntlich  machen.  Bs  dnd  im  ganzen 
je  ein  «urifex,  carnifex,  camfMinaa  fusor  (?),  denismith,  fuder- 


lices  —  in  Summa  also  noch  nicht  20  Namen  von  Gewerbe- 
treibenden und  Kleinkaufleiiten ;  —  gewifs  eine  recht  geringe 
Zahl.  Jedenfalls  berechtigt  das  Vorkommen  dieser  wenigen 
Namen  meiner  Meinung  nach  nicht  zu  dem  Schlüsse,  dafs  nun 
thatsächlich  alle  am  Verkehr  des  Platzes  beteiligten  Elemente 
damals  wenigstens  noch  in  der  Qilde  vereinigt  ge> 
weaen  sind. 

Wir  haben  allen  Orund,  anzunehmen,  dafs,  da  die  Gilde 
ausdrücklich  als  eine  gilda  mercatorum  bräeichnet  wird,  auch 
aUe  die  in  der  GKldeliste  verzeichneten  Namen,  soweit  sie  nicht 
mit  Zusätzen  versehen  sind,  Kaufleuten  angehören;  dafs  also 
nur  so  viel  Handwerker  in  der  Gildeliste  verzeichnet  sind,  als 
sich  durch  den  aufidrücklichen  Zusatz  eines  Handwerks  als 


^  Ich  ^ohc  im  Anlunif;  oinigp  {jrnnnere  i^tatistische  Nachwi'isc.  Die 
äbrigen  Angaben  für  Köln  gewann  ich  aus  der  statistischen  Bearbeitung 
verschiedener  Kölner  Bärgcrbücher,  Schreinskarten ,  sowie  der  Aair 
Bahmelista  der  WeinbrüdergeseUschaft.  Doch  würde  eine  genaue  Dar« 


'en  2u  kuuneo. 
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salche  eu  erkennen  geben.   Und  gerade  das  giebt  mir  die 

Stütze  zu  einer  ^^  i  niutung,  die  meiner  Meiniuig  nach  mehr 
Wahrscheinlichkeit  für  sich  hat  als  die  anderen  Erklärungen, 
die  man  der  Gildeliste  bisher  zvl  geben  versuchte.  Irre  ich 
nicht,  so  haben  wir  in  (lern  Verzciennis  nicht  eine  Mitglieder- 
liste der  Gilde  zu  sehen,  sondern  eine  Liste  derjenigen,  die 

—  durch  so  und  so  viel  Jalire  hind!iix»h  —  eine  Präbende  von 
der  Gilde  » iii|)l;ui<ren  haben.  TJerade  in  Köln  sind  wir  hf^ 
rechtigt,  für  dw  (iilde  eine  sehon  längere  Existenz  vctrauszu- 
setzcn.  Schon  die  Thatsache,  dafs  solch  genaue  Listen  dauiaU 
getuhrt  wurden,  Iftfst  diesen  Sehlufs  zu,  und  die  frühe  Ilandels- 
bltite  der  Stadt,  der  praepositus  mercatorum  zu  Anfang  des 
11.  JahrhimdertB  bieten  dafür  weitere  Sttttsen;  gerade  hier 
konnte  die  Qilde  eine  Entwicklung  schon  hinter  sich  haben, 
wie  sie  in  späterer  Zeit  in  kleineren  Stftdten  hervortritt. 
Aus  einem  r(  inen  Handelszwecken  dienenden  Institut  ist  sie  zu 
einer  mehr  kapitalistischen  GeselLschnft  geworden,  die  auch 
solchen  Leuten  eine  Präbemle,  eine  Rente,  gewahrt,  welche 
kraft  ihres  Berufs  von  den  wirtschaftlichen  Vorrechten  der 
Gilde  auf  dem  Gebiete  des  Handels  von  vornh«'rein  ausge- 
schlossen waren,  lio,  wie  es  z.  B.  in  Göttingen  und  Kassel 
heifst,  die  Gilde  hat)en  aber  ihrer  nicht  „bruken"  duTtten. 
Gerade  die  Liste  der  Prabenden-EnipfUnger,  glaube  ieh,  müssen 
wir  in  dem  erwähnten  Verzeichnis  erkennen,  und  die  i-iitsel- 
haften  Zeichen  fHnden  d.um  —  als  Angaben  der  RentenbetrMge 

—  ebenso  gut  ihre  Erklärung  wie  daü  wiederholte  Vorkommen 
der  gleichen  Namen  in  der  Liste.  Wie  gesagt,  das  Ganse  ist 
eine  —  wie  ich  zugebe  —  recht  gewagte  Hypothese,  die  aber 
doch  wenigstens  einiges  für  sich  hat 

Für  die  Beurteilung  der  Stellung,  welche  die  Gilde  Inner- 
halb des  öffentlichen  Verfassungslebens  der  Stadt  eingenommen 
hat,  fehlt  es  uns  fast  an  jedem  Anhaltspunkt  Drei  Behörden 
finden  wir  naeh  einander  im  Besitz  aer  wesentlichen  Ver- 
waltungsbefugnisse  in  der  Gesamtstadt:  den  8chöfiensennt,  dtc 
Rieherzeche,  den  Stadtrat  ^  Mit  dem  Entstehen  und  der 
Kntwicklung  dieser  drei  Behörden  sind  die  drei  wichtigsten 
Phasen  der  städtisilien  Verfassun^^s-Entwieklung  gegeben,  zu- 
gleich spiegeln  .sieh  in  derselben  aber  aueli  <li<'  socialen  Kampfe 
wieder,  die  eine  Aii|>assung  der  Herrsehafts-  und  Verwaltun^s- 
beiiörden  an  die  geänderten  MachtverhMltniase  innerhalb  der 
einzelnen  sm  ialen  Sehieiiteu  nötig  machten. 

Die  Frage  ist,  welche  Stellung  die  Giltle  zu  diesen  Ver- 
waltungsl>ehörden  der  Stadt  einnahm;  liatte  die  Gilde  tiber- 
haupt  öÖentlich-rcchtliche,  über  den  Kreis  ihrer  internen  An- 
gelegenheiten hinausgehende  Funktionen,  und  wcklten  Elri- 


>  Siehe  Lamp recht,  Rhein.  Kkixzen  S.  21. 
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flufs  hat  sie  auf  die  weitere  GestaltoDg  der  atädtiachen  Ver- 
fegsungsverhaltnisse  ausgeübt? 

Das  dürftif;«'  QuelTenmaterial  gestattet  auch  hier  kaum 
mehr  als  einige  mutmafsliche  AuX^erungen.  Einen  quellen- 
mäfsigen  BeweiB  fUr  die  Ausübung  öffenUich-rechtlicher  Funk- 
tioBevi  durch  die  Qüde  besitsen  wir  flUr  EOki  wenigstens  nicht; 
nur  so  viel  ist  durch  Höniger^  bewiesen  worden,  dafs  &st 
alle  Personen,  die,  wie  ihre  häufige  Erwähnung  als  Schöffen, 
als  Zeugen  in  städtischen  und  erzbisehöflichen  Urkunden  be- 
z^^Hirt .  einen  hervorragenden  Platz  im  süldti.sclien  Loben  ein- 
genoniinen  haben,  um  jene  Zeit  als  Mitglieder  der  Gilde  nach- 
gewiesen werden  können. 

Dafs  eine  solche  Kor^oiatiuu  nicht  verschwinden  konnte, 
ohne  dafs  ihre  Souren  m  der  weiteren  socialen  und  ver- 
fiMsongsgeschichiliclien  Entwicklang  der  Stadt  sich  irgendwie 
wieder  auffinden  liefsen,  ist  mehr  als  unwahrscheinlicfa.  Gemde 
Uber  die  Frage,  was  aus  der  Gilde  geworden  ist,  hat  sich  in 
letzter  Zeit  eine  xiemlich  heftige  Kontroverse  zwischen  Kruse 
und  Hrtniger  entsponnen.  Während  Höniger  in  der  Hicher- 
zeclic  die  cig-pnf liehe  Nachfolgerin  der  Gilde  sieht,  —  ihre 
gewerblichen  lietugnisse  waren  an  die  Einzelzünftc; ,  ihre  po- 
litischen an  den  Kat  übergegangen,  ihr  selbst  nur  eine  Ent- 
wicklung nach  der  socialen  Seite  hin  offen  geblieben.  — 
Während  er  darauf  hinweist ,  dafs  die  S61  Pfründen,  über  die 
die  Richerzeche  verfügte ,  etwa  der  Zahl  der  alten  Gilde- 
initglieder  entsprachen  und  diese  Ansicht  durch  den  Nacliw  «  Is 
eines  genealogischen  Zusammenlianges  zwischen  beiden  Kor- 
porationen beweisen  zu  können  glaubt,  sucht  Kruse  in  längerer, 
ungemein  sehai*fsinniger  Beweisführung  darzuthun ,  dafs  wir 
nielit  in  der  Kielier/eehe ,  sondern  in  der  im  14.  Jahrb.  auf- 
tretenden Wt'inbrüderschaft,  d.  h.  der  Genossenschaft  der  Wein- 
Husschenkenden ,  die  Nachfolgerin  der  alten  Gilde  zu  sehen 
haben;  dals  die  Konstituierung  der  einzelnen  Gewerke  in  zttnft- 
lerischen  Verbunden  den  misen  Oildeverband  —  er  folgt,  wie 
erwähnt,  Nitzsch  in  der  Annahme  einer  grofsen  Gesamtgildc 
—  lülmidilieh  unnötig  gemacht  habe,  dafs  diese  Verbände 
mit  ihrer  Zucht  und  Ordnung  in  moralischer  und  techniseher 
BeriehnnL'-  di*-  Bedürfnisse  der  Genossen  völlig  befriffligt , 
das  Zw.i Mi: riecht  der  Gild'  m  Vergesscnlieit  <;t'braeiit  und 
diese  endlich  auseinandergesprengt,  dafs  die  tlann  noeli  in  dem 
alten  Verbände  verbleibenden  ^liti^lieder  sich  nur  »las  Vor- 
recht des  Weinzapfs  zu  wahren  gewuTst  hätten ,  aber  immer 
Bochy  wie  die  alten  GKldemitelieder,  gleichsam  ein  höheres 
Bürgerrecht  besessen  hätten.  Die  Richerzeche  dagegen,  eine 
rein  aristokratische  Korporation  von  etwa  20  wirklich  aktlvm 
Mitgliedern,  von  sogenannten    verdienten  Amtleuten**,  iiabe 
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Bich  genau  iu  entsprechender  Weise  wie  die  ParochialbehOrden 
dadurch  gebildet ,  daüs  die  gewesenen  Gtldevorsteher  sich  zu 
einer  Qenoasenschaft  nuammengeschlossen  hätten,  der  dann 
ein  längeres  Leben  als  der  Gilde  selbst  beechieden  war. 

Es  kann  hier  nicht  meine  Absicht  sein,  diese  8char£rinnige 
Hypothese  Kruses  ins  einzelne  ssu  verfolgen  und  die  Gründe» 
die  er  für  dieselbe  ins  Feld  führt,  nachzuprtifen ;  nur  einiges 
glaube  ich  seinen  Ausführungen  gegenüber  geltend  machen  zu 
mttssen. 

Dal's   der   Ausgangspunkt  Kruses,    die  1300  Mitglieder 
grofsc  „doTnokratische"  Gilde,  ein  irriger  ist.  glaulte 
i(  h  oben  dargethan  zu  haben.    Damit  lallt  wenigsteiLs  selioii 
der  Hcharl'e  Gegensatz,  den  Kruse  zwischen   ihr   und  der 
aristokratisehen   Genossenschaft   der  Richerzeche   zu  finden 
glaubt,  deren  „unverdiente"  Mitglieder  denn  doch  keine  so  gar 
f^eringe  Rolle  gespielt  haben,  als  Ihnen  Kruse  zuzuteilen  sucht. 
Zwiscnen  dem  ersten  Auftreten  der  WeinbrUderschaft  aber 
und  der  Erwähnung  der  Gilde  liegt  eine  unausfüllbare  Kluft 
von  zwei  Jahrhunderten.   Sollte  in  denselben  jede  Spur  eines 
Noch  Vorhandenseins  der  alten  Gilde  oder  die  Andeutung  der 
Umbildung;  die  sich  in  ihr  vollzog,  trotz  des  reichen  Urkunden- 
schatzes, der  uns  für  diese  Zeit  aus  Köln  zu  Gebote  steht, 
gftnzlich  verloren  gegangen  sein?    Die  Weinbriiderschaft  er- 
weist sich,  wie  aucli  Kruse  zugiebt.  7ii -ht  eigentlich  als  Ge- 
nossenschaft, sondern  als  die  i)egrili'liche  Zusammenfassung 
aller  derer,  die  gegen  Entgelt  an  die  Stadtkasse  den  Wein- 
ausschank als  Nel)engewerbe  betrieben.    Eine  genossenschaft- 
liche Äulserung  dieser  sogenannten  Brüderschaft  liegt  nicht 
vor;  dazu  deutet  ihre  Zusammensetzung  darauf  hin,  dafs  sie 
zum  gröfseren  Teil  aus  kleineu  Leuten,  aus  Kleinkaufleuten 
und  Handwerkern,  sich  rekrutierte.  Hier  stammen  von  den 
zwischen  1856  und  1871  aufgenommenen  etwa  V<  aus  der 
Rheinproyins  —  nur  26 ^/o  aus  städtischen  Herkunftsorten^! 
Wo  wir  sonst  die  Entwicklung  der  Gilde  beobachten  können^ 
da  nimmt  sie  in  diesen  Jahrhunderten  mehr  und  mehr  einen 
aristokratischen  Charakter  an;  es  ist  sicherlich  höchst  unwahr^ 


1  Wir  finden  jUinliehe  RörperBchaften  anch  in  anderen  Stidten  nnd 

gerade  in  solchen,  in  denen  es  aiu  li  KaufmaDiisgiMen  gegeben  hat.  Aber 
in  allen  diesen  läfat  sidi  die  WoinbrCuhMscluift  nicht  als  Nachfoljjeriii 
der  Gilde  nachweisen.  In  St.  Omer  z.  Ji.  besteht  eine  corponition  de« 
d^hargeurs  de  vin,  die  für  jedes  angezapfte  Fafs  Wein  eine  Gebnhr 

aiif!nigi=;  an  den  Bm- ^natVn,  seit  V2>^()  an  dir  Schöfien  zu  zahlen  hat 
((Tiry,  8t.  Omer  S.  Iü4);  die  Pariser  Weinhändler  dfipe<r»'n  /mIiI.'!!  di»'s.' 
Gebühr  au  das  corj>ä  des  niarcliunds  (s.  oben  §  5)  und  num  kann  Inn  mit 
Fug  und  Recht  dieselbe  Entwicklung  wie  in  Köln  vorHussetzen.  Ja, 
die  Annalnnf.  dafs  die  Richfr/t  oln-,  an  dir  »II«'  Kidner  Wcinbrfiderschaft 
ihn'  fi('])iihr  zu  znltlen  liat,  Na»hfol^Trin  der  alten  (iilde  sei.  —  die 
in  l*Hrir<  im  eorpt  tlcs  nuucliands  erhalten  hat  —  Hndet  dari»»  ein^ 
nene  Stütze. 
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schein iicii ,  da&  der  Verlaui'  in  Köln  der  umgekehrte  gewesen 
»ein  »üllte. 

Endlich  möchte  leb  noch  auf  einen  Punkt  aufmerksam 
machen,  der  bis  jetst  in  keiner  der  genannten  Darstellnngen 
beachtet  zu  sein  scheint;  ich  meine  das  Verhältniä  der  Rieber- 
seebe  an  der  Köln<  r  Gowandschneiderzunft,  den  „Herren  unter 
den  Gademen."  Sie  erhalten  ihre  Rechte  von  der  Kicherzeche, 
aber  sie  haben  im  Gegen s.itz  zti  den  anderen  Zünften  nicht 
das  Monoj)ol  des  Gewandsciniitts  —  wie  sie  nehen  den  Ge- 
wandsdmeidern  auch  nocli  Makler,  Wirte  und  Schneider  um- 
fassend i.iiu'  solche  Zusammensetzung  und  das  Fehlen  des 
Innungszwan^es  lassen  auf  eine  ähnliche  Art  von  Korporation 
adilieuen,  wie  wir  de  später  in  der  Weinbrttderflcbaft  vor 
nns  baboi.  Und  wenn  der  Gewandschnitt,  wie  sonst  fast 
überall,  auch  in  Köln  ursprünglich  Monopol  der  Gilde  war,  so 
haben  wir  in  den  .Herren  unter  den  Gademcn"  wohl  die 
Genopsenseliaft  zu  sehen,  an  die  das  einträgliche  Vorrecht  von 
den  reichen  Ka}>itali!>ten  zunächst  wohl  pregen  einen  Zins  über- 
lassen worden  ist  —  wie  ganz  ähnlich  in  Dortmund  die  Wand- 
schneiderg esellschat't  im  wirtschaftlichen  Leben  Nachfolgerin 
der  alten  Keinholdsgilde  geworden  ist,  Dafs  die  Gewand- 
scbneider  ihre  auswärtigen  Mitglieder  in  den  flandrisehen 
and  holländiscben  Grofsstädten  Meebeln,  Huy,  St  Qnentin, 
Dooai»  Dordrecbty  Valeneiennes  haben,  beaeugt  am  besten  ihre 
von  den  anderen  Zllnfken  sieb  unterscheidende  mehr  aristo- 
kratische Zusammensetzung^. 

WriR  aber  vielleicht  noch  mehr  ins  Gewicht  fallt:  die 
f^eistvoüe  Interpretation  der  l^enrkujidungen  in  den  Schreins- 
karten, aus  denen  Kruse  die  nlhnahliche  Bildung;  der  Parochial- 
behürden  herausliest,  ist  bei  genauerer  Untersuchung  der 
Benrkundungäfonneln  ohne  grofse  Künstelei  nieht  aufrecht  zu 
erbalten.  Gerade  das  erschwert  ja  die  Untersuchungen  in  der 
mittelalterlicben  Verfessangsgescmchte  m  sdir.  «lafs  es  an 
einer  einigennafsen  {[versicherten  Terminologie  ieblty  dafs  überall 
die  Formel,  oft  gedankenlos  hinp:ef;chri<  ben,  vorherrscht,  dals 
ein  lateini^e^'T  Ausdruck  nicht  nur  zu  verschiedenen  Zeiten 
und  an  verscliicdeucn  Orten,  sondern  oi't  in  dersellx'n  Urkunde 
die  verschiedensten  Bedeutungen  haben  kann.  Jedenfalls  mufs 
man  sich  hüten,  aus  dem  Fehlen  eines  Stüter  t^^isch  werden- 
den Ausdrucks  in  den  Fonneln  mit  logiscber  Notwendigkeit 
auf  eine  Yerfassungsentwicklung  au  schliefsen.  die  der  Ent- 
wicklung der  Fonneln  in  den  Urkunden  parallel  eehen  soll; 
und  no^  gewahr  ist  es,  auf  solch  losem  Untergründe  Schlttsse 
aufzubauen,  die  die  ganze  Verfassungsentwicklung  Kölns  er- 
klären sollen.   Und  wenn  Kruse  für  das  Sch5£fenkoUeg,  das 


1  Vgl.  Ennen.  Qit<  llon  zur  Geschichte  der  Stadt  Köln  I 
fech moller,  Tudierbuch  S.  393 f. 
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später  genau  dieselbe  Struktur  wie  Rtcherzeclie  und  Parochial« 
beKOrden  aeigt  —  servientes,  deserriti  und  iudeserWti  — 
dennoch  die  E^tatehungsweiae  aus  einem  Duumvirat  von  der 
Hand  weist ,  30  mufs  schon  dieser  Umstand  allein  der  ganzen 

Kruseschen  Theorie  gegenüber  i>tutzijr  machen. 

Vielmf^hr  glaube  ich,  wir  uii>  die  Kutwicklung  in 

Köln  etwa  folge ndemiafsen  zu  denken  Ii a In  n 

In  Zeiten,  in  die  das  Licht  hi^t  rischer  Ktnidc  ludit 
dringt,  wahrsclieinlich  im  10.  Jahrluuulfrt,  hab<n  sich  die 
K  ^Iner  Grof^kaufleute  —  vielleicht  unter  dem  weisen  und 
tliatkräftigen  Ke^Muient  des  Erzbischofs  Brun  —  zu  einer 
Gilde  zusammcuge.schloäsen,  die  den  Weinbandel^  vielleicht 
auch  den  Detailhandel  mit  Tuch  betrieb  und  ihn  bald  als  ihr 
Recht  und  Monopol  beanspruchte.  Ihr  Handel  ging  haupt- 
sächlich Uber  den  Kanal  hinttber  nach  England,  b^onders  aU 
mit  der  normannisclien  Eroberung  in  der  zweiten  Hälfte  des 
1 1 .  Jahrhunderts  friedliche  imd  sichere  Zustande  in  das  schwer 
iK'imgesuchte  Land  einzuziehen  begannen.  In  der  Hauptstadt 
des  normannischen  Königreichs  be.safs  die  Gilde  ihr  eijrcnes 
Haus,  das  „Oildehaus  der  K^^lner  Kaufleute";  indem  allniih- 
licli  die  Har.de.  die  es  an  die  Mutterstadt  knüpften,  sich  mehr 
uiül  mehr  lockerten,  ist  es  zum  Aus«ranir.s|>unkt  einer  ei^^eneii 
Organisation  des  dcutsclien  Ivaiit'niaims  in  Lonilon  geworden 
und  hat  als  solcher  einen  ihn-  Keime  für  die  Entwicklung  der 
grofsen  Hansa  in  sich  geborgen. 

Im  übrigen  ist  nns  aus  der  Blütezeit  der  Gilde  nichts 
berichtet;  wir  erfahren  urkundlich  von  ihr  erst  in  einer  Zeit, 
in  der  die  Momente  zu  einer  inneren  Umbildung  der  Gilde 
schon  in  Erscheinung  getreten  sind.  Denn  auch  hier  aeigt  sich 
die  Richtigkeit  der  feinen  Beobachtung  Nitzschs,  dafs  nur  da 
die  Gilde  ihre  ursprüngliche  Form  bewahren  konnte,  wo  die 
kommerzielle  Entwicklung  des  <.)rts  jäh  unterbrochen  worden 
ist.  In  Köln,  wo  vom  10.  bis  zum  12.  Jahrhundert  ein 
kolossaler  Aufschwung  des  stildtischen  Lebens  erfolgte,  mufste 
eine  solch  ruhige  Fortentwicklung  der  Gilde  schon  frtih  ge- 
stört werden.  K'mc  starke  Einwanderung,  die  Eingliederung 
und  ümmauerung  eirvr  ganzen  Anzald  von  Aufsengemeindeii 
lassen  auf  ein  Wachstum  der  P)evölk(M'ung  schliefsen,  das  fast 
an  die  Verhältnisse  moderner  Grofsstiidtf^  erinnert.  Für  «'ine 
derartige  rajjide  Entfaltung  erwies  sich  uiehr  und  mehr  die 
Institution  einer  kaufiuännischen  Gilde,  die  ihren  Mitgliedern 
die  wesentlichsten  Verkehrsvorrechte  vorbehielt,  als  au  eng, 
zu  drückend;  gegenüber  dem  starken  Zuströmen  kaufinftn- 
nischer  Elemente   in  das   emporbltlhende  VerkehrBcentrom 


'  Im  wesentlichen  folge  ich  den  Auschauiuigen ,  die  llüniger  iu 
oinem  Vortrage,  gehalten  in  der  hifttoriechen  Gesellschaft  sa  Bi^rKn 
1890,  au9geföhrt  hat.   Vgl.  Koehne  a.  s.  O.  S.  55  Anm.  8. 
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mangelte  es  ihr  mit  ihren  starren  FV>rmen  an  Elastizität ,  an 

Anpassungsfähigkeit 

T?ulem  ^ic  OiMf  mehr  und  mehr  ihren  eigentlichen 
Charakter  als  kautminiiiische  Organisation  zu  Zwecken  des 
Handels  verhert,  tritt  eine  andere  Seite  derselben  in  den 
Vordergrund:  ihr  Charakter  als  eine  über  gröfsere  Ka})italien 
*verfügende,  Renten  austeilende  Genossenschaft.  Zugleich  aber 
▼olkog  sich  gerade  in  jenen  Zeiten  eine  wesentliche  Verschie- 
bnng  der  Standes-  und  Berafsrerhultnisse  innerhalb  Kölns, 
die  die  damals  erfolgte  erste  Stadterweitentng  mit  sieh  brachte  K 
In  dorn  die  bis  dabin  tot  den  Thoren  liegenden  lAndlichen 
Bezirke  in  den  Mauerring  eingeznj^^en  und  damit  zum  in- 
tegrierenden Teil  des  stiul tischen  VerwaltunfT'^bf^j^irks  wurden, 
vollzog  sieh  zugleich  eine  veränderte  Nutzun^^  di  s  ik)dens  in 
dieaea  neuen  Stadtteilen.  An  Stelle  dfs  Uhui Iahen  Acker- 
baus trat  die  weit  intensivere  liodeuausnutzuug  durch  btralsen- 
nnd  Hänserban';  eine  sich  rasch  steigernde  Grundrente  ver- 
scdiaffte  den  dortigen  Qrorsgmndbesttzem  ein  bedeutendes 
Einkommen,  ermöglichte  ihnen  die  Ansammlung  eines  Kapitals 
und  den  Übergang  zum  kaufmännischen  Grof^betrieb ;  und 
dies  um  so  leichter  in  einer  Zeit,  in  der  sich  der  weltgeschicht- 
liche t^jergang  von  der  Natural-  zur  Oeldwirtsehaft  znert<t  im 
deutschen  Mittelalter  in  den  Städten  zu  vollziehen  begann. 
So  verschmolz  der  alte  Stand  erbeingesessener  Orundbesitzer 
mit  den  in  der  Martinspfarre  angesessenen  kaulmännischen 
Elementen  zu  einer  grofsen  Interessen-  und  Berufsgemeinschaft, 
und  gerade  dadurch  nimmt  diese  mehr  und  mehr  einen  aristo» 
kratischen  Charakter  an,  wird  zur  omnisierten  Kapitalmacht^ 
hl  der  Kleinkauf leute  und  Handwerker  jetzt  nur  noch  aus- 
nahmsweise Aufnahme  finden.  In  diese  Zeiten  führt  uns  die 
vorliegende  GildHÜst^'.  Dns  Oros  der  Mitglieder  rekrutiert 
sieli  |<;tzt  aus  niiiclitigcn  Kautuiannsgeschlecbtern,  die  zugleich 
Schotlenamt  und  Paroehialofficien  aus  ihren  Kreisen  besetzen. 
Ihnen  Kt;genüber  beginnen  sieh  die  Handwerker  in  gewerb- 
lichen Sondenrerbänden  zu  konstituieren  und  treten  mit  der 
Erlangung  des  Zunftswanges  aus  der  rein  prirAtrechtlichen 
Sphttre  heraus.  Dieser  schnell  sich  vollziehenden  Entwicklung 

fegentiber  mufsten  die  Gildemitglicder  bald  die  Fruchtlosig^ 
eil  ihres  Widerstandes  einseben;  die  Gilde  verzichtet  auf 
ihre  bevorrechtete  S(e]]nnp^  im  wirtschaffbehen  Leben  der  Stadt, 
bildet  sich  aus  cinci'  zu  Handelszwecken  ori;ani<ii"rt('n  Genossen- 
schaft um  zur  social  ab^xeselilossencn  rH'iiluristokratie  der 
»Stadt;  {jie  stellt  sich  als  sulchc  an  die  Spitze  der  gegen  das 
erzbischöfliche  Stadtregiment  mächtig  sich  erhebenden  BUrger- 


1  Siehe  dazu  Lutiiprecht,  Hhein.  Skizzen  S.  119. 
*  Fftr  diesen  Vorgnnff  finden  sich,  wie  mir  Dr.  H<tniger  mitteilt^ 
In  dm  Schreiiiimrkiindeii  Beispiele  so  mehreren  Stellen. 
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Bchaft ;  sie  wird  zum  ersten  verwaltenden  Organ  derselben  und 
erhält  im  Volksmund  den  Spottnamen  der  Rieberzeche. 

Als  Glied  der  öflrentlicheii  VerfaKsung  der  Stadt  ernennt 
sie  aus  ihrer  Mitte  die  Büi^ermeister,  denen  jetzt  knapp  um- 
ßchriebene  Befugnisse  in  Gericht,  Verwaltung,  Polizei  zustehen; 
sie  führt  die  Listen  der  ]^>iirgeraufnahme  \  erteilt  den  Zunft- 
zwang und  später  die  Wembrüdersehaft,  d.  h.  das  Kecht,  Wein  - 
m  der  Stadt  auszuschenken  —  ein  Recht,  das  als  ein  Erbe 
der  alten  Gildekompetenz  anzusehen  ist;  ihre  Amtleute  haben 
das  Recht  zu  „gebiedeu,  verbieden,  setzen  und  entsetzen  von 
allem  Teilen  kauffe  und  von  satzinge  der  Steide  und  gemeine 
beste"  —  ein  Recht,  in  dessen  Besits  wir  auch  sonst  hie  und 
da  die  Grofskauimannsgilden  treffen^;  bei  alledem  aber  bleibt 
sie  eine  privatrechtliche  Genossenschaft  —  wie  es  die  Gilde 
gewesen  —  ein  geselliger  Kasino  verein,  der  sttnen  Mitgliedern 
aus  seinen  Einnahmen  eine  jährliche  Provcnde  gewährt. 

Eben  diese  Vermisehung  privat^virtschaftlicher  Interessen 
imd  öfFentlteli  -  rechtlicher  B*'fngiiissf  IkU  aiu  h  hier  zu  <'iner 
einseitigen  Interessenjiolitik,  zur  Ausartung,  ^^dijhrt.  Die  Eman- 
zipatioji  des  IlandAvei  kn  Standes  im  14.  Jahrhundert  hat  die 
verknöcherte  Institution  Uber  den  Haufen  geworfen'*. 


'  Wenn  Below  (Stadtgemeiiide  JS.  12.'»)  hervorhebt,  dafö  ciics  Rfeht 
uuinöglich  aus  der  Gildckoinpetenz  sich  herleiten  kann  —  übrigens  hat 
sie  es  erst  Bpater  erworben  — ,  so  mag  er  damit  wohl  recht  haben. 
Aber  w^tui  eine  Institution  als  die  Nachfolgerin  einer  aiulrron  lic-i  irhnet 
wird,  ht  denn  damit  gesagt,  dafs  nun  ihre  sämtlichen  Kunktionen  sich 
aus  den  Kompetenzen  der  alteren  Behörden  herleiten  müssen?  Jede 
derartige  Weiterentwicklung  einer  Verfassung  ist  doch  bedingt  durch 
gfMlndorte  wirtschaftlich o  und  sooiMlf  HrflfirfTii  ^r,  wie  durch  politische 
Ereignisse.  Gerade  bei  der  Umbil<iun^'  der  alten  Organe  zu  iieuen 
werden  gewisse  Kompetenzen  fohren  gelassen,  andere  nene  kommeit 
hinzu.  Die  Unibildun|^  der  Gilde  zur  Kicherzeche  erfolgte  eben  in  der 
Wf^is^,  dafs  gewisse  "\  nrr»M  hte  auf  dorn  Oebipto  des  Erwerbslebens  der 
Korporation  verloren  gingen,  andere  ütfentlich- recJitliche  Befugnisse 
hinsntraton.  Diese  Ansicht  Belows  verleitet  ihn  aueh  sonst  oft  zu  un- 
gerechtfertigten Angriffen.   Siehe  z.  B.  unten  bei  Dortmund. 

3  Siehe  unten  Kap.  IV  §  H.  Wenn  Bei  ow  die»  Recht,  das  später 
überall  der  Bat  hat,  urspröngUch  nur  den  Behörden  der  Laudgeuieiudcn 
zugestehen  will,  so  ist  das  entschieden  irrig. 

'  Mit  besonderer  Ausführlichkeit  und  Genauigkeit  geht  auch 
Hegel  in  seinem  neuen  Buch  iU  82^^— :^61)  auf  die  ivölner  Stndtver- 
fassung  ein.  Was  die  Auffassung  der  Gilde  und  der  Eicherzeche  be- 
trifft, HO  glaubt  er  an  seiner  firfiher  (StSdtechroniken  VIII)  geSnfiierteo 
Ansicht  trotz  aller  Anfechtungen  auch  jf^tzt  noch  festhalten  zu  müssen: 
Die  nicIuTzec'he  «Tsrheint  ihm  einfach  als  die  korporative  Organisation 
der  Ge.'^chlechteraristokratie ;  mit  der  Gilde  steht  sie  in  kemeni  Zu- 
sammenhang; vielmehr  ist  diese  nur  die  Vorgängerin  der  Weinbrfider* 
Schaft,  vielleicht  allerdings  im  Besitz  noch  anderer  monopolistischer 
Vorrechte.  —  Dipfso  <rfln7:o  Auffassung  der  Kölner  Verliriltni.«.«5C  entspring 
mit  Notwendigkeit  der  ganzen  Methode  historischer  Betrachtung,  wie 
sie  uns  in  dem  Hegelscben  Werke  entgegentritt.  Er  hfilt  deb  streng 
an  das  urkundlich  8cli;irf  Beweisbare  und  verwei.'^t  scharfsinnige  histo- 
rische Kombinationen,  die  wenigstens  den  Versuch  machen,  den  ganzeD 
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§  7. 

Rnbcl.  Dortmniiflor  UrkinidriiLm-li.    ISi^l— 18>^r). 
Frensdorff,  Dortmunder  iStütuten  und  Urteile.  Iöö2. 
V.  Below,  Entstehung  der  deutschen  Stadtgemeuide. 
Beeker»  ihm  Bortmiuider  Wandsefaneiderbaeh.  187L 

Für  dio  Geschiclite  der  Dortmunder  Gilde,  soweit  dieselbe 
sich  mit  einiger  Sich«Tlieit  aus  den  Trlvunden  herauslesen  läfst, 
besitzen  wir  jetzt  die  trofflichen  Untersuchungen  von  Frens- 
dorffS  und  ieh  hätte  uiirh  mit  einem  Hinweis  auf  dieselben 
begnügen  können,  wenn  Ieh  niciit  glaubte,  Einiges  zu  Frens- 
doWb  Fonchiuigen  naehti-agen  so  kOnnen,  und  wenn  femer 
nicht  Frenadorfra  Resultate  aeitdem  G^enetand  eines  Angrifft 
geworden  \n  ären,  der  metner  Meinung  naeh  weit  Ober  das  Ziel 
hmansBchiefät  ^. 

Die  Bedeutung  Dortmunds  als  Handelsstadt  geht  sehon 
ans  einer  T"''rkunde  Ottos  HI.  vom  Jahre  1000  hervor,  in  der 
die  Kniiflt  ut(  von  Dortmund  neben  denen  von  Mainz  und 
von  ivuln  gejiunnt  werden.  Die  wirtseh  ältliche  Grundlage  für 
die  Existenz  einer  Kaufmannsgilde  war  hier  ebenso  gegeben 
wie  die  politische:  kein  krftftiges  stadtherrltches  R^ment' 
konnte  dem  Anfbllmen  einer  antonomen,  den  Handel  ordnenden 
tud  beherrschenden  Kanftnannsgenossenschaft  hindernd  in  den 
Weg  treten.  Alles  deutet  darauf  hin,  dafs  wir  in  der  Reinholds- 
gilde  oder  maior  gilda  eine  derartige  kanfinännisofae  Genossen^ 


Zusammenhang  der  historisehcii  Begebenheiten  zu  erfassen,  in  das  Be- 
reicli  der  Wllfknrlichkfifen  und  Krhndnnj^en  (II  360.484  etc.).  Infolge- 
dessen bat  er  keine  Erklärung  für  die  lictiignisse  der  Kicherzeche,  die 
tonst  überall  den  städtischen  KAten  zii!<tehen;  wir  verstehen  nicht,  wie 
8ic}i  die  alte  Gilde  zur  Weinbrüderschnft  ninp'l»51d»'t  hat-,  wir  »'s  kommt, 
dafs  diese  Weinbrüderschaft  gerade  von  der  Kicherzeche  ihre  Kechte 
empfangt.  Daf»  die  Aufschrift  fratemitas  mercatoram  ^Ide  fileonasttsch 
Bein  Bon,  will  mir  nicht  recht  einleuchten:  ich  sehe  nicht  ein,  warum, 
wenn  gilde  Apposition  «f^in  mW,  der  Zn^-ut/  ^dicta"  erwartet  werden 
mufs;  allerdings«  bezeichnet  niercatores  ulli;  diejenigen,  die  sich  mit 
Kauf  und  Verkauf  abgeben,  aber  doch  nur  die,  die  e»  regelmäfsig  als 
Beruf,  als  Gesiliaft  rutniboii  fvgl.  unten  §  12).  Für  die  Thatsache 
endlich,  dafs  wir  im  12.  Jahrhundert  von  der  Existenz  der  Weinbrüder- 
scbaft  nichts  erfuhren  —  denn  die  Gildeliste  stammt  ans  dem  12.^  nicht, 
wie  Ile^^el  (S.  350)  meint,  hua  dem  13.  Jahrhtindcrt  — ,  aeheint  mir  snch 
Hegel  keine  Erklämncr  Italien. 

Nach  alledem  glaube  ieU  auch  llcgcl.*«  Einwendungen  gegenüber 
an  meiner  Anncht  von  d(>m  Charakter  der  Gilde,  von  ihrem  Verhftitnts 
snr  Richerzerhr  und  Weinbrüderschaft  ff  •^tlialtr»?!  zu  krmnen. 

'  Dortmunder  Statuten  und  Urteile.  Einleitung  S.  L1->LY  und 
{Nftwim. 

•  V.  Below,  Stadtgemcinile  S.  68  ff , 

*  Dortmund  war  bekanntlich  Reichsstadt. 
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«chaft  zu  erblicken  haben.  Was  sie  in  ihrer  BlUteseit  war, 
welche  Rechte  sie  beanspruchte,  welche  Macht  sie  geübt,  welche 
Kreise  sie  umschlossen  liat,  läfst  sich  nicht  mehr  mit  Sicher- 
liPit  bestimmen;  auch  hier  gilt  os,  aus  den  spftrlichen  Trfimmcm 
der  Überlieferuii«,^  «  in  eini^^n  mafsen  geschlossenes  und  adäquates 
Bild  der  Entwitkelung  zu  rekonstruieren.  Sie  nmfafst  (nach 
Frensdurff)  Kaufieute,  die  zu^rloich  Grofs^nindbesitzer  «in<i 
als  solche  vor  den  ttbrigen  EiiiNvohiierkla.sseii  hevo raucht  sind. 
Sic  allein  sind  die  burgenses,  die  vollherechti^ten  Jimger  der 
Stadt;  au.s  ihnen  nimmt  der  Graf  die  Urteiltindcr  im  Gericht; 
sie  haben  doppelte  Pflichten aber  ihr  Zeugnis  gilt  —  es  er* 
innert  dies  an  ganz  analoge  Verhfiltnisse  bei  den  dänischen 
Schtttagilden'  —  gleich  dem  eines  Ratsherrn  und  mehr  als 
das  eines  jeden  anderen  Stadtbewohners'.  Im  14.  Jahrhundert 
sind  sie  zu  regelmäfsigeii  Weinlieferungen  —  »hnlich  wie  in 
Valenciennes  —  „nicht  blofs  an  die  eigenen  Vorsteher  und 
Beamte,  sondern  auch  an  die  herrschaftliche  Behörde,  Vor- 
stände und  Beamte,  vom  Qrafen  bis  zum  reitenden  Boten 
herab""  verpflichtet. 

Dafs  sie  neben  dem  Wein-  auch  den  1  uehliaiidel  gepflegt 
haben,  wird  wahrscheinlich  gemacht  diircli  di<'  Tliatiaehe.  dafs 
auch  hier  wie  so  oft  Gilde-  und  liathaus  später  identi^i  h  sind, 
und  dafs  gerade  auf  dem  Rathaus  der  Lei neutuch verkauf 
stattfand 

Die  Funktionen,  die  die  Reinholdsgilde  in  der  filteren  Zeit 
ausgeübt  hat,  scheinen  nun  spftier  —  dies  ist  die  Ansicht 
Frensdorfls  —  auf  den  Rat  tibergegangen  zu  sein.   Ob  indes 


ob  sie  sich  die  Aufsi(  ht  ül>er  den  Verkehr,  ikber  Mafs  und 
Oewicht,  Handel  und  Wandel  zu  erringen  gewufst,  ob  also 
wirklich,  wie  Frensdorff  meint,  der  Rat  „der  Nachfolger  der 
alten  Gilde"  war  und  ihre  Erbschaft  antrat,  ist  mit  Sicherheit 

—  zieht  man  nur  rlas  für  Dortmund  uns  erhaltene  Tlrkiiuf^'n 
material  in  Betracht  —  nicht  zu  i'utscheiden,  wäre  al>er  an 
und  für  sieli  sicherlich  nicht  so  unmöglich,  als  dies  Below  hin- 
zustellen sucht.  Ist  meine  Erklärung  der  Hicherzeche  richtig, 
so  böte  schon  diese  ein  beredtes  Zeugnis  datVir,  wie  Funktionen, 
die  überall  später  nachweislich  der  Hat  in  Ansprucli  genommen, 

1  So  z.  B.  die  lateinischen  Statuten.  Frensdorff  No.  9  8.  24: 
Wenn  einer  einen  andern  innerhalb  der  Mauer  verwundet,  «oil  er  eine 
bestinnnte  Strafe  geben.  Si  vero  percussor  e>t  coufnUer  msioris  gyidt 
nostre,  amain  vini  superaddet  consuUbus  pro  euieuda. 

*  Siehe  die  susfuhrHchen  ErÜnterungen  bei  Papponbeimt  Dä- 
nische Schutzcilden ;  ferner  Hegel  I  164.  200  etc. 

'  Siehe  deutsche  Stntnt«m  Xo.  14.  Frens »! rf  f  S.  51:  War  r»n 
man  den  anderen  bereden  mag  met  twen  ratiaauncu  ettc  mit  twen 
gildebruderen  sante  Reyuoldes,  dat  gut  sid  men  eme  golden  Taa  YW- 
cnder  babe. 

*  Rfibel,  Dortmunder  Urkundenbucli  No.  110. 
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B.  die  Erteilung  des  Zanftswangej^^  aus  BefiigniMen  der 
Qiide,  dort  der  Rieherzechc  herzuleiten  Bind. 

In  England  findet  sicli  häufig  genug  die  Kontrolle  flber 
Mafs  und  Gewicht  in  den  irnndtMi  der  Gilde  oder  von  deren 
Beamten;  in  Valenciennes  liat  der  oberst'*  Oildebeamte  die 
gleicin-  BefujL^iiis  bis  in  die  neueste  Zeit  beibehalten 

.So  wenig  e6  richtig  ist,  diese  Befugnisse  übe  i  n  II  den 
Gemeindebeamten  zuzusiirecheu so  wenig  kuuu  man  bc- 
liMipten,  daCs  sie  ttberall  vor  der  Ratsper£de  der  Gilde  zu* 
gestanden  hitten.  Aber  ich  wUTste  auch  niemanden,  der  diese 
Behauptnng  als  ^ vk  relle  Wahrheit  aufgestellt  ^ hätte.  Dafs 
die  Stadt  vor  der  Ratsperiode  nicht  von  der  Gilde  „i^ert* 
worden  ist,  ist  ja  natürlich  selbstveretändlich  * ;  wenn  Frensdorf? 
den  Kiit  als  Erben  der  Gilde  bezeichnet,  so  will  er  natürlich 
damit  nicht  sagen,  dals  nun  alle  und  jede  Funktionen  des 
Kates  ursprünglich  der  lleiuholdsgilde  zugerstanden  hätten*. 

Lassen  wir  die  Frage:  ob  der  llai  tliatjsitchlich  in  Dort- 
mund die  Erbechaft  der  Gilde  angetreten  hat,  zunächst  offen, 
jedenfiüls  steht  so  Tiel  fest,  dats  den  Mitgliedern  der  Reinholds- 
gtlde  bei  der  Besetzung  der  Ratshermstellen  von  altersher 
geirisse  Vorrechte  eingeräumt  waren* 

Urkundlich  wird  der  Rat  zuerst  erwähnt  im  Jahre  1240; 
1260  wird  dann  der  Modus  der  Ratswahl  ausführlich  festgesetzt^» 


'  Vgl.  <Ii(;  aUgemeinoii  Krl:iuterung(ui  initcu  Kap.  IV  §  :i 
Vor  all«'m  phjirnkt«*ri8tis;ch  ist  auch  ilus  IJi'is])i('l  \on  Dijiant^ 
für  welches  Pircnne  übcrzeugeud  nacb«rewieseu  hat,  dals  der  Grat'  uicht 
als  OemeiiKleherr  jene        fionen  anrabt 

*  Vgl.  dazu  unten  Kap.  IV  3. 

*  Frensdorff  sprieht  nur  davon,  dafs  die  Stadt  ,in  gcwissenr 
Umfange"  von  den  biirgen>e»  regiert  woi*den  sei;  diese  aber  bezeichnet 
er  als  ein  f  hfran  dor  burgense^*  im  weiteren  Sinne,  d.  Ii.  der  vollberech- 
tigten in  der  Rrinlnddsjrnd.-  vereiniirtt-n  Bürgerschaft. 

^  Gegenüber  der  Behauptung  Belows,  uafs  das  bevorzugte  ZeuKuis 
der  RdnboldflgOde  in  eriüftren  «ei  als  ein  Produkt  der  modernen  Ver- 
hältnissen zuHtrebenden  städtischen  Entwickhing,  darf  man  wohl  auf 
die  gründlichen  i<chon  oben  citiertcn  Forschungen  Pappenheims  ver- 
weisen, iius  denen  deutlieh  hervorgeht,  dafs  die  Zeugnis&c  der  Gilde- 
geno-^r^rn  u'cnigstcus  im  alt-noidgermanischm  Recht  hwifig  mehr  gelten 
als  die  «Icr  fihrifrrn  Stadtbörger. 

*  Die  betreöeudo  Stell«  lautet  (F re  nsdorff,  Beilage  III  192): 
Qnod  eonsales  Tremonienses  anoio  Domini  12S9  rempabticam  Tremo- 
nienscin  gubemantes  cum  fraternitatibus  et  ghildi.««  si  .x  t(ue  sunt  in  uni- 
vprsitat(!  ciWnm  Tremouiensium  in  eo  cous<'ni*oriuit  «  t  in  perpottium 
obsn  vari  iuviolabiliter  dccreveruut,  quod  quando  con^ulcs  »inguhs  annis 
clij^^i'ndi  et  stata«Ddi  sunt,  qnod  ad  eIection< m  <orundem  eonsnlnm 
tVn  n  iiit;iiii  ni'MOorate  frateniitnfc-^  de  ruinlihrt  s^hilda  .sna  dnns  virof«, 
QUO»  iutcr  be  magis  habeant  ydoueos,  ad  hoc  aasunient  et  quod  illi 
aoodechn  sex  viftm  diseretione  et  ntione  Talentes  de  ghilda  beati  Rej' 
noldi  eligcre  debent,  et  quod  prefati  deccm  et  octo  prestito  super  eo 
iuramento  et  habito  communi  et  sano  consilio  cum  cousulibus  semper 
de  amio  iu  aunum  pro  tempore  cxisteutibus  tale^  et  ita  ydoneos  iu  coii- 
snlee  eligant  ete. 
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Deadich  chsrakteristerten  sich  diese  Ratswahloidnungen  mit 
ihren  kompliziertmi  Bestimmungen  und  mAnnichiachen  Ver- 
klausuHerungen  als  das  Eigehnis  einer  Reihe  von  Kflmpfen 

und  Kompromissen,  von  deren  Verlauf  im  einaebien  wir 
leider  keine  Kunde  haben*.  Besonders  die  Art,  wie  die 
Reinholdagilde  an  der  Wahl  des  Rates  beteili<^t  ist,  legt  den 
8c'hlufs  nahe,  dafs  ihr  einstmals  bedouteiulere  Rechte  bei  der 
Besetzung  df^v  Katsstfible  zugestanden  haben. 

War  nun  aber  wirklich  die  lieinhoidsgilde  jemals  identisch 
mit  der  vollbereeht igten  Bürgerschaft? 

Da  ist  mir  denn  aus  Frensdorffs  Aust'uhrungrn  nieht  ganz 
klar  orewordeu,  was  er  eigentlicli  unter  den  burgenses  versteht. 
Anknüpfend  an  eine  Urkunde  vom  Jahre  1241  meint  er,  dafs 
die  VollbUrgerschaft  an  die  Zugehörigkeit' aur  Reinholdt$gilde 
geknüpft  war.  Mttlste  man  nun  daraus  zunächst  den  Scnlufa 
ziehen ,  dafs  es  so  im  Jahre  1241  noch  gewesen  sei ,  eo  wird 
man  doch  im  folgenden  belehrt,  dals  in  der  Zeit,  da  wir  die 
Reinholdsgilde  kennen  lernen  (1261),  sie  bereits  6  andere 
Gilden  neuen  sich  hat^  die  offenbar  —  sie  haben  ja  Anteil 
an  der  Ratswahl  —  mit  zur  Bürgerschaft  geh<»ren,  dafs  daher 
jene  Periode,  in  der  Vollbürgertum  und  Reinholdsgilde  zu- 
sammen fulfn ,  bereits  längere  Zeit  überwunden  sein  mufs. 
Aber  damit  stimmt  dann  wieder  nicht  die  Angabe,  dafs  — 
nach  den  ersten  lateinischen  ca.  1250  entstandenen  Statuten  — 
der  Graf  die  Urteillinder  ans  den  Burgensen  „dieser  Art** 
genommen  hat,  d.  h.  aus  der  Reinholdsgilde,  von  der  im  Vor- 
hergehenden allein  die  Rede  war!  In  der  ThaL  werden  die 
Mitglieder  der  Reinholdsgilde  gerade  in  diesen  Statuten  Yon 
den  übrigen  StadtbUrgem  ausdrücklich  unterschieden,  und  man 
bat  gewifs  keinen  Grund  anzunehmen,  dafs  alle  die  Be- 
stimmungen über  die  burgenses  in  dieser  Rechtsmitteilung  nur 
auf  die  Mitglieder  der  Reinholdsgilde  Bezug  haben  sollten! 

Der  Beweis,  dafs  alle  burgenses  Mitglieder  der  Reinholds- 
gilde gewesen  sind,  —  für  die  Zeit  nach  1240  erg^en  sich 
aus  dieser  Annahme  unlösbare  Wider8j)rüche  — ,  scheint  mir 
von  Frensdorff  auch  fiir  die  frühere  Zeit  nicht  erbracht  zu 
sein.  Dafs  sie  höhere  Rechte  geniefst  und  für  einige  Ver- 
gehen du[)peit  bestraft  wird,  erklärt  sich  einfach  aus  dem 
höheren  socialen  Ansehen,  dessen  sich  die  alten  Kautln  rrn- 
geschlechter  erfreuten,  und  dafs  der  heilige  Reinhrdd  bpiUer 
Schutzpatron  der  Stadt  wird,  kann  so  wenig  als  Beweis  dienen 
wie  der  andere  Umstand,  dafs  das  Gildehaus  in  Dortmund  und 
sonst  häufig  später  als  Rathaus  dient,  oder  dafs,  wie  oft  in 
französischen  Städten,  das  Gildesiegel  zum  StadtBiegel  wird. 
Vielmehr  glaube  ich,  dafs  die  Reinholdsgilde  erst  in  einer  Zeit 
entstanden  sein  kann,  in  der  innerhalb  der  nach  kaufinännischem 


'  Vgl  such  Frensdorff  S.  LVIf. 
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Recht  lebenden  Sammtgemeinde  sich  die  grofsen  Eaaflienm- 
geechleehteri  die  den  eigentlichen  GrodBhandel  betrieben,  als 
aelbständiges  Element  korporativ  organisierten ,  in  der  sie  wie 

in  K«»ln  ans  den  reichen  OrofsgrinKThesitzern  dann  reichlichen 
Zuzug  faiid'  ii.  Oerade  diese  {^'ruiulljo.sitzendüu,  alteingesessenen 
Eleiiientf^  li  iljcii  iliuen  nachher  den  Namen  de^  Erbsassenstaiidey, 
der  „erblicittigeu  Lude**  gegeben.  Indem  aber  neben  ihnen  die 
anderen  Klassen  der  bürgerlichen  Bevölkerung  zur  Macht  ge- 
langten, besonden  die  Handwerker  eich  genoraenaehafUich 
oiganiaierten,  bewahrten  sich  die  ratchen  Kaofheirngesehlechter 
wahrselieinlich  gewisee  Verwaltongsbefugnisse,  die  dann  später 
auf  den  Rat  Ubergegangen  sind.  Da&  nie  diesen  Rat  anfangs 
beherrschten  und  ziun  Teil  aus  ihrer  ^ütte  besetzten,  kann 
nicht  Wiind<'r  nehmen.  B?ild  ;ih<»r  Imhen  .sieh  auch  die  Hand- 
werkerkhissoTi  zunächst  grwiw.sc  KontroUbetugnisse  bei  der 
Ratswalil ,  dann  Sitz  und  Stimme  in  diesem  selbst  errungen. 
Wir  können  den  Verlaut"  dieses  Prozebses,  vor  allem  in  seineu 
An&ng88tadien,  nicht  mehr  im  einaelnen  verfolgen;  die  Jahre 
1240-^1260  scheinen  die  Zeit  an  sein^  in  der  die  Handwerker^ 
klasse  sich  aas  der  Abhängigkeit  an  den  Anfibigen  politischer 
Macht  emporgearbeitet  hat. 

Neben  der  Gilde  linden  sich  in  Dortmund  zwei  andere 
Vertretun^'eTi  der  Kaut'mannschaft:  die  Hansegrafschaft  und 
die  seit  dem  16.  Jahrhundert  erwähnte  Wandschneider- 
und Erbsassen  -  Gesellschaft.  Über  die  erstere  sind  die 
Notizen  :io  duiiiig,  daTs  äich  ihre  Funktionen  nicht  mehr 
erkennen  lassen*«  Was  aber  die  Wandschneider-  und  Erb- 
sassen-GeseUschaft  anbetrifft,  so  wllrde  ich  allerdings  kein 
Bedenken  tragen^  falls  die  Angaben  Beckers  in  seiner  kleinen 
BrochUre  —  er  nnterlätst  es  leider^  seine  Quellen  anzugeben 
«-^  richtig  sind ,  einen  Zusammenhang  mit  den  alten  Erbsassen 
ans  dem  14.  Jahrhundert  in  der  i:h'i<  hen  Weise  anzunehmen, 
wie  ieli  ihn  oben  zwisehen  der  alten  Kölner  Gilde  und  der 
Weinbrlidersehaft  wahrscheinlich  gemacht  zu  haben  glaube. 
Wie  dort  die  Gilde  zunächst  zur  aristokratischen,  öffentlich- 
rechtlich  bevorzugten  Genossensehaft  der  Richerzeche  wird, 
so  hier  die  Beinholdsgilde  anr  Blrbsassengesellschafl,  dem 
Oeschlechterpatriziat  der  Stadt.  Wie  dort  die  Gilde  wahr- 
scheinlich das  Recht  des  Wandschnitts  für  sich  in  Anspruch 
nahm,  so  hier  die  Reinholdsgilde ;  der  WeinbrUderschaft  in 
Krdii  r'ntsj)rielit  hier  die  1346  v<mi  Rat  bestätijrte  Zunft  der 
Waudsehneider,  die  aber  mit  den  übrigen  ZtintU  n  so  wenig 
in  ein«'!"  Linl»»  steht  wie  die  Weinbrllderschaft  mit  den  Zünften 
in  Köhl-,  Auch  hier  nimmt  die  WaM(i>ehneidergesellschaft 
dab  Monopol  des  Wandschnitts  hauptsächlich  gegen  Schneider 


»  Das  Wenige  siehe  bei  Frenadorff  S.  LV. 

*  Siehe  Beeker,  Das  Doctomader  Wandsehnekleilracb* 
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und  Wolleiuvebcr  für  sich  in  Anspruch;  aber  deutlicL  spricbt 
für  den  Ziisaminenliang  mit  der  alten  Gilde  der  Ansjtnu  li,  den 
di<^  Mitf^lieder  des  Erbsa«scii.stando>i  machten,  wühreiid  ihrer 
Amtsführung  frei  Gewand  .schneiden ,  also  das  Monopol  der 
Gesellschaft  durchbrechen  zu  dürfen.  Noch  am  Ende  des  18. 
Jahrhunderts  wurde  dies  Recht  ausdrücklich  von  ihnen  betont. 
Der  Erbsassenstand  hatte  auch  hier  die  Erluneiuug  au  seine 
kaufmftnnische  Herkunft  verloren;  den  alten  Patriziern  war 
eB  weniger  um  Ausübung  eines  gewerblicKen  VorreditB  als 
um  gesicherte  Finanzen  zu  thun,  ihr  aristokratischer  Sinn  lieb 
ihnen  den  Wandschnitt  als  unstandesgemälse  Beschäftigung 
erscheinen«  So  überliefsen  sie  ihr  l^Ionopol  —  vielleicht  zu- 
nächst gegen  Bente  —  den  Wandschneiaem  und  bewahrten 
sich  nur  noch  einige  inhalt-  und  bedeutungslose  Vr  rrf  chte,  an 
denen  sie  aber  dann  mit  der  ganzen  Zähigkeit  solcher  aristo- 
kratischer Jbkinnerungen  festhielten  ^  K 

§8. 

Schaiinatiii,  Die  Goslarer  Gilde.  (Vaterl.  Archiv  für  Geschichte. 
1841.  S.  26  ff) 

Göschen,  Goslarer  Statutoii 
Nitzpch,  Erster  Aufriatz. 

Wolfstieg,  Verfassuugsgeschichte  von  Goslar.  1855. 
Weiland,  Die  Bats-  and  Gerichtsverfassung  von  Goelar  (Hsn- 
BiBche  Geschichtsbl&tter.  1885X 

Wenn  ich  mich  jetzt  zur  Betrachtung  der  Kaufmanns- 
gilder»  im  mittleren  und  östlichen  Deutschland  wende,  so  verweile 
ich  zunächst  bei  Goslar,  dessen  Verfassunpfsentwicklunf;  schon 
darum  von  besonderem  Interciöse  ist,  weil  sich  hier  neben  den 
Kaufleuten  und  Handwerkern  noch  eine  dritte  Schicht,  die 
Bcrgwerkübü^itzer  und  -Arbeiter,  „die  Berg-  und  Waldleute", 
Geltung  verschaffen,  und  weil  das  Eingreifen  einer  dritten 
Intmssengruppe  in  der  Verfassungsentwicklung  der  Stadt 
seinen  deutlichen  Ausdruck  gefunden  hat. 

In  der  oft  citierten  Urkunde  von  1038,  in  der  den  Quedlin- 
burgcr  Kaufleuten  freie  Ausübung  des  Handels  im  Reich  und 
die  genossenschaftliche  Gerichtsbarkeit  de  cibariis  erteilt  wird, 
werden  sie  ausdrücklich  auf  das  Beispiel  Magdeburgs  und 


*  Dor  '.i\tv  Erbsasscustand  erhielt  «ich  Iner  neben  der  ueueu  l:*rb- 
sas«eiige8t'llseliaft ,  wie  in  Köln  lange  Zeit  diu  Richerzeche  neben  der 
Weinbrüdrr^c  Seilschaft. 

=  Dil'  Darst.'llunir  Ihm  Hegel  (II  361-372)  stinunt  in  den  woseiitp 
lichätcn  i'uukten  mit  der  meinigen  äbereiu. 
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Goslars  hingewieien.  Danra«  schon  für  die  damalige  Zeit  auf 
die  Existenz  einer  Kauftnannsgiklf  in  Goslar  mit  Notwendigkeit 
schiierseu  zu  wollen,  geht  allerdings  iitcnT^r  Meinung  nach  nicht 
an.  Thatsäclilich  beginnt  die  Blute  Goslars  durch  Handel, 
Gewerbe  und  Bergbau  erst  in  jener  Zeit  infolg*»  der  klüftigen 
Unterbtützung  der  salibchen  Kaiser.  Erät  im  Jahre  1200  tritt 
UM  die  Gouurcr  KauiSDuunüduft  üt  einer  Gilde  organisiert 
entgegen.  Ob  ue  damale  noch  daa  iudicinm  de  ciberiis  hatte^ 
geht  ans  den  Statuten '  nicht  hervor,  ist  aber  an  und  für  sich 
unwahrscheinlich)  denn  die  Gilde  erscheint,  obwohl  sie  sich 
allgemein  koplude  gelde  nennt,  thatsäehlich  als  eine  Ver- 
einigung der  grolsen  Tuelilifhidler ,  da  nur  d<Ten  Interessen 
und  ihre  vvirksann'  Verfechtung  iu  den  Stfituten  zum  Ausdruck 
kouiiiien  ®.   Sie  ordnen  bis  ins  einzelne  genau  den  Tuchhandel 

—  80  verlangen  sie.  dait»  jeder  meinen  Geuoüseu  die  Hälfte 
des  eingekaanen  Bonatoflh.  naMriich  stim  Selbatkoatenpreiae, 
abiaasen  mats*,  gestatten  doi  Gildemitgliedem,  an  Hanse  ftr 
den  eigenen  and  den  Familiengebranch,  d.  h.  nicht  Rir  den 
Engros-  oder  Detailverkan^  Gewand  zu  schneiden ;  das  übrige 
müssen  sie  „uppe  der  wort*  sclmeiden,  de^en  Buden  von  den 
Sechsmannen,  den  A^orstehem  der  Oilde,  an  die  einz^bien 
l^üt^Iinder  vermietet  werden.  Alle  Giidebrüder  beziehen  eine 
i'räbende,  deren  Fond  sich  wahrscheinlich  aus  den  Eintritts- 
geldern, den  für  Bruch  der  Gilde  Vorrechte  von  Nichtgilde- 
mitgliedern gezahlten  Strafgeldern,  ans  Hobüiar-  nnd  Im- 
mobilSarbeatts  der  Gilde  nnd  wahrscheinlich,  wie  anderswo  oft^ 
ans  den  Bnüm  der  Gildemitgjieder  selbst  fttr  Vergehen  gegen 
die  Statuten  zusammensetst,  soweit  die  so  angesammelten 
Kapitalien  nicht  bei  den  Festen  und  Versammlungen  der  Gilde 
aiifp'''*br'^Hclit  wurden.  Sie  ziildt  einheimische  und  auswärtige 
Mitglieder*;  sie  erwirkt  den  Kautieuten,  die  nach  Goslar  reisen 

—  ein  Zeichen  ihrer  bedeutenden  Macht  —  Sicherheit  und 
Frieden,  auch  wenn  sie  des  Reiches  Feinde  sind^,  auch  wenn 
im  Ueiche  selbst  Unfriede  herrscht  Von  einer  Vertretang  des 
Handwerkerstandes  ist  in  der  Gilde  keine  Spur  an  entdecken*. 

IMese  Gflde,  die  sich  also  Im  wesentlichen  ala  eine  Ver- 


<  Gedruckt  \m  Sehavinaiiii  s»a.O. 

«  So  auch  Ho^cl  ir  401. 
Vel.  ob.  n  bei  Bt  Omer  §  3. 

*  We  uuäe  ghildebrodcr  is  he  »v  heymiach  eddci  u ther  misch,  man 
schal  ome  sjne  prouende  gfaeaen. 

*  iNi'  ilc^  Philijip^'  von  1200.  (Schanmnnn  a.  n  O.)  ...  Dar  Ii.^ 
umc  fdüüt  uud  ghesat  heüt,  dat  ailericyc  Cofilude  ondc  ich  wcrea 
dw  rtkes  vjende,  de  »ek  edder  Are  gfid  ouerbringhen  to  Ooslsr  dat  weie 
■  in  der  tyd  des  vredea  edder  des  unvredes  dat  se  dar  schuUen  seker  »yn 
vor  aller  s&lffwoki  imde  b6d  dat  also  to  holdende  bi  dem  ordele  des 
bouedes. 

*  Nitssch,  der  die  Goslarar  Gilde  kenat,  erwihnt  sie  nor  gans 

flfichtig. 

f«n«ta«|«s  (SS)  XU  S.  -  DofM.  KanAMaaiBUdaa.  7 
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einigung  der  grofsen  Tuchkauf leute  charakterisiert  und  deren 
eigentliche  Existenzhedingung  das  Monopol  des  Gewandschnitt» 
bildet,  hat  dann  im  IH.  .TRlirliniidiTt  mannigfache  Schicksale 
gehabt.  1219  mit  den  übrigen  Korporatinnen  von  Fru'drieh  IL 
aufgehoben  ^,  wird  sie  schon  1223  von  sein*  m  »Soiiiie  Heinrich  II. 
wieder  in  ihre  Rechte  eingesetzt;  sie  erliiilt  jetzt  niclit  mehr 
das  ^foii()|)ol  des  Wandschnitts,  aber  die  Erlaui)nis  zum  Detail- 
Yerkaut  von  Tuch  wird  von  ihrer  Erlaubnis  abhängig  gemacht 
Die  Strafen  ft)r  Vergehen  gegen  die  GUdestatuten  werden  seit 
1252'  im  allgemeinen  Interesse  der  Stadt  zur  AoBbessenuff 
der  Stadtmauern  verwandt.  Man  wird  daraus  wohl  den  Schluu 
ziehen  dttrfen,  dafs  die  Gilde  nicht  mehr  rein  genossen schaÜk- 
liehe  Interessen  verfecliten  konnte,  sondern  ils  ein  Glied  des 
städtischen  Körpers  ihre  Interessen  dem  Wohle  der  gesamten 
Bürgerschaft  einordnen  mofste,  ohne  doch  ihre  monopolisttschen 
Tendenzen  ganz  aufzugeben. 

Es  war  ein  Kompromifs  zwischen  flild*»  und  Rat,  her- 
gestellt durch  einen  engen  Personnlzüsninmenhang,  durch  teil- 
weise Personalunion.  Die  Marktpolizci  wird  .schon  ini  Jahre 
1219  aubdrücklich  als  VerwaltungPgebiet  des  Rat^i  bezeiciuiet*. 

Kurz  vor  1274  wieder  aufgehoben,  wird  die  (lilde  1274 
von  Rudolph  von  Habsburg  aufü  neue  in  allen  ihren  Rechten 
bestätigt.  Aber  neben  der  Gilde  erhoben  sich  in  jenen  Zeiten 
die  mächtigen  autonomen  Genossenschaften  der  Zttnfte  und  der 
Belg-  und  Waldleute.  Indem  sie  sich  ihrer  Macht  bewttfst 
wuraeUy  mufsten  sie  alle  Slräfle  daran  setzen,  die  immer 'noch 
drückenden  Monopolienrechte  der  Gildemitglieder,  die  auch  im 
Bäte  ihren  Interessen  Geltung  zu  verschaffen  suchten,  ab- 
zuschütteln* In  diesem  Streite  der  wirtschaftlichon  Interessen 
der  drei  wichtigsten  Bevölkerungsgruppen*  von  denen  die 
Bergleute  schon  lange  nicht  mehr  zur  eigentlichi^n  Bürgerschaft 
gehörten,  nahern  .sieh  die  Innungen  bald  den  In  i^U-uten,  bald 
der  Kauftnannsgüd«'.  Endlich  im  Jahre  1291  kam  eine  Einigung 
zu  Stande,  geschluj^sen  vom  Rat,  den  Berg-  und  Waldleuten, 
den  Kaufleuten  und  »len  fraternitates ,  que  jL,n?lden  vocantur, 
d.  h.  den  liandwcrkij-lnnuugcn.  Die  Berg-  und  U  aldlcute  er- 
halten das  Recht,  fttr  ihren  eigenen  Gebrauch,  für  den  ihrer 
Familie  und  ihres  Gesindes  Gewand  zu  schneiden,  alles  in 
allem  3  bis  4  Stttck  Tuch;  aher  es  wird-  ihnen  verboten, 
Handel  damit  zu  treiben.  Wein  und  Fleisch  soll  den  Fremden 
withrend  des  yonnitta|;s  ungestört  auf  dem  Markte  verkauft 


>  Ich  folge  hier  Weiland,  der  meiner  Meinung  nach  mit  Recht 
betont,  il:ir<  nicht  nur  d'n-  Zfinft»-,  sondern  auch  di«»  Kanimajmsgildfi 
verboten  worden  seien.    VjjtI.  (i  <ip(1i  om  a.  n.  O.  S  llltV. 

•  Infolge  einer  Bestfitigung  Wilhelms  von  Hollaml. 
3  Weiland  a.  a.  O.  S.  23. 

*  Siehe  die  ausföhrliehe  Darstellang  bei  Wolffstieg  a.  s.  O. 

S.  46  ö". 
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werden;  die  Höker  dürfen  3  Tage  im  Jahre  auf  dem  Markte 
Ihre  Waren  feil  halten.  Der  Eintritt  in  die  Gilde  wird  jedem 
gegen  Zahlung  von  8  M.  —  eine  an  den  Rat  und  sieben  an 
die  Gilde  —  gosuatot*.  Dadurch  ward  es  den  wohlhabenden 
Handwerkern  möglich,  Aufnahme  in  die  Gilde  zu  erlangen  und 
der  Vorteile,  deren  sie  sich  erfreute,  teilhaftig  zu  werden;  ob, 
wie  in  den  meisten  anderen  Stildten ,  gegen  Verricht  auf  ihr 
Handwerk,  ist  mit  Steherlieit  nicht  an  ersehen;  doch  sehmt 
€8,  als  ob  in  Goslar  diese  Forderung  nicht  gestellt  worden 
sei*.  Mit  dem  Erstarken  des  Rats,  bei  dessen  Besetaong  die 
Gilde  noch  immer  eine  bedeutend«'  Rolle  spielte  —  sie  wählte 
von  14  Ratmannen  6,  dio  übrigen  bevorrechtigton  Zünfte  je 
2  — .  mit  dem  Auftreten  der  Zünfte,  mit  dem  Aufkommen 
einer  lebenskräftigen  Industrie  neben  dem  bis  dahin  das  Ver- 
kehrslebeu  der  Stadt  beherrschenden  Handel,  verlor  die  Gilde 
als  soldie  Ihre  firOhere  Bedeatnn|^:  sie  sank  snrttck  an  einer 
Zimft  neben  den  anderen,  die  suui  eine  Zeit  lang  allerdings 
noch  einige  wenig  hedentende  Vorrechte  an  wahren  wnlste*. 

§  9. 
Stendal. 

Goetse*  Urkundliche  Goschiehto  der  Stadt  Stendal. 
Nitzsch,  dc»r  zweite  der  oben  genannten  AufHÜtze. 
LiesegauKi  Die  Kaufinauu^Tde  von  Stendal.   (Zeitschrift  für 

pranTsische  Geschichte  uJ  1 — 57.) 
Lietegan^'.  Zur  Verfassungsgeschichte  voB  Magdeburg  und 

Öalzwedel.   (Ibidem  d2d-^97.) 

*  Dies  mufs  übrigens  schon  längere  Zeit  in  Goslar  möglich  gewesen 
gein.  In  einer  Rechtsheiehrung  nämlich,  Goslar  1291  in  einem  Streit 
zwischen  Qaedlioburg  uud  Ualberstadt  erteilt  hat  (ilalberstädter  Ur* 
kondenhneh  I  198),  heiftt  es:  Qood  nnniu  teztor  potest  Tel  debet  in 
aliqoa  civitate  nollo  etiam  tempore,  ubi  non  habet  colkMrtiiim  merca- 
tonim,  quo<l  vulgariter  inningiie  ft|>i)ellatur  pannos  incidere  ....  mai 
docere  potest,  quod  id  ex  untiqua  consuetudine  et  aine  contradictione 
fceerit.  Den  Webern,  die  den  Gewandte  hnitt  Aben  wollten,  «tand  also 
frri,  entweder  sieh  die  ( Joiu'lnnigiing  der  (iilde  ver-^i'li.ntT<>n  (ex  anti- 
qua  coQsuetadinc  et  sine  contradictione).  oder  aber  der  Gilde  beizutreten 
(habet .  . .  eoMSortlam  mercatoruro,  qao«l  ynlgariter  inninghe  appellatur). 
Bekanntlich  thid  in  den  meisten  Städten  die  Weber  vom  ( Jewandsclinitt 
ati^poqeblos^en,  da  man  den  doppelten  Erwerb  auH  dem  Handwerk  und 
dem  Detail  verkauf  muh  den  mittelalterlichen  Anschauungen  vom  rechten 
Gewinn  als  unerlaubt  ansah. 

*  Siehe  oben  Anm.  1. 

*  Auch  bei  der  Dar.xtellung  der  Goslarer  Gilde verhältuisse  stimme 
ieh  im  weteatlichen  mit  Hegel  fiberain;  nnr  glaube  i«h  nicht,  dars  man 
aas  der  Notls  des  eannen  de  hello  Saxonieo  I  V.  198  :  Tutores,  fnbri  pistore^ 
camificesqne  militibus  i  nmit«'s  ibant  in  bello  mente.s  den  Schlufs  ziehen 
kann,  dais  es  damals  bereits  llandwerkerinnungen  in  Gkislar  gab,  die 
also  mindestens  so  alt  oder  gar  ilter  als  die  Kaafinamisgilden  seienl 
(Hegel  n  8.  m,) 

7» 
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Hagedorn,  Verfa8.sungs;;oschichtn  Magdeboiga 
Biedel,  Cod.  dipl.  Brandeobarg.  1  15. 

Die  Geschieh le  der  Stendaler  Kaufmannsgilde  hat  in 
neuester  Zeit  iu  E.  Liescgiiiig  einen  scharfsinnigen,  diiü  Quellen- 
material gut  beherrschenden  Bearbeiter  gefunden*.  Man  wird 
aus  ieinem  Aufsätze  nicht  nur  für  die  Verfassungsgesdiichle 
Stendals^  sondern  auch  für  das  Verständnis  der  mittelalterUchen 
Stlldtegeschichte^  besonders  auf  kolonialem  Boden,  filr  die  Ein- 
sicht in  das  Wesen  der  nnttt^lalterlichen  Kaufmannsgilden  man- 
nigfache Anregung  und  Belehrung  schöpfen  kOnnen'.  TrotB- 
dem  glaube  ich,  dafs  Liesegangs  ganze  Darstellung  auf  einer 
falschen  Interpretation  des  Stendaler  Gewandschneiderprivilegs 
voTi  1231  beruht,  und  dafs  demnach  die  Geschichte  der  Stendaler 
Kaufraannsgilde  uns  ein  in  wesentlichen  Zui^a  ii  anderes  Bild 
bietet  sla  das,  welches  uns  aus  Lie^egangb  Forschungen  ent- 
gegentritt. 

1151  war  Stendal  als  Marktstadt  gegründet  und  mit 
Magdeburger  Recht  bewidniet  worden.  80  Jahre  spftter  wird 
zum  erstenmal  in  einer  Urkunde^  der  Kaufmannsgilde  Er- 
wähnung gethaD.  Markgraf  Otto  bessert  durch  dieselbe  iura 
firatrum  gilde  et  illorum,  qui  incisores  pannl  nnncupantur  und 
zwar  in  der  Weise,  dafs  sie  von  jetzt  an  eadem  super  hoc 
iura  observent,  que  fratres  gulde  et  incisores  panni  in  Magde- 
borch  actenus  observare  consueverunt. 

Diese  Genossenschaft  erhält  nun  durch  den  Markgrafen 
das  Monopol  des  Gewand  Schnitts;  der  Eintritt  in  die  Gilde  ist 
jedem  ehrbaren  Bürger  ge^i^en  Zahlung  von  einem  Talent  an 
die  Gilde  und  einem  Schilling  au  die  niagistii  denselben  ge- 
stattet. Der  Fremde,  sofern  er  nur  nieht  Handwerker,  kann 
für  30  s.  Mitfj:lied  werden,  aber  auch  ohne  das  während  «lor 
Dauer  di'n  Woeljeuniarktes  ^^'andsehnitt  üben.  Der  Hand- 
werker dagegen  iiiufs  beim  Eiuuitt  in  die  Gilde  sein  Hand- 
werk abschwören,  1  M.  Gold  an  die  Gilde  und  18  Denare  an 
die  magistri  zahlen.  Innerhalb  seines  Hauses  daxf  von  jetzt 
an  kein  Gildebruder  mehr  bei  Strafe  des  Verlustes  «einer 
Mitgliedschaft  Gewand  ausschneiden  und  yerkaufen. 

Dies  die  wesentlichsten  Bestimmungen  der  Urkunde. 


*  Nitzschs  ADualmie,  dafs  aus  einer  Geaamtgilde  die  Gewand- 
sebneider  schon  frühe  auflKhieden ,  um  1231  wieder  eiiimtreten,  iit 
schon  durt'h  Liesegangs  Forschtuigm  als  unlialtbar  erwiesen. 

*  Diese  Beurteiluug  der  Foröcliungen  Li  esogang»  ist  alierdin^ 
wesentlich  verschieden  von  deijenigen,  die  ihnen  Bc low  besonders  id 
seinen  beiden  neuesten  Werken  zuteil  werden  iSfst.  An  manchen 
etwas  allzukühnf>n  nnd  üb.  r  (  liarfsinnigrn  I>;ir -tr^llungcn  fehlt  c«*  bei 
Liese^ang  nicht,  aber  sie  werden  entschuldigt  durch  sein  Bestrt^ben, 
sich  ein  lebensvolles  Bild  von  den  verfassungsgeschichtlichen  Vorgängen 
sa  machen,  die  er  zu  schildern  unternimmt. 

»  Gedruckt  bei  Biedel,  Cod,  dipl.  finudenb.  i  U  No.  VUL 
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Tji>!^<^^ang  nimmt  nun  an,  flals  wir  in  der  Urkunde  eine 
li(K  hbeLleutsame  Umwandlung  innerhalb  der  wirtschaftlichen 
und  äocialeu  Verfassung  der  8tadt  Stendal  äxch  w  ieden»uiegeln 
aäien.  Nach  ihni  hfttle  es  bw  dahin  zwischen  den  handaroeiten- 
deii  Webern  und  den  GToftkaafleaten,  die  den  Import 
Flandern  nnd  den  Export  nach  Ländern  des  Ostens  betriebeuy 
eine  dritte  social  awischen  jenen  beiden,  immerhin  den  Webern 
näher  stehende  Gruppe  von  Leuten  gegeben,  die  die  Falri 
k?ition  von  Tuch  in  gröfseren  Quantitäten  mit  dorn  AhsscIudu 
desselben  un*!  Aem  Verkauf  im  Detail  verbunden  liätteu. 
Unter  dorn  Dnn  k  politischer  Verliältiiisse  und  socialer  Georen- 
sätze  Labe  pücIi  nun  kui/  vur  1231  eine  Schiebung  zwischen 
den  drei  Gruppen  voUzogen.  die  dann  durch  den  Vertrag 
Ton  1281  —  als  solchen  fafst  Lies^ang  mit  Nitssch  die  b^ 
treffende  Urkunde  auf  —  ihre  rechtliche  Fixierung  zugleich  mit 
dar  Genehmigung  des  Markgrafen  erhalten  habe. 

Die  Gewandschnmder  verschmolzen,  indem  sie  sogleich 
jinf  die  Fabrikation  YOn  Tüchern  yerzichteten,  mit  den  Groüs- 

kaufleiiteii  ^  zu  einem  alle  Macht  usurpierenden ,  allein  rnts- 
taliicTf'Ti  Stnritpntrizint ;  '^iv  traten  samt  und  sonders  in  die 
lirildc,  (iic  damit  das  Keciit  des  Gewandschnitts,  vor  allem  den 
Webern  iregenüber,  in  Anspruch  nahm  und  sich  durch  ein  un- 
tirüchwiiigliches  Eintrittsgeld  bcharf  gegeu  plebejische  Elcuiuutu 
«bschlofs.  An  Stelle  des  Gleichgewichts  der  Krilfte  awischen 
den  kaufintonischen  und  den  gewerblichen  Momenten,  das 
■eben  durch  jene  MittebteUung  der  Gewandschneider  bis  dahin 
Aufrecht  erhalten  war,  trat  eine  ganz  einseitige  Interessenpolttik 
der  im  Kate  alleinberechtigten  kaufmännischen  Aristokratie  — 
der  Rat  und  das  SchöfFenkolleg  waren  gewissermafsen  nur 
Ausschüsse  der  centralen  Gildeorganisation  —  nnd  die  Folge 
waren  die  In/ff i;:^en  Kämpfe  und  inneren  Zerrüttungen,  denen 
Stendal  innerhalb  der  nächsten  imndert  Jahre  ausgesetzt  ge- 
Wesen  ist 

Dieses  ganze  Gebäude  Liesegan^  beruht  im  wesentlichen 
«nf  der  Aniudime^  dafs  die  „fratres  gilde**  und  die  ,,illi  qui  in- 
ctsores  panni  hactenus  nuncupantnr*  awei  annftdist  getrennte 
sociale  Gruppen  beaeichnen  mtt&ten,  die  erst  durch  den  Vor* 
irag  von  1281  au  einer  gröfseren  socialen  Organisation  ver- 
j^ehmolzen  seien.  Indessen  scheint  mir  schon  diese  Annahme 
Tiiclit  sehr  viel  Wahrsclieinlichkeit  ftir  sich  zu  liaben.  Orsetzt 
auch,  dnls  es  wirklich  einst  zwei  f^etrennte  Genossenbchaften 
der  Gruiskaufleute  und  der  Gewandschneider  gegeben  hätte, 
so  li^t  doch  kein  zwingender  Grund  vor  zu  der  Annahme, 
dafs  die  Verschmelzung  erst  1231  oder  kurz  vorher  erfolgt  sei. 


^  D.  h.  den  grof^  n  riiclikaiit'lcutoii  und  den  sadsna  Gtofshftnd" 
lern,  die  wohl  alle  Mi^{lleder  der  Uilde  waren. 
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Ob  wirklich  der  damalige  Handel  von  Stendal  schon  eine  solch» 
Eintwicklungsstufe  erreicht  hatte,  dafs  neben  den  grofsen  pt^r 
trizischen  Handelsherren  für  eine  Korporntion  von  Leuten,  die 
zugleich  Grufijfabrikanten  und  I )eta!lkaiit  leute  waren,  noch 
Phitz  war,  wage  icli  nielit  zu  emöciieiden.  Aber  wie  war  es 
möglich,  dalö  jene  Reehtsaulzeielinun^en,  wenn  sie  uns  wirklich, 
wie  Liesegang  will,  ein  genaues  Bild  der  gewerblichen  und 
socialen  Verhältnisae  in  Stendal  in  jener  Zeit  widerspiegeln, 
14  Jahre  später  (1245)  so  gat  wie  wörtlich^  auf  das  kleine 
StHdtchen  Kyritz  ttbertragen  werden,  das  erst  8  Jahre  zuvor* 
aar  Stadt  erhoben  und  mit  Stendaler  Recht  bewidnet  wordea 
war?  Sollen  wir  uns  auch  in  jenem  Landstädtchen  y  das  es 
nie  zu  irgend  welcher  politischen  oder  kommerziellen  Bedeutung 
gebracht  hat,  neben  der  Grofskaufmannsgilde  und  den  Webern 
noch  eine  Gruppe  von  Grofsfabrikanten  denken,  die  ihre  Ware 
im  Detail  verkauften?  Sollten  auch  hier  zwischen  diesen  drei 
Gruppen  ähnliche  Reiburf,'*'n  und  Zwistigkeiten  entstanden  sein 
wie  in  Stendal,  die  dann  durch  eiTK»  Art  Schied,  durch  oiii»» 
sociale  Umwälzung  und  Verschiebung  zunächst  ihren  Abschiuls 
fanden?  Oder  sollten  die  llerren  von  Flöthe,  die  Stadt- 
herren und  Gründer  von  Kyritz,  mechaninch  dief»e  Stendakr 
Rechtsaulzi  ieliiiuHg  auf  \  tn  lialtuissc  übertragen  haben,  aul' die 
sie  doch  gar  nicht  passen  konnten? 

Giebt  man  die  Richtigkeit  der  Interpretation  Liesegangs 
SU,  so  wird  man  die  Widersprüche ^  die  sich  hier  ergebeiv 
wohl  schwerlich  lösen  kennen. 

Eine  weitere  Schwierigkeit  ergiebt  sich  aus  dem  Umstände, 
dafs  die  Urkunde  ganz  bestimmt  auf  die  Magdeburger  Ver- 
hftltnisse  als  vorbildlich  für  die  Stendaler  Rechtsaufzeichnuug 
hinweist'.  Dies  sieht  Liesegang  auch  selbst*.  Da  nun  die 
Vorstellnng,  die  er  von  der  ETitwii-klung  der  Verhilltnisse  in 
Stendal  gewonnen  hat,  so  gar  nicht  übereinzustimmen  scheint 
mit  der  anal  gen  Entwicklung  in  Magdeburg,  so  sielit  er  sieb 
zu  der  Annalime  gezwungen,  dafs  mit  den  iura,  quc  .  .  .  oIh 
servare  consuevcrunt  nur  die  damals  in  Magdeburg  gang  und 


'  Niir  in  der  Wortstellung  zeigen  sich  kleiDO  unbedeutende  AniU"^ 
ruugen ;  :ui  Stelle  von  Magdeburg  steht  hier  natürlich  Stendal.  Die 
Lesart  duniuiudü  dt^  operc  nostro  ait  für  dat*  in  der  Steudaler  Urkunde 
vorkommende  nou  sit  durfte  wohl  auf  einen  Fehler  des  dainaUfi|eB 
Schreibers  oder  des  editors  zurückzuführen  sein.  Gedruckt  ist  die  Uf^ 
künde  hei  IJicdfl  I  .5  No.  II  (S.  366). 

«  Uirdfl  a.  a.  O.  S.  366. 

*  Iura  fratrum  gilde  ot  illorum,  qui  incisores  panni  hactennt  niui- 

pnpantur  hactenus  in  no»tra  civitate  Stendal  observata  in  uu  liu.-»  itnmiita- 
vinitis  et  imniutamu^i,  ita  videlicet,  quod  ipsi  c ad  ein  supci  hoc 
iura  obKttrveut  que  fratres  gilde  et  iucirtoret«  panni  iu 
Magdeborch  actenus  observaro  consoeverant. 

*  Er  meint,  flafs  an  das  „ob8er^•;lr('  rdiKiic^  erunt**  die  i''ort^etsui|g 
„sunt  autem  bec  iura  ipsonun'*  aidi  quuorgaiitöcti"  anBchUeisel 
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gäbe  Recbti>ansrhauung  von  dem  Zuiiftzwaiig  als  eigentlicliem 
Kern  des  Innuni^^rechts  gemeint  sei ,  daXs  unter  Uebernahme 
dieser  Rechtsaoschauung  und  fulsend  auf  derselben  die  nea> 
gebildete  Glenoasenachan  der  Kanfleate  und  Gewandsolmeider 
nr  ihre  Sonder  Verhältnisse  eine  aatonome  Becktsaa&eichnung 
gemacht  und  diese  dann  dem  Markgrafen  zur  Genehmigung 
unterbreitet  habe.  Aber  sieht  man  sieh  die  Urkunde  genauer 
nn .  so  wird  raan  diese  Interpretation  ohne  eine  gewisse 
Künstelei  nicht  aufrecht  erhalten  können.  Auf  den  Satz: 
quod  ....  observare  eonsneverunt  folgen  unmittelbar  die 
Worte:  sunt  autem  haec  iura  ipsorum,  d.  h.  doch  wohl  der 
Magdeburger  Gilde;  und  in  der  folgenden  Aufzeichnung  it>t 
immer  yon  noetra  fratemitas,  noeter  buigensis,  noster 
eonfrater  die  Hede.  Das  einfachste  ist  sicherlich  doch,  in 
diesem  ganzen  Teile  der  Urkunde  eine  autonome  Aufzeichnung 
der  Magdeburger  Gilde  zu  sehen,  die  sich  die  Stendaler  Ge- 
nossenschaft aus  der  Mutterstadt  verschrieben  liatte,  und  die 
sie  dann  dem  Markgrafen  zur  Bestätigung  vorgelegt  hat.  Und 
das  Gleiche  findet  dann  bei  der  Übertragung  von  Stendal  auf 
Kyritz  statt.  Wie  dort  der  Stendaler  die  Magdeburger,  wird 
hier  der  Kjritzer  die  Stendaler  Gewandschueidorurkunde  zu 
Grunde  gelegt 

Gegen  cUese  Vermutung  scheint  nun  aber  das  Argument 


aeichnung  des  Magdeburger  Gilderechts  mcht  au  fd  io  Magde- 
burger Verhältnisse  passe,  da  dort  von  der  Existenz  einer 
Kaufmanns-  und  Gewandschneidergildo ,  weuigsteiis  hi  jener 
Zeit,  kurz  nach  1200.  nicht  mehr  die  Rede  sein  könne. 

Der  Kathvvtis  für  diese  Behauptung  scheint  mir  indes 
Liesegang  in  seinem  Aufsatz  über  die  Verfassungi>get>chichte 
Yon  Magdeburg  doch  nicht  so  ganz  geglückt  zu  sein.  Aller- 
dings erteilt  £nbischof  Wicfamimn  schon  1188  den  Gewand- 
schneidern  ZU  Magdeburg  den  Zunftawang  \  woraus  man  wohl 
mit  Liesegang  den  Schiufs  ziehen  kann,  dafs  eine  Vereinigung 
von  Grofskaufleuten  und  Qewandschneidern  in  e  i  n  e  r  Gilde 
damals  nicht  mehr  bestand.  Allein  meiner  Meinung  nach  ist 
es  gerade  das  Recht  jener  1183  bestätigten  Gewandsehneider- 
Innang,  das  der  Stendaler  Kechtsaufzeichuung  zu  Grunde  ge- 
I^t  wird. 

Dafs  die  politischen  tind  socialen  Machtverhältnisse  in  der 
rächen,  auf  eme  Vergangenheit  von  mehreren  Hundert  Jahren 
surllckDlickenden  Kaufimannsstadt  an  der  £lbe  wesentlich  andere 
gewesen  sein  mtlssen,  als  in  dem  erst  langsam  aufblühenden, 
kaum  gegrtindeten  Gemeinwesen  der  Altmark,  ist  ja  natürlich^ 
thut  aber  doch  wenig  zur  Sache*. 


'  Die  Urkunde  ijjt  gcdrutkt:  Godchichtsblätter  für  Stadt  und  Land. 
Msgdebarg  1869.  S.  316.   Si<  he  mich  Haus.  Urkandenbuch  1  No.  32. 
•  Dflila  4er  wirtacbaftlichB  Oegenaats  geg^  die  W^ber  —  dei 


Wiche  Auf- 
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Magdeburg  in  die  Reehtantehaaiing  übergegangene  Ge- 
daiute  des  Zanlbwanges^  der  monopoliBtiiichen  Befugnis 
einer  Zunft  in  ihrem  Gewerbe ^  damals  fbr  Stendal  etwas 
durchaus  Neues  gewesen  set,  und  dafs  gerade  in  der  An- 
erkennung difjser  Neuerung  der  eigentliche  Kern  der  Urkunde 
von  1231  zu  suchen  sei,  soweit  es  sich  um  eine  Übertragung 
Magdeburger  Recht»  in  derselben  handele,  so  ist  dem  gepreii- 
über  zu  betonen,  dals  auch  in  Magdebur«;  dieser  Gedanke 
monopolistischer  Bet'uguiä  der  cinzelnea  Züutte  und  Gilden 
in  ihrem  Gewerbe  noch  sehr  jungen  Datums  war,  da&  aber 
im  übrigen  die  Notwendigkeit  derselben  &st  ttbeiull  durdi 
die  thatsächlichen  Verhältnisse  ge^geben  war  und  nur  selten 
eirst  durch  eine  Rechtsübertragung  aus  der  Mutterstadt  ge- 
wonnen werden  mufste.  Bekanntlich  finden  wir  den  Zunft- 
zwang zuerst  In  d^r  Kölnf^r  R«^ttzi<'chenwcbcrurkund<'  von  1140 
erwähnt.  In  Magdeburg  dagegen  herrsclitc  noch  im  Anfange 
des  13.  Jahrhunderts  in  gewiüieni  Sinne  Verkehr>h tiheit,  uud 
nur  der  Tuchhandel  war  bereits  monopulisiert-.  Zw ai*  gewährt 
noch  im  Jahre  1176  Wichmann  von  Magdeburg  den  Kaufleuten 
Ton  Burg,  sowie  den  Übrigen  Kaufleuten  von  jenseiti  der  £lbe^ 
aui  veniuia  In  pannis  seu  in  aliis  huiusmodi  rebus  .  . .  afferont^ 
aas  Recht  des  freien  Verkaufs  ihrer  Waren  in  dem  daselbst 
am  Markt  gelegenen  und  dem  Kloster  Bergen  gehörigen  Hofe*; 
sieben  Jahre  spater  aber  verleiht  der  Erzbischof  den  „Wand- 
krem^rn"  zu  Älagdeburg  das  VDrn^clil  .  dafs  weder  ein  Ein- 
heimischer, noch  ein  Fremder  mit  ihrer  \\  arc  Handel  treiben, 
oder  Tuch  schneidi^i  dürfe,  es  sei  denn  mit  ihrer  ausdrück- 
lichen Erlaubnis  (^ick  ore  kopmanschatz  schall  bruken  edder 
gewandt  tho  schnydej^  sick  schall  unterwinden,  id  enn  sie 
denne  dat  he  orer  innige  sie  togelügett  und  van  ohn  de  macht 
und  fulborth  hebbe  cyn  sodann  todonde^).  Schon  hier  wird  also 
das  Gewerbe  der  Gewandsehneider  zu  Magdeburg  als  „Kaufmann- 
schaüt^  bezeichnet,  und  in  den  gestis  arohiepisooporum  Magde- 


sich auch  in  der  Beschränkung  dor  Webstühle  1883  ssigt  —  Wtüt  in 
Magdeburg  (bcn^n  ^iptit  Torhanden  wie  in  Stendal. 

'  A.  a.  U.  S.  25. 

*  Vgl.  diu  Rechtsbclehning  der  Schöffen  von  Magdeburg'  an  Hersog 
Heinrich  von  Schlesien  (Anfang  dis  If?.  .-«i-cl.)  ....  qnnd  (luilibct  bur- 
geusis  aut  proDriam  habena  domuui  \  el  aream  quarumcumque  rerum 
▼eBalitatem  namierit  es«  in  domo  propria  libere  vendere  potwt  aat  pro 

aliis  rebuH  commutare.  Vielleicht  darf  man  aber  in  diesem  Weistnm 
den  Geponi^ntz  der  bur(rerlich  kaufmännischen  Rrrht<!an«5ch»unng  zu  den 
TendiMizcii  den  ErzhiftrTmfs  sehen,  wie  auch  hua  dvu  Jiiidcrcii  Uestini- 
mtm^^'«'!!  <li'-  ^'Irirlirii  W.-istunw  hervorgeht. 

*  Hans,  Url  I  1  if  uch  I  No.  26.  Man  l»af  krint-n  f.'nni  l,  nnra« 
nehmen,  dalk  die»  V  erkaufsreeht  auf  die  Marktzeit  beschrankt  war. 


orn  a.  a.  0.  8.  81S. 
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burg.  heUst  es  ganz  analog ,  daCs  Wicbmaim  feoit  primo  imioneB 

iofititorum  pannicidaram'. 

Noch  deutlicher  aber  geht  dies  aus  der  Bestätigung  her- 
vor, die  dem  Gewjnidschneiderprivileg  1214  von  Albrecht  II, 
dem  Naclifolgor  Wichni  unis,  erteilt  wurde*.  In  diesem  ist  die 
Kode  von  gebetten  der  knjjlude,  die  wandt  in  der  Stadt  snydende 
«int.  also  von  (wahr.iclieiulich)  ursprünglich  autüiiomen  Auf- 
seichnung»  des  Bechts  der  Gewandschneiderkaofleate  in 
MagdebuTg.  Und  wenn  femer  der  Vorsteher  der  Gewand- 
«chneiderinnang  sich  magister  mercatomm  nennt °,  wenn  über- 
haupt fUr  die  mttriLischen  Städte,  deren  bedeatendste  Industrie 
der  Tuchhandel  nach  Ost  und  West  bildete,  niercator  und 
pannicida  g.mz  mfxto  irebraucht  werden*,  so  selic  ich  keinen 
Orund,  warum  eine  autonome  Aufzeichnuiif^:  cies  Magde- 
burger Gewandsclineider- Innungsrechts  nicht  der  StendalfT 
Urkunde  von  1231  zu  Grunde  gelegen  haben  kann.  Dafa  diui 
Wort  „Innung**,  welches  der  „Gilde"  in  Stendal  entspricht, 
eft  mit  dieser  gerade  in  jenen  Gegenden  gleichbedeutend  ge- 
liraucht  wird,  hat  Liesegang  s^bst  mit  Recht  hervorgehoben 

Endlich  möchte  ich  noch  eine  andere  Erwigung  au  Gunsten 
meiner  Ansicht  gegen  Liesegang  geltend  raaclKn  Ob  in 
filiheren  Zeiten  eine  Gesamtkaufmannsgüde  in  Magdeburs;  be- 
standen hat,  was  man  ja  mit  Heranzielmng  dor  ^fkaiiiiton 
Quedlinburger  Urkunde,  die  nel»pii  Goslar  auf  Magdeimrg  hin- 
weist, wahröcheiulich  macheu  kunnte,  ist  mit  Sicherheit  bei 
der  Mangelhaftigkeit  der  älteren  Überlieferung  nicht  zu  ent- 
scheiden. Jedenfalls  hätte  sie  dann  früh  wie  in  KOln  ihren 
CSiarakter  als  Organisation  des  Eanlmannsstandes  verloren  und 
wäre  im  Geschlechterpatriziat  aufgegangen.  Nicht  der  Tuch- 
häufller  war  es,  wie  anderswo,  der  den  eigentlichen  Grofs- 
händlersUind,  den  Aristokraten  der  Kaufmannscliaft,  reprftsen- 
tierto,  sondern  der  Gotreidehilndler.  Das  vom  Erzbischof 
unterstützte  SchöfteukoUeg  war  ganz  von  ihrer  Cliqui«  be- 
herrscht, brachte  ihre  Interessen  zum  Aufdruck,  veröchaffte 
ihnen  Geltung  und  Macht;  einer  genossenschafdichen  Organi- 
«alion  bedurften  sie  daher  weniger,  um  ihre  Stellung  n 
wahren*. 


'  Hagedorn  a.  a.  O.  S.  Id. 
>  Mai^eb.  Geschichtsbl.  IV  S17. 

*  Hagedorn,  Magdeburger  OcsdiiebtabL  XX  88. 

*  Beispiele  fast  in  jeder  Stadt. 

*  A.  a.  O.  8.  371.    Über  das  Verhältuis  von  Gildu  und  liiuuug: 
«eh«  allgemeinea  unten      9  und  III 

^  Nocli  im  17.  JahrlniiKlrrt  waren  die  eigentlichen  ^rofsen  Getrfidc- 
b&ndler  in  Magdeburg  nicht  korporativ  organisiert,  während  uel^^ ihnen 

i'etzt  die  Zünfte  der  Kaufleate  tuid  der  Gkwandschneider  existierton. 
lehmoller  in  seinem  Jahrbuch  IX  34. 
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Als  nun  die  Stendaler  Gewandschneider  und  Kaufleutey 
(1.  h.  alle  (liejonigcTi,  die  sich  mit  dem  Tuchhandel  im  Grofaen 
und  Kleinen  bosrhaftir^ten ,  —  der  Getreidehaudel  war  in 
Stendal  von  geringerer  Bedeutung  —  sich  in  der  Mutterstadt 
nach  einem  Vorbilde  umsahen,  nach  dem  sie  ilir  Recht  aus- 
gestalten konnten,  da  bot  sich  ihnen  die  Zunft  der  Ge- 
waücischneider  als  die  einzige  Institution  darj  an  deren  Recht 
sie  das  ihrige  anknüpfen  konnten.  Mochten  die  Gewandschneider 
ia  Magdebui^g  nur  aie  wenn  aach  filteste^  so  doch  aoeial  wenig 
über  die  anderen  herrorragende  Zonft  bilden ,  sie  selbst  die 
alles  beherrschende  Kanfmannsaristokratie  ihrer  Stadt  sdo^ 
ihre  einzelnen  Monopolrechte,  auf  die  es  ihnen  doch  haupt- 
sächlich ankam',  konnten  sie  aus  dem  gleichen  Rechte  aer 
Magdeburger  Gewandschneiderinnung  ganz  gut  herleiten.  Daf« 
die  Entwicklung  in  der  Folgezeit  in  den  beiden  Städten  eine 
durchaus  verschiedene  gewesen  ist,  kann  natürlich  nicht  Wunder 
nehmen. 

Nach  aUedem  glaube  ieh,  kann  man  die  etwas  erkünstelte 
Literpretation  der  Urkunde  von  1231  und  die  daraus  sich  er- 
gebende Gesehichte  der  inneren  socialen  und  wirtschaftlichen 
Entwicklung  Stendals  in  jener  Zeit,  wie  sie  LiesejL^an*^  schildert^ 
nicht  aufrecht  erhalten  ^  eine  Überfülle  scharfsinniger  Deutung»»- 
kunst  hat  hier  entschieden  zu  irrigen  Resultaten  gefUhrt  Viel- 
mehr schliefse  ich  mich  ganz  der  Ansicht  Hagedorns  an,  der 
in  der  Urkunde  von  1231  nur  eine  Aufseichnung  des  damsk 
auf  Grund  Magdeburger  Weisung  gebesserten  Rechts  der  Ge- 
wandschneiderkaufleute zu  Stendal  erblickte. 

Mit  der  Urkunde  von  1231  sichert  sich  die  Stendaler 
Gewandschneidergilde  das  Monopol  des  Gewandschnitts  und 
des  Detailverkaufs  von  Tuch  geg:enüber  den  gegen  dies  ein- 
trägliche Vorrecht  anstürmenden  Webern.  Weiter  liinauf  in 
frühere  Zeiten  iineii  Rlick  zu  thun,  die  stnndischen  Ver- 
hältnisse und  SchiebuMuen  vor  1231  im  einzelnen  auszumalen, 
erlaubt  das  dürftige  Material  nicht.  Ob  unter  den  fratrt^s  gildc, 
wie  Liesegang  will,  die  grofsen,  den  Handel  zwischen  Flandern 
und  dem  Osten  vermittelnden  Tuchhändler  im  Gegensatz  zu 
den  Detaillisten,  den  incisores  pannif  gemeint  sind,  vermag  ich 
nicht  zu  entscheiden ;  jedenfalls  bildet  die  Gilde ,  wie  sie  uns 
1281  entgegentritt,  die  genossenschafUiche  Vereinigung  des  be- 
Yorrechteten  Kaufinannspatriziats  der  Stadt  ^   Diese  VerhlUi- 


'  Vielleicht  hatte  die  Gilde  auch  hier  da?*  Mouopol  des  Wein- 
schanks,  der,  1285  freigegeben,  ann  von  der  Genehmigung  des  Bats  ab« 
hängig  gemacht  wird.    Licsoganir  -.i.  n.  ^>  S.  19. 

*  Die  Thatsache,  dafs  eine  Veröchnieizung  zweier  Genosaeiisjchattcu 
stattgefunden  hat,  findet  nach  Liesegang  (a.  a.  O.)  auch  in  den  He- 
amtungcn  der  neugehtldeten  Gesamtkorporatioii  ihren  Ausdruck.  Da* 
Institut  de»  ( 1  il  h  mfistcr.s   sei  drr  Hewand'^rhTnMdi^rbrndf'r.sfhaft. 

da^  der  4  Schaünei-  aus  der  Kaufnianusgilüe  übemomuien.  Wem  würde 


Digitizca  Ly  Gu^.' . 


107 


mne  finden  in  den  anderen  Handebstttdten  der  Mark  und 
Schlesiens  volle  Bestätigung;  bald  wird  der  „persönliche''^  bald 
der  „sachliche'*  Zunftzwang  Yon  der  aristokratischen  Gewand- 
•chneideigilde  ausgeübt.  Liesegang  schildert  uns  selbst  (Ihh 
Schicksal  einer  zweiten  derartigen  Gilde  auf  dem  Boden  der 
Mark,  derjenigen  zu  SalzwedeP.  Auf  Kyritz  habe  ich  selbst 
achon  oben  liinfrewiesen  ^;  in  Pcrlcber«;  wird  1303  der  Oewand- 
achnitt  den  Webern  untersagt^;  ebenso  in  Breslau  1360  der 
Detailverknuf  von  Tuch*.  In  Neuruppin  wird  den  Gewand- 
schneiderii  das  Recht  des  Verkaufs  nicht  im  Lande  gefertigten 
Tuchs  gewährt,  im  übrigen  der  Gewandschnitt  von  ihrer  Er- 
laubnis abhängig  gemacht'^.  Nur  in  Brandenburg  erhalten 
tpAter  Rat  und  l^hOffen  das  Recht  freien  Oewandscmiitts,  auch 
wenn  sie  nicht  cur  Gilde  gehörend 

Die  weiteren  Schickaale  der  Gewandschneidergilde  zu 
Stendal  hat  nun  Liesegang  In  trefflichen  Ausführungen  dargelegt. 
Wir  sehen,  wie  der  ursprünglich  rein  katifinfinnischen  Zwecken 
dienenden  Vereinigung  bald  auch  Leute  aus  anderen  Ständen, 
Adlige  und  vor  aUem  Kleriker,  beitreten,  um  in  den  Genufs 
der  feisten  Prübende  zu  gelangen '  —  rühmt  sich  die  benach- 
barte Salzwedcb  r  Gewandschneidergilde  doch,  selbst  einen 
Mari^grafen  zu  ihren  Mitgliedern  zu  zählen,  —  wie  innerhalb 
der  (lüde  sich  bald  eine  Umwandlung  vollzit^iit,  indem  neben 
Kaufleutrn  und  Gewandschneidern  auch  die  Seefahrer  in  der- 
selben auftauchen.  Wir  sehen,  wie  sie  im  Kampfe  mit  den 
üiedtjrcu  .Schichten  der  Bevölkerung,  vor  allem  den  Webern, 
die  sich  gegen  das  aristokratische  Regiment  auibäumen,  bald 
die  Oberband  haben,  bald  unterliegen;  wie  sie,  so  lange  sie 
noch  den  Rat  beherrschen,  die  Unterdrückung  der  Weberzunft 
durchsetzen,  um  sie  kurz  darauf  wieder  in  ihren  Rechten  an- 
erkennen zu  müssen;  wie  in  diese  socialen  Machtkämpfe  die 
Umbildung  der  politischen  Verfassung  in  der  Stadt,  die  Trennung 
des  Rats  vom  Schöffenkolleg,  das  Eingreifen  der  Stadtherren 
mit  bineinspielt:  wie  sie  dann  endlich  1345  nach  dem  Siege 
der  ZiinUe  den  übrigen  Zünften  ganz  gleichgestellt  werden, 


dicM  Anaabme  nicht  flberana  gekünstelt  orsehementl   Auch  aus  der 

WiedereinfuhruDff  der  Aldennänner  1270  braiulit  man  doch  nicht  eine 
Bcaktioii  der  Grofskaaf  leute  gegen  die  Verfassuagsform  von  1231  heraas- 
xuU«eu. 

>  Fonehus|[fen  z.  brandeab.  n.  preufs.  Geschichte  III  378— d97. 

«  Seito  102. 

^  Schmoller.  Strafiiburger  Tucher  und  Weberzunft  ä.  551. 

<  Ibidem  S.  561. 

»  Riedel  I,  4  S.  288. 

"  Kloden,  Stt-Uun^  des  deutschen  Kaufmanns  im  Mitr  hiltf  r  S  "iO. 
Ich  komme  auf  die  L'inz<Mi  Verhältnisse  der  GcwandHchiieidergilden  uodi 
t*päter  im  ÄlIgcnMui.  ii  Teil  kurz  zurück  (Kap.  IV  §  2). 

*  Daher  auch  die  ^rofne  Anzahl  der  nicht  gewand8c]meidende& 
Mitglieder  in  spftterer  Zeit.  Schmotlcr,  Tuchenunft  p.  435. 
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alle  ihre  Vorrechte  bei  Besetzang  der  Ratsattthle  etc.  verlieren ; 
wie  aber  bald  darauf  die  aristokratischen  Zünfte  der  Gewsnd- 
schneider  und  Krämer  sich«  wie  auch  sonst  häufig,  vor  allem 
social,  wieder  über  die  übrigen  erheben^  wobei  sich  ihnen  die 
Knochenhauer  anschliefsen  K 


§  10. 

Göttingen. 

Nitssch,  die  iwei  Mher  ffenannten  AniBätse. 
Sehmidt,  Urkundeubuch  der  Stadt  Göttingeii.  1863. 

aöttin^on  im  Mittelaller.    fHnns.  Oei^clnrlitsM.  lAlH.) 
Hasaeiblatt  u.  Kaestner,  Urkunden  buch  der  Stadl  (Tettingen, 
1881. 

Ich  habe  bei  Besprechung  der  Qilden  von  Köln  und 
Stendal  bereits  Gelegenheit  gehabt ,  zu  den  griindlogenden 
Aufsätzen  TOn  Nitzsch  Stellung  zu  nehmen,  uiul  bin  beide  Male 
auf  Grund  neuer  Prüfung  des  urkundlichen  Materials  zu  anderen 
Resultaten  gekommen  als  der  verdiente  Forscher.  Am-h  f Vir 
Göttingen,  dessen  Kaufgilde  Nitzsch  in  sehien  Aufsätzen  eme 
besonders  ausführliche  Besprechung  zu  teil  werden  läf^t^, 
glaube  ich  eine  in  wesentlichen  Punkten  von  Nitzsch  ab- 
weichende Ansicht  begründen  zu  müssen. 

Nitzscli  glaubt  beweisen  zu  können,  dais  wie  in  Stendal 
und  Köln  —  er  nennt  ausdrücklich  diese  beiden  Städte  —  so 
auch  in  OOttingen  ursprünglich  eine  grofse  Gesamtkaufiociaiuis- 
gilde  bestanden  habe,  die  alle  am  Verkehr  des  Platzes  Be- 
teiligten umfafste.  „Wir  haben  es*  —  heifst  es  —  „mit  einer 
Genosse  I  M  haft  zu  uun,  die  in  der  Gilde  das  Recht  zur  eigent* 
liehen  Kaufmannschaft  und  zur  eigentlichen  Krämcrei,  in  der 
Hanse  das  Recht  zur  Benutzung  der  öffentlichen  Wage  und 


'  Hegel  II  476^-489  stimmt  mit  mir  in  der  Interpretation  der 

ITrkiuidf»  von  1201,  in  der  Erklärung  ihres  Zusammenhan^res  mit  den 
Magdeburger  \'erhaltnisseD  im  wescutlicheu  flberein.  Wenn  er  aber 
gegen  Liesegang  mit  Aufldrfieken  (S.  484  Anm.  *)  operiert,  da&  dieser 
„ans  eigener  Kntscheidong  Thatsachen  einführe",  daft»  „blofse  Eiuliil- 
dungen  an  Stoll«»  der  reinen  und  unbefangenen  Auffassung  der  fn«tori- 
Hchen  Überlieferung  gesetzt  würden"  —  so  scheint  er  mir  den  lit  uiub- 
nngen  eines  scharfsinnigen  'Fonehers  am  Aafbellai^  komplizierter 
Verhältnisse  doch  schweres  Unredit  zu  thun.  Gerade  der  feil  der 
Fnr>clning(i!  i  o  s  rpnn  gf.  d^n  Hegrl  in  dieser  Weise  angreift  —  es 
handelt  sich  um  die  Frage,  ob  die  Tuciimacherinnung  nauSi  12^  auf- 
gehoben, 1251  wiederhergestellt  sei,  —  scheint  mir,  wenn  auch  nicht 
Ht;hlagen<l  Ix-ulcscu ,  so  (]o(]i  jedenfalls  nicht  erfunden,  sondoni  «lurch 
eine  Reihe  schwer  von  der  Hand  zu  weisender  Wahrecbeiiüicbkoitsgrüade 
gestützt  zu  sein. 

'  Au^ts  ron  1879  S.  19—21  und  ai— 45.  Aaikats  von  lt»0  Seit« 

38.5—398. 
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snim  Betailverkefar  in  einer  Reihe  von  Artikeln  giebt,  die  mit 
verschwinflend  geringen  Ausnahmen  Rohprodukte  sind*".  Aus 
•ler  Zeit,  in  der  die  Gilde  noch  dienst n  Umfang  hatte,  sind 
uns  allerdings  irgend  welche  urkundiiclie  Nachrichten  nicht 
erhalten,  aber  die  Verhältnisse  des  14.  und  15.  Jahrhunderts, 
wie  sie  uns  aus  den  zahlreichen  Gildestatuten  en^egentreten 
gestatten  einen  RttcksoUafs  auf  eine  ältere  Foim,  aus  der  die 
MriUere  hervorgegangen  sein  mofs.  Damals  nnn.  d.  h.  in  der 
Zeit,  in  der  uns  Urkanden  aar  Verfügung  stehen,  sind  nur 
Kanfleato  und  Krämer  zum  vollen  Genufs  der  Gilde,  d.  h. 
zur  vollen  Verkehrsfreiheit  und  zum  Oonufs  der  Priibende  zu- 
gelassen. Die  H^md^vo^kor  d«i<^ege]i  <iürfen  nur.  w^nn  sie  eine 
Gilde  „Winnen"  und  der  Gilde  „bruken  wollen",  „tzymmer werke, 
goldüchmedewerke  und  apothekeri",  sonst  kein  Handwerk  neben 
der  Kaufmannschaft  treiben.  Das  Uecht  der  Kautgilde  ge- 
stattete also,  neben  der  eigentlichen  KanÜDaannmafl  nnd 
Krftmerei  noch  Zimmerwerk,  Goldschmiedewerk  und  Apo- 
thekerei ssQ  treiben.  Während  die  Gilde  diese  drei  Handwerke 
damals  noch  ungeschieden  umschlofs,  hatten  sich  die  anderen 
gewerblichen  Berufe,  die  schon  frülie  erstarkten,  innerhalb  der 
grofsen  Gesamtgilde  zu  selbständigen  Korjmrationen  zusnminen- 
geseldossen  und  waren  endlich  ausgetreten.  Sie  bildeten  die 
„Handwerkergilden",  die  neben  der  Kanfgilde  und  Uber  deu 
Handwerkerinnungen  eine  bevorzugte  Stellung,  eine  gröfsere 
Unabhängigkeit  vom  Rate  sich  bewahrten.  Dieee  nühennd  eigen- 
titanliche  Aoseinandersetenng  zwischen  dem  Kaufmann  nnd  den 
damals  jedenfalls  schon  wichtigsten  Gewerken  innerhalb  der 
Stadt,  aaB  dadurch  ermöglichte  Gleichgewicht  der  wirtschaft- 
lichen Kreise  in  derselben  und  ihre  Stellung  zum  Rat  erklärt 
am  einfachsten  di»  nicrkwürdic^* .  von  socialen  Kämpfen  fast 
jr^nzHcii  verschonte  KonsiRtenx  der  Göttinger  Stadtverfassung 
während  des  ganzen  Mittelalters. 

So  weit  Nitzsch.  Es  ist  nicht  leicht,  steinen  Ausführungen 
im  einzelnen  zu  folgen,  and  erschwert  wird  dies  noch  durch 
den  Umstand,  dais  seine  Darlegungen  in  awei  getrennte  Teile 
anseinandergerissen  sind,  deren  Zusammenhang  nicht  immer 
klar  erkannt  werden  kann.  Zur  Kritik  der  Nitzsehschen  An- 
sichten wird  es  daher  wohl  am  besten  sein,  zunächst  zu  sehen, 
oh  nicht  neues,  von  Nitzsch  noch  nicht  benutztes  Material 
manch' s.  \vt\H  bei  Nitasch  dunkel  bleibt,  in  helleres  Licht  zu 
rücken  ji^eeignet  ist. 

Die  Kaufgilde  in  ilirer  erbten  Form  als  Genossenschaft 
aller  am  Verkehr  des  Platzes  beteiligten  Elemente,  also  auch 
aller  Handwe^er,  kann  sohon  in  der  Mitte  des  18.  Jahrhnnderto 
nicht  mehr  bestanden  haben.  Denn  1251  llberkseen  Schultheils 


i  Bister  AuüMts  &  31. 

*  Sie  sbd  svrn  erstenmal  Ton  Nitssoh  publisiert  1919  8.  81— 4&. 
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und  Rat  univorsis  calcificibus  in  Qdttingen  quendam  locum  in 
medio  eorum  atrio  in  plures  stationes  divisum  ^  Die  Schob- 
machor  bestanden  also  damals  schon  als  selbständige  Gr^nossen- 
schaft  und  besnfspn  ein  atrium.  Jene  ursprüngliche  grof!ie 
Gesamtgilde  aber  mülste  nach  Nitzsch  bereits  dai>  Reclit  der 
Flanse  gehabt  haben.  Denn  nur  daraus  vermag  er  es  zu  er- 
klan  ji,  dals  die  Gilde  später  die  Han>ie  verleiht  und  den 
iletailliaiidel  an  der  ötiidtischen  Wage  kontrolliert.  Diese 
Annahme,  dafs  die  Gilde,  die  schon  1251  jedenfalls  nicht 
mehr  alle  Handwerker  amfiiCste',  die  Hanse  ab  etnea  ihrer 
ursprünglichen,  ihr  Wesen  ausmachendes  Verkebrsrecht  besetien 
habe,  kann  aber  urkundlich  als  unrichtig  nachgewiesen  werden« 
Wir  besitzen  eine  Urkunde  aus  dem  Jahre  1354,  in  welcher 
die  Hanse  der  Gilde  erst  als  Lehn  der  Herren  von  Uslar  ver- 
liehen wird^.  Der  Aussteller  der  Urkunde  legt  zugleich  allen 
seinen  Nachfolgern  die  Pflicht  auf,  gegen  ein  ^stoveken  wyns", 
stets  die  Belelinung  der  Gilde  zu  erneuern;  thatsächlich  ist 
diese  Erneuerung  auch  bis  zum  Jahre  1848  r^elmä£sig  er- 
folgt*. 

Nicht  also  ein  uraltes  Verkehrsnionopol  ist  die  Hanse,  sie 
bildet  nicht  eines  der  ursprüngliclien  wesentlichen  Vorrechte 
der  Gilde,  sie  ist  kein  Auft<lruck  dafür ^  dafs  die  Gilde  in 

fenossenschaftlicher  Verwaltung  den  ganzen  Handelsver- 
ehr  und  das  gewerbliche  Leben  der  Stadt  ordnete  und 
beherrschte,  sondern  sie  ist  der  Gilde  der  Kauf  leute  als  echtes 
Lehn  Terliehen  worden  in  einer  Zeit,  in  der  die  GKlde  nach 
Nitzsch  schon  längst  ihre  alte  Form  verloren  haben  muTste, 
in  der  die  Handwerker  wenigstens  eines  Q^werks  bereits  seit 
mehr  als  einem  Jahrhundert  als  selbstiindigc  Genossenschaft 
neben  der  KauMannsgilde  sich  konstituiert  hatten.  Damit  ist 
zunäclist  bewiesen ,  dafs  die  Hanse  und  alle  die  Verk<'hrsvor- 
reclite",  die  sie  verlpilit,  nicht  schon  im  Besitz  der  alten  Ge- 
sanjtirildf  L'"''weseu  sein  können;  die  Existenz  dieser  Gesamt- 
gilde selbst  ist  damit  aber  noch  niclit  in  Frage  gotellt. 

Göttingen  ist  einst  von  Pfalzgraf  Heinrich,  dem  8ohne 

^  Schmidt  a.  a.  0.  No.  4. 

-  1316  wird  dann  auch  die  Gilde  der  Bäcker  erw&hnt  Schmidt 

No.  81. 

*  Schmidt  No.  190:  We  her  Emst  von  üslar  riddeie  bekennet 

an  dussem  hreve,  dat  we  mid  ffudcm  willen  alle  der  den  od  do  rechte 
darto  höret,  hebhet  belegin  unde  lenct  to  rechtem  lene  in  dnssem  brove 
die  kopludc  m«'sterc,  de  nu  sint  unde  noch  tokomeude  eint  to  truwer 
hand  der  koplnde  to  Gottingen,  de  banse  yn  der  sniven  stad  to  G^ttinsen 
mi<l  alle  denn  iiMliton  alse  de  sulven  hanse  an  uns  von  iinsen  eloem 
komen  is,  ewicliliken  to  hp-ittoTido  unde  to  hebbinde  nnde  willet  der 
banse  rechte  were  wesin,  wor  unde  wanne  des  not  is. 

*  Schmidt  No.  190  Anmerkung. 

\m-  jioli  lit^  köiiiicji  mit  den  „rechten  alse  de  sulven  bsose  an  uns 
von  Unsen  eldem  komen  is''  gemeint  sein. 
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Heinrichs  des  Ldwen,  um  1200  zur  Stadt  erhoben  worden;  es 

wild  siim  erstenmale  urkundlich  im  Jahre  1229  erwähnt'* 
Em  langes  Leben  konnte  jene  Kaa%ilde  also  keinesfalls  ge- 
Itüurt  hüben,  wenn  sie  bereits  1251  zersprengt  erscheint,  wenn 
damals  bereitÄ  die  Schuster  nicht  nur  ihre  eigene  Genossen- 
/schaff,  sondern  amh  ihr  eigenes  Haus,  das  Schuhhaiis,  be- 
fiitzen,  \v«'nn  sir  dainaLs  bereit«  im  städtischen  Leben  eine  be- 
deutcndi-  Rolle  g<'Hj)ielt  haben  Unwahrscheinb'ch  ist  vnii 
vornherein,  daU  eine  Institution,  die  doch  .sieherlich  allen  lie- 
dOrfnisüCii  des  kleinen  Kaulplatzes  genügt  hätte,  so  wenig: 
Lebenskraft  bcseshen  liabcn  Hüllte,  unwahrscheinlich  auch,  dal» 
damal«  innerhalb  der  noch  recht  unbedeutenden  und  kleinen 
Stadt  die  Schuster  schon  in  kuneer  Zeh  zvl  solcher  Macht  und 
Bedeutung  gelangt  sein  sollten,  dafs  ihnen  ihre  Stellung  inner- 
halb der  grofsen  Gilde  ihren  Ansprüchen  nicht  mehr  zu  ent- 
sprechen schien  und  sie  in  '  iner  gesonderten  Zunft,  abgetrennt 
Ton  den  Kaufleuten  und  den  übrigen  Handwerkern,  ihre  Inter- 
essen besser  vertreten  zu  können  glaubten. 

Ein  Jahr  nachdem  die  Gilde  die  Hanse  von  den  Grafen 
von  Uslar  nls  Lelien  erworben  hat,  wird  sie  zum  zweitenmal 
in  einer  Urkunde  erwähnt;  aber  neben  ihr  erscheinen  jetzt  die 
Gilden  der  Bäcker,  Sehuster,  Wollenweber  und  Leindwand- 
wcber,  ohin*  dafn  die  Kaufleute  irgendwelche  Vorrechte  ge- 
nosKeu'*.  Dafs  sie  überall  an  erster  Stelle  genannt  werden, 
das  kann  uns  nicht  wundern*  ihre  Vereinigung  war  jedenfalls 
die  älteste  der  Stadt,  aus  ihrem  Kreise  rekrutierten  sich  die 
rmtsbllrtigen  Familien  und  von  ihren  Vorstehern  safs  einer 
immer  im  Rat  und  wurde  dort  besonders  geehrt  und  ausge- 
zeichnet ^  Dafs  aber  im  14.  Jahrhundert  weder  die  Rauf- 
mannsgtlden  noch  eine  der  Handwerkergüden  an  der  Ratswahl 
beteiligt  warn  .  das  scheint  mir  aus  der  schon  oben  eitierten 
Urkunde  von  1355  hervorzugehen,  in  der  die  5  Gilden  ihrer 
Entrüstung  gegenüber  einem  gewissen  Hermann  Stote  Ausdruck 
geben,  weil  er  sie  unter  anderem  gegen  den  bost*']jfMiden  Hat 
auficuwiegeln  versucht  und  ihnen  den  Vorschlag  gemacht,  einen 

*  Schmidt  No.  1. 

*  Dies  geht  daraus  hervor,  dafs  ihnen  ein  Platz  angewiesen  wird 
pro  JivtTsis  siimiitihus  nostrc  civitatis  et  honore  ducis  et  praecipae  muri 

«t  vianim  uostriiruin  r(^p;ir:ttionc. 

*  ürkumhi  voa  iav>  bt  i  Schmidt  I  198:  Wc  der  ffilden  meistere 
and  de  gilden  der  koplude,  heekere,  waUenwevere,  Bohomekere  ande 
linnenwanwevere. 

*  Wfnn  Ni  t  zseli  (11  '661)  moint,  daf-^  nicht  allein  einer  der  ßürger- 
nn'istor  i^tct«  aus  den  Mitgliedern  der  Gilde  gi*nommen,  *»ondem  dieser 
aveh  al»  der  vornehmefe  beseidinet  wird,  so  beruht  das  meiner  Meinung 
oacii  auf  einer  falsch  verstanden  eu  Notiz  hei  S  oh  in  idt  (Hans.  Gesehiohts- 
Wättpr  1878  S.  22).  .dafs  einer  der  Gildemeister  stets  Ratsherr  war  und 
dii-ser  bei  dem  Rsit.swechscl  stets  mit  Herr  N.  rar  Vereidigung  gerafisB 
wurde,  s<in  Geselle  (d.  b.. der  Gildemeiflter»  der  nicht  Katsberr  war) 
scUechtUken  bi  smem  Namen**. 
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anderen  Rat  aus  ihren  Gilden  zu  wählen.  Aua  der  ganzen 
Form  der  Urkunde  scheint  hervorzugehen,  dnfs  <]v  nicht  nur 
die  Thatsache  einer  solchem  Neuwahl,  sondern  v  i  alh  m  «-ine 
Neuwahl  aus  den  Gilden  heraus  als  ein  revolutionärett  Beginnen 
zurückwiesen. 

Was  nun  den  scharfen  Gegensatz  zwischen  den  Rechten 
der  Gilden  und  denen  der  Innungen  in  Göttingen  betrifft,  — 
die  ersteren  sollten  aus  der  alten  privilegierten  Kaufgilde  hervor- 
gegangen, die  letBteren  erst  sf^ter  hhiEttgekoiniiieii  sein  —  so 
vermag  ich  auch  einen  solehen,  wenigstens  in  der  Scharfe»  in 
der  ihn  Nitssch  formuliert,  in  den  Urkunden  nicht  zu  erkennen. 
Im  Range  folgten  zunächst  auf  die  5  Gilden  die  ,|Knochen- 
hauer",  deren  Vereinigung  nie  einen  bestimmten  Namen  er- 
hielt; dann  die  Innungen  der  Sehmiede  und  der  Schräder. 
Von  einer  gedrückten  Abhängigkeit,  in  der  diese  Innungen 
vom  Rate  gewesen  sein  sollen .  kann  ich  wenigstens  in  der 
ersten  Zeit,  in  der  sie  urkundlich  erwähnt  werden,  nichts  ent- 
decken. Alfl  1447  der  Riit  eine  neue  Steuer  auferlegen  ^vill» 
um  die  Festungswerke  auszubessern,  da  zieht  er  allf  nlings 
anfangs  nur  die  Meister  der  5  Gilden  heran  aber  5  Tage 
darauf  sendet  er  nicht  nur  zu  ihnen,  sondern  auch  „darno  to 
den  smedemestern  und  oren  bisittern ,  den  schradermestem 
und  oren  bisittern,  den  meynheidmestem  etc.* 

Allerdings  werden  die  Schräder-  und  Schmiedemeister  dann 
im  weiteren  Fortgang  der  Urkunde  nicht  mehr  gesondert  er* 
wähnt y  sondern  unter  die  Gilden  oder  unter  die  „Meynheid* 
mit  untergereclmet  (gilden  und  meynheid).  Aber  als  im  Jahre 
darauf  —  1448  —  ein  grofser  kriegerischer  Auszug  der  Bürger 
nach  Grubenhagen  stattfindet*,  da  stellen  neben  den  Gilden, 
von  denen  nur  dif'  Kaufleutc  über  100  Mann  aufbringen,  auch 
die  Knochenhauer  98  Mhtui,  die  Schmiede  50  ManTi  „iit  «»rer 
eynunge",  und  die  Sehrader  35  Mann,  und  während  tiie  Kauf- 
leute nur  (5  Wagen  zu  ilirer  Verfügung  haben,  erhalten  auch 
die  Knochenhaucr  (3,  die  Schmiede  5,  die  Selirader  3  und  die 
Meynheid  7  W  a^en;  den  Rest  erhalt  der  Rat.  Das  alleü 
deutet  doch  darauf  hin,  dafs  von  einer  gänzlichen  Abhängig- 
keit der  Oilden  vom  Rat  nicht  die  Rede  sein  kann,  und  dafs 
nicht  nur  die  Gilde,  sondern  auch  die  Innungen  unter  ihren 
Innungsmeistem  im  Kri^e  und  im  Frieden  eine  gewisse  Selb- 
sUindigkeit  dem  Rat  geeenllber  sich  gewahrt  hatten. 

Zu  dem  Resultat ,  dals  ein  scharfer  Unterschied  aswischen 


gandc  de  rat  von  GottinprtMi  na  flcn  gildemesiteni  der  kop- 
lude  ....  gildeinestcre  der  schomekere  ....  gildcmestere  der  bekkore 
.  .  .  .  gildeincsterc  d  ir  wiillenwevere  ....  gildemcsterc  der  linenwev.  re 
. . . .  und  de  knokenhauwermester  (Schmidt  II  208). 

-  Ausführliehor  Bericht  eines  Göttinger  Bürgers  daröber  gedrnckt 
bei  bcbmidt  U  22öff. 
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InnaiigeT)  und  Gilden  nicht  zu  machen  sei  und  dafs  die 
letzteren  sich  ntobt  erst  aUmälilicIi  aus  einer  grofeen  Gesamtgilde 
ausgesondert  und  zu  gewerblichen  Einzelgenossenschaften  kon- 
ütituiert  haben  können,  führt  uns  aber  noch  eine  allgemeinere 

Erwägung. 

Wrnn  wirklich  die  Gilden  iirspriiugiich  alle  am  V(^rko!ir 
f|ps  FMatzi's  H<»teiligten  Kleincnte  umfafst  hätten,  wie  kommt 
*tA  denn,  daf^s  die  Schmiede^  und  »Schräder,  die  doch  sicherlich 
gut  wie  Srluister  und  Bäcker  am  Verkehr  beteiligt  waren, 
.•«ich  nicht  auch  innerhalb  der  Gilde  zu  einer  eigenen  Korpo- 
ration zusammengeschlossen  haben  und  dann  ausgeschieaen 
sind?  Wie  kommt  es,  dals  sie  keine  Gilden,  sondern  Innungen, 
oder  —  wie  es  später  heifst  —  Ämter  bilden?  Und  woher 
stammt  die  seit  dem  15.  Jahrhundert  hervortretende  „Meyn- 
heid"  unter  ihren  besonderen  M( ynheidmeistem,  die  neben  aen 
(Süden  und  Innungen  überall  im  «iffentlichen  Leben  seit  dem 
15.  Jahrhundert,  bei  Rats  wähl  und  8teuerumlage,  eine  Rolle 
«pielt?  Würden  wir  Nitzschs  Hypothese  annehmen,  so  müfsten 
wir  notwendigerweise  daraus  dn»  Folgerung  ziehen,  dafs  ^  tw  ;i 
Ulli  da*^  Jahr  1350,  als  di(^  vn-v  „Gilden"  schon  selbstüTulig 
D'hen  die  Kaufmannsgildc  hingetreten  waren,  die  übrigen 
liaiidwi  i  ker :  Schneider,  Sehmiede  etc.,  die  zunächst  noch  in 
der  Gilde  verblieben,  an  all  den  besonderen  Vorrechten  der 
Kaufmannsgildc  noch  partizipiert  liätten,  von  denen  jene  zu- 
eilt ausgetretenen  Handwerker  in  ihren  Sonderzünften  jetzt 
ausgeschlossen  waren.  Und  doch  waren  gerade  diese  neben 
den  eigentlichen  Kauf  leuten  die  bedeutendsten  und  mflcbtigsten 
socialen  £lemente  der  Stadt 

Endlich  gilt  es  noch,  ein  letztes  Argument  zu  widerlegen, 
das  Nitzech  Sir  rias  ursprüngliche  Bestdien  einer  grofsen  Ge- 
samtkaufraannsgilde  ins  Feld  führt ^. 

Wir  besitzen  nämlich  eine  Urkunde  Yom  Jahre  1431,  in 
der  genau  l)estimmt  wird,  womit 

1.  die  Kaut'leute,  die  „kopgilde"  hal>eü, 

2.  dif  Krämer,  die  ^kopgilde"  haben. 

3.  die  Krämer,  die  keine  „kopgilde^  haben, 

»  Das  glri.  h    »M  liuuptet  Hegel  II  412. 

-  Gerade  du;  Sclimiede  dürften  nach  den  ganzen  wirt«chaftlicheu 
HedürfnlKsen  den  Mittelalter.-;  am  Marktverkohr  einen  bedeatenden  An- 
tril  gohabt  haben 

*  BpIowb  Hehatiptung  (fonnvl^  .luhrl»,  S.  50):  ans-  der  Ke- 

!'(imuning  der  Statuten,  dafa  derjenige  Handwerker,  welcher  der  Gildo 
ffebmncben  will,  «ein  Handwerk  au&eben  mfls!*«,  sei  im  Gegensata  sa 
Nitzseh  die  Kichtzugehöri^keit  der  Handwerker  zur  Gilde  zu  gcUiefsen, 
f..  Ii.  itiT  mir  vrht  oberflächl n  h  \itMch  sieht  in  diosf  r  Bestimmung  die 
AndtTun^  titie-^  trüberen  Zustandes,  in  welchem  Handwerker,  die  der 
Cvtlde  eebnuicheti  wellten,  ihr  Handwerk  nicht  oiederzulegen  brauchten, 
«I.  h.  als  Handwi  i-krr  der  Gilde  angehören  konnten.  Iha  ist  durch 
Belnw  nicht  w  Iili-rlcjjrt. 

F«rMhufM  (52)  XU  2.  ^  UOf«ii,  rftiifki«aii>«il4en.  8 
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4.  die  Ilöker,  dio  „Hanse"  haben, 

5.  dip  ül)rijrLMi  „Hansebrlider",  die  niclit  Hök*!'r  sind 
Handel  treiljcii  dürfen.    Bis  \m  einzelnste  genau  werden  dut 
Waren  bestimmt,  die  zum  Haiidelsm-Viiet  dieser  verschierieneii 
Klassen  gehören  sollen,  und  Ijei  ileii  meiäten  wird  noch  genau 
zwisehen  Engros-  und  Detailhandel  unterschieden. 

Die  Urkunde  gewährt  uns  einen  Uber  raschenden  Einblick 
in  das  Innere  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  Göttingens  zu 
jener  Zeit»  Vor  allem  siebt  sie  una  Aufrchlttfs  über  die  da* 
mab  gewohnheitsrechtUch  festgcsetate  Sondening  der  Berufe 
einerseits;  sie  läfst  andererseits  deutlich  erkennen,  worin 
eigentlich  das  Vorrecht  der  Kaii%ilde  bestand,  und  welche 
Rechte  sie  durch  Verleihung  der  Hanse  erteilte.  Nitzsch  scheint 
mir  diese  Urkunde  ganz  entschieden  nicht  richtig  interpretiert 
zu  haben  ^.  Allerdings  ist  es  ja  richtig,  dai's  nur  Krämer  und 
Kaufleute  der  Gilde  „brnken'*  durften,  aber  von  den  Recliten 
der  Handwerker  ist  in  der  Urkunde  selbst  nicht  die  Red«*. 
Nicht  —  wie  Nitzsch  nu  int  —  r^®"  Handwf  rke]' n "  mit 
Ausnahme  der  drei  genannten  Klassen  —  auf  die  ich  noch 
zurückkomme  — ,  ist  die  Krämerei,  sondern  den  Krämern 
die  Austlbung  jeglichen  Handwerks,  mit  Ausnahme  der 
drei  genannten  Berufe,  verboten. 

Aber  noch  schwerer  wiegt  der  Irrtum  Nitaaehs,  dafa  nur 
„auf  Grund  der  kopgilde*^  die  Krdmer  den  Kramhandel  in 
einer  Reihe  von  Artikeln  au  betreiben  berechtigt  sind.  Ich 
stelle  dem  den  Satz  gegenidjcr,  dals  das  Recht  der  Katt%ilde 
sowohl  dem  Kaufmaim  wie  dem  Krämer  nur  im  Tuchhandel 
und  einigen  benachbarten  Handelszwei^n  ein  Vorrecht,  ein 
Monopol,  sicherte,  dafs  aber  im  übrigen  der  Krämer  den 
Handel  mit  den  eigen tlidif^n  Kramw^aren  nicht  deshalb  treiben 
dart\  weil  er  in  der  Kauf^^^lde  ist,  sondern  deshalb,  weil  '«r 
Krämer  ist,  und  der  Handel  mit  diesen  Artikeln  in  Güttingen 


^  Vgl.  über  Krämer  und  Höker  im  allgemeinen  Gengier,  Deutsche 

StadtrechtHaltertüiner  S.  157  ff. 

•  Ich  setze  zum  besseren  Vfrstäiulnis  die  betreffende  Stelle  hri 

Nitssch  (Anfeatx  von  1880  8.  ^389)  hier  wi.rtlich  her:  ^  der  viellciVbt 

wiehtig8te  Grundsatz  war  liirr,  dafs  nur  Kaut  lcutf'  iin<i  Krämer  kopgilde 
gewinnen  konnten,  so  dalni  auf  Grund  derselben  jeii«'  Wandxchnitt  und 
Grofshandel,  diese  Kramhandel  in  den  bcHtiuimtin  Artikeln  trieb<*n. 
welche  mit  diesen  Umsatz  weisen  verbtindeD  waren  ('^).  Nur  in  diesem 
Sinne  licifst  e?^  .,wf'ck  litinfwcrke  wert  med  eyner  gilde  be»'rft.  edder 
winuet  eyue  gilde,  wii  he  der  giide  bruken,  so  scal  he  aller  hautwerk 
laten**.  Aber  selbst  dieser  Satz ,  der  dem  Handwerker  eben  nur  Kauf- 
mannschaft und  Krämerei  verbietet,  galt  nicht  unbedingt.  Der  Betrieb 
der  l'  tr'ftTrTi  mmT  Grund  fier  kopgilde  Amv  r-liütr-^  nu'^drncklich  den 
Handwerkcru  untersagt,  jedoch  ,,uthgeuomnR'n  tvnuaerwerk,  guhUchmede- 
werk  und  apotliekeri^.  Das  Recht  der  kopgilde  vereinte  awo  hier  noeb 
1481  ....  den  Kaufmann,  Kramer,  Zimmerer  and  Gkpldechmied,  ohtin 
dafs  diese  verschiedenen  Bestandteile  iluich  '  twas  anderes  jrc-chindfD 
waren  als  durch  tlie  genaue  Begrenzung  di-?»  Grofs-  und  KleinhandifL-^." 
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den  eigentliclion  Krworbszweig  der  Kr.lmer  bildete.  Ich  glaube 
dies  am  besten  durch  folgende  Tabelle  veranschaulichen  zu 
können. 

Handel  treiben  resp.  nicht  Handel  treiben  darf: 


der  „kop- 
mann"  in 
der  Gilde 


der 
Krämer  in 
der  Gilde 


die 
)rig 
Krämer 


die  die 
.       .  Hi^kor.  '  anderen, 
ubngen  ^.^  Hauge^die  H&nm 

haben  haben 


s 

sr 
s 


ja 


nein 

nein 
nein 


nein 
ja» 

ja 


neni 
ja' 


nein 

nein 
nein 
nein 


nein 


ja 


ja 

nein 

nein 

nein 
nein 

nein 

nein 

ja 

ja 

ja 

ja 

ja 

ja 

ja 

G^windschnitt 

Einselrerkaaf  von 

Raseh 
borsis 

iIo«en 
Pärchen 
Molendoek 

Sfidengewand 
Taft 

Enflnrosverkanf  von 

Parclien 
Kinkaiif  von  Pelzwerk 
Ledervt-rkanf  en  gros 

(rotlof^y 
I^(I«  r\  r  rkauf  en  detail 
Wach-!,  Butter,  Honig, 

Gf  würz  en  groa 
Wuehe  en  detail 
Butter.  Höing  en  detail 
Speck,   Talg,  Lichte, 

Theer  en  detail 
Bachsbaum ,  Feigen, 
M'iiKlcIn .  Kosinen, 
Keis  en  detail 
Apothekerci,  Gold- 
acknüedewerk,  Ztm« 
merei 

^Ja**  bedeutet,  dafs  die  betreffende  Bevölkerungsklanse  zun»  Ilaude 
mit  diesen  Artikeln  sugolaasen,  „Nein*^,  dafs  er  ihr  verboten  iat. 

Die  Tabelle  scheint  mir  t'olgemles  zu  l»('\v*  is*  n. 

1 .  Di  e  (r  i  1  d e  erteilt  im  wesentlichen  nur  die 
Erlaubnis  /  u  ni  T  u  c  h  h  a  n  d  e  1  a  1  s  i  h  r  l >  c  s  o  n  d  e  r  e  s  Vo r- 
recht.  Denn  die  Krihner  —  sowohl  die.  die  Gilde  haben,  aU 
auch  die,  die  keine  hal»cii  —  können  den  eigentlichen  Kram- 
handel  mit  Wacht»,  Südfrüchten  etc.  betreiben ;  beide  —  und  das 
ist  von  besonderer  Wichtigkeit  ^  dürfen  neben  ihrem  Kram- 
handel Ajjo thekerei,  Goldschmiede-  und  Zimmerwerk  betreiben; 
dagegen  ist  nur  den  zuerst  Genannten  der  Handel  mit  gewissen 


ja 


Das  beifdt  nur  die  auswärts  gemucliten. 

8* 
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Sorten  von  Tuch  (Pärchen,  Molendoek,  Sagyn,  Seidengewund, 
Tafft),  sowie  der  Einkauf  von  Pelzwerk  (wiltwär  kopea)  ge* 

stattet.  Damit  stimmt  vortrefflich  eine  auch  von  Nitzsch  an- 
gefrihrto  Bestimmung  von  1413,  dals  nur,  wer  der  kopgilde 
liruken,  d.  h.  Wandschnitt  ttben  wolle,  aui  sein  Hanoiwerk 
verzichten  mtisse. 

2.  Die  Gilde  wird  gebildet: 

a.  von  all  »^11  eigentlichen  Kau  Heu  ton.  d.  Ii. 
den  GewaiulsL'hneidern ;  denn  ea  ^^iebt  keine  Be- 
stimmung, die  den  nicht  in  der  Gilde  befindlielnMi 
..Kaufleuten"  die  Waren  vorschreibt,  mit  denen  sie 
Handel  treiben  dürfen; 

b.  von  einem  Teil  der  Krämer,  d.  h.  wohl  %'on 
denen,  die  Kapital  genug  hatten,  sieh  in  die  Gilde 
einzukanfen;  sie  enangen  damit  das  Recht,  „der 
Gilde  zu  bruken",  d.  h.  den  Tuchdetailhandel  mit 
einer  Anzahl  Tuchsorten  zu  betreiben,  während 
andere,  wie  z.  B.  borsis,  wohl  eine  besonders  feine 
Tuchgattung,  den  eigentlichen  Kaufleuten  vor- 
behalten werden 

3.  Aufser  dem  eigentlichen  „Gilderecht",  das 
den  Wandschnitt  erteilt,  verleiht  die  Gilde  auch  noch 
die  Hanse,  die,  wie  wir  oben  gesehen,  ihr  als  Lehen  ül>er- 
tragen  war,  und  zwar: 

a.  an  die  Hüker,  die  damit  das  Recht  zum  Detail- 
handel in  Rohprodukten,  etwa  den  heutigen  Wochen- 
marktartikeln  und  Kolonialwaren,  erhalten; 

b.  an  andere,  die  nur  mit  einigen  wenigen  Waren 
Detailhandel  treiben  dürfen. 

4.  Die  Kaufleute,  die  die  Gilde  haben,  betreiben  neben 
dem  Gewandschnitt,  den  das  Gilderecht  verleiht,  auch  den 
Grofshandel  in  einer  Reihe  von  Rohprodukten,  aber  nicht  auf 
Grund  ihres  Gilderechts  —  denn  den  Krämern,  die  in  der 
(tilde  sind,  ist  dieser  TTfindel  nicht  erlaubt  —  sondern  M-eil 
ihn»'!!  dieser  Handel  als  einträgliches  Nebengoschäft  erscheinen 
mochte.  Anderer8eit^5  verziehten  sie  auf  den  Detailhandel  mit 
Pärchen  und  tiberlassen  denselben  den  Knimern,  Hökern  und 
anderen,  die  das  Hanserecht  erwarben,  und  liiren  Knechten^. 

Was  Nitzsch  vor  allem  zu  einer  irrigen  Interpretation  dieser 
Urkunde  verleiten  mochte,  das  war  die  Meinung,  dafs  es  bei 


Die  Scheidung:  der  Begriffe  „Kaufleute"  und  „Krämer*^  ist  übri- 
jfcn«  im  Mittelalter  an  den  verschiedenen  Orten  vollBtändig  verschieden 
und  auch  im  Laafe  der  Zfir  sclns imki-nd.  Vcl.  z.  ß.  Geerinji:,  Basel 
S.  :M:  Wplirmann.  Lühtck  r  Ztinftrolh'ii  S.  270  ff.  In  Bastei  sind 
auch  Kaufieutc  und  l'uchliäudlor  identisch}  der  Eugroshandel  mit  an- 
deren Waren  steht  allen  Bürgern  zu. 

-  Averst  |>}irchcm  mögen  der  wantan^dero  knechte  edder  andere, 
de  de  banse  hebben,  enyden. 
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dem  Erlafs  dieser  Urkaode  darch  Grildo  und  Hat  der  Gilde 
batiptsAchlich  darum  zu  thun  gewesen,  ihre  Vorrechte  fest- 
zustellen. Aber  die  ganze  Abfassung  der  Urkunde  zeigt  deut- 
lirli.  daf«  hier  die  Oilde  und  Hanse  ganz  zurücktreten;  es 
handelt  sit-l»  vor  nürTTi  flnruni ,  die  verscliiculoneTi  neben  <'in- 
ander  bestellenden  (irujijien  von  llandehrei banden  —  iioker, 
Knimer,  Kaufieute  -  gegen  einander  abzugrenzen,  jedem  ein 
^anz  be^itinimteH ,  det^iilliert  beschriebenes  Handelsgebiet  zu- 
zuweisen ,  daneben  dann  allerdings  die  besonderen  Vt)rrechte 
feützu^etzeSy  die  durch  Erwerbung  des  Qilde-  und  des  Hanse- 
rpcbto  noch  neben  ihren  sonstigen  Rechten  den  Inhabern  zu 
teil  wurden.  Vor  allem  gestattet  keine  Stelle  der  Urkunde 
den  Sehhifs  zu  ziehen,  dafs  ehemals  die  Gilde  auch  alle  am 
Verkehr  beteiligten  Handwerker  umschlossen  hätte.  Hier  he- 
nitt  Nitzsch  sich  hauptsächlich  auf  die  Bestimmung^  dals,  „wer 
eine  Kaufgilde  hat* :  enschall  ok  neyn  ander  hantwerk  in  edder 

l»y  der  kramerye  ovcn  alse  sehowerk,  schrad^verk  «  tc  

uthgenommen  tymmerwerek ,  jS^oldsniedewerck  und  apotekeri. 
Xilzscl»  zieht  aus  dieser  Stelle  den  Sehlufs,  dafs  noch  1481 
das  Keeht  der  Kaufgilde  den  Kaufmann.  Kriinier,  Zinnnerniann 
und  Goidschniied  vereinigt  habe,  ohne  dafs  diese  ver.sehiedenen 
Bestandteile  durch  etwas  andere^  ;j^eschieden  wären  als  durch 
die  genau  beachtete  Begrenzung  des  Grofs-  und  Kleinliandels^ 
der  Kauftnannschaft  und  der  Krümerei.  Aber  ist  wirklich 
dieser  Schluls  so  durchaus  notwendig ^  wie  Nitzsch  annimmt? 
Vor  allem  steht  davon,  dafs  A[>o theker ,  Goldschmiede  und 
Zimmerer,  d.  h.  Handwerker,  die  diese  Geweihe  trieheni  in 
der  Gilde  gewesen  sind,  kein  Wort  in  der  Urkunde,  sondern 
es  heiiat  darin  nur,  dafs  den  Krämern  neben  ihrem  Haupt- 
berufe -  der  Krttmerei  —  auch  die  Ausübung  des  Apotheker:^ 
Goldschmiede-  und  Zimmererberufs  offen  stünde,  und  zwar, 
wa^  Nitzsrh  ganz  übersehen  hnt  riirlit  nur  dem  Kriinier,  .  <le 
fViM-  ktjp^iM'*  lietft",  sondern  aueli  dem,  „de  neyne  kM|);^iMt' 
li'rtt".  S:»lUt'u  wirklieli  die  beiden  Gewerke  der  Zimmen-r 
und  ( l'dflseluniede  —  die  Apothekerei  dürfte  sieh  so  wie  so 
wt  iii;:  vom  Kramhandel  unterschieden  haben  die  in  Göttingen 
liivlii  die  geringste  Kolle  spielen,  die  keine  besonders  entwickelte 
Industrie  repräsentieren^  alle  die  grofsen  Rechte  mitgenossen 
haben  y  die  Nitssch  der  Gilde  suscnreibt,  an  denen  weder  die 
ilteren  Handwerksgilden  noch  die  jüngeren  Handwerksinnungen 
\etzt  mehr  Anteil  hatten?  Mir  scheint  das  an  und  für  sich 
ru  lit  unwahrscheinlich  und  eine  andere  Erklärung  jener  Stelle 
viel  näher  zu  liegen,  die  auch  in  den  wirtschaftliehen  Macht- 
▼erbiUtnissen  einen  besonderen  Stützpunkt  findet.  Nicht  weil 
Zimmerer,  Goldschmiede  und  Apotheker  damals  noch  un- 
g^-schieden  von  dem  weiten  Bande  der  Kanfniannsgild«'  um- 
s(ddossen  werden,  nicht  deshalb  steht  es  d-n  Kr.lmern  frei, 
aeben  ihrem  eigentlichen  Beruf  noch  diese  Beschäftigungen  zu 


Digiiizca  by  Liu^.'  . 


118  XU  2. 

treiben,  sondern  das  bat  seinen  Grand  in  dem  Umstände,  dafs 
es  keines  jenci-  drei  Handwerke  in  Göttingen  je  zu  ein<-m  ge- 
schlossenen Verbände,  einer  Innung,  gebracht  hat  Nur  daa 
öffentliche  Kecht  der  Innung,  rcsp*  der  Zianftzwangy  ermöglichte 

die  Statuierung  eines  Monopols  einer  bestimmten  Genossen- 
schaft in  dem  von  ihren  Mitgliedern  betriebenen  Handwerk, 
nur  sie  gab  denselben  Zwan^rsmafsregeln  in  die  Hand,  um  .ille 
Nichtmitglieder  der  Tnnnn*r  am  Betrieh  desselben  zu  bin<ierii  *. 
Wo  al^  keine  IiinuDg  war,  da  war  auch  nirgends  eine 
feste  Schranke  vorhanden,  die  den  Betrieb  des  Handwerke 
einem  vollberechtigten  Bürger  hätte  unuKit^Hieh  mncheii 
sollen.  So  wird  also  1431  verfügt,  dafs  die  Krämer  neben 
ihrer  eigentlichen  Kaufmannschaflt  zwar  nicht  den  Beraf 
derjenigen  Handwerker  ausüben  durften,  die  sich  in  Gilden 
oder  Innungen  organisiert,  den  Zunftzwang,  das  Monopolrecht, 
in  ihnm  Handwerk  erworben  hatten,  wohl  aber  den  der 
Goldschmiede,  Zimmerer  und  Apotheker,  die  es  zu  einem 
solchen  rechtlich  statuierten  Monojx»!  nielit  gebracht  hattrü. 
Thatsrtcldich  sind  sie  auch  im  Verlauf  des  10.  Jahrhundorbi 
nicht  dazu  gekommen;  sie  verblelbm  nielit,  wie  Nitz.sch  meint, 
inn«*rhalb  der  kauihiiinnischen  Gilde,  sondern  innerhalb  «ler 
Moynheid,  die  hier  WMe  so  oft  im  Gegensatz  atvht  zu  dem  in 
einzelnen  OenosKcnschaften ,  in  Gihlen  und  Zünften  organi- 
sierten Teil  der  Gesamtbürgeröchaft^. 

Ungemein  interessante  Aufschlüsse,  vor  allem  auch  über 
das  Verhültnis  von  Gilden  und  Innungen,  giebt  uns  die  erst 
 .  I 

1  Wohl  haben  jene  Bernfszweige  oinmal  venucht,  anch  ihrerseits 

ein  Monopol  sich  zu  «Twerben,  aber  ila  ef*  ihnen  an  organisierter  Macht, 
an  Kinlliifs  und  Keiehtun»  fehlte,  verninohten  sie  ihre  Ansprüche  nicht 
durchzusetzen  (sieht*  die  Urkunde  von  144y  bei  Nitz  ach  I  36). 

'  Dieselbe  Anaebanun^  zeigen  aneb  die  Antworten  von  Hildesbeim 
und  Braujixchweig  an  den  Kat  zu  Göttingen,  daf«  in  ihren  Städten  na- 
dom«»  de  cramere  neyn»*  innin^e  fder  gildo  enhobhen,  m  niorlitr  •  vn 
jowelk  user  borger  aodane  gud  alsc  to  der  cramerie  horde  wui  kojM>a 
unde  vorkopen  na  unser  etad  rechte  and  wonbeit  Da  den  Kritoif^ni 
<l<  r  Rf'trit'b  des  Apotheker-  luul  Ooldsc  liinM'd«'<;«nv«'rlM-s  In  Höttingen 
orlauhf  war,  *«o  hatten  di«'!*e  ihit'rs*eit8  versucht,  Kräinerei  zu  treiben, 
waren  dabei  aber  natürlich  auf  energischen  Widerstand  der  Kräuier 
gestofsen. 

^  Hl -nii  lcrf»  schön  zeigt  (h'fsen  Gegensatz  da«  Buch  von  Bücher 
über  Frankfurt,  das  auch  hier  wieder  nberrrischpiKlf'  non»^  Kinhlirke 
ötfnet.  Weitere  Beispiele  findet  man  zahlreich  bei  Gcnglcr  im  codex 
inris  inunieipalis  (z.  B.  !S.  611  in  Dolberg :  rade,  werken  und  mente; 
S.  0^)8  in  As(  iM'rslchen :  borp-ermestem ,  radniannen,  innigheii'nie^ri  rti, 
nieynheitmestern  und  der  gantzen  ^i'nieyne).  Die  meisten  Beispiele  hat 
auch  hier  wieder  mit  mühsamem  Fieifs,  aber  ohne  jede  kritiselie  Sich- 
tung, Maurer  zusammengetragen  (Stadtverfassnng  II  518  ff.).  Der 
(Je^'ensatz  zweier  nicht  j^nnz  L'^lf  ichberechtigter  Klassen  von  ZnntTf-n 
tindet  sich  besonders  häufig  in  tiaudrischen  Städten  (vgl.  unten  Cap.  III 
^  3).  So  unterscheidet  man  in  St  Trond  12.H  decani  guldarum  und  decani 
officiatorum  (Pi renne,  Hist.  de  Dintut  8.  Anm.X  In  Italien  haben 
bekanntlich  diese  Gegensätze  zweier  grofser  Gmppen  von  Zünften  in 
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mich  dem  ErBcheineii  der  beiden  Kitsschschen  Aufsätze  publi- 
sierte  Urkandensaiiunlung  der  Stadt  Güttingen  am  dem  16.  Jahr^ 
hundert,  1500 — 1533 ^  wir  sehen ,  wie  hier  die  Stadt  neben 
ihrem  Rat  in  den  verschiedenen  Organisationen  der  Kaufleute 
nnd  Handwerker  gleichsam  eine  zweite  Vertretung  sich  ge- 
«chaffen  bat',  die  bei  fast  allen  wichtigen  Entscheidungen  vom 
Ilate  mit  hinzugezogen  wird,  oft  den  Ausschlag  giebt,  IjJiutig 
al»er  auch  mit  dem  Kate  selbst  in  heftige  Konllikte  gerät, 
aus  denen  dann,  soviel  ich  sehe,  stets  siegreich  hervorgeht. 
l>a  werden  nun  allerdings  die  Gilden  und  die  anderen  Hand- 
w^  rkei^enossenseliuften  stets  ausdrücklich  aus  einander  ge- 
halten*; neben  den  Gilden  haben  sich  jetzt  nicht  nur  die 
Amter  der  Knochenhauer,  Schräder  und  Schmiede,  sondern 
mtch  das  Handwerk  der  neuen  Wollenweber  in  der  Keustadt 
Güttingen  yoUe  Anerkennung  und  Gleichberechtigung  er- 
worben^;  da&  die  Gilden  und  unter  ihnen  wieder  obenan  die 
Kaufleutegilde  an  erster  Stelle  erscheinen,  kann  uns  nicht 
wrmdem.  Aber  häufig  wird  in  den  Urkunden  nur  unter- 
m-bieden  zwischen  Rat,  Gilden  und  Meynheid*;  ja,  einmal 
wird  sogar  ein  Brief  an  die  Kaufleutegilde.  8  c  h  n  e  i  d  e  r  g  i  1  d  e 
wud  Gemeinheit  gerichtet,  ohne  dafs  der  Inhalt  des  Hriefes  be- 
sondere Veranlassung  bitte,  gerade  diese  GÜd*'  vm  nenn«'n". 

AN  1516  die  (lüden  insgesamt  -  aucii  Innungen  und 
Handwerker  —  mit  dem  Kat  in  KonHikt  geraten,  da  halten 
sie  alle  brüdtrlich  zusammen,  stehen  wie  ein  Mann  g**gen  den 
gemeinsamen  Gegner,  und  der  Kaut'leutemeister  ( 'ord  Meygere, 
der  im  Kat  sitzt,  macht  sieh  zum  Fürsprecher  der  Forderungen 
der  Gilden  gegentlber  den  Ansprtlchen  des  Rats^.  Sie  setzen 
es  damals  durch,  dafs  die  Cliauen-  und  Familienwirtschaft  im 
K«te  abgestellt  wird*,  dafs  die  Meister  der  Kaufleute  nicht 

iler  politischen  und  scxMitb-n  rjcsiliiohfc  vieler  Stätlte,  vor  allem  von 
Florenz,  eine  bochbeiicutciiüe  Holle  gespielt  (siebe  z.  B.  Last  ig, 
QnellfMi  ofid  EnCwickelungswefi^c  des  Handelsrecbts.  ^  S.  246  ff.X 

'  Auf  diese  beziehen  sich  im  Folgenden  stets  die  Citate. 

-  I>tr  Rat  nennt  es  eelb^^t  einmal  ein  Mitrogiment  Tfassclblntt 
und  KacsCncr  20 1.  In  deu  meisten  westfälLscben  .Stmiten  ist  die 
Entwicklung  eine  fthnlidie. 

*  Z.  B.  Urkunde  87:  Gilden,  ampte,  hantwerke,  borgere,  mvonere 
nnd  gemevnp  ■<\'.n\. 

*  Z,  "B.  Urkunde  4^7  (1529):  VVy  de  rat  to  Gottiiijgen  uude  wy 
^'vldemfwtere  der  koplnde  schomsker  beeker  wuUenweSer  und  Hnen- 
Wf>ffer  darto  wy  mestero  der  kuokenhauwere  Hchiadere  nnd  sroede,  wy 
H'firdf'inen  der  drRp«»n*T  dof«  nyon  bfintwcrkps  der  wnllenw*»fFer  UDCU3 
wy  iue«tere  der  gautzeu  gcraeinheid  daitsulwef«t  to  Gottingen. 

*  Z.  B.  No.  136.  188.  806. 

*  No.  994.  Den  ersamen  und  vorsichtigen  der  kopberngylde 
m<M<:ro'r<-n  der  snydcr^ylde  mpistprc(n)  und  der  gemeinheit  und  duMser 
vorbenieiteu  ganiizen  gylden  to  Böttingen. 

^  Ko.  8*7  Ann. 

*  Wy  de  rad  ochnllen  ok  nn  fort  vader  und  sone  edder  twene 
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mehr  vom  Rate  und  aus  dessen  Mitte  gewählt  werden  sollten  ^ 
1529  gesteht  der  Rat  dann  jeglicher  Gilde,  Handwerk  und 

Gemeinhnit  das  Hecht  zu,  ihre  Meister  selbst  zu  wählen,  ein 
Recht,  da'<  wie  er  seihst  sagt  —  „by  uns  deme  rate  ge- 
west" ;  noeiiinals  wird  wiederholt,  dafs  nicht  nur  die  Meinter 
der  Kaufleute,  sondern  auch  die  Meister  der  Meynheid  nicht 
ans  den  RatsmitgliederTi  qfenomraen  werden  sollen*.  Nicht 
also  nur  die  lumiugen  und  Handwerke,  >i»ii(icrn  auch  die  W- 
vorrechteten  Gilden  waren  um  jene  Zeit  in  Al»liaiigigkeit  vom 
Bäte  gekommen,  der  ihnen  ihre  Meister,  zum  Teil  aus  seiner 
Mitte,  gab. 

In  den  oben  angeführten  BeBchlQsaen  können  wir  eine 
Reaktion  dee  Prinzips  der  Selbstverwaltung  in  den  einzelnen 
Genossenschaften  g^nüber  der  herrschaftlichen  Verwaltung 
durch  den  Rat,  eine  Reaktion  zugleich  der  gesamten  Ka^^ 
leute  und  Handwerker  gegen  die  an  ihrer  Spitze  stehenden 
Meister  erblicken.  Zeigt  doch  schon  ein  Blick  in  die  Listen 
der  Ratsraitglieder  zu  Anfang  des  16.  Jahrlnmderts ,  dafs  - 
seit  1514  —  nicht  nur  rlie  Meister  der  Kaiifleute ,  sondern 
ehenso  häufig  die  Meister  der  anderen  Gilden,  der  „gänzliuL 
vom  Hat  abhängigen**  Innungen  ihren  iSltz  im  Rate  haben* 

8o  haben  sich  naeh  und  nach  alle  Vorstellungen  von 
Nitzöch ;  von  einer  ursprünglichen  grofsen  Gcsamtgilde.  die  alle 
am  Verfcdir  des  Platxes  beteiligteu  Elemente  umfalsie^  von 
der  Hanse,  Uber  die  sie  schon  in  dieser  ihrer  ersten  Form 
yerfogte,  kraft  deren  sie  die  Verfügung  Uber  die  Wage  und 
die  Aufsicht  über  den  Detulverkauf  ^ner  Reihe  Yon  Artikeln 
in  ihrer  Hand  hatte,  von  der  allmählichen  Ausscheidung  ge- 

brodere  noch  twyer  suster  tnennc  edder  broder  und  susterman  ymc  rade 
nicht  hebben. 

1  Norli  utomo  raden  Vormunden  edder  der  koipgeldeu 
mestere  kesneii  (ibid.). 

*  No.  488  (S.  201):  Wvder  nschteaie  denne  de  koere  der  mesten» 

vorbenant  bv  uns  dem  raoe  j^ewest  damt  uns  mendiorleve  yordacht 

gekomen  unde  de  gomeyne  in  bcswcrj'ngp.  a1>*p  men  cldg<'t.  irw/w-»  n 
sy,  so  syn  wy  nu  overeynkomeo,  dat  ejn  iit^iicb  gvldc  hantwerk  und 
gemeinheld  snlvest  agme  mesteve  nnde  seMmanne  erweien  mogeii,  de  denoe 
vor  uns  dem  rade  na  hergebrachter  wontheyd  to  oren  geborli^en  ejdiMi 
unde  modf»rf*pm»»nte  Rchiillen  gestadet  werden  myt  iU'xwo  ho.-*t'h»  ydp. 
dat  hyiitbrt  tor  meäterscbop  in  der  kopgUde  uodo  gemeynlieid  neyiu- 
peraonen  des  rades,  aunder  von  geineynen  borgem,  schollen  gekoren 
werden  iijipc  desnlftip^en  wyssc. 

*  Vielleicht  darf  man  die  Anftiahme  dfr  riildon-  und  Innungsmei«t«'r 
in  den  Hat  als  ein  Zugoatäudnis  de»  linU  an  die  Gilden  betrachten  nach 
dem  Konflikt  von  1514  (siehe  oben);  in  der  YeraDlinunKsurkundc  wird 
allerdinps  dies  Zugcst^ndni.s  nicht  erwähnt.  Jedenfalls  sitzt  bereit« 
1514  ein  Schniiedemei»t<'r  im  IJat.  :ilso  drei  Jaliri-  vor  dem  l>atum  dor 
Urkunde,  die  nach  Nitzsch  ihre  völlige  Abhängigkeit  vom  Hat  be- 
zeuß^en  soll.  Jeden&lU  werden  auch  die  Meister  der  bcvorrechtetca 
Cildrn  lind  <!•  r  „abhfingigcm**  Innnngen  im  gleichen  Jahre  (1514)  inerat 
im  liat  erwähnt. 


Digitizca  Ly  Gu^.' . 


XII  a. 


121 


aondertor  Handwerkerkorporationen  au8  der  Gilde,  nachdem 
me  innerhalb  derselben  sich  gebildet  hatten ;  von  dem  Gegen- 
sHiz  dieser  Handwerkergilden  zu  den  gänznch  vom  Rate  ab- 
liflnpii:»'»)  Innungen,  endlich  %'nn  der  absolut«'?!  Vorherrschaft 
der  KautieuUi  iin  l'nte  —  alle  difso  Anst  liuuungen  Nitzechs 
haben  sich  nach  einander  als  >;aii/.  oder  iii  wesentlicJien 
J'unkten  nicht  haltbar  herausgr.-tt  Ih.  Ks  fragt  sich,  ob  es 
möglich  ist,  an  Stolle  dos  üu  zerstörten  Bilden  ein  anderes  zu 
setzen,  diia  m  den  Rahmen  der  Geschichte  Göttingens  sich 
ohne  Zwang  einfikgt 

Göttiiigen  hat  im  Grofshandel  nie  eine  bedeutende  Holle 
gei*jiieh,  in  der  grofsen  Hanse,  an  der  es  später  teil  nahm, 
hat  die  kleine  Stadt  nie  ein  Wort  nutzureden  gehabt,  aiieh 
k«*ine  seiner  Industrien  hat  sich  je  einen  gröfseren  Markt  zu 
erobern  vermocht  So  führte  es  das  Leben  einer  kldnen 
Handelsstadt,  die  mit  ihrem  Markt  und  ihrem  Absatz  das  um 
liegende  Land  beherrschte,  aber  weiter  von  den  grofsen  Kon- 
junkturen des  nationalen  und  internationalen  Handelsverkehrs 
nie  eigentlich  berührt  und  beeinflufst  worden  ist.  Hier  war 
also  von  vornherein  nicht  der  Boden  für  eine  scharf  nach 
Bwif,  Rang  und  Reichtum  sich  gliedernde  ständische  Urgani- 
sniion  der  rresellschaft ;  hier  gab  es  keinen  alles  überragenden 
M.a'htfaktor ,  keinen  erblichen  Orofsgrundbcsitzorstaud  .  koina 
pUriziscbeii  Kaufherren,  die  in  ihrer  Hand  allen  Keitlituni 
und  damit  alle  Macht  vereinen  konnten,  die  durch  Usurpation 
upüentliclier  rtffentlich(T  Rechte,  durch  die  Erlangung  des 
^tadtregiments,  «lurch  die  Besetzung  der  Ratsstellen  aus  ihren 
Kreisen  eine  Stadtherrschaft  aufrichten  konnten,  die  nur  ihren 
MTBOnlichen  und  beruflichen  Interessen  diente  und  schwer  auf 
den  unteren,  firmeren  8cbichten  der  Bevölkerung  lastete.  Im 
Gegenteil  konnte  sich  hier^  wo  sich  Handel  und  Industrie  die 
Wage  hielten,  wo  keine  grofsen  politischen  Ereignisse  die 
ruhige  Entwicklung  der  Institutionen  hemmen  konnten,  all- 
mAhlich  ein  mälsiges  Gleichgewicht  der  Stände  und  Einwohner- 
klassen  herausbilden,  das  ftlr  den  verhilltnismäfsig  ruhigen 
Gang  der  Gescbicbtf'  Güttingens  im  Mittelalter  ohne  Kampf 
zwischen  Ann  mul  Ri  n-b ,  zwischen  KaufliMiten  und  Hand- 
werkern, uiiiii  Zunttautstiind  und  ohne  Zunftregiment  wohl 
die  beste  Erklärung  bietet. 

Unter  diesen  äufseren  wirtschaftlichen  Bedingungen  haben 

sich  nun  zunächst  die  gewifs  nicht  allzti  zahlreichen  Grofs- 
kautletit»'  zu  einer  Korporntion  zusamnicugeschlossen  .  die,  wie 
fast  <il)(;rall  sonst,  den  Gewandschnitt  als  ihr  eintragliches 
Monopol  beanspruchte,  wahrscheinlich  aber  dasselbe  noch  nicht 
vom  ivate,  sondern  vom  Landesherrn  erhielt.  Nicht  also  die 
KjM.uuauns  g  i  l  d  e  mit  iiirem  exklusiven  Verkehrsrecht  ist  das 
ursprüngliche,  sondern  eine  nach  kaufmännischem  Sonderrecht 
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lebende  Gemeinde »  aus  der  sich  dann  die  Grofskaufleute  zu- 
erst als  berufliche  Einzelgehogsenschaft  aussonderten. 

Wir  dürfen  wohl  annehmen,  dafs  urBprÜnglich  nur  die 
eigentlichen  Kaufleutc  und  Qewandsehneider  die  Gilde  ge- 
bildet haben.  Erst  später,  lüs  es  der  Gilde  weniger  darauf 
ankam,  ihren  Handel  zu  ordnen  und  zu  fcirdem,  als  darauf, 
fCut  zahlende  Mitglieder  zu  hahon,  um  eine  roichliehe  Prübentlf 
verteilen  zu  können,  da  wurde  auch  den  Klcinliäudloni,  den 
Krämern  d^r  Eintritt  L-'^'stattet:  ihnen  wnnl<Mi  dann  im  Tueli- 
handel  einige  bestniniite  Zweij^c  zuge\vifs.'n ,  wahrend  die 
Kaufleute  sieh  selbst  den  Kngro.-^handel  m  einer  Reihe  v^n 
Rohprodukten  vorbehielten.  Möglich  ist  allerdings  auch,  daL 
von  Anfang  an  die  eigentlichen  Kauflcute  wie  die  Krämer  iu 
der  Gilde  vereinigt  waren,  zwischen  denen  sich  dann  eine  Art 
Arbeitsteilung  im  Handel^ewerbe  herausgebildet  hätte. 

Ihnen  folgten  dann  die  Bäcker  und  Schuster,  die  Leinen- 
und  WoUenweber;  die  wahrseheinlich  auch  noch  iiieltt  vom  Safe 
oder  wenigstens  nicht  vom  Rate  allein  ihren  Zunftawang  er- 
hielten —  wenigstens  erscheint  in  der  Schuhmacher-Urkunde 
von  1251  neben  dem  Rate  noch  der  Schultheifs  * ;  es  sind  die- 
jenigen, die  allein  in  spiiterer  Zeit  den  Namen  Gildi  n  fidirtt^n. 
Erst  später.  aU  das  Amt  des  Schul theifseu,  des  ^itadtherrlichen  H<'- 
aiiiten,  an  die  Süidt  verpfiindet  wird,  hat  der  Rat,  wie  überall  so 
auch  hier,  die  Verleihung  de«  Imuni^^^szwanges  als  sein  Recht 
beansprucht,  und  so  war  es  lUiUirlicli,  dais  die  Ilaudwerks- 
genossenscliaften ,  die  :iicli  jetzt  bildeten,  vom  Kate  ihren 
lnnune;8zwang,  die  Bestätigung  ihrer  Satzungen  ^»  erbielteu ;  m 
sind  die  social  unter  den  Gaden  ^stehenden,  rechtlich  ihnen 
kaum  nachstehenden  Innungen  oder  Ämter*  der  Knochenhauer ^ 
Schräder  (Schneider)  und  Schmiede.  Dieaen  afinfltigen  Kauf* 
manns-  und  Handwerksgenossenschaften  gegenüber  schliefst 
sich  nun  die  „Gemeinheit^*  unter  ihren  Meistern  selhstttndig  ab, 
und  endlich  kommen  zu  diesen  noch  die  Leinen weber  der 
Neustadt  Göttingen  hinzu,  die  als  „Handwerker**  von  Gilden 
und  Innungen  unterschif'den  werden. 

Zu  diesen  an  und  tVr  sich  einfachen  Verhältnissen  kam 
nun  ein  neues  Element  dadureh  hinzu,  dafs  die  Kautmanns- 
gilde  im  Jahre  1354  die  Hanse  als  echtes,  ewiges  Lehen  d.»r 
Herren  von   Uslar  erwarb.    Der  Ursprung  dieser  der  Kauf- 

^  Da  s  S(  Iml/enanit  wurde  Kiiätrr  mehrfach  an  die  ßttdt  verpftadet 
hchmidt,  ürknndeubuch  S.  246  Aiini. 

*  Dicf»  geht  besouders  aus  deu  Statuten  der  Schiniedciunung  \  '>u 
1517  hervor.    Hanfolblatt  und  Kaestner  S.  84* 

^  l>i*'s  ist  übri^rt-iis  eine  weitere  Bestätigung  f&r  die  richtige  Her* 
leitung  des  Worten    Amt"  bei  Nitzsch. 

♦  Die  Knochi'iihauer  scheinen  eine  MitteUtelluiig  zwischcu  Gildeu 
und  Iiinimgeii  eingenommen  su  haben.  — Sehmidt  in  Hans.  Oeschicht^» 
blfttter  im  S.  Si. 
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inannägilde  also  nkkt  von  vornherein  zustehendea  Hanse  liegt 
völlig  im  Dankein;  doch  wird  sie  wohl  vor  allem  in  gewiaaen 
Abgaben  bestanden  haben,  die  den  Herren  von  Uslar  aus  ge- 
wissen Realrechten,  besonders  aus  dem  Besitz  der  städtischen 
Wage,  zuflössen.  Jodenfnlls  imifafst  sie  s|i,!t<  r  eine  g-rofso  An- 
zahl von  Verkelinsvorrechteii  und  j)()lizeiiichen  Hetugiiissen, 
durch  die  die  Kaufniannsgilde  für  das  kommerzielle  und  ^e- 
werbliche  Leben  der  Stadt  mit  einem  Male  eine  ganz  andere, 
weit  grölaere  Bedentang  erhalten  mulste;  sie  erhielt  dadurch 
wahrscheinlich  ^  die  Vettügung  Uber  die  atSdttflche  Wage  nnd 
die  Zulassung  zum  Kleinhandel  in  einer  Reihe  von  Waren, 
meist  Rohpnraukten.  Diese  Vorrechte,  die  ans  der  .Hanse^ 
stammten,  verquickten  sich  nun  mit  den  alten  Monopolrechten 
der  Kaufmannsgilde.  Die  Bestimmungen  des  Jalires  1431* 
erst  stellen  genaue  Normen  dartther  auf,  was  zum  Recht  der 
Hanse,  was  zu  dem  der  Kaufgilde  gehört,  womit  andererseits 
die  Krämer,  womit  die  Kaut'Ieute  llamlel  treiben  dürfen.  — 
Daher  iat  es  auch  ganz.natQrlich,  wenn  die  Honigkuchenbäcker 
von  der  Kaufimannsgilde  1455  geswnngen  wurden,  die  Hanse  an 

Sewinnen;  denn  nach  dem  Statut  von  1481  war  der  Detail- 
andel mit  Honig  nur  Inhabern  der  Hanse  gestattet 

Es  war  nach  mittelalterlicher  Anschauung  selfostverständ- 
lieh,  drtpM,  wer  an  diesen  ointrligliehen  Vorrechten,  die 
die  Kautmannsgilde  gewilhrte,  teilnahm,  nicht  noch  neben- 
bei ein  Handwerk  treiben  konnte,  das  durch  den  Tnnungö- 
zwung  einer  Imumg  als  ilir  Monopol  vorbehalten  war.  Es 
ist  dies  die  Konsetiuenz ,  die  fast  in  allen  Städten  aus  der 
Errichtung  selbständiger,  mit  dem  Zunfbwang  ausgestatteter 
Handwerkerkorporationen  gesogen  wurde.  Scharf  werden  auch 
hier  Kaufmannschaft  und  Handwerk  g*  srliiedeo,  eifersüchtig 
wachen  die  in  der  Gilde  organisierten  Kaufleutc  über  ilire  alt- 
hergekommenen  oder  später  erworbenen,  einträglichen  Mono- 
polien  auf  dem  Gebiete  des  IlandelsTerkehrs,  und  es  ist  be- 
zeichnend genug,  dafs  die  Wollen  weher  iiir  Tueh  nieht  selbst 
zur  Frankfurter  Messe  bringen,  nicht  selbst  also  spekulativ 
auf  fremden  Märkten  absetzen  dUrfen,  sondern  gezwungen  sind, 
es  an  die  Eaufmannsgilde  in  GOttingen  zu  verkaufen*.  Wer 

*  So  sichor  wie  N  i  t  z  « c  Ii  es  hinstellt,  Iaä8<^n  M^'h  JTH'iuer  Mpinung 
uach  die  ur^j>  r  ii  ii  1  ic  lu' u  iiaii«ereelite  nicht  luehr  frkeiiiicu.  Wir  be- 
tttten  ftber  sie  nur  Urkunden  aus  dem  15.  nnd  16.  Jshrboodert;  \i(>Ie8 
mnc  qpfttere  Umbildunj^  oder  «»patorrr  Zusntz  sein,  manche«  xicllcicht 
auch  nur  unter  dem  Druck  äulserer  VcrhältaL»8e  för  den  Augenblick 
erlatseae  Bestiminiin^n,  die  nicht  von  langer  Dauer  waren. 

*  NU 2 seh,  Aufnatz  von  1879.   S.  35. 

*  yitzj»ph  hat  diese  Bestimmun^^  nlM-rsehen.  Ich  finde  die  Mit- 
tel In  bei  Schmidt,  ilans.  Geschieht ^blatter  1878.  S.  23.  Die  Be- 
stiiiHiiuDg  von  1413,  auf  die  Nitneh  to  grofscB  Gewicht  lest,  dafs  fremde 
Wollt  II \v  (  !H  r  nnd  Schneider,  wenn  Pic  auch  zu  Hnnsc  Tlfn-nn'! schnitt 
und  Kauf;^ilde  hätten,  doch  in  Güttii^eu  kein  Gewand  schneiden  dürfen, 
Mhelnt  mir  nieht  vea  so  grober  Bemtung  xu  sein.  Thataichlieh  war 
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Handel  treiben  will»  mufs  Gilde  und  Hanse  gewinnen,  die  der 

Genossenschaft  einen  beträchtlichen  Gewinn  abwerfen ;  aber  die 
Weiterflihrnng  seines  Handwerks  ist  ihm  dann  nicht  gestattet. 
Nur  Apotheken  i,  Goldschmiederei  und  Zimmei  iM  machen  eine 
Ausnahm^^.  Dia  Vertreter  dieser  Gewerke  waren  nicht  durch 
den  Zunttzwaiig  geschützt,  sie  lebten  noch  ungesutidcri  unter 
der  „Gemeinlieit"  der  Bürger;  die  Audilbung  ihres  Beruf« 
stand  auch  den  i^ramern  in  der  Kaufmannsgiide  oti'en. 

Die  Provenda,  die  die  Gilde  ihren  Mitgliedern  erteilte^ 
wurde  von  ihr  rein  vom  finanziellen  Standpunkte  aus  als  ein 
teil-  und  vererbbares  Nutzungsrecht  betrachtet  und  verwaltet. 
Die  CHlde  wurde  so  eine  Art  ^entenversicherungsanstaU  fUr 
alle  die,  die  kapitalkräftig  genug  waren,  um  sich  in  dieselbe 
einzukaufen.  Mit  den  Vorrechten,  die  die  Gilde  als  Genossen- 
schaft der  Kaufleute  im  Wirtschaftsleben  der  Stadt  erteilte  — 
nur  der  erwarb  sie,  der  der  Gilde  „bruken"  wollt©  -—  hatte 
Hie  absohlt  nichts  zu  thun;  sie  stand  dem  reich  gewordenen 
Handwerker  —  nur  durfte  er  kein  unrcdliclK's  H.'Midncrk 
treiben  *  -  so  gut  offen  wie  der  Wittfrau  und  der  Tochter 
eines  verstorbenen  ( iihlebruders  sie  konnte  verpfändet 
werden'  an  einen  Gihlemeister  oder,  falls  der  niciit  Geld  genug 
zu  verleihen  hatte,  an  einen  beliebigen  andern.  Das  Kajjital. 
das  den  Vermögensfonds  der  Gilde  bildete,  wurde  auf  Ziu8  aus- 
gethan,  wobei  aber  auf  genügende  bypothekartsefae  Sicherheit 
gesehen  wurdet  Aber  auch  dieses  rräbende  legte  die  Pflicht 
auf,  zur  Oilde  zu  halten  und  ihr  in  allen  Gefaihren  beizustehen, 

das  nicht  nur  in  Böttingen .  oiideni  auch  in  virlcn  andfrcii  Stj'iiltfii 
verboten,  und  ex  hat  verliiiltiiismäfsig  wenige  gegeben,  iu  «Ionen  don 
Woborn  um  dies«»  Zeit  der  Oewandsehuitt  erlaubt  war,  ohno  daf«  .si»» 
auf  ilir  Handwerk  verzichteten  Beispiele  dafür  bieten  v..  H.  Nauen: 
Biedel,  Cod.  dipl.  Hrand,  17.314.  Hier  erhalten  die  W.l„r  da^ 
Hecht  freien  Gewandsehnitts ;  ebenso  1323  ein  Teil  der  Weber  iu 
Stendal:  Riedel  I  4.  288.  In  Osnabrück  (siehe  unten  ^  12)  war  den 
Webern  der  Gewandschnitt  überhaupt  gestattet;  ebenso»  in  Halbentidt 
(Halber^t.uitiM-  Urkb  l  248).  Oft  nber  war  die  Erlaubnis  dazu  nur  -  tn 
vurübergehendes  Zugeständnn<,  das,  sobald  die  poUtii»die  KonntelUtiou 
sich  Änderte  f  znrflckgenomnien  werden  konnte.  8o  erhalten  z,  B.  in 
Reichenberg  die  Weber  i:{67  den  Wandschnitt,  136H  wird  er  ihnen  ver« 
boten.  SieTic  für  Stendal :  Ursefranir  m  fi  < >.  —  Ganz  ähnliche  Be- 
stimmungen, dafs  nur  die  Weber,  die  in  der  Heimat  Gilde  hätten,  auch 
auf  den  Mftrkten  Gewandechoitt  treiben  dürften,  finden  si«^  s.  B.  in 
Kassel  (vgl.  unten  §  11)  und  Salxwedel  (Riedel,  Cod.  dipl.  Bratid.  1 14 
120),  Erfurt  etc. 

*  Nitzsch,  Krt^ter  Autsat/  8.  29:  Ave  en  seid  he  nicht  we«en 
eynes  nnredeliken  hantwerke«. 

*  Nitzscli.  Er:^ter  Aufsatz  S.  30. 

*  Nitz  seh,  Krgtrr  .\ufsatz  S.  31. 

*  Nitzsch,  Erster  Aufsatz  S.  32,  Bestimmung  von  i.JöO:  JMt  nn  u 
der  gilde  ^elt  nicht  utdon  enacnlle,  men  en  do  it  uppe  lieende  err«  dat 
also  gud  si  also  dat  gelt  und  ok  mit  der  witwhop  unde  irillen  de  bjden 
mortem  Mittet. 
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wie  denn  1401  und  1416  die  Probende  den  auswilrtigen  Gilde- 
brQdern  entzogen  wird,  wenn  sie  ^unsen  gilden  nicht  to  hulpe 
komet  in  hervordcn  und  in  orloges  noden". 

Fraisen  wir  nun,  welches  die  Stellung  der  KaufiTiannsgilde, 
der  Hanilwerkergilden,  der  Innungen  u.  s,  w.  im  öffentlichen 
Leben  der  Stadt  gewesen  i.st,  wie  weit  sia  einen  Einfluli*  auf 
die  Entwicklung  der  städtischen  Iu»titutiunen  ausgeübt,  wie 
weit  sie  einen  Anteil  an  der  stftdtischen  Verwaltung  erlangten 
oder  beanspmcliten ,  so  liegt  der  Schlttssel  dee  Verstltndnisaes 
meiner  Meinung  nach  hier,  wie  so  oft,  in  einer  feinen  Be- 
merkangt  die  Liese^ang  gemacht  hal^  dafs  nämlich  die  Macht 
der  verschiedenen  Korporationen  innerhalb  einer  Stadt  in  der 
He^jel  nach  dem  Alter  derselben  sich  verteile.  Cierarle  hi^r 
z(  i^t  sich  recht  deutlich  der  m^'e  Zusammenhang  zwischen  den 
wirtschaftlichen  Verhältnissen  und  Bedingungen  und  den  ho- 
cialcn,  ständischen  Gruppierungen  und  Bildungen^  gerade  weil 
die  Kaafieute  im  Wirtschaftsieben  dfer  Stadt  zuerst  den  be- 
deutendsten Faktor  bildeten,  Termocbten  sie  es  suerst  au  einer 
genossenschaftlichen  Organisation  sa  bringen;  weil  sie  wirt- 
schaltlieh  hervorragten,  errangen  ^ie  den  höchsten  socialen 
Rang  und  teilweise  gröfsere  Rechte  als  die  übrigen  Be- 
völkerunp:Rkla8sen ,  und  indem  sie  (hireli  ihren  Bernf  aueh 
politisch  am  meisten  «jresehuU  wurden  nnd  ilii-  Blick  weiter 
reichte  als  derjenigt-  (Üm-  Handwerker,  fiel  ilmcn  natürlicher- 
weise fast  uberall  zuerst  das  Stadtregiraent  zu.  So  war  auch  in 
Göttingen  die  Kaufmannsgilde  die  älteste  und  mächtigste  Kor- 

eiration  innerhalb  der  Stadt,  und  die  Verfdgung  Ober  die 
anse  gab  ihr  einen  bestimmenden  Einfinfs  im  Verkehrs- 
leben derselben;  aber  zu  einem  Uberwiegenden  Einflufs  der 
Kaufmannsgilde  im  Rate  ist  es  hier  nie  gekommen.  Die 
Verhältnisse  waren  zu  klein  nnd  zu  eng,  um  es  zn  grofsen 
socialen  Gegensätzen  kommen  zu  lassen;  Kaufmann  und  Hand- 
werker wnfsten  sich  friedlich  mit  einander  abzufinden  und 
gerade  dadurdi  ein  gewisses  Gegengewicht  gegen  den  Rat  zu 
bilden;  ihre  Meister  bildeten  vereint  gleichsam  eine  zweite, 
mehr  kontrollierende  als  verwaltende  Behörde  der  Stadt,  mit  der 
der  Rat  sich  in  idlen  wesentlichen  Dingen  zuerst  verständigen 
moTste.  Nicht  der  Gegensatz  von  Handwerk  und  Handel, 
sondern  —  wenn  ich  so  sagen  darf  —  ein  gewisses  Neben- 
einander von  mehr  genossenschaftlicher  nnd  mehr  herrschaft- 
Heher  Verwaltung,  das  giebt  der  Göttin^^er  \'(;rfassungö- 
^'eschiehte  im  Mittelalter  ihr  charakteristisehes  Gepräge.  Wohl 
mochte  der  grolse  Kaufmann  sich  social  weit  Uber  den  kleinen 
Handwerker  erheben,  seine  eigene  Standessitte,  seine  aristo- 
kratisehen  Neigungen  haben,  wohl  mochte  er  streng  Uber 
seine  wirtschafuichen  Vorrechte,  seine  Monopolien,  wachen, 
aber  er  hatte  weder  das  BedOrfnis,  noch  die  Macht,  einseitig 
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seine  Interetten  in  den  stidtwcfaen  VerfMeungBorganen  zum 
Ausdruck  zu  bringend 


Kncheiibekor:    Analeeta  Hasswca.  IV. 
Schmincko:    H<*ji<'hr<'il>ung  dtT  St?idt  KaäfM>l. 
Sammlung  fürstlich  heasiiicher  LaudeHunlnungtfu.  L 
Piderit:  Gcsdiidite  der  Stadt  Kusel. 
Gen  gier;  Codex  iuris  mimidiNÜie. 

Die  Geschichte  der  Kasseler  Gilde  liat  bisher  wenig  Be- 
achtung gefunden,  und  doch  bietet  sie  einige  so  merkwürdige, 
für  die  Verhältnisse  und  RechtsaufTassungen  der  damaligen 
Zeit  charakttTistische  Momente,  dafs  ich  ihr  eine  kurze  Dar- 
sti'llung  widmen  zu  müssen  glaubte;  um  so  mehr,  als  dir 
komplizierten  Verhitltnisse  GiUtingens  in  manchen  Punkten 
vitdieicht  durch  den  Vergleich  mit  Kassel  noch  besser  auf- 
gehellt Verden  kOnnen. 

Zum  vetenmale  werden  die  Kasseler  Innungen  in  einer 
Urkunde  veik  1^7  erwähnt*.  Heinrich  IL,  Landgraf  von 
Hessen,  bestätigt  sie  und  verleiht  ihnen  das  alleinige  Vertriebs- 
recht für  die  Artikel ,  die  sie  fabrizieren,  die  gratia  emendi  et 
vendendi*.  £ine  G^wandschneider-  oder  Kaufimannsgilde  wird 
hier  noch  so  wenig  najnentlich  genannt ,  wie  irgend  eine  der 
Handwerkergilden ,  mit  Ausnahme  der  Wollenweber;  aber 
gerade  ihre  Existenz  vermag  man  aus  dem  WorÜaut  der  Ur- 


kunde mit  zienjlicht  r  Sielierheit  zu  erschliefsen. 

Wiihrend  nämlich  die  Zulassung  zum  Innungsrecht  im  all- 
gemeinen nur  von  der  Genehniigung  der  betreffenden  Innung 
abhängig  gemaciit  wird ,  nehmen  die  Wollenwcber  in  dieser 
Beziehung  eine  Sonderstellung  ein;  ihr  schon  früher  ihnen 
gewährtes  Privileg  —  heifst  es      aofiß  durch  die  Erteilung 

'  Hegels  Er()rt<Tungeii  fiher  Göttingeii  II  405 — 414  stimmen  in 
<l»'m,  was  sie  vorbringen,  mit  moinon  Ausführungfn  im  wpscntHchon 
iiberfin;  doch  versuchen  sit*  auch  hier  nicht  daa  W  «>srn  der  Gilüe  vodi 
wirtaehsftlichen  Standpunkt  ans  tiefer  zu  erfiusen  GeffenQber  Nitseeh 

betont  auch  «r  mit  Rocht,  dafa  zwischen  Gihlen  und  Innuupon  kfin  so 
scharfer,  prinzijiii  llrr  Fntcrrichied  zu  machtMi  sei,  wobei  er  sich  eben- 
falls vor  allem  auf  dir  Ereignisse  von  1447  und  li-Üi  stützt.  Die  Irr- 
tfimer  Hemels,  dafn  die  (filden  keine  Vertret^tng  im  Rate  gehabt 
hiitten  und  dafs  ihn-  \'ur>t<  hf'r  immer  ^•(>m  neuen  Rate  ernannt  worden 
sein,  erklären  sich  daraus,  ihifs  liegel  das  Urkuodcnbach  VOU  iiai»«clbUtt 
und  Kuentner  nicht  benutzt  hat. 
^  Urkunde  1  im  Anhang. 

^  (Jiiod  Ulli  Ii  cmere  aut  V(>ndere  licebit  nisi  prius  prememorstB 
videlicct  fraternitate  m'U  unioue  »ihi  comparata.  . 


§  11. 


Kassel. 
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des  Zunttzwangeji  n?T  die  einzelnen  Korporationen  keinen  AH- 
bruch  erleiden.  W  "l  in  anders  aber  konnte  ein  solches  Vor- 
recht der  WoUenueber  bestehen,  als  dals  sie  ^cgon  das  i  er- 
kaa&monopol  des  Wollentuchs,  das  hier  wahrsdieiulich  wie 
anderwflrts  die  OewandachBeideriuMifieate  ftr  aidi  betiis|iracli* 
teo,  durdi  ein  beeonderes  Privileg  des  Landesflknteii  geachfltst 
worden  waren? 

Dafs  die  Wdlenweber  in  der  That  g^;enflW  d» 
wandschneidein  hier  eine  viel  fn^ei^e  Stell  iiing  eingenommen 
haben,  als  in  den  meisten  andern  Söldten ,  beweist  dann  vor 
allem  auch  das  Statut  der  Gewaudschueider  vom  Jahre  1402. 
Ein  Blick  in  dasselbe  zeigt  deutlich,  dafs  es  keine  einheitliche 
Kechtöau^ichimug  sein  kann;  vielmehr  erscheint  es  als  eine 

Z«a«imeiifimnng  aller  iMfllief]^  aatonomen  Statuten  der  Gflde, 
denen  nachmals  die  landeeberriicbe  €lenelimigung  erleilt  wird. 
Indes  sind  die  einzelnen  Teile  des  Statuts  nicht  mehr  so  klar 
auseinander  zu  halten,  dafs  man  aus  denselben  eine  Geschichte 
der  Kasseler  Oilde  und  der  Wandlungen,  die  sie  durchgemacht» 
herauszulesen  v, mf  ichte 

Die  Oilde  nennt  üich  selbst:  „Innung  der  Uewandschneider 
und  K.iut'leute'*.  Dafs  sie  fast  nur  aus  Gewandschneidern  jjich 
tiuiLsaclilich  zusaiunicnj|cäeLzL  haben  kann,  geht  aus  dem  In- 
Imlte  der  üiltande  denUidi  hervor.  Der  Gewandschnitt  ist  ihr 
Monopol;  auch  der  Handwerker  kann  ihn  erwerben,  aber  er 
mufs  sein  Handwerk  niederlegen,  —  ganz  wie  in  Göttingen, 
,,die  wile  er  sieb  der  ynnunge  unde  gUde  gebrauchen  wil"  und 
,,kaufen  sal"  (§  2).  Ausgenommen  sollen  nur  Aekerleute  und 
Mtln/er  sr»in,  die  hier  nVso  \m  Mf^Lrensntz  zum  gewidinlichen 
Sprachgebrauch  des  Mittelalters  mit  unter  die  Handwerker 
gerechnet  werden.  Jedenfalls  waren  es  die  vornehmen,  grund- 
besitzeuden  Patrizier  der  fcJtiidt,  denen  man  gern  in  der  Kauf- 
gilde Aufoahme  gewahrte;  konnte  man  doch  dadurch  seine 
politische  Macht  und  seinen  socialen  EinfluTs  nur  Terstftrken. 

Dals  andererseits  der  Ackerbau  in  den  Stildten  des  Mittel - 
altera  im  allgemeinen  nicht  als  besonderer  JBrwerbszweig  galt, 
sondern  vielfach  als  Nebenberuf  betrieben  wurde,  das  hat 
Bücher  fUr  Frankfurt  a.  M*  ganz  Uberaeugend  statistisch  nach- 
gewiesen 

Den  VVollenwebern  ist  der  üewandüchnitt  im  allgemeinen 
verboten ,  jedoch  werden  zwei  Ausnahmen  gemacht.  Auf 
freien  Jahrmärkten  ist  er  denjenigen  WoUenwebem  gestattet, 
die  in  den  Orten,  aus  denen  sie  stammen,  kopgilde  hatten, 
d.  h.  das  Recht  den  Tuchhandel  en  detail  au  betreiben,  das 
sonst  den  Kaufleuten  anstand. 


*  Rurs  vorher,  18H4,  waren  die  Innungen  aus  rein  wirtftcbsftlirhon 

OrOm^'^n  anffrftinhm  M'orden.    Vgl.  Urkunde  III  im  AhIkitis;. 

'  ßücUor,  Bevülkeruug  Frankfurts«  im  Mittelalter  8.  2''t^S. 


Digitized  by  Google 


128 


xn  2. 


Dafs  die  NVoher  in  den  betreffenden  Stlldten  auch  Mit- 
glieder der  betreffenden  Gilde  gewesen  sein  mtlfsten,  ist  da- 
mit nicht  gesagt,  wie  z.  B.  in  Goslar  1219  nur  die  Er- 
teilung des  Wandschnitts  von  der  Gilde  ablillngig  gemacht 
wird 

Eine  lie.sondere  Stellung  neliuicn  hier,  wie  schon  erwähnt, 
die  Wolleiiweber  aus  dem  kt^niglichen  »Schloäbe  ein,  denen  der 
rrewaiidschnitt  auf  den  Jaliriiiiirkten ,  auch  ohne  dafs  sie  die 
linuin^  hatten^,  erlaubt  war  5).  Daa  gleiche  Recht  i^e- 
niefsen  auf  Märkten  und  Messen  die  Leinen weber;  im  übrigen 
Bind  diese  vernflichtet  —  nach  beim  Kngros* Verkauf  — ,  ihre 
Waren  zuerst  aen  Gildekauf  leuten  anaubieten,  ehe  sie  sie  ander- 
weitig loszuschlagen  versuchen  (§  7  f.). 

Dafs  die  Gilde  hier,  wie  so  oft,  neben  dem  Gewandachnitt 
ursprünglich  auch  im  Weinverkauf  im  Genufs  gewisser  Vor- 
rechte gewesen  ist,  wird  —  will  man  diesen  Rückschlufs  i\m 
einer  späteren  Zeit  gehen  lassen  —  wahrscheinlich  durch  die 
Thatsache,  dafs  noch  im  Jahre  1 583  ihnen  der  Weinschank  in 
der  Ptingstwoche  jedo^  Jahres  gestattet  ist^. 

In  frtiheren  Z«  itt  u  —  wenn  wir  die  ersten  Bestimmtm^^en 
des  Statuts  diesen  zuweisen  —  scheint  sich  die  Gilde  eine  ge- 
wisse Autoiioniie  bewahrt  zu  haben.  Sie  wählt  autonom  ihre 
Gildemeiöter  (?;  14);  .sie  liat  das  Recht,  ihre  Gesetze  zu  andern 
und  zu  vermehren,  soweit  es  mit  dem  Recht  des  Landesherni 
vereinbar  ist  (§  II);  sie  p&ndet  —  im  Notfall  mit  HUlfe  des 
landesherrlichen  Amtmanns  —  alle  die,  die  ihren  Satzungen 
zuwiderhandeln  (§  17).  Aber  wie  sehr  ist  andererseits  die 
Selbständigkeit  und  Selbstverwaltung  beschrKnkt!  Nicht  nur, 
dafs  zu  Gunsten  der  auf  dem  Schlosse  ansässigen  Wollen  weher 
eine  Ausnahmehestimmung  stipuliert  wird,  nicht  nur,  dafs,  wer 
den  Bestimmungen  über  den  Leinwandkauf  zuwiderhandelt, 
die  Gnade  des  Landesherrn  inu]  seiner  Nachfoljs^er  sich  er- 
wt-rhen  —  d.  h.  wohl  eine  ;:;iite  Summe  (ieldes  zahlen  — 
niiifs,  nicht  ntir,  dafs  der  Stadtherr  überhaupt  z\v*m"  l^rittel 
all«  r  Strafen  für  sieh  einzieht:  in  den  letzten  Bestimmungen 
der  Urkunde  von  14"2  (§§  20  f.)  die  wohl  der  spatesten 
Zeit  angehören  —  hehält  sich  der  hessische  Landgraf  das 
Recht  vor,  die  Innung  ganz  aufzulösen,  falls  alle  Mitglieder 
die  Innung  verbrechen,  d.  h.  doch  wohl,  fidls  die  Innung  neue 
Statuten  sich  geben  will,  in  denen  der  T^ndesherr  sein  Interesse 
nicht  genügend  gewahrt  glaubt 


'  S.  oben  Cap.  IM  ^ 

^  Das  ergiebt  sicli  au»  Uem  Gegeusatz  gegeti  die  Weber  sus  fremUea 
Städten,  deren  Oewandsehnitt  an  diese  Bedingung  geknüpft  war. 

*  S.  Anhang  Urkunde  III.  Dagegen  war  der  Salzhandel  kein 
»peciellfs  Innungsreclit,   sondern   ntand  nachweislich  allen  Ksneeier 

Bürgern  oflfen  (iSchmiucke  S.  259). 
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Znr  Illaaion  aber  wird  die  ganze  Autonomie  durch  die 
Ictzti-n  Bestimmungen  des  Statuts  (§  21),  durch  die  der 
Landesherr  die  Aufnahme  jedes  einzelnen  Mi^liedes  in  die 
Innung  von  seiner  Genohmi«^ung  abhilngig  macht.  Damit 
wird  die  Gilde  zu  einem  Urgan  der  landesherrlichen  Inter- 
essen, damit  tritt  sie  den  Eiiiflufs»  den  sie  bis  dahin  im 
socialen  Leben  der  Stadt  ausf,^eübt,  an  den  Landesherrn  ab. 
Und  <lie  Folgezeit  lelirt,  dai's  die  Entwicklung  nach  dieser 
Seite  liiimer  weiter  tbruchreitet. 

Die  landesherrliclien  Polizei-Ordnungen  hua  dem  10.  und 
17.  Jahrhjindert  *  zeigen  die  (iewandschneider-Innung,  wie  alle 
anderen  Zünfte  der  Hauptstadt^  in  völliger  Abhängigkeit  von 
der  absolutistischen  Herrschaft  des  modernen  Formen  sich 
Qihemden  KJeinataates.  BLassel  ist  Landeshauptstadt,  die 
Zttnfte  nicht  mehr  Vertreterinnen  stadtwirtschafuicher  Inter- 
essen ^  sondern  dem  grOfseren  Oiigantsmua  staatlicher  and 
(Üntlicher  Interessen-Politik  eingeragt  und  seinen  Zwecken 
dienend. 

Kocib  wenige  Worte  mögen  dem  eig«aitQmliohen  Namen 

gewidmet  seiu;  der  sich  wiederholt  urkundlich  in  späterer 28it 
fitr  die  jKusaeler  Gewandschneidergilde  'erwAhnt  findet 

Zuerst  1485 dann  wiederiiolt  spftter  finden  wir  sie  als 
«ÜMisengrebengilde''  oder  ^IHansengreben  -  und  Gewand- 
sßhneideigihle*  beaeiohnet;  ihr  Wein  wiad  im  Jahve  1^88 
„HanaengrabeDwein*  j^euMint.  Der  Name  erscheint  um  so 
ritaelhafter.  als  er  sich  in  den  ersten  Urkunden,  die  won  der 
Kasseler  ^rüdp  berichten,  an  keiner  Stelle  findet.  Mnn  könnte 
«"i.'iran  .denken,  dafs  es  hier  ur.s|irun^lich  ,  wie  in  ii<'gent^lmr^, 
enuMi  oder  niclirrr''  I  lan.se^^rat'eii  gegeben  hat  ,  denen  die 
Lt'i tnntc  und  Urduuiig  des  Handelsverkeiirs  oblag,  daJs  dann 
Äpiittjr,  aU  der  Landesherr  .  an  ihre  Stelle  trat,  sie  mit  den 
Kaufleuteu  uud  Gewandschneidern  in  der  Stadt  /.u  einer  Gilde 
▼erschmolaen  sind.  Aber  wahrscheinlicher  waiscn  hier  die 
Hansagnite  ^  wie  s.  B.  auck  in  Middsibttrg^  ^  Vorsteher 
der  Kavfmannsgilde,  mmd  ihr  NaoM  ist  dann  am  die  einifaan 
lfit»liedar  flbargegangen,  okfta  melir  «acht  verstanden  an  wände»» 
In  Eaefawege  ist  dann  aus  dem  KjMselcr  HansengMbe  gv  am 
sHaoMogräber*'  gewofdan^ 


'  Vgl.  vor  mim  intsißssunte  Stolle  m§  einem  Statut  von 

1534.   Hess.  Laodesonjnuogen  I  63. 

»  Piderit,  GoHchlcht*'  d.  r  Stadt  Kassel  S.  98.  Er  zieht  darsas 
4mi  Ik'lilttff«.  daf?  die  Ka-saf-lfr  (i^iliie  in  besondr  rern  Ansohnn  Ftand 

*  Da  audi  in  Kassel  wü;  jiti  vielen  Orteu  Deutbchiaiidä  eine  FLa- 
■dsgefkolonie  sich  niedergelMfen  hatte,  eo  kann  van  wolil  die  Venmutung 
Utifkoni,  dafs  dqf  ^assegrsl  QiigprftiigUcii  au  4leseo  ia  irgend  einem  Ver« 

♦Viiinar,  Ldiotikon  von  Ki.rhe»»eii ;  verbuin  Haufteii^rebe. 
tmehngm  ifist)  XU  2.  —  l>or«n,  K»afaiaQiuigil<l«a.  9 
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§  12. 

Zar  Kritik  der  Nitstehsek^  OUdetheorie  luid  ilmr  Kritiker. 

Gilde  und  Innung. 

Es  sei  mir  zum  S(  hlufs  dieser  Einzclerörteruii-ren  gestattet, 
noch  einmal  pini<^«'  all;;('inelnere  kritisclic  B«*incrkiiiiL''»Mi  !>f'!- 
zufügen,  die  da»,  was  ich  in  df*n  vorigen  Paragrapiieii  im 
einzehien  zu  zt  igen  versuchte,  die  Irrigk'  it  oinlcrer  Hypoihe?4fir 
Kitzschs  zu.sainmenfassen  und  in  manchen  rankten  crgänztu 
sollen.  Besonders  soll  hier  da>  von  Nitzsi  li  ang«  Jiommene 
Verhältnis  der  „Gilde"  zur  „Innung"  noch  einmal  genauer 
beleuchtet  werden. 

Nitzacb«  Untersuchungen  haben  sofort  nach  ihrem  Er- 
scheinen grofses  Aufsehen  erregt.  Aus  einem  unendlich 
spröden  und  brüchigen  Material  hatte  Kitzsch  mit  der  ihm 
eigenen  historischen  Kombinationsgahe,  mit  der  Fuhigkoit,  in 
den  kleinsten,  scheinbar  unbedeutendsten  Äufseriichkeiten 
den  Gang   einer  grofsen  bedeutsamen  Entwicklung  heraus- 

.  7.ntind<  n.  ein  scharfos.  In  wenigen  prägnanten  Ztigeii  lixiortej* 
l>ild  der  gesamten  wirts«  hnftlirlM'n  und  socialen  Entwicklung 
der  niederdeutschen  .Städte  im  Mittelalter  herausgeformt, 
desH'Mi  klar  skizzierte  Umrisse  nuch  den  F">rselier  lTa]>|)ieren 
mufstrii,  in  dessen  Vorstellung  hich  bis  dahin  j«Mie  l'^utwick- 
iun^  vielleicht  in  f^nn?.  nnderer  Weise  widergespiegelt  hatte. 

Allerdings  nicht  ^^aiiz  ohne  Widerspruch  sind  diese  Aus- 
führungen Nitzschs  geblieben:  aber  hervorragende  Forscher) 
wie  Schmoller,  Goldschmidt»  Schulte,  Geering  etc.  haben  sich 
ihre  Resultate  im  wesentlichen  .zu  eigen  gemacht.  Erat  in 
neuster  Zeit  hat  sich  ein  scharfer  prinzipieller  Widerspruch 
gegen  die  Nitzschsche  Gildetheorie  erhoben:  zu  gleicher  Zeit 
sind,  ohne  voneinander  zu  wissen,  Hegel  und  v.  Below  zu  dem 
Resultat  gelangt,  dafs  von  den  Nitzscbschen  Erörterungen 

.nichts  aufrecht  zu  erhalten,  dafs  seine  ganze  Theorie  auf 
luftigem  Sande  gebaut  sei  und  unter  den  Hnrnnierschlägen 
scharfsinniger  historischer  Kritik  notwendig  zusammen  brechen 
müsse. 

Dem  gegenüber  gilt  es  nun  Stellung  zu  nehmen  und  zu 
sehen,  ob  Nitzseh  diese  heftigen  Vor\%iirfe  wirklich  verdient 
Gerade  bei  den  Angriffen  v.  Belows  hat  nian  sich  naeiigcrade 
daran  gewöhnt,  zu  fragen,  ob  er  nicht  die  Ansichten  anderer 
'  Forscher  sich  in  einer  Weise  zurechtlegt,  da(s  er  bequem  daran 
das  Messer  seiner  Kritik  anlegen  kann.  — 

Da  ist  denn  zunächst  zu  betonen,  dals  beide  Foraeher 
vom  rein  verfassu  ngsgeschichdichen  Standpunkt  au>Nitzsch 
zu  kritisieren  suchen,  dafs  der  Nutzen,  den  die  Wirt- 
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schaftögeschichte  auä  seiuen  Arbeiten  ziehen  mag|  von  ihnen 
^fam  aafser  aclit  gelaaaen  wird.  Und  gerade  hier  wird  es 
sich  zeigen,  was  ich  schan  oben  Below  gegenüber  geltend 
macht:  dafs  die  absolute  Trennang  Termsungs-  und  wirt- 
Bchaftahistorischer  Gesichtspunkte  au  Tragsduttssen  ftihren 
kann.  — 

Was  behauptet  Nitzsch  df'nn  'Mjr'^ntüch  ?  „Die  Gilde  um- 
fafste  alle  am  Verkehr  beteilijijteu  Mcmente  oder  suchte  sie 
wenigstens  zu  umfassen."  Und  was  machen  Hegel  und  Below 
daraus?  „Obwohl  die  sämtlichen  Handwerker  dazu 
gehören,  ist  sie  doch  eine  B^ulbiantisgüde  oder,  wie  N.  sagt, 
eine  kaufinännische  Qesamtgilde**,  liest  man  bei  v.  Below  ^. 
Die  genaue  Angabe  der  Stellen,  wo  sich  bei  Nitzsch  diese 
Behauptungen  ünden  sollen,  scheint  für  die  Richtigkeit  der 
Belowschen  Ausftlhrungen  zu  sprechen:  um  so  mehr  staunt 
iri  HK  an  den  betreffenden  iStellen  Nitzsch  irinner  nur  y>m 
„allen  nni  Verkehr  beteiligten" ,  „allfn  Handeltreihc'n  len'*, 
nur  einmal  vun  „sHmtlichen  Verkdirbtreibenden  eiut>  Orts, 
also  auch  denen  sämtlicher  Gewerbe"  sprechen  zusehen',  nie 
aber  tou  „allen  Handwerkern". 

Man'  wird  sageben  nrilssen,  dafs  diese  Ausdrucksweise 

,Kit7..<jchs  mannigfache  peutongen,  an  und  ftir  sieh  betrachtet 
auch  diejenige  zul&fst,  die  Below  ihr  giebt;  will  num  gerecht 

•«ein,  80  gilt  es  diejenige  zu  finden,  die  einmal  den  anderweitig 
geäufserten  Ansicliten  dos  gleichen  Forschers  am  meisten  ent« 

.spricht,  dann  aber  auch  den  Forderungen  des  gesunden 
Menschenverstandes.  Es  g«'lit  niclit  an,  einen  geistvollen 
Forscher  wie  Nitzsch  a  priori  für  00  kurzsiclitig  zu  hahcn,  dafs 

'ilim  die  einfachsten  Konsequenzen  seiner  Behauptungen  nicht 

'  klar  vor  Aug^n  gestanden  hätten.  Wenn  daher  Hegel  glaubt, 

'  dafs  eben  jeder  Einwohner  am  Verkehr  beteiligt  gewesen  sei, 
dafs  man  also  alle  Einwohner  in  der  (tilde  vennuten  mUsso, 
dafs  dem  aber  das  Prinzip  der  Qilde  als  monopolistij^clicr  Ge- 
x  llschaft  widerspräche,  so  hiltte  eine  genauere  Lektüre  des  betr. 
Nitzsehschen  Anf««atzes  ihn  schon  belehren  können,  dals  der 

-Ausdruck  „mHü  am  Verkehr  beteilijj^ttir'  krineswegs  den  iSinn 
„alle  Einwohner"  haben  kann;   denn  Nit/tidi  sagt  an  einer 

.  Stelle  ausdrücklich,  dafs  die  Gilde  ^die  Auatibung  des  Verkehrs 


I  OonrRd»  J«hrb:  LVI1;58. 

*  I  27.  Ii'li  <:i'hc  auf  die  ühripr'""  Kiinrnnflnnirfn.  lüc  Kclow  pr^L'*»» 
Nitam'li  macht,  hier  iiioht  dos  näluni  ti  «  in;  sie  finden  ti-ilwrise  m  tieu 
spfttonm  :stititaminenfa«>«eud(>n  Darl»  ._niiiL'''Mi  ihm  Erlodigmip.  Ich  »ttinine 
mit  Below  vor  allem-  darin  ülx  ri  in.  «infs  NitzHch  (nini  nn.  h  mehr 
T.inipn'flit!  (\v'  Kr-df^ntntijr  <l''r  (.ildf  iVir  die  Key:»  Itnisi  drs  ilandel!*- 
wnd  ii'ewcrbev»  rk«dirs,  für  die  Ordnung  von  Mafs  und  itcwicht  bei  weitem 
flb^rscMItst  hat,  ^frtie  abpr  nicht  so  weit,  «Je  ^niflieh  abamlcuffnen,  wie 
PK  B«'low  thut  (vgl.  darüh»  r  unten  Ca]».  IV,  ^  Im  iiliii^r«  )!  glaube  ich, 
'  dafs  .nnch  hier  Helow  (nud  ätmlidi  Hegel)  nninchmal  reeht  wenig  sor|{- 
fUltig  seine  kritiache  Pflicht  geübt  und  «ich  inrgetida  recht  siar  su 
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von  ihrer  Bewilligung  und  nicht  vun  der  Gesamtheit  oder  der 
Gcsamtbehörde  der  Bürger  abhängig  macht.  Bürger  und 
Gildemitglieder  sind  also  nach  Nitzschs  Ansiclit  keineswegs 
identisch,  viehnehr  bilden  letztere  nur  einen  Teil  der  Gesaint- 
bür^crschaft,  die  —  nach  Nitzsch  —  erst  mit  der  Verleihung 
iler  Innung  an  die  Bürger  ihr  exklusives  Verkehrsvorrecht 
einbüfsen.  Was  hätte  denn  die  Verleihung  der  Innung  für 
einen  iSinn,  wenn  schon  vorher  alle  Bürger  das  Kccht  des  un- 
beschränkten \\'arenverkehrs  besessen  hätten?  — 

Es  bleibt  also  nur  übrig,  den  Worten  ,alle  am  Verkehr 
beteiligten*  einen  anderen  Sinn  zu  geben,  der  mit  den  weiteren 
Darlegungen  Nitzschs  sich  wenigstens  in  logischen  Einklang 
bringen  aüL  Man  hat  oft  behaaptet,  dais  Nitisch  in  seinen 
Gildeanftätzen  einen  grofsen  Teil  seiner  Hofrechtstheorie  still- 
schweigend abgeleugnet  habe.  Mir  scheint,  dafs  sich  beide 
Forschungen  sehr  wohl  in  Zusammenhang  bringen  lassen,  ia 
dafs  die  eine  erst  durch  die  andere  ihren  rechten  Sinn  erhält 
Auch  die  zerstreuten  Bemerkungen,  die  sich  in  Nitzschs  post- 
humem  Werk,  seiner  deutschen  Geschichte,  üoden,  dürfen 


macheu  versucht  hat,  was  Nitzsch  eigentlich  wollte.  Wcun  ich  z.  B. 
auch  mit  Hagedorns  Interpretatioii  der  Btendsler  Urkunde  von  1281 
TOlHg  überein -timmo,  ho  kann  ich  doch  nicht  zugeben,  dafs  er  di<»  ^^änz- 
lich  Talsche  Interpretation''  Nitzschs  durch  seine  Arpimente  erwiesHji 
habe.  Allerdiuge  naüchte  ßeluw  Nitzsch  das  Zugeständnis  machen,  Edu- 
richtungen,  die  nnr  in  späten  Quellen  erwähnt  werden,  zurücksudatieren, 
und  kommt  dann  zu  di^n  Ereobnis,  dafs  er  aticli  „bei  liebenswürdigste» 
Entgegenkommen  nielit  in  der  Lage  sei,  hier  etM^as  zurückzudatieren, 
weif  die  fragliclieu  Zustände  eben  den  Jüngeren  Quellen  nicht  Biehr  be- 
kennt seien  als  den  •Heren''.  Ich  glaube  weht,  daf«  Nitzsch  mit  dii  iin 
Zugeständnis  Belows  zufrieden  gewesen  wäre;  vielleicht  hätte  er  ihn 
statt  desi*en  um  eiu  anderes  gebeten  und  zwar  um  das:  aus  den  Zuständen 
und  Einrichtungen  späterer  Zeit,  die  uns  nur  Fortsetxung  und  SchlnCs 
einer  EntsricUuifiiimhe  zeigen,  aber  im  hellen  Lichte  der  Geschiobte 
vor  uns  liegen,  einen  SchlnZs  ziehen  zu  dürfen  auf  die  AnfangsgU«der 
jener  Reihe,  die  nicht  mehr  aus  den  Quellen  erkennbar  sind,  weil  es 
uns  eben  an  Quellen  für  jene  Epoche  mangelt:  gleichsam  ans  nnterer 
Phmntanc  und  den  gegebenen  Anottnca  einen  Torso  sinngemftfs  m 
gänzen.  Ein  Heit*picl  möge  genügen.  Nitzsehß  Nachrichten  über  die 
Gilden  von  Uöttingeu  und  Menden  stammen  aus  dem  14.  resp.  1(5.  luftd 
17.  Jahrhundert.  Er  schildert  dann  die  revolutionären  Bewegungen  det 
13.  Jahrhunderts,  die  „diese  grofsen  Genossenschaften  entweder  ver- 
schwinden oder  ihre  innere  Organisation  sich  verschieben  liefen".  Däs 

Siebt  Below  den  AnlaTs  zu  dem  verwunderten  Aufruf:  ^AJLa^  die  dem 
lUsgang  des  Mittelelten  oder  erst  der  llenseit  angehfimdn  Gildcs 
verschwauden  schon  im  13.  Jahrhundert*  JIÜ^  wo  steiift  ämm  das  bei 
Nitzsch  V  Können  nicht  Gilden  in  Göttingen  und  Menden  zu  jener  Zfcät 
vorhanden  sein,  nur  eben  uidbüt  m£hr  Als  gro£ae  GenosMUischaitcii,  oder 
wenigstens  in  ihrer  fttneroi  Orgeidialleii  TviiBdert?  Womnf  es  Nitaecli 
anlumimt,  i^t  ja  eben  zu  wigen«  wie  in  diesen  sji&ten  Zeiten  euu^e 
Irfimmerhafte  Beste  noch  einen  Hückschlufs  auf  die  Verhältnis^  ver- 
gangener Epochen  gesLstteu.  Ucrado  dieses  Beispiel  beweist  mrinr 
Meinnni^  nach  sw  Indens ,  wie  wenig  es  BaImt  gclnngen  ist,  sicli  in 
die  ganze  historische  Forschungsacthode,  ia  den  Üeengaag  einer  no 
gm«  anders  gearteten  Gelehrteniiatar  wie  Nilinich  hiBftinni  rTtmrtf  nti 
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meinfr  Meiniinfl:  nach  nicht  unberücksichtigt  bleiben  :  dort  ist 
die  HotVccht.*;t!if»AnV  fi\r  rüp  Kntstehtini;  der  ^tatltverfassung 
wie  die  der  Züolie  iu  deu  weaeutlicheii  Puukteu  aufrecht  er- 
halten 

Verstehe  ich  Nitzsch  recht,  ao  kann  w  zunächst,  seinem 
Mnaeo  wistemehaHdieheii  Ideengange  zufolge,  mit  dem  Aus* 
dniek  n^lle  am  Verkehr  beteiligten  Elemeote"  weder  den 
Einechlnla  sller  Handwerker  (v.  Below)  noch  alle  (Tollberech- 
tigten)  Bttrg^  gemeint  haben:  vielmehr  mufs  er  an  einen 
engeren  Komplex  gedacht  haben,  der  sich  gegenüber  der  Qe- 
8;init!iftrgerschaft  je  lffn*rer  je  mehr  durch  monopob'^tische  Pri- 
vilegi*  ituirt-^cliaft  abschlofs  und  endlich  jene  Kevulution  her- 
heifrihrte,  von  der  Nitzsch  an  mehreren  Stellen  redet. 
Wollte  Nitz.sch  alle  Uadeutlichkeit  vermeiden,  »<>  hatte  er  die 
.regelmäfsig  oder  berufsmäfsig  am  Verkehr  beteiligten**  als 
Gtldemitglieder  beaeichnen  mttseen;  alle  diejenigen,  die  kraft 
ihres  Berufes  für  den  Marktverkehr  arbeiteten,  ihren  Rohstoff 
selbst  ein-  und  ihre  Waren  im  freien  Marktverkehr  selbst 
verkauften,  die  Überschufsproduzenten  und  Kaufleute  im 
(iigfTm  Sinn;  nur  diese  konnten  an  der  Regelung  des  Vor- 
kehfslebens  ein  wirkliche.^  lntere:4öe  haben;  sie  fanden  zu- 
gleich in  diesen  gcmeiuHamen  Interessen  den  fruchtbaren 
Boden  genosücnächaftlicher  Bildung.  Deshalb  werden  nur  die 
reicheren  y  die  in  kapitalistischer  Produktionsweise  auf  Vorrat 
arbeitenden  Handwerker  Mitglieder  der  Gilde  geworden  sein, 
Dteht  die  grosse  Masse  derselben,  die  „als  Gehttifen  der  Haus- 
wirtschall" (8t  hmoller)  oder  als  Lohnarbeiter  auf  Fronhofen 
nicht  regelmäfsige  Warenverkäufer  sein  konnten.  Man  mag 
pich  vor.ste!!«'ii  (Tafs  sie  oft  im  Dienste  der  Oildemitglieder  für 
den  Verkaut  ar^  äff  ten:  Beweise  dafür  haben  wir  nur  aus 
den  be!<*ise}H'n  Mahlten', 

Ob  nun  iluitsiichlicli  alle  am  Verkehr  Beteiligten  in  dem  Sinn, 
wie  ich  den  Ausdruck  Nitzsehs  fasse,  in  der  Gilde  gewesen, 
oder  ob  dies  wenigstens  die  ursprOnglich  maische  Orsanisations- 
Ibrm  der  Kanfinumsgilde  gewesen  ist,  darauf  gehe  ich  hier 
des  nttheren  nicht' ein:  darauf  Ist  teils  schon  in  den  ▼drher- 
gehenden  Einzeiuntersuchungen  eine  —  meist  negative  — 
Antwort  gegeben  worden,  teils  soll  —  von  ;d1ir»'n\eineren  Er- 
wäguHLTTi  .if!«5  —  in  den  untf^n  fV»]*,'-enden  /.usatninenfassenden 
Ei^rtcrungcn  der  Frage  nähergetreten  werden.  Mir  «j^alt  en 
/uniiehst  nur,  die  Ansf^ihrungen  Kitzschs  gegenüber  niannig- 
facheu  Mifsdeutuugen  auf  ihren  wahren  oder  wahrscheinlichen 
Inhall  au  prttfen. 

fin  wemiliclieD  dttrile  derselbe  sieh  fUgendermafeen  kun 
ausammflafiHsen  lassen. 


<  Vgl.  Nitzsch,  Deutsche  Geschichte  f  S49f»  U  129, 198,ai6|317. 
>  Vgl  unten  Cap.  IV  |  2. 
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Die  luittelaltcrÜche  Gilde  ist  in  ilirer  ursprilnglichen  Form 
eine  niedersäcliüisclie  KAufmaunsgeno«.seii8chal't,  die  all«'  am 
Verkehr  der  Stadt  Ix  tcili^^ten  Elemente  umfafste^  Nur  wo 
die  wirtsehaiiliclie  Entwickhui-  der  Stadt  eine  juhtt  Ilemmniä 
erfuhr,  konnte  sie  sich  länger  in  dieser  Form  aulrecht  erhalten, 
in  den  Stftdten  mit  regem  Handel  und  rasch  emporbltthendem 
Handwerk  wird  sie  bald  auseinander  gesprengt ;  an  ihre  Stelle 
treten  entweder  gewerbliche  Brüderschaften  ursprünglich  kirch- 
licher Herkunft,  die  durch  Verleihung  des  weltlichen  Ursprung 
tragenden  Amts  dem  städtischen  Verwaitangsoiganismui^  ein- 
gegliedert werden;  oder  es  erlangt  die  gesamte  Stadt,  d.  h, 
ihre  Behörden,  durch  die  „Innung**  dat»  Recht  freien  Verkehrs, 
die  gratia  vendendi  et  emendi,  damit  zugleicli  das  Hecht  ge- 
worbliche  Innunjjnn  zu  organisieren;  oder  endlich  wird  die 
Innung  der  einzelnen  gewerblichen  (ient)Hs«'n.seliatt  seihst  vf»ni 
Stadtlu  rrn  verliehen.  Jedenfalls  aher  verliert  die  Gilde  mit 
iliit  in  wc.'<entlichen  Vonri  iit  Macht  und  Bedeutung;  sie  wird 
überall  uns  dem  städtischen  Wirtschaftsleben  verdrängt. 

Man  wird  unschwer  finden,  dafs  eine  solche  Schemati- 
sterung,  eine  qualitative  Einteilung  und  Definition  aller  In* 
stitutionen  nach  den  Namen,  die  sie  tragen,  besonders  im 
Mittelalter,  ebenso  geistvoll  und  scharfsinnig  als  gefilhrlich  ist. 
Wo  alle  Verhältnisse  so  schwankend  und  fliefsend,  die  Ober- 
gänge so  allmählich  und  unmerkbar,  die  Übertragungen  der 
Institutionen  und  der  oft  unverstandenen  Namen  von  einer 
Stadt  zur  andern  so  sahlreich,  da  lassen  sich  keine  Qrenaen 
ziehen,  innerhalb  deren  aus  den  verschiedenen  Namen  auf  ver- 
schiedene Herkunft  und  verschiedenes  Wesen  ein  sicherer 
Schlufs  gezop:cn  werden  k?niT). 

Sicher  ist  nur,  dafs  der  >ianic  der  (jilde  der  älteste  ist 
für  jede  Art  Cformanisc her  Genossenschaft,  dafs  das  Wort 
„Zunft**  sich  in  2s«»rddeut8chland  gar  nicht,  das  Wort  „Innuni^'* 
in  Süddeutschland  sich  nur  selten  findet^.  Wenn  Naz^cli, 
um  den  scharfen  Unterschied  zwischen  Gilde  und  Innung  zu 
beweisen,  sich  auf  das  Beisniel  Göttingens  beruft,  so  glaube 
ich  schon  oben^  gezeigt  zu  haben,  dafs  die  Grenze  jedenfalls 


'  Übrigena  sind  Nitzsch  im  Verlauf  seiner  Untersuchungen  selbst 
Zweifel  au  der  All^emeingültigkeit  sdner  Auffassung  von  der  ftlte«t«!n 

Form  der  Vcrkclirs^^ild«»  p'k(ji!im»'ii.  Er  pobt  zu  (Aufsatz  II  894\  dafs 
es  schon  früh  in  einzelnen  St!ifit<^ii  lu  be!!  >\ru  Kaufgilden  auch  üanil- 
werkergilden  gegeben  haben  kann,  die,  gan/.  allein  auf  sich  beschränkt, 
die  Genossen  eines  bestimmten  oder  einiger  bestimmten  Gewerbe  Teir» 
einigten  und  die  als  solclu'  sich  chonso  fruh  wie  Jone  allgenjeinen  Ver» 
kehrftgenossenschaften  fühlen  nannten.  Damit  widerruft  «»r  seihst  eines 
der  wesentlichsten  Resultate  seines  ersten  Aufsatzes;  er  giebt  zu,  dais 
„dies  lettgrn<-n ,  die  Lage  der  Untersuchung  auf  diesem  Gebiete  rölUg 

VCrkennon  hii'fse"^. 

^  Vgl.  unten  S.  142. 
•  Vgl.  §  9. 
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keine  so  scharfe,  ich  möchte  sagen  prinzipielle,  das  Wesen  der 
Begriffe  scheidende  ist,  wie  Nitzsch  das  behauptet. 

Vor  allem  möchte  ich  eines  gegen  Nitzschs  Erklärung 
des  Wortes  „Innung"  ins  Feld  führen.  Xnth  Nitzsch  wäre 
dif  linmng  von  Anfang  an  olmo  eine  Verleiliuiig  von  »eiten 
d'T  r)tfcntlic-heii  G(;walt  nicht  denkl>ar.  Aber  legt  man  — 
gerade  wie  Nitzsch  es  thut  —  grulses  Gewictht  auf  den 
Namen,  so  gilt  es  doch  vor  allem  da,  wn  die  ursprüngliche 
Bedeutung  des  Wortes  schon  m  der  lOij  luologio  desselben 
deatlich  zu  Tage  tritt,  an  dieser  festzuhalten  und  von  da  aus 
erat  die  weiteren  abgeleiteten  Bedeutungen  historiscb  zu  er- 
klttren« 

Die  erste  Bedeutung  des  Wortes  Qilde  mag  zweifelhaft 
erscheinen,  die  Ableitung  des  deutschen  ^Zunft**  aus  dem 
lateinischen  «condictum"^  leicht  anfechtbar  sein,  aber  dafs  das 
Wort  Innung  ursprüngiicb  gleich  Einung  ist,  dal's  es  also  auf 
eine  Vereinigung,  auf  einen  Zusammenschlufs  hindeutet,  dafs 
die  obrigkeitliche  Ver]<MKung,  nrsprünglieh  sekundär  und 
n'4u*nsächlich,  erst  spater  mit  /inn  Begriff  der  Innung  gehört 
haben  kann,  das  dürfte  wohl  kaum  einem  Zweifel  unterliegen. 
Wie  das  Wort  allmühiieh  diesen  anderen  spcciclleren  Sinn 
angenoimjien  hat,  davon  soll  noch  weiter  unten  ^  die  Rede  sein; 
hier  gilt  es  zunächst,  die  Gründe  im  einzelnen  zu  pruten, 
welche  Nitzsch  für  seine  Hypothese  —  den  scharfen  Gegen- 
satz zwischen  den  Begriffen  „Gilde"  und  „Innung"  —  ins 
Feld  fuhrt 

Vor  allem  stützt  er  sich  auf  eine  Urkunde  des  Herzogs  Otto 
von  Braunschweig  filr  die  alte  Wljk  aus  dem  Jahre  1240*.  Den 
Bewohnern  dieses  Stadtteils,  der  später  mit  vier  anderen  zur 
Gesamt8t4idt  Braunschweig  zusammenwächst,  wird  durch  die- 
selbe verliehen  quaedara  gratia  vendendi  ....  que  vulgariter 
dicitur  Innunge  ....  ita  ut  dictani  gratiam  nullus  Tiaboat 
nisi  tantum  sit  de  consensu  et  voluiitate  burgensium  |  r  m  n  »Tni- 
natorum.  1245  wird  ihnen  das  Privileg  bestHtigt,  und  es  heilst 
jetzt:  (juod  nos  omnibu.-s  nunc  mauontibus  in  veteri  vico 
Bruneswich  et  Ulis,  mii  in  postorum  illue  intrant  danius  talem 
g  r  a  t  i  a  ni ,  que  vulgariter  dicitur  i  n  n  i  n  g  e ,  u  t  jj  o  s  - 
sint  i bi  emere  et  vendere  pann um,  q uem  ipsi  parant, 
et  alia  omnia,  sicut  in  antiaua  civitate  Bruneswich. 

Aus  diesen  beiden  ürkunaen  glaubt  Nitzsch  den  Schluis 
ziehen  zu  kOnnen,  dafs,  indem  den  Bewohnern  der  alten  Wijk 
volle  Verkehrs-,  Kaufs-  und  Verkaufsfreiheit  zugesichert  wird, 
dadurch  dem  Monopol  einer  älteren,  den  Verkehr  des  Platzes 
beherrschenden  Genossenschaft,  eben  der  Gilde,  ein  Ende  ge- 
macht wird.    Denn  nur  dann  habe  ein  solches  Zugeständnis 


'  S.  139  ff. 

*  H&nselmann,  Brauosch weiger  Urkundeobuch,  I  9* 
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allgemeiner  Verkehrefreiheit,  die  doch  den  eigentlichen  Kern 
des  mittelalterlichen  Stadtre^hts  ausmache,  Überhaupt  einen 
Sinn,  wenn  es  «ältere  Einrichtungen  gab,  die  sich  als  Schranken 
der  allgemeinen  Verkehrsfreiheit  an  dem  einen  Platae  bemerk- 
lich  machten  y  an  dem  andern  möglicherweise  sich  bemerklich 
machen  konnten"'. 

Betrachten  wir  sunttchst  das  weitere  Urkondenmaterial» 
das  ans  in  Brannschweig  aur  Prttfnng  der  dortigen  Verhält- 
nisse 2u  Gebote  steht. 

Da  finden  wir  schon  in  dem  Ottonischen  Stadtrecht 
von  1227)  das  allerdings  nur  für  Altstadt,  Neustadt  und  den 
Hagen  galt',  die  Bestimmung,  dafs,  wer  in  eine  Innung  ein- 
treten will,  es  nur  mit  Zustimmung  von  Meister  und  Hand- 
werk thun  darf^.  Hier  ist  also  13  Jahre  ^  bevor  die  alte 
Wijk  das  Tnnun<]:srecht  erhielt,  der  Name  Innung  von  dem  etn- 
zelnon  Handwerk  als  solcheui  geln  nicht.  Aber  ganz  selb- 
ßtilndig  {stehen  Handwerke  und  Innuim<  n  nicht  da;  er.st  da- 
durch, dafs  1231  die  burgenses  (d.  h.  wohl:  der  Rat)  antiiiue 
civitatis  de  voluntate  et  consensu  comnumi  den  (Joldschmierlen 
der  Altstadt  das  magisterimn  operis  sui  verliehen,  erst  da- 
durch erhalten  diese  die  Befugnis,  jedermann  in  ihr  „Werk" 
aafiranehmen,  allerdings  erst  dann,  wenn  er  ihnen  ihre  iustitia, 
d.  h.  wohl:  eine  gewisse  dafür  festgesetaste  Gebühr  aahlt^. 

Es  folgen  dann  zeitlich  die  oben  erwähnten  beiden  Privi- 
legien fOr  die  alte  Wijk.  Schon  hier  zeigt  sich  der  erste 
Widersprach.  Wenn  Nitssch  meint,  dafs  hier  erst  jetat  einem 
Zastanae  ein  Ende  gemacht  wird,  der  in  den  anderen  Stadt» 
teilen  schon  längst  überwunden  war,  so  können  wir  wenigsten» 
von  einem  dieser  Stadtteile  urkundlich  beweisen,  dafs  eine  den 
Verkehr  beluTrschende  und  beschränkende  Gilde  überhaupt 
niemals  bestanden  hat.  In  einer  Urkunde  von  1268  berufen 
sich  dip  Tuehmaehor  dns  Hagcii"'  nuf  <^ni  bei  der  Gründung 
des  Hagens,  also  seit  Anbeginn  der  Sta  lf.  ihnen  von  Heinrich 
dem  Löwen,  ihrem  Begründer,  gegebenes  Privileg,  das  ihnen 
den  Handel  mit  den  selbst  bereiteten  Leinentüchern  zusichert^. 


I  N  itzsch,  Auftatz  I,  S.  17. 

*  II  ii  II  sei  ma  n  n,  Urknudenbuch  d.  H.  Brauuschweig  S.  4. 

*  Ibid.  p.  7.  Neman  ne  mach  sieh  neuer  imiinge  noch  Werkes 
nnterwinden,  he  ae  do  it  mit  dere  mdstere  oder  mit  dere  werken  orlove. 

*  Ibid.  S.  8.  .  . .  ttt  avliuB  contra^  v<rfimtateiii  ip^^orum  et  lieendam 
in  operc  pp  intromiftoro  prcsumttt,  um  pritt»  statutani  oonim  iustitiain 
ad  voluntatcm  ipi^oium  eis  pcrsolvat  In  seiner  Einleitung  zu  den  Chro- 
niken der  Stadt  Brannschweig  erwfihnt  Hftnselmasn  (p.  XIX)  die 
Gilde  der  Münzer,  Wechsler  und  Rauflente  in  der  Altstadt,  ans  denen 
der  Bat  herv'>v^'*'^anf;on  sein  soll. 

»  Urkunde  vom  16.  Oktbr.  1268.  Hänseimanu  No.  VII.  ^uod, 
dum  Henricus  pic  reoordatioais  du  Bavarie  et  Sftxonie  I&da^inem 
BnineBwidi  primo  ftindaret  et  oonetrneret  ae  ei  hiia  Inugimanaii  et 
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Von  besonderer  Wichtigkeit  erschefait  mir  aber  ein  Privileg 
der  gLakenmacher*  in  der  Neastadt  ßraunschweig,  durch 

welches  auch  sie  sieh  im  Jahre  1293  wie  die  Weher  des 
Hilgens  bereiti»  ein  Jalirh lindert  früher  da>  K<'cht  des  freien 
Detail  verkauf«  ihrer  Falirikate,  den  Lein^vanlsehnitt,  zusichern. 
Dies  Recht  das  im  Privileg  fi\r  die  alte  VVijk  von  1245  mit 
^Innung"  bezeichnet  wird,  wird  hier  auadriicklich  „ghilden* 
benannt^. 

Wenden  wir  uns  nun  an  der  Hand  dieses  Materials  noch 
einmal  zurUck  an  Nitzsilis  IIvDOthesei  so  scheint  es  mir 
annttchst  klar  zu  sein,  dafs  dieseloe  einen  unlöslichen  Wider- 
spruch in  sich  enthült.  ümfafste  die  Gilde  wirklich  damals 
noch  alle  am  Verkf^lu*  der  Stadt  beteiliirten  Kiemen te,  gewährte 
nur  sie  di<'  al.l^emeine  Verkehrsfrei lieit,  wem  kam  da  über- 
haupt die  fiirstlicliü  Übertragung;  der  Innung  an  die  Stadt  zu 
gute?    Man  «ieht  sich  notwendigerweise  zu  der  Annahme  ge- 


AnaaEl  nVerkehrsinteressenten"  befanden,  denen  die  Gilde  in 
monopolistischem  Egoismus  die  Aufnahme  venreigerte,  die  als 
wirtschaftliche  Existenzbedingung  die  Zerstörung  jener  Mono- 
pole, die  G^ewäbrung  allgemeiner  Verkehrsfreiheit  fordern 
mufsten.  Diese  Annahme  ah''r  -^rheint  mir  an  und  für  sich 
in  den  Verhültnissen  d< t  Stadt,  für  die  jene  Urkunde  gegeben 
wurde,  des  tliatsächlichen  Untergrundes  zu  entbehren.  Denn 
die  alte  Wijk  Braunschweig  strebte  ertjt  langsam  zu  sUidtischem 
Leben  empor  und  konnte  schwerlich  schon  ein  solch  reges  ge- 
werbliches Leben  aeigen,  dafs  eine  Genossenschaft  privilegierter 
Handeltreibender  einer  grofsen  Hasse  gewerblich  ror  den  Markt 
produzit^  render  Bürger  gegenüberstand. 

Alle  rdings  daran  glaube  ich  mit  Nitzsch  festhalten  zu 
muHsrn,  dafs  <lie  eigentliche  volh'  ^'f*rk<«hr.sfreiheit  erst  durch 
die  Verleihung  iler  Innung  der  8tiidt  zu  teil  wird.  Diese 
Verkehrsfreiheit  aber  bedeutet  nichts  anderes,  als  dafs  .!<>d«>r 
die  Produkte,  die  er  selbst  fabriziert,  frei  auf  dem  MaiUt 
verkaufen  dart,  dafs  vor  allem  die  Weber  hier,  im  Gegensaiz 


libertatcH  dart-t  sicut  fieri  »olot,  tnlem  g;Tnnnm  j^pprialitor  sup^  raiididit, 
ut  omnes  hahitantes  in  Indagin«  iiiemorata,  qui  iM>it:iit  paiiniun  Unciun 
praeparar«,  pannum  Hdte  po-csint  inddere  in  domibus  suis  et  vendere 
Vfl  III  foro  aiit  ubuiiinque  melius  eis  plaer^t  Vfjl.  a»i<*h  HänaelmaaBf 
Chroniken  der  Stadt  Braunschweig  I  p.  XVi  and  Anm.  5. 

^  . . . .  quod  diiectis  nobis  burgensibiM  anivenis  TideUcet,  quI  In 
aostta  eirUmta  }»inno8  lani^os  fftetant  vel  hoc  usquc  facere  coDHuevoruut, 
pro  gratin  ronocdciKinin  «ItiximuH  sp*»ciaH,  ut  gaud^nt  r>t  fnifiiitnr  sine 
impedimuiitu  (jaolÜM-t  vo  iure  quud  „gliilden**  dicitur  iu  vol- 
gari,  et  adco  libcraliti  r.  r^icut  i|>8i  ctiam  biirgeiuet  nobis  dilecti  de  Iq- 
uapii)'  civitatis  eiusdom  autiijuitn-  in  oranibii?»  mut  tr'ivirti  Ililnsel- 
manu  S.  16  No.  K.  Worin  aber  dies  „shilden'*  genannte  Eecht  be- 
stand, eriWlmm  wir  sos  der  GswsndsehnetdenirkQnae  Von  IflISt  es  war 
der  Gewaodidmitt! 
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zu  vielen  anderen  .Städten,  den  Gewandnchnitt  hrtrcihtni  (lürl'i  ii 
und  dafö  Whor  die  Zulassung  zu  diasen  R(H  hl<'n  nur  die  kom- 
petenten, autüiiüiuen  Stadtorgane,  resp.  mit  ihrer  Einwilligung 
—  wie  es  in  dem  Stadtrecht  von  1227  heifst  —  die  einzelnen 
Innungen  und  deren  Meister  zu  entscheiden  haben.  Ist  nun 
wirklich,  wie  Nitzsch  meint,  dies  Privileg  nur  durch  die  An* 
nähme  einer  ftlteren  monopolistisch  organisierten  Genossen« 
Schaft  erklärlich?  Eine  andere  Annahme  scheint  mir  tn  den 
Worten  der  Privilegien  von  1241  und  1245  mindestens  ebenso 
gut  und  in  den  thatsUchlichen  Verhältnissen,  so  weit  wir  sie 
kennen,  besser  begründe  t  zu  sein.  Ganz  deutlich  weist  das 
Privileg  von  1245  darauf  hin,  dafs  durch  dasselbe  die  Ein- 
wohner der  alten  Wijk  denen  der  Altstadt  im  V^erkehrsrecht 
gleichgf^stcllt  werden.  Es  war  ein  Vorg;aTi;i,*,  wie  er  sicli  auch 
sonst  sn  häutig  findet:  In'lem  der  Stadtherr  di«-  Bewohner  de* 
bis  datun  niedergehaltenen  Stadtteils  im  Marktverkehr  selb- 
stiindig  macht,  ihnen  das  Privile«;  der  Ahstadt  giebt,  über  Zu- 
lassung zu  demselben  autonom  zu  entscheiden  .  ermöglicht  er 
das  Aufsti'eben  der  alten  Wijk  zu  stiidtischem  Verkehrsleben  *. 
Nicht  in  dem  Hinweis  auf  eine  jetzt  zersprengte  grofse  Gilde 
liegt  der  Gegensatz  zur  früheren  Zeit,  sondern  in  der  That- 
sache,  dafs  der  >Stadtherr  gewisse  Befugnisse,  die  ihm  bis 
dahin  zugestanden,  den  autonomen  Stadtorganen  resp.  den 
einzelnen  Handwerker-Korporationen  ttberläfst. 

Dafs  mit  der  Verleihung  der  Innung  der  Stadtnit  auch 
zugleich  die  Befugnis  erhält,  neue  Innungen  zu  errichten,  er- 
giebt  sich  aus  dem  Gesagten  von  selbst;  aber  keineswegs  kann 
man  einen  fundamentalen  Unterschied  tindcn  zwischen  der 
Übertr.Mirini«;  des  Iinuingsrechts  an  den  »Stadtrat  und  der  an 
die  einzelne  gewerbliche  Genossensehaft;  ein  Unterschied,  der 
nach  Nitzsch  für  die  ganze  weitere  wirtschaftliche  Entwick- 
lung der  Stadt  bedeutungsvoll  geworden  sein  soll.  Auch  wo 
die  llaini Werkergenossenschaft  das  Recht  der  Innung  direkt 
aus  der  Hand  des  Stadtherrn  emptan^i,  ist  sie  meist  docli  in 
späterer  Zeit  in  Abhängigkeit  vom  städtischen  Rat  geraten. 

Und  andererseits  bietet  die  Kasseler  Gilde  uns  gerade  ein 
beredtes  Beispiel,  wie  eine  Innung,  auch  ohne  dafs  sie  ihr 
Recht  vom  städtischen  Rat  erhält,  allmählich  in  völlige  Ab- 
hängigkeit vom  Stadtherrn  g(^rät,  wenn  es  diesem  nur  gelingt, 
die  Zügel  des  gesamten  Regiments  in  seiner  Hand  zu  halten 
nnd  diesellte!^  sn  straff  anzuziehen,  als  es  sonst  fast  Überall 
der  Rat  gethan  hat. 

Rntrnehten  wir  nun  die  übri^r*  n  Px  deatungen  des  Wortes 
Innung  gerade  im  Gebiet  des  »ächsischeu  Rechts  zu  der  da- 


*  Dürfen  wir  ^^  a n sc I ma ii n  (n.  a.  p.  XIX)  Ghuibeu  schenken,  so 
hätte  bis  dahin  ivw  dii-  friesische  Wollenwoberkoloiu«'  et ?ie  freiere  Form 
des  Marktverkeius  in  der  alten  W^k  sich  errungen  gehabt. 
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maiigeu  Zeit  —  \rh  söhn  von  der  ursprünglichen  Bedeutung^ 
als  Einimg,  Gcno.-i^seii.-schaft,  jetzt  ab  — ,  so  tu^^en  sie  alle  sich 
sehr  gut  der  oben  von  mir  gegebenen  Deutung  ein.  Fast 
ttberati  bedeutet  „Innung"  in  diesem  Zusammenhange  ein 
finansielleB  Recht  des  StadtJierrn,  das  derselbe  den  einxelnen 
Städten  überläfst  Nur  einige  Beispiele,  die  teilweise  schon 
Nitzfich  anfuhrt,  mögen  ];i    noch  deutlicher  zeigen. 

In  Parchlni  wird  1227,  1238  und  öfter,  in  Plan  1235,  in 
Goldberg  1248  den  Stadt(Mi  d^r  proventiis.  qni  vulgo  sonat 
inniuge  überwiesen,  und  zwar,  um  gewisse  Verbesserungen  in 
der  Stadt  vorzunehmen  ^  und  ähnlich  wird  auch  der  Stadt 
Wittstock  quaedam  libert^is  quae  vulgo  dicitur  inuinge  Uber- 
lassen, zum  Besten  der  Stadt  und  insbesondere  ihrer  Be- 
festigung ^  Und  deutlich  als  eine  finanzielle  Leistung,  als 
eine  Al^abe  fhr  die  Erlaubnis  des  freien  Verkaufs  ihrer  Pro- 
dukte  charakterisiert  sich  die  Innung  in  der  Urkunde,  durch 
welche  die  Stadt  Neumarkt  in  Schlesien  mit  Hallischem  Recht 
bewidniet  wird,  wenn  es  in  derselben  heilst:  innunge  sutornm 
constat  ex  II  tertunibus^;  w<Min  ferner  der  Stadt  Breslau  von 
Herzog  Heinrich  die  Verpllichtung  auferlegt  wird,  dals  die 
Innung  nicht  teurer  als  für  3  Ferting  verkauft  werden  darf*. 

Auf  Grund  dieser  Daten,  die  uns  vor  allem  die  Geschichte 
Bnuinschweigs,  daneben  die  Betrachtung  einiger  anderer  ür- 
künden  des  sXchsischen  Rechtsgebiets  an  die  Hand  gegeben, 
wird  es  vielleicht  möglich  sein,  in  folgendem  eine  Geschichte 
des  Begriffs  .Innung"  zu  geben,  der  in  der  mittelalterlichen 
SUidt  in  ihrer  wirtschaftliehen  und  socialen  Entwicklung  eine 
so  bedeutende  J^olle  gespi<'It  hnt. 

1.  Was  Innung  ursprünglich  bedeutete,  das  kann  nach 
dem  Wortisinn  kaum  zweifelhaft  sein;  es  bedeutete  den  Zu- 
sammenschlufs  einer  Anzahl  von  Personen  zur  Erreichung 
eines  bestimmten  Zweckes  und  die  aus  diesem  Zusammen- 
schlufs  hervorgehende  Genossenschaft.  Ob  derselbe  nur  durch 
freiwilligen  Zusammentritt  der  einzelnen  Genossen  erfolgt«  ,  ob 
sie  dann  von  oben  organisiert  wurde,  kann  von  diesem  Gesichts- 

1  Mecklenburgisches  UrkimdeDbuch  passim:  ad  emeudatiuueui  et 
stTQetnram  ciritatis.  ^ 

'  IpMts  dedimuB  qiiaiKhim  libertatetn  quae  vulgo  didUir  Inminge 
ot  ex  indc  etn»'Ti*l'ut  civitatis  munitiones  et  comparent  quae  vidontur 
civitati  ad  cutninodum  (Wilda  S.  313  Anm.X  Im  weiteren  Fortgang 
der  Urkunde  wird  dann  Innung  immer  von  der  einsehieii  QraOflHcn- 
Bchaft  lii-iiicht :  ina^lstn  qurxiiic  officionun  iimaiige  ....  quieqoid  in 
eorum  iununse  fucrit  statuendum  etc. 

*  Tssenoppe  nnd  Stensel  S.  299.  Etwas  gani  Ahnlidies  ist 
wenn  in  Salzwedel  1288  verfügt  wird:  sd  emendaÜoncm  civitatis 

nostrac  Saltwedel  -'tfitnimiif«  ....  ut  nnllns  in  eadem  civitate  nostra  in- 
habitantinm  pannuin  au  idcrf  proäuumt  nisi  in  domo  conununi  et  vunali 
....  pannum  yendat  «  t  incidat  et  ethun  fratemitstem  ghitde  saper  hoc 
hslMNit  vt  .«bservct  (Kiedi  l  I  U  1) 

*  Urkundeubuch  der  Stadt  Breslau  I  43, 
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ptmkt  aas  gleichgültig  sein.  Erst  die  Anerkenniing  ihres 
Vereins  und  gewisser  gewerblicher  Rechte  seitens  der  öffent- 
lichen Gewalt  gab  den  Genossenschaften  die  Bedeutung,  die 
sie  das  ganze  spätere  Mittelalter  hindurch  behauptet  haben. 

Gerade  die  ältesten  Urkunden,  in  denen  das  Wort  Innung 
auftritt,  der  Magdeburger  Gewandschneiderbrief  von  1183, 
die  Urkunde  der  Schiklerer  zu  Halle,  das  Privilegium  der 
Schuster  zu  Halberstadt,  das  für  die  T.einonwcber  im  Hagen, 
bie  alle  lassen  diese  ursprungliche  Bedeutung  des  Wortes  noch 
deutlich  erkennen. 

2.  Aujs  dieser  ersten  Bedeutung  des  Worte«?  hat  sich  clunn 
naturgemärs  iu  kmy.er  Zeit  die  zweite  entwickeln  können. 
Innung  bezeichnet  das  Vorrecht,  dessen  sich  die  Mitglieder 
einer  solchen  Kaufmanns-  oder  Handwerkergenossenschaft 
gegenüber  irgend  welchen  aufserhatb  der  Genossenschaften 
stehenden  Personen  —  seien  es  nun  Mitglieder  anderer  Hand- 
werker-Innungen oder  Mitglieder  der  Kaufmannsgilde  oder 
endlich  Fremde  und  Nichtbürger  —  zu  erfreuen  liatt -n.  Ich 
kann  mich  hier  auf  die  Frage:  was  eigentlich  die  erstMl 
Zwecke  solcher  Vereinigungen  von  Gewerbetreibenden  gewesen 
sein  mögen,  nicht  näher  einlassen;  aber  so  viel  scheint  mir 
festzustehen,  dafs  das,  was  eigentlich  als  Innungsrecht  be- 
zeichnet wird,  identisch  ist  mit  der  gratia  venil'^i  Ii  f^t  enieiuli, 
mit  dem  K<'cht  der  freien  Fabrikation  und  de:>  l'reieu  Ver- 
triebes der  von  der  Innung  Tabrizierten  Waren. 

Von  der  gratia  eniendi  et  veudendi,  die  z.  B.  den  Baseler 
Ztlnften  1178  von  ihrem  Bischof  gewährt  wird*,  unterscheidet 
sie  sich  dadurch,  dafs  jene  den  bis  dahin  hörigen  Handwerkern 
erst  die  Möglichkeit  giebt,  für  den  Markt  zu  arbeiten,  eigenen 
Gewinn  zu  machen  und  ihre  Waren  spekulativ  zu  verwerten, 
diese  den  freien  Handwerkern  eine  monopolistische  Zwangs- 
befugnis gewährt :  alle  anderen  von  dem  betreffenden  Gewerbe- 
auszuschliefsen.  £s  war  ein  bedeutender  Schritt  weiter  zn 
Selbständigkeit,  Reic  htura  und  Macht. 

Dies  Kecht  ab«'r  konnte  den  Innungen  nur  zu  teil  werden 
durch  Verleihun'jc  seitens  der  öffentliclien  Gewalt;  so  lange  sie 
nur  private  ^'ereine  von  Gewerbrtrcib(*nflen  warvn,  verfügten 
sie  Uber  keine  Zwangsmittel,  durch  welche  sie  die  gratia 
emendf  et  vendendi  ihren  Widersachern  gegentlber  hätten 
durchöctzen  und  zur  (Jeltung  bringen  können*. 

Dieses  Innuugsrecht  ist  ihnen  dann  im  Laufe  der  weiteren 
Entwicklung  fast  Uberall  zu  teil  geworden;  nur  die  Weber 
hatten  mit  den  älteren  Gilden  oder  Innungen  der  Qewand- 
schneider  einen  langen  Kampf  zu  besteben,  ans  dem  sie  erst 


'  Vgl.  Geering,  Baad  S.  SIT. 
•  Vgl.  unten  cap.  IV  §  2. 
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«pät  als  Sieger  hervorgegangen  sind.  Ihnen  stand  meist  nur 
me  freie  FabrikatioiL  nioot  aber  der  freie  spekulative  Vertrieb 
ihrer  Produkte,  die  Verwertung-  derselben  auf  dem  städtischen 
Markte  zu.  Indem  die  Gewandsehneider  in  vielen  Städten 
aueh  den  Webern  die  Innung,  den  Gewandscbnitt,  erteilten, 
gaben  sie  ihnen  die  Mötrlichkeit,  an  ihren  wirtschaftlichen 
Vürr(H'l)ten  gegen  liezahluiig  teil  zu  haben,  ohne  äai's  ihnen 
doch  der  Eintritt  iu  die  (lilde  als  solclie,  d.  h.  aktives  und 
passives  VVahU'echt,  Teilnahme  an  der  Versammlung  und 
dem  Gelage  zustand.  Social  standen  sie  nach  wie  vor  aufser- 
halb  der  Gilde;  ihren  genossenschafUichen  AnscUois  fanden 
sie  andi  nicht  bei  den  Kaufleuten,  sondern  bei  ihren  Standes- 
nnd  HandwerMgenosBen  ^ 

In  späterer  Zeit  bat  diese  gratia  vendendi  et  emendi  als 

Mittelpunkt  atter  Innungsrechte  gegolten.  Um  sie  zu  erringon 

und  sieh  gegen  fremde  Konkurrenz  zu  schützen,  haben  z.  B. 
die  Hildesheimer  Krämer  ^  beim  Stadtrat  um  die  ( Bewahrung 
einer  Innung  petitioniert.  Der  Besitz  dieser  gratia  vcndendi 
et  emeudi  barg  nun  von  vornherein  einen  doppelten  Sinn  in 
sich.  Nach  innen,  nach  der  Seite  der  genüssensehafdichen 
Rechte,  bedeutete  er  eine  Freiheit,  eine  libertas,  eine  gratia. 
Er  machte  eist  die  Handwerker  an  freien  Kaufleuten  und 
IKflfhete  ihnen  den  städtischen  Markt;  er  sicherte  ihnen  das 
gleiebe  Recht,  das  aach  die  fiaseler  Handwarker  durch  die 
gratia  erhielten.  Kach  auTsen  gegenüber  den  nicht  sur  Ge- 
nossenschaft gehörigen  Elementen ,  d.  h.  allen  übrigen  Stadt- 
}w'wo!infrn  und  den  fremden  Handel-  und  Gewerbetreibenden, 
bedeutete  er  eine  Schranke,  eine  BesehrUnkung;  gerade  er 
durehbrach  die  allgemeine  kaufmiinnisehe  Verkehrsfreiheit, 
die  einen  der  wesentlichsten  Grundsätze  des  kauimunnisehen 
SwrfeiTociliAB,  des  Marktrechts,  des  BtadtreehtSy  (nMeta. 

Gerade  diese  beiden  Seiten  der  Bedeutung  des  Wortes 
Ibmnag  als  eines  nntabaren  Eechts  sind  dann  in  der  weitem 
EntwicUmy  des  Worts  dentlich  nun  Ansdraok  gekomaea. 

Sa.  Man  gewöhnte  sieb  allmählich,  «inBnaft*  nidtl  nur 

als  das  besondere  Verkehrsrecht  eiBer  einzelnen  GenossenschiMflt  | 

in  den  speoiidl^n  Artikeln ,  die  aie  fiahrinerte  und  mit  dMMn  . 

sie  handelte,  zu  betrachten,  sondern  mit  dem  Worte  ganz 

allgemein  die  «rratia  vend*'ndi  et  emendi  zu  bezeichnen,  einerlei,  i 

ob  dieselbe  einer  einzelnen  Korporation  oder  einer  gesamten  i 
iSl4idt  iuikam.    In  dieser  Allg^ujoaeiiien  Bedeutung  finden  wir  düs 

Wort  Innung  überall  da  gebraucht,  wo  von  der  Verleihung  I 

derselben  an  eine  ganze  Iftadt  die  Bede  ist   Die  Übertragung  | 


»  Vpl.  Tint.'n  Cap.  IV  §  2.  , 

*  Hildesheimer  UrkuudcMibufih  ifi«.  %12^  Jlnstifoiw  fJatoiimekere, 
apothecarü  et  incisofe«  eorrigtanniL  | 

I 


Digitized  by  Goc^^Ie 


142  \U  2. 

des  Innunesrechts  an  die  alte  Wijk  hat,  wie  schon  Nitiach 
richtig  gedeutet,  den  Sinn,  dafs  damit  die  Befugnis :  über  die 
Zulassung  zur  gratia  zu  entscheiden,  von  dem  Landesherrn 
an  die  Stadtbehörden  übertragen  wird  * ;  etwa  in  demselben 
Sinne,  wie  der  Stadtherr  in  jener  Zeit  das  Schultheifsengericht 
oder  andere  Gerechtsame  an  die  8tadtbehörden  verpfitndete. 

3b.  Zugleich  mit  diesem  Ket  lir  ;;elaiigtc  die  »Stadt  in  den 
Besitz  beträchtlicher  Einkünfte,  die  bis  dahin  dem  Stadiherru 
zugestanden  hatten.  Denn  die  Bewilligung  und  Bestitti/^nin^r 
der  gratia,  die  doch  nur  von  Ihron  Bohördcn  ausgehen  konnu  ii, 
hatten  sich  die  St;idtlu'rr«;n  bis  dahin  gut  bezaliliMi  lassen. 
Auch  diosp  Einnahmen,  die  also  Jetzt  in  die  Sta'ltkasse  selbst 
flii  Isen,  werden  hilufig  —  so  vor  allem  in  den  mecklen- 
burgischen und  schlesischcn  Städten,  aber  auch,  wie  wir  'ge- 
sehen haben,  in  Halle  —  mit  dem  Wurtc  Innung  bezeichnet. 
Andererseits  bezeichnete  aber  auch  die  einzelne  Genossenschaft 
das  Eintrittsgeld,  das  sie  von  ihren  neu  hinzugekommenen 
Mitgliedern  forderte,  als  eine  ^Innung". 

4.  Weit  weniger  tritt  die  andere  Bedeutung  des  Wortes 
Innung  als  einer  Verkehrsbeschränkung  hervor.  Es  sind  schon 
mehr  moderne  Anschauungen,  die  in  einer  solchen  Auf&ssung 
des  Wortes  Innung  zu  Tage  treten.  Wenn  aber  im  Löven- 
berger  Stadtrecht  voti  1217  die  Bestimmung  sich  findet,  das 
si  (die  Bürger)  Win  sullen  schencken  und  niemaude  nicht  davon 
gehin  ....  da  in  sal  ouch  nimmer  kein  Voitdinf^  inne  gesin 
noch  Innunge,  so  bedeutet  das  doch  offenbar,  dals  der  Wein- 
schank  allen  Bürgern  oflen  stehen  und  sieh  keine  Genossen- 
schaft bilden  solle,  die  den  VVeinachauk  als  ihr  besondere«» 
Monopol  in  An.>]irueli  niilnn«'. 

Und  ganz  ahulicli  vfi-tii^^t  1265  der  Stralsbur^a-r  Uiscbof 
daz  jederniaun  seine  \\  eine  abch^seii  und  vuren  soll,  swnr  er 
wil,  und  lugt  daiui  hinzu:  man  >oll  auch  euheinen  einung 
darüber  machen  in  deheime  dortc  da/  unss  oder  unsere  belfere 
anhöret^.  Und  wie  in  Worms,  wie  wir  salien,  alle  Geno.söon- 
' Schäften  1219  aufgelöst  werden,  nach  der  Anschauung  des 
14.  Jahrhunderts  ad  commodum  ementium  ^t  vendentium,  so 
verfUgt  der  Kasseler  Landgraf  1384  die  Aufhebung  aller 


>  Thuts:ulili(  Ii  heifst  es  dann  auch  in  dem  Stadtrecbt  aus  dem 
AnfaiiL'f  (Ich  ]5.  JalirhundortA:  Neuuuit  mach  neyüe  gylAt  sett^n  edder 
bogheu  aue  Utü*  raUes  wiUeii.      "    .  •  * 

*  Vgl.  atieh  s.  B.  Wigand,  StraCBburgcr  Urkuadonback  l  549  Ober 

die  „Einuim  <!<  r  I>äcl\<T'^  m  Strafsburg.  Hier  bezoiehiict  £iuuu^^  w  ii-  in 
N"!il(ifnt>(  liliiinl  1.  di»'  G''no«--t'ii-^('li;ift  selbst,  2.  das  f^pocii'llc  \  rrkt-hr^- 
reclit,  das  nie  besitzt,  ii.  die  Oebiilir,  die  für  ^ulaa^^uug  zu  die^Ciu  Keeiit 
gessahlt  wird.  <  - 

•  Vielleicht  hier  tiesHnimti&^. 
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Ra{«8elcr  lanuDgeu,  damit  alle  Bürger  in  ihren  Häusern  frei 
kaufen  und  verkaufen  können  K 

b.  Endlich  mag  noch  eine  Bedeutung  des  Wortes  Innung 
erwähnt  sein,  die  auch  aus  der  ursprünghchen  sich  allmählich 
entwickelt  hat  und  zeigen  kann,  nach  welch  verschiedenen 
Riclitungen  im  Mittelalter  ein  einmal  feststehender  Begriff  seine 
Bedeutungen  weiter  entwickeln  konnte. 

In  Löwenberg  wurde  ein  bestimmter  Tag,  an  dem  die 
Fleischerzunft  feiern  durfte  —  es  war  Michatilis  — ,  Innunj^^ 
genannt  Man  kann  daran  donkon,  dafs  dalnii  die  Erinnerung 
an  den  Miitungstag  der  Zunft  tV-st;^^olialt<'n  wtirde,  oder  der 
Tair  iru-end welche  andere  symbolische  Bedeutung  gerade  für 
dicjyc  Zunlt  im  Lauf««  iler  Zeit  gewonnen  hatte  ^. 

Eine  letzte  Bedeutung  des  Wortes  Kinun;,^,  die  sich 
uaiiicuLlieh  in  Suddeut^ichland  findet,  Satzung,  Vorschrift, 
scheint  mir  mit  der  Bedeutung  von  Innung  als  gewerblicher 
Zunft  nicht  in  Verbindung  zu  stehen. 


t?chon  aus  dieser  Geschichte  des  ^Vortes  Innung  wird  es 
klar  werden,  dafs  von  einem  so  scharfen  Unterschiede,  wie 
ihn  Kitzsch  gerade  zwischen  Innung  und  Gilde  hinstellt,  nicht 
die  Rede  sein  kann.  Wenn  die  Kanfmannsgenossenschaften  in 
der  .•ilT'Tcn  Z»*it  nieist  als  Gilde)i .  erst  spüter  —  aber  rbinn 
mindesi'  iis  el>rnöO  oft  —  als  Innungen  bezeiclmet  werden,  so 
hat  das  usemer  Meinung  nach  nur  den  rinen  Grund,  dnis  der 
Name  Gilden  ein  urjilter  ist.  schon  in  kaii>lingiKeher  Zeit,  wie 
wir  ttahen,  für  freie  Vereinigungen  gebraucht  wird,  der 
Name  Innung  aber  im  Sinne  einer  Genossenschaft  urkundlich 
erift  im  12.  Jahrhundert  vorkommt. 

Nun  aber  sind  die  Soiufmannsgenossenschaften  jedenfalls 
last  überall  den  Handwerkerzünften  vorangegangen.  Der 
Handel  entwickelt  sieh  früher  als  das  Handwerk  (Schmoller)  ; 
natnrgemäfs  finden  wir  daher  die  genossenschaftlichen  Organi- 
sationen des  Handels  am  meisten  mit  dem  älteren  Namen  be- 
seichnet 


^  Die  überaus  interea^nte  Stelle  siehe  Auliang  II  Urk.  IIL  Nicht 
sowohl  om  Airfliebang  der  Genonsenschaften  handelte  es  sidb,  ab  um 
AbsehaAmg  ihre»  gewerblichen  Zwaiij^srechti«.  Natürlich  mufste  dies 
sich  niii  (^rfickonaer  celtcud  nrn  lM  Ti  je  engherziger  und  sehr  itVfM' die 
«öazelueu  limuugcu  sich  nach  auij^en  hin  absclilossen ,  ihre  Magiieder- 
lahl  dnsclniakteii  und  ihre  Moaopolien  nnir  im  Eigeniateresse  aus- 
nutxtt'u. 

•  Katwicklunp?  des  Wortes  ..Tmnirti;'"" ; 

I.  Vereinigung  —  UenoHe^cuHchaft.      -       '      .      ■  - 
•  '  \    '         '  '  ■     ~<     .  . 

n.  Vrrh'  Ii  1 -rr(  lit  (gviitla  ;-nu'ii(lI  «-t  vi-ndeiidi). 

IIL  Gebühren.      IV.  Beschränkung  der  allgemeinen  gratia. 
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Qans  HbDÜch  wie  das  Wort  Innung,  haben  auch  die  Be- 
zeichnungen „Gilde"  und  „Hanse"  ihre  eigene  Geschichte.  Es 
ist  bekannt,  dafs  mit  „Gilde"  im  sj^iiteron  Mittelalter  die  Hand- 
werker-, sowohl  wie  die  Kaufleute- Korporationen  bezeielinet 
werden .  dafs  Gilde  wie  Innunp:  das  nutzl)are  llealreeht 
der  (ienuäsenbcliat't  bezeichnet,  dafs  es  die  Bedeutung  einer 
Abgabe  an  die  Geno^öensehat't  so  gut  angenommen  hat  wie 
die  einer  Rente,  die  dieselbe  verteilte.  Und  wenn  Nitzdch 
von  der  Hause  raeint,  dafs  dieselbe  das  Recht  bezeichne,  kraft 
dessen  die  Gilde  ttber  die  städtische  Wage  verfügte  ^  so  muh 
dem  gegenüber  betont  werden^  dsüs  die  Gilde  thatsilchlich  nur 
in  wenigen  Fällen  im  Besitz  der  städtischen  Wage  nachgewiesen 
werden  kann,  dafs  gerade  in  Göttingen  die  Hanse  nur  Lehns- 
besitz der  Gilde  ist,  dafs  also  die  Verfügung  ttber  die  städtische 
Wage  sicherlich  zu  den  wesentlichen  Befugnissen  der  Gilde  als 
soicner  nicht  gehört  hat. 

Auch  Hanse  scheint  uisprünglich  nichts  anderes  bedeutet 
SU  haben  als  Vereinigung  und  Genossenschaft.  Allerdings  tritt 
hier  der  Charakter  als  Handelsgenossenschaft  viel  prägnant^^r 
und  schärfer  hervor  als  bei  dem  Worte  Gilde.  Dafs  aber  das 
Wort  nicht  ausschliefälich  von  Kautniauns-,  sondern  hie  und 
da  auch  von  Handwerker-Korporationen  gebraucht  wird,  hat 
sciion  Maurer^  au  zahlreichen  Beispielen  nachgewiesen  Ge- 
rade die  Bedeutung  di-s  \\  orte«  als  finanzielle  Leistung  tritt 
hier  ziemlich  scharf  hervor;  es  bezeichnet  im  allgemeinen  eine 
Abgabe  für  die  Zulassung  zum  freien  ^andelsbeljrieb ron 
der  hier  und  dort  gerade  die  Gildenmitglieder  befreit  sind^. 

80  kann  ich  denn  hier  nur,  was  sich  oben  speci^  a^ 
Schlüsse  meiner  Betrachtung  der  CKIttingar  YerfattltDisa«  eieab, 
im  aUgeneinen  wiederholen.  Nicht  mar  aof  dio  niedmulfihsiichen 
Kleinstiidte,  wie  man  wohl  geneiBt  hat,  sind  da»  MtodiHnhian 
AiisMaungea  zu  besehräjihiisii,  aoodem  auch  unter  dfieeiBn  zeigen 
sidi  numnigfiMsh  andere  FoimNif  als  diejenigen,  im  Nitputtb 


1  ^itzspii,  L  AiUsaU  S.  21  u,  2&  II  dSSff. 

•  Maurer,  StadtverfiMSung  II  964. 

'  Z.  B.  die  hansa  pistoram  in  Brakel  der  hantwcrken  hau^f  iu 
Driburg,  d\o  hause  der  mechanid  in  Mühibausen,  in  üa««<Hr*^r 
«a4  Weiuii ausen. 

*  So  wM  a.  B.  1181  ^  wit  im  fitaw  m  Wittag  ih 
TniiTtag  dar  BBemenser  Bürgieraehaft  von  jheeo  Bisctio^  die  Haos«^ 
^ojT^k^eD.  Hans,  ürkundenbuch  I  3i:  Hantss»  irrianr.  ad  a^s 
reAMHstriiMi  kubuit,  arOitaiu  «iviam  juenniniwan. 

ekirumh  fliat  ^  Boam  ifitt.  fit  4  hoanss  MsJmtfse  «s- 

tcrrogant  liansaiii,  oportebit  eis  nomiiietiir  id  de  quo  interrogaiiL 

Keure  von  St.  Omer  (1127)  [Oiry,  Higpt.  de  bt.  Omer  p.  372J:  Qxiis- 
quis  eorum  ad  terram  impeimi<Kib  ^poo  «egoti^o«^  aua  tjcirexcnt  a  ue- 
mine  meomm  hansain  persolvere  cogatnr.  Gildc9tatut  von  Mechela 
(Grofs  1  297):    8i  «jAus  burg^ais,  &ou  cnnfrater  4kiB  gUde,  tamqttBSl 
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sls  die  typischen,  das  Wesen  der  Gilde  ausmachenden,  hinzu- 
stellen Terauchte.  Das  Verdienst  des  grofsen  Historikers  wird 
dadurch  wenig  geschmlllert;  die  Anregung,  die  er  der  ForHchung 

fe^ben,  die  sichere  Grundlage,  die  er  ihr  durch  Ausscheidung 
er  Kaufinannsgilde  aus  der  allgemeinen  Betrachtung  gilde- 
artiger Institutionen  liat  zu  teil  werden  lassen,  wird  Jedermann 
dankhur  anerkenneii,  iliir  sich  auch  seinen  positivpu  Resultaten 
nicht  anzuschlieJseu  vermag;  und  die  rege  Arbeit,  die  seit  dem 
Erscheinen  der  Nitzsclisehen  Aufsätze  auf  dem  Gebiete  der 
ruiitelalt»  rlicben  8tiidtefüi*schung  begonnen  hat,  zeigt  am  besten, 
auf  wiilcii  truchtbaren  Boden  seine  Anregungen  gefallen.  Der 
angemeine  Scharfsinn,  der  vielleicht  in  übertriebener  Anwendung, 
in  der  Konstruktion  künstlicher  Zusammenhänge,  im  Zusammen- 
knttpfen  von  Foden,  die  nicht  verknttpflt  werden  dürfen,  in 
allzu  kühnen  Schlössen  von  den  Einzelerscneinungen  auf  generelle 
Wahrheiten,  am  meisten  die  unrichtigen  Resultate  herbeigeführt 
bat,  er  bleibt  immer  das  Zeichen  eines  regen  und  energischen 
(leistes 

§  13. 

(Zur  Kritik  v  u  n  G  r  o  fs :    T  ii  e  g  u  i  1  d  m  e  r  c  h  a  n  t. ) 

Die  Gilden  in  England. 

Nirgends  auf  dem  Kontinent  ist  im  Mittelalter  das  Institut 
der  Hand<  lsgilden  za  solcher  Ausbreitung  und  Blüte  gelangt 
wie  in  England.  Der  zweite  Band  des  Grofsschen  Werkes 
über  die  englischen  Handelsgilden  enthält  ein  urkundliches 
Material  von  einer  Fülle  und  Keichhaltigkeit,  wie  es  für  die 

'  Hcgrel  polemisiert  an  raehreren  Stellen  seines  Werke«  (x.  B.  II 

o\2.  347,  X>f^  f?',  49«  f.)  nicht  nur  gegen  die  Resultate,  soiulcrn  vor  ixWnm 

S.'g»'n  die  ginz'«  Methode  Nitzschs  und  wincr  Schüler  (I.iesegaug, 
üuiger,  Kru{»e  etc.).  Stimme  ich  auch  in  vielen  uiciucr  Kesult^itc 
mit  Hegel  öberein,  bo  scheint  mir  doch  die  Art  seiner  Polemik  weder 
in  ihrer  f*roC<vn  Schärfe  zu  m  htffrti^'oii,  noch  <r('Tifip:pnd  durch  Beweise 
gestützt  zu  fein.  Wf'nn  er  z.  B.,  um  das  gröfsere  Alter  der  llandwerkcr- 
inmi Ilgen  z«  beweisen,  üitli  auf  eine  einzige  Stelle  beruft,  in  der 
noch  dacQ  von  Innungen  mit  keinem  Worte  die  Rede  ist,  wenn  er  die 
dll»!»^  von  St.  OriK  r  y.u  srlilldern  versttoht,  ohne  das  älteste  Gildestatut 
der  Stadt  zu  kenneu,  so  mag  man  ihm  selbst  wohl  Mangel  an  histori- 
{•cher  <icnauigkeit  zum  Vorwurf  machen,  den  er  so  energisch  an  Nitzsch 
ond  jit-iiirn  Scliiilern  fügt.  Jedenfalls  glaube  ich,  dafs  weder  für  Köln, 
nfM-li  für  (Böttingen,  nocii  für  Groningen  Nitzedi  allt  ln  durch  die  Argu- 
mente, die  Hegel  gegen  ihn  ins  Feld  führt,  widerlegt  werden  kann:  er 
wGrde  «ich  mit  Recht  darauf  berufen  können,  dafs  Hegel  gar  nicht  den 
Versuch  macht,  in  den  wirklichen  Kausalzusammenhang  der  Dinge  ein- 
rniln'tiL'en,  und  ilafs  selbst  rlnrch  Vf  rff  liltc  Vor<uclit\  dl«  s  zu  thun,  der 
Wijjsenjjchaft  weuigatens  Anlafs  zu  \sciterer  Forschung  gegeben  wird. 
Ob  das  MegeUche  Werk  —  und  der  VerfaHser  spricht  dies  m  der  Ein« 
leituug  mit,  Zuversicht  aus  —  den  gleichen  Erfolg  haben  wird,  mufs  die 
Zukunft  zeigen. 

F0t*dimng«n  idü)  XU  2.  —  i>Qren.  KaaftnaniugUd««.  10 
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Beurteilung  der  Verhältnisse  auf  dem  Kontineut  uns  nirgends 
BXLch  mir  annähernd  in  gleichem  Mafse  zu  nel)ote  steht*. 

I){>r  Inhalt  des  (h'ofsscli^n  Ruches  ist  demgemHfs  ein  un- 
gemein reichludtiger.  Die  H*  d»  uiimg  der  Gilde  für  die  Ver- 
fassungsentwieklung  der  engliaehea  Städte  ist  hier  zum  er.sten- 
male  objektiv  und  klar,  ohne  Übertreibung  nach  der  einen 
oder  der  anderen  Seite  hin  daigelegt  worden.  Für  die  national- 
ökonomische  Seite  der  Frage  dagegen  hat  Qrofs  als  Historiker 
der  Qöttinger  Schule  weniger  Interesae*  und  Verständnis;  die 
Bedeutung  der  Gilde  ftlr  das  Wirtschaftsleben,  für  die  socialen 
Zustände  in  der  Stadt  tritt  ihm  gegenüber  ihrer  Stellung  in  der 
Yerfassungsentwicklung  zurück;  sein  natioualdkonomisehes 
Urteil  ist  ganz  in  den  doktrinären  Ideen  der  älteren  englischen 
Freihandelsschule  befangen^.  Er  sucht  Durchschnittsbilder 
der  ganzen  englischen  Entwicklung  zu  gewinnen,  statt  den 
wirtschaftlichen,  socialen,  ]>olitischen  Impidsen  nachzuspüren, 
die  die  Entwicklung'  vorwärts  ^-etrieben  haben. 

Es  sei  mir  gestattet,  gerade  auf  die  Bedeutung  der  Handels- 
gilden  fiir  das  sociale  und  wirtschaftliche  Leben  der  englischeu 
Städte  noch  etwas  genauer  einzugehen*. 

Zwei  Gesichtspunkte  möchte  ich  vor  allem  in  den  Vorder- 
grund der  ßetrachtung  stellen,  die  mir  ein  Verständnis  des 
englischen  Gildewesens  im  Mittelalter  erst  zu  ermöglichen 
scheinen.  Es  gilt  vor  allem,  die  Vorteile  zu  erkennen,  die  eine 
gilda  mercatoria  den  Bestrebungen  der  Einzelnen  wie  des  ge- 
samten städtischen  Oxganismus  im  Wirtschaftsleben  der  Stadt 
zu  teil  werden  läfst;  anrlererseits  gilt  es,  ein  Urteil  darüber 
zu  gewinnen,  was  die  (Jilde  im  wirtschaftlichen  und  socialen 
Leben  des  gesamten  Landes  bedeutet,  inwieweit  sie  im  Hechts- 
leV>en  des  Volkes  ein  organisches  Glied,  eine  essentielle  Institu- 
tion der  englischen  Verfassiiii!r'-7,ustltnde  gewesen  ist. 

An  die  Spitze  der  Err»rterun_i;'  will  ich  die  kurze  Dar- 
stellung eines  Kechtsblreites  zwischen  zwei  englischen  Städten 


'  t'tii it:«'»!:^  sclieiiit  das  (irofsfchc  Buch  in  Kitghind  nicht  allgifl- 
mo'm  die  iicachtimfr  ^ofundfii  zu  ImlxMi,  die  es  verdient.  WcnigstfiiÄ 
wiederholt  eiu  soeben  erschienenes  Werk  von  Ho  well ,  TrtKi««  Unio- 
nism  New  and  Cid  nicht  nnr  dt^  von  Orofs  berichtigton  Irrt(hner 
lir.entanoH  (8.  1— is).  sondom  fügt  noch  eine  Reihe  Bchiefer  Ansichten 
hinzu:  das  Huch  von  Grofn  erMülnn  or  mit  kniiMMn  Wort. 

*  Er  sagt  splbst  8.  öl:  „wc  mmt  leave  furtlai  coninwuts  on  fliis 
part  of  our  suKj*  et  to  the  pulitical  economist. 

*  V^l.  I  50  and  51/ dazn  die  Kritik  von  Bombart,  Connidii 
Jahrbb.  1801. 

*  Mit  Kecht  betont  Grofs  die  Verseliiedenheit  der  Kntwickluuj» 
der  Gilde  in  England  und  in  Schottland.  Aber  dieso  Verfichiedenheit 

tritt  doch  eigentlich  erst  in  ih  v  siintrrfm  Ansi^eatnltimf^  ihrer  Ersehei- 
ntiTipren  während  der  Rlntczi-it  Ihma  oi-.  Ur-]<n''iij^lich  IimKcii  die  Oildcu 
in  iSciiottland  einen  ganz  almliehen  Charuku  r  wie  in  Kngland ;  ich 
glaubte  daher,  an  Stellen,  wo  die  Analo^een  der  Kntwicklung  klar 
zu  Tag:«'  trrt.  ii.  nuch  Heispiele  aus  sehotti-clit  n  Städten,  basondem  die 
bekannten  .Stututa  von  Herwiek,  anführen  zu  dürfen. 
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■teilen,  wdche  mir  A&r  das  Wesen  der  englischen  Gilde  und 
fllr  die  Art  und  Weine^  wie  eie  selbst  ihre  Privilegien  auffafste 
und  inr  Geltung  brochtey  ganz  besonders  charakteristiich  zu 
sein  scheint 

In  der  Vorhandlung  eines  Streits  zwischen  Willjolm  de 
Pykeatnk  .  Bürger  von  Stafford .  und  der  Knufmaiinsgilde  in 
Xcwca»tl»'  im'ler-Lyme*  weisen  die  angeklagten  9  Gildeiuit- 
glieder  aut  ihre  Privilegien  hin,  dals  es  nur  den  Bürgern  von 
N»*weastle  gestattet  sei,  in  ihrer  Stadt  Gewand  zu  srlmeiden 
und  nach  der  Elle  zu  verkaufen,  sowie  einen  Laden  zu  haben 
(sehoppam  teuere).  Demgegenüber  bestreitet  der  Klüger  zu- 
nächst jenes  Vorrecht  der  Gilde,  macht  aber  femer  noch  geltend : 
selbst  gesetzt,  das  Privilegium  bestände  thatsächlich,  gesetzt, 
die  Gilde  hätte  wirklich  im  allgemeinen  das  Recht,  den  Fremden 
den  Verkauf  von  Tuch  en  ddtail  und  von  Wolle  am  Mief« 
SU  verbieten,  so  hätten  andererseits  doch  auch  die  BUiiger 
von  Stafford,  zu  denen  er  gehöre,  omnes  libertates  et 
liberas  eonsuetudines ,  qua«  aliquis  liber  burgus  Anglie  habet, 
also  auch  die  Kaufmannsgilde.  Thatsilehlieh  hatten  sie  den 
freien  Oewandschnitt  und  den  Wolleverkauf  aueh  stets  in 
N«  vv(  atitle  ausgeübt,  ohne  doch  daselbst  Mitglieder  der  Gilde 
zu  6*  in. 

Der  wHMterc  Verlauf  des  Rechtisstreits,  der  in  diesem  Falle 
zu  Gunsten  de«  älteren  Privilegs  entschieden  wird",  kann  uns 
hier  nicht  weiter  interessieren.  Aber  so  viel  scheint  mir  aus 
den  mitgeteilten  Thatsachen  klar  hervorzugehen:  die  Tendenz 
der  englischen  gilda  mercatoria  war  in  erster  Linie  darauf  ge- 
richtet, die  Fremden,  auch  wenn  sie  selbst  aus  prtvile^erten 
Städten  stammen,  vom  Handel  in  der  St^idt  auszuschliefsen, 
den  lokalen  Markt  zu  beherrschen  dureh  den  Zwang,  zum 
Zwecke  eines  einträglichen  Detail  Verkaufs^  der  lokalen  Gilde 
anzugehören^.   So  bedeckte  ein  Ketz  von  lokal  abgegrenzten, 

»  Grol..  11  177 ff. 

*  Da^'egen  wird  einmal  hu  einer  Entscheidung'  zwiftehen  Marlbo- 
mii^h  lind  SouthHinjiton  (Gro  ft«  II  1 7H ff.) betont, dafs  beide  Stftdte  gegen- 
Poiti«;  Mifli  fii<'  irleicliei]  Rochtf  {Xcm  "ihron  sollton  nofi  ol»st«Tito  oo.  quoil 
(outM  iphoruui  hominuxn  de  iSuhampt'  prior  eät  cartis  preüictoruin  honii- 
nam  de  Msrleberg. 

^  Damm  handelt  os  sich,  nicht  wie  Hegel  1 112  irrtümlich  meint, 
om  djiJ»  Recht  dps  nrofnliandolH. 

*  Vor  allem  war  der  Handelsverkehr  der  freuideu  Kauf  Icutc  uuter- 
einsiifler  innerhalb  der  Stadt  und  des  von  dieiter  behemchten,  meist 
mit  gewi^en  j)oliti8clien  Grenzen  zusainmcnlifingenden  Marktc^fbiets 
"«tTt^np-  vorpr.nt  fflrof.^  I  <7  Anm.  2).  Audi  ist  den  ( JildciTiiti^iifMlcrn 
lu  d<'u  ineit*ten  Fällen  nicht  erlaubt,  die  Waren  von  NichtniiljjliiMlern 
Ar  deren  Rechnnng  su  verkaufen.  In  Ghestcr  erhebt  die  Gilde  ad 
sii>tent«tioncm  gildac  einen  Zoll  von  d(;n  ankommenden  Schiffen  wi«' 
idiiilicli  in  St.  Omer.  Wenn  oinor  von  <\tr  (JIM«'  in  T)<'rby  seinen  Fufs 
mi  t'r«'nid<'  Waren  ge.^etzt  imt,  so  darf  keiner,  der  niclit  zur  Gilde  ge- 
tort,  die  Würen  kaufen;  aber  seinen  Crildebrüdem  mufit  der  Käufer  sie 
mm  Eiiikflufspreifte  ablaimen.   Vgl.  unten  Cap.  IV,  §  2. 

10* 
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von  dem  stltcltischen  Wirtachaftsorg.'uusmus  und  seiner  Oüde 
beherrschten  Marktgebieten  das  Land. 

Woi»  die  deutschen  Suidte  in  der  Ratsperiode  mit  brutalem 
Egoismus  fluic}i>t'tztfn ,  das  erreiehtr'ii  enp:lisc]ion  schon 
früher  mit  liült'e  ihrer  OiMo.  ATif?stlich  wachten  dii-  «•n^lischen 
JSlUdte  über  diese  Privih'^qeii.  du*  der  8tadt  auch  als  Einnahnu  - 
(juellen  unentbehrlich  waren  ^  Allerdings  hat  die  Gilde  oft 
auswärtige  Mitglieder,  wie  die  deutschrn  Städte  in  sj»;ltrrer 
Zeit  ihre  Aufsenbürger ;  aber  der  stadtwirtschaftliche  Charakter 
der  Gilde,  ihre  Fähigkeit,  auch  Fremden  in  ihrer  Stadt  uni- 
fassende Vorteile  beim  Ein-  und  Verkauf  ihrer  Waren  su  ge- 
wllhren,  blieb  dabei  stets  das  mafsgebende  Prinzin Um  poli- 
tische Macht  und  militftrische  Httlfe  konnte  es  innen  bei  der 
Stllrkc  der  englischen  Königsmacht  niclit  zu  thun  sein^.  Das 
zeigt  sich  vor  allem  auch  in  den  Beschränkungen,  denen  diese 
auswärtigen  Qildemitglieder  in  vielen  Städten  unterirorfen 
waren;  ja,  eine  Tendenz  zur  gänzlichen  Abstofsung  dieser 
fremden  Elemente  von  dem  Ocsichtspunkte  ans.  daf^  sn«  flen 
einheimischen  Gildemitirli*'dern  eine  p'fiihrliche  Konkumaiz 
niaehten,  durch  Ansnut/.nii/^  ihrer  Privilegien  di»*  gute  und 
billige  Versorgung  der  Stadt  erschwerten,  macht  sich  hie  und 
da  deutlich  bemerkbar^**. 

Wohl  sicherte  sich  jede  Stadt  zugleich  mit  der  Bestätigung 
ihrer  Gilde  den  freien  Verkehr  im  ganzen  Lande;  aber  wa* 
wollte  das  bedeuten,  wenn  hinter  jeder  Mauer,  an  der  Grenze 
Jedes  Weichbildes  dem  Handel  der  Fremden  ein  Damm  in 
den  Privilegien  der  hier  den  Verkehr  beherrschenden  Gilde 
entgegengesetzt  wurde*.  Sieht  man  von  den  freien  Markttagen 

«  Vgl.  unten  S.  157  f. 

*  In  Norwich  z.  B.,  wo  die  Gilde  ausdrücklieh  verboten  wird  (tbat 
HO  ^uild  or  fratemity  hIiohM  Im»  hold  wltliin  tlic  ritv  t<»  its  darnnfr*'», 
wird  trotzdtiin  beittiiumt,  that  all  mcrchant^  tradiug  thcrc  sbouid  be  in 
ticot  and  lot. 

'  Vgl.  Grofs  I  58  ff. ;  besonders  bezeichnend  Gro  fs  II  240:  Hc . . . 
withdrew  and  suirendered  the  freedom  to  thc  ComnKmalty  and  now 

pajf>  toll. 

«  Vgl.  2.  B.  Berwick  Statntes  GU  fGrofs  I  240):  Quod  oaUiui 
Burgensi«  vel  confrster  Gilde  nostre  foris  habitans  audeat  nee  prae> 

.«um.it  nliqua  nHToimonia  ad  Oildam  nostram  pertinentia  infia  nnrertUÄ 
Qostrum  einere  et  vendcre  uisi  in  die  fori  et  quod  nullus  foris  habituns 
emat  alinua  victualia  ad  Biurgam  noBtrnm  per  navea  venientia  ad 
tabernanua  nisi  tantuin  i  I  ^ustentacionem  domuH  sue.  Auch  waren  oft 
von  <ler  lierr!*chaftlicli''n  (i«'H;ilt  in  der  Stsidt  nur  Hewohuor  ihre« 
Herrscliergobiets  als  CTildciuitglicder  zugela^^äcn,  z.  Ii.  in  Lincoln  (de 
aliiüi  mercatoribus  comitatiis)!. 

Nur  seltt'n  find«*  icli,  dafs  »lie  Rurger  einer  Stadt  ausdnicklich, 
^'o<;cunh<M'  flen  (Jild«*r«'chten  einer  aiidcr^Mi,  vom  Kiinig  rechtliche  (»a- 
rautici'ii  trhalten,  z.  Ii.  Or(»fs  II  .'i74  für  Gloucester:  Quod  ....  skot 
qiiieti  de  muragio,  kaiagio pawapo.  pasnagio  gilda^io  et  gilda  mvr- 
catoruin  et  ontnibuK  aliis  liuiiis  inodi  consuetudimbu«  per  tottttn  reg>- 
nuni  itoxtruin  et  potet«tateiu  uoi^traui. 
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ab ,  80  hatte  diese  jeder  einzelnen  Stadt  gewährte  Verkehrs- 
fineiheity  eben  weil  &ie  fast  jeder  gewährt  war,  für  alle  zu- 
sammen nur  einen  recht  problematischen  Wert.  Das  ist  ja  eine 

dw  interessantesten  unfl  wunderbarsten  Erscheinungen  der  ge* 
samten  raittelaltcrlicluMi  W  irtschaftsgeschichte:  dieser  Antagonis- 
mii»  zwi^clifTi  dem  in  dem  Kaufmannsrecht  ursprünglich  liegen- 
den Recht  freien  Verkehrs  und  dem  energischen  Egoismus 
t\*'V  einzelnen  Wirtsclwift^scntreii,  Hie  (iiesReelit  mir  anerkennen 
wnllten,  ftuweit  es  iliren  nicikaniilen  Interessen  entispraelj,  die 
es  tVir  sich  in  Anspruch  milimen^  um  es  der  Nachbarstadt  zu 
verweigern. 

In  England  wurde  dieser  Gegensatz,  dies  Gewirr  sieh 
kreuzender  Interessen,  wenigstens  cinigermaisen  gemildert  durch 
die  Stärke  der  monarchisdien  Centralgewalt,  die  über  allen 
^  diesen  Sonderrechten  und  Privilegien  durch  einen  Machtspruch 
'  kraft  eigenen  Rechts  entselieiden  konnte.  Hier  wurden  die 
Wirkungen  der  wirtschafUiclien  Decentralisation  durch  die 
politische  Centraiisation  zum  Teil  wieder  aufgehoben. 

So  waren  die  Tendenzen  der  Gilde  in  England  im  wesent- 
lichen nach  auf8<Ti  ^^erichtet;  jedtMifalls  traten  nicht,  wie  in 
Deutschland,  ihre  uioTin])olisti.<elien  Bestrebungen  geg'Miüher 
anderrn  wirtsehaftUcheu  (iewalten  innerhalb  der  Stadt 
selbst  einseitig  hervor  und  piben  der  ganzen  (ieHeluelite  der 
Gilde  ihi  charaktcristisclies  Gepriige.  Das,  w^orauf  es  aiikuniiiU, 
scheint  mir  (jlrols  sehr  richtig  mit  den  Worten  bezeichnet  zu 
haben,  dafs  die  Gilde  denjenigen  Teil  der  städtischen  Ver- 
waltung repräsentiert,  der  die  Ordnung  und,  Regelung  des 
Handelsmonopols  umfiisste^;  nur  geht  er  dann  nicht  weiter 
darauf  ein,  was  eigentlich  dieses  Handebmonopol  für  den 
städtischen  ^^'irtscha^tsorgani8mus  selbst  flir  (Miie  Bedeutung 
hat.  Die  Gilde  galt  als  eine  Organisation  öffentlichen  Rechts, 
ihren  Rechten  staaiden  schwere,  yor  allem  finanzielle  Verpflich- 
tungen gegenüber. 

ITrdti  ii  wir  dies  fest,  so  iirnfs  in  Knp^land  x  mi  vornherein 
die  Krage  von  weit  ir» 'ringerer  nf^deutung  crs»  h* nu  n.  ob  that- 
Sächlieli,  wie  (Jrols  nit^int,  das  Grt»s  der  Gilde  au.s  1  lanfiwerkeni 
bestand,  ob  auch  hier  alle  am  \'erkehr  beteiligten  Elemente 
der  Stadt  in  der  Gilde  vereinigt  waren.  Dafs  es  in  englischen 
Städten  überall  aufserhalb  der  Gilde  noch  andere  Bevölkeruugs- 
kreise  gegeben  hat.  dafs  Gildemitgliedschaft  und  Stadtbüiver- 
tum  nicht  notwendig  identisch,  das  geht  aus  dem  WorUaut 
zahlreicher  Urkundenstellen,  in  denen  die  bomines  de  gilda 
▼on  den  burgenses  und  der  communitas  ausdrücklich  unter- 
ttchieden  werden,  deutlich  hervor Ich  glaube  allerdings,  dafs 


*  Grofti  I  48:  The  gild  was  the  department  of  town  adnrinistrs« 
ttbn,  wboBP  duty  wus  to  maintain  and  regulato  the  rradr  monopoly. 

*  t?l>rigeii8  ist  G  r  o  f  s  ni^t  der  Ürste,  der  die  Verschiedeiiliait  zwischen 
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in  der  Gilde  nur  derjenige  Teil  der  städtischen  Bevölkerung 
vereint  ww,  der  die  volle  Handelsfreiheit  in  der  Stadt  genof«, 
dafs  aber,  wer  ein  Gewerbe  betreiben  wollte,  nicht  notwendig 
in  der  Oilde  Mitglied  sein  inufste.  Die  Gilde  war  im  wesent- 
lichen —  nach  ihrer  nationalökoiiomischen  Bedeutung  be- 
trachtet —  eine  Organisation  des  städtischen  Zwischenhandels. 
Indem  sie  sich  in  P^inkauf  und  Verkauf  Monopolrechte  und 
andcn-  Privilegien  zu  verschaffen  wufste,  schob  sie  sich  zwischen 
deu  Urproduzenteu  und  den  städtischen  Handwerker,  zwischen 
diesen  und  das  grofsc  konsumierende  Publikum  in  Stadt  und 
Land  und  vermittelte  den  Guternustausch  swischen  dwuelben 
zugleich  zum  Vorteile  für  die  Stadt,  deren  HandeUtnteresse  sie 
zu  vertreten  und  zu  verfechten  hatte.  Nichts  ist  bezeichnender 
in  dieser  Hinsicht,  als  die  Bestimmung  zahlreicher  Gildestatuten, 
dafs  es  nur  den  GildemitgUedem  erlaubt  sein  soll,  innerhalb 
der  Stadt  Läden  zu  besitzen  und  so  den  direkten  Absatz  an 
das  Publikum  —  natürlich  mit  Ausschlufs  der  freien  Markt- 
tage —  zu  besor^^en  *.  Wer  in  die  Stadt  kommt,  mufs  den 
Gilde^f  nossen  seine  Waren  vorlegeu  und  dai*f  sie  nur  en  gros 
an  dieselben  verkaufen. 

Eben  in  diesem  Monopol  des  Einkaut's  en  gros,  dos  Ver- 
kaufs cn  detail,  lag  das  gewiiui bringende  Vorrecht  der  Gilde- 
mitglieder. So  kauften  sie  z.  ü.  die  Wolle  en  groö  am  Vlicfs'* 
ein  und  verkauften  sie  en  detail  nach  dem  Gewicht,  kauften 
Tuch  und  Leinwand  in*  grofsen  Stocken  und  verkauften  sie 
dann  an  die  Konsumenten  in  kleinen  Mafsen,  kauften  neue 
ungcgerbte  Häute  ^  die  sie  an  die  Gerber  verkauften,  um  dann 
deren  Produkt,  das  gegerbte  Leder,  an  die  Schuster  au  ftbef'* 
mittein  ^.  In  den  seltensten  Fällen  aber  ist  in  den  Urkunden 
ihnen  der  Verkauf  der  fertigen  Fabrikate,  von  Kleidern^ 
Schuhen,  Waffen,  als  ihr  Monopol  vorbehalten;  Schneider, 
Schuster,  Waffenscliniiede  haben  wolil  zahlreich  den  freien 
V^erkauf  ihrer  Waren  betreiben  köimen,  auch  ohne  zur  Gilde 
zu  gehören. 

Schon  daa  scheint  mir  <'inen  Anhalt  für  meine  Annahme 
zu  geben,  dafs  thaUsächlich  nicht  alle  Handwerker  einer  Stadt 
in  der  Gilde  vereinigt  waren.    Dafür  spricht  dann  aber  nt»cli 

den  lir^xriffeii  gild  lunl  borough  scharf  betont  und  die  wt^sentlicüen 
unterscheidenden  Merkmale  hervorgehoben  hat.  Aucli  lut-r  ist  ee  wit  dor 
Maurer  gewesen,  der  darauf  hingewiesen  bat,  dafs  in  der  Gilde  auch 
answftrtiKe  Mitgh'eder  waren,  dais  neben  den  Gildemifgliedem  auch 
uAdere  Bürger  und  Einwohner  in  der  Stadt  lebten  etc.  (8tadtverfifc«aaiiff 
1  168  f.). 

'  I)ie  Kauf  hausverfassuDg  ist  in  England  weit  weniger  auagebildot 
ftlfl  auf  dem  Kontinent 

*  Lanam  emere  per  vellera. 

'  Corea  rrceneia  emere. 

*  Zu  dtui^^elbaii  Resultate i  dafs  die  Handwerker  nicht  notwendig 
der  Qilde  angehören,  sondern  nur  an  sie  verkafiftiB  mn&teo»  gelangt 
Hegel  I  448. 
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vor  allem  eine  allgemeine  Eli'wilgung.  Es  lag  gar  nicht  allein 
an  dem  freien  Willen  des  Einzelnen,  der  Gilde  beizutreten 
und  damit  ihrer  Vorteile  teilhaftig  zu  werden.  Ks  ist  eines 
der  ^a-ölsten  Ver'lif'iiste  des  Werkes  von  Bücher  Uber  die  1  Be- 
völkerung Frankturts  n.  M.  im  Mittelalter,  durch  genauen 
statistischen  Nachweis  gezeigt  zu  haben dafs  die  „starre 
Gebnndcnheit*  des  Mittelalters  mehr  in  den  Rechtsauizeich- 
ttungen  jener  Epoehe,  als  in  Wirklichkeit  existiert  hat,  dafs 
niemals  alle  diejenigen,  die  ein  Handwerk  betrieben,  that- 
sftchlich  auch  —  trotz  des  Innungaswanges  —  in  der  be- 
treffenden Zunft  vereinigt  waren.  Was  dort  als  spätes  Er- 
gebnis einer  wirtschaftlich  und  social  vorge8cl!ritr<Mien  Ent- 
wicklmij;  erscheint,  das  darf  man  in  beschrünkieni  Maf^se 
a  priori  avoIiI  für  die  Gilde  annehmen.  Man  darf  doch  nie 
vergessen,  dafs  —  so  weit  wir  auch  hinaufblicken  mögen  — 
die  Zugehörigkeit  der  Gilde  erkauft,  und  zwar  oft  recht  teuer 
erkauft  werden  mnftte'. 

Die  ärmeren  fSemente  der  sawanderaden  Bevölkerung, 
die  durch  die  Aussicht  anf  grölseren  Gewinn  und  freieres 
wirtschaftliches,  rechtliches  Dasein  in  die  Städte  gelockt  wurden, 
waren  so  von  vornherein  vom  Eintritt  in  die  Gilde  nus^'e- 
sfldossen;  «i«*  nmlssten  eben  ilirrn  Zoll  zahlen,  durften  ihre 
Waren  nur  im  grolsen  verkauten  und  waren  auch  als  Bürger 
allen  den  Beschränkungen  unterworfen,  vun  denen  die  Gilde- 
mitglieder befreit  waren. 

Was  das  Verstftndnis  des  Wesens  der  Gilde  in  England  so 
sehr  erschwert,  ist  der  Umstand,  dafs  sie,  wie  die  „Innung"  in 
Deutschland,  nicht  nur  eine  Genossenschaft  beseiclmet,  sondern 
vor  allem  auch  ein  nutzbares  Recht,  das  wohl  zunttehst  nur  eben 
di<f^>*er  Genossenschaft  zustand,  dafs  derselbe  Name  aber  dann 
ganz  allgemein  fiir  <rrwissf  Vnrreehte  im  wirt^cbattliclien  Lelmn 
gebraucht  wird,  insbesondure  auch  für  alle  die  Vorteile,  die 
einer  Stadt  aus  der  Konzessionierung  einer  solchen  „Gilde' 
erwuchsen.  Im  Grunde  bedeutet  die  Verleihung  einer  Gilde 
an  eine  Stadt  in  England  nichts  anderes,  als  in  DeutMshland 
die  Verleihung  der  Innung  an  die  alte  Wijk  zu  Brannsohweig. 
Die  am  Handel  beteiligten  Bttrger  der  Stadt  erhalten  das  Recht» 
über  die  Zulassung  zur  gratia  emendi  et  vendendi,  zu  den  be- 
sonderen Verk^hnsrecliten  und  Vorrechten,  deren  sich  die  Stadt 
erfreute,  kraft  eigener  ^rachtvollkonnnfMiheit  zu  entscheiden^. 
Und  dabei  ist  es  dann  in  diesen  cngiischen  btadteu  Jahr- 


"  8.  122  E 

*  Z.  B.  Gilde  von  Berwick :  StatnhmiB  ut  nemo  redpiatnr  in  eon- 
fratsnitateBi  iMwlAamt  ninnB  quam  VI  soUdis  exceptii^  vi  ro  iWlU  <-t 
filJfthiiö  hnrgeTT*<inm  et  confratnun  Gilde  nostre.  (Irofs  l  2259»  VgL 
uucii  aU  die  tüteeten  Gildestatnten  diejexugen  von  8t  Omer. 

*  Daher  die  h&ufig  wiederkehrende  Fermel  nt  hiAwsnt  gildsm 
sasn  nieifsilioriaia  ita  nt  atmiin  Kcsat  emsre  et  Tcndete  (folgt  iDsist 


Digitized  by  Google 


152  XU  2. 

hunderte  lang  gebliebon.  Dor  Übergang  dieser  Verkehr.s- 
bcfuixnis  auf  die  einzelnen  gevverblieben  Sonderorgane,  dip 
bpt't  iali^ierung  derselben  nach  einzelnen  bestiuunten  \  erkehr.>- 
und  Berufszweigen,  steht  hier  nicht,  wie  in  DeutBcldand,  im 
Mittelpunkt  städtischer  WirtscliaU.-geschic  lite  \  Die^e  Zu- 
lassungsbefugnis, das  Recht  der  Überwachung  und  verkehrs- 

Solizeifichen  Kontrolle,  bildet  durchaus  den  j&ern  derjenigen 
.echte,  die  die  wirtschaftliche  Freiheit  einer  englischen  Stadt 
ausmachen.  Der  ursprQngliche  Charakter  des  Gilderech ts  als 
des  Sonderrechts  einer  genossenschaftlichen  Organisation  mochte 
oft  eans  »urttcktretcn.  so  dafs  nicht  mehr  von  dem  Gilderecht 
sondern  von  dem  inhaltlich  ganz  gleichen  Hecht  der  burgenses, 
der  comniunitas,  von  maior  et  comniunitns  etc.  die  Hede  ist*. 

Liegt  80  der  eigentliche  Kern  des  englischen  Gildewe.«Hns 
in  der  mittolalterlichen  Anschauung,  dafs  die  Stadt  das  natur- 
liclie,  allein  berechtijrte  Centruni  eines  gröfsereii  oder  geringeren 
Marktgebietes  ist,  dessen  Handel  und  Verkehr  sie  ordnet,  so 
wird  es  meiner  Meinung  nach  doch  erst  recht  vorsUindlieh, 
wenn  man  die  Stellung  der  Stadt  üi  »lei  uiit.->rliätt liehen  Ver- 
waltung des  Gesamtlandes,  in  der  Steuerverfassung,  mit  in 
Betracht  zieht. 

Wir  hahen  fUr  Deutschland  gesehen,  dafs  das  wesentliche 
Moment  des  deutschen  Städtewesens  in  einem  eximierten  Oe- 

richtsbezirk  lag,  innerhalh  dessen  nach  dem  Sonderreeht  der 
Kaufleute  Recht  gesprochen  wurde.  Auch  in  England  be- 
zeichnet die  Existenz  eines  besonderen  Gerichtsbezirks,  eines 
court  leet^,  das  eigentlich  bestimmende  Moment  städtischer  Ver- 
fassung; alx  i-  Any.u  tritt  als  wesentlich  ein  anderes,  auf  koni-^ 
liebe  Vorl'üiung  zurückgehendes  Recht  der  Stadt  gegenüber 
dem  platten  Lande.  Durch  die  Hrnia  burgi  *  erwirbt  die  Stadt 
die  Befugnis,  die  dem  Könige  zu  leistenden  Geftille  und 
Schätzungen  in  Selbstpacht  zu  übernehmen*.    So  wird  die 

die  Äiifziihlnug  bestimmter  Waren)  niai  cum  consensu  et  voluntate  bur- 
geosium. 

>  Einzelne  Betspiele  dafür  bei  Grofa  I  lU  Anm.  Vgl.  auch 
unten  Taj).  IV,  §  2. 

«  Z.  1^  Grofs  II  135.  Andererseits  finden  wir  das  Wort  „Gildt-^ 
öfters  gebraucht»  wo  wir  durchaus  „Stadt"  erwarten  sollten.  So  z.  IJ, 
wenn  von  Hörigen,  die  in  die  Stadt  laufen,  verlanet  wird^  dafs  sie  in  die 
Gilde  aufgenommen  werden  müssen,  um  ihre  Fremeit  zu  erlangen  (z.  J». 
GroCii  II  :^7fi  und  fift.  rK  wenn  den  Gildemitgliedorn  die  Befrei- 
UDg  vom  gerichtlichen  Ihiell  bewilligt  wird  (G  rofs  II  w  vmi  keiner 
auB  der  Gilde  anfserhalb  der  Stadtimraem  vor  Gericht  gefordert  wefdeti 
kann  (II  S73X  oder  wenn  einer  in  die  Gilde  ausdrfiekfich  ,,«18  Bfirger** 
aufgenommen  wird  (Grofs  II  91).  .  , 

•Gneis,    Selfgoveraraent,  Komnauial Verfassung    unl  Verwul 
tiingsgericht  8.  581.  Grofs  I  Kap.  V  und  VI. 

*  Ausführliche  Ahhandlun^^  ifarüber:  Bladox ,  firma  burgi«  der  ÖiP 
llauptqnelle  für  WiMn  und  Hrcntano. 

Gncist,  il)id.  S.  öbO.    Vgl.  z.  B.  GroTs*  II  ll'>:  Omnes  in  prac- 
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Stadt  ab  organisclie«  Glied  eingefügt  in  den  hehn^  und 
Steaer-Organt8inu6  dea  anglononnaiinischen  Reichs*  zn  einer 
Ztit,  da  in  Deutsdiland  ein  nnregelmälsiges ,  Iialb  natural-, 
luilb  geld wirtschaftliches  System  oder  besser  Konglomerat  von 
Abgaben,  Verpflegungs-  und  Untorhaltungspflichten  die  not- 
wendigsten Ausgaben  des  Reichskörj^ers  ermöglichte^.  Diese 
trf>f^  horoughs,  «Ii«'  im  Lauf  des  Vö.  Jahrhunderts  Anteil  er- 
hielten an  Regierung  und  Verwaltung  des  Landes,  waren  so 
ein  integrierender  Teil  der  wirtschaftlichen  Organisation  des 
gesamten  K»)iii*;reich«»  zu  einer  Zeit  ,  da  in  Deutschland  fast 
jode  klein«'  Stadt  ein  wirtsclialtiieiies  8onderdasein  führte, 
oft  durch  kttiü  anderes  Band  als  die  lose  Oberlehnslierrlieli- 
keit  des  deutschen  Kaisers  dem  Reichsverbande  eingegliedert 
war.  Daher  hier  Städtebttnde^  Kampf  zwischen  Taritorial- 
fkUntentnm  und  Stadtemacht,  dort  eme  mächtige  königliche 
Gewalt,  die  am  Zügel  einer  organisierten  Verwaltung,  einer 
geordneten  Steuerverfassung,  die  wirtschaftlichen  und  poli- 
tischen Sonderbildungen  des  Landes  zu  einheitlichen  Zwecken 
zusamraenfafst.  Hierin  lie^  meiner  Meinung  nach  der  grofse 
Unterschied  diesseits  und  jenseits  des  Kanals  in  der  Stellung 
der  Gilde  zu  den  wirtschaftlichen  Organisationen  des  ganzen 
Landes.  Dort  be.sehr.1nkt  sich  die  Gilde  in  ihrer  Wirk^janikeit 
im  wesentlichen  auf  dt<  Si  uh  seilest  und  das  Gel»iet.  das  diese 
duj-ch  ihren  Handel  und  ihren  lokalen  Markt  beiierrsclit,  hier 
steht  die  KaufniannsLnlde  in  Konnex  mit  der  grofsen  cen- 
tralisiertcn  Verwaltung  des  Landes  und  fügt  sich  vermittels 
der  lirma  burgi,  vermittels  der  8teuerpacht,  die  die  Stadt 
wieder  mit  Httlfe  ihrer  Gilde  kontrolliert,  dem  gro&en  Yer> 
waltungsorganismus  des  Landes  ein. 

Wenn  ttberall  als  die  wesentliche  Pflicht  der  Qildemit- 
giieder  geltend  gemacht  wird,  dafs  dieselben  in  lotto  et  scotto 
cum  burgensibns^  sind,  wenn  gerade  dadurch  auch  die  aus- 
wärtigen Mitglieder  der  Gilde  zu  den  ünanziellen  Lasten  der 
»Stadt  mit  herangezogen  werden ,  wenn  die  an  den  König  zu 
aafdenden  Abgaben  einmal  selbst  als  ^^ilda"  bezeichnet  werden*  , 
so  zeigt  doch  das  alles,  wie  die  Vorteile,  die  das  Mitglied  als 

dicttt  vi  IIa  luibitantfs  et  habitaturi,  inercandi.^as  ibidem  cxercentes  et 
libertatibtis  predictis  i^^audere  volentes  »int  in  ^ilda,  lotto  et  sootto  cum 
ßiir^cnsihu8  prod!<-tis  ni  ballapis,  contributionibns  et  aliis  oneribtu  to- 
tain  eoiniminitatem  villo  predicte  tangentibii?^.  ' 

•  One  ist  a.  a.  (K  Die  Stadtverfassung  bildet  d<n  Abschliifs  des 
obrigkeitlichen  Self^ovemment«,  da  sie  in  England  nur  eine  Modifikation 
'l'  T  fierichtM-  und  PolizfM'v<'rfassiiii!T  rtift  den  dazu  gehörigen  Stftiem 
darstellt,  nicht  aber,  -w  i««  dl«'  drat.schc  8tadtverfassung,  ein  in  sich  voll- 
ständiges, wirtschaftlich  abgeschlossenes  Kommunalwesen. 

»  Schrüder:  Kechti^j^eschichte  S.  502 ff. 

'  Dafr!  *»cot  ff  Int  in  <\ru  Gildfiirkiiiidcn  mir  fin.'inziclb'  Leistungen, 
uirht  auch  pcrsüiilidu'  iJien.Hte  etc.  bezeichnen,  scheint  mir  von  Grofs, 
Gilda  mercatoria  S.  65—67  bewiesen  zu  sein. 

«  Id  Lmooln  (Gtofs  II  878)l 
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privilegierter  Vertreter  des  Handele  in  der  Stadt  geniefety  aus- 
geglichen werden  durch  die  gröfeeren  finaiurieUen  Laeten,  die 

ee  dadurch  fttr  sich  ilbernimmt. 

Wie  in  Deutscldmid  ;^'<'rade  die  Ausftbung  des  kmif- 
mlinnisrlHn  Honifs  It  die  Grundlage  stii^ltisehpr  Steuerver- 
fassung bildet;  wie  iii  Aire  von  allen  ritterbürtigen  Leuten, 
die  in  die  Gilde  eintreten,  ausdrücklich  gefordert  wirdj  dal* 
sie  mit  für  die  stildtiechen  Lasten  aufkommen^,  so  ermö^lickt 
die  genosaenechafUiche  Organteatton  der  gilda  mercalona  in 
England  nicht  nur  die  der  Stadt  aufgebürdeten  Lasten  —  die 
Gilde  zählte  bekanntiieh  meist  auch  aahlreiche  auswärtige 
Mitglieder  —  auf  einen  gröfseren  Kreis  von  Stenerzahleni  zu 
verteilen,  sondern  dieselben  vermittels  der  ^enossenachaüüichen 
Oi^ane  der  Gilde  aiieli  genauer  7A\  kontrnllien'u. 

Indem  die  Gildemitgliedei'  vom  Zoll  u.  ».  w.  beireit  waren, 
liatteii  sie  die  Pflicht,  lot  et  scot  xu  zidden.  Es  ist  einfach 
der  ErBats  der  indirekten  Steuer  der  Nichtgildemitglieder  durch 
die  direkte  Bestenerung  der  Gilde*.  80  wnrde  das  Priyiieg 
der  Gilde  cur  reichsten  finanziellen  Einnahmequell«  für  die 
Stadt,  in  noch  ganz  anderer  Weise,  als  es  die  Verleihung  der 
Innung  in  Deutschland  je  gewesen  ist. 

^^  Nitzsch  mit  genialem  Blick  für  den  grofsen  Gang 
weitgesciiichtlicher  Eutwieklung  im  Mittelalter  als  treibendes, 
bestinaucudes  Moment  zuerst  der  geüchiehtlielien  Betrachtung 
geoffenbart  hat,  dafs  der  Gegensatz  der  Geschicke  Deut»ch- 
lands  und  der  ttbrigen  europäischen  Kulturländer  nicht  üo- 
wohl  bedingt  sei  durch  den  verschiedenen  Gang  der  poli* 
tischen  Entwicklung,  durch  die  verhängnisvolle  Verbinounff 
Deutschlands  mit  Italien,  den  Kampf  awischen  Kaiser-  und 
Papsttum,  als  durch  den  Gegensatz  emer  natural wirtsohaftlich- 
bHuerlirli-  n  Kultur  zu  den  früh  geldwirtschaftlif  fi  vorgeschritte- 
nen, von  eiiH  111  >Jetz  einheitlicher  Steuerverwaltaii;.'  umspannten 
Frankrcicii  und  England,  das  zeigt  sieli  hier  bei  einer  kleineren 
Kiiizelfrage  in  neuem  Lichte:  die  ^roiVien  uiiiversalgeschicht- 
lichcn  Zusanunonhttnge '  spiegehl  siä  wieder  in  den  Schick- 
salen einer  einaelnen  Wirtschafts*  und  Rechta^Institntion  der 
gleichen  Zeit*. 


*  Wsuters.  Gilde.-»  coinmuii.  S.  llü.  Lea  chevalioiti  et  U*a  vavss- 
nonr«!  df^venant  niembreH  de  rAmitie  ■  t  jtn  Miont  oontenti  •  *  • .  4  psjsr 
avec  la  viile  loa  tailles  et  le*  exactiou». 

*  Vffl.  Ar  Fnuikfcieli!  Ltichsire  8. 188.  DaT«  Ihnliehs  CMchts- 
punkte  Avie  in  En^'Iaml  aiicli  liio  und  da  in  Doutsclilaiul  inaf9|D^bond 
waren,  zeigt  z.  Ii.  die  Verordnung'  Heinrichs  V,  dafa  nnr  (liejenigeu  in 
Utrcdit  vom  ZoU  befreit  sind«  die  '£\xt  Befestigiuu;  der  Stadt  beitrageo» 
d.  h.  eine  der  hsnptHAcii liebsten  Pflichten  der  Scsdt  erfUlea  qnsiido> 
camque  causa  merrjunn  .idi.'rint. 

*  Di«M  ganze»  Auittubrungen  werden  üi  mancher  Hiaiicht  tTg^**** 
durch  die  Ertitenmeen,  die  Hegel  (I  114 C)  der  i niisriiiaiinniii  Isli 
wieklnng  der  engliMhen  nnd  deutlichen  Mdte  nnd  den  Oiindsa  dieser 
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Die  AufTassung,  die  ich  hier  über  die  wirtschaftliche  Be- 
deutung der  gilda  mercatoria  in  England  geäufsert  habe,  steht 
in  entschiedenem  Widerspruch  zu  der  Ansirlit  verschiedener 
älterer  Forscher,  die  olme  Kenntni-x  de«  reiclit  n .  von  Grnfs 
publizierten  Urkuiidenmaterials  vor  allem  dadurch  z«  irrigen 
Anschauungen  gelangen  muTsteUj  dals  sie  aus  den  Londoner 
yetliflltiit«M&  du  Bild  der  wirtsduiftüchen  Entwicklung  des 
ganoen  Königreichs  gewinnen  eu  können  glaubten.  Dals  aber 
London  eine  Ananahmeitellung  unter  allen  Städten  des  König- 
reichs eingenonunen,  das  hat  Grofs  ganz  Uberzeugend  nacS.* 

fewiesen;  wie  denn  in  vielen  Gildestatuten  die  besonderen 
orrechte  der  Lond<»Ti''r  Bürger  aii.sdriicklirli  L'ewalirt  werden. 
Wenn  Brentano  ^  auch  in  England  einen  heltim'en  Intere.ssen- 
kanipf  der  aut^trubenden  Zünfte  gegen  Übermächtige  k.-mt'< 
luännische  Patriziergeschlechter  erkennen  zu  mlissen  glaubt,  so 
mm  er  sich  zum  Beweise  dafUr  auf  die  zahlreichen  Aufstände 
der  Londoner  Weberattnflfce,  nnd  wenn  andererseitB  Oohen* 
kowski^  die  Ansicht  ausgesprochen  hat,  dafs  im  mitteialter-^ 
liehen  England  gans  allgemein  die  Tendenz  geherrscht  habe, 
die  Kaufleute  von  Beruf,  die  sich  zwischen  das  produzierende 
Gewerbe  und  das  kaufende  Publikum  drängten,  nach  '^IV)'^- 
lichkeit  zu  be-^chränken,  di(!  Ansammlung  von  Vorräten  durch 
die  Kaut'leute  zu  hinde  rn,  auf  dem  offenen  Markte  Käufer  und 
Verkäufer  direkt  mit  « iiiauder  in  Verbindung  zu  bringen,  so 
beruft  er  sich  einerseits  fast  nur  auf  Verhältnisse  des  Londoner 
Marktes,  wo  es  nachweislich  in  ftlteren  Zeiten  keine  grofse 
Kanfinannylde  gegeben  hat;  andererseits  ttbenueht  er,  dab 
auch  die  Mafsregeln  ^  die  er  zum  Beweise  seiner-  Ansicht  an- 
fahrt, immer  nicht  sowohl  im  bewnCst  wahrgenommenen  In- 
teresse der  Konsumenten  als  solcher,  'als  \m  Sinne  des  wirt- 
schaftlichen Ki^'tisnius  der  einzelnen  Stadt  erlassen  sind.  Eben 
indem  die  (iiUle  m  ihrer  Gesamtheit  als  Inhaberin  eines  Mo- 
nopols^ als  ofhzielle  Vertreterin  städtischer  Handels! utcreösen 
in  dem  wirtschaftlichen  Umlauf  die  eigentliche  Vermittlerrolle 
übernahm,  indem  sie  diese  im  Biteresse  der  einielnen  Stadt* 
dnrehfiüirte,  sorgte  sie  doch  im  genossensehi^tlicben  Sinne  sn- 
gldeh  dafür,  dais  der  ei  meine  Kaufmann  kein  Vorrecht  vor 
den  übrigen  Gildegenoosen  haben  dOrle,  dafs  der  Einzelne 
keine  Vorräte  ansammele®.  Ihm  war  es  verboten,  den  fremden 
Händlern  vor  die  Thore  der  Stadt  entgegenzustehen,  um  ihre 
Waren  aufzukaufen  und  sieh  so  auch  geg-enülx'r  den  eigenen 
Mitbürgern  und  Gildegenosseu  ein  Monopol  zu  sichern  ]  er  war 


EMelieianng  gewidmet  hat.  Hegel,  der  snent  eins  Bfklinng  daAv  ge- 
funden baten  will,  scheint  mir  doch  die  wiitsehsftsgsschidwiAen  Mo- 
meate       w<>nit]^  Ijcrucksichtigt  zu  haben. 

*  Die  Arbeitürgilden  der  Gregenwart.  Einleituujr. 

*  WiTtsdUiftliche  Entwicklung  Englands  S.  156^ 

*  Conunon  law  liei  Oehenkowski  8*  161. 
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verpflichtet,  seinen  Qildebrttdem  die  gekauften  Waren  zum 
Einkauispreisc  zu  überlassen  oder  sie  zur  allgemeinen  Schau 
auszulegen.  £s  ist  clor  genossenschaftlich-brüderliche  Geiat, 
wiV  >r  auch  später  in  den  meisten  Zunftstatuton  aller  Länder 

in  ähnlichen  Bestimmungen  zum  Ausdruck  p:clangt'. 

Wenn  Cohn  *  die  Vorstellinii;  einer  natürlichen  Freiheit 
der  Preisbildung  als  I)ervt>riL;egaugeu  bezeichnet  „aus  den  von 
alters  her  das  englische  iieeht  beherröchejideii  Ansehauur.geii 
so  hat  Brentano  dem  gegenüber^  mit  volKm  Keeht  liervor- 
gehoben,  dafs  eine  solche  Ansicht  auf  einer  völligen  Verkninun;,^ 
aller  wirtsehaliiichen  Anschauungen  des  Mittelalters  beruht. 
Der  Begriff  der  wirtschaftlichen  Freiheit  des  Individuums  iat 
erst  ein  Produkt  der  rationalistisch  aufklärenden  Ideen  des 
18,  Jahrhunderts,  konnte  sich  erst  bilden  in  einer  Zeit,  da  die 
Lttcken  und  Schäden  der  alten  mittelalterlichen  Wirtschalts- 
Ordnung  im  Stume  einer  auf  allen  Gebieten  mächtig  vorwärts 
drängenden  Zeit  grell  zu  Tage  traten.  Beide  Forscher  aber 
scheinen  mir  den  Einflufs  parlani(>ntari8cher  Gesetzgebung  auf 
die  Gestaltung  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  des  gesamten 
Heidts  denn  doch  zu  überschätzen. 

Die  Gesetze  Eduards  III.,  auf  die  sie  sich  berufen,  sind 
ins  Leben  gerufen  worden  durch  wirtschaftliche  und  sociale  lie- 
weguugen  und  Wirrungen  in  London;  sie  sprechen  als  all- 
gemeine Norm  aus,  was  nur  auf  die  dortigen  Verhältnisse 
Geltung  haben  kann,  in  der  mächtigen  Landeshauptstadt 
mochte  oft  allerdings  schon  im  Mittelalter  der  Druck  einer 
Fesselung  des  Verkehrs  von  den  Kaufxnannsgeschlechtem  lästig 
empfunden  werden;  hier  war  der  Boden  zu  einer  scharfen 
Scheidung  der  reichen  Kaufleute,  die  durch  Ingrossierung  und 
Kartelle  monopolistiscUe  Preise  nir  ihre  Waren  zu  stipulteren 
suchten,  und  der  armen  Bevölkerung,  die  als  Konsument 
vor  allen  unter  diesen  Tendenzen  der  Grofskaufmannschaft  aufs 
»Schwerste  zu  leiden  hatte. 

In  den  kleineren  LandstKdten  und  Landstädtchen  f1ni:<'i4;en 
ist  von  einem  solchen  wirtschaftlich-socialen  Gegensalz  fast 
nirgends  etwas  zu  bemerken.  In  der  Organisation  der  den  Ilan<lel 
der  eigentlichen  Kaufleute  wie  der  Handwerker  beherrschen- 
den (iilde  fanden  aUe  Kreise  und  Schichten  der  Bevölkerung 
so  lauge  eine  volle  Kriuiiung  ilirt^r  wirtschaftlichen  Interessen, 
als  nicht  auch  in  dieser  eine  Tendenz  zum  aristokratischen 
Abschlufs  und  zur  Bedrückung  der  ärmeren  Bevalkerungs- 
klassen  zur  Geltung  kam.  Denn  darin  gipfelte  ja  die  Rechts* 
anschauung  der  eigentlich  stadtwirtschaftlichen  Zeit  in  Eng- 
landy  dafs  jede  Wirtschaftsorganisation  innerhalb  der  Stadt  nur 
dann  eine  Berechtigtmg  habe,  wenn  sie  dem  öffentlich-rechtlichen 

*  S  f  h  ön  Ii «' ,  Conrads  Jahrbh.  a.  a.  (>. 

*  Tübiiigi'i-  Zeit-'^i  hrift  1877  S.  103  f.  und  541  ff. 

*  Tübinger  Zeitschrift  1876  S.  288-276. 
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Organiamus  der  Stadt  sich  einflige,  wenn  sie  sich  nicht  be- 
trachte als  eine  rein  priTatwirtschaftHohe  Interessengemein- 
schaft, sondern  als  dienendes  Glied  des  öffentlichen  Körpers, 
gleichsam  beauftragt,  mit  allen  seinen  Mitteln  und  Kräften  das 
wirtschaftlielie  Oosamtintercsse  der  Stadt  auf  dem  ihm  zu- 
gewiesenen Gebiete  zu  verfechten. 

">f.nn  k^hinte  rliesf»  Anschauung  als  den  oifj^ontlich  social- 
poÜtisc  lM^ii  fiesichtspunkt  der  „inneren  Politik"  in  chv'v  niittol- 
altrrliclien  8tadt  bezeiclmen.  Der  Einzelne  f^eh'nr  zuniiclist 
zur  Genossenschaft  von  Berufs-  und  Staude.sgeiiusscu.  In 
di«'son  Genossenscliaften  pulbiei-te  das  ^^anze  Leben  des  stiidtischen 
Organismus,  auf  ihnen  beruhte  die  gcsanitc  Verwaltung  der 
Stadt.  Nicht  der  Einzelne  als  solcher,  als  individueller  8tadt- 
bttrger,  wurde  in  späterer  Zeit  zu  den  Lasten  des  Stadt  heran - 
pzogen,  man  hielt  sich  zunächst  an  die  Genossenschaft;  sie 
hatte  so  und  so  viel  zu  der  Steuer  zu  zahlen,  im  Kriege  eine 
bestimmte  Anzahl  von  Soldaten  zu  stellen,  so  und  so  viel 
Feuereinu  r  zu  halten,  und  man  iiberliels  es  ihr  dann  in  ler 
Regel,  die  Repartitton  dieser  Lasten  unter  ihren  Mit^diedern 
vorzunehmen.  Geschah  das  nicht,  so  erhob  sich  der  JStunn  der 
f^eschädigten  BevJ^lkernng.skreise.  sobahl  diese  sieh  ihrer  Macht 
bewufst  M'urden ;  von  der  öHVntliclien  Gewalt  dann  meistens 
unterstützt,  haben  sie  fast  Überall  zum  Ziele  geführt^-. 

»  ycl.  z.  B.  1330  in  Derby  (Grofs  II  8.  511.).  Der  popuhi«  be- 
klagt aii-ii  über  die  Gilde.  Et  diennt,  quod  hierum  ciuod  iiide  provenit 
«Oll  vertitur  in  commoduin  communitatis  burgi  jiremcti  seil  t;iiituin  in 
mmmoduin  iliorum  qui  sunt  de  soeietate  pr<!dicta.  Der  König  nnt- 
wortot:  Et  quod  non  capiaut  sup(>rflua  tohiota  ....  et  quod  utantur 
gilda  nuTcatoria  eo  modo«  quod  non  cndat  in  oppressiont^m  popali. 

IJüruili*  (linse  Klngr-n,  dir  sich  in  spät  rrr  Zi'it  öfters  Jjogen  die 
Gilde  erhoben,  d&td  sie  ihre  Vorrechte  und  Einnahmen  nicht  zum 
Nutzen  der  .gemeiuen  Stadt**,  sondern  nur  zur  Befriedigiuig  ihrer 
«*iroiAtiiiehen  Sonderinteressen  verwende,  beweisen  —  meiner  Meinung 
n.«»i'b  —  ?t'<  lif  so  »ehr,  wie  fJrofs  meint,  daf»  die  nirht  /.nr  ge- 
hörenden iiurger  der  Stadt  sich  durch  deren  Monopole  im  allgemeineii 
bedrückt  fühlen,  als  vielmehr,  dafs  man  eben  ein  solchen  Abweichen 
▼on  den  herkömmlich«  n ,  im  Rechtsbewnfstsein  der  damalt^^tni  Stadt- 
liürir'T  wurzolTirien  Anschamuigen  über  die  Pflichten  der  tüMc  gopr^'n- 
öber  der  Allgemeinheit,  ein  einweichen  uach  der  Seite  einseitiger  ge- 
now«en«clisftltcher,  ständischer  Interessenpolitik  als  rechtswidrig  und 
thnorm  empfand. 

*  Hegels  Atifffdintufren  über  die  (iildon  in  Enghnid  (I  13—120) 
ttjireii  bereit.«*  gedruckt,  al»  das  ßuch  von  (rrofs  eröchien;  in  einem 
Anhang  (I  441-^457)  erkl&rt  Hegel  seine  Übereinstimmung  mit  den 
wiclitivr-^ten  Resultatrn  von  Grofö,  Nur  was  die  Stellung  der  Hund- 
w  rkrr  /nr  rJildp  betrifft,  gelangt  auch  Hegel,  abweichendvon  Grofa, 
zn  ahnlic)i<*n  AnHchaunngrn ,  wie  ich  sie  oben  geäufsert;  auch  die 
9r5nde,  die  er  für  diese  Ansicht  beibringt,  stimmen  ss.  T.  mit  den 
m*  inig»'n  nberein.  Im  übrigen  f?i  ln'Iiit  mir  «  in  u  <  s(  iitlirher  Fortsehritt 
liege'ls  aueh  Grofs  gegenilber  vor  .ilh  ni  darin  zu  h'egen ,  ilafs  er 
wenigstens  versucht,  soweit  es  die  diultigin  i^uellen  gestatten,  den 
Zti:«ammenhang  der  angetsachsiBchen  Gilden  mit  den  Kanfmaunsgilden 
der  Xormannenzeit  klarzulegen. 
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Kapitel  IV. 

Zusammenfassender  Iber  blick. 


§  1. 

Vorbemepknn^en. 

In  den  einleitenden  Kapiteln  habe  ich  zu  zeigen  vereucht, 
wie  im  Laufe  eines  Jahrtaüscnds  die  wirtschaftlichen,  socialen  und 
politischen  Bedin^i^ungen  sich  pjestahet  hahen,  aus  denen  die  Kauf- 
inannsgilden  nh  f-m^  specifiscfie  (  )rji;anisationsfonn  des  mitieiaiter- 
lieben  Handels  sich  iicrausgebildet  haben. 

Wir  sahen  die  ersten  Ansätze  gcnossensch  ^tilichen  Lebens 
im  achten  und  neunten  Jalirltuiulcrt  uaeh  kurzer  Blüte  schnell 
dahinwelken,  wir  sahen,  wie  das  folgende  Jahrhundert  zu  neofio 
Keimen  und  Qe«taltangen  einen  firaäitbuen  Boden  darbot,  wie 
der  Kftufmannestand  uai  entwickelte,  im  Markt-  nnd  Stfidtewesen 
einen  festen  Halt  fand,  wie  kaufioiilnniscbe  Bestrebtingen  und  Inter- 
easen  das  wirtschaftliche  Leben  in  den  Städten  im  elften  und 
zwölften  Jahrhundert  beherrschten ;  und  ich  deutete  schon  an,  wie 
die  Teilnahme  am  stadtischen  Leben  sum  dgentUcben  Ferment 
jener  socialen  Schiebungen^  Um-  und  Neubildungen  ward,  die 
endlich  in  dem  homogcTien  Bfir^^erstande  tles  sp  iteren  Mittelalters 
eine  dauernde,  lebenskräftige  sociale  Bildung  ins  Leben  treten  li<^rsen. 

Ich  .suchte  dann  im  folgenden  Abschnitt  an  einzehieii  Bci- 
jii' len  zu  zeii^en .  wie  sich  auf  dem  gemeinsamen  Boden  des 
neu  erwachten  städtischen  Lebens  an  einzelnen  Punkten  eine 
genossenschaftliche  Organisation  des  Kauin  ariii>rttaiidcö  gebildet 
hat,  wie  verschieden  die  Schicksale  dieser  einzelnen  Genossen- 
schaften nch  gestoltet  liaben,  wie  politisehe,  wirtschaftliche,  so- 
ciale, rechtliche  Momente  in  mannigfacher  Verkettung  und  Ver- 
schlingung ihren  Einfluls  übten  und  au  den  heterogensten  Bil- 
dungen führten.  ^ 

Galt  es  dort,  yor  allem  den  EinzelftkU  als  solchen  zu  be- 
trachten,  die  lokalen  Momente,  das  Besondere  gerade  der  einzehien 
Bildung  hervorauheben ,  die  Entwicklungsreihen  womöglich  zu 
isolieren,  aus  den  lok,ilc:i  V( rliältnissen  henuis  zu  erklftrcn  und 
An.ilogien  nur  dann  lieranzuzit  hen .  wenn  sie  zum  besseren  Ver- 
ständnis eines  bestimmten  Punktes  durchaus  nötig  waren,  so  wud 
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im  folgenden  zweierlei  meine  Aufgabe  »ein :  einmal,  diejenigen  be- 
dingenden  Momente  dai-zu  stellen,  die  sich  in  den  Einzelbei^^pielen 
<il>  die  eigentlich  vorw.nrtstrei})eii(Ipn.  als  die  Träger  der  fortaciiritt- 
lii  li»!n  Entwicklung  lierHUöge^.tcllt  LaUen,  und  sie  in  ihren  Wirkungen 
kiarzulegen;  andererseitä  aucli  gewisse  typische  Formen  dei* 
Gilden  beirorzoheben,  di&  vielleicht  aus  den  verschiedensten  Ghrund- 
lagen  henrorgewecheen,  aennoofa  in  dem  Momeot  der  äufeeren  Er- 
M&inang  eine  gewisse  Gleicbartigkeit  neigen  und  damit  einen 
l^pns  der  äulseren  Gestaltung  des  Hande&ebens  rcprnsentmD. 

Die  beiden  ersten  Kapitel  suchten  so  die  allgemeinen  Vor- 
aussetrnrtgen  dfirznVtren,  die  Grundlagen  in  Wirtschaft,  Stn.nt  und 
Ge.selLschati,  aus  denen  heraus  überhaupt  eine  Bildung,  wie  sie 
das  mittelalterliche  Gildenwesen  uns  darstellt,  erklärt  und  gefol^rert 
werden  kann,  die  Wurzeln,  aus  denen  es  sich  organisch  entwickelt 
bat^  das  folgende  sucht  durch  Einzelbetraditungen  vor  allem 
die  realen  ThetMuaheo  zu  gewinnen,  aue  denen  nnn  IndokllT  die 
Gemeineame  in  den  Veradniedenheiten  abgeleitet  werden  eott. 

Wild  es  so  meine  Aofgabe  eein,  die  lokalen  Sonderbfldnngen 
in  einen  grofaen  Rahmen  unter  aligemdneren  Gesichtspunkten  an- 
samraenzu fassen ,  so  ist  eben  dadurch  meiner  Meinung  nach  eine 
Bescliriinkung  und  Isolieruns-  nach  einer  anderen  Seite  geboten. 
Dort  vermochte  ich  auf  dem  beschränkten,  engen  lokalen  Boden 
wenigstens  den  Versuch  zu  machen,  die  Gesamtheit  der  die  Gilde 
beeinflussenden  Momente  in  ihrer  Vereinigung  und  gegenseitigen 
Bedingtheit  darzustellen :  eine  Qesamtdantellung  dagegen,  die  alle 
dieie  Memente  angleieh  berlickeichtigen  wollte,  würde  eben  wegen 
der  Mannigfidtigkät  und  niannigfiscben  Verkettung  derselben  not- 
wendigerwetse  ein  nur  T^worrcnes  und  ▼eracbwommeDes  Bild 
liefern  können.  Und  so  glaubte  ich  denn,  vor  allem  zwei  Ge- 
sichtspunkto  bei  der  Betrachtung  der  Gildcinstitiition  von  einander 
ti'cnncn  zu  müssf^n:  die  wirtschaftlich -sociale  Seite  einerseits,  die 
politischen,  vor  allem  stadtverfassuDgsgeschichÜichen  Momente  an- 
dererseits. 

Allerdings  wird  eine  derartig  geschiedene  Betrachtungsweise 
der  Falle  des  in  diesen  Institutionen  pulsierenden  histxvischen 
Lebens  nie  gerecht  werden  können;  die  SeUttsse»  in  denen  sie 
gelangt,  weiden  notwendig  einseitig  und  bedingt  sein»  sie  wird 
nalurgeinäls  von  den  beiden  Gesichtspunkten,  die  ich  auftteilte, 
vor  allem  denjenitren  der  treibenden  Momente  in  den  Vorderprund 
stellen^  doni«^nigen  der  iinl's'  ren  Krseficinunf^sformen  vernachliissigen, 
sie  wird  VS'iederholungeu  und  seheiiil  are  Widersprüche  nicht  ganz 
venneiden  können;  aber  sie  wird  andererseits  die  ( inzelnen  be- 
dingeudeu  Momente  unter  einseitigen  Gesichtspunkten  klarer  her- 
vmteben,  deutlicher  Tennschaulichen,  in  dm  eqgeren  Rahmen 
ein  in  rieh  geschlossenes  ^Id  liefiarn  können. 

Eine  weitere  Scheidung  nach  socialen  und  wirtschafdichen 
Gesichtspunkten,  die  ich  anfan^  versuchte,  hat  sich  nicht  durch» 
dUven  lassen.  Denn  bei  der  Betrachtung  der  Gilde  als  Institution 
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des  mittflalterliclier!  Wirtschaftsleben >  ortrnb  sioli  sowohl  ihre  in- 
nPT^  f<<M  iale  Zus4\nimen.scts5Ullg  als  ihre  f^^^rial*  (if  ltuni,'  nach  aulsen, 
ihre  .Stellung  im  Aufbau  der  städtiscijcn  ( M'lJ-,cli;ijt  p-nnz  von 
lelbtit;  ihre  socialeu  Tendensen  hitugeo  mit  iiiiiii  \Mri.>cliattlicheii 
BestrebuDgen  von  Anümg  an  aufs  engste  zusammen.  Davon 
woH  tpAter  noch  die  Bede  aeni. 

Die  Gilde  ist  «inichst,  wie  wir  sdien  werden,  Stande»- 
vereinigang,  Benifeorganisation ;  ihre  Sitte  und  ihr  Hecht  sind 
in  arster  Linie  das  Produkt  der  Stellung  d^  Kaufleute  im  Wirt- 
schafteonr^Tiismus  des  Oesamtvolkes.  Eben  wei!  fliesor  Stand, 
wie  wir  sahen .  das  erste  sociale  Erzeugnis  der  wirtsehaftHehen 
Arbeitsteilung  im  \'olke,  der  Sonderung  der  Bernte,  ist,  ebeu 
deshalb  ist  seine  sociale  Organisation  aulanas  ganz  von  wirt- 
ficbiiltliclieD  Gufiichtäpunkleu  l>€diD£t  und  beherrscht. 

£nt  in  der  qpiteien  Zei^  in  te  des  Staade^geftU  ach  eqs- 
gebildet  bat  and  sicli  id  bestimiDten  Focmeii  ausprägt,  in  der 
innerhalb  der  eimelneo  Orgentsationen  Mch  gewisse  Schiebungen 
und  Zersetzungen  vollziehen,  die,  zunächst  allerdtogB  auch  Ton 
wirtschaftlichen  Momenten  bedingt ,  doch  in  ihrem  Erfolge  nur 
aus  d(  ni  auf»<^f'b!l»h^ton  St  mdesbewurstsein  einer  nnvh  mit  be- 
stimmten poiiti-rlien  Kirliirn  ausgestatteten,  politische  Ziele  ver- 
folgenden Bevolke^ung^kla.>se  erklärt  werden  können,  —  erst  in 
einer  solchen  Zeit  wirci  die  Betracliiuiig  socialer,  vor  allem  Standes- 

Sjchologischer  Impulse  sich  von  derjenigen  der  wirtacbaldicfaen 
omente  einigennelM  eeheiden  laaeen. 


§  2. 

Privntwirtiekartiieke  Ziele  der  KnnftwuiMgflden  ta 
Verlnif  des  lOttelalters»  ilire  8tellll^c  ia  wIrtsehaftlleheB  od 
seeiilen  LeWii  einer  «ittelalterllehei  Stadt 

Wollen  wu*  eine  freie  Genossenschaft,  wie  es  die  Gilde 
ist,  d.  h.  ciee  ans  der  WÜleiisIhltigkeit  der  fiiimlnen  bervor- 
gegangene  Veninigang  in  ihren  enteil  AnfibigeOi  nech  ifasen 
ersten  Zielen  und  Bestrebuiigen  erkennen,  so  wird  man  sn- 

nftchst  sich  nach  AnfiMiebnimgen  umsehen  mfisseo,  in  denen 

der  Akt  dieser  Vereinigung,  die  Bedingungen,  unter  welchen 
sie  gescliehen,  die  Zwecke,  denen  si«-  dienen  soll,  ihre  äufsere 
lorniale  Or^'anisation .  die  PHichten  und  iiechte  ihrer  Mii^edeTi 
ihre  schrittUche  Fixierung  gefunden  haben. 

Schon  Nit/uich  hat  nuu  auf  die  merkwürdige  Erscbeiuuog 
enfinorkstm  gemacht,  dsA  uns  tod  der  ersten  Gillndeiig  einer 
Gilde  vkinidlich  nie  etwas  berichtet  wild.  Des  mag  ja  som 
Teil  gewils  darin  seiDen  Grund  haben,  dals  die  Gilden  in  emer 
Zeit  entstanden  sind,  in  der  im  allgemeinen  die  Urkunden  ODS 
spärheher  flielsen  und  man  über  das  Wesen  aller  Organisationen 
nicht  in  dem  Maise  unterrichtet  ist,  wie  za  der  Zeit,  da  in  dem 
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Bchon  manniü:fnlti«^  b»^wo^ten  stiultischen  Leben  das  Handwerk 
euij"  r\s  uc  hs  und  örIi  m  Züüften  und  Innungen  organisierte. 

Daneben  aber  kommt  sicherlich  noch  ein  anderer  Umstand 
in  Betracht. 

Vergegenwärtigen  wir  une  die  Formen,  in  denen  sich  der  da- 
malige Handel  bewegte.  Noch  zieht  der  Kauhnann  mit  seiner  Ware 
von  Ort  sn  Ort,  von  Markt  zu  Markt;  noch  waren  die  Btftndigen 
Ibrkte,  an  denep  sich  ffrdfsere  Gruppen  und  Gemeinden  Ton 

Kaufleuten  anm  Zwecke  des  Handels  dauernd  niederlieläen,  erat 
im  Entstehen.  Filr  den  einzelnen  Kaufmann  aber  bot  das  Reisen 
Aber  Land  und  See  lUachwerden  und  G(  fahren,  denen  er  nicht 
gewachsen  war\  Denken  wir  daran,  mit  welchen  Schwierig- 
kelten das  Reisen  in  der  damaligen  Zeit  verknüpft  war,  wie 
schlecht  und  verfallen  die  zum  grolsen  Teil  der  Hönierzfit  ent- 
stanimmden  Verkehrsstrafeen,  das  Land  überall  von  Zollgrenzen 
(|iircliz(>^en  -\  wie  innner  Aut>  neue,  zuniiclist  in  einzelnen  Schutz- 
briefeD,  dann  in  dem  Gotteafrieden  des  elften  .Tahrimndcrts,  end- 
lich in  dein  Landfrieden  des  ausgehenden  Mittelalters  dem  Kauf- 
mann ein  besonderer  Schutz  ausgewirkt  werden  mufste",  wie  in 
Oeot  nieiDaiid  ein  Schwert  tragen  darf,  mit  Anaoalmie  dei  Kauf- 
manns, der  des  Handels  wegen  durch  die  Stadt  kommt  wie 
nodh  Friedrich  Barbarossa  yerordnet,  dafs  der  reisige  Eauftoann 
sein  Schwert  quer  über  dem  Sattel  tragen  soll,  wie  in  der  con* 
tütatio  de  pace  von  1256  der  Kaufmann  bis  an  die  Zähne  be- 
waffiiet  erscheint,  —  so  kann  es  uns  nicht  Wunder  nehmen,  wenn 
die  Kaufleute  selbst  sich  einen  Schutz  zu  verschaffen  suchten, 
flor  ihnen  von  kein'-r  anderen  Seite  gewährt  werden  konnte.  So 
alt  ^ne  ein  geordm  lei  ILindf  1  selbst  sind  fast  bei  allen  Völkern 
jjnimnvf-r  Kultur  g;e:ii<  iiis  iim  Handclsfahrten.  Uberall,  wo  nicht 
von  vorniierein  der  König  oder  HauptlinjL^*,  oder  —  wie  in  Rom 
—  eine  grund besitzende  Aristokratie,  oder  endlich  der  g:anzc 
nomadisierende  Suriuu,  durch  natürliche  Bande  des  Blutetj  und 
gemeinsame  Schicksale  zusammengehalten,  den  Handel  treibt, 
tiberall  da  sind  gemeinsame  Fahrten  einer  gröfseren  Ansahl  von 
Ksoflettteo,  Karawanen  und  Flottenreisen  dra  Regel  gewesen^  bei 
Phöniziern  und  Griechen,  bei  Normannen  und  Arabern.  Der 
Herdentrieb  primitiver  Völker  erklärt  sich  eben  aus  diesem  Be* 
dttrfiiis  des  Einzelnen  nach  Schutz  und  Sicherheit^. 

Solch  ein  Ausaug  glich  oft  einem  Kri^gssuge  mehr  als  einer 

'  Giry:  St.  Omer:  Jl  etnit  inipoysible  de  taire  le  commerce  isol^. 
'  Pigeonneau:  hist.  du  commerce  de  la  France  I  91  ff. 

*  Vgl.  oben  Kap.  1. 

*  Vg'l.  auch  Hego!  F!  177. 

BdcanntJich  ist  beim  Übergang  zur  moderneu  Zeit,  zuerst  von 
Friedrieb  Ii.  in  seinem  siziltschen  ßeamtenstaat,  dann  nach  seinem  Vor- 
bild TOQ  den  italienißchen  Stadtstaaten  dieses  ^ndetimonopol  des  Ober- 
hftwpto^  wenigstens  für  einige  Waren  wieder  auf  genommen  worden.  Üurek- 
bArdt,  Kultar  der  Renaissance  in  Italien  l  o, 

*  Auch  hienta  vgl.  jetzt  Ratbgen  s.  ».  O. 

VnwIwBfMi  (Bl)  xn  8.  —  Dmwq,  KavAnunufUdflii.  11 
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Handelsfiilirt  ' :  wie  Lust.  Nei^ning,  Geiegenlicit,  Gewinn-  und 
Abentcuersucht  dio  Kinzelnen  zusammenlührte ,  t>o  zog  man  in 
Scharm  hinaus  zur  iieute  oder  zum  Handel.  Noch  wahren«!  ci<a 
ganzen  Mittelalters,  in  allen  iJlndern,  sehen  wir  die^e  Karawanen- 
verlksaung  der  reisenden  Kaut  ieute  eine  bedeutende  Rolle  spielen. 
Wir  sahen,  wie  die  Regensburger  Kaufleute  zum  Markt  nach 
ikins  gemeinaam  unter  ihrem  Hansegrafen  auazidiieD ;  die  Stmls- 
burger  reisen  auBammen  zur  Messe  nach  Erankiurt*  und  die 
grouen  Httrkte  in  der  Champagne  zeigen  uns  diese  Karawanen- 
yerfiuBung  am  deutlichsten  in  ihrer  ganzen  Bedeutung.  Da 
ziehen  von  Süden  die  Händler  aus  der  Provence  und  der  Lan- 
guedoc'  unter  itu^m  Oberhaupt,  dem  capitaneus  mercatorum  et 
universitatis  mercatorum  de  Provincia  et  de  Lingua  de  hoc,  nan- 
dinas  Campanio  frenuentantinni  heran;  er  wirrl  vom  Rat  in  Mont 
pellier  erwählt  und  leistet  ihm  den  Tretieid :  und  die  Händler 
aus  Italien,  der  Lotnlmrdei  un]  Toskana  zeigen  auf  <lor  Hei-e 
die  gleiche  Jißsoziaiive  \  erta.s^ung\  Dafs  auch  nm  Niederrhein 
einst  ähnliche  Zustände  geherrscht  hahrn .  darauf  scheint  noch 
die  Handelöverbinduiig  hinzudeuten,  in  der  nueh  in  öuüterer  Zeit 
öechs  kleine  niederrheinische  Oi  te  unter  einander  gestandlen  haben  '\ 
Noch  ist  im  Anfange  eine  feste  Organisation  nicht  vorhanden 
gewesen ;  man  gibg  auseinander,  sobald  der  Handela-  oder  Beute- 
zug SU  Ende  war.  Aber  schon  bargen  solch  gemeinsame  Handeb- 
&farten  den  Keim  genossenschaftlicher  Bildungen  in  sich.  Ilie 
Grundbedingungen  derselben:  das  gei^cnseiti^e  Sichkennen  und 
Sichverätehen ,  gemeinsame  Sitten  und  Gewohnheiten,  Interessen 
und  Ziele,  waren  voriianden.  Und  da  lag  es  gerade  in  jener  Zeit 
nahe,  auch  den  gemeinsamen  Pflichten  der  reisenden  Kaufleute  einen 
Mufseren  formalen  Ausdruck  zu  jreben,  durch  religiöse  Weihe  df^m 
Bunde  .Stütze  und  Halt  zu  verh  ilit  Ti.  S  s  übernahm  die  Gesamt- 
heit der  gemeinsam  reisenden  Kaulleute  alle  die  Verpflichtnn*z:en 
des  Scliut/cs,  die  sonst  die  Familie,  das  CTeöclilt  cht ,  die  Mark- 
genosseiiM'liaft  hatte;  als  /j;ewillkiirter  \'erein  trat  sie  an  die  Stelle 
der  alten  natürlichen  Zusammenhänge.  Der  Bluthund ,  den  die 
muhamedanisc-hen  Kaufleute  noch  heute  auf  ihren  gemeinsamen 
Handelstahrten  durch  Afrika  untereinander  eingehen     giebt  uns 


*  Vgl.  auch  Nitzsch,  Deutsche  .'^tudieu     22''>.  Gengier,  Deutsche 
Stadtreehtsaltertumer  8.  4.56  ff. 

*  Vß].  oben  Kap.  I. 

*  V'^I.  Bour(|uelo.t,  Etudes  sor  les  foires  de  CliÄiPjmc;nc  I  i-M  tl", 

■*  Ibidem  I  HiHff.  Uber  die  befugniese  jener  Beisebeamteu  sind  wir 
im  einseinen  nicht  unterrichlet  JedenraUs  smd  aber  nicht  wie  der  KegeuS' 
burger  Hansegrat  in  Kun».  so  di^'BC  capitanei  i«  der  Ciiampague  die  eigent- 
lichen Leiter  und  Bfnnf?i(  litiger  des  Marktverkclirf  ^reworden:  vielmehr 
liegen  liier  diese  Fuuktiunen  bei  eigenen  vom  Viralen  cmanuten  gardea 
de  foire. 

^  JJ('sr(]^ang.  T^('-  s.  7f.   Es  waren  Rees,  Emmerich,  Xanten, 

Elten,  I)<jttimh<'ii,  Sinitli;iii~»'u. 

**  Lipper t,  Kultutgescliichte  11  »339. 
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ein  R'^iÄpicl  ilieser  engeren  Form  der  ZusaiiHncnkottung,  die  den 
Kiu/.<  la«'ii  uiit  festem  liaade  an  die  ( ieäaiutheit  knuptto.  Wer 
m\mi  iUlicliten  rn'cht  genügte,  wurde  zum  Verräter  au  der  Gott- 
heit, die  di^n  Bund  geheiligt. 

Nodi  aber  fehlte  auch  diesem  Bunde  —  auch  in  Süd- 
deatjchlmd  finden  sich,  wie  wir  sahen,  vereinzelt  derartige  tem- 
porüre  Vmnigungen  reiamcler  Eaufleute  —  zwr  eigentlichen 
QeoO80eii0chaft  ein  wtcbtises  Charakt^tikum :  die  Uber  das 
Bedlirfois  des  nUchsten  Moments  hinaosreicbende  Dauer  der 
Veninigung.  Nicht  ans  einem  einzigen  hewafsten  Willensakt 
einer  Anzahl  von  Individuen  ist  die  (lilde  hervorgegangen,  sie 
hat  sich  lanp^sam  im  Laufe  der  Zeit  herausgebildet  als  nin  Pro- 
dukt gewohnhertsm/ifsigen  Zusammenseins  auf  der  Handelsiahrt, 
ala  der  letzte  Ausdruek  ^^emeinsanu  r  Lebensbedinirnngen. 

Die  Idre  einer  solchen  dauernden  Zu.sammentkssu ng  p^leich- 
l)creclitigter  (iHeder  zu  dem  gleichen  Zwecke  konnte  erst  auf 
dem  Boden  eines  ausgebildeten  Boriifjsstandeü,  vor  allem  eines 
rej;en  Gemeingefuhls,  Wurzel  schlagen  An  den  periodischen 
llandelstahrten  mochte  sich  wohl  beteiligen,  wer  gerade  etwas 
SU  bandeln  hatte,  frei  oder  unfrei,  reich  und  arm. 

Einen  ganz  anderen  Aufschwung  mu&ten  diese  Vereinigimgen 
rasender  Kaufleute  nehmen,  neuen  Inhalt  und  neue  Zwecke  er- 
hallen, zu  festen,  dauernden  Organisationen  führen,  ab  im  Laufe 
des  zehnten  und  elften  Jahrhunderts  das  Kaufleutcreclit  als  Sonder* 
recht  des  gemeinen  Kaufmanns  sich  entwickelte,  als  in  Märkten 
und  iStiidten  gesicherte  Centraipunkte  eines  intensiven  Handels  und 
Verkehrs  entstanden,  als  in  diesen  Studten  Kaufmannsgeineinden 
al-  W  alü-er  des  kaul'männisehen  Rechte,  das  mit  den  Markt-  und 
J,;iDd»'s«:epHogenlieiten  zum  Stadtrecht  versehuiolz ,  sich  bildeten. 
l>st  j'  tzt  lernte  man  sich  wirklich  kennen,  erst  in  den  Städten 
kwunte  sich  ein  uirklieh  solidariselies  Interesse  der  gesamten 
Kautinannschaft  herausbilden;  er>t  luei  üahin  der  Handel  der 
dort  ansässigen  Kaufleute  bestimmte  Formen  an,  palste  öicli  den 
kluüen  Bedingungen  und  Vonttgen  der  Lage  an,  schuf  eine 
wirkliche  Standesgemetnschaf^,  ein  Standesintereese  aller  an  ihm 
beteili^n  Elemente* 

\\  as  lag  daher  näher,  als  dais  die  Kaufleute  in  einer  Stadt, 
die  durch  das  starke  Band  Ton  Sitte  und  Kecht  aneinander  ge- 
hütet waren,  die  gemeinsame  Ziele  und  Interessen  hatten,  durch 
ein  genossenschaftliches  Band  und  genoss^ischaitUchen  Zwang 
dieser  Oemeinsnrakeit  aller  Lebensljedinp^nngen  aneh  nach  aufson 
uu'i  innen,  deiitliehen  Ausdruck  verliehen?  In  re^^elmMis'  'ti 
Ver.-vinnii Innren  bildete  man  Keelit  und  OenVlit  aus,  im  tä-Helien 
\\rl;elir  belestigte  sich  lokale  kaufmHnni>c  lie  Sitte,  in  ;j^en()ssen- 
«diaJtiiolier  OrpMnisation  ordnete  man  Markt-  niul  Verk<'lir.-'Ae.s<  i^ 
im  genoäseiiseliattlichen  (lericlit  urteilte  man  über  <lie  Frevk  r  an 
^l&rkt  und  Kaufmannsreciit. 

So  sehen  wir  denn  die  Handelsgild^  zumt  in  den  Gegenden 

11* 
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emporblühen,  in  denen  «Ur  Handel  zuerst  zur  Enttaltun^.  cKe 
8t;i"lt«'  am  frühesten  zur  ^facht  gelangen:  in  F^laiidern ,  Nord- 
frankrcich  und  am  XiedenlKin,  Und  betracliton  wir  die  Gilde- 
statulen.  die  uns  aiiö  diesen  Städten  erhallen  sind,  60  lassen  ge- 
rade sie  deutlich,  und  unter  ihnen  gerade  wieder  die  ftlte^ien  am 
deutlichsten  erkennen,  dafa  die  Kaufinannsmldcn  ursprünglich 
Organisationen  der  Elaafleate  zum  Schutse  des  flber  Land  und 
See  gehenden  Handels  gewesen  smd.  Einige  Statuten  der  Gilde 
▼on  Valenciennes,  die  iä  des  Interesses  wegen  w((rt]lcb  anfUhre, 
mögen  dafUr  zum  Bewdae  dienen. 

„Wer  ohne  die  vorgeschriebenen  ^^'a^Fen  zum  Markt  geht, 
nämlich  ohne  Eisenkoller,  Bogen  mit  12  Pfeilen  oder  Pilen, 
von  dem  solh  n  dio  übrigen  12  d  fordern  \  Wenn  die  Brüder 
zusammen  au.s  dieser  Stadt  ausziehen  .  sollen  sie  bei  einander 
bleiben  überall  wo  es  nrtig  ist;  sie  sollen  einander  helien  und 
sieh  ermahnen  im  Namen  der  Cülde  und  der  eine  dem  andern 
\m  voraus  Treue  versprechen  für  den  Fall,  dals  er  »eine  Uülte 
braucht 

„Und  falls  einer  seine  Waren  noch  nicht  abge&eizt  lüit, 
soll  der  andere  einen  Tag  bei  ihm  bleiben,  aber  er  mufs  ihn 
zuvor  darum  ersuchen ;  und  wenn  dieser  es  dann  nicht  tfaut,  so 
wird  er  es  dem  hülsen,  der  ihn  dämm  ersucht  hat,  und  auiser- 
dem  denen,  die  dann  hei  jenem  hieihen,  mit  4  s.  and  mit 
12  Pfennigen  an  die  Gilde  > .  oder  aber  er  mufs  schwören^ 
dafs  jener  ihn  nicht  ermahnt  hat.  und  der^  der  ihn  ermahnt 
haben  will,  mufs  schwören,  dafs  er  jenen  mit  Recht  verklagt, 
dafs  aber  keiner  von  den  anderen  Brüdern  (als  Zeuge)  dabei 
zugegen  war' ^ . 

„Wenn   einer  .1er  Brüder  unterwegs  in  ( iefangeii*^fhaft 
eritt,  oder  seine  W  aren  ihm  weggenommen   werden,  .^oUen 
ie  anderen  Brüder  zu  seiner  Loslösung  Geld  zuöammen- 
schie  sen" 

1  Quiconques  ira  au  markiet  sans  armure  ehest  assavoir  eans  cotte 
de  fier  nn  ;^nim  »rch  a  XU.  aaiette3  et  piles  Ii  autre  preodrciont  de  Ii  le 
valeur  de  Xll  dciiiers. 

'  Apr^  che  quo  Ii  fr^ro  seront  iasiit  ensBamble  de  eheste  vüle  Ii 

ans  demeiir^che  aToecq  Ii  autres  tont  partout  ou  besoitis  nera  et  uidies 
Ii  UDF  ndrnrinost(V*be  Ii  autre  en  nom  de  carität  et  par  avant  promeftöcbe 
se  foy  qu  il  a  besoing  de  Ii. 

*  Et  so  Hocuns  n^ait  encore  fiiit  se  nmrchandite  K  aaties  demeor^he 

avnocq  Ii  im  jour,  inais  que  il  en  soit  rcquia  et  se  chois  ne  fait  u  il 
lameudra  a  cheli  qui  Tara  ref(ui8  et  a  »  hiaus  ([in  :i\oecq  ycheli  demo- 
rent  de  IV  s.  et  Xll  d  a  ia  caritdt  u  ü  juna  quo  li  n  ara  pouit  estu  rcquis 
de  1^  et  che  qoi  l'aia  admonestef  jorra  que  il  a  viai  daimfis,  maii  qn*U 
n'i  ait  eut  aiitroi*  fri''r('s  |)rt'8on8.  Die  ganze  Form  dieser  I*r<">ze««o  erinnert 
sehr  an  den  Prozeft^gang  im  nordischen  Crildeiecht,  wie  ihn  Pappeaheim 
aui«t'ühr]ioh  geschildert  hat. 

*  Zum  Venrieicb  mögen  hier  noeh  einif^  analoge  Beetinunungen  ans 
aaderrT)  fJildch-fatuten  ani^cführt  .sein: 

St.  Umer.  cca.  110<).  (Mem.  de  la  8oci<'-tt'^  des  Antiq.  de  la  Mnrrni*- 
XVII  If.)   Siquit)  mercator  maneus  in  villa  uoatra  vel  in  suburbiis  in  giidaiu 
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Entsprangen  die  dauernden  Assm'iationen  reisender  Kaut- 
kule  in  ihren  ersten  Anfängen  ^  nur  dem  Bedürfnis  genossen - 
•chaftlichen  Schatees  in  den  Gefahren  einer  waffenatarrenden 
Zeit'i  80  war  es  Datttrlicb|  dafa  jene  (^enossenschaflten  bei  diesen 

m»ötrain  intrarc  iiolu«  rit  et  pergens  alicubi  deturbatiis  fuerit  vel  suas  res 
amüeiit  vel  ad  dueilum  fuerit  provocatus,  oinDino  nostro  carebit  auxilio. 

Berwicke  cca.  1284.  (Grors  I  227 ft.)  Statnimns  etiatn  qnod  si  outs 
bargeniiam  hanc  fratenutatem  notttromm  contnmaciter  neglexerit  nullus 
contrulnim  nostroruin  ei  coTt«ilium  vel  auxiliutn,  verbc»  vei  facto,  infra 
kmrgum  vel  extra  ministrabit  aut  si  Buper  periculo  vitae  et  mcmbrorum 
placita«  ftierit  aut  in  aliquo  onere  terreno  inenrrerit 

Zu  Dovemer  wird  IBOO  (Hans.  Ukb.  I  vm)  mit  der  Strafe  ron 
1  sh.  bedroht,  wer  seinen  Bruder  auf  dem  Zuge  zum  .lahrmarkt  in  der 
Nut  vt'j-iuliit.  —  V^l.  aucii  die  ausführlichen  Statuten  der  Schiäergilde  zu 
Deventer.    Hans.  Ukb.  II  Nr.  S£»8. 

In  ilayounc  (l^ardessus  coli,  des  lois  maritimes,  IV  383)  bezeichnen 
die  rertorcs  iiüvium  et  nautae,  als  sie  1243  eine  societas  begründen,  als 
iluruii  eigeiitiicheu  Zweck  eemeiusame  bahrten  und  gemeinsamen  Schutz 
auf  ihren  Handelareüen  oacn  Flandern,  Spanien,  dem  Golf  von  Biacajra  etc. 
und  sie  bedrohen  jeden,  der  sich  einzutreten  wciffei't,  mit  ..protervitas  et 
dpspectus.    Oui  uullus  soeiorum  praebeat  auxilium  et  consiimm  in  neces- 
«itatibus  uaviä  suae  quousquc  societatem  sicut  alii  asttecuravit  obctervare.** 
*  IHe  ganze  DarBteliong  des  Ursprunges  der  Kanimannsgilden  stimmt 
mit  der  von  Lamprecht  (Hist  Zeitschr.  IM.  67  S.  399  tt.)  ^^e^ebenen  in 
tlrn  1VI  <«Mit!ii  hon  Vunktrn  ilberein.    Vi»'lleieht  findet  Hclow  hier  einige 
»einer  Trugen  beantwortet,  die  er  mit  grurser  Emphase  (Ursprung  der  Stadt- 
verfkifsung  S.  Ui8  an  Lamprecht  stellt,  z.  B.  die,  warum  wir  Oberhaupt 
keine  Ui  künden  übor  (5ilcl«»ii  auf  Zeit  besitzen:  derartif^c  temporäre  Ver- 
einignn;^'«-!)  sind  üb('rh:iu|»t  nicht  urkundlich  fixiert  werden  -  ihrer  ganzen 
Natur  nach  war  das  unmöglich;  aber  spätere  Ui kundensteilen  gestatten 
«neh  hier  idnen  Rückschluw  auf  frühere  Zeiten.  ^  Dab  ich  thatsächlich 
mit  manchem  niHlcron  Angriff  Belows  gegen  Lamprecht  übereinstimme, 
darüber  vgl.  unten  in  §  3  paaaim;  über  die  Form  des  Angrities  enbatte  ich 
mich  jeglichen  llrteiles. 

nie  gleiche  Ansicht  vertritt  fMshon  Fi  scher  (Geschichte  des  teutschen 
Handels,  ife.  l  331  f.l:  ferner  Oiry  (hist.  de  St.  Omer  p.  276);  Pigeon- 
neau  (hist.  da  commerce  de  la  France  1  116)  und  neuerdings  wie  ge- 
sagt der  erst  nach  Abschlufs  dieser  Arbeit  erschienene  Aufsatz  von 
Lamprecht.  Die  ganzen  AnsfÜhningen ,  die  ich  gegeben,  sollen  nur 
d:Ls  eine  hewei.sen.  (v.i'.'^  die  ursprünglichen  Ziele,  denen  kaufmännische 
Vereim;;ungen,  d.  h.  die  Genossenschaften,  wie  ich  sie  oben  definiert 
habe,  Genoseenschaften,  die  speciell  kaufmfinnischeu  resp.  Bandelazwecken 
dienten,  Schutz  und  FOideronff  der  Kautieute  auf  ihren  Kelsen  waren, 
(.♦^wifs,  nicht  überall,  wo  wir  später  Kaufmannsgilden  finden,  werden 
diese  aua  derartigen  Anfängen  hervorgegangen  sein,  so  wenig,  wie 
•piterhin  die  Existens  städtischer  Verfiwsnngnormen  an  einem  besnmm" 
t«D  Orte  nun  die  {ijanze  Entwicklung  voraussetzt,  die  ursprünglich 
diete  Verf.iHMun^'sforTnen  in^^  Treben  treten  liefs.  Schon  oben  nahe  ich 
darauf  hingewiesen,  duls  auch  in  den  nordiachen  Schutzgildeatatuten 
mantbe  Bwtimmangen  den  Interessen  des  Handels  dienen;  aber  f&r 
Schleswig  z.  H.  scheint  mir  Hasse  den  Uberzeugenden  Nachweis  |;e- 
fHhrt  zu  haben  f Schleswiger  Stadtrecht  Kap.  V),  daft^  alle  diese  Bostum- 
imtngen  eist  »uiiter  hinsturefugt,  den  Uauptgrundsätzen  des  Stadtrechts 
entnommen  sinOt  da&  das  IStadtncht  dem  OiTdereeht  voniasgeht,  dals  in 
den  ursprünglichen  Statuten  Interessen  des  Handels  nicht  hervortreten. 
Allerdings  trägt  anch  tmch  ihtn  (S.  92)  ^die  früheste  «tädtifche  Organisation 
ootweiiditf  einen  Gildecharakter'';  —  aber  bluiieudes  städtisches  Leben 
hit  erst  jene  kaaftn&uuschen  Bestimmangen  naehtrttglieh  eingefügt ;  von 
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ersten  primitiven  Zielen  nicht  knge  stehen  bleiben  konnten.  Je 
mehr  der  Handel  unter  dem  Schutz  Offantlicher  Gewalten  mi 
Sicherheit  gewann,  je  weitere  Kreise  er  zog,  je  mehr  infolge- 
deesen  die  Interessen  des  Erwerbes  als  solchen,  eines  mOglichet 

^ol'sen  Ot'^^^nn8,  eines  möglichst  intonsivon  \'erk('lirs  in  den 
Vordcr^ruud  traten,  desto  mehr  muläteD  jene  urf>})rün  .glichen 
Ziele  der  Genossenscliaft,  <l(  nen  jetzf  durch  andere  Itiätitutionen 
(itniige  gcthan  wurde,  /.urücktreten  und  anderen  Zwecken  Platz 
machen,  die  den  neuen  ßedUrlhissen,  wie  sie  ein  bereits  not- 
dtlrftig  geschtttsler  Handel  mit  eich  brachte,  genügten.  Mit 
anderen  Worten:  an  die  Stelle  der  auf  Abwehr  von  Gefidum 
gelichteten,  mehr  negativen  Zwecke  traten  jetst  die  posi- 
tiven Ansprtiche  des  kaufm.lnnischen  BerntV  gPL^'nnüber  den 
Hindernissen,  die  die  lokalen  \  erliiiltnisse  d<  r  Ireicn  Ausübung 
de8??ell>en  in  den  W^j;  stellten.  Ks  ^alt,  die  ni  innijrf trln-n  Zoll- 
sehranken zu  durchbrechen,  die  üich  u])erall  tUMii  freien  Handel 
entgf^gen «teilten;  es  er^lt  nun  seine  kautVii  inni^elu  n  Sonderrwdite 
zur  Erzielung  eincü  luöglichöt  grolsen  Gewiun>:  nach  Krilften 
auszunntsen;  ee  galt  vor  allem  jetet  auch  schon,  gegenaber  den 
lehnsherrlichen  Gewalten^  einerseits,  den  Konkurreoten  aas 
anderen  Städten  und  Landern  anderersei tS;  d* n  Kampf  au  flllireOy 
sich  Privileg  auf  Privileg  zu  erringen,  die  Verhttltnisse  klug  tn 
benutzen,  Politik  zu  tr(>iben,  auch  in  der  Verfassung  der  einaeuMD 
8tiidte  .seine  Ziele  und  IntfTesspn  ziir  Oeltnntr  7,n  l>ringen. 

Kr«t  in  diest  s  Stulium  d«  r  (lüden  gewähren  uns  die  l'r- 
kunden  eiuen  deutlicheren  Ein  hl  ick.  Autonome  Aufaeiclinun<^rQ 
der  Ciilderechte  besitzen  wir  au»  <  1er  alteren  Zeit  verhiiltnismaisig 
wenige,  wenigstens  lag^  wie  Giry*  fein  bemerkt,  zu  derartigen 
Aufteichnang^  für  die  Genossensdiaft  solanee  kein  Zwang  vor, 
als  dieselbe  einer  öffentlich  rechtlichen  Anerkennung  noch  nicht 
bedurfte.  (Gerade  in  diL-8rni  rnistan<!c  scheint  mir  ein  wichtiger 
Unterschied  zwischen  dem  älteren  Qüdewesen,  den  späteren  Organi- 
sationen der  KaiifninnnsLM'ldon  und  p:^^verblic^l'  n  ZuT^ftc  zu  li<  -en. 
Im  Mittelpunkt  der  f^es  unten  /.iint'tlerisehcn  Organisation  <ler 
späteren  Zeit  stellt  die  Kriangung  des»  ZunflzwaniieH die  ütt'ent- 
lii  h-n  elitlielie  \  erleilumg  oder  Anerkennung  des  Monopol-  und 
Zvvangsrcchts  einer  Zunft  in  dem  von  ihi-en  Mitglietltirn  be- 
triebenen Gewerbe  durch  die  öflentliche  Gewalt  in  der  Stadt. 
Ohne  eine  solche  Anerkennung  mutste  der  ZunfUwaug  —  wenn 
man  Uberbaopt  in  diesem  FaUe  von  einem  solchen  reden  darf  — 


den  .'^i>*  <.iÜiehe&  Zweeksn  ksefininnlsehep  Sebutssi  ist  urspränglieh  irieht 
die  üede. 

'  Diiws  Ziel  dfr  KanfiTmtins^'Ideii  hat  rnein^T  Meinoag  DSeh  Pi- 
geonnoau  etwar*  /u  riiisi-iti;i;  iu  den  VoriiergruiiU  gestellt. 

«  ^t.  « >u\<  r  S.  JT»;. 

'         zum  tol^milrii  die  DarHtclIunpfn  vor  hIIi  th  b  iSchünbcrg: 
Wirfst  hattliche  iiedeutuiig  doä  Zunttweseas  (Oonrada  Jabrbb.  iX 
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ohne  eigf^ntliche  B«d  utuim-  bleiben;  denn  welche  Mittel  st^inden 
der  Zuntt,  solange  »i»  nur  ein  privater  Verein,  kein  OÜcd  des 
öffentlichen  Körpers  war,  zu  Gebote,  durch  die  sie  den  Eintritt 
in  die  Zunft  erzwingen,  nichtzuut'tieriächen  Elementen  die  Aus- 
Hbmur  ihm  Qewerbes  yerbieteii  kminte?  Hie  und  da  wohl 
eäne  Zunft,  die  Uber  gowiaae  Bealradite  yerfügte,  besondefs  die 
Laibensmittelgewerbe  in  ihren  Mühlen,  Brau  und  Backhäiueriiy 
derort^  Mim  in  ihrem  Besitz;  aber  eine  eigentliche  Zwangs- 
gewalt vermochten  auch  diese  der  Zunft  nicht  an  die  Hand  zu 
pebf'n.  Es  war  wohl  denkbar,  dafs  auch  ein  Niclitzünftler  sein 
Gewerbe  ohne  nennenswerte  8cbädip:ung  in  der  Stadt  betreiben, 
dafs  ei-  den  polizeilichen  Geboten  der  Zunft  zuwider  handeln 
konnte.  Deshalb  umlöte  die  Erlangung  öffentlicher  Anerkennung 
seitens  der  Zünfte  —  imd  ähnlich  seitens  der  späteren  Handels- 
alden von  Tornberain  ein  geradesu  yitaleB  Interesse  für  die 
Zunft  sem,  deshalb  können  wir  ans  der  ersten  Verleibung  dieser 
Zwangsgewalt  (s.  B.  an  die  ßettziechenwcber  1149  in  Köln) 
den  Scblufs  ziehen ,  dafs  die  Zunft  vor  noch  nicht  allzu  langer 
Zeit  zuvor  als  private  Korporation  sieh  konstituiert  hatte 

Die  alte  Organisation  der  kaiitinännischen  Schut/'jüden  da- 
^re<^en  berui)te  aut"  ^anz  anderer  nrundlaL;e.  Hier  lau- ein  Lebens- 
iiilcresse  des  Einzelnen  vor,  su  h  der  Gilde  anzuächlielsen ;  hier 
er^^ab  sich  andererseits  die  Zw<ingägewalt  der  Gilde  aus  der 
Macht  der  Verhältnisse  selbst,  nicht  ans  der  formalen  Anerkennung 
ontens  der  Oflentlichen  Gewalt.  Der  einsehie  Kaufmann  muiste 
ihr  beitreten,  wollte  er  nicht  den  Gildegenossen  gegenüber  in 
einer  Weise  benachteiligt  sein,  die  ihm  die  Ansttbung  seines 
Bemfs  fast  zur  Unmöglichkeit  machte. 

Erst  in  einer  Z'  it  in  der  die  «erstarkende  öffentliche  Gewalt, 
die  zunehmende  Sicherheit,  der  Selnit/  der  städtischen  (^bri^keit 
den  Eintritt  in  di^^  Gilde  nicht  mehr  zur  Existenzl)edin<;un,u-  iur 
den  reisenden  Kautniann  machte,  in  der  die  Gilde  als  Vertreterin 
der  Handdsinteressen  ihrer  Stadt  neben  der  Sicherung  und 
FOideruug  defwlben  auch  die  Auisioht  Uber  den  ganzen  Ver- 
kehr oder  einsdne  G^iete  desselboi  als  ihr  Recht  bean« 
spruchte",  wurde  audi  ftr  die  OUde  die  öffentlich  rechtliehe 
Anerkennung  rar  Notwendigkeit,  zur  Ijcbensbedingung.  Hier 
also  konnte  die  Gilde  bereits  ein  langes  Leben  hinter  sich  haben, 
ehe  wir  von  ihr  urkundliche  Nnehriclit  »  rhalten,  ehe  sie  in  irgend 
eine  Hezi'  linns'  7.u  der  ()ffent!irh«'n  Gewalt  in  der  Stadt  tritt 

In  diesem  zweiten  Stadiuui  ihrer  Entwicklung  sehen  wir 
die  Gilden  vor  allem  in  den  früherblühten  Gemeinwesen  Flanderns 

>  Daher  kann  ich  auch  nur  bedinguiigsweMe  den  Sat«  Oeerings 
(Basel  S.  13)  zugeben:  Von  einem  Amtszwang  braucht  ruaii  nicht  /.n  reden. 
Die  Zugehörigkeit  zum  officium  war,  wie  neute  Staat  und  GeeellBchaft, 
eine  jener  Machte,  die  über  dem  Daseii)  und  der  freien  Wahl  des  Ein* 
Minen  beherreobaid  stehen. 
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und  Nordfrankreichs  uds  deutlich  entg^entreten.  Hier  biideteo 
die  „€hK>]«katifleiiie*'  den  wettaiis  dominierendeii  Teil  der 
stftdtiflcheii  Bevttlkerune,  hier  deckten  meh  ihre  Interessen  im 
wesentlicheD  mit  denen  der  ganEen'Stedt^  hier  mochte  oft  zwischen 
ihren  PHvilegieD  und  denen,  die  die  Stadt  als  sdlche  erhielt^ 
kaum  eiD  Unterschied  in  den  Urkunden  gemacht  werden** 

Auf  dem  Kontinent  sind  rs  vor  allem  die  verstandigen  und 
hoc  listrebenden  Fürsten  von  Flandern  aus  dem  elften  und  swOlften 
Jai)rhundert,  die  hier  zugleich  im  eigenen  Intere^  —  sie  sicherten 
sich  dadurch  in  ihren  zahlreic  hen  K -impfen  die  Hülfe  eines  mäch- 
tigen, lest  organisierten  Bürgertum»  —  diPH^n  Tendenzen  der 
Kaufmannsgilde  kraftiLe  Unterstützung  zu  teil  werden  lassen. 
Es  int  bezeichnend  ditür,  da!k  im  Jahre  1127  der  Graf  von 
Flandern  den  Bingern  von  St.  Omer,  die  m  der  Gilde  waren, 
das  Versprechen  giebt,  sie  nicht  nur  in  den  Ländern,  die  er 
schon  besitze,  sondern  auch  in  allen,  die  er  noch  dazu  erobern 
werde,  vom  Zoll  und  anderen  Abgaben  befreien  zu  wollen'. 

Blicken  wur  yon  hier  hinüber  nach  dem  nördlichen  und 
mittleren  Frankreich,  so  finden  wir  aoch  hier  die  GKlden  der 
miichtigen  Kautleute  hochentwickelt,  hier  aber  vor  allem  gewisse 
Zwecke  verfolgend,  die  in  Deutschland  erst  etwa  5  Jahrhunderte 
später  in  dem  Vordergrunde  einer  ausgebildeten  städtischen  und 
territorialen  WirtachaABOolitik  stehen.  Mehr  noch  aU  anderswo 
sind  die  Gestaltungen  des  Handels  in  Frankreich  von  der  Rich- 
tung seiner  grossen  Ströme  beherrscht;  mehr  als  irgendwo  hat 
hier  die  8iclu*rung  nnd  Regelunjj  des  Flufsverkehrs  im  Mitt<"l- 
punkt  der  Interessen  der  grofsen,  Export  und  Import  trf  iln  n,l(  n 
Kautleute  gej^ta>;den.  Und  indem  überall  die  lehnsrechUiche 
Zersplitterung  des  Landes,  die  mannigfachen  Zolibcli ranken  tmd 
Verkehrsabgaben,  die  Willkür  iler  feudalen  Gewalten  an  den 
Ufern  der  Flübse"^  gerade  einem  ^jesicherten  regelmäfsigen  Handels- 
verkehr die  grOfsten  Schwierigkeiten  in  den  Weg  legten,  mulkte 
das  Bestreben  der  kaufmännischen  GenossenschiSen  natuigemtflk 
darauf  gerichtet  sein,  die  Hindernisse,  die  sich  ihnen  auf  dieser 
ihrer  wichtigsten  Handelsstralse  in  den  Weg  stellten,  durch  die 
Macht  und  den  £in6ufs  ihrer  genossenschaftlichen  Oi^ganisation 
nach  Kräften  bei  Seite  zu  räumen.  Dies  war  ihr  nächster 
Zweck;  aber  indem  sie  denselben  bald  mit  gröfserem,  bald  mit 
geringerem  Erfolge  durchzusetzen  vermochten,  schuf  die  neue 
wirtschaftliclie  Hasis.  die  sie  sich  so  errangen,  auch  neue  An- 
sprtiche  und  Tendenzen ;  den  Verkehr  auf  dem  Flusse,  an  dessen 

*  Nicht  die  Gildo  als  ^dlche  erliirlt  diese  Privilegien,  sondrrn  der 
Kaufmannsstand;  sie  wurden  auch  Städten  7m  teil,  in  denen  keine  Spur 
einer  Kaafkniuiiigilde  eich  nachweisen  läfst  Aber  wo  eine  solche  yor- 
banden  war,  da  kamen  nur  ihren  Mitgliedern  alle  Jene  ßestimmimgeil 
eigentlich  zu  gute.   Vgl.  oben  über  St  Omer  nnd  Rouea. 

»  Giry,  St.  Omer  S.  372. 

*  Pigeonnoan  I  109 ff. 
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Ufern  sie  wohnten,  nicht  nur  zu  leiten  und  zu  ordnen,  sondern 
in  ihrem  Sinne  und  Interesse  zu  leiten,  ihn  zu  beherrschen, 
zu  monopohsieren,  jeden  fremden  Kaufmann  von  demselben  ent- 
weder ^ilnzÜch  auszuschHelsen  oder  durch  Zoll  und  Stap^lrcchte, 
Einkaun-  und  VerkaufsbeachiüiikuDgien  nach  Krtlften  zu  be- 
lästigeiL  SchoB  tritt  der  fitadtwirtfichaftUcfae  ElgoismuB  auch  hier 
deu&h  herror;  und  durch  die  Gilde  ihrer  Kaulleute  sucht  die 
Stadt  ihre  eigene  wirtschaftliche  und  politiache  Macht  zu  heben. 
So  beginnt  die  Konkurrenz  der  mächtigen  Handelsstädte, 
die,  an  einom  Flusse,  an  derselben  Handekstrafse  liegend,  den- 
selben  Zielen  zustreben  und  notwendigerweise  in  einen  Konflikt 
der  Inlercsson  verwickelt  werden  mufsten.  Wir  haben  oben  ge- 
sehen, welch  heifser  Kanipf  sich  zwei  Jahrhimrlerte  lang  zwischen 


herrsehnna:  des  H;mdefs  auf  der  mittleren  und  iiTiteren  Seine 
entöpouuen  iiat,  welehe  Mittel  sie  anwandten,  um  ihr  Monopol 
gegenüber  der  rivahsiiTenden  Nachbarstidt  durchzusetzen,  wie 
sie  geschickt  jeden  politiächen  Moment,  alle  die  Kampte  des 
Königtums  mit  aufständischen  V^asallen  und  Städten  benutzten, 
um  ihre  Interessen  gegenüber  dea  Konkurrenten  zur  Qeltung  m 
bringen.  Aber  während  hier  der  Kampf  mit  der  Vernichtung 
der  Privilegien  bdder  Kompagnien  im  15.  Jahrhundert  ein  Ende 
fand,  hat  es  an  anderen  Plätzen  das  mftchtig  erstarkte  Königtum 
durchzusetzen  yermocht,  dal's  derartige  rivalisierende  Handels- 
gesellschaften  zu  einer  grofsen  Oesamtgilde  verschmolzen,  die 
nun  einheitlich  den  Handel  auf  dem  gesamten  Flusse  leitete 
und  ordnete,  die  fremden  Händler  von  demselben  ausschloi's. 
Die  marchands  de  vin  de  Bordeaux  es  war  die  führende 
Stüdt,  iiacli  der  .sie  .sich  Ti.nmten  —  beherrschten  den  Handel  auf 
der  Garonne'.  Mittf  dis  14.  Jahrhunderts  .scliHrisen  .sich  die 
KaufmannsgeselLschntten  der  Picardie,  die  in  Orleans,  Saumur, 
Angerö  un<i  Nantes  ihren  Sitz  liatu  n  -,  zu  einer  Arolsen  conirau- 
DBUt^  des  marchands  fr^uentanL  la  rivi^re  de  Loire  et  flcuves 
descendant  en  icelle  zusammen.  Die  marchands  de  l'eau  auf 
der  Somme  bilden  unter  gemeinsamer  polizeilicher  Leitung  eine 
greise  Gesamtkorporation  mit  dem  Sit»  in  AmiOTs'.  Von  allen 
nofsen  Strömen  Frankreichs,  die  Handel  und  Verkehr  ihre 
Achtung  weisen,  scheint  es  nur  an  der  Rhone  au  ähnlichen 
Organisationen,  zu  Genossenschaften  der  Kaufleute  in  den  einzelnen 
Stuten  oder  gar  am  gesamten  Lauf  des  Stromes,  nicht  ge- 
kommen zu  sein^. 

'  ri  u^eonneaa  1 114;  Michel,  Histoire  du  commeree  de  Bordeaux. 

-  Pigeontieau  I  114. 

'  Thierrj,  doc  inedits,  Hiat.  de  l'Amieus  I  2lb. 

*  Pigeanaeau  a.  a.  O.  In  anderen  Lftadem  finden  neb  fthnliehe 
K»nnea  der  Haadel^^ldai,  die  den  Handel  auf  einem  bestimmten  Ver- 
kehrswege zu  beherrsche«  und  zu  monopolisieren  suchen,  erst  in  sp&tert'r 
Zeit;  meist  bt  nur  das  Stapelrecbt  eiozcdner  Städte  zu  intensiver  Ans- 


den    beiden  Handel; 
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Halten  wir  hier  zunächst  inne,  um  einen  Blick  auf  dift  so- 
ciale Zusammensetzung  dieser  Gilden  und  ihre  Stellung  im  gr^ell- 
schaftlichen  Organismus  der  Stadt  zu  werfen.  Man  hat  den 
kaufmAniihcliflD  Omnisationen,  wie  irir  sie  bisher  betraditet 
haben,  häufig  den  Mmen  ^GrofskaufbianDflgilden^  gegeben  \  be- 
sonders Luehaire  hat  diesen  Gksichtoponkt  «eharf  in  den  Vorder- 
^nd  gestellt  ^  Für  die  Zeit  der  höchsten  BlUte  jener  fransO- 
ßischen  Gilden  im  elften  und  zwölften  Jahrhundert  entschieden 
mit  Recht,  nicht  aber  für  die  Zeit  ihrer  Entstehung.  Gro(s-  und 
Hausierhandel  sind  in  der  damalic^en  Zeit  noch  nirgends  ge- 
schieden. Der  Kaufmann,  der  mit  seiner  Waro  zu  df*n  j^n'sen 
Märkten  nach  der  Olmmpa^^ne  oder  nac  !>  F^landern  zo;^,  b**sor;j;;t«^ 
in  der  ühriiif^n  Zeit  den  Kleinhandel,  mit  seiner  Ware  von  ( >rt 
zu  Ort  zieliend Erst  der  gewaltiire  Aufschwung  des  wirtschatt- 
lichen  I^bens.  den  das  mächtigf  AutütreUen  der  Städte  Bur 
Fo]j]^e  liatte,  die  enp^e  Siedelang  mit  ihrer  weiter  ansgebildetni 
Arlx  it^teihmg,  ilirem  regeren  Austausch,  ihrem  intensiveren  tag- 
lichen Markt-  und  Handelsverkehr,  erst  diese  iiefsen  auch  inner- 
halb des  homogenen  Kaufmannsstandes  die  erste  sodale  Difieren* 
sierung  sich  ausbilden,  die  ihn  nach  der  wirtschaftlichen  Macht 
und  nach  der  Art  des  Handelsbetriebes^  wenigstens  in  den 
Städten  mit  rasch  Torwarts  eilender  Entwicklung,  in  zwei  grofse 
Gruppen  airs«  inander  spaltete:  die  reichen,  Grolshandel  treiben- 
den (iroDikaufleute  und  die  ärmeren,  der  Handwerkerklasse  sich 
nähernden  Krämer.  Bedingt  und  befördert  aber  wurde  dieser 
Scheid ungsprozefs  durch  einen  and«^ren.  wirtschaftlich-socialen 
Umhüdrmf^svorirang.  Gerade  damals  erhielten  die  L^rofsen  Kauf- 
lente  reiehen  Zuzug  aus  den  landlielien  ( n-o  sLTUudbesitzern.  Die 
Austlehnung  kaufmännischen  Keehts  aut  innner  p^öfsere  Kreise, 
die  Teilnahme  der  Ministerialen  am  städtischen  Leben,  die  Ein- 
bildung gelangt.  La  Utrecht  eAistiert  l2ol  eine  Hanse  der  UheiDkaufleute, 
die  den  Wembandel  von  Köln  nach  den  Niederlanden  betrribt  und  ver* 
fügt:  ei  ipse  solus  (d.  h.  ein  Nichtlrnnsekaufinann)  emerit  vinum  Colimio 
hoc  nnllus  firatrum  bniisc  potabit  Trajecti  (For^chuno'on  /.iir  deiif-«.  Ir^n 
Geschiciite  IX  o24);  die  Gilde  von  Mecheln  hat  da»  Privileg,  jenseits  v(»n 
Maas  nnd  Sebelde  alldn  Handel  treiben  xn  dürfen  und  es  wifd  ihr  dies 
ausdrückliob  dadurch  gesichert,  dafs  jede  andere  Gilde  im  Bereich  de« 
Herrn  von  Mecheln,  durch  die  jene  Schaden  erleiden  kö!!nt(\  verboten 
wird  (Wauters  lib.  comm.  ^.  234,  Grofs  I  297.  Ein  ähuUches  Vorrecht 
bentiscn  die  Tochkaofleute  in  Groningen  (Nitzseh.  Anfkatn  von  1^ 
a  402  ff  ) 

'  Hi8t.  dea  eominunes  frany.  p.  31  :        marrhands  et  il  faut  eotendre 

Sil  \k  non  Ic  petit  commerce  local,  nuiis  le  liaut  commerce,  celui*4in 
isMt  la  rente  en  gros,  qut  allait  de  foire  en  foire  pour  les  op^tions 

de  veiitr-  et  d'achat  ont  dfl  prätif|iier  de  trfes  oonne  heure  I'ässo- 

ciation.  Auch  er  crkcnnf  als  ihre  zwecke  iSchutz  gegen  (refahren  und 
Erlangung  eines  iiandeiäuiunopols  in  einer  hestimmtcn  Genend  an. 

^  Da  Ts  die  mercatoreB  regaUum  nibttim  nrsprtinglich  in  Dendebland 
nur  Grofshändlor  mit  btstimtntfii  Waren  fWein.  Salz,  (Jetreidei  ::euesfn 
Bind,  Hchemt  mir  von  Nitzscb  (MioisteriaUtät  und  Höigertom  löt>f.) 
nicht  bewiesen  zu  sein. 
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ziehunp:  ländlicher  Gemeinden  in  die  städtische  Mauer  und  die 
dadurch  lierbeigeführte  Umwantllung  der  dortigen  Grofsgrund- 
besitzer  aus  ländUcben  Ackerbauern  zu  städtischen  Kapitalisten,  — 
das  allet  stiirkte  naturgemäls  das  aristokratische  Element  in  der 
Kanfroaniuicbaft  und  gab  ihm  das  Übergewicht  tlber  die  Srmerea 
Krämer  und  Kleinkaufleute.  Aus  der  Verschmelzung  vor  allem 
altfreier  Grundbesitzer  mit  den  kaufmännischen  Gilden  ist  dann 
\vi\i^<j;  die  eigentliche  Aristokratie  der  Städte,  sind  die  Geschlechter 
hervorf^op-'i  n  •?) 

Die  genossciischattlichen  Tendenzen  der  Gilde,  die  ursprüng- 
lichen wirtscJjaftlichen  Zwecke  derselbtu  traten  dann  melu:  und 
mehr  zurück. 

Wenn  NiteBcb  henror|;ehaben  hat,  daft  gerade  in  Städten 
mit  rasch  ▼orwarts  eilender  Entwicklnng  die  Gilde  ihre  ur- 
sprüngliche Form  nicht  lange  wahren  konnte,  so  wird  man  n(  l)en 
dem  wirtschaftlichen  doch  auch  dies  sociale  Moment  aur  Er- 
klärung mit  heranziehen  dürfen. 

Der  sociale  Entwicklnnf!:svorganc  vollzog  sich  in  gleicher 
Weise,  ob  die  jjenoöieus ehat'tHclie  Forin  sieh  erhielt,  ob  sie  zu 
Grumte  ^nnu  .  oder  ob  bie  nie  vorhanden  ;;e\ves(Mi :  pohtische 
Herrschait,  die  der  genoasenöchaftlichen  Oigaiii«atiün  weniger 
bedurfte,  die  den  strengen  socialen,  aristokratischen  Abechlufs 
anr  Fdge  hatte,  sie  war  das  Zid  der  durch  Handel  und  stttdtisohe 
Bodenansnntsung  reich  gewordenen  GeschlechterariRtokratte'. 

Noch  aber  sind  die  ständischen  Um-  und  Neubildungen,  die 
ancb  in  der  Zusammensetzung  der  Gilde  ihren  Auodruek  fanden, 
nicht  erschnpft:  im  Gejj^enteil  gilt  es,  nnt  Ii  die  wiehtig.ste  der- 
selbf^n ,  die  Nitzsch  den  eifientlielien  StofV  zu  seinen  Aufoitzen 
gelietert:  das  Aufkommen  eines  stiidtisehen  llandwerkerstandea 
und  die  AuseinandersetÄung,  die  zwischen  ihm  und  den  Kauf- 
manuägUden  notwendig  wurde,  einer  kurzen  Betrachtung  zu  unter- 
ziehen. 

In  der  Zeit,  da  in  Frankreich  und  dnieen  flandrischen  Städten 
der  Kaufmannsstand  schon  mächtig  und  olUhend  war,  da  er  In 
Deutschland  und  England  sich  emporzuarbeiten  begann,  saften 
die  Handwerker  noch  meist  auf  Fronhöfen ,  an  rfidzen  und 
KIöHtem ,  wo  sie  nicht  f\\r  den  eigenen  <Vwinn  luifl  riut  eigene 
Rrelinimg,  »<mdern  für  das  Kloster,  den  Grundherrn,  den  Pfalz- 
beamten arbeiteten,  wo  sie  nicht  Hiindler  und  Kaut'leute  mit 
eigener  Ware  sein  kininten.  Der  treie  Marktverkelur  —  eine 
Errunjgenschaft  des  kaufmännischen  Sonderrechtes  —  kam  den 
e^gentSdhen  Gewerbetreibenden,  den  Handwerkern,  in  ihrer  grofsen 
Üaase  noeh  wenig  zu  gute.  Wohl  lebten  einaelne  Bandwerker 

1  I>ir  niederlandifcheti  poortors  8iiid  w:ilir^<*lH>i!iHch  aas  einer  Ver- 
BchmelzuiiK  der  ansässigen  Grofsgrundbeaitzer  mit  den  in  den  Gilden 
genfiaswiaMiafHigii  otnaaisisrtfln  Groiakufienten  eBtstandea.  Von  cknurtigen 
Gilden  haben  eich  allerdin«;!^  nur  undotifliche  Spuren  in  der  ErwAhnoog 
der  ftioedseiqppen,  dm  ininuemers  m  Gent  etc  erhalten. 
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auch  in  der  EaufinAnDsgemeinde  und  konnteo  ihre  Waren  finei 
im  täglichen  Marktverkehr  umsetzen';  aber  sie  bildeten  noch 
keinen  besonderen  Stand  mit  bestimmten  Rechten  und  Anaprflchen, 
and  den  Mitteln,  diese  durchzusetzen.  Der  Umschwung  erfolgte 
im  elften  und  zwölften  Jahrhundert.  Die  rasche  Einwanderung 
gewerblicher  Elemente  vom  Lande  nach  den  Stüdien,  wo  sie 
frei  naeli  Kniifleutorecht  leben ,  ihre  Waren  auf  dem  städtischen 
Markt  aut  eigene  Reehnung  verkaufen,  für  den  Marktverkehr 
äpekulativ  produzieren  konnten,  die  Bewegun.i,^  die  »ladureh  ins 
Leben  gerufi  n  wur<le  und  auch  auf  die  in  den  ^^tarlten  ansässij^eo, 
wirtschaftlich  gebundenen  Handwerker  ihre  Rückwirkuu;,'  übte, 
die  auch  diese  heranrief  zur  Freilieit,  zum  städtischen  Leben,  sie 
warn  Händler  mit  eigener  Ware  machte',  sie  unter  Stadtrecht 
und  Stadtgericht  stellte*;  eine  Entwicklung,  die  eine  Solidaritftt 
der  Interessen  aller  gewerblichen  Kreise  ins  Leben  rief.  —  erat 


*  Vgl.  darüber  vor  allem  die  ßeinerkungeu  bei  U  u  t  h  e  i  u ,  Wirt^chaftä 
geflchichte  des  Sehwarzwaldes  I  1 1  f.  und  139  fl; 

-  Dies  ist  besonders  anschaitlirh  crcschildert  von  Geerin«;.  I^asel 
!S.  ^J  rt. :  ich  finde  nicht  tlafs  Gothein  ilm  Tn<M-  widerlegt  hat.  Demi  \V4»rauf 
es  hier  aukomoit,  ist  nicht,  oh  die  liandwerkor  rechtlich  aU  liei  oder 
unfrei  gegolten  haben  —  wi(Hlerholt  ist  betont,  wie  wenig  diese  recbtlicheii 
Untrrsobii'do  für  die  wirtÄcliüftlichc  Entwicklung  der  Stadt  bedeuten. 
Sondern  ob  t^io  zunächst  sni'kulativ  tur  den  st:idtisehpn  Markt  mi lu-ifetcn, 
oder  in  der  lintfaltung  ilirer  wirtschatlhchen  Kriilte  gebundtu  lur  die 
Bedürfnisse  eines  Herrn  zu  pi-odiudeien  gezwuncren  waren  rcsp.  nur  mit 
geliefertem  Hohfnaterial  ai betteten;  d.  h.  mit  aaderen  Worten,  die  giatia 
emendi  <t  vfndcndi  nicht  besafsen. 

*  Duiur,  dafä  die  Handwerker  aundrückücli  alä  nier^atureä  bezeichuet 
werden,  finde  ich  allerdings  nur  wenige  Beispiele.  Einige  aus  Grofs 
seien  hier  awf^cffihrt. 

I  107:  de  ni  *  rca  t  o  ribns,  videlicet  piscatoribus,  factori- 
bu8  pHnnoruui^  tanuatoribus  

II  35:  Item  bnigentesde  mercatoribus  mercimonia  suspecta  extra 
mrrcatum  ementihos  non  pennittunt  iusticiam  fieri,  ut  de  pelliparis 
et  aliis. 


omnes  mercatorea  tani  Pannarii.  Vordones,  Felliparti  et  CiiOo 

tecarii  quam  alii  divcrsi.  qui  ex  empeione  et  vondicione  vivnnt.  Unter 
^.cmpeio"  und  .,veDdieto"  ist  hier  wohl  der  Einkauf  des  Kohinateriales  und 
der  Verkauf  des  fertigen  Produktes  gemeint. 

n  6:  satores  et  pannarii  et  omnes  alii  mereatores  fideles. 

Wautcrs:  libertZ-s  t  r  tntnunalrs  preuv<?s  S.  -.    St.  Trend:  bolea- 
garii,  cervisiarii,  sutarii  et  qui  alia^  liuiuämodi  merces  veudunt 

Für  Deutschland  bietet  ein  Beispiel  das  Privileg  f&r  die  Filsmacher 
in  Mtthlhaii8en  ( Mühlhausener  Urkondenbuch  Nr.  77):  quibusdam  civi- 
btis  ojnifi  filtri  exercen tibu relaxavi  ttt  ipai  inter  se  iitpote  alii 
mereutures  quandam  facerent  umunem. 

Gengier,  cod.  iur.  man.  S.  67:  Rudolph  IL  verbietet  dem  Abt  uiid 
Konvent  su  Auerbach,  „daz  sie  fUrbaz  mcre  keju  lejtfans,  achoster,  kremer, 
beeker,  sever  oder  ander  kaufmannschuft  daselben  TOli  iien  Cioster  Bit 
enthalten  oder  gestatten,  daz  d^  ieman  tue". 

Vgl.  auch  Muratori  ecfi^t.  \l  1174:  pistores  et  alii  ucgottatoreis  qui 
portaverunt  exeicitai  neeetsana. 
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diese  gxnze  bedeutsame  und  folgenschwere  EntwiekluDgsreihe 
scluif  in  dem  neu  fiitstclu  ndon  städtischen  Handwerkerstand  einen 
zweiten  mächtijron,  wirtödiattUcli  -  socialen  Faktor,  mit  dem  sich 
die  Kaufleute  und  vor  allem  ihre  Or^ranisationen ,  die  Gild^ 
notwendigerweise  .luseinandcräetzeii  mulsten.  Die  verschiedene 
Art,  in  der  diese  AuseinaudersetzuDg  erfolgen  konnte  und  that- 
BScbltch  erfolgt  ist,  giebt  den  folgenden  Typen  der  Gilde  ihr 
eigentlich  charakteris&ches  Gepräge. 

Am  einfai  lustcn  gestalteten  sich  die  Verhältnisse  naturgemllis 
in  Frankreich.  Hier  hatten  sich  in  den  mlicbtigen  Städten  schon 
früh  jene  socialen  Scheidungen  vollzogen,  die  zur  Ausbildung 
eines  kaufmannischen.  Orofshandtl  treibenden,  aristokratisch  ab- 
geschlossenen Patriciatä  führten;  hier  waren  die  (ülden  den  Inter- 
essen (He^iCij  Standes  nach  F  orm  und  Inhalt  an;:;ej)a  "st ;  hier  scheint 
der  Eintritt  der  Handwerker  in  dieselben  weder  irgendwo  that- 
sächlich  erfolgt,  noch  auch  nnr  erstrebt  worden  zu  sein.  Der 
GTofshaiidel,  Export  und  Import  fremder  Manu&kturen  —  das 
war  es,  was  die  Ajuafleute  allein  erstrehten;  und  zu  einem  wirt* 
«chafUicheii  Interessenkonflikt  mit  den  unteren  Schichten  der  Be- 
völkerung, die  stets  in  Abhängigkeit  von  der  öffentlichen  Gewalt 
blieben ,  ist  es  fast  nie  fj:ekommen.  Ks;  waren  zwei  vollstilndig 
getrennte  Kreise,  deren  IiUeres.-^en  nach  ganz  ver.seluedenen  Rich- 
tungen gingen  und  sich  kaum  berührten.  Die  spateren  Kämpfe 
der  unteren  Klassen  richten  sieh  nicht  gegen  wirischaftliche  Vor- 
rechte und  Monopole  der  Gilden,  sondern  gegen  den  Älilsbrauch 
der  politischen  Macht  durch  die  grolsen,  an  der  Spitze  der  Stadt^ 
Verwaltung  stehenden  Kaofherrengeachlechter. 

Ein  ganz  anderes  Bild  bietet  die  Entwicklung  vor  allem 
in  England.  Wohl  war  Südengland  in  früheren  Zeiten  einmfü 
das  Centrnm  eines  Welthandelsverkehres  neben  Konstantinopel 
gewpsi  n,  aber  dir  Wirren  und  Kriege  vor  allem  des  zehnten 
und  des  bririnm  i  dn  ritten  Jahrhunderts  hatten  «'s  iranzlich  aus 
dieser  Stellung  verdrängt  und  erst  das  starke,  be.Minncne  und 
energische  Regiment  der  ersten  Norman nenkönigc  hatte  dem 
Lande  wieder  oessm)  Zeiten  gebracht;  der  Handel  insbesondere» 
aufii  neue  angeregt,  gelangte  bald  zur  alten  Blttte.  Politisch  bald 
strafler  geeint  als  &8t  alle  anderen  Staaten  der  damaligen  Welt» 
durch  eine  einigermafsen  'geordnete  Steuerverfassung  auch  zu 
centralistischer  Verwaltung  f^ihig,  zerflült  das  Land  wirtschafUich 
hl  eine  Anzahl  ezcentrischcr  Kreise,  die^  in  sich  voUkommen 

Femer  Gen  gl  er,  Deotsche  Stsdfrechtsiltertlliiier  8.  4*54:  qirieamque, 

vestrum  in  cmendo  et  Ycndendo  opus  mercatorium  exercitant  Dirs  wird  dann 
näher  orklSrt  durch  mon  atores,  nefr.»(iatnrps,  opifii es,  ineclniui(;ofl. 

in  liroinberg  werden  diu  sutoros  und  (.aniclices  als  raercantes  be- 
Miebnet  (ibid.  p.  3!)."»). 

Uekannt  i>t  tlic  i^'-li  .n  fV-ilitT  citiertc  Stell»»  de?  AlloIl^^bn^•hor  Privi- 
legs, WO  ot  ipsi  siiit  mercatoieb  niclits  anderes  bedeutet|  als  dats  die  be- 
trafibiden  ihre  WaTon  auf  dem  Marlite  verkavfsii  mid  nadi  Ksufbaans* 
reeht  leben  BoUten. 
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geschloHseo,  sich  öohon  tiiih  nach  aufsen  Imi  öchaii  abüchlieliieii, 
eine  Stadtwirtschaflspolitik  durchfuhren,  wie  sie  in  Deutschland 
erst  im  yierzehnten  Jahrhundert  der  energischen  Leitung  der  Rat»- 
behdrden  gegluckt  ist.  Noch  hatte  sich  kein  Grolshuidebfitand 
entwickelt y  als  auch  schon  das  Handwerk  sich  nmchtk;  erhob; 
eine  scharfe  Scheidung  social  und  wirtschaftlich  ventchieden  inter- 
essierter Kreise  wie  in  Frankreich  fand  hier  -  mit  Ausnahme 
des  viel  früher  entwickelten  London  —  keinen  Boden.  MögUch, 
dais  Kaufleute  und  Handwerker  ursprünglich  getrennte  Assozia- 
tionen gebildet,  die  dann  —  wie  in  Berwick  -  durch  einen  Akt 
ötrcntlicher  V  erordnung  zu  einer  fjrofsen  Gesamtgilde  verschmolzen  ; 
möglich,  dals  von  Anfang  an  Kaufleute  und  Handwerker  sich  in 
einer  Genossenschaft  zusammenfanden,  icdcnlalLs  Hndm  wir  überall 
jenseits;  des  Kanals  geschlnssone  städtische  Wirtschat tskörper ,  in 
denen  Kaulleute  und  Handwerker  zu  gemeinsamer  Wirtschafts- 
politik sich  vereinigen. 

in  Flandern  und  Schottland  scheint  die  Entwicklung  zuuäcliat 
eine  ähnliche  gewesen  su  sein.  Dafis  später  England  auf  der  einen, 
Schottland  und  Flandern  auf  der  anderen  Seite  einen  gans  ver- 
schiedenen Gang  der  Entwicklung  zeigen,  davon  8oU  später  noch 
die  Bede  sein. 

Wie  kommt  es  nun^  dafs  es  im  eigentlichen  Deutschland 
weder  zu  scharf  getrennten  genossenschaftüchen  Kreisen  kam, 
wie  in  Frankreich,  deren  wirtschafdiche  Interessen  nach  ganz  ver- 
schiedenen Seiten  gingen  und  daher  sich  nicht  berühren  konnten, 
noch  zu  einheltliclion  städtischen  WirtschaftsorganiAationen  wie  in 
England  und  SchotiUndV 

Was  1  )eut?«chlHnd ,  unter  diesem  (Gesichtspunkte  belrachtet, 
von  Frankreich  scheidet,  das  ist  (iie  im  aligeiiieinen  später  er- 
folgende Ausbildimg  <  ines  aristokratisehen  Kaufmannsstandes*; 
was  es  von  England  trennt,  da»  ist  die  Schwäche  der  centrali- 
stischen  öffentlichen  Gewalt,  die  der  IStadt  als  selbstiindigem  Wirt- 
schaftskOrper  doch  ihren  PUtz  anweist  in  der  Verwaltungsgliede- 
ning  des  Oesatntreiches.  Nirgends  erhebt  sich  eine  dSentticbe 
Gewalt  Uber  den  socialen  Parteien  wie  in  England ;  überall  echon 
früh  ein  scharfer  G^ensatz  der  socialen  BiTduxigen«  der  oberen 
und  unteren  Schichten,  der  reichen  und  armen  Bevi^lkerung,  das 
pohtische  Leben  der  einzelnen  Städte  beherrscht  von  diesen  Spal* 
tungen  und  Gegensätzen  in  der  gesellschaftlichen  Schichtung. 

Die  Kaufleute,  als  das  iüteste  Element  der  städtischen  Be- 
völkerung, organisierten  sich  meist  zuerst  zur  Genossenschaü,  sie 


'  [ch  erinnere  in  'Vk:  pfistvolU*  I  )ars(('riuii^'  Nitzachs  (d«*tit^iche  <  «e- 
»chiehte  II  *>)  der  jiuthweist,  wie  bis  zum  eitlen  .Jahrhundert  die  grolsen 
\VeltliHndeli<strarseD  im  Viereck  Deutschland  umginceD,  wie  erst  damals 
DeutschlaDd  vor  allem  am  Niederrhein  mit  dem  Welthandel  Pfihliilig  ge- 
wann. M'ie  erst  (liiiiiah  si«  ]»  .Li  Übergang  von  der  Nsifma!-  zur  (Urld- 
wirtschut't  vollziehen  kuunte.  \  gl.  auch  jaatrow,  WdtUanddsstraTaea 
S.  17  ff. 
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beherrRchten  den  Markiverkehr ,  luitten  hie  und  da  öffentliche 
Befugnisse  «acb  Uber  Kichtmitglieder  errungen;  nicht  nur  mit 
fitemdeo  W««a  vmorgten  ab  den  Markt,  loiiderD  aoch  die  Pto- 
dukte  der  heimuicheii  Industrie  &nden  nur  durch  sie  auf  dem* 
selben  Absatz.  Dann  erhoben  sich  die  Handwerker;  sie  fbrdertoi 
die  freie  gratia  emendi  et  Tendendi,  sie  erhoben  den  Anspruch^ 
flris  KrxeupTii.s  ihror  H.tnde  auf  dem  Markte  frei  verkaufen  zu 
dürfen,  im  Ei nkuif  unbeschrankt  zu  sein:  die  Kaufl*H!lof?i!t]pr!, 
die  die  gnitia  bis  jetzt  für  sich  allein  beauspruclit ,  »alieu  eine 
Konkurrenz  sicli  erwaehsen.  deren  sie  sit'li  aut  irgenil  eine  Weise 
erweliren  mulaten.  Dies  konnte  nun  in  verdciiiedener  Weise  ge- 
•chelm.  Um  konnte  den  Hendweiten  die  dcene  gratia  suge- 
stehen,  indem  man  ihnen  den  Eintritt  in  die  Gude  gestattete,  sie 
so  unter  deren  Kontrolle  stellte  and  dadurch  die  Konkarrenz- 
regulierung aaf  einen  gröfseren  Pcrsonenkreis  verteilte^  Die 
Voraussetzung  dazu  bildeten  kleine  Verhältnisse,  in  denen  ein 
e  nergisches  Standesbewuliits^n  des  Kaufraannsstandes  «^e^^eniiber 
drill  IT.indworker  sich  nicht  ausgebildet  hatte,  in  denen  nicht 
von  vorniHTein  grofs«  s .  <  i.iie  Gegensiltze  die  Bil(hm;,'  einer  ein- 
heithchen  Korporation  unmöglich  machten  ^ ;  man  konnte  zweitens 
die  Zulassung  zur  gratia  von  der  Genehmigung  der  Gilde  ab- 
hlingig  maehen;  man  konnte  den  Kampf  am  &e  allgemeine  gratia 
ak  aoBsicfatslos  au%eben,  um  mit  um  so  gröfserer  Energie  und 
He^keil  das  Monopol  einträglichen  Verkaufes  in  einem  be- 
stimmten Artikel  als  «ein  Privileg  p^eltend  zu  nia  lien.  An  vielen 
Orten  endlicl)  mochte  Handel  und  Handwerk  auch  hier  in  Deutsch- 
land von  vomhrrein  eine  parallele  Entwiekhm;;  zeigen.  Kauf- 
leute  uiui  Handwerker  zu  getrennten  Genossjense hatten  isieh  ver- 
einigen :  in  Halberstadt  scheint  die  Innung  der  Schuster  lion 
frtih  den  mouopoliätischen  Verkaut  ilaer  Produkte  «ich  gesichert 
au  haben'. 

'  Von  gröfseren  Stadien  läfst  sieh,  so  viel  ich  sehe,  auf  dem  Kon- 
tinent nur  in  (Groningen  eine  Voreiniguiip  der  gesamten  handeltreibenden 
BUrgersehaft  in  einer  grof-en  Genr»fp*»n«cbaft  nachweisen.  Hier  bildet  die 
günstige  Liifje  der  Stadt  als  Cent)  i  i  des  Ilüiiilelsverkehrs  in  ganz  Fries- 
laiid.  (lii^^  Stapelrcc'lit.  das  ?irh  ;ni  ilie^c  ^jünstige  Position  knüiiflo  umi  in 
der  ßestätiguiitf  durch  die  mächtige  iiausa  seine  sichere  Stütze  laud,  iu 
der  That  for  «le  Kreise  der  Bevölkerung  die  Bsais  ihrer  wirtschmltlichen 
E.\is»tenz;  ein  (iegensatz  dev  pr  .iluktlven  und  der  verteilenden  Kräfte  im 
wiclitipFtrn  Krwr>rh^7woifrr  ilcr  Stadt  konnte  sich  hier  nicht  lierausbilden, 
da  hier  die  llrauei  «  i  <Ut  l  ucluDduBtrie  mindestens  die  Wage  hielt.  Und 


auch  dann  no«  li  für  alle  Krels<"  dci  <>lkerung  ihre  Gclfung  heluiltt^n, 
abätch  iimethaib  derselben  die  einzeiutn  Gewerbe  iu  besonderen  Genossen- 
adtnften  organisiert  und  das  Monopol  emmgen  hatten.  Einige  treffUche 

^nicrkungcn  über  die  Verschiedenheit  der  Gilden  in  Deut.-^chLmd  hei 
Liesegang,  Rees  S.         Fors»'hg.  zur  preufs.  Gesch.  III  '..Mi.  u.  ft'. 

'  Ich  glaube,  dal^  dies  die  älteste  Handwerkerluuiiug  ist,  die  sich 
mit  Inniger  Kieherlieit  historiaeh  nachweisen  lUfst;  denn  wenn  auch  tm 
aÜfrerincineTi  auf  die  Au-sdrückr  ..iutk  nraU»T  Zcif  etc.  in  mittelaltcrliclK^n 
Urkunden  nichts  zu  geben  ist,  so  konnten  die  Ualberstädter  Schuster  dem 
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Aber  daran  mul's  man  vor  allem  iV'sthalten,  dafs  daneben 
der  («rundsatz  mittolalteriiclHT  SUidtwirLschat'tspoliiik ,  dtn  lo- 
kalen Markt  zu  beherrschen,  auch  in  Deutschland  von  den 
Kaut'mannsgilden  ener*;i.sch  vertochlen  wurde,  dal's  neben  dem 
Gegensatz  gegen  die  Konkurrenz  innerhalb  der  eigenen  Stadt 
aacn  die  Ab^ldielaung  gegen  fremde  Httndler  die  Politik  der 
Kaufimannsgilden  von  Anfang  an  beherrscht  hat^. 

Darf  ich  die  Verschiedenheit  der  nationalen  Ekitwii^iing 
unter  diesem  Gesichtspunkte  auf  einen  kurzen  Ausdruck  bringen, 
ao  m()chte  ich  sagen,  dafs  in  Frankreich  der  Handwerkerstand 
erst  zu  spät  emporkam,  stets  in  zu  grofser  Abhängigkeit  von  der 
öffentlichen  Gewalt  blieb,  um  den  Kaufleuten  gefährlich  werden 
BU  können,  dafs  hier  die  Konkurrenz  der  kaufmännischen  Ele- 
mente in  den  verschiedenem  Städten  der  wirtschaftlichen  Knt- 
wicklung  seit  dem  elften  Jahrhundert  ihr  eigentlich  charakteri- 
stisches Gepräge  gab;  dafs  in  Enuland  —  und  in  dieser  Hinsicht 
zeigen  einige  niederdeutsche  Kleinstädte  ein  ähnliches  Bild  — 
ein  scharfer  socialer  und  Avirtschafdicher  Gegensatz  nie  bestand, 
dafs  dort  der  stadtwirtschaithche  Egoismus  stark  genug  war,  die 
Reibungen  und  Zwistigkeiten ,  die  innerhalb  der  Stadt  zwischen 
den  Interessen  des  Handels  und  denen  des  Handwerkes  entstehen 
konnten,  niederzukämpfen  durch  das  Geftüü  solidarischen  Gregen- 
satzes  gegen  fremde  Händler  und  EUmdwerker;  dafs  in  den 
meisten  deutschen  Städten  dagegen  zwar  auch  die  Abgeschlossen- 
heit  des  städtischen  Wirtschaftsgebietes  als  Grundsatz  aller  Stadt- 
politik und  auch  der  (lildepolitik  galt;  dafs  aber  daneben  inner- 
halb der  Städte  selbst  Reibungen  und  Gegensätze  der  verschie- 
denen wirtschaftlichen  Kräfte  sich  herausbildeten,  die  zu  Macht- 
kämpfen sich  aus  wuchsen  und  das  innere  Leben  der  deutschen 
Städte  während  des  ganzen  Mittelalters  beherrschten;  dafs  end- 
lich in  Flandern  und  Schottland  die  Entwicklung  anfangs  der 
englischen  glich,  dats  dann  aber  innerhalb  der  Gilde  sich  sociale 
Zersetzungen  vollzoi^^en ,  die  den  Gegens^itz  der  produktiven  und 
der  verteilenden  Wirtschaftskräfte  wie  in  Ücutachland  zu  heiligen 
Kämpfen  fuhren  liefsen. 

Aus  dieser  Verschiedenheit  der  socialen  Zusammenaeteung, 
der  Stellune  im  Wirtschaftsorganiamoi  der  Gesamtstadt  eisebai 
sich  nun  die  verschiedenen  privatwirtschaftlichen  Ziele  und  Be- 
strebungen der  GKlde  ganz  von  selbst. 

Betrachten  wir  zunächst  die  Veriiältnisse,  wie  sie  ihre  typiaohe 

Bischof  doch  die  Privilegien  seiner  Amterorgftoffer  zar  Bestätigung  vor- 
lagen. Ob  die  nc^otiatores  der  ersten  Halberstäoter  Urkunden  schon  eine 
Korporation  gebilnet,  wird  sich  mit  Bestimmtheit  nicht  entscheiden  lassen: 
jedenfalls  glaube  ich,  dafs  sie  nicht  identisch  mit  den  cives  t'urenses  (Halb. 
Ukb.  Nr.  IV),  deren  Privilegien  nach  ganz  anderer  RichtunjK  geben. 

*  Daher  z.  B.  das  Verbot  des  Wandschnittes  (aufser  m  S^ngpbnath} 
an  die,  vor  der  >rauer  der  eigentlichen  Stadt  gelegene  neoe  „Damm- 
Stadt''  Uildesheim.   üans.  Ukb.  i,  Nr.  12(H>. 
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Auspräg  im;:;'  in  den  eng-lischen  Städten  gefunden  haben,  so  richtet 


•b  offizielle  Vertreterin  tM^udbet  WirtociuifWpoUtik  nigleich 
nach  swei  Seiten.  Sie  icauft  daa  Rohmaterial  im  groiaen,  um  es 

an  die  Handwerker  innerhalb  und  aufserhalb  der  Uilde  zu  flber^ 
mitteln;  aie  Termittelt  den  Verkauf  des  fertigen  Fabrikats  an  die 
Konsumenten,  an  das  kaufende  Publikum,  oder  der  Halbfabrikate 
an  Handwerker  zu  weitor^^r  Verarbeitung.  Oer  Handwerker  also, 
der  der  Gilde  nicht  an^ciiörte,  war  einerseits  gezwungen,  das 
Rohmaterial  zu  den  von  der  (tÜiIc  festgesetzten  Preisen  oder  auf 
dem  Markt  zu  einem  Preise  eiuzukaut'en,  der  um  den  iietrag  des 
ZoUer  denjenigen,  den  die  Qildemitglieder  zahlten,  überstieg,  — 
denn  diese  waren  ja  meist  vom  ZoU  befreit  Er  hatte  andereneits 
—  mit  Ausnahme  der  freien  liarkttage  —  nicht  die  M(SgIidikeit» 
seine  Fabrikate  direkt  an  das  Publikum  abzusetzen,  sondern 
mufste  sich  dazu  der  Vermittelung  der  Gilde  bedienen,  und  wo 
fem  die  öflPentliche  Gewalt  nh'ht  m  «einem  Interesse  eintrat,  sich 
ihren  Bedingimi;en  und  h.iuti<j  aiu  ii  ifiren  l'rcisen  unterwerfen. 

Für  den  Landmann  hatte  die  Gildeorganisation  als  solche 
nur  insofern  eine  Bedeutung,  als  sie  eines  der  verwaltenden  und 
ausiUhrenden  Organe  der  stadtwirtschaftlichen  Politik  gegenüber 
don  liuide  war;  ihm  konnte  es  ^eichgültig  sein,  ob  er  —  wie 
k  En^nd  —  durch  die  genossenscluifyicfae  Oi|;anisation  der 
Gilde  oder  wie  in  Deutschland  —  durch  die  herrschaftlichen 
Anordoongen  des  Rates  benachteiligt  wurde* 

Von  einer  EinsehrUnkung  des  Landmannes  im  Verkauf  seiner 
Produkte  dureh  die  Gilde  ist  in  Deutscliland  wenig  zu  tinden ; 
hier  hat  von  vornherein  der  K4it,  als  der  eigentliche  Verfechter 
Stadt  wirtschaftlicher  Tendenzen,  die  Frihrung  übernommen. 

Wenn  in  Göttingen  den  »tadtischen  Krämern  der  Verkauf 
gewisser  landwirtschaflHcher  Produkte  yorbehalten  ist,  so  ver- 
danken me  das  nicht  den  besonderen  Vorrechten,  die  die  Gilde 
ceniefst,  ~  aucli  die  Krämer,  die  nicht  in  der  Gilde  sind,  haben 
die  gleichen  Rechte  —  sondern  ihrem  Beruf  als  Krämer  und 
der  arbeitsteiligen  Organisation  der  Handelszweige,  die  durch 
einen  Schied  des  Rates  in  der  Stadt  eingeftihrt  ist^ 

Um  so  stärker  fli'^'PK«'^!  tritt  —  es  fifingt  das  aufs  engste  mit 
den  oben  angeführten  Momenten  ihrer  socialen  Zusammensetzuns: 
BUsammen  —  die  monopolistische  Tendenz  der  Gilde  im  Verkaut 
Kewiaser  Industrieprodukte  hervor.  Sie  beansprucht  als  ihr  Recht 
den  eigentUdben  Iletallhandel,  d.  h.  den  Handel,  der  die  Waren 
dn^t  an  daa  konsumierende  Publikum  umsetat  Aber  während 
sieb  in  England  dies  Monopol  der  Gilde  fast  stets  auf  eine  ganze 
Anzahl  von  Waren,  oft  aui'  fittt  alle  Handelsartikel  des  tägOchen 
Verkehres  erstreckt,  sind  die  meisten  Gilden  in  den  nieder- 
deutschen und  in  vielen  flandrischen  Städten  nur  eine  Vereinigung 


>  Vpl.  oben  Kap.  II  §  9. 
Fors<-bnng*B  (62}  III  2.  -  boren,  liaufnuuitufildM.  12 


die  Gilde  hier  ilire  wirtschaftlich 
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der  grofscn  Tuchkauf  leutc.  Der  Gewandschnitt,  der  Detailhandel 
mit  Leinwand  im<1  Wollentudi ,  ist  das  einzige  rrivilotr.  da»  m 
gcf:eni\b(T  den  Handwerkern,  Ott  g-oi/j-nübt-r  dt-r  ganzen  IVpvftlke- 
ruDg  als  ilir  Monopo!  in  Ansprurli  nehmen.  Daher  werden  mer- 
catores  und  pannicidae  so  oit  in  den  Urkundf^n  nicderdeutacher 
Städte  als  gleichbedeutende  Ausdrücke  golir  uKiit.  daher  bild^ 
sie  das  eigentliche  kauiiaiinnische  Patriziat  in  vielen  Stedten. 

Der  Tuchhandel  stand  eben  auf  der  ganzen  Linie  der  nie»ler- 
deutBcfafio  OUdettädte,  von  West&kn  bb  luieh  Sdilesien  und 
F^ulBen,  ▼on  Dortmund  bis  nach  Bradau  und  i>aong  im  Mittei- 
punkt  des  Handelslebens  der  Städte^  und  während  WUT  im  ttfari^eo 
von  Verkaoftbeschränkungen  der  Handweiker  im  allgemraen 
nur  wenig  wissen  —  die  Kriimer  Ii  tk^  'Iten  meist  mit  Urprodukten 
oder  Importartikebi,  —  haben  die  Weber  fa^t  überall  einen  ei  - 
bitterten  Kampf  um  Aufnalime  in  die  Gilde  oder  um  die  He* 
reehtigung  zum  DetiiUiandel ,  auch  ohne  zur  Gilde  zu  gehören, 
führen  mtlssen.  Ja ,  in  einzelnen  Städten  sind  die  Weber  selbst 
gegenüber  den  anderen  Bürgern  im  Gewandseimitt  noch  bt-nncli- 
teiligt,  wie  z,  B.  in  Deventer*  den  Bürgern,  die  nicht  in  der 
Gilde  sind,  der  J  )et'iilhantlel  mit  einer  Reihe  minderwertiger  Tuche 
erlaubt,  den  Webern  dagegen  nur  der  Engroshandel  gestattet  ist. 
Die  W  eber  sind  oft  nicht  viel  anders  als  in  der  Art  moder- 
ner Hausindustrie  arbeitende,  auf  Bestellung  der  Gilde  produzie- 
rende Lohnarbdter ;  an  die  Stelle  einer  Konkurrensrttalientng 
ist  geradezn  eine  Produktionsregulierung  durcb  die  Gilde  ge- 
treten*. 


'  Hans.  Ukb.  I  V^Hj.^    In  Stendal  zalilen  die  Weber  doppeltes  Ein- 
trittageld,  in  Mecbeln  für  l'^bertr«  tung  der  (iildeprivilej;ien  dnppf  ltt!  Strafe. 

*  Ain  deutiicbsteu  tritt  diee  iu  eiuer  ganzen  Aiu^l  tlaiidnscher  and 
hollfindifieber  StiSdte  hervor.  Durch  ein  Statat  der  Middeiborger  GUde 
wird  jeder  bestraft,  quicumque  vloccatoe  paDDos  fieri  fecerit  In  Lewis 
geben  l'24>^  «l^r  villicus.  scftbini.  decani,  cetorirjue  fratre*-  irtihi'^  de  Lewis 
den  Meistern  und  Knechten  der  Weber  genaue  N'orscbrifteu  über  den  Lohu, 
de«  sie  tflr  jedes  Stück  Tuch  sn  fordern  hStten  (Wantere  preuvee  S.  ^ßo); 
und  ähnlich  ci  lassen  in  Hrüssel  di  scepenen,  die  guldekene,  die  achte  van 
der  gülden  endo  pemeinlikc  der  rart  van  der  stnt  vr\n  Bruessel.  ein  Statut 
über  die  .Weber,  die  dort  ailerdiiigs  nicht  in  öoiclier  AbhUngigkcit  von 
der  Gilde  stehen  (di  meisters  seien  die  lakene  di  hen  thnes  te  maken 
eomen  doen  eerden  ende  maken  den  gheenen  die  sy  wllleni.  Dem  Amt 
van  den  vold^rf*.  Meißteni  lui'l  Knappen  wird  verböten,  Versammlungen 
ZU  halten  sonder  der  gülden  knapo.  -  Vgl.  auch  Hegel  S-20öjOf.  u.212 
Anm.  4  für  Meehela:  Statuimus  in8U|>er,  qa<M  enstodes  (se.  der  Tuchhindler«- 
gilde)  qui  dicuntar  wardeera  prefi&te  golde  cnstodiant  et  precaveant,  quod 
aicitur  warderen,  omnp»  sfantes  ad  pre$>8oria  Mechlinien'*!?) ;  mIhiücIi  in 
Lü wen  ibid.  p.  2iMÜ.;  in  St.  Trend  hat  der  Hansegraf,  coine«>  uiercatoruui, 
der  hier  Vorsteher  der  Kaufinann^f^^ilde  ist,  die  Anfmeht  Aber  daa  Tocb* 
gewerbe  (regere  et  corrigero  officium  drapparie)  zusamrnoi'.  mit  adit  ftni- 
münnen),  ännlieh  wie  Ppüter  in  Valenriennes.  Hegel  II  222 ff.  —  Th^ 
bekannte  Cokerulle  in  \  pem  12^1  ist  im  wesentlichen  hervorgerufen  in- 
folge wirtschaftlieher  Vergewaltigung  der  Weher  durch  die  ^nUKH  Tuch^ 
kaufleute  (Pi renne,  bist,  de  Oinant  p.  37);  in  Huy  erhoben  sich  die 
gegen  die  conservatores  drapanae  (ibid.  Anm.  2).    HMofig  ist  diese  Ab« 
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Für  die  Weber  handelte  es  sich  also  nicht  nur,  wie  für  die 
iibrif^en  Handwerker,  um  sociale  Anerkennung  und  Oleichberech- 
tif^m^j.  iifii  politisclies  Recht  und  politisiho  >!aclit,  fiir  sie  stand 
ein  Faktor  ihrer  wirtschaftlichen  Existenz  auf  dem  Spiel,  der 
spekulative  Verkauf  der  eigenen  Ware,  der  allein  den  Antrieb 
£ur  grtflstmöglicheii  Anstrengung  aller  Kräfte  giebt  So  lange 
die  Gnlde  die  Ph)diiktioiin«gali6niQg  im  Tuchgnclillft  dnroli  & 
BelNRschuD^  des  Detailverkaafes  in  ihrer  Hisad  lütte,  so  lange 
wie  in  Göttinnen  die  Weber  selbst  auf  fremden  Märkten  und 
Messen  sich  der  Vermittelung  der  Qilde  bedienen  mufsten,  so 
lange  sahen  sie  sich  auch  in  der  freien  Ausübung  ihres  Hand- 
workcs  auf  das  drückendste  behindert  und  die  Lust  zu  emsiger 
Arbeit  nioclitt'  ilmen  wohl  verloren  gehen  \  Und  von  diesem 
Gesichtspunkte  aus  konnte  es  auch  wenig  nützen ,  wenn  ihnen 
der  Eintritt  in  die  Gilde  zwar  geöffiiet,  aber  von  den  Eintreten- 
den in  dnieni  Falle  der  VetiSht  auf  das  Handwerk  gefordert 
wurde.  Es  bändelte  eioh  dann  fthr  die  Einaelnen,  die  kapital- 
kiifiig  genug  waren,  nm  das  hohe  Eintrittageld  zu  erschwingen, 
am  einen  Übertritt  aus  einer  Schicht  der  stutiachen  QeaeUscIiaft 
in  die  andere:  dem  Handwerk  als  aokshem  war  damit  wenig  ge- 
holfen ^. 

Dazu  aber  kam  dann  noch  ein  anderes  Die  reichen  Tuch- 
hflndler  verdankten  ihren  Keiclitum  zum  grofsen  Teil  dem  Import- 
und  Exporthandel,  dem  Warenaustausch  zwischen  \N  est  und  Ost, 
der  Einfuhr  der  berühmten  flandrischen  Fabrikate  und  ihrer 
Weiterfilhrung  nadi  den  Gebieten  OatSi^  von  ESbe  und  Oder. 
So  warfen  sie  eine  Menge  Ton  fremden  fUrikaten  auf  den  Markt 

hängigkeit  der  Weber  von  den  TuclikautTeuten  nicht  mir  Vi>\ßv  der  durch 
das  Gilderecht  der  Gewandachaeider  bedingten  wirtechalt liehen  \' erhält- 
nisBe,  sondern  bflstimmter,  OffentKeh  •rechtlicher  Sonderrerldhonffen.  VgL 
nnt»'n  §  3.  —  Wieweit  die  Weber  daneben  auch  auf  freie  BesteUung 
seitens  der  Kunden  arbeiteten,  die  dann  oft  den  Robatofi'  lieferten,  darilber 
wissen  wir  im  einzelnen  wenig.  Jedenfalls  aber  war  ihnen  eine  rein  spf9> 
kulative  Fabrikation  unmöglich  gemacht.  Wenn  in  Qöttin^n  die  Gilde 
den  Korsenwerchten  Artikel  giobt.  .so  ist  das  nicht,  wie  Nitzsch  meint, 
eine  Folge  der  ehemaligen  Zugehörigkeit  der  Kürschner  zur  Gilde,  son- 
dern d«e  thttolehUeheD  wirtaebaMiehen  AbhingigkeitmrhlUtniBiet,  in  dem 
diese  Handwerker  zur  Gilde  standen. 

'  (ianz  besonders  interessant  iat  in  dieser  Beztebuna  die  Geschichte 
der  Gilde  in  lirüssel.  Nach  einem  heftigen  Aufstande  der  Zünfte  gegen 
die  Geschlechter  kommt  es  im  Jahre  13«34  zu  einem  Schied  zu  Gunsten 
der  siegreichen  Aristokratie.  Die  <Jildp  erhält  das  Hecht,  Meth  und  Waid 
zu  meaaen,  Soda,  Alaun,  Brasilieuholz ,  Wolle,  Getreide,  Butter  zu  ver- 
luMifeB  und  VerordnoBgen  Aber  ^e  gesamte  Tnchfabrikation  su  erlassen. 
Scharlach  und  Samlottldeider  zu  verfertigen,  iat  ihr  Privileg,  alter  die 
Fabrikation  iiiler  anderen  Stotle  ist  ihr  verboten  und  der  Import  von 
Wolle  aus  England  und  anderswoher  steht  allen  frei.  (Henne  XL  Wen* 
ters,  bist,  de  i^ruxelles  p.  ^5). 

*  So  wurde  z.  B.  in  Neiinippin  (Riedel,  cod.  dipl  Hrandenburcr  I 
4%  28^)  an  einige  Weber  ^quibusdam  nostris  civibus  de  opcre  texturuui) 
miter  gewlaen  Beeefailiiikungen  die  Erlanbnie  som  Qewandeehidtt  ver- 
Kefaen:  ei«  hieCieii  dum  twtoiea  paimicidae. 
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\md  die  einhcirm'sche  Produktion  Imtte  dadurch  stets  um  so  mehr 
zu  leid«^n  ,  je  mehr  sie  selbst  die  Fabrikation  feinerer  Stoffe,  die 
das  ei^jjintliche  Objekt  dos  (^rofshandpls  von  Flandern  her  bil- 
deten ,  betrieb.  Mochten  daher  auch  die  Weber  in  manchen 
»Städten  den  1  )etailverkauf  der  sclbstfabrizierten  Ware  als  ihr 
Recht  sich  erringen,  so  blieb  den  Kaufleuten  immer  nocli  Macht 

fenug,  um  politisch  und  social  den  Webern  wie  den  übrigen 
[andwerkern  gegenüber  eine  mehr  oder  minder  abgeschlossene 
aristokratiacbe  StandesorganiaatloD  su  bilden;  nur  d«(s  «ie  d«in 
diese  Vonfige  nicht  mehr  eigentlicb  ihrer  genoisenschaftiichen  Or- 
ganisation in  der  Gilde  mit  den  Vorrechten ,  die  gerade  diese 
mnen  zu  Teil  werden  lief's,  zu  verdanken  hatten  ^ 

Keben  dem  Tuchhandel  ist  es  auf  dem  Kontinent  eigentlich 
nnr  noch  der  Weinhandel-,  seltener  noch  die  Bierbrauerei,  ilie 
wir  hiUifiger  als  monopolistisches  Vorrecht  der  Kaufmannsplden 
erwähnt  finden;  doch  i^t  ^t^md*'  die  Ausi!})nnL':  und  Durchtlihrung 
dieser  Monopolrechte  seltener  zum  Stutzpunkt  iiirer  wirtschatV 
liehen  Macht  geworden.  Indem  die  üildekaiifli üt^^  selbst  auf 
die  Ausiibun^  der8tll)en  verzichteten,  überlielsen  sie  es  jedem, 
der  ihnen  eint'  l)e.stiiiimte  Abgalic  daiVir  zahlte;  sie  gin.2:en  über 
zur  rein  geld\viri;ichatilichen ,  kapilaiibtiüchen  Verwertung  ihrer 
wirtschaftlichen  Privilegien, 

Wir  haben  gesehen,  wie  in  Paris  und  Köln  die  Wdnhrüder- 
Schäften  Genossenschaften  aller  derjenigen  sind,  die  auf  diese 
Weise  das  Recht  des  Weinsap&  von  der  Gilde  erworben  haben. 

Überhaupt  darf  man  es,  wenigstens  fiir  die  gröfseren  Städte, 
als  einen  typi  ichen  Zug  der  Entwickelung  bezeichnen ,  da*s  die 
eigentlich  wirtschaftlichen,  auf  Förderung  und  Ordnung  eines 
einträglichen  Handels  geriehtoton  Ziele  der  Kaufmannsgilde,  ihre 
Tendenz,  den  TT.mdel  durch  Monopole  zu  beherrschen,  im  Laufe 
der  Zeit  nu  fir  und  nieiir  znrtiektritt  vor  dem  8treben ,  im  ge- 
samten ülicntiiclien  Lehen  der  .Stadt  die  erste  ßoUe  zu  spieleD, 
das  Heft  in  die  Hände  zu  bekommen. 

'  Die  Gescliichte  der  nieder«] eutsehen  Gowandschneidergilden  ist  im 

einzelnen  noch  immfr  nicht  nufu^cklärt  f>ie  Schwierigkeit  li»';_'t  anch 
hier  vor  ailem  darin,  dafs*  wir  aus  dov  iiitesten  Zeit  so  wenig  Urkunden 
besitzen.  Aut'  kolonialem  Boden,  wo  Freilieit  der  gesamten  Stadtbevölke- 
rung taflt  nbcrall  von  vornherein  gegelien  war,  wo  mit  der  StftdtegrfindttOf 
die  Handwerker  isotVnT  (1<t  Hörigkeit  entwuchsen,  inoclitcn  wohl  anfanp? 
80  lange  schai-fc  sociale  Ciegensätze  noch  nicht  sich  herausgebildet  hatten, 
die  Weber  hier  und  da  freien  (iewundtchnitt  haben  oder  mit  den  üe- 
wandseluieidem  und  Katiflenten  in  einer  Gilde  Tereinigt  sein ;  maucbnal 
—  wie  z.  11.  in  Perl«  ^e^^  haben  sich  dann  wohl  aucii  die  Weber  vor 
den  Gewandschneidern  korporativ  organisiert,  im  allgemeinen  aber  be- 
herrscht, soweit  wir  auf  urkundlich  gesichertem  Boden  stehen,  ein  scharfer 
Gegensatz  der  Gewandschneiderkautleufe  und  der  Weber  das  wirtschaft- 
liche und  sociale  Leben  vv  nllem  der  märkischen  i^tädte.  Weitere  Aaf- 
kläruni^en  dürfen  wir  von  den  angekündigten  ferneren  Jfajnzelforachangcn 
Liese  gang  8  über  märkische  Städte  erwarten. 

^  Z.  B.  in  Utrecht.  Vgl.  Hegel  II  2Wff.;  die  dortige  Giid«  lolieiiit 
Weinhandel  und  GewandBchnitt  getriebeD  ao  haben,  ibid.  p.  297. 
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Dazu  aber  bedurfte  sie  vor  allem  der  einlieitliclieii  socialen 
Grundlage;  wir  sehen  ;L;erade  um  diese  Zeit  in  den  flandrisclien 
und  acbottiachen  Gesamtgilden,  ja  sogar  in  vielen  Gilden  der 
OMdetdeatiefaeii  Klfllasfesate  maimig&die  soeiale  Sofaiebmigea 
ttcfa  ▼oUneheD,  deren  Resultat  dann  hat  ttberali  ein  Auascheiden 
der  plebejtsehen  Elemente,  ein  aristokratischer  Abschlufs  der  in 
der  Gilde  zurückbleibenden  Gro&kaufleute  gewesen  ist.  Dafs 
in  England  sich  derartige  sociale  Impulse  innerbalb  der  Gilde 
kaum  bemerkbar  machen,  kann  nicht  Wunder  nehmen.  Auch 
wenn  keine  starke  königliche  Gewalt  sociale  Reibungen  inner- 
halb der  Stiidte  hätte  niederkämpfen  können,  der  energische,  in 
der  Gilde  ausgeprägte  Stadl  wirtschaftliche  F^oismus  war,  wie  wir 
sahen,  stark  genug .  alle  Rcibungi  n  und  Zwisiigkeitcn  zu  über- 
winden. Eine  Unibildung  der  Gilde  /Air  eigentlichen  Behörden- 
organisaiion  war  dort  unniöghch  und  unnötig.  Von  Anfang  an 
war  die  (lüde  hier  Organ  der  städtischen  Wirtscliaftspolitik ;  sie 
bildete  nur  den  grofsen  Rahmen,  innerhalb  dessen  die  wirtüchat^- 
liehen  Interessen  der  gesamten  handeltreibenden  Bürgerschaft 
durch  genossenschaftliche  Regelung  ihre  Befriedigung  fiuiden. 
Eben  wdl  aber  ein  starkes  monarchisches  Regiment  Uber  dem 
Gänsen  waltete  und  auch  die  einseinen  halbautonomen  Sonder- 
bOdungen  seinen  Zwecken  einordnete,  eben  deshalb  mochte  die 
ADtetlnahme  an  der  politischen  Macht  iür  die  unteren,  aufserhalb  der 
Gilde  stehenden  KUssen  nicht  als  wirtschaftliche  Existenzbedingung 
encheinen. 

Gerade  darin  scheint  mir  aber  der  Hauptgrund  dafllr 
zu  liegen,  dafs  in  Schottland  die  Entwickelung  notwendigerweise 
einen  anderen  Verlauf  nehmen  mulste.  Dort,  in  England^  poli- 
tiselie  Qjütralisation  und  wirtschat'tliche  1  )ecentralidation ,  eine 
einheitliche  Verwaltung,  die  aber  der  einzelnen  Stadt  fast  gänz- 
liche Freiheit  in  der  Durchführung  ihrer  wirtschaftlich- egoibtischen 
Ziele  liefe;  hier,  in  Schottland,  neben  den  poUtischen  CentraUsa- 
tionsversttchen  auch  eine  einheitliche  Gesetzgebung  in  wirtschaft- 
Ucheii  Dingen,  die  den  stadtwirtschaldichen  Egoismus  nie  su 
solcher  Energie  kommen  lieis,  um  die  sosialen  SiNUtungen  in  den 
einzelnen  Städten  zu  überwinden^.  Es  sind  rein  sociale  Impulse 
neljen  wirtschaftlichen  Bestrebungen,  die  hier  diese  Reibungen 
herbeiführen. 

Während  einerseits  oft  dem  Handwerk  der  freie  Einkauf 
seines  h'ohmaterials  sowie  der  freie  Verkauf  seiner  Produkte  ver- 
boten wird-,  tritt  der  sociale  Abschlufs  der  Gilde  als  aristokra- 
tischer Korporation  mit  standesgemälsen  l^eigungeu  und  Beschäf- 

'  Schon  uuter  Wilhelm  dem  Löwen  (1160-1211)  findet  sich  ein  Ge- 
•ets  für  alle  Kanfleate:  quod  meKatores  regni  habeant  gttdam  suam  mer- 
catoriani  et  ita  gaudeant  in  pacc  cum  übfrtate  emeiuii  ot  vendondi  ubique 
intra  limite?*  libertatum  burgurum.  Grofa  l  2U7.  Dafs  es  in  Schottland 
in  GegvuäAlz  zu  England  häufig  zu  Städtebündnisscu  kam,  mag  auch 
dtmit  zasammen  hängen. 

*  GroTs  1  215,  bes.  Anm.  1. 
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tigUDjLTC'n  flcutHch  in  r  Statut  iriscIioTi  Hestimmuag  für  alle 
scliottisehcn  GiW<'n  hervor,  dafs  tler  iiiindwerkcT,  will  er  Oilden- 
niiigliet]  sein,  sein  Handwerk  zwar  nicht  nietlei-legen  muis,  aber 
nur  mehr  durch  seine  Kneclite  ausubdi  hussen  darf^ 

Es  ist  ein  Entwickeln 1 1 gsprozels .  dar  notwendig  zu  einer 
inneren  Zersetzung  der  Gilde  führen  mufste. 

Am  deutlichsten  lassen  sich  die  Spuren  eines  solchen  soci- 
alen Gtthrungsprosesses  iimerhalb  der  Oilde  —  sieht  mao  von 
den  mederaflCDsischen  Kleinstttdten  ab,  in  denen  NitBSch  den 
Vorgang  ausfUbrUch  geschildert  hat  —  in  einigen  holländischen 
und  flandrischen  Städten  verfolgen.  An  dem  Beispiel  von  St. 
Omer  versnchte  ich  m  «eigen,  wie  dort  schon  veroaltnismärsig 
früh  entsprechend  der  voigeschrittenen  Entwickelung  der  Stadt 
sich  innernalb  der  Gilde  soicale  Gegensätze  Inldefen,  die  die  Ge- 
nossonsrhaft  in  dem  bewerten  politischen  Leben  der  Stadt  von 
innen  auseinandersprengten.  Eine  h  infmzaristokratie,  die,  in  der 
Hansf  vfrciiiiü^t,  den  Grolbhandel  monopolisiert,  tritt  dem  in 
Zünften  organisierten  Handwerk  scharf  gegenüber  und  schlielät 
sich  schroff  gegen  dasselbe  ab. 

In  einem  Statut,  das  sich  die  Gilde  von  Middelburg  im 
Jahre  1271  bestätigen  läfat,  sehen  wir  gleichsam  die  Anstrengungen 
vor  uns,  die  die  Gilde  machte,  am  sich  eine  einhdtKche  aristo- 
kratische Grundlage  zii  geben,  alle  sttfrenden,  plebejischen  Ele- 
mente ans  ihrer  Mitte  zu  entfernen.  Da  werden  nicht  nor  im 
allgem^eD  alle  mechanischen  Rnnstfertigkeiten  von  der  Gilde 
ausgeschlossen,  sondern  auch  gewisse  niedere  kaufmännische  Kie- 
mente, alle  die  Krämer  und  Höker,  jeder,  der  mit  alten  Klei- 
dern ex  oonsuctudine  handelt;  von  den  Brauern  nur  die,  die 
nicht  brauen  lassen,  sondern  selbst  brauen  etc.  Es  ist  ein 
Dokument,  das  uns  einen  Einblick  in  dit-  Fülle  städtischen 
Wirtschaftslebens  der  damaligen  Zeit  thun  iäÜit  wie  kaum  ein 
anderes  ^. 

I  Nullus  tinctor  vd  camifox  vel  sutor  potest  esse  in  gUda  merea» 
toria  nisi  ahiaret  ÜMsre  officiom  saiun  tnasia  propria  sed  psr  servientes 

8U06  sab  sc. 

^  Abgedruckt  Ilaij».  Ukb.  I  Nr.  694:  In  hac  er^o  duüub  earum  a.r- 
tinin,  que  meehaniee  dicantar,  esse  ooneeditnr  officinlb«  ut  Bant  folto, 

sutor  cnu'iatornm,  pellifrx.  tinctor,  tc.xtor,  fabrr,  carpcntariup.  piscium  i-ar- 
iiiiiinqii«'  vonditor  vel  ilh-  (|tn  pisces  sive  carne.^  assat  vel  coquit  veuales: 
ilU  etiam  um  caäeuut,  biityruiti,  adipem  vel  ungueut^m  aut  scpcm  vel 
hÜB  similia  venalia  haben  r.  ab  hac  firatemitate  rRmoTeDttir,  mercatnr  etiam, 
qui  vulgo  mercenarius  dicitur,  sartor  vel  putor  vestiuin,  cnndiictivus  hm- 
xator,  qtii  in  propria  persona  braxnt  vel  proprio  coUo  in  domutn  suain 
Tel  ex  ea  aquam  portavit,  auriga,  uauta  qui  scutemau  dicitur,  vonditor 
veteram  Yeanom  ex  consuetudine,  percussor  laue,  caldariomm  corapoMtor 
vel  emendatnr  simili  modo  ri  dicta  fraternitate  exclmhintur.  Qiiicumque 
eciam  huic  confratemitati  adiungere  ee  voluerit  nec  gpoelen  ncc  sceren 
debet  nec  barbam  aUcuins  pro  prctio  ut  barbitoosor  coiiductivu^  rädere. 
Nullas  edam  mercatomin  confraternitatts  debet  oareB  iaferitis  quam  ad 
instnimentum,  quod  scamnum  mali  dicitur,  frangere  nec  eciatn  proprio 
coUo  iigna  ad  sepem  baiutarej  uuUus  quoque  ex  dictis  tratribos  debet 
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Vielleicht  iat  in  Köln  der  Vorgang  ein  ähnlicher  gewesen; 
uns  manpelt  die  geschichtlit  he  Kunde.  In  den  meisten  Fällen 
aber  fand  sich  die  abge.sclilossene  Handelsaristokratie  nun  nach 
diesem  ümeoneo  Bemigungspioaefo  auf  derMlben  Stufe,  die  die 
hmaXimekm  GroAkaafinaiinsc^en,  wie  wir  oben  sahen,  too  An- 
fang an  eingenommen  hatten.  Der  Übergang  zsur  öffentlich-recht- 
lichen Behördenomnisation  war  dann  oft  nur  eine  Frage  der  Zeit 

Die  weitere  Entwickelung  kann  uns  hier  nicht  b^chäftigen ; 
sie  gehört  ganz  der  soeiMlen  und  politischen  Geschichte  der  Stadt 
im  allgeraeint-n,  nicht  der  (  ienossensehaft  als  solcher  an.  Sociale 
Klassenverschiebungen ,  das  Verschmelzen  niedersinkender  und 
aufsteigender,  vergangenheits-  und  zukunftsreicher  Volksschichten 
SU  neuen  Standesbildungen,  oft  auch  zu  neuen  Genossenschaften, 
bildot  eine  der  intorossnntwiten  Partien  der  socialen  Qeschnshte 
einer  mittelalterlichen  Stadt-  Denn  wo  die  genossenschaftlichen 
Formen  in  diesem  ESntwibkehiDgsprozers  sich  nicht  gänzlich  ver- 
loren,  wo  der  Übefgang  aus  einer  Organisation  des  Kaufmanns- 
standes  als  solchen  zur  Geschlechteraristokratie  der  Stadt,  die 
des  genossenschaftlichen  Zusammenhalts  nicht  mehr  bedurfte,  sich 
nicht  vollzoor,  wo  endlich  die  privatwirtschaftlichen  Tendenzen 
nicht  pin/.lich  verloren  gingen  und  die  Umbildung  zur  Behörden- 
orgaiiisatiun  rein  öüentlichen  Rechts  nicjit  gelang,  da  verblai'ste 
das  innero  Leben  der  Oenosseoadiaft  Tdlatllndig,  ihre  Bedeotunff 
ftlr  die  wirtschaftliche  Organisation  der  Stadt  schwand  mehr  und 
mehr;  sie  Terschwand  aus  dem  Offiantlichen  Leben,  zog  sich  in 
sich  selbst  zurlick  und  konnte  dann  allerdings  als  rein  privater 
Verein  oft  die  Stürme  der  folgenden  Jahrhunderte  überstehen  ^ 

ligna  pro  conductiva  mercede  incidere  vel  secaie,  iusuper  nec  oves  ton- 
dere  nee  Isnani  msnuteniM  ad  fönua  vendere  nee  |iiac6S  «dnsquam  senerh 

per  iiiannin  ad  forum  vendci  o  poteront.  Molendinarius  vero  et  iln ,  qui 
poma  vel  pira  vel  alterius  cuiusquam  peneris  fructus  in  foro  vendunt,  modo 
exeluduntur  supradieto  ....  Gewifs  ein  manni^altiges  Bild  des  wirt- 
•ehaftlichcii  LpbeiiH  oincr  damaligen  Stadt,  der  weitpediehencn  Arbeits- 
teilung^ in  Handel  und  [hiiidwerk.  dor  soicalen  Khis.-ifizierunf;  dor  licnif.». 
i>ie  anatokratischen  Tendenxeo  der  (lilde  treten  in  dem  Verbot  unstaudes- 
MmiAer  BeMdhXftignngen  an  ihre  Mitglieder  —  Mhtodii^er  Verkaof  von 
Fisch  und  Wollt-  etc.  -  doutlicli  erkennbar  hervor.  Andererseits  aber 
scheint  mir  auch  diese  Urkunde  einen  Beweis  zu  liefern  dafür,  dafs  damals 
nicht  alle  Handwerker  Mitglieder  der  Innung  gewesen  sein  können.  Denn 
da  das  Statot  sich  aasdrttcklieh  als  autonome  Aa&dclmang  des  gelteodea 
Gilderechte«  zu  erkennen  giebt  —  hec  igitur,  que  .  .  .  inorcatores  .  .  . 
Statuerun t,  heilst  es  in  der  Einleitung  —  so  hätten  damit  alle  die  Kiaascn, 
die  am  der  Gilde  aasgesehlosien  weraso,  sieh  selbst  von  den  Gildeteeliten, 
die  sie  bisher  genossen,  Gewandschnitt  und  Weinschank,  au.sgeschlosgen ! 
Ein  solcher  Beschlufs  konnte  nur  gefafst  werden  von  einer  Majorität  ari- 
stokratischer Kautieute,  die  durch  einen  Reinigungsprozefs  die  Gilde  von 
do  demokratiHi-hen  Elementen  säuberten. 

'  Alu  solcher  ipt  sie,  vsMe  ich  oben  vor  allem  an  dem  Beispiel  von 
en  zu  seigen  versuchte,  eine  ßentenverBicberunasgeselischaft^  sie 
die  dnheKlidi  aodsle  l^fimdlaii^  wid  wenn  sie  s.  B.  In  Longo 
(}^itz8ch.  Aufs.  II  374)  neben  den  Raufleuten  Handwerker,  Tagelöhner, 
Ante»  Geistliche  uoMcbiofs,  so  waren  das  eben  Bentenempfänfcsr.  Den»,  wis 
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Aber  im  aUgemdnen  gebt  die  wirtBchaftlkibe  und  sociale 
Entwickelung  zu  Ende  des  Mittdalten  ttber  die  Gilde  als  Oe- 
DOsseDsehaft  des  Kaufinannsstandes  einiacb  binw^.  HU  d« 
Ausbildung  der  Ratsverfassung  trat  die  Teilnahme  an  der  poli- 
tischen Macht  in  den  Mittelpunkt  der  Bestrebungen  aller  Sünde 
und  Klassen  der  Stadt  Ich  werde  im  Folgenden  zu  zeigen 
haben,  wie  der  Rat  fast  überall  die  Gilde  aus  ihren  öifentiicli- 
rwlitlichen  Funktionen,  wo  sie  solclie  b^essen ,  verdrangt  hat. 
Für  Deutschland  beginnt  erst  mit  d<  m  Aufkommen  dw  Hats- 
verfassung  die  eigentliche  Blütezeit  der  für  das  Mitt^♦!alfe^ 
eliarakteristischen  wirUcliaftlichrn  Studtpoiitik.  Schon  das  .illtiii 
niufste  die  Gilde,  auch  wo  sie  jene  socialen  Lmbildungtn  nicht 
hatte  durchmachen  müssen,  aus  ihrer  beherrschenden  Stellung 
im  Wirtschaftsleben  der  Stadt  verdrängen.  Im  Kampfe  Uiit  den 
unteren  Ständen  sinkt  sie  dann  oft  herab  zu  einer  Zunft  neben 
anderen  Ztlnften,  social  wohl  noch  etwas  böber  stehend,  aber  oft 
berabge/ogen  in  die  Interessenspbilre  der  Zttnfte,  die  sie  Irtther 
bekämpft,  und  mit  ihnen  gegen  die  Obennacfat  des  Rats  sich  aot- 
lehnena^  Häufig  verschmelzen  dann  die  Gewandschneider  und 
Kaufinannsgilden  mit  den  social  höher  btehenden,  meist  den 
ältesten  Zünften  zu  einer  neuen  lebenskräftigen  Aristokratie»  dcar 
dann  die  niederen  Zünfte  und  die  langsam  aus  dem  „vierten 
Stande",  dem  unzünftleri^c  hen  Proletariat,  emportauchenden  Neu- 
bildungen nun  wiedi  r  ihrerseits  gegenübertrelen. 

So  mannigfac  h  diese  Entwickelungen  auf  »lein  kontment  und 
in  »Schottland  sind  —  sie  lassen  sicli  kaum  in  einen  Kalimen 
fassen  —  so  verhaltnismiifsig  einfach  vollzog  sich  der  Uuibildun^ü- 

})rozefti  in  England  -.  Von  socialen  Kämpfen  bheben  die  eng- 
ischen Stüdte  befreit  und  doch  bedeutet  im  allgemeinen  das 
Ende  des  Mittelalters  auch  das  Ende  der  Bedeutung  der  eog- 
liscben  Bandclsgilden.  Den  wirtscbaftlicben  Veränderungen,  der 
beginnenden  Meuseit,  der  Teränderten  Stellung  im  Wdthaodel 
einerseits,  der  politischen  Entwickelung  der  einzelnen  Städts 
andererseits,  bat  endlich  auch  die  englische  Gilde  keinen  Wider- 
stand mehr  entgegen  zu  setzen  vermocht.  Sie  lebte  und  eediehi 
so  lange  der  Stadt  wirtschaftliche  Egoismus  dem  wirtschaftlichen 
Leben  in  England  seinen  eigentlichen  Charakter  gab.  Aber 
schon  im  15.  Jahrhundert  begann  sich  die  Kaufmannsgilde  in 
den  grölseren  Städten  al.s  zu  seliwerßillig-  und  unförmig  zu  er- 
weisen. Mit  dem  Aufkommen  < mer  blühenden  Industrie,  mit 
dem  Anwachsen  kapitalistischen  Reichtums  brach  sie  auseinander 


Nitzsch  selbBt  B&gt,  vermochte  die  Gilde  durt  iliru  l'nvilegieu  lien  übrigen 
Bevölkeruiigsklaimen  gegenüber  nie  durchzusetzen  und  der  Eintritt  in  die- 
selbe konnte  also  atiB  wirtschaftlichen  Gründen  nicht  erfolgt  sein. 

'  ubrn  Kap.  II  und  nein  rditigs  Lieeeffan^.  Zur  VerfaaeuDSft- 
gesciiicbte  von  Ferlcherg  (Zeitscbriit  für  preuTs.  Geachicble  1691,  Bd.  iV, 
vor  allem  S.  101  ff  ) 

*  Das  folgende  im  wesentlichen  nseh  Grofs,  Kap.  VII— HL 
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SB.  fline  Reihe  von  dnaebieii  gewerbliobeii  und  kanfinttmiiflchen 
EorpofBikmeDf  die  niin  aelbetttodig      Leitung  ihrer  Angelegen- 

IieiUn  10  die  Hand  nahmen,  während  angfich  an  Stelle  der 
Gilde  ein  Stadtral^  wie  auf  dem  Kontinent,  an  die  Spitae  der 
Stiult  trat.  l>i(>  neue  Welt  ^urdc  entdeckt;  England  begann 
den  Kampt  um  <len  Welthandel  zunächst  gegen  die  deutsche 
Hansa,  der  stadt wirtschaftliche  Egoismus  tritt  zurück.  Die  staat- 
liche Wirtscliaibpolitik  fand  in  Heinrich  VI! f.  und  Eli»rii  tth 
mächtige  Förderer.  Neue,  freiere,  modei'ne  kaufmännische  (ie- 
nowonschafton  aof  kafntaHetiaeher  Grundlage  beginnen  sich  des 

Ellen  inteniationalen  Handeb  an  bemftchtigen;  sie  ndimen  den 
npf  mit  der  deutschen  Hansa  auf  und  führen  ihn,  gesttttzt 
auf  jnre  günstige  wirtschaftliche  Position,  siegreich  ffegenüner  der 
älteren  Rivalin  zu  Ende.  Neben  London  werden  Liverpool 
und  Manchester  die  bedeutendsten  Handelsstädte,  die  alle  drei 
keine  (nlde  gekannt  iiaben. 

Und  HO  dürfen  wir  wohl  «sagen  :  Überall  hatte  sich  mit  Ik^iuu 
der  neuen  Zeit  die  Gilde  überlebt;  sie  muUte  früher  absterben 
als  die  Zunft,  schon  aus  dem  einfachen  Grunde,  weil  der  Handel 
von  ▼oniherei&  Meie  Fennen  haben  mufs  als  das  Handwerk. 
Der  Kaufmann  vor  allem  bedarf  der  IVdheit,  der  Möglichkeit 
freier  Bethätigung  seiner  wirtschaftlich«!  Kräfte.  Sittliche  Normen 
mögen  ihn  wohl  binden ,  nicht  aber  rechtliche  Beschränkungen 
durch  genosscnsrlKiftlieljen  Zwang. 

Wo  hIso  der  Handel  gröl'sere  Formen  annimmt,  hinaus  auf 
den  \\  *  liiuarkt  drängt,  du  wird  er  sich  ganz  von  selbst  seiner 
Fesseln  entledigen,  ülegiörste  That  des  deutschen  Handelsgeistes 
im  Mittelalter,  die  Erscheinung  der  deutschen  Hansa,,  ist  uiciit  aus 
denOlkten,  wie  wir  sie  mchffilerty  hervorgegangen.  Die  grolsen 
Fortachritte  im  Handelstoben  der  Nation  wwdeo  immer  aunAchst 
eme  solche  wirtschafth'cbe  Aktionsfreiheit  für  den  Einzelnen  fordern 
mttssen,  genossenschafUiche  Bindung  wird  die  Basis  ruhigen,  ste- 
tigen Weitersehreitens  sein'. 

Al^c-r  innerhalb  de8  f  nireren  Rahmen-^  in  dem  sich  der  niittel- 
alterlit  lie  Handel  im  allgeiminen  bewegte,  nimmt  die  Gilde  eine 
hervorragende  StellunL!:  ein.  Hervorgegangen  aus  dem  Bedürfnis 
des  reisenden  Kauiumnns  nach  Schutz  seiner  Person  und  seiner 
Habe,  hat  sie  dann  in  den  Städten  die  Interessen  der  handelnden 
Bevölkerung  mit  Energie  und  Gesohiok  verCbehten. 

Man  mag  über  die  Bereditigung  der  mittelalterlichen  „Kirch- 
turmspoKtik''  denken  wie  man  wiU,  jedenfiills  darf  man  nicht 
Tergessen,  dafs  zu  freier  Konkurrenz  kein  Raum  war,  dafs  die 
hemmenden  Gewalten  riherdl  vorlifinden,  dafs  sieh  alles  in  be- 
stimmten  ormen  bewegte  und  au  der  Stelle  der  heutigeu  ti^ereu 

'  Ganz  ähnliche  iJeinorkunpron  macht  Lamprecht  (Hist.  Zeitscbr. 
Bd.  67,  S.  4Uä.)  über  .sociahstiache''  und  „individuaUstische"  Zeiten  der 
wirtsebaftiiehea  Eatwiekelung. 
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Sitte  das  zwingende  Recht  engerer  und  weiterer  Kreise  stand. 
Mit  der  sentimentalen  iktrachtung,  die  Grofs  anstellt,  dafs  die 
Gilde  jede  Konkurrenz  hemmte  und  freie  Spekulation  zur  Un- 
möglichkeit machte,  wird  man  der  Bedeutung  der  Qilde  nicbt 
gerecht  werden  kOmien.  Der  mittelalterliche  Kaafinann  in  einer 
kleinen  ätadt  hatte  gar  nicht  daa  Bedttrfnia  fixier  Sp^nlation; 
ihm  war  es  um  einen  ruhigen,  aber  gesicherten  Erwerb,  um  Be- 
herrschung des  lokalen  Marktes,  zu  thun.  Und  dafs  die  Gilde 
hier  ihm  alles  bot,  dessen  er  bedurfte,  das  zeiort  die  Zähigkeit, 
mit  der  sich  die  Gilde,  vor  allem  in  England,  erhalten  hat^ 
Dem  Starken  und  Klu^^en  war  last  jede  Oele«reiiheit  genommen, 
seine  wirtschaftliche  und  physische  Überlegenheit  dem  Schwachen 
und  Ungewandten  gegenüber  ziu*  Geltimg  zu  bringen.  Er  durfte 
und  konnte  nicht  billi<;er  kaul'en  als  die  anderen ,  und  wenn  er 
einen  besonders  günstigen  Kaut"  gethan,  dann  hatte  nicht  nur  er, 
sondem  die  gesamte  Genossenschaft  den  Nutzen  davon.  Ef<  war 
eine  Organis^ition,  gut  für  den  mittelmärsigen  Durclischnilt,  nicht 
für  den  krftftigen,  energischen  Geist»  der  in  ktthnem  Wagen  der 
CiviÜsation  ihre  Bahnen  weist.  Dafs  die  Gilde  nach  innen  ana- 
gleichend,  ordnend  wirkte^  das  teilt  sie  mit  allen  mitteUlterlichen 
Genossenschaften  ebenso,  wie,  dafs  sie  nach  aalten  mit  bnital«n 
Egoismus  vorging;  und  wo  sie  sich  anderen  stBrkeren  Krüften 
mit  den  gleichen  egoistischen  Tendensen  g^nüber  £uid,  malale 
sie  natürlich  au  Grunde  gehen. 

Wo  aber  auch  in  späterer  Zeit,  als  die  hemmenden  Schranken 
mehr  und  mehr  fielen,  der  Handel  sicli  dieser  Form  drr  starren 
Gebundenheit  nicht  zu  entwinden  vermochte,  während  ringsherum 
die  tVeigewordenen  wirtschaftlichen  Kräfte  einen  neuen  Autschwung 
herbeiftihrtcn ,  da  war  Stiirrheit,  Verknöcherung,  Ertötung  jeder 
Bewegung  das  letzte  Resultat. 


*  Wenn  dei-  Bischof  von  Ljun  diese  St«dtwirt8chaft8ix»litik  l:J09 
als  den  Interessen  des  Handels  schädlich  Terdammt,  so  ist  er  hier£u  nicht, 
wie  G  rofs  meint,  durch  einen  Anflufr  moderner  Erkenntnis,  sondem  durch 
die  einfache  Erwägunc  bewogen  worden,  dafs  eine  derartige  Politik  seinen 
unmittelbaren  Untertlianen  in  Stadt  und  Land  schädhcb  sei.  Vgl.  die 
Stelle  bei  Grofs  II  155:  ut  oamM  ordiiiaeioiies  et  atatala  Gyldaiviii,  t«I 
eciam  ipeius  communitatis  si  que  fucrint.  per  quas  vel  que  libertaa  ven- 
dendi  et  emendi  in  dicta  villa  Leun  fuerit  impedita,  quominua  Combur- 
gensos  \i\\e  predicte  possint  libere  inercandisare  vel  extranei  quicumqae 

Sro  cstoueriis  propiiis  necenaria  abi  emere,  ut  in  molis  vel  alv  mercan* 
Lais  quihuscnmqne ,  ad  dampnum  tarn  Commnnitati-  ipsius  quam  tociua 
patrie  adiacentis,  amodo  et  ex  nunc  revoceutur  et  auuuilentiir,  nec  talia 
taoiant  in  futamm.  Im  weiteren  VITortlaat  der  Urkunde  beüai  es  daun 
einmal,  dafii  wich  euie  Gilde  and  denn  Stataten  eoatn  legem  nereat»- 
liam  seien. 
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Stellan^  der  Gilden  im  «ffe^tlicheii  leiten  (1er  Stadt,  ihr 
Eiüfliil's  aaf  Verfassaug  imd  Verwaiiuug  derselben. 

l>ie  Bedeutung  der  Kautmaiinsgildcn  für  die  Entwickelung 
nnti«'lalr«  rUclier  SUldteverfassung  ist  durch  die  neueren  For- 
sc'luingeü  in  ein  viel  lielleres  Licht  geruckt  word*  !!,  als  die  Rolle, 
die  nie  im  wirtschaftlichen  und  socialen  Leben  der  Stadt 
gespielt  bat  Hier  haben  in  der  That  die  Forschungen  von 
Kttxscb,  Frensdorf,  Boen  ige  Liesegan^,  Below^  und  anderen 
ftr  Dentscbland,  von  Waaters,  Vanderidndere»  Oeuleneer  etc. 
fär  Flandern  und  Holland,  von  Qneist  und  Grofs  fUr  Fngland, 
von  Luchaire  und  Giry  für  Fraiikreicb  die  früheren  über- 
triebenen Vorstellungen  eines  Wilda,  Brentano,  Gierke,  Thierry 
definitiv  beseitigt  und  eine  vollständig  neue  Auffassung  der 
gegebenen  Verhältnisse  herbeigeftdirt. 

Y)\p  ähore  Forschung  hatte,  stf^lz  auf  das  ncnc  Princip,  das 
man  in  der  Idee  der  freien  Kinun^en  gefunden  hatte,  in  der 
Stadtverfassunf^  \u  Frankreich  und  Deutschland,  in  den  Han- 
drischeu Ländern  und  in  P^nglaml  weiter  nichts  gesehen  als  (?ine 
Evolution  der  ira  Gildewesen  vorhandenen  Keime;  ihre  äufsereu 
Verfasiungsformen  waren  denen  nachgebildet,  die  in  der  Organi- 
sation der  Gilde  zu  Tage  traten;  der  Ealdermann  oder  Gilde- 
▼orsteher  ward  der  Btlrgermeist^r,  die  Gildeniitglieder  selbst 
die  ^genüicben  Btlrger  der  Stadt 

Wie  weit  das  Princip  der  freien,  gewillkürten  Personen- 
▼ereinigungen  als  solches  bei  dem  Entstehen  freier  Stadt ver- 
fissnngen  ira  allgemeinen  eine  Rolle  jiespielt  hat,  da.s  zu  be- 
urteilen, liegt  nicht  in  meiner  Aufgabe.  Nur  inwieweit  die 
Kaafmannsgilde  als  ein  eben  durch  den  Gedanken  der  freien 
Einunf!^  ins  Leben  gerufenes  Institut,  als  einr  schon  besteh(Mide, 
rechtlich  fixierte  Organisation  einen  Eindufs  auf  Entstehung 
oder  Fortl  ii  liiug  der  Stadtverfassung  ausgeübt  hat,  soll  im 
Folge  nden  einer  kurzen  Betrachtung  unterzogen  werden. 

ich  habe  oben'^  zu  zeigen  versucht,  dafs  die  Entstehung 

^  Dje«er  wird  sich  vielleiGht  bedanken,  in  der  OeaelUehaft  von 
Leuten  genannt  zu  werden,  die  er  gern  au«  der  wif  scuMi  haftlichen  Welt 
ImnnPT)  mochte;  indes  gehört  er  nnter  dem  aufgestellten  Gesichtspunkt 

in  diene  Reihe. 

*  Vgl.  s.  B.  Oierke  I  310:  Wir  haben  sehon  oben  darauf  hin- 

Mwiesen,  dafa  Recht  and  Verfassung  der  Städte  sich  durchaus  auf 
Gnmd  der  altgermanischen  Genossenschaft  •  ntwickeltoi) .  nachdem  di««- 
idbe  durch  Aufnahme  des  Princip»  der  gcwillkürtt^ii  Liuiuig  bereichert 
iBid  modifistert  war.  ....  Durch  Aufnahme  des  Prindps  und  der  Ein*  • 
richtungcn  der  Gilde  ist  überall  der  Bürgerverband  erst  zu  dem  ge- 
worden, was  ihn  vom  ländlichen  Markt-  und  Gerichtsverband  unter« 
«•iiied. 

*  Kapitel  II  g  4. 
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der  mittelalterlichen  Stadt ,  soweit  Bie  Markt-  und  HandeUort 
ist»  zurückzuführen  ist  auf  die  Entstehung  einer  Kaufmanns- 
gemeinde  an  einem  Marktorte,  auf  die  Ausdehnung  kaufinänni* 
«chen  Rechts  auf  immer  weitere  Kreise  der  Bevölkerung,  die 
dadurch  erst  am  städtischen  Leben  teilnehmen,  zu  eigentlichen 
Bürgern  werden.  Zweierlei,  was  ich  schon  wiederholt  zu  be- 
tonen Gelegenheit  IimUo,  mufs  man  dabei  vor  allem  im  AujL^»^ 
IxOrdttMi :  oft  ist  imr,  wer  am  kaufmännischen  Leben  teilnimmt, 
in  diesen  St.-idten  vt>lll>erechti;ij;t('r  Brir*^er  nnd  steht  als  solcher 
unter  ^liidtischem  (i(  rieht \  und  nur  wer  Bürger  ist,  hat  vollen 
Teil  an  siii(lii>cli(Mi  Rechten,  geniefst  vor  allem  die  uneing«*- 
scdi rankte  libcrUis  enu  ndi  et  vendendi ,  hat  aber  andererseits 
die  vollen  stüdtischen  Lasten,  vor  allem  die  St'äuerlasten,  zu 
tragen-.  Es  ist  eine  Tendenz»  die  durchgehcuds  und  in  allen 
Ländern  das  städtische  Lehen  während  des  Mittelalters  be- 
herrscht, oft  von  anderen  durchkreuzt  und  zurückgedrängt'', 
aber  im  allgemeinen  doch  während  des  ganzen  Mittelalte» 
in  voller  Geltung^.  Erst  indem  die  Ilandwerkerkorporationeu 
die  volle  gratia  vendendi  et  emendi  erlangen,  werden  an- 
erkannte Trtfger  öffentlichen  Rechts,  Glieder  des  städtibcben 
Verfassungsorganismus. 

Erst  von  dieser  festen  Grundlage  aus  wird  man  meiner 
Meinung  nach  die  Bedeutung  des  städtischen  Veriassungsleben.s 
richtig  henrteilen  können.  8ehr  richtig  hat  Below  ^  hervor- 
gehoben, dals  die  Gilde  nicht  den  aul.>eren  Kähmen  für  di<? 
Entwickeluug  einer  Stadt  hergegeben  haben  könne,  da  sie 


1  Daneben  ist  bekanntlich  auch  der  Besitz  von  iiuii^  tiad  Hof 
hÜiifig  mafsgcbriHl  fiir  dir  Krhiiipmir  des  Hür^i^crreclits.  Helow, 
Studtgemcindc  8.  ö2:  Uüehcr,  Bevölkerung  von  Frankfurt  S. 
vor  allem  G  o  t  h  e  i  n  pasHim. 

«  Das  Institut  der  Pfahlbürger  stammt  bekanntlich  erst  au»  spä- 
terer Zeit,  als  di*>  Stiidte  ihre  Mt^t  gegenüber  den  F&ntea  d(<rch  alle 
Mittel  zu  starken  »ueliten. 

*  So  suchte  man  in  Frankreich  öfters  die  Konkurrt»i£  der  handel- 
treibcndiMi  Kiosterleute  sich  vom  Leibe  ssu  halten  dadurch,  dafs  man 
ihiK  11  das  Bürgerrecht  verweigerte.  Luchaire»  Hist.  des  oommane^ 
frau^ises  p.  59  f. 

*  Vj^L  die  Heisuiele  S.  Ann».  8.  In  StTafsborg:  werden  115» 
die  Leibeigenen  de«  Domkapitels  von  den  stadtischen  Steuern  befreit, 
aber  zugleich  vom  öffentlirlicu  Rcclit  ilir  Stadt  getrennt  (Gothciu. 
Wirts^chaftsgcschichte  S.  311),  d.  h.  vom  freien  Marktverkehr  ctc  auf- 
geschlossen. In  Bamberg  suid  1275  (Gengier,  Cod.  iur.  Tnim.  110)  die 
in  den  Iimnunitlten  wohnenden  Hanagenossen  qui  nee  cambiunt  nee  in 
moneta  cuduiit  nee  mnt\i:nir  in  mcnsis  nmini1;irionim .  d.  Ii.  wenn  Sie 
keine  Geldgeschäfte  treiben,  öteucrfreL  in  Worms  (Wormaer  Urkunden- 
buch  I  No.  89)  sind  1182  diejenigen  von  der  stiidtiachen  Steuer  befr«ity 
qni  fiatribus  et  ecclesiae  cotticue  in  propria  persona  deserviunt  nec 
mercinioniif»  openun  dant  nec  fnrn  ronim  venaliun»  studeut  neo  ]>r«> 
supterfugio  uostre  collecte  obsequio  tratrum  se  applicaut.  Vgl.  obeu 
a.  a.  O. 

*  Entstehung  der  deutschen  Stailtgemeinde  S.  55. 
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nachweislich  auch  auswärtige  Mitglieder  iimschlosseu  habe, 
A^^T  indem  er  audererseit«  zwar  die  „grofse  Bedeutung"  des 
mittelalterlichen  Gtldewesens  hervorhebt,  diese  Bedeutung  aber 
offenbar  auf  ganz  anderen  Gebieten  sucht,  als  in  der  Ent- 
wirkelung  der  Stadtverfossinifr.  ftlUt  fr  entsc-lii<Mlon  ins  andere 
P'xtreni.  die  Einwirkung  der  Kaufniainisgilde  auf  die  Aua- 
bildunsr  Her  '<tJtdt{seh^*Ti  V^rfaisünn^  zu  gering  zu  schätzen. 

l>t»'  KautiJianiis^^ilil'  ii  waren  in  ihren  ersten  Anfängen 
Vereinigungen  reisemliir  Kauflcute,  die  vielleicht  oft  aus  weit 
aufeinander  gelegenen  Orten  zur  gemeinsamen  Ilandelsfahrt  sich 
zosammeufanden.  Das  städtische  Leben  nahm  seinen  Ausgang 
Ton  der  Ansiedelung  einer  Kaufmannsgemeinde  an  einem 
bestimmten  Orte,  deren  Aufgabe  nicht  die  genossenschaftliche 
Sicherung  des  über  Land  und  See  gehenden  Handels  war^ 
sondern  die  Überwachung  des  lokalen  Marktverkehrs,  das 
Urteilen  im  kaufmännischen  Gericht  über  Älarktfrevel  bildeten. 
Die  (iilde  als  solche  hatte  keine  besondere  Stellung  im  liechts- 
lebeo  des  Volkes,  ihre  Existenz  konnte  nicht  der  Anlafs  werden 
zur  Exemption  eines  stärltisehen  Gerichtsbezirks,  der  die  Stadt 
nU  reclitlic  hen  Begriff  v  »m  Lande  trennt.  In  keinem  Lande 
hat  die  (Jilijc  ein  essentielles  Moment  stfidti'^chen  Wesens  und 
f«t;i<Uis<  |i(n*  Verfassung'  gebililet,  in  keinem  gehört  sie  zum  recht- 
lichi  !i  Px'prriff  der  Stadt  ,  wie  etwa  ein  gesonderter  Gerfehts- 
bezirk  und  sj»äter  die  Leitung  durch  einen  mehr  oder  minder 
auiMüumen  Stadtrat;  nirgends  ist  sie,  wie  Grofs  sagt,  „mit  der 
Stadt  identisch" ;  viebnehr  lälst  sich  wohl  sagen,  dals  in  vielen 
Städten  die  Kanfinannsgilde  einen  mehr  oder  minder  grofsen 
Einflufs  auf  die  £ntwickelung  der  städtischen  Verfassungs- 
institution gewonnen  hat^  dafs  aber,  auch  wo  sie  nicht  existierte, 
die  EntWickelung  oft  denselben  Verlauf  genommen,  zu  denselben 
Resultaten  geführt  hat. 

Mit  Recht  hat  daher  Liesegang*  betont,  dafs  der  Fehler 
fb^r  bij»berigen  Forschung  zum  grofsen  Teil  darin  gelegen  hat, 
d«ls  man  sif-h  die  ältesten  Verhältnisse  als  zu  konform  vor- 
stellt. Vom  wirtschaftlichen  und  socialen  Leben  gilt  das  in 
glt'icber  W  eise,  wie  von  der  AnsbiMuTiü"  der  städtischen  Ver- 
fassangsinstitutiom'n.  Die  Neuentsr<^iiung  städtischer  Wirt- 
schaftsorganisation und  Verfassungsformen  bildet  einen  der 
wicliiigsten  Wendepunkte  der  inn«  ren  Gej^ehiehte  Deutschlands 
im  Mittelalter.  An  die  Stelle  rein  agrarischer  Wirtschafts-, 
Kecht:i-  und  Gesellschaftsformen  trat  die  Arbeitsteilung  zwischen 
Ackerbau,  Handel  und  Handwerk,  an  die  Stelle  und  neben 
extensive  Naturalwirtschaft  eine  Überschufsproduktion  und 
geldwirtschaftliche  Verwendung  und  Verwertung  derselben  an 
Centralpunkten ,  den  Städten  ;  der  Gegensatz  von  Stadt  und 
Land  beherrscht  das  wirtschaftliche  Leben  der  folgenden  Jahr- 

^  VerfassoagsgeBchicbte  voo  Rees  S*  4& 
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hunderte;  die  politischen  Kämpfe  der  Fürstenuiacht  und  der 
Städte  im  14*  und  15.  Jahundert  haben  hier  eine  ihrer  kräftigsten 

Wurzeln;  es  sind  nicht  zum  wenigsten  wirtschaftliche  Interessen! 
kämpfe,  Kämpfe^  zwischen  städtischer  und  ländlicher  Wirt- 
scbattspolitik  gewesen. 

Der  Üherganir  von  der  ländlichen  Agrarverfassunif  «h\-? 
ersten  Jalirtaubcmls  deutscher  Geschichte  zu  der  Pcrjode 
intensiverer  Stadtwirtschait  vollzog  .sicli  nicht  tiberall  in  gleicher 
Wciöc.  Das  Land  war  verteilt,  verteilt  auch  die  öffentlich 
rechtlichen  Befugnisse,  Verwaltung  und  Verfassung  aus  dem 
Agrarleben  der  Nation  herausgewachsen,  ihm  angepafst,  seinen 
Zwecken  und  Interessen  dienend.  Das  Marktwesen  diente 
meist  nur  dem  Umsatz  agrarischer  Produkte;  es  waren  die 

grofsen  Gewalten  der  damaligen  Zeit,  da^^  Königtum  mit  seinen 
eamten,  den  Grafen,  deren  Rechte  dann  seit  Otto  I  meist  an 
die  Bischöfe  Übergingen,  die  Klöster,  dieGrofsgrundherrschaften» 
die  den  Markt  organisierten  und  leiteten,  die  eine  einigermafsen 
geordnete  VerwaltunjLi;  durchführten  und  die  polizeiliche  Aul- 
sirlit  handhabten'.  ]>nneben  blieben  auch  den  mehr  oder 
minfl»  r  unabhängigen  i^auci'schafts-  wnd  Marktgemeinden  noch 
oft  lietugnif^se  in  Handel  und  Wandel  ^. 

Dann  kam  die  Zeit,  in  «ler  kaufmännisches,  aufstrel)eiid''- 
Leben  zur  Vermehnmjj  der  Märkte  nach  Zeit  und  Ort,  /.hv 
gröfseren  Vcrvullkonminung  der  Mark  Leinrichtungen  führte; 
Haudelsinteressen ,  die  Notwendigkeit  geordneten,  gesicherten 
Tauschverkehrs,  persönlich  enggeknüpfter  Beziehungen  fohrtoa 
zur  dichten  Siedelung  in  Städten  hinter  Mauer  und  Graben 
unter  dem  Schutz  erhöhten  Friedens  und  oft  verschärften,  stets 
aber  minder  starren  Rechts.  Die  Umwandlung,  die  dadurch 
im  otYentlichen  Leben  herbeigeführt  wmde,  kam  vor  allem 
zwei  Bevölkerungskiaasen  zu  gute:  den  Inhabern  der  Markt- 
Privilegien,  den  Herren  des  Marktes,  also  vor  allem  den 
Bischöfen  auf  der  einen  Seite,  dem  neu  sich  bildenden  Kauf- 
mannsstande andererseits.  Und  sobald  diesor  sich  —  zuerst 
auf  seinen  KeisiMi  — eine  feste  genossensciiattln  he  ( Organisation 
gegeben  hatte,  mufste  eö  sein  natürlielies  liestrehen  .>ein.  auch 
die  ( )rdnnng  und  Leitung  des  Marktverkehrs,  den  Central- 
und  Angel])unkt  des  gesamten  städti.schen  Wirtschaftslebens 
in  seine  Hand  zu  bekommen,  die  Marktpolizei  durch  selbster- 
wählte Beamte  ausüben  zu  lassen,  im  genossenschaftlichen 
Gericht  über  Marktfrevel  zu  urteilen  und  Strafen  zu  ver> 
hängen. 


'  Daiaiif  weist  vor  allera  ISchmollcr  biu:  iStrafsburger  Tucher- 
uuU  Wchor/milt  S.  377  ff. 

^  Einseitig  hat  das  vor  allem  Below  licrvoigefaoheii.  Stadt« 
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Während  al«o  von  unten  diese  kaufmännischen  Genossen- 

hc'h.-iften  —  fvft  auch  inir  Gemeinden  —  gleicliBam  nach  oben 


»:>phüre  heraustauchten  und  einen  öfffMitlieh  -  rechtlich  aner- 
kannten Einfluls  auch  über  >iichtmitglieder  im  \\  irtschaftsleben 
f.u  erlangen  »trehten,  tcehing  es  den  geistlichen  nufl  weltlieheu 
Gewalten,  gestützt  aul  ihre  ältere  Erfahrung,  aiit  romanische 
Traditionen  im  Markt-  und  Münzwesen,  mit  ihrem  mannigfach 
in  kllSaterlicher  Zucht  und  Lehre,  in  verwaltendem  Dienst  ge- 
icbulten  Beamtenpersonal;  gefördert  endlich  auch  durch  Christ» 
liehe  Anschauungen  über  Gut  und  Böse,  Recht  und  Unrecht 
im  Wirtschaftsleben,  die  Organisation  und  Verwaltung  des 
Marktes,  die  Polizei  über  Meinkauf,  falsches  Mafs  und  Gewicht 
in  ihre  Hand  zu  bekommen^.  Wir  haben  das  grofsartigste 
Beispiel  einer  solchen  geistlichen  Ministerialverwaltung  in  der 
Regierung  Rtirckhards  von  Worms  vor  uns^;  wir  sehen,  wie 
in  Dinant  naeli  1070  der  Graf  mit  Hülfe  der  ministerinlischcn 
Schöft'en.  die  zugleich  seine  Münz  er  sind,  sie  durchfuhrt.  Kr 
ordnet  d<  n  lokalm  Handel,  ihm  liicfsen  d'm  Zolle  zu.  die  Ab- 
gaben iiir  den  Verkauf  von  Wein,  Metall  und  Salbe;  die  Schiffe 
zalden  ihm  eine  Quaigebühr;  wer  Hrot  im  Fenster  auslegt, 
hai  liiui  Abgaben  zu  zahlen;  die  Hefe  zu  verkaufen,  hat  er 
das  Monopol'. 

-So  stieTsen  denn  die  Gewalten  der  alt^  Zeit  und  die  Mächte 
der  neuen  notwendigerweise  an  vielen  Punkten  aufeinander: 
die  alten ,  gestutzt  vor  allem  auf  ihre  ältere  Erfahrung,  ihren 
weiteren  Blick,  ihr  geschultes  Personal,  auf  ihre  feste  Position 
und  ihren  ausg(>dehnten  Besitz,  ihr  von  der  höchsten  Gewalt 
im  Reiche  delegiertes  und  anerkanntes  Amt;  die  jungen  gleich- 
kam im  Vollgefiild  ihrer  schwellenden  Kraft  als  die  Mächte 
der  kommenden  Zeit,  der  sich  entwickelnden  Geld  Wirtschaft, 
auf  Reisen  Ihre  kaufmännische  Erfahrun;^'  mehr  und  mehr  er- 
weiternd. Mögen  sie  immer  von  den  altgeschulten  Ministeriah'n- 
beamten  viel  gelernt  halben,  an  der  Ausbildung  der  eigentlich 
8tÄdti>ehen  Rechtsformen  haben  sie  den  Hauj)tanteil  gehabt*. 

Un<l  gerade  in  di(;sem  I5estreben  mufste  ihn(?u  ihre  Organi- 
sation in  der  Gilde  festen  Halt  und  sichere  Stütze  bieten.  Wir 
vermögen  die  Kämpfe  dieser  aufstrebenden  Kaufmannsorgaui- 
sationen  mit  den  Mühten  des  Bestehenden,  vor  allem  mit  der 
weltlichen  und  geistlichen  Herrschaftsgewalt  in  der  Stadt 


*  V^l.  Schmoll  er  a.  a.  O. 

*  Nitzflch,  Miniflterialität  ttnd  Burgertutn  pasBim:  Koehoe,  Eni- 
Btehnng  der  Stadtvorfassuiic  in  Mainz.  Worms.  Spoycr. 

'  l*ircniie,  Histoire  de  ia  coustitution  de  Dinant  p.  8ff.;  Waita, 
VerfasstttigAgeHchiehtQ  VII  420. 


LXVIl  404  f. 
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nirgendö  mehr  in  ihren  (Miizchirn  Phasen  zu  verfolgen;  al>er 
manches  mag  uns  doch  i  lu^n  Kinbhck  ;;ow}thren  in  die  Art, 
wie  die  Entwickelung  tricdneh  och^r  feindlieh  verlaufen  ist, 
wie  diese  Kaufmannsorganisationcn  die  herrbchenden  Gewalten 
teils  verdriin^^ten ,  teil«  ihres  Anhanges  berauhten,  indem  »ie 
dieselben  in  ihre  Interessen  und  Kreise  hineinzogen Je 
schwächer  die  hemchaftliche  Macht  sich  erwies,  die  ihnen  at&f 
diesem  Wege  entgegentrat,  desto  eher  mtifste  es  ihnen  natürlich  ge- 
lingen,  sich  Befugnisse  im  Marktrerkehr  zu  erwerben»  desto  weiter 
nnd  umfassender  mufsten  die  sein,  die  sie  sich  erwarben.  Wir 
gehen,  wie  in  Köln',  in  Andernach*  die  Kaufleute  die  alten 
Schdifen  verdrängen,  wie  sie  die  Schöffenstühle  aus  ihrer  Mitte 
besetzen;  sobald  Dinant  sich  im  11.  Jahrhundert  aus  einer 
alten  villa,  aus  dem  Sitz  eines  Marktes,  zur  eigentlichen  Stadt 
mit  Maner  unrl  Orahon,  mit  re^rem  Handel  und  Gewerhefleir«! 
umbildet,  werdt*n  die  Seh<»ftr?i  nicht  mehr  aus  den  I\«'I]ien  der 
Ministerialen,  sondern  aus  denen  der  reichen  Kautle-n'Mi,  der 
burgens.  s,  hesetzt*.  Nur  das  „Recht  der  Stadt  Dinant**  wird 
mafsgrl)  iid  für  die  Keelitsprechung. 

Mit  beinahe  ehrfurchtsvollem  Schaudern  berichtet  der 
Mönch  Alpert,  der  aus  der  Stille  klösterlicher  Zurückgezugen- 
heit  die  Welt  betrachtet,  von  jenem  wagemutigen  Völkehen 
der  Thieler  Qilde,  das  alles  nach  eigenem  Willen  thut  und 
dann  behauptet,  dafUr  Brief  und  Urkunde  vom  Kaiser  zu  haben, 
das  sogar  nicht  den  kirchlichen  Anschauungen  und  Geboten 
ttber  Vertrag,  Meineid  und  Zeugenbeweis  sich  fügen  will  *^. 

In  diesem  Kampf  gegen  genossenscliaftliche  un>l  herrschaft- 
liche Qewaltcn  ülterer  Zeit,  gegen  Grafen  und  Bischöfe,  g^gen 
Grundherren  und  Beamte,  hat  nun,  so  viel  ich  sehe,  die  Kaufmann- 
schaft vermöge  üirer  Oilrleortranisatinn  (]nvh  nur  in  seltenen 
F'ilh-n  »'twaji  erreicht.  Krst  im  \'.\.  Jalirhundert  in  einer  Zeit,  da 
die  Ciiiticorganisation  sclion  fast  überall  im  Sinken  begritien  war 
oder  wenigstens  nur  noch  anderen  Zwecken  diente,  ist  hier  der 
Sieg  den  stiidtischen  Häten  heschieden  gewesen.  Was  die 
Gilde  erreichte,  die  Befugnisse,  die  sie  hier  und  dort  in  Leitung 
und  Ordnung  des  Handels-  und  Marktverkehrs  zu  erringen 
wufste,  hat  sie  vor  allem  dem  Umstände  2u  verdanken,  dafs 
sie  ttber  die  meisten  Kapital-  und  Geldkräfte  verfügte,  dafs 
sie  die  eigentliche  Kepräsentantin  der  kommenden  Geldwirt- 
schaft war.  Denn  daran,  dafd  sie  im  Besitz  derartiger  Be- 
fugnisse später  thatsächlich  gewesen  ist,  darüber  kann  nach 
den  urkundlichen  Zeugnissen,  die  uns  darüber  zu  Gebote 
stehen,  kein  Zweifel  sein.    Woher  diese  „Kompetenz^  der 

»  Vj?l.  oben  S.  35.    Gothein  I  184  f. 

•  Jlöuiger,  Westdeutsche  Zeitschrift  II  240. 

'  Hdniger,  Der  rotuhis  der  St^idt  Andernach. 

*  Pi  rönne,  Hist.  de  Dinant  p   10  ff. 

»  AlpcrtuH,  Mon.  Mett.  M.  U.  JS.  S.  IV  718. 
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Gilde  stammte  y  das  zu  erforschen ,  scheint  mir  nicht  von  so 
grofser  Bedeutung  za  sein,  schon  aus  dem  einfachen  Grunde, 

weil  ihre  Befugnisse  oft  nicht  einfach  von  einer  Institution 
nltor«  r  Zeit  auf  sie  üliergegangen,  sondern  nsurpatonseh  er- 
worben oder  ihrem  Inhalte  nach  gänzlich  neu  ;m<  rlen  ge- 
änderten wirtschaftlich-socialen  Verhältnissen  uiul  IJednrtnissen 
ent^jiningen  waren.  Nicht  überall  hat  die  Kirche  das  ülteste 
Kaufhaus  abgej:el>en :  wo  der  Handel  plötzlich  und  ra}>i<l  sich 
steigerte,  da  hauie  wohl  die  Handelsgilde  sich  selbst  ilu  Ivauf- 
haus,  und  der  Besitz  desselben  brachte  es  natürlich  mit  üich, 
daCs  sie  die  Au&icht  über  den  Verkehr,  der  sich  innerhalb 
desselben  vollzog,  für  sich  in  Ansprach  nahm. 

In  St  Omer  baut  sie  ihre  Gildehalle  auf  dem  Boden  des 
Grafen  von  Flandern  und  zinst  ihm  dafür,  bis  ihr  1157  der 
Platz  zu  erblichem  Eigentum  überlassen  wird'. 

Wir  haben  gesehen,  wie  die  Gilde  in  Göttingen  durch 
Lehusttbertragung  in  den  Besitz  der  Hanse  gelangt,  die  vor 
allem  die  Verfügung  über  die  städtische  Wage  erteilte;  in 
Ki^ln  ist  die  Domwage  später  im  Besitz  der  Ilicherzeche,  der 
Nr;  fifolgerin  der  alten  Gilde.  Dafs  die  Befugnisse,  die  ur- 
>j»rünglich  der  Bauerschaft  zustanden,  von  dieser  zunächst 
wahrscheinlich  an  die  kaufmännische  Gilde  überlassen  wurden, 
und  dann  erst,  als  diese  ans  dem  sUid tischen  Verfassungsleben 
verschw  and,  au  Hut  uud  Bürgermeister  übergingen,  dafür  Jicheint 
nach  den  Untersuchungen  Liesegaugs  das  kleine  nieder- 
rheinische  Rees  ein  Beispiel  zu  liefern In  dem  kleinen  west- 
ftlischen  Landstttdtchen  Menden  kontrolliert  die  Gilde  Mafs 
and  Gewicht  während  des  ganzen  Mittelalters,  und  selbst  die 
aufkommende  Ratsverfasäung  vermochte  sie  hier  nichti'aus 
dieser  Stellung  zu  verdrängen'.  In  England  und  Frank  eich 
läfst  sich  an  vielen  Punkten  deutlich  verfolgen,  wie  zwischen 
der  alten  öffentlichen  oder  Gemeindegewalt  und  der  neuen  aus 
der  privatrechtlichen  Sphäre  emporgekommenen  Kaufmanns- 
gilde gleichsam  ein  Kompromifs  ^i^eschlossen  wird.  Wie  wir 
oben*  gesehen,  stehen  Mafse  und  Gewichte  in  Paris  zwar 
unter  polizeilicher  Aufsicht  der  Gilde,  aber  sie  müssen  den 


*  Giry,  8t.  Omer  p.  87s.  Ej^o  Theoiloripus  ....  consensti  nxoris 
m»*ae  ....  t^Train,  in  qim  Gilüalli.i  njiml  SHiictum  Andi^manim  in  toro 
siU  est  burgensilms  ciusdem  villm;  lhT*Hlitario  iure  pussidundam  et  ad 
omiif^m  mercattiram  in  m  exercendam  fradidi. 

*  L  i  »*  a  »'gaiip,  VorfaflsimgBgeschiclite  von  Roes  S.  44. 

«  Dir  Darstelluiifr  bei  Lamprecht  iUUt.  Zoitschr.  r.XVTT  100  ff.) 
»clieint  mir  zu  alltremiiiu  tfvlialteu  uud  deslinlb  anfechtbar  zu  sein.  Als 
all|(eiiieine  Ref^el  HUst  sich  die  Ausnbini^  riffentlich-rf^chtlicher  Funk- 
ti<nien,  di*»  Leitung  des  >rarktv'erkehrs  »'te.  für  Dcut^^i hland  am  aller- 
irenigsten  bewei.-«en!  Hier  ist  der  cnorj;isfbe  Protest  Belows  (Ursprung 
der  Stadtverfaiisunfi;  S.       S,)  gauz  aui  Platze. 

<  Vgl.  8.  70. 

VwMknflftP  (92)  III  2.  —  Dwn^n«  KiittftaiiMii^il4«n.  18 
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königlichen  Stempel  tragen;  in  Totnes^  in  England  werden 
zwar  Maffse  und  Gewichte  von  den  Giidemeistern  genrUft^  aber 
im  Beisein  des  stadtherrlichen  Senrschalls,  des  »Staatpr&fekten 

n.  s.  w,,  und  in  deren  Gericlit  wurden  die  Vergelmngen  be- 
straft, und  ebenso  sorgt  die  Gilde  in  Andover-  dafür,  daf» 
Mafse  und  Gewichte  den  koniprlichen  ►?tem})el  tra,i,^en. 

Hier  wie  dort  erseljeint  die  Gilde  G^loielisnni  m]<  Dienerin 
des  königlicht-n  \\  illens.  Die  pnlitlschen  Zustände  Deiitseldaiids 
machten  eine  Entwick*'limg  fhr  iiilde  iu  dergleichen  Richtung 
von  vornherein  zur  Uniii";4h*^lil<*"it. 

Die  ganzen  privalwiit^eliatdiehen  Tendenzen  der  Gilde, 
wie  ich  sie  im  vorigen  Kapitel  darzustellen  versuchte,  mufsteu 
naturgemäfs  dazu  fuhren,  dafs  dieQilde,  wo  sie  sich  Öffendtch- 
rechtliche  Befugnisse  im  Marktleben  errungen  hatte,  auch  auf 
die  Preisregulierung  in  der  Stadt  Einflufs  zu  gewinnen  suchte. 
Und  thatsftchlich  ist  es  in  einigen  belgischen  Städten  den 
organisierten  Gewanrl schneidern  gelungen,  den  gänzlich  von 
ihnen  a])hängigen  Webern  —  zu  einer  Zeit,  aU  bereits  eine 
Katsbehörde  in  der  Stadt  bestand  —  Vorschriften  über  den 
Preis  jedes  Stückes  Tuch  zu  machen,  denen  sich  auch  nicht 
zur  Gilde  gehöripre  K.Hufer  tnibedingt  unterwerfen  nnif^tcn. 

Uiul  ^v(Mln  in  Kni::land  zu  wiederholten  Malen  erwäluit 
wird,  dals  dw  XCrkiiutVr  auf  dem  Markte  sieh  den  von  einem 
Gildebruder  an^^«'l)utenen  Preis,  soliald  dieser  <lon  Fufs  auf  die 
Waren  gesetzt  hat,  gefall«Mi  lassen  müsse,  so  zeigt  das  am 
besten  die  Stellung,  die  die  Giltle  im  ötl'eutlichen  Leben  einer 
englischen  Stadt  eingenonmien  hat*.  Der  ausgeprägte  stadt- 
wirtschaftliche  Charakter  der  Gilde,  ihre  Funktionen  als  der 


'  (irols  n  237  ff.:  Quocicus  noccssc  fiierit  ad  Hcrutiiiiutn  fstf»>rt* 
pro  mensuris  pondoribus  et  ulnis  capieiidis  ot  probandis  S^^uoseaUus» 
. ...  s»'u  , . , ,  ballivus  ussumpti«  secam  preposito  villr  ot  cachepoUo 
maudabit  sr'n  "^cullu-  dr  (Tililn  prodictn  vcl  ilints  linrL»onH«'s  dr» 

discretioribus  du  eadem,  si  ipsi  sciu-scalli  non  potucriiit  iuteresKc.  et  atl 
aulam  Gilde  couveiitant  et  deindo  monsuras  predtetas  cum  ponderibus 
et  uhiio  pol-  totam  villani  rapiant  ot  ad  diotatn  aulam  diffom  ^cient  et 
ibi,  ]>rout  docirt,  piT  staiidarda  in  custodia  dictfinim  -tMicsfMlbiruin  irtld«' 
cxisteutia  ibidem  probabuiit.  £t  si  dctectuui  vcl  t'alsitatoiu  iu  aiiquani 
inveneriot,  tradatur  illa  mensura  seu  pondus  vel  ulna  «c  pro  fislso  pro« 
Itata  in  custodiam  prcpositi  predicti  usque  prosimam  cariam  dicti  Wtl' 
helroi  ....  et  ibi  danijiiK  fnr. 

*  ürofs  II  29Ö:  Cousideratum  ost  quod  oimiea  bus^tdi,  lagoue  viiii 
ot  servisie  et  omne«  alle  Mcosure  sigUlautur  cnm  Btprno  domini  Rogis  in 
Ebdomada  Pasehe  ad  ultimum  ....  In  CarH>!<<  s«  ]i*>int  dit'  Gilde  die 
Kontrolle  dor  Maf^e  gepachtet  su  haben.  Grofs  II  38:  Firma  men^ 
surarum  vaiet  etc. 

*  Grofa  II  $2:  Quod  si  ....  unus  de  gitda  predicta  posuerit 
lu  dcm  snnm  super  rem  i|Mam  et  apposuerit  protium  pro  quo  eam  vo> 
lucrlt  emcr«*,  nunu.s  alias  quam  iP-'  '|nt  tucrit  do  .soriotatf*  {ir*'<lict.T  an- 
debit  rem  illam  fmcre  , . , .  uec  ill»-,  cuius  res  illa  fu't  audebit  rem  illani 
vcndere  alii  t^uam  uni  qui  fuerit  de  societate  predicta,  nee  pro  majori 
precio,  quam  illc  qiii  fiierit  de  societate  predicta  preteadebat.  * 
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Vertreterin  aller  Verkehrslnteresäen  der  Bürger  Hefa  sie  hier 
nielit  nur  aU  egoistische  Verfechterin  rein  privatwirtschaft- 
licher Tendenzen,  sondern  vor  allem  auch  als  Beschützerin, 
ja  aU  Versorgerin   der  Konsumenten   erscheinen  im  Bereich 
d^jenigen  WirtÄchattsbezirks,  den  sie  durch  llir  Monopol  "be- 
herrschte.   Daher  erteilt  sie  in  Leicester  12t)5  den  Webern 
flie  Erlaubnis,  auch  nachts  zu  arbeiten,  giebt  ihnen  Preistaxen 
uikI  verbietet  ihnrn,  Bestellungen  aus  anderen  Städten  anzu- 
nehmen, weil  .si«'  jL^enug  für  die  Bürger  von  Leicester  zu  thun 
hätten*;  daher  betiehlt  sie  in  Anduver,  «lafn  erst  die  »Stadt  und 
da«  umgebende  Laud  mit  Lebensmitteln  vertiurgt  ^ein  mibsen, 
ehe  iitüidc  Kaufleute  zugelassen  werden,  und  verbietet  ihnen 
im  allgemeinen  t  den  Markt  vor  einer  hesttmmten  Stande  zu 
besuchen sie  kontrolliert  die  Ware  der  dortigen  Weber 
dorch  den  Zwang,  öffentlich  vor  dem  Oildebeamten  und  nicht 
SU  Hause  su  veniaufen* ;  sie  sorgt  dafür,  dafs  Bier  und  Wein 
secundum  ordinacionem,  d.  h.  in  geaichten  Gefiifsen  verkauft 
werden,  und  setzt  den  Preis  für  jede  8orie  fest  ;  sie  verlangt, 
data  kein  Stück  Vieh  unter  mehrere  Fleischbänke  verteilt 
werden  soll  —  wahrscheinlich,  um  dem  Publikum  die  Möglich- 
keit zu  geben,  sich  da>  rjewünschte  gleich  an  einer  Fleisch- 
bank auszusuchen*;   aber  andererseits  verordnet  sie  auch  im 
Jahre  l-MG  wahrscheinlich  infoige  einer  Hungersnot,  dals  auch 
die  frennlüu  Fleischer  an  jedem  beliebigen  Tage  der  Woelie 
ihre  Waren  in  der  Stadt  feilbieten  dürfen,  wenn  sie  dafür 
nur  (iie  festgesetzte  Gebühr  zahlen*.    80  kümmert  sie  sich 
gerade  in  dieser  Stadt  wie  kaum  in  einer  anderen  um  gute, 
reichliche  und  billige  Versorgung  der  Bürger  mit  allem,  was 
zum  Leben  nötig  ist.  Und  gerade  hier  hat  die  Gilde  bis  in 
unser  Jahrhundert  fdle  Stürme  überstanden,  gerade  hier  er- 
wies  sie  sich  kräftig  und  elastisch  genug,  auch  den  Anforde- 


t  rirof»  II  164. 

*  Ibideui  II  291:  Item  nnllns  regratsriu»  cmet  gallinas,  ova,  ca- 
pones,  aucaa,  pullos,  eanies,  pisie:^  «lonee  probi  homtnes  de  villa  et  de 

patria  enirnint    Vfjl.  aueli  obnn  S.  426. 

*  Ihif|<-m:  Quod  uullus  fullator  ueque  textgr  tlc  cctero  veudant 
piumus  iu  «li.mibus  aut  alibi  in  Cu«todia  eorundcm,  iiiai  produeant 
Tenditorcs  et  oinptores  corani  UalUvis. 

*  Z  1>  TI  ....  vadiut  Commniiitfiti  einnn  las  pr<»  eo  quod  vou- 
diilit  ceruisiaiii  toiitia  ordiuacioucm;  vgl.  JS.  Ü04:  provif*uiu  est  ....  ue 
aliqua  braciatrix  veiidat  aoioda  Scniistain  nisi  iior  Mensuma  sigilla- 
ta«  de  communi  »igillo,  femer  ibid.  II  290:  Dicmit  quod  (luamvi» 
pliires  eniUTit  aniuialia  plurn  v<l  uumn  unimal.  vciulatur  suner  unum 
•»tallura  <'t  noii  .super  plurcs  stallos  (.Vgl.  z.  13.  die  ßcgrüuduug  einer 
Rimlichfn  HeBtimmuiig  in  Ouiiabroek  [Philippi,  (».Hnabrückor  Gilde* 

ttrkutid«'!)  No.  41  ]) 

»  Ibidi  ni  H  :W0:  (^uod  quilib.  r  Caniifi  x  cxtraneiis  venmt  (juolibet 
die  in  septiniana  <'t  vfudat  Merceä  suas  iU-.  ci  tt- ro  in  villa  de  Audevere, 
et  quod  einaut  et  uiactant  in  eadom  villa  pro  voluntate  aua.  Ita  quod 
faclant  BalUvifi  Liberfatis  de  Andeuere  eonsactudineui  prout  decet 

13* 
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rungen  einer  neuen  Zeit  Genüge  zu  thun,  indem  sie  sich 
spfltcr  iiacli  verualtiing:.stechnischcn  Gesichtsj^uiiktt-n  in  drei 
Gni]>|K'ii  teilte,  zu  deren  jeder  etwa  20  verschiedene  Gewerbe 
gehörten. 

Hier  in  England  ist  die  Gilde  also  schon  in  den  ersten 
Zeiten,  in  denen  sie  uns  tiberhaupt  entgegentritt,  als  Korpo- 
ration eini  ,  luanehmal  die  einzige,  wirtschaftliche  Verwaltungs- 
behörde der  kStadt.  An  anderen  l?unkten  ist  es  ihr  wenigstens 
gelungen,  sich  aus  einer  privatrechtlichen  Organisation  spttter 
sum  leitenden  Oi^n  der  Stadt  nmxubilden.  Ich  versuchte 
oben,  diesen  Umwandlungsprozefs ,  soweit  wir  ihn  verfolgen 
können,  an  dem  Beisuiel  von  Paris  in  seinen  einzelnen  Phasen 
SU  schildern*;  i>  ihr  heraus  hat  sich  der  städtische  Rat  in 
der  Hauptstadt  Frankreichs  entwickelt;  er  erscheint  als  ein 
Ausschufs  der  Gosamtgilde.  Und  gerade  hier  gelang  es  ihr, 
eine  arbeitsgetcilte  Verkehrsordnung,  eine  Leitung  und  Regelung 
des  gesamten  lokalen  Handels  dnrehzufüliren .  wie  das  ^Uttel- 
alter  viplleielit  —  al)fi;esele'n  von deugrolsen  italieniscli»'n  1  luTidels- 
emporien  —  nichts  Gkiclies  aufzuweisen  hat.  Knutiu  Miniseh'' 
Einsicht,  unternehniender  llandelsgeist,  unterstützt  vun  einem 
ralieliti^^en  Küiiigtum ,  jretra^^^'en  von  drr  Gunst  der  gesamten 
Blir^^crseliatt  —  diesen  Faktoren,  die  sich  sonst  eben  nicht  zu- 
sammen t'andcn ,  hat  Paris  seinen  crofseu  wirtschaftlichen  Auf- 
schwung schon  wlihrend  des  Mittehuters  zu  danken.  Und  wie  die 
Gilde  hier  den  gesamten  Handelsverkehr  der  Stadt  leitet  und 
ordnet,  so  haben  in  Vatenciennes  ihre  Beamten  die  Aufsicht  über 
die  gesamte  Tuchprodnktion,  den  Haupterwerbszweig  der  Stadt, 
und  alle  Zünfte,  die  sich  damit  befassen,  stehen  unter  ihrer 
obrigkeitlichen  Kontrolle*. 

Wie  selten  scheint  indessen  der  Gilde  diese  Urabiiduug 
zur  Behörden  Organisation  gelungen  zu  sein!  Möglich,  dafs  der 
Ratsverfassiinp:  hier  und  dort  eine  Polizriverwaltung  durch 
die  Gilde  voraii^^^« 'gangen  ist ;  aher  indem  die  Gilde  bei  der 
Umbildung  zur  Ratsbehörde  ihren  ^H'no.sseiisehattlichen  Cha- 
rakter fast  iihorall  verlor,  ist  uns  jede  Möglichkeit  ^enonnm'n, 
aus  den  Gestaltiin^^^en  der  Ratsperiode  auf  die  frühereu  Zustände 
Schlüsse  zu  ziehen. 

Und  so  wird  es  auch  wohl  vergebens  sein ,  hier  für  die 
Bedeutung  der  Gilde  in  der  Entwicklung  städtischer  Ver- 
fassungsformen ,  ähnlich  wie  bei  der  Betrachtung  ihrer  wirt- 
schafUichen  und  socialen  Bedeutung,  gewisse  typische  Ent- 
wicklungsreihen finden  zu  wollen.  Eben  weil  clie  Gilde  nur 
unter  gewissen  günstigen  lokalen  Verhältnissen  überhaupt 
öffentlich- rechtliche  Bedeutung  gewinnen  konnte,  eben  deshalb 
kann  sie  als  wesentlich  für  die  mittelalterliche  Stadtverfassung 


»  Ygl  oben  S.  68  ff. 
•  VgL  oben  S.  65  f. 
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nicht  be  t  rat  Ii  tet  werden.  Wenn  es  im  allgemein on  der  Oanj? 
mittelalterlicher  StadtgeschicLte  ist,  dafs  die  Städte  üicli  eine 
mehr  oder  minder  grofse  Freiheit  und  Autonomie  erringen, 
und  dafs  sie  dieser  in  einer  anfangs  aristokratischen,  dann 
mehr  nnd  mehr  demokratisierten  Verfassung  Ausdruck  geben, 


bedingendes  Moment  einer  auf  diesem  Wege  vorwärtsschreiten- 
den Entwicklung  gewesen.  Nicht  der  Inhalt,  das  eigentliche  Wesen 
dieser  stiid tischen  Verfassungen,  die  Kompetenz  ihrer  leiten- 
den Organe  findet  sich,  wie  man  wohl  angenommen,  schon  in 
nuce  in  der  Oiklnvc  rfassung  und  der  Gildf'kompetenz  rntfialtcn, 
aber  die  Oildt*  hat  einerseits  oft  das  formale  Vorbild  tVir  die 
{iulsere  Organisation  der  stiidtisihcn  Verfai>sungen  abgegeben; 
sie  hat  andererseits  oft  ei?ieTi  Teil  wenigstens  der  Bet\iirTiis<o 
au9g<r«ribt.  die  spilter  iiln  lall  auf  Kat  und  Bürgermeister  uber- 
gegangen i>ind;  »ie  hat  endlich  Jiautig  die  Elemente  in  sich 
vereinigt,  die  als  die  mächtigsten  und  einflufsreichsten  der 
Stadt  an  der  Spitze  der  freiheitlichen  Bewegung  der  Bürger- 
schaft diese  ihrer  neuen  Verfassung,  ihrer  Selostrerwaltung 
entgegenzuiühren  herufen  waren. 

Nicht  darauf,  dafs  sich  uberall  in  Deutschland  und  Frank- 
reich ein  st'ldtiscber  Rat  bildet,  hat  die  Gilde  Einflufs  gehaht, 
aber  in  der  Art,  wie  dieser  Rat  sich  in  den  einzelnen  Städten 
zusammensetzt,  spiegelt  sich  das  Macht  Verhältnis  Mrieder,  in 
dem  die  Gilde  als  Vertreterin  des  Kaufhiannsstandes  zu  den 
tibrigen  socialen  Gruppen  und  deren  Organisationen  in  der 
»Siadt  steht;  nicht  dais  in  Nordfrankreieh  und  Flandern  fast 
üb'M-.ill  freie,  geschworene,  korporative  stiidti.-^elie  Gemeinwesen, 
die  comiiiunitiites ,  sicli  gebildet  haben,  das  verdanken  diese 
Städte  ihren  Kaufmann^sgüden  als  solchen;  «iber  gerade  hier 
kann  man  Gierkes  Satz  *  gelten  lassen,  dafs  die  alte  Gemeinde 
das  neue  Prinzip  der  freien  Einung  in  sich  aufnahm  und  aus 
der  Verschmelzung  nnd  Durchdringung  beider  Rechtsbegriffe 
der  neue  B^riff  der  commune  hervorging.  Dies  Prinzip  der 
Einung  war  es,  das  schon  lange  vor  dem  Entstehen  der  com- 
mune,  der  freien,  beschworenen  Stadtverfassung,  die  Gilden 
ins  Leben  gemfen  hatte;  und  der  Geist,  der  in  diesen  Gilden 
leben'Iig  war  und  wirkte,  das  Bedürfnis  des  GroDskaufinanns 
nach  Freiheit  und  Schutz,  die  grofse  Konzentration  von  Reich- 
tum und  Macht  in  den  lokalen  Vereinigungen  der  Grofskauf- 
l'Mite  haben  jenen  Bewegungen  Kraft  und  Schwung  verliehen 
und  sie  fast  überall  raseli  zum  Ziele  ir«^führt.  Nirgends  in 
England  winl  man  Gilde  und  Stadt  mit  einander  identifizieren 
kennen :  aber  die  kaufniänmseiie  Interessenvertretung,  die  wir 
in  der  Gildeorganisation  vor  uns  haben,  verfocht  die  wirt- 
schaftlichen Ziele  der  Stadt  nach  aufseu  hin  und  hatte  oft  vor 


'  Geuosseuacjiaftsrccht  S.  220,  251  f. 
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dem  Tribunal  der  Stadt  Rechenschaft  abzulegen*;  ihre  Be 
amten  als  die  tiichtip:sten  und  erfahrensten  Kaufleate  der  Stadt 

traten  oft  an  die  Spitze  des  Ooniftinwesens ,  und  erst  eine 
spMt'M'^*  Zeit,  die  —  vor  allein  in  Srlmttland  —  wieder  den 
pnvatreehtlichen  Tliaraktcr  (ler  (iiliie  mehr  und  mehr  in  den 
Vordergrund  treten  liefs,  eine  Zeit,  in  der  di»'  niiiehtig  an- 
gewachsenen unteren  Klassen,  die  an  den  wirtschaftlichen  Pri- 
vilegien der  Stadt  nicht  teil  hatten,  denen  der  Abechlafs  der 
oberen  Schichten  das  Aufsteigen  in  diese  Bevölkerangskreise 
fast  aur  Unmöglichkeit  machte,  in  der  Gilde  den  Druck  einer 
trota  ihres  grofsen  Umfanges  aristokratischen  Korporation 
schwer  empfanden  — ,  erst  eine  solche  Zeit  hat  in  Schottland 
den  Kampf  nm  »Ii"  T.t'itnn^  der  Stadt  auch  hier  für  die  unteren 
Klassen  zur  BrdiH;,^!!!^^  ilirrr  wirlschat'iliclien  Exi5=trmz  i;-'Mnacht. 

Hatte  dir  (lüde  in  Deutscldand  im  Kampfe  mit  den 
Mächten  des  Bestehenden  aus  älterer  Zeit  die  neue  Macht  des 
aufkommenden  Kaufmannsstandes,  dessen  Ansprlichc  und  Be- 
dürfnisse, verfochten,  so  hatte  sie  nun  ihrerseits  sich  wieder 
zu  verteidigen,  ihre  Machtstellung  zu  wahren  gegenüber  den 
neuen  Gestaltungen,  die  im  12.  und  13.  Jahrhundert  em}>or- 
kamen,  nach  unten  ihre  wirtschaftlichen  Privil^en  gegen  die 
aufkommenden  Handwerkerklasscn,  nach  oben  ihre  Ver- 
waltungsbefugnisse gegenüber  den  städtischen  Küten. 

Es  kann  hier  natürlich  nicht  meine  Auf^xabe  sein,  auf  die 
K(Uitn>vei'J5en  über  Entütehun^rs^rt  der  Ratsvcrfasnun^,  über 
ihre  Fortentwicklung,  t\ber  die  llerleitung  und  Weiterbildung 
ihrer  Kompetenzen  mich  einzulassen ;  im  allgemeinen  wird  man 
wohl  Qothein  darin  zustimmen  können,  dafs,  „wenn  irgend 
eine  Institution,  nachdem  sie  nur  einmal  feste  Gestalt  ge- 
wonnen hatte,  überall  ein  einheitliches  Gepräge  triigt,  es  der 
Hat  ist,"  dafs,  „wenn  bei  irgend  einer  ganz  vcr>ehiedenen 
An>,-ft/o  und  Ausgangspunkte  anzunehmen  seien  dies  eben- 
falls •    r  Ivrtt  sei  -. 

\\  \v  sahen,  wie  selten  i  s  d.  r  Gihle  geimi.i.'^t  ii  ist,  sich  zur 
RatJ*beh<irde  umzubilden.  In  Paris  liegt  der  l'rozefs  in  allen 
Einzelheiten  vor  uns,  in  Köln  ist  die  Kichcrzcche  gleichsam 
eine  Station  auf  dem  Wege,  der  aber  dann  nicht  welter  ver- 
folgt werden  kann. 

Wie  im  allgemeinen  in  Deutschland  die  Entwicklung  •inen 
andern  Verlauf  genommen  hat,  wodurch  es  hier  der  Gilde  in 
den  meisten  Fällen  nicht  gelang,  sich  zur  Rat*ibehörde  umzu- 
bilden, win  im  (Jopfrntf^il  fb  r  Rnt  nft  nf^bm  ihr.  im  Or»^ensritz 
zu  ihr,  eiiijH.rkam,   wie  versclu'<''l'ti  dann  das  Verhiillnis 

von  Bat  und  (iilde  je  nach  den  lukal«  n  Bedingungen  gestalten 
konnte,  das  hat  jSit%»eh  für  einige  niederdeutsche  Kleinstädte 


>  Siohe  die  aji.Hfuhrlifhen  Erörtermigcn  bei  firofa  I  Kap.  V  u.  \X 
•  Oothoin,  WiTt«icbaft«g(«cbichte  15. 
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in  meisterhafter  Weise  geschildert   Das  Entscheidende  war, 

clafi^  in  der  Gilde  in  späterer  Zeit  die  priTatwirtschaftlichen 
Tendenzen  im  Wirtschaftsleben,  ihre  aristokratischen  im  socia« 
len  Leben  nu  hr  und  mehr  hervortreten,  dafs  die  neben  ihr  ent- 
stehenden Haudwerkergenossenschaften  in  ihr  nur  eine  egoistische 
V«'rtreterin  ihrer  eigenen  Interessen  sehen  mufsten.  Ihr*'  Eigen- 
srli.itt  als  einziger  wirkÜ^  li  knpitnlkräftiger  Macht  der  Stfidt,  als 
er>t'  r  Urg.iiiisationsforiii  «mikm-  mehr  und  m^lir  f(»rts<'hreitenden 
( t.-Mwirtsch.-itt ,  ilirc  F.'ilii^ikt'it,  ans  einem  angesammelten  Mo- 
biliar- luul  JninioljiliMr-Kapital  Iifuti-n  und  Probenden  ihren 
Mil^liiMh  rn  zu  gewüliren,  das  alles  bewirkte  ein  Gegengewicht 
gegen  die  öftenilicli  rechtlichen  Funktionen  der  Gilde,  wo  sie 
sich  solche  errungen ,  das  um  so  drückender  dem  aufserhalb 
der  Gilde  stehenden  Teil  der  Stadtbevölkerung  sich  fühlbar 
machen  muTste,  je  mehr  derselbe  sich  seiner  ökonomischen 
Macht  bewufst  wurde  und  derselben  auch  politische  Geltung 
20  verschaffen  suchte. 

Auf  jeden  Fall  war  gegenüber  der  polizeiliclien  Markt- 
verwaltUDg  durch  die  Gilde  die  im  12«  und  13.  Jahrhundert 
emporkommende  Ratsverfassung  schon  ein  gewaltiger  Fort- 
schritt. In  dem  Hat  verschmolzen  gleichsam  die  älteren  Prin- 
zipien der  vor>tfiflti>('hen  Zeit,  die  an  römischo  Kiiiriclitungen 
anknü|)t'i'ii«lr'ii .  »lureh  eliri.->tlicl)e  Ideen  beherrschten  (Irund- 
sUtze  der  \'«'rwaltun^sorgani.satioii  in  Markt  und  \N'irtschaft 
mit  dem  neu  get'urid(5nen  Uechte  des  eigentlich  kaut'umnnischen 
Lebens ,  mit  dem,  was  eigentlich  das  Wesen  der  Gildeorgani- 
sation ausmachte.  lu  der  ganzen  Art  seiner  Verwaltungs- 
organisation knüpfte  der  Hat  an  die  älteren  Marktordnungen  au, 
aber  der  stadtwirtschaftliche  Egoismus,  der  in  den  Tendenzen 
der  Gilde  seine  erste  Ausbildung  erhalten,  gelangte  erst  unter 
der  Leitung  der  stadtischen  Räte  zu  voller  Blttte.  So  war  das 
Wohl  der  IStadt  als  eines  Ganzen,  als  einheitlichen  Wirtschafts- 
körpersj  das  eigentliche  Ziel  der  Ratspolitik,  nicht  mehr  in  glei- 
chem Mafse  mit  den  privatwirtschaftlichen  Standes-  und  Cliquen- 
Interessen  verknüpft;  das  Gefühl  einer  grOfseren  Verantwort- 
lichkeit gegenüber  dem  Ganzen  trat  notwenrlig  an  deren  Stelle. 

Gewifs .  auch  in  dieser  Politik  nuu  iit  sich  die  sociale 
Zusammensetzung  fies  b*ats  deutlich  bemerkbar.  Es  war  na- 
türlich, dals  er  i\i^t  überall  ans  den  reichen,  ;^rundbesitzen- 
«len  Kauflenten  mit  ilirem  weit<  r«n,  mein-  aut?»  Ganze  ge- 
richteten Blick,  ihrer  gröiseren  Bildung  und  Erfahrung,  ihrer 
besseren  Welt-  und  Menschenkenntnis  sich  in  seiner  ersten  Zeit 
rekrutierte ,  dals ,  wo  er  anfangs  aus  oder  von  den  einzelnen 
genossenschaftlichen  Organisationen  gewählt  wurde,  die  Gilden 
der  Kaufleute  sich  einen  erblichen  Anspruch  oder  wenigstens 
das  Recht,  die  meisten  Ratsstellen  zu  besetzen,  zu  wahren 
wufsten. 

Wir  sahen,  wie  in  Dortmund  die  Reinholdsgilde  erst  lang- 
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sam  von  den  Handwcrkergilden  verdrängt  wird*;  in  Beauvai«, 
dem  bekannten  Vorbild  ftir  so  viele  flandrische  und  nord- 
französische  Städte,  werden  noch  100  Jahre  iiarh  der  Kiii- 
führung  des  städtischen  Rat^  von  den  13  Katsmitglicdeni  allein 
7  von  der  Kaiifniannsgilde,  die  6  anderen  von  den  21  übngcn 
Korporationen  der  Stadt-  gevvälilt. 

In  Lille  wird  1235  bestimmt,  dafs  12  nciif^ewaljlte  Scholien 
13  Geschwurcue  zuzichea  füllten,  5  aus  der  Gilde,  8  aus  der 
übrigen  Bärgerschaft*. 

In  Schottland  hat  die  Gilde  überall  ihren  Anspruch  aaf 
Besetzung  der  Ratsstellen  gegen  die  Handwerkei^^Hden  oft 
jahrhundertelang  zu  verteidigen^. 

Und  doch  lag.  wie  gesagt,  selbst  in  dieser  ersten  Rats- 
behörde von  durcnaus  aristokratischem  Charakter  fiir  die 
Handwerkerklassen  vor  allem  der  eine  Vorteil,  dafs  innerhalb 
derselben  und  bei  Ausübung  ihrer  Funktionen  privatwirtschaft- 
lich-egoistisclie  Tendenzen  eine  weit  gerin^'cre  Rolle  spielten,  al» 
in  einer  ursprünglieli  zu  rein  ])rivat\virt^chaltlichen  Zielen  or- 
ganisierten, erst  später  mit  ötientliili-rechtlichen  I^efugnissen 
ausgerüsteten  rienos^scnschat't.  Es  war  eine»  wirkliehe  IJehörden- 
organisation,  wie  elienials  die  stadtlierrlielien  Beamten,  nur  jetzt 
ganz  von  bürgerlicljen  Interessen  und  Bestrebungen  gcleiti't.  So  fiel 
dem  Rate  denn  die  Ordnung  des  wirtschaftlichen  Leben.-,  die  Ver- 
kehrs- und  Marktpolizei  fast  überall  zu;  er  ordnete  Mais  und  Ge- 
wicht, bestrafte  Fälschung  und  Meinkauf,  beaufsichtigte  Qilden 
und  Zünfte,  die  von  ihm  ihr  Recht  erhielten,  meist  aUmfthlich 
gänzlich  von  ihm  abhängig  wurden  und  nur  ein  geringeres  Mals 
wirtschaftlicher  Selbstverwaltung  behielten.  Nur  in  kleineren 
Orteji,  unter  engen  beschränkten  Verhältnissen  mochte  die  hier 
nicht  allzugrofse,  darum  nichtso sehrschwerfällige  Kaufmannsgilde 
noch  einen  oder  den  andern  Zweig  der  Markt[)olizei  in  ihren 
Hunden  behalten;  sie  ordnete  in  Men<len  Mals  und  Gewicht 
trotz  des  städtischen  Rats^:  die  Göttinger  Korsenworschten 
müssen  von  ihr  ihr  Recht  empfangen  ®;  sie  bihlet  in  Valeneienncs 
die  oberste  Verwaltungshe!  >rde  für  das  gesamte  Tucherhnnd- 
werk^.  Gerade  die  .sehart.sinnigsten  und  glänz*  ndsten  Aua- 
führungen Nitzschs  gelten  dem  Nachweise,  in  weleher  \\'«M8e 
sich  im  Laufe  der  Zeit  die  Auseinandersetzung  zwischen  Ciilde 
und  Rat  in  den  einzelnen  Städten  vollzog,  wie  die  Gilde  bald 
alle  ihre  Befugnisse  an  den  Rat  verliert,  vom  Rat  gänzlich 
„erdrückt  wird**,  bald  sich  unter  oder  neben  demselben  eine 


>  V'^l  oben  ÜT  Abtpihmg  I  §  G. 

*  Lachairc,  L<?s  commuiifs  fnui^aises  p.  154. 
8  WamköniLr  II,  2  S.  162:  Hegel  II  170. 

*  Grofß  i  App.  D.  §  3  p.  213  ff. 
»Nitzseh,  Zweiter  Aufsatz  S.  378  ff. 

*  Nitzs.  li.  ebenda  S.  390. 
'  Vgl.  obeu      66  f. 
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flelbflttiidige  Stellung  nnd  weitgehende  Kompetenzen  mt  wah- 
ren weffs. 

Im  allgomcincn  abor,  vor  allem  in  den  gr^3^^!ier^•n  Stiklten, 
>>f'flfi!t(^t,  wie  das  Aufkommen  .^eU>-tfiTuHger  Handwerkerzünfte 
den  Unier/i^an«:  der  Gilde  als  wirtschaftlich  und  .soi'ial  mafä- 
^j^ebender  ( )rganisationj  so  das  Auf  kommen  der  Ritsverfassung 
das  Ende  ihrer  Uedeutung  in  Verwaltung  und  Verfassung  der 
Stadt  Die  fi^enosaensch^tche  Orgaulmtion  der  Kaufinium- 
Schaft  war  recht  eigentlich  ein  Eampnnittel  gewesen,  eine  Waff^ 
im  Kampfe  mit  den  hemmenden  Gewalten  des  freien  Handels- 
verkehrs ^  eine  Waffe  auch  im  Kampfe  gegen  die  führenden 
und  herrschenden  Mächte  aus  älterer  Zeit  Jetzt  war  der 
Knmi>f  von  den  .st<ldtischen  Bürgerschaften  siegreich  durch- 
^^eführt;  neue  KJasAcn  tauchten  aus  Uufireiheit  und  Unselb- 
ständigkeit empor. 

So  mufste  die  Ciilde  selbst  ihre  Vorrechte  gegen  die 
Mächte  der  neuen  Zeit  verteidigen  und  ist  im  Kampfe  gegen 
dieselben  erlegen.  In  den  Bftten  Bchnf  sich  die  Bürgerschaft 
als  eitthdtliche  Interessengemeinschaft ,  als  nolitischer  Einael- 
körper  eine  organische,  dem  Gänsen  dienenae  Vertretung. 


Anhang  L 
Tabellen  zur  Geschichte  der  Kölner  Gilde. 
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üerkuiiltsangaben  der  Gildeliste. 

KegieriLUgsbezirk  Köln         Kegierungsbez.  Düsseldorf 


•  F 

Name  des  Oitee 

QaaUtftt 

u  c 

Birsmich 

Haus 

Bonn 

Stadt 

Frieshoim 

Dorf 

Lffhenich 

Flecken 

Mau  heim 

Dorf 

Neunkirchen 

Dorf 

Paphentlorf 

Dorf 

ßeehthem 

Dorf 

Siegburg 
Wipperfurt 

Stadt 

4 

Stadt 

2 

Wc-ithovcn 

Dorf 

1 

Zuemlurf 

Dorf 

2 

RegieningebeBirk  Aachen 


Kamo  dG9  Orteä 

Qualität 

Per- 
sonen 

AldenhoYon 

Dorf 

1 

Aachen 

Stadt 

2 

J  ülich 

Stadt 

2 

Idimich 

Dorf 

1 

Teveren 

Dorf 

1 

Name  des  Ortes 

QnaUt&t 

Giere 
Dnisbii^ 

Monheim 
Polleu 

Scbmitthauseu 

Stadt 
Stadt 

Dorf 
Dorf 

« 

K  n  h  ! 

n  7. 

Name  des  Orte» 

Qoalit&t 

,  ~a 
a 

Andoniach 

liaeherach 

Boppard 

Höingen 

Remakou 

Valendar 

Stadt 

Stadt 

Btadt 

Dorf 

Stadt 

Stadt 

1 
3 
8 

l 
2 
1 

10 

Kc,uieriiii;^^sbczirk  T  r  i  e  r 

^  Name  des  Ortes 

Qualit&t 

,  s 

lli^rleii 
Trier 

de  Mosella 

Dorf 
Stadt 

1 
1 
8 
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Westfalen 


Name  des  Ortes 

Qualität 

.  a 

J. 

Vohren 

Dorf 

1 

«■'„11  „ 
V\  eile 

Stadt 

1 

de  West&Iia 

2 

4 

Süd-u.  Westde 

»utschland 

Name  dee  Ortes 

Qualitftt  1 

1 

zi  a 
^  2 

40 

Aschaffonburg    j  Stadt 
I)ie<len  Hofen 
Freibiug 
MaiiiB 
Speyer 
Suevi 
Ulm 
Worms 


Stadt 

1 

Stadt 

1 

Stadt 

1 

Stadt 

2 

Stadt 

1 

4 

Stadt 

1 

Stadt 

1 

112 

Andere 
europäische  Länder 


Name  des  Ortes 

QnaUat 

Basel 

Stadt 

t 

3 

Frencliisse 

1 

Seot . . . 

1 

Valt'ticieuiicd 

Stadt 

1 

Vonlun 

Stadt 

1 

ZOrich 

Stadt 

2 

Übriges 
Norddeutflc  bland 


N.unc  <h:s  Ortes 

Qualität 

•  mm 

^  i 

Esichwege 

Stadt 

1 

Goslar 

Stadt 

2 

Göttinnen 

Stadt 

1 

Hildeeheün 

Stadt 

1 

Saxoues 

6 

12 

Belgien  and  Holland 


Xaiiu'  Am  Ortes 

1 

!  Qualität 

,  3 
u  :^ 
—  «Ml 

o 

Diiiant 

'  Sta.H 

1 

Vlerdingen 

Dorf 

1 

HnUidmi  (f) 

1? 

Ypem 

Stadt 

l 

Lattich 

Stadt 

3 

Löwen 

Stadt 

1 

Mastrleht 

Stadt 

1 

Romani 

4 

Roeremont 

Stadt 

1 

Staveren 

Stadt  1 

1 

Utrecht 

Stadt  ' 

1 

Tongern 

Stadt 

1 

17 

9 


Resultate. 

Von  %  Per«»onen  «tanunen  auA: 

Regierungsbezirk  KöUi  17  «-  16  ^.'9 
der  Rheinprovina  42  «  44 

Von  76  Personen  stammen  alias 

Städten  55  72«/o 
Dörfern  21  —  28  «/o. 
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Herkiinftsbezeichnungen 
ii  des  Listen  der  Keiner  Weinbrfiderseluift. 

I.  Dentschlaiid. 
A*    H  h  einpro  vi  nz. 
a)  Bgbs.  Köln. 


Kreis  Külu 


Name  des  Ortes 

Qualität 

1 

Per- 
sonen! 

Baldenberg 

Dorf 

Ürauweiler 

Stadt  1 

Brftbl 

Dorf  1 

Kalk 

Dorf  1 

Knln  1 

Sta<lt  1 

Dänd  Weiler 

Dorf  1 

An  der  Daunen 

Hof  1 

Deutz                  1    Stadt    ;  4 

Gleuel 

Dorf 

Laogel             1  Dorf 

1 

Loevenich 

Dorf 

IMerlioim 

Dorf 

Niehl 

Dorf 

Ossendorf 

Dorf 

Poulheim 

Dorf 

Riehl 

Dorf 

Roggendorf 

Dorf 

1  } 

Stotzheim 

Dorf 

Stommeln 

Dorf 

büiz 

1  Dorf 

Sflrth 

Dorf 

Sunnerswlorf 

Dorf  1 

Troisdorf 

Dorf 

Am  Felde 

Kotten 

Wedflndorf 

Dorf 

Kiüi.s  Bergheim 


Name  daa  Urtes 

Qualität 

BeilLur;:; 

Dorf 

1 

Bergliüim 

Flecken 

1 

Blatsbeim 

Dorf 

1 

Kerpel 

Flecken 

1 

Kanter 

Dorf 

2 

Gleseli 

Dorf 

2 

Heppendorf 

Dorf 

1 

Ilüchelhofen 

Dorf 

1 

IcUendorf 

Dorf 

1 

Lach 

Dorf 

1 

Ffaffendorf 

Dorf 

1 

|13 

Kreis  Bonn 


Name  de^  Ortes 

Qualität 

<D  a 

liurnheim 

Dorf 

Bonn 

Stadt 

Kanlorf 

D(.rf 

Keldenich 

Dorf 

Kfidinghofen 

Dorf 

1  )ni--il.>rf 

Dorf 

Mtitleiidorf 

Dorf 

Ii  heiudorf 

Dorf 

8 
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Kreis  Euökirchen  Kroits  Siegburg 


QtiAiitjlt 

•  s 

u  ü 
-  c 

=^  i 

Nune  dei  Ortos 

Qiuüitftt 

Euskirchen 

Stadt 

1 

Bumkenberg 

Dorf 

Gyminpiiich 

Dorf 

4 

Dollendorf 

Dorf 

} 

r.t'clK'iiicli 

Stiidt 

1 

Eich 

not 

Merzenicli 

Dorf 

Gercdsen 

Dorf 

Pingsheim 

Dorf 

f 

Hilliftheliii 

Dorf 

Rovcnifh 

Dorf 

1 

M<;ndeii 

Dorf 

Dorf 

1 

Pleis 

Dorf 

Wiehtorich 

Dorf 

2 

Siegburg 

3 

1 

1 
4 

18 

10 

Krei«  Mtlhlheim 


Kreis  Waldbri^l 


Nttue  des  Ortes 

(^lalit&t 

Bensbcrg 

Dorf 

1 

Dfinne 

Dorf 

i 

H<t1 

Dorf 

Holz 

Hof 

i 

Hülscu 

Dorf 

1 

MAhlheim 

^itadt 

8 

Dorf 

0 

Fatlmth 

Dorf 

Rraf 

Hof 

{ 

Bclierve 

Dorf 

1 

Zfindorf 

Dorf 

I 

15 


Kreis  Blieiiibftch 


Niimc  dfM  Ortos    Qualität  t  s 

-8 


Merk  I  iihoim 
Stotzheim 


Flecken  '  1 
Dorf      I  1 

'  2 


Name  des  Ortes 

QnsUtit 

A  1 

Dorn 

Dorf 

•> 

Eich 

Hof 

2 

Rheine 

Weiler 

1 

5 


Kreis  Wippen urth 


Name  des  Ortes 


Wi[»perflhrth 


Stft'lt  ,  1 
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.b)  Rgbz.  Dttsseldorf 


c)  Rgbz.  Koblenz 


Name  des  Orte» 

Qualität 

c 

Dorf 

Barl 

Dorf 

l 

Broich 

Dorf 

l 

Kaldenhausen 

Dorf 

l 

Kalkftr 

Stadt 

l 

Stadf 

Kell  wich 

Dorf 

Kuckhof 

Hof 

l 

Kuüf>n 

Hof 

Am  Ormz 

Hof 

l 

l>roevou 

Hof 

Dorf 

l 

Emmericli 

Stadt 

Stadt 

Stadt 

2 

öravett 

Hof 

Hielden 

Dorf 

i)..rr 

j 

Hoxhöfe 

Hof 

j 

Hochstaden 

Scldofs 

Jochen 

Flecken 

j 

Loichlntj-'-u 

Dorf 

j 

Hof 

l 

Zar  Lilie 

Gut 

Liiureti 

T 

Dorf 

Fh'cken 

LüUaukirclieu 

Dorf 

l 

L5iknnt 

Dorf 

Ifüblheiin 

Stadt 

l 

Nettesheim 

Dorf 

l 

Norreiiberg 

Dorf 

l 

Neuis 

Stadt 

Oever 

Hof 

l 

Orsoy 

Stadt 

l 

Pilz  hausen 

Dorf 

l 

Batmfreii 

Stadt 

Rees 

Stadt 

Romers  kirchen 

Dorf 

Uut 

l 

Scharen 

Hof 

l 

Tom 

Weiler 

\V  II  nr»p     t'*  1 1  i 

Dorf 

} 

Wanheim 

Dorf 

1 

Wallrat 

Dorf 

Wittkopf 

Haus 

Wenien 

Stadt 

Weruielökircheu 

Dorf 

Weraten 

Dorf 

Wesel 

Stadt  ' 

W^'ve! 

Hof 

Weingart 

Hof 

Bgbz.  D6sMldorf 

69 

.  a 

Name  des  Ortes 

Qualität 

o  a 

"  ai 

A  fii  1  <iT*ti si f* n 

Bacherach 

Stadt 

Breitbach 

Dorf 

1 

Brohl 

Dorf 

Dettich 

Dorf 

} 

Hirt/.i'iiach 

Dorf 

lAu/. 

Stadt 

Nassen 

Weiler 

\ 

S.'\-i  i; 

Dorf 

\\  iiiiiiiipen 

Flecken 

Rgbz.  Cobienz 

KT 

d)  Rgbz.  Aachen 

Name  des  Ortes 

Qualität 

^  2 

OB 

Aachen 
Birkendorf 

Drircii 

Krkelenz 

Ertzeibach 

Gilsdorf 

Gevenich 

( Jrnti'Tirnth 

Giit^teu 

Jülich 

Heimbach 

Heinsberg 

Loniuiericli 

Marienherg 

Nideggen 

Nörvenich 

Kördorf 

Schleiden 

Zweibrüggen 

ty<  (?) 

Vlutti'u 

Frelenberg 

Wa.'«sen})erg 

Wicht(>rich 

Wissersheim 

Weifsweiier 


Stadt 
Dorf 

Stadt 

Sradt 

Dorf 

Dorf 

Dorf 

Dorf 

Dorf 

Stadt 

Dorf 

Stadt 

Gut 

Dorf 

Dorf 

Dorf 

Dorf 

Stadt 

Dorf 

Dorf 

Dorf 

I  )orf 

Dorf 

Dorf 

Dorf 

Dorf 


Rgbz.  Aachen 
e)  Rgbz. 


1 

Trier 


37 


Name  des  Ortes  Qualität 


§ 

08 


Manderscheid 
Ottvvciler 
Polich 
Sehndorf 


Dorf 
Stadt 
!  Dorf 
Dorf 


'  1 
1 
1 

f  1 


Rgbz.  Trier  | 
PondiuiigtB  (tt)  XU  8.  »  Dorm,  KAitfktiUMgUdeii. 


14 


I  4 
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B.   Provinz  Westfalen 


Ksm«  des  Ortes  j  Begiemogsbezirk 

QuAUtftt 

Personen 

Altena 

Brilon 
Kückelheim 

In  der  Hellen 

Hörne 
Liuhof 
Porta  (V) 
Recklinghaiisen 

Siegen 
Unna 

Wehe 
Wes*iiug 

Arnsberg  , 

Arns^berg 

Anmberj? 

Aruäberg 

Amalberg 

Arnsberg 

Arn!*berg 

Minden 

Münster 

Ani-bcrg 

Arnsberg 

Arnsberg 

Arnsberg 

MüuHter 

Stadt 

Stadt  1 

Dorf  ' 

Dorf 

Haus 

Dorf 

Hof 

Stadt 

Dorf 

Stadt 

Stadt 

Dorf 

Dorf 

1 
1 

2 
2 
1 
1 

1 
1 
1 

1 
1 
1 

1 

^rov.  Westflüen  | 

0.   übriges  Norddea 

16 

id 

Name  des  Ortes  Gebiet 

Qualität 

Personen 

Kardorf 

Königi^hofen 

Goej*<lorf 

Guntcrgdorf 

Lftlin!<teui 

f  >.>torf 

liatzebarg 

Stelle 

Ürzel 

Westerbarg 

Kgbk'.  Wii  .sbadeii 
Bgbz.  Wiesbaden 

Holstein 
Rgbz.  Wii'öbaden 
Rgbz.  Wiesbaden 
Waldoek 
Lauenbuiv 
Frieslanu 
Rgbz.  Kassel 
Bgb2.  Wiesbaden 

Durf 
1  Dorf 

Dort 

Flecken 
1  Dorf 
1  Stadt 
!  Dorf 
,  Dorf 

Flecken 

t 

1  1 

!  1 

1  X 

Übriges  NorddeutM^hland  |  10 


D.   Sttd-  and  Westdeutschland 


Name  des  Ortes  j  Gebiet 

QnaUtftt 

1  Personen 

1 

Alchen 

Baiem 

Dorf 

Annerod 

Hessen 

Dorf 

Kggensheim  (?) 

Batlen 

Dorf 

Gentz 

Baieni 

Dorf 

Metz 

LothrinjEren 

Stadt 

Mühlst.  in  (?> 

Haden 

])*)rf 

Putzhofeu  (i) 

liaieni 

Dorf 

)  * 

Bpey*>r 

Pfals 

Stadt 

8üd-  und  Wcstdcutscbland  ,  |  8 
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U.  Andere  Länder. 


Name  des  TirtcH 


T 


Gebi»>t 


Qualität  Personen 


Assat  (?) 

Bommel 

Dtnant 

Gennon 

Mr-tlinln 

Utrecht 

Vianden 

Zutphen 


Andere  Lauder  j 


i>;iiik"reieh 
iioUaiid 

Belsen 
Niederlande 

Helfi^ien 
Niederlande 
Luxemburg 
NiederlftiuSs 


Stadt 
Stadt 
Stadt 
Stadt 
Stadt 
Stadt 
Stadt 
Stadt 


1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 


8 


Nicht  festzulegen 
waren  folgende  (Orte)  Bezeichnungen: 

de  Oibra,  de  J*r,vske  (Brngfrc  ?X  de  Capside,  de  Conebar|r,  de  Kriech- 
portzen,  de  innula  Ce.-^aris,  de  lynreke,  van  der  lolfjh,  de  Monticnlo, 
de  nemore,  de  Onsheim,  vanme  JKotarde,  de  tum,  de  Varaich. 

Resultate. 


Gebiete 

Anzahl 
der  Personen 

Prozentsätze 

B^enmgBbezirk  Köln 

98       i    37,5  *»/o 

Rheinprovinz 
Westphalen 

Übriges  Norddeut.schland 
Sü  1   inid  Westdeutschland 
Andere  Länder 

219 
16 
10 

8 
8 

84  «/o 

6% 

4  •'  ,  0 

3  »/o 

Summa 

261 

100  »/o 

SUidte  73 
Dörfer  189  = 


26,5  «  <^ 
73,50 


/o. 
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Yergleiehende  Tabellei  der  stidttselien  und  liidUeheB 

Hiikmiftsorte 

1.  in  der  Gildeliste  aus  dem  12.  Jahrhundert, 

2.  in  den  Schreinskarten  der  Martins-  und  der  lAurenz- 

pfarre  (Könige r.  Schreinskarten  I), 

3.  in  2  IMrgerlisten  aus  dem  12.  Jahrlmndert, 

4.  in  der  Aufnahmeliste  der  Weinbrüderschaft  1356 — 1371, 

5.  in  der  Bürgeraufnahraeliste  1356 — 1371, 

6.  in  der  Bürgeraufnahmeliate  1356—1479. 

l^rozentöätze 


Urkimde 

«  *- 

S  rs 

aus 
laudl. 
Orten 

i 

Urkimde 

S 

—  a 

QQ 

Oildeli»te 

55  1  21 

Gildeliste 

72»/o 

2S®/o 

Schniiiskartcn 

199 

121 

Sihreinskarten 

62,5  "/o 

87,5 ''0 

Bür^erlisten 
Weuibrüderschaft 

127 

54 

Bnr^erlistcn 

70  «•/9 

Wenibrüderschaft 

1356-1371 

73 

m 

1356-1371 

26,50/0 

73^*/« 

Bfir^c  ran  f n  ahme 

Bürgeraufnahme 

166 

,  337 
1360 

1S56— 1371 

35,50/0 

64,5 

Bürger  HU  tVi  h  1  u  ne 
1956-1479 

81$ 

Bürgeiuut'iiHhine 
1856-1479 

38<»/o 

62<V« 
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Urkimde  Landgraf  Heiarichs  (11.)  vom  6.  Mai  1337. 

Goflmckt  hol  Kuchenheekfr,  Anal.  hnas.  IV"  1276*  AuB« 
rag  daraus  bei  G  engl  er,  CocL  iur.  muo.  p.  469. 

Heinrich  bestätigt  die  Kasseiür  Innungen. 

§  1- 

Nos  Henrichs  Dei  gratia  terre  Hassie  T.mit^raviiis  nostro 
et  haereduiii  nostrorum  nomine  Reco^noscimus  in  his  scriptis 
publice  prütitcndü :  Quod  tirleles  et  dilcctuü  nostros  veteris  et 
novi  ex  alia  parte  Fulde  oppidorum  nostrorum  Cassel,  sub 
gratiiB  et  libertatibus  quibnscumque  quoad  fratemitates  et  uni- 
<meB  eomm,  qiiae  filnange  vulgaritear  dicuntur,  hactenus  per 
eo0  babitaa  et  serratas  in  antea,  constanter  et  generöse  toIu- 
muB  coiiaervare  praemiam  oonfiratemitates  prout  ab  ipsis  «er- 
▼ate  sunt  ratificantes  et  tenore  praesentium  easdem  ÜDemliter 
approbantes. 

§  2. 

Sic  quod  deincepe  nnUi  res  aliquas  dictas  confratemitates 

seu  uniones  respicientes  seu  tnngontes  in  dictis  oppidis  aliqua- 
liter  oTn»M'e  aut  vendere  licebit,  nisi  jjiius  praememorata  vide- 
licet  traternitate  seu  unione  sibi  comparata  et  prout  hoe  moris 
exstitit,  a  dictis  nostris  oppidanis^  qui  super  iuxta  rei  ven* 
dibiliö  statum  requireudi  sunt,  debite  ac  legitime  acquis>ita. 

§  3, 

Per  approbationem  tarnen  praemissam  oppidanis  nostris 
lanificinm  in  praescriptis  nostris  oppidis  e^ercentibiis  in  gratia 
eorom  nnper  ipsis  a  nobis  concessa  praeiudicium  gravari  nolu- 

mnn  quovis  modo.    Nam  b'teras  nostras  desuper  confectas  et 

Eer  nos  ipsis  traditas  in  onrni  eanun  rigore  et  robore  invio- 
kbiliter  voiumus  observari. 

§4. 

Dantes  ipsis  in  evidentiam  pracmissorum  has  nostras  prae- 
sentes  liti  ras  super  eo  nostro  sigilio  firmiter  commiuitas. 
D*  1387.  In  die  beati  loannis  apostoU  ante  portsm  catinam. 
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Statuten  der  Gewaudsiliiieideriunung  vom  Jahre  1402. 

Gedruckt  bei  Fincke,  Beschreibung  der  Stadt  Kassel. 
Beilage  VII  No.  22.  Amag  bei  Gengier  8.  472. 

Vs  IV  Hermann^  von  Gote.s  (iiiadon  T.niit^rave  zu  Hf^sson. 
Bekennen  vor  uns  unde  imße  erbin  ulieutliehiu  in  dussem 
Brive,  daz  wir  unsiru  lic])en  getriiwen  nnßem  burgim  den 
gewantsnydem  unde  Kouffluden ,  die  in  der  ynnunge  sin  zu 
Kasacl  begnmdigt  lutbin  unde  begnadigen  eyner  Iimimge  unde 
bruderschiiff  in  aller  mafie  als  hernaeb  geschrebin  «ted. 

§  1. 

Zum  ersten  wer  in  der  jnnunge  sin  sal  ador  wel,  der  aal 
sin  ejm  bidderbe  man^  sine  em  wole  beward  han  unde  cgoi 
recht  Ekind  sin  und  sal  nymandes  eygen  sin. 

§  2. 

Oiudi  wer  in  derynniingc  sin  wel  unde  kouten  sal  tinde  kan  ' 
er  eyn  hantwergk,  daz  «al  er  von  stund  verloben  swereu  unde 
nidderlcgen,  die  wile  er  sich  der  jnnunge  unde  gilde  gebraichen 
ire\,  usgenummen  agkerlude  und  muntcer. 

§  3. 

Wer  aueh  den  gewandsnid  unde  Kouffgilden  baid,  der 
ensal  keynen  gesellen  mit  t haben  zu  deme  snidde  er  enhabe 
auch  den  gewandsnid  und  güde. 

§4- 

Wers  auch  daz  eyne  oder  tzwene  eynen  konff  kouffeteo, 
der  da  in  der  gilde  weren  von  gewande  ader  Tun  Ijaenwaiidt 
und  quemen  eyner  ader  tawene  dasu,  die  oueh  dieselbe  güde 
hetteUi  die  mochten  den  kouff  midde  behalten. 

§  «>• 

Oueli  cnsal  nyniand  kryn  gewaud  üniden  uff  trylion 
Jahnnar^^kndrn  und  Kirmißen  er  rnliab»'  dan  den  snid  iinde 
ynun^'«'  darheiuien,  da  er  gesessen  ist,  us^'cscheiden  die  Wullen- 
weber uß  unsem  SloBen,  die  zu  den  tziteu  sn^deii  mögen  unde 
anders  nicht;  wer  das  Tirbreche  unde  man  das  in  warheUe 
findcy  der  sal  vir&Uen  mit  caehin  phunden  hessischer  Plenige 
uns  tsw^eil  unde  den  gewandsnydem  ein  driteiL 

§  6. 

Vmh-  auch  ensal  in  der  woehen  vortme  nymnnd  keyn  .ire- 
wfuul  snidei)  <  r  enhabe  die  vorgenante  ynauuge  als  vor  ynde 
nach  geschrcbin  stod. 
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§  7. 

Ouch  ensal  keyn  lynenw«  Lcr  kovn  lynenwand  verkauffen 

gelten  ad  er  anders  yraand  in  Kassell,  die  da  uß  andern  stetia 
and  Sloßen  sind,  Sic  onhabin  sie  dan  rrste  geboden  den 
Kouffluden,  die-  in  der  Iiuiunge  sin,  ab  sie  die  kouftin  wulden, 
Und(^  SfiUin  auch  kevn  lynenwand  snyden  mögen  inkeine 
wiz  dan  uff  tVilien  Jahrniargkt  den :  welch  lynenweber  daz  vir- 
breche,  der  sulde  uiißer  und  imßer  erbin  gnade  darumb  er- 
werbin. 

§  8. 

Oach  wer  den  vorgenonten  Qewandflnid  unde  Innunge 
Labtn  «al,  der  sal  darumb  gebin  18  guede  gülden  ader  wer 
davor  als  zu  Cassell  genge  imde  geneme  ist  und  Ir  deme 

Qildemvster  eyn  stobichen  wins  unde  tzwey  phund  wasses  zu 
iren  liebten  unde  uns  unde  unfiern  erbin  eyn  nalb  forteil  wins : 
daz  vorgerurte  Geh  gelt  sal  uns  unde  un6ern  erbin  tzweyteil 
unde  den  gewandsnidem  dritteil. 

§  9. 

Oucb  welch  gcwandsnyder  die  aylde  haide  unde  abe  gehit 
von  dode^wegen,  de»  eldiste  son  sal  die  gilde  losen  unde  kaufifin 
mit  anderbalbin  gülden  ader  werunge  davor  als  zu  Cassell  genge 
unde  geneme  ist  unde  uns  unde  unßern  erbin  eyn  halb  forteil 
wyns,  iglichen  g^ddenmei^^ter  eyn  stobichen  wins  unde  tzwey 
phund  waßes  zu  irem  lichte. 

§  10. 

Unde  welcher  in  der  gilde  ist  und  keyne  libeserben  had 
tinde  abe  gehit  von  todes  wegen ,  des  ehliche  husfrauwe  sal 
die  vorgenante  gilde  halb  habin  von  irs  Huswirtes  wegen  unde 
waz  sie  tochter  haid,  die  sollin  auch  die  gilde  halb  habin  unde 
damit  vercrbit  sin  unde  daz  ander  halbe  teil  kouitin. 

§  11- 

Onch  mögen  die  gewandsnyder  en  selbis  zugetwange  gude 
gesetze  ander  en  machen,  die  widder  niis  ader  unsern  erbin 
nicht  eiisin  unde  von  den,  die  die  broelie  1)reclien.  die  sal 
mau  nemen»  die  sie  dann  daruff  setzen,  unde  .sollin  des  von 
uns  macht  habin  unde  soliche  Bruche  soUiu  uns  und  unßern 
erbin  tzweyteil  uude  en  daz  dritteil. 

§  12. 

Ouch  wan  si»^  virlMMl<let  werden,  welche  zied  en  des  not 
ist,  under  eynainU  i  ,  wvv  dan  nielit  kounued,  der  6a\  ver- 
brochin  haben  6  phenge,  die  solliu  gefallin  zu  iren  lichten. 

W* 
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§  IS. 

Ouch  wan  sie  iren  Knecht  heißen  phenden  vor  ire  broehe, 
welcher  die  phanrle  wr  rto,  der  Bai  nocn  eyns  aUo  vele  gebin, 
tu,  den  Torgeuanteu  iicbten. 

§  14. 

Ouch  sollen  sie  alle  Jar  giliieiiieister  kisen  nffe  sendte 
Claus  abind,  die  dazu  Ketzin  sollen,  daz  alle  ding  det>te  baß 
gehalden  werden. 

§  15. 

Wen  ouch,  daz  ejner  koufinannc,  die  dusse  kouffgilde 
hette,  alse  vorgerürt  ist^  sine  frauwe  sterbe,  sine  kinde  oder 

er  Seibis:  So  sullen  die  andern  koufTlude  undc  ire  frauwen 
alletzucmale  zu  der  grufft  und  zu  deme  oppfT  komen;  wi  r 
des  nicht  enthede,  der  sulde.6  phenge  verbrochen  han  zu  ireu 
lichten. 

§  16. 

Ouch  ensal  nymand  keyn  gewand  8iiyden  dan  uff  frlben 
Jarmargkeden ,  die  der  gilde  nicht  enhan  nach  dem  als  Yo^ 
geschrebin  sted^,  wer  diz  yerbreche  nnde  nicht  enhilde,  des 
man  en  aberkommen  künde,  der  sulde  dammb  yirfallen  sin 
unde  verbrochin  habin  czehin  phund  uns  tzweytei]  unde  den 
kouffluden  evn  dritteil  und  waz  hroche  liiruinb  verbrochen 
werdeui  da  sal  man  umb  phenden^  als  digke  des  not  ist 

§  17. 

Da  sal  imßer  Amptmaiiii  wer  der  int  zu  Kas.sel  zu  der 
tzit  zu  helrtVn  ])henden  al.-^  des  not  i>\.  und  mociit  man  des 
Amptmanns  nicht  ^'diabin,  so  mogin  und  sollin  ire  gildemeister 
und  iro  gesellin  von  unßer  wegin  darumb  phenden  als  vur- 
geschrebin  stcd. 

§  18. 

Ouch  ensolltn  die,  die  in  dusser  Innunge  sin  nickt  me  sin 
denn  60  unde  nicht  darüber. 

§  19. 

Were  ouch  daz  ryner  ader  eyne  dusse  Innung  virbrechcn 
und  nicht  entliildc  als  vorgerurt  ist,  der  ader  die  sulden  der 
Innunge  nicht  me  habin  unde  ir  recht  daranne  virwii^ked  bgn, 

§  20. 

Wer  auch,  daz  sie  alle  dusse  Innunge  virljrcclu'u :  so 
sulden  aia  alle  dusse  vorgenante  Innunge  virloren  hain  uude 


*  Vgl.  8  6. 
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gulde  dusser  briff  dan  auch  keyiip  macht  han.  Oiich  ensal 
nymand  keyn  gewand  sniden  in  uiißeru  gerichte  zu  Cassel 
anders  dan  al»  vorgeschrebiii  sted, 

§  21. 

Ouch  ensollin  sie  virbaß  nie  iiyinaiide  iii  die  Innunge 
aemcu  cz  ensin  dann  mit  unßin  ader  unßer  erbin  wissen  unde 
willen. 

Dießes  tzu  Urkunde  han  wir  unfier  Ingesigel  an  dussen 
briff  lassen  hengken. 

Datum  a.  D.  MGCCC  aecundo  sabbato  primo  post  festnm 
omnium  sanctorum. 


III. 

Anfhebnng  der  Kasseler  Innnngeii  1384. 

Hca».  Landcsordnungen  I  4  No.  30. 

....  Ouch  80  aal  alle  Innunge  ufiin  unde  abgethan  sin 
dry  Jahr  umb  des  willen  daz  die  unBeren  Verstorbin  sin  in 
den  Steden  und  umb  eynes  gemeynen  nutzens  willen ;  daz  sich 
ander  lüden  in  de  Stade  wenden;  und  maff  auch  eyn  iglicher 
in  i^yme  huse  kouffin  und  verkouffin,  und  wan  die  dry  Jalir 
▼erloufiin  sin  so  raogln  Wir  widder  Innunge  gebir  und  tun 
nach  unße!ii  willen.  UthI  dlewile  des  nicht  geschieht,  so  en 
aai  keyne  Innunge  sin  adir  keyn  hantwergksmeister. 


IV. 

Weinaussehank  der  Gewandsehneider  1583. 

Fincke,  Beilage  S.  17. 

Wir  Wilhelm  von  Gottes  Gnadt  n  T^andgrave  zu  Hessen, 
Grave  zu  Katzenelnpogen,  Dietz,  Ziegenhain  unndt  Nidda  etc. 
Thuenn  kundt  hieran  bekennende,  daz  wir  unsern  Liebenn 
getrewenn,  der  Hansengrebengilde  undt  Gewandschneidern 
7AI  Ca.>?seU  uff  ihr  undertheniges  l)itliches  Ansuchenn 
ihnnn  alten n  Iwrtrebrachtenn  Gebrauch  tlcs  Wcinsciianks  die 
woehenn  curjjoriö  Ciiristi  über  giicdi^lich  zu^classrnn  unndt 
bcstetigtt  babenn  und  thuenn  das  iiin  unndt  mit  kraflt  dieses 
brietVes,  also  unndt  dei>;estalt,  daß  ernielte  Hansengreben  uff 
Mitwochenn  vor  Corporis  Christi  nacliniittag  umb  ein  Uhr 


Digitized  by  Google 


220 


xn  iL 


ihronn   ein^r^kaiif^'^nTi   Hansocrrebenwein    zti   schenckenn  aa- 


darmit  uffhoreim  »ullenn.  Doch  düs  >i<'  unß  y  m  solchem 
Weinschank  die  Tnink^touer  treaheh  uimdt  gutlich  jedes 
Jahrs  y  was  die  Ichiung  treggt,  geutzlich  betzahlenn  undt  e« 
Bonftteim  mit  dieaem  Weinschank  nffirichtig  und  ehriick  baltmu 
Ohne  gevehrde. 

Zur  Uhrkonndt  un<l'  r  unsem  hiemiff  gelracktenn  foist- 
liehen  Sekrett  uidt  Handtamchenn  ^ebenn  sa  KabmO  am 
Erslenn  Maj  anno  1683. 
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Staats-  und  socialwissenschaftliclie 

ForschuDgeu 


heraudf^geben 
von 

Gustav  Sehmoller. 


Zwölfter  Band.   Drittes  üeft 

(Dar  guam  BmIm  drciaiidflüifKigates  Heft) 
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Verlag  vou  Duucker  &  Uumblu^t. 

1898. 


Das 


Wohnungsmietrecht 

nnd 

seine  sociale  Keform. 


Von 

Landrichter  K.  Schneider 

in  CSassel. 


Iieipadg, 

Verlag  von  Duncker  &  Humbio t. 

1898. 
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Vorwort 


T)o!Ti  ]  In  auögebcr  der  „Staats-  und  socialwiasenachaft- 
lichen  Forschungen",  Herrn  Professor  Schmoll  er,  bin  ich 
für  die  Veröffemlic  hung  dieser  meiner  Abhandlung  in  deren 
Reilie  ganz  bcdunders  deshalb  zu  Dank  verpflichtet,  weil  meine 
Erörterungen,  die  hier  zunäclist  gezogenen  Grenzen  tiber- 
sdureitend,  aus  dem  Bereiche  des  Privatrechts  vielfach  rein 
jaristische  Streitpunkte  zur  Sprache  bringen,  die  freilich,  wie 
alles  Privatrecht  selbst,  in  ihrer  Rttckwirkung  auf  das  eigent- 
lich socialpolitische  Gebiet  bedeatsam  genug  sein  mOcfiten. 
Auch  trägt  meine  Arbeit  teilweise  eine  vielleicht  zu  schwere 
litterarische  RUstung;  allein,  ganz  abgesehen  von  einer  gewissen 
Liebhaberei  meinerseits  in  diesem  Punkte,  konnte  es  auch 
wohl  angemessen  erscheinen,  die  das  zu.  Besprechende  be- 
treffenden Stimmen  und  Urteile  in  annähernd  ausreichender 
Zahl  zusammenzustellen  und  des  unmitt<ilbaren  Eindruckes 
wegen  zum  Teil  auch  wörtlich  wiederzugeben. 

Cassel,  26.  Februar  i89a. 

Der  Verfasser. 
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§  1. 

Die  Bedentoag  eiaer  .^iaki"  Umgcstaltug  useres 


«Jura  ad  «errandos,  non  ad  perdendoa  hominM  nata  »imt." 
Lvibniz,  Brief  an  Kestner  Toin  17.  Mlrz  1700. 

l>ie  Forderung  der  Uinbililuiig  einer  Keihe  von  ISätzea 
unsert'jj  heutigen  Privatrechts  im  sogenannten  socialen 
Sinne  pocht  je  liiiigtr  je  ungestümer  an  die  Pforte  der  Rechts- 
wissenscliaft  und  der  Gesetzgebung ;  will  sich  die  privatrecht- 
liche Jurisprudenz  und  mit  ihr  der  Gesetzgeber  nicht  einer 
Vemachlttssigung  der  Pflicht,  Vorausscliau  Uber  die  Entwick- 
lung der  Dinge  su  halten,  schuldig  machen  und  sich  mit 
Grund  dem  oft  gehörten  Vorwurfe  einer  allzu  grofsen  Be- 
harrung auf  veraltete M  O rundlagen  aussetzen*,  so  werden  sie 
den  eifernden  Socialpolitikern  Gehör  schenken  und,  bei 
etwaiger  Festhaltung  des  bisherigen  Standpimktes,  darüber 
wenigstens  Kede  und  Antwort  stehen  müssen. 

Finden  sich  doch  auch  bereits  in  den  Reihen  der  Juristen 
selbst  Tiianelu'  luelir  oder  ün'iider  entschiedene  Vertreter  dieser 
neuen  luelituiig.  die  in  einer  Zeit  socialer  Wirren,  wie  es  die 
unseri^'e  ist,  selbst  neijen  den  grolsen  Aufgaben  des  Arbeitcr- 
verfiicherunirs-  untl  -Sehutzrecliti» ,  das  ja  auch  das  ('iviireclit 
mannigiaeli  berührt,  frewifs  eine  sorgfilltige  Prüfung  ihrer 
Berechtigung  erwarten  darf,  und  weiter,  wo  diese  anerkannt 
werden  mufs.  eine  ungesäumte  und  nachdrückliche  Förde- 
rung erheiscnt. 

Eine  solche  Prüfung  soll  im  folgenden  versucht  und  auf 
Grund  ihres  Ergebnisses  ilUr  einen  zwar  kleinen,  aber  be- 
sonders wichtigen  Teil  unseres  Privatrechts,  den  Wohnungs- 


•  Man  ver^l-  darüber  .Monper,  Der  Entwurf  eine»  B.G.B,  und 
die  besitzlosen  Volksklasson ,  S,  13.  3U;  Meili,  Die  neuen  Aufgaben 
der  modernen  Jurisprudenz  in  t\ou  WioTi<  r  .,.Imi?^ti.«cbon  Blättcni", 
Jahrg.  21,  Nr.  15—19,  S.  20«:  Hartmai.  n,  Arth,  f.  d.  civ.  Praxia, 
Bd.  73.  S,  364;  auch  Baehr,  Jahrb.  f.  fJogmatik,  Bd.  XI,  S.  l,  und 
R.     J bering  Bd.  I,  S.  3  ebenda. 

FonebungM  (99)  XII  8.  —  Sc1inoi<l»r.  1 
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in ict vertrag,  eine  Umbildung  im  ^st)cialen  Sinne"  vor- 
geschlii^en  werden.  Zur  Einleitung  und  um  Uber  die  Ziele 
dieser  ikw^gung  auf  dem  Privatrech tsgebtete  im  allgemeinen 
Klarheit  zu  gewinnen,  mag  es  sich  aber  empfehlen,  zun.lchst 
einige  ihrer  wichtigsten  Fürsprecher  mit  ihren  Urteilen  darüber 
anzuführen. 

Man  wird  nicht  fehlgrtücn,  wenn  m;in  jene  I^^strebungen 
geschichtlicli  an  die  VorlUufer  der  neueren  8ocuilist*^n  und 
die  ersten  lirkJlmpfer  der  „freien  Konkurrenz'"  ^  Fichte, 
Si.smoudi  u.  a.  ankmipft,  obwohl  sie,  wie  der  Socialismus 
selbst,  sich  erst  allmählich  über  ihren  Sinn  und  Umfang  klar 
geworden  sind.  In  letzter  Zeit  ist  einer  ihrer  vornehmsten 
Vertreter  der  Berliner  Professor  Adolf  Wagner,  der  in 
seinem  Werke,  dem  „Lehrbuche  der  politischen  Ökonomie*^ 
(2.  Auflage  1879)'  ausföhrliche  Besprechungen  einer  solchen 
Umbildung  des  Privatiechts  widmete.  Von  einem  innigen 
Zusammenhange  zwischen  Recht  und  Volkswirtschaft  aus- 
gehend, der  eine  „thunlichste"  Beaclitiin«;^  der  Fordeningen 
und  Erfahrungen  der  letzteren  bei  Scliaft'ung  der  Kechtsord- 
nung  notwendig  mache,  bemerkt  Wntrner  (S.  370),  dals  in 
der  ni'Mloinen  Welt  die  möglichste  IJnumsciiränktheit  des  In- 
dividiiiiins  und  seiiirs  Eigentums,  die  n» ö gl  i  Ii  s  te  Frei- 
heit des  V  e  r  t  r  a  g  s  r  c  i' h  t  s  immer  umt'as.st>mler  und  all- 
gemeiner auf  all«'!!  (einzelnen  (iebieteii  im  Kocht  zu  einer  nur 
zu  au.sschlier»lichcn  Geltung  gekommen ,  dafs  aber  ein  all- 
mählicher Umschwung  eingetreten  sei,  eine  neue  Richtung, 
welche  den  Korapromifs  zwischen  den  Grundstttzen  des  Indi- 
vidualismus und  des  Socialismus  wieder  mehr  su  Gunsten  des 
Gemeinschaftsinteresses  verschiebe  (8.  871),  weil  die  freie 


1  W.  Uo«rher,  SyBtem  I  i  Volkswirtschaft  I,  8  97  Amii.  9.  — 
Auf  dtMii  Ix  soinlcron .  ojitjprcn  Gi  l)i«  t<'  des  Eigentnms.  von  dem  j'^tzt 
H«'lbftt  ein  römisch  -  nn-htlicher  Jurist,  wie  K.  v.  Jhering  (Zweek  im 
Recht  I,  S.519)  zugiebt,  dafs  die  Zeit  kommen  werd^.  wo  es  eine  ander« 
€restalt  wie  In  utn  nn  sich  trage,  machte  sich  jeno  Bewegung  wohl  am 
rr*«ten  cctrltoiid.  Man  ilenkf  »Ii.'  tranzöf»!-*rhon  Sncialbton  des  18.  Jahr- 
UnnUcrtÄ,  bcftoiuleris  BabiM  ut,  ßoissel.  ^rübinger  Zeitsehritt  für 
StaatswiMenschaftefi  1891,  S.  207)  und  unseren  dentseheti  Jmisten 
Hugo,  der  im  2.  Ban«le  seines  Lehrl)tieh«'s  eines  eivili)*tiselien  Kursus 
(3  Aufl.  1809,  §  249  ff.)  einen  Vorläufer  der  ebengenannten  Meng  er- 
sehen Kritik  lieferte.  Und  doch  konnte  K.  v,  Saviguy  in  seiner  be- 
rühmten Schrift  über  den  ^Beruf  unserer  Zeit  zur  Cresetzgebunff",  1816 
(S.47)  noch  saeen:  „Dieienigen  Oeffennitande,  welche,  wie  das  Ki-rfii- 
tum.  im  nicntj»iri=ti<rhen  PubliKum  mit  G  !  pi  ehpü  1 1  i  «k  e  i  t  be- 
trachtet werden,  und  von  denen  selbst  Juristen  urteilen,  dafs*  sie  ledig- 
lich der  juristischen  Technik  anheimfiallen.'' 

•  Die  dritte,  jetzt  anpekfiudigte  Auflage  (2.  Teil  der  or^U^n 
Hauptabteilang:  „Volkswirtschaft  und  Kecht'')  steht  mir  noch  nicht  xur 
Vernigung. 

>  Goldschmidts  Einwurf  hiergeceu  im  Handeltrecht,  3.  Aon, 
S.  15  Anm.  11  a.  E.  halte  ich  für  nicht  berechtigt. 
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Kookurrenz  zu  ein8eit%  die  kräftiureren ,  begabteren,  vielfach 
auch  die  gcvviöüenluöen  Elemente  auf  Koateii  der  schwächeren 
begünstige  und  daher  zu  mehr  oder  weniger  ächlimmen  Auä- 
beutinigB-  und  monofkolistischen  HerrBchafteverhältaisBen  und 
«1  bedenklichen  Oegensätzen  der  ökonomischen  und  socialen 
Lage  und  der  ganzen  Interessen  zwischen  den  nichtbesitzenden 
und  besitzenden  Klassen  wenigstens  ftlbren  könne  und  zum 
Teil  wirklich  führe  (8.  241).  Das  moderne  System  der  freien 
Konkurrenz  sei  daher  am  allerwenigsten  der  Abschlufs  der 
wirtschaftliehen  Entwicklung;  es  fordere  teils  eine  Korrektur, 
teils  (  ino  Krgänzung  aus  dem  Geiste  des  gemein  wir  tschaft- 
Hrlien  Systemes  heraus  (S.  251).  So  sei  denn  aucli  :vnzu- 
erlveiuu'ii.  i]nh  die  lieclitsiiistituto  sich  änderten  und  sopir 
verschwinden  könnten,  um  anderen  Platz  zu  niaehon,  WLun 
di<'  j^esellschaftliehen  Verhältnisse  das  bedingten ;  das  müsse 
fn  ilicli  in  jedem  einzelnen  Falle  genau  untersueht  und  m'eht 
nur,  nach  Art  der  Socialisten,  als  Folge  eines  abbuluten  Priii- 
cipes  hingestellt  werden.  Die  Wissenschaft  dürfe  den  Beruf 
zur  Gtosetzgebung  nicht  anzweifeln  oder  gar  den  Irrtum  be- 
gehen, als  ob  das  Werden  und  Wachsen  des  Rechts  sich  wie 
ein  Katurprozels  statt  durch  menschliches  Thun  vollziehe 
(S.  852)'. 

Diese  Betonung  der  Wandelbarkeit  des  Rechts^  und  der 
Ptlicht  des  Gesetzgebers,  statt  starr  am  früher  Gebilligten  oder 
Überkommenen  festzuhalten,  den  wechselnden  Anforderungen 
des  Verkehrs  aufmerksam  zu  folgen ,  sie  zu  schützen  oder 
durch  die  Macht  des  Gesetzes  zu  unterdrücken ,  die  bis  zu 
einem  gewissen  Grade  völlig  zutreffend  ist*,  findet  sich  auch 
noch  in  in iLcender  Stelle  ausgesprochen,  die  zugleich  auf  einen 
der  Hauptpunkte  dieser  Frage,  die  Vertragsfreiheit,  hinweist, 
welche  Wagner  als  eine  Folge  der  liechtsordnung  der  per- 
sönlichen Freiheit  und  der  Freiheit  des  Eigentums  bezeichnet 
(S.  221).  Jene  Worte  kuten  (S.  363):  „Die  persönliche  Frei- 
heit überhaupt  und  die  Vertragsfreiheit  speciell  mufs 
Inhalt,  Umfang  und  daher  auch  Bescnrünkung 
mit  nach  den  Bedürfnissen  der  Gesamtheit  er- 


'  Vüllifj  entsprechend  W.  Rosclier  in  seiner  Vorrede  zu  Dunk- 
wardts natiunalöKonomifiich-civilistischen  Studien  S.  IX,  und  sehr  nach- 
drfieUich  J.  G.  Fichte,  SftmmtUche  Werke,  Üd.  Iii  (Herün  im), 

s,  m. 

*  Vergl.  dazu  auch  K.  v.  J  he  ring,  Geist  d.  r.  Ii.  11,  8.  279,  und 
Zweck  im  Recht  I,  S.  430«  4SI,  487. 

'  Vorlirhaltc  könnte  man  pegrn  Wap:nrrs  Standpunkt  durch 
schärfere  Betonung  des  Ethinehon  luaclicn,  wie  v.a  beispieUweife  Ar- 
nold in  seinen  bchrifteu  „Kultur  und  llcchtsleben"  (S.  121  und 
j3«dit  und  Wirtacbaft  nach  geschichtlicher  Ansicht"  (S.  3:3  ff.)  gethan 
nAt.  leb  verweise  auch  auf  meine  higher  gehörigen  Bemerkungen 
im  §  2. 

1* 
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halten.  Da  diese  Bedürfnisse  selbst  wieder  dem  geschicht- 
lichen Wandel  unterliegen,  so  kann  die  Thätigkeit  des  Staates 
und  der  Gesetzgebung  auch  auf  diesem  Gebiete  niemals  snf 
die  Dauer  .ibgeschlossen  sein;  am  wenigsten  in  dem  Falle, 
wenn,  wie  bei  uns,  einseitige  Konsequenzen  atomistisch  -  indi- 
vidualistischer Auffassung  der  persönlichen  Freiheit  ohne 
Rücksicht  auf  die  gesellschaftliche  Rückwirkung  im  geltenden 
Hechte  über  Ocbtihr  zur  Anerkennung  gelangt  sind." 

Für  ei?ie  Ilciluii';-  uu.serer  gesellschaftlichen  iSchäden  auch 
durtli  Abänderung  des  Privatrechts  ist  aufser  Wagner  in 
der  soeben  dargestellten  nachdrücklichen  Weise  weniprstenfi 
gcb'gentlich  ProfesBor  G.  Schmoll  er  in  der  trefflichen 
Schritt  (1875)*  „Einige  Gruntltiageu  des  Rechts  und  d^^r 
Volkswirtschaft"  eingetreten,  worin  er  (S.  77)  itufsert,  dala 
wir  erst  am  Beginne  einer  neuen  Specialgesetzgebung  ständen^ 
die  mancherlei  neues  Unrecht,  das  wie  üppiges  &aut  jetst 
aufschösse,  strafrechtlich  oder  civilrechtlich  fassen,  welche 
manches  Unrecht  verbieten  könne,  was  heute  noch  durch* 
schlüpfe.  Schon  in  seinem  Aufsatze  „Die  sociale  Frage  and 
der  preufsisehe  Staat**  im  Aprilhefte  vom  Band  34  der  ^Preulsl- 
sehen  Jahrbücher"  war  er  diesem  Gedanken  nilher  getreten. 
A.  F.  S chä ff le,  zweifellos  einer  der  scharfdenkendsten  unter 
unseren  neueren  deutschen  Volkswirtschaftloni.  l>etr)nt  dap^egen 
in  seinem  Werkchen  .Die  Anssichtslosi^^kcit  der  Socialdenio- 
kratie''  (18s5)^  g.iTiz  besonders  die  iVdeutung  der  privat- 
rechtlichen  Seile  der  socialen  Frage;  denn  un?^ere  privat- 
wirtKchattliche  Organisation  empfange  „ihre  gruiidle^eiide 
Ordnuii^^  —  durch  die  Privatrcchtögesetzgebung,  durch  die 
Civilgerichtsbarkeit  und  durch  die  Zwangsvollstreckung  privat- 
rechtlicher  Ansprüche.  Für  das  Schicksal  der  Arbeit  und  des 
Kapitals**,  bemerkt  Schäffle  weiter  (S.  53),  „ist  daher  in 
erster  Linie  entscheidend  die  Art  der  Ausgestaltung  der  privat- 
rechtlichen  Institute  des  Besitzes  und  des  Eigentums,  der 
Dienstmiete,  des  Darlehns,  des  Tausches  und  Kaufes,  der 
Schenkung,  des  Erbrechts,  femer  die  Einrichtung  der  strei- 
tigen, der  freiwilligen  und  der  zwangsvollstreckenden  Civil- 
gerichtsbarkeit. Die  positive  Socialpolitik  winl  daher  nicht 
verp;essen  dürfen,  zu  fragen,  nb  nicht  auf  diesem  Boden, 
welchen  der  Socinlismus  n  z  eiubre<'hen  will, 
hauptsächlich  die  Keform  nötig  und  die  Fortbildung  mugUch 


'  In  .«« liöiior  Ziisnninirnfassun«^  Buden  sicli  deren  (redanken  auch 
in  Schmolle  rs  Aufsatze  ^l>ie  Horechti^keit  in  der  Volkswirtschaff* 
in  seiiH'in  Jalirbiiehe  für  Gesetzgebung  u.  tu  w.  Bd.  V,  8.  19  ff.  Über 
die  „ Freiheit  der  Verträge**  als  <las  Ideal  der  Adam  Rmithttcbon 
Vdlk.^wirtseliaf'tsleiire  s.  dort  8.  4^'.  ^K-^  w  nr  nicht  falflch;  sber  es  wir 
nur  ein  Teil  des  Gerechten,  waj^  sie  fonicrte.** 

-  Auch  sonst,  z.  11.  8.  92  der  Schritt  „Die  Inkorporation  des 
Hjpotbekarkrcditcs^« 
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8eL*  —  Und  in  Verfolgung  dieser  Oedankenreihe  behauptet 
ein  neaerer  Schriftsteller,  Professor  J.  Wolf  (Zürich)  sogar ^, 
d&i»  es  sieh  selbst  für  den  Socialisiuus  bei  der  socialen  Frage 
um  nichts  wie  um  Verwirklichung'  eines  ])rivatrechtlichen  An- 
spruchs handele;  dem  znstinimend  wiirr]«^  man  dann  freilich 
auch  zu  dem  Paradoxon  gelangen  können,  und  findet  es  in 
der  That  hei  Hf)dhertU8  angedeutet:  jene  ganze  Frage  sei 
in  iler  rechtlichen  Lösung  der  „specitieatio'*  (Zuweisung  des 
Eigentums  am  Arbeitserzeugnisse)  und  des  „(  Jegenstandcii  der 
Obligation''  (Vertragsfreiheit  oder  -Beschränkung)  beschlossen! 

Ähnlich  wie  A.  W  a  g  n  e  r ,  wenn  auch  nicht  mit  ^fchem 
Knchdrucke,  stellte  Maurus  1873  in  seinem  Werke  Jß*reihett 
der  Volkswirtschaft''  (S.  217)  den  Sats  auf:  «Der  Staat  hat 
dalUr,  dals  er  das  Eigentum  garantiert,  —  auch  ein  Recht, 
dem  Privateigentum  alle  jene  Beschränkungen  im  Oehraueho 
und  in  der  Benutzung  au&uerlegen,  welche  nötig  sind,  damit 
die  —  den  Interessen  Aller  entsprechende  Art  der  Benutzung 
erreicht  wird." 

Zu  äliTilich  all^'-'MivM!!  lautendem  Ausspruche  gelangten 
an<h  luir  die  beiden  zuerst  anicefuhrten  Sehriftsteller. 
J.  G.  Fichte  betont  in  seinem  „(iescidüssenen  ITnndols- 
staate**  (1800)^  dafs  ohne  Sehlieisung  der  Erwerl)8zweige 
keinem  für  die  Fortdauer  .seiner  Arbeit  und  seines  Brot- 
erwerbes Gewähr  geleistet  sei ;  die  Menschen  wollten  aber 
thirchau.s  frei  sein,  sich  gegenseitig  zu  Grunde  zu  richten. 
^Bei  der  völligen  Unsicherheit,  in  welcher  sie  sich  befinden, 
bevorteilen  und  berauben  sie,  —  zwar  nennt  man  es  nicht 
Raub,  sondern  Gewinn,  —  sie  bevorteilen  und  berauben  so 
hm^  und  so  gut,  als  sie  es  können,  diejenigen,  welche  hin- 
wi«äerum  sie  bevorteilen  und  berauben  werden,  sobald  sie 
die 'Stärkeren  sind."  Diese  Stelle  wird  man  wohl  als  Aus- 
gangspunkt der  vielfachen  Bemerkungen  über  die  Geltung 
einer  Art  von  Faustrecht  in  unserer  Gesellschaftsordnung  be- 
traehten  dürfen®.  Übrigens  findet  sieh  bei  Fichte  auch  das 
schone  Wort  (8.  400 ^.  d^s  man  .als  Wahrsprurli  den  tJnter- 
STichungen  iihor  dif  h«'utige  Wohnungsfrage  voraussehieken 
könnte;         sollen  erst  aUc  satt  werden  und  fest  wohnen, 


*  SoeialismuB  und  kapitalistische  Gesell.schaftsordnnng,  S.  573. 

•  a.  a.  O.  S.  45>^  ii.  447. 

'  loli  v«'rvv»'i><' auf  G.  Sch  moll  er,  rJnintlfraijon.  S.  7 }.  K.Mario, 
Allgemeine  Gruudsatzo  der  Volk.swirtschaft  III,  S.  (>0  („indirektes 
Faust  recht").  Nach  einer  Mitteilujig  gelegentlich  der  Beratung  des 
^'iirgiVf  ljou  r^andtages  über  die  Wucherfiraijc  sm  26.  November  1878 
?nl|  Miuh  (lif  ZfitmiL'  dl  -  Deutschen  Px  JiTntcnvereins  geüufsert  haben, 
•iii«  Faustreclit  den  Mittelalters  sei  in  der  Wucherfreineit  wieder  auf- 
gelebt. Dafs  diesen  Urteilen  von  gennifsigter  »Seite  weit  schärfere  aas 
üem  Kreise  der  aosgesprocbenen  Socialisten  an  die  Seite  gesetzt  werden 
könoten»  ist  allbekannt. 
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ehe  einer  seine  Wohnung  verziert ;  erst  alle  bequem  und  warm 
gekleidet  sein,  che  einer  sich  prächtig  kleidet!"  Aua  Si*» 
mondi*  möchte  ich  nur  eine  bezeichnende  Au fserung  an- 
führen :  „Ainsi ,  la  tfiche  du  goiivernoment,  comnie  pro- 
tecteur  de  la  popuhttiun,  est  de  mcttro  partout  des  bornes 
au  «acritice  fpie  chacun  pourrait  vtro.  r»'<lii!t  ä  faire  de 
lui-meme;  pour  empetlior  que  l'lioinnie.  apr«'}*  avoir  travaill^ 
dix  he?ires  par  jonr,  ne  cunücnte  ä  en  travailler  dnuze,  uua- 
torzc,  seize  et  dix-inur  u.  s.  \v.  Die  Beschränkung  der  Ver- 
tragsfreiheit, um  regierungsseitig  der  Unterdrückung  eine» 
Teues  der  Bevölkerung  zu  steuern ,  ist  von  Sismondi  also 
schon  klar  ins  Auge  gefafst. 

Von  den  Juristen,  die  erst  im  Anschluls  an  die  sich  all- 
mfthlich  von  der  sogenannten  Sniitlischen  Volkswirtschaftslehre 
abwendende  Nationalökonomie  dem  Probleme  einer  socialen 
Unibildung  nn^ores  Privatrechts  näher  traten,  ist  dann  dieser 
Punkt,  die  Beachriinkung  der  Vertragsfreiheit, 
schärfer  und  eingehender  formuliert.  In  erster  Linie  sind 
hier  der  Wiener  Rechtslclirer  A.  Menger  und  Professor 
(licrke  ( Berlin  |-  zu  nennen.  Krstoror  erblickt  im  nll- 
genicincn  in  der  juristiselim  Bearbeitung  des  Sozialismus  die 
wichtigste  Aufgabe  der  heutigen  Rechtsphilosopliie  und  er- 
wartet von  ihrer  richtipren  Lösung,  dafs  sich  dann  die  un- 
erläfslichen  Abänderungen  unserer  Kechtüordnuug  im  We^e 
friedlicher  Reform  vol&iehen  würden^;  in  seiner  oben  an- 
gegebenen Beurteilung  des  Entwurfes  zum  B.  G.  B.  erklärt 
er  die  sociale  Frage  geradesu  In  ihrer  Hauptsache  fbr  „ein 
Problem  der  Staatslehre  und  der  Rechtswissenschaft" 
und  tritt  dann  f\lr  eine  durchgreifende  Beschränkung  der 
Vertragsfreiheit  ein,  besonders  auch,  wie  sich  weiter  unten 
ergeben  wird,  bei  der  Wohnungsmiete.  Dasselbe  ist  bei 
Gierke  der  Fall;  in  dem  angefilhrten  Vortrage  behandt'lt 
er  die  Fraji^e  ans  alljjemeineren  Gesichtspunkten,  beleuchtet 
si<'  :\hor  in  jener  unifan^n-oichen  Kritik  des  B.  (i.  B.  in  zalil- 
reicheu  Kinzelbemerkuiigen ,  auch  bezüglich  des  Wohnunfc«- 
raietvertrajL,^es  (a.  a.  ( ).  S.  232).  Jener  kleineren  Schrift  raöclite 
ich  folj^ende  S.ttze  entnehmen:  ^Mehr  als  je  hat  heute  «las 
Pnvai recht  den  Beruf,  den  Schwachen  gegen  den  Stark«  ti, 
das  Wohl  der  Gesamtheit  gegen  die  Selbstsucht  der  Einzelnen 
zu  schützen.  —  Eine  Privatrechtsordnung,  die  ihres  socialen 
Berufes  eingedenk  ist,  wird  zugleich  auf  einen  materiellen 


^  Nouvnaux  principps  de  reconomip  politique,  Hucl»  VII.  Ch.  8. 

*  Vcrgl.  dessen  Vortrag  „Die  soeialo  Frape  im  Privatrecht";  seine 
Bpspreehung  des  Entwurfes  eines  H.G.B,  in  j^ehniollers  Jahrburhe 
für  Verwaltung  u.  s.  w.  \kl  XII  u.  XIII,  S.  H4o,  001  bezw.  190, 

2a2,  247,  266,  817.  '.m,  946  u.  s.  w.;  srine  IJeriehterntattunp  m  de» 
YerhaiKiln Ilgen  des  kgl.  prenfsischen  Landesökonomirkollrgs,  IhöÄ. 

^  „Das  Hecht  auf  den  vollen  Arbeitsertrag^,  Vorrede. 
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Scbats  der  durch  die  Vertragsfreiheit  gefiiiirdeten  GkselLschafis- 
«cbichten,  gegeu  den  Druck  wirtschafti feher  Übermacht  hin- 
arbeiten müssen'*  (S.  29).  Gierke  befürchtet  insbesondere 
vom  Schuld  rechte,  welches  keine  höheren  Gesichtspunkte  als 
Verkehrsireiheit  und  Verkehrssicherheit  kenne ,  es  gäbe  den 
Geschäftsunerfahrenen  dem  geriebenen  Geschäftsmanne,  den 
kleinen  Bürger  nnä  Bauern  dem  gnifsereii  Unternehmer,  den 
Arbeiter  dem  Kapitalisten  wehrlos  in  die  Hand  (S.  31).  Zum 
Schlüsse  erklärt  er  mit  ^iachdruck:  „Unser  Privatrecht  wird 
socialer  sein,  oder  es  wird  nicht  sein!" 

Wie  man  .sieht  und  ja  auch  hinreichend  bekannt  ist,  ge- 
riet die  Erörterung  dieser  Fragen  unter  den  Juristen  mit  dem 
£rj*cheinen  des  Entwurfes  zum  B.G.B,  recht  in  Fluis,  be- 
sonders wohl  deshalb,  weil  man  gerade  in  ihm  *  ein  Eingehen 
aof  diese,  durch  die  deutsche  Arbeitergesetzgebung  der  acht- 
ttger  Jahre  so  lebhaft  angespornten  socialen  Bestrebungen 
schmerzlichst  vermtfste;  ja  im  Gegenteil  dort,  wie  Hart- 
mann  a.  a.  O.  wohl  mit  Hecht  hervorgehoben  hat,  sogar  ein 
Fortschreiten  auf  der  Bahn  des  sogenannten  Manchestertums 
Torfand,  das  die  längst  eingetretene  Wandlung  in  den  volks- 
wirtschaftlichen Anschauungen  zu  tibersehen  schien.  Freilich 
steht  ja  auch  noeh ,  wie  bereits  zu  Anfang*  angedeutet,  der 
gröfserc  Teil  der  Kechtswi8sens(  Imtt  hewufst  oder  unbewufst 
auf  dviu  Standpunkte  der  Freihaudelslehre  -  und  erblickt  in 
unserer  lieuti^^  n.  ihr  im  wesentlichen  ange^iaföten  Iveehtsord- 
nung  die  wahre  Blüte  des  Privatrechts.  Es  ist  das  der  alte 
Irrtum  der  Naturrechtslehre,  der  nicht  genügend  be- 
rücksichtigt, dals  QU  sich  auch  jetzt  doch  nur  um  eine  ge- 
schichtliche Entwicklungsstufe  der  durch  wirtschaftliche 
VoraussetKungen  und  Strömungen  so  vielfach  bedingten  Rechts- 
ordnung bandeln  kann,  die  sich  durch  eine  bessere  und  dem 
Oesamtwohl  zuträglichere  verdrttngen  lassen  muTs.  Anderer- 
seits ist  aber  anzuerkennen ,  dafs  doch  auch  in  der  juristi- 
schen Litteratur,  soweit  ich  sie  zu  überbÜcken  vennajr,  schon 
vor  dem  £rscheinen  des  B.  G.  B.  ein  zum  Teil  recht  lebhafter 
Widerspruch  gegen  den  Grundsatz  des  ^laissez  faire"  im 
Heehtsleben  und  gegen  den  der  allmächtigen  Vertragsfreiheit 
»ich  geregt  hat. 

Während  noeh  mitten  im  Anscliwelk-n  der  Freiliandels- 
flut  Goldschmidt  in  seinem  (Jutaehten  über  die  Wucher- 
frage für  den  sechsten  deutschen  Juristen  tag  18t)5  (S.  271) 


'  Man  vorgl.  nur  die  „ZusamniensteUunc  der  Gutachten  über  das 
K.G.B/  durch  das  Reichsjiietizaiiit,  Bd.  Vi»  S.  4  und  beispieUwciBC 
V.  Cnny  in  <h  n  Reichstagsverhandhingcn  18H7  88  Bd.  II,  S.  l.*?70. 

=  Ich  halte  das  für  so  zweifellos,  duf«  ich  mir  eiueu  Nachweis 
dafür  glaube  ersparen  zu  können.  Vor  allem  gilt  meine  Behauptung 
für  die  die  Praxis  behernchenden  wissenacluiftlichen  Anschauungen. 
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den  SatE  aufstellte:  „Eb  kann  Uberhaupt  nicht  aU  Au^be 

des  Staxite»  erachtet  werden,  jede  Uusittlichkeit  zu  ahnden, 
vertragsfuhige  Personen  gegen  Gefahren  derart  im  Verkehre 
2U  schützen" ;  und  in  der  Verhandlung  des  preufsischen  Ab- 
geordnetenhausos  vom  18.  September  1866  der  Abgeordnet«» 
Dr.  JoliTi  Hilter  lebhaftem  Beifall  die  Rechtsordnung  der 
wirtschaüiichen  Strömung,  d.  h.  dem  damals  herrschenden 
Maiiehestertum«',  mit  den  Worten  preisgab:  „Nicht  der  Jurist 
ist  im  ötande,  die  Volkswirtschaft  zu  zwingen,  sondern  die 
Volkswirtschaft  schreibt  die  Gesetze  vor^,  denen  dvr  Jurist 
bei  der  Formulierung  seiner  Gesetze  nachzukommen  ver- 
pflichtet ist**,  —  schon  damals,  sage  ich,  hatte  der  unermttd- 
liehe  Kämpfer  &kr  Wucherbeschrttnkung ,  der  kfinslich  ver» 
storbene  preotsische Obertribunalarat  Reichensperger  seine 
warnende  Stimme  erhoben.  In  eben  jener  Sitzung  äulserte 
er:  „Dieses  Princip  der  natürlichen  Freiheit  zur  aus- 
schlie  Ts  liehen  Nonn  alles  Oewerbs-,  Verkehrs-  und  Rechte- 
lebens zu  machen .  und  ganz  besonders  auch  beim  Darlehn.-^- 
vertragc,  das  ist  absolut  unzulitssig."  Und  schon  sechs  Jahre 
früher,  in  einer  Schrift  gegen  die  Aufhebung  de«  \\'iiLlH»r- 
verbotes,  hatte  er  folgendes  gesjigt:  „Die  Freiheit  des  \^^r- 
träges  iHt  allerdinprs  die  Grundlage  des  Civilreehts;  allein 
diese  Frt'ilieit  unterlie;LCt ,  wie  jede  andere,  der  all^^emeinen, 
dtirch  die  sociale  Lebensui-dnung  gebotenen  Beschränk un«r. 
dafs  sie  nicht  in  Widerspruch  mit  den  Forderungen  düa» 
Keclit^i,  der  guten  Sitten  und  der  öffentlichen  Ordnung  aus- 
geübt wird.  Soweit  diese  allgemeinen  und  Löchsteu  Güter  es 
erfordern,  daif  und  mufs  die  Freiheit  der  Einzelnen  und  ihrer 
Willensbestimmung  im  Interesse  der  Gesamtheit  beschränkt 
werden/  Also  auch  hier  schon  ^  neben  dem  Angriff  auf  die 
unbegrenzte  Vertragsfreiheit,  der  Hinweis  auf  die  Notwendig- 
keit einer  Prüfung  der  Privatrechtssiltze  aus  ,,80cialem''  Ge- 
sichtspunkte. 

Und  gerade  die  Wueherfrage  ist  es  denn  auch  gewesen', 
welche,  wenn  auch  nicht  zuerst,  so  doch  weit  nachhaltiger, 
als  das  neue  Recht  des  Arbeitsvertrages,  den  Satz  von  der 
grundsätzlichen  Geltung  der  \  erträgst reiheit  ins  Wanken  ge- 


*  Arnold  schrieb  l?<6ö  in  der  ers>tjy;enaunteii  Sjclirift  6.  117:  «Der 
G-egenwart  Hegt  da«  andere  Extrem  viel  nfther,  wonach  Lelx^  und 
VerKt'hr  allein  das  Hcfitinunende  und  das  Recht  nur  »las  He^timmtc  «ei. 
Dn^  "n'irtscliaftlicho  Jjoho}}  »»•pIih  voran  nnd  das  Hecht  müs.«te  folg^pti, 
wohl  oder  übel,  weil  es  mit  jenen  nicht  in  Widerspruch  gurateu  dürle.'^ 
Znletst  kSmtnt  dies  Extrem  offenbar  darauf  hinaus,  die  Keehtaonliiuiig 
sei  dazn  da,  um  möglichst  wenig  da  zu  sein! 

*  r.oi'rr^  vii  li  niicli  jotzt  ^^  n  rier  in  der  spater,  im  5$  12  noch 
naher  zu  erwähnenden  Novelle  zum  Wuchcr^esetise,  in  deren  liegrüu- 
dnn^en  8.  6  die  „Fürsorge  des  Staates  für  die  Schwachen'  schon  tln 
etwas  Selbstverständliches  voransgesetzt  wird. 


Digrtized  by  Google 


XH  3. 


9 


bracht  hat.  Aus  den  sehr  lehrreichen  Erörterungen  (Iber  sie 
werde  ich  weiter  unten  noch  einiges  mitteilen  (§  12)  und  er- 
innere in  dieeem  ZuBammenhange  nur  noch  an  die  prächtigen 
Worte  R.vonJherIngs  in  seinem  „Zweck  im  Rechte" 
(1,  S.  145.  146):  ^Es  wird  erst  neuer  bitter«  r  Erfahrungen 
bedürfen,  bis  man  wieder  inne  wird,  welche  Gefahren  der  von 
allen  Fesseln  entbundene  individuelle  Egoismus  für  die  Ge- 
sellschaft in  seinem  Schofso  trli^i^i,  und  warum  die  Vergangen- 
heit es  für  nöti^  gelialten  hat.  ihm  einen  -Zaum  .inzulegen. 
Unheschrflnkte  Verkehrst'reiheit  ist  ein  Freibrief  zur  Erpressung, 
tili  J.i^^(l})ar8  für  Uiiuber  und  Piraten,  mit  dem  Recht  der 
fi'M'Ti  riirsch  auf  alle,  die  in  ihre  Hände  ikllen."  Und  feierlichst 
e-ikl  II  I  «  r  (S.  519):  „Alle  Rechte  des  Privatrechts,  nenn  sie 
aueii  ZLtnüchst  nur  das  Individuum  zum  Zwecke  haben,  sind 
beeinilufst  und  gebunden  durch  die  Rtlcksicht  auf  die  Ge- 
Seilschaft;*'  und  in  Übereinstimmung  hiermit  finden  sich  bei 
ihm  über  die  Vertragsfreiheit  die  treiSenden  Worte  (S.  147): 
^Es  giebt  in  meinen  Augen  keinen  yerhängnisvolleren  Irr- 
tum,  als  ob  der  Vertrag  als  solcher,  welches  immerhin  auch 
sein  Inhalt,  sofern  es  nur  kein  unmoralischer  sei,  Anspruch 
auf  Schutz  des  Gesetzes  habe.  —  Das  Interesse  der  Gesell* 
Schaft  —  ist  das.  was  nicht  blofs  dem  Einzelnen,  sondern  was 
Allen  pafst,  bei  dem  Alle  bestehen  kennen,  und  das  ist  — 
iiiehts  anderes  als  die  O  e  re  e  h  tig  k  e  i  t.  Sie  steht  tlb  er 
d»M-  Freiheit."  Und  die  Stimmen,  die  ihm  beitreten,  haben 
sieh  in  jüngster  Zeit,  besonders,  wie  lnTt  its  l>emrrkt,  nach 
Herausgabe  des  Entwnrt'es  zum  B.G.Ii,,  immer  vermehrt. 
Nicht  nur  wird  der  Zusainmenlian«^  der  socialen  Frage  mit 
einer  zutreffenderen  Ausgestaltung  unseres  Privatrechts  auch 
juristischerseits  mehr  und  mehr  betont,  sondern  auch  der 
jetzigen  Vertrags willkflr  gcgenttber  zeigt  sich  allgemein  oder 
doch  auf  bestimmten  Glebieten  des  Civilrechts  eine  wachsende 
Allgeneigtheit.  Beispielsweise  ist  der  hoUttndische  Rechts- 
lehrer Molengr  aaff  schon  in  einer  zu  Utrecht  am  !?•  April 
1885  gehaltenen  Universitlltsrede  Uber  „het  A'erkeersrecht  in 
Wetgeving  en  Wetenschap''  nachdrücklich  für  die  Einbe- 
ziehung der  „sociale  quaestie"  in  die  privatrechtlichen  Arbeiten 
und  Forschungen  ein<^etreten  (S.  25)  und  hat  gemeint,  dal's 
auch  der  Civiljurist.  der  darauf  Wert  lege,  dafs  Wissen- 
schatt  die  Bannerträ<z:erin  des  Fortschritts  s(  i.  S^r^e  tragen 
müsse,  ihre  Merk-  und  Wahrzeiehen  vorzuseiiieben,  elie  die 
Flut  verlaufe.  Stehe  doch  aueli  Keelitswissciisehaft,  Volks- 
wirtschaftslehre und  Suciologie  im  innigsten  Zusammenhange 
(S.  ziu 

Wenn  sodann  L.  Seuffert  in  seiner  Geschichte  des 
obligatorischen  Vertragsrechts  (S.  167.  168),  —  und  vor  ihm 
schon  0.  von  Bttlow  im  Arch.  f.  d.  civ.  Praxis  Bd.  64  S.  93 
dir  das  civilprozessualische  Gebiet,  —  von  einer  Reaktion 
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gegen  die  juristische  AuBfassung  von  der  Allmacht  des  menach- 
Itchen  Willens  auf  dem  Rechtsgebiete  und  gegen  die  »snb- 

jektivistische  Rechteauffassung''  sprechen  konnten,  so  war 
auch  das  schon  der  beginnende  Rückschlag  gegen  die  Lehren 
der  unbedingten  oder  allzuweit  ausgedehnten  Vertragsfreiheit, 
wie  sie  jetat  allgemein  oder  doch  in  Einzelpunkten  namentlich 

noch  von  folgenden  juristi^ichon  Scliriftstcllorn  hekiimpft  wi?  <1  : 
J.  Kohler  (Archiv  iVir  liür^^erliche.s  Kec!it.  VT.  S.  Ibö); 
Kreis  in  GnH-liots  Beitrügen  Bd.  33  S.  481  Ü.  (aus  1B80); 
Mataja  (Seiiadeiisersatz  S.  38);  G.  Pfizer  (Wort  und  That 
S.  104);  Zeerleder  (Schweizerische  liattpllichtgesL-tz- 
gebung  8. 13Gj  uiui  J  a  k  o  h  i  (Miete  und  Pacht  18B9).  Letzterer 
stellt  beispielsweise  ausdrücklich  den  Satz  auf,  es  sei  eine 
wesentliche  Aufgabe  des  Rechts,  in  die  gesellschaftlichen 
Machtverhältnisse  Schranken  setzend  einzugreifen  und  im  In- 
teresse ausgleichender  Gerechtigkeit  der  Yereewaltigung  der 
schwächeren  Partei  durch  Ungttltigkeitserkiärung  gewiaser 
Abmachungen  entgegenzutreten  (S.  5  und  Anm.  9).  Und  dafs 
wirklich  der  Gedanke  einer  in  diesem  Sinne  „socialercn  Aua- 

festaltung**  unseres  Privatrechts  schon  vielfach  in  Juristen- 
reisen Wurzel  gefafst  hat,  möge  man  noch  den  trefflichen 
Bemerk  ungen  Professor  Gustav  H  a  r t  m  a  n  n  s  ( A  i  ch .  f.  ci  v. 
Pr.  a.  a.  U. )  in  der  erwähnten  Abliaiidlung  entnehmen,  wo  er 
7J»gleich  die  Rechtswissmisehaft  ausdrücklich  auf  das  Drohen 
der  socialen  Frage  hinweist  (S.  357);  oder  den  Aiifserun^eu 
des  Giefsener  liechtslehrers  Reinh.  Frank  in  seiueni  V«»r- 
trage  „Naturrecht,  geschichtliches  Hecht  und  sociales  Recht'* 
(S.  30),  dafs  die  Rechtswissenschaft  das,  was  die  Gegenwart 
▼ou  ihr  erwarten  dürfe,  nur  auf  dem  Wege  der  socialen 
Forschung  zu  erfüllen  vennöge;  endlich  aus  den  schon  er- 
wähnten Aufsätzen  von  Meili  in  den  Wiener  ,,Juristischeii 
Blättern"  (a.  a.  O.  S.  197  und  208)  und  von  Ehrlich  (eben- 
da  No.  9  ff.),  bei  dem  sich  u.  a.  die  Worte  finden :  „Was  una 
not  thut)  das  ist  eine  ei nheitliche,  von  solclieni  Geiste  ge- 
tragene btll^rliche  Gesetzgebung,  eine  Gesetzgebung,  die 
von  solchen  Grundgedanken  durchdrungen,  durchwirkt  und 
durchwebt  wird  ;  nur  diese  könnte  auf  die  ganze  Gesellschaft 
umgestaltend  einwirken  und  eine  friedltcho  Umwälzung  au- 
f}ahnon."  Withrend  an  diese  Forderung  die  freih'ch  etwas 
wunderliche  Eingabe  i  ins  s  Altonaers.  Namens  Hleicken. 
erinnert,  d«  r  nach  einem  Ik  richte  in  dem  oben  angegebenen 
S c hm 0  1 1  er  s  c  h  e  n  Jahrbuche  (XVI,  S.  314)  bei  Behandlung 
der  Wohnungsfrage  den  Deutschen  Reichstag  ersuchte,  die 
Einführung  des  B,G*B.  bis  zur  ESntscheidung  der  Volksmassen 
für  die  socialen  Juristen  und  die  dadurch  herbeigeführte  Nieder* 
läge  der  individualistischen  auszusetzen,  erhebt  der  Basier 
Professor  Andreas  Heusler  seine  Stimme  dafiir.  dafs  für 
die  „von  der  socialen  Frage  beherrschten  Gebiete  des  Privat- 
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reclits'*  eine  £inzelgC8etzgebiing  einträtet  Und swar  deshalb, 
weil  Einzelgesetze  viel  weniger  Oefahr  litten,  durch  die 
doktrin<1re  Schablone  geschädigt  zu  werden,  und  femer  deren 
ununigftn^liche  Abündcrung  im  Laufe  der  Zeiten  weit  leichter 
zu  hescliatVen  sei,  aU  die  eines  kodlHziertfn  Privatrechts.  Es 
wiinh-  diese  Ansielit  gerade  für  die  weiter  unten  vorzu- 
srhbvL'^-nd«;  Anderun<r  ein»-r  besonderen  jj^esetzliclien  Neurc|^elung 
dcö  W  uhnungsmietreelits,  also  zunäeUbt  ohne  Berücksichtigung 
anderer  (b»r  Reform  bedurtentlen  Uechtsinütitute  sprechen. 

Der  bereits  genannte  Dr.  Ehrlich  (Wienj  hatte  sich 
frtlher  schon  in  einem  Aufsätze  in  der  Zeitschrift  ^Unsere 
Zeit*  *  ähnlich  ausgesprochen ;  er  erklärte  hier  die  Vertraffs^ 
firethdt  für  ein  „Corrolar"  des  unbeschränkten  Eigentums;  die 
Pflicht  des  Besitzes  sei  es,  „sociale  Einschiänkungen**  su 
Gunsten  der  Gesamtheit  über  sich  ergehen  zu  lassen:  diese 
durften  sich  aber  „nicht  in  blofse  Phrasen  auflösen,  sondern 
müfsten  in  den  einzelnen  Bestimmungen  des  geltenden,  positiven 
Rechts  einen  klaren,  unzweifelhaften  Ausdruck  erhalten."  Und 
e^  wird  sich  ihm  in  der  That  nicht  abstreiten  lassen,  dafs  die 
!1n-a^<>  auch  hier  ein  besonders  geiUhrUcher  Begleiter  der 
ijociaipolitik  ist. 

A\  ährend  nun  die  Schrift  des  Münchencr  Professors 
Hall i er  „Die  socialen  Probh^ne  und  das  Erbrecht"  und  der 
anregende  Aufj>iitz  von  ^lenzel  „Sociale  Gethmken  im  iierg- 
rechte*,  auf  die  übrigens  schon  ^luuruiü  u.  a.  O.  S.  221  hin- 
gewiesen hatte,  nichts  hier  einschlagendes  bieten,  und  dies 
selbstredend  bei  den  Schriften  der  Socialdemokraten  \  z.  B. 
der  0.  von  Vollmars  fiber  den  Staatssocialismus,  gleicher 
Weise  der  Fall  ist^  so  finden  sich  noch  den  obigen  Forderungen 
entsprechende  Sätze  in  den  später  zu  erwähnenden  Schriften 
von  Kup recht  und  Bücher*,  die  aber  besser  in  einem 
anderen  Zusammenhange  besprochen  werden.  Das  gleiche 
gilt  von  einigen  anderen  in  der  „Zusammenstellung  gutacht- 
licher Anf^'^rungen  zum  Entwürfe  eines  B.  fJ  R."  Hd.  VI, 
S.  242  erwähnten  Anfsermigcn,  auf  die  ich,  —  al»gesehen  von 
dem  dort  angeführten  ('lefs,  Gerland  und  von  der  „Volks- 
zeit ung**,  —  weiter  unten  bei  der  Behandlung  einer  be- 


*  Kn'tisclie  Vicrti  Uiihrrtihrift  liil.  o2,  S.  186.  Man  vcrgl.  hiermit 
A.  Thun  iu  der  prcur^isoheii  statistischen  Zeitschrift  1877  C  60. 

«  ISOn.  Urft  VI.  S.  i.>l  tr. 

»  In  Grüuliuts  Zeitschrift  XVIII,  S.  m  ff. 

*  Eiue  gewisse  Ausiialime  hat  Tutzauer  gemacht,  als  er  in  der 
ReiohstjigB Verhandlung  vom  21.  Januar  1893  den  Unfng  der  „Berliner 
Miotvertr.if^'«'''  rü^to.  An  eine  V»' rl) o o  ru ng  iut>-^ror  R^cht^inrdnimg 
kann  »ein«-  l'iirti'i,  die  diese  überhaupt  verwirft,  eigentlich  nicht  denken ; 
*.  die  SehiiffleHche  oben  citiertc  Hemerkung. 

•'Ruprecht,  Wohnungen  der  «rb^'itenden  Klassen  in  London 
ii^jt  ond  Bach  er,  Die  ^ohnungsenqu^tc  in  der  Stadt  Basel  (1891). 
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Bonderen  Beschränkung  der  Vertragsfreiheit  im  Wohnnngv» 

mietrechte  zurückkommen  werde.  Hinzuweisen  wäre  hier 
wohl  nur  noch  auf  die  Beschlüsse  des  Kgl.  preufsischen 
Landesökonomiekollegs  von  1 889  (a.  a.  O.  S.  255  No.  l 
und  4).  denen  sich  der  westfäli  sc  Ii  <•  Bfuiern  verein  an- 
geschlossen haben  soll.  Während  nanilich  der  Deutseh'' 
L  a  n  d  w  i r 1 8  c  h  Ji  1' t  s  r  a  t  das  Problem  der  Vertragsfreiheit  i 
seinen  Beratungen  über  das  B  Cr.  B.  nicht  bcJiandelt  hat,  ist 
es  VOM  den  ausgezeiclmeten  Beratern  jenes  Kollegs  eingehend 
geprul  L.  Freilich  sind  dabei  hanptüäehlich  wohl  die  Ansichten 
Gier  k es  zur  Geltung  gelangt;  er  war  Berichterstatter  <S.  219i 
und  hat  ziemlich  allein  die  Erörterung  im  Plenum  geliefert 
(S.  505).  Das  Kolleg  sprach  sich  dann  aus  für  eine  weitere 
Beschränkung  der  Vertragsfreiheit,  als  sie  der  Entwurf  lum 
B.G.B.  vorgesehen  halie,  und  fUr  Ausdehnung  des  Wucher* 
begriffes  über  den  Darlehnsvertrag  hinaus. 

Wie  endlich  die  bisherige  Gesetzgebung  in  Deutschland 
sich  gegenüber  dem  Wechsel  der  Anschauungen  verhielt,  soll 
gleichfalls  weiter  unten  (§  2  zu  Anfang)  kurz  berührt  werden. 
Der  nnr  «z^anz  allmühliche  üm.schwung  gegen  die  Zeit  der 
sechziger  und  aiebenzi^er  Jahre,  die  im  Tntf'r''sse  einer  freiheit- 
licheren Wrkelirscntwickluni;  auch  noch  unter  den  weniger 
zahlreiclnui  Schranken  des  frülieren  Rechts  glaubte  aufräumen 
zu  müssen,  spiegelt  sich  in  der  der  neuen  ]\ichtung  gegen- 
über noch  ziemlich  zurückhaltenden  Begründung*  zur  deutschen 
Aktiennovelle  von  1884  wieder,  wenn  man  sie  beispielsweise 
mit  dem  Zugeständnisse  der  Motive  zum  Entwürfe  einer 
deutschen  Zwangsversteigerungsordnung  vergleicht  (1889,  S.  95), 
wo  eerade  für  das  civilrechtliche  Gebiet  gesagt  wird:  ,,Das 
Reic-li  mag  immerhin  die  Aufgabe  haben,  den  wirtschaftlich 
«Schwachen  gegen  den  wirtschaftlich  Starken  zu  schützen." 
Denn  in  jener  Begründung  heifst  es  doch  noch,  dafs  ds8 
wirtschaftliche  Gebiet  sich  mi  wesentlichen  der  Bet-influssuBg 
durch  den  Gesetz^^eber  entzielie,  und  der  Gesetzgeber  nur 
dann  seine  Aufgabe  riclitig  erfasse,  wenn  er  dem  ^Strome  der 
wirtschaftlichen  Entwickluni;-  nicht  <len  natürlichen  Weg  ver- 
sperre u.  8.  w. ;  dafs  also  seine  Aut';4al)e  wesentli<'li  negativ  »ei. 
Freilich  tindet  sich  auch  schon  der  »Satz  (»^.  244j:  „Es  ist  die 
Pflicht  des  Staates,  durch  seine  Gesetzgebung  dem  rublikum 
in  der  Abwehr  gegen  Ü hervor leiiung  und  \'ergewaltiguug 
nach  Möglichkeit  Schutz  zu  bieten.**  Und  weiter:  „Wenn 
die  Gesetzgebung  dem  Kapitale  eine  Form  [in  der  Aktien* 
gesellschatt]  verleiht,  durch  welche  es  mit  vereinigten  Kräften 
seine  Macht  frei  entfalten  kann,  so  hat  sie  auch  die  Fflicht, 
dieser  Macht  die  nötigen  Schranken  aufzuerlegen.  Freilich 


t  Verhandlungen  des  Deutschen  Reic){stages  1884  Bd.  III.  8.236  £ 
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nur«  um  zu  verhindern,  dafs  das  Publikum  derselben  nicht 
«ur  Beute  werde."  Aber  das  sind  doch  noch  recht  zaghafte 
Worte,  —  zumal  nach  dem  kurz  vorlicr  «rof^^lnckten  Erlasse 
de?«  Wuchergesetzes  und  am  N'orabende  der  eigeutlichen  sucial- 
politischen  Gesetzj^ebun^,  di»'  iielitMi  dem  letzteren  wohl  das 
Haujitgewic-lit  iVir  ein<'  verständige  Beschränkung  der  Vertrags- 
frriheit  in  die  Wag-sdiale  geworfen  hat;  —  und  ebenso  zag- 
hat i  angesichts  der  grofsartigeu  Ausplünderung  des  Publikums 
durch  die  Aktieuschwindler  der  siebenziger  Jahre  klingen  die 
Worte  S.  245  dort:  «Auf  dem  Gebiete  rein  materieller  Inter- 
ewen,  wo  GewinuBucnt  und  Leichtgläubigkeit  zusammentrefien, 
vermag  das  Oesets  noch  weniger  als  die  Sitte  zu  helfen."  — 
,iGegon  Täuschung  und  Irrtum,  Illusion  und  Leichtsinn  mufa 
wesentlich  die  eigene  Sorgsamkeit  die  Beteiligten  sichern.  Das 
Gesetz  hat  dieser  nur  die  Wege  zu  öffnen  [?]  und  ihr  schützend 
zur  Seite  zu  stehen/  ^  —  Das  wäre  wohl  über  den  Stand  der 
Meiiiungen  hier  zu  sagen. 

Schaut  man  ?m?i  aber  auf  diese  linfrentlich  niclit  allzu 
lUckenhatten  Antuliningen  ans  der  inMiercn  [.itteratur  zurück  ; 
beachtet  man  die  neuen  zahlreichri i  Verkehrfebeöcbränkungm 
auch  nur  aut'  otl'entliclireclitlicheni  Gebiete,  z.B.  die  des  Ar- 
l-eiterschntzge«etzes  von  181)1,  so  konnte  man  vielleicht  gar 
meinen,  dais  man  in  unserer  soeialpolitisch  durchwehten  Zeit 
mit  grundsätzlicher  Forderung  einer  Beschränkung  der  Vcr- 
tragsfreiheit  nur  offene  Thüren  einrennte.  Doch  das  ist  keines- 
wegs der  Fall;  wie  bereits  angedeutet,  so  sind  ihr,  zumal  in 
juristischen  Kreisen,  zahlreiche  Feinde  verblieben,  und  die 
"Wucht  der  bisher  gewohnten  Anschauung  im  Ciyilrechte  steht 
ihr  fast  unerschttttert  gegenüber.  Das  alte  Dogma  der 
prineipielien  Vertrags  Freiheit,  so  durchlöchert  sie  teilweise  auch 
tchon  im  praktischen  Rechtsverkehre  sein  mag,  lebt  in  den 
Lehrbüchern  weiter,  —  ein  Beispiel  davon  h.  im  4;  9,  —  und 
verwirrt  die  l  nkundigen  und  Lernenden,  denen  dann  das 
Leben  erst  \vi<der  die  Augen  öffnen  niufs.  Ahnlich  steht  es 
ja  mit  der  Lebre  von  der  „Unbe«chranktheit  des  Eigentums" 
iB.  G.  B.  §  848),  die  gleichtalls  so  leicht  zu  f<ebiet'en  Auf- 
fassungen verleitet  und,  beim  (uundeigen turne  wenigstens, 
seinem  thatsächlichen  Aussehen  wenig  entspricht*.  Aufserdem 


'  Dafs  die  Aktiennovelle  in  die  Vertragsfreiheit  eingej^rlff*»»  hat, 
iit  zweifellos;  verju'!.  Simon  in  Gol ds c h midts  Zoitscnrift  Hd.  86 
&  355.  —  Dr.  O.  Baehr  scbliefst  seine  Be^prechuog  in  den  Jahrbüchera 
för  Dogmatik  Bd.  XXI«  S.  471  mit  den  Worten:  „Das  Gesetz  sollte  nsi* 
bedingt  den  Grrondsats  aufstellen:  im  Geschftftsleben  mnfa 
Wahrheit  herrsrhen!" 

*  Gegenüber  der  eoglischeu  Auffassung  wird  dies  mit  Kccht  von 
Polloelc,  Recht  des  Grundbesitzes  in  England  (übersetzt  von 
E.  Schuster)  S,  IV  beklagt.  Vergl.  dazu  noch  Arnold,  Kultur  und 
Rechtsleben  8.  20b  und  das  schöne  Wort  Fichtes  (a.  a.  O.  S.  442): 
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ist  aber  auch  zu  !»♦  ichten.  dafs  mit  dem  etwaigen  Zugeständ- 
nisse^ die  ReclitHt'Utwicklung  habe  sieh  in  der  Kichtung 
weiterer  lieücliraiikiinjreTi  der  Vertrag^t'n'ÜH  it  zu  l>e\ve<;(ni,  nur 
der  erste  Schritt  iii  dieser  Sache  guLliau  ist;  die  ganze 
und  grofse  Schwierigkeit  der  notwendigen  Einseluntersachung 
bleibt  dann  noch  Übrig. 

Unter  den  juristischen  Gegnern  der  Richtung^  nenne  ich 
sonftchst  Baron'  in  seinem  Aufsatze  über  «das  römische 
Vermögensrecht  und  die  sociale  Aufgabe",  der  sogar  mir  den 
Worten  schliefst,  das  Privatrecht  habe  kei  n  c  socialo  Auf^Mlie 
7Ai  verfolgen.  Kr  verlaufTt  (S.  l!31)  „uieht  ein  von  dem 'J'i-opfeu 
Hoi  ialen  Oles  durchsickerte*  uu^^elicuer  weites,  sondern  ein  auf 
dem  Gedanken  der  socialen  Freiheit  bei  uhendes,  aber  mit  ere- 
wissen  Grenzen  umschlossenes  Privatrecht, —  ein  Satz,  mit 
dem  freilich  im  praktischen  Leben  wohl  kaum  etwas  aosaa- 
richten  ist  Auch  dann  nicht,  wenn  hinsngeftigt  wird :  grund- 
sitslich  kein  Re^ht  f^r  die  Schwachen,  sondern  ftlr  die  6l6- 
sunden  (S.  246),  oder:  «Es  ist  die  Aufgabe  des  Gesetzgebers, 
das  Herz  des  Volkes  zu  belauschen  und  seinem  Schlage  im 
Gesetze  Ausdruck  zu  verleihen;  es  i-^t  das,  was  als  Aus- 
beutung? empfunden  wird,  zu  kennzeichnen  und  zu  stipna- 
tisiertMi."  —  Weit  einsichtiger,  als  dieser  Aufsat/,  der  eine 
Erwiderung  auf  den  Gierkeschen  Vortrag  sein  soll,  ist  die 
Abwehr  der  gegen  den  Entwurf  des  B.G.B.  erhobenen  Be- 
denken, durch  dessen  Mitverfasser,  den  Professor  Gottlieb 
Planck  (Göttingen),  einen  früheren  hannoverschen  Richter, 
die  er  im  Arch.  f.  civ.  Pr.  Bd.  75  S.  80!  ff.  veröffentlicht  hat 
Sie  verdient  um  so  mehr  die  Beachtung,  als  in  ihr  mit  Meister- 
schaft der  eigentliche  Kernpunkt  der  Frage  des  „socialercn 
Privatreehts**  herausf^eschüli  und  znj^-loich  gezeigt  wird,  wie 
die«  Problem  übci}iau|it  aiizugi-eifen  ist. 

Ich  mufs  jedoch,  bevor  ieh  auf  sie  eingehe,  auf  da:>  be- 
reits Gesagte  nochmals  zurückgreifen.    Während  anfangs  ganz 

^Ein  EigMithura  dea  Bodens  findet  nach  unserer  Theorie  gar  nicht 
Btatt  ^  Dir  Krde  ist  des  Herrn;  des  Menschen  ist.  nur  das  V  enn(>g«a, 
»ie  zweckmäfriig  anzubauen  und  zn  Ix-nntisen.'*  —  Über  oLi^r  I?.>hanj>- 
tuug  tt.  unter  vielen  Anderen  neuerdings  liornhak,  Annaicu  des 
Dentochen  Reich««  1691,  S.  220. 

^  Roflin  (Das  I'. cht  der  A^bcitcr^'e^aicherung  I,  S.  142)  f^laube 
ich  nach  srinor  AuseinanderHctzun^  S.  140  nirht  hwrln  r  rechnen  zu 
mÖBSen,  obwohl  sich  an  Jener  Steile  der  Satz  von  ihm  iiudet:  „Das 
goaehUderte  Mi(«verbftltni(K  zwischen  Rechts-  und  Wirttfchaftflonluiine 
vcnnap  nun  diii*  Privatrecht  8elh?«t,  *la  rs  srin  nriiiKlpriiizij»  [..Oleichheit 
der  rersonen'')  nicht  auifgebeu  kann,  aus  sich  selbst  heraus  nicht  au 
bieseitigen.**  Eher  gehört  schon  Born  hm  k  (an  eben  angegebenem  Orte 
H.  216)  hierher,  wenn  er  tu«  int:  „Wie  weit  die  Korrektur  der  indiW- 
duaU»tischen  Rechtsordnung  durdi  ein  tkMäahrecht  mögUch  ist,  hauin 
noch  gar  nicht  abgt^.'^chcu  werden." 

*  Hild«>brsnd9  JnhrMcher  ftr  NntionnlAkonomifl  und  Statiallk 

Xix,  &  mir. 
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allgemein  von  einer  „socialeren  Ausfj^estaltunfr  uriseros  Pnvat- 
rechts"  <Hp  Kede  war,  wurde  in  den  /nr  '  h-ifiititTiin^*  über 
dieses  Ziel  angetührtün  Urteil<^n  verscIiH-dener  8chrit'tiit»'llpr 
fust  nur  von  Besch riiukung  der  Vertragsfreiheit 
gesprochen.  Es  k^innte  daher  scheinen,  als  oh,  gewissemafseu 
unter  der  Hand,  eine  Vertaiuchimg  der  Begriffe  stattgefunden 
hatte;  denn  allerdings  ist  die  letstere,  die  Beschrftnkao^  der 
Vertragsfreiheit,  etwas  anderes,  näinlicK  nur  ein  Teil  jener 
socialen  Umbildung.  Diese  umfafst,  wie  in  Wagners  und 
Ehrlichs  oben  angeführten  Worten  an.Lrodeutet  ist,  zweifellos 
auch  die  des  Ei?:ontums  und  Erbrechts.  Trotzdem 
soll  in  der  That  die  fol^^onde  UntersuehuTi;;  auf  das  Scludd- 
recht  und  dessen  (Irundlage,  —  VertragslVeihcit  oder  -Ge- 
bundenheit, —  beijcliränkt  werden.  Nicht  allein,  weil  der 
Vorschlag  einer  (teilweisen)  Reform  des  Wohnungsmietver- 
trages das  Bchtiefsliche  Ziel  dieser  Abhandlung  ist,  sondern 
andi,  weil  man  überhaupt  zweckmsrsiger  eine  gemeinsame 
B<!tTachtung  der  drei  verschiedenen  Rechtsgebiete  vermeidet. 
Man  mufs  hier  nämlich  das  Erbrecht,  obwohl  gerade  dieses 
ein  Haupttummelplatz  volkswirtschaftlicher  Xeiionmgsversuche 
ist,  beiseite  lassen,  wcW  es  in  {gewissem  Sinne  nur  eine  l>e- 
«ondere  Seite  des  Eigeutunisirchts  ist;  und  dieses,  weil  seine 
Probleme,  —  teilwei»»e  »>dor  i;iiii/,liuhe  Enteignung  zu  öffent- 
lichen Zwecken;  Belastung  mit  Abgaben  und  öffentlichen 
Pflichten;  Entnehung  oder  Anwendung  sonstiger  Zwangs- 
mafsregeln  bei  milsbrftachlicher  Behandlung  (z.  B.  bei  Zu- 
sammenkauf  zu  ungeheuren  Jagdgründen,  wodurch  das  Land 
entvölkert  wird)^  —  im  wesentlichen  anders  geartet  sind, 
anders  angefafst  werden  müssen,  wie  eine  socialere  Ansp^ostaltting 
dos  Schuldrnchts.  Ein'*  solcho  wird  je  nach  dem  betreflondrii 
Gebietf  dos  Privatrechts  einen  rorht  verschiedenen  Charakter 
zeigen,  so  dals  es  gelbst  zweit*'lliat"i  werden  mufs.  ob  di«'  i^e- 
meinsame  Bezeichnung  „socialcre  Ausgestaltung"  für  alle  Falle 
pafst  Sehe  ich  recht,  so  bezieht  sie  sich  beim  Eigentume 
(in  den  oben  angedeuteten  Richtungen)  wesentlich  auf  das 
Verhflltnis  a  wischen  Eigenttlmem  und  Gesamtheit ,  und  filllt 
grtffstenteils  in  das  Geoiet  des  Öffentlichen  Rechts,  so  dafa 


*  Gierkc,  Soziale  Fm^rr  S  "V  Aiirn  lü.  —  Di»^  hif»r  vnr2ff»TiOTnmf»ne 
Trennung  der  verschiedenen  Gebiete  ihut  natürlich  keinen  Abbruch 
der  Richtigkeit  ▼on  Auasprodkent  wie  den  BehmollerB  ((Irnndfraii^ 
8.  .^3):  »Das  Eif^f-ntumsrecht  —  «ler  Eckstein  dos  pinzi'n  rrivatn  chts 
«nd  der  ganzen  VolkHwirtachaft'*,  oder  dem  des  Grafen  (Jhorinnky 
in  dessen  trefflichem  Berichte  über  (Jie  bäuerlichen  Verhftltnisae  Salz- 
burgs (in  SteinH  ^liauerngut  und  IIufeDveebt*  8.  79):  „Entacheideod 
für  eleu  Cliarakti  r  des  IVivatin  lits  ist  vor  nllem  die  Auffassung  dea 
£i|;«iitU2n8bcgriires.'*  Man  wird  aber  trotz  ilirer  Wahrheit  kaum  geneigt 
■ein,  S.B.  die  Frage  des  Rechts  snf  einen  anffemeesenen  Aibeitsertrsg«- 
anteil  suf  dem  Gebiete  des  Eigentuina  (■pedacatip  —  s.  o.)  su  lOten  ->f ! 
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aus  diesem  Grunde  schon  alle  diese  Fragen  hier,  aus  der 

Prüfung  einer  Socialreform  des  Privatrechts,  ganz  aus- 
scheiden würden.  Andererseits  läfst  sicli  <lie?c  Aufgabe  für 
das  Schuldrecht  auf  das  Verhältnis  der  EiiizelpL-rsontMi  udtvt 
sich  IjosclirUnkeii,  obwohl  sich  bei  d  e  Schri(Uiii^^<-n,  j«'riü  beim 
Eigentunie  uud  dicöc  hier,  begreiflicherweisr  nicht  rt-in  durch- 
führen hissen.  Denn  die  sociale  Kotbrni  könnte  <l«jrt  auch 
das  «ogcnannte  Naehljairecht,  alhu  die  Beziehungen  zwischen 
Grundstiicksnachbarn,  ergreifen;  und  hier,  wo  die  Allgemein- 
heit wenigstens  nicht  so  unmittelbar  an  der  zutreffendeoi 
R^elung  der  Rechte,  wie  beim  Grundeigentum;  interessiert 
ist,  kann  es  doch  aucn  wieder  Rechtssatze  geben,  die,  obwohl 
zweifellos  priTatrechtlich,  doch  gerade  das  öffentliche  Interesse 
unmittelbar  im  Auge  haben,  z.  B.  das  Verbot  im  ^  168  der 
Konkursordnung,  des  Begünstigungsvertrages  neben  dem 
Zwangsvergieiche. 

Mag  das  nun  so  oder  so  liegen,  jedenfalls  soll  sich  die 
Erörterung  im  folgenden  nur  auf  die  socialere  Aus- 
ir'*staltung  des  8ch  uldreciits  beziehen.  Dafs  diese  in 
S  t  e  i  e  r  u  n  g  der  Beschränkungen  der  Vertrags- 
fr oihcit  bestehen  wird,  ist  silion  genügend  gesagt  und 
wird  sich  aus  der  jetzt  vorauaehmenden  Bestiramun^r  des 
Begriffes  „social"  des  näheren  ergeben.  Diese  Bestiuiiiiuug 
macht  allerdings  keine  geringen  Schwierigkeiten ;  denn  ^social* 
ist  unser  Privatrecht,  nezw.  Schuldrecht  doch  schon  an  and 
für  sich,  wie  beispielsweise  anch  von  dem  eifrigen  Social«- 
Politiker  Dr.  Fuld  in  Grucbots  Beitragen  Bd.  35  S.  087 
ausdrücklich  zugegeben  wird;  —  social,  weil  es  ja  seinem 
eigentlichen  Begriffe  und  Zwecke  nach  eine  Gemeinschafts- 
ordnung der  durch  die  Vergesellschaftung  der  Menschen  ent- 
stehenden Lebeos-  und  Verkehrsbeziehungen  der  Einzelnen 
sein  will;  weil  es  die  Beschränkung  ilirer  Eigenmacht  und 
n,'itr?rlic'hen  Un^ebunch'ulieit  im  AllgemeininT<'rfs>e,  <\ic  „Siche- 
rung der  Leben.sl)('(lin<:;unf^en  der  G  e s  e  1 1  s  (  h  a  ft  in  Form 
de»  Zwanges"  (Jherin^)  .>ein  soll, —  «'in  ( n  ^ii  htspunkt,  der 
besonders  von  Maurus'  gut  herausgekehrt  ist.  Mau  wird 
also  zuüaelisi  zu  üIm  rlegen  haix  n ,  ol>  und  inwiefern  das 
Privatrecht,  bezw.  Sehuldreciit  noch  „socialer"  werden  könne, 
ob  diese  Steigerung,  Komparation  des  Begriffes  Uberall  logisch 
und  möglich  ist. 


*  a.  a.  O.  S.  3.  Vergl.  dazu  auch  Stahl,  Rochtspliilosophie  II,  l 
T^aband  in  Hol  dschmi  dt»  Zeitschrift  für  H.nidi  lsrecht 
Bd.  2;i  S.  G22  und  Staat-iccht  lid.  II  S.  838  (2.  Aufl.  1891).  Uvu  Wider- 
spruch Oierkes  hiergrju'on  im  Sc  hm  oll  ersehen  Jahrbuchc  Rd.  XIII 
Sl  251  halte  ich  nicht  iür  bercchtiet.  £0  ist  deshalb^  auch  allein  zu- 
treffend,  /.w  sfif,'en,  die  altgemeiiie  Vertragsfireiheit  „ignoriere"  die 
Ungleichheit  der  Meuj^chen. 
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Das  ist  aber  nicht  za  bezweifeln;  gerade  der  Begriff 

einer  solchen  Beschränkung  erleidet  die  Verstärkung  sehr 
wohl,  und  da  die  „natiirliclie  Freiheit*'  ^  auf  dem  Gehiete  des 
Sohuldrechts  als  Vertragsfreiheit  auftritt,   so  darf  man  die 
HiK'iale  Umbildung  mit  den  oben  angetVilirteu  iSchriftstcllerii 
fb'-n   aiK'li   in   deren  Be8i*h ränkung  erblicken.  Nicht 
alxi  in  der  Antst»*]lung  von  Kechtssätzen,  wie  von  der  Un- 
^'iiltii'keit  unsittijciier  Vertnige  oder  solchen,  die  dem  eitit  rten 
§  168  der  Konkursorduung  Ähnlich  sind,   aber  nicht  im  un- 
mittelbaren Interesse  der  Beteiligten  erlassen  werden ;  oder 
gar  in  der  Schaffung  von  beliebigen  zweckmäfsigeren 
RechtBsfttzen^,  gleichviel  welchen  Inhaltes.   So  wenigstens, 
wie  mir  scheinen  will,  wird  man  den  B^riff  der  socialeren 
Au0gestaltung  zunächst,  —  die  Bestimmung  etwaiger  weiteren 
Horkmale  vorbehalten,  —  f\ir  das  Schuldrechtsgebiet  zu  be- 
grenzen,   ihn  also  der  Beschränkung  der  Vertragsfreiheit 
gleichzusetzen  haben.    Zu  seiner  Erklärung  wird  man  nicht 
auf  die   geschichtliche   Herkunft   des   Wortes  zurückgehen 
können,  da  diese  keinen  Anf^rliluia  giebt,   mag  man  es  nun 
mit  FI.  von  Treitschke^  unter  die  von  den  Ke^ierungs- 
küTisten    Napoleons  Ilf.   erfundenen  8ch!a*]r Wörter  zahlen 
oder  mit  l*rotcs«or  J.  \\  o  l  f  *  auf  den  „coütrat  social*'  Jean 
.T  a  <j  u  e  s  Ii  o  u  8 is  e  a  u .s  zuriiekzuführen  haben.    Aiu  Ii  mit  den 
Wühl  gebrauchten  Formulierungen,  das  Privatreeht  müsöe 
weniger    „individualistisch''    oder    weniger  „gemeinschafts- 
feindlich'' werden,  erreicht  man  jedenfalls  fftr  das  Schuldrecht 
um  nichts  mehr;  man  versteht  deshalb  doch  noch  nicht,  wie 
dann  daneben  sein  unverrückbarer  Grundzweck,  die  Rechte 
des  Einzelnen  gegen  die  Anderen  und  gegen  die  Gesamtheit 
zu  schlitzen,  gewahrt  bleiben  soll.   Und  selbst,  wenn  man 
anter  einem    socialeren"  PHvatrechte  ein  solches  verstände, 
das  an  die  Rechte  des  Einzelnen  mehr  Pflichten  gegen  die 
übrigen   davon  Berührten   (nicht  gegen   die  Gesamtheit  als 
solche!)  als  liisher  kntipfte,  so  wäre  «las  Ver.stiindnis  der  Sache 
auch  noch  nicht  gef^>rdert.    Denn   wiihrond  di*'  zwpisoitijjen 
Rechtsverhftltnissr  alliM-din^^^s  jetzt  schon  Keelite  und  l'Hiehten 
der  Parteien  in  sieh  verl)inden,   so  lassen   sie  sieh  doch  bei 
den  anderen,  beispirUweisc  heim  Darlehen,   mit  dem  besten 
Willen  untereinander  nicht  vcrknCipten.    Dureli  all  jene,  ob- 
wohl vielfach  versuchten  Formulierungen,  ist  also  nichts  ge- 
wonnen. 


*  13. G.B.     TOÖ  und  Bcgrüuduiigeii  desselbeu  II,  S.  726. 

'  "EiaeB  Reehtsitatz,  der  dem  Mieter  den  ihm  gemetnrechtlieh 
Milt  nden  Schutz  pe^eii  I>ritte  giebt,  wird  man  nicht  «ocialrechtlich 
oenuen  wollen  und  dürfeu. 

'  Preufbi!<che  Jahrbücher  Bd.  'M  55.  72.  Mau  vcrgl.  auch  noch 
L  Rttpprecbt,  Justus  Möser,  S.  65. 

«  s.  0.  0.  S.  1. 
F«T»ehttiigftii  (58)  XII  S.  —  ScUn«i<lcr.  2 
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Ganz  klar  wii^d  ril>eraU  die  Bache  erst,  —  und  dann  zu- 
gleich auch ,  weshalb  und  zu  wessen  Gunsten  diese 
BeschrUnkung  der  Vertrajifsfreiheit  eintraten  soll,  —  wenn  man 
dabei  die  Eigtiitinnlit'hkt'it  unserer  \\'irt8c]iaft>ordiiun|r  tri» 
Au^e  lalst.  l)i«'>  fteheint  inii*  l)e.suiiders  von  Planck  (a.  a. 
S.  405 — 409)  wohl  beachtet  zu  >ein;  ich  komme  deslialb  auf 
seine  Aufsening  zurück.  Sie  lautet,  in  Kürze  zu.sainineiigetkfst, 
etwa  folgend ermurseu  und  er^^änzt  mir  in  erwünschter  \Vei«e 
das  eben  von  mir  über  den  Begriff  der  socialen  Umbildung 
Gesagte,  indem  sie  zugleich  dessen  weiter  noch  nötige  Be- 
grenzung vornimmt. 

Die  Worte  social,  socialpolitisch ,  socialrechtlich,  bemerkt 
Planckf  seien  Schlagwörter  verschiedenen  Sinnes.  Verstehe 
man  unter  socialer  Aufgabe  des  Rechts,  dafs  seine  Bestimmungen 
den  sittlichen,  gesellschaftlichen  und  wirtschaftlichen  Bedürf- 
nissen des  Volkslebens  entsprächen,  so  meine  man  damit  etwM 
Selbstverständliches;  denn  das  Privatrecht  habe  gerade  den 
Zweck  und  nur  den  Zweck,  die  Verhältnisse  der  einzelnen 
Menschen  zu  einander  in  einer,  jenen  Bedürfnissen  ent- 
sprechenden Weise  rechtlich  zu  ordnen.  Nur  deshalb  träte 
der  Kechtsschutz  ein,  weil  das  Interesse  der  ( iesanitheit ,  die 
zwar  aus  allen  Einzelnen  gebildet  werde,  deren  Interesse  ubrr 
nicht  mit  allen  Einzelinteressen  zusammenfalle,  ihn  erfordere. 
Das  Wort  „social"  werde  aber  häutig  nicht  in  dieser  all- 
gemeinen Bedeutung  gebraucht,  sondern  von  bestimmten 
Interessentengruppen,  —  Agrariern,  Grofsindustriellen,  gewerb- 
lichen Arbeitern  u.  s.  w.  —  für  sich  in  Beschlag  genommen. 
Eine  bestimmte  sociale  Aufgabe  dieser  Art  habe  das  Privat- 
recht nicht;  bei  Abwägung  aller  in  Betracht  kommenden 
Interessen  sei  immer  die  dem  Wohle  des  Ganzen  am  besten 
entsprechende  Bestimmung  zu  wählen.  Daneben  sei  freilich 
die  Berechtigung  des  Gedankens  eines  privatrechtlirhen 
Schutzes  der  Schwa<  lMMi  ge<r «  n  die  wirtschaft- 
liche TT  b  1' in  ac  h  t  der  Starken  nicht  von  der  Hand  zu 
weisen.  ^linnnM'  handelt  es  sich  dabr'i  aber,"  so  ftihrt  Planck 
wörtlich  furt,  ^iim  einr»n  Gesiehtspunkt,  der  nicht  für  sich 
allein,  sondern  nur  in  X'erbindun;;:  n^i^  vielen  anderen,  ebenso 
berechtigten  Gesichtsjjunkten  in  Betracht  gezogen  werden 
darf.  Auch  die  Frage,  wer  der  Schwächere  und  wer  der 
Stärkere  ist,  lälst  sich  nicht  nach  allgemeinen  Kategorien 
entscheiden.  Die  wichtigsten  Faktoren  wirtschaftliclier  Macht 
und  Schwäche,  Reichtum  und  Armut,  lassen  sich  im  Privat- 
rechte ttberhaupt  nicht  als  Voraussetzungen  von  Rechtssfttzen 
verwenden.  Eoensowenig  läfst  sieh  allgemein  behaupten,  dafs 
der  Schuldner  gegenüber  dem  Gläubiger  der  Schwächere  sei. 
Es  wird  daher  immer  auf  eine  genaue  Prüfung 
der  einzelnen  Rechtsverhältnisse  anknmnion.  be- 
sonders aber  daraui,  ob  sich  die  Vorausse  tzuugeu,  unter 
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welchen  ein  zum  Schiit/.e  der  Schwachen  bestimmter  Rechts- 
sntz  Anwendung  finden  soll,  sowie  der  Inhalt  dieses 
K  r  (•  h  t  s  s  a  t  z  e  !5  Helbst  so  bestimmen  lassen^  drifs 
dadurch  w  i*  u  ig  ö  t  e  a  s  regelmäfsig  wirklich  nur 
der  S  e  h  w  a  c  h  e  geschützt  wird,  und  nich t  daneben 
andere  schwerwiegende  Nachteile  für  die  JSicheriieit  des  Ver- 
kehrs eintreten". 

Folgendes  sei  zunächst  hier  noch  hinzugefügt 

Uosere  jetzige  Wirtschaftsordnung  beruht  ihrem  Haupt- 
grundsatze  nach  auf  dem  freien  Wettbewerbe,  der  Selbstsorge 
und  Scibstverantwortlichkeit  der  Einzelnen  und  damit  auf  dem 
sog.  „freien  Spiel  der  Kräfte**.  Es  spiegelt  sich  das,  ent* 
sprechend  dem  engen,  Wechsel  wirkenden  Zusammenhango 
zwischen  Wirtschafts-  und  Rechtsordnung,  auf  dem  Gebiete 
des  letzteren  in  der  freien  Verfügungsföhigkeit  des  mündigen 
lind  j^eistig  gesunden  M<'ns(  hon  wieder.  Diese,  —  auch  auf 
dt'Ht  »'biete  unseres  Civilprozesses  oder  doch  in  seiner  ITand- 
habung  allzu  stark  betont,  —  gliedert  sich  für  djis  l^'ivatrecht 
in  die  unbeschränkte  Verfiiguiig  über  das  Eigentum  (Ver- 
mögen) unter  Lebenden  und  auf  Todesfall  und  die  Vertrags- 
freiheit im  Schuldrechte,  —  letztere  teils  als  mittelbare 
Verfiiguiig  iiber  das  Venuögen,  teils  als  solche  über  persön- 
liche Dienstleistungen. 

£s  ist  nun  zu  beachten,  daTs  unter  Obwalten  solch  recht- 
licher Unbeschränktheit  und  beim  Mangel  irgend  welchen 
Ocgendrucks  von  selten  der  Rechtsordnung  der  Druck  der 
wirtBchaftlichen  Verhältnisse,  „Angebot  und  Kachfrage**  beim 
Yertragsschiusse  im  allgemeinen  maTsgeblich  sind.  So 
trifft  denn  den  unsicher  Stehenden ,  den  i^wirtschaftlich 
iSchwächeren"  der  Nachteil,  dafs  er  kraft  und  trotz  der 
Vertragsfreiheit  zu  scldimmen,  ungünstigen  und  ihm  völlig  uner- 
wünschten Vereinbarungen  bei  L'>lui,  Miete,  Kautgeld  u.  s.  w. 
godriingt  werden  kann.  Und  das  i.<t  nun  eben  «Irr  ^^lilsstand, 
g»gfn  (\px\  die  von  den  socialen  Rcfornieni  empioiilene  13e- 
M-lirankung  der  Vertr.agsfreiheit  Abhülfe  schaffen  soll;  sie 
soll  die  eine  Partei  vor  der  durch  Rechtsgeschäfte,  also  unter 
Vollkommener  Wahrung  der  Rechtsform  beraerkstelligten  Aus- 
beutung seitens  der  ihr  allgemein  oder  im  gegebenen 
Augenblicke  wenigstens  wirtschaftlich  überlegenen 
anderen  thunlichst  schützen. 

Die  Forderung  „socialen  Schutzes  im  Schuldrechte''  ent- 
kält  also  auch  noch  für  die  Beschränkung  der  Vertragsfreiheit 
sine  ganz  besondere  Mafsgabe;  giebt  ihr  eine  völlig  eigen- 
artige, eigentümliche  Richtung  und  Bestimmung  und  läfst  sich 
deshalb  um  so  weniger,  wie  ich  wiederholt  hervorheben 
möchte,  mit  den  sog.  socialen  Neuerungen  auf  dem  Felde  des 
Ki;^eritumsrechtes.  etwa  der  bekannten  Hodenrefonnbeweguiig, 
Uber  deren  Stand  ich  kürzlich  im  Wiener  „ilandclsmuseum'' 
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(1892  Nr.  14  u.  15)  berichtet  habe^  auf  eine  Linie  stelleiu 
äie  aielt  nicht  auf  Sicherung  von  Personen  ab,  die  infolge 
ihres  Leichtsinns  (S.  C.  Macedonianum !)  oder  ihrer  Unerfahren- 
heit  (aus  Mindorjflhrigkeit  oder  Schwachsinn)  durch  geistig 
Übi'rlcireno  ^cfalirdet  sein  könnten.  Man  vergleiche  dafür 
beispielsweise  nur  dm  preufsische  Gesetz  vom  2.  März  18o7, 
bezw.  die  §§  bOl  und  302  des  deutsclien  Strafgf «etzbuche* 
mit  dem  deutschen  Wuehergesetze  von  1880  und  erinnere  si(  h 
des  vielfältigen  Sdiutzes  dieser  besonderen  Kategorie  vua 
Menschen,  hauptsächlich  durch  Einrichtung  des  Vonnund' 
schafbweaens,  früher  durch  restitutio  in  integrum  und  fihntichea. 
Sie  zielt  auch  nicht,  woran  man  gewöhnlich  denkt,  auf  den 
Gegensatz  von  Reich  und  Ann  oder  auf  den  Schutz  der 
^unteren  Volksklassen"  oder  gar  nur  des  Bruchteils  der  He- 
völkerung,  den  die  ja  besonders  in  d(  n  socialen  Kampf  ein- 
getretenen gewerblichen  Arbeiter  bilden ;  sondern  sie  wendet 
sich  ganz  allgemein  gegen  den  Milsbrauch  der  wirt- 
schaftlichen Zwangslage  zur  Erzielung  un- 
g  e  w  ö  Ii  n  I  i  c  h  hohen  Gewinnes.  Sie  soll  also  beispiels- 
weise aiieh  (l«'in  reiclien  Gutshositzt  r  zu  gute  kommen,  wenn 
ihm  in  dringlicher  Krnt<  /.eit  die  Arbeiter  die  Erfulhinj^  ihi<T 
vertragsmäfsigen  Pfliehten  versagen.  Es  wäre  also  eine  ver- 
ächtliche Entstellung-  der  Wahrheit,  wenn  man  die  Befür- 
wortung socialen  Schutzes  als  Uemagogentum,  als  Liebäugeln 
mit  der  Begehrlichkeit  der  Menge  verschriee.  Er  soll  Hoch 
und  Niedrig  zu  teil  werden,  er  soll  unsere  RecbtsordnuDg 
▼on  einem  schwächlichen  Nachgeben  und  Zurückgehen  vor 
dem  wirtschafÜichen  Übei^gewichte  erlösen ;  und  wo  etwa  seine 
Forderung  dem  &bamen  mit  dem  Elende  entspringt,  wäre 
sie  nur  doppelt  zu  rtihmen.  Man  bedarf  fUr  sie  übrigens 
auch  durchaus  nicht  des  Vorspanns,  sozusagen,  des  Idealismus: 
nirgends  mehr  als  z.  B.  gerade  bei  der  Wohn un«r> frage,  bei 
d»>r  Beseitigung  ihrer  mannigfachen  „nuisanc<>"  tritt  (Ins 
ureigene  Interesse  der  wohlhabenderen  Kreise  unzweifelhaft 
zu  T«ge. 

Der  sociale  Schutz  im  Schuidrecht  zielt  auch  nicht,  wie 
Planck  mit  Hecht  hervorhebt,  auf  den  Gejrensatz  von 
Schuldner  uml  Gläubiger  und  zwar  zu  Gunsten  des  ersteren; 
schon  weil  er  undurchführbar  ist  und  obiges  Beispiel  solchen 
Gedanken  wohl  zur  Genüge  widerlegt,  —  ein  Punkt  Qbrigen«, 
auf  den  ich  später  noch  zurückkommen  werde  (§  3). 

Schliefslich  ist  aber  allerdings  nicht  zu  verkennen,  dafs 
eine  vOUige  und  scharfe  Trennung  der  Kategorien  der  geistig 
und  wirtscimftlich  „Schwachen'*  nur  schulmäfsig,  jedocii  nichts 
wie  überall  im  Leben  bei  solchen  Scheidungen,  so  auch  Iiier, 
praktisch  sich  streng  durchfuhren  läfst  Der  wirt^chafdioh 
Scliwaelie  wird  regelmäfsig  auch  arm  sein,  und  der  Anue 
wiederum  meist  auch  der  geistig  Ungeschulte  und  ^iiedrig- 
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stehende.  Es  liegt  dies  eben  auf  demselben  Gebiete,  auf  dem 
man,  irrig  verallgemeinernd,  das  Verbrechen  lediglich 
ans  dem  Zwange  der  Armut  herzuleiten  versucht^. 

Vor  weiterem  wird  es  nun  noch  der  Verständigung  über 
Terschiedene  einaelne  Punkte  bedttrfen ;  dieser  sind  die  folgen* 
den  Paragraphen  gewidmet. 

§  2. 

Bittselve  ErwSgmigspnnkte  zum  Vorhergehenden.  —  a)  Bernf 
and  Maebt  der  Oesetz^bung  zu  sociabpechtlichen  Maßnahmen 

im  Sehnldrechte. 

Das  System  der  Vertrags  frei  lieit  soll,  wie  sich  aus  dem 
bisher  Gesagten  ergiebt,  keineswegs  in  den  Bann  gethan,  son- 
dern nur  verbessert  werden;  durch  weitere  Beschränkungen 
im  socialen  Sinne  verschiebt  sich  ihre  längst  anerkannte  Grenz- 
linie' nur  noch  etwas  mehr  zu  ihren  Ungunsten.  Die  Vertrags- 
fireiheit  galt  und  gilt  eben  auch  jetzt  nur  als  eine  R^l,  die 
zahlreiche  Ausnahmen  kennt.  So  ist  ihr  im  allgemeinen  nur 
das  Gebiet  de«  sittlich  Unanstöfsigen  freigegeben,  und  in 
mannigfachen  EinzelÜdlen  ist  ihr  freier  Iiauf  durch  Form- 
vorsehriften ,  wenn  auch  nicht  gehindert,  so  doch  gehemmt. 
Zu  solchen  Hemmungen  z.'ihlt  beispielsweise  der  Versuch  der 
neueren  badischeu  (Tesetzirf^^>ung,  den  durch  wirtschatrlicln! 
Unbesonnenheit  der  Lanrileute  herbeigeführten  unsinnigen 
Lantlaukäufen  und  den  damit  für  sie  verknüpften  (Jbervortei- 
hmgen  dadurch  vorzubeugen,  dafs  innerhalb  der  nächsten 
fnuf  Tage  nach  Abschlufs,  in  denen  „gewöhnlich  der  Katzen- 
jammer eintritt",  den  Kiiufern  ein  Rücktrittsrecht  gewährt 
wird'.  Die  Rückwirkung  der  eigentlichen  Formvorschriften 
auf  die  allgemeine  Vertragsfreiheit  ist  bekanntlich  tIoI  be- 
sprochen; auch  A.  Wagner  erwähnt  sie  a.  a.  O.  S.  221. 


1  Vorv:].  darüber  Fr.  von  Lifst,  „Die  Zukunft  der  Rechtsstrafe" 

im  8ocialpolifis<  hon  Ceiitralblatte  1^92,  Nr.  38. 

'  So  spricht  sich  z.  B.  Dilthej  nach  einem  Citate  bei  Schmoller 
a.  s.  O.  S.  28  Anm.  2i  ans.  Aach  Mensel,  Arch.  f.  bürgerl.  R.  1» 
8.  329  und  Anm.  8  dort.    vWt  da-i  prouP^ische  A.L.R.  s.  u.  §  !2. 

'  Frrilirh  „nnff»r  Nichtai-htimg  des  an«3^ebli>hen  Urrechts  eines 
ieden  Ment»chen  auf  Freilieit  seiner  Entseliliefsungen",  wie  der  gute 
Kenner  anseres  wirtochaftHchen  Lebens,  Qeh.  Oberregierungsrat  Dr. 
H.  Thiel  (Berlin),  celegeiitlieh  sagte:  Veröffentlichungen  des  ^Vereins 
für  SorialpoHtik''  Ha.  28,  S.  54.  Jenes  ba(Ü3che  Gesotz,  dessen  Gedanke 
«liuigennarnen  an  die,  etwaiger  Übereilung  steuernde  Vorschrift  einer 
flopf>elten  gerichtlichen  ErKlSrung  über  den  Austritt  sne  der  Kirchen- 
gemeinsohaft  im  preufsischeii  Gesetze  vom  14.  Mai  1873  (§  2)  eririiu  rr, 
>8t  von  Tlii-'l  a.  ;».  O.  S.  51  erwähnt.  Der  Genannte  hat  nnoh  wert- 
voUc  Beniurkuugeu  in  der  Wohnungsfrage  geliefert;  vergl.  z.  B.  a.  a.  O. 
Bd.  39,  S.  47.  m 
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Schon  bei  den  italtenÜBchen  Juristen,  die  Seuffert  (a.  a*  O. 
S.  68.  76)  anführt,  z.  B.  bei  Bartholomäus  a  8aliceto> 
wird  die  wirtschaftliche  Gefahr  der  Formlosigkeit  der  Rechts- 
goschftfte  (des  „pactum  nudum")  berührt.  Besonders  das 
A.Li.R.  *  und  jetsst  der  Entwurf  eines  B.G.B,  hat  dann  weiter 
deren  Erörterung  veranlafst.  Es  darf  beispielsweise  auf  die 
Verhandlimgori  dos  preuf^i-^f-hf-n  T.  a  n  d  e  s  f»  k  o  ti  o  m  i  e  k  o  1 1  e  ^  s 
von  1889  (a.  a.  ().  8.  128,  472  fl"  )  verwiesen  werden.  Eine 
klassische  Darstellung  der  Vorteile  und  Nachteile  der  juristi- 
schen Form  hat  R.  von  J bering  in  meinem  «Geiste  des 
römischen  Rechts"  Bil  2  S.  455  gegeben. 

Bei  ihrer  Abwägung  gegeneinander  ist  jedenfalls  nicht 
zu  übersehen,  dafs  die  zum  Schutze  der  „wirtschaftlich 
Schwachen"  erfolgte  Anwendung  von  FormTorschriften  swei- 
schneidig  gerade  diese  schttdigen  Kann,  wenn  sie  ihre  Beobach* 
tung  vom  G^ner  nicht  durchzusetzen  vennQgen  und  sich  mit 
formlosen  und  dann  doch  eben  ungültigen  Versprechungen  ab* 
finden  lassen  müssen.  Ein  näheres  Eingehen  auf  diese  runkte 
verbietet  sich  hier ;  auch  soll  ein  kurzer  geschichtlicher  Rück' 
blick  auf  die  so  wichtige  Entwicklung  der  Klagbarkeit  des  ^pac- 
tum  nudum"  später  nachgeholt  werden.  Nur  in  betreff  des  in 
diesem  Zusammenhange  von  Seuffert,  Savigny  (Obli- 
gationeiirecht  II,  S.  219  Anm.  b),  von  der  Pt'ordten  (Ab- 
handlungen aus  dem  Pandektenrechte  S.  3(»1)  und  G.  ITart- 
mann  (Arch.  f.  d.  tiv.  Praxis  Bd  77  S.  231)  angeführten 
Justus  Müscr^  mag  noch  bemerkt  sein,  dafs  man  seinen 


1  Drssdi.  mir  aUerdisgs  ziemlich  unverstindliche  Worte  in  den 

Opern  otiiuiM  I  \n\  zu  c.  Cod.  de  pactis  II,  1.3  Nr.  9  lauten:  .,Si 
tninen  omnino  aliud  teneant  Oaiionistao  dit-as  jus  civile  motiim  ful^se 
optima  ratione  ad  »tatueudum,  c^uod  ex  BimpHci  imdo  pacto  nou  deiur 
actio  vidclicot  defectae  caufsae  in  pacto  non  adjectse  ~  et  per  c<m- 
se^uens  indiscrctin  cnvcntis*  siiio  ({infsa,  cui  fuit  succurrcndum ,  —  et 
qum   indiöcreti    seu   iion  expedienti  caiitela   et  prudentia 

?ileni  utiauo  maxime  et  plurimi  sunt  homincrt  meehariici 
aiilifcr  prolabuutur  in  talibu<  rautionibus,  et  quandoque  per  jocum 
vel  BolatiiHTi  iumI  roperiroiitur  illaqueari  contra  meutern  ipsorum.  et 
mazimc  per  prudeutiores  seu  a^tutiores  ({uibus  obligatio  e!*set  (piaerenda^ 
fnit  expediens  eis  succurri*^,  — .  Das  Citat  ist  der  Frankfurter  Aus- 
gabe von  1615  entnommen;  die  freigelassenen  Stellen  sind  VertreiBongen 
anf  das  eorj>us  juris. 

-  Eccius.  Handbuch  de»  preufftisclu  n  Privatrechts,  6.  Auf).  Bd.  l 
8.  22.  —  Auch  die  hohen  Imwobiliarvertra^'s^^cbühren  hat  man  aU  einen 
Hemmschuh  einer  allzuprofsen  Hew(-rli*liK(  it  bei  den  VcrftaTseningen 
betrachtet:  Koscher,  Nntionalök.  des  Ackerbaues  §  M6  Anm.  ^\ 

*  Patriotische  Phantasimi  Bd.  H  Nr.  24.   Es  ist  sehr  erfreulich 
sehen,  dafs  die  Bedeutung  dieses  trefflichen  Mannes  jetzt  mehr  und 
mehr  anerkannt  wird;  man  vergl.  darüber  beispielsweise  das  oben- 

genannte  Schrift*li(  11  von  Jj.  I\  it  ppr^ch  t.  Mf>sor«<  praktischer  Sinn 
at  ihn  manchen  tiefen  Blick  in  das  Orctriebe  uniseres  rechtlichen  und 
wirtschaftlichen  Lebens  thun  lassen  j  so  hat  er  bereits  (a.  a.<>.V,  .S.OO) 
das  erst  188ä  von  der  preufsischen  GesetzgAung  angenommene  oder 
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Scherz  über  die  Gefahren  eines  formlos-gültigen  ElunerBprecheiis, 
unter  dem  sich  allerdings  ein  tiefer,  praktischer  Ernst  verbirgt, 
in  der  köstlichen  Schilderang  eines  entspredienden  Erlebnisses 
von  Mr.  Pickwick  bei  Boz  wiederfindet.  Noch  wichtiger  frei- 
lich lih  der  Hinwels  auf  Mtisers  korngesunde  Auffassung 
ist  cSf  wenn  H.  Hart  mann  auf  den  berühmten  Brief  Leib- 
nizens  an  Kestner*,  aus  Hannover  am  1.  Juli  1716  ge- 
schrieben y  aufmerksam  macht.  Denn  dieser  spricht  gerade 
den  hier  einschlagenden  Gedanken  aus,  es  sei  eine  Haf- 
tung ex  Hildo  pacto  eine  „nimia  poena  peccantis,  nimium 
praemium  ingeniosioris  vel  for  tunati  oris,  qui  alterius 
Atultitia  vel  infortunio  in  rem  suam  uti  vellef.  Auch 
findet  flieh  dort  die  später  noch  zu  verwertende  Bemerkung: 
^Hominem  verbU  suis  obligari,  cum  nulla  subest  ratio  obli- 
gandiy  quod  Synallagma  ap])ellant,  vel  ex  animo  donandi 
vel  ex  deceptione^  nasci  debet:  neutrum  eousque  porrigendum 
est,  ut  in  magnum  nromittentis  detrimentum  cedat." 

Neben  solch  l)iorse  Hemmungen  einer  allzu  raschen 
oder  durchschneidenden  Wirkung  der  allgemeinen  Vertrags- 
freiheit stellt  nun  aber  die  Rechtsordnung  von  jeher  und  selbst, 
wie  man  leicht  sielit,  zur  Zeit  der  gröfsten  Freihandelsblüte, 
ein«'  stnttlielie  Zahl  von  Vcrlioten  bestimmter  Verträge ^, 
—  sei  eiä  allgemein  od  fr  ]>ei  Abcchlufs  unter  gewissen  Ver- 
hältnissen oder  durch  gewisse  Personen;  und  zwar  aus  Grün- 
den verschiedenartigster  Katur,  darunter  auch  solchen  von 
zweifellos  socialer  liichtung.  Es  kann  sich  deshalb  also,  wie 
bereits  angedeutet,  nur  um  ein  Weitervorgehen  in  diesen  Be- 
schrftnkungen  bei  den  socialrechtlichen  Bestrebungen  bandeln. 
Auch  ein  nur  kurzer  Überblick,  selbst  wenn  er  nicht  streng 


ineder  aofgenommeno  sog.  „DeckuDgsprincip*'  bei  der  Zwangsverstei' 

f»»nnTfr  <lringend  empfohlen.  Savigny  hat  ihn  seinorzoit  („Heruf*  u.  ».  w. 
.  14)  uebeu  Uuffo  geatellt  imd gesagt:  ^HohcEhre  gebührt  auch  hieriu 
dem  Andenken  Mösers,  der  mit  gTofsarti^eni  Sinne  überall  die  Oe- 
ncliiehtc  zu  deuten  Huchte,  oft  auch  in  Beziehung  auf  das  bürgerliche 
Rf  ht ;  >!afs  dieses  Beispiel  don  Juristen  gröfstenteils  unbemerkt  ge- 
biicbcu  Ist,  war  zu  erwarten,  da  er  uicht  zünftig  war  und  weder 
Vorlesungen  gehalten,  noch  Lehrbficfaer  ffeflchrieben  nat.^  —  Der  neue 
Aufsatz  von  ßrezzo  über  die  Frage  der  Wirkung  der  Formvorschriften 
(in  den  Annali  delT  Universitä  di  Perugia  II)  war  mir  nicht  zugänglich. 

'  Epistolae  Leiboitii,  edidit  Kortholtu^^,  Leipzig  1738,  Bd.  11,  b.  256. 
Auch  der  Brief  vom  17.  Mär«  1709  (Bd.  III,  S.  237),  dem  der  dieser 
Abhandlung  vorangestellte  Lieblingsspnich  des  berfdimten  Philosophen 
entnommen  ii<t,  spricht  über  die  „pacta  nuda**.  Auch  bei  Hugo  a.a.O. 
§  323  ist  diese  Frage  behandelt. 

*  Dieses  Wort  erinnert  an  die  Lehre  der  Glossatoren  über  die 
Tragweite  der  laesio  enormis  und  knüpft  vielleicht  absichtlich  daran 
an.  Vergl.  auch  r.     X.  III.  17. 

•  Vergl.  Man drv ,  Civilrechtlicher  Inhalt  der  Reichögesetz«-,  2.  Auti., 
8.  409.  Über  das  Verbot  bestimmter  Vereinbarungen  innerhalb  gewisser 
Verträge  s.  unten  §  9  („clauses  prohib^es''). 
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historisch  geordnet  ist  und  o])pndreiii  aus  dorn  spiUi-r  ft1l^^^•  das 
jiistiniaiieische  liedit  zuSageiuU'n  (M'jL^än/.t  werden  muis,  z«*igt  viue 
iN'icldiche,  vielleicht  sogar  tiberra:scheiKle  Zahl  von  Bci>j»ielen 
Zu  der  ersten  Art  der  Verbute  gehört  der  erwähnte  ?;  lüS  der 
Konkursordnuiig;  das  Verbot  des  \'erzicht6  auf  weitere  Ver- 
hypothesiierung  oder  auf  Beantragung  der  Zwangsversteigerung 
(Preufs.  EigentumflgesetK  §§  48  und  45);  das  Veroot  der 
^laesio  enormis'*  und  der  Zinseszinsen;  der  Satz  ^ne  ultra 
dimidium'';  das  Verbot  des  ^auctoratus'*  und  des  vertrag»- 
mäfsigen  AusscUusses  des  receptum  cauponum;    Ii  lex 
Anastasiana*  u.  s.  w.   In  die  zweite  Klasse,  wo  der  Abscklufa 
von  Verträgen  nur  unter  gewissen  Verhältnissen  oder  Be- 
dingungen unwirksam  ist,  möchte  ich  das  deutsche  Gesetz  vom 
14.  Nov.   1867  (ül)er  die  vertragsmilfsigen  Zinsen)  i5  2  und 
das  Wuchergesetz  zahlen    —  Ausbeutung  der  Notlaire.  des 
LieichtsiTins  oder  der  Unerfahrenheit  beim  Darlehnsgeijchatte  — , 
das  Verbot  der  Verfügung  über  ausstellenden  Lohn,  über  Ver- 
sicherungsforderungen   (baierisc  h  es  Hagelversie]i«'run;^-s- 
gesetz  Art.  10)  und  Uber  die  Kenten  der  Arbeiterversiebe - 
rungsgesetze ;  die  bereits  erwähnte  Akiieiigesetznovellc  von 
1884;  das  äufserst  scharfe  preufsische  Gesetz  vom  17.  Märs 
1881  (§§  1,  3,  4,  7)  betreffend  das  Pfimdleihgewerbe  in  Ver- 
bindung mit  Nr.  12  des  §860  im  Str.  G.B.  nach  der  Fassung 
von  1880  u.  8.  w.   Einer  Berttcksichttgung  der  persönlichen 
Eigenschaftt'u  oder  Stelbmg  des  Vertragsschliefsenden  sind 
endlich  die  Vorschriften  des  S.O.  Vellejanum  und  Älacedo- 
nianum;  das  Verbot  gänzlichen  Verzichtes  auf  demnüchstigen 
Konkurrenzbetrieb  (s.  u.)  und  der  Foinierungsabtretung  an 
einen  „potior";  der  ^datio  in  salutum"  an  Fabrikarbeiter  nach 
der  deutschen  Gewerbeordnung,  des  Uaftpflichtgeöetzes  u.  s.  w, 
entsprungen. 

Diese  Beispiele  lassen  sieh  unzweifelhaft  noch  sehr  ver- 
mehren; auch  die  Beschränkungen  der  Zwangsvollstreckung 
zu  Gunsten  des  Sehulduers  gehören  insofern  hierher,  als  der 
Vertragsfreiheit  iu  diesem  Falle  nicht  dessen  unbedingte  Ver- 
antwortlichkeit bis  zum  letzten  Groschen  entspricht.  Wirt- 
sdiaftliche  wie  sittliche  Erwägungen  haben  also  längst  und 
immer  wieder  die  Rechtsordnung  gezwungen,  sich  in  be- 
stimmten Fällen  mit  dem  Grundsätze  der  Vertragsfreiheit  in 


'  Kulemann,  Arbeiterscliutz  (ls9X,  S.  62)  glaubt  beim  Dienst - 
vertrage  beliauptcu  zu  dürfen,  dafs  ftir  di«'  Praxis  der  Schwpfpuiikt  iii 
dessen  Ausnaumen  von  der  VertraL;str»'ili«Mt  l)Creits  liege. 

^  Soweit  man  ein  solche:-;  übciiill  annimmt  (vergl.  Ent\%-  cinos 
B.G.B.  §  626  a.  £.)  und  uicbt  unter  die  im  §  9  hier  unten  besproebeneu 
Fälle  zftlilt. 

'  llartmann  a.  letztan*'eg.  O.  Bd.  7$  S.  S-H.  Knies,  Kredit  I, 
S  210:  „Ein  b.  zeicbnender  Beleg  für  das  scharfe  lvinü;en  rGmiflcher 
Kui:<er  gegen  vcräcbmitzte  Mauipulatioueu  von  GlHubigeru."^ 
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Widerspruch  zu  Betsen;  und  es  ist  ebenso  verkehrt,  solches 
im  Interesse  einer  glatten  Theorie  in  den  Hintergrund  treten 
SQ  lassen,  wie  es  bedauerlich  ist,  diese  bereits  längst  vorhan- 
dene Ftlrsoree  des  Rechts  in  Abrede  zu  nehmen  oder  für 
nichts  zu  achten.  Eben.^o  wie  der  Socialismu.s  keineswegs 
eine  Erscheinung  der  Neuzeit  ist,  so  war  auch  früher  schon, 
wenngleich  unter  anderem  Namen,  die  Triebfeder  jener  Rechts- 
bei»timnuingen  die  Bekämpfung  der  (rrundsätze  des  schabloni- 
Kirreiiden  Mancliestertums ,  die  lieuehlorische  G^leichstellung 
ungleichartiger  Menschen  und  Dinge,  des  Wahnes,  dafs  auf 
dem  wirtseJiaftlichen  Kingj)latze  die  Kräfte  Aller  gleieli  seien, 
oder  doch  die  von  Unterdrückung  Bedrohten  keines  llechts- 
bchutzes  bedürften.  Heuchlerisch  nenne  ich  sie,  weil  sie  in 
vielen  Fällen  ebenso  uneigennützig  sind,  wie  die  Propaganda 
des  Cobdenklubs  für  die  Haudelsfreiheit  nichtenglischer  Län- 
der. Man  beachte  bei  Würdigung  Jener  Behauptung  nur, 
dais  von  solchem  Kampfe,  trotz  aller  ihrer  Mifsgrifl'e,  die  fUr- 
soi^liche  Gesetzgebung  der  späteren  römischen  Kaiser  und 
das  Ringen  der  mittelalterlichen  Wirtse])aftspolitik  nach  dem 
wjostum  pretium**  ein  so  beredtes  Zeugnis  ablegt,  worauf  ich 
weiter  unten,  wenn  auch  nur  kurz,  zurückkommen  mufs.  In 
der  wissenschaftlichen  Welt  —  freilich  auch  sonst  wohl !  — 
herrscht  aber  eben  das  Bedürfnis,  von  Zeit  zu  Zeit  neue 
8c*hlagvv<)rter  zu  ertinden,  hinter  d**nen  sich  dann  doch,  wie 
hier  beim  Worte  „social",  nielit  gerade  etwas  Neues  verbirgt, 
wobei  häufig  aber,  zuuial  intoir^e  des  Gel)rauehes  der  leidigen 
p'rcuidwörtcr,  die  Klarheit  des  Begriffes  getrübt  wird.  Manch- 
mal mag  es  ja  freilich  in  solchen  Dingen  nicht  geraten  sein, 
das  Kind  bei  richtigem  Kamen  zu  nennen  und  einzugestehen, 
dafs  es  sich  hm  den  socialrechtlichen  Bestrebungen  um  eine 
anagiebige  Beschränkung  der  Vertragsfreiheit  handele :  gegen 
eine  allgemein  den  städtischen  Gemeinden  zu  verleihende 
Orundenteignungsbefugnis  z.  B.,  Avie  sie  jetzt  so  vielfach  ge- 
fordert wird,  mOchte  sich  ein  Entrttstungssturm  der  Grund- 
besitzer und  ihres  Anhanges  erheben ,  wahrend  das  doch  so 
tief  einschneidende  und  aus  ganz  gleicher  Wurzel  stammende 
preufsische  „BauHiuhtsliniengesetz"  von  1875  unangefocliten 
und  sozusagen  unter  der  Hand  Bestandteil  unserer  Hcchtsord- 
nang  geworden  ist! 

leb  würde  übrigens  glaulxMi  müssen,  das  gezeichnete  Bild 
unvullstanditr  gelassen  zu  haben,  wenn  ich  nicht  auf  eine 
längst  vorhauilene,  der  unverkennbar  „re^iktionUren"  Weiter- 
entwicklung unserer  Gewerbeordnung  von  1869  parallellaufende 
Gesetzgebung  hinwiese,  die,  fast  unbeachtet  ihrem  Grund- 
gedanken nachy  in  eigentümlicher  und  anscheinend  völlig 
modemer  Weise  neben  die  neueren  Beschränkungen  der  Ver> 
tragsfreiheit  sich  stellt  und  sie  in  ihren  Wirkungen  für  ge- 
wisse Fälle  vertritt.    Ich  denke  an  die  Reichsgesetze  vom 
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20.  Juli  1881,  betreffend  die  Zcichnuug  der  Schankgefkfse^ 
vom  16.  Juli  1884;  Uber  den  Feingehalt  der  Gold*  und  Silber- 

waiH  M ,  sowie  das  jetzt  erst  in  Kraft  gesetzte  vom  19.  Hai 
1891,  betreffend  Prüfung  der  Handfeuerwaffen  und  vomchTn- 
lich  das  wichtige  NahrungsmittelfHlschungsgesetz  von  1870, 
Obwohl  ihre  Bestimm uniircn  —  bis  auf  >j  7  des  zweitgenaiintm 
Gesetzes'  —  nicht  unmittelbar  auf  pri vatrechtliclioni  ncliit'to 
liegen,  und  ihre  Kückwirkunf:;  auf  du*scs  zu  beölimmeu  nicht 
gerade  leicht  sein  mag,  iilx  ii  sie  doch  mittr-lhar  auf  die 
Vertraj^sfreiheit  einen  unverkeimlj.ii-  ])cschriliik(  inicn  Kintinfs 
aus  und  dürfen  deshalb  in  diesem  Zu^amitu  uliange  erwähnt 
werden.  Denn  jene  überläfst  in  notwendiger  Folge  ihres 
Wesens  den  elmselnen  Vertragsschliefsenden  ▼Ollig  sich  selbst, 
seiner  eieenen  Gewandtheit^  Findigkeit,  Sachkenntnis  und  Auf- 
merksamkeit —  seihst  da,  wo  nicht  er,  wohl  aber  im  Gfr^en- 
satz  zu  ihm  der  andere  Teil  in  der  Lage  ist,  sich  von  der 
Güte  oder  ^langelhaftigkeit  seiner  Leistung  zu  überzeugen', 
z.  B.  der  Vermieter  bei  seinem  Hause ,  der  Handwerker  und 
Fabrikant  bei  seinen  Arheitserzeugnissen.  Entgegen  diesem 
Preisgeben  des  vielfach  in  solcher  Lage  völb'g  hülflosen  Publi- 
kums hat  der  flnsctzgeber  etwas  Neues  geschaffpn.  Kr  hat 
die  Gastwirte  hei  Strafe  verpHichtet,  durch  bestimmte  Zeichen 
an  den  Trinkgefäfsen  doreu  Inhalt  ausdrücklich  bekannt 
zu  geben,  und  daneben  jederzeit  zugiingb'che  Kontralhnuffte 
zu  fuhren.  Da  sie  fiir  jene  Angal)t'n  l)ei  Meiduiig  der  Be- 
trugsstrafe aufkommen  müssen,  so  Hegt  darin  eine  eigenartige, 
nicht  unerhebliche  Unterstützung  der  vertragsschliefsenden 
Giste  bei  Bemessung  der  ihnen  werdenden  Gegenleistung. 
Auf  ein  gleiches  kommt,  wie  zum  Überflusse  dessen  §  7  zeigt, 
das  Reichsgesetz  von  1884  und  dasjenige  von  1891  hinaus, 
dessen  §  1  lautet:  „Handfeuerwaffen  dttrfen  nur  dann  feil- 
gehalten oder  in  den  Verkehr  gebracht  werden ,  wenn  ihre 
Läufe  und  Verschbisse  nach  den  Voi*schriften  dieses  Gesetzes 
in  amtlichen  Prüfungsanstaiten  geprüft  und  mit  Prüfnngs* 


^  §  7  lautet:  «Für  die  iticlitigkeit  des  angegebenen  Feiui^chMit<c« 
haftet  der  VerkAnier  der  Ware.**  Über  die  civiirechtliche  Seite  wftre 

noch  Eccius  a.  tu  0.  Bd.  I  S.  151  Anm.  20  zu  vt'r<;li-u  li<'ii. 

^  „Potuit  ea  nota  habere":  fr.  1  §  2  (\(*  aed.  ed.  XXI,  1.  Bücher 
a.  a.  0.  S.  350  wirft  unserem  heutigen  Obligationenrecht©  vor,  daCs  es 
sich  die  nahelie^^ende  Erwägung  nicht  zn  eigen  gemacht  habe,  der  Ver- 
mieter müsse  die  Wohnung  oeim  VcrtrajrsabschlusMe  doch  kennen,  nicht 
nbr>r  der  Mieter.  Dieser  Vorwurf  trifft  nbriirpnH  für  .die  ftltere  Juris- 
prudenz nicht  zuj  man  vergl.  beispie bweij*e  folgende  Aufaerung  Voet:} 
(Comment  ad  Pand.  lib.  18,  Tit.  5  Nr.  5j:  „coiidooandam  rnngw  ein- 
tori  —  circa  rei  cmeiKlii»-  venim  pretium  errantis,  quam  quidem  vendi- 
t'iri  (loiniTiinm  linli.nti .  dum  quisouo  suarum  magis  (jnam  nliouanun 
rerum  prt'tia  uovisj^e  et  potet<t  et  debet."  Ebenöo  Lauterbach  iCüIlcp. 
theor.  n.  jpT.  ibidem  §  2:^)  u.  Perez  (Praelectiones  tn  Codiccm,  fitich  4* 
Titel  44  Nr.  6)  u.  A. 
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Sachen  ver8chen  sind."    Auch  hier  soll  also  der  Kauflustige 
nicht  erst  durch  eigenen  Schaden  sich  darüber  bdehren  za 
lassen  brauchen,  wo  ihm  eine  sichere  Ware  geliefert  wird; 
es  soll  ihm  eine  ausdrUckliche»  urkundliche  Erklä- 
rung des  VerkMufers  darüber  bebAndtgt  werden;   es  tritt, 
wenn  v\u  Vorkiiiifer  liier  und  in  den  vorij^en  Fällen  überhaupt 
auf  das  betreffende  Verpflichtungsverhältnis  sich  einläfst,  dann 
ein  gewisser  Leistungszwang  für  ihn  ein,  zu  dessen  Um- 
fang er  siel)  ausdrücklich  zu  bekennen  liat,  und  der  durch 
Parteil»  rt  fluTi^' ,  insbesondere  stillschweigencl  Ti  Verzicht  dos 
LiMNtung><  iti  1  i|an<rer8  nicht  abgemindert  werden    kann  Weit 
wichtiger  imeh  uikI  !.'tnfi:st  als  Analope  flir  die  neueren  Forde- 
rungen au  das  Wohnungöniietreeht  verwertet  ist  jedoch  dn6 
Ulztgenannte  Reichagesetz ,  das  ich  freilich,  um  nicht  .illzu 
weitläuftig  zu  werden,  nur  kurz  berühren  darf.     Wie  das 
lldilitische  Edikt  die  Kundgebung  verborgener  Fehler  durch 
den  Satz:  «Qui  mancipia  vendunt,  certtores  faciant  em- 
tores,  quid  morbi  ▼itii^ue  cuique  sit,  quis  fugitivus  errove 
Sit  noxave  solutus  non  sit^  eademque  omnia,  cum  ea  mancipia 
Tenibunt,  palam  recte  pronun  tian to/  dem  Verkäufer 
auferlegt,  und  nach  £1  b  e  n  s  Zeugnis  *  in  den  mittelalterlichen 
Rechtsquellen  dessen  Verpflichtung  häufiger  angesprochen 
ist,  seine  Käufer  über  Art  und  Güte  der  Wai*en  aufzuklären 
und  liir  diese  Angaben  einzuatehen,  so  halten  auch  jene  neuen 
Gesetze  einen  {Uinliehen  Standpunkt  fest,  dafs  alles  tr^tlmii 
werden  müsse  —  wie   die  Beiifründung   des  letzterwjüinten 
sagt  — ,  um  diu  Kauflustigen  über  die  wirkliche  Ueschaffen- 
heit  der  W  aren  aufzuklären.    Es  handelt  sieli  dabei  offenbar 
um  viii  noch  schärferes  Anzielieu  der  lialunig  aus  dem  ädi- 
litischcn  Edikte^  wo  auch  die  blofse  Haftung  wegen  Arglist 
im  praktischen  RechtsTerkehre  nicht  ausreicht;  um  eine  ver- 
schftrfltef  unter  Strafe  gestellte  und  absolute  Pflicht  des  Ver- 
ttufserersy  posttiy,  durch  ausdrückliche  Gewährstlbemahme  für 
Abwesenheit  von  Fehlern  der  feilgebotenen  Ware  zu  sorgen, 
wie  das  der  Gerechtigkeit  bei  Verteilunir   1er  Pflichten 
unter  den  Beteiligten  durchaus  entspricht.    Bei  den  Verhand- 
lungen über  das  Nahrungsmittelf^lschungsgesetz  ist  freilich 
der  Gesichts|Hinkt  des  öffentlichen  Interesses  mehr  zur  Gel- 
tung ^^ekomnien;  der  andere  ist  aber  deshalb  niebt  weniger 
zutreffend,  wird  auch  von  Elben  fa.  a.  U.  S.  9:V|  durehaus 
richtig  erkannt,  wenn  er  sagt:    „Bei  der  grörMten  Vorsicht 
ist  es  den  Konsumenten  nicht  nir>glieh,  sich  gegen  Täuschun- 
gen zu  sc  hützen  ;  der  Satz  , Augen  ollen,  Beutel  offen*  ist  nicht 
durchführbar."     Auf  die  Wohnungsmiete  angewandt  würde 
das  bedeuten:  Der  Vermieter  darf  es  nicht  sdlein  nicht  dar- 


>  Lehre  Ton  der  Warenfillschang  1S81,  S.  47. 
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auf  ankommen  lassen,  ob  der  Mieter  die  Ungesundheit  der 
Rftume  bemerkt,  oder  darf  ihm  gar  die  Nichtentdeckung  aü 

,,Fahrlä$sigkeit^  sur  Last  r<>(  lmen  (s.  u.),  sondern  er  »oll 
überhaupt  keine  ungesunde  Wohnung  Termieten  bei  Mei- 
dung von  Strafe  und  Schadensersats,  selbst  bei  einem  darum 
wissenden  Mieter 

Dafs  unsf^ro  jftzig;en  AnfTnssiniL:r»n  mehr  und  mehr  dazu 
hinneigen,  statt  d'-r  KejL^ell'isi^keii  dos  Verkelir-*  wichtige 
Interessen  der  li*'t*'ili;;ten  })rt'iszugehen ,  ähnlich  dvn  obigen 
Fällen  mit  bcstiiuinten  (unverzichtbaren)  Vorschrit'ten  ihnen 
dabei  tm  Hülfe  zu  kommen,  zeigt  mir  in  merkwürdijirer  Weise 
der  Artikel  4  des  Entwurfes  der  schon  erw.  hntLii  Novelle 
zum  VVuchergesetze,  welche  demjenigen,  der  „gewerbsmäfsig 
Geld  oder  Kreditgoschftfte  betreibt^  bei  Strafe  und 
Zinsverlust  zwingt,  dem  anderen  Teile  ^für  iedes  Kalender- 
jahr binnen  drei  Monaten  nach  Schlufs  desselben  einen  voll- 
ständigen Rechnungsauszug  über  die  noch  schwebenden  Ge- 
schäfte mitzuteilen''.  Ich  enthalte  mich  freilich  jedes  ein- 
gehenden Urteils  über  diesen  Vorschlag,  der  mit  \'erhüt»ng 
von  Wucher  nach  der  jetzigen  F.'issung  überall  nichts  m'lir 
zu  thun  hat,  und  l)ei  dem  in  der  That  das  Wort  „Kredir- 
^eschJlft"  eine  allzu  uid>esliranite  Fassung  liat.  Denn  Hilter 
]enen  Keclitssatz  fallt  iK'ispi.'lsn-fise  aueii  der  grofse  llaus- 
vermieter,  der  zufällig  .seine  Mietznise  zum  1.  Mai  und  I.  No- 
vember einzuziehen  ])He^^t,  weil  ;iin  1.  A})rii,  drei  Monatenach 
Beginn  des  Ivaleiiflerjahres ,  da6  letzte  „Geschäft^,  die  kredi- 
tierte Mietschuld  ^  für  1.  November  bis  I.Mai,  noch  ,,schwebt''; 
und  ebenso  der  kleine  Krämer,  der  tiber  die  den  Arbeitern 
kreditierten  Waren  vdllig  ausreichender  Weise  ein  zu 
ihrer  Kontrolle  ihnen  immer  wieder  behändigtes  Kontobuch 
ftlhrt  

Ein  Streit  über  den  Beruf  der  Gesetzgebung,  in  «l'H 
wirtschaftlichen  Interessenkampf  durch  privatrechtliche 
Bestimmungen  einzugreifen,  scheint  nach  all  diesen  AnftUi- 
rungen  vom  geschichtl ichen  Standpunkte  aus  nieht  wohl 
möglich ;  alxM*  aueh  nicht  vom  dogmatischen,  wenn  die 
RerlitsordnuiiL:  in;  wesentlichen  nichts  andeies  ist.  wie  die 
staatliche  Kegeluni;  der  Verkehrs-  und  Vei  iiiu^fiiNintt-resseu. 
Die  Lehron  von  der  sogenannten  „Naclitwilehterstellung**  des 
Staates,  wie  sie  beispielsweise  W.  von  TT  um  holdt'  in  seiner 
Jugendschrift  vertrat,  sind  ja  so  wie  so  längst  verworteu; 


<  In  dieser  Richtung  liefen  auch  die  Ausfuhrungen  R.  v*  Jherings 
fiber  den  I^ucoa-Pistoja-AktienHtroit. 

*  Über  (Ion  Kreditbecrriff      KinoM  r.  h.  O.  T,  S.  JV). 

^  Ideen  zu  eiuem  Versuche,  die  Grenzen  der  Wirksamkeit  dea 
Staates  zu  bestimmen  (Breslau  18$1,  Auersehe  Aus^abe)^  2.  B.  S.  119 
(„schlechterdings  blofs  die  Erhaltung  der  Sicherheit  obliegt^X  IBl  ii.s.ir. 
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und  die  iDoige  Verquickung  von  Hechts-  und  Wirtschafts- 
ordnung, die  eben  nur  verschiedene  Seiten  derselben  Sache 
sind,  und  deren  \vf'ch«^f1-»Mtige  Bedingtheit  jedentalls  auch  eine 
unmitr*  l^are  Beeiutlus.suii«;  de«»  Wirtscliaftslebens  durch  Kechts- 
»atzium  II  privatrwhtlicher  Art  möglich  macht,  wird  selbst  auf 
juri>ii6ch*:r  Sisitc  mehr  und  mehr  anerkannt.  Die  Zeugnisse 
düfdr.  von  denen  ich  einige  in  der  Anmerkung  zusamnicn- 
stelK-,  haben  sich  gerade  in  jüngster  Zeit  gemehrt*.  Geblieben 
i:>t  nur  der  Streit  Uber  Art  und  Mafs  des  rechtlicheu  Ein- 
greifenB;  und  hierbei  allerdings  steht  die  Jurisprudenz,  wie 
oben  schon  gesagt,  der  socialrechtlichen  Richtung  noch 
▼ielfach  fremd  oder  gar  feindselig  gegenüber.  —  Und  auch  daa 
ist  neaerdingB  wieder  von  verschiedenen  Seiten  beton t,  dafs 
eine  Entscheidung  des  Gesetzgebers  zwischen  verschiedenen 
wirtschaftlichen  Str(>niungen  und  den  Wünschen  entgegen- 
ger^etzter  Interessentengruppen  am  letzten  Ende  nur  aus  sitt- 
liebem  0  e  s  i  c  h  t  s  p  u  n  k  t  e  erfolgen  könne ,  so  besonders 
von  .\  r  n  o  1  d  und  nach  ihm  von  Köhler^,  wie  (b'nn  tibor- 
haii}it  das  ethische  Moment,  dem  gerade  bei  Lösung'  (br 
Woliiningsfrage  grolse  Erheblichkeit  zukommt,  im  Keclite 
Hh  lir  zur  Gcltun;^  gelan;;t  ist,  entgegen  einor  Lohre,  die  nur 
die  wirtsL  halilu  he  Nützliclikeit  als  „Zwrck  uii  Recht"  an- 
erkennen will,  und  öich  dadurch  der  nationalökonomi^cheu 
Lehre  gleichstellt,  die,  an  Adam  Smith  und  Ricardo  an- 
knüpfend, jetzt  längst  mit  Erfolg  durch  Männer  wie  Sis- 
moiidi,  Knies,  W.  Roscher,  £.  de  Laveleye  u.  A.  be- 
kämpft ist*.  — 


»  Auf^er  »Ion  S.  10  Angoführten :  Arnold,  Hecht  und  Wirt- 
^baft,  8.  30,  :i5:  Kultur  und  RechCsleben,  .S.  56  ff.;  Endo  mann, 
Stuilion  I,  S.  1;  Dciitsrhc  Gerichtszfitriii^r  W>4  Xr.  11  u.  1'2:  Handols- 
rooht  S.  51:  Pitt  in  g  in  O  n  1  d  so  briii  dt»  Zeitsohrift  U,  S.  177; 
(üffke,  Tübint^or  Zoitschrift  tiir  Staatswis-sonschaftoo,  Hd.  ',]Q  S.  lfi:i, 
und  im  S c h ni o Fl e r schon  Jalirbucho  Bd.  XIEI  S  943;  K.  v.  Jhorinff, 
Zw'H-k  im  Keohto  I.  S.  4nri  };17:  Ho«  «lor,  Annaion  dos  I)cut'<ohon 
Keiohoj«  1^72  S.  .>09:  Leonhard  in  ^iruchots  H«*iträgon  lid,  2ö 
a.  li*0:  GohUchniidt  a.  a.  O.  S.  11,  l*^,  206  uii<i  j-onst,  und  in 
iMoer  Schrift  „Rociitsstudiam  und  Prüfungsordnung'*  S.  2.'>»>;  Prank 
a.  A.  O.  S.  2h ;  H.  A.  Post,  Aufi^^alicn  oinor  allgomoinon  Kochtnwisson- 
?^haft,  S.  2:^:  Jakobi  in  Grünhuts  Zoitsohrift  Bd.  XVII  S.  144; 
Grünbere.  Krit.  Viortoljahr»j»chrift,  Bd.  'M  S.  2:{H:  Klöppel,  Staat 
und  Geaelbcbaft«  S.  238.  —  Ans  der  volkswirtsohaftlichen  Litteratur 
rifm.-«  Trh  n'ul):  Wagnor  n  n.  O  S.  4i}^:  Sc  hrnr.llor  a.  a.  0.  S.  74 
und  ^6:  Knies  a.  a.  0.  I.  S.  iöO,  2;-{<j;  H.  v.  Scheel  in  obeugeuanuten 
Anoalen  1877  S.  97  und  de  ssen  Citate  S.        Auui.  1. 

'  Afdi.  f.  bürgerl.  R.  V.  S.  161,  162;  dazu  w&re  nochR.  y.  Jhering, 
Oeist  de?  rr»m,  Kochts  II.  S  'J'^O  zn  vorirlrldif  n. 

•  Scbmoller,  Zur  l*itterHturgor<chiohte  der  Stiiüt.'»-  und  Social- 
wiA^iwhaften,  8.  29:  Brentano.  Arbeiterverpichorungszwang,  S.  12; 
F.  A.  Lsnge,  ArbeitÄrfrago,  S.  .*><♦;  dafs  die  obengenannten  Vulks- 
wirt^rbaftler  übrigens  mit  Fnrocht  fTir  dh'  Einsoitigkoiten  de?  Man- 
clie.<ertun)»  verantwortlich  gemacht  werden,  hat  Eli^ter  in  Hilde- 
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Weit  sweifdlhafter  mag  die  Antwort  auf  die  Frage  nach  dem 

£rfol^(>  selriy  zumal  da^  wo  die  Eeclitsordaung  gegenüber 
mach  tvollc  n  w  i  rtsehafdiühenErscheiuungen  oder  gar  Strömungen 

bestimmte  Ziele  ihrerseiti^  erreichen  will.  Man  wird  sich  fra^jen, 
oh  man  denn  überhaupt  andern,  als  durch  O  elxit*,  n.lmlich 
durch  ViM-ljot  gewisser  VertrHge,  wovon  hier  die  Kode  ist, 
einen  Schutz  der  „wirtschaftlich  Schwachen"  erzielen  könne; 
ul)  d(?nn  die  l^esdirankun^  der  Vertrajj^sfreilieit  die  dureli  wirt- 
schaftlichen l)iuck  hocligeöelmellte  Schale  wirkÜeli  niederzu- 
halten vermöge.  Und  weiter  wird  sich  die  Frage  erheben,  ob 
denn  andcrcraeits  ein  wirklicher  Erfolg,  eine  tliatsilchliche 
Durchführung  der  betreffenden  Rechtsbesttmmungen  nicht 
mit  alLsu  groCsen  Nachteilen,  mit  der  Verneinung  des  eigent- 
lichen Zweckgedankens  unseres  Privatrechts  und  doch  unter 
Verfehlung  des  betreffenden  wirtsehaMichen  Zieles  ^  erkauft 
wird,  —  man  denke  niu*  an  die  Verwüstungen,  die  das  Edikt 
Diokletians  (303  nach  Chr.)  über  die  Maximalpretse  der 
Waren,  und  der  gleiche  Versuch  des  französischen  Konvents 
1793  anrichtete*;  ob  die  Bewegungsfreiheit  auf  rechtlichem 
und  wirtschaftlichem  (rebiete  nicht  eine  allzu  starke  Einbufse 
erleide,  da  doeh,  dem  innersten  Wesen  unserer  Kechts-  und 
\\  irt.schaft.sordnuniL(  entsprechend,  dem  Einzelnen  die  Wahrung 
seiner  Interessen  und  die  Befriedigung  seiner  Bedürfnisse  der 
Hauptsache  nacli  überkissen  bU-ibeu  und  dadurch  erreicht 
werden  muls,  dals  dv.v  Staat,  um  mit  Leibniz  zu  sprechen, 
von  der  „immensa  singulorum  cura"  befreit  wird. 

Diese  Punkte  sollen  hier  noch  einer  kurzen  Prüfung  unter* 
werfen  werden. 

Die  Möglichkeit  eines  Erfolges,  einer  Einwirkung  auf 
das  Wirtschaftsleben  wird  nach  jenen  Beispielen,  nach  dea 
weiter  unten  im  §  12  wiederzugebenden  Erfahrungen  bei  einigen 
wichtigen  AnwendungsfilUen  von  Beschränkung  der  Vertrags- 
freiheit, sowie  überhaupt  nach  dem  frUher  Erörterten  nicht 
zweifelhaft  sein  können.  Alle  oben  aufgezählten  Vertragsbe- 
schränkungen \vtM(len  nicht  ohne  Aussieht  auf  Wirksamkeit 
erlassen  und  nicht  ohne  solche  geblieben  sein;  die  Kechtsge- 
schichte  kennt  auch,  abgesehen  von  den  melu*  explosionsartig 


branda  Jahrbücheru  für  Natioualök.  u.  Statist.  N.  F.  Bd.  14  S.  344 
dargcthan.  —  Ich  verweise  auch  noch  auf  G o Idscbmidt,  HandcUrecht 
a.  a.  O.  S.  18  .\ntn.  6  und  Ei  k,  „Wind  *-lieid  und  Jli.'rin*,'"  S.  34  ff. 

'  Stpuorn  für  die  Armen  aufzublinken,  Ver?kh('rnn;;sbeitr«ß:f  zu 
leinteu  für  freuidf's  lutoresse  u.  s.  w.  Man  kann  auch  au  den  Zwang 
denken,  gewisse  Verträge  zu  schliefsen,  z.  B.  bei  Post  und  Eisenbahn. 

«  GoltUchmidt  a.  a.  O.  S.  und  Anm.  12G:  Mon[rrr.  Hecht 
auf  den  vollen  Arbeitsertrag,  S.  >!8;  Reichen  sprrger  a.a.O.  S.  24; 
Iluubold  im  „Tübinger  \lorgenblatt"  1827  S.  275. 

'Dr.  G .  M 0 1 1  e t ,  Kechtsphilosophisches  aus  Lelbnisens  au- 
gedruckten  Schriften,  S.  10. 
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▼erlaafenden  Versuchen  Diokletians  und  des  französischen 

Koiiv*  Utas,  lehrreiche  Fälle  einer  tief  und  weit  in  das  ganze 
Volksleben  eingreifenden  Wirkung  privatrechtlicher  Nonnen, 
dte^  —  worauf     ja  auch  gerade  bei  Verbesserung  der  Miet- 

wnhnungsverhältniase  ankäme,  —  in  stetiger  und  nach- 
h;ilii.irer  Kntwickliin.i;"  zu  Tage  trat.  Das  zeigt  unter  an- 
derem «lit*  Geschichte  <h  s  deutschen  sogenniinteii  Anerbenrechts, 
das  ähnlich  wie  beim  englischen  Adel  die  nachgeborenen  Ge- 
»fliw!?<ter  zu  Ounsten  des  ältesten  GutsUbernehmer8  durch 
Kurglit  it  ihnr  Krbteile  zum  tlbergang  in  stfidtische  Berufs- 
artcn  zwingt  und  ferner  zwingen  wird;  das  zeigen  die  Mafs- 
nabiuen  der  Terroristen  1793  in  Frankreich,  <lie  durch  den 
npartage  ögaHtaire**  des  Nachlasses^  und  der  Engländer  1704, 
welche  in  der  den  Katholiken  Irlands  durch  die  j^Penal  laws** 
aufgeswnngenen  gleichen  Erbteilung  den  grOfseren  Ghrundbe- 
sitzerstand  zu  Grunde  zu  richten  sich  bestrebten  und  dabei 
bekanntlich  nicht  ohne  Erfolg  blieben^.  Viel  hängt  hierbei 
freilich  von  der  inneren  Überzeugung  und  sittlichen  Qusuud- 
heit  des  Volkes  ab;  läuft  ein  Gesets  dem  Volkssinn  und  der 
Volkssitte,  jenen  „aygattvoi  vof40i**f  von  denen  schon  Aristo- 
teles spricht,  zuwider,  oder  ist  die  Unsitte,  die  es  bekäni})fen 
Foll,  gar  zu  tief  eingerissen,  so  ist  der  Wldrrs^taTid  dage<^^en 
un'ist  unUht'rwindh'el»  oder  doch  erst  nach  langen  Zeitriiinn^'u 
zu  brechen;  uÜ'ene  Verhöhnung  und  heimliehe  Umgehungen 
desselben  auf  den  wunderlichsten  Selileiehwegen,  „(^uae  t-oties 
repreö:»ae  miras  per  artes  oriuntur,"  von  denen  bei  den  rö- 
mischen Wuchergesetzen  Tacitus  in  seinem  berühmten  Ka- 
pitel 16  Buch  VI  der  Annalen  zu  berichte  wei&y  sind  dann 
an  der  Tagesordnung. 

Es  dfurf  also  der  Gesetzgebung  in  solchen  Dingen, 
ihren  privatrech tlicben  Bestimmungen  auf  wirtschaftlicnem 
Gebiete  der  Erfolg  im  voraus  nicht  abgestritten  werden ;  und 
bestünde  er  auch  nur  in  dem  Eindruck,  den  die  blofse  Kund- 
gebung des  gesetzgeberischen  Willens,  dals  etwas  verboten 
und  nichtig  sein  solle,  auf  die  Gemüter  der  Menschen  nusliht*. 
I)a8  macht  sich  auch  da  «^^eltend,  wo  das  Gesetz  sein  Ziel  an 
sich,  die  völlige  Unterdrückung  eines  Mifsstandes,  nicht  er- 
reichen kann.  Das  Verbot,  tTberniaisige  Zinsen  zu  nehmen 
oder  eine  ungesunde  Wohnung  zu  vermieten,  hat  schon  an 
und  für  sich,  so  zu  sagen  als  lex  imperfecta  Wert.  Es  bildet 


*  Le  Play,  lu'^fomT'  «orinln,  Ch.  20  §  III;  Merknfr,  Trisjche 
Agrarfrage  in  deu  obouaugetührten  Hildebraudschen  Jahrbiicheni, 
N.  P.  B£  21  B.  461;  Fnld  im  Schmoll  ergehen  Jahrbnche  Bd.  XII, 
S.  1)99  (f.,  der  hier  vou  einem  Kat(  Napoleons  I.  an  seinen  Bruder, 

K'  TiiL'  >'on  No:u)ol,  berichtet,  dureh  Einfuhninpr  des  Code  civil  die 
FuiiuUeu vermögen  des  ttaliemöchcu  Adels  zu  zertrümmern. 

'  Man  vergl.  hierüber  noch  die  guten  Bemerkungen  von  Leon- 
hard t.  a.  0.  8.  182  und  ^Lebensbedingung  der  Rechtspflege"  8.  27. 
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wenigstens  eine  G  renzlinie,  die  aus  Furcht  vor  der  öffendichen 

Stimme  nur  mit  Besorgnis  ilherscliritten  wird  und  manchen 
Ängstlichen  zurückhält:  die  kahle  Weisheit,  die  das  leupiet, 
hat  nicht  genügend  den  (.'harakter  der  Mensclicu  beachtet. 
Vollauf  anerkannt  ist  dies  denn  auch  bei  den  Vorvcrliaiidlungen 
über  das  ^^'uellergcöet/>  im  Reichstage  und  hei  den  oben  an- 
getVdirten  Beratungen  des  j)reuf8ischen  L  a  n  d  e  s  Ökonomie- 
kollegs  (a.  a.  0.  S.  4U4).  Ein  Schutz  der  \virtö.ehaltiu  ii 
Schwachen  durch  Verbot  gewisser  Verträge  oder  Vertrags- 
bestimmungen ist  durchaus  möglich,  und  ein  Erfolg  dabei 
immerhin  wahrscheinlich;  um  so  mehr  da,  wo  es,  wie  bei 
.  der  Wohnungsfrage,  nur  darauf  ankommt,  die  Wirkung 
sonstiger  rein  wirtschaftlichen  Reformen  zu  untersttttBen*  Ein 
A^  rsuch  in  dieser  Richtung  kann  und  darf  nicht  van  der 
Hand  gewiesen  werden.  — 

Auch  der  Punkt,  dafs  der  Gesetzgeber  nach  der 
Eigenart  der  Rechtsvorschriften  von  vorneherein  nur  einen 
annähernden  Erfolg  zu  erwarten  hat,  darf  ihn  von 
der  Reform  nicht  abschrecken.  Ein  solcher  ist  allerdings  des- 
halb nur  zu  erwarten,  weil  das  Recht,  um  „Praktikabilität* 
oder  „formale  Realisierbarkeit**,  wie  R.  von  Ihering*  «agt, 
zu  beliahen,  gewinser  Durchschnittsmafse  bedarf,  die  d.inn 
bald  zu  lang,  bald  zu  kurz  für  den  einzelnen  Fall  sich  auf- 
weisen ;  grober  Gewichtsstücke  sozusagen,  die  die  Unterschiede 
nur  innerhalb  gewisser  Grenzen  darstellen.  Es  kann  nicht 
für  jeden  Mensehen  das  Httndigkeitsalter  nach  dessen  geistiger 
Entwicklung  bestimmt  werden,,  ebensowenig  wie  die  Schon- 
zeit fllr  jedes  einzelne  Tier  im  ^^^dde;  hier  mufs  die  Durch- 
Schnittserfahrung  nutzbar  und  dann  mafsgeblich  gemacht 
werden.  Und  wenn  beispielsweise  eine  Jagdordnung  das  Ab- 
schiefsen  von  Hauskatzen  erst  5<)0  Schritt  von  den  Dorfge- 
höften  gestattet  und  den  Jäger  bestrafen  Mfst,  der  eine  wildernde 
Katze  41i*J  Seliritt  von  du  erlegt,  so  kann  das  im  Einzelfall 
hart  sein,  läfst  sicii  aber  schwerlich  ändern.  Wn  freilich  die 
Sache  dem  sogenannten  freien  riehterlieln'ji  Ermessen  über- 
lassen bleiben  kann,  wird  manche  Sehrof^'heit  ausgeglichen 
werden;  gewisse  formale  Schrankrn  siiul  aber  liäufig  uner- 
läfslich  und  dürfen,  wenn  sie  beispielsweise  auch  bei  den  unten 
(§  14)  für  das  Wohnungsmietrecht  zu  gebenden  Vorschlägen, 
—  in  dem  für  die  Gerichte  unbedingt  mafsgeblichen  Polizei«^ 
bescheide  —  vorkommen,  nicht  schon  an  und  für  sich  ver- 
worfen werden.  Auch  der  sorgfältigsten  Einzelbehandlung  der 
Fälle  sind  ihre  Grenzen  gewiesen!  Ich  erwähne  diesen  zwar 
nicht  sehr  wichtigen,  für  die  socialrechtliche  Reform  im  allge* 


*  „Geist  des  rOmischen  Rechts**,  I  S.  51,  II  8.  808  ft;  daneben 
auch  G.  i^artmanns  MitteiUmpr  in  seiner  Schrift  „Leibnis  als  Jurist 
und  Kecht^philosoph"  (1892,  S.  103). 
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meinen  aber  unumgttnciliehen  Erwäg uugspunkt  besonders  auch 
deshalb,  weil  Sch moller  (a.  a<  O.  8.  66)  hierauf  Rttcksicht 
nimmt  und  ein  Verkeonen  desselben  gerade  dem  Socialiannis 

Bom  Vorwurfe  macht.  — 

Eine  besonders  sorgfältige  und  eingehen^V  Prüfung"  er- 
fordert dagegen  die  zweite,  oben  aiipfprei:;tr'  l'rage,  ob  nicht 
etwa  durch  ein  allzu  scharfes  Vorgehen  des  Ge^ietzgebers  doch 
ain  Ende  ein  wirklicher  Milserfolg  erzielt  wird.  Jedenfalls  ist 
wohl  zu  beachten,  dali»  die  rechtliche  und  wiruciialdiche  Frei- 
heit die  doch  an  und  fttr  sich  immer  das  Bessere  und  £r- 
streoenswertere  bleibt  ^  nur  soweit  eingeengt  werden  darf,  dais 
weder  die  Wesenheit  des  PriTatreohts  in  Frage  gestellt  wird, 
noch  wirtschafdich  die  Gegenwirkunganf  eineranderen 
Stelle  den  erreichten  Vorteil  wieder  aufhebt.  Auch  hier 
bietet  gerade  die  Wohnungsinietfrage  ein  <]>n  «  hendes  Beispiel : 
der  Gesetzgeber,  der  an  die  Bewohnbarkeit  'Ifr  Mieträuiue 
allzu  hohe  Anforderungen  stellte,  machte  dadurch  otionbar  eine 
Menge  von  Mietern  (gegen  ihren  eigenen  Wunsch  und  Willen) 
sofort  obdachlos  und  damit  deren  Lage  ärger  denn  zuvor. 
Schon  Montesquieu  hat  in  seinem  Esprit  des  lois  aus  der 
Gkeehichte  der  römischen  Zinsgesetze  aie  beherngenswerte 
Wahrheit  entnommen:  „C'est  la  moderation  qui  gouverne  leg 
hommes  et  non  pas  l'exc^s!"  (Buch  XXII  c.  22).  An  eine 
giinzliche  Authebung  der  Vertragsfreiheit  wird  nun  freilich 
ohnehin  niemand  denken ;  sie  bedeutete  die  Einflthrung  eines 
starren  Socialisnms,  eines  V(illig  und  bis  ins  einzelste  regle- 
mentierten Privatvcrkehrb.  Aber  sielbst  auf  dem  weiten  Itaumö 
zwischen  den  beiden  Extremen,  einem  solchen  Socialismus  und 
der  Billigung  jeglicher  Vertragswillkür,  ist  nur  eine  vorsichtige 
Versehiebnti|^  der  GrensHnie  von  dieser  ab  jenem  zu  unffe- 
illhrlich.  Eine  solche  Vorsicht  liegt  zunächst  schon  in  der 
▼enchiedentlich  betonten  Forderung  der  Schaffung  nur  eiu- 
a einer  Keehtsvorschritten  in  diesem  8inne,  wodurch  dem 
allzuviel  wie  von  selbst  ein  Tvicgel  vorgeschoben  wird. 

Denn  'Ins  l'rivatreclit  wird  auch  f'-vH-r,  trotz  aller  .-ioeial- 
rechtliehen  Bestrebungen,  /-unüclust  imauT  die  Reclite  der  Ein- 
zelnen ins  Auge  zu  fassen  und  zu  siehern  haben,  obwohl  ja 
unter  vielen  ähnlich  lautenden  Urleilen  die  schönen  Schluib- 
worte  der  „Begründung  eines  Qewerbeordnungentwurfes"  fbr 
das  Frankfurter  Parlament  von  Töllig  zutreffend  sind, 

wenn  sie  sagen :  „Die  vom  Irrtume  der  Zeit  fast  ausschliefslich 
bis  ins  kleinlichste  verfolgte  Rechtssicherung  des  Ein- 
seinen  kann  nicht  zum  Heile  der  Gesamtheit  mbren^  wenn 


*  Vercl.  u.  A.  Schmoller,  Grundfragen,  S.  52. 

*  V*  rhMndlirngcn  der  deutschen  yerfassoBgegebendeu  Reichsyer- 

Bummluii;.'  II,  S.  U\'>. 

Forscli 
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nicht  gleichzeitig  auch  die  Pflichtenkreise  aller  Staats- 
glieder schärfer  bestimmt  werden,  damit  die  Freiheit  des  Ein- 
zelnen zur  sicheren  Grundla^^e  der  ()rdniinj2^  des  Ganzen  und 
des  Gesaratwohles  diene."  Für  die  jetzige?  Zeit  darf  aber 
dahei  nicht  übersehen  werden,  dalü,  wie  früher  schon  auge- 
dcutoi  wurde,  wold  der  gröfste  Teil  dieser  Pflichten  auf  öffent- 
lic  hrec h  tlichem  Gebiete  liegt:  dafs  also,  wenn  das 
Privatrecht  aU  solches  aocfalrechtlicher  ausgestaltet 
werden  solV  so  xu  sagen  eine  doppelte  Last,  doppelte  Be- 
schränkungen auf  die  von  ihm  verueheiien  Rechte  gebürdet 
würden.  Diese  Gefahr  ist  um  so  gröfser,  als  bei  der  in  der 
Theorie  üblichen  reinlichen  Scheid  iinji^  I)eider  Rechtsstoffe 
die  •'•iien  oder  die  anderen  Bcsclir5iiikun;j::en  mehr  oder 
weniger  aus  den  Au^^«*n  vprarhwinden.  Man  denke  nur  an 
die  eine  gewisse  Art  dvs  Uienatmietvertrages  mitbeherrschenden 
Vorschriften  über  Versicherung,  Arbeiterschutz  (^Gewerbeord- 
nung §  120 — 120e)  u.  s.  w.,  die  unbedingt  cum  öfientlichen 
Reimte  gehören  und  doch  „zum  Teil  —  Korrektur  unseres 
nneenttgenden  Civilrechts*  ^  sind.  —  Diese  Trennung  beider 
Grebiete  ist,  —  man  gestatte  diese  kuise  Abschweifung  hier, 
—  Uberhaupt  mifslich.  Sie  ist  der  richtigen  Anachauung, 
selbst  bei  Rechtskundigen,  entschieden  hinderlich,  wie  man 
mit  F.  Hold  heim  annehmen  darf,  der  sicli  darüber  in  der 
Tübinger  Zeitschrift  für  Staatswissenschaften  Hd.  XXX,  S.  247  - 
auRgeapn»chen  hat.  Auch  das  jetzige  Verlangen  nach  üniversi- 
tiitisvorlcsuiigeii  über  „ Arbeiterrecht und  nach  zusammen' 
fassenden  Darstellungen  desselben^  wie  sie  Meili  (a.  a.  0. 
S.  209)  und  in  geirisser  WeiM  anch  Reuling  (Grnehots 
BettrB«e  Bd.  32  S.  757)  fordert,  liegt  In  der  Richtung  dieser 
Bedenken.  In  der  That,  erat  wenn  neben  die  kahlen  Sätae 
des  Privatrechts  über  Dienstmiete  die  unseres  öffentlichen 
Rechtes  hetn'ffend  die  Desinde-  und  Hernf?arheitervorh;iltnts««f» 
treten,  ent.steht  <'in  h'hrnsvollos  ( }(\sanitbild ;  vereinzelt  und 
ohne  dieöe  natiirliclie  Beziehung  gela«<sen  sind  beide  „Dis- 
ciplinen"  unwillkürlichen  Verzerrungen  und  l)Ci5onders  unser 
vielverleumdetcs  Privatrecht  argen  Mifadeutungen  auüge- 
setit  Ein  .deutsches  Arbeiterrecht*  wttrde  doch,  trota  seiner 
Lehre  Ton  den  Fabrikordnungen  nach  Malsgnbe  der  Gewerbe* 
ordimng,  nie  den  Satz  des  Privatrechts  aufser  Acht  lassen 
dürfen,  dafs  die  Dienstiniote  unter  den  GrundsMtaen  billigen 
richterlichen  Ermessens  (der  „bona  Hdes**)  steht,  was  ja  für 
die  Auslegung  und  Anwendung  der  Fabrikordnun'j  'n  voti  s(di  Ii 
anfserordentlicher  H<Mh'utunp^  ist,  praktisch  aber  gern  n  i  r^es4»eu 
wird.  Und  umgekehrt:  di«  privatreclitliche  DarsteUung  darf 
m.  A.  n.,  will  sie  sich  nicht  in  Vorbringung  praktisch  wert- 
loser oder  unrichtiger  Sätze  verlieren,  nicht  verschweigen^  dafs 

*  M       "m.  RfhiidfimcTAlitz,  S.  '2-'). 

•  Amh  Bornba k  a.  a.  0.  H.  217  ff.  bi>kl«gt  dai. 
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die  Vertimgsfreiheit  beim  Arbeitsverträge  mancherlei  Beschrfia- 
kungen,  —  bei  Kinder'i  ^"^«1  Frauen,  bezüglich  der  Sountags- 
arbeit  ti.  s.  w.  —  krat't  ortentlii  lin'chtlichor  Bestimmung  nnter- 
worfeu  ist,  "der  dafs  die  K-^chte  d«^s  Arbeitoehiueni  durch 
ftolchf^  zum  Teil  wostMitlii  h  erweitert  sind.  — 

la  der  Crfassuug  und  Feöthaltuug  der  tiigentlichcu  Be- 

deataog  dm  PrivBlreelit%  de«  freiem  SMbitbedifttiguugägebietes 
der  eimeliieii  SteatsbOiger  wird  bei  wder  Frage  nach  Vertrags- 
freilieitsbeschränkungen  der  Geset^eber  eine  erste  Grenslinie 
finden.  Die  zweite  ^  ist  dadurch  gezogen,  dab  bei  aolob  aocial- 

rechtlichen  Mafsnahmen  vor  allem  dem  iinerwtLnscbteii  Rück* 

schlage  auf  wirtschaftlicher  Seite  vorzpJ>et! 2;^n  ist. 
Es  wird  das  nnr  durch  eine  vorsiehti^«'  Krpr'djurm.  durch 
laugäames  uiul  behutsames  Vorjjrcheu  mit  ueuiui  Iii  .  lii-^vor- 
schriften  möglich  an\n\  ihre  Tragweite  \ii(st  sich  nur  von  Fall 
zu  Fall  beurteilen.  Von  erheblichster  Wichtigkeit  ist  es  dabei 
Aber,  gleichaeitig  mit  wirtschaftlichen  Mafsregela  einsu- 
greiftii,  im  Wege  der  sogenannteD  PrftventiTpolitik«  Denn 
wie  oben  Ton  einer  Unterstützung  der  priTatrechtlichen  Be- 
atimmungen durch  eine  eolche  die  Bede  war,  am  ihnen  Uber- 
all  zur  Wirksamkt  it  zn  verhelfen,  so  mufs  diese  auch  umge- 
kehrt d  r/ü  dienen,  eine  schädliche  Rückwirkung'  auf  wirf- 
schatlli Ml  III  Gebiete  auszuscldiefsen.  Praktischer  gesproc Ii n  : 
neben  dt  r  li(^k;impfung  des  Wuchers  mnis  ftlr  Erreichbarkeit 
guten  Krediten  geborgt  werdeu;  neben  der  Verbesserung  des 
Wobniingsmietrechts  die  Fürsorge  für  wirklichem  Vorhanden- 
aein  guter  Wohnungen  einhergehen.  Eine  MaTsregel  ohne  die 
andere  wird  nie  daa  vorgesteckte  Ziel  erreichen;  die  Ver- 
Bchfirfiing  der  Ansprüche,  die  die  Rechtsordnung  an  den  Ver- 
mieter erhebt,  länn  in  ihrer  Vereinzelung  Ge&hr,  ent- 
weder die  Wohnungsnot  durcli  Ol)dachlo8werden  vieler  Mieter 
mit  erhöhen,  oder  stillschweipn  l  ^'^i  S<  it.'  L'»*drnrkt  zu  werden. 

Mit  Recht  sind  daher  b  i  1  r  sog.  nannten  \\  ühnuiigbtrai^o 
rcgelmiifsig  beide  Gesichtspunkte  verbunden  und  zusammen 
ins  Auge  gefafst. 

§  3- 

Forfsetznng.  —  b)  Herstellung  dos  wirtscliaftlichiMi  (ileich- 
gewiehts  der  Leistnngen  unter  den  Pai  feipii  und  die  WahraBg 

der  sag.  Verkehrssicherheit 

Bei  Schaffang  aocialrechtlicher  Vorschriften  auf  dem  Ge- 
biete dea  PriTatrechtiy  besiehnngsweiae  dea  SchohlrcchtBp  alao 


*  .Tnristisch,  sowie  wirt«chrtftsi politisch  werden  diese  GrenJteii  meinos 
Erachtenij  durch  Strafverfolgimg  de.-*  „Boykottierens"  al«  grobcu  Uu- 

(verel.  Hacke,  Grober  Unfug,  S.  53)  und  durch  die  Annahme  d«p 
cinlrecht liehen  Ungültigkeit  der  darauf  gerichteten  Verrinbnrnnp'^n 
überachritten.  ich  verweise  auch  noch  auf  Wiener  in  Gold- 
■chmidta  Zdtrchr.  t  Hand^r.  Bd.  XL  8.  967. 

8« 
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beim  Schutze  der  wirtschaftlich  Schwachen  durch  Beschrän- 
kang  der  Vertragsfreiheit,  erwächst  dem  G^eeetigeber  die  be- 
sondere Aufgabe,  das  Ideal  der  gleichabwägenden  Gerechtig- 
keit zu  wahren.  Man  kann  vielleicht  auch  sag<*n,  dafs  sie 
irerade  darin  besteht;  sie  bewahrt  zugloitli  davor,  dafs  die  rei'bt- 
liehen  Mafsnalinien  nicht  in  eine  ungerechte  Benachteiligung 
des  gef!:cntlbersteli''ii<lt  n  Teiles  ausschlagen. 

Diese  Forderung,  von  Planck  a.  a.  O.  angcxleutet  und 
von  K.  V.  ,1  he  ring  in  seinem  Werke  „Zweck  im  lieclite* 
I,  8.  354,  358  naehdrtkklich  vertreten,  würde  darauf  hinaus- 
kommen, die  Vertragsfreiheit  der  Parteien  dahin  zu  beeiu- 
flussen,  dafs  wenigstens  ein  annäherndes  Gleich- 
gewicht zwischen  ihren  vertragsmäfsigen  Lei- 
stungen und  Gegenleistungen  sich  eigiebt;  beispiels- 
weise also,  dafs  ftir  eine  unbrauchbare  Wohnung  ein  Mieteins 
rechtsgültig  nicht  versproelien  werden  könne.  Unser  heutiges 
Recht  steht  diesem  Gedanken  keineswegs  fem,  wie  sich  später 
aus  den  Ausführungen  über  die  Bedeutung  der  ..bona  hde»* 
in  VertragsverhUltnissen  und  die  daran  anschliefsenden  treff- 
liehen 1  )arlegnn;^'en  (r.  Hartmanns  zeigen  wird.  Er  ist 
z.  B.  auch  hei  der  WandlunjL^skl.-iire  niit  ihrem  Grundsätze : 
Für  gutes  Geld  gute  Ware,  in  zutreffendster  Weise  von  den 
römischen  Juristen  verwirklieht,  —  freilieh  olme  dafs  sie  <lazu 
überprefrangen  wären,  einem  entgegengesetzten  Veriragswillen 
Einhalt  zu  thun^ 

Unwillkürlich  wird  man  auch  Jene  Forderung  mit  den 
Bestrebungen  der  neueren  Volkswirtschaftslehre  m  Verbin- 
dung zu  setzen  geneigt  sein.  Während  bekanntlich  die  ältere 
Theorie  alles  Gewicht  einseitig  auf  eine  grtffstmOgliche 
Gütererzeugung  legte  und  es  dem  Einzelnen  selbst  Uber* 
liefs,  sieh  seinen  Anteil  davon  zu  erobern,  tritt  die  jetsige 
nationalökonomische  Wissenschaft  daneben  und  ndt i gen- 
fall s  im  Widerspruche  mit  jenem  Bestreben  fiir  eine 
annähernd  gleiche  Verteilung  der  rfüter  unter  den 
Staats! ) ü rgern ,  für  den  Gedanken  <ler  „balanee  of  iiroperty*^ 
mit  ihrem  ganzen  EinÜufs  ein^.    Die  Kechtsordnung  ündet 


^  Ich  verweise  auf  mein  Gntaehten  für  den  Deutschen  Landwirt- 
pchaftsrat  ])ftr.  \'it'hTn;iii)_'eIrerht  in  «les.'^en  Vcrhandhiii;.'»'!)  vow  1S>^9  ti. 
1H90S,  314.  Aut  li  l'utendorf,  De  jun;  naturae  et  gentium  V,  cap.  III, 
§  2  und  Chambon,  Beitrfigc  zum  Oblipitionenrecht,  8.  151,  haben, 
wie  ich  naclitnaglicli  sehe,  diesen  (iesit  litspunkt  verwertet.  —  Wie 
wunderlicli  soh^hes  ( ih'i(  Ii<r<'\vieht  beim  DarN'hon  und  seinem  Zins  vi^n 
Pothier  mifsverftantlt  ii   wird,  s.  Knies  a.  a.  0.  I,  8.  Ml  .Vnm.  l. 

•Man  mnfs  das  Urteil  <i«  s  fTMisösischeii  Juristen  freilich  in  der  Um- 
ffebnnc:  der  Ansichten  Turpot«  (Memoire  nur  les  prdts  d'arcrent,  1760) 

-und  Mirabfiius  (I'hihM(i]ilii«'  mrale,  cli.  die  AOSCher  in  seinem 
System  I,  S.  IUI  Anm.  Kl  aiitülirt,  betrachten! 

*  Ich  berofe  mich  wegen  dieser  bekannten  ThatMchc  nur  auf 
Wagner  a.  a.  O.  S.  846;  Sismondi  a.  a.  O.  II,  ch.  8;  Rodbertns, 
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zur  Verfolgung  gleichen  Zieles  ihre  vornehni.sten  Mittel  wohl 
im  Erbi-echte  * ;  aber  nicht  minder  kann  sie  durch  ein  zweck- 
mäTsig  gestaltete«  Yertragsrecht  ihm  nahe  kommen.  Es  liegt 
ttbrigena  nicht  in  meiner  Absicht,  die  Entstehung,  Berechtigung 
und  Bedeutung  dieser  hauptsächlich  vom  sogenannten  Katheder- 
socialismus  getragenen  Bewegung  hier  weiter  darzustellen; 
ich  will  nur  nocTi  bemerken,  dafs  ihr  Grundgedanke  nach 
Aristoteles'  Berichte  bis  ins  griechische  Altertum  hinauf- 
reicht und  sich  seitdem  nie  wieder  verloren  hat.  Er  ündet 
sich  bei  den  Kirchenvätern  und  im  Mittelalter,  wenn  das 
schon  erwähnte  Justuni  pretium"  gefordert  wird;  auch 
Luther^  hat  ihn  gebilligt,  und  jener  Ausdruck  „balance  of 
jiroperty"  stammt,  soviel  ich  sehe^,  von  Harri  iif? ton,  der 
von  1611  1)18  1077  lebte.  Der  Heclitfertigung  jenes  Gedankens 
ht  hauptsiiclilich  die  schon  mehrfach  erwähnte  ausgezeichnete 
Schrift  Sc  Inn  ollers  „Einige  Grundfragen  des  Rechts  und 
der  Volkswirtschaft"  gewidmet. 

So  leicht  diese  Forderung  aufgestellt  ist,  so  schwer  wird 
aber  ihre  Verwirklichung  fallen;  jedenfalls  liLfst  sich  ihr  Ziel 
nur  annAhemd  erreichen.  Wollte  man  z.  B.  überall  nur  einen 
billigen  Preis ,  das  ,Justttm  pretium*,  bei  und  trotz  der 
Parteiabmachungen  zulassen,  so  würde  man  bei  Voraus- 
bostimmung  das  ganze  Verkehrsleben  lahm  i^gen  oder  bei 
nachfolgender  (richterlicher)  Festsetzung  im  Streitfalle 
unter  den  Parteien  jede  Verkehrssicherheit  auflie!)en.  Djis 
Ziel  der  ausgleichenden  Cierechtigkeit  kann  eben  niemals  das 
sein,  dafs  in  jedem  einzelnen  Falle,  ohne  Rücksicht  auf  die 
feste  Parte ibe red ung,  ein  wirtschaftlich  billiges  Ergebnis  her- 
gestellt, also  hauptsächlich  eine  Preisregulierung  zwischen 
den  Beteiligten  vorgenommen  würde,  (genügender  Überblick 
und  ein  sicheres,  wirklich  zutreflfendes  Urteil  liefse  sich  dabei 

Briofo  I,  S.  100:  Knies  a.  >i.  O.  U,  S.  149;  Cham])prlai  n  in  seinem 
Aufsätze  über  Wohnungsnot  in  der  FortnightU' Keview  vom  I.Dezember 
li«i3  S.  761^;  Dr.  R  ob.  Mayer,  Handwdrterb.  der  Staats  Wissenschaften 
III,  S.  6^5. 

«  H.  V.  Scheel  a.  a.  O.  S.  97. 

■  Knies  a.  a.  O.  II,  S.  III.  Mehr  als  im  „Sermone  vom  Wucher** 
tritt  dies  in  Luthers  1524  erschienenem  „Traktat  Tom  Kanfhandel 
und  Wucher'*  hervor.  Einer  der  Sätze  lautet  hier  beispielsweise:  „Es 
«oll  nicht  so  hrifsen:  Ich  mag  meiiioW:i;ir  so  tlieur  frohen  als  ich  kann 
oder  will;  sondern  also:  Ich  mae  meine  Waar  so  theur  geben  als  ich 
■oll  oder  als  recht  und  billig  ist."  Lnther  erörtert  auch  die  Durch- 
fthrbnrkeit  «lieses  Satzes. 

^  Roscher,  Sy!*tom  der  VoIkswirts(  li:ift  I,  $  20.")  Anm.  7  und 
.Schlaraftia  politika''  S  127  ff.  Der  Ausdruck  rindet  sich  beispielsweise 
8.  4«  5,  22  n.  273  des  Werkes  „The  Common-Wealth  of  Oeemia"  (1656) ; 
als  fiine  der  Haoptforderun^en  einer  guten  Verfassung  wird  bezeichnet: 
_a  perpetiial  Law  e!<tsil)li«<hiii^  and  preservinp  tlie  hallance  of  domi- 
oiou."  Dics^e  .bailancc"  (wie  liarrington  schreibt^  soll  sich  freilich 
hauptsächlich  beim  Grundbesitze  finden. 
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doch  nur  änfsprst  spIk  ii  und  jedentalls  ni«  !it  rnsv]\  genug  ge- 
Avinnen,  weuuglricli  solche  AHscliatzungeu  beim  Mangel 
einer  Parteiberedung  allerdings  unter  ÜTn.^tilnden  vorgeuunimeu 
werden  müssen.  Ich  komme  auf  diese  Ermittlung  »  iin-ö 
^ustum  pretium"  übrigens  «juater  (§  7  und  8  a.  E. ),  ins- 
besondere bei  Besprechung  der  sogenannten  laesio  enormin 
znrflck  und  bemerke  hier  nur  noch,  daCa  das  Gesagte  ebenso 
Anwendung  ßndet  auf  die  sonstigen  Leistungen  und  Gegen- 
leistungen der  Parteien,  abgesehen  vom  Preise:  auch  hier 
haben  bindende  (^esetzesrorschriften,  die  den  Parteiberedun^en 
entgegentreten ,  oder  richterliche  längriffe  *  im  Interesse  der 
ausgleichenden  Gerechtigkeit  ganz  gewifs  ihre  Gefahren,  — 
diese  freilich  weit  mehr  als  jene.  Es  ist  deshalb  anzuerkennen 
und  festzuhalten,  dafs  die  Rechts(»rdnting  vor  einem  bestimmt 
zum  Ausdrurk  gekommenen  Parten\  ilh  n  gegenüber  der  Regel 
nach  Halt  zu  machen  hat  und  es  bei  dem  Versuche  bewenden 
lassen  mufs,  durch  einzelne  sorgsam  erwogene  Vorschriften 
bei  den  verschiedenen  iiechtsinstituten  die  ^MlI^che^s werte 
Ausgleichung  zum  Schutze  der  wirtschaftlich  Schwachen  her- 
beizuführen. Auch  im  Interesse  der  „Praktikabilität'',  zur 
Vermeidung  unendlicher  Weitläufigkeiten  und  Schwierigkeiten 
ist  sie  gezwungen ,  diesen  minder  dornigen  Weg  zu  wählen. 

Dafs  der  Kechtsrerkebr  thunlichst  fester  und  über- 
sichtlicher Rechtssätze  bedarf,  ist  unbestreitbar  ^  und  wird 
besonders  wichtig  gegenüber  gewissen  Weltverbesserungis- 
gelüsten,  die  am  liebsten  „im  Verwaltungswege'^  den  privat- 
rechtlichen Verkehr  (und  sonstiges  1)  reglementieren  möchten. 
Es  wäre  etwa«  ungeheuerliches,  wenn  beispielsweise  das  Rwht 
aus  einem  Wechsel  vom  rieliterlichen  Ermes?;en  beeindufst 
werden  könnte.  Die  Rechtsordnung  mufs  die  8ieherheit  der 
wirtschaftliclx  II  li<'rechnung  gewährleisten,  —  darin  wünle 
man  den  Begntl*  der  sogenannten  Verkelirssicherheit  meine« 
Erachten«  zu  finden  haben,  —  will  sie  nicht  .selbst  die  Grfahr 
entsprechender  „Kisikoprilmien",  die  die  Uiibicherheit,  z.  B. 
infolge  tief  eingreifenden  richterlichen  Ermessens  und  der  da- 
mit unvermeidlich  verbundenen  verschiedenen  Auffiusun^en 
der  Genchte,  ausgleichen  sollen,  heraufbeschworen.  Dsüber 
u.  a.  der  im  modernen  Rechte  so  sehr  weit  ausgedehnte  Schuls 
des  «guten  Glaubens".   Mit  Planck  a.  a.  O.  ist  also  gans 


*  Wo  da«  Gesetz,  wie  Aristotelc»  in  der  iiikomacbibcUuo  Ethik 
V,  14  »agt,  w  egen  fleiner  Allenneinheit  das  Bichtige  nicht  treffen  kann. 
Über  die  Stellung  des  Richtrrs  nior  &£xai&¥  iuH'vyfn'  «,  dort  Ah- 
fxhnttt  7.  ~  0.  V.  Hu  low,  Arcb.  L  d,  civ.  Pmx.,  Bd.  M  S,  lö,  und 
Wach  cbcuda  S.  204  Anm.  '6. 

*  Die  ^Sicherheit  des  soliden  Verkehrs'^  bat  gerade  ancfa  beim 
Wolmuujrsrnu'tn'cht  Dr.  Miquel,  der  jetzige  preufsische  Finanztninl^ter, 
in  diii  \  i^röffc  ntlif  hungen  de»  Vereins  för  Sociaipolitik,  Bd.  30  S.XVI 
als  geboten  bezeiciinet. 
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gewils  zu  sagen,  ilai's  es  bei  soeialrrclitlichen  Mafsnahmen 
auch  nach  dieöer  Seite  hin  einer  sorgfältigen  Prüfunc  bedarf. 

Aber  trote  aUer  dieser  ZugestfinduiMe  ist  andmreeits 
meiner  Anaicht  nach  ganz  enteclueden  su  betonen,  dafs  Aach 
neben  der  vi^lgerfllimten  Verkehrssicherheit,  die  im  Wechsel- 
nnd  Gnindbachrecht  wohl  ihren  höchsten  Gipfel  erstiegen  hat, 
gleichwertige  Rechtsgrurulsntze  bestehen,  mit  denen  sie 
sich  ihrerseits  abzufinden  hnt.  Dahin  gehört  dann  el»pn  in 
erster  Linie  die  obige  Forderung,  dkda  die  Rechtsordnung  nie 
einer  krassen  Ungerechtigkeit,  die  die  ungezügelte 
Vertragsfreiheit  zu  schatien  geneigt  ist,  Vorschub  leiste. 

Ich  glaube  überhaupt,  dal's  unsere  Zeit  diese  sogenannte 
Verkehrssicherheit  Qberschätet  Sie  darf  trots  alier  ihrer  Vor- 
Bilge  nicht  mit  au  greisen  Verlusten  nnd  Gefahren  für  das 
Bechtdeben  der  Unerfahreneren,  der  sogenannten  kleinen 
Leute  erkauft  werden.  Ich  will  Uber  die  Pflichten  der  Ge- 
setzgebung den  letzteren  gegenüber  mich  liier  nicht  weiter 
verbreiten  und  verweise  nur  auf  die  lii^rrlier  gehörigen  Citate 
in  meiner  Arb<'it  über  d;is  HeiinstjUt -nreeht  * ;  aber  dus  mag 
doch  gesagt  sein,  dals  z.  B.  das  fimwegschreiten  über  die 
liiötigcn  Verschiedenheiten  in  den  menschlichen  Verhältnissen, 
die  Vereinfachung  des  Rechts  durch  die  .Fiktion dafs  alle 
mündigen  Staatsbürger  den  Gefiihren  der  Vertragsfreiheit  ohne 
Rücksicht  auf  Stand,  Bildung  und  wirtschaftliche  Lage  gleich- 
mlfsig  gewachsen  seien ;  die  daraus  sich  ergebende  unbedingte 
^elbstverantwortlichkeit  der  Parteien,  die,  obwohl  sie  in  ihrer 
Übertreibung  ganz  gewifs  auch  nur  eine  un})ewufste  Folge 
manches terlich er  Auffassung;  ist,  besonders  im  Civilprozesse 
unter  dem  Kamen  der  VerhaiKilungsTnaximo  leider  allzu  sehr 
ihre  Pflege  gefunden  hat,  —  dals  dies  alles  etwas  bestrickendes 
haben  und  durch  gleii'sende  Logik  für  sich  einnehmen  mag: 
im  Grande  bedeutet  es  aber  eine  Verarmung  und  Verküm- 
merung des  Rechts.  Es  mag  „systemattsch*  sehr  bequem  und 
für  die  Verhältnisse  des  mit  Geldmacht  und  allen  Bildungs- 
mittein  ausgerüsteten,  durch  den  jederzeit  ihm  zugnnglichcn 
Bat  rechtskundiger  Anwftlte  geschützten  Grofsverkehr  sehr 
forderlich  sein ,  —  als  durchgreifende  Kegel  ist  es  gründlich 
verkehrt.  T)er  Kampf  gegen  das  Manehestertuni  \n  der 
Juriöterei,  dem  doch  auch  so  .scliarfsiunige  j  urist  i  s  e  iie 
Kenner,  wie  Dr.  ( ).  Jiaelir  beipliiehteii hat,  wie  er  aus 
der  dunklen  Emptinduug  des  Volkes,  dafs  etwas  in  diesen 
Dingen  nicht  in  Ordnung  sei^  hervorquoll,  manche  Phantasterei 
besonders  auf  dem  Gebiete  des  Agrariertums  zur  £rsch«nttng 
gebracht;  wer  sich  aber  die  Mühe  nimmt,  die  einzelnen  For- 


'  Scbm oller»  Jahrbuch  n.  0.  w.  1892  8.  78. 

Jahrbücher  für  Dogmutik,  Bd.  2:i  H.  .341:  Reichs*gericlitBUrteÜe 
8.  U8*,  &  Y  der  Vorrede  xum  Q^eneutwurfe  fär  ciu  B.G.B* 
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demogea  aorgftitigvt  auf  ihren  guten  Kern  sn  prtlfen  und 
das  ErreichlMiffe  in  ihnen  an  den  Tag  an  legen^  wird  schliel«* 
lieh  den  Kämpfern  sich  zugesellen  nuisspu,  mag  er  auch  das 
oft  Ton  ihnen  p^ehörte  Feldgeschrei;  „Weg  mit  dem  römi- 
schen Recht!"  als  gflnzlicTi  unverständig  verworfon.  Zur 
Bekrfifti!::iiT:_r  möchte  ich  hier  nur  noch  die  WorK;  eim  .s  sa  nn- 
erkaniiten  und  nihiL'-en  Forschers,  wie  Professor  G.  S  c  h  ra  o  1  K-  r 
(a.  a.  O.  8.  81)  aiituhrcn.  Er  bemerkt,  dafs  zwar  der  Grois- 
handcl  mit  seiner  Öffentlichkeit  und  seinen  Geschäftssitten 
ndi  gewinermaben  selbst  kontrolliere ,  und  fthrt  dann  fort: 
„Anders  ist  es  schon  im  KleinverkelunB,  wo  stets  ein  Laie 
einem  Sachverstfindigen  gegenübersteht;  anders  ist  es  auf  dem 
Arbeitsmarkte,  auf  all  den  Gebieten,  wo  ein  Reicher  einem 
Armen,  Einer,  der  warten  kann,  Einem,  der  Eile  hat,  ein 
Kluger  einem  Duramen,  ein  Starki  r  einem  Sehwachen  gegen- 
übersteht. Da  fehlen  ottmals  die  feststehenden  Gesch.lftssiiten, 
die  dem  Handel  die  fe.ste  l^asis  geben;  da  s|)iclt  die  Nut,  die 
Unkenntnis,  der  Leichsinn  mit.  Da  wirkt  der  Mechanismus 
steigender  oder  lallender  Gewinne  teilweise  gar  nicht,  teil- 
weiM  erst  bei  so  an£Fallend  flbergrofoen  Vorteilen  auf  der 
einen  Seite^  dab  das  römische  Recnt,  im  Gefilhle  hiergegen 
etwas  thun  an  mUssen,  zu  der  Theorie  der  laesio  cnormis* 
griff,  das  mittelalterliche  Recht  ein  systematisches  Taxwesen 
für  unbedingt  notwendig  hielt" ;  und  über  letzteren  Punkt 
war  S.  T*^  'io^via;r:  „Das  mittelalterliehe  Recht  und  die  Kirche 
haben  jahrhundertelang  sich  abg^emiiht.  den  He;,n'ilT  des  jufetum 
pretium ,  der  Fälschung  kasuistisch  festzusteUen,  Sie  hahen 
ihr  Ziel  nicht  erreicht;  sie  haben  im  Detail  fortwährend  fehl- 
gegriffen, sie  haben  durch  Straf-  und  Privatrecht  erzwingen 
woben,  was  ent  eine  höhere  Gesittang  erreichen  wird.  Aber 
vergeblich  war  der  Kampf  nicht  Alle  unsere  heutigen  Ideen 
über  Rechtsgleichheit,  über  Ehre  der  Arbeit,  Uber  reelle 
Handel  beruhen  auf  diesem  Kampfe  der  christlichen  Ideen 
gegen  das  wirtschaftliche  Unrecht,  gegen  die 
Ausbeutung  und  Übervorteilung  des  Schwächeren,*^ 


*  Es  \<\  !rlirri'i(  h  7.n  beobachten,  wio  difs  Uorbtpinstitiif  trotz 
mancher  Feindäcligkeit  des  GeiietxKebcrs  dagegen,  s.  ii.  »chou  in  dem 
daA  (gemeine  Recht  wesentlich  beBchrftnkendeD  A.L.R.  (Beeint,  «.«.O. 
II,  §  127  unter  B;  Dernburj-,  Preufs  FrivHtrocht  U ,  §  136  Nr.  2U 
im  Preufrt.  B»Tp^'o«<'t7«*  §  "»2.  Handcl,««pc.«>  tzltiK  Itf  Art.  2?^().  in  dem  Entw. 
o'iin'n  H.G.Ii,  und  im  Zwan^rKversteigoruiigrtiecht»'  (A.L  Ii.  I,  11  §  ;i4^i; 
hKunoveniches  G«'st'tz  vom  24.  Mai  1x22  u.  s.  w.),  immpr  wi. d*  r  snf- 
tanrht.  -    vrr;^^!.       4,  7  12  dioner  Al»li;m«Jlunjf,  —  «jn^nr  itn  Zw  nntj« 

ver:$tcigcruu^svuriahreu  nach  dem  ÖKten-tnchiscbcu  Gesetze  vou  10.  Judi 
IW  I  18.  um  dss  Vfirbottigeoetx  der  ls«tio  enormls  Air  dm  fntea 
V»'rkHir  anwf>iidbar  zu  mschen,  bedarf  es  aUerdinp  •  in.  ^  Mhr  «ofg^ 
i'nltif^iM)  Ati  !iau(>ii;  man  sehe  dot  die  vielen  Zweifelnfmiikte  bei 

Kc  11  U  ä  u.  a.  O. 
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Und  selbst  wenn  nun  die  Durehführung  van  Grundsätzen^ 
die  dem  kleineren  BedUrfniue  gerechter  werden ,  mit  einer 

Vermelirung  der  Prozesse  verbunden  wäre,  —  was  übrigens 
nicht  ohne  weiteres  zugegehen  werden  kann,  —  so  ntirde 
i\vr  sonst  zu  erhotieiido  Vorteil  diesen  Seluiden  reichiichst 
aul wiegen.  Die  „glatte  Abwicklung",  von  der  beispielsweise 
auch  wieder  die  Be^ilndnngen  zum  Eutwurte  einer  deutschen 
Zw;aigsversteigerung»oi(hiung  reden  (S.  144),  ist  durchaus 
kein  unbedingtes  Ideal  unseres  Rechtsverkehrs.  Soweit  aber 
hei  der  Steigerung  der  Prozefszahl  und  der  gröfseren  Ver- 
wicklung der  der  Entscheidung  harrenden  Streitirerhidtnine 
die  Behörden  in  Betracht  kämen,  so  wird  man  doch  sagen 
müssen,  dafs  diese  eben  des  Puhlikums  w^en  da  sind  und 
diesem  billigerweise  im  Kampfe  gegen  wirtschaftliche  Aus* 
bcatnng,  entgegen  dem  bösen  Vorbilde  der  „Verhandlungs- 
maxime**!  thunlichste  Unterstütztmg  angedeilien  zu  lassen 
haben,  —  selbstredend  mit  \V:dinrng  völliger  Unparteilichkeit, 
wie  das  di»-  englischen  und  nordamerikanischen  Kichter  jetzt 
!i "11  üben.  Darüber  und  über  die  Wichtigkeit  des  „dis- 
positiven lieclits'*  in  dieser  Richtung  später  noch  einiges. 

Endlich  würde  man  sich  hier  aber  noch  eines  wichtigen 
Punktes,  der  in  der  Forderung  ausgleichender  Gerechtigkeit 
enthalten  ist,  zu  erinnern  haben,  dafs  der  Gesetzgeber  nttm- 
lieh,  in  Anbetracht  des  fortwährend  wechselnden  und  Ortlich 
verschiedenen  Drucke^  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse,  sich 
grundsätzlich  dahin  zu  entscheiden  habe,  beide*  Vertrags- 
Bchliefsenden  gleichmilfsig  durch  zweckdienliche  Kechts- 
bestimmungen  gegen  wirtschaftliche  Ausbeutung  des  anderen, 
soweit  dies  überall  möglich  ist,  zu  schützen,  und  so  die  Sicher- 
heit des  einen  nicht  etwa  mit  Bedrückunj];-  des  anderen  zu 
erkaufen.  Den  teilweisen  Verstofs  hiergegen  bei  Verhandlung 
der  Wohnungsfrage  hat  meines  Eraehtens  mit  Recht  der  später 
noch  näher  zu  erwähnende  „Central  serbaiul  der  Haus-  und 
städtischen  Grundbesitzervereine  Deutschlands"  (Schriften  des- 
selben, I.  Bd.,  herausgegeben  von  Dr.  Wilh.  Straufs,  — 
S.  138,  204,  330)  gerügt;  er  erklärt  sich  allerdings  aus  der 
Lage  der  Sache  selbst,  die  ganz  gewils  sur  Zeit  eine  Reform 


'  Roscher,  Sy.stoni  der  Volkswirtschaft  I,  §  Ol.  So  noiirrding'3 
ftuch  Kulemann  a.  a.  0.  8.  61.  Uder  wollte  mau  es  etwa  unter- 
nehmen,  die  Wohnungsbesitzer  einer ^  absterbenden  Stadt  mit  be-> 
itoiuleren  Vorzugsrechten  gc^en  die  ihnen  im  Zweifel  wirt^ohaftlieh 
nhcrlegonen  Mieter  fm«(zn«tatt»'ri ;  <h»L'"<'ir'Mi  nrnffokclirf  die  lotztnron  in 
einem  nufstrebendt  u  Orte  mit  üblicher  Wolinungünot  gegen  das  wirt- 
«chaftUche  Überge%v'icht  der  Haus'  igeiitfimer?  Dann  mfi6tc  man 
«chliefHlich  wohl  gar  nach  Stadtteilen  und  Strafson  unterscheiden,  und 
'f  r  Z<  rsnlitterung,  Unsicherheit  und  vemutlicU  auch  Willkür  w&re 
kc'ui  Endo! 
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nur  ftür  die  Mieter,  nicht  auch  die  Vermieter  erheischt*  und 
sttgleich  die  Veranlassung  htj  dafs  auch  hier  in  dem  folgenden 
nur  diese  eine  Seite  des  Mietrechtsverhältnisses  ins  Auge  ge- 
fafst  wird.  Damit  soll  aber  nauli  dem  soeben  Gesagten  dl^j 
Gleichberechtigung  der  Vermieter  nicht  im  mindesten  ver- 
kannt sein;  mit  gleicher  Sorgfalt  wie  die  Kechte  dtr  3Iieter 
luUsäea  die  ihrigen,  beispielsweise  bei  dem  vielbesprucliem  ii 
Zurückbehaltüngsrechte,  abgewogen  werden.  Dem  (»esetz- 
gebcr  uiuiö  durchaus  der  böse  Vorwurf  erspart  bleiben,  auf 
fremde  Kosten,  nämlich  der  Vermieter,  gegen  die  Mieter  grofa* 
mütig  sein  zu  wollen.  Die  ganse  Verkehrtheit  solch  ein- 
seitigen Schutzes  tritt  noch  kuurer  bei  einem  etwaigen  An- 
sinnen an  den  Gesetzgeber  hervor,  die  ^^Schuldner**  als  solche 
gegen  die  ^fharten**  Gläubiger  zu  schützen,  obwohl  in  der 
T^t  derartige  Versuche  der  Kechtsgeschichte  nicht  fremd 
sind.  Gegen  sie  hat  bekanntlich  K.  Knies  in  seinem  aus- 
gf '/('ichneten  Werke  (a.  a.  O.  1 ,  S.  225)  eine  krilftige  Ver- 
wahrung eingelegt;  Gesetzgebung  und  Recht  solle  mit  keiner 
Partei  ^sympathisieren",  weder  mit  dem  Schuldner,  noch  mit 
dem  Gläubiger,  ebensowenig  als  mit  dem  „Käufer"  oiler  mit 
dem  „Verkäufer",  (Jerade  bei  solch  dojipelsi-itigem  Keclits- 
verhaltuiöse ,  also  auch  bei  der  Miete,  würde  ein  derartiger 
Schutz  zur  Unmöglichkeit,  da  beide  Teile  Schuldner  und 
Gläubiger  sind;  aber  auch  sonst  leidet  die  Forderung  an  einer 
gttnzlicTi  unklaren  Verallgemeinerung,  30  dafs  sie  kaum  aU 
Schlagwort  für  Volksversammlungen  gut  genug  wäre.  Man 
vergegenwärtige  sich  nur,  welche  huldner"  im  Hechts- 
verkehre  auftreten,  z.  B.  die  grofsen  l^ankhäuser,  Sparkassen 
und  sonstigen  öffentlichen  Geldanstalten,  denen  Reich  und 
Arm  als  „Gläubiger"  gegeniibertritt,  wo  jene  gewifs  nicht  der 
Schonung  und  fürsorglicher  Rechtssätze  bedürfen,  und  anderer- 
seits, wie  im  Versicherungsrechte  gerade  die  „Gläubiger* 
solche  vom  Gesetzgeber  erwarteu  können,  um  den  bekannten 
Failstrieken  so  manclibr  Versieherungsatzungen  zu  entgehen. 

All  das  bisher  in  den  2  und  3  Erörterte  betrachte  ich 
übrigens,  wie  ich  doch  ausdrücklich  hervorheben  möchte,  nur 
als  Andeutungen  y  als  blo&e  Verweisung  auf  die  zahlreichen 
in  diesem  Zusammenhange  zu  beachtenden  Punkte,  die  von 
einer  erschöpfenden  Darlegung  weit  entfernt  ist  und  Desondera 
nicht  alle  die  vielfachen  Schätze  heranziehen  kann^  die  aus 
der  einschlagenden  Litteratur  noch  zu  heben  wttren.  Da» 


*  Wenn  der  Verband  a.  n.  O.  S.  147  betont,  dafs  vielfach  die 
eigene  mif^liche  Lage  den  Uausbi>sit:£er  hindere,  billit'en  Anforderuogcu 
des  MieterH  gerecht  zu  werden,  so  ist  dagegen  allerdinff»  tu  sageiir 
dafs  kein  Gnmd  ersichtlich  ist,  daf:<  jene  auf  Kosten  dcf«  Iftzt^-ren  au* 
einem  ertragsunfahigen  nc^ron^^tande ,  dem  hypothekarisch  üboflaiiteieii 
ilause,  noch  eine  Kcute  ziehen  sollen! 
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Gesagte  soll  eben  nur  zu  einer  knappen  Übersicht  ausreichen 
und  vergegenwärtigen,  dafs  mau  ein  ^Bocialeres**  Priyatreeht 
nicht  über  Nacht  sch<^en  kann. 

§  4. 

Fortsetzung.  —  c)  Röckblick  auf  die  Gpltung  der  Verti'ags- 
freiheit  ü»  römischeu  uud  neueren  iiecbte. 

Zu  den  mannigfachen  bereits  angestellten  Erwägungen 
mufs  ich  .schlielslich  noch  einen  besonderen  Punkt  hinzufügen. 
Ich  darf  n Ulli  hierbei  bemerken,  (lafs  ich  ihn  nur  streife, 
da  eine  t  ingehende  Darlegung  weit  über  meine  Kräfte  ginge; 
dafö  ich  seine  Berücksichtigung  zur  allgemeinen  Orientierung 
aber  fUr  notwendig  halte ,  obwohl  er  mit  dem  später  aliein 
wa  erörternden  Wohnunganiietrecht  nicht  gerade  in  engem 
Zusammenhange  steht;  und  endlich  clafo  die  Bertihrung  auch 
dieses  Zweifels,  —  selbst  ohne  erschöpfende  Erledigung  des- 
selben, —  mir  insefern  wenigstens  von  Wert  au  sein  scheint, 
als  dadurch  mehr  und  mehr,  wie  eben  schon  gesagt,  die  grofs- 
artigen  >^fhwiorigkeiten  verdeutlicht  wefden,  mit  'lenen  die 
socialreciitlicliere  Ausgestaltung  des  Schuh! rcclits  zu  kämpfen 
hat,  während  der  Übereifer  der  bociaipoiiliker  mit  ihnen 
spielen  zu  können  glaubt! 

Der  Einwand,  dessen  ich  hier  gedenken  möchte,  wäre  der: 
es  bedtlrfe  doch  wohl  kaum  einer  weiteren  Ein- 
schränkung der  Vertragsfreiheit,  seitdem  diese 
nach  Aufnahme  des  römischen  Rechts  In  Deutschland,  aUo 
seit  Jahrhunderten,  gegolten  habe,  und  deshalb  die 
Schlufsfolgerung  gestattet  sei,  dafs  die  wirtschaftlichen  Schäden, 
die  man  ihr  j etzt  zuschiebe,  irrig  aus  ihr  abgeleitet  würrlf-n 
und  mit  der  Zeit  wieder  verschwänden  oder  durch  andere 
Mittel  zu  heilen  seien. 

Ich  will  hiergegen  nicht  geltend  machen,  dafa  eü  doch 
erst  die  Rechtsentwicklung  in  der  Mitte  unseres  Jahrhunderts 
war,  welche  sich  aur  Beseitigung  einer  ganaen  Reihe  der  oben 
att&eaähtten  Beschränkungen  der  Vertragsfreiheit  berufen 
fühlte  und  Verkehrsfreiheit  als  hdchstes  Ziel  des  Reehtslebens 
hinstellte.  Schon  dieses  würde  die  Berechti^ning  jene^  Ein- 
wanden zweifelhaft  niaclu  ii :  durchschlagend  aber  m<k;hte  erst 
die  Beachtung  folgender  l'unktr  sein. 

Das  römische  Recht  hatte  allerdings  den  Gruiidäatz  der 
Vertragsfreiheit  und  hatte  ihn  in  gewisser  Weif*e  bis  zur 
äufsersten  Schärfe  durchgeführt*.    Allein  wie  bei  un»  Form- 


1  Mau  vergl.  Ii.  v.  Jhcrini;,  Geist  d.  r.  R  II,  S.  4r>6  und  cum 
folgenden  fiberluuipt  die  lehrreichen  Untenrachongen  von  L.  Seuffert 
s.  a  0. 
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TOrschriften  gewissermafsen  ihren  allzu  raschen  Lnnf  hommon, 
Ro  hatte  tlas  rflmische  Recht  Belbät  in  der  Kigeutumlichkeit 
äeiaeb  Vertragssvötems  ähnliche  Schut?5wehren  gegeü  einen 
Mifshrancli  der  Vertragst'reiheit,  der  Vertrags vvillkUr  insofern,, 
als  b4jkanntlich  nur  die  Klagbarkeit  bestimmter  Verträge  mit 
einem  rechtlich  der  HaoptBacfae  nach  begrenzten  Inhalte  aner- 
kannt war,  z.  B.  bei  dem  Kansensualvertrage  der  Miete  nur 
dit  GebranchattberlaMung  gegen  Geld,  nicht  gegen  eine  andere 
Leistung  während  ^  abgesehen  allerdings  wieder  von  dem 
sogenannten  „pactum  adjectum"  neben  einem  klagbaren 
Hauptvertra^e ,  die  darUber  hinausgehende  uii<l  ferner  all- 
gemein die  formlose  Vereinbarung,  das  i(  tum  nndum**, 
nur  eine  Einrede  begründete  und  selbst  di(^  iun(»minatn'al- 
koiitrakte  nicht  die  volle  rechtliche  Wirksamkeit  der  äonst 
zugelassenen  Verträge  erreichten,  —  worüber  das  Nähere 
natttrlteh  nicht  hieriier  gehfirt    „Unser  heutiges  Bedit  hat 

S dagegen]  in  dem  Satse  nuda  pactio  parit  obligationem  — 
iie  rechtschaffende  PriTatwiUkttr  in  möglichst  hohem  Qrade 
entfessdt^."  Legt  man  aber  auf  diesen  Punkt  weniger  Ge- 
wicht, zumal  deshalb,  weil  nach  römischem  Hechte  ja  aller- 
dinp;"??  jedos  Versprecheu  einer  Leistung  in  die  Fonii  der 
fast  unanfechtbaren  8ti})ulatio  umgef^Dssen  werden  konnte,  so 
ist  doeh  aufserdem  zu  beachten,  dafh  in  Wahrheit  die  Ver- 
tragjsf reiheit  selbst  schon  von,  der  Zeit  der  12  Tafeln 
herab  stets  erheblich  beschrankt  gewesen  Ist;  daTs 
ihre  Grenaen  Ttel  umstritten  und  bald  mehr  bsld  weniger 
vorgeschoben  waren;  dafs  endlich  der  Tollen  Entwicklung 
ihrer  Gefahren  auch  Umstände  entgegentraten,  die  aulserhalb 
des  Hechts  lagen  —  die  Censur  (s.  u.)  und  der  Ersatz  ganzer 
ErwerVjsklnssen  im  Vf>1ko  dureli  die  Sklavenarbeit.  Die 
r  r'f  }i  t  I  i  e  Ii  <•  n  B<^sellrankun^]::eIl  zeig'teu  sich  nicht  allein  in  der 
uuunurljrorlieneu  Zinsverbuts-  und  Zinstaxgesetzgebung  ^, 
deren  Vorsieh riften  vom  deutschen  Keichsgerichte  *  gelegentlich 
au  den  „drückendsten  Beschränkungen  der  Vertrags- 
ireiheit^  gesfthlt  wurden,  sondern  schon  im  klassischen  rö* 
mischen  Rechte,  insbesondere  aber  dem  der  KaSseraeit  in 
einer  gan/^en  T\elh>'  von  Schutasbestimmungen  gegen  Vertraga* 
wiUkttr,  welche  bekanntlich  erst  unser  neuestes  Hecht,  haupt> 


'  Darüber  Obprnpp.-Gericht  Jens  in  Seuffert«  Arch. IV  Nr. 26 

uud  L.  S puffert  a.  h,  0.  S.  1. 

*  Hartmsnn,  Arcb.  t  cir.  Fmo.  Ed,  77  fi.  188  imd  Ihnlidi  L. 
geaffert  a.  s.  0.  S.  8. 

^  T  n  (•  i  tn  H  a.  «.  O. ;  W.  Ror<  Ii<  r,  System  der  Volk.HwirtschMff  T. 
§  m  rt.:  Stobbo.  Doutflches  Privatreeht  liü.  III  §  190:  OoldBchmidt, 
Outachtt>u  für  den  VI.  Juristeutag;  L.  v.  Stein,  Der  Wucher  und 
sein  KiHsfat»  H.  3. 

*  CivtlentAchcidoDf^n  Bd.  IV.  H.  üSt, 
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.sUchlich  das  Handelsrecht',  zum  Teil  wieder  weggeschwemmt 
hat,  and  mit  denen  der  Entwurf  des  B.G.B,  noch  gründlicher 
breclien  will.  Und  selbst  wenn  man  den  praktischen  Wert 
solcher  H«  sitimmungen  für  den  Streittall  vor  Gericht  nicht 
allzu  lioeli  schätzen  diirfite,  so  wäre,  —  ich  wiederhole  es,  — 
nichts  verkehrter,  als  ihre  Wirksamkeit  dealiaib  überhaupt 
zu  leugnen.  Denn  nil  Leonhard  (an  den  a.  O.  S.  182, 
beaw.  27)  hat  man  als  beste  Whrkimg  der  Gesetae  die  anfser- 
halb  der  Gerichtsschranken  anzusehen,  wo  sie,  von  den  Ju- 
risten allerdings  meist  unl)emerkty  das  Leben  in  seinen  Tiel- 
fechen  Gestaltungen  beeinflussen. 

Wie  übrigens  jetzt  über  die  Billigung  der  socialen  Be- 
strehuTiiron  im  Rpclite  r  iii  uinfser  Zwiespalt  im  Lager  der 
Geiehrt<'n  bestellt,  so  erstreckt  er  sich  auch  auf  die  W(irdiguiig 
jener  „liumanen'*  Richtung,  die  man  besonderb  im  späteren 
römischen  liechte  findet:  es  möchte  deshalb  ein  etwas  näheres 
Eingehen  auf  diese,  gewissermafsen  anm  Spiegel  für  unsere 
Zeit,  ervrllnsdit  sein.  Ich  stelle  folgende  Urteile  darttber 
ansammen. 

Wahrend  SchmoUer^  es  dem  Cttsarismus  nachrühmt, 
dafs  er  Hand  in  Hand  mit  dem  Christentum  eine  neue  Wirt- 
schafts^^rdiinTig  angebahnt  habe,  in  der  die  frühere  barbariselie 
Aushf  iinuig  des  Manschen  durch  den  Menschen  nicht  mehr 
moglicli  war,  erblickt  Golds  chmidt®  das  damalige  Handels- 
recht im  Kampfe  gegen  eine  laxe  Uumanitilt,  die  aus  Furcht 
vor  der  kapitalistischen  Ausbeutung  dem  Verkehre  hinderlich 
geworden  sei;  und  xfthit  dahin  eine  Reihe  von  Rechtsstttsen, 
TOn  denen  ein  Teil  aber  „auf  der,  einem  gana  anderen  Boden 
entsprungenen  christlichen  Anschauung*  beruht  habe  [?] 
und  „mehr  polizeilichen  Charakters''  gewesen  sei.  Ich  gebe 
diese  seine  Aufzählung  hier  ohne  weitere  Prüfung,  beson- 
ders auch  was  di<^  geschielitliche  Reihenfolge  der  Rechts- 
bestiuunungen  anlangt,  wieder  und  füge  die  von  K.  von 


•  ZutrefFeud  hat  man  das  Handßlnrerht  ein  „potenziertes  Volk»- 
rocht"  genannt  (H.  Baelir.  Anerkennung,  S.  297),  bei  dem  e«  nicht  ge- 
länge, Murt  1  künstliclie  Bauten"  non  tintürlichen  Lauf  de»  näni- 
lichen  li»*ehU»trüraes  abzudämmen'',  wie  anderswo;  ja  man  liat  seinen 
▼ülKgen  Sieff  fiber  das  gemeine  hflrmriicbe  Becht  vorher^esagt  (O  o  1  d  - 
Schmidt,  Handelsrecht  a.  a.  O.  S.  11).  Hoffentlloh  wird  das  nicht 
wahr,  denn  ..Eines  schickt  .sich  nicht  für  Alle!"  Schon  Le  Play,  der 
eifrige  Vurkärapfer  fiir  ein  sachdienliches  Agrarrecht  in  Frankreich, 
rtgte  (a.  a.  O.  eh.  20  §  III)  die  Fehler  der  „terriblea  tiiveUetirs'*  aller 
Zeiten,  tli,'  c<io  zumfi^t  ihren  rein  'ttfulti-^clien  Aii-^elifimniL'^n  vordankten. 
Und  gegen  deren  Mafsgeblichkeit  ist  denn  auch  von  den  besten  Keuncra 
unseres  Volkes  immer  und  immer  wieder  Einspruch  erhoben  (Fflrst 
Biemsrch«  W.  H.  Kiehl.  v.  Helfferich,  Knies  u.  \X 

«  Pronfs.  Jahrb.  iW.  S.  ^^2^  und  mit  ihm  Knie»  a.  u.  O.  X» 
S.  236  und  (xierke,  Sociale  Frage,  8.  7. 

«  fl.  a.  O.  I,  S.  17  und  85. 
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Jliorinc^*  und  G.  Hart  mann   ^vf^itpr  lienannten  ihnen  an. 
„Die  Abschwilchunj^  der  .stij)ulati<)  debiti  dun.'h  die  qucHa 
non  numerat.'ie  [»ecuniae   und  das  Erfordernis  der  exj)r'ssa 
caussa  dehendi ;  die  Beschränkunjj^en  der  Cessiuu,  iuöbeüoudere 
durch  die  sog.  lex  Anastasiana ;   die  Anfechtbarkeit  wegen 
laesio    enormis;    die   Abschwächung   der  Bürgschaft-,  der 
Korrealobligationy  der  Rechte  des  Pfandgläubiger«;  die  Er- 
w^ierang  der  privilegierten,  wie  der  geBetelichen,  sogar  gene- 
relten  Pfandrechte  und  der  Konkursprivilegien;  die  Ver 
längerung    der   Ersitzungsfristen;    die    Herabsetsung  der 
gesetzlichen  Zinstaxe  —  verbunden  mit  verschUrften  Be- 
schränkungen des  Zinsenlaufes  u.  a.  m.;  die  verfehlte  Ver- 
schmelzung des  strenp^oTi   receptinn  argentarinrum  mit  dem 
constitutum;  endlirli  ^nn  Prozefsrecht,  welches  ge^en  b»)swiHige 
oder  saumselige  Schuldner  sich  völlig  unzureichend  erwiei?." 
R.  von.!  he  ring  fügt  noeli  hinzu:  die  Bestimmungen  ^'egfii 
Überforderungen  der  Arzte  und  die  der  Rechtsanwalt*-  und 
gegen  dereu  uactura  de  quota  liti»  et  paimaiKiui;  ferner: 
„die  ungebührliche  Ausdehnung  des  Kompensationsrochts,  die 
datio  in  solutum,  sowie  das  Privileg  der  Kirchen  bei  der* 
selben,  die  Beschränkung  der  Interessenklagen  bei  kontrakt- 
lichen Verhältnissen  auf  das  Doppelte,  —  die  Beschränkang 
der  Versicherungsprämie  beim  fbenus  nauticum  auf  12%  die 
dem  Erben  beim  beneficium  inventarii  eingeräumte  pascha- 
mäfsige  Stellung  in  Bezug  auf  die  Befriedigung  der  Gläu- 
biger** (a.  letztang.  (>.  S.  86,  87).    G.  Ilartmann^  macht 
aufserdem  auf  das  Recht  des  „restitutio  in  integrum"  und  des 
„Vx'netieinTn  <'ompetontiae",   vor  allen  Dingen  aber  auf  die. 
nach  seiner  Aiislelit  auch  schon  im  klassischen  römisrlien 
Rechte  obwaltende  Idee  a  u  s  g  I  e  i  c  h  ( n  d  e  r  G  e  r  e  c  h  1 1  g  k  i  t 
aufmerksam,  die  in  der  Beurteilung  zahlreicher  Kechtsverhält- 
nisse  „ex  tide  bona"  zu  Tage  trete. 

Der  Ansicht  Ooldschmidts*  stdit  die  R.  von  Ebe- 
rings in  seinem  genannten  frtlheren  Werke  nahe,  wo  er  von 
der  „weichlichen  Schwäche  der  späteren  Zeit**  spricht  und  im 
Gegensatze  zu  soleh  angeblicli«  i  Humanität  als  Sorge  einer 
„kräftigeren  Zeit"  fordert,  ^dafs  der  Gliiu biger  au  seinem 
Rechte  kommt,  selbst  wenn  der  Schuldner  darüber  zu  Grande 
geht",  —  eine  Lehre,  die  Knies  a.  a.  0.  S.  225  lebhaft  ge- 
miT^^^illigt  hat,  und  (Wo  K.  von  J  Hering  selbst  nach  den 
späteren,  oben  augefülirtcn  ÄuTserungen  von  ihm  wohl  kaum 


'  Zweck  im  Kochte  I,  S.        und  Küiiipf  ums  Kecht,  8.  87. 
«  a.  a.  O.  Bd.  16,  S.  346,  351,  361,  365. 

>  Auch  O.  Bs  ehr  spncht  von  der  Behw&che  des  jut»tiiiisnei«cbra 
Zeitalters  und  Lcotiliard  in  seinem  cit leiten  Vortrage  VDII  „der  weit' 
bürgerlichen  Mitieidspolitik  Justinians**. 
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aufrecht  la  halten  seneigt  gewesen  sein  niag^  Ist  er  es 
doch  auch  gerade,  der  in  höchst  anschaulicher  und  über- 
zeuge in  1  er  Weise  in  seinem  „Geiste  de«  römischen  Rechts** 
(II  bO)  dargelegt  hat,  daTs  die  Freiheit  des  älteren  rö- 
mischen IN  rhrs,  in  dessen  Obligationenrechte  sich  der  Ge- 
danke der  privatreehtliehen  Macht  und  TTerrschaft  mit  Jtufscrster 
SchroÖlifit  und  Rücksichtslosigkeit  entfaltet  habe  (S.  144  dort), 
ihr  Gegengewicht  in  derCensur  (und  imMittel- 
nlter  durch  die  geistlichen  Gerichte)  fand,  und 
•  ials  „mit  dem  Fortfall  beider  Ansialu  ii  das  Recht  —  sich  in 
Äich  selbst  verändern  mufste  und  manche  vou  den  Grundsätzen 
aufoehmen,  die  frtther  durch  jene  Anstalten  zur  Anwendung 
gebracht  worden  waren**. 

Während  andererseits  H.  von  Scheel  in  seinen  Auf- 
uMzen  über  „die  wirtschaftlichen  Grundbegriffe  im  corpus 
juris  civilis"  ^  und  „Volkswirtschaftliche  ßemorkungen  zur 
Reform  des  Erbrechts"  (a.  früher  a.  O,  S.  100)  im  klassischen 
römischen  Recht  und  dem  der  späteren  Kaiserzeit  eine  der- 
artige „Humanität"  anzuerkennen  überall  nieht  geneigt  scheint, 
laute  t  das  Urteil  Gust.  Hartman  n  s,  um  auf  ihn  nochmals 
zu  kouiuu'n,  wieder  ganz  abweichend.  Er  rühmt  die  mafs- 
volle  Bebonnenheit  der  Alten,  die  Errichtung  von  Schutz- 
wehr<^n  ^gegen  die  Einseitigkeit  des  summum  jus  und  gegen 
die  Omnipotenz  des  einmal  erklärten  subjektiven  Privat- 
willens**,  worin  die  alte  heidnische  Welt  der  jetzigen  ein  Vor- 
bild sein  solle;  und  stellt  vor  allem,  wie  bereits  soeben  an- 
cedeutety  das  wichtigste  Schutamiittel  der  „Äquität**,  die  Aus- 
legung der  Rcchtsgeschäftf?  ex  Me  bona  in  ein  helles  Licht. 

Mit  der  Wiedergabe  dieser  seltsam  voneinander  ab- 
weichenden Ansichten  ist  zugleich  ein  kurzer  Überblick  über 
den  Stand  des  römischen  Rechts  gewonnen,  wie  es  in  dieser 
Hinsicht  durch  ^Pine  Aufnahme  in  Deutschland  Geltung  ge- 
wann:  als  Gniiidi  etrel  die  Vertragsfreiheit,  aber  an  al&n 
Ecken  und  Enden  Aiisn?ilimeu  und  Beschr^inkungen. 

Durch  neut;re  b Mischungen  i.st  nun  erwiesen,  dals  auch 
da.';  ältere  deutsche  Recht  vor  der  Rezeption  des  fremden  nur 
Formal-  und  Realverträge  kannte^,  also  insoweit  auch  der 
yertnif;swillkUr  entgegentrat;  und  dafs  erst  lange  nach  jener 
Zeit  die  „Verbindlichkeit  aller  obligatorischen  Verträge  — 


'  Aach  bei  0.  B  a  f  b  r  glaube  ich  eine  solche  Wandlung  annehmen 
zu  dürfen;  es  scheint  mir  wenigstens  zwischen  seiner  Anschauung  über 
die  ,k6iistlicheii  Bauten'*  der  Juristen  (s.  die  Anm.  oben)  und  dem 
später  zu  erwähnenden  §  345  seines  „Gegenentwurfrs"  oin  erheblicher 
Unterschied  zu  bestehen.  In  betrete*  des  alten  römischen  Rei  hts  loht 
er  gelegentlich  das  obenerwähnte  Verbot  des  „duplum"  als  eine  An- 
wendung des  Satzes  „sit  modus  in  rebus!"  (ReichsgcriehtaarteneS.  119). 

»  HiMobrands  Jahrbücher  ftr  Nationaldk.  VI,  1866,  S.  337. 

»  bvuffert  a.  8.  0.  8.  6. 
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unter  Einwirkung  kanonistaacher  und  besonders  natur- 
rechtlicher  Anschauungen  als  Gewohnheitsrecht"  zur 
Geltunp:  gelangte.    Diese  Entwicklung  kann    sogar  erst  im 

18.  Jahrhundert  als  aijgeschloss'  Ti  angesehen  werden  ^ 
Obwolil  dann  damit  ein  Teil  der  Schranken.  'Ii*'  bislang 

von  jedem  der  beiden  in  Eins  verschmelzenden  Keclii8.syi>teineTi 
festgehalten  waren,  fiel,  und  die  Tratrweite  des  neuen  S.'itzejj 
über  die  allgemeine  KlagbarkeiL  immerhin  eine  „selir  be- 
deutende" war^,  so  waren  es  doch,  bis  herab  auf  die  jtlngste 
Zeity  —  und  darin  liegt  die  Hanptwiderlegung  obigen  Ein- 
wandes  —  eine  Reibe  anderer  Umsttnde,  deren  Einwirkang 
ttber  den  Mangel  genügender  civilrechtHcher  Gegen- 

fewichte  gegen  den  Satz  von  der  allgemeinen  Vertragsh^iheit 
linweghalf.  Ihre  Gefahren  konnten  im  allgemeinen  erst  mit 
deren  Verschwinden  sich  fühlbar  machen;  bis  dahin  galt  die. 
allgemeine  Verfr-tgsfreiheit  gewissermafsen  nur  tlieoretisch,  — 
jedenfalls  nur  in  dieser  Weise  für  weite  Teil«-  unseres  Volkes. 
Was  konnte  beispielsweise  der  ländliche  Wucherer  dem  Bauern 
schaden,  wenn  dessen  (iut  nur  mit  Genehmigung  des  Guts- 
herrn ver])tandet  werden  konnte?  —  Jene  ITm.'iLände  aber, 
die  einer  Übergefahr  aus  der  Vertragsfreihcit  entgegenwirkten, 
waren  vor  allem  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  einer  weit 
geringeren  Kultorentwicklung;  die  Schranken  deB  Stftnde« 
und  Zunftwesens;  die  Gebundenheit  des  Grondbetitsee  sum 
Vorteil  des  Lehns-  oder  Gutsherrn  und  der  Familie";  da.s 
stark  entwickelte  obrigkeitliche  Taxwesen ,  in  dem  sich  das 
obenerwähnte  Streben  nach  einem  Justum  pretium*  wieder- 
spiegelte; die  zahlreichen  „Schauordnungen"*;  die  uns  kaum 
versUindliehen  zaiilreiehen  Strafen  gegen  Vertragsbrucii  ^'  und 
die  strenge  Ahndung  der  „Fälschung",  z.  B.  C.  C.  C.  Art.  113; 
endlich  die  wirtschat'tlieiu*  Stütze  durch  die  zahlreichen  mittel- 
alterlichen Verbände  und  Stiftungen*.  Krst  nach  dem  all- 
mählichen Verschwinden  uik]  Verfallen  von  alle  dem,  nach 
der  ungeheuren  Urawälzuug   um  du    Wende  des   Ib.  und 

19.  Jahrhunderts,  die  durch  das  „freie  Spiel  der  Kräfte*  eine 
überaus  glämsende  Entwicklung  schuf,  traten  als  Folge  der 
freilich  längst  im  Grundsatae  vorhandenen  Vertragsmiheit 


i  Seuffert  a.  a.  0.     167,  138. 

>  Seuffcrt  a.  a.  0.  S.  8;  man  vcrgl.  auch  die  oben  citierte 

Aurseniii^  Ifartmann^. 

•  Waijner  a.  a.  O.  t?.  412;  W.  Roscher,  System  der  Vollw- 
wirtschaft  I,  §  97  nnd  io  der  Zeitscbrilt  fQr  Greschicht<wiMeiMelialt  Ifl, 

S  „Das  mittelalterliche  ZunftM csen  liatte  eine  Menge  von  Kin- 

richtunpfen  getroffen,  nm  jede  allzu  ^'rofne  Vo rmögensUD- 
gleichlicit  der  (jr «;wer  b  t  rci  bend en  zu  hindern.'* 

•  Elben,  a.  a.  O.  S.  .^7. 

"  Sick.»].  l{.->trafnng  des  Vrrtra^rsbrncli^  is76.  S.  10  IT.  1«!. 

•  Engel,  Pr.  statistische  Zeitschrift  lö76,  6.  Katxingcr, 
Die  Erhaltung  de.-<  Buucrustandes,  S.  82. 
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schwere  Qcfahren  für  die  G^ellachaft  zu  Tage.  Der  Eiii- 
flufs  des  D  ic  hte  r  we  rdens  der  Bevölkerung,  die  sich 
in  Deutschland  beispielsweise  seit  50  Jahren  etwa  verdoppelt 
hat,  das  riesenhafte  Ansclnv*'llen  der  gewerblichen  Arbf  it 
und  der  Verkehrsmittel,  diu  r.ist-  und  riicksichtlose  Erwerbswut 
begründeten,  wie  Schäft'le  iu  seimr  „Quintessfiiz  d«is 
iSocialisrauK**  sagt  (8.  2),  ^f^inen  fundamentalen  Umschwung 
in  der  Or^^auiaatiou  des  socialen  JStoftweclisels,  eine  volks- 
wirtschaftliche Eracheinung,  die  auä  dem  Umsturz  des  klein- 
bürgerlichen Produktions-  und  ErwerbssTstems  hervorwachs,* 
und  schwemmten,  wie  derselbe  geistvoUe  und  h^kihst  aach- 
kundige Schriftsteller  filr  das  Gebiet  des  Arbeiterschutaes 
ausdrucklich  glaubt  feststellen  zu  dürfen,  auch  die,  ähnlich 
der  römischen  Censur,  in  herkömmlicher,  wohlanstän- 
diger AuFchauung  ruhenden  Schutzwehren  gegen 
wirtschaftliche  Ausbeutung  vielfach  hinw^:  „Sitte  und  Ge- 
wnlmheit  waren  nlclit  mehr  im  stände,  der  Beliandluiig  dos 
Arheiters  ?»1s  lmik  s  ZubclHirs  zur  Maschine  und  der  Zorötörung 
t^eines  F;innlieMlel)cns  zu  steuernd" 

Es  bedürfte  nun  allerdings  eines  tieferen  Eingehens  und 
Versenkens  in  die  Eigeuart  dieser  so  avhv  gegensätzlichen 
Kulturstufen,  als  es  iiier  möglich  ibt,  um  sich  diese  weitgrei- 
fenden Unterschiede  und  das  jetzige  scharfe  und  durch  die 
Oesetzgebune  der  sechziger  Janre  selbst  noch  verstärkte  EHn- 
setzen  der  Wirkungen  der  Vertragsfreiheit  voll  zu  vergegen- 
wärtigen; aber  ich  will  deshalb  wenigstens  noch  auf  die  an- 
hchauliche  Charakteristik  hinweisen,  dieGoldschmidt(a.a. 
O,  S.  141)  von  jenen  vergangenen  Zeiten  gegeben  hat:  ffiine 
ganz  auf  der  Wohlfahrt  und  dem  Interesse  der  meist  engsten 
Gemeinscliaft  nach  Verständnis  der  Zeit  gebaute  O  e  s  o  tzge- 
bung  UTul  adiuinistrative  Regelung  erstrebt  die  Autrechter- 
haltung  von  Trent-  uml  Redlichkeit  im  \'erkehre  (Ordnung 
von  Mafs,  Gewicht  und  dergh  iclien) ;  die  Tücktifckeit  d.  rCie- 
werbserzengnissc  und  \\'an'u  unter  stn-n^^ster  Kontrolle  (Schau- 
einrichtungen und  dergleichen),  um  lud"  und  so  Absatz  von 
Stadt  und  Innung  zu  wahren ;  den  Schutz  gegen  einheimische, 
wie  auswärtige  Ausbeutung,  ja  Konkurrenz;  die  angemessene 
Preisbildung,  sogar  durch  Preis-  und  Lohntaxen.   £s  beruht 

»  Till..  Z.'itschr.  f.  SfantswiP>rMis(haften  Bd.  46,  S.  649.  In  dor 
preufsirtc'hon  !«tati8ti sehen  Zoit'^t  hrift  1«77  8.  90  ist  folgender  B^ierung^- 
bericht  vom  1.  Januar  1«.52  abgedruckt:  -Für  die  grofae  Hehrheit, 
weldte  in  dor  Industrie  nur  das  Mittel  zu  ihrer  eigenen  Bereicherune 
oder  zu  ihrer  persönlichen  ^tihsistonz  sieht,  ohne  ans  ihr  zuj^leich 
dringende  Pflichten  für  ihre  Mitarbeiter  herzuleiten,  —  für  diese  gilt 
nur  der  Zwmig  von  Seiten  der  Behdrde,  ohne  welehen  Oberhaapt 
nach  dem  augenblicklichen  Stande  der  allgemeinen  Bildung  keine  nutz- 
liche Einrichtuog  in  der  grofseo'  Hasse  sar  Geltung  gebracht  werden 
kann." 

Forschungen  (;>3)  Xil  3.  —  Schneider.  4 
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so  nicht  nur  das  geistliche»  sondern  kaam  minder  das  weit- 
liehe  Verkehrs  recht  des  Mittelalters  nicht  auf  Freiheit, 
sondern  auf  Zwang  uud  Kontrolle,  —  nach  der  An^ 
schaunng  der  Berufs-  und  Standesgenosgen/ 

Allerseits  ist  nun  anerkannt,  dafs  die  Wohnungsfrage,  wie 
sie  als  Teil  der  socialen  Xöte  im  folgenden  behandelt  werden 
soll,  mit  jener  Umwälzung',  insbesondere  der  steigenden  Volks- 
dicliti^'^keit  im  enp^sten  Zusammenhang'e  steht.  Es  darf  «lali-  r 
nicht  Wunder  ndimen,  daf«  die  Wirkungen  der  Vertra^^-sfrei- 
heit  auch  bei  ilir  erst  in  dieser  neueren  Zeit  schildigeiid  zu 
Tage  getreten  sind:  ich  venveise  dafür  nur  auf  da»  Urteil 
V.  A.  H  u  h ers  des  sogenannten  „Vaters  der  Wohnungsfrage'*, 
und  eines  neueren,  im  wesentlichen  Übrigens  nur  zusammen- 
stellenden Gelehrten,  nämlich  O.  Trttdingers*.  Wie  die 
Zeiten  sich  gegen  frtther  geändert  haben,  wo  jetBt  bei  dem 
Hin-  und  Herfluten  aller  Teile  der  Bevölkerung  der  Woh- 
nungsm  i  et  besitz  eine  weit  gröfsere  Bedeutung  im  Wirtschafb- 
leben  gewonnen  hat,  ;ils  früher,  zeigt  in  auflf^lliger  Weise  die 
Bemerkung  bei  Sickel  (a.  a.  O.  S.  74),  dafs  er  unter  den 
zahllosen  \'ertragsbruch8trafen  des  früheren  deuts<  Ii'  ti  Hechts 
keine  gegen  die  Vermieter  gerichtet  gefunden  habe.  — 

Ob  es  mir  gelungen  ist,  die  Getlankenreihe  darzulegen, 
welche  die  Be.streV)ungen  nach  einem  socialer  ausgestalteten 
Bechte  \  <'rfi)l^^(  ii  und  zu  verfolgen  haben,  mufs  ich,  im  leb- 
hatteii  Cicfidde  der  Unzulänglichkeit  meiner  Verteidigung:  eines 
so  Wichtigen  Prublems  unserer  Kcehtseiitwicklunj?,  daliingc- 
stellt  sein  lassen.  Meine  Worte  genügen  aber  wohl  als  Vor- 
bereitung und  Kinführun^  der  besonderen  Aufgabe,  die  ich 
mir  in  den  folgenden  Paragraphen  gesetzt  habe,  und  habeu 
▼ielleicht  einigen  Wert  als  ein  Zeugnis  aus  der  Praxis,  wie 
überzeugt  man  hier  jene  Wünsche  teilen  kann,  wo  die  Mifs- 
stände,  die  sie  ins  Leben  riefen,  bisweilen  so  schmerzlich  nahe 
an  den  Richter  herantreten.  Nur  das  mOchte  ich  noch  zur 
Abwehr  ungerechter  Vorwürfe  sagen,  die  so  häufig,  besonders 
aus  nicht  genüf^ejid  unterrichteten  Laienkreisen,  gegen  die 
juristischen  Praktiker  erhoben  werden,  dafs  s  i  c  e>  noch  nicht 
sind,  in  deren  Hand  die  Anderuiii;  unzuträglicher  un<l  unge- 
recliter  (  Jeset/e  <r<'le;^t  ist  ;*  dafs  sie  dem  Zuge  der  Sozialpolitik 
in  ihrem  Berufe  nic  ht  folgen  können,  vielmehr  ilir  schönster 
Schmuck  der  unentwegte  „Gt  liorsam  gegen  das  Oesetz"  ist^ 
—  mag  es  von  oben  oder  von  unten  her  getadelt  werden. 
Aber  freilich  erscheinen  sie  mir  berufen,  aus  der  lebendigen 
Anschauung  der  Dinge  heraus  ihre  Stimme  zu  Gunsten  des 

'  „WoliiiMiiirsiiot  der  kleinen  Leute",  8.  20. 
«  Arbeiteiwohnungsfrage  1888,  »S.  6  ff. 
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beirseren  N»'Ufrcn  zu  erheben  und  zu  l^etonen,  dals  fs  keine 
minder  bitten-  Aufgabe  i.st,  dem  X'eniiieter  einer  bpeiunke  sein 
^^undoii;;eld  durch  Reclit.s.s|tiue!i  zuerkennen  zu  müssen,  weil 
der  Mieter  ja  ottenen  ^Vuges  in  sie  hineingezogen  sei,  als  wie 
es  vor  dem  Erlasse  des  Wucbergesetzes  war,  dem  schnöden 
Wucherer  fUr  sein  „Recht''  den  Arm  der  Staatsgewalt  zu 
leihen. 

Aus  der  Anschauung  eines  Falles,  wo  der  Mieter  unge- 
sunder Rlume  später  noch  wegen  Verletzung  des  Zurückbe- 
haltungsrechts nach  §  289  des  Str. G.B.  zu  bestrafen  war, 
ist  dieser  Aufsatz  erwachsen. 


rt  iifuiijr  der  etwaigeu  Httlfsniittel  dos  Rechts  zur  Lösmig  der 
Antgabe  beim  Wohimngsraietrec  hte  ohne  Beschränkung  der 
Vertnigsfreiheit.  —  1.  Darstellung  des  gelteodeu  Beehts. 

In  dem  vorhergehenden  war  es  als  Aufgabe  des  heutigen 
Oesetzgebers  hingestellt,  der  Vertragsfreiheit  durch  geeignete 
(privatrechtliehe)  Rechtssätze  in  gewissem  Mafse  entgegenzu- 
treten und  dabei  schon  die  Bemerkung  gemacht,  dafs  das  jetzt 
geltende  Recht  dem  Gedanken  socialen  Schutzes  in  dem  ent- 
wickelten Sinne  keineswegs  fernstehe.    Je  mehr  man  vor  ge- 
wagten Ver>ue}ien  in  der  Oosetzgebung  zurückscheut;  je  lieber 
raan  angesichts  der  HoeliHut  neuer  Gesetze  in  unserer  Zeit 
am  Alten  wenigstens  im  l'iivatrechte  festlialten  möchte,  —  in 
rielitiger  Erkenntnis  der  nie p  h  i s  t  o  ]>  Ii  e  1  i  .s  c  Ii  (M1  Natur  des 
viel  citierten  Aus.^pruches  Uber  „Gesetz  unii  lieehtc^"  im  ,.1  aust**, 
—  um  s(»  nälMT  wird  die  Prüfung  liegen,  ol)  nicht  die  bis- 
herigen reehtliehen  Handhaben,  oime  Beschränkung  der  Yer- 
tragsfreiheit,  jener  Aufgabe  genügen  möchten. 

Ich  gehe  hierauf  im  folgenden  ein  und  will  damit  zu- 
gleich der  besonderen  Untersuchung  der  Sache  bei  dem  einen 
Punkte  des  Schuldrechtes,  niimlich  beim  Wohnungsmietver* 
trage,  näher  treten;  jene  Prüfung  wird  dadurch  auch  an  An- 
schaulichkeit gewinnen.  Ebenso  wie  es  nur  ein  einzelnes 
Stück  der  im  §  1  behandelten  Frage  ist,  wie  man  im  socialen 
Interesse  dem  Vermieten  un  braue  hbarer  Woh- 
nungen c  i  V  i  1  r  e  c  Ii  1 1  i c  h  entgegenzutreten  vermöge, 
so  ist  der  hiermit  l)ezeiehnete  Reformpunkt  unseriös  Wnlmunirs- 
mietrechts  auch  nur  ein  Teil  der  vielen  son-siigen,  gerade  diesen 
Vertrag  anlangenden  \'erbe;jserungsvor8ehl«*ip:e,  zum  Beispiel 
betreffend  das  Zurückbehaltungsrecht  de^  \'erinietcrs.  die  l  l)or- 
weisung  der  Mietstreitigkeiten  an  Laiengerichte  u.  s.  w.,  —  ia 
sogar  nur  ein  ganz  kleiner  Teil  der  vtelbesptochenen  Woh- 
nttngsfi*ape  überhaupt,  die  sich  ja,  ganz  abgeseihen  von  der 
bautechnischen  Seite^  auch  auf  das  £igenbewohben  unge- 

4* 


Digitized  by  Google 


52 


XII  S. 


Blinder  Hiluser  und  Stadtviertel,  das  finteignaogBrecht  der  Ge- 
meinden oder  dea  Staates  bei  solchen,  —  die  „Bodenreform* 
beim  Häusergriindbesitze !  —  die  KUekwirkungen  der  Woh- 
nungsgesetzgehung  auf  die  in  Deiifscliland  oUligatorischo  Ar- 
ni'Mif»flego  und  den  Zuzug  vum  Lande  a))  in  die  SUidte;  dif 
besondere,  au  sieh  sele»n  wierbM*  aufHerordentlieli  umfangreiche 
f'^rage  der  Arbeiterwoiniuiii^en  und  die  Reehtst'orm  ihrer  Zu- 
weisung an  die  Bewohner  S  endlicli  gar  auf  Phine,  wie  die 
S  t  o  1  p  s  c  Ii  e  n  Wohuungsgenossenschat  Leu  oder  die  Gewährung  * 
eines  .^^linimums  von  Nahrung  und  Wohnang'^  erstreckL  Man 
wird  aber  trotzdem  jenem  engbegrenzten  Einzelpunkte  in  diesem 
Wimal  von  schwierigen  und  schwierigsten  rroblemen  seine 
erhebliche  Bedeutung  dann  niclit  absprechen,  wenn  man  weifs, 
dafs  die  Ausbeutung  durch  den  Wohnungswucher  —  Wucher 
im  nichttechnischen  Sinne  genommen,  -  zu  den  dunkelsten 
fJebieten  in  unseren  socialen  Zustünden  gehr)rt  und  zu  den 
gofiihrlichsten  Folgen  für  das  Oemoinweson  den  Anlafs  geben 
kann.  Man  wird  seine  BeibMifun^  auch  dann  nieht  verkennen, 
wenn  man  liofFen  kann,  an  einem  aucli  verhältnismal si*^  kleinen 
Teile  durch  eine  in  sich,  grün dsiltzl ich  schon  gereeht fertigte 
Verbesserung  unseres  Privatrechts  einem  l^bel  mitötcuern  zu 
htdfen,  von  desäsen  Vorhandensein  eine  kaum  noch  übersehbare 
Litteratur  und  zahlreiche  gewissenhaft  eindringende  Ermitt- 
lungen Zeugnis  ablegen,  sowie  die  allgemeinen  Klagen,  die 
kaum  weniger  laut,  als  wie  beim  Dienstmiety ertrage,  er- 
schallen, —  einem  Obel,  das WilhelmKoscher  neben  den 
^Ausartungen  der  Grofsindustrie  und  des  Börsentums  zu  den 
llauptbrutstätten  socialistischcr  Irrttlmer"  rechnet.  Das  hat 
auch,  wie  man  sicli  erinnern  wird,  unter  anderem  in  den  be- 
kannten revolutionilren  Keden  des  Tib.  Gracchus  und  des 
Catilina  seine  Bestätigung  gefunden;  Sallust  läfst  diesen 
(cap.  20)  ausdrucklich  sagen:  ..Tüos  binas  ant  ampHu^  douios 
continuare,  nobis  1  a  r  rm  f  a  ni  i  1  i  a  r  e  m  iiusijiiani  ulluni  esjie  ?" 
Auch  tinden  .sicli  weiter  dun  die  eharakteristischen  Worte: 
„Legis  praesidium,  i^uod  ini'juims  praetoris  eripuit,  resti- 
tuatis;*'  und  „nublicam  miserorum  caussam  —  susceni,** 
Die  grofse  G^ahr  dieses  Übels  bestätigt  ferner  aus  en&^Uscnen 
Verhältnissen  heraus,  die  freilich  schon  weit  eher,  als  bei  uns, 
und  in  sehr  yiel  dringlicherer  Art  das  öffentliche  Interesse 
und  die  Aufmerksamkeit  der  Regierung  herausgefordert  haben, 
D 'Israeli  mit  den  Worten;  „The  man  who  feels  that  bis 
house  is  a  den  of  misery  and  crime  immediately  assails  that 


'  Miete,  Eigentum,  durch  Ahzuhiuug  zu  erwerbendes  £igi>uiuui 
oder  GesellschaftMnteil,  wie  im  „Agnctcpark"  bei  DelftI 

•  Dr.  Adler  im  Socialpolit.  Centralblatt  1892,  Nr.  38.  Da«  Ver- 
hältni»>  ^tir  nnt-^proehenden  Leistung  der  notwendigen  Armenpfl^e  ist 

hier  nicht  erörtert. 


Digitized  by  Google 


XU  3. 


53 


socie^  of  which  he  belteTCs  he  U  the  unjust  victim;*^  und 
nmgelLehrt  wieder  die  merkwürdige  Erfahrung,  die  F.  Kalle 

in  seinem  Berichte  an  den  ^Deutschen  Verein  Är  Armenpflege" 
(VI,  S.  97)  aas  Manchester  mitteilt,  «lafs  dort  nach  amtlicher 
Bekanntgebung  seinerzeit  die  Zahl  der  Verbrechen  nach  Ver^ 
besserung  der  Arbeiterwohnungen  um  die  Hälfte  zurückge- 
gangen sei^ 

Eine  Übersicht  über  die,  wie  gesagt,  sehr  weitschichtige 
Litterat ur  der  Wohnuiigtifrage  hier  zu  geben,  liegt  übrigens 
um  so  weniger  in  meiner  Absicht,  als  ich  auf  sin,  soweit  sie 
den  bcüoiidereü  Tiiiikt  der  socialeren  AusgestaUung  des  Miet- 
vertragsrechts anlangt,  noch  später  zurückkommen  mufs.  Wer 
freilich  aucH  nur  diesen  Teil  der  Wohnungsfrage  eindringender 
durchforschen  und  über  einschlagende  Reformvorschlflge  ein 
Urteil  sich  bilden  will,  wird  ihres  Studiums  nicht  entraten 
können;  zur  ersteren  Orientierung  verweise  ich  deshalb  auf 
die  fortlaufenden  Nachrieliten  in  der  Mainzer  „Concordia**, 
im  „socialpolitischen  Central  blatte",  den  letzten  Bericht  K.  Ol- 
donbcrgs  im  Schmollerschen  Jahrbuche  ftir  Verwaltung 
uiul  (iesetzgebuiig  1802  S.  310  ff.  und  das  Werkchen  von 
Dr.  Heinrich  A 1  b  r  e  c  h  t  „Die  Wohnungsnot  in  den  Grofs- 
stiidten";  in  dem  sieh  auf  8.  87  die  Bemerkung  findet,  dafs 
eine  zieinlieh  vollstiindige,  aber  nur  bis  1888  reichende  Littera- 
tiirzu.^aiiuuenätelluiig  von  etwa  400  Kiimmerii  in  der  behrift 
von  Muller  et  Cacheux  „Les  habitations  ouvrieres  en  tous 
pays"  (Paris  1889)  gegeben  werde.  Übrigens  findet  sich  die 
Wohnungsfrage  auch  in  den  ^Amdichen  Mitteilungen  aus  den 
Jahresberichten  der  Fabrikinspektoren*^  (zum  Beispiel  aus  dem 
Jahre  1891),  in  unseren  politischen  oder  wirtschaftlichen  Zeit- 
schriften, beispielsweise  den  „Preufsischen  Jahrbüchern'*,  den 
iiGrenzboten*')  der  ^Deutschen  Kundschau**  u.  s.  w.  immer  von 
neuem  wieder  besprochen. 

Mit  dem  Hinweise  auf  diese  Hülfscuiellen,  die  zahllosen 
Mafsnahraen  in  Gesetzen  und  Polizeiverordnungen  Im  T?i-  und 
Auslande,  insbesondere  in  GrofsbritanTii»  n,  und  auf  die  spater 
noch  näher  zu  berücksichtigenden  neusten  Plane  der  Gesetz- 
gebung des  Grofsherangtums  Hessens  und  des  Deutschen 
Reiches  auf  du-seni  Gebiete  glaube  ich  zugleich  einer  nälieren 
Darlegung  der  Keformb  e  d  ü  r  f  t  i  g  k  e  i t  unserer  Mietwohnungs- 


'  Marx,  Kapit«!  T,  S.  r>4B  Anm.  115  führt  ans  cmor  englischen 
Sdirift:  Laing,  National  Dusties^s  1844  S.  150  folgende  fcjtelle  au: 
^Kirgend  wo  smd  so  offen  und  ao  echsmlc^  die  Rechte  der  Person  dem 
Bechte  des  Eigentums  geopfert  worden,  als  in  den  Wohnungsverhält- 
niH^en  der  arV)pitciiden  Klassen.  Jedo  ^ro^c^  Stsidt  5st  oinr  Stiitr«'  des 
Men^bcjiopfi'm,  ein  Altar^  worauf  l  ausende  jährlich  dem  Moloch  der 
Habsucht  geschlachtet  werden.**  —  T.  A.  Hoher  s.  s.  O.  S.  SO:  ^Die 
Wohnungttfnige  ist  eine  Kernfrage  der  ganaeu sog.  socialen  Frage, 
Im  Goten  wie  im  Scblinimen." 
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verliältni{>se  meinerseits  überhoben  zu  sein  und  überlasse 
sie  dem  Volkswirtschafder  Yom  Fach,  da  ich  selber  die  ein- 
schlagenden Fragen  doch  wesentlich  nur  vom  juristischen 
Stanopunkte  beurteilen  möchte  und  beurteilen  daif«  Ich  will 
hier  deshalb  auch  nur  noch  oincs,  übrigens  von  Terschiedenen 
'  Seiten,  zum  Beisj)iel  von  V.  A.  H  u  b  e  r  *  bereits  gewürdigten 
und  zugleicli  widerlegten  Einwandes  gedenken,  dem  man  auch 
sonst  bei  den  Verbesserungsbestrcbunp^en  bezüglich  der  Lage 
der  unbemittelten  Klassen  häiiH^  begegnet.  Es  ist  die  an  sich 
unbestreitbare  Hehauptiing.  dafs  der  „süindard  nf  liiV"  bri 
diesen  sieh,  selbst  j;e^enüber  erst  jüngst  verHesscncn  Zeiten, 
wuöcntlich  erhuiu  habe;  so  im  allgemeinen  aiuh  in  den  Woli- 
nungsgelegenheiten.  —  Allerdings  „im  allgunieinen",  das  beifst 
soweit  nicht  der  durch  die  Überiüllung  unserer  grölseren  Städte 
hervoigerufene  Gegendnu^  zur  Ausnutaung  selbst  des 
elendesten  Gelasses  gezwungen  hat.  Und  dann  hat  man 
noch,  um  eine  Parallele  zu  ziehen,  zu  erwägen,  dala  man  doch 
auch  jetzt  dem  Geringen  nicht  mehr  zumutet,  ^Eichehn  zu 
essen,"  obwohl  es  vielleicht  in  altergrauester  Zeit  vom  ganzen 
Volke  geschah;  und  wenn  die  Ansprüche  selbst  unserer  Groft« 
Väter  noch  unendlich  viel  bescheidener  bei  der  Wohnungswabl 
waren,  als  jetzt.  —  sie  mufsten  es.  zum  Teil  wenijXHtens, 
sein,  weil  nur  (he  neuere  Kohlenheizung  die  jetzi;^^«'!!  bolien, 
licliten  Käunie  im  Winter  zu  durchwUi*men  vermag  I  —  so  if*t 
eben  mit  der  Stcigornnü-  der  Wohlhftbigkeit  bei  den  teureren 
Wohnungen,  einem  ii.inu  liehen  Zuge  nach  Relativität  in  einer 
gesunden  Volkswirtschaft  folgend,  die  Anforderung  an  die 
billigeren  auch  gewachsen  und  darf  nicht,  soll  nicht  noch 
ärgere  Erbitterung  entstehen,  als  deshalb  schon  vorhanden  ist^ 
mit  solch  „geschichtlichen**  Vergleichen  unterdrückt  werden, 
von  denen  niemand  satt  und  warm  wirdi  Es  darf  das  auf 
dem  Gebiete  des  Wohnungswesens  um  so  weniger  geschehen, 
als  unser  Gewissen,  sozusagen,  in  s an i tftts polizeilicher  Hin- 
sicht jetzt  weit  geschürfter  ist^  und  nicht  duldet^  dafs  der 
Arme  Einflüssen  hülflos  preisgegeben  wird,  die  man  klar  ab 
gefährliche  erkrumf  hat. 

Dies  fuhrt  iinrli  wieder  darauf,  dafs  bei  der  Wohnungs- 
frage ganz  besonders  der  innige  Zusammenhang  des  Alltremein- 
webls  mit  der  Fürsorge  für  das  der  Kinzehien  und  d;i>  oil«  ui- 
bebe  Interesse  an  ihrer  aller  Wohlfahrt  deutlich  erkennbar  i^^t. 
Mit  Recht  haben  gerade  die  Engländer  diesen  sanitlltspolizei- 
liehen  GesichU]>unkt,  wie  aus  den  ausführlichen  Darlegungen 
Kuprechts  a.a.O.  deutlich  sich  ergiebt,  seit  ihrem  ersten 
Gesetze  von  1855,  the  Nuisances  Removal  and  Diseases  Pre- 

^  Dr.  Leu t hold  in  den  Veröffentlichungen  des  Vetetits  Ülr 
Sociftlpolitik,  Bd.  SO  S.  5. 


Digitized  by  Google 


XII  3. 


55 


vention  Act  (18.  19  Vict.  c.  121)  und  damit  also  aucli  den 
anm  i  ttelbaren  Schutz  der  Oesellschaft  gegen  die  Folgen 
des  Wohnunprselendes,  gegen  ansteckende  Krankheiten  und 
Seuchefi,  lt'iiiz  besonders  ins  Auge  gefafst.  Es  ergiebt  sich 
eben  bei  genauerer  Betrachtung,  dafs  scharfe  Mal'sregelu  zu 
Gunsten  der  Anneren,  also  des  gröi'seren  Teiles  am  Volks- 
korper,  aueh  unmittelbar  nur  zum  T\'olilo  des  (ianzen  bei- 
tragen, in  ihnen  tiUo  ein  gutes  Stück  wohlverstandenen  Egois- 
mus der  Bessergestellten  gefördert  wird.  Das  um  so  mehr, 
da,  wie  aus  der  Kalles cHen  Mitteilung  sich  schliefeeii  läfst, 
dieser  Schutz  der  Gesellschaft  gegen  verwahrloste  Mitglieder 
durch  Wohnungsreformen  eine  vollständige  Parallele  der  Wir- 
kungen sogar  auf  sittlichem  Gebiete  aufweist.  Und  endlich^ 
nicht  nur  das  g  r o  i's  Allgemeinwohl  kommt  in  Betracht, 
sondern  man  wird  auch  mit  Bücher  in  dessen  oben  angege- 
benem vortrefriiehem  Werke  (S.  344)  gewif»  anerkennen  wollen, 
flnls  der  Scliutz  des  kleineren  Kreises  der  Familie 
^h'ieher  ^^'eise  Malsregeln  gegen  ungesunde  oder  unbrauch- 
bare Wohnungen  fordert,  da  das  als  ^liett  r  naeh  Civilrecht 
allein  in  Betracht  zu  ziehende  Famiiienhau|it  seine  Ange- 
hörigen absii  lttlich  oder  aus  Gleichgültigkeit  dem  Verderben 
in  solchen  preisgeben  kann,  ohne  dafs  diese  etwas  dagegen  zu 
thnn  verm(>chten|  weil  dem  vom  Vater  geschlossenen  „Ver^ 
trage**  genttgt  ist.  Auch  hier  zeigt  sich  im  Systeme  der  unbe- 
diogten  Vertragsireiheit  ein  bedenklicher  Punkt,  der  bei  den 
späteren  Vorschlägen  im  14  noch  besonderer  Berücksichtigung 
bedarf.  Es  erinnert  mich  das  au  einen  anderen  Fall,  wo  unser 
individualistisch  zugespitztes  Recht,  —  im  Gegensatze  zu  den 
sogenannten  Exemtionsgesetzen  beispielsweise  von  Jowa  und 
Westvirginien,  — die  Familie  schutzlos  hüst  gegen  PfVmflungcn 
unentbehrlichen  Haus-  und  Wirtsehaftsg^erüts.  wenn  der  „Ki^en- 
tlinier'',  der  Familienvater  sich  nicht  dage^'  H  rührt;  liier  ge- 
bührte zweifellos  der  Frau  das  entsprechende  Beseliwcrde- 
recht!  —  Was  aber  nochmals  zum  Sehlusse  jenen  mehr  dok- 
trinllreu  Einwand  anlangt,  dafs  sich  un.sere  VVohnungsverhUlt- 
nisse  selbst  fui*  die  ärmeren  Volksschichten  doch  gegen  früher 
erheblich  verbessert  hätten,  und  weitere  Reformen  deshalb 
unnötig  wären,  so  genttgt  es  wohl,  den  Bericht  im  November- 
hefte 1892  der  .Prenfsischen  Jahrbttcher*  oder  den  der  Fabrik- 
inspektoren a.  a.  O.  S.  117,  249  und  305  namhaft  zu  machen, 
oder  auch  nur  einen  einzigen  Polizeibericht  ttber  deutsche 
^^^)hnung8verhältnisse^  den  der  Bürgermeisterei  Worms  von 
IÖ91  hier  anzuftlhren,  um  ihn  verstummen  zu  maelu  n.  Er 
lautet  nach  Mitteibnvj:  des  „SocialpMlirlsehen  Centralblattes" 
1892  S.  221:  „Unter  Hcrflcksichri-  uii^-  <b'.s  Uni.standes,  dafs 
vierzehn  Prozent  albr  Wohnungen  als  feucht  und  un- 
gesund erniituh  und  vier  Prozent  derselben  als  im 
hohen  Mafse  libertullt  erscheinen,  mufs  mau  zu  dem 
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Schlüsse  kommen,  dafs  gesetzliche  Mafsnahmen  unbedingt 
botcn  orsciivineD,  um  hier  Abhülfe  zu  schafiFen.*^  —  «Es  darf 
wohl  kein  Anstand  genommen  werden  auszusprechen,  dafs  in 
keiner  Form  der  Wucher  ilie  N'  tlnjre  seiner  Opfer  so  scho- 
nungslos ausbeutet,  als  dw  Wohnuugswucher."  * 

Und  (\f\he\  koII  ps  zweifelhaft  sein,  ol»  der  tinaiiziellen 
Verwei-tung  solcher  \\  olinräume  der  Gesetzgeber  aus  der  Er- 
wägung heraus,  dafs  nuiu  früher  niögliclior  Weise  sich  ullcr- 
seits  bei  der  Benutzung  noch  schlimmerer  beruhigt  habe,  kalt- 
blütig und  nachsichtig  zusehen  solle?!  — 

Will  man  nun  wissen,  welche  Handhaben  das  jetzige  Recht 
zur  Bekftmpfung  dieses  Mtfsstandes  auf  civilrechtlichem 
biete  zui'  Ver^l^ng  gestellt  hat,  ich  komme  mit  dieser 
IVage  auf  den  Ausgangspunkt  dieses  Paragraphen  zurück»  — 
so  wird  man  sich  zunächst  dessen  Vorschriften  selbst  ver- 
gegenwärtigen haben,  soweit  sie  das  Kecht  des  Mieters  au3 
Mflngeln  einer  Wohnung  zum  Gegenstande  halien  Mit  er- 
schreckender Deutlichkeit  sind  sie  in  einem  «lurch  Seufferts 
Archiv  (VA.  39  No.  297)  verf^ffentlicliten  Urteile  des  Oberlandes- 
gerichts zu  Hanilnii'^  zum  Aiv-  Ii  uck  i^ekommen,  —  also  gerade 
in  der  Stadt,  die  jetzt  so  r>ch\ver  unter  der  VernachlUssigung 
des  Wohnung.^wesens  der  ärmeren  Klassen  zu  büisen  gehabt 
hat.  Ich  entnehme  dem  Urteile  folgende  Sätze.  Der  Richter 
hat  „die  Verhältnisse  des  Lebens  und  Verkehrs  und  die  Th  a  t- 
Sache  zu  berücksichtigen,  dafs  zahlreiche  Wohn uuge  n, 
in  welchen  gesundheitsschädliche  Einflüsse  sich 
geltend  machen,  und  welche  vom  ärztlichen  Standpunkte 
aus  besser  nicht  als  Wohnungen  Terwertet  wttrden,  gleichwohl 
dazu  dienen  und  einen  Gegenstand  d  es  Mietrerk  ehrs 
bilden,  welchem  der  rechtliche  Schutz  nicht  zu 
versagen  ist."  —  ^Wenn  —  der  Mieter  <  ij^<°  Sache  mietet, 
welche  von  vorneht  nMn  mit  erkennbaren  l  •  l  lern  behaftet 
war.  sn  hat  er  sicli  das  sellist  zuzuschreiben  und  kann  nicht 
die  Lieteruni:  einer  fehlerlosen  Sache  beanspruchen:  —  dabei 
kann  es  auch  keinen  Unterschied  machen,  ob  der  Mu  t<*r  den 
Fehler  zur  Zeil  des  Vertragsabschlusses  wirklich  gekannt  hat, 
oder  ob  er  nur  Gelegenheit  hatte,  bei  ordnungsmäfsiger 
Prüfung  den  Fehler  zu  erkennen,  denn  es  ist  mit  Treu 
und  Glauben  nicht  vereinbar,  dafs  der  Mieter  itnbe- 


'  Ifh  vri  we'-io  atu  li  lun  U  auf  i  ml^i  lui«  ii .  «iure  ii  die  Zfitiiijg»-ii 
weiter  verbrt'it»'t«'n  liericht  eines  Hunibiirg«  r  Stjultniissiouftrs:.  der  i»irh 
um  die  WohiJiinjr>^verliSltTii^-se  der  jetzt  .«o  *<hwer  georüften  Stjidt 
Hambnri]:  eiiige!:. ml  1>.  kfiiiiiiK^rt  hat.  Er  ?-a^  wörtlich :  „Mnn  -rh*  h 
uur  die  sog.  , Hi u t e r k e  1  i e r '  in  mauelieu  Strafdeu  eiuuiai  au !  iu 
total  dank^m  Räume,  ein  Dotzend  Sttüfim  abwirts  —  mid  dmm  ««o 
Oeroach  fa-^t  ganz  nntor  dor  Erde!  An  den  Winden  dickt"^  Ei»!  Eltt 
polchi  r  Flvrk  l'nb',  d«u  kein  Sonnenstrahl  treffen  kaniit 
kostet  120  Mark  Miete  jährlich:- 
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kümmert  um  die  crkemibaro  Beschaffenheit  des  gemietetan 
Ot^genätandes  den  Vertrag  eingeht  und  hinterher  sich  von  dem- 
selben lossagen  will,  weil  er  auf  Grund  einer  erst  nachträglich 
angfötellten  Prüfung  den  Fehler  der  Sache  entdeckt  hnt." 

Dafs  diese  Entscheidung  (bis  auf  einen  Punkt,  der  doch 
zweifeUiaft  sein  kann,  TilCmlich  die  Prüfnngspflicht)  dem  jetzt 
in  den  meisten  Kiiltnrst.-iaten  nialsgebendeii  licclite  (oder  doch 
wenigstenb  seiner  gängigen  Auffassung)  (^iitüprieht ,  wird  zu- 
gegeben werden  müssen,  obgleich  das  unbefangene  Rechts- 
gcfUbl  wohl  fragen  dürfte,  weshalb  denn  nicht  zwischen  Miete 
einer  beweglichen  Sache  und  einer  Wohnung,  die  das  Wohl- 
befinden des  Mieters  and  seiner  Familie  anf  längere  Zeit 
hinaus  bedinge ,  unterschieden  werde;  weshalb  nicht  ebenso 
zwischen  einzelnen  Fehlern  und  gänzlicher  Unbrauchbarkeit 
wegen  Ge.>undheitBgefkhrlichkeit;  weshalb  dem  Mieter  eine 
solch  ängstliche  Beachtung  loyaler  Vertragserfüllung  zugemutet 
werde,  wo  sein  Gegner  sich  nicht  scheut,  Geld  für  eine  Woh- 
nnng  zu  ff»rdern,  die  „besser"  nielit  vorraietet  wird.  Die  Be- 
unruhigung' des  Rechtsgefiihles  durch  einr  solclie  Anwendung 
der  Gesetze,  das  Zittern  und  Schwanken  dieser  Mar^^netnadol, 
im  Bilde  ge^iprocheu.  sollte  immer  zeigen,  dafs  in  Wahrheit, 
trotz  aller  j  uri  s  iise  h en  Grunde,  eine  Störung  des  Rechts 
^UltüuldetI 

Ob  man  freilich  für  diese  „gemeine  Meinung"  das  rö- 
mische Reeht  selbst  oder  auch  nur  die  Ansicht  von  Wind- 
scheid,  die  ja,  wie  man  scherzend  sagt,  fast  Gesetzeskraft 
bei  uns  hat,  anführen  darf,  ist  so  zweifelhaft,  dafs  ich  gleich 
näher  darauf  zurückkommen  mufs.  Die  Rechts  sprechung 
der  gemeinrechtlichen  Bezirke  steht  dagegen,  wie  eben  schon 
im  allgemeinen  bemerkt  ist,  unbestreitbar  auf  dem  Stand- 
punkte des  Hamburger  Urteils  —  so  fest,  glaube  ich,  dafs 
selbst  der  Nadiwris  eine«  falschen  Ausgangspunktes  ihrer 
Auffassung  kaum  b'TÜckbirlitigt  würde  M,  So  sagt  auch  das 
Reich.sgericlit  in  einem  Urteile  in  Seufferts  Archiv,  Bd.  36 
Jir.  115:  „Der  Mieter,  welcher  mit  Kenntnis  der  fehler- 
haften Eigenschaften  des  Mietgegenstimdes  den  Mietvertrag 
abgeschlossen  —  habe,  verzichte  dadurch  auf  die  Geltend- 
machung der  ihm  durch  jene  Müngel  dem  Vermieter  gegen- 
über erwachsenen  Rechte*,  und  citiert  dazu,  wie  Weiske 
a.  a.  O.,  fr.  19,  §  6  de  damno  infecto  und  fr.  48,  §  4  de 
aediL  edict.,  obwohl  beide  Stellen  nicht  von  der  Miete 
sprechen,  und  die  sog.  Hdilitischen  Rechtsmittel  fiir  diese 
nicht  gelten.   Auch  die  ^Begründungen**  zum  Entwürfe  eines 


'  Sentt^  rts  Arcli.  Bil.  X\  I,  Nr.  214  u.  E.  (Kassel):  M.  XXXV, 
Nr.  21  (ob.  rster  (i«!ri(lit.shof  für  Hayorn):  Sintenis,  Gem.  Civilrorht 
1847  Bil.  II,  S.  666;  Weiskos  Hechtpl.xikon  ]{.!.  VII,  S.  764; 
R.  V.  Jheriug  in  seineu  Jalirbucberu  für  Dogm.  IV,  S.  14. 
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ß.G.B.  Bd.  11,  8.  377  bestätigen  das  als  8atz  des  gemetnen 

Rechts.  Und  in  der  That,  er  erscheint  mir  als  eine  unver- 
Tneidliche  Folge  der  rücksichtslosen  Vertrag'j^freiheit ,  auc  li  »o 
ein  „apex  juri<'*  \  wenn  man  sie  daliiii  überschätzt,  dais  -^ie 
andere,  niclif  linwielitigero  Grundsätze  unseres  Vertaragsrechia 
bis  zur  Unwirksamkeit  unterflnt<  k«'n  darf. 

Jener  Satz  ist  dann  ferner  ;iui  Ii  für  die  übrigen  l{ecliL>- 
gebiete  Deut»clilands  als  in  Geliung  anzuerkeaneu ;  wegeu 
des  preufsischeu  Rechts  verweise  ich  auf  £ccia8  a.a.O. 
Bd.  t  S.  5U;  Dernburg,  Pr.  Privatrecht  H  §  168  Anm.23; 
BegranduDgen  des  B.  G.  B.  a.  a.  O. ;  auf  das  österreichische 
Gesetabuch  II,  17  §  922 u.  928;  wegen  des  bayeri.schen 
Rechts  auf  Arnold,  Mietwesen  nach  dem  bayerischen  Land- 
rechte,  IV.  Aufl.  1892,  S.  57,  der  hier  eine  ähnlich  scharfe 
Ansicht,  wie  das  Hamburger  Urteil,  vertritt  und  8.  24  sogar 
sagt,  es  stehe  beim  Abschlüsse  des  Mietvertrages  den  Be- 
teiligten frei,  „zu  bestimmen,  was  sie  wollen,  mögen  es  auch 
die  sonderbarsten,  fiir  den  einen  oder  anderen  Teil  lästigsten 
Bedingungen  sein;  mir  Vereinbarungen  gegen  Gesetz  und 
gute  8itte  dürfen  nicht  getrutl'en  werden  — Ferner  beziehe 
ich  mich  auf  A.  W  engl  er,  Mietvertrag  nach  Kgl.  säch- 
sischem Rechte  1882,  der  sich  8.  59,  60,  185,  insbesondere 
Anm.  6,  mit  grö&ter  Entschiedenheit  fttr  obigen  Sata  aus- 
spricht; sogar  im  Sinne  des  Hambniger  Urteils^  wonach  also 
auch  das  Kennenmttssen  dem  Mieter  verhängnisvoll  wer- 
den kann.  Auch  Wengler  lehrt  (S.  85)  ausdrücklich,  dafs 
der  Vermieter  zu  eignen  Gunsten  die  weitgehendsten  Be- 
schränkungen der  gesetzlichen  Befugnisse  des  Abmieters  in 
den  Vertrag  aufnehmen  dürfe,  obgleich  er  selbst  von  den 
bekannten  Übertreibungen  in  Herlin,  den  sog.  ..Mausefalltii- 
verträgen**  J<agt .  es  bedürfe  keiner  näheren  Darle^^-ung,  dals 
solche  1  »estinnnungen .  „RigoiosUiiten**,  für  kleinere  Verhält- 
nisse und  kleine  Städte  „unanwendbar"  seien,  t^bcr  da* 
französische  Recht  giebt  Zacli.ii  iä,  Handbuch  des  fran- 
zösischen Civilrechts  Bd.  II  (1880,  7.  Aufl.,  besorgt  vom 
Reichsgerichtsrate  Dreye rj,  ^  366  Anm.  4  Auskunft:  ,,Hat 


nicht  mehr.  ~~  Der  Kenntnis  steht  aber  die  Notorietät  gleich.  — 

Für  notorische  Fehler  und  solche,  welche  sich  aus  der  Natur 
von  selbst  ergeben,  haftet  der  Vermieter  —  nicht"  u.s.  w.  Und 
dies  alles,  obwohl  im  Code  civil  nicht  nur  Art*  1720  vorschreibt: 

„Le  bailleur  est  tenu  de  d<^livrer  la  chose  en  bon  ^tat 
de  reparation  de  tonte  espece",  sondern  Art.  1721:  „D  [le 
bailleur I  est  du  garantie  au  ]»reneur  pour  tous  les  vices 
ou  d<^fauts  de  la  chose  louee  qui  en  empechent  l'usage,  quand 


•S.  das  Citat  im  §  7  zu  Anfang. 


haftet  der  Vermieter 
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mSme  Ic  bailleur  ne  les  aurait  pan  connus  lors  du  bail**  (wo« 
TO  noch  S  1719  Nr.  2  zu  vergleichen  ist)  Bestimmungen, 
die  gleicherweise  das  A. L. R.  I,  21  §  272  und  das  Kgl. 
ftiiJchsische  Gesetzbuch  §  1221  Nr.  1  aufgenommen  haben; 
ebenso  Art,  1577  des  Codice  civile  de!  rf^p:no  d'Italia  von 
18^5,  der  tolgendermafsen  lautet:  „11  conduttore  fl(^bl)'es;8ore 
LTriruntito  per  tiitti  f|U('i  vizi  <;  ditetti  della  cosa  locata  che  ne 
iiiijx'discono  l'u.so,  «[nantunque  [obsthon]  non  tbssero  noti  al 
lK'at<ire  al  tempo  della  locazionc".  In  Geinilfsheit  des 
.S  c  h  w  t  i  z  e  r  Obiigationenrechts  endlich  hafu  t ,  nach  lle  u- 
berger  (Sachmiete  nach  dem  Schweiser  Obligationenrechte 
1889  S.  50,  51),  der  Vermieter  nicht  für  Mängel,  welche  der 
Mieter  eur  Zeit  des  AbBchluases  kannte  oder  bei  Anwendung 
gewöhnlicher  Aufmerksamkeit  kennen  mufste,  es  sei  denn  in 
letEterem  Falle,  dafs  jener  deren  Abwesenheit  zugesichert 
hfttte.  Diese  Ausschliel'sung  einer  Gewährleistnngspflicht  des 
Vermieters  könne,  meint  Heu  berger,  zu  grofsen  Härten 
fuhren.  Als  Beleg  d'ifiir  braucht  man  allerdinirs  mir  di<'  von 
Bücher  (a.  a.  O.  S,  350)  nachdrücklich  gerügte  Ansicht  von 
Janggen  in  des  letzteren  „Darstellung  und  Kritik  des 
Schweizer  Obligationenrechts**  anzufüiireu,  wonach  bei  Mängeln, 
rlie  den  besser  gestellten  Mieter  zur  Auflösung  des  Vertrages 
berechtigen,  ,.stilUcliweigendc  Übereinkunft"  anzunehmen  sei, 
sobald  sie  arme  Leute  treffen,  Wie  sich  dieser  Satz  erklärt, 
soll  im  folgenden  Paragraphen  dargethan  werden, 

Fortsetzung.  —  Insbesondere  der  stillschweigende  Verlieht 

anf  Mäugel  der  Mietwohnnng. 

Diese  ebenerwiümte  „stillschweigende  Übereinkunft",  solch 
ohne  Worte  ausgedrückte  Verpflichtung  des  Mieters» 
gewisse  Mängel  d(M'  gemieteten  Wohnung  niclit  geltend  raachen 
zu  wollen,  steht  der  ausdrrieklich  übernommenen  an 
rechtlicher  Wirkung  gleich.  Vur  dem  Gesetze  ist  e»  einerlei, 
ob  jemand  mit  ausdrücklicher  oder  stillschweigender  Gut- 
heifsong,  d.h.  mit  Verzicht  auf  die  ihm  an  sich  zu  gewähr- 
leistende Brauchbarkeit  des  Mietgegenstandes,  eine  unbrauch- 
bare Wohnung  mietet  Soll  derartigen  Mietverträgen  also 
ein  Riegel  vorgeschoben  werden,  so  ist  der  Verzicht  unter 
beiderlei  Gestalt  für  ungültig  zu  erklären. 

Trotz  dieser  juristischen  Gleichheit  ist  der  stillschweigende 
Verzicht  dem  Mieter  gefährlicher,  und  das  um  so  Tiifhr,  da 
er  praktisch  wichtig^^r  ist.    Darüber  hier  imch  einige  Worte. 

Man  mufs  sich  folgende,  freilieh  (^twas  sehwierige  Unter- 
schiede klar  machen,  die  vielfach  in  Theorie  und  Praxis  nicht 
ihre  genügende  Würdigung  linden,  nämlich,   dafs  sich  ein 
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Verzicht  des  ^lietcrs  in  dieser  RiclituDg  auf  bekannte  mnl 
unbtikaiuite  Mänp^el,  offensichtliche  uiid  uiiolt«  n- 
sichtliche  beziehen  kann.  Das  «ind  vöHi^^  %'<^rseliiedr'ne 
Begriffe;  jedes  Gesetz  ist  daher  bchr  sorgtiilti*:  darauf  zu 
prüfen,  wichen  unter  ihnen  es  im  Auge  hat,  äoU  man  nicht 
2U  Bchreienden  Ungerechtigkeiten  in  der  Rechtaprechimg 
kommen. 

Ob  Mängel  , bekannt*'  sind,  ist  lediglich  aus  der  Per- 
son des  Mieters  zu  bestimmen.  Es  kann  ein  offensichtlicher 
•Hangel  einem  Unerfahrenen,  Blinden  oder  räumlich  Abwcsen* 

den,  der  z.  B.  nach  einem  Baurisse  eine  Wohnung  nuetote, 
unbekannt  geblieben  ,  ein  nichtoffensichtliclior  durch  Anzeige 
des  Vermieters  oder  durch  einen  son-stigeii,  vielleicht  nur  zu* 
fälligen  Uni>t;nid  dem  Mieter  bekannt  geworden  s«  in.  Kr- 
fordert  ein  Oesetz,  dafs  gewisse  Mängel,  um  reilitlich 
flufs  auf  den  Sachverhalt  zu  gewinnen,  dem  jNIioter  bekannt 
seien,  so  ist  ein  blofscs  Kennen  ni  üsscn  nicht  ausreichend 
und  kann  immer  nur  soweit  in  Frage  konunen,  sAs  es  sich 
um  den  Nachweis  des  meist  allerdings  nur  mittelbar  zu 
erweisenden  Kennens  handelt  £s  mofs  dann  aber  doch  das 
erwiesene  Kennenmttssen  bei  solcher  gesetzlichen  Anforderung 
oder  Voraussetzung,  die  auf  wirkliches  Kennen  gelit,  den 
Kichter  zu  dem  endlichen  Schlüsse  zwingen,  da  Ts  über  das 
Kennenmüssen  hinaus  auch  das  Kennen  thatsächlich  vorhan- 
den war.  Es  ist  dabei  denn  auch  einerlei,  ob  das  Übersehen 
der  Mängel  vielleicht  sogar  grobfrdirl.'issig  war;  nur  soweit 
das  den  öchluis  auf  wirkliches  Kennen  erlaubt,  ist  es  be- 
achtlich. 

Anders  liegt  die  Sarlie,  wenn  das  Gesetz,  was  keines- 
weg.^  iiiinier  der  Fall  ist  (6.  u.),  auch  au  „offensichtliche'^ 
Mängel  gewisse  Rechtswirkungen,  oder  Kechtsverwirkungeu 
kann  ich  gleichsam  sagen,  knüpfen  will.  £s  firligt  sich  dann 
zunächst,  ob  damit  gemeint  sei :  für  jedermann  erkennbar  — 
ftir  den  Durchschnittsmenschen,  der  seine  Augen  aufmacht—, 
oder  nur  für  einen  Sachkundigen,  oder  etwa  gar  auf  Grund 
einer  eingehenden  Untersuchung,  wie  sie  beispielsweise  im 
Handelsgesetzbuche  (Art.  347)  vom  KUufer  zugesandter  Ware 
erwartet  wird.  Je  nachdem  tritt  dann  die  betreffende  Recht*- 
wirkung  auch  gegen  d«*n  jMi»'trr  ein,  der  den  Mangel  that- 
sachlich  nicht  gekannt  und  diireli  Unterlassen  der  Prüfung 
ilm  kennen  zu  lernen  vermit  ilen  hat. 

Es  ist  nun  ohne  weiteres  klar,  dafs  sieh  jcinand  der 
Rechte  aus  bekannten  oder  unbekannten  Miingeln  (wo 
die  „offensichtlichen"  für  ihn  also  möglicherweise  in  die  Reihe 
der  ersten  oder  der  zweiten  fallen)  durch  ausdrücklichen  Ver- 
zieht  begeben  kann.  Dagegen  kann  er  stillschweigend 
durch  Unterlassung  eines  Vorbehalts,  einer  Rüge  z.  B.  — 
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begri ffäiu  i  fs I  «^'i  aar  auf  bekannte  Mängel  yerzichten* 
Es  ist  hier  also  der  Umstand  von  Bedeutung,  dafs  dtis  Kennen- 
mü8»eo  dem  Kennen  nicht  gleichsteht  (und  höchstens  beim 
Beweise  des  Kennens,  wie  eben  gesagt ,  in  Betracht  kommen 
kann). 

Soweit  ;il)or  offensichtliche  jMän;Lj;el  dem  ^lietor  an^'-e- 
rrfhnot  wi^nl.'ii  (  „})rii judizieren"),  kommt  ein  Vorzieht  seiner- 
flcils  üborhau|tt  niclit  iit  Frage;  die  Sache  stellt  sich  dann  viel- 
mehr timsr^'kelirt  «u,  dafs  der  Mieter  sich  ein  Recht  aus  solch 
üft'ensiciiLitclieiu  Mangel  nur  durch  ausdrucklichen 
Vorbehalt  wahren,  bezw.  erwerben  kann.  Sonst  ist  es  eben 
«verwirkt*.  Vor  Feststellung  einer  solchen  Verwirkung 
ist  dann  aber  genau  zu  |irttfen,  in  welcher  der  eben  an* 
gegebenen  drei  Richtungen  das  betreffende  Gesetz  den  Be- 

Slff  der  ,Offensichtlichkeit'*  sich  gedacht  hat  und  au%efafst 
ben  will,  e.  B.  ob,  wie  das  angegebene  Hamburger  Urteil 
annimmt,  es  gemeinrechtlich  eine  Untersuchungspflicht  giebt, 
oder  wie  die  Schweizer  Vorschrift  zu  vorstchen  ist,  die  von 
Mängeln  spricht,  welche  bei  „Anwendun«:;  /^M  wülmlicher  Auf- 
merksamkeit" zu  entdecken  wären.  Mit  anderen  Worten,  ob 
als  ofFensichtlifh  nur  die  ])ei  thatsiichlich  geschehener 
Bi'siclitif^^un»!^  orkonnharen  —  und  zwar  dem  Laien  oder  dem 
»Sachveratäiuli^cii  erkennbaren  —  Milngel  gelten  sollen,  oder 
auch  die,  welche  sich  bei  einer  nur  möglichen,  aber 
i^ar  nicht  vorgenommenen  Prüfung  flQr  den  einen  oder  den 
uderen  ergeben  hätten.  In  beiden  Richtungen  wird  man  dann 
auch  TOD  einem  „Kennen müssen**  des  Mieters  sprechen  und 
sprechen  dürfen,  und  nur  zu  beachten  haben,  dafs  das  „Mllssen** 
je  nach  dem  einen  oder  anderen  Falle  sehr  Yerschieden  Inhalt^ 
lieh  zu  beurteilen  ist 

Ein  stillschweigender  Verzicht  —  das  wiederhole  ich  — 
kann  sich  \m  Oeji^onsatze  hierzu  immer  nur  auf  die  donn 
Mieter  wirklich  bekannten  Mffngel  beziehen.  Trotzdem 
erwächst  hier  am  dem  Beweisverfahren,  wo  aus  dem  regel- 
mäfsig  nur  naehweis}>aren  KcnnenmUssen  die  Kenntnis  selbst 
abgeleitet  werden  soll,  leicht  eine  grofse  Gefahr  für  den 
Mieter.  Die  Rechtshandhabung  darf  es  unbedingt  mit  diesem 
Schlüsse  nicht  allzu  leicht  nehmen,  und  hat  der  thatsttchlichen 
Lige,  in  der  der  betreffende  Mieter  sich  befand,  soigftltrg 
Redmung  zu  tragen*  Denn  die  Not  greift  blindlings  zu; 
der  Unerfiüirene  und  Befangene  sieht  nicht,  was  dem  ge- 
wiegten Geschliftsmanne  oder  gar  dem  Kenner  ins  Au^e  fällt. 
Es  gilt  nicht  allein,  sich  in  die  Auffassung  und  die  beschränkte 
Gedankenwelt  der  kleinen  Leute,  also  der  Mehrzahl  aller 
Mieter,  hineinzuversetzen,  sondern  auch  zu  beachten,  dal's  in 

1  V<r<:;I  Laiiront,  Principes  de  droit  civil,  3.  Aufl.,  Bd.  25 
116;  Bd.  26      19  u.  67.. 
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vielen  Fällen  die  Gt  sundheitsgeilLbrlichkeit  einer  Wohnnog, 
zunal  fikr  den  Ungebildeten,  aufserordentlich  schwer  zu  er- 
kennen ist.  Di'iin  auf  falirlässiges  Nichtoehen  kommt  es  hier^ 
wie  oben  bemerkt,  Uberall  nicht  an. 

Aus  der  blofsen  Thatsaclie  dos  Kennens  folgt 
aber  — -  das  ist  weiter  zu  beachten  —  noch  ke  i  n  we  *f 
ein  stillschweigender  Verzicht  auf  die  Rechte,  die 
aus  den  betreffenden  (gekannten)  Umständen  etwa  crwach>en. 
Hier  ist  der  zweite  Punkt  —  auf  ihn  bezieht  sich  die  obige 
Aulseruii^  Büehers  — ,  wo  in  der  Praxis  nicht  genug  vor 
allzu  rascher  Schlufsfolgerung  gewarnt  werden  kann.  Und 
zwar  um  bo  eindringlicher,  je  verlockender  es  ist,  auf  solch 
kurzem  Wege  viel  Weitläuftigkeiten  und  Mühsal  im  Prozesse 
abzuschneiden,  und  dabei  noch  als  theoretischer  Sttltzpunkt 
und  Entschuldigungsgrund  die  grundsätzliche  Zulassung  form- 
loser und  willkürlicher  Vertragsbestimmungen  angerufen  wer- 
den darf^  Mit  Kecht  formuliert  daher  Eccius  a,  a.  O. 
Bd.  T,  8.  511  den  betreffenden  l^xditssatz  dahin:  „Ein  still- 
schweigender Verzicht  kann  in  der  unbedingten  AmiMlnne 
der  Sache  gefunden  werden,  wenn  erhellt,  dafs  sie  geschehen 
ist.  obschon  d(M'  Annehmende  <len  Fehler  bemerkt  hat;"  und 
unter  Billigung  von  Dreyer  (a.  a.  ().  in  Zach  a  r  i  ii  s  llaud- 
biiche)  ilufsert  sich  auch  Laurent  a.  a.  0.  dahin,  es  sei 
Tliatfra^e,  ob  die  blofse  Kenntnis  des  Mieters  den  Gewfibni- 
anspruch  ausschliefse;  ein  Verzicht  werde  nicht  vermutet;  und 
Dreyer  fügt  hinzu,  Mieter  könne  auch  unterstellt  haben, 
dafs  der  Vennieter  dem  Fehler  abhelfe»  —  oder  auch,  meine 
ich,  dafs  der  Fehler  auf  zufäll i^^^en^  vorübergehenden  Umstftn* 
den  beruhe  u.  s.  w.  (z.  B.  feuchte  Wand  nach  einem  auf- 
fallend nassen  Sommer).  Es  kommt  hier  eben  all' s  auf  die 
Lage  des  einzelnen  Falles  an.  Bei  diesem  im  Mietwesen 
Molil  besonders  wichtigen  Punkt  ^^:^un  man  sich  die  theo- 
reti.-(  Ii  zwar  wertlose,  praktisch  aber  desto  brauchbarer»', 
goldene  Ixe^^el  des  A.  L.  R.  Einl.  105,  es  werde  nicht  ver- 
mutet, dafs  jemand  sieh  seiner  Keclite  habe  begeben  wollen, 
nielit  genug  vor  Augen  halten!  Man  nimmt  daher  bei^pi«*i^- 
weise  bei  einem,  für  den  ^lieter  übrigens  besonders  wichtigen 
Punkte  mit  Kecht  an,  dafs,  wer  in  der  Wohnung  zerbrochene 
Fenster ,  wankende  Öfen,  zerrissene  Tapeten  vorfindet,  auch 
ohne  bcNBonderen  Vorbehalt  die  Abstellung  solcher  Mängel,  die 
ordnungsmäfsige  Herstellung  vorhandener  Einrichtungen  er- 
warten und  verlangen  darf,  obwohl  ihm  im  übrigen  ein  still* 
schweigender  Verzicht  auf  die  Mängel  der  Wohnung,  etwa 
deren  feucht-ungesunde  Bauart,  entgegengehalten  werden  kann. 


'  Auf  den  Wert  von  Form  Vorschriften  für  Willen«orklnrunKen  in 
soklu-m  Falle  macht  auch  R.  v.  J bering,  G*  d.  r.  B,  II,  477  «af- 
merksam. 
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Es  int  daher  nur  zu  billigen«  daCs  Dr.  O.  Baehr  in  seinem 
bekannten  Gegenentwurte  zum  B.G.B.  S  477  eine  ent- 
sprechende Pflicht  des  Vermieters  ausdrücklich  neben  die 
sonstigen  stellt,  und  wegen 'des  Begriffes  „orduung^smäfsiger 
Zustinrl''  auf  die  Ortssitte  verweist.  Ohne  solcli  ausdrück- 
liche Vorschrift,  die  zwischen  Mangelhaftigkeit  und  Verwahr- 
losung unterscheidet,  mul  die  im  p^emeinen  Keciite  allerdings 
wohl  enthalten  ist,  aln*r  nicht  ^^eniigend  betont  wird^,  gelangt 
man  leiclit  zudem  irrigen  Satze  Janggcn.s,  der  oben  gerügt 
ist  und  wirft  den  Unistand,  dafs  der  Mi«'t(3r  eine  mangelhafte, 
7..  ]\.  eine  ungesund»'  Wohnung  gemi<*tet  liabe,  mit  dem 
darin  noch  nicht  entiialtenen  Verzicht  auf  deren  ord- 
nung^mäfsige  Herstellung  zusammen.  Sehr  deutlich  kommt 
dieser  Unterschied  im  französischen  Rechte  zur  Cteltni^.  Es 
TerpAichtet  nttmlich  Art  1720  des  Code  civil^  wie  oben  schon 
ang^hrt  ist,  den  Vermieter,  die  Mietsache  ,,en  hon  4tat  de 
r^paration  de  tout  espece",  in  „Bau  und  Besserung" 
etwa,  zu  überliefern,  und  macht  ilin  daneben  im  Art.  1721 
f{\r  alle  Mängel  haftbar.  Ebenso  sagt  Baehr  (a.  a«  O,  8.  101) 
erliiuternd  zu  seinem  S  477:  „Der  Vennieter  vermietet  die 
AN'nhiHing  so  wie  sie  ist.  Bessere  Einrichtungen  braucht 
er  für  den  Älieter  nicht  zu  schaftV-n.  Wtdd  aber  geh^irt  es 
sich,  dafs  die  vorhandenen  Hinrichtungen  ordnungs- 
mäfsig  hergestellt  werden"  u.  s.  w.  Weiter  gehört  hierher 
die  treft'liche  Bemerkung  Laurents,  der,  wie  oben  ange- 
deutet, diesen  „Verzichten"  überhaupt  nicht  sehr  geneigt  ist 
Er  sagt  a.  a.  O.  Bd.  25  Nr.  108:  „On  n'^outeiait  donc  pas 
le  baillettr  s'il  prötendait  qu'il  a  louö  la  chose  dans  l'^tat  o& 
eile  se  trouvait  lorsque  le  preneur  Ta  vue,  et  que  celui-«i 
n'ayant  fait  aucune  roserve  est  cens^  avoir  louä  la  chose  teile 
au'elle  4tait.  Le  preneur  repondrait  qu'il  n'est  pas  tenu  de 
mire  des  r^serves  pour  stiputer  un  droit  qu'il  tient  de  la  loi 
et  de  la  nature  du  contrat;  c'est  k  celui  qui  veut  se  sous- 
traire  h  ime  charge  rrsultant  de  la  nature  du  bail  a  faire  des 
röserves,  et  il  reste  tenu  par  cela  seul  (\\u-  les  parties  n'ont 
pas  deroge  au  droit  comniun."    Man  bemesse  also  nicht,  statt 


»  In  der  Wind  seh  cid  seil. -11  Darstellung  Ui.  :i.  O.  §  4OO  Nr.  1) 
nuifjtte  man  si«*  in  dfii  Worten  Hnd<'n :  „Der  Vermieter  niufs  dein  Mieter 
den  Gebrauch  der  veunieteteii  Sache  mit  ihren  Zubehöruugeu  ge- 
währen," K-  „liat'tpt  der  Vennieter,  —  wenn  er  den  Fehler  —  ver- 
*rhA\i<7:tMi  hat:  ferner,  wenn  er  die  Abwesenheit  desselben  —  still- 
schweigend zugesHfft  liat.'"  Da«  römische  Ilccht  selbst  spricht  sieh 
hier  deutlicher  aus.  Man  vergl.  im  fr.  19  §  2  loc.  XIX,  2  aie  Worte: 
—  ^iastencta  ftinibus:  si  minus,  dominum  instrnere  ea  debere;  sed 
et  ]irelum  vitiatum  dominum  reficere  de})ore, —  Haec  omnia  sie  sunt 
accipienda,  uisi  si  quid  aliud  specialitcr  actum  sit^  Es  bezieht 
tkk  diese  Stelle  offenbar  auch  auf  die  Pflichten  des  Termieten  bei 
Ob  ergäbe  der  Mietsache,  nicht  nur  auf  deren  Erhaltung  in  bianch- 
banmi  Zustande. 
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auf  die  gesetzlicli<'  Pflicht  des  Vermieters  sa  sehen,  die  Sache 
in  gut'  in  Zustande  zu  übergeben ,  da.s  Recht  des  Mieters 
hienuif  nach  seinen  v^ernmtlichon  ^Ansprüchen"  auf  die  An 
der  Inst^indsetziinp:  und  versündige  sich  nicht  gegen  <K<'  'ihm- 
hin  schon  gedrikkte  Lage  des  Armen  nach  dem  leider  im 
Leben  so  oft  wahr  gewordenen  Satze:  ^.Wer  da  hat,  dem 
wird  gegeben  werden;  von  dem  aber,  der  nicht  hat,  winl 
auch  das  genommen  werden,  das  er  hat  (Evaug.  Luca  \'j 
Vers  26). 

Dafs  hiernach  der  unmittelbar  in  die  Hand  des  Richters 
gelegte,  seiner  PflichterftUiung  anvertraute  Schutz  des  wirt- 
schafdich  Schwachen  viel  zur  Förderung  wahrer  Gerechtig- 
keit beizutragen  vermag ,  brauche  ich  also  wohl  nicht  mehr 

besonders  zu  betonen. 

Ich  bemerke  dagegen  noch  folgendes.  Jene  etwas  spitzi- 
gen Unterscheidungen,  die  man  kaum  anders  als  durch  selbsi- 
hinzugefügte  praktische  Bei.sjiiele  sich  wird  vprd«utlii-hfin 
können,  sind  nicht  nur  für  die  Kcchtshandhabuiig  (lurciiaus 
unerlälsru-h,  buiideni  auch  notwendig,  um  sich  den  Umfang 
der  Rechte  des  Mieters  ganz  klar  vor  Augen  halten  zu 
können;  und  das  um  so  mehr,  als  die  Juristische  Theorie  liier 
meines  \A'issens  nicht  das  Kotige  bislang  an  die  Haud  ge- 
geben hat  So  sind  auch  die  „Begründungen**  zu  dem  Ent^ 
würfe  eines  B.G.B.,  wie  sich  sogleich  zeigen  soll,  m*  £, 
tlber  diese  Punkte  keineswegs  klar.  Die  praktischen  Folgon 
davon  sieht  man  aber  an  dem  schon  Öfter  genannten  Htm« 
burger  Urteile,  in  dem  plötzlich  sogar  eine  Untersuchung«- 
pflicht  des  Mieters  auftaucht.  Denn  es  soll  nicht  allein  dar- 
auf ankommen,  ob  der  Mieter  die  Fehler  wirklich  kannte. 
^nTulern  sogar  auf  den  Unistand,  ob  er  Gelegenheit  nicht  nur 
zur  Besichtigung,  sondern  selbst  zu  „  o  r d  n  u  n  g  s  m ii  I  s  i ger 
Prüfung"  hatte!  Das  gemeine  Keclit  versagt  aber  nur  — 
wie  ich  hier  das  Folgende  zusammenfassend  im  voraus  be- 
merken will  —  die  Berih  ksichtiguug  der  dem  ^licter  be- 
kannt gewordenen  Fehler  mid  derjenigen,  die  auch  ihm  bei 
meiner  thatsächlich  vorgenommenen  Besichtigung  als  bekannt 
geworden  angesehen  werden  dürfen  (und  soweit  ein  Versieht 
darauf  nach  Lage  der  Sache  anzunehmen  ist). 

Nachzutragen  wäre  hier  wohl  noch  die  Feststellung,  dais 
die  Haftung  des  Vermieters  sich  nur  auf  die  zur  Zeit  dei 
Abschlusses  der  Miete  vorhandenen  Fehler  bezieht;  mithin 
auch  die  Auseinandersetzungen  über  Verzichte  (und  Vor- 
behalte) seitens  des  Mieters  diesen  Augenblick  betreffen.  Eine 
n  a  c  h  t  r  ii  gliche  Billigung  der  fehlerhaften  Leistung  (aiis- 
gedprocln-ner  oder  sonst  crkeimhar  gewordener  \  erziciit), 
z.  B.  bei  Übernahme  und  Beziehen  der  Wohnung  oder  aueh 
noch  später,  ist  daneben  selbstredend  möglich  und  zu  berütk- 
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öichtic^en  ^ ;  eine  bewundere  Untersch(;idung  dieser  Fälle  scheint 
mir  iu)  d[iä  folgende  aber  uicht  geboten  zu  sein. 

Ich  gehe  nunmehr  dazu  über,  die  soeben  gewonnenen 
Ergebnifise  auf  das  gemeine  Reont  (nach  der  hemehenden 
PnunsX  die  Vonehul^  des  .Dresdener  Entwurfes  eines 
deutschen  OUigationenrechts"  (186d)  and  die  Entwürfe 
eines  B.G.B,  für  Deutschland  ansuwenden^  un  die  be- 
trf'f^Vrulo  Rechtslage  nach  jedem  derselben  yeranschaoiichen 
zu  können. 

Den  hier  einschlagenden  Gnindsfitz  des  gemeinen 
Rechts  habe  ich  soeben  sehoii  zum  Ausdruck  gebracht; 
keinent'ailti  darf  dem  Mieter  eine  Uaterüuchungspnicht  za- 
gemutet  werden,  so  dafs  er  z.  B.  eine  Reise  darum  zu  machen 
h&tte.  Man  yei^leiche  Sintenis  a.  a.  0«  und  die  Worte 
des  Reichsgerichts  in  dem  Urteile  bei  Seuffert,  Arch. 
Bd.  36  No.  115;  auch  die  Begründungen  zum  B.G.B.  IL  Bd. 
S.  377.  Soll  der  Beweis  des  Kennens  durdi  Darlegung  des 
Kennenmüs.sens  erbracht  werden,  so  kommt  es  also  auch  hier 
w'wht  auf  eine  mögliche,  —  schuldhaft  oder  fahrlilssig  oder 
aus  einem  beliebigen  Grunde  verabsäumte  Prüfung,  —  sondern 
nur  auf  eine  wirklich  geschehene  Untersuchung  an.  Der  Satz 
dcä  ädilitischeu  Ediktes  (Fr.  14,  §  10  h.  t.   „morbus,  qui 


Ignorarepotuit*)  ist  eben  nicht  aiu  den  Mieterwerb  ttber- 
tragen  (BV.  63  h.  t.) 

Ganz  auf  demselben  Standpunkte  beruht  die  vom  „Dres- 
dener Entwürfe"  in  Aussicht  genommene  Vorschrift.  Art  545 
huitet:  „Leidet  die  vermietete  Sache  an  einem  zur  Zeit  der 
8chiieföung  des  Vertrages  dem  Mieter  unbekannt  geblie- 
benen Manircl"  u.  a.  w.  Dem  widerspricht  auch,  soviel  ich 
sehe,  die  allgcioeiue  Vorschrift  über  „Gewährleistung  wegen 
Mängel  der  Sache**  in  ArL  174  uicht,  obwohl  es  hier  heifst: 
-Für  ICttngel,  welche  der  Erwerber  sur  Zeit  der  Schliefsung 
des  Vertrages  gekannt  bat,  haftet  der  Veritufserer  nicht. 
Für  Mängel,  welche  der  Erwerber  nicht  gekannt  hat,,  aber 
bei  Anwendung  gewöhnlicher  Aufmerksamkeit  htttte  wahr- 


>  Vergl.  B.O.B.  §  386.  —  Die  Unterfaaltungspflicht  de«  Veimieten 
W  illi,  ih!  di  r  Dauer  der  Miete  bat  mit  dem  im  Texte  Qeasgten  nicht 

berührt  werden  »ollen. 

*  Ob  ich  Eccius  a.  a.  O.  Bd.  II  8.  17S  Anm.  52  fün  gemeine 
II  echt  als  Gegner  dieser  Ansicht  anzusehen  habe»  ist  mir  sweifelhaft; 
jodenfalis  vfrwpchselt  abrr  Biirckhardt  in  seiner  Beurteilung;  der 
Heuber^  er  sehen  Öchrift  (Zeitschrift  für  schweiiserRechtBd.Sl  8.  112) 
die  Beweis-  mit  der  Thatbestandslra^e,  wenn  er,  gleichfalls  fürs  ge- 
meiiH'  Rpcht,  die  G<'W.11irlfMstun^  für  1*  «'lilcr  <ieit<'iis  des  Vcrnui'tcrs  dann 
vorsagt,  wenn  sie  dem  Mieter  mir  iotblgc  grober  Fahrlässigkeit  un- 
bekannt geblieben  wären.  Quelleumärsig  läfst  sich  das  meines  Eracbtens 
nicht  recht  fertigen.  Dieselbe  Ansicht  vertritt  fibrigens  fBr  das  sicbsiflche 
Eecht  Weugler  a.  a.  O.  S.  lHr>  Anm.  ft. 

Fortohonfw»  (53)  Xll».  -  8oha«ider.  5 


Digitized  by  Google 


66 


XU  A 


nehmen  mttssen,  ohne  Unterschied,  ob  dieselben  von  einem 
jeden,  oder,  sofern  der  Erwerber  Sachkenner  iat,  von  ihm 
wahrgonomiiion  werden  mufsten,  haftet"  u.  8.  w.  Denn  der 
einkätende  Artikel  dieses  Abschnitt?«,  Art.  172,  >|iricht  nur 
von  ent^reltlichen  Veriiiifsemn^cn  von  Sach'  n,  wohin  doch 
die  ^^^)hnungsmiete  nicht  ohne  weiteres  zu  zahlen  ist*,  un<l 
ein  au.Hdrücklicher  Hinweis  aiii'  diesen  Abschnitt  bei  den  Miet- 
bestimmungen, wie  ihn  §  507  des  B.  G.  B.  hat,  fehlt  hier. 

Eine  wirkliche,  allem  Anscheine  nach  allerdings  nur  sehr 
geringfügige  Verschärfung  zu  Ungunsten  des  Mieters,  alsu 
eine  Herabininderung  der  G«währ8])flichten  des  Vermietens 
kennt  dagegen  dieser  Entwurf  des  B.G.B.  Der  nach  dem 
ebengenannten  507  fürs  Mietrecht  „entsprechend"  mafsgcb- 
liehe  §  382  lautet  in  Absatz  2:  ^ Wegen  eines  Mangels,  welcher 
dem  Erwerber  infolge  grober  Fahrlässigkeit  unbekannt 
gebh'eben  ist,  haftet  der  Vei"i)irserer"  u.  s.  w.  Da  aber  die 
„Begrini  liin^en"  hierzu  (Bd.  II,  8.  22^^))  l)emcrken,  dals  eiru* 
Vorsclii  ilt  über  eine  Unteröuchungspflicht  und  nh<^v  di»-  Folt^cn 
d<'r  Unterhissuug  solcher  Untersuchung  nicht  erforderiieU  sei  — 
es  „genüge"  §  382,  ~  so  ist  wolil  d<'r  Schlufs  bereelitigt,  daU 
die  V  e  r  a  b  s  a  u  in  u  ng  der  Untersuehung  an  und  für 
sich  keine  grobe  Fahrlässigkeit  sei,  und  diese  nur 
soweit  angenommen  werden  solle,  als  und  wieweit  solche  that- 
sftchlich  vorgenommen,  bezw.  ausgedehnt  wurde  und  dann 
grobes  Übersehen  nicht  vermied.  So  schadet,  um  ein  Beispiel 
aus  dem  Viehhandel  zu  wählen,  dem  Räufer,  der  eine  zu  er- 
werbende Milchkuh  besichtigt,  nicht  der  Umsüind,  dafs 
er  sie  auch  durch  Proberaelken  untersuchen  und  dabei  den 
Mangel  an  Milchergiebigkeit  hätte  feststellen  können.  l?>t 
diese  Auflassung  d''-^  ^  382  richtig,  so  wäre  seine,  sehr  nr 
erhebHche  Änderung  ;_retreTiflber  dem  c<'^neinen  Reeht'*  nur 
die,  dals  hier  das  „ReiinrnmUssen'*  (uacii  geschehener  h>" 
sichtigung)  dem  Kennen  gleichgestellt  ist,  während  dort  der 
Kichter  vom  .^Kennenuiüssen"  noch  zur  Feststellung  des  wirk- 
lichen Kennens  hinüberschrei Icn  mufs.  Nach  J;  582  genügt 
das  „Kennenmüssen",  also  auch  bei  thatsächlich  vorhandener 
Unbekanntschaft  (w.  in  Abs.  2  «unbekannt  geblieben*). 
Das  Beweismoment  ist  also  hier  wirklich  in  den  Thatbestand 
eingerückt';  zu  wünschen  wäre  freilich,  dafs  angesichts  aolefa 
spitzer  Unterscheidungen  die  Vorschrift  im  §  382  bestimmter 
lautete  und  vor  allem  ihre  eigentliche  Absicht  nicht  zum  Teil 
aus  den  „Begründungen**  entnommen  zu  werden  brauchte! 


•  Ecciu»  a.  a.  U.  ßd.  U  S.  174  Aimi.  00:  „In  der  Miete  liegt 
eine  zeitweise  Verftarsennig  des  Gebrauchsrechts." 

*  Einen  ähnlitlion  l'ntorsdiied  behandelt  beispicLsweis»'  Baehr 
(Jalirb.  für  Do^rmatik  11,  S.  309)  in  der  Lehre  vom  Irrtame  bei  der 
condictio  indebiti. 
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Auch  in  der  vorläufigen  Fassnng,  die  die  jetst  tagende  ssweite 
Komin ission  fUr  das  RG.B.  dem  §  507  gegeben  hat,  wird 
diese  Unklarheit  nicht  vermieden;  er  lautet:  „Ist  dem  Mieter 
Sur  Zeit  der  Schliefsung  dea  Vertrages  ein  Mangel  der  ge- 
mieteten Sache  bekannt  gcw^  si-n  oder  infolge  grober  Fahr- 
Iftssigkeit  unbekannt  geblieben    u.  s,  w. 

Die  nach  dem  crstpii  Entwurte,  wie  liPifits  bnmcrkt,  nur 
um  ein  geringes  uiiguosti^er  gemachte  8teliuii^  des  Mieters 
wird  freilich  dadurch  fast  wieder  aubgeglichen ,  dal's  nach 
ij  382  cit.  und  385  doch  die  Haftung  des  Vrrmietei*8  —  trotz 
^rMblahrlUissigeu  Nichtkeiiiiens  öeitens  des  Mieters  —  wieder 
eintritt,  „wenn  er  das  ISichtvorhandenseiu  des  Mangels  zu- 
gesichert, oder  wenn  er  denselben  gekannt  und  dem  £r^ 
Werber  verschwiegen  hat**.  Das  gemeine  Recht  bestimmt 
dies  bekanntlich  nur  bei  arglistigem  Verschweigen^  und 
dem  schliefst  sich  Dr.  O.  Baehr  a.  a.  O.  §  360,  Abs.  2  und 
§  861,  Abs.  2;  §  479,  Abs.  2  und  §  506  an.  Die  Verant- 
wortung für  das  Verschweigen  von  Fehlern  wttrde  also  zu 
Ungunsten  dos  Vermieters  durch  den  Entwurf  zum  B.G.B, 
gesteigert  seiu,  da  er  nicht  in  „böslicher  Absicht"*  gehandelt 
zu  hnbon  l)niucht;  die  „Begründungen"  zu  §  382  (Bd.  II, 
S.  22üj  ächeinen  freilich  auch  ohne  solche  hier  „Dolus"  an- 
nehmen zu  wollen.  Praktisch  erheblich  ist  dieser  Punkt  aller- 
dings überall  nicht. 

Eine  sehr  erhebliche  Verschlechterung  der  Stellung  des 
Mieters  würde  fireilich  gegenüber  dem  gemeinen  Recht  durch 
den  Entwurf  zvm  B,  G.  B.  dann  änssundunen  sein,  wenn  man 
sich  der  im  folgenden  zu  entwickelnden  Ansicht  über  den 
eigentlichen  Inhalt  des  enteren,  unseres  gemeinen  Rechts,  an- 
BcTdiefst.  Indem  ich  jetzt  zu  dieser  Erörterung  übergehe,  ver- 
folge ich  damit  zugleich  den  eigentlichen  Zweck  dieses  Ab- 
schnittes, nUmlieh  darzulegen,  welche  Mittel  <las  bisherige 
Recht  für  den  Schutz  der  „wirtschaftlich  Schwachen'*  bereits 
an  die  Uaud  giebt 

§  7. 

2.  We  auf  (Jvnn<l  dieses  Rechtsbi^staiKles  ^eo^ebeueu  Hftlt's- 
mittel:  die  Anslegang  „ex.  h9m  iide^*. 

In  erster  Linie  ist  hier  das  „Äquitätsprincip"  (Hart> 
man  ti),  die  wunderbare  Macht  der  Auslegung  ,ex  bona  fide", 
in  Betracht  zu  ziehen.  Es  war  schon  oben  Demerkt,  dafs 
unser  heutiges  Hecht  dadurch  den  Grundsatz  des  Wirtschaft* 
heben  Gleichgewichts  unter  den  Leistungen  zweier  Vertrags- 

'  Windscheid,  Pandekten,  §  400,  Text  zu  Nof.>  0. 

^  Entsch.  dea  Keichsgerichts  in  Civibacheu  Bd.  XXLII  S.  137. 

5» 
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Bchlietbenden  innerhalb  gewisser  Grensen  stt  Terwirk- 
lichen  sacht,  und  fiüher  Bowie  noch  zuletzt  angedeutet,  dafi» 
dieser  Gedanke,  recht  entschieden  erfafst,  zu  erheb- 
lichen Zweifeln  an  der  Hichtigkeit  der  jetzigen  Praxis  und 
ihrer  Annahme  tuhre^  der  Grundsatz  fl^r  allgemeinen  Ver- 
ir  ii^^sfreilieit  sei  marlitiger  al'^  jener,  ij'ür  den  Wohnun^«- 
mietvcrtrag  ist  tolgendes  zu  erwägen. 

Daijs  bei  Kenntnis  der  Mängel  der  Mieter  der  ihm  sonst 
dadurch  erwachsenen  Rechte  allgemein  und  in  dem  soeben 
angegebenen  Umfange*  verlustig  gehe,   wie  durchweg  an- 
genommen wirdy  steht  inWindscheids  Lehrbnche  znnüchst 
nicht    Es  heilst  dort  (§  400  Anm.  9):  «Kannte  der  Mieter 
den  Mangel,  so  hat  er  natOrlich  keinen  Entschädigungs* 
anspruch.*    Dazu  citiert  er  fr.  13  §  6  de  damno  inf.  89,  2, 
SIntenis  (die  obige  Stelle)  und  Mommsen  ^Erörterungen* 
II,  S.  26,  und  hätte  R.  v.  J bering  in  dessen  Jahrbüchern 
Bd.  IV,  S.  14  (über  die  ,,culpa  in  contrahendo")  noch  hinzu- 
fügen können*.  Im  Textf  aber  heifst  es :  „Jedenfalls  bekommt 
der  Vermieter,  soweit  der  Gebratudi  der  Sache  durch  Fehler 
beeinträchtigt  wird,   kein  Mietgeld."     Das  ist  selbstredend, 
wie  auch  S  inten  is  und  Mommsen  berücksichtigen,  etwas 
ganz  anderes,  als  der  Entschädigimgsanspruch   t'iir  die 
durch  Mängel  der  Wohnung  entütundenen  £lrankheiten  der 
Familie  und  des  Viehstandes,  für  Verderben  der  Möbeln,  £ur 
unnütsig  angewandte  Umsn^kosten  u.  s.  w.:  es  ist  sehr  wohl 
denkbar,  dafs  das  Qesets,  geradeso  wie  bei  der  actio  ledhiln- 
toria  im  Veigleiche  au  der  actio  emti  au&  Interesse,  die  Ent- 
schädigung versagte,  den  Mieter  aber  wegen  ermangelnder 
Gegenleistung  zur  Einbehaltung  des  Mietzinses  für  beftigt  tßt- 
klärte.   In  der  That  spricht  das  citierte  Fr.  13  nur  von  dem 
drohenden  Schaden :  „De  illo  quaeritur,  an  inquilinis  suis 
dominum  afdium  ca\^ere  possit;  et  Sabinus  ait,  inquilinis  non 
esse  (■avendum;  aut  enini  ab  initio  vitiosas  aedes  eundaxenuit, 
et  habent^  quod  sibi  imputent,  uut  in  Vitium  aedes  inciiieruiit, 
et  possunt  ex  condueto  experiri." 

Dafs  der  Mieter  einer  unbrauchbaren  Sache,  wenn  er  darum 
gewufst  hat,  infolge  eines  „ausdrü(^ichen  oder  stillschwei- 
genden Verzichtes*  Mietgeld  zahlen  mtlsse,  läfst  sich  meines 
Wissens  aber  auch  aus  keiner  Stelle  des  römischen  Rechts 


1  Zwischen  MaD<,'ol1iaftigkeit  und  YerwabrloBimg,  wie  im  §  6 
unterscheide  ich  hier  iiieht. 

2  „Das  Erfordernit?  der  Uubekauulschuft  des  Käufern  mit  dem 
Mangel  —  wird  von  Mo  dt  st  in  anadrücklich  (,ne8ci«is*)»  von  den  In- 

Btitutioncn  mittelst  der  Worte  .dfcoptuin  non  enso'  deutlii'h  hervor- 
gehobrn,  und  würde  sicli  übrigen»  nach  allj^emcinen  Gniudi^ätzcii  schon 
von  selbst  verstehen."  Dies  würde  Jhnrine:  also  auch  wohl  b«  i  dem 
Mietvertrage  annehmen «  obgleich  Kauf  und  Miete  nicht  ohne  wcitercii 
gleichzustellen  i^iud  (s.  u.).  i>ie  angedeuteten  QaelieDstellen  sind  fr,  62 
§  1  XVm,  1  und  §  5,  J.  m,  23. 
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selbst  bewffsf'Ti,  —  auch  ?Hcht  aus  fr.  48,  §  4  de  nod.  edicto, 

das  Reichägericht  dafür  verwertet,  da  dessen  Kt  gel  nicht 
uline  weiteres  auf  den  ^Ii(?tvertrag  augewaudt  werden  darf; 
man  vergleiche  diirüber  nur  den  Gegensatz  von  fr.  6  §  4  de 
acL  emti  vend.  19,  1  („quod  et  in  locatis  doliis  praestandum") 
mit  don  bereits  erwlhnten  fr.  68  de  «ed.  ediefeo  («noa  simi- 
Itter  loeattones,  vt  Tenditioiies«  fiant")^. 

Der  Schwerpunkt  der  Siwshe  liegt,  wie  ich  wiederholt 
henrorhebe,  in  der  Beantwortung  der  Frage :  ist  die  sogenaimte 
synallagmatische  Natur  des  Mietvertrages  und  das  Ge- 
wieht  der  ihn  beherr^ohenden  Billigkeit  so  grofs,  dafs  trotz 
der  Verfrair^freiheit  (und  wo  eine  Schenkungsabsicht  aua- 
gejichlo.>«i'ii  läi)  kein  Entgelt  fUr  eine  uiil)i auchbare  Miet- 
sache vom  Mieter,  der  darum  wufste,  gültig  \ersprochen  und 
von  ihm  eingeklagt  werden  kann*?  Oder  wischt  die  all- 
müchtige  Verftigungsfreiheit  der  Parteien  alleiii  ihrer 

flegenseitigen  Loyiuitftt  entsprechenden  I&uptgrnndsats  der 
Billigen  Ausgleichung  zwischen  den  beiderseitigen  Leistungen 
ans?  Das  englische  Recht  hat,  auf  dem  römischen  sich  auf« 
bauend,  die  erste  Frage  bejaht  und  damit  die  zweite  ver- 
neint; ich  koTiime  noch  näher  darauf  zurück.  Ob  das  rrnm'srhe 
Recht  selbst  schon  so  weit  gegangen  ist,  mag,  wie  icii  /uu'-fben 
will,  bezweifelt  werden.  Unser  Seereebt  (H.G.B.  Art.  1A'V\  ent- 
spricht hingegen  in  einer  wichtigen  Vorüebrift  dem  englischen 
Salle,  dessen  Ausdehnung  namhafte  Schriftsteller  bereits  ge- 
fordert haben.  Und  last  not  least,  die  Rechtssprechung  des 
Reichsgerichts  hat  bei  einer  bestimmten  Vertragsart  Gnmd- 
sätae  angestellt,  die  genau  in  derselben  Richtung  liQgen. 

Über  den  Stand  der  Sache  im  römisch«!  Recht  znnfichst 
noch  folgendes. 

Nicht  allein  hat  es  bisher  meines  Wis-^ens  keine  genügende 
Beachtung  gefunden,  dafs  dem  Mieter,  der  sich  ausdrücklich 
oder  stillschweigend  bei  ^Keniitins  der  Mängel  des  Mietgegen- 
standcü"  auf  dessen  Miete  einlüfst,  lediglich  der  Verlust  eines 
etwaigen  Schadenersatzanspruches  aus  den  römischen  Rechts- 
qnellen  nachgewiesen  weraen  kann,  sondern  es  hat  auch  die 
sTnallagmatische  Natnr  der  sweiseitigen  Vertrilge,  deren  wirt" 


'  AtkIi  die  aonstigiu  StcMfii,  die  man  hier  anzufuhrfn  pflegt, 
Bprecheu  uur  von  Schadcudersatz.  8o  ganz  ausdrucklich  uio  in 
▼origer  Amnerkun^  nseh  Jherinf^  Vorgänge  dtierCen;  ferner  fr.  84 

de  verb.  oblig.  4o,  1 ;  fr.  1,  §  1  de  act.  emti  19,  1 ;  fr.  45  de  hcred.  pet. 
5,  3  a.  K.  Soweit  ich  dl«-  Behandlung  diosor  Frage  oder,  bosscr  gosagt, 
dieses  Unterschiedes  iu  der  Litteratur  zu  übersehen  veniiag,  idt  er 
alUa  0ti«fmfitteritch  und  nicht  bis  int  einselne  hinein  erwogen. 

*  Gerade  das  rr.mirf(li<>  nt  i-ht.  zu  seiner  Ehr»  i  ges*agt,  kennt 
nocli  etwas  Besseres  als  die  starre  Rechtskonsequcu/. :  „de  bona  tide  — 
agitur,  CHI  non  congruit,  de  apicibus  juris  disputare'*  (Ulpianus, 
fi^  29  S  4  msnd.  XVII,  ly 
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schaftliche  Bedeutung  die  ältere  Lehre  so  roUkomnien 
wtlrdigte,  —  so  auch  Leibniz  nach  dem  obigen  Citate,  w^h- 
rond  jetzt  O   TTartmann'  (und  A.  Menger,  s.  u.)  »la« 
Verst^Tidnis  ilatiir  er^t  wieder  wecken  mufften.  —  f^s  hat  ilin' 
Eigenart  nach  dieser  Richtung  hin  int'ht  die  n«)tig*^  \V  unligung 
gefunden.   Man  bleibt  bei  der  Begriff^Ue-tiramung  in  Kellers 
Pandekten  ?j  243  »tehen:   ..Die  einander  entgegenstehenden 
Rechte  und  Priichten  stehen  in  einer  genauen  inneren  Ver- 
bindung zu  einander,  kreuzen,  binden  und  bedingen  einander" ; 
auch  die  Tielangerahrte  Inauguraldistertation  Ton  O.  Kar- 
Iowa  ,,De  natara  atqae  indale  üwaUdyfnaog*  bietet  nichts 
hierher  gehöriges,  nnd  in  den  manniguchen  Abhandlungen 
Ober  das  «periculam*'  bei  gegenseitigen  A^  r trägen  oder  die 
„exceptio  non  adimpleti  contractus*"  habe  ich  nichts  über 
diesen  Punkt  finden  können*.   Es  ist  das  amso  aaffiUliger, 


*  VergU  auch  Lor.  v.  Stein  a.  ».  O.  S.  47,  96  ff.  EHewr  HcIiriA- 
steiler  leitet  aus  dem  Satze,  dafs  ^nach  den  höchsten  Gesetzen  des 
wirt~<  hMftlichen  Lebens  jede  Lei«itung  ohae  Ck'^retilri^tatjg  ein  WM-r- 
gprueli  »ei  und  eine  ethische  Unfiremelt  enthalte",  den  Be^Üf  dea 
Wuchers  oder  weni^tens  dessen  ^wirteefaalilidie  Grandlwe^  ab  als 
eines  -SchuldTerspremeDs,  dem  keine  oder  keine  enteprechencle  Leistung 
des  Gläubigera  zn  Grunde"  Hege,  womit,  wenn  sie  solche«  für  p'iltif;; 
erkläre,  die  Rechtsordnung  mit  sich  selbst  in  Widersproeh  gerate;  jede 
Obligation  nifisse  eine  canssa,  eine  ^^rtsdiaftliche  Lektnn^  tls  Grand 
haben  (S.  98  u.  99X  —  Mit  diesem  Funkte  hängt  zweifelkhi  der  alte 
Streit  über  dif  Rechtscfiltigkeit  äf*9  abstrakten  VortrafTr»«  zusammen, 
d.  h.  des  von  seinem  wirtschaftlichen  Entstehungs-  oder  Beweggründe 
rechtlieh  losgelösten,  aber  deshalb  nicht  ^grandiosen"  Versprechens» 
I>;i  tT  im  römischen  Recht  unter  der  Form  der  i^tipnlatio  und  des 
Litt«'ralkontrakt8  und  im  jetzigen  gemeinen  Rechte  Gültigkeit  Unt 
QVindscheid  a.  a.  O.  §  318  Nr.  2;  B.G.B.  S  683  und  daneben  ' 
Baehrs  Gevenentwarf  §  722)  und  ähnlich  der  Zshlnng  als  endgül- 
tifXüT  <•  s  c!)  ä  f  1 1  i  eil  or  Abschlnfs  von  Re(ht.>vorliriltnij'>-»Mj  für 
iiianch«^  Falle  des  Rechtsverkehrs  (Wethsol,  Kontokarren tsaldo)  unent- 
behrlich ist,  so  läfst  sich  insoweit  die  8  t  o  i  n  sehe  Behauptung  aller- 
dings nicht  aufrecht  erhalten.  Denn  der  Mangel  eines  wirtocbaft liehen 
Grund«  -  «  iner  caussa,  wird  b»Mm  abstrakten  vertrage  vom  Rechte  so- 
lange nicht  beachtet,  als  nicht  nobnn  ?f»tn«Mn  Naclnv  t  i-se  derjetiiJ^  eines 
Irrturas  des  Versprechenden  dargethan  i>t.  Kr  »»iclit  der  Zahlnng  in- 
soferae  gleich,  als  heide  nur  darch  die  „condic  tio  indebiti*  mler  ^sine 
caussa"  angefochtcri  ^v^r^cn  können  (15. G.B.  §  6S4  Abs.  11  Ein^^m 
ähnlichen  Erwägungsgruude  —  des  „quieta  non  movere"  —  ist  Satz  2 
des  sp&ter  noch  zu  erwähnenden  §  345  de;*  Baehrschen  Gegenentwarfe« 
entsprungen.  —  Höchst  lehrreich  ist  es  nun  aber  zu  sehen,  dafs  ein 
grofses  oent-sfhes  Rechtsgebiet,  das  do<.  A.L.R..  \v'\o  schon  oben  kurz 
erwähnt  ist,  in  der  That  den  abstrakten  Vertrag  als  Regel  von  »ieh 
abweist  f'Eccius  a.  a.0.  t  S.  848)  und,  damit  gleichlaofend,  eine  weit 
leichti  rc  Anfechtung  auch  von  Zahlnngen  kennt  ^^^^  hittfiher  noch 
Dorn  bürg  a,  a.  0.  *2"»4  \r  und  (U*^  Hi^merkung  Baehrs  a.  a.  O. 
zu  ^Titel  20".  Eine  wirkliche  i*  eststellnng,  auf  welchem  Beehlsgebiete 
es  m  dieser  Hinsicht  besser  bestellt  ist,  wftrde  sd^  internstat  sein. 

*  Beispielsweise  auch  nidit  in  den  Schriften  von  Birkmever, 
die  Ex c^^pt innen  ini  bonae  fidei  judiciiim,  oder  Andr^.  dio  Einred des 
nichterfüllten  Vertrages,    Auch  Kierulffs  Darlegung  (Theorie  des 
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als  nicht  nur  die  obenangefiilirten  Gesetze  dio  Verpflichtung 
des  Vermietern  zu  vollwertiger  Leist uu^^  au  die  Spitze 
ilurer  Vorschriften  stellen,  sondern  auch  bei  den  Terachiedenen 
Schriftstellern  diese  teilweise  sehr  nachdrücklich  hervor- 
^hoben  wird.  Ich  verweise  auf  Wächter,  Arch.  f.  d.  civ. 
Praxis  Bd.  15,  S.  203,  204;  Sinteiiis,  ebenda  Bd.  10, 
S.  279,  Anm.  9;  Mommsen  a.  a.  O.  S.  28;  Laurent 
a.  a.  O.  Bd.  25,  No.  107  und  115;  Fuchs  a.  a.  O.  Bd.  34, 
S.  401  (weniger  entschieden  und  mit  Vorbehalten);  endlich 
K  f  .Uz,  Zeitschr.  für  Civilrecht  und  Prozefs,  N.  F.  Bd.  15, 
8.  359.  Auch  mit  dem  Satze  bei  Wind  scheid  (a.  a.  O. 
^321,  No.  1):  „Keine  der  vertragsschlieröenden  Parteien  kann 
Erftillung  der  G^enseite  ▼erlangen,  ohne 'ihrerseits  ihre  Ver- 
bindlichkeit erfttUt  sn  habend  ist  Ober  das  wirtschaft- 
liche Gleichgewicht  ihrer  Leistungen  nichts  gesagt.  Denn 
auch  die  Partei  ^erfüllt"  ihre  Verbindlichkeit,  welclic  ihrer 
dicht  an  Null  ^xrenzcnden,  aber  durch  gemeinsamen  Willen 
festgesetzten  Verpflichtung:  nachkommt.  Und  wenn  nun  gar 
bei  Kauf  und  ^Iict«'  d<M-  römische  Jurist  Paullus  den  Satz 
auf^spricht:  „C^uemadmu  l  un  in  emendo  et  vendendo  natura- 
liter  eoncessum  est,  quo«!  j>iuris  sit,  minoris  eniere;  quod  mi- 
uoris  öit,  pluriti  vendere,  et  ita  invicem  circumscribere,  ita 
in  locationibus  quoque  et  oondactionibas  jnris  est*  (fr.  22, 
§  3,  loa  19,  2),  so  scheint  in  der  That,  entgegen  der  voraus- 
geschickten Aufstellung,  die  nenere  Rechtslehre  dvm  römi- 
schen Rechte  vollauf  zu  entsprechen,  wenn  sie  den  alten 
Gedanken  jenes  Gleichgewichtes  völlig  beiseite  schiebt  und 
kein  Wort  darüber  mehr  verliert. 

Allein  dies  ist  eben  nur  Schein;  auch  jener  Satz  des 
Pandektenrechts  sellist  gehört  zu  den  allgemeinen,  nicht  immer 
ganz  richtigen  Regeln  im  corpus  juris.  Die  Sache  liegt  im 
römischen  Rechte  oder  doch  in  seiner  durch  Jahrhunderte 
hindurch  festgehaltenen  Handhabungsart  ganz  anders.  Das  er- 
giebt  eich  jeden&Ils  ans  dem  Rechtsinstitttte  der  sogenannten 
^laesio  enormis*,  die  auch  dem  wissenden  Geschädigten 
XU  Hülfe  kommt  (Wind scheid  a.  a.  O.  §  390,  Anm.  0) 
und  die  „eine  sehr  allgemeine  Praxis**,  wie  Windscheid 
bezeugt,  auf  alle  gegen sr»?ti<r«'Ti  VertrUg«*  von  iliror  nTiHT-bliehon 
ürsprungsstelle,  dein  KautVertrage,  aus  ausdflmt,  —  ein  Finger- 
zeig, dafs  das  gemeine  Recht  wenigstens  insoweit  gegenüber 
der  Vertragswillkiir  der  Parteien  ein  Ausgleichungsreeht  be- 
ansprucht und  damit,  wie  beispielsweise  von  Vangerow  in 
seinen  Pandekten  (3.  Bd.,  §  oll,  Anm.  unter  I  a.  E.)  aus* 

ein.  OivilrechtA  S.  24  Anin.)  bietet  nichts.    Nur  j^anz  euftVintc  Hiii- 
cutangcn  finden  sich  bei  Regelabc re er  uad  bei  Gelbke,  Arch.  f. 
c.  Pr.,  Bd.  49  8.  202  und  Bd.  59  S.  38f  nad  Goldschmidt,  Zoitsehr. 
für  Handelar.,  Bd.  15  S.  621. 
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drücklich  anerkannt  fUliUiaren  Bedttrfiiiflae  dm  prak- 

tiichen  Liebens  entgegenkommt". 

In  der  That  zeigt  sich  gerade  an  diesem,  schon  einmal 
in  §  3  von  mir  gestreiften,  eigenttimlichen  Rechtsinstitute  nicht 
allein  das  Streben  der  Rechtsordnung  nach  ausgleichender 
Gerechtigkeit  im  Vertragsrechte,  zur  Vermeidung  einer  „mani- 
ieaia  iniquitaa"  \  sondern  auch  die  Sprödigkeit  der  heute 
bemchenden  Bechtdehre  |egenflber  dem  ihm  ümewohneiiden 
grandlegenden  Gedanken  gans besonders dendich.  Wenn 
8.  B.  in  dem  jetzigen  gemeinrechtlichen  „standard-work"  von 
W  i  u  d  8  c  h  e  i  a  die  laesio  enormis  als  A  n  h  ä  n  g  s  e  1  des  Rechtes 
▼om  Kaufverträge^  behandelt  und  ihre  Ausdehnung  durch 
die  Praxis  nur  zögernd  und  als  „singulür"  in  den  Winkel 
gestellt  wird,  so  ahnt  der  Leser  schwerlich,  welche  durch- 
greifende Rechtsidee,  —  crwaelisen  aus  dem  innersten  Wesen 
des  römischen  Rechts  und  durch  die  Wirtschaftspolitik  des 
Mittelalters  neu  erstarkt  und  keineswegs  wieder  mit  ihr  ab- 
gestorben,  —  in  ihr  ond  in  der  ihr  durch  die  oonst  8  Cod. 
IV,  44,  das  GksetB  des  Diokletian  ond  Maximian  Ton 
285  n.  Chr.,  gegebenen,  allerdings  hOchat  nnToUkommenen 
Form  sich  verbirgt. 

Nur  mit  Mühe,  kann  man  sagen,  ist  es  in  Anschlufs  an 
die  ältere  Lehre,  die  oflfenbar  der  jetzigen  englisclien  nahe- 
stand (s.  u.),  einifi^en  Juristen  vor  unserer  neuesten  Zeit  ge- 
lungen, den  eigentlich  treibenden  Gedanken  der  laesio  enormis 


*  Den  Gegrensati  daiii  stellt  fr.  28  loe.  XpC,  2  dar:  .Et  ideo  i»n^ 
textn  minor  18  pensionis  loestione  facta,  si  mdlus  dolos  adversarii 

Srobsri  possit,  resdiidi  locfttio  non  potest."  —  Chambon  m.  a.  O. 
.  165. 

*  A.  n.  0.  §  8%  a.  E.  u.  Anm.  2  dort  a.  E.  Ähnlich  gtobbe, 
liaiidbiu  h  il«  s  licutsclicn  IVivatrcehtH  III,  §  185  Anni.  19.  Entscb.  d«v. 
Beich^criclits  in  Civilsachcn  X,  8.  12^:  das  ^auf  Billigkeit  beruhende 
aufserordentlicbe  Bechtsmittel'*  der  laeno  enomus.  Diese  Inre- 
fuhning  durch  unriclitige  Systematik  läfirt  steh  Sttdl  aicht  Stmi  damit 
e«t»chuldifr«Mi.  dafx  das  nnni»che  Kcolit  nur  oinon  vorfinzflten  Ansät/ 
dieser  Lohre  biete;  denn  in  unseren  l'uudekteu-Lehrbüehern  soll  docii 
eben  das  geltende  rOmische  (gemeine^  Recht  dsiqgetteUt  werden,  VBd 
in  ihm  i^t  durch  lanpynhrfge  RechtsÜDiin;,'  ein  ganz  allgemoinor 
Kechth»atz  daraus  ^ewurden.  Eine  richtige  Stellung  weist,  abgesrlion 
von  Chambon,  Oer  laesio  enormis  meines  WiMcns  nur  Schl  eppe 
(Das  r.  niiachc  Privatrecht,  3.  Aufl.  1H22  §  444),  Tb i baut  (Syst.m  <U« 
l*audekti»nn  <]its.  ^430)  und  nach  der  Anfrahc  von  StoV)bo  auch  Hev- 
Bcber  (W  üritembergiflchea  rrivatrcclit)  an,  nämlich  unter  den  ali- 
gesBcinen  Grandflitsai  desTertragt«n*ehtii:  aberaiicb  bei  diesen  Sehrift- 
•tellerii  fiml*  t  irli  kcInsAbleitungauH  (h^m  \Vcs<mi  der  ^bona  fidcs'*.  ^  AU 
einen  liauptvertrcter  der  Neneron  möchte  ich  noch  S  i  n  t  c  n  i  s  a  a.  ( ».  II. 
S.  638  Asm.  218  („ein  ho  («ingtdärcs  Uecht"),  als  eine  Frucht  die»t  r 
Biodenien  £rrungcnKc1i:ift  die  meines  Wistens  neueste  Schrift  Ober 
dics4'ii  Üegenwtand:  Sandstein,  Inangnnldissertation,  1K**7,  über  die 
laehio  inomiio  bezeichnen;  >owie  die  trübere  Üre^lauer  IHmertstion  von 
GOppert  (lf>6:t\  Osbs  snders  noch  die  Dedekindsche  von  1897. 
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festetthalten,  —  dab  die  fiigentttmliclikeit  der  ätm  Vertrag»» 
recht  beherrschenden  bona  fidee  die  Anfirechterhaltang  einee 

annähernden  Gleichgewichtos  unter  den  Leistungen  der  Parteien 
gebiete,  die  in  der  c.  2  nicht  sowohl  einen  Ausdruck  und  eine 
Anerkennung,  als  vielmehr  eine  schablonenhafte  Beschrän- 
kung fi^pfunden  habe.  Zu  den  vor  G.  Hartmann  u.  s.  w. 
aut'getrctent'ii  Verteidigern  dieser  Ansicht  zählt  vor  allem 
Chambon  in  seiner  treft'lichen  Darstellung  a.  a.  O.  S.  140  ff.; 
dann  auch  Glück  (Pandektenkommentar  Bd.  XVII,  8.  121), 
der  zugleich  in  treffender  Weise  die  Auffassung  derjenigen, 
welche  einer  .Auadehnung*  der  laeno  enoimis  yom  Kauf- 
verträge auf  dUe  aweiseitigen  Vertrige  abhold  sind,  mit  fol- 
genden Worten  kennzeichnet:  sie  leugneten  nicht,  „dafs  dem 
allgemeinen  Verkehre  die  Idee  einer  durchgängigen  Gleichheit 
als  letater  Zweck  zu  Grunde  liege  Aber  ihr  stehe  die  Idee 
der  Freiheit  zur  Seite,  auf  deren  Kosten  keine  Gleichheit  be- 
f('trdert  werden  dürfe/  In  der  That  ist  es  dieser  Gesichts- 
}Hinkt  von  jeher  gewesen,  d»  r  verbunden  mit  der  Sorge,  keine 
endlosen  Streitigkeiten  vor  Gericht  entstehen  zu  sehen,  seit 
B^gnm  der  naturrechtlichen  Lehre  gegen  den  in  der  laeno 
enormis  ausgesprochenen  ItBchturnmotats  nnablflseig^  ine  Feld 
gefklhrt,  aber  auch  immer  wieder  zurückgewiesen  ist  Eine 
eingehende  Geschichte  dieser  hin-  und  herwogenden  Meinungen 
lieferte  zweifellos  sehr  interessante  Ergebnisse  und  zeigte  ver- 
mutlich einen  vollständig  parallelen  Entwicklungsgang  zu  dem 
der  Zinsverbote  und  ZinsbeschrUnkungen  und  des  Klagbar- 
werdens von  „pactum  nudum"  (s.  o.  §  4).  So  wenig  eine 
solche  Darstellung  nun  in  diesem  Zusammenhange  versucht 
werden  durfte,  so  möchte  es  doch  angezeigt  sein,  zur  Beleuch- 


*  Sehr  scharf  bekämpft  ihn  beispielsweise  Chr.  v.  Wolff,  Jos 
IMIturao,  §ß  919,  929.  97:):  A(  In-nw.ill,  Jus  nntnrae,  Note  zu  §  249 
(JBxuiat  iu  iure  naturali  priudpium  decidendi"  u.s.  w.)  und  besonders 
Weber  in  seiner  «Lehre  von  der  natftrlidieB  Yeibindlicbkeif  8.  116: 
^Römische  Imperatoren  i^estattcteu  dieses  indes  einst  in  hoilip-r  Einfalt 
dem  Verkäufer  einer  Saciie.  Ziip»  man  nun  in  Fällen,  wo  der  wörtliche 
Gegenstand  dieses  Gesetzes  uicut  vorkömmt  [die  c.  2  spricht  nämlich 
Dur  yom  Verkaufe  eines  Grands tückesl.  da»  Naturrecht  ein  wenig 
Sil  Rate,  f^o  würile  eine  so  abpescliniackte  Vorschrift  sicher  nicht  «'\t«>u- 
■ive  zur  Anwendung  kommen,  anstatt  dafs  sie  nun  als  allgemeines 
Princip  im  Systeme  des  bfirgerlieben  Becbts  angeawmaen,  bei  sllen 
«iRTi-  Ifi^en  Verträgen  als  ein  Grund,  den  ganzen  Handel  anzufechten, 
verteidigt  und  eben  (ladnrch  eine  Rache,  die  so  sehr  relativisch  uinl  s<» 
schwierig  in  der  Auwendung  ist,  an  sich  aber  gar  keinen  Kechtsgrund 
für  sich  nst,  »n  einer  QneUe  der  kostbarsten  und  häufig  doch  vergeb- 
li(  }ien  Prozesse  f^eniacht  wird."  —  Das  Zusammenwirken  der  natur- 
rechtiicheu  Lehren  und  später  der  sog.  historischen  Kechtsschule  haben 
es  hier,  obwohl  ihnen  sonst  so  manches  Stück  des  prächtigen  „usus 
modernus  pandectarum"  zum  Opfer  fiel,  doch  nur  in  einer  Verdunklung 
der  zähe  festgehaltenen  Praxis  bei  <lerUMsio  enormis gebvicht;  sie  ist 
doch  wenigstens  bei  Üestaud  geblieben. 
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tung  der  Sache  aus  ihrer  überreichen  Lttteratiur  weaigsteiu 
einige  charakteristische  Äu&erungen  einander  gegenttbersu- 

»teilen. 

Zuvor  aber  noch  die  Bemerkung,  dals  di»*  Gesctzj^flmns: 
in  Deutschland,  wie  sich  aus  Stobbes  Angaben  ;i.  a,  <  >.  ent- 
nehmen laiöt,  der  der  enormis  teindselipren  Lehna<Mnung 
nur  langsam  getol<,^t  ist;  einige  Citate  dafiir  sind  <il>eu  seiion 
angegeben.  Anders  vrrfuhr  aber  bekanntlich  das  öster- 
reichische Ge^jctzbuch  ^  E4  lautet  sein  §  934:  „Hat  bei  zwei- 
seitig verbindlichen  Geschäften  ein  Teil  nicht  einmal  die 
Hälfte  dessen,  was  er  dem  andmn  gegeben  hat»  von  diesem 
an  dem  gemeinen  Werte  erhalten,  so  räumt  das  G^esetz  dem 
T^letBten  Teile  das  Recht  ein,  die  Aufhebung  und  die  Her- 
stellung in  den  vorig^'n  Stand  zu  fordern.  Dem  anderen  Teile 
steht  aber  bevor,  das  Geschäft  dadurch  aufrecht  zu  erhalten, 
dafs  er  den  Abgang  bis  zum  gemeinen  Werte  zu  ersetzen  be- 
reit ist.  Das  Mi fs Verhältnis  des  Wertes  wird  nach  dem  Zeit- 
punkte des  geschlfmsenen  Geschäftes  bestimmt."  Nicht  un- 
interessant ist  die  Bemerkung  des  Kommentators  von  Z  e  i  1 1  e  r 
hierzu  (Iii,  8.  144):  „Der  Grund  des  zn2:*'standenen  Kechls- 
mittf'ls  i«t  teils  der  Irrtum  und  die  Unwissenheit  des  Über- 
nehmers, der  in  die  Redlichkeit  und  Billigkeit  des  Ül)ergeber^i 
vertrauet,  teils  die  Not  oder  Zwangslage,  in  der  bald  der  eine, 
bald  der  andere  Teil  sich  befindet,  teils  endlich,  wenn  in 
einem  Staate  ein  Wuchergesetz  ttber  das  enteeltliche  Dar- 
leihen besteht,  die  Analogie  und  die  Vorsicht,  dafi  der  Wacher 
nicht  durch  andere,  keiner  Einschränkung  unterliegende,  ent- 
geltliche Verträge  bemäntelt  werde** 


»  Über  das  proufsischr  A.T^.R.  s.  Eccius  s.  a.  O.  II,  |  127  B, 
S.  84  ff.  und  etwa  auch  noch  Güppert  a.  a.  O. 

•  In  Anknüpfung  hieran  trage  ich  noch  eine  "fiist  verffcssoinf»  Be- 
hancllunp  tliesea  Grcgcnstandes  von  Gönner  in  dessen  Arcniv  für  G«*- 
Hctzgebnnr'  v.nd  Rt^form  II,  Nr.  XX  fls09)  nach.    Sic  hat  nämlich  ihr 
besouderet»  intcrtvsHC  dadurch,  dafs  sie  mit  grofscr  Sorgtalt  über  die 
Vorv6rhandlun|;en  zu  d«m  hier  einschlagcuaen  Art.  1674  u.  üg.  des 
Code  civil  berichtet,  bei  denen  Berlier  sich  avf  die  gleich  zu  er- 
wähnende Schrift  von  Thomasius  als  „im  OTn-r:if:^(^  fort  «avant  d'nn 
docteur  alicmand"  berief,  Staatsrat  Porta  Iis  dagegen  den  charak- 
teristischen Einwurf  maehte:  „Wenn  man  alle  NoIhtMen  abscbafil,  «o 
gelangt  man  allerdings  zu  einem  Frieden;  aber  zu  welchem?    Es  ist 
die  RuIk"         Todes  und  die  Stille  der  (rräber;  auf  der  «Mucn  Seite 
ungestruttc  Üutrüger,  auf  der  anderen  Schutzlose  Betrogene.  Das  grofse 
alL^meine  Interesse,  welches  zu  dem  Herzen  dringt,  ist,  verhradem, 
dafs  ein  ehrlicher  Mann  l)otro;^on  werde."    Xiipoleon  l.  .<«prach  sich 
sohliffslich   sehr  naclidrücklich  für  Beibehaltung  des  Rechtsin^titute» 
der  Iae8io  enormis  aus;  denn  seine  Auf hebung  werde  mir  zum  Vorteile 
<»iniger  ^agioteurs^  |Teretchen.  —  Gönner  selbst  erklärt,  einen  <ier- 
artipi  II  KingrifF  in  die  l'arteibi'stimmmigon  nur  im  Fidle  des  Wuchers 
billigen  zu  Ivönnen ;  l*ortal  is' Worte  aber  lesen  sich  in  der  That  wie 
die  Anpreisung  eines  „socialeren'*  Keelits! 


Digitized  by  Google 


XII  3.  75 

Den  ablehnenden  Standpunkt  der  Uberall  gefunden  wird, 
wo  eine  ge\vi88e  Butte  Behaglichkeit  auf  die  Gfestaltung  des 
Recbttverkehrs  Einflnf«  Qbt,  und  der  kaufmännische  Speku- 
lationsgeist die  Oberhand  hat^  vertritt  u.  a.  H.  Grotins  in 
seinem  Werke  „De  jure  b(  Iii  ac  pacis"  (1625)  II  c  12  §  26 
und  „Florium  sparsio  ad  jus  Justin".  S.  856.  Er  sagt  sehr 
treffend,  dafs  das  „invicem  se  circumvemre"  —  nBon  quidem 
fas  BÄse,  sed  \ta  pcrmitti,  ut  luillum  contra  proditum  sit  re- 
medium'* ;  und  zwar  geschrho  das  ]>raecidenda8  contro- 

vcrsias  infinitas  vt  ob  incerta  reruni  uretia  inter  eos ,  qui 
ooramtinom  jurlicem  noii  habent.  inexpiicabilee,  (juae  vjtari 
non  poteraiit,  si  ob  inaequali totem  a  paetis  discedere  licui.ssL't". 
Dieser  Gedankt  kehrt,  wie  bereits  gesagt,  immer  wieder,  z.  B. 
bei  Myn»iu^t*r,  Perez  u.  8.  w.,  wird  aber  auch  von  den 
Gegnern  in  seiner  Bedeutung  keineswegs  verkannt  So  a.  B« 
von  Pufendorf  in  seinem  Buche  „De  jure  naturae  et  gen- 
tium V  cap.  TU,  §  9".  Wahrend  er  nOmlich  im  §  1  den 
Grundsats  vorausschickt:  «Habent  hoc  omnes  contractus 
onerosiy  —  ut  in  Ulis  versari  debeat  aeonalitas  seu  ut  uterque 
t^mtumdem  nanciscatur*,  bezeichnet  er  aie  laesio  enonnisnur 
kU  den  positiv  rechtlichen  Ausdruck  dieses  Gedankens  und 
fugt  hinzu:  —  „et  Tiititur  ea  ]>oti'isinuim  ratione,  (\nod  nuUa 
tribunalia  sint  suti'ectura  expediendis  litibus,  si  ob  «juaincunque 
minntam  laesionem  praetor  posait  adiri.  Et  (juia  indoles  ton 
re<juirit,  ut,  qui  nolit  decipi,  oculos  aperiat".  Put'cndort 
eitiert,  waliiend  sonst  vielfach  auf  die  allgemeinen  Kedens- 
arten  Senecas  über  rreisbildung  (de  beneficiis  Vi,  15)  Be- 
zug genommen  wird,  Cicero  De  olHciis  8:  „Leges  dviles 
iniqua  tollunt,  quatemus  teneri  manu  possunt".. 

Und  wiederum  sein  Gedanke,  dals  die  inaequalitas  dem 
inneren  Wesen  des  Vertrsgsrechts  widerspreche,  tritt  in  den 
mannigfachsten  Umformungen  bei  den  sonstigen  Verteidigern 
des  Rechtsinstitutes  der  laesio  enormis  auf.  8o  bei  Voet, 
Zoesius  (1664)  und  in  den  trefflichen  Darstellungen  von 
Lfiuterbach  (Colle.gium  tlicor.  et  pract.  ad  Fand.,  zu  Bucli  18 
Titel  5  §  8:  „f^x  coramuni  aequitate  concessuni,'^  —  '"''W- 
trahentium  ex  natura  correlatorum  aequalia  esse  dcbent'*), 
Samuel  von  Oocceji  (Jus  civil«  controv.,  zu  Buch  18  Titel  5 
quaestio  II,  S.  876),  Noodt'  (Opera  omnia  IT,  8.821:  „certe 
non  ferat  bona  üdea  nimiaui  inac(jualitateni  iii  contractu")  und 
Brunnemann  (Comment  ad  Pand.  S.  486).  Dieser  föhrt 
sogar  ausdrücklich  den  Begriff  des  Synallagma  dafür  mit  den 
Worten  an:  .nec  non  in  aliis  contractibus,  in  quibus  nitro 
citroque  oUi^tio  yd  synsHagm«  est,  locum  habet  E.t  enim 
genende  remedium  ad  omnes  actus  laedentes."  Auch  Darios 

>  Dieser  sagt  i.  a.  O.  aueh  ausdrücklich :  ^Primi  modum  (sie  mihi 
▼idcttur)  ad  certam  sddaiere  Diocletiaaas  et  Mazimisiiiis.*' 
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(Institution es  jorisprud.  univ.  1740  §§  235,  484,  485)  betont 
den  Grund  des  ^pactum  bilaterale",  b^;iittgt  sieb  aber  sonst 

mii  oberflächlichen  Redensarten. 

Andererseits  ist  wieder  die  Äufserung  Hubers  in  seinen 
Praelortiones  jur.  Rom.  S.  087  bezeichnend:  „Videtur  etiam, 
quo  minus  hujus  remedii  extensio  sit  fnvorabilis,  baec  ratio 
facere,  quod  usus  1.  2  populariter  nun  magTti  fiat,  nec  riri 
prudentis,  ut  ad  eani  provocet,  esse  credatur.  Mercatores 
etiam,  si  id  agant,  deridiculo  se  nrao})ent  ipsique  nistici  ut 
ineptuiii  et  puerile,  si  quin  luyiis  beueficii  (^uerelam  ia^tituat^ 
increpant'^  — .  Endlich  ist  noch  neben  der  Auffassung  der 
anderen  Naturrechtler  die  scharfe  Abweisung  zu  erwUhneii, 
die  Thomasius  in  seiner  vieUngefilhrten  Abhandlung  ^de 
aequitate  cerebrina*^  der  consl  2  zu  Teil  werden  liels:  ^Aat 
vereor,  ne  jus  humanuni  pium  ejus  modi,  quäle  iUud  esse  con- 
tendunt,  ad  cerebrinam  solummodo  perttneat  aeouitatem.'' 

Merkwürdig  ist  es  auch,  dafs  Lassaile^  das  Wesen  der 
lacHio  enomiis  völh'g  verkennt,  wenn  er  schreibt:  „Wie  oft 
dalior  auch  Glossatoren  und  juri.sti:>chp  Schriftsteller,  die  «tkono- 
misciie  Natur  der  Sache  mifskeriiitii(i,  das  berühmte  Gesetz  — 
auch  auf  den  Käufer  ausziuiehnen  versuchten,  so  sind  doch 
die  Gesetzgebungen  durch  ihren  praktischen  Takt  stets 
davor  bewahrt  worden."  — 

Mögen  diese  sehr  abgerissenen  Bemerkungen  und  An- 
ffthrunffen  hier  ^entigen ;  trotz  ihrer  Unyollstttndigkeit  sdgea 
sie  doch  wohl,  dafs  die  Siteren  Rechtslehrer,  auch  soweit  sie 
die  laesio  enormis  als  unzweckmUfsig  bekftmpften,  klar  er> 
kannt  hatten,  dafs  in  der  bona  fides  des  Vertragsrechts  eine 
annähernde  wirtschaftliche  Gleichheit  der  Leistungen  gefordert 
wird,  und  dafs  die  Verletzung  „ultra  dimidium**  ein  Ausflufa 
dieses  Grundsatzes  oder  nur  gar  eine  schablonenmftfsige  Be- 
schränkung desselb(in  sei.  Es  hat  sich  ferner  zuglei(]i  or- 
eben,  dafs  dieau^  H^t  „bnnn  fides"  quellende  besondere  Hülfe, 
ie  durch  das  Verbot  der  laesio  enonnis  auch  dem  nv  is.se  n- 
den  Geschädigten  zu  Teil  wird,  merkwürdiger  VVeii»c  zwar 
gerade  sehr  nahe  an  diu  liier  zu  stellenden  Forderungen  für 
das  Wohnungsmictrecht  herankommt,  da  eine  unbrauchbare 
Wohnung  ja  wertlos  ist,  und  ihr  Mieter  deshalb  immer 
„ultra  dimidium*  verletzt  ist;  dafs  aber  andererseits  die 
unausgctragene  Form  dieser  Rechtsvorschrift,  —  selbst  im 
österreichischen  Qesetzbuche,  —  nicht  das  Erforderliche  leistet, 
insbesondere  mit  einer  blofsen  Auflösung  des  Vertrages  dem 
Mieter  nicht  genügend  gedient  ist.  Endlich  möchte  auch  da.s 
dargethan  sein,  dafs  die  Anwendung  des  Begriffes  der  laesio 
enormis  auf  die  Miete  einer  unbrauchbaren  Wohnung  selbst 


>  System  der  erworbenen  Rechte,  Anegabe  voa  L.  Bacher  1880, 
1,  S.  90  Aum. 
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in  einer  dietem  Rechtsinstitute  geneigten  Praxis  bei  der  Um- 
kehr der  neueren  Theorie  doch  wenig  Aussicht  auf  Erfolg 

haben  möchte,  hier  also  n}^  unzureichend  zur  Beseitigung 
der  Mifsstände  im  Woimongsmietweaen  bei  beite  gestellt 
werden  darf. 

Man  beachte  jedoch,  dafs  im  Vorhergehentit.  ii  die  laeaio 
euormiü  nur  als  eiu  eiuzeluer  Aubflufs  des  allgcmcinereu  We* 
860«  der  das  Vertragarecht  snm  erhebKchsten  Teile  beherrschen- 
den boDA  fides  behandell  ist  vmd  an  ihm  sa  zeigen  Tmacht 
werden  sollte,  wie  verkehrt  es  ist,  dals  sich  die  herrschende 
Lehre  dem  in  ihr  unbestritten  ausgeprägten  Gedanken 
eines  annähernd  festzuhaltenden  wirtschaftlichen  Gleichgewichts 
unter  Vertra^heteTli^en  so  fremfl  i^r^p^en überstellt.  Es  bleibt  also, 
—  trotz  des  bei  dieser  Untersucliuii;:;  üb^^r  eme  V^erwendbarkeit 
der  eigentlichen  laesio  enormis  beim  Wohnungsmietverträge 
zugleich  mitfestgestellten  Fehlergebnisses,  —  weiter  zu  prüfen, 
ob  der  oben  aufgestellte  Satz,  dafs  die  Vermietung  einer  un- 
branchbaren  Wohnmig  nach  richtig  ▼  erstandenem  ro- 
mischen Rechte  selbst  gegenüber  einem  wissenden  Hielsr 
nie  aom  Bezüge  des  ausgemachten  Mietzinses  berechtige,  nicht 
aufserdem  (ohne  Zohlllfenahme  der  besonderen  Regeln  der 
laesio  enormis)  aus  der  synallagmatischen  Natur  des 
Mietvertrages  selbst  abgeleitet  werfb'n  könne.  Da^  soll  hier 
im  folgenden  nunmehr  geschehen,  obwohl  im  voraus  bemerkt 
werden  kann,  daf^  auch  hier  das  Ergebnis  für  eine  prak- 
tische Anwendung  nicht  fillr  ausreichend  gehalten  werden 
kann. 

Gerade  biim  Mietverträge  liegt  ja  in  der  That  jene  Frage 
recht  nahe,  da  er  ganz  besonders  auf  das  «uti  frni  Heere* 
desMietei^  abgestdlt  ist;  die  Überlassang  einer  unbrauch- 
baren Wohnung  also  als  ein  Widerspruch  in  sich  erscheint 
Nicht  die  Sache  selbst,  wie  beim  Kaufe,  wird  überlassen,  son- 
dern Gebrauch  und  Nutzung;  zeigt  sifb.  wie  bei  der  giftiiren 
Waldweide  des  fr.  19  §  1  loc,  dafs  deren  Verwertung  nicht 
möglich  ist,  so  fällt,  ganz  abgesehen  von  irgend  welchem  Ver- 
schulden des  Vermieters,  dessen  Anspruch  uut  Mietgeld  weg. 
Denselben  Satz  spricht  fr.  33  1.  c.  mit  gröfster  Deutlichkeit 
ans ;  dergleichen  sagt  ftr  den  Fall  der  Entwehrung,  der  mir  keine 
abweichende  Behandlung  an  fordern  scheint,  fi*.  9  pr.  L  c: 
JSi  4^ais  domum  bona  fide  emtam  —  locaverit  mihi,  isc|ae 
Sit e?ietas sine  dolo  malo  culpaque*  Poroponius  ait,  nihüo- 
minus  cum  teneri  ex  conducto  ei,  qui  conduxit,  ut  et  prae- 
stetur  frui,  «juod  conduxit,  Heere."  Einen  nocii  be^soren 
Fingerzeig,  wie  unverrückt  die  römischen  Juristen  das  Grund- 
princip  des  wirtscliai  llit.  lien  (lleichgewicht^*  im  Auge  hielten, 
giebt  ihre  Entscheidung  über  den  Fall,  wo  jemand  Weinfässer 
gemietet  hatte,  die  sich  beim  EinfUllen  als  undicht  erwiesen, 
fr.  19  §  1  1.  c  bestimmt:  „Si  qnis  dolia  vitiosa  ignaraslo- 
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caverity  deinde  viimiu  effluxerit,  tenebitur  in  id,  quod  intereat, 
ii€e  ignorantia  ejus  eri  t  excusata."  Den  Grund  dieser 
Kechtoregel  wird  man  zutreffend  in  dem  Unistande  linden,  dafs, 
wie  auch  Baelir  in  seinem  „Gegencntwui-fe"'  §  350  Abs.  2S.  1 
vorschlägt,  smI*  ho  wcsnntliclien  Eigenschaften,  wie  zum  Bei- 
spiel Dichtigkeit  Ihm  Fässern,  als  stillsehweigend  zugesagt  zu 
gelten  haben.  Aun  deiartiger  stillschweigenden  Zusage,  deren 
Zulässigkeit  an  und  t'ur  sich,  je  nach  dem  einzelnen  Falle  auch 
Windscheid  (a.  a.  O.  400,  Text  vor  Anm.  9)  zugicbt,  — 
obwohl  sie  ohne  solch  näheren,  gesetzlich  bestimmten  In* 
halt  wenig  praktische  Wert  hat!  —  wird  die  Stelle,  fr*  19  §  1^ 
auch  bei  Weiske  a.  a.  O.  S.  765  erklärt.  Ähnlich  entscheidet 
sich  das  österreichische  Gesetzbach  U,  17,  §  922,  wo  es  heifst: 
-Wenn  jemand  eine  Sache  auf  eine  entgeluiche  Art  einem  an- 
deren über1iir:^t,  SO  leistet  er  Gewähr,  dafs  sie  die  aua- 
drttcklich  bedungenen  oder  gewöhnlich  dabei  Torattsgesetzten 
Eigenschaften  habe,  und  dafs  sie  der  Natur  des  Ge- 
schäftes oder  der  getroffenen  Verabredung  ge- 
rn ä  Ts  b e  n  u  t  z  t  u  n  d  V  e  r  w  e  n  d  e  t  w  e  r  d  e  n  k  r.  n  n  e."  ( Jtleii- 
bar  in  der  Überzeugung,  dafs  der  Vermieter  sich  vun  dem 
Zustande  des  Mietgegenstandes  leicht  überzeugen  könne  und 
ihn  regelmiiisig  aueli  kenne,  stellen  sieh  die  riiniisehen  Juristen 
mit  feinem  Takte  und  zur  Ausgleichung  der  ungünstigeren 
Lage  des  Mieters  entschieden  auf  dessen  Seite.  In  welch  ge- 
zwungener Weise  aber  unsere  Rechtssprechung  diese  dem 
gesunden  Rechtsgefühle,  der  Erwägung  des  fr.  45  §  1  locati: 
^^quasi  longe  sit  a  bona  fide  actum,  ut  quid  patiaris  detrimenti 
per  eam  rem,  <iuani  conduxisti,*  und  des  oben  erwähnten 
.potuit  ea  nota  habere'^  völlig  entsprechende  Regel  des  fr.  19 
§  1  cit.  weggedeutet  und  die  kluge  Fürsorge  des  römischen 
Rechts  geradezu  umgekehrt  hat.  zeigt  ein  Urteil  des  Ober- 
a])pellation8gerir}its  zu  Lübeck  l)ci  Se  uff  er  t  ( Arch.  VII,  No.  32), 
das  ich  hier  mun  ili  u  niufs,  Kläger  „hatten  einen  Boden  des 
grofscn  Speichers  der  Beklagten  gemietet  und  denselben  mit 
Waren  belegt,  als  |)lötzlich  der  Speieher  zusammenstürzte,  uiul 
sämratliche  in  demselben  gelagerten  Waaren  verloren  gingen/ 
Dab  Gericht  sagt  hierüber  unter  Bezugnahme  auf  obiges  fr.  19: 
man  kann  „in  der  Vermietung  von  Essern  gewifs  weit  eher 
das  stillschweigende  Versprechen  der  Integrität  finden,  als  in 
der  Vermietung  von  Speichern,  Die  Fässer  werden  wegen 
der  leicht  entstehenden  Undichtigkeit  vor  jedem  Gebrauche 
untersucht;  aber  nicht  die  Warenspeicher.  Sind  die  Fässer 
undicht,  so  geht  dui'ch  den  Gebrauch  alles  Eingeschüttete  so- 
fort verloren;  bei  der  Fehlerhaftigkeit  der  Speicher  wird  mau 
oft  vorher  gewarnt,  und  es  giebt  Mittel,  die  Ware  gegen  Be- 
schädigung zu  wiehern.  Da  Ii  er  liilst  sich  <Tvvarten,  dafs  der 
Vermieter  von  Fässern  mit  \'orsieht  zu  Werke  gegangen  »ein 
würde,  und  wenn  er  überhaupt  vermietet,  die  Integrität  zu 
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Teraprechen  kein  Bedenken  tragen  werde,  wUhrend  die  Über- 
tragung einer  solchen  Erwartung  auf  Speicher  keine  hinläng- 
lichen Gründe  filr  sich  hat."  ^  Und  wie  dieses,  so  entspricht 
m.  A.  n.  ebensnAveni^  das  oben  l>ert'it.s  angezogene  Urteil  de» 
Oberappellatioiisgerielitö  zu  Kassel  (►Seut'fert,  Arch.  Bd.  16 
No.  214)  wahrer  (ierechtigkcit  da  es  dem  Mieter  eines  Stalles 
für  die  bei  deb^en  Zusammenbturze  erschlagenen  Tferde  nur 
dann  SehadenBeraatz  subilligen  will,  wenn  „der  Vennieter  das 
Bangebrechen  —  und  seine  Bedeutung  ^r  die  Sicherheit  des 
Stalles  gekannt  habe,  während  dem  Kläger  eine  gleiche  Kennt- 
nis  nicht  beigewohnt  lialje."  Von  der  Entscheidung  der  c.  1 
Cod.  IV,  65,  die  doch,  da  sie  nur  vis  major  berücksichtigt, 
an  diesem  Ergebnisse  hntte  zweifelhaft  machen  können,  ist 
dabei  nicht  die  Rede-.  Und  doch  sind  diese  Urteile  von 
Noniiusen  (a.  a.  O.  II.  Hd.  1879  S.  30  Anni.  5)  mit  dem 
Grunde  gebilligt  worden,  dals  es  sieh  bei  der  Entscheidung 
Uber  die  Fässer  vermutlich  um  eine  besondere  „llandclsusance"* 


*  Es  ist  mir  geradezu  uiivurstäudlich,  wie  mau  aich  auf  dieses 
Urteil,  bei  dem  man  fast  hinter  jeden  Satz  ein  Frage*  oder  Ansraftiiigs« 
seickeB  setzen  möchtp,  überhaupt  berufen  mncr? 

*  Jene  Stelle,  eiuKeskriptuea  Kaisers  Aatouinus  aus  dem  Jahre 
218,  das  trots  ulner  ofFenMr  recht  nnglfieklidieii  Faraniiff  fftr  vAtk 
unwillkürlich  ein  Interesse  gewonnen  liiit .  weil  schon  die  Glosse  eine 
dem  Roi'hfM^rfühie  entsprechfn'!»-  und  tlcr  hier  verteldifjtiMi  Ariffuf^unf; 
nahekommende  Kechtshandhabiiiig  daruii  angeknüpft  hat,  lautet  fulgeu- 
dermafsen;  ich  teile  sie  auch  in  dieser  nicht  specifisch  juristischen  Al>- 
haiidhing  mit,  weil  sie  zuglfiili  tinen  Eiii))li(k  in  die  Sicherheit  der 
Gnindiagen  unseres  gemeinen  Hechts  gewährt:  „Dominus  horreorum 
periculum  vis  majoris  vel  efiracturam  latronum  oondttet<vi  praestare 
non  cogitur.  His  eeasantihus,  si  quid  extrinaeeas  ex  depositis  rebus 
illaeRif  horreis  periorit.  diiTTirmin  depositanim  rerum  f^Rrciri  dilxt", 
—  wenn  also  bei  Unversehrtbieiben  der  Scheuem  ein  sonstiger  bchade 
•n  den  eingebiwshten  G^enatinden  entateht.  Dfiifte  man  lesen  ^illisis  ^ 
liorrcis".  (1.  Ii.  duicli  Z  n  s  a  mm  e  n  b  ru  c  Ii  ilor  Scheuern,  so  pafste 
das  Reskript  wörtlich  auf  die  obigen  Falle.  Die  Glosse  iiat  nun  wenig- 
stens eine  Vermutung  für  die  Schuld  des  Vermieters  (und  damit 
tliatsftchlich,  wegen  der  prozessualischen  S<  li\vii  ri;^'^kcit«>n  de;«  Gegen- 
beweises, des'ifn  Ilaftinijx  aligt  -M  licn  vom  Falle  höherer  (J»  ■  tlt»  ;ius 
dieser  Stelle  abgeleitet  (Accursius  und  Baldus).  Sehr  tretieud  ist 
bier  die  an  fir.  f  §  8  de  aed.  ed.  XXI,  1  eiinnemde  Bemerkung  Lau- 
rents a.  a. O.  Bd.  25  Nr.  119:  „La  bonne  foi  M'r.xi  hit  pns  la  faute,  mais 
In  loi  en  tient  compte  «luand  il  s'agit  de  fix»  r  Ic  niotitant  des  dommages- 
interöts."  —  gewifs  eine  billigere  Behandlung;  der  Sache,  als  sie  in 
jenen  Ijrteilen  zn  Tage  tritt!  Fr.  1  J  2  a.  a.  O.  lantet:  ^Neque  enim 
mtercst  emtoriM.  cnr  fnüntnr,  irjnomnfin  vemlitoris  an  calliditatc  I  • 

'  Da  diese  dolia,  wie  Brissouius  sagt,  defodi  solita,  also  etwa 
wie  utneie  eingemanerten  Waschkessel  (i^ewesen  sein  werden,  so  ist  es 
ttic^t  sehr  wahrscheinlich,  dafs  («ich  bei  ihnen  und  gerade  allein  bei 
ihnen  ein  „  H  ji  ii  d  e  1  s  g ehr a n  »•  Ii  gebildet  habe.  —  nie  von  M  o  m  m 
sen  a.  a.  O.  für  dureiischlap;end  erkhlrte  Stelle,  fr.  C.l  3  d»'  furtis 
SIiVH,  S  könnte  dann  als  euie  bei  den  rftmischen  lurisren  nicht  durch- 
gedrungene Ansicht  (vor^rl.  fr.  G  §  4  d«-  act.  rniti  XIX,  Ii  Mi:_'t'j*ehcn 
werden.  Jedenfalls  ist  der  Grund  des  Africanus,  der  die  Haftung 
Iftr  culpa  darnach  bestimmen  will,  „quonun  canssa  oontrahatnr*',  nniu- 
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^^f'handelt  liubc ;  eine  Haftung  des  Vermietern  aucli 
garnur  bei  „dolus"  einträte. 

Beinahe  wird  man  hier  zu  dem  Spotte  verleitet,  dafs  dar- 
nach auf  fHo  Weine  mehr  Rücksicht  genommen  werden  .solle, 
als  auf  dw  Menschen  bei  der  Miete  i h r er  Wolmungsräiune! 

Ich  will  hier  nun  nicht  weiter  auf  eine  Auslegung  der 
Quellen  eingehen,  mich  auch  nicht  auf  die  Analogie  des  fr.  84 

S3  de  contr.  emtione  18, 1^  berafen;  aber  bei  solchem  Stande 
er  Sache  ist  doch  wohl  die  Frage  erlaubt»  ob  es  denn  wi^« 
lieh,  wenn  auf  der  einen  Seite  dem  um  die  Fehler  wiieenden 
Mieter  nur  der  Schadensersatz  abgesprochen  mrd,  auf 
der  anderen  Seite  der  Vermieter  ganz  unabhängig  von  seiner 
wirkliclien  Kenntnis  um  die  Sache  oder  sonstigem  Verschulden, 
zur  n  rwiihr  ihres  Genusses  in  ilir<^n  wesentlichen  Eig"eTi- 
Schäften  verjjrtiehtet  wird,  —  ob  es  wirklich,  sage  ich,  rielitig 
ist,  mit  jener  Kechtäprechung  für  das  römische  Recht  anzu- 
nehmen, dafs  trotz  Nichtleistung  des  Vermieters  diesem  das 
Mietgeld  gebühre,  weil  der  Mieter  die  Unbrauchbarkeit  des 
Mietgegenstandes  kannte. 

Ich  mdnen^ts  glaube,  aus  dem  Be^iffe  der  „bona  fides* 
diese  von  unseren  Gerichten  täglich  be|ahte  Frage  auf  das 
entMshiedenste  vemeinen  au  dürfen,  und  meine,  dabei  Wind- 
scheid wenigstens^  wenn  man  aus  seiner  sehr  vorsichtigen 
Ausdrucksweise  a.  a.  O.  Schlüsse  ziehen  darf,  ab  Bundesge- 
nossen zu  haben.  „Jedenfalls so  sagt  er  ja,  „bekommt 
der  Vennieter,  soweit  der  Gebrauch  der  Sache  durch  den 
Fehler  beeinträchtigt  wird,  kein  Mielgeld!"  Und  beim  Wissen 
des  Mieters  um  die  Mängel  zieht  er  ausdrücklich  nur  den 
Schlufö  auf  Wegfall  des  Schadensersatzes.  —  Man  sage  nur 
nicht,  der  Mieter  habe  ja  bewulster  Weise  für  nichts  sein  Gehl 
versprochen  und  habe  in  einer  „unbrauchbaren"  Wohnung 
thatsik hlicli  gehaust,  also  selbst  den  Gegenbeweis  gegen 
diese  „Unbrauchbarkeit*'  geliefert;  wie  dieser Trugschlufs  in 
der  Wirklichkeit  des  Wohnungselendes,  beispielsweise  der 
Londoner  „Slums*  sich  ausnimmt,  bei  dem  „trafSc  in  Tiee 
and  misery**,  wie  Chamberlain  a.  a.  O.  schreibt,  mag  man 
aus  der  Wohnungslitteratur,  beispielsweise  dem  „bitter  crj  of 
outcast  London"  sich  selbst  ausmalen! 

Sollte  sich  der  Mieter^  frage  ich  nochmaisi  der  ihm  durch 

treffend,  weil  Miete  und  Rauf  doch  immer  in  beider  Interesse 
abgeschlossen  werden;  und  deshalb  dürfte  diese  Entscheidung  minder 
beachtlich  und  gegen  die  hessere  Beurteilung  des  Sachywhiltaisscs  im 
ir.  19  §  1  nicht  ZU  verwerten  sein.  Doch  damit  genug  hiervon  an 

dieser  Stelle. 

*  Si  et  emtor  et  venditor  seit  furtivurn  esse,  qood  venit,  a  neu tra 

parte  obligatio  contrahitur.''  Die  Parallele  des  Vermtetens  «iBer 
unbrauchbaren  Wohnung  li<^L'f  nahe! 

'  Ich  muCs  hier  aüerdtugä  bitten,  mir  die  nähere  Bestimmung  den 
Begriffes  der  „Unlnaachbsrkät''  vorerst  sn  erlsssen.  S.  §  14  a. 
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hieben,  den  schönen  Grundztig  des  synallagmatischen  Yer^ 
träges  zerstören  dttr^an^  —  weil  er  ja  auch  sein  Geld  „ver- 
schenken" könne, —  oder  soll  das  Parteibelieben,  wo  es  sich 
beim  Mieter  offenbar,  wie  Leibniz  sn^,  um  einen  „deceptuH" 
in  irgend  »  ijn^n  Sinne  handelt,  nieht  an  dem  vernünftigen  Er- 
messen des  (ie^«*tzg('l)ens  4»c  Ii  eitern? 

Wenn  man  das»  letztere  schon  aus  drni  römischen  Rechte 
zwar  nicht  unwiderleglich  nachweisen  kann,  aber  seiner  ganzen 
Anlage  nach  memee  Eracbtens  unbedenklich  su  entnehmen 
haty  —  aU  unvereinbar  mit  dem  hoher  und  über  grensenloser 
Vertragsfreiheit  stehenden  Gedanken  der  ,bona  fides**,  die 
diese  Verträge  beherrscht,  —  so  bietet  aus  dem  heutigen  Hechte 
der  bereits  erWähnte  Art.  743  unseres  Handelsgesetzbuches^ 
das  den  withrend  der  Seep^efahr,  an  sich  nnd  naeh  allgemeinen 
RechtsgTundsät/.en  v(»llk(»nmienen  rf'rlit'^L'"'HtiLr  zugesagten  1  »erge- 
lohn  w^'L'oii  erheblichen  Übermaltes  iierabzubetzea  gestattet, 
—  jrilriitalk  ein  sehr  wichtiges  und  unzweifelhaftes  Bei- 
spiel, wie  der  Gesetzgeber,  wenn  auch  unter  besonderen  Um- 
stünden, der  aiugleichenden  Gerechtigkeit  sehr  nachdmdclich 
zum  Durchbruch  veihOflL  Es  ist  auch  schon  lAngst  in  diesem 
Sinne  ausgebeutet,  nlimlich  von  Kohler*  und  als  ^^Auslftufer 
eines  Principes,  welches  im  Civifarecht  ToUe  Anerkennung  er- 
fordert", hingestellt,  und  zwar,  wie  man  aus  den  neueren,  zur 
Z'Mt  beim  Bundesrat  eingegangenen  Oesetzesvorschlngo^i  üImt 
Erweiterung  des  W nehergesetzes  entnehmen  kann,  nu-iit  oimti 
Krfolg.  Daneben  mag  man  nieh  noeh  der  Worte  Ii.  von 
J  he  rings  erinnern-,  wo  er  im  Einklang  mit  dem  oben  aus 
seinem  „Zweck  im  Rechte"  Mitgeteilten  sich  folgendennafsen 
änfsert:  «Das  obiektiTe  Recht  setzt  der  Autonomie  der  Par- 
teien Grenzen.  Neben  solchen  Bestimmungen,  welche  sie  durch 
Vertrag  ausschliefsen  kOnnen,  giebt  es  auch  solche,  welche 
das  Recht  mit  gewissem  Vorbedachte,  um  der  Auslxuitung  der 
Abhängigkeit,  der  Notlage  der  einen  Partei  durch  die  andere, 
der  kontraktlich  en  Er pressn  n  g  könnte  man  sagen,  vor- 
zubeugen, zu  den  absoluten  Normen  des  VertraL'-<  s  «tIi  Ix  u 
hat.  steht  den  Parteien  frei,  den  Vertrag  al^/u-^thlieisen 
oder  nicht;  aber  wollen  sie  es  einmal,  so  muls  es  in  dieser 
Gestalt  geschehen.  Es  sind  dies  Bestimmungen,  welche  das 
Gesetz  sozusagen  im  oberYormundschaftlichen  Interesse 
für  den  Verkehr  erlassen  hat,  um  sich  des  Schwachen  gegen 
den  Übermilehtigen  anzunehmen."  Er  setzt  dann  noch  hinzu, 
wohin  «das  Princip  äw  mu  ingex  In-Mnkten  Vertragsfreiheit 
führe,  zeige  erschreckend  im  Eisenbahnwesen  das  Beispiel 
Englands.  — 

>  Int  25  I^arnlo  der  .,JuhrbÖcher  för  DogiuAtik^  (lä87)  8.  17  ti'. 

•  Kl.,  ii.la  Bd.  23  S.  m 

l'orsi;huii|i;«»n        XII  3.  —  Schneider.  0 
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Nach  Mitteilung  dieser  aufserordentlich  gewichtigeD  Ur^ 
teile  komme  ich  nuumehr  noch  kurz  auf  das  bereits  erwilliiite 
englische  ]\eeht,  das  eine  für  unsere  VerhiUtnissc  so  ganz  be- 
sonders lehrreiche  Entwicklung  genommen  hat,  folge  dabei 
jedoch  hnliglich  den  Worten  Gustav  H  a  r  t m  n n  n  >  \  <I.i  mir 
leider  die  (^Juellen  selbst  nicht  zu^z^anglich  sind,  und  füge  nur 
das  hinzu,  fiiiPs  ilio  StolhiiiL;  (h-r  „courts  of  o(|uit}*".  \'<>u  dtMien 
diese  Reclitisiniciuiig  ausging-  und  in  „zahllosen  FjUU  ii''  diirrli 
das  Haus  dor  Lords  bestätigt  wtird(\  keine  von  den  deutsehen 
Gerielitcn  alju «'ichende  Stelhmg  haljcn,  obwohl  sie-  urspruiii_- 
lich  gegründet  sind  „als  der  Hof  der  Kgl.  Gnade  für  das  Be- 
schfttzen  der  Armen  und  Schwachen  und  zur  Abhttlfe  der 
Unwirksamkeit  des  common  law*.  Einer  Übertragung  ihrer 
Rechtshandhabung  in  die  Kreise  unserer  Rechtspflege  wOrde 
an  sich  nichts  engegenstehon.  Hart  mann  berichtet  dar- 
über, dafs  sich  bei  jenen  Gerichten  der  von  Lord  Westbury 
formulierte  Satz  fest  eingebürgert  habe,  dafs  ein  Vertrag  ver- 
nichtet werden  könne,  wenn  die  Ungleichheit  der  beiderseiti- 
gen I^eistungcn  ^ofs  genug  rj-srhioTie,  nm  den  Schbifs  zu 
rechtlVT'tii:rn,  dafs  die  eine  i'artei  entweder  nicht  recht 
verstaniirn  habe,  was  sie  zusagte,  oder  das  Opfer  der 
überlegenen  Dureiitriebcnheit  der  anderen  Partei  gfwnrden 
sei.  Als  entscheidend  sei  tla})ei  immer  der  Umstand  der  Un- 
gleichheit der  Parteien  an  soc  laler  Stellung  oder  Intelligenz 
mitberücksichtigt.  Er  führt  (S.  216  Aimi.  67)  aus  dem  Ju- 
risten Langdell  die  Worte  an:  »The  law  has  never  in 
theory  abandoned  the  principle  Üutt  a  consideration '  must  be 
commensurate  with  the  Obligation  which  is  given  in  exchang«^ 
of  it;"  und  wenn  auch  in  den  gewöhnlichen  Fällen  das  Recht 
die  dureli  die  Parteien  im  Vertrage  selbst  gesetzte  Gleichung 
sswischen  Leistung  und  Gegenleistung  als  solche  achte,  so  aei 
doch,  wie  Langdell  sage,  „irgendwelche  Ungleichheit,  vor 
welcher  das  Gesetz  seine  Augen  nicht  verschhel'sm  könne, 
verhängnisvoll  tiii-  die  Oültigkeit  des  Versprechens".  Mit 
warmen  Lohesworten  begleitet  Hartmann  diese  von  ihm 
genau  dureiiforschte  Praxis,  deren  völli?:e  Bewährung  er  ver- 
sichert, nicht  „ohne  einige  Anwandlung  von  Beschämung" 
beim  Vergleiche  mit  der  „harten,  einem  eisernen  jua  strictum 
auneigenden  Richtung  unserer  neuesten  deutschen  Civil- 
geset^ebung*^  (S.  217).   Und  gerade  jene  betrachtet  er  ab 


»  Arch.  f.  civ.  Praxis  Bd.  77  S.  183  ff. 

*  Naeh  Sei  im,  Englische  Bechtspflege,  1886«  8.7  tindE.  Schuster* 

Englische  Reclitspflcgo,  S.  IV,  S.  3,  9,  11  u.  12.  Letzterer  bemerkt, 
daß  nach  dem  Judicial  Act  von  1873  „in  allon  nicht  besoudors  erwähnten 
Angelegenheiten  beim  Widerspruche  zwischen  den  Re^elu  de«  common 
law  mit  den  Regeln  der  oquity  ietstere  anzuwenden  ist^ 

^  Etwa:  verständig  liememener  Bewegginnd,  vollkommen  in  dem 
oben  entwickelten  Sinne. 
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die  schöne  Blüte  des  alten  Gedankens,  «dab  eine  ge- 
wisse Proportionalität  swischen  dem  Empfangenen  und  der 
go  schuldeten  G^nLeistong  ex  fide  bona  nicht  ganz  aufser 
Acbt  gelassen  werden  dürfe",  wie  er  sieh'  schon  in  der 
klassischen  römischen  Jurisprudenz  Geltung  verschafft  habe. 

Üa^  w;lrp  hiernach  also  wohl  zweifelloH,  dafs  mit  dem 
0«'«lankon  »]«•]•  bona  i\<h"^ ,  nwl  wHre  es  auch  nur  in  seiner 
wtMti-H  fuij^dischen  Auädt.'hniui^ ,  «'in  Schutz  der  wirtschaftlich 
SchvviMjhen  ^,  besonders  auch  bei  Abschliefsung  der  Wohnungs* 
mietverträge,  zu  erziele?)  ist.  Die  Ableitung  des  Satzes,  dafs 
die  Mietzinszahlung  am  Ii  für  den  w^falle,  der  wissentlich  eine 
nnbranchbare  Wohnung  gemietet  hatte,  entspräche  also,  ganz 
abgesehen  von  der  Yorher  versuchten  unmittelbaren  Dar- 
legung aus  den  Quellen,  durchaus  der  köstlichen  ,,aequitas*^  des 
römischen  Rechts.  Es  ist  das  um  so  wichtiger,  als  darnach, 
selbst  ohne Zuhttlfenahme des  besonderen  Grund- 
sataes  der  laesio  enormis,  die  gesetzliche  Feststellung 
eines  solchen  Satzes,  wie  sie  weiter  unten  vorgeschlagen  wer- 
den Holh  nicht  als  ahn-ep^i^  erscheint,  sondern  d(;n  hpst^n  Ge- 
chiukrii  des  bisli eri^xt  ii  Ivochts  entspräche  oder  (1(K'1»  nur  seine 
Wfitereiitwicklung  bedeute;  und  als  dadurch  %'on  vonilicrein 
klar  wäre,  wie  viel  von  dem  Einwände,  der  in  der  Wucher- 
frage so  viel  Unheil  anrichtet,  zu  halten  sei,  die  Vertrags- 
treue sei  unbedingt  zu  wahren:  es  giebt  eben  noch  einen 
höheren  Grundsatz  im  Rechte,  als  den  der  Vertragsfreiheit, 
die  sich  hier  in  das  Unschuldsgewand  des  Festhaltens  am 
gegebenen  Worte  zu  hüllen  versucht  —  das  ist  der  der  Ge- 
rechtigkeit, ,,Bie  steht  Uber  der  Freiheit!'' 

Ich  mufjj  es  nun  für  eine  sehr  bedeutsame  Thatsache 
halten*  dafs  das  deutsche  Reichsgericht  bei  einer  bestimmten 
Vertragsart,  bei  der  Feuerversicherung,  den  Anfang  damit 
liremnoht  hat,  die  Grundsätze  der  „bona  fides"  selbst  gegen 
den  vereinbarten  Willen  der  Beteiligten  zur  Geltung  zu 
bringen.  Das  Reichsgoricht  hat  meiner  Ansicht  nach  ganz 
unbestreitbar'  in  vielfältigen  Enscheidungen  Uber  die  bekannten 
Verwirkungsklauseln  der  Feuerversicherungsverträge 
das  Recht  des  Eingriffs  in  die  vom  Standpunkte  der  bona 
fides  unhaltbaren  Parteiabmachungen  fUr  sich  in  Anspruch 
genommen  und  gettbt   £s  hat  die  Klauseln,  soweit  sie  dem 


'  Ebemla  Bd.  73,  S.         auch  Jflhrb.  f.  Dogmat.  Bd.  22,  S.  440,  44:i 

*  Ich  möchte  noch  auf  die  Bemerkung  von  Eccius  a.  a. O.  S.  168 
S  81  a.  E.  hinweisen,  wo  er  von  der  exceptio  doli  generalis  saet,  ^daf^^ 
610  i«>dem  argH»tigen  und  gewie  Ben  losen  Ausbeuten  der  üm- 
Bt&sai'"  cntcrepf'ntrrtc. 

•  Ich  darf  bemerkeu,  dafs*  tlas  Folgende,  wegen  des  besonderen 
Interesses  dieser  Sache  für  die  VerBicherungsanstalten,  in  dem  Organe 
de*«  Vorbaiidert  öffentlicher  F(Mi«^rvorsieherungsan8talteii  (Mnnst«'r  in 
Westfalen)  auitxugsweise  veröffcntliclit  wurde  (Februar -Nummer  1893). 
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Wesen  dieses  auf  redlichem  Geschäftägebabren  beruhenrlen 
Vertrages  widersprechen,  als  nicht  vorhanden,  pro  nihilo  be- 
handelt ffr.  14  de  condit,  28,  7:  „Conditiones,  —  quas  Prae- 
tor es  i  m  p  r  0  ba  V  (' r  u  n  t,  pro  noii  >  Triptis  habentur"  !). 
Es  handelt  sich  hier  um  die  in  den  Civilentscheidungen  Bd.  1, 
a  197;  X,  8.  161 ;  XVI,  S.  121;  XVIII,  8.  144,  XIX,  8.  134; 
XXVI,  S.  64  und  XXVIII,  8.391  mitin-tviltcn  Urteile.  VnU^v 
ihn<  n  halten  allerdings  die  Entächei(iun^<;n  in  Bd.  XVIU  und 
XIX  an  dem  Standpunkte  einer  blofsen  Auslegung  des 
Vertrages  fest;  aber  schon  diese  verwirft  doch  ^eine  Berufung 
auf  die  Vertragsbestimmungy  wenn  der  Versicherungsnehmer 
darzulegen  vermag,  dafs  —  nach  den  konkreten  Verhältnissen — 
in  der  strikten  Anwendun^j:  —  eine  unbillige  Härte  Hegen 
würde/    Damit  setzt  sich  aber  meines  £rachten.^  der  Richter 
für  den  gegebenen  Fall  Uber  den  ganz  zweifellos  und  be- 
stimmt zum  Ausdruck  gekommenen  V^ertragswillen  hinweg, 
mit  fl^r  Begrfindung.  dafs  es  die  Reteiligten  für  diesen  Fall 
wohl  nicht  .so  fj^cmeint  hätten.    Weiter  ^r«'ht  hi«*rin  auch  srlum 
(his  Urteil  im  XIX.  Bande,  wo  es  heilst,  es  cnt>spraclic  einer 
ständigen  Keehtsprechnn^,   dafs   der  Versicherer  mit  einer 
den  Vertragsbctiingnngcn  entnommenen  Einrede  mrht  g«*h«irt 
werden  solle,  wenn  deren  Geltendmachung  mit  den  im  Ver- 
sicherungswesen ganz   besonders  beachtlichen  Grundsätzen 
der  Vertragstreue  und  der  Billigkeit  im  Widerspruch 
stehen  würde.    Und  keinen  Zweifel  ttber  die  Anwenduiig 
obigen  Gesichtspunktes  läfst  die  Entscheidung  des  I.  Civil« 
Senats  vom  9.  Oktober  1882  l^d.  X,  8.  158:  hier  wird  in  m 
mittelbarem  Widerspruche  mit  den  Vertragsbedingungen  nicht 
deren  objektive  Verletzung  als  mafsgeblich  erachtet,  sondern 
eine  sohlu!  nur  dann,   wenn  sie  vom  Versicherun^Knehmer 
nicht  entschuldigt  werden  könne  (also  Verschiebung  der 
Beweislast,  wenn  man  will),  und  dem  hinzugefügt:  diesen 
allgemeinen  (Jrundeiiitzen  gegenüber  hat  dif*  besondere  Klausel 
der  Police  keine  s  e  1  h  s  t  II  n  d  i  g e  Bedeutung;;"  ja  ps  wird 
ausdrücklich  (8.  160)  „dabei  noch  der  allgcmeint^  (Irund- 
satz  —  dafs  von  einer  rigoristischen  Auslegung  der  in  den 
Policen  enthaltenen  Verwirkungsklausehi  Abstand  genommen 
werden**  mttsse,  betont,  dies  also  offenbar  neben  jenen  Ge« 
Sichtspunkt  gestellt.   Auch  läfst  sich  die  daran  ai^knttpfte 
Entscheidung,  dafs  die  Vertragsbedingung,  der  Versicherungs- 
nehmer  müsse  in  bestimmten  l\äumen  das  Rauchen  unter- 
sagen, erst  dann  als  verletzt  gelten  könne,  wenn  (abgesehen 
von  Arbeitern  und  Mahlgästen)  dieser  selbst,  der  Midlt  r,  nicht 
blofs  wiodt^rholt,  soiuh^rn   „einen  längeren  Zeitraum  hindurch 
gewohuheitsmäfsig  stets  oder  doch  regelmässig  ir'^rancht*'  haL»e, 
ganz  gewifs  nicht  mehr  als  „Auslegung"   der  Paii  ib-Te- 
duiig  rechtfertigen.    Fast  macht  es  freilich  den  Eindruck,  al» 
ob  sich  das  Reichsgericht  mit  seiner  Eutscheidung  mi  vur- 
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letzten  Bande  (XXVIII,  S.  391)  auf  diesen  Standpunkt  wieder 
ztsrQeksieheii  wolle,  wenn  es  dort  heifst,  es  „darf  nicht  ttber^ 
sehen  werden,  dafs  eine  sich  streng  an  den  Wortlaut  der 
SJansel  haltende  Handhabung  derselben  gegenttber  dem  Ver- 
sicherten anter  Umständen  va  Härten  und  Unbilligkeiten 
Itihren  müfste,  welche  wed^r  als  von  dem  Versicherten,  noch 
als  von  einer  billig  denkenden  Gesellschaft  ge- 
wollt an  gesehen  werden  könnte".  Aber  wenn  hier 
auch  die  abweichonHo  ^Handliabuntr"  'ler  Klausel  als  wahre 
\Villenf<nieinTing  <l<'r  J^rteiligten  erkl.irt  wird,  so  int  doch  eben 
das  „Billigdenkt  n'*  fies  \'»'r8icherer.s  völlig  suppeditiert,  und 
jciU-iifalU  mit  dessen  Verhalten  vor  und  nach  dem  Prozesse 
im  schönsten  Widerspruche:  er  mufs  eben  nach  dem  Willen 
des  Gerichts  „billig**  gedaclit  haben  und  wird  nicht  danach 
gefragt,  ob  er  es  wirUlch  that!  Man  vergleiche  ttb^  diesen 
Gegensatz  auch  noch  die  Entscheidung  in  Band  II  Kr.  32. 
Wenn  Ulpian  im  Fr.  4  pr.  de  periculo  XVIII,  6  sagt:  „Et 
intererit,  quid  actum  sit;  ego  autem  arbitror,  si  hoc  in  oc- 
culto  sit,  debere  dici'  etc.,  so  ist  bei  jenen  Klauseln  eben 
nichts  „in  occulto** ;  wo  kein  Zweifel  übrig  ist,  kann  eine 
„Auslegung**  nicht  mehr  Platz  greifen! 

Fnif  ähnliche  Entwicklung*,  wenn  auch  ebenso  gewisser- 
malücn  mit  zaghaftem  Vorsehreiten,  scheint  mir  die  Keeht- 
sprechung  des  vormaligen  Keiehsoborliandelsp^erichts  «xenomraeu 
zu  haben;  icli  will  in  aller  Kürze  darauf  hinweisen.  In  den  Ur- 
teilen in  Bd.  n,  S.  184;  V,  S.  120  und  IX,  S.  887  der  von 
ihm  veröffentlichten  Entscheidungen  wird  zwar  auch  auf  die 
Vertrags  au  slegung  als  solche  Wert  gelegt;  immerhin 
hetfst  es  aber  schon,  dafs  eine  rigoristische  und  lediglich  an 
an  dem  Wortlaute  klebende  Auslegung  „ dem  vernttuftigen 
Willen  redlicher  Paziszenten  gleichmäTsig  widersprechen*^  wdrde. 
Das  Urteil  Bd.  XI,  S.  272  wendet  sich  sogar  in  sehr  be- 
Btimmten  Worten  dagegen,  dafs  eine  Auslegung  gegen  den 
Willen  des  Kontrahenten  platzgreife;  lehrreich  ist  es  jedoch 
7.\\  erfahren ,  ilals  die  fiiiheren  Urteile,  innbesondere  Bd.  II, 
!S.  1B4  in  diesem  Sinne  ^mifsverst^inden"  neic  n.  Das  Urteil  vom 
4  N(iv«'mber  1874  in  Bd.  XIV,  S.  481  stellt  sieh  alier  ganz 
otit-nbar  auf  einen  entgegengesetzten  »Standpunkt,  denn  die 
\\  orte,  die  sieh  S.  433  finden,  lassen  sich  m.  R.  nicht  anders 
aulhussen:  „die  Berufung  des  Beklagten  auf  die  gedachte 
Klausel  der  Bedingungen ,  welche  vernünftiger-  und 
btlHgerweise  auf  Fttile  der  vorliegenden  Art  nicnt  bezogen 
werden  darf^  widerstreitet  daher  um  so  mehr  der  bona  fides, 
alK**,  n.  s.  w,,  und  sodann :  es  „steht  der  von  dem  Beklagten 


*  Wie  das  Reichsgericht  aiid»  noch  das  O.L.Gericlit  /ti  Karlarulie 
in  r*oldschiiiidtfi  Zeitschrift  Bd.  35  8.  253  („die  bona  fides  gestattet 
nichfV 
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vorgeBchUtzten  Eiorede  die  replica  doli  generalis  entgegen^. 

^lan  vergleiche  das  zunächst  nur  in  seinem  Gegensätze  zu 
der  Feststellung,  clie  Mal  Ts*  in  (j  o  Idsc  hmi  d  ts  Zeitschrift 
Xlll,  S.  106  übr-r  den  Stnnd  der  bisherigen  Recht^5^^p^echun^5 
in  der  besonderen  Frage  tnti't,  wie  die  Verwirkii!i'_r->klausel 
bei  unterlassener  vertragsrnüfsiger  Anzeige  zti  ))<  urieilea  K>ei, 
njimlich«  ^dafs  die  Folgen  d«?r  verlet/.teri  Anzcigepflicht  un- 
abhängig aintreten  vor  |vun|  der  bona  t'ide.s  und  dem 
Verschulden  des  Versicherten,  sowie  von  jedem  ur- 
sächlichen Zusammenhang,  in  welchem  die  falsche  oder  unter- 
lassene Anzeige  mit  dem  sinfstram  steht",  —  ein  Grundsatx, 
nebenbei  bemerkt,  den  dieser  Schriftsteller  selbst  der  An- 
Wendung  einer  „zweifelhaften  Billigkeit'*  (S.  55  ebendas.)  vor- 
zieht.  Ich  möchte  noch  erwähnen,  dafs  auch  Kafsneri 
Rechts-  und  Verwaltungsgrundsätze  in  Feuerversichenmgs^ 
angelegenheiten  1885,  S.  46,  noch  ein  sonst  nicht  veröff«*nt- 
lichtos  Urteil  des  Reichsgerichts  vom  4.  Dezember  1883  mit- 
teilt, wonach  die  unverschuldete  Pflichtversäunmis  die  Ver- 
wirkuug  nicht  herbei tübren  solle,  und  dies  in  jedem  f'in- 
zelnen  Falle  zu  prüteu  sei.  Das  gK;icbe  kommt  in  einem  Ur- 
teil des  ReichsoberhandoUgericlit«^  (Bd.  IV,  S.  Ü4)  zu  klarem 
Ausdruck.  Unter  lie/-ugnahme  auf  Bd.  1,  S.  11:^  und  ii. 
S.  183  heifst  es  hier :  „Aus  der  nackten  Thatsache  allein  Uifst 
sich  in  keinem  Falle  (es  handelte  steh  um  Ablauf  der  sechs- 
monatigen Klagfrist)  unbedingt  und  ohne  weiteres  die  Aus* 
schüefsung  des  Klägers  mit  seinem  Ansnruche  auf  Entschft- 
digung  folgern.  Vielmehr  entspricht  der  präsumtiven 
Intention  der  Paziszenten,  der  Billigkeit  und  der  bona 
fides  die  Annahme,  dafs  nur  eine  verschuldete  Ver- 
sJiumung"  n.  s.  w.  Ich  N  f^weise  endlich  noch  auf  die  Urteib^ 
Bd.  VIIT.  8.  408  („unverschuldete  Versnuranng^)  und  X, 
8.  209  (hinreichende  B(!aufsichtigung  und  Sorge  für  Abstel- 
lung). Dieges  h-tztere  bezieht  sieh  auf  §  2100,  Teil  II,  Titel  8 
des  A. L. R.,  es  lieifst:  „die  Pflichten  des  Versicherers  und 
Versicherten  aus  dem  Kontrakte  bind  ha up  ts äc h Ii c  Ii  nach 
dem  Inhalte  desselben  zu  beurtheilen." 

Aus  der  Litteratur  setze  Ich  noch  eine  zwar  nnz  ge- 
legentliche»  aber  nach  dem  Gesagten  gewtfs  zutreffende  Äufse- 
rung  J  a  k  o  b  i  s  (a.  a.  0.  S.  5  Anm.  9)  hierher :  ,In  solchen  FoUen 
pflegt  der  Vergewaltigung  der  schwächeren  Partei  im  Interesse 
ausgleichender  Gerechtigkeit  entgegengetreten  zu  werden,  — 
seitens  der  Gerichtspraxis,  indem  sie  den  benachteiligtea 
Kontrahenten  bei  der  Auslegung  drückender  Bestimmungen 


'  Daneben  etwa  auch  iioih  Stobbr  a.  n.  O.  6  197  ckI^t  I>r.  Em*" 
miughauä  im  Haudwörtcrbuch  der  Staats wissonscuaftou  Iii,  S. 
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und  bei  Verteilung  der  Beweislast  zu  Hülfe  kommt'' ^  Drr 
Auf^atz  von  Kreis  aus  dem  Jalire  1880  (s.  a.  a.  0.  S.  481) 
nimmt  auf  ohi^re  Rechtssprechung  zwar  keinen  Bezuf^,  f?^^it 
aber  oftenhar  auch  davon  aus,  dafs  mit  blofsrr  „A  n  e  ^  u  n  ^" 
der  Verwirkungsklauschi  nichts  zu  mat  iien  sei ,  und  fordert 
gesetzliehe  Mafsregehi  ^<egen  den  „erfahrung^niäfsigen  Mifs- 
brauch  der  Vertr.'ig8ireih<  it''  durch  die  Versicherungsanstalten. 

Wie  sich  die  Privat-Feuerversicherungsanstalten  zu  dieser 
Himdhabung  dea  Retchögcrichts  atellen,  Iftfst  sich  aus  der  un- 
ausgesetzten und  nicht  immer  mafsvoUen  Bekämpfung  der 
Entscheidungen  dieses  Gerichtshofes  entnehmen,  wMche  sich 
in  den  letzten  Jahrgängen  des  „Vereinsblattes  für  deutsches 
Versicherungswesen"  findet,  und  spiegelt  sich  auch  wohl  zweifellos 
in  der  1886  in  Anbequenuing  an  die  reichsgesetzlichen  Grund- 
sätze vorgenommenen  Umarbeitung  der  „allgemeinen  Ver- 
siiherungshedingiingeii"  ^  widor,  da  di*«  früheren  von  1875 
gerafle  in  den  liier  in  Betracht  kommeudeu  Punkten  erheb- 
Uch  geändert  sind. 

Da  nun  meines  Wissens  jene  Eigentümlichkeit  der  Ent- 
scheidungen des  Reichsgerichts  in  der  juristischen  Litteratur 
noch  nicht  die  gebührende  Beachtung  gefunden  hat*,  so  wiU 
kh  hier  noch  mit  einigen  Worten  auf  ihre  Beurteilung  in 
jener  Zeitschrift  eingehen.  Sein  juristischer  Kritiker  hat 
längst  klar  erkannt ,  dafs  die  Rechtshandhabung  des  Reichs- 
gerichts Uber  eine  wirkliche  Vertrags auslegung  hinausgeht^ 
obwohl  sie  selbst  dies  nicht  zugestehen  mOchte;  und  nur  in- 
sofern scheint  mir  der  Kampf  dagegen  letzthin  um  so  heftiger 
geworden  zu  sein,  als  man  sich  seitens  der  Versicherungs- 
nnstalten  mehr  und  mehr  der  Tragweite  solcher  Praxis  be- 
wufst  wurde.  Ich  verweise  auf  folgende  Aufserungen,  die, 
als  Kritik  der  ljetreffend<'n  Entscheid  u!i^^«  ii  gedaclit,  der<Mi  ent- 
gegengesetzte Auffassung  zugleich  juiterkennen  lassen.  Jahr- 
gang 1886,  S.  S14:  „Jedenfalls  ist  der  Richter  nicht  berech- 
tigt, wenn  Policebedingungen  mit  klaren  Worten  die  Schuld- 
frage ausschliefsen,  dieselbe  hineinzutragen."  Ebenso  1888, 
S.  20.   Jahrgang  1887,  S.  157  meint  dagegen  wenigstens,  die 


*  ÄbnUcbes  wird  für  Mietprozesse  von  der  ilerliuer  Gcrichtspraxis 
hezeiurt  in  den  yer5ffentlichangen  des  ^Vereins  für  Socialpolitik*,  Bd.  81, 

s.  m. 

-  Uo  Idscli midts  Zeitschrift  Bd.  33  S.  55;  di<»  früheren  finden 
üich  Ud.  20  S.  '>o8.  Darüber  auch  noch  im  gedachten  Vereinsblatte 
1887  (15.  Jahrgang)  8.  52.  Man  vei^l.  daneben  die  trefflichen  Vor- 
pchläg«'  liaehrs  in  seinem  Entwürfe  euies  Versit  herun^geaetzes,  S§  22 
bis  36.  69  und  die  B^ründung  dasa  (Arcb.  f.  bürgerL  Kecbt,  Bd.  Vn, 
S.  iS  ff.).  ' 

*  Auch  bei  Eecins  a  a.  0.  II,  K.  417  oder  I,  |  43  beispielsweise 

nirht.  Desgleichen  b«i  T.rwif^,  Ldirlnuli  ilrs  V«'rsiclienmg!<recht8 
(1889),  (»>>\\<>hl  die  Saclio  hier  wenigstem»  Erwähuuug  gefunden  hat; 
S.  76,  VA  Aiiuu  13,  S.  180  u.  275. 
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Ansicht  des  Oericlitshofes,  bei  naehgowifsener  Unmöglichkeit, 
(V}f  b(  treffende  Frist  einzuhalt<  Ti ,  entfalle  das  vertra^smäTs^ig 
darauf  ir<'setzte  Priijudiz  ( Entsclieidimgen  XVI,  8.  121),  sei 
zwar  uniialtbar,  doch  litTsc  sich  hierüber  vielleicht  eine  Ver- 
ständigung erzielen.    Und  }^d.  XIX  (Jalirg.  1891)  findet  sieh 
S.  lOü  sogar  das  Zugejjtiindüis  ^  es  sei  die  Reichsgerichtsent- 
scheidun^  vom  7.  Oktober  1890  (III.  Senat)  zutreffend,  ikr» 
der  Versicherte  bei  falscher  Liquidierang  seines  Schadens  nur 
dann  seinen  Anspruch  verliere,  wenn  er  sie  absichtlich  oder  grob- 
fahrlässig fidsch  aufgestellt  habe.  Andererseits  bezeugen  aber 
folgende  8iitz<'.  dafs  der  Gegner  nicht  nur  voll  gewürdigt,  sondern 
auch  entschieden  bekämpft  werden  solle.  Jahrgang  XV  (1887), 
S.  216:  n Solche  Annahmen  mttssen  schon  der  sonst  so  häufig 
von  den  Gerichten  bei  Auslegung  der  Policebedingungen  ge- 
übten fnterpretition.^basis  —  was  wohl  die  Interossonteri  v  o  r  - 
nünf tigerweise  haben  reroinbaren  wollen  —  gegenüber 
unmöglich  sein,"  und  ebenda  der  Zusatz  :    „Diese  Auffassung 
ist  zwar  auch  aus  den  oben  erörterten  Gründen  mit  den  über 
Willensauslegung  geltenden  Grundsätzen  unvereinbar;  aber 
sie  hat  wenigstens  das  für  sich,  dals  sie  nicht  weiter  geht, 
als  durchaus  notwendig  erschien,  um  den  Versicherten 
gegen  Chicane  zu  schützen*!    S.  279  dort  meint  in 
betreff  eines  ^Urteils  des  VI.  Senates  vom  11.  November  1886» 
dann  „höre  jedes  Vertragsrecht  auf*.    Recht  bezeichnend  sind 
die  Äufserungen  im  XVIIL  Jahrgange  (1890)  S.  III :  „Es  ist 
doch  gewifs  unzulässig,  wenn  die  vertragsschliefsenden  Teile 
über  den  Sinn  des  Vertrages  einig  sind,  nach  einem  anderen 
Sinne  zu  .sucIh^ti;"   und  S.  112:    „Jedo  Rechtssicherheit  im 
Gebiete  der  Verträge  [ist]  gefiiluNlct,  weil,  wenn  der  unzweifel- 
haft erklärte  Wille  der  Beteiligten  nicht  mehr  mafsgrbend 
sein  soll  für  die  Bestinmiung  des  Inhalts  der  Abrede,  es  über- 
haupt au  jedem  objektiven  Mafsstabe  für  diese  Bestimmung 
fehlt."    Alü  Beleg  wird  hier  ein  Auslegungsbeispiel  vorgetiihrt, 
wonach  der  Richter,  wenn  er  ttberbaupt  „seine  Auffassung 
von  dem  Willen  —  an  die  Stelle  des  objektiv  erkllb*ten 
setzt^  (S.  115),  auch  aus  einer  derechtigkeit^  über  das  Land 
des  Nachbarn  mit  einer  Karre  zu  fahren,  unter  Umstünden 
eine  solche  mit  Wagen    i  fahren  herausdeuten  könne.  End- 
lich wird  im  Jahrgange  XIX  (1891)  dagegen  Verwahrung  ein- 
gelegt, dals  „nicht  Kechtsgrundsätze ,  sondern  richterliches 
Ermessen  ausschlaggebend   sein''  sollte   (8.  113);   und  be- 
merkt (8.  114):    .N-uli  den  liorrsclionden  Grundsätzen  nb.M- 
Vertragsausli';i'un,L:vti    war    -    eine  tlKit>;iclilii'ho  Feststelliin^ 
dahin,  dafs  die  Parrcicn  di<'  entgegengesetzte  Absicht  gehabt 
hätten,  undenkbar''  und  enthalte  eine  „gänzliche  Verkennuiig 
der  Grundsätze  von  Treu  und  Glauben".    8.  121,  bezüglich 
eines  Urteils  des  III.  Senats  vom  12.  Dezember  1890,  wo 
falsche  Angaben  im  Versicherungsanträge  auf  das  Verschulde 
des  ihn  vermittelnden  Agenten  zurückzufahren  waren,  heifst 
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es  sogar:  „Das  Exorbitante  in  der  Annahme  des  Reichs« 
gerieh t8  li^gt  vom  Standpunkte  der  horrschenden  VertragB- 
tlieorie  darin,  dafs  man  mit  der  vorbehaltlosen  Unterzeichnung 
einer  KrklMruuii^^  dieselbe  nur  soweit  zu  der  seinigen  macht, 
als  dieselben  einem  gunstig  ist."  S.  190  widerspricht  einer 
richterllclien  Auflegung,  wo  „der  Wortlaut  —  so  klar,  dafs 
er  für  einen  berechtigten  Zweifel  keinen  lüium  giebt"  ;  und 
JS.   191  erklärt  weiter;    „Jedenfalls  tlart  man   nicht  soweit 

fehen,  Erklärungen  der  Beteiligten,  welche  über  die  xVbsicht 
er  letzteren  einen  Zweifel  nicht  aufkommen  lassen,  um  des- 
halb für  zweifelhaft  zu  erklären,  weil  sie  —  dem  Richter 
nicht  durchaus  zweckmälsig  erscheinen,  wenn  man  dieselben 
so  versteht,  wie  sie  nach  dem  üblichen  Spracbgebrauche  zu 
verstehen  sind."  8.  196:  ,j3t  es  zulftssig,  einen  Willen  der 
Vertragsschliefsenden  im  direkten  Gegensatze  zu  dem  erklärten 
AVillen  zu  konstruieren,  dann  herrscht  nicht  mehr  Ge- 
ilet/ und  Recht,  s  0  n  d  e  !•  ?i  i-  i  e  h  t  e  r  1  i  c  h  e  s  Ermessen, 
und  die  ganze  auf  das  })ur<;eriiche  f4.'setzl)ucli  verwandte  und 
zu  verwendende  Arbeit  wäre  dureli  dm  Kreierung  des  einen 
Paragraplien  er(il>rigt:  In  Zukunft  entscheidet  bei  Kechtä- 
Streitigkeiten  dn6  richterliche  Ermessen.'* 

Was  das  Reichsgericht  gethan  und  im  Sinne  jener  Zeit- 
achrift  gesündigt  hat,  durfte  hiemach  wohl  kaum  zweifelhaft 
sein ;  bemerkenswert  ist  es  nur  noch,  dafs  solche  «Äuslegung** 
gelegentlich  auch  Beifall  findet,  wenn  (s.  Jahrgang  XIX, 
B.  319),  z.  B.  die  Forraularfrage  nach  früherem  Brandachaden 
im  Sinne  des  §  2024  A.L.R.  II,  8^  als  dahingestellt  aus- 
gelegt wird,  der  Versicherungsnehmer  habe  auch  das  eigene 
V  erschulden  in  betreif  dieses  Brandes  anzeigen  müssen ,  — 
w.M^  htA  Mangel  einer  ausdrücklichen  Frage  doch  wohl  viel 
verlangt  ist. 

Um  übrigens  diese  letzten,  nur  lose  mit  meiner  eigent- 
lichen Erörterung  zusammenhängenden  Ausfrdirungen  niclit 
noch  länger  auszuspinnen ,  gehe  ich  auf  eine  W  iirdi*j;ung  der 
sachlichen  Rielitigkeit  in  den  betreffenden  Ent^iLhcidungcn 
des  Reichsgerichts  nicht  weiter  ein^,  glaube  aber  nochmals 
betonen  zu  dürfen,  dafs  man  in  Ihnen  den  Beginn  einer  Fort- 
bildung des  Rechtes  zu  erblicken  hat,  wie  sie  einem  höchsten 

•  ..Verrtchweigt  der  Vfrsicln  ito  Umstände,  weliho  nach  dem  ver- 
Düuftigen  Ermessen  der  Saoiikundigen  auf  den  Eattichluf«  des  Ver- 
ncherers,  sich  tmf  den  Vertrag  eimulMsen ,  hätten  Einflaffl  haben 
könn«'n.  isf  die  Ass«  knranz  tinverbindlich"  -  -.  Stobbe  a.  a.  0. 
III,  S.  i"*'  I>er  Kritiker  des  Vereinsblattes  verlangt  ausdrücklich  die 
Anwendung  diese»  Satzes  auch  im  gemeinrechtlichen  Gebiete:  a.  a.  O. 
S.  322  unten.  ->  Heft  1—3  aus  1892  haben  noch  eine  besondere  Ab- 
handlung: nb(T  d'\o  rr-ohtlichc  Stclluii}:^  dfs  „Unteragenten". 

2  CJ»  \vi,sse  liewcisv.  rgünstigungen  werden  den  Anstalten  zu  ihrer 
Sicherheit  notwendig  zugestanden  werden  müssen  !  Einen  anderen  Aus- 
weg (gonoH.«en->chanliche  Schiedsgerichte)  scidagt  von  Langsdorff  in 
einem  Gutachten  für  den  Deutschen  Landw.-Bat  betr.  Viehversicherung 
1893  vor. 
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Gerichtshöfe  wohl  ansteht.  Aber  es  ist  auch  eben  nar  em 
Anfanff,  eine  veremselte  Erscheinung,  die  im  Kampfe  gegen 
einen  oesonders  hervorstechenden  Mjlsstand  in  unserem  noch 

immer  der  reichs<!;esetzlich»'n  Kegelunji;  harrenden  Versiche- 
rmiLTsi-echt  noch  kaiun  teste  Gestalt  ;^^ewoiiTK'T^  hat.  l)u'  Ge- 
richte niederer  Ordnung,  die  sirli  infolge  der  Bestmunung  im 
S  23  Nr.  2  der  Geriehtsverl'assuiig  am  meisten  mit  Miet- 
streigkeiten  zu  befassen  haben,  tiiiden  darin  für  o'ino  m  ue 
Heehts.sprcehung  auf  dem  Gebiete  des  Wohn ungsmietvertrageü 
jedenfalls  noch  keinen  genügenden  Anhalt. 

WolUe  man  aber  die  Handhabung  dei  Grundsatses  der 
bona  fides  allgemein  so  weit  ausdehnen,  dafs  nicht  hlotä,  wie 
das  citierte  fr,  4  de  nericulo  sagt,  „si  hoc  in  occulto  ■it'*,  was 
die  Beteiligten  rereinbaren  wollten,  das  richterliche  Ermesaen 
im  Sinne  einer  wirtschaftlich  annähernden  Gleichstellang  der 
beideraeitif^on  Parteileistungen  eintritt,  so  mUfste  man  aller- 
dings auch  die  Windseheid  sehe*  Formel  für  die  Contractus 
bonae  fidei  abändern.  Denn  \y*'v.n  f>r  sMi^t,  sie  standen  nicht 
unter  einer  alles  Einzelne  ;]fenau  normierenden  !\eL''el,  imd  in 
letzter  Linie  entscheide,  auf  Grundlage  der  Inteutiou  des  Ge- 
schiittes.  das  Krmessen  dos  Richters  (a.  a.  H.  i$  378  a.  A.  zum 
Beispiele),  su  würde  hinzuzufügen  sein,  dals  diescb  hei  (rrheb- 
lichem)  X'erstofse  gegen  die  bona  Hdes  auch  gegen  den  er- 
klärten Willen^  der  Beteiligten  elnzogreifen  habe.  Eine 
derartig  ausgiebige  Anwendung  des  Grandsatzes ,  so  unab- 
weisbar das  Wohnungamietrecht,  ähnlich  dem  Versicherunga- 
vertrage,  eine  Änderung  erheischt,  wird  sich  aber,  wie  auch 
G.  Hartmann  meint,  zunächst  nicht  erreichen  lassen,  und 
vor  der  Hand  jedenfalls  nicht  zu  einem  wünschenswerten  Er- 
gebnisse fuhren;  es  bleibt  deshalb  eine  ausdrückliche  gesetz- 
liche Reicelung  unvermeidlich. 

Dasjenige  nämliclt ,  was  immer  einer  solch  ausgede  hnten 
Anwendung  der  Auslegung  ex  fide  bona  bei  uns  hinderlic  h 
sein  wird,  ist  der  u  ii  hegr  ii  n  d  e  te  Argwohn  gegen  richter- 
liche Willkür,  der  besonders  in  Deutichland  ohzuwalten  scheint. 
Belege  dafür  sind  obige  Anfülu  ungen  aus  dem  V'ereiusblattc 
fUr  Deutsches  Versicherungswesen ;  und  selbst  in  richterlichen 
Kreisen  haben  derartige  Besorgnisse  ihren  Ausdruck  g«* 
fanden'. 

'  Suvigiiy,  8y.st(»m  des  rem.  lirchts.  Bei.  V,  Beilage  XUI,  Nr.  ii 
sagt:  Es  wurde  „dem  urtheiKuderi  liichtcr  bei  dor  bonae  fidei  actio 
eine  freiere  Mscht  eingeräumt,  —  welche  —  bald  dem  Klftger,  bald 
dem  Beklagten  zum  Vortheile  goreiclien  konnte.** 

*  Ob  man  das  mit  Kahane  (vergl.  den  Bericht  im  Ceiitralblutt 
für  Kechtswissen.schaft  XII,  S.  23)  «Kontraktsreprobation**  nennen  will 
oder  nicht,  thut  w  ohl  nicht  viel  zur  Sache. 

\Z  B.  bei  Kömer  in  Uoldschmidts  Zeitschrift,  Bd.  XX, 
ftj.  o3f  64.. 
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Die  Bedenken  gegen  eine  etwa  daraus  hervorgehende  ün- 
fiicberheit  des  Reclits,  die  Gefahr,  dafs  sich  bei  der  Uechts- 
findung  in  den  vermckelten  VerhältnisBen  unseres  Kulturlebens 
der  Blick  des  Richters  ohne  Verhandensein  fester  Rechtssätze 
trübte  und  abirrte,  und  dafs  in  Rückivirkung  davon  der  Rechts* 
verkehr  mit  „I^i^it^^^prämien'*  arbeiten  müfste,  ist  oben  schon 
berührt.  Auch  liegt  in  jenem  Argwohne  so  lange  etwas  Be- 
rechtigtes, als  nicht  der  Richterstand  im  Volke  eine  unbedingt 
geachtete  wu\  iHuintastbare  Stellung  einnimmt;  oder  so  lange 
Ulan  das  Vertrauen  zu  ihm  durch  so  vieltacli  wiederholten 
„Ausschlufs  des  Recht^wi  und  durch  di(*  Verdrängung 

von  fast  alleji  Gebieten  (h*s  uffentlicheu  Rechte,  also  durch 
fiiic  Lmistliehe  Isolierung  scliildigt.  Abgisehen  hiervon  aber 
nuUacii  derartige  Wünsche  nach  einer  thunlichsten  llinten- 
auhaltuug  des  richterlichen  Ermessens  im  Grunde  als  durch- 
aus verwerflich  bezeichnet  werden.  Ich  will  hier  allerdings 
keineswegs  alle  Gründe  hüben  und  drüben  besprechen,  auch 
nur  im  Vorübergehen  auf  die  hier  einschlagende  prächtige  Ab- 
handlung O.  von  Bttlows  „Gesetz  und  Richteramt"  hin- 
weisen; wohl  aber  möchte  ich»  zumal  fUr  nichtjuristische  Leser, 
im  einzelnen  Beispielen  zeigen,  dafs  auch  aufcivilrecht- 
lichem  Gebiete  eine  weitere  Ausdehnung  des  ricliterlichen 
Erm**s.spns^  g^g^n  das  bisherige  Keidit  k<  in(Mi  iiennenswcrten 
Unt«M>ehied  hervorrufen  würde.  Die  Tiuischuii^'  darilbt-r  liegt 
»  i^^entlich  nur  dem  nahe,  der  sich  nicht  täglich  in  der  Kechts- 
handhabung  bewegt  und  nicht  beachtet,  dafs  es  auch  hier 
viel  schwankende  Begriffe  giebt,  die  über  deshalb  nicht  auf- 
hören, wirklich  Yorhanden  zu  sein.  Man  erinnere  sich  doch 
nur  des  oben  bereits  besprochenen  Art  748  im  Handelsgesetz- 
bttche;  an  das  dem  Richter,  sogar  ohne  die  Möglichkeit  einer 
Kachprttfung  in  höherer  Instanz,  gegebene  Ermessen,  über  die 
Kostenverteilung  aus  „Veranlassung"  zur  Klage  (0. P.O.  §  89) 
zu  entscheiden ;  an  die  sie  h  fofit  ganz  nach  der  persönlichen  Auf- 
fassung des  Richters  färbenden  Urteile  darüber,  ob  etwas  gegen 
die  gute  Sitte  verstöfst  oder  nicht  (s.  u.  §  9),  —  ein  Gebiet,  das 


*  Ober  das  richterliche  Ermessen  hat  in  anregender  und  lehrreicher 

Wi'ise  Prof.  L.  Senffert  in  einer  (riofsener  akademischen  Featrcde 
vom  1.  Juli  l^^O  g"p^prochen.  Ich  hofft*,  dafs  eine  wicdcrliolte  Beleuch- 
Uing  dieses  in  unserem  Kecktsleben  »o  hervorragend  wichtigen  Punkte«, 
der  £ut  bei  Jedem  neuen  und  unbequemen  Gtosetatentwnrfe  den  bf  lidi' 
Wsten  St.tfF  für  Eiiiwrirff  (lü^i'^'i-n  ll»'ft'rt.  dant-bcn  nioht  linu/.  übt'rflüssig 
i."*t.  Man  vergifst  aucli  hi»T/,u  oft,  was  ifli  fniluT  schon  »nnmal  in 
moiner  Abhandlung  über  „richterliche  Kntutthiu^  uud  Fcjststellung 
«les  Sachverhalt (1888)  hervorgehoben  habe,  dafs  gegen  richterliche 
„Willkur"  in  der  Öffentlichkeit  div^  V^rfnln-rTis  uud  dn  l^  nbachfung 
durch  die  Presse  eine  Gewähr  geachaticii  ist ,  von  der  mau  freilich  in 
dem  einzelnen  (privatrcchtUchcn)  Gesetze  nichts  erblicken  kann.  — 
Teigl.  hierzu  auch  noch  Wach  im  Areh.  f.  d.  c  Pr.  Bd.  64  S.  204 
Ann.  3. 


Digitized  by  Google 


92  xn  s. 

§  705  des  Entwurfes  eines  B.  G.  B.,  wie  dessen  „Begrilndtingen* 

(II  S.  727)  besUltigon,  noch  sehr  erweitern  will,  insbesondere 
zu  (iunsten  <\cr  BekiUnpfiing  des  sogenannten  unlauteren  Wett- 
bewerbes: an  di«'  iMitwicklunir  der  IJfchtsspreehung  auf  dem 
Gebiet*'  der  ( it  w^Tlx  tVeilieit  ^^egeiiüher  dem  vertragsniäfsig»»n 
Verziehte  auf  einen  Konkurrenzerwerl).  Gerade  hier  verloljnt 
es  sieh,  zur  X'eranschaulichun^  der  Ununigrenztheit  der  richter- 
lichen Entscheidung  einige  Beispiele  aus  der  reichen  Zahl  von 
Urteilen  in  Seafferts  Archiv  n. s.  w.  auszuwählen. 

Während  das  Oberlandesgericht  zu  Kiel  (Seuffer t  a.a. 

0.  Bd.  42  No.  156)  den  Satz  aufstellt,  nur  solche  vertragz* 
mäfsigen  Beschränkungen  der  pers  önlichen  Freiheit  seien  un- 
erlaubt, die  in  zu  weit  gehendem  Mafse  die  freie  Bewegung 
des  Verpflichteten  hemmten  und  in  keiner  Weise  durch  dat 
vernünftige  Interesse  der  Kontrahenten  geboten  seien,  und  das 
baveriselie  oborste  Landesgericht  (ebenda  Bd.  44  No.  13)  die 
Bildung  eines  Kingt'S  von  (ic\yerbegenossen  mit  Straft'estsetzung 
gegen  den  Einzelnen  bei  Überschreitung  der  Maxinialpro- 
duktionsgrenze  für  zuliissig  erachtet,  hat  das  Reichsgericht  in 
dem  bekannten  Buchhändlerprozesse  (Civilentscheidung»!! 
Bd.  28  S.  238)  die  Geltendmachung  solchen  Ringet»,  das  Boy- 
kottieren der  Schleuderfirmen,  —  so  darf  man  es  vielleicht 
kurz  ausdrucken,  —  flElr  uneiiaubt  erklärt  ^  An  ähnliches 
scheint  auch  das  Reichsoberhandelsgericht  (Entseheidangen 
Bd.  VII,  S.  419),  wenigstens  seinen  Grttnden  nach,  gedacht 
zu  haben,  wenn  es  unterscheidet  zwischen  „Benachteiligung 
des  Publikums  durch  Ausschlufs  bedrohlicher  Kimkurrenz** 
und  vorübergehender  Sicherung  der  eigenen  Geschäftslag«'". 
di<'  freilich  auch  monopolartig  aufs  Publikum  zurilckwirkcn 
könne.  Wo  «lies  der  Fall,  sclieint  der  Gerichtshof  eine  IJn- 
giiltigkeit  des  darauf  abzielenden  Vertrages  anzunelimen.  — 
Withrend  ferner  das  ( )herappellationsgericht  zu  Rostock 
(Seutfert  a.  a.  O.  VII.  No.  18)  das  Versprechen  eines  aus- 
ländischen Braugehulfen,  nicht,  also  niemals  in  einer  andereu 
Brauerei  der  Stadt  seines  Diensiherm  zu  arbeiten,  als  gültig 
annahm,  befand  das  Reichsgericht  (Civilentscheidungen  Bd.  1, 
S.  22),  dafs  die  Zusage,  kein  einschlagendes  Geschäft  in  Deutsch- 
land binnen  10  Jahren  zu  errichten,  aufrecht  zu  erlialten  sei, 
und  entschied  in  einem  anderen  Falle  (ebenda  II,  S.  120)  so- 
gar dahin,  dafs  durch  eine  solcli  '"»ptliclie  oder  zeitliche  Be- 
grenzung der  vertragsmiilsigen  Beschränkung  für  den  Gewerl>e* 
betrirb  dt  s  einen  zum  Vorteile  des  anderen  Kontrahenten  di»» 
Reclitsv('rl>indlichkeit  solcher  Stipulation  keineswegs  bedingt 
sei,  wenigstens  so  lange  kein  offentliciies  Interesse  verletzt 
werde;  ob  sie  etwa  gegen  die  guten  Sitten  verstofse,  sei 

*  S.  die  Baeh reche  ZusanimenftMsuiur  in  den  ^Chrenshotim*,  ti998, 

1.  Vierteljahr.  Jetzt  auch  Urtt'il  .1»'^*  O.L.Gericljts  I)r«*.'*(Ion  vom 
4.  .Iniiuar  IS9:]  in  S.  Mayer  und  Müller  gegen  Verlagsbucbbtodler 

Seeinauii  und  (ieii. 
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wesendicii  konkrete  Frage.  Und  dieses,  obwohl  im  Urteile  bei 
Senf  fort  (a.  a.  O.  Bd.  46,  No.  214)  vom  selben  Gerichte  ge- 
sagt wurde:  Konkurrenz  verböte  „sind  in  Hinblick  auf  die  in 
•  denselben  liegende  Beschränkung  der  persönlichen  Handlungs- 
freiheit immer  eher  einschränkend  als  ausdehnend  zu  inter- 
pretieren und  nur  soweit  aufrecht  zu  erhalten ,  als  die  Be- 
8chränkuiig  der  Freiheit  des  Handelns  ein  billiges  Mafs  nicht 
überschreitet." 

Das  Heichsoberhandelsgericht  (Kntj^eheidiuigen  Bd.  XII, 
S.  29)  urteilte,  dafs  die  Verabredung,  vier  Jahr«'  nirgends 
ein  gleiches  Geschäft  zu  errichten,  gültig  sei;  desgleichen  ein 
Konkurrenzverzicht  auf  5  Jahre  „innerhalb  des  Zollvereins" 
(ebenda  VII,  8.  419)  oder  „auf  aehn  Meilen  im  Umkreise** 
(ebenda  XVI,  S.  160);  dagegen  sei  der  Vertrag  eines  Ulir- 
maeherlehrlinesy  sich  nie  als  Uhrmacher  besetzen  zu  dUrleni 
unwirksam  (ebenda  XXI,  S.  262),  mag  auch,  wie  hinzugesetzt 
wird  (S.  263),  „unter  Umstanden  [VJ  das  Versprechen  eines 
solchen,  innerhalb  gewisser,  nicht  zu  weiter  örtlicher  oder 
zeitlicher  Grenzen  »ich  nicht  selbständig  niederzulassen,  als 
r^'  liflieh  wirksam  anzuerkennen  sein."     Und  während  es  m 
<ler  bereit;«  erw.ihnten  Entscheidung  Bd.  VII,  S.  419  im  Ein- 
klänge  iiiermit  die  Zeitbeschränkung  von  fünf  Jahren  als 
wichtig  bezeiehnete.  sagt  es  bei  Seuffert  (a.  a.  O.  Bd.  31, 
^^u.  217):  .,Ein(  gesetzlieli  unstatthafte  Beschränkung  der  ])er- 
iKinlicheu  oder  der  Gewerbefreiheit  würde  in  einer  solchen 
Bestimmung,  welche  nur  bezweckte,  eine  dem  Verklagten  nach- 
teilige Konkurrenz  der  Klägerin  zu  verhüten,  auch  dann  nicht 
zu  finden  sein,  wenn  sie  für  eine  bezttglich  des  Endpunktes 
unbeschränkte  Zeitdauer  verabredet   wftre."     Ich  erwähne 
schliefslich  noeli,  dafs  das  Obertribunal  zu  Berlin  (ebenda 
Bd.  31,  Ko.  105)  den  Vertrag,  innerhalb  eines  gewissen  Be- 
zirkes  ein  Gewerbe  nicht  auszuüben,  nach  der  ^allgemeinen 
Vertragsfreihoit"  für  gültig  ansah,  und  dafs  das  l^eiehsgericht 
in  einem  dort  in  Bd.  85  No.  196  mitgeteilt«  n  Urteile  sich  da- 
hin entschied,  die  Vereinbarung,  dem  Klüger  innerhalb  zehn 
Jahren  in  einer  gewissen  Ware  „nach  Belgien"  keine  Kon- 
kurrenz maclien  zu  wollen,  sei  rechts  wirksam.  * 

Wenn  ich  hier  schliefslich  noch  erinnere  an  die  jüngst 
vielbesprochene  Frage  der  civilrechtlichen  Wirkung  des  Ver- 
botes^ in  fremden  Lotterien  zu  spielen,  oder  der  Hintertrei- 
bung des  Mitbietens  bei  öffentlichen  Versteigerungen,^  wo 


>  Hiersii  Rohler,  Ideale  im  Recht  (Arch.  f.  bOrgerl.  Recht  V, 

S.  209). 

2  S.Miffrrf  a.  «.  O.  Bd.  12  Nr.  16:  Hd.  17  Nr.  201;  Bd.  30 
Nr.  193,  201;  Bd.  iKi  Nr.  115}  Kouliug  in  den  Jatirbiichern  für  I>og- 
msttk  X«  S.  358  Anin.  4;  Stobbe  a.  a  O.  %  166  Anm.  19  a.  £j  Ober- 
gericht  zu  Luzeni  im  Areli,  f.  bfirperl.  R.  Bd.  fl  S.  243  und  Köhler 
ebenda  V,  S.  225,  22ö;  Tliöl,  HandeUrecht,  §  252  a.  K  Wenn  £rsterer 
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das  Gesetz  den  K'ichter  vrlllig^  im  Stiche  Uttst,  und  die  Bonn»- 
wortung  dieser  Fragen  doch  im  Grunde  j^iinzlich  seinem  Kr- 
messen,  bezw.  seiner  allf^enKunen  liechtü-  (und  VV^  i  r  t  s  <•  Ii  a  t't  » - ) 
AnfTassung  anheimstellt  und  deshalb  so  verschieden  hier  und 
da  ausfällt;  oder  wenn  ich  auf  das  ausdriU  k liehe  Anrufen  des 
„richterlichen  Ermärsigungsrechts"  bei  übermäfsigen  Vertrags- 
strafen (Züricher  Gesetzbuch  §  970;  schweizer  Obligationen* 
recht  §  182)  oder  beim  Wettvertrage  (Thöl,  Handelsrecht  IL 
g  305  gegen  Ende)  hinweise^  so  hiefse  es  für  den  Kundigen. 
Eulen  nach  Athen  tragen,  wollte  ich  noch  weitere  Beispiele 
anfidiren.  Jedenfalls  kann  bei  solchem  Stande  der  Sache  die 
Ausdehnung  des  richterlichen  Ermessens^  wie  sie  nack  obigem 
das  englische  Recht  beliebt  hat,  —  die  Verweisung  ^auf  unde- 
finierbare Oründ(*  der  aequitas  ohne  irgend  eine  foste  p^nt- 
yeheidungsnorm'*  —  grundsätzlich  keinem  Hedt-riken  tint«r- 
lie<,a;n,  wo  e??,  um  mit  R.  von  Ihering^  oder  dem  ßcrichte 
des  j>reui'siöc  h  en  J  us  t  i  z  mi  n  i  s  te  r  s  über  d(Mi  Entwurf 
d^^ti  ß.  G.B.  (S.  137)  zu  sprechen,  „vom  Standpunkte  der  hö- 
heren Gerechtigkeit  gerechtfertigt  erscheint.*^  Denn  in  der 
That  unterliegt  jetzt  schon  dem  richterlichen  Ermessen,  ganz 
abzusehen  vom  Strafrecht  t  auch  auf  dem  Gebiete  des  CiTil- 
rechts  eine  weit  gröfsere  Zahl  von  Punkten  wichtigster  Art 
als  der  Laie  ahnt  und  derDoktrinSr  zugiebt  Kohl  er  sagt^ 
mit  Recht:  „Man  trage  sich  nicht  wieder  mit  dem  Einwände 
der  rechtlichen  Unsicherheit  oder  gar  Unmöglichkeit  der 
Schätzung,  —  wer  in  solchen  Fällen  nicht  abschätaen  kann, 
soll  nicht  Richter  sein.  Unsere  Richter,  welche  im  Seereehte 
.solche  nrhitr^iren  Schätzungen  vornehmen  können,  welelie  y)oi 
Bemessung  der  Buise  sicii  auf  dem  weiten  Meere  der  psycho- 


erklfirt :  „Der  Öffentlichr^n  Konkurroiiz  im  Verkrlirr  entspricht  bei  der 
Zwaujgßversteigeruufl;  die  Konkurrenz  der  Bietendoii;  dain  tiine  solche 
gtatt&Dde,  liegt  im  weflen  des  Versteigerungsinstitutes,  und  dieses  In* 
stitnt  entspricht  dem  öffentlichen  Hediirfnisse;  —  eine  \'ereinhamnfr, 
bei  solcher  Steigerung  nicfit  mitbieten  zti  MMll,>n,  int  nichtig,"  so  i:*t 
das  doch  mit  Rcuiing  sehr  unzuzweifeln.  \\  le  wili  man  das  lieispiel»« 
weise  aufrecht  erhalten,  wo  schon,  wie  bei  ErbteilungsyeTSteigeningpn 
im  franz">sischen  Baskenlaude,  die  gute  Sitte  das  Älitbieten  Kr.  inder 
verbietet  Sollte  ein  aii8«lrückHch  darauf  gerichteter  Vertrag  ungültig 
sein?  Vergl.  in  der  von  den  „Unious  de  la  paix  sociale"  heraus- 
gegebenen .,Enqudte  snr  l'^tat  des  Uftmilles"  den  Aufsats  von  Etch«- 
verry  S.  79  unten. 

'  Gänbahngutacliten  S.  96:  „l^nbestimmtheit  des  vom  Kichter  zur 
Anwendung  zu  oringenden  Mai^stabes  oder  Ge8iclit'»punkte8  ist  kein 
Orün<l,  den  Mafsstab  oder  Grcsichtspunkt,  wenn  er  Miii>t  ilurcli  die 
Zwecke  des  Lebens  geboten  ist,  zurückzuw«  i<^f  ii  und  ihn  durch  einen 
anderen  zu  ersetzen,  der  zwar  für  den  Richttr  den  Vorzug  der  Be« 
stimiätheit  voraus  bat,  diesen  Vorzug  aber  durch  Unbrauchbarkeit  für 
das  Leben  erkaufen  mufs."  (Abdruck  such  In  den  Jahrb.  f.  Dosmat 
XVm,  S.  1.) 

in  den  Jahrbüchern  für  Dogm.  J5d.  XXV  i>.  141,  daneben  auch 
„Ideale  im  Recht"  S.  268. 
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logischen  Arithmetik  zurechttinden  müssen^  werden  auch  dieses 
Terstehen''!  —  Und  docli  wird  man  trotz  aUedem  nicht  ver- 
kennen dürfen,  dafs  eine  feste  RechtHbestimmung,  —  und  eine 
solche  ist,  wie  sich  sfiäter  zeigen  wird^  für  die  Verbesserung 
dos  Wohnungsmictvertra^os;  glücklicher  Weise  möglich,  —  immer 
willkommener  i«t  und  deshalb  ausgenutzt  werden  raufg;  eine  Un- 
gleicliheit  der  Rechtsspreclmii^  und  ein  ge^visses  Tasten  und 
Suchen,  bis»  sichere  Grundsätze  gt^funden  sind,  hat  sich  auch 
in  obigen  Beispielen  gezeigt  und  wird  wohl  nie  vermieden 
weixlen  können,  —  freilich  auch  nicht  völlig  bei  einer  doch  immer 
nur  annähernd  thunlichen  Regelung  durch  den  Gesetzgeber 
selbst.  Ich  wiederhole  also.  Wenn  das  bisherige  Recht,  wie 
es  die  herrschende  Aaffassung  mit  Recht  oder  Unrecht  ver^ 
steht,  den  wissentlich  über  eine  unbrauchbare  Mietwohnung 
abgeschlossenen  Vertrag  für  den  Mieter  als  rechtsverbindlich 
erklUrt  und  dadurch  in  bedenklicher  Weise  den  tiefen  Schäden 
nnsf^res  W(dinungswesens  Vorschub  leistet,  so  ist  es  doch  recht 
zweifelhaft,  ob  lediglich  eine  anderweitige  und  als  richtig  etwa 
befundene  AmsImo-mhh  d^s  betreffenden  Reeliissatzes  selbst  oder 
eine  st;trkere  ßetonun^,  Kezw,  Ausdelmuii'-r  der  richterlichen 
Entseheidunp^gewalt  bei  dem  ex  Hde  bona  zu  beurteilenden 
Mioivertrage,  so  sehr  sie  der  Natur  der  8aclie  und  dem  Zuge 
der  Zeit  *  entsprechen  mag,  einen  uohhhati^«*!!  Wandel  zu 
schaffen  vermöchte.  Auch  G.  II  u  r  tm  a  n  n  -  er  liirt,  wie  schon 
erwähnt,  dieses  Mittel  für  nicht  genügend,  socialer  ausgestaltete 
Privatrechtsyerhttltnisse  zu  erzielen ;  jedenfalls  liefse  sich  bei 
seiner  alleinigen  Empfehlung  ntir  ein  sehr  langsamer  und 
Bchon  deshalb  unzureichender  Umschwung  erhoffen. 

S  8. 

F^rteetEnng.  —  Die  Bektapfiing  der  Yertragswillkflr  ans 
dm  Oesiehtspnnkte  des  Wnchm. 

\N"enn  man  aus  der  Kiirenart  des  Mietvertrages  als  con- 
tractus  bonae  fidei  oder  auf  Grund  eines  besonderen  Kechts- 
ßatzes,  wie  soeben  befürwortet  wurde,  nicht  zulassca  will,  dafs 
der  Vermieter  einer  unbrauchbaren  Wohnung  Anspruch  auf 
den  Mietzins  erhalte,  so  geschieht  das,  obwohl  bei  einem 
solchen  Thatbestande  die  besonderen  Merkmale  des  heutigen 
Wucherbegriffes  möglicher  Weise  völlig  fehlen.  Dieser  setzt 
bekanntlich,  nachdem  die  frldieren  Zinsbeschränkungen  ge- 
fallen sind,  voraus,  dafs  sich  ein  Gläubiger  einen  an  und  für 
sich  begründeten  Anspruch  auf  eine  Leistung  seines  Schuldners 
durch  Ausnutzung  der  Notlage,  des  Leichtsinnes  oder  der  Un- 

'  Rekker,  EiHMt  und  Scherz  in  der  Jurisprudenz,  1^92,  8.  87. 
'  Arcb.  f.  d.  civil.  Praxis  Bd.  7a,  S.  im. 
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erfahrcnheit  des.selben  erworben  hat,  welche  in  einem  auf- 
fälligen wirtschaftlichen  M  i  f  8  v  e  r  h  ä  1 1  n  i  s  s  e  zu  der  eigenen 
steht.  Dieser  Wuclici  begriff,  über  dessen  Einführung  in  die 
deutsche  und  i^stf-rreicliischc  Oesctzgebunf!^  nebst  den  neunten 
]iostrebungeü  in  die.ser  Iliehtiiug  weiter  uiit<'n,  im  §  12  nucli 
eini^^e  geschichtliche  Notizen  gegeben  wenl(?n  sollen,  ist  bis- 
laiiir  nur  auf  den  Darlehnsvertrag  und  die  ( darlehn surtige) 
Stund tiug  einer  Geldforderung  augevvaiuh.  Es  besteht  aber 
eine  weitverbreitete  Meinung,  dafs  man  ihn,  gewissermafsen 
parallel  der  Geltung  der  sogenannten  laesio  enormiD,  auf  alle 

gegenseitigen  Verträge  ausdehnen  solle,  vor  allem  auch  auf 
en  Wohnungsmietvertrag,  woran  insbesondere  Dr.  Mique! 
(a.  a.  0.  S.  XV  und  XVl)  und  A.  Menger  in  seiner  Kritik 
des  Entwurfes  zum  B.G.B*  (8.  150)  gedacht  habend  Nach 
dem  Vorganfre  Hartmanns  (am  letztangegebenen  Orte 
8.  355),  der  die  Anerkennung  des  Wucherbegriffes  beim  Dar- 
]o]m'!i  nur  als  dessen  historiselmn  Durclibruchspunkt  bfliandelt, 
hat  sich  dann  auch  Dr.  O.  Buelir  zur  Formulierung  seines 
schon  öfter  erwähnten  §  345  eutöclilo.sscn ;  er  lautet:  „Hat  je- 
mand bei  einem  gegenseitigen  Vertra^^e  unter  Ausbeutung  der 
Notlage,  des  Leichtsinns  oder  der  Unerfalirenheit  des  anderen 
Teils  sich  Vermögensvorteile  versprechen  lassen,  welche  nach 
den  Umständen  des  Falles  in  auffiüligem  Mifsverhältnisse  zu 
der  von  ihm  gewährten  oder  versprochenen  Leistung  atehen, 
so  kann  der  dadurch  Verletzte  die  Aufbebung  des  Vertrages 
verlangen.  Der  Anspruch  bleibt  ausgeschlossen^  soweit  der 
Vertrag  von  dem  angeblich  Verletzten  bereits  erfüllt  ist."  Ob- 
wohl diese  Vorschrift  der  Schärfe  des  deutschen  Wucbei^ge* 
setzes  noch  fernsteht,  ist  sein  Vorschlag  an  sich  schon  eine 
l>rvbMitsani<'  ThatsMclt»'  für  d<  u  Stand  unserer  Hechtsentwicklun^. 
llv  ( ntliält  die  Kinniiiuuing,  dafs  unser  gemeine«^  Tvocbt  in 
«Mueui  wichtigen  Punkte,  n.Hmlich  in  der  Richtung  aus- 
gleichender O  e  r  e c  Ii  t  i  g  k  e  i  t  einer  Ergänzung  bedarf ; 
und  zwar  wird  das  v(»n  einem  Manne  zugegeben,  dem  man 
das  klarste  Urteil  und  zugleich  das  herzlichste  Wohlwollen 
für  die  wirklichen  Rechtsbedürfuisse  unseres  Volkes  nach- 
rühmen darf ;  dertrotK  seiner  bewunderungswflrdigen  juristischen 
Schärfe^  seiner  unverhohlenen  Bewunderung  fbr  die  Feinheiten 
des  römischen  Rechts  und  seiner  unerbittlicben  Verfolgttng 
alles  empfindsamen  socialpolitischen  Geredes  ein  erklärter 
Feind  jeder  formalistischen  Rechtspflege  und  des  vornehmlich 
in  ihr  sich  ausprägenden  Manchestertums  ist.  Mit  Baehrs 
Stimme  ist  für  diesen  Punkt  mehr  gewonnen,  als  mit  hundert 


*  Ich  verweise  noch  anf  die  in  §  7  berf^its  mitgeteiltea  Äursmtigeii 
R.  V.  J Herings  und  Köhlers,  sowie  auf  Kni»  s  a.  a.  0.  f.  S.  .S28 
und  die  Gcgiier  oiner  rechtlichen  Verfolgung  tion  Mietwucher»  Dr.  Leut- 
bold  u.  a.  0.  S.  36  und  Kalle  a.  a.  0.  S.  9ü. 
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der  landläufigen  Veraiieiliingen  des  «starrindmdualirtiBolien" 
Enhrnrfes  vom  B.G.B.  Jener  §  345  des  Ba  ehr  sehen  „€(e- 
genentwnrfes*  beieiehnet  nach  Lrlafs  des  Wacheigesetzra  um 

so  gewisser  einen  zweiten  Wendepunkt  unserer  Reclitsent- 
Wicklung,  al.^  in  ihm  <\u'  neue  Bewegung  auf  dem  Keehtsge- 
biete  auch  einem  der  iiervorragendsten  deutschen  Jiiri'^ten  alt- 
liberaler  Gesinnung  seinen  Beifall  abgezwungen  hat.  Und 
wenn  nun  ancli  der  Baehrsche  Gedanke  nach  meinem  spä- 
teren Vorbchlage  beim  Woiuiimgsmietvertrage  keine  uiunitt  1- 
hsre  yerwendune  findet,  so  mrm  dies  aUes  hier  doch  gesagt 
sein,  um  im  Einklänge  mit  dem  zu  An&ng^  dieser  Abhandlung 
Ansgeftlhrten  das  Bestrehen,  ftlr  ihn  socialere  Rechtssätse  aui- 
aosuchen,  gerechtferti^  erscheinen  zu  lassen. 

Was  nun  die  Verwertung  des  Wucherbegriflfes  zur  Be- 
kämpfung der  Mifsstitnde  des  Wohnungsmietrechts  anlangt, 
so  ist  folgende?  zu  bemerken. 

Will  man  zur  Verfolgung  des  Mietwuchers  auf  civilrecht- 
lichem  Gebiete  dem  Baehrschen  Vorschlage  oder  auch 
einer  noch  schärferen  Ahndung  beipÜichten,  ao  ist  dagegen 

ja  niditB  su  erinnern;  es  wird  aber  keine  ansreiohende 
MMcung  haben,  da  es  nur  fUle  bestimmter  Art  trifft,  die 
dem  eigentlichen  Wohnunffselende  g$genttber  eine  Terhiltnis- 

ma&ig  untergeordnete  B<me  spielen.  Zwar  ist  es  die  all- 
gemeine Not-  oder  Zwangslage,  die  die  Unbemittelten  in  die 
ßchleeliten  WohnuiiL'"<"Ti  trfMht;  nber  die  Ausbeutung  dieses 
allgemeinen,  wirtseliaftlieiien  llruekes  wird  man  als  Wucher 
in  dem  l>ishing  festgeütellteu  Sinne  nicht  bezeichnen  können. 
Mail  mag  sogar  so  weit  gehen,  zu  sagen,  dafs  beim  Mieten 
unbrauchbarer  Wohngelasse  regelmafbig  die  Notlage,  der 
Leichtsinn  oder  die  Üner&hrenheit  des  einzefai«i  Hieton  eine 
BoDe  spielen ,  ja  den  Ausschlag  geben ;  aber  es  ist  doch  zu 
erwMgen,  dafs  diese  Voraussetzungen  des  Wuchers  vor  Ge- 
richt im  einaelnen  nachzuweisen  sind,  r^^efanälMg  wohl  schwer 
nachweisbar  sind,  und  dafs  hieran  dann  die  ganze  Absicht 
des  Gesetzgebers  scheitern  kann.  Man  innfs  hier  eben 
mit  scliiirferen  Waffen  kämpfen.  Man  darf  und  mufs 
bei  der  im  entgeltlichen  überlassen  einer  unbrauchbaren 
Wohnung  immer  liegenden  UnverhältJiismäfsigkeit  der  dem 
Gläubiger  erworbenen  Leistung  von  den  weiteren  Erforder- 
nissen des  eigenätchen  Wuchers  absehen ,  und  man  vermag 
das  um  so  eher  als  diese,  wie  bemerkt,  die  regelmäf eigen 
Begleiter  >Icher  Mietverträge  sein  werden^.  Ein 
solch  wunderlicher  und  doch  von  mancher  Seite  mit  dem 
kühlen  Tröste  des  „habeat  sibi !"  abgefertigter  Vertrag  wird 
£fwt  immer  von  Elend,  Not  und  Bedrängnis  diktiert  sein,  unter 

'  Bücher  n.  n.  O.  S.  '.]'>()  ..?Avnncr9\ü^e**.   Ich  darf  anch-anf  die 

Schlufsbc*morkung  de^  §  1  oben  veiweisfu. 

Forschungen  (53)  XII  3.  —  ScLneider.  7 
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Umständen  auch  von  Furcht  vor  ^5  361,  No.  8  Str.G.B.,  der 
den  .säumigen  ( >l)(lachlosen  „nach  Verlust  des  bisherigen  Unter- 
kommens" mit  Strato  bedroht.  Man  bleibt  deshalb  auch  mit 
Hok-hom  Keehb»?iatzc  (kr  Vorschrift  des  vielbernfmen  fr.  25 
de  probat,  XXll,  3  noch  völlijL:;  tVrii ,  (]if  nicht  nur  dem  „to- 
reusium  rerum  cxpers  vel  alias  siuipliritato  gaiidens",  soud«'rn 
gar  dem  „dosidiae  deditus"  einen  unbe*>ründeten  Rechtsschutz 
zukommen  lassen  wollte! 

Will  man  aber  andererseits  über  den  Wueherbegnff 
hinaus  und  unter  Verneinung  eines  der  Hauptgrundsätsse  des 
fetzigen  Rechts^  nttmlich  der  Zulässigkeit  freier  Preisyerein- 
baruii;^  gar  zu  einer  allg<Mnoinen  obrigkeitlichen  Festsetzung 
dr  r  iNIietpreise  sich  entschliefsen  ^  beziehungsweise  zu  deren 
gerichtlicher  Ermäfisigung  im  Streitfälle,  wie  beides  ja  auch 
schon  vorgesclilagen  ist,  so  würde  It  h  dem  allerdings  in  keiner 
Weise  folgen  können.  Freilich  darf  man  sicii  nie  ht  zur  Wider- 
legung auf  die  Unmöirlichkeit  dor  dann  nötigen  Abschätzung 
berufen;  denn  dieser  Aufgabe  müssen  sich  beispielsweise  die 
Gerichte  in  den  Fällen,  wo  ein  bestimmter  Mietpreis  nicht 
festgesetzt  war",  auch  jetzt  seliun  unterziehen  und  wiirden  sich 
nach  dem  Baehrscheu  Vorschlage  in  dessen  345  unter 
den  hier  gegebenen  Voraussetzungen  jedenfalls  ebenso  asu 
unterziehen  haben.  Ebensowenig  dttrfte  die  gröfsere  Verwick- 
lung und  Beschwerlichkeit  des  Prozefsverfahrens  für  die  Be* 
hörden  und  für  die  Beteiligten  selbst  am  letzten  Ende  den 
Ausschlag  geben  y  wenn  sich  mit  ihnen  ein  gesundes  volks- 
wirtschaftliches Ziel  erreichen  licfse.  Doch  das  dürfte  im  §  3 
oben  schon  genügend  erörtert  sein. 

Aber  selbst  wonn  nur  im  Streitfalle,  also  vor  (tericlit, 
unter  B e i  s e  i  t  e s  r  Ii  i  eb u n g  des  v  <•  r e  i  n b a r  t «' n  Preises 
eine  amtliche  Abschätzung'  auf  den  billigen  Mietpreis  statt- 
ünden  sollte,  so  würde  schon  diese  dann  nicht  mehr  ganz 
seltene  Mafsnahme  etwas  aufserordentlieh  Hiilsliches  und  ver- 
mutlich ftir  alle  Teile  unbefriedigendes  haben.  Sehr  lehrreieli 
und  besser  als  alle  langatmigen  Ausmnandersetzuugen  ist  in 
dieser  Richtung  ein  in  Seufferts  Archiv  (Bd.  XVI,  S.  404) 
mitgeteilter  Fall,  wo  man  zur  ErmitUung  eines  Versicherunga- 


■  Man  vorgl.  darGber  S trüben.  Rechtliehe  Bedenken  II,  8.  193; 

R.  V.  Holz  sc  Im  her,  Theorie  und  Kiuniistik  I,  S.  m  III,  S.  18,  15. 
750;  Thon  in  Lind  ob  Zeitschrift  für  Civilreoht  u.  Prozcf^  X,  S.  20« 
Anm.  4,  S.  211;  Seufferts  Arch.  IV  Nr.  216  (Jena),  XXI  Nr.  46 
(Wolfenbüttel),  XXIV  Nr.  193  (MQnclien).  —  Bficher  a.  a.  O.  S.  354 

meint,  dnr  übliche  Mietzins  sei  kaum  schwerer  festzustellen  als  der 
übliche  Zinsfuf«*.  —  was  denn  doch  wohl  br'7:wfifrlt  werden  möchte. 
AVej^en  einer  derartigen  richterlichen  Bestiiiuiiniigs|>tlit'ht  verweise  ich 
noch  auf  fr  6,  fr.  76,  SO  pro  soc  XVIF,  2;  fr.  fr.  86  pr.  mand. 
XVII.  1  und  jetzt  an.  Ii  ( Ii- Werbeordnung  ^  lir»  für  dni  i'tAv;ri^iMi  Sfr.-it- 
fall  (.Wuiinun<<;  und  Landuutzuog  gegen  die  ortsübliclicu  Miet* 
und  l'achtpreisc"). 
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8ciiaden8  nicht  zar  Abschätzung  der  ^eächfidigten  Ware  durch 
die  mehr  oder  weniger  nach  Wiilkttr  urteilenden  Sach- 
Torständigen  griff,  sondern  es  vorzog,  „aich  der  hie  nnd 
da  nicht  ;^'anz  zti  venneidenden  Verletzung  durch  die  bei 
Auktionen  vorkomniendf^n  Zufälligkeiten  auszusetzen,  um  in 
allen  FslliMi  wie  auf  Seite  des  Versicherten,  so  des  Assecura- 
teuirt  das  Verirauen  haben  zu  können,  dals  jeder  subjek- 
tive Eintlufs  entfernt  geblieben  sei"! 

Und  ferner  ist  dann  noch  in  diesem  Zusanim«  nlian^^c  zu 
bedenken,  dals,  wo  es  doch  liaupt.'<ächlieli  auf  Unterdrückung 
der  schlechten  Wohnungen  selbst  ankommen  mufs,  man  an 
diese  Aufgabe  besser  unmittelbar  herantritt  Endlich  auch, 
dafs  eine  wirkliche  Verbesserung  auf  diesem  Gebiete  wohl 
nur  «ehr  .s<  Iton  *  ohne  Preissteigerung  zu  ermöglichen  sein 
wird,  1111(1  die  freie  Preisbildung,  gegen  die  das  oben  erwähnte 
Edikt  Diokletians  in  so  verhängnisvoller  Weise  verstiefs, 
gewissermafsen  das  Ventil  zur  Ausgleichung  des  Druckes  der 
Reehtssätze  gegen  unbrauchbare  Wohnuniren  bildet,  wie  sie 
die  .illgemeino  wirtsehaftlicliL'  I^age  vorlangt.  Gegen  über- 
niUfsIge  Mietpreise  wird  der  Ke<;el  nach  nur  eine  Priiventiv- 

Solitik,  also  Mafsregeln  auf  wirtschaftlichem  Ocltiete  h<  lfen; 
as  Gesetz  schafft  ebensowenig  ausreichende  W Ohngelegenhcit, 
wie  ea  etwa  die  Armut  verbieten  kann;  und  mit  Zinstaxen 
hat  mau  noch  nie  billiges  G^ld  und  wird  vermutlich  auch  nie 
billige  Wohnungen^  sduiffen.  Es  ist,  besonders  wegen  der 
sanitären  Interessen,  schon  sehr  viel  erreicht,  wenn  ein  wirt- 
sehaftltcher  Druck  nur  im  Geldpreise  zulässig  ist  und  sich 
nicht  unter  der  Leistung  unbrauchbarer  Räume  verbergen 
darf.  Besonders  wichtig  ist  dies  auch,  weil  jetzt  weit  leichter 
das  Eintreteiunflssen  der  Zwangsarmenpflege  zu  bestimmen 
ist.  die  son.st  den  Verarmten  auch  im  elcndrstcTi  Oolasse  noch 
sitzen  lillst.  Der  wirtsihattliclic  Ifingkampf  der  Parteien  mufs 
durt-liaus  auf  da.s  finanzielle  (lobiet  verlegt  werden;  die  Tlber- 
Iptreiiheit  des  Vennieters  darf  sieh  nicht  in  einer  schlechten 
Litäsiiuig  seinerseits,  sondern  nur  in  der  gesteigerten  Getjen- 
forderung  ausdrücken,  üu  Druck  niufs  auf  dem  Reehts- 
gebiete,  wo  der  Vermieter  zu  einer  tauglichen  Leistung  ge- 
zwungen wird,  soweit  er  überhaupt  Wohnräume  vermieten 
will  (und  kann),  gewissermafsen  abgesperrt  und  auf  jenes 
hinttbergeleitet  werden. 


'  Vom  Gegenteil  konnt<'M  im  Früli  jalir  allordiiii^s  dii*  Zt'ituiiij;'on 
aus  Frankfurt  (Main)  herit  lifen .  infolge  der  Beiuülmiitcru  einer 
dortigen  Aktiengesellschaft  zur  Errielitung  von  Arbeiterwohn uugon. 

Dafs  dies  aucli  gar  nirlit  der  n&chste  Zweck  der  WoImung»politik 
sein  könne,  ist  vielfaeli  anerkannt,  z.B.  von  Kalle  a.  a.  O.  Vu,  S.  45; 
Delbrück,  Preufs.  Jahrbücher,  Novemberheft  1891  S.  732. 
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Mit  einer  Mietzinstrixo  wird  sich  nichts,  mit  civilrccht- 
liclior  Wiu'lierverfolgung  zu  wenig  fuT  den  Wohnungsmiet- 
vertrag erreiclien  lassen. 

§  »• 

Fortsetzung.  —  Soiistij^e  Rechtsbehcife,  insbesondere  die  (Ge- 
schlossenheit der  Kectitsinstitntc  und  das  Verbot  eines  Ver* 

stoL'ses  gegen  die  gnten  Sitten. 

Von  den  sonstigen  Handhaben,  mit  denen  man  vom  Boden 
des  jetzt  geltenden  Rechts  den  grofsen  MiTsständen  in  dem 
Mietwohnungswesen  abhelfen  könnte,  habe  ich  im  Vorüber- 
gehen schon  die  sorgfältige  Abwägung  und  Deutung  der  Vor- 
gänge beim  Vertragsabschlüsse  und  bei  der  Übernahme  der 
WohnuTi<;,  insbesondere  der  zu  keinem  wortlichf^n  Ausdrucke 
gelant^cnden ,  und  die  Vermeiiluiig  der  leidigen  „Kon- 
e  tr  u  k  ti  0  n  B  wut"  ^  als  selir  »-rheblich  bezeichnet.  Einer  ein- 
gehenderen Behandlung  dieses  Punkt(?8  sehe  ieh  mich  hier 
um  so  mehr  überhoben,  als  ich  bereits  früher  in  meiner 
Schrift  „finntttlunff  und  Feetstellong  deo  ISftchverhaits  im 
Civilprosesae*  die  rar  den  wirklichen  Sehnte  des  nmtarielleB 
Rechts  so  durchschlagend  wichtige  Au%nbe  des  Gerichts  im 
altgcmeinen  behnndelt  habch  Sie  bliebe  nntttrlich  dieselh« 
auch  bei  etwaiger  Abänderung  des  Mietrechti  hn  social» 
Sinne. 

Bezüglich  weiterer  Mittel  zu  dem  gedachten  Zwecke 
könnte  man  an  das  Verbot  der  so<r(  nannten  Ohikrine  denken, 
wie  es  neben  der  Un7:uliissigkeit  der  Verembarungen  „gegea 
die  guten  Sitten"  beispielsweise  von  (^ierke  (a.  a.  O.  S.  18 
und  29)  besonders  in  Vorseh  lag  gebracht  ist;  aber  das  ein» 
wird  noch  weniger  Erfolg  haben,  als  das  andere. 

Mit  einem  allgenicincn  Chikaneverbote  ist,  wie  die  Er- 
fahrung gelehrt  hat,  überhaupt  nichts  auszurichten;  das  be^^ 
Stätigt  a.  &.  auch  R.  Jhering  in  seinen  Jahrbftchem 
Bd.  2S,  S.  295  und  Rewoldt  in  seiner  Untersuchung  in 
Grnchots  Beiträgen  Bd.  24,  S.  702.  Statt  eines  solch  all- 
gemeinen Satzes,  der  höchstens  zu  Prozessen  anreizt,  die  an 
der  Schwierigkeit  des  Beweises  fUr  den  Kläger  scheitern,  ist 
der  sorgi^ltige  Ausbau  der  einzelnen  Rechtsinstitute,  mit 
wohlerwogener  Abmessung  und  Sieherung  der  gegenseitigen 
Rechte  und  Pflichten,  weit  m^Aw  rui/tistn>ben.  Zu  irgend- 
welcher wissenschnt'tlirhcn  Kinigimg  über  den  Inhalt  des 
Chikaneverbotes  ist  es  meines  \\  issens  überall  nicht  gekom- 
men; die  Rechtssprechung  (Seufferts  Archiv  Bd. «51  Nr.  117 

*  Den  Tliatsacben  wird  das  Netz  der  juilrttischen  Begriöe  »o  fest 
übergeworfen,  dafs  sie  aich  völlig  gefangen  und  wehrlos  sehen! 
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lind  118;  Bd.  32  Nr.  204;  Bd.  35  Nr.  273;  Bd.  37  Nr.  292; 
Bd.  45  Nr.  167)  hat  sich  im  ganzen  auf  die  Verfaindenuig 
des  tiNeidbans'*  beschränkt,  und  selbst  das  hat  Dr.  O.  Baehr 
in  seinem  „Oegenentwurfe*  zu  §  985  fllr  bedenklich  erklärt  ^ 
Auch  die  Verhandlungen  im  prenCsischen  Landesökonomie- 
kollegium  (a.  a.  O.  S.  492)  haben  zu  keinem  greifbaren  Er- 
gobnfsse  geführt,  obwohl  der  Sohmollersche  Antrag:  „Es 
bedarf  der  Aufnahme  von  Vfirsclirifton  [in  das  B.G.B.]  wider 
die  inilöbrfluchliche  Ausübung  der  Rechte  einschliefslich  des 
Eigentunis  und  insbesondere  wider  die  Chikane  nach  dem 
Vorbilde  des  preufsischen  Landrechts'',  mit  11  gegen  9  Stim- 
men angenommen  wurde. 

Was  dagegen  die  Feststellung  einzelner  wesentlichen, 
den  Zweck  gewisser  Rechtiinstitute  sichernden  Bestimmungen 
aolangty  so  machte  ich  noch  bemerken,^  daCs  deren  oben  (§  4 
a.  A.)  bertthrte  Geschlossenheit  im  römischen  Rechte, 
welches  nur  eine  Reihe  „individualisierter**'  Vorpflichtnngs- 
arten  mit  ihren  gleichsam  in  Apothekerbttchsen,  wie  Baehr 
,  sich  gesprächsweise  mir  gegenüber  einmal  ausdrückte,  ver- 
teilten Klagen,  mir  auch  jetzt  noch  nicht  ganz  versehwunden 
zu  spin  scheint,  olrwnld  diese  eigentümliche  Schranke  der  all- 
genieiuen  Vertragstreilieit  meines  Wissens  nicht  die  genügende 
Beachtung  gefunden  hat.  Nicht  zwar  so,  als  ob  man  bei  der 
Miete  beispielsweise  auch  jetzt  bestimmte  Thatbestmdsmerk- 
male  nicht  verlangte;  vielmehr  insofern,  als  man,  sind  jene 
nicht  vorhanden,  mit  dem  fr.  80.  §  3  de  contr.  emtione  und 
der  oben  angeführten  Entscheiaung  des  OberappeUations- 
gerichts  zu  Jena  (Seufferts  Arch.  IV  Nr.  216)  unbedenk- 
fich  und  flogs  ein  „aliud  genus  contractus*  auf  Grund  der 
ja  vorhandenen  allgemeinen  Vertragsfreiheit  annimmt  und  lAch 
infotge  des  völligen  Selbstbestimmungsrechts  der  Parteien  so- 
gar vor  der  Aushülfe  nicht  scheut,  mittelst  „Konversion'' 
Schenkung  als  unter  ihnen  vorgenommen  anzusehen,  um  ihnen 
nur  ja  nicht  das  beabsichtigte  oder  thatsMcIdich  bereits  vor 
wirkiicbte  wirtschaftliche  Ergebnis  zu  stören^.  Auch  die  Be- 


*  Man  vef^.  auch  noch  die  Reichsgerichtsentschoidung  Bd.  XVII» 
S.  4^^  wnir-n.  Verstehe  ich  EcetiiH  a  n,  O.  T,  S.  8f)  recht,  so  setzt  er 
dai^  Verbot  der  Ohikaue  und  der  Verträge,  die  gegen  die  Sittlichkeit 
veretofscn,  in  unmittelbare  Beziehung. 

*  Dernburg,  Pandekten  II,  8.  690;  R.  v.  Jhering,  Geist  II.  l 
§  a'^  (S.  206)  uiul  n,  2  S.  31G  Aiim.  507.  Auf  das  heutige  Recht  be- 
sieht sich  dagegen  die  bei  »Giner  ßek&mpfang  der  Unübertragbarkeit'' 
der  Eisenbahnracklkhrkarten  (in  den  Janrbüäieni  f&t  Doffmeak  Bd.  S8 
8.  329  ff.)  gethanc  Äufserung  (S.  331):  „Der  Wille  der  Fsrteien  kann 
ein  RechtHinatItut  ni(>ht  zu  etwas  Anderem  maehen,  als  was  es  einmal 
ist:  wer  ein  luhaberpapier  ausgiebt,  muCs  sich  die  Konsequenzen  — 
gefallen  lassen.^ 

*  Windscheid  a.  a.  0.  §  405  gegen  Ende:  ..so  liegt  nicht 
GeaelUcbaft  vor,  aondem  eine  unter  dem  Namen  der  Geaellscbaft  ver- 
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gründungen  zu  dem  Entwürfe  des  B.Q.B.  III,  S.  2  stehen 

auf  diesem,  ich  niöclite  sagen,  verschwommenen  Standpunkte; 
besonders  die  Annahme  einer  Schenkung,  die  unter  Umständen, 
9S.  B.  beim  Versicherungsvertrage  in  solchem  Falle,  aller  Ver- 
nunft widersprechori  kann,  ist  für  diese,  ich  mufs  auch  hier 
sagen,  manchesterliche  Atiffassung  der  Partei hcredungen  lie- 
zeiehnond.  Als  Kechtsregel  wird  dainit  liin^-estellt,  was  ih-iiii 
doch  Saehe  thatsäch  1  icher  Auslegung^  ist,  wie  <lie 
hier  einschlagende  treffende  Vorschrift  des  A.  L.  R.  I,  17,  >;  -145 
und  24(3  beweist,  wonach  die  sogenannte  societas  leonina  zwar 
auch  nach  den  Kegeln  von  der  Schenkung  zu  beurteilen  ist; 
„kann  aber  das  Abkommen  als  Schenkungsvertrag  nicht  be- 
stehenso  mufs  Gewinn  und  Verlust  —  nach  gesetdichen 
Grundsätzen  verteilt  werden**.  Jenes  aber  ist  eine  Übertrei* 
bung  des  Bestrebens,  „Rechtsgeschäfte  möglichst  aufirechtzn- 
erhalten*',  das  vielleicht  durch  §  III  des  B.G.B,  demnftchst 
auf  ein  richtigeres  Mafs  zurfickgefiihrt  wird;  die  Lehre  von 

steckte  Schenkung'*.  §  386  a.  E. :  „Für  den  Fall,  wo  Vorkäufer  txhr 
Käiif« T  von  ihrer  Willkür  einen  derartiL''*  ?»  ftfliraiich  machen,  daf?»  ilire 
Leistung  als  Auui\alent  der  Gegeuki.stuiig  ^ar  uicht  mehr  angeseiieu 
werden  kann ,  riätj  nicht  Kaaf,  sondern  Schenkung  vorbandeii.'' 
A.  A.  ist  ChatiiboM  a.  a.  O.  S.  ir)S  und  schon  Pufencrorf,  De  jure 
natuzae  et  ^tMitinm  \',  cap.  III  § 

'  Für  den  Fall  der  ^Kouversion"  so  durchaus  zutreffend  Künn^r 
im  Arcli.  t.  d  c.  Pr.  Bd.  3H  S.  69. 

'■^  Niciit  etwa  wogen  Fonnmangel  ungültig  oder  aU  Schenkung 
unter  Khegatten  unwirksam  (fr.  32,  §  24  AAl\  ,  1),  sondern  weil  ver- 
nünftigerweise den  Beteiligten  keine  Sehenkungsabsicht  untergelegt 
werden  kann.  So  scheint  mir  wenigstens  auch  Eccius  a.  i.  O.  ft, 
S.  370  Aniii.  6H  dicHe  Stelle  aufzutaBsen.  Ein  nt  ispirl  eines  nn\t'h 
tollen  VirtragfCÄ  hat  Seufferts  Archiv  Bd.  XIX  Nr.  liXJ;  er  wurde 
vom  Obergenehte  Wolfenhüttel  filr  niebtig  erklärt  —  Im  französischfin 
Rechte  (vergl.  Laurent  A.  a.  0.  S.  iß,  298  und  ganz  b«h«>ii'ieni 
XXV,  Nr.  36)  spricht  man  von  ..clauses  probibees**,  die  tollwcix-.  ln  im 
cheptel,  gestrichen  werden  (Code  civu  Art.  1811),  teilweise,  bei  der 
societas  leonina,  das  ganze  Oechiift  vernichten  (Art.  1855).  Laurent 
bemerkt  von  der  ersteren  Wirkung:  „Elle  vent  pr^mnnir  les  chepteliers 
contre  leur  ignoranc»»  et  huir  niisrrel''  —  und  %'on  «fer  l<tztiTeii: 
-Toutet'ois  il  y  a  une  limite  k  la  liberte  des  partie»  contractants  *•  — 
Ich  bedauere  lebhaft,  diese  allerdings  ranflehst  nur  theoretisch  int  er* 
eysante  Lehre  hier  nicht  eingehender  behandeln  zu  dürfen;  ihre  Über- 
tragung aus  dem  fninzfiRischen  Rechte,  da«  sie  klar  vor  Augen  zu  haben 
«icheint,  dürfte  auch  für  unsere  juri^itidche  Theorie  nicht  unfruchtbar 
sein,  besonders  deshalb,  weil,  wie  man  weils,  selbst  solch  allgemeine 
Sätze,  \y\o  der  ..von  der  unbedingten  Vertragsfreiheit.  sDWt  it  ihr  nicht 
das  «itVcntliche  Intcit  sse  oder  das  fJehot  der  Sittlichkeit  entgegentritt," 
durch  falsche  oder  ungenaue  Foruiulii  rung  arge  Schäden  in  der  Rechtji- 
sprcchang  erzeugen  können.  Selbst  Laurent  vermeidet  diese  hier 
nicht  imm*r,  lici-^pielsweii^e  Bd.  XXV  \r.  129;  übrigeuf^  i^^t  es  für  die 
vorliegende  Erörterung  interessant,  dal»  gerade  er  wieder  (Nr.  36  vit.) 
einen  Fall  mitteilen  kann,  in  dem  b<'im  Miet vertrage  eine  Klausel, 
die  den  Vermieter  von  jeglicher  Verbindlichkeit  entbinden  sollte,  unter 
Aufrechterbaltang  des  Vertrages  selbst  gerichtlich  als  ungültig  er- 
klärt  »ei. 
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d«r  sogenannten  „Konverflion**  *  der  Uechtsgeschäfte  scheint 
eben  in  dieaem  Punkte  einer  gewissen  berichtigenden  Ein* 
schrUnkung  zu  bedürfen. 

Dio  Kcchtsordntmg  schreibt  keine.^swegs  vor,  dafs  das 
t'i;;tMitlie)»  von  den  l'iirtcien  gewollte  Rechtsgeschätt,  bei  dem 
ein  Stück  der  Vereinbarung  gegen  eine  wesentliche  Vorschrift 
des  betreffenden  Reehtsinstituts  verBtölst,  ercwissenualaen  durch 
alle  anderen  mögliclion  Rechtsgetjchiit'te  liiiidLireh  und  äufserstcn- 
falls  auf  eine  Schenkung  zurückinterpretiert  und  so  autrecht- 
erhalten  werde,  sondern  sie  erklärt,  wie  fr.  29  §  2  XYII^  2 
bei  der  societas  leonina,  die  ganze  Vereinbarung  einfach  fllr 
nichtig  oder  streicht,  wie  §  246,  I,  17  des  A.L.K.  oder 
etwa  die  §  626,  Abs.  5,  §  1167  und  767  des  B.G.B,  eben 
dieses  Stück  aus  der  Vereinbarun;^^  ^.  halt  also  insoweit  mit 
anderen  Worten  an  der  Geschlossenheit  oder  ünveränderlieh- 
keit  des  für  die  betreft'ende  Abmachung  mafsgebenden  Rechts- 
iustitutes  fest.  Dafs  das  der  allgeincincii  Vortragsfreiheit  zum 
Abbruche  gereicht,  ist  wohl  zweifellos ;  deckt  sich  aber  keines- 
wegs mit  iler  überall  alh'in  aufgestellten  ivegel ,  dals  gewisse 
Vereinbarungen  als  Ver.stuü(;  gegen  die  Sittlichkeit  od«*r  das 
ortc'Utliche  Interesse  nichtig  seien ^.   Denn  das  hier  einwirkende 


*  Eccius  a.  a.  O.  I,  S.  lUU;  üugcr,  luhaberpauiere,  8.  90  ff.: 
Dcrnburg,  Pr.  Privatr.  Ii  $  94  Anin.  8;  Windsebeid  a.  a.  O.  §  82 

a.  E.:  Römer  a,  a.  O.  S.  66  ff.  nälte,  aligeseheil  VOU  verbotenen 
RiHMits^esclülftf'ii ,  filmp  m»itere.s  jrde  Parteiveroinbaninj:;,  ho  brauchte 
man,  wie  mir  schciuen  will,  uie  uach  einer  uudereu  liechtaform,  iu  die 
die  {gewählte  konvertiert"  werden  könnte,  m  suehen.  Denn  auf  deren 
Bezeichnung  dun-h  die  Boteiligten  köinmts  ganz  gewifs  am  Ende  nicht 
an;  Bie  ist  nur  p'm  FincfTzeig  für  jene  auslegende  BeMtimmung. 

*  Nämlicli  die  stillüeliwoigendc  Au^dchliefäun^  der  liaftung;  aus 
dem  ^receptum  cauponnm'*;  cüe  Verfallklaasel  bei  der  P&ndbeetellung 
an  beweglichen  Sach<!n;  der  vertragsmafsi^e  Aus-Jchlnfs  der  Miteigeu- 
tunisteilung  über  .%  Jahre  hinaus.  Auch  die  im  römischen  Reehte  sehr 
Ktreuj^e  behandelteu  Dotalvcrträgc  gehören  zum  Teil  hierher,  z.  H.  iler 
Verzicht  de»  Ehemannes  auf  die  Früchte  des  Brautadiatzee.  Wind* 
i^eli^iid  a.  a.  ().  }5  506  Aum.  !)  bemerkt  «In/.u:  „In  einer  sok'hen  I?<  - 
»timmung  liegt  ein  Wid(«rsprueh  geetm  die  Erklärung,  dafs  tler  Mann 
eine  Dos  haben  Molle.  Rei  diesem  Widerspruclie  wird  die  positive  [?] 
Erklärung  aufreoiit  erhalten,  nicht  die  negative.  -  Man  wurde  auch 
ij  ^v?.  Abs.  3  und  §  20  dea  neuon,  §  H9,  Abs.  3  «les  altfMi  Genosiipn- 
8i'hHt'tH;.'<  s.  tzos  heranziehen  kimnen;  allein  hier  wie  bei  allen  formtillen 
Vertrfiii.  h,  B.  dem  Wechsel,  wirken  noch  besondere  Gründe  mit,  um 
jenen  Grundsalz  mafsgeblicU  Nvcrden  zu  lassen.  Nur  zur  Erlftaternug« 
nicht  zMtii  Hrwclse  darf  ich  (h-slian)  .inf  dir  Worhsflordnunir^'iiovellen 
4  und  5  und  die  gute  Abiiandluug  von  Beyer  iu  Goidschmidta 
Zettschrift,  Bd.  34  B.  1  ff.  hinweisen. 

«  Z.  B.  WiiuU.  h.  id  a.  a.  O.  §  314  Nr.  3;  Dreyer  a.  a.  O.  II, 
|5  H4-">,  auch  §  370  Aiun,  3,  5}  377  Anm.  4:  vorsichtifjer  ht  schon  St<>bl)e 
ä.  a.  0.  §  166  Nr,  iV.  Bei  Thöl,  Einleitung  ins  deutsche  Privatrecht, 
und  selbst  bei  Windscheid,  Ztir  Lehre  de«  Code  Napoleon  von  der 
ITngftltigkeit  drr  Rechtsp»'s<  hilft«'  ( 1847),  wo  man  eine  dei  o  fl  ^sEr- 
iirtenuig  erwarten  könnte,  iindct  si«  U  iiii  hts.  Au-«  der  deiitsi  ht'u  juristi- 
schen Litteratur  weifö  ich,  da  Savigny,  System  §55  l»i  und  ;i49  und 
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^öflPentliche  Interesse"  ist  jedenfalls  nur  das  allgemeiner»',  wie 
es  an  den  c:oordneten  Rechtsverhältnissen  überhaupt  bcaicht: 
auch  bewirkt  die  ^Geschbösenheit",  wie  ich  sie  genannt  habe, 
nicht,  wie  jene  Regel,  die  Ungültigkeit  dor  ganzen  Verein- 
barung in  jedem  Falle.  Man  mache  die  Probe  mit  dem  §  63 
des  GenoBBenschaftsgesetzes  oder  dem  §  20  dort  Ein  (un- 
mittelbares) öffentUches  Interease  daraa,  dafs  man,  z.  B.  bei 
wohlthJitigen  Zwecken,  nicht  bestimme,  das  GeschAftsguthaben 
(§  71,  Abs.  2)  solle  nie  herausgefordert  werden  dürfen,  scheint 
mir  anerfindlich;  desgleichen,  weshalb  eine  Abrede  entgegen 
dem  §  20  (Uber  die  „zehn  Jahre''  hinaus)  etwa  „unsittlich'' 
oder  »gegen  das  Öffentliche  Interesse wäre,  da  hier  z.  B. 
fradc  die  Raiffeisenschen  Vereine  wegen  der  Sicherung 
es  idealen  Teiles  ihrer  Bestrebungen  diese  Ungültigkeit  leb- 
haft zu  beklagen  haben.  — 

Die  Anwendung  dieser  Au-iMnandersetzung  auf  den  Miet- 
vertrag ist  einfach.  Man  konnte  d  (  h  meinen,  —  und  Pro- 
fessor Menger  hat  es  in  der  That  ausgesprucheu  (s>.  u.),  daf:> 
die  Vereinbarung  auf  eine  unbrauchbare  Wohnung  bei 
ihm  «in  solcher  umstand  wäre,  ans  dem  die  Rechtsordnung, 
wegen  Verstofiies  gegen  den  vemttnftigen  Zweck  und  Sinn 
dieses  Rechtsgeachiftes,  den  Vertrag  entweder  ganz  oder  doch 
in  Bezug  auf  die  Verpflichtung,  den  Mietzins  zu  leisten,  für 
ungültig  erklärte,  ebenso  wie  in  dem  Beispiele  Laurents, 
wo  der  Vermieter  vertragsmäfsig  jede  Verbindlichkeit  von 
j^ieh  abzuschütteln  versuchte.  Diese  Sachbehandlung  würde 
übrii^'fns  grofse  Almlichkeit  mit  der  oben  besprochenen  An- 
weuduiii:'  einer  erweitei'ten  Ausli'Lning  „ex  tide  bona"  und  der 
Reichtigerichtsrechtssprechung  bei  den  Versicherungsklaus^'ln 
zeigen;  hier  wie  dort  wird  aber  der  herrsehenden  Ansiclit  das 
Zugestündnis,  dafs  dies  der  wahre  Siiiu  der  bestehenden  (le- 
setze  sei,  nicht  abzuringen  sein.  Der  Haujitwert  obiger  Er- 
Merung  lag  fUr  mich  d^halb  darin  zu  zeigen,  wie  die  wirk- 
liche ausdrückliche  Einfügung  eines  entsprechenden  Rechts- 
Satzes  in  das  Wohnungsmietrecht  auch  hier  wiederum  keinea- 
wegs  ein  „fremder  Tropfen  im  Blute"  würe.  Aufserdem  führt 
&ie  unmittelbar  zur  Prüfung  der  Frage  über,  ob  denn  nicht,  wie 
ja  Gierke  nach  dem  bereits  Bemerkten  will,  den  Mietver- 
trägen Uber  unbrauchbare  Wohnungen  aus  dem  Gesichtspunkte 
des  Verstofses  gegen  die  guten  Sitten  zu  Lteibe  gegangen 
werden  kann. 

Aber  aueli  diese  Frage  ist  zu  vernein«Mi;  es  ist  gar  nicht 
zu  erwarten,  dais  eine  irgend  wie  allgemeinere  Praxis  sich 


Lassalle  a.  a.  O.  I,  §  7  ff.  kaum  hierher  gezogen  werden  dürften« 
nur  die  obige  Auf^enmcr  R.  v.  ,1  Herings  anzuführen,  auf  die  ich  für 
die&eu  Zue^animenhaug  durcii  die  Güte  eines  Freundes,  Professors 
Detmold  in  Göttingen,  anfmerluftin  gemacht  bin. 
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dafUr  gewinnen  liefse.  Sie  sähe  sich  nicht  nur  denselbea 
Schwierigkeiten  gegenüber,  die  oben  bei  der  Unwirksamkeits- 
erklärung ex  fide  bona  dargestellt  sind,  sondern  noch  der  wei- 
teren, dafs  hier  die  BegrifFsfeststellung,  —  wenn  ein  Vertrag 
„contra  bonos  mores**  sich  verfehlt,  — >  so  ganz  besonders 
schwer  fidlt  WJt  der  FormaHemiiff  beteiekwelse  im  §  106 
des  Entwurfes  warn  B.G.B.*  ist  nersKcn  wenig  ffewonnen. 
Keinenfalle  dilrfte  übrigens  ein  solcher  liietvertiag  nlr  beide 
Teile  als  unverbindlich  erklärt  werden,  sondern  nur  für  den 
Vermieter  (fr.  1  pr.  de  condict  ob  turp.  XII,  5);  denn  sonst 
.könnte  diese  Vorschrift  ihre  Spitze  auch  gegen  den  Mieter 
richten,  der  doch  vielleicht  aus  dem  Vertrage  seinerseits  zu 
fordern  hat.  Auch  kann  man  wolil  die  Frage  aufwerten,  ob 
nicht,  wie  bei  allen  BonaeHdei-Vertriij^en,  so  auch  beim  Miet- 
vertrage die  Beurteilung  nach  dem  Billigkeitsmarsstabe  ^  zur 
Beseitigung  gewisser  luussttnde  bereits  mehr  leistet^  als  die 
Verwendng  ans  dem  Gesichtspunkte  der  ünsitdichkeiL  m.  s. 
W.  die  Fnge  nach  dem  Verhältnisse  dieser  bc^en  Rechts^ 
regeb  unter  einander.  Die  Wirkung  der  Bemessung  ex  fide 
bona  würde  von  der  der  anderen  übertrofFen,  wenn  man  an- 
nimmt, dafs  bei  ilir  die  richterliche  Entscheidung  vor  den 
wirklich  ausgesprochenen  Parteibcredungen  Halt  zu  machen 
habe,  also  zum  Beispiel  dann,  wenn  der  beiderseitige  Wille 
auf  Abschluls  über  offensichtlich  ungesunde  Wohnräume  ging; 
eine  derartige  Abmachung  liefse  sich  höchstens  als  unsittliche 
beaeichnen  und  beseitigen.  Die  Beurteilung  nach  bona  fides 
würde  aber  entschieden  weiter  greifen,  wenn  sie  sich  auf  die 
Abmessung  und  Herstellung  des  wirtschafdichea  Gleichgewichts 
oder  wenigstens  dessen  annähernde  Wahrung  erstrecken  dürfte, 
da  dessen  Verletzung  doch  nicht  ohne  weiteres  und  in  jedem 
Falle  unsittlich  genannt  werden  kann. 

Und  in  dem  Zweifel,  ob  man  dieses  gerade  beim  Ver- 
mieten einer  unbrauchbaren  Wohnung  sagen  darf  liegt  die 
Ursache,  die  der  rechtlichen  Verwerfung  eines  solchen  Ver- 
trages aus  diesem  Gesichtspunkte  fiist  völlig  den  Boden  ent- 
aieh^  obwohl  Air  sie  nach  dfem  ersten  Eindrucke  und  besonders 
nach  Au£BuHiung  der  Laien  auiserordenilich  viel  zu  sprechen 
•cheint  Auch  \>\\{\ii^  diese  Behandlung  der  Sache  dadurch 
noch  an  Wert  ein,  dafs  man  in  Fällen,  wo  der  Vermieter 
thatsächlich  die  Unbrauchbarkcit  selbst  nicht  gekannt  hat,  — 
trota  der  strengen  Haftung,  die  doch  ir.  19,  g  1  loc.  auch  bei 


*  „Ein  R<'ohts^e8ch»ft ,  desson  Inhalt  gegen  die  gjuton  Sitten  — 
▼erstACst,  ist  nichtig.'^  Baehr  t'urmuliert  den  §  114  semes  Uegenent- 
warfiM:  ^,£111  Rechtweschäft,  das  —  der  Sittlicokeit  widergtreitet,  «r- 
sengt  keine  VerbindUchkeit  zur  Erfiillunf;." 

•  Fr.  5  de  u.suris  XXII,  1  sagt:  „Generalitor  obaervari  convenit, 
bonae  fidei  judiciam  non  recq;»ere  pracstationcm,  quac  contra  bonos 
motm  desideretiir.'' 
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unwusentiichem  Vermieten  verfügt  (vergl.  oben),  —  nicht 
wohl  von  einer  uns  i  ttli  chen  Handlung  bei  ihm  sprechen 
kann.  Zur  Klarstellung  möchte  ich  hier  übrigen«  noch  fol- 
gendes bemerken,  wenii^hM'ch  ohne  auf  Einzelheiten  der  im 
allgemeinen  viel  zu  woni^  durcligoarlu'itetcn  Lehn'  von  dor 
Ungültigkeit  der  unsittlichen  Vertrage  einzugehen,  die  denn 
gerade  auch  durch  diesen  Mangel  der  gefiirchteten  richter- 
lichen „Willkür"  in  der  That  Thür  und  Thür  öffnet.» 

Die  Kultur-  und  Rechtsgcöchichte  lehrt,  dafs  die  Grenze 
zwischen  Recht  und  Sittlichkeit  je  nach  Völkern  und  Zeiten 
hin-  und  herachwankt  und  wesentlich  sogar  durch  wirtschaft- 
liche Strömungen  mitbeeinflufst  wird.   So  gilt  dem  Freihandel 
der  Wucher  nicht  fUr  unsittlich ;  denn  Wucherrertrtfge  können 
alsdann  aus  diesem  Grunde  nicht  angefochten  werden.   Ist  nun 
das  Hecht  die  Summe  derjenigen  Regeln,  die  die  Gesellschaft 
zur  Sicherung  ihrer  Lebensbedingungen  in  Form  des  Zwang(i» 
auff^tellt  (R.  von  Jhering),  oder,   wie  Baehr  (Rechtsstaat 
S.  4)  es  fafst,  derjenige  Teil  der  Gebote  des  Zusammenlebens, 
welchem  die  Bedeutung  gesteigerter  Notwendigkeit  und  d*^r 
Anspruch  auf  rtufsprc!  Krzwingbarkeit  zukommt,  so  ist  seine 
Herrschaft,  wii-  jetzt  das  allgemeine  Urteil,  selbst  bei  Maiuicra 
der  strengsten  Richtung  wie  ^Lahl  ,  lautet,  von  der  Sitte 
völlig  unabhängig,  womit  es  übrigens  durchaus  verträglich  ist, 
dafs  der  Gesetzgeber  bei  der  Feststellung  von  Recht  and  Ud* 
recht  nicht  nur  den  Zweckmäfsigkeitserwägungen,  sondern  auch 
dem  Gebote  der  Sittlichkeit  Gehör  gieht.  Die  Rechtsordnung 
ist  also  vollkommen  in  der  Lage  und  vermag  ihre  Selbständig- 
keit gegenüber  der  Sittlichkeit  darin  zu  zeigen,  dafs  sie  Ver* 
hältnisseii  oder  Abmachungen  zwischen  zwei  Personen,  — zum 
Beispiel  eine  Ehe  unter  nalieii  Verwandten  oder  ein  wucher- 
liches Zinsversprechen,  —  ent;:eg<'n  dr-n  ^<ittlie!ien  Anschau- 
ungen ihres  eiiccnon  Volkes  odrr  doch  weiter  Kreise  in  ihm 
Öcliutz  gewährt :  otler  umgekehrt,  moralisch   für  verbindlii  h 
erachtete  Ver|)Hiclitini^^<^n,  —  etwa  einen  fonnlosen  Vertrag 
oder  eine  Spielschuld,  —  nicht  als  rechtlich  bindend  anerkennt. 
Sie  wird  aber  im  allgemeinen  Rechtsvorgängen  oder  Rechta- 
verhaltnissen, welche  an  und  flirsich  gegen  die  Sittlichkek 
verstofsen  (pactum  de  hereditate  tertii  viventis)  oder  in  den 
meisten  Fällen  damit  in  Widerspruch  geraten  (Zinseszins- 

'  In  der  Zeitschrift  für  Invalidituts-  und  Alteinvcrsii  lipniiifr, 
Juhru^  nr,  S.  2ü  wird  mitg»'t(ült,  dafs  verschieden«'  Schiedsgerichte  rm 
Köiii;j;reich  Sachsen  die  entgelth'ehe  Uescnät'tigung  von  Eltern  hei  ihren 
Kiud(;rn  uIh  gegen  die  guten  Sitten  erachtet  hfitten!  —  Zugleich  ver- 
we;«>  u-h  auf  dic  uuteti  in  §  12  mitzuteilende  Äufserong  des  Frofessors 
Dr.  N 11  s  X  e. 

«  a.  a.  O.  II»  1  S.  170,  171.  Bei  Ad.  Wagner  a.  a.  O.  8.  «21 
findet  sich  die  ^ute  Bemerkungt  dafs  sich  das  \'ri  rnc^srccht  mehr  und 
mehr  von  d»^r  hmmiHchütig  gev\*is-«er  .Vutoritäten  befreit  liabe.  dufs 
dcöhulb  selten  noch  ein  pactum  turpe  augenummcu  oder  ein  Vertrag 
wegen  seines  Inhalts  als  nichtig  angesehen  werde. 
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versprechen,  —  stiUschweigeiul;  weil  wirtschafttich  ungefähr- 
lieh,  bei  Sparkassen  u.  s.  w.  erlaubt^)  auch  ihrerseits  ver- 
werfen. Daneben  ist  aber  zu  beachten,  dafs  es  auch  solche 
Rechtsvorgänge  oder  Kecht^verhilltnisse  giebt,  die  nur  aus- 
nahmüweiäe  zu  unsittlichen  Zwecken  mifsbraucht  werden. 
Dann  ist  es  begreiflich,  dafs  der  Gesetzgeher  die  an  und  für 
sich,  vom  rfM-litliclH'Ti  Gesii'hts|Minktc  aus  g'ülti'^en  Rechtsakte 
zur  Wahrung  der  Sittlichkeit  nidit  rmfrpclit  r-rhalten  wissen 
will.  Man  nehme  folgende  Bi  isjnelc:  c  ij  eii  k  u  ng«  v  e  r- 
sp reellen  an  jemanden,  der  dadurcl»  zur  Begehung  eines 
Murdt  s  l>estinimt  werden  soll  (fr.  2  pr.  dr  euiidiet,  ob  turpem); 
Dui  lehcu  an  einen  »ulchon  Sciienker,  damit  er  Mittel  zur 
Erfhiluug  des  Versprechens  habe ;  Maklergebühr  für  Vermitt- 
lung einer  Ehe*;  Vor  mieten  eines  verbotenen  Buches; 
Dienstmiete  einer  Dirne  (fr.  4.  §  2,  tit.  cit);  Verkauf 
von  Gift  oder  verdorbeneu  Lebensmitteln;  Kauf  einer 
richterlichen  Stimme  (fr.  2  §  2  ibid,);  Auslobung,  die 
jemand  durch  Strafanzeige  gegen  seinen  eigenen  Vater 
zu  gewinnen  sucht.  Der  Richter,  der  diese  ausnahms- 
weise eintretende  T^ngültigkeit  auszusprechen  hat,  verlüfst 
damit  also  das  eigentliche  Gebiet  des  Rechts  und  richtet 
nach  Vorschriften,  die  nirgends  greifbar  oder  geschrieben  sind, 
»oiidern  nur  in  der  allgemeinen  sittliehen  Auffassung  seines 
Volkes  leben;  innerhalb  der  Stände  und  Schichten  desselben 
oft  erheblich  von  einander  abweichen  und  in  jedem  Einzelnen, 
auch  im  Richter  selbst,  einen  verschiedenen  Wiederhall  finden. 
Wenn  Papinianin  dem  schönen  fr.  15  de  conditionibus  28,  7 
.,qaae  facta  laedunt  pietatem*  unter  die  Handlungen  „contra 
bonos  mores*  rechnet,  so  ist  jedenfalls  das  klar,  dafs  es  viele 
Pietätsverletzungen  giebt,  zum  Beispiel  gegentlber  fremder 
Religionsauffassung,  die  aufserhalb  ganz  bestimmter  Kreise  gar 
nicht  empfunden  werden  und  gar  nicht  nachempfunden  werden 
kr.nnon.  Der  Richter  wird  also  aus  verschieaeuen  Gründen 
geneigt  sein,  nur  in  dringenden  Fällen,  wo  sonst  ein  ganz  un- 
zweifelhatter  A'erstofs  p:»»^en  die  Sittliehkcit  den  Schutz  des 
Rechtes  fhnde,  solche  Entsclieidung  zu  treffen.  Zunäehst  weil 
die  ungewohnte  Lage,  nicht  nach  Rechtsregeln  entscheiden  zu 
müssen,  was  sonst  seines  Amtes  ist,  eine  besondere  Behutsam- 
keit erfordert,  und  weil  jene  Unsicherheit  der  sittlichen  Vor- 
schriften und  das  leicht  entstehende  Übermafs  einer  allzu 
subjektiven  Auffassung  seine  Entscheidung  zu  einer  doppelt 
verantwortlichen  macht*.  Sodann  weil  die  Rechtsordnung  selbst 

«  Stnl.bf'  fi.  ii.  O.  190  Anm.  Oo  Idschmidt,  VI.Jurist.it- 
tag,  S.  2Ö9;  liaehr,  Gegenentwurf,  §  SÜS,  Abn.  4;  Prcufs.  Laudes- 
Skonoiniekoileg  a.  a.  O.  S.  ö07  u.  899.  Abweichend  wunderlicher  Weise 
der  EutNs  urf  zum  B.a.B.  S  858,  Abs.  2. 

V«'r;^M.  liifi  'n  Tu>'  h  rCohler  im  Ardi.  f.  bnr|^«Tl.  R.  V,  S.  166  und 
ein  weiteras  Ueic«pit'i  lu  den  Civileutsch.  des  lieicUsgerichts  XXIX,  S.  99. 

•  Drejer  a.  a.  O.  S.  461,  Note  8. 
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dieses  Ein-  und  Übergreifen  des  Sittlichkcitgebotes  offenbar 
nur  ausnalimsweise  will,  da  sie  sich  dabei  mit  dem  Grund- 
sätze, dufs  duä  Recht  seinen  Selbstzweck  in  sich  trage  und 
nicht  aaf  den  Schnti  der  SitdieUbBit  ab  ioleheii  ansgeht,  fthr 
diesen  Fall  in  Widenprnch  setst  Ikidlioh  ^  and  diu  ist  die 
hervorragende  Schwierigkeit  praktischer  Art  hei  dieser 
Frage,  —  weil  es,  von  dem  Gesagten  ganz  abgesehen,  nicht 
leicht  zu  sagen  ist,  wann  man  Tom  sittlichen  Standpunkte  ans 

.  snnehmrn  müsse,  dafs  in  den  an  sich  rechtsgültigen  Vertrag 
das  zerstörende  Element  der  Unsittlichkeit  wirklich  hineinge- 
tragen und  darin  als  voilianden  anzusehen  sei.  Wflhrend  die 
dadurch  bewirkte  Ungülti;;k<'it  in  den  meisten  obigen  Fallen 
allerdings  nicht  zweifelhaft  zu  sein  braucht,  so  ist  dagegen 
heisnieUweise  der  Ver-  nnd  Ankmif  eines  ooideUs  nm  der 
BecntNpreohung  sehr  verachieden  hehandelt  Während  Üm 
das  Oberappellationsgericht  zu  Lttheok  (nach  Ravitt,  Aroh. 
t.  d.  civ.  Praxis  Bd.  58,  S.  66)  und  Dernburg  (Pandekten  II, 
§  16)  für  gültig  erklärt  haben  wUrden,  hat  sich  der  Pariser  Kassa- 

.  tionshof,  <^ns  Oberlnndesgericht  zu  Karlsruhe*  und  jetzt  auch  das 
Reichsgericht  (Civilentsch.  29.  Bd.  S.  109)  dagegen  entschieden  ; 
und  der  Ap})ellhof  zu  Pnu  und  das  Handelsgericht  zu  Montargis 
würden  dem  beigeslininit  haben*.  Das  Oberlandesgericht  zu 
Stuttgart  (Seuff er  ts  Archiv 46.  Bd.,  No.  178)  hat  den  Ankaul 
▼on  Mohiiien  Air  unsittlich  erklärt,  aas  deren  ErlOs  ein  Ehe- 
mann die  Mittel  enielen  wollte,  seine  £3iefran  hSswillig  an 
verlassen,  wie  der  KJtaferwn(ste;  und  W  in d scheid  (a,a.O. 
§  814  No.  3)  nimmt  sogar  an,  dafs  ein  Vertrag  „wegen  der 
Verwerflichkeit  der  Gesinnung,  welche  sich  in  ihm  verrät,** 
unsittlich  werden  könne.  Wttre  das  richtig,  was  man  mit 
Ravitt  a.  a.  O.  wohl  mit  Hecht  bestreiten  mufs,  so  ]»afste 
das  aUerdings  tretflich  auf  das  (gewerl)smäf8ige)  Vermieten 
unbrauchbarer  Wohnungen,  aber  leider  aucii  auf  viele,  viele 
andere  Verträge  unseres  heutigen  Verkehrs die  niemand  der 
Ungültigkeit  ans  diesem  Qrande  preisgeben  würde.  Wem  die 


'  Areh.  f.  büigerl.  Recht  I,  S.  8r,9. 

«  Cit.  Arch.  II,  8.  240  und  IV,  IS.  178.  Man  vergL  jeUt  auch 
noch  Kohler  a.  letsteiur.  O.  8. 1H  202.  In  seinon 
hat  das  Reichsgericht  (XTX.  8.  190)  Kolegcnth'ch  eines  dorartif^en  Faue» 
folpondo»  pp»«»pt:  „Nicht  ih-r  .ZiisHmiiu-nhanp'.  soiulrrn  <iie  posainti« 
8ub»t]iiiz  der  hier  verhandrlfcn  Verträge  und  der  e ig entl  i  i- h  »• 
Titel  der  hier  iibertra|penMi  Fordcningsrechte  ventoraen  gegen  Sitte 
und  Gesotz,  sind  iii<  hr  mir  unsittlich  Und  ttnerisiibt,  sondern  poaitir 
gesetxwidrig  und  verbrecUeruich.'' 

*  Ifsn  rmh  Uor  efaie  Bemorknug  «it  den  Begttndangen  der 
obengenannten  Wuchergesetjsnovelle  S.  8:  £0  „würde  mit  der  Sicher- 
heit de»  Verkehr?  kaum  vereinimr  sein,  jede  rfiek-^ichtHlose  Ausnntmnff 
günstiger  üm.-^lande,  jede  Erzieluug  uugewühulichcr  Gre«chäft«gewiiine, 
msg  ne  selhnt  im  einzehieu  Falle  sittlich  TerwerfUeh  eneheiani,  ohne 
weifterM  stiafreehtlicher  Verfolgimg  sanuftsea.* 
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Rechtsordnaog  aasnahmsweise  ^  ihren  Schuts  ▼eraagt,  wo  dessen 
Gewährung  cino  Rechtshandlung  als  gültig  anerkennen  würde, 
die  der  Unsittlichkeit  Vorschub  geleistet  hat  orler  leisten  soll. 
80  spitzt  sicli  dann  dio  Frairo  dsJiin  zu,  ob  diese  Förderung 
eine  uiiiiutlolljai  i^  oder  auch  ciae  nur  mittelbare  zu  sein  brauche, 
lind  hier  wird  mau  sich  vergebens  nach  einem  Wegweiser 
uaweheDy  wenn  man  ihn  nicht  mit  Dernburg  (a.  a.  OA  wie 
es  dann  aUerdinga  das  allein  BichtigA  ist,  im  junstiaehen  Takt- 
g«Alhle  findet 

Es  wird  keiner  weiteren  Auseinandersetzung  bedlirfeni 
dafs  von  diesem  Punkte  aus  den  MiJastKiiden  des  Wohnunga- 
mietrechts  nicht  abzuhelfen  ist 


§  10. 

SehlaTs.  —  Die  fieschaffuug  eines  aosreichenden  dis^itiveii 

Hechts«. 

AjB  letates  and  wirklich  hronehbares  Mittel,  den  gedacht 
ten  Mifsständen  wenigstens  in  etwas  zu  b^'egnen,  das  zwar 
auch  eine  Änderung  der  Gesetze,  aber  ohne  einen  Bruch  mit 
der  Vertragsfreilioit  forderte,  ist  schon  im  Vorübergehen,  bei 
Mitteilung  des  Baelirsch*"n  Vorschlages  im  §  477  seines 
„Gegenentwurfejj",  erwähnt  Es  ist  di<^*  Schaffung  eines  guten 
diäpositiven  Rechts,  das  wenigstens  da,  wo  die  Parteien  selbst 
Beatimmungen  zu  treffen  absichtlich  oder  unabsichtlich  yer- 
absBnmtaiy  ihnen  einen  ertrflgliehea  BeehtMoetand  nnd  ein 
annähetBdea  Gleichgewicht  nnter  ihren  gegcnseiten  Pfliehten 
sichert  Gegen  die  geriebenen  Vernneter,  die  mit  ^Formularsn* 
ihr  Gbwerbe  treiben,  wird  das  freilich  nichts  nutzen,^  da  es 
eben  im  Begriffe  des  ,. dispositiven  Hechtes"  liegt,  anderwei- 
tigen farisdrficklichen  ndrr  stiUschweigeDdea)  Verabredimgen 
der  Beteiligten  zu  weichen. 

Nun  besteht  freilich  in  Bezug  auf  die  Gesaiiitl)nmch- 
barkeit  einer  Wohtuing,  wie  bereitä  im  §  6  erwjihnt,  im 
heutigen  Rechte  wohl  überall  eine,  der  entgegenstehenden 
Partaiabmacha^  nachgebende  Pflicht  des  Vermieters,  eine 
brauchbare  Wohnung  m  gewahren",  besw.  die  Wohnang 
In  bntnchbarem  oder  ^zum  Tertragsmättigen  Qebtanche  geeig- 


*  Das  int  auch  dio  Auffjtösunf;  von  Ravitt.  —  «!.  S.  :i  m.  a.  O.  — 
und,  wie  ea  «eheint,  von  1*  fa  ff  S.  löü  Auin.  1 1  scim-r  Schritt ;  „Lu  fraudem 
legis  agere,"  —  Über  die  Stellung  der  Rieht-  r  la  solchen  Fällen  vergl. 
man  auch  noth  Ha  ehr  in  der  Kritiaohen  VierteUahnachrift  BdL  81 
S.  814  and  KoUler  a.  a.  O.  S.  240. 

*  Man  YWf^.  Mer  die  entsprechendeot  spiter  mitsnteileadea  Vor- 
kommnisse in  Triaiid  (|  12). 

*  Fr.  19  §  2  in  fflocHti  ;  A.L.R.  I.  21  §  272;  österreiehi^eho'^  Twp- 
m^Ubuch  II,  25  §  1096i  Code  civil  §  1720-,  B.G.B.  S  5o4  (auch  iiu 
zweiten  Entwürfe) ;  codioe  eivile  del  regne  dltalia,  Art  ld76  Abs.  1,  n.  s.  w. 
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n^^ton  Zu<>tanfle~  7ai  (lbt'r<j;«  l>i  n.    Es  umfafst  darin  auch 

da»  Hecht  auf  eine  o  r  d  ii  u  ii s  m  ä  1  s  i  e  H  e  r  ^  t  11  u  u  g  d  r 
Vorhandenen  Ei  n  r  i  ch  t  u  Ji  g  <•  ii ,  zum  Beisjiifl  der  /»  r- 
brochenen  Fen»ter.  Allein  ist  nicht  nur  wichtig,  wie  <>hen 
wohl  schon  zur  Genüge  dargelegt  ist,  di  n  Unterschied  zwiäclien 
diesen  Punkten  fest  im  Auge  zu  behalten,  am  nicht  zu  der 
Sclilnfsfolgerung  zu  gelangen,  dafii  in  dem  atillBchweigenden 
Verzichte  auf  das  Recht  aus  den  Mtfngeln  auch  derjenige  auf 
eine  ordnungsmttfsige  Herstellung  im  obigen  Sinne  ohne  wei* 
teres  entlialten  sei;  es  ist  vielmehr  auch  sehr  ratsam,  dies 
durch  einen  besonderen  Rechtssatz,  wie  im  Code  civil  oder 
nach  dem  B  a  e  h  r  s  c  h  e  n  ^Gegenentwurfe*  unzweideutig  zum 
Ausdruck  zu  bringen. 

Ich  lasse  jedoch  diesen  Punkt,  obwohl  ich  auf  d'-n  mals- 
geb«  nd'-n  I  ntrrschicd  nucl)  «-iniual  zuruckkoniuicn  muff,  im 
übrigen  auf  aich  beruh<'n,  die  Aufstellung  einer  .H«jlt:}ien 
Vorschrift  aus  dem  Kähmen  meiner  späteren  Vorschläge  her- 
austritt, und  ihre  Wirkung  jedenfalls  nur  genug  sein  kann; 
bemerke  vielmehr  über  die  praktische  Bedeutung  der  „dis- 
positiven* Gesetzesbestimmungen,  deren  juristische  be- 
kanntlich durch  O.  B  Iii 0 w  im  Arch.  f.  d.  civ.  Praxis  Bd.  64, 
S.  1  ff.  trefflichst  dargelegt  ist^  nur  noch  folgendes. 

Ich  teile  die  Ansiclit  des  Entwurfes  zum  B.G.B.  (Bfr 
gründungen  lU,  8.  180,  188,  264,  425,  429,  473  u.  s.  w.) 
keineswegs,  wenn  er  sich  „gegen  den  Standpunkt,  durch  be- 
sondere positive  Vorschriften  für  das  Interesse  der  Beteiligten 
in  der  zw  eckmalsigen  BesoriruTi.^  ihrer  (ieschiifte  einzutreten", 
ablehnend  verhalten  will.  ]  )enn  das  Gesetz  wird  nicht  fiir 
Juristen  oder  gewandte  Ucftchäfisleute  allein  erlassen,  «ondern 
auch  für  den  gemeinen  Mann,  der  geraden  Sinnes  und  regel- 
mflfsig  mit  erstiunlicher  Geschäftsunkcnutnis  seine  Verträge 
schliefst  und  das  Vertrauen  hat  und  hegen  darf,  dafs  ihm  dann 
doch  das  Gesetz  zu  seinem  Rechte  veniilft.  Ich  erinnere  hier 
noch  an  die  durchaus  zutreffende  Bemerkung  Thudichums', 
die  „ablehnbaren  Rechtssätze erfüllten  ihren  Zweck  ^um  so 
besser.  Je  mehr  sie  dem  entsprächen,  was  Ubcrlegsame  Leute 
gewöhnlich  bestimmen  werden,  was  den  Bedilrfnissen  des  wirt' 
schaftlichen  Lebens  und  des  Verkehrs  am  besten  entspricht ; 
und  daran,  dafs  ein  gutes  dispositives  Recht  gerade  in  der 
vorliegenden  Sache  auch  von  anderer  Seite  schon  gefordert  ist. 
So  von  Dr.  Straufs  a.  <  >.  S  iM  1  nnd  l)r.  Aliquel  in 
den  Schriften  des  Vereins  fiir  ArnifMij)fle;:^e  und  VVohllhäti^^keit 
XI,  S.  58,  Anm.  1  (in  Bezug  auf  kurze  Mietzins- Zahlungs- 
fristen). Um  ein  diirclischlagendes  Mittel  handelt  es  sich  hier 
aber  deshalb  doch  nicht,  — 

£in  wiederholter  Rückblick  auf  das  Ganze  xeigt.  dal^ 


>  Jahrb.  f.  Dogmatik  Bd.  KXUl  S.  m. 
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maD  nicht  allein  zur  Sicherheit  des  Verkehrs damit  Vermieter 
und  Mieter  thunlichst  bestimmt  wissen,  woran  sie  siiul^  sondern 
g}inz  gewifs  auch  zur  Erreichung  der  Absicht,  die  Vermietung 
unbrauchbarer  Wohnungen  zu  unterdrücken,  feste  RechtssUtze 
wünschen  und  dabei  die  Beschränkung  der  Vertragsfreiheit 
mit  in  den  Kauf  nehmen  mufs.  Wie  das  geschehen  kann  und 
;iu>zut'iihren  ist,  und  wie  das  eivih*echtlicho  Verbot  durch 
»<>U3iigu  Hülisniittel  rechtbcher  Ntitur  untcrdtützt  zu  werden 
vermag^  davon  soll  nunmehr  im  folgenden  Paragraphen  ge- 
handelt werden. 

Ich  erinnere  zum  8chluö:>c  und  zu  nochmaliger  Bekräfti- 
gung, dafs  gerade  ein  solcher  Schritt  uneriäfslich  ist,  an  die 
Yielfach  herrortretende  Abneigung  unserer  Rechtspflege,  ihrer- 
seits selbständig  das  Recht  fortzubilden',  z.  B.  auf  dem  Gebiete 
der  uns  sogar  fest  willkürlich  erscheinenden  Schadensersatz- 
bemessung der  franztJsischen  Gerichte  und  der  französischen 
und  englischen  Rechtssprechung  über  den  „unlauteren  Wett- 
bewerb" (conenrrence  deloyale,  unfair  competition).  Und 
doch  ist  gerade  die  lotztorc  .'Infserst  lehrreich,  insofern 
sfe,  analog  dem  hior  Hcsprochenen,  den  Gefahren  drs  freien 
Gewerbebetriel)es  nach  Italien  seiner  früheren  Schranken, 
wie  O.  M  ay  e  r  in  Go  1  <1  s  c  h  ni  i  d  t  s  Zeitschrift  für  Handels- 
recht Bd.  26  S.  B65  ausdriuklicli  hestiltigt,  durch  eine  Art 
richterlichen  l^nnafsigungsrechts  zu  begegnen  bestrebt  ist,  sich 
also  der  oben  kurz  erwähnten  Richtung  des  englisch-amerika- 
niBchen  Rechts  betreffend  die  sogenannte  .consideration**  bei 
den  gegenseitigen  Verträgen  an  die  Seite  stellt'. 

hie  HeschriUikung  der  Vei  frai^sfreiheit  beim  Wohiiuugs- 
miety ertrage  und  die  dauebeu  verwendbaren  nuterstützeudeu 

Rechtsbehelfe. 

Dafs  nur  durch  einen  der  Abänderung  der  Parteien  ent- 
zogenen Rechtssatz,  der  ganz  besonders  auch  noch  jroiron  Um- 
gehung zu  sichern  ist,  und  wie  er  bislang  im  Mietvertrags- 
rr^chte  sich  nicht  vorfindet,  geholfen  wcrd<^n  kann,  möchte 
durcli  das  Vorhergehende  ,  so  hoÜe  ich,  erwiesen  sein. 

Inwieweit  dem  Verbr»te.  unbrauchbare  Wohnräume  zu 
vermieten,  dann  noch  durch  strafrcclitliche  Ahndung  seiner 
IJbertretung  oder  auch  nur  durcli  blolse  Polizeilruise  Nach- 

>  Planck  a.  a.  0.  Bd.  75  S.  391. 

<  Selbst  bei  §  6d  Str. G.B.  mnfste  der  Oese tsgeber  neabildend 

vorgehen ! 

*  Dir  liLziehiuig  ziiiri  ^ullf^tun»  iiu*u  PriiK-ipc  der  bona  fiiles'^  iniuiar 
auch  Truger  in  Gruchots  BeitrÄgen  Bd.  36  S.  209  an.  Über  das 
Verhältnis  des  ^unlautfroii  Wettbewerbes"  zum  §  705  des  B.  O.  R.  siehe 
aocb  die  kurze  Nachricht  im  Centralblatte  für  Kechtsw.  XLi,  S.  144. 
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druck  zu  verleihen  sei,  übergehe  ich ,  weil  diese  BVage.  nicht 
in  den  Rahmen  dieser  £rOrterang  fUllt;  nur  diese  Art  des 
Verbotes  sa  wählen,    woran  z.  B.  der  Bergamtsdirektor 

Dr.  Leuthold  (a.  a.  O.  Bd.  30,  S.  38)  denkt,  genügt  wegen 
der  vorHchiedencn  AufTassun^cn  über  die  Rückwirkung  solcher 
Vorschriften  auf  das  civilrcclitlicho  (rebiet  kcifipswot^'s .  — 
und  um  ein  Vorgehen  auf  du  .s(  in   li;ui(1elt  os  ^jt  h  ja  eben. 

wird  ausreichen,  für  dies<^  iirhauptung  nur  auf  folgende 
Schriftsteller  zu  verwoiHen :  Eccius  a.  a.  O.  Bd.  T.  S.  151, 
bebonderb  auch  Aum.  20  dort;  Dr.  Fr.  Kudeiuann,  Civil- 
rech^che  Wirkung  der  Verbotsgesetze  S.  107  ff.;  R.  von 
Jhering,  Geist  d.  r.  R.  II,  1  S.  144;  Kohler  am  letet- 
angegebenen  Orte  S.  291. 

Aber  aach  die  Tragweite  des  rein  civilreehtlichen  Ver- 
botes kann  je  nach  dem  einzelnen  Falle  ^ehr  verschieden 
sein^;  es  ist  deshalb  auch  hiern((tig,  die  Folgen  im  einzelnen 
genau  festzustellen,  wobei  man  Gruppen  von  ihnen  durch  die 
Begriffe  „Niclitigkoit"  oder  „Anfechtbarkeit"  zusammenfassen 
mag.  wenn  diese  durch  ein  kodifizierendes  Gesetzbuch  fe^t- 
gesteilt  werden;  ftir  ein  Einzelgeöetz  mag  e«  geratener  sein, 
sie  möglichst  ausführlich  und  im  einzelnen,  unter  Vermeidung 
jener  Begriffe,  zu  bestimmen.  Ein  gleiches  gilt  auch  von  den 
Vorschrilku ,  die  einer  Umgehung  vorbeugen  sollen ;  hissen 
sie  sich  auch  keineswegs  erschöpfend  aasiführeny  so  kaim 
dock  der  Gesetzgeber  dem  Richter  wenigstens  dadurch 
sehr  entgegenkommen y  dafs  er  den  wirtschaftlichen 
Zweck  seiner  Anordnimg  selbst  deutlich  ausspricht  nnd  knnd- 
giebt.  Ich  verweise  hierbei  noch  auf  die  Erörterungen  von 
Ende  mann  a.  a.  O.  S.  126  und  Baehr,  Reichsgerichts- 
arteile S.  157.  Und  dafs  endlich  solches  Verbot,  wofilr  ja 
auch  im  §  3  schon  verschiedene  Beispiele  gegeben  sind,  keines- 
wegs etwas  Neues  ist,  und  sich  in  mannigfaltiger  Ausirf^-^^al- 
tung,  u.  a.  auch  in  teil  weis  er  Aufhebung  der  Vertraga- 
pflichten.  zeigen  kann,  dafür  möge  noch  die  Besprechung  bei 
E  n  d  e  iu  a  Ii  11  a.  a.  ( ).  S.  77,  81  und  86 ;  T  h  u  rl  i  c  h  u  m  a.  a.  O. 
S.  150  Anra.  1  und  Mandry  a.  a.  0.  §  3b  iL  (der  2.  Aufl.) 
angezogeu  sein. 

Ein  gutes  Vorbild  fUr  die  Fassung  solch  civilreehtlicher 
Bestimmung  bietet  Art  3  des  deutschen  Wuchez|;e8etBes  Tom 
24.  Mai  1880*;  der  Vei^^leichung  wegen  teile  ich  ihn  hier 
wörtlich  mit,  ebenso  wie  ich  später,  in  §  12,  auf  die  höchst 
lehrreichen  Verhandlungen  Uber  dieses  Gesetz  zurückkommen 
werde.  Art  3  lautet:    ^Verträge ,  welche  gegen  die  Vor- 


*  Verpl.  zu  deu  Citierten  noch  Baehr,  Krit.  Vierteljahraschrift, 
Bd.  31  S.  ;il4. 

'  Di  l  WortlMut  drr  entsprechenden  ÖBterroichiscbenBeatimmiiiigeii 

fiudet  sich  weiter  unten. 
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sohritten  der  §§  302a,  802b  dee  Str. G.B.  ▼er8tor»eii,  sind 
angültig.  —  Sämtliche  von  dem  Schuldner  oder  for  ihn 
geleisteten  Vermögensvorteile  (§  302a)   mtlBeen  zurttck- 

«gewährt  lind  vom  Tnir»-  fl^'s  Empfanges  nn  verzinst  wer- 
den. Hiertiir  öin(i  (liejenigcn,  welche  sich  des  Wnchors  schul- 
dig j^emncht  haben,  üolid arisch  verhaftet,  der  nach 
1$  302  c  des  Str.  O.  R.  Schuldige  jodocji  nur  in  liölie  des  von 
ihm  oder  einem  Rechtsnachfolger  Empfangenen.  Die  Ver- 
pflichtang  eines  Dritten^  welcher  sich  des  Wuchers  nicht  schul- 
dig gemacht  hat,  bestunmt  sich  nach  den  Vorschriften  des 
bürgerlichen  Rechts.  —  Das  Recht  der  Rückforderung  re  rj  ährt 
in  fünf  Jahren  seit  dem  Tage,  an  welchem  die  Leistung 
erfolgt  ist.  —  Der  Gläubiger  ist  berechtigt,  das  aus  dem  un- 
gUltiL'-en  Vertrage  frelfMstete  zurückzufordern;  für  diesen  An- 
spruch haftet  die  für  die  vertragsmäfsige  Forderung  bestellte 
Sicherheit.  weitergehenden  Rechte  des  Gläubigers,  welchem 
nach  den  Bestimmungen  des  bürgerlichen  Rechts  die  Ungültig- 
keit dcä  Vertrages  nicht  entgegengesetzt  werden  kann,  werden 
nicht  bertthrt" 

Die  Übertragung  einaehier  von  diesen  Vorschriflken,  so- 
wie ttberhaupt  weitere  £tnaelheiten  beim  Wohnungsmietver- 
träge glaube  ich  dem  späteren  Versuche^  entsprechende  Rechts^ 
Sätze  aufzustellen,  überlassen  zu  können,  und  bemerke  nut 
noch  folgendes.  Im  wesentlichen  wird  es  auf  eine  Durchfüh- 
rung^ des  Satzes  im  fr.  19  §  1  loe.  „{jensionem  non  peteg" 
ankomnion;  der  Mietvertrag  üher  eine  unbrauchhare  \\'ul)iiung 
bleibt  an  ^ich  Gestehen,  —  zuiiaehsl:,  wie  schon  oben  bemerkt 
ist,  zu  Gunsten  des  Mieters*;  aber  auch  des  Vermieters ,  der 
die  Klage  auf  Räumung  und  auf  die  aus  dem  Vertragsverhült- 
nisse  abflieüsenden  Entschädigungen,  z.  B.  wegen  nicht  ge- 
machter Anzeige  einer  Ausbesserungsnotwend^eit  (Entw. 
eines  B.G.B.  §  619,  S.  2)  u.  s.  w.  behält  Daneben  würde 
man  noch  daran  denken  können,  dessen  eigene  Entschildi- 
gungspflicht  nach  Analogie  derselben  beim  Vermieter  der 
„dolia  vitinsa"  (fr.  19  §  1  eit.),  also  liier  aucli  bei  Wi-^sen 
des  Mietern  um  die  Mangelhaftigkeit,  daliin  jui-izudehnen,  dafs 
er  diesem  für  die  UmÄUgJskosten  aulzukcuumcu  habe,  wie  dies 
u.  A.  von  Bücher  (a.  a,  O.  S.  352)  ausdrücklich  gefordert 
wird.  Es  ist  das  eine  Strafe  durchaus  berechtigter  Art  —  in 
Form  des  Schadensersataes  — ^  weil  der  Vermieter  gegen  ein  Ver- 
bot des  Qmiagebers  sich  verfehlt ;  und  wie  der  römische  Jurist 
a*  a.  O.  sagt,  „nec  igfnorantia  ejus  erit  excusata",  da  man  er- 
warten kann,  dafs  er  sich  um  die  Wohnräume,  die  er  Anden  n 
ttberläfst  kümmert  oder  durch  so-ti.-  Beauftragten  ftir  deren 
ordnungsmälsigen  Stand  sorgt;  mau  immerhin  auch  vermuten 


^  K*i\ne  Nichtigkeit:  Entaeh.  des  Keichaoberbandelugerichta  Bd.  IX 

b.  oOti  (IJergelohn). 

ForMlranfM»  (58)  ZU  S.  ^  SoluMlder.  6 
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darf,  dafs  er  darum  gewnfst  habe,  selbst  wenn 's  sieh  nicht 
vor  Gericht  erweisen  liefse.  Das  Mittel  der  vorzeitigen  Kttn- 
digang,  das  das  Gesetz  vom  14.  Noveml>er  1867  über  die 
vertrugsmnfsigen  Zinsen  mit  glücklichem  Grifie  bereits  ver- 
wendet liat,  kann  dagegen  nicht  zur  Anwendung  gelungen« 
da  dem  Mieter  selbstredend  ein  Recht  auf  vorz^Mtiges  Ver- 
lasse!! der  unbrauchbaren  Wohnung  zustehen  iiiufs.  Wolil 
ab<'r  wäP'  zu  erwJlgen,  ob  man  nicht  das  Kücktorderungsrec-ht 
auf  bereits  ^(  /.  ililten  Mietzins  einer  öffentlichen  Wohlfahrt!*- 
kasse,  in  AnlehnnnLr  an  A.L. R.  I,  16  §  173,  bezw.  1,  6  §  35 
oder  §  17  des  Kalii  iingömittelfttlschungö^cseLzes,  bezw.  118 
der  Gewerbeordnung,  überweisen  wollte*;  ob  man  nicht 
die  strafenähnlich  wirkende  „Bube*  m  Gunsten  des  Mieters 
oder  seiner  Familie,  oder  noch  eine  besondere  „Verwirkung'' 
ii^end  welcher  Bechte  des  Vermieters  zur  Verschärfung  den 
civilrechtlichen  Verbotes  heranziehen  mischte;  und  ob  man 
die  etwaigen  Rechte  des  Mieters  zu  einer  actio  popularis  aus- 
ge8t<'tlten  sollte.  Darüber  noch  einige  wenige  Worte.  Eine 
Eigentumsverwirkung ^  an  dem  betreff'  nden  Wohnhause,  und 
nur  daran  köüntn  doc])  wold  gedacht  werden,  soweit  der  Ver- 
mietci-  iil>''riuiu}»t  Ei.U!;entumer  und  nicht  nur  Attermieter  ist 
zu  (iuubten  des  Miet'M's  w.lre  natürlich  völlig  uuthiinlieli  und 
ungerechtfertigt;  zu  GiuLsten  der  Gemeinde  oder  des  Stiiates 
kann  man  sie  aber  nicht  gut  mit  dem  Mietvertrags  recht  in 
Verbindung  bringen,  sondern  würde  sie  offen tliclircchtliclieii 
Vorschriften  fiberlassen  müssen.  Die  Gewährung  eines  An- 
rechts auf  Bufse  oder  Privatstrafe,  sei  es,  dafs  diese  nebeu 
die  Schadensersatzforderung  treten,  oder  dafs  sie  dieee  auf- 
saugen sollte,  ist  gewifs  ein  sehr  wirksames  Mittel,  das  Ver- 
bot eines  Gesetzes  durchzufiihren.  Obw  old  hierfür  beim  Vor- 
wiegen strafrechtlicher  und  ijolizeilieher  £in¥rirkungen  in  un- 
serer Zeit  die  rechte  Emphnaung  verloren  gegangen  sein  mag, 
80  ist  die  Zulassung  eines  solchen  Rechts  doeh  eine  aufser- 
ordentlich  wichtige  Ergänzung  »mseres  Systems  bürgerlicher 
Kechte,  die  nach  zeitweiligem  Absterben  in  den  ijJj  188  uihI 
231  des  Str.  G.B.  und  im  Nachdruckgcsetze  u.  s.  w.  wieder 
aufgeblüht  ist,  und  von  hier  aus  vielleicht  einer  weiteren  Ver- 
breitung wieder  entgegensieht^.    Allein  in  i- allen,  wo  der 


•  Gegeo  da»  Verfallen  an  die  Staatskasse  Kohl  er  a.  a.  O.  S.  241. 
Ein«'  sehr  lehrreiche  Übersiclit  über  diese  Mittel  giebt  die  Schrift  von 
A.  Thomsen,  ^KritninrtlixtHfisclic  Uckampfnnpümcthodei)'  (1>!0;>:. 

*  Da»  interessante  Beispiel  einer  Verwirkuug  der  eigenen  Ver- 
waltung, das  auch  hier  vielleicht  nicht  so  fpemz  fem  läge,  hat  tlito 
preufsische  Gesetz  vom  1».  August  1867,  betr.  S:il/al>;,Ml»en  ^  o  Abs  2. 

«  Wächter,  Arch.  f.  d.  eiv.  Prux..  JI<1.  'S-)  S.  33  ff.:  Lehmann, 
Schutzlu!^igkeit  der  iummteri eilen  Lebeusgüter,  8.  20;  MatAja  m.  a.  (i. 
S.  38.  —  Uber  „Bufse*^  statt  Schadenseraatzcs  vergl.  man  auch  noch 
Geworbeordnung  §  124  b  und  §  69  de»  pretiCs.  FnW-  und  Fcintt]mlispi< 
gesetac«  vom  1.  April  18^. 
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Mieter  auch  offenen  Auges  in  das  ihn  schädigende  Kech tsver- 
bftltois  hineingetreten  sein  konnte,  scheint  eine  ttolehe  Prftmie 
—  sf>  mtifste  man  es  wohl  nennen!  —  denn  doch  wenig  an-, 
gebrucht,  und  könnte  ihn  wolil  ^ar  dazu  verlocken,  gerade 
„unbmuclibare"  Wohnungen  aufzu.sueheii.  Und  w^nn  sieh  ein 
derartiger  Mi l'sltruuch  hei  den  in  Aussicht  genommenen  Kechts- 
sätzen  uberall  ni  ht  giinzlieh  wird  vermeiden  lassen,  so  muls 
doch  alles  geth  ui  ^\  M-den,  ihn  leichtfertigen  Mietern  zu  ver- 
leiden. Icli  btiiiliiv  «lauilt  zugleich  einen  anderen  Kiuvvand, 
dal»  es  näinlich  die  Mieter  dieser  argen  und  ärgsten  Woh- 
nungshöhlen  Überhaupt  „nicht  wert*  sden,  dafs  die  Gesetz- 
gebung sich  ihrer  annähme,  obwohl  ich  allerdings  glaube,  dafs 
er,  selbst  wenn  er  zutreffend  wäre,  aus  den  bereits  zahlreich 
angeführten  Gesichtspunkten  einer  gerecht  auszugestaltenden 
Eechtsordnong,  der  Sanitäts-  und  Sicherheitspolizei  u.  s.  w., 
und  ebenso  wie  bei  der  gesetzlichen  Bekämpfung  des  Dar- 
lehnswuchers  unbeachtet  bleiben  könnte.  Allein  er  ist  an  und 
für  sich  ^ar  nicht  »  inmal  zutreffend.  Denn  wenn  der  Gesetz- 
geber mit  allen  ihm  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  das  Miet- 
unweseu  verfolgt,  so  liegt  darin  zugleich  eine  ähnlich  wohl- 
thätige  Erziehung  und  Di.striplinierung  der  Mieter,  wie  sie  die 
bekannt»'  Okta via  Hill  in  London  mit  .so  j^liinzenden  Er- 
folgen in  ihren  Privatverhältnissen  für  ihre  Wohnungsmieter 
durchgeführt  hat  —  Was  endlich  die  Zulassung  einer  „actio 
pomdaris'^  anlangt,  an  die  man  auch  bei  Verletzung  der 
Fabrikgesetze  gedacht  hat^  und  die  nach  Ruprechts  Dar- 
stellung (a.  a.  O.  S.  14)  in  England  in  gewisser  Weise  ge- 
währt SU  sein  scheint,  so  ist  wohl  anzuerkennen,  dafs  sie  neben 
dem  uns  zur  Gewohnheit  gewordenen  Anrufen  der  Polizei 
und  ihres  Eingreifens  immer  noch  ihre  besonderen,  freilich 
oft  verkannten  Vorzfige  liat.  Sie  enthöbe  z.  B.  der  Prozefs- 
legitimatioii  und  ^äbe  der  Kliefrau  oder  «lern  PÜeger  der 
Kinder  des  Mieters  Rechte,  die  dieser  vielleiulit  absichtlich 
veralj.Hilumt;  sie  könnte  die  abhänjrigen  («Um-  vor  den  schwarzen 
Libten  der  Hausbesitzer*  ängstlichen  Mieter  von  persönlichem 
Vorgehen  befreien  und  vor  der  Rache  des  Vermieters  be- 
wahren ;  sie  stellte  alle  wohlgesinnten  Leute ,  die  sich  der 
Sache  annehmen  wollten,  wie  dies  bei  den  später  noch  ein- 
mal zu  erwähnenden  „Sanitary  Aid  and  Dwelling  Conunittees*^ 
in  London  der  Fall  ist,  gewissermaTien  unrermerkt  und  auf 
das  ein&chste  in  deren  Dienst  Man  vergleiche  dazu  die 
schöne  Darstellung  in  K.  von  Jhe rings  „Kampf  ums  Recht** 
S.  58.  Allein  da  ja  unter  den  obwaltenden  Verhältnissen  das 
Einschreiten  der  Polizei-  und  Gesundheitsbehörden  auch  schon 
von  jedem  Beliebigen  veranlafst  werden  kann,  so  ergiebt  sich 


'  V.  U  .>ldheim  n.  n.  ().  S  'j*  i. 
Wie  in  Crefeld;  ijcluuoliei  »  JuhrUuU  XVI,  8.  3ia. 
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doch  eben  auf  die  Frage,  was  denn  außierdem  mit  ihrer  ciWI* 
rechtlichen  actio  popularis  erreicht  werden  sollte^  die  Antwort» 
dafs  sie  unter  solchen  Umständen  fast  enbchrlicii  ist.  — 

Nach  all  diesen  Vorerörterungen  glaube  ich,  an  einen 
eigenen  Vorschlag  und  Gesetzentwurf  herantreten  zu  dürfen; 
zu  weiterer  Voranseliaulichung  möchte  icli  ahcr  noch  eini;ror 
Versuche  gerade  aus  der  jüngsten  Zeit  gedenken,  die  V«'rtrnirs- 
freiheit  zu  beschränken  (§  12),  und  nodann  eine  Ühirsicht 
über  den  Stand  der  bisherigen  Erörterungon  botreffend  eiiio 
civilrechtlichc  V'erbesserung  dos  Wohnurigsniiotwosens  daran 
flchliorücn  13).  Die  ausfulii  liclic  allgemeine  liegruiuiung  in 
den  ersten  Abschnitten  und  die  Übersicht  über  die  civilrecht- 
liüh  aur  Erreichung  des  Zweckes  in  Betracht  zu  ziehenden 
Mittel  schienen  mir  aber  unumgänglich,  um  zu  zeigen,  dafs 
alle  bisherigen  Formulierungsversuche  auf  diesem  Gebiete  — 
und  so  auch  der  Vorschlag  der  zweiten  Kommission  füi*  das 
B.Q.B.  —  zu  dürftig  sind  und  praktisch  keinen  ausreichenden 
£rfo]g  hoffen  lassen.  In  dieser  meiner,  wohl  kaum  zu  schroff 
ausgesprochenen  Uberzeugung  finde  ich  zugleich  einen  hoffent- 
lich nicht  ungerechtfertigten  Anlafs,  in  oiner  für  das  Wohl 
unseres  Volkes  so  sehr  bedeutsamen  Angeli'jLrenlieit  einen  nouon, 
eingehend  begriiii  lf  tcn  Versuch  auf  gosotzgeberischem  (lebi'-ie, 
zugleich  unter  Benutzung  der  vielfältigen  und  trefflichen  Vor- 
arbeiten, zu  unternehmen. 

§  12. 

Ans  der  Eutsti^huup-  und  Entwicklungsgeschichte  einiger 
wichtigen  neuereu  Versuche,  die  Vertragsfreiheit  in  crheb- 

liclior  Weise  zu  beschrank  tu. 

Interessante  Parallelen  zu  dem  Ziele  und  Gange  der  eben 
dargestellton  Bestrebungen  auf  dem  besonderen  Oo]»it*tc  dos 
WohnuniT^miotroohts  und  l»On  roiohe  Belege  für  deren  Boi^riin- 
dung  finden  sieli  in  <\rv  Entstehungs-  und  Entwicklungs- 
geschichte der  Ik^stiniinungen  gegen  das  Trucksystem  *  (Oo- 
w(*rbeordnung  sj  115— 11  üb)  und  des  Wuchergesctzch  vum 
24.  Mai  1880.  Eine  Wiedergabe  ist  mir  hier  nur  allerdings 
in  kurzem  Abrisse  möglich;  aber  auch  ein  solcher  zeigt  in 
überraschender  Weise,  wie  Ansichten,  Mafsregeln  und  Schkg* 
wOrter  sich  bei  der  Wohnungsfrage  nur  wiederholen  und 
nichts  Neues  mehr  sind.  Bei  der  Geschichte  des  Wucher- 
gesetzes sind  besonders  die  Verhandlungen  des  Deutschen 


*  Auf  deren  Vorbildlich kcit  iur  W'oitcroutwickhmg  unseres  lieehts- 
evRtenis  hat  schon  der  Abgeordnete  Dr.  Glaser  bei  den  Verbsndlaiigea 
ae«  prcufAischen  Abgeordnetenhauses  186G  (I,  S.  888)  hiiurewioaon.  Ann» 
lieh  A.  Thun  in  der  ijreafs.  statistiachen  Zeitschrift  1877,  Ü,  hit. 
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Reichstages  von  1867  und  1880  bemerkenswert;  sie  sind  als 
unmittelbar  praktische  Erwägungen,  besonders  aber  als  Spiegel 
der  Auffassungen  in  urteilsfähigen  Kreisen  Deutschlands 
kulturhistorisch  von  unverkennbarem  Wert  —  übrigens  auch 
deshalb,  weil  sie  ein  getreues  Abbild  im  kleinen  in  «Ion 
jetzigen  Wucherdebatten  im  Reichstage  gefunden  haben. 
Knie  hieran  anzuschliefsende  Übersicht  der  auf  ähnliche  Ziele 
hiii^tcucrndrn  irischen  Agrargesetzgebung  der  letzten  Zoi't 
wird  hauptsächlich  die  praktischen  Schwierigkeiten  zeigen, 
gesetzliche  Vorscliriften  über  Beschränkung  von  Vertrags- 
fn  ihrit  wirklich  auch  zum  V  orteil  der  Schutzbedürftigen  durch- 
zusetzen. 

Was  zunächst  die  Bekämpfung  des  Trucksystems,  der 
Katuralausldhnang  gewerblicher  Arbeiter  anlangt^  so  folge  ich 
hier  kors  und  ohne  eigene  Zuthat,  nur  unter  Vergleich ung 
mit  dem  oben  angegebenen  Aufsatze  von  Thun,  der  aus^ 
fuhrlichen  und  treffenden  Darstellung,  die  ilir  kürzlich  Anton 
in  diesen  „Staats-  und  social wisssenschaftlichen  Forschungen" 
<XI,  2)  gegeben  hat  (S.  136  ff.).  Er  berichtet  Uber  den  Gang 
der  preuTsischen  Fabrikgesetzgebung  folgendes.  Die  Anregung 
d('>  r]ieinisclien  Uberpräsidenten  von  8ch  uckmann  im 
Jaiire  1831,  ein  unbedingtes  Verbot  flos  Trucksystems  zu  er- 
lassen, fand  im  preulsischen  Ministerium  nur  Widerspruch. 
Der  Minister  des  Innern  und  der  Polizei  von  Brenn  meinte, 
es  widerspräche  dem  Grundsätze  einer  wohlverstandenen  Ge- 
werbefreiheit, sei  aber  auch  ganz  überflüssig.  Douu  entweder 
sei  dem  Arbeiter  die  Annahme  der  Waren  zur  Bedingung  ge- 
macht,  oder  dies  sei  nicht  der  Fall.  Unter  letztere  Voraus- 
setzung kdnne  er  ja  nach  den  bestehenden  Gesetzen  die  An- 
nahme weigern;  im  ersteren  Falle  habe  er  sich  dagegen  fiber- 
legen müssen,  ob  er  solchen  Vertrag  eingelien  wollte.  Hier- 
gegen wandte  von  Schuckmann  ein,  dais  man  zwar  in 
den  allenneisten  Fällen  einen  Ersatz  ftir  Schutz  gegen  die 
Oefahren  der  Oewerbefreilieit  in  der  Konkurrenz  finde,  und 
es  hier  dann  keiner  Voi imiiKlsehaft  bedürfe;  wo  aber  keine 
solche  Konkurrenz  m<><rlich  sei,  mithin  das  Gegengewielit  aiif- 
hiire  zu  wirken,  das  dueh  nach  Absicht  des  Gesetzgebers  von 
selbst  und  ohne  sein  weiteres  Zuthun  die  Gleiciigewichtslage 
herstelle,  müsse  sich  dieser  ins  Mittel  legen.  Selbsthülfc  der 
Arbeiter  sei  dabei  unmöglich;  auch  felue  es  bei  Eingehung 
solcher  Vertrüge  keineswegs  an  ihrer  Einsicht,  dafs  sie  ge- 
prellt werden  sollten,  noch  an  ihrer  Unzufriedenheit  darüber 
und  dem  Bedilrfhisse,  die  Arbeitsstelle  mit  einer  anderen  zu 
▼ertauschen;  aber  thatsUchlich  seien  sie  eben  an  j«  ne  und  die 
von  ihr  diktierten  Bedingungen  gebunden.  Übrigens,  so 
meinte  dieser  menschenfreundliche  Mann,  würden  die  Schwie- 
rigkeiten, die  sich  der  Anwendung  eines  derartigen  gesetz- 
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liehen  Verbotes  entgcgenatelleii  möchten,  nicht  als  Grund 
gegen  dessen  Erlafs  Terwertet  weiden  dürfen. 

Bemerkenswert 'ist  dabei,  dafs  bereits  das  A.  L.R  II.  16 

§  213  für  die  allerdings  zunftraafsig  organisierten  und  tuit-T 
unmittelbarer  Staatsautsicht  stehenden  Bergarbeiter  ein  solches 
Verbot  gegeben  hatte,  wie  es  sich  tlbrigens  auch  in  s.ichsisch- 
thüringischen  Bergordnungen  aus  dem  Beginne  des  16.  J  ilir- 
hunderts  und  in  den  Gcsctzon  der  Herzöge  von  Ber;x  und 
PtalzgratVn  bei  Hhein  aus  Ii  m  17.  und  18.  Jahrhundert  für 
die  zunftinüfsiitc  gebundenen  HaFidwerker  vorfinden  soll  ». 
Später  }ii<'lt  man  sie  mit  Einführung  der  Gewerb etVeilH'it  tVir 
aufgehoben,  —  aus  älinlicheni  „Irrtumc",  wie  er  sich  hernach 
bei  Aufhebung  der  Zinsbeschränkungen  geltend  machte  (s.u.). 

Die  beiden  Jnstizminister  von  Kamptz  und  von 
Möhler  hielten  an  dem  Standponkte  der  preoTsischen  Regie- 
rung gegenüber  den  Schuck  mann  sehen  Gründen  fest; 
ersterer  tilgte  noch  als  Grund  hinzu,  dafs  die  Mafsregei  leicht 
zu  umgehen  sei  und,  weil  es  keine  Lohnüixe  gebe^  daza  fUh* 
ren  wUrde,  den  baren  Lohn  soweit  herabzusetzen,  dafs  der 
Arbeiter  nun  doch  nicht  mehr  erhalte,  als  bisher.  Trotz  aller 
drr  sich  stets  wiederholenden  Klagen  blirV,  die  Sache  deslialb 
auf  sich  beruhen;  auch  die  Befürwortung^  einer  Petition  von 
1837  durch  den  westftllischen  Uberprä^iidenten  von  Vincke 
blieb  erfolglos,  obwohl  dieser  darin  gesagt  liattc,  wenn 
irgendwo,  so  sei  es  gewifs  hier  die  hoilirj^e  Pflicht  der  Regie- 
rung, sich  der  Unterdrückten  anzuniihmen  und  dem  Mifs- 
brauche  der  Geldgewalt  zu  steuern.  Einer  weiteren  Petition 
von  1849  aus  den  Rheinlanden  erklärte  der  Landtagsabschied 
▼om  30.  Dezember  sogar,  es  sei  sehr  zweifelhaft^  ob  auf  legiti- 
lativem  Wege  die  Absicht,  die  Fabrikarbeiter  gegen  Be- 
drttckune  der  Fabrikherren  zu  schützen,  erreicht  werden 
kOnne.  ohne  durch  zu  tiefes  Eingr«  ifm  in  die  privatrechtlichen 
VerhiUtnisse  der  —  Arbeiter^  diese  zu  gefährden;  man 
hoffe  dagegen  auf  die  Wirkung  der  öffentlichen  Meinung. 

Auf  den  weiteren  Verbuif  der  Sache  bis  zum  Erlafs  der 
Verordnung  vom  9.  Februar  1840  fS^  50 — 55)  kommt  es  wohl 
kaum  an;  erst  hier  wurdeu  iu  Ergänzung  der  t Gewerbeordnung 
von  1845  Bestimmungen  getroffen,  wie  sie  nachher  das 
preufsische  Gesetz  vom  21.  Mai  18ti0  10 — 15)  als  Vor- 
läufer des  preufsischen  Berggesetzes  von  löGo  und  dann  auch 
die  dentsche  (Gewerbeordnung  mit  der  ausdrücklichen  Be- 
stätigung anm^m,  dafs  sie  sich  in  der  Pmis  bewährt 
hätten.   Bemerkenswert  ist  vielleicht  noch  die  Vorschriflt  in 


I  Menzel  a.  a.  U.  ä*  497}  W.  Bosch  er,  Nationaldkonoiniv  ILL 
^  153  Anm.  7. 

^  Diesen  Wortlaut  hat  Anton  entgegen  der  Thun  «eben  Hit* 
teilung  (S.  69)  festgestellt. 
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Ab«».  3  des  §  75  ynwv  Verordnung  von  1849,  wonach  bei 
Verstof«  gegen  dau  Truckvcrbot  jede  rechtskräftige  Verurtei- 
lun<r  auf  Kosten  de«  Verurtoilten  „durch  das  Amt^^blatt  und 
andere  öffentlichen  Blätter  derjenigen  Kreise,  in  welchen  der- 
s^dlie  und  der  beteiligte  Arbeiter  ihren  Wohnsitz  haben",  be- 
kannt zu  machen  war,  —  was  bei  der  bekannten  Zugiinglieh- 
keit  fines  Teiles  unserer  Presse,  sobald  es  sich  um  eine  Ver- 
urteilung wohlhabender  Personen  handelt,  z.  B.  von  Fabri- 
kanten bei  Verstöfsen  gegen  die  Arbeiterscbutzbestimmungen, 
der  dann  üblichen  Unterdrückung  von  Berichten  darüber  vor- 
teilhait  entgegenwirken  könnte.  Eine  ähnliche  Vorschrift  hat 
bekanntlich  der  §  16  des  Nahrungsmittelflälschungsgesetzes 
von  1879. 

Es  ist  interessant  zu  sehen ,  dafs  nach  dem  letzten  Jahres- 
berichte der  Fabrikinspektoren  (1891  S.  118)  die  Verstdfse 
gegen  das  Tnickverbot  jetzt  offenbar  zu  den  Seltenheiten  ge- 
hören; mn  so  auffüliiger  aljer  ist  es,  dafs  die  guten  Lehren 
dieser  Entwicklung  so  riisch  an  den  Menschen  vorübergehen 
k'tuiiti'n,  und  immer  wied^-r  ffriindo  selbst  gegen  ein  geringes 
Mals  civilrechtlichen  »Schutze.-,  autkommen,  das  man  den  wirt- 
si  Ii.kttlich  un^ainsti^^er  pjstellten  Volksklasst  n  zuweiulcu  möchte, 
bedauerlich  ist  es  nicht  minder,  dafs  man  Vorschriften,  deren 
Güte  und  Brauchbarkeit  die  Weisheit  unserer  Vorfahren  längst 
gefunden  hatte»  aus  doktrinärem  Irr  turne,  weil  sie  durch 
die  Gkwerbefreiheit  «»beseitigt**  seien,  sum  alten  Eisen  warf» 
alte  Erfahrungen  mit  syllogistischen  Gründen  wegdemonstrierte» 
wie  der  Abgeordnete  Ueichensperger  bei  den  Reichstags- 
verhandlnngen  1879  einmal  treffend  bemerkte.  Auch  das 
Wucherverbot  hatte  man  1867  beseitigt,  weil  man,  wieder 
Abgeordnete  Dr.  Dreyer  in  der  Reichstagssitzung  vom 
8.  April  1880  zugab,  aus  „Hechtsirrtuni"  annahiiK  «^s  «ei  mit 
Authebung  einer  Zinsschrankc  unnuiglich  i;e\vurden  I  Kin 
ebensolcher  ^ Irrtum war  es  auch^  wenn  er  auch  von  weniger 
verhängnisvollen  Folgen  begleitet  war,  dafs  der  Abfreordnete 
Dr.  Braun  (Wiesbaden)  in  der  Sitzung  vom  10.  Oktober 
1807  die  „Seisachthie"  Solons  für  die  —  Aufhebung  der  Zins- 
beschrttnkungen  erklärt^  und  da&  was  deren  schroffiites  Gegen- 
stück war»  als  geschichtlichen  Beleg  für  seine  Freihandels- 
lehre Terwertete. 

Dies  führt  mich  auf  die  bereits  erwähnten  Verhandlungen 
2U  dem  Zinseszinsengesetze  von  1867  und  dem  Wuchergesetze 
von  1880;  ich  stelle  aus  ihnen  folgende  Äufserungen  zusammen, 
die  mir  durch  ihre  naheliegende  Anwendbarkeit  auf  das  hier 
behandelte  Thema  ura  so  bemerkenswerter  erscheinen,  als  der 
Freihaiidelssturm  Ende  der  sechziger  Jahre  bekanntlich  last 
alle  civilrechtlichen  Beschränkungen  wirtschattliclier  Art  hin- 
weglegte, und  man  auch  1880  nur  mit  einem  gewissen  Zögern 
Schritte  in  entgegengesetzter  Richtung  wagte. 
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Der  GeneraUitaatsaDw.iIt  von  Scliw.trse  f Ohrte  bei  den 
Verhandlangen  von  1867  (Bd.  L  S.  381)  zunächst  gegen  die 
Wuchergp.«etze  aus,  dafs  ihm  wiederholte  Fälle  persönlich  be- 
kannt gewonl^  n  -eien,  in  denen  die  iSclirddner  auf  deren  Wir- 
kung spekulierten,  sich  ?*ozusa;,'en  frei  willig  bewuchern 
lier-»'?'.  um  ihre  Glftuhig-*»r  »chliei»lich  zu  prellen.  Anderor- 
8*»its  aber  müsse  man  l>eaehten,  meinte  er.  rlafs  entgegen 
dem  allgemeinen  (Jrun«i»atze  von  Angebot  und  Naditrage 
eine  Menge  von  Fallen  im  kleinen  Verkehre  galie.  wo 
davon  nicht  die  Rede  aei,  dafs  der  Marktpreis,  die  Nachtrabe 
und  das  Anf^ehot  den  ZlmfuTs  r^ele,  aondem  wo  auf  der 
einen  Seite  Kot  und  £lend,  auf  der  anderen  Habaueht  und 
Herzlosigkeit  ihn  bestimme.  Der  Abgeordnete  Wagener 
betonte  (S.  336)  die  Gelabr  der  Übermacht  des  Kapitiüi  und 
seiner  Vereinigrmg  in  wenigen  HändeUi  Eumah  wenn  daneben 
die  ]»oliti:»che  Macht  durch  das  aligemefne  Wahlrecht  in  die 
Hand  der  Massen  gleite;  er  forderte  in  Anschlufs  an  einen 
Ausspnifh  Friedrichs  des  Grofsen  al>  f^'^v*^  der  ersten 
i'Hichteii  des  Gesetzgebers  die  S  srie  tur  den  armen 
Mann,  in  welchem  Punkte  ihm  der  .social istische  Verti^e^ter 
Dr.  von  Schweitzer  (S.  344)  sehr  nachdrücklich  bei- 
stimmte. 

Was  jenes  Wort  Friedrichs  des  Orolsea  aülaiigt ,  »o 
habe  ich  allerdings  eine  völlig  entsprechende  Äufserung  auch 
mit  Httlfe  eines  genauen  Kenners  der  Werke  dieses  Fürsten 
(des  Professors  R.  Kos  er  in  Bonn)  in  dessen  Schriften  nicht 
ausfindig  machen  können;  aber  folgender  Sats  im  Bd.  IX. 
(S,  24)  der  von  Preufs  in  Berlin  1848  herausgegebenen 
„Oeuvres  de  Fred^ric  le  Grand*  wird  die  Behauptung 
Wagen ers  veranlafst  Iiabrn.  „Les  lois  qui  regardent  les 
dc^biteurs  sont  sans  contredit  eelles  qui  exigent  le  plus  de 
cinonspection  et  de  pruflenee  de  la  part  de  cenx  qu?  les 
pulilient.  Si  cea  lois  favorisent  les  cr<^anciers,  la  coiidition 
de.s  d^hiteurs  di'vient  troj)  durc;  un  mnllieureux  hasard  i>eut 
ruiTier  ;i  janiais  leur  lortmie.  Si,  au  contraire.  cette  loi  leur 
est  avaiita^cuse,  eile  altere  la  cuntiance  publiuue,  en  infirmant 
des  contrats  qui  sont  fonde  sur  la  boune  loi.  Ce  justc 
milieu  qui,  en  maintenant  la  validit^  des  contrats,  n'op- 
prime  pas  les  d^biteurs  insolvables  me  parait  la 
pierre  philosophale  de  la  jurisprudence/  Allerdings  hat  der 
geistvolle  Herrscher  die  oben  schon  als  unzutreffend  gerügte 
Gegenttberstellung  von  „Schuldnern*  und  „Gläubigern"  }>oi 
diesem  Ausspruche  nicht  femgehalten;  auch  geht  dieser  offen- 
bar längst  nicht  so  weit,  wie  Wagen  er  meinte;  aber  er  ist 
deshalb  nielit  miiuler  wielttii,'  und  atmet  ^entschieden  den  ffir- 
sorglich-landesvät*  rliclien  <ieist,  dem  s^iäter  das  All,i;eniei!>e 
Laudrecht  entsprang,  dessen  „groisartig  socialer  Zug*"  '  und 

>  Gicrkt*  in  SchmollcrB  Jahrbuch  a.  a.  O.  Xni,  S.  930. 
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dessen  Absiclit,  „dafa  dem  wtrtschaflllich  Schwachen  ein  mög- 
lichst weitgehender  —  Schuts  des  Staates  zur  Seite  stehe**^, 
noch  kdrzlich  rtthmend  hervorgehoben  werden  konnte.  Der 
Abgeordnete  Lasker  hat  bekanntlich  sogar  geglaubt,  von 
dem  „Mifstrauen  gegen  jeden  Darlehnsgeber"  sprechen  zu 
diu  fen,  von  dem  das  preuisische  Landrecht  zum  eigenen  Nach- 
teil ausgegangen  sei^. 

Aus  d»Mi  Aktenstücken  und  den  Reratungen  der  ^esetz- 
gebondi  n  Körperschaften  über  die  Wucherirage  teile  ich  noch 
folgendes  mit. 

In  dem  Bericlite  der  XIL  Reifhstagsikoiniiii.ssion  von 
1879®,  wie  nicht  minder  in  der  ihr  vorhcrlaufendeü  Berätung* 
wurde  ganz  besonders  das  ethische  Moment  beim  Ein- 
schreiten gegen  die  Ausbeutung  und  die  Pflicht  des  Geseta- 

Sebers  betont,  geg^  ein  Gtebahren  vorzugehen ,  welches«  wie 
er  Wucher,  der  öffentlichen  Moral  in  solchem  MaPse 


Rii^  hters,  dem  Wucher  Arm  und  Schutz  des  Staates  zu 

leihen,  sowie  weiter  der  n(»Hichtspunkt  erwogen,  dafs  man  den 
Schutz  des  „kleineu  Mannes'*  gegen  den  Mi  fsbrauch 
der  Freiheit  nicht  aulser  acht  lassen  dürfe.  Es  wurde 
dabei  auch  auf  die  Kiindigungbbelugnis  nach  dem  iJundes- 
gesetze  vom  14.  N<>v(':iil»er  1867  hingewiesen,  das  bekanntlich 
dem  Vorbilde  eines  bur(imischen  Gesetzes  vom  15.  Januar  1857, 
eines  siichöiöchcu  Gesetzes  vom  24.  Oktober  lbü4  und  der 
preufsi sehen  Verordnung  vom  12.  Mai  1866  gefolgt  war,  und 
dasu  bemerkt,  dafs  sich  diese  Vorschrift  nicht  bewtthrt  habe. 
Sie  habe  nicht  den  erwarteten  Erfolg  gehabt,  da  beinahe  nie* 
mals  von  ihr  Gebrauch  gemacht  sei.  Dies  hat  bekanntlich 
den  Entwurf  eines  B.G«B.  §  358*,  freilich  unter  «lebhaftem 
Widerspruche  Baehrs  und  anderer  vei^anlafst,  diese  Vorschrift 
^mit  der  Absicht,  sie  in  Wegfall  zu  bringen**,  zu  übergehen. 
Darüber  hier  noch  einip^e  Worte  als  Einschaltung,  da  dieses 
Schicksal  einer  „soei.ileu  Kechtsvor.schrift"  nicht  unbelehrend  ist. 
Ich  linde  allrMdiiiu^s  auch  keinen  Grund,  von  jener  Heehts- 
regel,  nachdem  äie  einmal  Bestandteil  unseres  Kecht:»  geworiieu 


1  Ecci  U  S  ii.  a.  U.  I,  S.  22. 

2  Reicllsrll^^*^verhantlIuIlgen  1880  Bd.  II,  S.  12SS4. 

a  B.I.  Vr,      ir,!)7  fr.    (Knch  Bd   III  aus  1880  S.  379  ff  ) 
*  Bd.  l  aus  1879  iS.  740  (Keichenapc rger),  S.  75S  (Frcuud), 
«.  708  (preyer),  S,  76-5  (Freiherr  v.  Marachall), 

»  Bd.  Iii  aus  1S80  S.  874.  Man  vcrgl.  dazu  noAi  W.  Rose  her, 
Syst<Mn  ItM-  Vo^ks^^  irtsdiaft  1.  §  194  a.  A..  und  Kohler,  „Ideale  im 
Biccht-,  a.  a.  0.  iS.  l8ti  uud  die  jetzige  Begrüiiduug  der  Wuchergesetz- 
novelle. 

•Begründungen  II,  S.  196;  Planck  ft.  a.  O.  8.409;  Baehrs 
Oegenentwurf  §  m 
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ist,  wieder  abauBehen;  sie  steuert  jcden£aU8  neben  dem  sonst 
wohl,  d.  h.  gegen  übennäfsige  Zinshöhe  ausreichenden  Wucher* 
ge.setze  von  1880,  der  unsinnigen  Vertragsfreiheit,  unkündbare 
oder  langlaufendc  Schulden  mit  einer  Verzinsung  ül)or  6°  i» 
einzugehen.  Allein  es  ist  zu  erwägen,  dafs  hypothekarisch 
eingetragene  Lasten  nach  Landesgesetz,  z.  B.  dem  preuisisehca 
Gesetze  vom  2.  März  1850  §  91,  fast  tiberall  in  Deutschland 
schon  bei  Erstreckung  über  30  Jahre  hinaus  unzulässig  sind 
und  dafs  von  persönlichen  Schulden,  die  doch  selten  über  ein 
Menschcnalter  hinausbestehen,  sich  sozusagen  „verkrümein" 
and  beim  Erbfalle  (durch  Ablehnung  der  Erbschaft  oder  An- 
tritt unter  der  Rechtswohlthat  des  Kachlalsyerzeichnisscs) 
leicht  untergehen,  eine  wirkliche  Gefahr  kaum  droht.  Das 
Wachergesetz  wird,  wie  bereits  angedeutet,  znr  Abwendung 
der  schlimmsten  solcher  Fälle,  d.  h.  unier  den  weiteren  Vor- 
aussetasungen  wirklichen  Waeners,  vollkommen  genügen  und 
ist  wegen  der  dann  möglichen  gänzlichenZinsabstnfsung 
fitir  den  Schuldner  auch  viel  verlockender.  Es  ist  ferner  zu 
beachtt^n,  dals  der  Wucher  ja  genulo  die  kurzen  HikkzahiunjLTs- 
fristen  liebt,  oft  ganz  ohne  Kündigung,  auf  jederzeitige  liiick- 
forderung  u.  s.  w.  giebt,  um  die  Schlinge  dann  desto  ra^»clier 
zuziehen  zu  können.  Das  Gesetz  von  1867  ist  aufscrdem  zu 
lahm,  weil  der  von  ihm  gewährte  Vorteil  der  Kündigung  doch 
nur  dann  Sinn  hat.  wenn  der  Schuldner  das  Geld  nebst  Zinsen 
anderswo  aafinelkmen  kann.  Entweder  wird  das  nun  nur 
der  FaU  sein  unter  gleichschweren  Bedingungen,  ~  dann 
kann  er  ja  beim  alten  GUubiger  bleiben;  oder  er  ist  dazu 
überall  nicht  mehr  im  stände,  —  dann  braucht  er  ja  auch 
nicht  mehr  zu  kündigen.  Denn  da  hört  seine  Schuld  ttber' 
haupt  auf,  nach  dem  bekannten  Verse  in  den  Epigrammen 
Marti  als,  IT.  Buch  Nr.  3:  „Debet  enim,  si  quis  solvere, 
Sexte,  potcst!"  Auch  Goldschmidt  in  seinem  schon  ge- 
nannten Gutjichten  fllr  den  VI.  Juriateiitag  erklärt  sich  aus 
ähnlichen  CJriinden  gegen  diose  wohlwollondo  Bevorniundung* 
nnd  erwähnt,  dafs  man  lSt")5  m  Belgien  ein  entsprechendes 
Gesetz  abgelehnt  habe.  Da  nuii  aber  dieses  Beispiel  nach 
Zeit  und  Ort  seiner  Entstehung  nicht  gerade  überzeugend 
wirkt,  so  wird  man  sich,  in  Übereiastimmung  mit  dem  preufsi- 
sehen  Justizminister  und  dem  preufsischen  Landesökonomie- 


>  Art  70  Nr.  3  des  EinfÜhningsgesetzentwurfes  zum  B.G.  B.; 
Motive  m,  S.  573  und  mein  Gutachten  über  Renteiigut  und  R»'iitf'n- 
princip,  dem  Deutschen  LandwirtschaftsiHtM  erstattet;  abgedruckt  auch 
in  dem  Arch.  f.  d.  civ.  Praxis  Bd.  76  S.  Ml  ff.  —  Die  Jünzuläftsigkcif* 
bedeutet,  dafs  die  KQndigung  vertragBrnafsig  „nur  wiJurend  eines  he- 
»timmten  Zeitraumes,  welcher  30  Jahre  nicht  übersteigen  dsrf,  aoe- 
geschlossen^  werden  kann:  §  91  cit,  Abs.  4. 
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koUcg*,  jedenfsUe  für  die  Abschaffung  dieses  Rechts- 
satzes  auszusprechen  nicht  veranlafst  sehen. 

Die  natürlichen  Heilmittel  der  ökonomischen  Ent- 
wicklung hätten  sich  auf  dem  Felde  des  Wuchers  als  un- 
zulänglich erwiesen ;  fUhrt  der  Bericht  der  XU.  Reichstags- 
kommission  fort  (a.  a.  0.  S.  1600),  und  wenn  auch  die 
völlip^e  Beseitigun«^  d  er  M  i  f  s  s  t  ?i  n  »h»  nicht  zu  er- 
warten sei.  so  könne  das  dor  Forderung,  den  Mifsbrauch 
der  ZinstVeilieit  unter  Festhaltuiifr  ilires  (trundsatzes  selbst 
«u  nntordriicken ,  keinen  /Vbbruch  thun.  Auch  meint«-  die 
Komniistjioii,  (Infs  die  damaligen  Hülfsniittel  des  Civil- 
rechts  keinen  gt-iiügendeu  Schutz  gewähren  könnten.  Ihrer 
Ansicht  schlofs  sich  die  Reichsregierung  im  wesentlichen  an; 
der  Vertreter  des  Reichsjustizamtes ,  Dr.  Yon  Schelling^ 
erklarte  in  der  Sitzung  vom  8.  April  1880 ^  daüs  die  Ver- 
tragsfreiheit  unbertthrt  hleiben  und  nur  ihrem  Mifsbrauch e 
entgegengetreten  werden  solle.  Xot,  Unerfahrenheit  und 
Leichtsinn  aei  der  Punkt,  wo  der  Hebel  an  die  bestehende 
Gesetzgebung  angesetzt  werd^  mttsse,  und  schon  daa  Scbliefsen 
der  Kluft  zwischen  Volksgewissen  und  Gesetzbuch,  sowie  die 
Zurückdränguug  dos  Wuchers  in  Kreise,  die  selbst  einen  Zw- 
saiumonstors  mit  dem  Stratgesetzbuche  nicht  scheuten ,  müsse 
man        Gewinn  betrachten. 

Der  Abgeordnete  Gnit'  von  Bismarck  und  der  bereits 
mehrfach  genannte  uiicrniüdliche  Bckänipfcr  des  Wuchers, 
Obertribunalsrat  fi.  D.  Ueicliensperger,  traten  diesen  Ge- 
sichtspunkten bei.  Letzterer  erklärte  es  wiederholt'  fttr  ein 
Mifsurteil,  dafs  die  Justiz  der  Aufdeckung  des 
Wuchers  nicht  gewachsen  sein  sollte.  Vor  allem  aber 
sei  es  erfreulich,  dafs  das  Princip  der  Gerechtigkeit 
jetzt  wieder  hochgehalten  werden  solle.  Von  dieser  Wirkung 
<les  „sittlichen  Bannes"  nntor  dem  Volke  sprach  auch  der 
Abgeordnete  Schulze-Delitzsch  (S.  570),  der  freilich 
s<.nst  den  We,*r  der  wSel  )>s  t  sorge  und  Selbsthilfe  dem  des 
fcftratgesetzc«  und  des  Anrufens  der  Polizei  vorziehen  wollte^ 
auch  eine  Verschärfung  des  Wuchers  selbst  durch  die 
Verschärfung  seiner  Bestrafung  befürchtete*.  Von 
Kleist-Retzow  forderte  (S.  573) ,  dafs  das  Gesetz  dem 
Mifsbrauche  wirtscha  t  tlicher  Ubermacht  entgegen- 
trete, und  auch  auf  dem  Gebiete  des  Civilrechts  dem 


*  a.  a.  O.  S.  66  bezw.  8.  257.  Eine  Beurteilung  des  Gesetzes 
durch  den  obenerwähnten  Abpreonlnefen  Profeafior  Dr.  Crlaser  (IJerlin) 
sehe  später. 

«  Verhaiidhingeti  Bd.I  S.ö62ff.  Zu  vetgl  Lor.  v.  Stein  a.  a.0. 

8.  ;K>  u.  37. 

•  8.  5(t6  a.  a.  O.  and  Beratungen  1819  Bd.  I,  S.  74^. 

<  r  ratungen  1880  Bd.  II,  S.  IZU.  VergL  dasa  W.  EoRcher  am 
letxtaug.  0.  §  192  Anm.  7  u.  8. 
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Kechtobewufstsein  entsproclien  werde.  Dafs  der  staatliche 
Schutz  des  Wuchers  den  Socialismus  aufstacheln  müsse,  hatte 
er  schon  bei  der  ersten  Beratung  (1879,  1,  Bd.,  S.  750)  her- 
vorgehoben. Die  Annahme  einer  „turpis  cauasa**  allein  ge- 
nüg«' nicht. 

Dieser  Irtztere  Punkt  fand  auch  in  der  schon  genannten 
Kegierung.sbegründung  ^  seine  nähere  Beleuchtung.  Die  civü- 
recbtUche  Regelunp^  sei  bedeutsam  und  durchaus  wUnt^chcn.^- 
wert.  Zwar  sei  allen  Rechtssystemen  der  Grundsatz  gemein- 
sam,  dals  unerlaubte,  gegen  ein  Strafgesetz  verstofaende  Hand- 
lungen keine  Rechte  für  die  Handelnden  begründeten;  aber 
es  herrschten  in  dessen  Durchführung  nicht  unerhebliche  Ab- 
weichungen, und  jedenfaUs  sei  hier  Raum  ftir  erhebliche  Be- 
denken. Insbesondere  seien  in  der  französischen  Rechts- 
wissenschaft erheblich  von  einander  sich  unterscheidende  Auf- 
fassungen vertreten.  Da  keinenfalls  die  civili*echtlichen  Sätze 
gegen  den  Wucher  zu  einer  Ber»M<'li<'rünfr  des  Schuldners 
führen  rbirfteu,  so  wurde  auch  der  Kinzichun^  strafrechtlich 
verbotener  Gewinne  durch  den  Fiskus  nach  jjreufsischem 
Rechte  gedac  ht  (A.L.  R.  I,  16,  §  172  und  173),  wofür  übrigens 
der  Abgeojilnete  von  Kleist-Retzow  in  der  zweiten  Be- 
ratung ausdrücklich  eintrat  (Bd.  II  aus  1880,  6.  845). 

In  dieser  letzteren  (S.  827  ff.)  betonte  der  Berichterstatter 
Abgeordneter  Freiherr  von  Marschall  die  Notwendigkeit 
eines  weiten  richterlichen  Ermessens^  und  zwar 
sehr,  dafs  der  Abgeordnete Qraf  von  Bismarck  meinte  (S.  829), 
der  Gesetzgeber  solle  wohl  zu  Gunsten  der  Unumschränkt- 
heit des  Richters  abdanken ;  und  das,  obwohl  der  Abgeordnete 
Dr.  Dreyer  bei  der  ersten  Beratung  gleichfalls  schon  diese 
Notwendigkeit  ins  Licht  gesetzt  hatte  ^.  Der  Abgeordnete 
Pfafferot  erklärte  (S.  831),  Wuclieror  und  Bewucherttir 
„seien  nieist  beide  einander  wert",  wälirend  Lasker  seiner- 
seits beiiL'inq'elte ,  dals  daa  Gesetz  sich  nur  gegen  den  Dar- 
lehnswucher  richten  solle,  und  das  System  des  preufsisclien 
Rechts  bespöttelte,  wonach  „alles,  was  in  Sünden  geboren  ist, 
demjenigen  geleistet  werden  mufs,  dessen  Magen  so  öUndhafte 
Dinge  vertiagen  kann,  nttmlich  dem  Fiskus*.  Die  Bestsm« 
mungen  der  civilrechüichen  Folgen  des  Wucherverbotes  gaben 
übrigens  su  den  verschiedenartigsten  Bedenken  AnlaTs,  die 
aber  den  Vorteil  boten,  die  Gttlttgkeity  bezw.  Ungültigkeit  der 
erwucherten  Forderung  in  dritter  Hand  klarzustellen 
(S.  840,  844,  853).  Die  gänzliche  Unverzinslichkeit,  die  aller- 
dings von  faulen  Schuldnern  ausgenutzt  werden  könne,  solle 
gewissermafsen  ,,in  odio  furum"  festgesetzt  werden  was  frei- 
lich nicht  ohne  VN'iderspruch  blieb  (8.  1221  —  Abg.  Witte). 


»  Bd.  m  HU8  18^0  S.  :iirK 
»  IW.  I  aus  1Ö79  S.  75ö, 
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Aügemeine  Bemerkungen  hatte  hierüber  echon  bei  der  ersten 
Beratung'  der  Abgeordnete  Dr.  Dreyer  gemacht.  Er  be- 
merkte, dafs  bereits  J.  8t.  M  i  1 1  *  auf  die  eriieblichen  Schwierig- 
keiten hingewiesen  habe^  die  eiiK?  gcgon  den  Wucher  sich 
richtende  Ausgestaltung  des  Straf-  und  Civilrechts  bereite; 
besonders  sei  da«  auc  li  bei  der  Beratung  t'iber  das  eiiiscldagende 
tVanzÖsiselic  Oe^etz  von  1850  liervorgt'trf^tf n.  Ks  i'riige  sich, 
vf'iki  u)'Au  verlniten  solle,  dal'ö,  wenn  man  aut  einer  »Seite  dem 
Gläubiger  /.II  Leibe  gebe,  auf  der  anderen  Seite  dem  bös- 
willigen ^>cliiildner  die  Gelegenheit  eröffne,  dai^i  Strafgetjetz 
und  die  Sttiai«auwalt8cliaft  dazu  zu  mii« brauchen ,  um  sich 
durch  Chikane  seiner  Verbindlichkeit  zu  entziehen.  In  Frank- 
reich habe  man  deshalb  erwogen,  ob  man  nicht  geradezu  be- 
ttlmmen  solle,  dafa,  wer  ein  Strafarteil  yeranlafst  habe,  damit 
auf  civilrechUiche  Hulfe  Vensicht  leiste.  —  Der  Grundsats^ 
mit  dem  man  brechen  mtte«e,  sei  der,  dafe  Vertritge  au  halten 
seteD,  Abgesehen  von  der  Anfechtung  wegen  Irrtums  und 
Zwanges  biete  sich  aber  die,  auch  von  Osterreichischen  Juristen 
verwertete  Analogie  der  laesio  enormis  dar,  und  das 
französisch«  Ueeht  biete  im  Art.  484  des  Code  civil  ein  treff- 
liches Vorbild^. 

Tn  der  dritten  Beratung  (Bd.  II,  S,  1212)  betonte  der 
Abgeordnete  Marcard  nocbüiuls  die  et}iis(  he  BeiltMitung  d«!r 
Wucherbestrafung  und  der  an  nie  gekuu}>iten  eivilrechtliehen 
Folgen  (S.  1216),  und  während  der  Abgeordnete  Witte 
(Schweidnitz)  in  diesem  Punkte  mit  dem  Rechte  der  „un- 
erlaubten Handlungen*  glaubte  auskommen  su  kennen 
(S.  1219  fF.)y  erklärte  Abgeordneter  Kiefer  ein  Wuchergesets 
ohne  ciTilrechtliche  Bestimmungen  Air  „verfehlt,  zwecklos 
und  lückenhaft"  (S.  1222)  *y  hielt  auch  die  Ausscheidung  einer 
sachlich  gerechtfertigten  Zinsvergütung,  statt  der  giinzlichen 
Unverzinsiichkeit  der  Wucherforderung,  für  praktisch  un- 
thuniich. 


«  Bd.  I  au^  i:<70  S.  75^  u.  7*)9.  Über  Vertracfifreihoit  und  die 
Unvt?rbrGchli<'lik<'it  tier  V'i  itrii^e  verbreitet  sich  in  diesera  Zusammen- 
hange auch  L.  V.  Stein  u.  a.  O.  S.  24. 

'  Vermutlich  ist  die  in  KoHcher»;  System  I,  %  193  Anm.  6  ab- 
gednifkfc  Stelh-  drr  ,  I'riiu  iph.s'  (V,  ch.  10,  2)  gemeint:  „Tlius  re- 
wartiiug  men  for  ohtaining  the  property  of  others  bv  false  promises,  and 
then  not  only  refusing  paymcnt,  but  Invoking  legal  penalties  on  those, 
whe  I  i  \  <  helped  them  in  their  need." 

'  Abs.  2  de88clben,  von  dem  ^mineur  non  emancij»«'  -  handelnd, 
lautet:  r^ganl  de»  obligations  qu'il  aurait  contracteea  par  voie 
d'achatt)  ou  autrement,  elles  seront  redactibles  m  cas  d*excAs:  les  tri- 
bunaax  prendront,  4  ce  suiet,  en  conaidirstton  la  fbrtune  du  nünenr, 
la  honne  on  manvfiisp  fni  Mos  porsonn-^^  'jui  auront  contmct«^  avec  lai, 
l  utilit^  ou  rinutilite  des  depcuäe«.**  —  Ai^u  §  301  u.  302  unseres  Straf- 
g€Mtsbttdies  sttf  civilrechthehem  Gebiete. 

*  Ebenso  nschdracklich  tritt  Lorenz  v.  Stein  a.  s.  O.  S.  195 
dafür  ein. 
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Vielleicht  intereHsiert  esj  in  diesem  Zusammenbaiige  deo 
Wortlaut  von  §  8  und  9  des  österreichischen  Wuchergesetzes 
vom  28.  Mai  mitgeteilt^  7ai  s<*hen,  welcher  dem  §2  des 

zunMclist  nur  tür  Galizieu,  Lodomirieu,  Krakau  und  die 
Bukowina  erlassenen  Gesetzes  vom  19.  Juli  1877  naehgobildet 
ist.  >j  8  lautet:  ^Der  Strafrichter  hat  das  Gescliäft,  wegen 
desseu  die  Verurteilung  erlblgt,  als  nichtig  zu  erkläi*en,  mid, 
wenn  die  Ergebnisse  des  Strafvcrfahieua  ausreiclien,  zu  er- 
kennen, dafs  das  von  dem  Kreditgeber  und  Kreditnehmer 
gegenseitig  (Geleistete  samt  gesetElicben  Zinsen  vom  Tage  der 
Leistung  an  zurückzuerstatten  ist  Eigiebt  sich  aus  der  Be- 
rechnung der  gegenseitig  zurückerstatteten  Beträge  ein  Mehr- 
ansprach  für  den  Kreditgeber,  so  haftet  hierfür  die  für  die 
vertragsmÄfsige  Forderung  erworbene  Sielioi  ^tt  llung.  Reichen 
die  Eigebnisse  des  Strafverfahrens  zur  Fällung  des  Erkennt- 
nisses tlber  die  ReehtHfolgen  <ler  Vernichtung  des  Geschäfte» 
nicht  aus,  so  erfolgt  unter  Aufreehterlialtuug  der  erworbenen 
Sicherstellung  die  Verweisung  auf  den  Civilreehtsweg,  welclier 
in  (liesem  Falle  sowohl  dem  Privatbeteiligten  als  dem  An- 
geklagten oftensteht"  —  Und  weiter  ^9:  „Im  Falle  der  \'er- 
weisung  auf  den  (Jivilrechtsweg,  sowie  wenn  der  l^rivat- 
beteiligte  auf  Grund  des  ^  372  der  Str.  Pr.  O.  den  Civilreclitv 
weg  betritt,  hat  der  Civibichter  ttber  die  Rechtsfolgen  der 
Vernichtung  des  Oeschkfles  gleichfalls  nach  den  im  §  8  fest- 
gestellten Grundsätzen  zu  entscheiden*** 

Aua  dem  weiteren  Verlaufe  der  oben  mitgeteilten  Ver- 
handlung möchte  ich  schliefslich  nur  noch  z\\ei  Aufserungeii 
des  Abgeordneten  Professors  Dr.  Beseler  (S.  1228  und  1229) 
erwähnen ,  die  die  mit  der  Wucherfrage  eng  zusammeu- 
hängende  F>esclir;1nknn^'  der  allgemeinen  ^^^*ehs«'^fllbigkeit  htv 
trafen.  Beseier  erklärte:  „Icli  bin  an  und  für  sich  nicht  der 
Meinung,  dnfs  man  sieh  scheutn  soll,  allgemeine  Rechte  zu 
beschranken ,  wenn  das  Bedürtnis  nachgewiesen  ist.  Icli  hin 
kein  *  Bewunderer  der  allgemeinen  Frei h ei t.s rechte  ohne  das 
notwendige  Mid?»  ilircr  Beschränkung  nai  Ii  dem  Bedürfnisse; 
aber  allerdings  das  verlange  ich,  wenn  eine  BescliräidLuug 
des  allgemeinen  Rechts  stattfinden  soll»  dann  mufs  das  Be* 
dttrfnts  dafUr  auf  das  Bestimmteste  und  Unwiderleglicbste 
nachgewiesen  werden.*^  Und  sodann :  ,£in  Antrag  dieser  Art 
(auf  Aufhebung  der  allgemeinen  Wechseli^higkeitl  scheint 
mir  eingegeben  zu  sein  von  dem  gewifs  humanen  Bestrelien, 


'  Sonstiges  gesetzliches  Material  bii;ti  t  j«  t/t  dir  Ü«'^rfil>duiig  xur 
Wnchctrgesctznovolle.  -  Im  §  1  de«  iVstprr'  i*  Iii  >  Iü  ii  ( irst'tzps  und  «^hiiii 
später  tiochmaU  in  dem  ueuettten  Z\VHughvoiit>treckaog8ge8Ct%e  U»I*-t- 
reichff  vom  10.  Juni  1887  §  18  (Aufhebung  einer  Zwangsversteigenii^; 
wegen  larsio  euormis)  i:*t  der  B^riif  des  ^wi  rt seh aft liehen  Vrr- 
derb«'ii>  in  dif  R och Wissenschaft  und  G«>otz*^*'bunp  eingo/ulirf. 
V«'rgl.  darulii  i  Stcinhach,  Dm  Cn'p*ctz  vom  lu.  Juni  S.  ff. 
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durch  Bevormundung  das  Volk  wider  seinen 
Willen  glücklich  zu  luathon.  Dagegen  habe  ich  mich 
erhoben  und  mit  gutem  Mute  die  Freiheit  und  das  ge'* 
meine  Recht  vcrtreteu." 

Weit  mehr  in  dem  Sinne  und  der  Hlthtuiig  dieser  Be- 
merk im  ,  als  in  dem  des  übrigen  Teilen  der  Roielistni^s- 
benituni^eii  bewcf^en  sieh  die  diesen  kurz  vorherlaiitondca 
Verhandlungen  dea  prenl^i-^chen  Landtairos  über  das  Wueher- 
unwesen';  der  manchesterliche  8tand}>uunkt  hatte  hier  auf- 
fklligenveise  noch  weit  entschiedener  die  Überhand.  8ie 
kuilpften  an  eine  Interpellation  des  Abgeordneten  Freiherrn 
Ton  Schorlemer  an,  der  in  seiner  Rede  viel  interessantes 
thatsftchliches  Material  bot,  auch  die  wncheifeindlichen  Be- 
strebungen der  Raiffeisenschen  und  Schulaeschen 
Genossenschaften  beleuchtete  und  sich  darauf  berief,  dafs  man 
durch  Bestrafung  des  Wuchers  dem  RechtsgefiÜde  der  Leute 
entgegenkommen  und  dem  Wucherer  den  Bchuta  der  Rechts- 
ordnung versagen  müsse. 

Heiii'-rkcnswert  waren  besonders  die  AuTserunf^en  der 
A)»£rf' ordneten  von  Meyer  (Arnswalde)  und  l^rofessor  Dr. 
Na.sse  (Bonn>.  Ersterer  nagte  (S.  37):  „Ich  meinte,  es  niiisse 
der  Charakter  der  ganzen  Gesetzgebung  sein,  die  Schwachen 
getreu  die  Starken  zu  schützen,  indessen  Ii  Jte  ich  mich  über- 
zeugt, dafs  das  wohl  eine  veraltete  Anschauung  aus  dem  stän- 
dischen Polizeistaat  war,  in  dem  ich  aufgewachsen  bin,  und 
desaen  Traditionen  noch  heute  zu  hegen  ich  mir  als  einen 
besonderen  Vonsug  anrechne.*  Nachdem  er  sodann  an  die 
«scbmachroUe  Verpflichtung  des  Richters,  dem  Wucherer  beim 
Fdlabziehen  zu  helfen",  erinnert  hatte,  setzte  er  hinzu:  „W  enn 
diese  Gesetze  [der  Freihandelsrichtung]  die  Socialdeniokratie 
nicht  erzeugt  haben,  so  haben  sie  sie  doch  grofs  gesttugt.** 
Und  der  gefeierte  Volks  wirtschaftsieh  rer  Dr.  \  asse  bekannte 
(S.  52):  „Ich  und  meine  Freunde,  wir  freuen  uns.  dafs  die 
Richtung  dei*  neueren  Gesetzjj:el)ung  mehr  dahin  ;;elit,  den 
Schwachen  gegen  den  Kräftigen  in  wirtsciiaftlicher  Beziehung 
zu  schützen  und  ihn  zu  stärken  durch  staatliche  Hfdfe,"  Vou 
Ziiiabeschränkungen,  im  Gegensätze  zum  eigentlichen  W  ucher- 
begriflfc  könne  aber  deshalb  doch  keine  Uede  sein.  Über  den 
Q^chtsjiunkt  der  Unerlaubtheit  wegen  Verstofses  gegen  die 
guten  Sitten  sprach  er  sich,  freilich  wohl  mit  Verkennung  der 
wesentlich  negativen  Seite  dieses  Rechtssatzes  (s.  o.), 
folgendermafsen  aus:  ^Dem  freien  Ermessen  des  Richtei*s 
können  wir  doch  unmöglich  überlassen,  zu  entscheiden,  ob  ein 
Geschäft  moralisch  verwerflich  ist  oder  nicht;  wir  würden 

»  Verhandlungen  1878/7»  Bd.  I,  8.  30  ff.  —  Audi  in  Ii.  Be- 
ratung:«'!!  der  ersten  hadischen  Knmin»  r  warf  die  Bewegung  ihre  Wellen; 
rergl.  dio  Sitzung  vom  31.  Januar  187d. 
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dadurcli  der  reinsten  Willkür  der  richterlichen  Kiittsolieidung 
Thür  imrl  Thor  öffnen  und  in  der  That  einer  Willkür  der 
allerbedenklichstcn  Art;  denn  es  kann  keine  schlimmeren 
Tyrannen  goben,  als  die,  welche  sittliche  Ochofo,  die  ihrer 
Natur  mich  nicht  erzwungen  werden  können,  hinsichtlich 
deren  ciiif  scharfe  Grenze  drs  ErlauKjton  und  Unerlaul)t'  ii. 
eine  objektive  Grenze  nicht  zu  zielieii  i^t.  \v»'?iii  eine  »»(»lehe 
Handlungsweise  erzwungen  werden  hvW  dureii  Stratgeöctze.'' 
Zu  schroffem  Widerspruch  erhob  sich  gegen  di«*  damaligen 
Bestrebungen,  den  Wucher  gesetzlich  einzudämmen,  auch  ein 
Teil  der  sog.  ^^öffentlichen  Meinung"  in  den  tonangebenden 
liberalen  Blättern,  von  denen  der  Interpellant  bei  der  swetten 
Beratung  (Bd.  I,  8.  641)  eine  interessante  Bltttenleae  vorlegte; 
sie  wurden  beispielsweise  von  der  „Kölnischen  Zeitang*  aU 
^leichtfertige  Volksaufwiegelei''  bezeichnet  In  merkwürdiger 
Verbh  ndung  wurde  eben  damals  noch  bekämpft,  was  wir  jeüst 
als  erfreulichen  und  gesicherten  Besitz  unserer  Rechtsordnung 
einverleibt  haben!  Der  Abgeordnete  Lasker  warf  derzeit 
das  Wort  „H  o  s  p  i  i  a  !  i  ii  s  c  Ii  n  u  u  n  g"  in  die  Debatte  ^  was 
vielleicht  besser  als  niar  lM  s  ander«'  die  Gegensätze  in  den 
^^aoniungen  von  damalig  und  heute  kennzeielmet;  und  der  Ab- 
geordnete Dr.  Meyer  (Breslau)  brach  dafür  mit  folgenden 
Worten  eine  Lanze  (S.  30):  „Ich  behaupte,  dafs  die  Gesetz- 
gebung in  erster  Linie  die  Pflicht  hat,  ftir  das  Bedürfnis  der 
ordendicheny  tüchtigen  und  vorwärtsstrehenden  Leute  zu  sor« 
gen;**  zugeben  wolle  er,  dafs  man,  „wenn  man  Zeit  und 
Gelegenheit  hat^  —  auch  fUr  den  Schutz,  für  die  Bevor- 
mundung solcher  Leute  [die  i  i  ht  einmal  geeignet  sind^  ihr 
lU'diirfnis  selbst  zu  beurteilen]  etwas  zu  thun*^  habe.  Der 
schon  mehrfach  genannte  Abgeordnete  Rei chensperger 
machte  djigegen  auf  den  wunderlichen  Widerspruch  im  da- 
maligen Reehtsleben  aufmerksam  (S.  657  a.  a.  O.),  wonach 
ein  Notar,  ih^r  wucherliche  Vcrtr  iire  uifnahm .  disciplini*  rt 
wurde,  wäluend  der  Wucherer  frei  ausging,  und  bemerkte: 
„Die  Not,  der  Leichtsinn,  die  Unerfahrenheit  [siud]  da«  Ve- 
hikel, mit  dem  sie  [die  AusgeheutetenJ  vor  den  Triumphwagen 
des  Wucherers  gespannt  werden!** 

Übrigens  hatten  bereits  im  Jahre  1866  diese  Fragen  das 


man  sagte  \  den  „Grundbesitz  von  den  Fesseln  d  e  r  W  uche r  • 
gesetz gebung  zu  emancipieren'*.  Diese  Äufserung  ist^ 
wie  die  oben  aus  den  Reichsgerichtsentscheidungen  (IV,  S.bS) 
mitgeteilte,  allerdings  weniger  ungelieuerlicb,  wenn  man  sich 
veigegenwärtigt,  dafs  man  damals  den  Wucher  freigab  und 
die  Zinsfreiheit  meinte.  Eine  der  derzeitigen  Beme  rkungen 
des  Abgeordneten  Dr.  John  ist  oben  schon  wiedergegeben; 

>  IUI.  I  der  Aulageu  aus  1866  8.  296. 


preufsische  Abgeordnetenhaus 
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gt  iur-  warnende  Stimme  erhob  damals  nur  der  Abgeordnete 
Reichenspe rgcr,  der,  unter  Hinweis  auf  den  Kechts- 
sats  von  der  laesio  enormis,  die  gleichfalls  früher  be- 
reits mitgeteilten  Worte  sprach  Nur  zögernd  trat  ihm  der 
Abg«'urdnete  Professor  Dr.  Glaser  (Berlin)  bei  (8.388);  ich 
will  seine  Aufserun^'en  liier  noch  anfi"ihr<  ri,  weil  sie  sich  zu- 
gleich auf  das  olicn  bcsjjrochenc  Bundcs^t  sctz  von  1867  be- 
ziclicn.  Er  bemerkte,  dry  Wucher  bestehe  noch  trotz  Auf- 
bebung der  Zinsbeschrankungen  fort;  denn  es  sei  „auf  diese 
Weise  gar  kein  Mittel  mehr  vorhanden,  um  demjenigen,  der 
sich  in  Notverhältnissen  befindet  oder  in  Üakenntnis,  auf  irgend 
eine  Weise  einen  Schutz  gegen  Bedrückung  zu  gewähren.  — 
Das  Einzige,  was  sie  [die  Rechtsordnung]  in  dieser  Beziehung 
▼orkehrt,  dafs  nämlich  ein  solches  Kapital  gekündigt  und  zu- 
rückgezahlt werden  kann  binnen  einer  gewissen  Zeit,  ist  eine 
ganz  unznlängUche  Hülfe,  weil  es  sich  bei  solchen  Darlehen 
gar  nicht  einmal  um  langdauernde  Kontrakte,  sondern  um 
kurze  Kontrakte  handelt,  und  durch  diese  die  Not  und  die 
Unwissenheit  ausgebeutet  ist,  ehe  auf  diesem  Wege  Hülfe  ge- 
schaffen werden  kann."  Das  Naturgesetz  des  Angebots  und 
der  Nachfrage  mlisse  sich  den  „hcdieren  Zwecken  der  Sittlich- 
keit unterordnen".  —  Aber  solche  Stimmen  verhallten  damals 
ungehört;  erst  13  Jahre  mufsten  darüber  hingehen,  um  über 
den  begangenen  „Irrtum"  aufzuklären,  und  die  Lehrzeit  scheint 
auch  jetzt  noch  nicht  vorüber,  denn  in  der  Praxis  erregt  der 
Wacherbogriff  immer  noch  eine  gewisse  Unhehaglichkeit;  man 
steht  ihm  zum  Teil  noch  fremd  und  spröde  gegenüber,  und 
das  bindert  selbstredend  am  meisten  seine  kräftige  DarchfÜh- 
rung  im  Rcchtsleben  ^.  Mit  anderen  Worten,  die  manchester- 
liche Lehre  hat  sich  noch  lange  nicht  in  der  Jurisprudenz 
ausgelebt;  ja,  sie  droht  im  Entwürfe  des  B.O.B.,  wenigstens 
nach  manchen  Richtungen  hin,  sicli  zu  neuer  Kraft  aufzuraffen. 

Um  so  freudiger  ist  deshalb  der  augenblickliche  Versuch 
der  Reichsregierunjx  zu  begrüfsen ,  durcii  einen  dem  Hcichs- 
tage  am  23.  Dezember  1892  v()rgele;;t<*n  „Entwurf  eines  (Ge- 
setzes, betreflend  Ergänzung  der  Bestimmungen  über  den 
Wucher",  auf  jeuer  seit  dem  Jahre  1880  wie^ereingeschlagenen 
Bahn  weiter  vorwftrts  zu  schreiten*.   Freilich  kann  ich  hier 


I  S.  385  und  S86  Bd.  I  der  Verhandlungen  von  1866. 

•  Statistisches  bieten  die  Kegründanpon  der  WucherKCset/.!:()\  clle. 
Ebenw)  die  Mittc'iluntren  vom  Kommissar  des  Reicnsjusti /umtos, 
Dr.  Hägens,  zu  den  HeichstajjrsvrrliaiHllmiffen  1887'H8,  Anlagen,  Bd.  4 
S.  720;  und  selbstredend  die  wit-htifren  Veröffentlichungen  des  „Vereins 
für  Socialpolitik",  Bd.  ;^5.  Die  S,  hrift  von  L.  Caro,  Der  Wucher, 
konnte  ich  noch  nicht  berücksichtigen. 

^  Pf  äff  a.  a.  O.  S.  W2  Anm.  '2  bezeichnet  dies  als  Anfang  der 
hente  yielfeeh  besprochenen  „soi  iaiisti-c  hm  Idc<'~,  überall  dort  ^^'lIcher 
anzun*')im*'n,  wo  kein  riditiges  Verhftltni»  zwischen  Leistung  und  Gegen* 
leistung  bestehe. 

Forvchungvn  (53>  XII  3.  —  äuhneidar.  9 
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nur  ;;aiiz  kurz  him!i  »birüber  aussprechen,  da  nach  dem  'im 
§  ^  Auseinanderge^t'tzten  die  jurisstische  Inangriffnahme  tles 
Wuchers  mit  der  Frage  LMiier  socialeren  Kegehmg  des  Woli- 
nungsmietv'ertrages  kcineu  unmittelbaren  ZusammenLang  iiat. 

Im  wesentlichen  soll  die  Neuerung  in  der  Ausdehnung 
des  Begriffes  vom  stratlMureii  Wucher  auf  Rechtagescfaflfto 
„anderer  als  der  in  §  302  a  [Str.G.B.]  beaeichaeten  Art*  be- 
•tehen  tvr  I  n  Fall,  dafs  die  Ausbeutung  gewerb»-  oder  ge- 
wohnheitsmäfiug  erfolgt.  Sie  enthält  also  insofern  eine  Ab* 
Schwächung  des  Baehrschen  Vorschlages,  knüpft  aber  dann 
an  den  betrcffciuli  n  Tliatbestand  <lic  weit  schlirferen  Folgen 
doH  hishcri^cn  Wuchergesetzes.  l)<Min  es  liege,  lieifBt  es  S.  7 
der  I)egi  tuuiungen ,  „in  der  Natur  de**  \V  uchers,  der  an  be- 
stimmte juristische  Formen  nicht  gebunden  ist,  dafs  er,  uns 
dem  einen  Glebiet  verbannt,  sich  alsbald  eines  anderen 
bemttchtigt*.  Eine  wirksame  Abhtllfe  könne  deshalb  nnr  von 
der  Blrstreckung  des  Wneherbegriffes  auf  Rechtsgeschifte  jeg- 
licher Art  erhom  werden.  Aus  diesen  Begründungen  ist  be- 
sonders noch  der  Inhalt  einer  Eingabe  des  „Vereins  gegen 
den  Wucher  im  Saar^i^ehiet'*  bemerkenswert,  über  rlen  der 
Relf-Ii^tag  im  Jalire  1888  bereitH  verliamlelt  hat.  Und  sehr 
treücnd  sind  die  a.  a.  O.  von  den  Ho^ri'nidmii^t'U  an  die>t^ 
Eingabe  angeknüpften  V\ Orte,  die  ich,  weil  >i  '  \n  leder  die  innere 
Beziehung  aller  hier  und  bei  der  VVoLniing^üage  auftauchen- 
den rechtlichen  und  wirtschaftlichen  Zweifelspunkte  ins  Licht 
setaen,  im  folgenden  wiedergeben  möchte.  „Man  wird  sich 
allerdings  nicht  der  Hoffhunfir  hingeben  dtlrfen,  daCs  durch 
solche  oder  ähnliche  geeetzlicne  Vorschriften  der  Wacher  in 
seiner  Wurzel  getroffen  werden  kr<nnte.  Im  allgemeinen  er- 
scheint der  Wucher  als  eine  Folge  bereits  vorhandener  wirt- 
schaftlicher Oehrechen:  Notstände  in  <len  Erwerbs-  und  Ab- 
satzverhuitnisst'ii,  Zwerj^üterwirtaehaft,  Man^rel  an  trt'.sniideni 
Kredit  auch  ohne  Vorhandensein  ''inoß  wirklichen  N*>i.->Uuideö, 
Hang  der  Bevölkerung  zu  nberaiai:>igen  Ausgaben,  fehlende 
Thatkraft  und  Intelligenz  bereiten  in  der  R^cl  den  Boden 
vor.  auf  welchem  der  Wucher  gedeiht  Insoweit  wird  die 
wirksamste  Bekämpfung  des  Übels  in  der  thunlichen  Besetti- 
gnng  jener  Mifsstände  zu  erblicken  sein,  und  diese  muls  in 
erster  Linie  erhofit  werden  von  der  weiteren  Entwicklung 
der  privaten,  insbesondere  der  Vereins-  und  f^cnosi^enschaft- 
lichen  Thfttipfkeit ,  voti  der  Förderunji;  der  wirt-t'haftlicheii 
VerhiiltTHssc,  tlcr  UehuniJ:;  der  Gesittung  und  Hikiirnja:  in  den 
von  W  III  Iior  hfiui;4('.siifhtcn  Gegenden.  Wenn  indessen  die«« 
Aufgaben  nn  allgemeinen  nicht  auf  dem  Gebiete  der  Gesetz- 
gebung liegen,  so  wird  diese  gleichwohl  darauf  Bedacht 
nehmen  müssen,  aur  Erreichung  jener  Ziele  auch  ihrerseits 
wenigstens  mitzuwirken."  — 

Der  Vollständigkeit  halber  mag  hier  noch  erwähnt  sein. 
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dals  aach  der  Deutsche  Land  wir  tsckaftsrat^  in  seiner  Plenar- 
rersamralung  von  1889  sich  mit  der  Ausdehnung  des  Wucher- 
gesetzes   ni    der    Richtung    <le8    sog.    Grundstücks  wiichers 
befaföt  liat;  aus  ihr  scheint  mir  die  Bemerkung  des  jetzitr^^n 
Reiehsgericlitsnnijjidenten  von  0  h  1  s c  h  1  ;i  g  e  r  mitteiiciis^x  eri 
(Jalirgaug  XIII,  S.  618).    Er  sagte  u.  a. ;    „Bei  deraitigeu 
Kuren  besteht  immer  eine  gewisse  Qefahr,  dafs  mau  den  Herd 
der  Krankheit  auf  einen  anderen  Punkt  verlegt   man  giebt 
eine  Medizin ^  die  bezüglich  der  an  beseitigenden  Krankheit 
vidletcht  wirkt,  die  aber  demnltelist  an  einer  anderen  Stalle 
eine  vielleicht  noch  aohlinunere  Krankheit  hervorruft.  Dieser 
Gefahr  ist  auch  der  vorliegenden  Frage  gegenüber  der  Gesetz- 
geber ausgesetzt."    Der  Rf^lner,  damals  nocli  Staatssekretär 
des  Reiclisjustizamtes,  fügte  dann  eine  Warnung  hinzu,  die 
bei  den  derzeit  gestellten  Antriigcu  ganz  besonder«»  angezeigt 
war,  nilmlich  (S.  619),  in  dicöer  Angelegenheit  nicht  zu  selir 
ins  einzelne  zu  gehen,  weil  dann  nur  specielle  Formen  des 
Wuchers  getroffen  würden,  und  hierdurch  „in  einem  halben 
Jahre  das  Gesetz  vollständig  wirkungslos''  werde,  denn  als- 
bald bilde  sich  der  Wucher  andere  Formen.    Auch  meint 
von  Ö  h  1 8  c  Ii !  a  g  e  r ,  man  werde,  wie  im  landesüblichen  Zins- 
fufse  beim  Darlehnswucher,  einen  ähnlichen  Mafsstab  auch 
„finden  können        l-istigen  Verträgen  über  Sachen,  die  einen 
Marktpreis  haben ^  wollte  man  aber  die  Straf bestimmung 
ausdehnen  auf  alle  onerosen  Verträge  ohne  Ausnahme,  so 
könnt*   man  nn't  der  Wahl  des  Mafsütabes  leicht  in  eine  Sack- 
gasse geraten ,  wenn  man  nicht  auch  den  legitimen  Verkehr 
atftren  und  in  die  Gefahr  einer  Bestrirfiuig  bringen''  wolle. 
Einer  der  besten  Kenner  unserer  agrarischen  verhflltnisse, 
Landesdirektor  von  Hammer  stein  in  Hannover,  bemerkte 
dann  noch  im  Laufe  der  Verhandlung,  dafs  der  Grundstücks- 
Wucher  nur  ein  Erzeugnis  ungesunder  Grundbesitzverhältnisse 
sei;  mit  ihn-r  Heihnii:  werde  auch  jenor  wieder  versehwinden. 

Dafs  die  jetzigen  Wuiht'rvrrliandlungen  im  Reichstage 
auf  eine  Eingabe  des  „Vereins  gegon  Wucher  im  .Saargebiete** 
zurückgehen,  ist  bereits  bemerkt.    Der  Verein  niuehte  damals 

feltend^,  dafs  seine  an  sich  allerdings  erfolgreiche  Thätigkeit, 
ie  wirtschaftliehe  Sdbathfllfe  auf  die  Dauer,  zumal  «renn  die 
erste  Begeisterung  nachlassen  sollte,  ohne  gesetzliche  Be- 
käni[>fung  des  Wuchers  beim  Cessions-  und  VieihtauBchhandel 
und  bei  der  Viehleihe  nicht  ausreiche;  und  dafs  der  ge* 
werbsmäfsige  Grundstttckshandelf  da  ihm  das  eigentliche  äe- 


>  Vergl.  uucli  uocl»  die  Verhandluugeu  und  lieschlüsse  dcü  prcu- 
fsisehen  LsHdesökonomiokolIeginnui  von  t889  S.  899  und  aa  den  dort 
aageMbenen  Stellen.    BtTiclitfrstattcr  war  Prof  Oierkr. 

"  Verhaudlungeii  des  licicUstags  1867/88,  Aalageu,  Bd.  iV",  Akteu- 
at^k  172,  S.  725. 
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rnent  des  Handelsbegriffes,  die  ortsverändernde  Vermitt- 
lung, fehle,  überhaupt  wirtschaftlich  und  rechtlich  ungerecht- 
fertip:t  sei  (S.  727).  Man  vermisse  beim  Oessionfähnnrl«*!  dn^ 
Verliot  tler  lex  A  n  a n  t  a  s  i  ;i  ti  n  ,  nbwolil  sich  nicht  verkennen 
lAi>se,  dai'h  CS  maiu  lujö  iJodenkliehc  habe.  Es  finden  sich 
weiter  in  jener  Eingabe  zwei  charakteristische  Bemerkungen, 
von  denen  die  erste  wie  für  das  Mietcrelend,  den  sog.  Miet- 
wudMr  in  grOfseren  Orten,  geschrieben  sn  sein  solieint: 
„Schlechte  Witse  ttber  den  ,dttmmsten  Bauer'  sind  billig  Ahr 

{*enen,  der  die  ganze  trostlose  Lage  dieser  Annen,  ihre  künst- 
tch  und  planmäfsi;^^  IierlxMgeführte  wirtschaftliche  Sklaverei 
nicht  kennt**  (S.  726).  Und  weiter  die  gewifs  nicht  ohne 
weiteres  abzuweiscTide  Fraf^e :  „Wenn  einmal  der  Grundsatz, 
dafs  bei  Vertrkgeu  die  Preislje.stininiuiig  für  Angebot  und 
Nachfrage  nur  durch  da«  freie  Walten  des  Parteiwillens  er- 
folgt, beim  Darlehnsvertrage  aus  höheren  Gründen  und  zum 
Schutze  der  wirtschaftlich  Schwachen  gegen  die  wirtschaftlich 
Starken  eingeschränkt  ist,  waa  hindert  denn  daran,  bei  aU^n 
anderen  belastenden  Vertrügen  ans  denselben  höheren  Grün- 
den eine  gleiche  Beseliriinkung  eintreten  EU  lassen?* 

Auch  die  damalige  XII.  Konmiission  meinte  in  ihrem  Be> 
richte  (S.  721  a.  a.  O.),  dafs  es  gewifs  nicht  unmöglich  sei, 
die  Thatsache  des  „Mifsverhültnisses  der  T;0?stnTiL'-en "  forstzu- 
stellen ,  und  dafs  die  Saebe  ebenso  wie  beim  l^etruge  liepff. 
l>ic  Merkmale  der  Ausbeutuug  erschöpften  sich  aber  keines- 
wegs schon  in  (liesem  Mif^ Verhältnisse,  „vielmehr  müsse  die- 
selbe auJserdem  au*»  gewissen  begleitenden  Umständen  erkannt 
werden,  SchliefsUch  komme  es  vor  allem  darauf  an,  auf 
die  wucherische  Gesellschaft  einen  heilsamen 
Druek  ausauQben;  im  übrigen  kOnne  man  die  Anwen- 
dung des  Gesetzes  ruhig  dem  freien  Ermessen  des  Richters 
überlassen,  selbst  wenn  es  diesem,  wie  auch  bei  anderen  Ver- 
gehen, z.  B.  bei  der  ßeleid-LMing,  einen  sehr  weiten  Spielraum 
gewährte*.  Bei  der  Vi  rhandlunir  im  Reichstage  selbst,  am 
8.  März  1888*.  betonte  der  Ahgeordnete  Schräder  dann 
wieder  als  „auf^strordentlich  bedenklich"  das  „diskretit/iuire 
Ermessen  der  Gerichte":  die  Gesetzgebung  werde  hier  über- 
haupt nur  mn  sehr  beschränktes  Feld  finden.  — 

Hag  man  nun  au  all  diesen  aahlreichen  Erwigungen  de« 
Für  und  Wider  stehen  wie  man  will,  —  immer  wird  man  aus 
dem  Geiste  der  Bestimmungen,  die  im  Gesetze  vom  24.  Mai 
1880  läugst  Bechtens  geworden  sind,  auch  den  Mafsnahmen 
geneip^t  sein,  welche,  wenn  auch  in  abweichender  Form  dr»r 
Verwirklichung,  die  MifHbniiulie  im  Wohnung^mietwesen  ein- 
zudämmen dienen  sollen.    Und  eben  weil  die  verschiedenen 


>  Vcriuuidliingen  lit^liSS  Bd.  II»  1367. 
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bei  ihnen  in  Betracht  zu  zie]ien<U;n  Krwägungspunktö  l'aat 
vollständig  in  der  Vorge^ehichte  und  Kutwicklung  aes  Wucher- 

Seaetees  wiederkehren  und  yorkommen^  so  wird  auch  dieser 
Lboohnitt  meiner  Darlegung  nicht  allxa  abwegig  mdiemen.  — 
Auch  aoiserhalb  Deutschlands  haben  wirtschaftliche  Er- 
wägungen  zu   gesetzgeberischen  Mafsnahmen  geführt,  der 

fmndsätzlich  festgehaltenen  Vertragsfreiheit  einige  wichtige 
teschränkung^en  aufzuzwingen.  Es  ist  dnn  ixt'vnao  auch  im 
Miet-  oder  Pncliti-fclitr-  q-ßschehen  und  dart  ([("^halb  wohl  in 
diefsem  Zusammeniiauge  erwähnt  werden ,  obgleieh  ich  hier 
der  Hauptsache  nach  keine  eigenen  Forschungen  angestellt 
habe. 

Auf  die  von  A.  von  Miaskowski  in  seinem  Schrift* 
eben  „Problem  der  Grundbesttayerteilmig*  erwShnten  Bestim* 

mungen  für  die  baltischen  Provinzen  Rufslands^  insbesondere 
für  Livland  im  Gesetze  vom  17.  Juli  1865^  gehe  ich  hier  nicht 
ein,  bemeike  nur,  dafs  darnach  die  Grofsgrundbesitzer  ihre 
„Gesinde"  (Baucrnpachtgütor),  wenn  überhan])t.  dann  nur 
auf  6  oder  12  Jahre  in  Pauht  g'eben  dürfen,  und  dem  aij- 
zielienden  Pächter,  der  von  dem  Vorhandörecht  bei  neuer  Ver- 
paclitung  oder  bei  Verkauf  keinen  Gebrauch  gemacht  hat, 
eine  bestinuute  Entschädigung,  insbesondere  eiueu  Anteil  an 
dem  etwa  höheren  neuen  PaohtEiiise  als  Entgelt  f^  die  ge- 
atiegene  Grundrente  ausanaahlen  haben.  Weit  wichtiger  und 
lehnreicher  sind  die  bereits  erwähnten  irischen  LanclgesetBe 
seit  1870,  sumal  sie  manche  Mafsregel  enthalten,  an  die  man 
auch  bei  uns  zur  besseren  Sicherstellung  des  Wohnungs- 
mieters gegen  willkürliche  Kündigung  J  u.  s.  w.  denken  könnte. 
Da  ich  hier  aber  nur  einen  knrzt  ii  Uberblick  geben  kann,  so 
verweise  ich  wenigstens  auf  die  von  mir  dazu  benutzte  Litte- 
ratur.  An  der  Spitze  steht  der  schon  crwiiluit*  trctrHche  Auf- 
satz vou  G.  llerkner  Uber  die  „irische  Agrailrage"  in  den 

Hl  Idebrand  sehen  Jahrbttchem  för  Nationäökonomie,  N.  F. 
Bd.  21.  Neben  ihn  stellen  sich  Lor.  von  Stein  «Drei 
Fragen  des  Grundbesitzes"  1881  8.  145;  L.  von  Ompteda 
in  den  „Preufsischen  Jahrbttchem"  (1881)  Bd.  47  8.  242  und 
361;  La<!y  13  lenn erhasset  in  der  „Deutschen  Rundschau", 
Februar  1885.  S.  221;  W.  Roscher  in  seinem  neuesten 
Werke  „Politik"  8.  585.  Besonders  wicliti;;"  sind  die  Berichte 
der  irischen  Landkommission ,  zuniiclist  der  von  1887,  wäh- 
rend die  aus  den  folgenden  Jahren  nur  statistische  Angalx'u 
hubeil.  Der  Bericht  vou  1887  stutzt  sieh  dagegen  auf  eine 
Untersuchung  der  Wirkungen  der  LandgesetM  durch  Be> 
firagung  von  nicht  weniger  als  805  Zeugen;  zwei  Milglieder 


^  Gegen  die  unproduktiveu  Uni^ugskosten  und  die  Ei'/.ieliuug  der 
Mieter  zu  einer  Art  von  Vagabundenl  —  W.  Roseher»  Mationslokon. 
lU,  I  7  SU  Anm.     Tr&dinger  a  a.  O.  S.  10. 
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der  Koinmission,  Th.  Knipe  und  der  Earl  otMilltuwn, 
haben  tiin  vun  der  günstigeren  Auiüt-»»aug  der  Mehrheit  ab- 
weichendes Gutachten  dazu  erstattet  Mancherlei  willkommene 
AafkJArung  Uber  jene  Wirkungen  findet  man  aach  noch  in 
den  sich  an  den  grö&eren  Leserkreis  wendenden  Schriften 
von  H.  N.  Bodyke  (1887),  in  den  Artikeln  der  „Times'* 
vom  11.  Oktober  bis  8.  November  1888  (als  Sonderabdruck  mit 
dem  Titel  „A  Series  of  letters  on  I^ord  Ashbourne's  Act)  und 
dem  Werkchen  des  Amerikaners  G.  Pellew  „In  Castle  and 
cabin  (1889).  Trotz  der  sonstigen  offenbar  geradezu  massen- 
haften TagesHtteratur  i.st  es  jedoch  für  Deutsche  recht  schwer, 
ein  khires  Bild  zu  L':p\vinnen.  Jone  ist  uns  ja  schwer  rn- 
gänglich;  die  englischen  Gesetze  aber  bieten  dem  Verstand- 
nisse durch  ihre  eigentümliche  F^irm  und  die  nicht  immer 
kenntlichen  Voraussetzungen,  die  ihre  Unterlagen  bilden, 
manche  Schwierigkeiten;  sodann,  was  wohl  das  wichtigste  ist, 
in  England  selbst  herrschen  ttber  die  einschlagenden  Punkte, 
zumal  infolge  des  erbitterten  politischen  Streites»  die  ver- 
worrensten und  widersprechendsten  Ansichten.  Und  doch 
wird  man  Meitzen  in  seiner  Besprechung  der  irischen  Agrar- 
frage (Sc hmo Hers  Jahrbuch  S.698)  Recht  geben  können, 
dafs  dort  immerhin  nur  Gedanken  ausgeführt  wercb n  sollen, 
die  gegenüber  den  seit  Ausgang  des  vorigen  Jahrhundert* 
durcngeführten  Grundentlastnnirstrf  setz<;n  aller  Sto-^t^Mi  dp<i 
europäischen  Festlandes  zuriickh^iltend  und  gemUlsigt  er- 
scheinen müssen.  —  Schon  1850  wurden,  in  dunkler  Erinne- 
rung an  die  von  den  englischen  Eroberern  unterdnu  kt«m 
EigentuHisreehte  der  Pächter,  von  diesen  die  berühmten  „3  F** 
—  die  fixity  of  tenure,  fair  rent  and  free  sale  —  gefordert; 
dem  Pächter,  der  seinen  Verpflichtungen  toU  nachkommt^ 
solle  keine  Kündigung  und  Vertreibung  drohen,  die  Pacht- 
rente solle  billig  sein  und  nicht  durcn  ungezügelten  Wett- 
bewerb bestimmt  werden,  keine  „competition-*  oder  „com- 
mercial  rent**  sein,  das  Pachtrecht  solle  endlich  unter  gewisaen 
Voraussetzungen  veräufsert  werden  dürfen.  Dies  entsprach 
im  wesentlichen  dem  sog.  „ülsterbrauche".  Während  nun 
der  Landlord  and  Tenant  Law  Amendment  Act  (Ireland  i  vdiy 
1860  im  vrdligen  Gegensatze  hierzu,  und  deshalb  auch  vom 
irischen  Volke  gänzlich  unverstanden  dem  Gedimkeu  »ier  \* er- 
trag« treiheit,  des  „free  trade"  Raum  gab,  sah  man  sich  ber»Mi.s 
lü  Jahre  später  genötigt,  durch  den  Act  to  aniend  the  Law 
ndating  to  the  Occupation  and  Owership  of  Land  in  Ireland 
vom  L  Augast  1870  (SS  und  84  Vict  c.  46)  die  Befugnis  der 
LandeigentOmer,  einem  Pttchter  willkürlich  zu  kündigen,  auch 
wenn  er  sich  keinen  Verstofs  gegen  seine  Pflichten  hatte  au 
Schulden  kommen  lassen,  dadurch  wenigstens  zuerschweren, 
dafs  man  dem  letzteren  f\lr  diese  „distnrbance**  eine  im  ein* 
zelnen  genau  abgestufte  Entschüdigung  zubilligte,  ihm  au£ier> 
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dem  Vergütung  t>lr  die  von  ihm  während  der  letzten  20  Jalire 
gemachten  Verbetoi'  UDgen ,  sowie  f^r  beide  Ansprüche  ein 
Zurückbehaltungsrecht  ara  Pacht^ute  gfwlihrtc.  In  Hezug 
auf  solche  Verbesserungen  kam  mau  dabei  dem  Päcliter  durrh 
die  in  sectio  5  und  6  de.<^  Gesetzes  festgestellte,  ganz  eij^^eu- 
tUmlich  geiklste  Rechtbvennutung  zu  Hülfe.  Aufserdoiii  waren 
noch  folgende,  zum  Teil  recht  seltsame  Bestimm  in  i^cn  ge- 
troffen« denen  es  denn  auch  zu  verdanken  ist,  dals  dies  dem 
UlBtermiiGhe  NoijdirlandB  sich  wirklidi  annfthernde  Gesets 
einen  völligen  Mifeerfolg  hatte«  Der  MeUorationsanapmch 
sollte  nämlich  annftchst  bei  Pachtverträgen  yon  mehr  als 
81  Jahren  Länge  wegfallen;  hierdurch  wollte  man  die  Grund* 
h  err  en  zur  Abschliefsung  solcher  langen  Verträge  vcrloeken. 
Allein  diese  Berechnung  erw?«"«  sieh  nls  fals<'li.  das  Ergebnis 
war  ir^rade  entgegengesetzt,  i >enn  die  Päch ter  selbst  ver- 
lior<<  !i  >\ch  lieber  von  Jahr  zu  Jahr  auf  Erneuerung  oder 
Kichtküiidi^ung  ihrer  Pacht,  und  hoflfteu  bei  etwaiger  Been- 
digung aufjene  beiden  Entschädigungssummen.  Und  die  Aue- 
siät  anf  Aese  hinwiedemm,  dieser  ttkonomiache  Rackhalt 
steigerte  die  Kreditfiditgkeit  der  Pachter  und  ermöglichte  und 
bewirkte  bei  ihnen  die  Eingehung  unverhältnismäfsig  vieler  neuen 
Schulden!  —  Sodann  konnte  auf  jenen  Meliorationsanspruch 
bei  Pachtung  von  mindestens  150  Gruntlsteuereinschätznng 
verzieh  t«'t  werden;  auch  diese  Bestimmung  sehlug  zum 
Nachteile  der  Pächter  aus.  Die  Grundherni  begannen  näm- 
lich, ihre  Läudereien  zu  mindestens  solcher  ü  rofae  zusammen- 
zulegen, und  bald  erschien  denn  auch  dieser  Verzicht  —  in 
den  gedruckten  Normalbedineu  ngen.  —  Ich  Ubergehe 
hier  die  krausen  und  gewifs  nicht  sehr  aweckmäfsirai  Bestinir 
mungen  über  die  EntschAdigungsberechnung  bei  der  „distur^ 
bfmce*  und  ihr  verEwi^^tes  Verhältnis  zu  der  Meliorations- 
Tergfltnng;  ebenso  die  zur  Ankaufserleichterung  ins  Gesets 
aufgenommenen  sog.  „Bright  clauses" ;  mufs  dagegen  aber 
noch  hinznf(igen,  dafs  dieses  auch  insofern  sei?i»Mi  Zwe(d^  ver- 
feldte.  als  es  dem  reichen  Verpäehter  gegenüber,  der  sieh 
um  die  Entsehädigungspfliiht  nicht  zu  kümmem  brauchte, 
uad  auch  in  dem  Falle,  wo  der  neue  Pächter  diese  Uber- 
nahm, die  „tixity  of  tenure'*  nicht  gewährte ;  dafa  es  sich  end- 
lich aer  Hauptsache  nach  auch  nur  auf  die  damals  im  Be- 
aitse  befindlichen  Pächter  besog  und  kttnftigen  Willkürlich- 
keiten nicht  aasreichend  vorbeugte.  Trotzdem  glaubt  Herk- 
ner  das  Gesets  als  eine  „grofse  That**  und  als  das  „erste  ehr- 
liche Refonnwerk  nach  einer  durch  Jahrhunderte  hindureli 
verfolgten  Politik  der  Beraubung  und  Ausnutzung''  bezeichnen 
au  können. 

Einen  weiteren  Sehritt  zur  liegiinstigung  der  l'ileliter  ver- 
buchte man  durch  den  La.nd  law  Act  1881  (44  und  45  Vict. 
ch.  49)  und  seine  erweiternden  Nachträge  in  der  zweiten 
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Hälfte  der  achtziger  Jahre.  Herkner  (a.  a.  O.  S.  486)  .sieht 
in  ihm  einen  volUtändigen  Bruch  mit  dem  Grundsatze  der 
wirtsrhaftlichen  Froilioit,  „eine  That ,  deren  Tragweite  sich 
kaum  auf  Irland  allein  beschränken  dürfte",  und  ein  so  guter 
Kenner  der  \'«>lk>\virt6chaft,  wie  Schäffle.  stimmt  ihm  in 
der  Charakteristik  dieses  „Solinittcs  in  die  Manclicstertheorie" 
bei  und  meint  von  der  „abstrakten,  abaolutcn  Frei  hei  tstheorie", 
daSs  sie  „nirgends  auch  nur  für  ein  Mcnschemdter  Stich  ge- 
halten" habe^.  Im  wesentlicb^  handelt  ee  sich  tun  folgende 
Bestimmungen.  Verlangt  der  GrandeigentOmer  von  seinem 
Pachter  für  die  Zuknnft  ^hOhnng  des  PachtadnseB  und  geht  dieser 
darauf  ein,  so  gilt  die  Pacht  auf  15  Jahre;  aber  letsterer 
mufs  pOnktlich  zahlen,  darf  nicht  deteriorieren ,  nicht  aftor- 
▼erpachten,  teilen  und  keine  neuen  Gebäude  errichten.  LftCst 
er  sieh  nicht  dazu  herbei,  so  erhult  er  entweder  eine  nach 
einem  verbesserten  Mafsstabe  zu  berechn'-nde  Störungs- 
entschMdij^ung,  oder  er  verkauft  sein  Paclitreelit  an  eirx-n 
neuen  Püchter  und  wird  dadurcli  entschädigt.  In  allen  FalU  it 
CFidlicli  iöt  der  Pächter  berechtigt,  die  Festsetzung  eines  „fuir 
rent"  vor  dem  daftlr  bestimmten  Gerichtshofe  zu  beantragen ; 
hiernach  wird  die  Pacht,  bei  Erfiillung  der  Pflichten  seiner- 
seits, gleichfalls  auf  15  Jahre  unkündbar. 

Der  englische  Gesetzgeber  hat  also  sogar  das  Wagnis 
einer  obrigkeitlichen  Preisfestsetzung  unteniommen,  freilich 
unter  Bedriingnissen,  die  für  die  Ruhe  und  Sicherheit  des 
Landes  das  Schlimmste  befüreliton  liefsen.  Bis  August  1886 
hatten  nicht  weniger  als  176800  Pächter  eine  Pachtzins- 
ermUfnigung  von  durchschnitt! i<'1i  18  Prozent  bei  der  Ooriclits- 
behörclf*  (M-zielt,  und  naeh  dem  ^tesamtberjclite  d«'r  Köiii_: lielien 
Kommiasiun  von  1887  -sollten  sich  diese  Fesisetzuti;^eri  im 
PniH  ipe  vollkonnnen  bcuälirt  haben.  Immerhin  wurden  aber 
doch  schon  in  ihr  selbst  und  unter  den  abgehörten  Auskiintt^- 
personen  abweichende  Stimmen  laut.  Und  als  nun  gar  von 
1886  ab  die  richterlichen  Zinsermitrsigungen  auf  40  ge- 
steigert werden  mufsten  und  die  Feststälung  des  PachtEinses 
auf  15  Jahre  sich  wirtschaftlich  als  völlig  undurchführbar  er- 
wies, brach  die  „no-rent" -Bewegung  sich  in  einer  immer  all- 
gemeiner werdenden  Pachtsinsverweigerung  Raum  und  konnte 
im  Oktober  1886  der  sog.  ..Plan  of  campaign"  von  Dillon 
entworfen  werden.  Ja,  selbst  nach  dem  den  Landankauf 
wesentlich  erh'ic]jternd*'ii  Gesetze  Lord  A.shb<»urnes .  „The 
Punhase  of  TjutI  (Irelaiul)  Act"  von  1885,  da«,  wo  aWea  in 
Irland  auf  wirkliciie  Ubereignung  des  Laude»  an  die 
Pächter  hindrängt^,  die  Pachtzinsgesetze  anscheinend  in  /u»n 
Hintergrund  stellte,  —  selbst  nach  diesem  Gesetze  mufs  Eng- 


'  Korporativer  IlültHkusäciizwaug  S.  113. 
«  Meitzcn  a.  a.  O.  S.  699. 
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land  es  erleben,  dafs  irische  Volksfhhrer,  wie     B.  Cony- 

heare,  im  September  1887  2U  Westport  den  Pächtern  von 
Aukftufen  abrieten,  da  ihnen  das  „irische  Parlament",  das 
völlig  verwirklichte  „Homerule",  in  Bälde  das  Land  doch 
umsonst  zuteilen  wflrde.  Und  eine  wirkliche  Peruhlg^iing 
der  Verhältnisse  ist  in  den  loteten  Jahren,  den  Zeituu^ifsnarli- 
riehten  zufolji^p,  p:ewifb  immer  noch  nicht  eingetreten:  die 
üntinle  Rct'orin  scheint  in  der  politisch- revolutionären  ail- 
maliin  ii  untergehen  zu  sollen. 

Möge  zum  Schlüsse  hierzu  noch  eine  allgemeinere  Be- 
merkong  gestattet  sein.  Bei  den  Verhandlungen  des  „Vereins 
ihr  Socialpolittk"  Uber  die  Wohnungsfrage  hat  Raffalovich 
(Paris)  behauptet',  daÜB  ihr  ein  Vergleich  mit  der  irischen 
Agrarentwicklung  allzufern  liege.  Meines  Eraehtens  mit  Un- 
rechty  obwohl  Deutschland  trotz  schwerer  socialer  Anfech- 
tungen einer  solch  bösen  Zukunft  hoffentlich  nicht  entgegen- 
zusehen braucht.  Aber  die  Notwendigkeit  einer  auf  verwandten 
Gebieten  liegenibMi  Reform  kan?i  auch  bei  uns  nicht  bestritten 
werden;  und  auch  darüber  ist  man  sich  einig,  dafs  diese 
jedenfalls  das  civilrechtliche  Gebiet  raitzutreffen  haben.  Mag 
deshalb  auch  bei  PrUfuni^"  der  gesetzgeberischen  Mafsnnhmen 
ii^^ui^laiidä  für  deutsche  Juristen  manches  Dunkle,  manche 
Unklarheit  aber  Sinn  und  Tragweite  der  neuen  Vorschriften 
in  rechtlicher  Hinsicht  übrig  bleiben;  mögen  diese  auch  auf 
etwas  andere  Punkte  des  Mietrechts,  wie  der  von  mir  be* 
sonders  behandelte^  abzielen,  —  nämlich  der  Hauptsache  nach 
auf  die  Beschränkung  des  Kündi^j^ungsrechts  und  die  Fest- 
setzung eines  angemessenen  Pachtzinses,  so  bleibt  doch  dies 
Beispiel,  wie  ich  meine,  ganz  besonders  lehrreich.  Man  beachte 
nur.  wie  rasch  die  We^e  zur  Umgehung  der  Gesetze  gefunden 
waren ;  wie  der  Eigennutz  oder  gar  die  erbittertste  Gegner- 
.^chaft  der  Besitzenden  und  des  Geldbeutels  manche  der  Re- 
formen einfach  vereitelten  oder  zum  geraden  Gegenteile  für 
die  Pächter  aus.schlagen  liefsen.  Man  beachte  die  zum  Teil 
auch  in  £ngland  zugegebenen  Fehler  des  Reformwerks,  be- 
sonders insofern,  als  die  Zulassung  des  OrundsatEes  der  «fair 
rents**  eine  unerschöpfliche  Quelle  von  Streit  und  Ungewifs- 
heit,  TOD  Aufsässigkeit  und  Unruhe  wurde,  da  man  nur  auf 
ein  neueres,  noch  gUn.stigeres  Gesetz  oder  eine  wiederholte 
Herabminderung  der  Pachtgelder  wartete,  und  darüber  jede 
Verbesserung  von  Grund  und  Boden  unterblieb.  Man  beachte 
endlich,  besonders  im  Hinblick  auf  alle  etwaipron  Vorsclibtiz:e 
bei  uns,  die  Miet]»reis»'  nin  igkeitlich  festzusetzen,  wie  duch  lu 
Irland  das  Auffin^l*  h  nies  wirklichen  „fair  rent"  tlintsächlich 
trotz  der  entgegeugeüetzten  Äufserungen  der  kgl.  Kommission 


>  Bd.  Sl  S.  41. 
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aU  gescheitert  anzusehen  ist,  wenn  man  Eiidc  1^^5  die 
Paclitsiimracn  um  18  dann  aber  um  30—40  ^io  herabsetzen 
und  jene  früher  regulierten  auf  den  anfönglichen  Ansätzen 
belassen  mufstf :  nur  f»inp  j^ihrHcli  v^rllnflorliehe,  dann  aber 
Alts  anderen  Gründen  gänzlich  uuthuuiiche  Berechnung  würde 
da  lu'lf«'n  können. 

Eine  civilrechtliche  Kefürrn,  so  sehr  sie  zur  Wahnmg"  dea 
Gereclitigkeitstdeals  diensam  ist,  wird  im  allgemeinen  dann 
nrst  Frucht  bringen,  wenn  die  den  Mifsstand  tragenden 
gegnerischen  Kräne  wirtschaftlich  und  sittlich  tiber- 
wunden sind;  die  Rechts^tie  aber,  die  die  Verbesserunff  in 
sich  tragen  sollen,  bedürfen  der  allersorgflUtigHten  Vorprüfung 
und  Auswahl! 

§  13. 

Der  Stand  der  Erörternngen  und  Vorschläge,  die  Verbesser ong 
des  Wohnongsmietwesens  auf  ciTilrechtUehem  Gebiete  betr. 

Teils  we^eii  des  soeben,  am  Ende  des  §  12  angegebenen 
Grundes,  teils  wc^i^  der  schon  öfter  i^erügten^  in  weiten, 
besonders  auch  politischen  Kreisen  verbreiteten  Gleichgültig- 
keit gegen  das  bürgerliche  Recht;  sodann  auch  wegen  des 
mangelnden  Verständnisses  dalUr  zumal  in  betreff  seiner 
Weiterentwicklung  im  socialen  Sinne  kann  es  kaum  Wunder 
nehmen  y  dafs  bei  den  bisherigen  Erörterungen  und  Vor- 
schlägen in  der  Wohnungsfrage  die  clTilrechtliche  Seite  eine 
yerhIÜtnismäfsig  untergeordnete  Rolle  spielt  Man  erinnere 
sich  zur  Erklärung  dieses  Umstandes  auch  noch  daran,  dafs 
die  Verbesserung  des  Wohnungsmietrechts  nur  einen  Bruch- 
teil jener  Frage  ausmacht,  die  freilich  auch  nls  solcher,  — 
neben  all  den  einschlagenden  bauteehnischen,  «anitärcu,  }>oli7,ei- 
liehen  oder  gar  strafrechtlichen  Punkten,  —  noch  wiciitig 
genug  und  beachtenswert  bleibt,  da  es  sich  bei  ihr  um  den 
ärmsten  und  deshalb  schutzbedürftigsten  Teil  unseres  V'^olkcii 
handelt,  der  auf  Wohnungsmiete  statt  eigentümlichen  Besits 
angewies«!  ist 

Die  neueren  Forderungen  einer  sweckmärsigen  Wohnungs- 
politik haben  daher  auch  nur  ausnahmsweise  zu  wirklichen 
WsetKesvorschlägen  in  dieser  besonderen  Richtung  geführt; 
meist  werden  die  civilrechtlichen  Mafsnahmen  nur  mit  einem 
allgemeinen  Wunsche  gestreift,  und  selbst  die  deutschen  Ver- 
e?Tv,  die  sonst  der  Wohnungsfrage  mit  soviel  CJes^chick  und 
Einsicht  nahegetreten  sind,  haben  diese  Seite  mehr  in  den 


*  Z.  B.  von  Prof.  Leouliard  in  Marburi;,  (Truchot»  Beiträge 
Bil.  85  8.  180. 
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Hintergrand  geschoben;  ja,  es  hat  ihr  i<^gar  nicht  an  erklärten 
Gegnern  gefehlt, 

Folirendea  ist  über  den  Stand  der  civikechtlichen  Reform 

EU  Bilgen  : 

Am  bedeutendsten  »ind  die  Verhandlungen  den  deutschen 
^Verein«  für  Öffentliche  Gt!aundlicit«>pÜege'*,  die  des  bereits 
öfter  erwähnten,  für  unser  öffentliches  Leben  so  wichtig  ge- 
wordenen «Vereins  für  Socialpolitik*  und  die  des  deutschen 
, Vereins  für  öflfontliehe  Armenpflege  und  Wohlthftti^keit,''  — 
slimtlich  aus  der  zweiten  Hälfte  der  achtziger  Jahre,  bei  denen 
ttbrigens  zum  Teil  dieselben  Männer  als  Mitberater  der  ver- 
schiedenen Gesellschaften  eine  hervorragende  Rolle  spielten. 
Ich  erw?nine  nur  den  jetzigen  preufsischen  Finfin^mniist^'r 
Dr.  Miquei  und  den  Fmnkt'urtor  Stadtrat  Dr.  Fl e  seh. 
Neben  jene  drei  Vereine  stellt  «ich,  in  der  ausgesproclienen 
Absicht',  der  Einseitigkeit  dor  Bchandiung  vom  Mieterstand- 

6 unkte  zu  steuern,  der  1889  gegründete  ,Centralverband  der 
[aus-  und  städtischen  Grondbesitsenrereine  Deutschlands*. 
An  sonstigen  Clesellschaften  und  Vereinigungen  sind  su  nennen, 
nach  näherer  Angabe  bei  Dr.  Straufs^,  die  ^ Wanderver- 
sammlung deutscher  Volkswirte*^,  die  sich  bereits  um  1864 
mit  der  Wolmungsfrage  befa(8te;  der  „preufsische  Central- 
verh.'ind  für  das  Wohl  der  /irlieitenden  Klassen'*  (mit  Beschrän- 
kung auf  die  A  r  b  e  i  t  e  r  wohnwn'j^sfmire) ;  der  katliolischc  Ver- 
band „Arbeiterwühl'',  der  1888  „gesetzliche  Bestininutn^^en  — 
zum  Schutze  der  Mieter  gegen  Ausbeutung  durcli  die  Ver- 
mieter'' und  die  Errichtung  von  Wohnungsiuapcktionen  ®  for- 
derte; endlich  der  „evangeliscb-»  sociale  Songrefs*^  der  sich 
1890  mit  der  Wohnun^firitfe  beschäftigte,  und  die  Berliner 
„Centralstclle  ftlr  Arbeiter-Wohlfahrtaeinrichtangen^y  die  jetst 
in  Berlin  eine  auch  schon  in  anderen  Städten,  wie  z.  B, 
Braunschwcig,  ge|»lante  Wohnnngsenquete  ins  Werk  setzen 
will.  Selbst  im  Reichstage  ist  die  Wohnungsfrage  wiederholt 
angeregt,  vor  allem  in  einer  sehr  gehaltreichen  Rede  Dr.  Mi- 
quels  am  20.  Januar  1888*,  die  mit  den  Worttn  sehlofs : 
„Aber  aucli  sonst  [abgesehen  von  der  Beoeitiguug  des  Zu- 
rückbehaltungsrechts ttber  die  Pfibidun|;8znUsstgkeit  hinaus] 
wird  es  sehr  an  der  Zeit  sein,  den  Hielrertrag  zu  Andern, 
der^  von  den  alten  römischen  Anschauungen  ausgehend,  dem 
Vermieter  ttber  den  Mieter  eine  solche  tJberlegenheit  giebt, 
dalsy  wenn  Sie  die  vielfiiche  sociale  Schwäche  des  Mieters 
g^gen  den  Vermieter  daneben  noch  berttcksichtigen,  ein  Grad 


^  VerRl.  Dr.  Straufs  a.  a.  O.  S.  13«,  m 
8  a.  a.  O.  S.  öö,  76,  171,  177. 

^  Kii<te  1881  veirUntete,  daTs  man  in  BerUn  aach  r^omogneitig 
daran  dächte. 

*  VerfasadluiigeD  1887—88,  Bd.  I,  8.  887. 
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der  Abhängigkeit  herauskömmt,  der  jcdenfallü  durch  die  Ge- 
Betzp^ebiinp^  nicht  begünstigt  werden  darf,  wenn  er  social  nicht 
verhindert  worden  kann.  (Sehr  richtig!)  Eine  Reform  dea 
Mietvertrages,  —  ich  will  hier  nicht  auf  Details  weiter  ein- 
gehen, —  wäre  bei  Erlafs  eines  solchen  Gesetzes  [nämlich 
eines  \\  uhiipolizeigesetzes]  in  ernste  Erwägung  zu  nehmen." 
Interessant  ist  bei  dieser  Aufscrung  die  Vorführung  eiues 
bislang  von  mir  nur  flüchtig  gestreiften  Grundes  für  eine  Re- 
form, nttmlich  der,  auch  ohne  irgendwelche  .sociale  Schwäche^ 
des  Mieters  durch  den  Mietrertrae  bewirkten  Abhängigkeit 
desselben.  Diese  Seite  der  Sache  hat  übrigens  auch,  wie  es 
scheint,  das  römische  Recht  nicht  vöUig  verkannt ,  wenn  es 
z.  B.,  ganz  abgesehen  7on  der  Behandlung  des  Vertrages  ex 
fide  bona,  den  Vormieter  und  niclit  den  Mieter  nach 
fr.  39  de  pactis  11,  14  unter  Unklarliciten  des  Vertrages  leiden 
liefs:  „Veteribus  piacet,  pactioncm  obscuram  vel  ambiguam 
venditori  et  qui  locavit  nocere,  in  ((uorum  fuit  potestate 
legem  apertius  conscribere'*  ^  Vielleicht  bi^riicksichtigte  man 
hierbei  aber  auch  nur,  dals  die  VeruÜichtuug  des  Mieters  au 
sich  tn  der  That  nur  einfach  in  Gelozahlen  besteht;  und  dafa 
der  Vermieter  deshalb,  wenn  er  mehr  haben  will,  dafllr  zu 
soi]gen  hat,  dafs  das  gehörig  zum  Ausdruck  komme.  Es  mag 
deshalb  doch  zutreffend  sein,  dals  C.  Ohr.  Burckhardt  in 
seiner  Schrift  ^Zur  Geschichte  der  locatio  conduetio''^  die  dem 
Mieter  ungünstige  Ausgestaltung  des  römischen  Mietvertrags- 
rechts  bei  Wohnungen  geschichtlich  aus  der  unsacligemälisen 
Übertragung  der  bei  der  ArobiliPiinnVtp  ausgebildeten  Grund- 
sätze auf  die  doch  offenbar  auder:-.ini,L:t  Iinmobiliarmiete  (und 
aus  der  gedrückten  socialen  Stellung  des  inimubüiarmieters) 
glaubt  erklären  und  ableiten  zu  können.  — 

Ich  übergehe  die  Verhandlungen  des  an  der  Spitze  der 
Atifzählung  genannten  „Vereins  für  öffentliche  Gesundheits- 
pflege", weil  dessen  Vorschläge  in  demjenigen  „fllr  Armen- 
pflege" u.  s.  w.  nochmals  einer  eingehenden  Besprechung 
unterzogen  sind.  Auch  aus  den  Beratungen  des  „Vereins  fUr 
Socialpolitik"  ^  brauchen  nur  einzelne  Äuiserungen  der  Bericht- 
erstatter und  Redner  hervoigehoben  zu  werden ;  in  seinen 
Versammlungen  wird  nämlich  nicht  abgestimmt,  sondern  man 
\äUt  es  bei  der  SchlufsUbersicht  des  Vorsitzenden  über  die 
zur  iSprache  gekommenen  Ansichten  von  hüben  und  drüben 


*  Franc.  Duarenus.  ..Po  pactis"  c.  0  in  fino  sa^t  dazu:  „Luoe 
clarius  apparet,  veterps  juris  am  toro.s  \im  in  re  emptori  ac  Conducton 
niagis  (luam  venditori  aut  locatori  favere  voluisse.'* 

*  Ich  habt"  mir  diese  Schrift  selbst  trotz  Niiehfirage  auf  ver- 
«chiedeneu  Uiii\ «'rsitatsljildluthekcn  nicht  \'<m Jicliatten  kiVunen  und  ritiere 
nie  deshalb  nach  der  UümelinacheD  Inhultsanffabe  in  der  «Kritischen 
Vlerteljahwchrift«. 

*  YerölfentUebangen  Bd.  30,  31  u.  33. 
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bewenden.  Hierin  wurde  dann  allerdings,  in  der  Herbst* 
sitBimg  1880,  vom  damaligen  Vorsitzenden  Oeheimrat  Dr. 
£.  Nasse  (Bonn)'  fastgestellt^  dafs  mehrfach  die  Einschrftn» 
kimg  der  Freiheit  des  Mietvertrages  nach  Ai i.tl -pe  der  Arheita» 
gesetsgebiing  verlangt,  und  der  civilrechtliche  Inhalt  desselben 
als  reformbedürftig  bezeichnet  sei. 

Ich  hf»rih'ksichtigo  rleshalb  h.niptx.jü'lilir])  Verhand- 
lungen »l'  s  rlritten  X'en^ins,  des  „für  Aniu-iiptieg«'  und  VVohl- 
thMtigkeit,"  und  sei bf^t redend  hier  auch  diese  nur,  soweit  in 
iliiien,  wie  es  hauptHitehlieli  rlnrch  die  Bemühungen  des  ge- 
nannten Dr.  Fl  es  eil  geschah,  der  civilrechtliche  Funkt  ins 
Auge  gefafst  wurde.  Sie  verdienen  in  der  That  eine  be- 
sondere Beachtung,  auch  von  selten  der  Juristen,  und  zwar 
deshalb,  weil  in  ihnen  versucht  ist^  einen  eingehenderen  Ge- 
setzentwurf aufzustellen. 

Die  Berichte  ftir  die  Herbstversammlung  zu  Karlsruhe 
(HeftVH)  finden  sich  im  VI.  Hefte  und  sind  vom  Reichstags- 
abgeordneten  Fr.  Kalle  und  dem  Stadtrate  Dr.  Flesch  er- 
stattet Ersterer  nimmt  Bezuj?  auf  seinen  Aufsatz  in  Nr.  29 
der  „rKvir''nv.  II vom  16.  Juli  1887  (Bd.  'V2),  worin  er,  unter 
Hinweis  aut  Art.  IV  Nr.  15  der  Reiclis Verfassung  wegen  der 
zum  Teil  angezweifelten  Zuständigkeit  d(^s  Reiclies,  eine  reiehs- 
gesetzliche  Ordnung  der  bauliclieu  Oesundlieitspolizei  mit  nicht 
nur  berechtigender,  sondern  auch  verpflichtender  Kraft  für 
die  ausführenden  Behörden  auf  Orund  einer  1880  vom  Pro- 
fessor Baumeister  entworfenen  „Normalbauordnung'*  ge- 
fordert hatte.  Er  hatte  dort  auch  die  BesteUung  unabhängiger 
Wohnnngsinspektoren  verlangt  und  dazu  weiter  bemerkt: 
„Verbilligen  kann  die  Gesetzgebung  die  Wohnungen  der  kleinen 
Leute  nicht;  —  aber  sie  kann  verhindern ,  dafs  Räume  als 
Wolmiingen  hergestellt  und  benutzt  werden,  welche  üb<Mhaupt 
und  für  den  Zweck,  für  den  sie  verwandt  werden,  ungenügend 
sind,  und  deshalb  ihre  Bewohner  physisch  und  sittlich  ge- 
fährden und  mit  letzteren  auch  die  ührij^e  ortsansässige  Be- 
völkerung, ja  in  letzter  Reihe  die  Gesamtheit  der  staatlichen 
Crcsellschaft."  Dagegen  wollte  er  damals  die  Regelung  der 
civilrechüicben  Beziehungen  zwischen  Mieter  und  Vermieter, 
obwohl  er  deren  „hohe  socialpolitische  Bedeutung**  anerkennt, 
aus  praktischen  Gründen,  um  rascher  ssum  Ziele  au  kommen, 
einstweilen  beiseite  stellen.  In  seine  spftteren  Vorschläge,  bei 
denen  er  vor  allem  die  Beseitigung  der  sog.  „Schmuta- 
konkurrenz"  schlechter  Wohnungen  ins  Auge  fafst,  hat  er 
nach  französischem  Vorbilde  ein  polizeilichcj^  „Verbot  des 
weitereTi  V^rniieten^"  von  Wohnräumen,  die  von  den  iSani- 
tätsbehörden  für  ungeeignet  und  verbesserungsfähig  erklärt 


Der  obenang«?führte  Abg«*oniiu'ic  if«t  dieselhe  Person  mit  «lifi^em. 
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aind,  aufgenommen  und  empfiehlt  zugleich  den  Erlafa  einzelner 

gesetzlicher  Be.^timinunp^en,  welche  thatsächlich  hervortreten- 
den Mi rsl»r;i liehen  im  Mietweaen  abhelfen  sollen;  so  z.  H. 
wünscht  er  dem  Mieter  das  Recht  zu  geben,  unter  gewissen 
Umständen  wegen  einer  vom  Vermtetor  veröchuldeten  Un- 
gesundheit  der  Wohnung  diese  olnu  Kündigung  verlassen  zu 
dürfen.  Kalle  erklart  sich,  wie  übrigens  üchuu  crwäiiut, 
andererseits  gegen  ein  Wohnungswuchergesetz,  und  zx^ai 
wegen  der  Unmöglichkeit;  hier  den  Wucherbegriff  in  einer 
fttr  die  Rechtssprechung  brauchbaren  Weise  (estsustellen;  die 
Neigung  vieler  numanen  Richter,  den  ihnen  schwächer  Schei> 
nenden  beizustehen,  schrecke  und  gefiihrde  auch  den  redlichen 
Vermieter  und  würde  das  Wohnungsangebot  möglicherweise 
bedenklich  herabmindern.  Auch  hier  kämpfe  man  besser,  wie 
lu-rcits  Sch  moller  in  seinem  ^Mahnruf  in  der  Wobnungs- 
traic«""  1  erklärte ,  mit  vor  b  e  u  g e  n  d  e  n  Mafsregeln.  Kalle 
gelangt  dann  mit  seinem  Mitberiehterstatter  Dr.  Fle.sch  zu 
dem  Schlüsse,  eine  zweckentsp;  cciiende  Entwicklung  der  Ge- 
setzgebung im  Reiche  auch  aui  dem  Gebiete  des  Privatrecht4 
zu  wünschen. 

Der  Stadtrat  Dr«  Flesch  ist  nicht  nur  in  diesem  Vereine 
und  dem  „für  Socialpolitik**,  sondern  auch  bei  mannigfachen 
anderen  Gelegenheiten  für  Hebung  der  Wohnungsnot,  beson- 
ders auch  durch  ciTÜrechtliche  Mafsnahmen,  unverdrossen  und 
nachdrücklich  eingetreten.  Ich  verweise  noch  auf  die  «Schriflen 
des  „freien  deutschen  Hochstifts"  und  einen  Vortrag,  den  er 
am  30.  September  1889  zu  Dresden  im  allgemeinen  dortigen 
Mietbewnhnervereine  gehalten  hat;  will  aber  diosf  seine  ^Amt- 
lichen Kundgebungen  hier  in  Eins  wiedcrzuui        \  ei>uclu  n. 

Dr.  Flesch  leugnet,  dafs  bei  der  \\  uhnungömiete  An- 
gebot und  N «teil trage  in  hinreichender  Weise  die  wirtschaft- 
liche Stellung  beider  Vertragsbeteiligteu  auszugleichen  ver- 
möge, was  gerade  hier,  wo  es  sich  um  ein  VertragsrerhSltnia 
▼on  gewisser  Dauer  handele ,  zur  Ausbeutung  des  Minder- 
starken, des  Mieters,  führe.  Der  Vermieter  dürfe  sich  auf 
die  Vertragsfreiheit  nicht  berufen,  wenn  er  ungesunde  Wob* 
nungen  vermiete,  wie  ja  auch  der  Verkauf  ungesunder  Lebens- 
mittel mit  Strafe  belegt  sei,  ein  Gesichtspunkt,  der,  wie 
schon  früher  von  mir  bemerkt,  wiederholt  und  auch  von 
anderer  Seite  bei  diesen  Erörterungen  geltend  gemacht  ist. 
Die  Wohnfrage  sei  zugleich  Lolinfrage,  —  eine  Ansicht,  bei- 
läufig bemerkt,  die  als  nur  teilweise  zutreffend  im  übrigen 
diesem  Schrittsteller  mit  Lel>Jiafti«rkeit  und,  wie  mir  scheinen 
will,  mit  liecht  bestritten  wird.  Ks  müsse  daher  auch,  meint 
Dr.  Flesch,  wie  beim  Arbeitsverti-age,  der  Mietvertrag  durch 
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civilrechtliche  Vorschriften  verbessert  wenlen,  —  was  man 
freih"'  ])  luch  bei  der  eben  angegeh^^iKTi  :<bweichendoii  Anf- 
fa?ssuii^  eifrigst  vertreten  kann.  Neben  anderen.  Prozel's  und 
Z^vang^v()ll^j^reckung  betrcfteudcn  und  deshall»  hier  nicht  weiter 
zu  berücköii  litigenden  Forderungen  stellt  dann  Dr.  Flesch 
die  auf,  die  „Ungültigkeit  und  Unklagbarkeit  civilrechtlicher 
Forderungen  auasuBpreclien ,  die  aus  geaeteUch  Yerboteaem 
Mietrerlnige  henrOhren/  und ,  diesen  insoweit  also  der  freien 
Vereinbarang  zu  entziehen.  Übrigens  sei  es  Sache  der  Fach- 
jnristen,  derartige  Vorschläge  „in  ein,  in  allen  Eimselheiten 
der  jetzigen  Rechtslage  und  der  gesetzgeberischen  Kunst  ent- 
sprorlK  ndes  Gewand  zu  hüllen."  Trotz  allen  Eifers  für  die 
Besber<rr'lhnio-  des  Mieters  vertritt  Dr.  Flesch  aber  dnrchaus 
den  ^Miindpunkt,  dafs  das  Gesetz  diesen  keineswegs  vor  dem 
Vermieter  begünstigen  dürfe.  So  besonders  Heft  VI,  S.  156 
der  Schriften  des  „Vereins  für  Armenpflege''  u.  s.  w. 

In  der  Versammlting  des  letztgenannten  Vereins  au  Karls* 
rohe  kam  es  nnr  zu  sehr  allgemein  gehaltenen  Besclüttssen 
(Heft  VII,  8.  128);  die  Hauptsache  war  die  Nieder^etzong 
einer  Kommission  zur  weiteren  Untersuchung  der  einschlagen- 
den Fragen.  Nachdem  hierüber  (Heft  IX,  8.  62)  in  der 
Jahresversammlung  1889  zu  Kassel  durch  den  Amtsricliter 
Dr.  Asch r Ott  ein  vorläufififer  Bericht  «iNrattet  wnr.  folgen 
im  XI.  Hefte  die  Berichte  der  Komun.s«iün  und  ihre  Vor- 
schläge (8.  XXII  u.  f.).  Bemerkenswert  ist  deren  Ansicht 
(8.  52),  dafs  es  rätlich  sei,  die  vom  bestehenden  Rechte  an- 
erkannte Willensfireiheit  der  Parteien  beim  Wohnungsmietver- 
träge SU  beschränken.  Malsgebend  war  dabei  die  Erwftgung, 
,idtus  der  I^TIetvertraff  mehr  als  irgend  ein  anderer  Vertrag, 
dem  einen  Teil,  —  dem  Vermieter,  —  zwar  nicht  das  Recht, 
aber  die  thatsächliche  Macht  giebt,  die  j:^csamten  Verhältnisse 
des  Mieters  zu  ^^''^nflussen.  —  Er  seliatit,  wie  der  Arbeits- 
vertrag, ein  dauerndes,  znständliehes  Verhidtni.s ;  jd)er  er  dehnt 
seine  Wirkun^ren  nicht  nnr  "auf  die  Kontrahenten  selbst  aus, 
sondern  vor  allem  und  aiu  meisten  auf  die  unselbstän- 
digen Angehörigen  des  Mieters,  die  unter  den  schäd- 
lichen, oft  im  Toraus  gar  nicht  erkennbaren  Wirkunsen  des 
Aufenthalts  in  einem  bestimmten  Hanse  viel  mehr  leiden  als 
der  Familienvorstand  selbst."  Man  schlofs  sieli  dann  im  wesent- 
lichen einem  Entwürfe  reichsgesetzlicher  Vorschriften  zum 
Schutze  des  gesunden  Wohnens  an,  welcher  im  Auftrage  des 
obengenannten  „Vereins  für  öffentliche  ftesundheitspfle^e" 
hauptsächlich  dureh  Dr.  Miquel  und  Professor  Baumeister 
ausgearbeitet  und  dem  Reichskanzler  damals  bereits  eingereicht 
war.  Dieser  ist  auch  a.  a.  O.  8.  62  abgedruckt,  enthält  aber 
unter  seinen  „Mindestanforderungen"  keine  civilrechtlichen 
Bestimmungen.  Doch  soUen  nach  seinem  §  11  Räume,  welche 
durch  VerstOfse  gegen  die  angestellten  Vorschriften  oder 
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^sonstwie  durch  ihren  baulichen  Zustiind  gesundheitswidrig 
sind."  in  einem  näher  anzuordnenden  Vertuhn'n  für  „unhrauuh- 
bar  zum  Jüngeren  Aufenthalt«»  von  M''Tist:hen  erklärt  werden* 
k<nirien,  und  den  Gemeinden  wegen  «ierartijj:  unbenutzbarer 
ganzer  Hilusergruppen  oder  Ortsbozirk«*  das  Enteignung^^recht 
verliehen  werden.  Daneben  hatte  di»*  rnterkonimission  des 
„Vereins  für  Armenpflege"  u.  s.  w.  nodi  folgenden  hierher 
gehörigen  Vorschlag  gemacht.  Ks  solle  eine  polizeiliche  An- 
meldung und  Besichtigung  neuerrichteter  Wahnräume  erfolgen 
und  dagegen  eine  Bescheinigung  über  die  ZulAssigkett  und 
Art  ihrer  Benutzung  erteilt  werden;  diese  sei  bei  Abschlufs 
jedes  Miet-  <  <1  >  r  sonstigen  Vertrages  auf  Ül>er- 
lassung  von  Wohnräumen  dem  Mieter  u.  s.  w.  absehrifl- 
lieh  zu  ül>ergeben  und  dessen  schriftliches  Anerkenntnis  ilar- 
über  zu  beschaffen.  \*ertr;tge,  die  hiergegen  verstiefsen,  sollten 
nichtig  sein  und  wt^der  vom  Vermieter  ge^^-en  «Ion 
Mif.ter,  nocli  u  ni  g  e  k  e  h  r  t  klagbar  geltt*nd  g«'niail»t  u<Mil<'ii 
krmnen^  Leistungen  daraufhin  gölten  als  Zahlung  riner  Niclit- 
Hchuld,  und  allcü  dicö  öoUc  durch  \'ertrag  nicht  abgeäii*i''rt 
werden  können.  Ferner  sei  eine  Beautsichtigung  der  iiauiue 
„minder  bemittelter  Personen/  die  näher  bestimmt  werden 
sollen,  betreffend  die  Erhaltung  des  Torschriftsmäfsigen  Standes 
und  der  zulässigen  Benutzung ,  wie  in  England,  aazuordnen» 
das  Ehrgebnis  in  ein  Revisionsbuch  einzutragen,  das  auch  dem 
Mieter  zugänglich  sein  solle,  dessen  Rechtesich  dann,  aus  den 
bei  der  Besichtigung  bemerkten  Mängeln  nämlich,  ^nach  den 
allgemeinen  Vorschriften"  (?)  zu  bestimmen  hätten  (S.  66  u. 
67  a.  a.  O.).  Wuhrend  aber  schoji  Af^r  Berichterstatter 
Dr.  Flesch  selbst  zweifelt  (S.  77),  dals  diese  \%jrscliriften 
für  eine  Durchfuhrung  wohnungsgesetzlieher  Marsreg<'ln  ge- 
nügten, hat  die  Gesamtkoniniis8ion  es  gerade  hier  bei  einem 
ganz  farblosen  Beschlüsse  bewenden  lassen,  man  erachte,  im 
Anschlufs  an  ein  Gesetz  zum  Schutze  des  gesunden  Wohnens, 
eine  gesetsliche  Regelung  darüber  fibr  erforderlich,  in  welcher 
Weise  die  Innehaltung  der  gegebenen  Bestimmungen  unter 
möglichst  geringer  Belästigung  der  Chrundetgentttmer  und 
Mieter  in  ausreichender  Weise  kontrolliert  werden  solle.  In 
der  Jahresversammlung  zu  Frankfurt  im  September  1890 
wurde  über  beide  Vorschläge  nicht  abgestimmt  (Heft  XIII, 
S.  137),  sondern  nur  ein  allgemeiner  Resehlufs  dahin  gef^ifst, 
dafs  neben  den  Mafsrefreln  zur  Vennehrung  des  Angebotes 
^insbesondere  ein  Eintreten  für  günstigere  Ordnung  der  Mict- 
v(»rhältnisse  der  kleinen  Leute"  sich  empföhle.  In  der  Ver- 
handlung hatte,  wie  ich  noch  erwähnen  nniclite,  der  Berliner 
Stadtsyndikus  Eberty  die  Wohnungsfrage  als  ein  , uferloses 
Meer  von  Gesetzgebungs  -  und  anderen  Fragen*  b^eidinet; 
und  der  Oberbürgermeister  Westerburg  bemerkt,  dafs 
schon  einige  Punkte  daraus  so  schwerwiegend  seien,  dafs  allein 
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vom  juristischen  Standpunkte  aus  dicke  Büclier  darüber  ge- 
ichrieben  werden  mOuten.  Aneh  hatte  enterer ,  Eberty, 
mitgeteilt,  dab  nach  Erlab  der  letzten  fttr  Berlin  ergangenen 
Baupolizeiordnung  die  Wohnungsnot  durch  Verteuerung  der 

kleinen  W'ohimiig'en  gestiegen  sei,  und  bemerkt^  er  seinerseits 
halte  mehr  von  Umbildung  durch  Sitte  und  VoIksgewOhnung^ 
als  durch  gesetzlichen  Zn-nng.  Nach  Zeitun^^snachrichten 
dauert  dies  schlimme  Verhältnis  jetzt  noch  fort,  obwolil  ztir 
Zeit,  Herbst  1892,  gegen  40  000  VVohnunffen  mittlerer  Uüte 
in  Berlin  lecrötchen  sollen;  bei  ihnen  würden  also  die  Ver- 
mieter die  Notleidenden  und  Schutzbedürftigen  sein. 

Li  Ansehlnls  hieran  und  wohl  als  nl&chsies  Efgebnis  jener 
Verhandlungen,  das  au^eieh  die  Umbildung  unseres  Woh- 
nungsmietrechts  in  die  unmittelbarste  Wirklichkeit  setzt,  ist 
der  Entwurf  der  zweiten  Bei  chskommission  fttr  das 
B.G.B,  zu  erwähnen.  Der  §  529a  der  vorläufigen  Zusammen- 
stellung der  Reschlü*^^^*.  äf^r  hn  §  530  a.  E.  einen  hier  nicht 
interes.sit'renrlrn  Nachtrag  crliält,  lautet:  ^Ist  eine  V\'olinung 
Gegenstand  des  Mietvertrags,  und  leidet  sie  an  einem  Maug^ 
der  eine  erhebliche  (oder:  naheliegende)  Gefahr  für  die  Ge- 
sundheit der  Bewohner  begründet,  so  kann  der  Mieter  ohne 
Einhaltung  einer  Kündigungsfrist  für  die  Zukunft  von  dem 
Vertrage  surttcktreten,  auch  wenn  er  den  Mangel  snr  Zeit 
des  Vertragsschlusses  gekannt  hat,  oder  die  Haftung  des  Ver- 
mieters durch  Vertrag  auKgeschloasen  ist** 

Es  ist  jedenfalls  sehr  dankenswert,  dafs  die  Kommission 
diesen  Schritt  zur  socialen  Ausgestaltung  unseres  Privatrechts 
wagt  und  boftirwortet;  sie  kommt  damit,  wi«'  auch  durch 
soüötige  \'oi:5chl;ige  (über  das  Ziusem-echt  und  die  Vertrags- 
strafe), entschieden  dem  Zuge  der  Zeit  entgegen.  Dem  \'or- 
wurfe,  dafs  die  Rechtsordnung  ein  „indirektes  Faut^trecht" 
begttnstige,  und  der  Qesetsgeber  der  Not  des  wirtschaülich 
weniger  Rampffilhigen  Tales  unseres  Volkes  teilnahmslos  mir 
schaue,  wird  damit  die  Spitze  abgebrochen.  Zugleich  gewinnt 
die  Kritik  jetzt  einen  bestimmten  Anhalt,  an  den  anknflpfend 
sie  weiterzuarbeiten  vermag;  dafs  aber  ihr  Spruch  dem  Vor- 
schlage des  Entwurfes  günstig  fallen  müsse.  crl;in)>e  ich  be- 
zweifeln zu  dürfen,  und  will  das  hier  in  aller  K  iize  begrün- 
den. §  529a  unterseliei(h>t  nicht  oder  wenigstens  nicht  deut- 
lieh  genug  zwischen  Mängeln,  die  nur  die  Gesundheit  der 
augenblicklichen  Bewohner  bedrohen,  und  solchen,  die  jeden 
Mieter  trefei*  Ist  s.  B.  ein  zu  gering  Baumgehalt  •  be- 
rechnet auf  die  aeitige  oder  die  etwa  durch  eine  Zwilunga- 
ge]>urt  steigende  Ko])f/.aIil  der  mietenden  Familie^  ein  solcher 
Mangel?  Oder  das  Fehlen  des  Sonnenfichts  ftir  den  lungen- 
kranKen  Mieter?  Was  soll  „naheliegend"  heifsen?  Unter 
^Oefrtlir"  mufs  «loch  immer  auch  die  nur  erst  drohende  Ge- 
iahr  verstanden  werden,  so  dafs  das  eingeklammerte  Wort 
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UberflflMig  und  deshalb  leicht  irreleitend  ist    Der  Entwurf 

fiebt  femer  dem  Mieter  nicht  genug  Rechte,  z.  B.  auf 
chadcnsersatz  (».  u.),  und  setzt  sich  dadurch  selbst  der 
Wirkungslosigkeit  aus;  andererseits  geht  er  angesichts  der 
nun  einmal  noch  bestehenden  Wohnungsmifsatande  zu  weit, 
indem  er  allgemein  und  ohne  die  etwaige  Voraussetzung  |)oli- 
zeiltcher  Rp.inst^indujifi;  der  Wohnung  das  Hücktrittsrecht  giebt 
und  von  der  durchaus  notwendigen,  aus  w i r  tsc h a f tl i  c Ii  >i 
Grtindf-n  u  n  uragä n  ü:  1  i  c  h  e n  Rticksicht  auf  allniiih 
liehe  Besserung  der  Vei  liültuisse  absieht.  Andererseitü  iiuils 
die  Vorsclirift  auf  jede  euLgcItliche  Überlassung  einer  Wob- 
uuug  ausgedehnt  weixien.  Endlich  Uberläfst  es  §  529a  der 
jedesmaligen  richterlichen  Feststellung  im  Civilnro- 
zesse,  ob  die  Wohnung  ungesund  sei,  und  bürdet  cuunit 
dem  armen,  rechts-  und  geschäflsunkundigen  Teile  der  Be- 
völkerung eine  unertiii^liche  Last  auf.  Würde  dagegen  die^e 
Feststellung  im  polizeilichen  Wege  getroffen»  so  stände  zu  er- 
warten, dafs  überhauut  dadurch  ein  wirklicher,  weiterer  Pro- 
zefs  erspart  wird,  iinn  dnfs  rilsdimn  auch  die,  ineines  Erachtens 
freilich  an  sich  schon  unbegründete'  Rpfiirclitung  jeden  falls 
keinen  Raum  gewinnen  könnte,  diicli  die  Vorschrift  des 
6  520  a  steigere  sieh  in  unerfreulicher  Weise  die  Zahl  der 
leidigen  Rechtsstn  itigkeiten.  Auch  bietet,  um  das  noch  tu 
erwähnen,  die  polizeiliche  Feststell uiig  die  grölöcre  Wahrschein- 
lichkeit einer  gleichmtt Taigen  Handhabung  der  gesund- 
heitlichen und  baulichen  Vorschriften  und  gestattet  ein  mit 
Besserung  der  Verhältnisse  aUmfihlich  strafferes  Anziehen  der 
letzteren;  anders,  als  wenn  der  Richter  im  Prozesse,  vielleicht 
selbst  ohne  Erfohrung  tlber  die  örtliche  Sachlage,  hin  und  wie- 
der sich  Sachverständige  wtfhlt,  oder  gar  nach  §  369  Abs.  4  der 
Reichscivilprozefsordnung  an  die  Einigung  der  Parteien  über 
bestimmte  P<»rsonen  sich  gebunden  sielit.  Auc]\  m  frd  sich  hei 
den  Polizei  l)ehf)rdeu  leichter  als  bei  dem  Einzclrichter  der 
Amtsgerichte,  dem  das  Mietverfahren  nach  §  23  Nr.  2  der 
d<MitscheM  Gerichtsverfassung  gröfstenteils  zugewiesen  ist,  eine 
gewisse  sichere  Überlieferung  in  der  Behandlung  des  Wuh- 
nungs Wesens  bilden. 

Ein  interessantes  Vergleich ungsstück  zu  dem  §  529a 
bietet  ein  Gesetsentwurf  der  grofshersoglich  heasischett  Regie- 
rung über  die  „ polizeiliche  Beaufsichtigung  der  Mietwohnungen 
und  Schlafstellen, der  im  April  1892  der  Zweiten  Kammer  zur 
Beratung  vorgelegt  ist,  —  in  der  Voraussicht,  wie  die  Be- 
gründungen sagen,  dafs  man  sich  von  Reichs  wegen  mit  dieser 
Angelegenheit  vor  der  Hand  nicht  beschäftigen  werde,  und  in 
Erwägung,  dafs  zwar  die  Wohnungsverhältnisse  nur  zu  einem 


'  Oft  dm  Ix'i  Hilligung  de»  §  529a  wirklich  geschekcu  wfurdr, 

lasse  ich  dahingnstrllt. 
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nicht  aehr  erheblichen  Bruchteile  den  Anforderungen  nicht 
genUgeD,  immerhin  aber  eine  Abhülfe  je  frtther  ie  besser  ge- 
boten erscheine.  Dieser  Entwurf  regelt  stinflchst  die  poli- 
seiliche  Seite  der  Sache  durch  Beetälong  von  WohnongS" 

Inspektoren,  Pflicht  zur  Anzeige  von  neuhergerichteten  Woh- 
nuiiLT'  n  und  von  Veränderung  ihrer  Bewohner,  und  giebt  der 
Behörde  da.s  Recht,  innerhalb  zweier  Wochen,  vom  Taire  jener 
Anzeige  an,  „das  Vermieten  der  W  olinung  wegen  Gesuudhei  i-- 
schädlichkeit  derselben  eatw  eder  ganz  zu  untersagen,  oder  von 
der  Yorgängigen  Beseitigung  bestimmter,  die  Gesundheit  ge- 
filhrdender  Ürsachen  abhftngig  an  machen*.  Dee  weitmn 
kann  durch  Poliaetvercrdnnng  fdr  Mietfrohnangen  ein 
Mindestmare  an  Luftraum  vorgeschrieben  werden;  bei  Ver- 
stoss dagegen  durch  überzählige  Belegung  der  lläume  tritt 
Geldstrafe  ein.  Ähnliches  gilt  von  Schlafstellen.  Beschwerde- 
recht gegen  die  polizeilichen  Verftipinj]^en  ist  g-ewfihrt.  Strafen 
sind  auch  bei  Übertretung  der  \n\u-  und  ^esundheitspolizei- 
lichen  Vorschriften  verhiin;^t,  mit  dem  Zusätze,  dafs  die  l^olizei- 
behordu  die  sofortige  Auüwciöung  der  in  die  Wolmung,  bezw. 
die  Schla&teUen  aufgenommenen  Personen  verfügen  könue. 
Auf  dieser  Grundlage  soll  dann  noch  folgendes  bestimmt 
werden:  .Hat  die  poliseilidie  Ausweisung  statu^efonden,  so 
hat  der  Vermieter  <ieni  Mieter,  auch  wenn  der  Letztere  von 
der  versagten  Erlaubnis  zum  Vermieten  der  Wohnung  Kennt- 
nis hatte,  überdies  den  dem  Letzteren  durch  die  Ausweisung 
erwnehseFKM!  Schaden  zu  ersetzen.**  Es  sei  dies,  ffigcn  die 
Begründungen  Inir/n,  „wohl  nur  eine  loi^ische  KechtHfolge  und 
rechtfertige  sich  iiuiaerdeni  dadurch,  daü  die  Mieter  sich  oft- 
mals in  Notlage  bctanden,  und  dafs  dem  polizeilichen  Verbot 
auf  jede  zulässige  Weise  Nachdruck  verscliafft  werden  müsse. 
Über  etwaige  Rtickgewihr  des  bis  dahin  aufgelaufenen  Miet- 
ainsee  wird  nichts  gesagt;  Tielleicht  sieht  man  diesen  Punkt 
durch  Art.  IIBI  und  1133  des  Code  ciWl  («cause  illicite'')  für 
erledigt  an.  Bei  UbennAfoiger  Belegung  soll  zwar  auch  Aus- 
Weisung  erfolgen  können,  dann  aber  so,  dafs  thnnlichst  dem 
Mtf^ter  keil»  SrTKiflen  erwficli^t ;  jedenfalls  trifft  den  Vermieter 
hier  keinerlei  Entscbädigun^s|itiiclit,  Die  Motive  erwaimen 
ruiiniend  die  Thiiti^keit  dej»  „Vereins  für  SocialpoUti ;  er- 
warten, dafs  nacli  Berjeitigunjjr  der  Schiuutzkoukurrenz  die 
dui'chaus  rentable  Errichtung  guter  kleiner  Mietwohnungen 
neuen  Auftchwung  nehmen,  irgend  eine  erhebliche  Verteuerung 
aber  nicht  eintreten  werde.  Sie  bemerken  wörtlich:  .Die  An- 
wendung eines  gewissen  Zwanget^  §98^  ^  Verblmben  in 


'  Für  einen  Bolcheu  Zwnaig,  für  die  »uotweudige  Be^chräukung 
der  Eitizelrechte  reffCBfiber  dem  O^samtwolile'',  hat  mch  nencrdtugs 
auch  Prof.  Fi  II  k  eTiil)  u  r  o;  fBonn)  im  Handwörtcrlmcli  für  Staats\vis.ioii- 
m^udteu  ausgesprochen  (Bd.  III,  Art.  „GesuiidheitspÜege'').   Äiinlicli  die 
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gesundheitsschädlichen  Räumen  erscheint  —  teils  in  öffent- 
lichem Interesse^  teils  aus  dem  Grunde  gerechtfertigt,  weil  nur 
dann  eine  Besserung  der  Zustände  durch  Erbauung  gesunder 
Wohnungen  für  die  weni^^or  Bemittelten  erreicht  worden  kann.* 
Kinc  .staiiilige  Kontrulle  der  Mi<'f!'Mump  soll  nur  fiir  Woh- 
nungen mit  weniger  als  vier  Iviiunieu  (einschl.  der  KUclie) 
und  zunächst  nur  in  Orten  von  5U00  Einwohnern  nr  i  mehr 
eingeführt  werden,  <lort  übrigens  .auch  unbedingt  lür  Dacli- 
und  Keller  wohn  uugen  gelten:  sie  kann  durch  i'oHzei  Verordnung 
auf  kleinere  Ortschaften  erstreckt  werden.  Jene  Grenze, 
höchstens  drei  Räume,  sei  zwar,  wie  in  den  Begründungen 

fesagt  ist;  gewissermafsen  willkürlich;  aher  im  allgemeinea 
Onne  man  doch  annehmen,  dafs  die  Mehrzahl  der  Wohnungen, 
welche  so  klein  seien,  von  einer  Bevölkerungsklasse  bewohnt 
werde,  die  genügende  Kenntnis  über  die  aus  dem  Bewohnen 
ungesunder  Käume  drohenden  Nachteile  meist  nicht  besitze 
und  in  knappen  Einkomnienvorlj-Htnissen  sich  befinde,  und 
dafs  die  Gefahr  ihrer  Ausbeulung  durch  gewissenlose  Woh- 
nunfT^ Vermieter  bestehe.  Sehr  glücklich  ist  der  Hinweis  auf 
den  §  120  der  Gewerbeordnung,  der  den  Gewerbeunternclimer 
zu  Vorkehrungen  für  die  Sicherheit  und  Gesundheit  der  von 
ihm  im  Betriebe  beschäftigten  Personen  verpflichtet:  so  könne 
man  auch  ein  gleiches  dem  gewerbsmäfsigen  Vermieter  m* 
muten.  — 

Ich  möchte  nunmehr  noch  einzelne  Stimmen  erwähnen, 
welche,  abgesehen  von  den  allgemeineren  Erörterungen  ttber 
Beschränkung  der  Vertragsfreiheit,  gerade  auf  diesem  besonders 

wichtigen  Teilgebiete  derselben  sich  haben  vernehmen  lassen. 
Einige  davon  führt  auch  die  „Zusammenstellung  gutiichtliclier 
Äui'scrungen"  iiber  den  Entwurf  des  B.G.B,  durch  das  Reieiia- 
justizaml  (1890)  an  ich  nenne  darnach  „Deutsches  Tag<'blatt" 
vom  23.  Marz  1888,  „Berliner  Zeitung"  vom  7.  Juni  18.s8, 
„Nationalzeitung"  vöm  27.  September  und  16.  (Jk tober  188S, 
„Schlesischc  Zeitung"  vom  27.  August  1S90  und  „K.ölnische 
Zeitung*^  vom  19.  Juli  1890.  Diese  beiden  stimmen,  nai^h  An- 
gabe des  Reichsjustizamtes,  im  wesentlichen  mit  der  unten  su 
erwähnenden  Meinung  A«  Mengers  überein;  die  «Kölnische 
Zeitung"  bemerkte,  man  verlange  mit  Rechte  dafs  bei  gesund* 
heitsschädlichen  Wohnungen  der  Mieter  vom  Vertrage  zurück- 
treten oder  ihn  auflösen  dürfe.  Des  weiteren  sind  dort 
noch  Äuf.scningen  des  bekannten  Schriftstellers  Rechtsanwalts 
Dr.  Fuld  und  des  Professors  von  Bar  (Göttingen),  —  die 
des  letzteren  aus  der  „ Nation vom  5.  April  189U  —  ange- 


Schlufsworte  der  obenangefuhrten  Thun  sehen  Arboit  mit  dom  dort 
mitgeteilten  interessanten  Gutachten  der  Regierungsbehörde  zu  BÜndes 
vom  1.  Januar  18^2  (s.  o.  §  4J. 

>  Bd.  II,  S.  240,  femer  Bd.  VI,  S.  378. 
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ftohrt,  die  ich  der  Vollatändigkeit  wegen  mit  den  ttbriffen  zu- 
sanuDcnBtellen  mOchte^  obgleich  ich  sie  selbst  nicht  habe  ver- 
gleichen können.   Dr.  F  u  1  d ,  heifst  es  a.  a.  O.,  beklage  es 


G Hüsten  ilf's  Arbeitdnciimerj»  gegenüber  dem  Arbeitgeber  be- 
reits ge«sehelien.  Von  Bars  Ansicht  sei  folgende:  „Theoretisch 
lasse  sich  wohl  der  achöne  Satz  aufstellen,  dafs  es  ein  Urreeht 
jede^i  Menschen  sei,  nicht  in  Räumen  zu  wohnen,  welche  irgend 
die  C^undbeit  gerahrdeten;  und  man  könne  aus  diesem  &itze 
nach  dem  Vorbilde  eines  berühmten  Socialpolitikers  auf  Grund 
der  Wissenschaft  der  Hygiene  eine  ganze  Reihe  von  For- 
derungen  ableiten,  welche  ohne  weiteres  vom  Vennieter  einer 
Wohnung  zu  erfüllen  wären.  Es  frage  sich  aber  nur,  wer 
solche  Musterwohnungen  filr  schlechte  Mieter  erbauen  oder 
gar  erst  noch  mit  grofsen  Kosten  die  jenen  Anforderungen 
nicht  entsprechenden  Wohnungen  lüederreirsen  wolle.  Das 
Civil  rech  t  werde  daher  auch  hier  —  bescheiden  «ein  müssen. 
Wenn  rs  sieh  nicht  in  Utopien  verlieren  wolle.  Ein  »Satz  aber, 
etw  i  «lahin  {gehend,  dafs  eine  offenbar  stark  ungesunde  Woh- 
nung jederzeit  ohne  Zahlung  einer  Vergütung  fUr  die  Zu- 
kunft verlassen  werden  dtirfe,  wenn  der  Vermieter  dem  Mangel 
nach  geschehener  Aufforderung  nicht  binnen  angemessener 
Frist  abgeholfen  habe,  könne  allerdings  in  das  Oesetzbuch 
aufgenommen  werden  und  würde  gegen  den  sogenannten  Woh- 
nungswncher  einige  Abhülfe  gewähren,  falls  ein  Verzicht  auf 
jene  Befugnis  des  Mieters  für  ungültig  erklärt  würde." 

Ich  erwähne  dann  noch  den  gleichfalls  vom  Reichsjuatiz- 
amte  angeführten  Generalsekretär  Stockei  (Insterburg)  mit 
seinem  Berichte  für  den  l)eutsi-li<'n  Landwirtsehaftsrat Kr 
spricht  zwar  nur  über  den  von  ihm  lebhaft  bekaiinjlten  Satz 
Kaui  i>richt  Miete"  ;  aber  seine  Bemerkungen,  dal's  in  gröfseren 
i>tädtea  die  Gestiltung  des  Mietrechts  eine  einschneidende  Be- 
deutung ftUr  die  gesamte,  zum  gröfsten  Teile  ja  nicht  aus 
Orundeigentämem  bestehende  Bevölkerung  habe ;  dafs  nie  zu- 
gegeben werden  dürfe,  dafs  bei  der  Formierung  des  Rechts 
aas  Wohl  und  Wehe  der  Familie  von  den  Interessen  des  Ka- 
pitales abhängig  gemacht  werde;  endlich,  dafs  es  bedenklich 
erscheine,  das  ganze  Mietrecht  fUr  menschliche  Wohnungen 
und  für  sonstige  Ritume  überein;^timmend  misznbilden,  —  diese 
Bemerkunir^n^  meine  ich,  haben  auch  in  dem  Zusammenhange 
hier  aut  Beaclitnng  Anspruch. 

Sehr  nachdrücklich  für  Verbesserung  unsere.  W  >linungs- 
mietrechts  hat  sich  der  eifrige  Fürsprecher  einer  socialen  Re- 


*  1889,  8.  289  (XVIL  PlenarversammlnDg). 
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form  cl«^3  Privatrethts,  der  Berliner  ProfVs'^nr  AHolt' Wa  n  .  r 
erklärt  (a.  n.  O.  8.  770),  —  im  Zusamm«  iih.iiige  mit  seinen 
obigen  Darlegiui^^^on  über  den  ^notwendigen  Kompromifs 
zwischen  dem  Individualismus  und  Socialisraus  im  Verkehrs- 
rechte" (S.  369,  371  dort).  Er  sagt:  „Isamentlich  ist  die 
Vertragsf reihe it  in  Bezug  auf  das  Mietverhältnis  zu 
beschrftnkeii,  d.  h.  die  Willkttr  der  Parteien  darf  den  Inhalt 
des  Vertrages  nicht  in  dem  weiten  Umfange,  wie  bisher,  ent- 
scheiden, weil  die  Gleichheit  der  Kontrahenten  und  daher 
die  Freiheit  wenigstens  des  Einen  von  ihnen  eine  Fiktion 
ist,  welche  mit  der  ökonomischen  Btellung  und  Funktion  des 
stndtisclien  Grund-  und  Uauseigentums  im  Widerspruche 
steht/ 

Auch  Dr.  Miquel  hat,  aljg'esehen  von  der  ohen  er- 
withnten  Reichatagsrede ,  vcröchiedentlieh  dais  Hcdiirtni»  einer 
Verbesserung  unseres  Wohnungsmietreehts  anerkannt;  er  ist 
sogar,  wie  erwähnt,  dem  Erlasse  von  Bestimmungen  gegen  den 
sogenannten  Mietwucher  geneigt  Zu  der  hier  bespr* »dienen 
Frage  bemerkt  er:  „Das  Geseta^  mtliste  den  solässigen 
Inhalt  des  Mietvertragies  positiv  und  negativ  näher  charak- 
terisieren und,  ohne  die  civilrechtliche  Materie  erschöpfen 
KU  wollen,  durch  Gebot  und  Verbot  den  Mieter  gegen  aflzu- 
schwere  Benachteiligung  zu  schütsen  suchen.  —  Dem  Mieter 
mufs  weiter  das  Recht  gegeben  werden,  im  Falle  einer  durch 
das  Verschulden  »le^«  Eigentümers  herbeigefiilirten  Verwahr- 
losnng-  der  Wohnung  mit  sehädliehen  Folgen  für  die  -nrid- 
heit  der  Bewohner  auf  Grund  des  Ausspruches  der  Gemeuide- 
organe  die  \A'ohnung  ohne  weitere  Entschädigung  dcü  Eigen- 
tümers und  in  besonderen  Füllen  gegen  KUckgewähr  des  aeit 
dem  letzten  Zahlungstermin  bezahlten  Mietbetrages  zu  ver- 
lassen. In  letzterer  Besiehnng  können  die  Erfahrungen  einiger 
schweizer  Kantone  zum  Vorbilde  dienen/ 

Zu  diesen  gehört,  soweit  ich  habe  feststellen  können,  der 
Kanton  Genf. 

In  dem  bereits  genannten  Werke  von  Trüdinger  findet 
sich  8.  171  nur  die  sehr  allgemeine  Bemerkung,  dafs  sieh  das 
erforderliche  Reiehswohnungsgesetz  auch  auf  die  civilrecht- 
liche^ Soite  des  Mietvertrages  zu  erstrecken  habe.  Im  übrigen 
und  im  Ansehluis  an  obige  Worte  Miciuels  citiert  er  nur 
die  Auferungen  von  Dr.  Flench  aus  dessen  licrichte  für  den 
„Wrein  für  8ocialpoUtik'  (Bd.  30,  S.  85),  wo  es  heifst:  „Der 
Vermieter  mufs  wissen,  dafs  er  sich  strafbar  macht,  und 
die  Verträge  nichtig  und  unklagbar  sind,  durch  welche  er 
sein  Haus  in  einer  nicht  nur  die  betreffenden  Mieter,  sondern 
auch  das  öffentliche  Interesse  verletzenden  Weise  ausnützt. 


>  D.  h.,  nadi  dem  Zusammenhange,  das  zonftchst  in  Aiuncht  so 
nehmende  Emzelgeaet«;  nicht  etwa  die  Gesetsgebnng  im  «llg«uneins&. 
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Der  Mit'tor  imü»  \\\<^^^  nj  dal'«  er  sicli  «tratbar  macht,  wenn 
er  ileii  geiuieteteu  Kaum  entgegen  dem  Inhalt  dos  Miet- 
verdrage»  in  einer  anderen  Weise  als  zum  Wuhueu,  nanu;ntlich 
SU  unerlaubter  Aftermiete  benutzt."  Nachdrücklich  wird  von 
beiden^  Trttdinger  wie  Fleach,  auf  die  bereits  ttfter  er- 
wähnte Analogie  des  Arbeitnaietvertrages  hingewiesen. 

Auch  die  Zeitschrift  „Concordia^  sagt  in  ihrer  Nummer 
vom  15*  Januar  1892»  dafs  die  ciyilrechtltcben  Vorschläge, 
insbesondere  die  Dr.  Miquels,  von  grofser  socialpolitischcr 
Bedeutung  seien,  wenn  sie  sich  auch  nicht  im  ersten  Anlaufe, 
sondern  nur  von  Stufe  zu  Stufe  durchsetzen  lief<*Mi 

Kin  hierlier  gehörige»  Urteil  eines  neueren  Jurisrisehen 
^)chrÜ'tsteller«  über  „^liete  und  Pacht**  (1889),  uändich 
Jakobis,  habe  ieli  sehon  erwäiint.  Auch  Gicrke  hat  in 
seiner  Kritik  deä  Eutwurfes  zum  B.G.B.  (a.a.O.  XIll.  IM. 
Ö.  232)  die  Beschränkung  der  Vertragsfreiheit  gerade  beim 
Wohnungsmietverträge  gefordert.  Sehr  nahe  steht  endlich 
solchen  Vorschlägen  Bttcher  in  seinem  obengenannten  Werke. 
Er  verlangt  (S.  352),  dafs  nur  solche  Räume  den  Gegenstand 
des  Mietvertrages  sollten  bilden  kOnnen,  welche  auch  objektiv 
zu  Wohnzwecken  verwendbar  seien;  un<l  dafs  Verträge,  die 
im  Widerspruche  mit  den  Bestimmungen  de^  Wohnungsgesetzes 
stünden,  civilrechtlich  ungiUtig  wären*.  Abgesehen  von  der 
Forderun«;  strafrechtlicher  Verantwortlichkeit  des  Verrnir  t^M  s 
bei  Überhissung  {^esundheitaehädlicher  Räuuu»  will  aueh  er 
dem  Mieter  hei  Austreibung  durch  die  SanitäUsbeiiörde  »Schiulen- 
ersatz  durch  den  Vermieter  zusprechen. 

Einer  der  eifrigsten  Vorkauiptei  auf  dieücm  Gebiete  ist 
zweifellos  der  Wiener  Professor  Anton  Menger*  in  seiner 
berOhmten  Schrift  ^^Das  btlrgerlicbe  Recht  und  die  besitzlosen 
Volksklassen^*  Er  kommt  mit  seinem  Vorschlage  ziemlich 
nahe  an  eine  wirkliche  Gesetzesformulierung  heran  und  erhofft 
von  ihr  eine  „viel  nachhaltigere  Verbesserung"  der  vorhandenen 
Mifsstände,  als  von  allen  MaÜsregeln  der  Bau-  und  Gesund- 
heitspolizei. Er  verdient  im  übrigen  wörtlich  hier  angeführt 
zu  werden  (S.  186  u.  187).  „Mit  voller  Wucht  fällt  der  Ket  hts- 
satz.  dafs  der  Vennietor  aueh  zu  Wohnungszwecken  völlig 
imtaugliche  I^läume  vermieten  kann,  auf  die  besitzlnsou  Volks- 
klassen,  weil  diese  sich  bei  dem  Mieten  ihrer  Wolmun^^en 
re^elmäfsig  in  einer  Zwangslage  behnden  und  d«*!>jhalb  auch 


^  Ebeiula  8.  iü4:  „Es  darf  ffnuT  nicht  geduldet  werden,  dafs  der 
Eiu/.elue  auö  Gewinnsucht  Leben,  Gesundheit,  Sittlichkeit  und  die 
edelsten  Guter  des  Familienlebens  seiner  ftnneren  Mitmenschen  ge- 
rähnlet.  Orr  freie  Mi  t\  i  rtrag  wiegt  ni<  lit  schwcreT  als  der  freie 
Arbeitsvertrag  oder  iUt  tmc  Darlohnsvertrag.** 

•  Da^  Reichsjuytizamt  a.  a.  O.  S.  378  citiert  auch  die  Ansicht 
Jakobis  in  der  Grfinhnt sehen  Zeitschrift  (Bd.  18  S.  285):  hier  findet 
sicli  aber  nur  ein  Bericht  über  Menge  r. 


Digitized  by  Google 


152 


XU  3. 


offenbar  gesund  Ii  piKscIiMdlieho  Wohimn^eu  mit  vollem  Bewulkt- 
sein  iiberiielmieji.  Mau  kann  mit  ^utcni  Grunde  behaupte 
dafs  die  oft  schenfsliclieii  Wohnung^ziisOiide  ttUBmr  Urmeren 
Volkfiklasaen  hauptsächlich  durch  den  mangelhaften  Rechts* 
Bustand  herheigenihrt  werden.  Und  doch  sollte  man  gliuiben, 
dafs  selbst  ▼oni  juristischen  Standpunkt  aus  nur  solche  Bftume 
den  Gegenstand  des  Mietvertrages  bilden  können,  welche  auch 
objektiv  zu  Wohnungsz wecken  verwendljar  sind. — Demgemäfs 
müfste  der  Vermieter  für  haftbar  erklärt  werden,  wenn  er 
vorsHtzlicli .  aus  Fahrlässigkeit  oder  nu^  K}«r«  n!nitz  —  »  »Tie 
Wohnung  vermietet,  welche  nach  dem  p'wohiih'cheii  Laut'e 
der  Dingo  durch  ihre  Beschaffe?iheit  daö  Leben,  den  Körjier, 
die  Gesundheit  und  die  Arbeit>kialt  des  Mieters  oder  seiner 
Angehörigen  gefiüirdet,  und  wenn  infolge  der  Beschaffenheit 
der  Wohnung  eine  solche  Verletzung  wirklich  eingetreten 
ist[?].  Wie  beim  Lohnvertrage  mttfste  der  Richter  die  Höhe 
der  vom  Vermieter  zu  leistenden  Entschltdigung  auch  ohne 
Kachweis  eines  VermOgensschadens  nach  freiem  Ermessen  be* 
stimmen,  nnd  eine  diese  Entschlidigungspflicht  ausschliefsende 
Vereinbarung  der  Beteiligten  der  rechtlichen  Wirkung  ent- 
behren." — 

Richtet  man  doti  Blick  aufs  Ausland ,  insbesondere  nach 
Eng^Iand  nn<l  Frankreich,  so  findet  man  in  den  auf.scrord ent- 
lieh zaldieichen  en^^h'schen  Gf'setzen,  die  »ich  seit  1855,  man 
kann  fast  sagen,  eine»  über  das  andere  drängen,  ohne  aber 
den  vollen  von  ihnen  erwarteten  Erfolg  zu  erzielen,  keine 
civilrechtlichen  Vorschriften,  wie  Ruprecht  a.  a.  0.  besUitigt. 
Auch  scheint  die  obenerwähnte  Anwendung  der  sogenannten 
„consideration^  mit  der  Wohnungsfrage  nicht  in  Verbindung 
gebracht  zu  sein.  Ebensowenig  finden  sich  civOrechdicbe 
Mafsnahmen  in  dem  bereits  angeführten  vortrefflichen  Auf- 
sätze des  Parlamentariers  und  Ministers  Chamberlain  vor- 
geschlagen. Höchst  bemerkenswert  ist  dagegen  aus  den  eng- 
lischen Verhältnissen,  dafs  nach  verschied»  nen  bei  Ruprecht 
(a.  a.  O.  8.  14,  17,  21  11  23)  näher  angegebenen  Gesetzen  jede 
in  dem  betreffenden  Bezirke,  wo  eine  gemeinschäd liehe 
„nuisance"  durch  Bauliclikeiti^n  veranlafst  ist,  wohneiule 
Person,  einerlei  ob  dadureli  betroffen  oder  nicht,  Klage,  nacli 
Art  einer  actio  popularis,  auf  Beseitigung  der  „nuisance"  er- 
heben darf.  Femer,  dafs  dort  eine  Wohnungsinspektion,  also 
neben  der  Thtttigkeit  der  „Fabrikinspektoren",  bereits  geseti' 
lieh  ins  Leben  gerufen  ist,  —  wenn  auch  nur  bei  Wohnungen 
niederer  Art  (unter  einem  bestimmten  Steuersätze)  —  wie  sie 
der  „Verein  fUr  Armenpflege**  u.  s.  w.  gewünscht  hat,  und  wie 
sie  im  Grofsherzogtum  Hessen  vor  der  Thür  zu  stehen  scheint 
Beachtung  verdient  endlich,  dafs  sich  in  London  die  bereits 
erwähnton  Oesellx  haften  gebildet  haben,  mit  dem  aus- 
gesprochenen Zwecke,  einen  „beharrlichen,  unausgesetzten 
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tmd  eiDheitlichen  Druck  auf  die  Behörden**  in  der  Wohnung^- 
Angelegenheit  und  der  Durchführung  der  stockenden,  obwohl 
gesetzlich  vorgCBchriebenen  Mafsnalimen  auiszuüben,  sie  aber 
auch  dabei  zn  untorstutzen.  V.  A.  Huber  (a.  a.D.)  erwähnt 
diese  „Sanitaiy  Aid  and  Dweiling  Comniittces"  bereits  1857. 
Ihre  Entstehung  zeugt  mn  niner  mork\viirdi;,'cii  Unbof;iiif^(?n- 
heit  gegenüber  den  Behördeu  und  von  tleni  Sinne,  «Icr  in 
Enghmd  zcitweib'g  in  die  ^heib'gen  Kechtr  d<'8  Eij^entiuners", 
wie  C  h  a  iii  1  > c  r  1  a  i  n  ^agt,  oder  in  die  auch  heiligeren  v«dks- 
wirtochafUichen  Glaubenssätze \  möchte  ich  hinzusetzen,  ein- 

Stift.  Nach  einstimmigem  Urteil  haben  freilich  die  englischen 
hOrden  solche  „UnterstdtKung'*  verdient;  die  Grttnde  dafür 
kann  man  bei  Chamberlai n  a.  a.  O.  S.  766,  Ruprecht 
S.  44,  46,  69,  80  und  Anderen*  verzeichnet  finden.  Bei 
deutschen  Behördc^n  wäre  das  ein  Ding  der  Unmöglichkeit! 

Auch  in  Frankreich  ist  man,  trotz  aller  Bestrebungen  und 
trotz  der  bis  in  d'v^  finifziprnr  Jahre  zurückroichend^Mi  ir'"^etz- 
liehen  MMpsnahuicu,  nicht  zur  Aufstellung  rivilrec-htlicli  wir- 
kender \ Xischriften  (ibergegangen.  Über  da.^  einschlagende 
Gesetz  von  1850  und  die  Verordnung  vom  25.  Oktober  1883, 
betr.  die  sog.  ^garnis"  (ausgestattete  \\  olmziininerX  bemerkte 
Raffalovich,  der  Pariser  Berichterstatter  für  den  „Verein 
iUr  Socialpolitik''  (a.  a.  O.  Bd.  31  S.  6  u.  22),  daTs,  wenn  in- 
folge polizeilicher  Schltefsung  einer  Wohnung  die  Auflösung 
des  Mietvertrages  eintrete,  dies  keinerlei  Schadensersatzanspruch 
des  Mieters  gegen  den  Vermieter  begründe.  Auch  Ana  tele 
Langlois  gelangt  in  einem  erwähnenswerten  Aufsatze  im 
Pariser  ^Correspondant'*  vom  25.  Dezember  1885  nur  zu  der 
Forderung  eines  polizeilichen  Verbotes  ungesunder  Woh- 
nungen; von  einer  Anwendbarkeit  des  Art.  1133  des  Code 
civil  ist  am-b  bei  ihm  niebt  die  Rede.  Kaffalovich  (a.  a.  O. 
S.  41)  verwalirt  sii  b  sogar  gegen  die  Heranziehung  des  Civil- 
rechts;  denn  niun  tiiirte  nicht  vergessen,  dafs  jeder  Eingriff 
in  die  Vertnigsfreiheit  in  sich  selbst  die  Aussaat  zur  Strafe 
trage.  Diese  Ansidit  wird  ttbrig^s  nur  die  in  Frankreich 
auch  bei  den  tüchtigsten  volkswirtschaftiichen  Kennern,  z.  B« 
bei  Claudio  Jannet,  sehr  hervortretende  Abneigung  gf^gen 
socialpolitlsche  Malsregeln  oder  doeb  gegen  jeden  erheblicneren 
Eingriff  des  Staates  in  wirtschaltltche  Verhältnisse  wieder- 
spiegeln. — 

'  Zumal  wenn  .«ie  ein  bequonu*»  Scluitzniittol  für  eij^ene  Hab»tucht 
«ind.  Ein  crgr)tzHcheB  Beispiel  bei  Ii.  HeHBen,  Preufs.  Jahrbücher 
1891,  Junihcfr  S.  638  in  dem  Beschlüsse  der  Berliner  Stadtverordneten 
in  der  Wohnungsfraf^p. 

'  Deutachu  Kuudäcbau,  Dezember  1864  uuU  Jauuar  18^j  (Professor 
G.  M.  Asher);  Dezember  1890  (Dr.  H.  Albrecht);  such  Dr.  Asch- 
TO  ff  in  8cbnioller8  Jahrbuohf  188.5,  S,  865.  Nen.rc  N'achri  eilten, 
z.  H.  über  GUihcow,  lauten  jedoch  günstiger:  Socialpolit.  Ceutralbiatt 
vom  12.  September  1892. 
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Gegen  eine  gesetzliche  Neuregelung  des  Wolmungsmiet- 
reehts  haben  sich  übrigens  auch  in  Deutüchland  eine  Reihe 
gewichtiger  Stiraraen  ausgesprochen;  ich  nenne  davon  folgende. 

Der  bekannte  Statiötikcr  Engel  erklärte  schon  Anfang 
der  siebziger  Jahre  in  seiner  Schrift  tther  die  „moderne 
Wohnungsnot''  (S.  37):  dafs  die  Gesetsgebung  ^mtt  Erfolg 
dem  zuweilen  haarsträubenden  Inhalte  der  Mietkontrakte 
dadurch  werde  entgegentreten  können,  daTs  sie  die  aus  solchen 
Kontrakten  entstandenen  Forderungen  der  gewerbsnullstgen 
Wohnungsvermieter  an  den  Mieter  für  nicht  einklagbar  er- 
klärt^ erscheint  uns  ebenso  zweifelhaft,  als  wir  uns  nicht  ver- 
b>'l)leii ,  dafs  j*  ?ier  Feudalismus  [der  Vermieter]  dadurch  nicht 
gebrochen  w(M-den ,  sondern  auf  einer  anderen  Seite  ebenskO 
häfslich  zum  Vorschein  kommen  würde". 

In  einem  in  den  „Grenzboten "  (1886,  11,  S.  ÖOU)  ohne 
Namen  erschienenen  Aufsatze  aufsert  sich  Dr.  O.  Baehr 
freilich  zu  Gunsten  des  Wegfalls  vom  Zurttckbehaltungsrecht 
an  den  unpfilndbaren  Sachen;  setzt  dann  aber  hinzu:  «Andere 
Abänderungen  in  dem  Rechte  des  Mietvertrages  zu  treffen, 
halten  wir  für  bedenklich.  Es  nuig  ja  sein,  dafs  Öfters  Ver- 
mieter ihre  Verpflichtungen  gegen  die  Mieter  gröblich 
hintansetzen.  Aber  die  Sache  ist  schwer  kontrollierbar.  Und 
welche  über  das  bestehende  Mafs  hinausgehende  Mittel  der 
Abhülfe  lassen  sich  dafür  denken?  Namentlich  k^mnen  wir 
dem  von  Miquel  angeregten  Gedanken,  die  Ausbe«lingung 
eines  übermäfsigen  MietzuHt-s  nach  Analogie  des  Geldwucliers 
zu  behandeln,  nicht  beistimmen."  Inwieweit  dieser  geseli-ltzte 
Jurist  übrigens  jetzt  von  dieser  Ansicht  mit  Aufstellung  den 
S5  345  in  seinem  „Gegenentwurfe"  abgewichen  ist,  habe  ich 
oben  bereits  dargethan.  £r  begründet  dann  an  gedachter 
Stelle  des  weiteren  seine  Auflassung  und  berührt  die  QefHhr^ 
liehkeit  polizeilicher  Mafsnahmen  bei  ungesunden  Wohnungen 
wegen  des  unvermeidlich  bei  den  Behörden  eintretenden 
Wechsels  der  Anschauungen  in  diesem  Punkte,  sowie  femer 
die  Unmöglichkeit,  eine  Belegungskontrolle  über  die  einzelnen 
Wohnräume,  beispielsweiHH  bei  dem  stetigen  Ab-  und  Zugange 
in  den  Familien,  durchzuführen. 

Auch  I>r,  Strauls  (a.a.O.  8.210)  und  zwei  Bericht- 
erstatter d(?s  ..Vereins  für  Socialpolitik"*,  Stadtrat  Dietrich 
und  Bergamtsdircktor  Dr.  Leuthold  (Bd.  31  S.  117;  Bd.  30 
S.  38)  vcrspreciien  sich  nicht  viel  von  civilrechtlichen  Xeue- 
mngen. 

Der  letztere  hat,  wie  im  §  11  z.  A.  bereits  bemerkt,  den 
Hauptwort  auf  eine  ausgiebige  polizeiliche'  Regelung  des 


'  Anacheinoiid  derselben  .\n8icht  ist  unser  berühmter  Volkswirt- 
«clmft8l(»hrer  W.  Roschor:  selbst  in  seinem  neuesten  Werke  (S.  .i)"^!} 
erwfthnt  er  die  civilrechtliche  Kegeluog  nicht,  obwohl  gende  or  doch 
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Mietwesens  gelegt ,  zu  der  man  bekanntlich  auch  schon  sa 

n'nuiscjier  Zeit  griff,  wie  Zenos  e.  12  Cod.  VIII,  10  zeigte 
Kiiie  Übersicht  über  die  jetzt  bestehenden  Polizei  Verordnungen, 
die  übrigens  als  veraltet  ihren  Zweck  zum  Teil  nicht  mehr 
erfüllen,  giebt  Leiithold  in  den  „Annalen  des  Deiitselien 
Reiches'^  1871>  S.  80^>  tf.  Jedenfalls  hat  man  .ladurcli  in  .ler 
F^raxis  längst  die  Bedenken  ^^e^cii  Untliiinliehkeit  derartiger 
jn»lizeilieher  Eingriffe  in  das  \\  olinungseigentinn  iiber\vund<'n 
und  widerlegt,  ebenso  wie  in  England,  wo  man  sogar  noch 
Uber  das  Zuwenig  klagt.  Und  der  deutschen  Verwaltung  in 
Stadt  tind  Staat  wird  man  Im  grofsen  und  gansen  das  Zeug- 
nis nicht  versagen  dürfen,  dafs  sie  die  ihr  verliehenen  Befug- 
nisaey  soweit  maglich,  auch  wirklich  braueht;  und  dafs  sie 
das  maCsvoll  und  unparteiisch  that;  etwaige  Härten  oder  Ver- 
sehen aber  in  dem  wohlgeordneten  Instanzenzuge  ihre  Aus- 
gleichung finden.  Dies  ittt  um  so  wichtiger,  als  ich,  wie 
schon  oben  in  den  Bemerkungen  zum  §  529a  des  B.G.B,  an- 
gedeutet, die  polizeiliche  Hegelung  als  die  unerläfsliche 
Grundlage'  aller  eivilreehtlichen  Vorschriften  übt  r  unbrauch- 
bare Wohnungen  ix'traehte.  Es  ist  das  ferner  um  deswillen 
sehr  belangreich,  weil  jene  schon  die  Probe  bestanden  hat, 
und  man  deshalb  mit  den  eivilreehtlichen  V^orschlägeu,  soweit 
sie  eng  damit  verknUpft  werden,  keinen  Sprung  ins  Dunkle 
wagt.  Für  diese  Erprobung  m(ichte  ich  hier  noch  den  Jahres- 
bericht des  groDsherzoglich  badischen  Ministeriums  des 
Innern  Air  1884 — 1^8  Uber  die  Wirksamkeit  der  bekannten 
Verordnung  vom  27.  Juni  1874,  die  Sicherung  der  öflfentlichen 
Gesundheit  und  Reinlichkeit  betreifend,  im  Auszüge  mitteilen. 
Die  Bestimmungen  selbst  sind  den  in  Hessen  vorgeschlagenen 
sehr  ithnlich ;  so  lautet  bei-spielsweise  der  Sehlui'ssatz  des  yj  12 
dort:  ^Sind  die  Mifsstiinde  eine  Folge  d<'r  Handlungen  und 
Unterlassungen  d«'M  Eigentümers,  so  wird  der  Be/.irksrat  nach 
MiJ'sgabe  der  bestehenden  polizeilichen  V^orschriften  bestimmen, 
in  welcher  Weise  und  in  welehen  Fristen  dieser  für  Abhilfe 
zu  sorgen  hat  Wird  der  Auflage  nicht  entsprochen ,  oder 
rQhren  Mifsstände  nicht  von  dem  Eigentümer  her,  oder  ist 
eine  Abhilfe  nicht  thunlich,  so  kann  der  Bezirkarat  die  weitere 
Vennietung  zu  Wohnungen  untersagen/  In  jenem  Berichte 
heifst  es,  dafs  ein  erfolgreiches  Zusammen wirlcen  seitens  der 
staatliclirn  und  der  Ortsbehörden  in  Mannheim  1888  statt- 
gefunden habe  und  in  Heidelberg  und  Pforzheim  in  Angriff 


auch  von  dem  „ WohiiuugsfeudaHsnuis"  spricht  (NatioiiHlr>k.  III,  §  7). 
Über  Uen  beroitx  vorhandenen  Uinfanc;  der  polizeilicheu  Befugnisse 
ftufseni  «ich  Leuthold  und  Dr.  Flesch  im  31.  Bande  der  VeriVfFent- 
Uchungon  »les  Vereins  ffir  Sociahtolitik,  S.  21  und  S4. 

*  Man  verj'K'ichf  darüber  Dirkseu  in  ilen    Abhandlungen  der 
Kgl.  Akademie  der  WisstiKsc haften  zu  Berlin*',  1844,  8.  81. 
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genonuaen  sei.  «In  einer  Reihe  von  Ftflien  mufste  auch  die 
Käumung  und  Untenagung  der  Benutzung  einselner  oder 

sämtlicher  Mietwohnungen  eines  Stockwerkes  oder  eines  ganzen 
Gebaudps  als  allein  zweckdienliche  und  gebotene  Mafsrcgel 
aufgegeben  werdeu,  —  es  waren  dies  44  Wohnungen  mit  eben- 
soviel Haushaltungen  und  153  Jk;wohuern;  —  teilweise  auch 
eine  «M  hebliehe  Verminderung  in  der  Belegung  der  einzelnen 
WohnrauHK-,  Die  Durchführung  dicüer  polizoiliclien  Mafa- 
nahmen  begegnete  keinen  Schwierigkeiten;  meist  wurde  deu 
mafsvoUen  und  begründeten  Anforderungen  der  Behörden  von 
denHaushesitzeriK  die  zugleich  auch  dem  Drucke 
der  öffentlichen  Meinung  hierbei  nachgaben,  ohne 
weiteres  Folge  geleistet  (u.  a.  wurden  sechs  WohngebÄude 
freiwillig  abgebrochen);  die  in  einigen  w^enigen  FftUen  er- 
hobene Besehwerde  konnte  als  begründet  nicht  erachtet 
werden.  Mit  dem  Vollzuge  der  ergangenen  Auflagen  dürfte 
nun  eine  Abhilfe  hinsichtlich  der  gröfyten  Mifs- 
stände  geschaffen  worden  sein;  die  Fortsetzung  der  sanitäts- 
polizeiiichen  Untersuchungen  int  jedoch  vorbehalten."  Wenn 
den  polizeilielieu  Mafsnahmen  in  einem  so  vortrefflicli  ver- 
walteten Lande  wie  Baden  ein  solches  Zeugnis  ausgestellt 
werden  kann,  so  wird  es  kaum  einm  Bedenken  unterliegen 
dürfen,  dafs  man  sie  mit  Fug  und  Recht  zum  Ausgangspunkte 
der  einschlagenden  privatrechtlichen  Vorschriften  machen  kann, 
wie  ich  das  im  folgenden  versucht  hahe;  es  sprechen  daftir 
ja  auch  sehr  eindringlich  die  oljen  bereits  entwickelten  Gründe. 
Hier  filge  ich  nur  noch  Ii  in  /u  .  dafs  es  jedenfalls  kein  Ab- 
schieben unbequemer  Geschäfte  ist.  wenn  der  Riehter  di»? 
Polizeivermittlung  und  -verfllguug  seinem  etw^&igen  späteren 
Urteile  zu  Grunde  legen  soll. 


Zusammenstellung  der  leiteudeu  Cresichtsimnkte  und  eigener 

Gesetzesvorschlag.  —  Schlufs. 

Zur  Beelitfertigung  und  Beleuchtung  des  im  folgenden 
gemachten  Versuches,  einen  Gesetzentwurf  zur  Verbesserung 

der  Mietrechtssätze  in  der  einen  angegebenen  Richtung  aufzu- 
stellen, führe  ich  die  nach  den  l)isherigen  Erörterungen  dafür 
marsgeblichen  Gesichtspunkte  nochmals  zu  kurzem  Überblicke 
hier  v^r. 

Der  Gesetzentwurf  beabaichtigt^  das  \V()hnunL':Miiietreeht 
in  Anerkennung  der  Besonderheit  der  Tnimobi  1  i  anniete  und 
«lus  dringendsten  wirtschaftlichen  und  gesundheitlichen  Be- 
dürfnissen heraus  wenigstens  in  einem  Hauptpunk teab- 
zuftndem  und  zu  verbessern,  Iftfst  also  das  bisherige  und 
sonstige  Recht  seinerseits  und  zunächst  unberührt  Er  könnte, 
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wie  der  besprochene  §  529  a  der  zweiten  Kommission  für  das 
B.G.  B.  als  ein  erweiterter  Anhang  zum  §  520  dee  letzteren 
au^efafst  werden  und  benchränkt  sich  der  Hauptsache  nach 
darauf^  den  Fall  civil  rechtlich  zu  r^ln^  daf«  Mieträame, 

die  zum  Wohnen  von  Menschen  bestimmt  sind, 
sich  aas  ^"^e s u n d h e it liehen  Rücksichten  als  an* 
brauchbar  c  r  w  «'  i  <  c  ti . 

Er  nimmt  al.^u  Abstand  davon,  eine  dem  §  477  iiu 
Bae h  rscht'ii  „  (,i(';;^«!n«'iit würfe  entsprechende  Bestimmung 
über  or d  n  u  nghmal'.sig  c  (Wieder- j  H  e r  ^  teil  u  n  g  der  Miet- 
räume, durch  Instand^etzen  ihrer  vorhanden  en  Bestand- 
teil e,  der  Fenster,  Öfen  u.  s.  w.  mitaufzustellen,  obwohl  sie 
im  §  10  oben  ab  passende  Ergänzung  unseres  Rechtes  em- 
pfohlen war.  Desgleichen  von  einer  Vorschrift  Uber  das  Ge- 
genstück dazu,  die  notwendige  (erste)  Ausstattung  einer 
Wohnung,  die  sie  erst  durch  Beschaffung  ihrer  „wesent- 
lichen Bestandteile'"  zu  einer  solchen  macht.  Denn  die 
»schlimmsten  unter  diesen  beiden  Füllen,  —  auf  deren  Be- 
kämpfung OS  zunächst  nur  ankommen  kann.  -  «^'eluMi  d(K}i 
in  eine  U  n  l>  rauc  hb  ar  k  ei  t  wegeu  G  e.s  u  n  d  h  ei  tsg  e- 
f  a  1»  r  1  i  c  h  k  e  i  t  von  selbst  über.  Bei  gänzlicher  Verwahr- 
losung, wo  zum  I)ei spiel  alle  Fenster  zertrümmert,  die  Ofen 
wankend  und  die  Abtrittswände  durchlässig  geworden  sind, 
ist  solche  zweHbllos  vorhanden  und  wttrde  ein  Einschreiten 
der  Polizeibehörde  bewirken;  ebenso  aber  auch  bei  mangel- 
hafter Ausstattung,  wo  etwa  ein  Rohbau  noch  nicht  trocken 
geworden  wäre  oder  noch  keine  Thttren  und  Fenster  erhalten 
hätte,  oder  wo  sich  jemand  beikommen  liefse,  eine  Erdhöhle 
oder  zur  Winterszeit  einen  offenen,  fensterlosen  Schuppen  zum 
Aufenthalte  von  M*'!ischen  zu  vermietend  Die  „wesentlichen 
Br'Htandtc'ile'*  konnten  ja  sogar  so  sehr  fehlen,  dafs  man  zweifeln 
möchte,  ob  man  es  überhaupt  noch  mit  einer  ^WohDuug"*  zu 
thun  hätte. 

Dafs  man  vom  civilrechtlichen  Standpunkte  nur  den 
ärgsten  Mifabrauchüfallen  zu  Leibe  geht,  oder  wenigstens  zu- 
nächst sich  damit  bescheidet,  wird  gewifs  zu  bi  II  igen  sein,  — 
auch  aus  dem  hier  ganz  besonders  anwendbaren  Gedaiu:en 
C hateaubri and s  heraus:  „En  politi^ue  la  premi^re  loi  est 
de  vouloir  le  possible!**  Das  oben  so  vielfach  hervorgehobene 
Ziel  der  ausgleichenden  Gerechtigkeit  ist  damit  keineswegs 
aus  dem  Auge  gelassen;  denn  auch  für  sie  kann  es  sich  im 
Kechti^ verkehre  nur  um  Ausschliefsung  der  schlimmsten  Unge- 
rechtigkeiten handeln.    Und  dazu  gehört  in  erster  Linie  die 


*  Man  wende  nicht  dn,  das  käme  nicht  vor.  Vergl.  da^o^en  die 
oben  citierten  Berichte  der  deutschen  Fabrikinsoektorcn  S.  Tu  (auch 

S.  H05).  Ich  oriiiTK^re  b(»i?tpii'lswoisr'  mich  an  die  Vorschläge  über  Vieh- 
ftalltn,  in  »It'üfn  auf  dem  Laude  di»;  l'ferde knechte  zu  hausen  pflegen. 


Digitized  by  Google 


158 


xn  3, 


Qesundh eitsgefährlichkeit  der  vermieteten  Räumlich- 
keiten;  Unbraucbbarkeit  aus  sonstigem  Grunde  spielt  daneben 
eine  verhältnismäfBig  untergeordnete  Rolle'. 

Wenn  dann  übrigens,  wie's  im  folgenden  geschieht,  die 
Erklärung  der  Polizeibehörde  über  dip  Unbrauebbarkeit"  jlie 
mafsgebliche  Grundlage  der  rivilreclitlicli»-!i  Ansprüche  wpnlen 
soll,  eine  solclie  aber  nicht  nur  aus  fije.sundhejtlichpn,  sondern 
auch  sonstigeTi  Gründen  des  t>  1 1  e  ii  1 1  i  c  h  e  u  \\'  o  h  1  e  s  ergeben 
kann,  so  ist  damit  eine  unv^crraerkte  Erweiterung  des  lIcgriHes 
der  Unbrauchbarkeit,  über  die  biofse  Gesundbeitsgefährlich- 
kdt  hinaus,  txm  Vorteile  der  Mieter  gewonnen.  Denn  jene 
Erklärung  kann  beiBpielsweise  auch  aus  feuerpolizeilichen  oder 
sittlichen  Rttcksicnten  erfolgen,  —  so  bei  dem  regelmäTsig 
mit  hierher  gezogenen  Falle  allzu  starker  Belegung  der  »Im- 
räume,  die  vielleicht  der  Gesundheit  der  Bewohner  unch  nicht 
einmal  Eintrag  thut.  So  würden  denn  auch  diese  Miüistände, 
wenn  man  an  Stelle  von  ^unbrauchbaren"  Wohnungen  von 
solchen  spricht,  die  „polizeilich  zum  Bewohnen  für  ungeeignet 
oder  noch  nicht  geeignet  erkblrt"  nind,  unter  die  civilrecbt- 
liche  Bekämpfung:  fallen  und  deren  W  irkunf^skreis  crvveiteru. 

Die  nähere  GeütÄltung  des  Polizeirechtes  selbst,  insbe- 
sondere auch  mit  seinen  Kechtsuiitteln  gegen  die  Bescheide 
der  Ortsbehördeu,  und  die  des  etwa  daneben  noch  tretenden 
Strafrechts  bleibt  ftür  mich  hier  selbstredend  aufser  Betracht; 
also  auch  beispielsweise  der  Punkt,  ob  man  in  Nachahmung 
des  §  75  Abs.  3  der  Preulsischen  G(  werbeyerordnung  vom 
Febrnar  1H40  und  des  Nah rungsmittelfölachungsgesetzes  zudem 
Mittel  der  Veröffentlichung  von  Namen  solcher  Personen 
schreiten  solle,  denen  das  Vermieten  ungesunder  A^'ohnungen 
naeh£!:f»wiesen  ist,  um  dadurch  den  „Druck  der  öffentlichen 
Meinung"  zu  verstärken,  von  dem  in  dem  badischen  Berichte 
die  Rede  war.  Ferner  auch  die  Frai^'\  wie  weit  man  dm 
Bcübachtungsrecht  der  Behörden  und  deren  entsprechende 
Pflicht  auf  bessere  Wohnungen  auszudehnen  habe. 

Die  polizeiliche  Verfügung,  wie  sie  im  einzelnen  Kall  auf 
Grund  der  Gesetze  oder  Verorannn^en  ergeht,  soll,  wie  gesagt, 
die  mafsgebUche  Grundlage  der  richterfichen  Entscheidung 
bilden.  Dies  deshalb,  weil  sie  gleichmäfsiger  wirken  und  alf 
mählich  verschärft  und  den  örtlichen  Verhältnissen,  zum  Bei- 
s}>iel  dem  aulserordentlichen  Unterschiede  von  8tadt  und  Land, 
besser  sich  anpassend  eingreifen  kann.  Sie  vermeidet  dadurch. 


*  Dafs  abgesehen  von  dou  beiden  obif^cn  l'unktcn  aui-h  son.stij;c 
Fälle  von  Uubrauchburkeit  inüglich  ä'uul,  bedarf  kaum  tler  Erwühuuiig. 
Mau  denke  an  eine  dumpfe,  sonnenlose  La<re  der  sonst  gut  heigeiiebteten 

Zinini»T.  ni!  dereu  Bovölkemng'  durch  Wiinr^tni  oder  Ratten,  «n  «miic 
durch  besioudere  Verh&itnisrte  verursachte  Feui-htigkcit  dar  W&ude  u.  w. 
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wovor  ja  ron  aUen  Seiten  mit  Keeht  gewarnt  wird*^  diuroh 
Überätttrsmig  die  Kot  zu  steigeni.  Femer  deuhalb,  wmI  sie 
auf  besseren,  von  Amtswegen  erfolgenden  finnittlungcn  fulst^ 
mit  denen  das  Stück-  und  Flick  werk  des  unter  der  Verhand- 

lungsTTiaxime  orlahmoiiden  Civilprozesses  den  Ver;^leich  niclit 
auühäit.  Endlich  uns  th^m  doppelten  Ormid**,  weil  sie  we^en 
der  dann  offen  vorliegenden  Heclitsfolge  einen  u«  it  i  *  !i  Keclitj*- 
Rtreit  der  Parteien  thatsftchlieh  üherflüSRig  macht .  amlererseit» 
aber^  boweit  ein  öolcher  zwiticUen  dem  Vermieter  oinerüeitd 
and  dem  Mieter  oder  der  Httlfekaase  (s,  u.)  andererseits  nicht 
yermieden  wird^  als  Beweisgriindlaffe  in  beiden  dienen  kann. 

Es  ist  filr  das  daran  anknüpfende  Civilrecht  übrigens 
▼orausgesetaty  daCs  die  Erklärung  der  Polizei,  eine  Wohnung 
sei  ungeeignet,  unter  Umständen  erst  eigeht,  wenn  dem  Ver- 
mieter eine  hillige  Frist  ge.s<'tzt  war,  die  ül)elatänfle  7m  be- 
seitigen, soweit  (lies  nach  der  Lage  der  8ache  niögiicli  i^t'^. 
Um  den  Verniieter  sodann  vor  Ersatz  auch  eines  solchen 
Schadens  zu  bewahren,  gegen  dessen  Ent.stehung  er  in  \\'irk- 
hchkcit  machtlos  war,  zum  Beispiel  bei  FeuchtigKeit  und  Mau- 
anrissen  infolge  einer  Übersdiwenimung«  mttiste  die  poliadliche 
Untersnchnn^  sich  auch  hierauf  erstrecken  nnd  au  einer  Er- 
klärung darüber  fthren,  die  dem  Richter  den  Sachverhalt  klar 
legte.  Di<»  Ersatzpflicht  tritt  natürlich  dann  wieder  ein,  wo 
trotz  polizeilich  gewährter  Frist  einem  solchen  Mangel  nicht 
abgeholfen  wird, 

Mufs  die  poli/f^iliehe  Erkl  irung  in  dieser  Weise  zur  Vor- 
aussetzung der  besonderen  Ansprüche  bei  Miete  einer  der- 
artigen Wohnung  gemacht  werden,  so  entspricht  es  anderer- 
seits dem  Gerechtigkeitsidealc,  auch  wirklich  entsprechende 
eiWlrechtliche  Ansprache  an  sie  anzuknüpfen;  ja,  es  erscheint 
durchaus  geboten,  auroh  das  bürgerliche  Eecht  mit  allen  seinen 
Mitteln  die  Wirksamkmt  der  PoliaeibehOrden  zu  unterstutzen. 
Es  ist  geraten,  auch  der  Familie  des  Mieters  die  betreffenden 
Rechte  zu  geben,  um  Zweifel  über  die  Bestellung  eines  Pflegers 
n?id  jedenfalls  die  Umständliclikeiten  einer  solchen  zu  um- 
g(  li'Mi:  die  Filiff'nni  soll  also,  wn  der  Mann,  der  eigentliche 
Mieter,  abwe6en{l  oder  saumselig  ist,  aktiv  und  passiv  zur 
Wahrung  jener  Rechte  hei  ut'en  sein.  Es  ist  ferner  geboten, 
den  in  sülcheii  Fallen  doch  nur  gewissermafscn  erwucherten 
Mietzins,  soweit  er  bereits  gezahlt  ist,  einer  Örtlichen  Hfllfs- 


*  Trudinger  a.  a:  O,  8.  lti»i;  V'tHoÜeutiitliungon  des  ^Verein» 
itr  SocislpoHtik^  Bd.  90  S.  XV  (Dr.  Miqnel)  aad  8.  90  (Leutholdl 

Icli  eriiiiM  n'  an  W.  Rosi  hers  Wort  (Nationalökou.  II,  S.  r,02):  Oft 
crrt'iclit  der  Gesetzgeber  nicht  blofit  vcrhftltniinn&ijMg,  aouderu  fielbst 
abftoUit  iiitdir,  wenn  er  weniger  beanimmcht." 

*  Damit  wäre  der  durchaus  bilfigen  Forderung'  •l<>s  CentralhauH- 
besitscrvereins  (S.  '"»s  a.  h.  O.)  Genüge  geschehm.  l'ber  das  JetsigO 
fischt  vergi.  Seutterts  Arch«  Bd.  47  S.  38  (O.L.G.  Ka.säel). 
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ka886  ztt  überweisen,  da  die  Gemeindeverwaltangen  durch 
straffes  Anziehen  der  baupoliseiltchen  Vorschriften  manche 

Kosten  sicli  aufbürden  wenlen,  und  der  Mieter  selbst  in  vielen 
Füllen  des  RUckempfangs  nicht  wert  ist.  So  wird  auch  am 
besten  der  etwaigen  Ausnutzung  dieser  Kechte  durch  speku- 
lative Mieter  vor^e]>eugt,  der  freilich  die  auch  von  Aratswegen, 
nicht  blofs  auf  Anzei^^e  erfolgend«'  polizeiliche  Ausweisung  schon 
an  und  fitr  Mch  den  nötigen  Riegel  vorschiebt. 

Das  Gesotz  mufs  tlmnlichst  gegen  Umgehungen  gesichert 
werden  und  auf  alle  entgeliliclien  Überlassungen  einer  Woh- 
nung anwendbar  sein^;  auf  erhebliche  Mängel,  die  nicht  zu 
der  poliseilichen  Erklärung  geführt  haben,  kann  sich  der 
Mieter^  da  hier  das  bisherige  Recht  selbst  in  seiner  hei^ge- 
brachten  Auffassung  keinen  allzu  greisen  Schaden  mehr  mit 
sich  bringen  wird,  dann  nur  bei  Unkenntnis  berufen. 

Es  muXs  in  scharfen  Bestimmungen  zum  Schutze  des  V er* 
mieters,  —  beispielsweise  durch  kurze  Zahlungsfristen  und 
rasche  Rilunulnf^^  nie  Oehcimmittel  Oktavia  Hills!  —  und 
einer  Keihc  witercr  Vorschriften,  zum  Beispiel  Uber  das  viel- 
umstrittene  Zurückbehaltungsrecht  des  Vermieters  u.  s.  w.  seine 
Ergänzunw-  finden.  Besondere  Verjährung^vorscliriften,  wie 
im  Wuchergeset^e,  scheinen  mir  nicht  crforderlicli  zu  sein;  da- 
gegen wäre,  in  dessen  Nachalimung,  vielleicht  eine  Vorschrift 
über  solidarische  Mithaft  des  Vermieters  und  des  Wohnung»- 
Vermittlers  und  der  Erben  beider  angezeigt,  die  der  Strafiiatur 
des  Ersatzanspruches  einen  erwünschten  Nachdruck  Terliehe, 

Die  kräftige  Handhabung  der  Wohnungspolizei  dient 
wesentlich  zur  Hebung  der  allgemeinen  Sittlichkeit  und  Oe- 
sundheit ;  sie  wird,  soweit  überall  eine  Verteuerung  der  kleinen 
WohniingeTi,  auf  die  es  hier  allein  ankommt,  eintreten  sollte, 
durch  solche,  al»er  au<'!i  nlme  nie  iTifnlrrp  R«»s«M*tio^ung  der 
.^Scliniutzkoukurrenz"  das  Trivatkapital  zum  Neubau  u.  s.  w. 
arddckcn,  sodafs  dieses  besser  den  sonstigen  Bestrebungen, 
da:i  WolinungHhedüHnis  zu  decken,  entgegenzukommen  vermag. 
Werden  die  Wohnungsverhältnisse  durch  schart  wii  kende  Ge- 
setze gebessert,  so  tritt  auch  eine  allmähliche  Erhöhung  des 
Arbeitslohnes  ein',  —  insofemi  aber  auch  nur  iDBofem  ist  die 
«Wohnfirage  zugleich  Lohnfirage**.  Sie  ist  es  nicht,  wie 
Dr*  Miquel  treffend  in  der  14.  Herbstversammlung  des 


>  Statt  einer  besoudoren  Rechtfcrtiguug  dieser  HeUauptuug  wird 
es  ^enugou,  anf  die  Äiil^enui|rm>  folfcender  Schrifteteller  zn  verweiteii: 
Leistf  Sicherung  von  Fonleruii<;«  ii,  S.  90  Anm.  Hl;  Baehr.  Reiclia- 
gerichtPurtheile,  S.  59;  Kohler,  Jahrb.  f.  Dogm  ,  Bd.  XVI  S.  l.Vt; 
Barthelmes,  Das  Handeln  in  fraudem  legis,  ^.  16.  Sich  möfftidut 
klar  Aber  die  ratio  legis  and  ihm  ümikag  ansBospreehai,  wira  aaeh 
jetzt  noch,  nach  den  eingehenden  Darlegangen  Praffs  in  dessen  er- 
wähnter Schrift  zu  empfenlon  sein  ? 

Schnfflc,  Aussichtslosigkeit  der  Socialdemokrtitie,  S.  77« 
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,I>eat8clieii  Vereins  für  OflTentUche  Gesundheitspflege*'  zu  Fnmk- 
fort  (Main)  ausführte,  weil  sich  httufig  auch  für  reichliches 
Geld  keine  guten  Wohnungen  mieten  lassen.  Eine  solche 
Riickwirkung  mufs  aber  eintreten,  weil  „alle  obligatorischen 

Forderungen,  die  an  bestimmte  Gesellschaftsklassen  allgemein 
gestellt  werden,  die  Tendenz  haben,  den  Lohn  dieser  Klassen 
zu  erhöhen"*  ;  und  man  darf  dies  auch  nicht  damit  widerlegen 
wollen,  dafs  etwa  die  gesetzliche  Vorsclirift,  jeder  Arbeiter 
s(»lle  täglich  seinen  Hratcn  essen,  alh^rdings  solchen  Erfolg 
nicht  haben  würde.  Denn  ihre  Durch tiihrung  liefse  sich 
nicht  beaufsichtigen  und  würde  dadurch  unmöglich. 

Eine  scharfe  Wohnungspolizei,  die  vom  Civil-  und  nötigen- 
fiills  auch  vom  Strafi^cht  unterstützt  wird,  wirkt  zugleich  ab 
Gegendruck  gegen  den  bedenklichen  Zuzug  in  unsere  grOfseren 
Stute.  Denn  nach  §  1  No.  1  des  deutschen  Freizügigkeits- 
gesetzes hat  jeder  Reichsangehörige  nur  dann  ein  Rechl^  sich 
an  jedem  Orte  au&uhalten  oder  niederzulassen,  wenn  er  dort 
eine  eigene  Wohnung  oder  ein  Unterkommen  sich  zu  ver- 
schaffen imstande  ist. 

Der  Gesetzgeber  darf  übrigens,  um  dem  Wohnungselend 
gründlich  zu  steuern,  selbst  vor  Enteignungen  von 
Grundbesitz  nicht  zurückschrecken.  Dagegen  wäre,  im 
Vertrauen  auf  die  straffe  Handhabung  der  polizeilichen  lie- 
fugnisse  und  auf  die  so  unendlich  vielen,  von  der  Wohnungs- 
litteratur  sorgfältig  registrierten  Verbesserungsbestrebungen 
des  Staates,  der  Gemdnden,  der  gemeinnützigen  Gesellschanen 
und  einzelner  Personen  auf  wirtschaftlichem  Gebiete  zunächst 
doch  wohl  noch  abzuwarten,  ob  man  zu  RadikalmiiTsregeln, 
wie  sie  beispielsweise  Dr.  Stolp  in  seiner  Schrift:  «Die 
Lösung  der  \Vohnungsfrage  unter  Beseitigung  des  Hausherren- 
tums und  der  Mietüunterthänigkeit"  u.  s.  w.  verteidigt,  oder 
zu  allgemeiner  Grundenteignung  übergehen  soll,  an  welche 
u.  A.  Adolf  Samter  („Das  Eigentum"  S.  439)  gedacht  zu 
haben  scheint.  Dieser  Scliriftsteller  will  dem  Staate  das  Eigen- 
tum zuweisen,  damit  er,  nachdem  sich  die  Privatwirtschaft  bei 
Lösung  der  Wohnungsfrage  bankerott  erklärt  hat,  durch  Her- 
stellung geeigneter  Wohnungen  eingreife.  Selbst  zu  einer 
teilweisen  Zwangsenteignung  etwa  im  unmittelbaren  Um- 
kreise der  gröfseren  Städte,  wie  sie  so  vielfach,  z.  B.  von 
F.  A.  Lange  und  noch  kürzlich  in  den  „preufsischen  Jahr- 
büchern** von  Düllo  und  Delbrück  vertreten  ist  (November- 
heft 1891)  und  zum  Zwecke  der  Arbeiteransiedlung  in  EngUnd 

*  Der  vom  Obtirbürgermeister  A dickes  in  Frankfurt  (Main)  £ade 
1892  dem  prenfsischen  Herrenhstue  eingereiehteOesetsentwurf  betr.  die 

Erleichterung  von  Stadtorweiterungen,  —  mne  ^entüinlielie  Verbindung 
der  Onindt«ätzo  des  Raufliuhtlinion-  und  des  eigentlichen  Enteignongs- 

gesetzea,  —  gehört  liier  kaum  noch  her. 

Forsobungen  (5S)  Xll  S.  —  Sohueider.  1 1 
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seit  1887  bereits  Gesets  ist  (Ällotment  Act)S  —  selbst  su 
dieser  brauchte  man  vennutlicb  vor  der  Hand  noch  nicht 
zu  greifen.  Hat  doch  auch,  wie  man  wohl  mit  Roscher* 
immer  wieder  anerkennen  wird,  die  Freiheit  des  Ver- 
kehrs gerade  auf  hoher  Kulturstufe  die  Vermutung  Air 
sich!  — 

Je  wiclit!<!:er  und  schwiorip^er  hIht  «Ii**  Lösung  aller  der 
in  der  ^^  ohlu^lg.st'^age  steckenden  Antraben  ist,  also  auch  der 
einer  betViedigeadcn  Auügebtaltuiig  de.s  einsehlfigenden  Privat- 
rechts ,  da.s  hier  wohl  in  ganz  besonder«»  enger  Verkntipfuiig 
mit  wirttichaftliehen  KintiUsäcn  steht,  um  so  nachsichtiger 
dürfte  mein  Versuch  beurteilt  werden,  jener  Lösung  mit  aus- 
führlichen Vorschriften  noch  etwas  ntther  xu  treten ,  ala  dies 
bislang  der  FaU  gewesen  ist  Die  folgenden  8  Artikel  werden 
nunmehr  auch  nur  gans  knrser  Erläuterung  bedürfen;  ich 
gebe  dabei  zugleich  der  Hoffnung  Ausdruck^  dafs  sie  wenigstens 
zu  einer  Nachprüfung  des  jetzt  fUr  das  ß.  6.  B.  vorgeschlagenen 
§  529a  Veranlassung  geben  möchten.  Eine  möglichst  vielseitige 
und  unter  verschiedenem  Gesichtspunkte  an  einen  Gesetz- 
entwurt  herantretende  Kritik  ist  ja  docii  irewifs  erwniiJiclit 
und  taöt  allein  f^ccijuniet,  ilim  eine  zutrcrtende  Form  uh<1  <  iiieu 
wahrliaft  gedeilili<  hcn  Inhalt  zu  verschalfeu;  in  diescui  8iane 
ist  auch  das  Verhältnis  der  folgenden  Formulierung  zu  jenem 
§  52Da  gedacht 


Entwurf  eines  OesetiM  betr.  das 

Art.  1.  Wohnungsmietverträge  über  Räume,  welche 
die  Ortspülizeibcliorde  durch  Bescheid  noch 
nicht  für  geeignet  oder  für  ungeeignet  zum 
Bewohnen  erkUrt  hat,  sind  au  Gunsten  des 
Mieters  nachMafsgabe  folgender  Vorschrif- 
ten ungültig. 

Falls  der  Polizeibescheid  nur  eine  teil- 
weise Unzulttssigke i t  ausspricht,  oder  xum 
Teil  geeignete,  zum  Teil  noch  nicht  zur  Be- 
nutzung zugelassene  Räume  vermietet  waren, 
tritt  dieselhe  Ree  h  ts  f  ol  gc  nur  dann  ein,  wenn 
eine  polizeiliche  Räumung  wegen  zu  starker 
Belegung  erfolgt. 
(Jb  die  Wohnung  als  Neubau  noch  niclit  zu  mennch- 
Hchcr  Benutz uu^  zugelassen  ist  oder  nachträglich  t'ur  un- 
lulUssig  dazu  durch  die  Behörde  erklArt  wird,  ist  gleichwertig. 
Die  Befugnis  der  Poliaei  au  beiden  wird  vorausgesetat;  der 


1  Der  „Small  Holdings  Acf  von  1892  betr.  GnuKUtdcke  von 
40  Ar— 20  ha  ist  dagegen  den  prenGiischen  Rcntengutsgesetxen  uaeli* 

gebildet. 

*  NatiuiKiiokuiiunnk  JU.  III  8.  i:^  uud  1.  ^  ^1  a.  E. 
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Mangel  der  Ziilasüuiig  orlcr  clor  UiizulUssigkoitshesclioicl  soll 
für  den  Kichter  geniigond  und  inal'sgel)lich  sein.  Ein  Ein- 
gehen auf  den  Onmd  des  letzteren  ((Jetahrdung  der  Gesund- 
heit oder  Sittliciikeit,  Feuergefährlichkeit  u.  8.  w.)  ist  deshalb 
iiU?4geschlossen ;  eine  Prüfung  der  örtlichen  und  instanzlichen 
Zuständigkeit  der  Polizei  zu  solchem  Bescheide  selbstredend 
nicht  Da  deren  Verfttgung  auch  ziuühsbst  dahin  gehen  kann^ 
daTs  dem  Vennieter  die  Beseitigung  der  Mängel  soweit  sie 
möglich  ist,  hinnen  bestimmter  Frist  anfgegeben  wird;  so 
entstehen  diese  besonderen  Rechte  des  Mieters  dadurch  noch 
nicht.  —  Der  Vermieter  selbst  behält  Uberall  nur  sein  Kün- 
digungsrechty  was  in  dem  Falle  von  Bedeutung  wird,  wo  sich 
die  Behörde  gezwungen  sieht,  von  dem  Ausweisungsrecht 
gegen  den  Mieter  zur  Zeit  we«rf  n  Mangels  eines  and(U'weitigen 
Uiitcrkunmiens  für  diesen  noch  keinen  Gebrauch  zu  machen, 
und  doy  Mieter  seiiist  aus  gleichem  Grunde  nicht  alsbald  ab- 
zieht. Die  Verfügung  der  Polizei  kann  von  Amts  wegen,  wo 
alle  oder  doch  eine  bestimmte  Kategorie  von  Woiumngcn  unter 
Aufsicht  steht;  auf  Anzeige  irgend  einer  Person  (des  Haus- 
mtes  oder  einer  Krankenpflegerin),  durch  den  Mieter  selbst 
oder  durch  den  Prozefsrichter  (Art.  8)  veranlalst  werden. 

Was  Absatz  2  anlangt,  so  ist  auf  Art.  5  zu  verweisen. 
Trifft  die  hier  verlangte  Voraussetzung  nicht  zu,  so  bleibt 
eben  noch  eine  genügende  Wohnung  übrig;  das  Mietverhftltnis 
kann  deshalb  nach  dem  sonstigen  Rechte  beurteilt  werden. 

Art  2.  Der  Mieter  darf  beim  Mangel  eines  Zu- 

lässigkeitsbescheides  od  er  nach  Erlafs  eines 
Unzulässigkei ts bcscheides  jederzeit  ohne 
Kündigung  abziehen,  auch  wenn  polizei- 
licherseitfl  nicht  die  sofortige  Rji  um  ungver- 
langt  wäre,  jedoch  unbeschadet  der  Vor- 
schrift des  Artl,  Abs.  2. 

Den  laufenden  und  rückst  Und  igen  Miet- 
zins kann  der  V  e  r  nii  e  t  e  r  vom  M  i  e  t  e  r  oder 
seinen  Burgen  nicht  einfordern,  auch  nicht 
durch  Wechsel  oder  eine  ähnliche  Rechts- 
form;  kann  ihn  auch  nicht  gegen  den  Mieter 
oder  dessen  Bürgen  aufrechnen.  DasGleiche 
gilt  wegen  seiner  sonstigen  Forderungen 
aus  dem  Mietvertrage  einschliefslich  ver- 
abredeter Vertra  ^^s  strafen. 

DerVermi^eter  hat  dem  Mieter,  abgesehen 
von  sohier  sonst  begründeten  Schadens- 
ersatzpf licht^  die  Kosten  des  Abzuges  zu 


Über  das  jetxige  Recht  vergl.  man  fr.  19  §  2  loc  („reficcrc  de- 
bere")  and  Seumrta  Arch.  B«!.  47  S.  38  (O.L.a  Kamel). 

11* 
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ersetze!!.     Hierzu    gehört   auch   der  Ü  b  e  r  - 
s<-litils  einer  etwa  hölieren  Miete  in  dessen 
n  c  u  ü  r  W  o h n  u  iig,  vorausgesetzt,  dais  die.-*e 
n a c  h  r i c h t e r Ii c h e m  E r m e 8 8 e n  den  bisherigen 
Y  e  r  h  ft  1 1  n  i  s  s  e  n  d  e  s  M  i  e  t  c  r  s  e  n  t  s  ij  r  i  i*  Ii  t.  Dieser 
Überöchulö   kann   nur   l>it>  dauin  gefordert 
werden,    wo   der  Vermieter   die  Räumung 
seiner  Wohnung  kraft  Kündigung  hätte  ver- 
langen können. 
Der  Mieter  kann  nicht  nur  die  Mirtriüune  im  Stiebe 
lassen,  sondern  abziehen,  ohne  das  etwaige  Zurückbehaltungs- 
recht des  Vermieters  ftirehten  zu  müssen,  —  das  ist  der  Sinn 
dieser  Vorschrift.    Absatz  2  schliefst  selbstverständlich  V'er- 
pflichtungen  aus  Schädigung,  für  die  der  Mieter  auch  oline 
Vertra^r  haftet,  uieiit  aus,  z.  B.  aus  vorsätzlicher  Sachbeschä- 
digung (Str. O.B.      303).    Da  sie  aber  nicht  mit  dem  Ver- 
trag«; im  Zusaniinenhang  stehen,  also  auch  nicht  mit  der  Ver- 
tragsklage (naeh  römischer  Ausdrucksweise)  eingefordert 
werden  können,  so  hat  trotzdem  hierfür  der  Vermieter  kein 
Zurückbehaltungsrecht.  Nflheres  Über  die  Art  und  Weise  der 
Oeltendmachung  der  Rechte  des  Mieters  gegen  Wechsel  a.  s. 
braucht  hier  nicht  gesagt  au  werden;  ich  verweise  auf  Art  3 
des  Wuchergesetzes*.    Das  nötige  su  Abs.  3  ist  bereits  be- 
merkt; auch  die  Mietentschädigung  wird  man  dem  Abziehenden 
zubilligen  müssen,  um  dem  Mifsbrauche  der  Vermietung  un- 
geeigneter Wohnungen  grllndlichst  zu  steuern.  Natürlich  wird 
sie  zeitlich,  wie  geschehen,  zu  beschränken  soin.  Vertrags- 
strafen müssen  selbstredend  der  Ungültigkeit  des  liauptver- 
trages  unterliegen,  um  nicht  einen  bequemen  Umweg  zur 
Umgehung  des  Gesetzes  zu  bieten. 

Art.  3.  Alles  bereits  aus  dem  Mietvertrage 
innerhalb  der  letzten  zwei  Jahre  von  dem 
Mieter  oder  für  ihn  aus  dem  Mi  et  vertrage 
Geleistete  verfällt  der  iMickforderung  zum 
fünffachen  Betrage  an  eine  durch  örtliche 
Verordnung  zu  bestimmende  Uülfskasse; 
jedoch  beimUnzulässigkeitsbeschetde  nicht 
über  dieZeit,  rückwärts  gerechnet,  hinaus, 
für  die  derVermieter  nachweisen  kann,  dafs 
der  polizeilich  beanstandete  Zustand  noch 
nicht  vorhanden  war. 

Die  früheren  Vermieter  (vor  Beginn  des 
p  o  l  i  z  e  i  1  i  c  h  e  n  Ve  r  f  a  h  r  e  n  s)  haften  f  U r  d  a s  v  o  n 
ihnen  Empfangene  nicht.    Neben  dem  Ver- 

1  Wegen  des  in  Ab».  2  erwihntoii  BGigea  s.  Remenmgsbegruu- 
dung  zum  Wuehergesetze:  Verh.  d.  Reichstagen  1880,  Bd.  m,  8.  377. 
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mieter  haftet  dagegen  der  Vermittler  des 
Vertragsabschlusses    als  Gesamtschuldner 

auf  denselben  Betraft;  ebenso  haften  als  Ge- 
samtschuldner   (Ii»'    Erben    des  Vermieters 
oder   des   Ver  nn  t  tl(M'.>>.    Zahlung  des  eincu 
Haftenden  befreiet  die  übrigen, 
Aach  das  mittelbar,  durch  Hingabe  an  Zahlungs^tatt  oder 
auf  Wechsel  u,  s.  w.,  an  und  von  Dritten  Geleistete  kann 
surllckgefordert  werden;  an  Stelle  der  Verzinsung  (Art  3 
Abe.  2  des  Wuchergesetses),  deren  Berechnung  bei  Unsicher^ 
heit  des  Anfaugstages  Schwierigkeiten  machen  könnte,  soll  die 
empfindliche  Vervielfältigung  des  geschuldeten  Betrages  treten. 
Weshalb  die  je  nach  den  Örtlichen  Wünschen  zu  bestimmende 
Hi'dfs-,  Annen-  oder  Untersttttzungskasae  als  Giäubigerin,  ent- 
sprechend dem  §  118  der  Gewerbeordnung,  eintreten  soll,  ist 
früher  schon  begründet.    Ihr  Recht  soll  auch  in  kein<'r  Weise 
von  den  Entschliefsungen  des  Mieters,  der  sich  viclleiciit  vor 
der  Rache  .seines  Veriniett  rs  oder  der  schwarzen  Liste  der 
Hausherren  fürchtet,  abhangig  sein;  die  Polizeibehörde  wird 
ihr  deshalb  immer  eine  Beuachrichtiguug  über  ihren  Bescheid 
betr.  Unzulässigkeit  zugehen  lassen  mUssen.    Die  Zeit  be- 
rechnet sich,  bei  ermaugclndem  Zulfissigkeitsbescheide ,  vom 
Tage  der  Ansprachserhebung  an  (das  ist  als  selbstverständlich 
im  Art.  3  nicht  weiter  zum  Ausdrucke  gebracht) ;  im  anderen 
Falle  y  beim  UnzulUssigkeitsbescheide,  nach  dem  Tage  dieses 
ßescheideSy  bezw.  (Abs.  2)  des  begonnenen  polizeilichen  Ver- 
fahrens (um  Veräufserungen  der  „res  litigiosa"  insoweit  keine 
Wirkung  zu  geben).    Eine  feste  Grenze  von  zwei  Jahren  wird 
wünschenswert  sein,  um  nicht  udl'"' r<'cbt  zu  werden.  Ebenso 
ist  ein  entgegengesetztiT  Beweis  des  \  erniieters  zuzulassen. 
MietverhMltnisse  mit  fniiieren  Mietern  und  Vermietern,  soweit 
diese  letzteren  nicht  etwa  erst  nacli  Beginn  des  polizeilichen 
Untersuchungsverfahrens  ihren  Besitz  aufgegeben  haben,  sollen 
keinenfalls  anfgestOrt  werden.   Das  ergiebt  sich  als  zutreffend 
wohl  Ton  selbst  und  dUrflte  in  Abs.  l  und  2  mit  genügender 
Deutlichkeit  ausgedruckt  sein.    Je  schärfer  und  häufiger 
ttbrigens  die  poliaseiliche  Wohnungsbeaufsichtigung  eintritt,  um 
so  weniger  wird  es  auf  diese  notwendigerweise  etwas  ver- 
wickeiteren Bestimmungen  ankommen.    Zweckmäfsig  richtet 
die  Bestimmung  ihre  Spitze  unrh  i^'egen  die  Wobiinni^smakler, 
dtTcfi  Hände  bei  dor  Vermittlung   nicht   sauber  zu  bleiben 
pdegeu.    L)i(;  Haftung  nach  Gesamtscliuld  verhängt  allerdings 
ein  sehr  scharfes  Gericht  Uber  die  8ctiul<iigen sie  soll  aber 
ja  eben  auch  die  Besserung  der  Wohnungen  mit  durchdrücken 
helfen.    Im  Interesse  einer  Wohlfahrtskasse  vermindert  sie  bei 
Erben  die  Schwierigkeit  der  £Iinzelverfolgung ;  bei  den  Ver- 
mittlern findet  sie  ein  Vorbild  im  $  125  der  Gewerbeordnung. 
(Veigl.  Thomsen  a.  a.  0.  8.  29,  112,  169.) 


Digitized  by  Google 


166  Xli  3. 

Art.  4.  Ergiebt  sieh  au.s  dem  F  o  1  i  zci  be  s  f  h  e  i  il 
(i  a  Ts  der  V  o  r  tti  i  t  e  r  trotz  ?z  r  Ts  t  e  r  o  r  g  f  a  1 1 
den  i  11 1  r  i  1 1  der  U  ii  b  r  a  u  c  h  b  a  r  k  e  i  t  nicht  ab- 
wenden konnte,  so  hat  der  Mieter  nur  das 
Recht  sofortigen  Absuges  und  der  Ein- 
behaltung des  Mietzinses  von  dem  Zett- 
punkte der  Eröffnung  des  Bescheides  an 
ihn  bis  xur  Räumung. 

Hierdurch  werden  die  Fülle  des  sog.  „casus"  und  der 
„höheren  Gewalt*  berücksichtigt.  Es  erscheint  ungerecht, 
wollte  man  den  Vennieter  bei  deren  Eintreten  mit  solch  harten 
Strafen  treffen,  —  selbst  dann,  wenn  er  dem  polizeilichen 

Gebote  der  Ausbewsenrng  der  Räume,  soweit  solclie  möi,dii"b 
p:''}>neben  ist,  nicht  nachkäme.  Nur  braucht  im  letzteren  Kalb' 
der  Mieter  für  die  betreffende  Zeit  selbstredend  niciitü  zu 
zahlen.  Daf«  diese  Feststellung  auch  durcli  die  P<<lizei  und 
zwar  nur  durcli  sie  erfolgen  soll ,  wird  aus  dem  über  das 
Verhältnis  ihres  Bescheides  zu  dem  etwaigen  Prozesse  Gesagten 
hinreichend  erklärlich  sein;  eine  Trennung  beider  Unter^ 
sttchungen  würde  die  Sache  höchst  überflüssig  verwickeln. 
Der  ScmuTssatz  des  Artikels  bringt  zum  Ausdrucke,  dafs  der 
Vermieter  kein  Recht  auf  Räumung  infolge  des  Bescheides 
gegen  den  Mieter  erlangt  (s.  die  Begründung  zu  Art  1). 

Art.  5.  Erfolgt  eine  polizeiliche  Rftnmang 
wegen  zu  starker  Belegung  der  vermieteten 
Räume,  abgesehen  von  dem  Falle  des  Art.  1, 
Abs.  2,  so  treten  die  be8onderen  Rechts- 
folgen der  Art  2  und  3  nicht  ein. 

Es  handelt  sich  hier  nicht  um  eine  Unbrauchbarkdt  der 
Wohnung  an  sich,  sondern  um  eine  polizeilich  unzulässige  Be- 
nutzung; diese  ist^  obwohl  sie,  wie  früher  schon  bemerkt, 
regelmäfsig  in  diesem  Zusammenhange  tnit  abgehandelt  vvird, 
jedenfalls  anders  anzufassen  als  der  Fall  des  Artikels  1.  Es 
ist  möglich,  dafs  der  Vermieter  zuviel  Personen  aufnahm; 
aber  auch,  dafs  die  Familie  des  Mieters  sich  vermehrte,  oder 
Gäste,  Aitormieter.  Schlafburschen  in  sie  eintraten,  hu  let/.tt-n 
Falle  liegt  ein  Verstofs  des  Vermieters  ^^t^Lren  die  Polizei- 
vorschriften nur  dann  vor,  wenn  er  nach  Bekanntwerden  mit 
diesen  Umständen  nicht  kündigt  oder  die  Entfernung  der 
überzähligen  Personen  verlangt.  Es  wird  hier  deshalb  ge- 
nügen, nur  polizeiliche  Mafsregeln  wirken  zu  lassen.  Wenn 
die  Belegungszahl  feststeht  und  der  Vermieter  bei  Polizei- 
strafe  angehalten  wird,  jede  neue  Beziehung  der  Wohnung 
alsbald  und  im  voraus  der  Ortspolizeibehörde  anzuzeigen, 
diese  aufserdem  eine  ständige  Kontrolle  übt,  so  verhindert  das 
wohl  alle  Unzuträglichkeiten.  Überzählige  Personen  werden 
nicht  einziehen  und  nicht  zahlen;  bei  Zahlung  im  voraus 
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köDiue  dieäe,  wo  die  Polizei  da^  Eiiizielien  Iiiudert,  nach  all- 
gemeinen RechUgrundsätzen  zurückgefordert  werden.  Dieser 
Paragraph  hat  auo  nur  die  Bedeutung,  einer  Anwendung  der 
Art  2  und  3  auf  diesen,  meist  aU  gleich  behandelten  Fall 
vorzubeugen.  Auch  in  UUcksicht  auf  die  oft  nur  gans 
vorübergehenden  Mifsstilnde  einer  albsustarken  Belegung 
der  Wohnung  empfiehlt  dich  höchstens  ein  poliaeilicher 
Eingriff  >. 

Art  6.  Was  vom  Wohnungsmietverträge  be- 
stimmt ist,  gilt  auch  fär  jede  anderweitige 
Überlassung  von  Räumen  zum  Wohnen 
gegen  Entgelt 

Auf  die  in  den  2  und  3  uiip^eord  n  eleu 
R  e  c  h  t  s  f  o  l  jj:  e  n  kann  der  Mieter  weder  aus- 
drücklich noch  8till»ch  weigend  verzichten. 

Auf  die  gew;i!iltf^  Kcchtsfonn  kann  es  nicht  ankoniinen, 
wo  ein  bpstimnitci  ^virt8chaftliche^  Zweck,  die  Untcnli uckuiig 
ungesunder  <»(ier  .^uiist  polizeilich  uiiznlänsipfer  Wohnungen, 
gesicliert  werden  soll.  Bei  unentgeltlicher  Überlassung  von 
Wohnräumen,  —  oder  richtiger  von  Räumen,  die  von  den 
Beteiligten  zum  Wohnen  bestimmt  sind,  mögen  sie  auch 
noch  so  wenig  wie  Wohnräume  aussehen,  —  braucht  dies 
besondere  Recht  nicht  platzzugreifen.  DafUr  genttgen  die 
oolixdlichen  Mafsrcgeln,  wie  bei  Art.  5.  Hierher  zählen  auch 
die  häufigen  Fälle,  wo  an  Arbeiter,  z.  B.  die  lippeschen 
Ziegeistreicher',  neben  dem  Barlohn  Wohnung  gewänrt  wird. 

Art  7.  Die  Rechte  des  Mieters  aus  Art  2  kann, 
solange  der  Ehemann  im  Prosesse  zu  Pro- 

tokolldes  Gerichts  nicht  widerspricht,  auch 
die  Ehefrau  für  sich  und  ihre  Kinder  gel- 
tend machen. 

Sie  soll  also  auf  Aufhebung  der  etwa  vorgenommenen 
Zuriickbehaltung  der  eingebrachten  Möbeln  (ohne  Rücksicht 
darauf;  wem  deren  Eigentum  zusteht)  und  auf  den  betreffenden 
SchadenMersnt'/  klni^en  dürfen;  ebenso  aber  auch  befugt  sein, 
im  Malmvtrtalii  cn  dder  in  einem  gegen  tleit  Mann  als  Mieter 
aus  den  ungültigen  Forderungen  erhobenen  Prozesse  die 
Rechte  des  Art  2  gegen  den  Veniii<'rer  oder  seine  Rechts- 
nachfolger geltend  zu  maclien.  Prak  tisch  ist  diese  vielleicht 
nicht  ganz  einwandsfreie  Stellvertretung  durcliauj>  wünschens- 
wert; man  vergleiche  dazu  nur  das  obige  Citat  aus  den  nord- 
amerikanischen Gesetzen.  Jedoch  muls  der  Ehemann  als 
eigentlich  Berechtigter   und  Haupt  der  Familie  jederzeit 


'  Voröffeiitlichuu^eii  de«  Vt^reins  für  Socialpolttlk,  Bd.  81  B.  122. 
*  Cit.  Fabrikiuspektoreubericht  S.  117. 
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Widerspruch  erheben  können;  die  Vertretung  gebührt  der 
Frau  eben  nur  für  dio  Fülle  seiner  Abwesenheit  oder  Sniim- 
soligkeit,  wo  er  .sich  um  das  Wohler/^ehen  seiner  Familie  nicht 
kümmert.  Die  }>r'tr.  Form  wird  zur  Erschweruncr  des  Wider- 
sprucJiCb  getbrdt  rt  werden  müsbcn;  formlosen*  oder  gar  »till- 
schweigender Widerspruch  des  M.mnes  (z.  H.  durch  teilweise 
Zahlung,  während  die  Frau  den  Prozeis  führt)  würde  leicht 
zar  VereitluBg  des  Gesetzes  und  zu  thatsächlichem  Ver> 
ziehte  mittelst  unterbleibender  prozessualischer  Verteidigiuig 
(durch  den  Mann)  führen.  Ich  bemerke  dazu  noch,  dals  uler- 
dings  KlagansprUche,  die  nach  ihrer  eigenen  Darstellung 
Rechte  aus  einem  ungültigen  Vertrage  geltend  machen,  von 
Amtswegen  abzuweisen  sind;  dafs  aber,  wo  sie  verschleiert 
und  z.  B.  unter  Wochselforni  erhoben  werden,  nach  der  Natur 
unseres*  Prozelsverfalirens  nur  durch  den  selbstthätigen  Wider- 
spruch dos  Berechtigten  entkräftet  werden  können.  Eine  Um- 
gehung des  Art.  6,  Ab».  2  im  Prozefswcge  ist  deshalb 
nicht  auszuschliefsen ;  Nflheres  gehört  wohl  kaum  liierher. 
Auch  auf  juristische  Kinfügung  dieses  „Widersjjruches  in  das 
Prozefssystem"  glaube  ich  hier  nicht  näher  eingehen  zu  sollen. 

Art.  8.  ^^'onn  in  einem  Prozesse  behauptet 
wird,  dafs  die  vermieteten  Käurae^  bezüg- 
lich deren  ein  Anspruch  erhoben  wird,  den 
olizeilichen  Vorschriften  tiber  Zulässig- 
eit  des  Bewohnens  nicht  entsprechen,  so 
kann  das  Qericht  je  nach  Lage  der  Sache 
das  Verfahren  einstweilen  aussetaen  und 
unter  Übersendung  der  Akten  an  die  zu- 
ständige Polizeibehörde  dieser  die  Fest- 
stellung der  Unzulässigkeit  anheimgeben. 
Nach  Beendigung  ihres  Verfalirens  hat  Letz- 
t  o  r  r»  die  A k  t e  Ti  unter  Mitteilung  des  Er- 
gebnisses zurückzuschicken.  Die  Parteien 
sind  hiervon,  zur  Stellung  etwaiger  An- 
träge auf  Fortsetzung  des  Prozesses,  zu  be- 
nacli r i c  h  ti gen. 

Die  Ablehnung  der  Unzulässigkeitser- 
kUrung  bindet  das  Qericht  bei  Entscheidung 
Uber  die  sonstigen  Rechte  des  Mieters,  die 
ftlr  ihn  neben  den  ihm  aus  Art.  2  erwachsen- 
den bestehen,  nicht. 

War  die  Benutzung  der  betreffenden  Bäume  noch  nicht 
erlaubt,  so  genügt  es^  diese  einfache  Thatsache  innerhalb  des 
ProzelsYeriahrens  festzustellen  und  eine  Polizeibescheinigung 
durch  den  Mieter  beibringen  zu  lassen,  bezw.  nach  Lage  der 
Sache  von  Amtswegen  einzuziehen.  Auch  in  dem  anderen 
Falle  der  Unbraucbbarkeit  kann  übrigens  das  Gericht  Ver» 
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anlassung  haben,  aut"  die  iiolizoiliclie  VorentscheidTtni]:  nicht 
ztiriickzugreifeu,  bei8pielöwei>?<  ^v(  nn  das  Ifans.  um  (law  es  sich 
handelt,  inzwischen  angebramu  wäre,  oder  das  Vorbringen  der 
Partei  gänzlich  unglaubhaft  erscheint.  Das  rechtfertigt  sich 
nrnsomehr,  ab  ja  auch  diese  selbst  die  Polizeibehörde  anzu- 
gehen in  der  Lage  ist  Da  der  Anspruch  des  Vermieters  auch 
als  Aufrechnungseinrede  geltend  gemacht  sein  könnte,  so  ist 
darnach  obige  Fassung  gewflhlt.  Die  Fortsetzung  des  Pro- 
zesses soll  nur  auf  Antrag  erfolgen,  da  je  nach  dem  Ergebnis 
des  Polizeiverfahrens  eine  solche  vielfach  tiberflilssig  sein  wird, 
Absatz  2  drückt  den  schon  zu  Art,  1  erläuterten  Grundsatz 
aus,  d-ifs  ohne  polizeiliche  Unzulässigkeitserklärung  selbst  der 
gerichtliche  Nachweis  der  Unbrauchbarkeit  einer  Wohnung 
nie  zu  den  im  Art.  2  und  3  festgesetzten  Folgen  führen  soll 
und  die  Begünstigung  des  Art.  6  und  7  nicht  geniefst;  dem 
sdnsiigen  Rechte,  z.  B.  bei  Vorhandensein  heimlicher  er- 
heblicher Fehler,  geschieht  dadurch  selbstredend  kein  Ab- 
bruch. —  Wird  der  Unzulassigkeitsbescheid  im  Prozesse  vor- 
gelegt, so  bleibt  selbstredend  rar  diesen  Artikel  8  kein  Raum. 


Ich  komme  zum  Schlüsse ;  es  ist  allerdings  nur  noch  wenig 

EU  sagen. 

Mag  uum  in  der  angegebenen  oder  in  anderer  Weisf  den 
Versuch  TTK'uhen,  von  Rechtswegeu  einer  Ausbeutung  des 
Wohuungsmieters  durch  den  ihm  wirtschaftlich  überlegenen 
Vermieter  entgegenzutreten,  —  unternommen  werden  niufs  er, 
unternommen  im  eigensten  Interesse  unserer  6laat>-  und  Ge- 
sellschaftsordnung. Die  drohenden  Zeichen  der  Zeit  trügen 
nicht!  Das  «erste  Aufleuchten  des  Selbstbewu&tseins  der 
Armut*,  um  W.  H.  Riehls  treffende  Worte  zu  brauchen,  ist 
lilngst  Yoraber. 

Man  teile  dabei  weder  die  Hoffnungslosigkeit  B  ü  c  h  e  r  s  ^, 
noch  lasse  man  sich  durch  solchen  Spott,  wie  ihn  beispiels- 
weise die  „Times"  bei  Besprechung  der  irischen  Agrargesetz- 
gebung über  die  ältere  preufsische  ausgegossen  haben  2.  in 
der  fürsorglichen  Gesetzgel irre  machen,  mag  man 
dann  auch  von  ihr  nicht  viel,  geschweige  denn  alles  erwarten 
dürfen. 


*  a.  a.  O.  8.  366:  „Trotsdem  wixd  das  Verlangen  einer  socialen 
Wohnungsgesetjgebung  wohl  am  meisten  angefochten  werden.  Aber 
es  ist  unabweisbar,  und  solange  es«  nicht  erfüllt  wird,  können  Dar- 
Bteliungeo,  wie  die  vorliegende,  wenn  sie  mit  ehrlichem  imd  aufrich- 
tigem Hinne  abj^efafst  sind»  nur  mit  dem  Ausdrucke  tieister  Hoflnungs- 
lougkeit  schlielsen.*' 

*  H.  ii.  O.  S.  98:  Tliftt  „grandmotherly  Ifi^i^^hition  is  cxc  rcdingiy 
oljjectionabie.  It  is  impossible  to  make  j)eüLle  prosperous  b^  Act  of 
Parliament,  and  thc  pnnciple  of  the  sumvai  of  the  nttest  will  assert 
itself  hl  spite  of  aU  restrictions." 

Ii** 
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Vor  allem  miiis  der  Gesetiafeber  den  ihm  ielst  to  bäii% 
ent^^egengescUeaderten  Vorwarf  entkrftfiteiif  dafs  sich  das  po- 
sitive Recht  «von  jeher  mit  der  Macht  koaliert"  habe;  und 
seines  Amtes  in  der  Hoffnung  warten,  allmählich  auf  einer 
höheren  Gesittungsstufe  die  Fesseln  des  Rechts  entbehren  m 
können,  also  das  Ziel  zu  erreichen,  welches  Schmoller  in 
HO  seliöinT  Weise  wieder  und  wieder  als  £ndpankt  unserer 
Kuitureiitwicklunpr  gezeichnet  hat^ 

Niemals  aber  darf  man  hier,  wie  im  socialen  Kampte 
üborhaupt  lässig  und  müde  werden,  weil  die  iSchwierigkciten, 
il'An  Ziel  zu  erreichen,  sich  allzuhoch  tllrmt^n  oder  gar  unaln 
wendbar  eröchieiien^  hier  gilt  gewifö  da»  öchune  Wort  au* 
Shakespeares  Hdnrich  IV.: 

9 Are  these  things,  then,  necessities? 
Thon  let  ns  roeet  them  like  necessities!'* 


»  Einige  Grandfingen  8.  26,  41,  73. 


Pici«r*«elM  BAßnichdrnoJi«rei.  StopbAn  CMIwl  S  Co.  ia  AlUnbuxf. 
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Vorwort 


Meiner  Untersuchung  habe  ich  enge  Grenzen  gezogen; 
aie  jjoll  nur  im  Anschlufs  an  das  archivalisclie  Material  die 
Entwicklung  des  Gesinderechtes  und  die  La^;e  der  dienenden 
Klassen  im  Kgr.  Sachsen  Bchiidern.  Die  Gesindeordnungen  in 
der  Lausitz  hat  Knothr^  in  einer  Arl)eit:  die  Stellung  der  Guts- 
unterthancn  in  der  Oberlausitz  zu  ihren  Gutsherrschaf teii 
(Neuos  Lausitzisches  Magazin  Bd.  I^XI.  S,  159  und  Separat- 
abdruck. 1  )res3den  1885),  )>ehan(l»lt ;  ich  li.ibe  deshalb  ge- 
glaubt, Jiiicii  blufs  auf  die  sogonaimtcn  Erlilaude  beschränken 
zu  <lürfen.  Auf  die  LandwirUchaft  habe  ich  mehr,  als  mir 
lieb  war»  eingehen  müssen ,  aber  sie  gicbt  den  Rahmen  ab, 
innerhalb  dessen  sich  die  Kämpfe  um  den  Qesindezwangs- 
dienst  abspielen.  Alle  mit  ^loc.**  angeführten  Aktenstücke 
befinden  sich  im  Hauptstaatsarchiv  zu  Dresden. 
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Erstes  Kapitel. 

Geamdereoht  im  15,  Jahrbuudert 


Die  sociale  Frage  beLerrdclit  in  aiuiorür  Zeit  das  Tages- 
interesse;  mehr  und  mehr  tritt  sie  in  den  Vordergrund  der 
politischen  Diskonnon,  nnd  immer  weitere  Kreise  nuigen  an, 
sich  mit  der  Lage  der  arbeitenden  Klassen  zu  beschJlftigen. 
Schlagworte  wie  Normalarbeitätag,  ehernes  Lohngesetz  u.  s.  w. 
schrecken  so  manchen,  der  in  behagliche  Beschaulichkeit 
dahinlebt,  auf.  und  in  banger  Sorge  vor  der  Zukunft  frfigt 
er:  wie  wnr  es  friOxT,  wie  soll  das  werden? 

Den  öchieier  der  Zukunft  zu  lüften,  ist  der  Wissenscliaft 
nicht  gegeben,  wohl  aber  vermat:  sie  das  Dunkel,  welchem 
über  der  Vergangenheit  lagert,  zu  lichten. 

Au%abe  der  Wirtochaftsgeschichte  ist  es,  besonders  die 
Lage  der  Arbeiter  in  firttheren  Jahrhunderten  au  erforschen 
und  ihre  Bestrebungen  zu  schildern. 

Seit  dem  Mittelalter  hat  sich  das  Arbeiterrecht  und  der 
Arbeitsvertrag  innerhalb  einzelner  Beru£ikreiBe  entwickelt, 
nur  das  Gesinderecht  macht  davon  eine  Ausnahme.  Seit  dem 
15.  .Talirhundort  greift  hier  der  Staat  unmittelbar  ein,  stellt 
Gesindeorduuügen  auf  und  regelt  die  l^i  ziehungen  des  Ge- 
sindes zu  der  Dienstherrschaft.  Unter  stetiger  Einwirkung 
der  staatlichen  Gesetzgebung  bildete  öich  dann  das  (je^inde- 
recht  von  Jahrhundert  zu  Jahrhundert  fort.  £s  ibt  von  Li- 
teresse nachauspfireny  welche  Gründe  den  Staat  au  seinem  Ein« 
greifen  bestimmten,  und  welche  Folge  fär  das  Gesinde  das 
Btafitli^  Ii*-  Gesinderecht  hatte. 

Zu  allen  Zeiten  und  in  allen  Ländern  haben  die  dienen- 
den Klassen,  das  Gesinde  und  die  Dienstboten,  eine  besondere 
Stellung  in  dem  Arbeiterstande  eingenninnien.  Denn  Tiielit 
ein  Geschleclit  bildet  aus^rhÜefslieh  den  GcMudestnud  ;  Kneelite 
und  Mägde  finden  sieh  fast  in  gleicher  Zahl  in  iiim  vertreten, 
und  nicht  auö  einer  BeYölkerungsschicht  stammt  das  Gesinde. 

1» 
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Von  dem  Kinde  des  Kleinbürgers  in  der  Stadt  bis  zum 

Armenkinde  der  Gemeinde,  sie  alle  suchen  einen  Dienst  auf, 
doch  nur  wotiil'«  werden  alt  nnd  irr;ui  am  fremden  Herdf», 
die  nieisteTi  dienen  nur  wälirenri  ilirer  Jugen»!,  um  spilter, 
öei  es  eine  ei^ne  Haushaltung  sich  zu  gründen,  sei  es  iu  den 
Beruf  der  Eltern  überzutreten.  So  bildet  die  Dienstzeit  blofs 
eine  Durchgangsstufe  zur  spkieren  8e]l>*uiiuligkeit;  darum 
fehlt  dem  Gesindestande  eine  Reihe  Merkmale,  die  sonst  einen 
Stand  SU  kennzeicbnen  ofli^n. 

Von  der  guten  und  pmchtgemlirsen  Arbeit  eines  Dienst- 
boten hftngt  oftmals  das  Wohlergehen  einer  Dienstherrschaft 
ab.  Kann  der  Landwirt  durch  nachlässige  Wartung  seine» 
Viehs  grofsen  Sehaden  erleiden ,  so  wird  der  Fneden  eines 
Hauses  durch  störrige  und  widerwillige  Dienstboten  gestört; 
fVv  gnifste  Verantwortung:  aber  le^jen  wir  in  die  Hände  der- 
jeni^jren  Dienstleute,  denen  wir  die  Prt«'£r<'  und  Obhut  unserer 
Kinder  anvertrauen;  ihr  versittlichender  (»der  unmoralischer 
Einflufs  auf  die  jungen  Seelen  ist  oft  für  deren  ganzes  Leben 
bestimmend. 

Li  allen  Kreisen  des  Volkes  ist  die  Gesindefrage  ein  viel- 
besprochenes Thema.  Klagt  das  Qesinde  Uber  geringe  persön- 
liche Freiheit  bei  schlechter  Behandlang  und  mftfsiger  Kost» 
so  beschwert  sich  die  Dienstherrschaft  über  hohe  Lohnforde- 
rungen bei  doch  mangelhaften  Leistungen,  über  die  Neigung, 
vor  Ablauf  der  vertragsmäfsigen  Dienstzeit  aus  dem  Dienst 
zu  laufen,  wie  über  die  steigende  Schwierigkeit,  fllr  landwirt- 
schaftliehe Arbeiten  überhaupt  noch  Gesinde  zu  bekommen, 

Innerliaib  f!  r  Dienstherrschaften  machte  sich  in  Deutsch- 
land in  den  letzten  Jahren  eine  Bewegunji:  geltend,  die  auf 
gesetzgeberischem  Wege  eiue  Abhrdfe  ihrer  Beschwerden  zu 
erreichen  versuchte.  Da  ist  es  vielleicht  zeitgemilfs,  au  der 
Hand  der  Vergangenheit  zu  zeigen,  was  an  diesen  Klagen 
alt^  was  neu  ist;  denn  nur  so  vermögen  wir  «a  erkennen,  ob 
in  der  Gegenwart  die  Lage  der  dienenden  Klassen  sich  gegen 
früher  geändert  hat,  ob  die  Forderungen,  welche  das  Gesinde 
jetzt  eniebty  erst  durch  die  socialen  Strdroungen  unserer 
Zeit  hervoi^erufen  wurden,  und  anderseits  vermOgen  wir  erst 
dann  zu  prüfen,  ob  die  von  den  Arbeitgebern  betonten 
Mängel  des  heutif^en  Oesinflewesens  in  ursiichliehem  Zusammen- 
han^r  mit  der  P2ntwieklung  der  modernen  Wirtschaft  stehen, 
oder  n]>  sie  auch  in  früheren  Jahrhunderten  unter  anderen 
Wirtschaliöfornien  bestanden  haben. 

In  der  folgenden  Untersuchung  wollen  wir  den  Versuch 
wagen,  die  Lage  des  Gesindestaudcs  in  Kursachsen  während 
mehrerer  Jahrhunderte  zu  schildern.  Unsere  Arbeit  föhrt 
uns  nicht  zur  Gegenwart.  Wir  berühren  absichüich  nicht  die 
Tagesfragen.  Der  Socialpolitiker  der  Gegenwart  bedarf  dessen 
auch  nicht,  mit  den  Bestrebungen  der  Parteien,  ihren  Forde- 
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ningen  und  Hoffnungen  ist  er  befreundet,  aber  der  Bück  in 
die  Vergangenbeit  pflegt  ilun  zn  feblen.  Unsere  Arbeit  denken 
wir  uns  als  ein  Hülfsmittel,  um  das  Heute  von  dem  Gütern 
zu  trennen,  um  in  dem  FiuTs  der  Bewegung  die  seit  alters 
treibenden  Kräfte  blofszulegen. 

Unsere  Untersuchung  beschränkt  sich  auf  die  Lage  der 
dienenden  Klassen  in  Kursachsen,  und  g^ründet  sich  auf  das 
erhaltene  archivalische  Material;  ihr  sind  deshalb  en^'-e  Grenzen 
gezoiren.  Wir  glauben  jedoch,  daf«  die  Kräfte,  welche  dem 
N;ieli.si.selieii  Gefiindercchte  seine  eliaraku  ristischen  Formen 
aufpriigtcu,  dals  die  Ursachen,  welche  die  Lage  des  sächsischen 
Ge^iindes  verbesserten  oder  verschlechterten,  sich  nicht  wesent- 
lich von  den  sonst  in  Deutschland  wirkenden  unterscheiden, 
m.  a.  W.,  —  daCs  in  den  Grundziigen  der  sächsischen  Gesinde- 
geschichte sich  die  allgemeine  deutsche  wiederspiegelt. 

Das  Wort  Gesinde  war  im  Mittelalter  vieldeutig;  nicht 
nur  den  landwirtschaftlichen  Arbeiter  auf  dem  Gutshof,  den 
Dienstboten  in  dem  ])ür^^erlichen  Haushalt,  auch  den  Gesellen, 
der  beim  ]Meist<'r  ni  fx  it»  tf',  rechnete  man  zum  n<^8in«lt^.  Seit 
(l»'m  Aus^^anp^  deü  ^iitielalters  hat  sieb  der  B«  .m  itl'  des  Ge- 
bindes melir  und  mehr  eingeengt;  bis  in  da«  vorige  Jahr- 
hundert zählte  man  nach  deru  Sprachgebrauch  der  Gesinde- 
ordnuugen  den  Verwalter  eines  Gutühofes,  den  Vogt  auf  einem 
Vorwerke  noch  zu  dem  Gesinde;  neuerdings  aber  pflegen  wir 
einen  Gutsinspektor,  jemand,  der  Arbeitern  vorgesetzt  ist  und 
sie  beaufsichtigt,  nicht  mehr  zum  Gesinde  zu  rechnen;  wir 
beschränken  uns  darauf,  unter  Gesindediensten  nur  persönliche^ 
in  häuslicher  Gemeinschaft  geleistete  Dienste  zu  verstehen. 
Auch  nennt  sich  unser  Gesinde  lieber  Dienstbote,  und  die 
Bedeutung  des  Wortes  gGesinde**  ist  fast  zu  einem  Schimpf- 
wort herabgesunken. 

Im  Mittelalter  nahm  das  GeMnde  nicht  die  unterste  Stufe 
auf  der  socialen  Leiter  ein;  der  Hörige  und  Leibeigne  stand 
tiefer,  denn  nur  ein  Mann,  der  „freihe  zu  dienen''  war,  konnte 
über  seine  Arbeitskraft  verfügen  und  sich  in  fremde  Dienste 
i>egeben.  Und  auch  8|ritter  bleibt  dies  Yerhttltnis  bestehen. 
Freilich  heiCst  es  bei  Luther  in  einer  auf  der  Koburg  —  1580 
—  gehaltenen  Predigt:  „Eoiecht-  und  Magdstand  achte  ich 
für  den  geringsten  Stand  aber  Luther  urteilt  Uberhaupt, 
wie  wir  später  zeigen  werden,  sehr  hart  über  das  Gesinde. 
Die  sächsischen  Kleiderordnungen  ergeben  ein  anderes  Bild. 
Sowohl  in  der  thüringischen  Landesordnung  von  144(3,  als 
auch  in  der  kursäohsisclien  von  1482  sind  die  für  die  Bauern 
und  fUr  die  Bäuerin  aui  dem  Lande  getroffenen  Bestimmungen 


^  Btichwald,  Georg,  Was  Doktor  Luther  sagt.  I.  Vom  Hans« 
gesinile  oder  Martin  Luthers  Dienstbotenspiegel.    Barmen  o.  J.  6.  16. 
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über  den  Kleiderluxus  auch  Air  die  Knechte  und  Mftgde 
gültig.  In  den  Städten  wurden  —  nach  der  Land^sordnung 
von  —  MMprde,  Handwerk^kn«  rht«* .  Frauen  und  Jim;^- 

tr.iucii.  welche  dionen,  den  gpiiu-ineii  Jii»r<i;erfrauen  in  d<*r 
Kleidung  gleielige.stellt.  Wenn  der  Bauer  wie  sein  Kne4.ht, 
die  niedere  BürgerslVau  wie  ihre  Magd  gekleidet  ging,  so  be- 
weist dies,  dafö  damids  die  socialen  Unterschiede  zwischen 
diesen  Ständen  nicht  erheblich  waren. 

In  einem  Arbeitovertrage  pflegen  Arbeitgeber  und  *nehmer 
die  Bedingungen ,  unter  denen  die  Arbeit  und  ihr  Gegenwert 
stt  leisten  ist,  zu  regeln.  Der  Gesindevertrag  nimmt  jedoch 
eine  besondere  Stelliuig  ein;  er  enthält  einen  den  üblichen 
Formen  des  Arbeitsvertrages  fremden  Bestandteil,  nämlicb 
einen  Unterwcrfungsvertrng  des  Gesindes  unter  die  Haus- 
gewalt des  Dienstherrn.  Dieser  Unterwerfungsvertrag  ist  der 
Zielpunkt  vieler  Angriffe  in  der  Gegenwart;  man  eraclitct  es 
von  Seiten  einer  Partei  für  zeitgemHfs,  diese  —  wie  man 
meint  —  patriarchalische  Form  des  Gesindeverti^ages  zu  lie- 
seitigen.  Diese  Bestrebungen  werden  durch  den  modernen 
Entwicklungsgaug ,  welcher  zu  einer  Zersetzung  der  Uaua- 
gewalt  gefuhrt  hat,  unterstützt  Das  Ansehn  des  Hauses  ist 
gesimken,  die  enge  Verbindung  aller  Familienmitglieder  hat 
sich  gelockert^  und  die  väterliche  Gewalt  mit  ihrer  Hilrte  und 
Unbiegsamkcit  hat  sich  gegen  frühere  Jahrhunderte  abge- 
schwächt. Unter  diesen  zerstörenden  Einflüssen  wird  ea 
schwer  fallen^  den  Unterwerf ungs vertrag  des  Gesindes,  der  in 
unsere  Zeit  au^  einer  vergangenen  Kechtsperiode  hereinrag^ 
noch  beizubehalten. 

Für  das  Jklittelalter  hatte  ein  derartiger  Vertrag  nichts 
auffölligcs,  er  fügte  nich  nrganiseh  in  das  herrschende  Kechts- 
system  ein.  Auf  üntcrwerfungs-  und  Schutzvertritgen  beruhte 
die  Staatsverfassung.  Man  begab  sich  in  das  Mundium  je- 
mandes —  se  in  alterius  potestatem  commendare  — ,  man  er^ 
hielt  dafür  Schutz  und  Schirm  nach  aufsen,  dagegen  untere 
warf  man  sich  der  Herrschaft  nach  innen  und  verpflichtete 


hältnisse  finden  sich  im  Mittelalter  unter  den  mannigfaltigsten 
Formen.   Im  Mundium  des  Königs  stand  der  Vasall  und  der 

Freigelassene,  der  Geistliche  und  die  Witwe.  Mit  der  Zeit 
sind  die  verschiedenartigen  Formen  von  Unterwerfungs Ver- 
trägen abgestorben  und  nur  allein  im  Gesindevertrage  hat  sich 
ein  Bestandteil  dieser  tichutzverhältnisse  noch  erhalten. 

Wenn  wir  vom  Sachsenspiegel '  absehen ,   liegt  uns  in 


'  Über  die  ältere  Zeit  vergleiche:  Hertz.  Gustav,  Dio  Rfcbtis- 
verhültnisse  des  freien  Gesindes  nach  den  deutschen  Recbtsqueilfu  des 
JGttelslton.  Breslau  1879. 


sich  zu  Treue  und  Gehorsam. 
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Sacbsen  ans  dem  Mittelalter  nur  eine  —  stftdtisclie  —  Gesinde- 
Ordnung  YOr.   Sie  ist  im  Freiberger  Stadtrecht'  enthalten. 

Da  heilst  es:  „hat  ein  man  gesinde,  iz  si  knecht  oder  mait, 
di  in  sinem  brote  sin,  he  habe  si  gemietet  oder  m^emiettit^ 
dt  heixen  sin  gewalt,  also  daz  he  vor  si  klagen  unde  antwerten 
mac,  ab  he  wil".  Und  wie  er  die  Handlungmi  seines  Qesiiulos 
vor  Gericht  verantworten  und  vertreten  miifstc,  so  stand  ihm 
entsprechend  auch  eine  Strafgewalt  über  dasselbe  zu:  „hat 
ein  man  gesinde  gcmictit,  iz  si  knecht  oder  malt,  die  mac 
he  wol  /Hellt igen,  ab  si  iz  verdinen,  mit  Worten,  mit  shihene 
nnde  mit  routene  ane  bhitrunst,   unde  darf  in  nich  eine  ant- 

werte  darumme  geben,  wen  si  öine  gemictte  boten  sin  

Iz  aber,  das  ein  olutrunst  da  ist,  he  bewise  iz  oder  bewise  iz 
nicht,  he  muz  im  (dem  Gesinde)  in  antwerten*. 

Das  k((rperliche  Zttchtigungsrechty  welches  im  Freibeiger 
Stadtrecht  als  Ausflnfs  der  Hausgewalt  den  Dienstherrschanen 
eingeräumt  war,  finden  wir  in  der  späteren  Zeit  bi|  in  das 
18.  Jahrhundert  niciit  mehr  in  den  Gesindeordnnngen,  erst 
dann  lebt  es  in  der  Gesetzgebung  wieder  auf. 

Während  des  Mittelalters  blieb  di''  "Regehmg  des  Oesinde- 
rechtes  den  Rechtsblichem  und  den  Stadtrechten  überlassen, 
er«t  am  Ausgang  desselben  greift  die  staatliche  Gesetzgebung 
ein.  Ihr  kam  es  nicht  darauf  an,  das  Gewohnheitsrecht  stiuit- 
lich  anzuerkennen,  sondern  sie  verfolgte  wirtscliaftspoliti-sche 
Ziele.  Eine  Betrachtung  der  einzelnen  Gesetze  6o\\  dies  be- 
weisen. 

Die  älteste  sttchsisch-thttringisehe  Landesordnung'  wurde 
1446  sn  Weifsensee  von  Herzog  Wilhelm  m.  mit  seinen 
Ständen  aufgerichtet  Sie  enthält  ein  wirres  Gemisch  von 
Einzelgesetzen;  ohne  eine  innere  Anordnung  wird  in  loser 
Aufeinanderfolge  von  Appellationen  und  Evokationen  an 
auslnndi-r]5e  Gerichte,  von  Tlochzeits-  und  Kleiderordnungen 
u.  8.  w,  geliandelt.  Sie  ist  das  Vorbild  für  die  späteren 
Landes-  und  Polizei  Ordnungen  geworden. 

Diese  Landesordnung  enthält  mehrfache  Bestimmungen 
ans  dem  Gesinderechte,  in  denen  das  Hecht  anders  für  das 
Gesinde,  andei's  für  die  Dieustherrscliat't  lautet;  z.  B. :  geht 
das  Gesinde  wider  den  Willen  seiner  Herrschaft  aus  dem 
Dienst,  so  verliert  es  seinen  ganzen  Lohn;  ist  dagegen  dem 
Dienstherm  sein  Gesinde  „nicht  eben**,  so  kann  er  es  sofort 
entlassen,  und  muTs  es  nur  nach  der  geleisteten  Dienstzeit 
entlohnen. 

Auf  den  Vertragsbruch  des  Gesindes  deutet  eine  andere 
Stelle  hin:  niemand  soll  des  andern  gemietetes  Gesinde  auf- 


^  Codex  Baxon.  Dipl.  Abteilung  2.  Iii.  Bd.  UrkuiuienbucU  der 
Stadt  fVeiberg.  Hetauegegebeti  roa  H.  Eimisch.  S.  147. 

*  MttlleT,  Beichstagsthester  unter  Maximilian  I.  Vontallung  S. 
8.  86. 
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nelimcn,  noch  dem  ersten  Mi'^ter  vorenthalten,  sondern  sobnid 
er  darum  ersucht  wird,  es  unverhindert  ziehen  lassen. 

Den  eigentlichen  Grund,  weshalb  sich  die  Landesurdnung 
mit  Gesindefragen  beschäftigt,  erblicken  wir  in  der  Stelhmg- 
nahme  des  Gesetzgebers  zu  der  Wanderai  beit.  Die  Ordnung 
fUhrt  auö,  dals  in  dem  Lande  übel  gearbeitet,  die  Arbeiten 
unredlich  bestellt  und  gröblich  Terabaftumt  wflrden.  Etne 
grofae  Menge  lediger  Gesellen  ging,  um  der  Arbeit  willen, 
aus  dem  I^de  und  verblieb  Kur  rechten  Arbeitsaseit  aua- 
wttrts;  erst  wenn  die  beste  Arbeit  geschehen,  kehrte  sie 
In  das  Land  zurück.  Niemand  bekäme  Kur  rechten  Zeit 
Tagelöhner  und  Arbeiter,  dadurch  werde  „disen  unsern  Landen 
unsprechlichen  grossin  Schaden  gefüget  und  Unrad  bracht**» 
Um  dem  abzuhelfen,  erlälst  sie  ein  Äuswanderungsverbot  filr 
alh',  welche  „um  der  Arbeit  willen"  aus  dem  Lande  wandern 
wollen.  Wer  dies  Verbot  bräche,  soll  ftlr  einen  „Landen- 
ächter"  gehalten  und  nicht  mehr  in  das  Land  hereingelassen 
werden,  er  soll  es  meiden  und  räumen.  Ein  Jeder  kann  sich 
an  seinem  Leib  und  Gut  halten  und  damit  verfiEihren  .als 
sich  mit  Echtern  billig  geboret".  Wer  einen  Landesflchter 
wissentlich  beherberge,  solle  in  eine  Strafe  von  1  Mark 
Silber  verfallen. 

Weniffe  Jahre  später  —  1452  —  erliefs  Wilhelm  HI.  eine 
nur  für  Tbtlringen  gültige  Landesordnung  ^ ;  sie  war  nicht  mit 
den  Stunden  vereinbart  worden.  Anlafs  dazu  hatten  die 
Predigten  des  italienischen  Franciskanennönclies  Kapistrano 
gegeben.  Der  Ton  dieser  Landesordnung  ist  auch  mehr  der 
einer  Predigt,  als  einer  gesetzlichen  Verfügung.  Den  Sonn- 
tag Süll  man  feiern,  in  der  Woche  nicht  müfsig  gehen;  das 
Kartenspiel  und  das  leidige  Zutrinken  wird  verboten. 

An  die  Amtleute,  Mannen  und  Räte  ergeht  der  Befehl, 
in  den  Städten,  Pflegen,  Tabernen  keine  „kündigen  Knechte 
und  Mttssiggcänger"  mehr  zu  leiden.  Wer  im  Lande  mit 
Arbeit  und  Diensten  sich  förmlich  nähren  wolle,  dem  sei  dies 
EU  gesktteu,  wer  aber  sich  au  arbeiten  weigere  und  die  Lande 
dann  nicht  räumen  wolle,  den  solle  man  mit  Strafen  zwingen 
an  arbeiten  oder  auszuwandeni. 

Dies  Gebot,  kündige  Knechte  und  Müfslggänger  nicht  zu 
dulden,  steht  in  engem  Zusammenhange  mit  dem  Auswande- 
rungsverbot von  1440.  Tagelöhner  uiul  Arbeiter,  die  im 
Frühling  auswanderten  und  im  Herbst  mit  ihren  Ersparnissen 
zurückkehrten,  um  von  diesen  während  des  Winters  zu  leben, 
nanu  10  mau  „müssige  Knechte".  So  war  stets  der  Sprach- 
gebrauch der  sächsischen  Gesetze.  Suchte  die  Landesoronung 
von  1446  das  Aufsuchen  eines  fremden  Arbeitsmarktes  su 


<  Sehöttgen  und  Kre7sig,  Diplomataria  et  scriptores  hiator. 
Genn.  Bd.  L  S.  527. 
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yerbieten,  so  fügte  diesem  Verbote  die  Lande^orduung  von 
1452  einen  ArbeitflKwang  hinsii« 

Dem  Mangel  an  Glinde  wurde  durch  diese  Landeaord* 
nungen  niclit  abgeholfen.  Wenige  Jahre  spllter,  1466,  wurde 
▼om  KurfUrsten  Ernst  rin  AiissL-lireiben  erlassen.  Und  diesmal 
werden  nicht  wie  früher  im  Rahmen  aligemeiner  Tagesfragen 
auch  die  Gesindeverhältnisse  berührt,  sondern  diese  Verord- 
nung befafst  sich  ausschliefslich  mit  ihrer  Regelung.  Aber 
auch  hier  tritt  der  rein  juristische  Inhalt  des  Gesetzes  j^egeu 
den  wirtscliaftspolitischen  zurück.  Diese  erste  kursächsi^che 
Gesindeordnuiig  *  ist  unseres  Wissens  überhaupt  noch  nicht 
veröffentlicht  worden,  ihr  lahalt  ist  kurz  folgender: 

Von  arm  und  reicli^  geistlich  und  weltlich,  seien  bei  den 
Ftirsten  Wilhelm  und  Elrnst  unzählige  Klagen  über  das  Diensi- 
geatnde,  Knechte  wie  Mägde,  erhoben  worden.  Den  Landes- 
rarsten  gebühre  es  nicht  länger  Euzusehen,  wie  ihre  Unter- 
thanen  vom  Gesinde  unliillig  beschwert  und  belastet  wtbrden. 
Sie  bestimmen  deshalb,  dafa  kein  Dienstknecht  oder  Magd  — 
in  dem  Lande  geboren,  erzogen  und  frei  zu  dienen  —  ohne 
Vor  wissen  ihres  natürlichen  Erbherrn  oder  des  Amtmannes 
( —  bei  Strafe  des  Verlustes  ihres  väterlichen  und  niiitter- 
licheu  Erbteils  — )  zur  Erntezeit  in  fremde  Lande  laufe  oder 
dort  diene. 

Bei  dem  Gesinde  herrsche  die  unbillige  Gewohnheit,  dafs 
ea,  wenn  es  äeiue  Zeit  ausgedient  habe,  und  frei  sei,  sich 
wieder  zu  Termieten,  einige  Zeit  über  mafsig  liegen  blmbe. 
Werde  Gesinde  in  den  Stfldten  oder  auf  dem  Lande  8  Tage 
nach  Ablauf  seiner  letzten  Dienstzeit  unvennietet  angetroffen, 
so  solle  es  bestraft  und  gezwungen  werden,  nach  den  vom 
Gesetz  erlassenen  Lohnsätzen  einen  Dienst  anzunehmen. 

Dem  Ausschreiben  war  eine  Taxordnung  des  Gesindelohnes 
angefügt,  damit  das  Gesinde  für  einen  billigen  und  möglieiist 
bequemen  Lohn  diene.  Dienstherrseli.iften ,  welehe  diese 
Lohnr^iitze  überschritten,  sollten  ohne  alle  Gnade  in  Strafe 
genommen  werden. 

Die  Absicht  des  Gesetzgeljers  eritipT  ^^^o  dahin,  einmal 
durch  eine  Erschwerung  der  Auswanderung  und  durch  einen. 
Arbeitszwang  fUr  das  dienstlose  Gesinde,  das  Angebot  Ton  Ar* 
beitskräften  auf  dem  inländischen  Markt  zu  vermehren,  und 
sodann  durch  eine  Taxordnung  den  Lohn  des  Gesindes  zu 

mindtnn. 

Wie  dieses  Ausschreiben  im  Lande  aufgenommen  wurde^ 
können  wir  leider  nicht  berichten ;  schwerlich  war  der  Erfolg 
der  Mafsregel  ein  durchgreifender,  und  die  Ansprüche  der 
Arbeitgeber  wurden  durch  dies  Gesetz  kaum  befriedigt.  In 


*  H.  8  t.  A.  Dresden,  Wittenberg.  Archiv  §  Oeaetsgebimgassehoi; 
vgl.  die  Beilage. 
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der  grofsan  Landesordnung  des  Kurft&rstcii  Emsts  und  des 
Herzog  Albrechts  vom  Jahre  1482,  versucht  die  Regierung 
noch  (inmal,  eine  umfassende  Ordnung  des  G^inderecbtes 

aufzustolJen. 

Diese  Laiulesoniiiüiig  ^  beklagt  die  Beschwerung.  M'rlche 
die  Praelaten  und  die  Kitterscliatt,  die  ^tildter  und  dar  Land- 
man  durch  die  übertriebenen  Luhnforderiuigen  des  (Tcsindes, 
der  Werkleute  und  des  gemeinen  Handarbeiters  erlitten. 

An  den  gestiegenen  Löhnen  seien  mm  Teil  die  Dienst- 
hemchaflben  selbst  schald,  denn  ein  jeder  bestrebe  sieb,  dorcb 
höheren  Lohn  und  bessere  Kost  dem  anderen  sein  Gesinde 
aussomieten. 

Damit  nun  ein  jeder  wisse ,  was  er  an  Lohn  und  Kost 

2U  geben  und  zu  fordern  habe,  und  damit  allenthalben  im 
Lande  die  Arbeitsbedingungen  gleichartig  seien,  wird  in  diesem 
Gesetz  eine  Lohn-  und  Kostordnuug  erlassen. 

Ferner  setzt  die  Landesordnung  zu  Gunsten  der  Land- 
wirtscliaft  die  Dienstzeit  auf  ein  volles  Jahr  fest.  Dem  Ge- 
sinde bcHelilt  sie,  sich  nicht  eher  zu  vermieten  als  bis  es  zi% 
vor  seiner  alten  Herrschaft  den  Dienst  aufgesagt  habe.  Zur 
Verhütung  des  Vertragsbruches  des  Gesindes  verbietet  sie  den 
Dienstfaerrschafien,  im  Dienste  stehendes  Gesinde  bei  sich  aaf- 
xunehmen,  oder  es  dem  ersten  Mieter  Tarsnenthalten. 

Die  Strafen,  welche  die  Landesordnung  fllr  die  Über- 
tretung ihrer  Gebote  auswii*ft,  sind  sehr  hoch.  80  wird  das 
Gesinde,  welches  sich  vor  Aufkündigrung  seines  alten  Dientes 
neu  vermietet,  mit  dem  Verluste  eines  Jahreslolmes  bestraft; 
c)d(  r,  OS  Tinifs  der  Arbeitgeber,  welcher  die  Sätze  der  Tax- 
ordnung uberschreitet,  für  jeden  zuviel  gezahlten  (i roschen 
einen  Gulden  Strafe  zahlen  —  IMan  scheint  nach  den  Er- 
fahrungen, die  man  bei  dem  Oesindeaussehreiben  von  14G6 
gemacht  hatte,  einen  energischen  Widerstfuid  des  Gebindes 
gegen  die  Sätze  der  Taxordnung  betllrchtet  zu  haben.  Das 
Gesetz  greift  hier  su  aufseroraenüichen  Mafsnahmen:  wer 
sich  weigere,  um  den  gedachten  Lohn  zu  dienen,  und  deshalb 
aus  dem  Dienst  laufe,  solle  im  Lande  weder  Sicherung  noch 
Geleit  haben,  sondern  mit  schweren  Strafen  angehalten  werden, 
in  den  Dienst  seines  alten  Herren  zurückzukehren. 

Wie  wir  gezeigt  haben,  hatte  die  thüringische  Landes- 
ordnung von  1446  das  Aufsuchen  eines  anslftndischen  Arbeits- 
marktes bei  hoher  Strafe  verboten ;  das  Ausschreiben  von 
1466  gestattete  zwar  wieder  die  Auswanderung,  knüpfte  ab«'r 
erschwerendt'  PxMlingüugen  daran;  auf  diesem  Wege  geht  die 
Landesordnung  \on  1482  einen  Schritt  weiter:  sie  läfst  auch 
die  erschwerenden  Bedingungen  fallen  und  giebt  die  Aus- 
wanderung ganz  frei.  Dagegen  wurde  der  Arbeitsswang,  den 

*  Codex  Augnateus.   Herausgegeben  von  Lunig.   LeipEig  1731^ 
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wir  aus  der  thttringischen  Landeeordnung  von  1452  kennen, 

bRibcliulton:  wer  zum  Dienste  geschickt  war,  aber  sich  inner- 
halb 12  Tage  nach  Austritt  aus  demalten  Dienste  niclit  wieder 
vermietet  hatte,  sollte  mit  dem  Verlast  eines  Jahreslohns  ge- 
straft werden. 

Zur  Vcrstilrkung  dieses  Gebotes  erging  gleichzeitig  mit 
der  Landesordnung  an  die  Hüte  in  den  Städten  eine  An- 
Aveisung  „Gesind  in  die  Dienst  zu  zwingen".  Diese  Verord- 
nung fand  sich,  treilich  ohne  Datum  und  Unterteil  ritt,  in  den 
Akten  aber  sie  steht  auf  demselben  Bktte,  welclies  das  Be- 
glatschreiben ;  mit  dem  die  Landesordnnng  den  Amtleuten 
fibersandt  wurde,  enthält  Nach  dieser  Anweisung  pflegte  das 
Oeeinde,  welches  „itzt  uff  Weynachten  ausgedint  und  förder 
dinen  muss^*,  eine  Zeit  lang  nach  Weihnachten  mtÜBig  umzu- 
gehen. Leute^  die  Gesinde  brauchten ,  wurden  dadurch  in 
ihrer  Nahrung  zu  Schaden  gebracht.  Den  Hillen  wurde  des- 
halb befohlen,  in  ihren  Stüdten  „ein  fleissig  aufsehen  zu  haben". 
Welchen  Knecht  und  Magd,  die  zum  Dienst  geschickt  wären, 
sie  nach  dem  heiligen  Dreikönigstag  unvermietet  fänden,  die 
sollten  sie  „zu  unsern  haiideu"  nehmen  und  an  Leib  und 
Gut  stialen.  Dannt  ein  jeder  sieh  darnach  zu  richten  wisse, 
sollten  sie  diese  Verordnung  auf  dem  Alarkte  und  vor  der 
Kirche  ausrufen  lassen. 

Die  Taxordnungen,  welche  das  Ausschreiben  von  1466 
und  die  Landesordnung  von  1482  enthalten,  darf  man  nicht 
allein  unter  dem  Gesichtspunkte  einer  gesetzlichen  Minderung 
des  sonst  im  freien  Verkehr  erziehen  Gesindelohnes  betrachten, 
sondern  die  Regierung  wollte  auch  gleichzeitig  neue  Wäb- 
mniTf^n  in  den  Verkelir  einfiihren.  In  den  Jahren  von  1444 
bis  1482  sind  nicht  weniger  als  achtmal  in  Kursachsen  n^ue 
Mlinzsorteii  eingeführt,  alte  verrufen,  der  Münzfnfs  geiiadcrt 
worden,  Diciscr  hoständige  Wechsel,  diese  rax  lic  Aufeinander- 
folge von  Münzi  (  inriiiationen  brachte  in  HaiuU  l  und  Wandel 
allenthalben  Verwiimiig.  Und  wenn  selbst  heute  einem  Ge- 
lehrten es  schwer  fUUt,  sich  in  den  verschiedenen  Währungen 
und  Geldsorten  jener  Zeiiperiode  zurechtzufinden,  wieviel 
schwieriger  mufs  es  erst  einem  einfachen  Bttiger  und  Bauern 
gewesen  sein.  Die  Taxordnung  nun  erleichterte  das  Um- 
rechnen der  Preise  aus  der  alten  in  die  neue  Währung. 
So  folgte  auf  die  Mflnzreformation  vom  4.  April  1465  die 
Gesindelohnordnung  von  1466,  und  auf  die  Münzi  r  forraation 
vom  13.  Jannnr  1482  die  Landesordnung  von  1132.  Die 
«ta.'itliche  i'rcisfpfit^jotzung  diente  als  ein  Gegengewicht  für 
die  Schwankiiiiiien  der  Preise,  welche  die  wechsclvoUe  Münz- 
politik verursaciite.  Also  nicht  auf  einer  besonders  gegen  das 


*  Loc.  7997  Ritterdienste,  Türkeusteuer ,  Laudtagssacheo,  Mfinc* 
mul  PoUieisachen  1478—1482.  Bl.  157. 
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Gesinde  gerichteten  Härte  der  Regierung  beruhea  die  Gesinde- 
lohntaxen^  und  nicht  auf  ihre  alleinige  Festsetzung  beschrttnkt 
sich  die  staatliche  Gesetzgebung. 

Das  Ausschreiben  von  1466  gab  in  dreifisu^her  Weise:  in 
rheinisclien  Goldgulden ,  in  der  „neuesten  Währe und  in 
alten  Schocks  der  vorgeschlagnen  Münze  die  Gesindelöhnte 
an.  Die  Münzreformation  von  1482  führte  als  Nebenwährung 

Groschen.  Pfennig  und  Heller  ein.  In  Silber;2^roschen  sollten 
alle  gerichtlicfien  Zahlinii^en  und  staatlichen  Abpiben  geleistet, 
dagegen  die  ncueingetührteu  Grobcben,  Pfeuni«^  und  Heller 
im  Kauf  und  Verkauf  und  bei  Löhnen  gezahlt  werden. 

Fragen  wir,  ob  und  inwieweit  der  Staat  in  der  Taxord- 
nung die  Gesindelöhne  unter  die  verkehrsübli^  lien  lierab- 
gesetzt  hat,  so  giebt  unn  die  in  der  Laudesordnung  von  1482 
festgesetzte  Wertbeziehung  der  alten  und  neuen  Währung  einen 
Anhjilt  zur  Beurteilung.  Die  Regierung  bestimmte,  da£s 
durchgängig  2  neue  Groschen  gleich  1  Silbergroschen  gelten 
sollten,  für  die  Gesindelöhne  macht  sie  eine  Ausnalmie 
von  dieser  Regel;  bei  der  Umrechnung  der  alten  Gesinde- 
lOhne  in  die  neue  Währung;  sollten  3  neue  Groschen  gleich 
2  Silbergroschen  gelten.  Dies  bedeutet  allein  eine  Lohnmin* 
derung  Ton  25  ^/o! 

Fttr  einige  landwirtschaftliche  G^indeberufe  setzt  die 
Landesordnung  bestimmte  Lohnsätze  fest;  sie  sind  niedriger 
als  die  im  Ausschreiben  von  1466  ausgeworfenen  Löhne. 


Gesindeaus- 

Landt'iionhiung 
von  1462 

oder  SUbeiw 

Bchreiben 

in  rln'i 

iiisrh»»n 

(»oldi'lihlt'ii 

grosebea 

von  1466 

1466 

\4ö2 

1466 

»>(himi)ristcr 

St*liirrim'istor 

,s 

R 

100 

120 

Ackcrkii<;cl»t 

( Irf>rt>k.nechl 

o 

120 

100 

Pflugtreiber 

Pflugtreiber 

4 

4 

80 

90 

8<  ln\  «Miictreibet 

5 

lOö 

K  uhliiit 

o 

40 

Schweinehirt 

Schwciiifliirt 

IV* 

3ü 

^ 

Käsemutter 

Kitst'iimttrr 

3 

2Vi 

60 

fiO 

<  ir(tr-.iii;i;^nl 

2 

40 

audre  Mugd 

Hudr*'  M:ii^d 

l»/4 

00 

Kubitioj^d 

1V4 

90 

Ob  die^e  Luhnsätzc  erheblich  von  den  un  Lande  üblichen 
abwichen  y  läfst  sich  bei  dem  Mangel  von  anderweitigen  An- 
gaben von  Gesindelöhnen  schwer  bestimmen.  Falke  hat  in 
einem  Beitrag  zur  geschichtlichen  Statistik  der  Preise  im 
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Königreich  Sachsen  *  von  der  zweiten  Hiilftc  des  15.  Jahr- 
hunderts einige  Gesindelöhne  mitgeteilt,  si«*  sind  aber  so  v  iiViv 
gpruchsvoll  —  z.  B.  auf  Schlofs  Dohna  erhält  ein  Koch  3  Gld. 
18  ^ii'.,  dagegen  im  Amt  Dresden  ein  Ilaiiskoch  6  Gld„  eine 
Köchin  sogar  7  Gld.  4  gr. "  —  dais  wir  nicht  wagen,  daraus 
Schlüsse  zu  ziehen'*. 

Einen  weiteren  Aufechlufs  über  die  Lage  des  Gesinde- 
Standes  gewUhrt  uns  die  Kostordnung;  sie  r^lt  ausflüirlich 
die  Kost  der  Werkleute^  als  der  Polirer,  Steinmetien,  Maurer, 
Tischler,  Zimmerleute^  HSher,  die  Gerste,  Hafer  oder  Gras 
hauen;  etwas  geringer  war  die  Kost  des  Gesindes;  es  wurde 
in  der  Kost  den  Plandreichem  und  anderen  gemeinen  Ar- 
beitern gleichgestellt.  Aus  den  Lohnsätzen  der  Landesordnung 
ergiebt  sich,  dafs  man  auf  Beköstigung  des  Gesindes  und  der 
Handreicher  wöchentlich  7  £^r. ,  auf  die  der  W'erklciito  9  gr. 
rechnete.  Letzteren  üolltcn  zuui  Alituigö-  und  Abendmalil  vier 
Essen  gereicht  werden ;  zu  Mittag  an  Fleischtagen :  eine  Suppe, 
«Weierle!  Fbiseh,  ein  Gkmlise;  am  Freitag  oder  au  anderen 
Tagen,  da  man  kein  Fleisch  ifst:  eine  Sappe,  ein  Essen 
grüner  oder  dtirrer  Fiselie,  zwei  Zugemüse;  an  Tagen,  da 
man  fasten  mufs,  ein  Essen  mehr,  nämlich:  eine  Suppe, 
zweierlei  Fisch,  zwei  Zugemüse;  zu  den  Zwischenessen,  als 
Frühstflck  und  Vospcr,  gab  es  Bmt  und  Käse;  über  den  Tas: 
Kolent,  d.  h.  einlaches  I^ier,  zu  triükon.     Dies  ist  eine  sehr 
kräftige  Speisung,  und  wenn  die  des  Gesnided  aueh  etwas  geringer 
w  ar,  so  ist  letztere  immer  noch  viel  besser  als  die  in  späteren 
Jahrhunderten  übliche.    Von  der  kräftigen  Kost  kann  man 
trots  der  gesetilichen  Lohnminderuiig,  immerhin  auf  etnen 
hohen  Gesindelohn  surliokschlieben;  denn  Lohn  und  Skost  des 
Gesindes  stehen  in  Wechselheaiehung,  bei  niedrigen  Löhnen 
pflegt  anch  die  Kost  stets  nn'nderwertig  zu  sein. 

Einen  weiteren  Aufschlufs  über  die  Lage  des  Gesinde- 
atandes  geben  uns  die  Kleiderordnnngen.  Die  sociale  Gleieh- 
stellung  des  Gesindes  mit  den  Bauern  auf  dem  T.ande  oder 
mit  dem  Kleinbürger  in  den  Städten  haben  wir  schon  er- 
wähnt. Der  Luxus  in  Kleidern,  den  diis  Gesinde  getrieben 
liat,  mufs  ein  bedeutender  gewesen  sein.  Die  Landesordnung 


*  liildcbrands  Jahrbücher  für  Nationalökonomie  und  Statistik. 
Bd.  XII.   S.  :m,  :m 

•  Auf  8'  lilnfni  Dolina  «'rlifilt  ciiio  Viehmap-d  :\  Gld.  12—16  gr.,  ein 
Kuhhirt  1  Giü.  10  gr.;  im  Amt  DresU^  ein  Viuh-  und  KeUerjunge 
6  GMd.  6  gr^  ein  ScEwdnehht  4  Gld. 

'  Nach  einer  freundlichen  Mitteilung  von  Dr.  L.  Schmidt  wurdtm 
im  Kloster  Nimpschen  bni  Orinimn  fui  Gosin  de  lehnen  im  Anfang  des 
15,  Jahrhundert  geziihlt;  Vogt  -i  "  (Schock),  Schirniieij^ter:  Ober- 
8t/«  >ff«,  Mitt.  l-  2  40  gr.,  Unter-  2  2u  gr.  Enke:  Ober-  2  /?«  48  gr., 
Mitt^d-  2  A  Unter-  1  ^  40  gr.  Maid  1  •)  ^r.  KüKemutter  a.*)  gr.  (?). 
Mii-^d  1  10  gr.  Kubhirt  l  n.  b.  w,  tWeimar.  Archiv.  Äepert, 
O.  o.  p.  792.  N.  617X 
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von  1446  verbietet  dem  Gesinde,  ihre  Kleider  mit  silbernem 

Gesi'Inneide  zu  besetzen,  und  der  Rat  der  Stadt  Leipzig  unter- 
sagt in  der  Willkür  und  Polizeiordnung  *  von  1463  aen  Dienst- 
boten, seidne  Gewände  zu  tragen  und  sich  mit  Perlenbändern 
und  Korallen  zu  scliuiücken.  In  weich  übertriebener  Wei^t* 
dem  Kleiderluxus  get'röhut  wurde,  zeigt  femer  die  Landeö- 
ordnung  von  i4b2.  Sie  bestimmte,  dais  ein  Herr  oder  Edel- 
mann einem  ehrbaren  Knecht  oder  einem  Stallknecht  kein 
höheres  Kleid uugHdeputat  das  Jahr  über  geben  dürfe  als  TV  a 
resp.  6  rhein.  Goldeulden.  Dies  Kleidergeld  steht  in  keinem 
Veihiltnis  zum  ArbeitBlohn;  ein  Schirrmeister»  welcher  die 
niederen  landwirtschaftlichen  Arbeiter  zu  beauftiohtiRen  hatte, 
erhielt  einen  Jahreslohn  von  nur  6  rhein.  Goldgulden,  also 
ehensoviel  wie  das  Kleidergeld  dir  einen  Stallknecht  betrug. 

FUr  den  Erlafs  dieser  Kleiderordnungen  war  aber  auch 
ein  wirtschaftspolitisches  Moment  mitbestimmend.  Man  suchte 
nicht  aHein  den  Luxus  einzusohränken ,  sondern  auch 
den  Al).satz  der  heiuiisehen  Industrie  zu  heben.  So  ^jiebot  die 
Landebordnung  von  144(5  den  Bauern  und  ihren  Weibern, 
den  Dienstknechteu  und  den  Mägden,  kein  anderes  Kleid  zu 
tragen  „dann  datz  in  unsern  Landin  gemacht  ist*'.  Dem 
Gesinde  wurde  es  noch  ausdrücklich  eingeschärft,  sich  nur 
in  „einlllndisch  Gewand**  zu  kleiden.  Bemerkenswert  ist,  daCs 
diese  Bestimmungen  nur  für  die  ländliche  Bevölkerung  Gel- 
tung hatten. 

Diese  im  allgemeinen  gfbistige  Lage  des  Gesindes  liefs 
sich  der  Staat  bei  der  Besteuerung  nicht  entgehen.  So 
mufsten  1451  Dienstboten  auf  dem  Lande,  welche  um  Geld 
dienten,  von  jedem  Schock  (60  Groschen)  ihres  Lohnes  3  Gr. 
gleich  5  ^'0  steuern.  Die  Kopf-  Oe werbe-  und  Vermögens- 
steuer von  1481^  besteuerte  die  I  hrustboten ,  Arbeiter  und 
Tagelöhner  sogar  unverhaltnismiilsig  hoch;  wahrend  jeder, 
der  über  12  Jahr  alt  ein   Vermögen  von  100  Gulden  besafs, 

1  Gr.,  wer  ein  Vermögen  an  beweglichen  und  unbeweglichen 
Gtltem  Ton  1000  Gulden  besafs,  1  Gld.  gab,  molste  das  Ge- 
sinde von  einem  Schock  (zu  40  Gr.)  seines  Einkommens» 

2  Gr.,  gleich  5  ^/o  steuern.  Die  Steuer  führte  der  Arbeit- 
geber ab,  dafür  hatte  er  das  Hecht,  am  Lohn  den  Steuer- 
Betrag  abzuziehen.  Auch  die  TUrkensteuer  von  1488  brachte 
keine  ErmlUsigung  der  Steuersätze«  Das  Gesinde  mufste  5  ^/o 
seines  Lohnes  steuern,  während  im  Übrigen  die  Steuer  nur 
2  *'/o  des  Einkommens  erhob. 

Mit  der  Landesordnung  von  1482  war  auf  längere  Zeit 
die  Gesetzgebung  in  Gesindesachen  zum  Stillstand  gekommen  \ 

1  Codex.  Dipl.  Saxon.  2.  AbtdL  8.  Bd.  Urkundenboch  der  Stadt 
Lciiwig  S.  294  Nr.  36d. 

•  Codex  Augosteus.  Bd.     S.  im. 
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die  Laodesordnung  von  1502  behielt  den  alten  Rechtssustand 
bei,  erst  um  die  Mitte  das  10,  Jahrhondert»  werden  neue 
Kechtssätze  aufgestellt. 

Blicken  wir  zurück,  00  sehen  wir,  dal's  die  Gesiclitspuukte, 
vou  denen  der  Staat  bei  seiner  Gesetzgebung  in  Gesindo- 
frageu  ausging,  nicht  auf  dem  juristidcheu  Gebiete  lagen;  es 
httuielte  sich  nicht  etwa  damiii)  das  staadiche  GMndereoht 
an  Stelle  des  städtischen  m  setaen,  oder  schwebende  streitige 
Bechtsfragen  zu  erledigen;  der  Staat  Terfblgte  anagesTOrochen 
wirtschaftsDolitische  Ziele,  er  sachte  dem  Mangel  an  Gesinde 
durch  BeschränkuDg  der  Auswanderung  und  durch  Einfdhrong 
eines  Arbeitszwanges  abzuhelfen  und  durch  die  Taxordnungen 
den  Lohn  des  Gesindes  zu  ermiilsigen.  Alles  weist  darauf 
hin,  dafs  der  Staat  die  Interessen  der  landwirtschaftlichen 
Arbeitgeber  zu  befriedigen  strebte.  Für  das  landwirtschaft- 
liche Gesinde  —  Schirrmeister,  Enke,  Hirt  —  werden  allein 
ÜBste  Lohnsfltse  eingeführt,  und  die  Erschwemng  der  Ab- 
wanderung richtet  sich  in  erster  Linie  gegen  den  Ahflnfe  land- 
wirtschaldicher  Krftfte  während  der  firateaeit  in  das  Aasland. 


Zweites  Kapitel. 

Die  Gesetzgebung  im  16,  Jahrhundert. 


Die  geistigen  BeweguiigeB^  die  um  die  Wende  det  16« 
Jahrhunderts  das  deutsche  Volk  bis  in  seinen  tiefsten  Orund 
aufwühlten,  haben  auch  auf  wirCschafüichem  Gebiete  eingreifende 
Veränderungen  bewirkt.  Wohl  standen  während  der  Refor- 
mation religiöse  Bestrebungen  und  Interessen  im  Vordergrund, 
aber  sie  waren  eng  mit  materiellen  yerknüpft,  ja  oftmals  gaben 
sir-  fiir  Jone  nur  den  Bockmantfl  Itcr.  Und  forner  lehrt  die 
Erfahrung,  welch'  tiefgreiff^Tit^pn  KinHuls  auf  das  Erwerbsleben 
das  Dogma  und  der  religiöse  Sinn  eines  Volk<^s  ausüben. 
Die  Begriffe  lioch  und  niedri'^,  arm  und  reicli,  werden  von  den 
kirchlichen  Lehren  beeinriufst,  und  anders  entwickeln  sich 
Kun6t  und  Sitte  in  den  katholischen  als  iu  den  protestantischen 
Ländern,  Durch  die  Reformation  sind  nicht  nur  die  geistigen 
Bestrebungen  in  Deutsdiland^  sondern  auch  die  materielle  Fort- 
entwicklung in  neue  Bahnen  gelenkt  worden.  Lmder  hat  die 
geschichtliche  Forschung  sich  den  bewegenden  Ideen  in  der 
Reformati onssett  ausschliefBÜch  zugewandt  und  zu  wenig  den 
Einflufs  dieser  auf  die  sociale  Gestaltung  des  Volkes  gewürdigt. 

Im  deutschen  Bauernstande  gührte  es  damals,  und  in  ein- 
zelnen erfnl^'-loscn  AiifstMnden  machte  sich  die  grofse  Erregung, 
welche  alle  Kreise  ergritien  hatte.  Lutt.  Auch  in  Sachsen  gab 
es  Uni  nlu  n.  In  den  St/idton  suchte  der  gemeine  Bürger  den 
Druck,  welchen  das  Patrici.it  ausübte,  zu  brechen  und  Anteil 
an  der  städtischen  VcnvahuDg  zu  gewinnen:  auf  dem  Lande 
weigerten  sich  die  Bauern,  Herrendienste  zu  leisten  und  Zinsen 
2U  Bahlen^  und  in  den  Bergwerken  yerlangten  die  Arbeiter 
das  Wahlrecht  su  Arbeiterausschttssen,  denen  die  Verwaltung 
derEnappschaftskasse  sustände,  und  mit  denen  die  Unternehmer 
ttber  Lohn  und  Arbeitszeit  verhandeln  sollten«  Sehr  mit  Unrecht 
fafst  man  diese  verschiedenartigen  Bestrebungen  unter  einem 
Namen,  dem  des  Bauernkrieges,  zusammen.  Der  enei^gische 
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Widerötaiul,  den  die  Regieninir  und  die  herrschenden  Parteien 
leisteten,  hinderte  die  Ausbreitiuig  dieser  Bewegung  und  führte 
nach  ihrer  Vereinxelang  auf  nur  einige  Qegenden  bald  zur 
▼ölHgen  KioderwerfuDg  des  Anfr taiides.  Dadurch  gerieten  aber 
die  unteren  Elawen  in  eine  drückendere  Lage,  und  auch  bei 
dem  Gesinde  maelit  sich  im  Laufe  des  16.  Jahrhonderts  der 
Rückschlag  geltend. 

Ehe  wir  die  ( iesetzgebune  des  16.  Jahrhunderts  betrac  liten, 
wird  es  notwendig  sein,  auf  nie  Stelhmg  der  Geistlirlikeit  und 
besonders  auf  die  I.utht  rs  zu  dem  Gesindestande  näiier  einzu- 
gehen. Bei  dem  mächtige  n  Einflüsse,  welchen  der  Reformator 
auf  das  Denken  der  gebildeten  K hissen  ausgeübt  hat,  müssen 
wir  jedem  seiner  Aussprliche  eine  grofse  Bedeutung  beimessen. 
In  die  atets  erhobenen  Klagen  ^  da6  das  Gesinde  und  die 
Arbeitsleute  untreu,  ungehorsam,  ungezogen  seien,  stimmte  er 
ein;  er  nannte  das  Gesinde  eine  Pla^  von  Gott Ausführlich 
spricht  er  sich  in  seiner  Auslegung  über  etliche  Kapitel  des 
5.  Buches  Moses  (1529)  aus.  Da  lieifst  es*:  im  tlirkischen 
Rei'h*^  p"in2^  es  mit  dem  Dienstgesinde  also  zu:  wmn  eine 
Ma- 1  Iii  liT  i2:ohorchen  wolle,  so  verkaufe  man  sie  um  drei 
Grosehen.  Der  Käufer  schlage  öie,  wie  man  auf  eine  Kuh 
oder  Esel  schlage;  sei  mit  der  Peitsche  liinter  liu*  her,  wenn 
sie  nicht  thuen  wolle,  was  sie  solle.  So  werde  aUenthalben 
ein  strenges  Regiment  gehalten  und  geschehe  ein  besseres 
Aufsehen  als  bei  den  Ciiristen.  —  Ein  jeder  von  dem  türkischen 
Dienstgesinde  habe  ein  Abgemessenes  an  Speise,  Trank  und 
Arbeit.  Und  verbringe  es  seinen  Dienst  nicht,  wie  es  solle, 
80  sei  der  Herr  bald  da  mit  Ruten  und  Peitschen;  helfe  das 
nicht.  sclilage  er  mit  dem  Schwerte  drein,  das  Messer  folge 
bald  darnach  und  haue  ilini  den  Kopf  nb.  Bei  uns  dagegen 
habe  ein  Arbeitf^r  (»der  das  Gesinde,  wenn  es  einen  Tag  oder 
zwei  verabsäunit'j  oder  wenn  es  seinem  Herrn  sonst  ungehor- 
sam und  ungetreu  sei,  kein  Gewissen  darüb^  sondern  meine, 
es  thue  recht  Darum  wäre  jetzt  niemand  Vater  und  Mutter 
oder  der  Obrigkeit  gehorsam.  Darum  müsse  ein  solch  türkisches 
Regiment  folgen  und  uns  in  Trümmer  sersehmettem.  Eine 
solche  Herrschaft  gehöre  in  die  Welt,  dafo  man  den  Leuten 
suspreche,  gleichwie  der  Türke  es  thue. 

Diese  Worte  Luthers  waren  besonders  f^ir  dns  Verhalten 
dor  ])rotr'stantischen  Geistlichkeit  bei  den  Kämpfen  der 
dienendtii  Klassen,  sei  es  für  Verbesserung  ihrer  Lage,  sei 
es  gegen  Bedrückung  der  Arbeitgeber,  bedeutungsvoll.  Noch 
im  Laufe  des  16.  Jahrhunderts  erschien  von  dem  Dresdener 
Frediger  Peter  Glaser  der  Gesind  Teufel,  „darinnen  acht  stücke 


*  äerxDon  von  jraten  Werken  j  mit  Zuschrift  an  Herzog  Johann  ea 
SaolweiL  281  Hiis  VSSKk  Erlsogsr  Aufgabe.  Bd.  flO.  &  2l8. 
«  Ebenda.  Bd.  26.  S.  286/ 

l^fMkn«iB<IM)m4.  -  Watfltt.  2 
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gehandelt  werden  von  des  Gesindes  untrew"  (Frankfurt  a.  M. 
1556,  64  8).  Glaser  schrieb  dies  Traktätchen,  wie  es  in  d<T 
Widmung  Iieilst:  dieweil  ihr  Junckern  auf  dem  Land  mit  vilem 
Gesinde  haujizlialten  müsset  und  diesz  Teufelswerk  tcirlich  mit 
eurem  grossen  Schaden  erfahret,  dass  K.  G.  wtlste  wio  sie 
sich  dargegen  verhalten  soltc  und  solch  Hüchleiu  irem  Gesinde 
des  Abends  bey  der  Arbeyt  ftlrlesen  lassen  könte/  Das  erste 
Kajfitel  bandelt  davon:  „wie  der  Tenffel  das  Gesinde  pfleget 
ziihindem  unnd  abzuhalten,  das  sie  sich  zu  Dienste  gar  nicht 
begeben  sollen."  Denn  der  Teufel  rede  dem  Gesinde  von  der 
Lieblichkeit  und  Sufsigkeit  des  Müfsigganges  und  der  Frei- 
heit vor,  und  wie  köstlich  es  sei,  niemandem  unterthan  zu 
sein.  „Und  leiden  etliche  darneben  und  desshalben  grossen 
hnn::^er  unnd  kummer,  wrillen  lieber  dahe}"ni  travge  Brot  esnen 
und  faulheyt  treiben  und  frey  sein,  denn  andern  dionm  und 
essens  ^enu.iAsam  und  vollauf  haben."  —  Das  Streben  nacli 
8elbstan(li;;keit  stellt  Glaser  dem  MUfsiprorang  gleich;  auf  Grund 
aalilreicher  Bibelstellen  fuhrt  er  den  Nachweis,  dals  der  Munöch 
arbeiten,  d.  h.  als  Dieustbote  sich  vermieten  müsse.  Von  der 
weltlichen  Obrigkeit  fordert  er,  dafs  sie  die  Eltern,  wdche 
ihre  Kinder  im  eignen  Haushalte  nicht  bedürfen,  antreiben 
und  ermahnen  solle,  die  Kinder  in  einen  Dienst  zu  schicken ; 
armen  Eltern  solle  man  nicht  eher  Almosen  aus  dem  gemeinen 
Kasten  geben. 

In  den  weiteren  Kapiteln  heifst  es  u.  a.,  dafs  der  Teufel 
das  Gesinde  antreibe,  lieber  bei  gottlosen  als  gottseligen  Herreu 
einen  Dienst  zu  suchen,  od  fr  bei  einer  Herrschaft  nicht  aus- 
zuhalten und  alle  halben  Jahre  d«'n  Dienst  zu  w^ch^eln.  — 
Glaser  schreibt  klar  und  fi'isch;  aus  dem  Altertume  und  der 
Bibel  führt  er  eine  Menge  von  Beispielen  an,  unbekümmert 
üb  sie  seine  Behauptungen  stützen  oder  nicht;  auf  das  Nach- 
denken seiner  Leser  rechnet  er  nicht.  £r  will  aus  den  christ- 
lichen I^ehren  die  Berechtigung  aller  Anforderungen  der  Dienst- 
herrschaften  an  das  Qesinde  nachweisen  und  ausschlielslich  vom 
Ärbeitgeberstandpunkte  beleuchtet  er  das  Gesindeverhältnis; 
in  dieser  einseitigen  Auffassung  wurde  er  das  Vorbild  für  eine 
Reihe  von  bis  in  die  Gegenwart  von  Theologen  abgefisfsten 
Gesindetraktätchen. 

Im  ersten  Drittel  des  16.  Jahrlumderts  machten  sich  in 
der  deutschen  Reichs;L'"<'sf't7'-r<')»iinLC  Bestrf^)nniL''eTi  L!'r'lt»'nd,  dh^ 
bahl  zu  einer  Umgestaltung  den  Gesinderech te:5  tulirten.  Auf 
dem  Reiehstag  zu  Augsburg  wurde  1530  eine  Ordnung  und 
Retormation  guter  Polizei  im  heiligen  römi^ichen  Reich  erlassen. 
Ein  eigner  Titel  dieses  Gesetzes  handelt  „von  reysigen  Knechten 
und  Dienstbotten".  In  der  Ordnung  wird  über  den  Vertrags- 
bruch des  Gesindes  geklagt;  einer  dinge  dem  anderen  sein 
Gesinde  ab,  und  das  Gesinde  gehe  mutwillig  aus  dem  Dienste^ 
Um  den  Vertragsbruch  einzuschränken^  wird  ein  neuer  Rechts* 
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iata  eingeführt  Niemand  darf  einea  anderen  rei8i|fen  Knecht 

nnd  Dienstboten  eher  in  Dienst  nehmen,  als  bis  dieser  zuvor 
eine  Urkunde  oder  oin  Pa&port  vorgezeigt  habe,  dafs  er  von 
seinem  Herrn  und  Edelmann  ehrlich  und  mit  dessen  Willen 

abgeschieden  sei. 

Den  einzelnen  ()rtsn>nip:keiten  im  Keiclie  wurde  nnbo- 
folileii.  Gesindeordniingen  zu  erlassen,  damit  dm  Gesinde  nicht 
ferner  nach  eigenem  (Grelaliua  aus  dem  Dienste  laute,  oder 
nach  eiii^nem  Willen  und  Ungehorsam  handeln  könne. 

Weiter  hcifst  es  in  der  Ordnung,  dafs  der  Lohn  der  Dienst- 
boten in  wenig  Jahren  hoch  gestiegen  sei;  Tagelöhner  und 
Arbeiter  seien  überhaupt  nicht  zu  bekommen,  wenn  man  sie 
nicht  nach  ihrem  Gefiftllen  entlohne.  —  Von  einer  Lohntax* 
Ordnung  für  das  ganze  Reich  sieht  das  Gesetz  ab^  denn  Tage* 
lohn  und  Mttnze  seien  sich  nicht  in  allen  Ländern  gleich, 
jedoch  sollen  die  Ortsobrigkeiten  Taxen  aufstellen.  Wahr- 
seheinlich  sollten  sich  diese  Satzunj^^rn  nur  auf  den  Geldlohn 
erstrecken,  denn  erst  spJiter,  in  der  Kf  ielis-Polizei-Ordnuns: 
von  1577  werden  die  Ortsoljrigkeiten  aui^^efordert,  Satzungeib 
„mit  Eösen,  Trinken  und  andere  Belohnun;^^"  /u  machen. 

Die  bald  darnaeh  erlassene  Reichs-Polizei-Ordnung  von 
1548  itndcrt  nichts  und  fügt  nur  eine,  dem  Gesinde  gtlnstige 
Bestimmung  liiUiiu.  Nach  der  Au^^^burger  K.  P.  O.  v.  1530 
lag  es  in  der  Hand  der  Dienstherrschaft  wenn  sie  sich  weigerte, 
dem  Gesinde  eine  Urkunde  auszustellen,  es  zu  zwingen,  im 
Dienste  auszuharren.  Dagegen  sucht  das  Gksetz  das  Gesinde 
zu  schützen;  es  bestimmt  jetzt,  dafo  die  Ortsobrlgkeity  wenn 
die  Herrschafit  auf  zweimaliges  Ansuchen  des  Knechtes  sich 
weigere,  den  Abschied  zu  geben,  ein  Einsehen  haben  und 
nach  gethaner  £rkundigung  dem  Dienstboten  eine  Urkunde 
ausstellen  solle. 

Die  Einführung  eines  Abgang^zeuirnisses  in  das  Gesinde- 
reelit  war  ein  Selii'itt  weiter  auf  dem  W  ege  zur  Suirkunq*  der 
Kechte  der  Dienstiierrschaften.  Denn  nicht  allein  war  damit 
in  gerechtfertigter  Weise  ein  Mittel  zur  Abwehr  des  stets  zu 
verurteilenden  Vertragsbruches  des  Gesindes  gegeben,  sondern 
die  Urkunde  diente  auch  als  Zeugnis  für  das  Wohlverhalten 
und  die  Brauchbarkeit  des  Gesindes.  Fortan  unterschied  sich 
in  diesem  wichtigen  Punkte  das  Gesinde  von  den  Tagelöhnern 
und  allen  Übrigen  Lohnarbeitern. 

Zunfichst  war  die  Reichs-Polizei-Ordnung  in  den  Städten 
und  Flecken  schwer  in  Gang  zu  bringen ;  nach  den  beim  Reiche 
eingelaufenen  Berichten  wichen  die  Lohntaxordnungen  ftir 
Arbeiter,  Tagelöhner  und  Gesinde  in  den  S(  idten  innerhalb 
der  nächsten  Xnchbarsehaft  oft  erheblich  von  einander  ab.  Um 
diese  Mifsstände  zu  beseitigen,  strebt  der  Reichsabschied  von 
1551  eine  gleichmafsige  Taxordnung  ftlr  ganz  Deutschland  an 
und  verlangt,  dal's  sich  die  Ortsobrigkeiten  zu  einer  derartigen 
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Satzung  vereinigen.  Zu  dieser  folgenschweren  Mai'sregel  ist 
es  im  16.  Jahrhundert  nicht  gekommen,  erst  nach  dem  dreifsi^r- 
jahrigeu  Kriege  gelang  es,  wie  wir  im  weiteren  Verlaufe  dif^ser 
IJntersuchung  sehen  werden,  innerhalb  einiger  Kxeise  gemein- 
sauie  Lohiitaxen  aufzustellen. 

Erst  13  Jahre  nach  dem  Erlafs  der  ersten  Reichü-Pulizei- 
Ordnung  von  1530  kam  es  zu  Verhandlungen  Uber  das  Gesinde 
auf  den  sfichsischen  Landtagen.  Die  Proposition,  mit  der 
Herzog  Morits  den  grofsen  AusaGhufatag  1543  eröffnete,  er-* 
wähnt  attch  die  Gestndenot  und  die  täglich  einlaufenden  Klagen 
über  ungehorsames  Gesinde.  Die  Stände  bemerkten  dasu^: 
jedennann  wolle  jetzt  betteln  gehen,  und  doch  sei  an  Dienst- 
Doten  Mangel.  Man  solle  nicht  dulden,  dafs  öffentlich  gebettelt 
werde;  die  Landbettelei  sei  ganz  abzuscliuffen.  Die  gemeine 
Spende  solle  auf  dem  Lande  und  in  den  »Städten  nur  an 
dürftige  arme  Leute,  die  wohlbekannt  und  gut  Zeugnis  geben 
könnten,  vernlj reicht  werden,  dagegen  solle  man  Miifsi^ir.lnj^em 
und  alle  diejeniiren,  die  sich  durch  Bettelei  ernährten  luul  nicht 
arbeiten  wollttü,  hinwegtreiben.  Auf  Hausgenossen  und  Miet- 
linge sei  gut  Achtung  zu  geben.  Ein  Dienstbote,  der  aufser- 
halb  der  gewöhnlichen  Kttndigungszeit  oder  ohne  genügsame 
Ursache  einen  Dienst  suche,  solle  von  niemand  angenommen, 
er  auch  nicht  eher  gelitten  werden,  als  bis  er  von  seinem  letzten 
Dienstherm  einen  Fabport  bringe^  da(s  er  mit  dessen  Willen 
abgeschieden  sei. 

Diese  von  den  Ständen  im  Ausschüsse  vorgetragenen 
Wünsche  billigte  die  Re^nerun^i:;  noch  in  demselben  Jahre  er- 
liefs  sie  eine  „Neue  Landes  «  »rdnung"  (Cod.  Aug.  1.  S.  14), 
die  letzte,  w(  1(  he  diesen  Namen  trug.  Darin  wird  u.  a.  ge- 
handelt erstiieh  von  den  ungehorsamen  i>ieiistboten,  zweitens 
von  den  Handwerksleuten  in  den  Städten,  drittens  von  den 
Tagelöhnern.  Diese  Ordnung  weist  die  Räte  in  den  Städten 
an,  Anschläge  Uber  Warenpreise  und  Lohnforderungen  der 
Handwerker  und  Tagelöhner  aufzustellen;  jedoch  spricht  ne 
nicht  Yon  einer  Gesindelohntaze.  Im  Anschiufs  an  die  Reichs- 
Polizei-Ordnung  und  die  ständischen  Anträge  befiehlt  sie,  dafs 
Dienstherrschaften  dem  Gesinde  ein  Abgangszeugnis  (Kund- 
schaft, Pafsport,  Absagebrief,  Urkunde,  Abzugsorief)  auszustellen 
haben.  Mit  Recht  macht  sie  ferner  das  vf-rtragsbrüchige  Ge- 
Birifle  für  den  Schaden,  welchen  der  Dienstherr  aus  dem  Vertrags- 
bruch erlitten  hat,  haftbar;  aiuli  der  Mieter  von  Vertrags- 
brüchigem  Gesinde  soll  mit  20  i\.  bestraft  werden. 

In  weiser  Voraussicht  enthält  schon  diese  Ordnung  die 
erst  1551  in  der  Reichs-Polizei- Ordnung  für  dii&  Gesinde  auf- 
genommene Schutzbestinunung  Uber  das  Recht  der  Obrigkeit, 


*  Loc  9353.  Handlung  mit  dem  grof^eu  Ausschulis  am  Tage 
MarceUi  d.  16.  Jan.  Dresden  1M3.  BL  1§.  ITh.  22b. 
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in  besonderen  Flülen  anstatt  der  Dienstherrschaft  das  Abgangs- 
sengnis  aoszastellen. 

Zur  Beschiftnkung  der  Bettelei  und  zur  Abhülfe  des  Qe- 
sindemangels  wird  verordnet^  dafs,  wer  arbeiten  und  dienen 
kdnne,  sich  aber  dazu  weigere,  aus  dem  Lande  zu  verweisen 
sei.  Überhaupt  solle  niemandem  irgendwo  der  Aufenthalt  ge- 
stattet werden,  er  sei  denn  von  der  Obrigkeit  i^eingeschrietoi 
und  angenommen 

Um  die  Bestimmungen  der  Landesordiuma:  auszuführen, 
erliefö  noch  i.  J.  1543  der  Rat  der  Stadt  Dresden  eine  Hand- 
werke-Ordnung*. Diese  setzte  den  Taglohn  eines  gemeinen 
Arbeiterjj  auf  18  P%.,  den  eines  Tagarbeiters  im  Sommer  auf 
1  gr.  (mit  Kost),  im  Winter  auf  9  Pfg.  (mit  Kost)  fest  Wer  zu 
diesen  Lohnstttzen  in  der  Stadt  nicnt  arbeiten  wollte^  sollte 
ge&nglich  eingezogen  und  aus  der  Stadt  verwiesen  werden. 
Gleichzeitig  befahl  der  Rat,  ein  Verzeichnis  aUer  Tagelöhner 
anzulegen.  In  diesem  sollte  stehen,  in  welcher  Herberge  ein 
Tagelöhner  wohnte,  wie  lange  er  in  der  Stadt  war,  von  wo- 
ber er  kUme,  was  sein  Behelff  sei,  wieviel  Kinder  er  habe 
und  wo  er  sich  verflx  licht  hab^^.  TT?ni^i<  btlich  des  Gesindes 
begütigt  sich  die  Handwerks  -  Ordnung  mit  einem  Hinweis 
auf  die  betr.  Titel  der  Neuen  Landes-Ordnung.  Leider  iiaben 
sich  derartige  TageUdmerverzeichnisse  in  dem  Dresdener  Kats- 
archiv  nicht  erhalten. 

Mit  dieser  Gesetzgebung  fand  das  Gesinderecht  nicht  seinen 
Abschlufs.  Auf  dem  Landtage  zu  Leipzig  1£»47  stellten  die 
Stttnde  neue  Anträge.  Die  Ritterschaft  bat,  dafs  „auch  das 
Ubermttfsige  Oesindelohn,  dadurch  £.  kf.  Gn.  Lande  jährlich 
um  eine  hohe  treffliche  Summe  Geldes  mehr  denn  vor  Alters 
her  beschwert,  auf  trägliche  gerichtet**  werden  möchte. 
Die  .^Unschicklichkeit"  der  reisigen  Knechte  möge  man  „ab- 
wenden" und  verordnen,  dafs  kein  Dienstcrf^^inde  ohne  Absage- 
brief angenommen  werden  dürfe,  „denn  ohne  das  wird  — • 
wegen  Mangel  an  der  Knechte  Gehorsam  —  E.  kf.  Gn.  Ritter- 
dienste (von  einer  Ritterschaft)  stattlich  nicht  mögen  geleistet 
werden*  ' . 

Auf  die  Forderung  der  Stände,  eine  Gesindelohntaxe  auf- 
zustellen, ging  jedoch  die  Regierung  nicht  ein.  In  dem  1550 
ergangenen  Aussehreiben  „Kurf.  Moritzens  und  Herrn  Augusti, 
die  Polizei,  Justiz  und  anderen  Artickeln  belangend*^,  (Cod. 
Aug.  I.  S  27,  35)  handelt  wohl  ein  eigner  Titel  vom  Gesinde- 
lohn und  Mutwillen  des  Gesindes.  Darin  erklären  die  Fürsten^ 
da(s  sie  nicht  abgeneigt  gewesen  wären,  die  alte  Landesordnung 
von  1482  mit  ihrer  Lohntaxe  zu  erneuern,  aber  doch  gefunden 


i  Dresdner  Ratsarchiv  C.  XVI.  521i.  Allerlei  der  Stadt  Dresden 
Oidmingen,  Statuta,  Oeboth  u.  Verboth  1490—1578.  S.  28.  dSb.  86. 

*  Falke,  Zur  Geschichte  d.  sächsischen  Ijandstftiide:  Hitt.  d.  kgL 
flfteha  Altert.  Yer.  1872.  Hft  22.  8.  87. 
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liätten,  den  Klagen  über  hohe  Gesindelölinc  werde  dadurch 
nic'lit  a])geholfen.  Anderseits  suchen  sie  jedoch  das  Ausmieten 
des  Gesindes,  n  elelies  nach  damaliger  Auffassung  vorzugsweise 
die  hohen  Löhne  und  die  beständij^c  Lohnstei^'^rung  ver- 
schuldete, zu  Ix^strafen.  Niemand  sollte  einem  anderen  sein 
Geainde  „abprakiiciren"  und  durch  das  Versprechen  eines 
gröfneren  als  sonst  üblichen  L'>hno8  bewegen,  ans  dem  Dienste 
zu  treten.  Wer  Uesiude,  bo  lange  es  in  Dienst  und  Brut  stand 
und  noch  „unenturlaubt"  war,  mietete,  sollte  als  Adliger  20  H., 
als  Biii^i  r  10  fl.,  ab  Bauer  so  viel  wie  ein  Jahreslohn  des 
gemieteten  Dienstboten  betrug ,  Strafe  zahlen.  Im  tlbrigen 
wiederholt  das  Ausschreiben  die  in  den  idteren  Landes- 
ordnungen enthaltenen  Rechtsvorscliriften. 

Die  Einführung  eines  Gesindeabgangszeugnisses  stiefs  auf 
Schwierigkeiten  im  Lande.  Beih^lufig  bemerkt,  setzte  die  Re- 
gierung dabei  voraus,  dafs  auch  jeder  Dienstherr  schreiVien 
konnte.  Ob  dies  bei  den  Bauern  zutraf,  ist  doch  sf-hr  frag- 
lich. Jedenfalls  bürgerte  sich  das  Abgangszeugnis  nicht  ein, 
denn  auf  dem  niielisten  Landtag  1555  erneuerten  die  Stande 
bei  Erörterung  der  Landesgebrechen  ihre  Forderung  bei 
Strafe  keinen  Dienstboten,  ehe  er  von  seiner  vorigen  Herr- 
schaft oder  dem  Gerichte  eine  schriftliche  Kundschaft  sdnes 
Verhaltens  Torgezeigt  habe,  zu  mieten. 

Kurftlrst  August  erliefs  daraufhin  am  L  Oktober  1555 
ein  darauf  beztt^iches  Ausschreiben  (Cod.  Aug.  I.  S.  44), 
weiches,  wie  es  scheint,  erfolgreich  war;  wenigstens  bringen 
auf  den  nächsten  Landtagen  die  Stände  in  diesem  Punkte  keine 

Klagen  Tnelir  vor. 

In  Kursachsen  begannen  um  die  Mitte  des  16.  Jahrluinderts 
die  \Vareii])reisf^  und  Löhne  zusteigen;  welchen  Anteil  daran 
die  mit  der  Entdeckung  von  Amerika  verbundene  Goldzufuhr 
nacli  Europa  hatte,  müssen  wir  dahingestellt  lassen.  Aber  nicht 
der  Geldlohn  des  Gesindes  steigt,  sondern  es  fordert  Natural- 
Zulagen.  Auf  dem  Landtage  von  1565  ftlhrte  die  Ritterschaft 
aus:  wenn  sich  jetst  ein  Dienstbote  vermiete^  drttnge  er  seinen 
Lohnherm  dahin,  dals  dieser  einem  jeden  noch  über  den  Geld- 
lohn etliche  Felder  «Hafer  oder  Getraide  säen  mttsse**.  Mit 
demselben  Getreide  „wucherten"  sie  die  Bauersleute  au8>  so  da& 
die  Bauern  desw^en  in  grofse  Armut  gerieten.  Und  werde 
^also  insgemein  grofse  Untreue,  MuthwUlen  und  UnfleiLi  bei 
dem  Gesinde  vermerkt**  ^. 

Befremdlich  ist  es,  wie  ein  Dienstbote  seinen  Dienst herrn 
„aus wuchern"  konnte;  auf  dem  Landtage  von  1576  wiederholt 
jedoch  die  Ritterschaft  noch  einmal  diese  Behauptung.  Da 
hciiöL  es,  „dafs  Gesinde  verkaufe  das  ihm  ausgesäete  Getraide 

»  Loc.  9350.   Landtgebrechen  a.  d.  J.  1565  u.  1588. 

*  Loc  9356.  LandtagB-Handlung  za  Torgao.  1565.  Bi.  74b. 
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und  mit  dem  erworbenen  Oelde  oftmals  die  Baaem  selbst  ane- 
wnchert  und  endlich  gar  um  die  Güter  bringet.  Wdchen  ün- 
rath  die  von  der  Ritterschaft  bei  ihren  Unterthanen  gerne 

abschaffen  wollen"  ^ 

Nachdem  nun  auf  zwei  Landtagen  diese  Beschwerde  vor- 
gebrnclit  worden  war.  ;j:ab  Kurmrst  August  die  Zusage, 
ein  Ausschreiben  in  die  Ämter  zu  erhwöeu,  in  dem  ver- 
ordnet werde,  dafs  üich  ein  Dienatbote  „an  einem  geordnete  u 
Lohn  an  Oelde  begnügen  lassen  solle".  Wahrscheinlich  ist  aber 
dieser  Befdil  nicht  ergangen,  denn  erst  nachdem  auf  dem  Land- 
tage von  1582  die  Stünde  xum  dritten  Mal  geklagt  hatten, 
wurde  am  8.  ^la\  1588  in  einem  Ausschreiben  (wie  es  auf 
der  Landschaft  bei  der  zu  Torgau  gehaltenen  Landtag  Bitten 
und  Bedenken  in  etlichen  Artikuln,  Poliz(M  und  Justitien,  ge- 
halten werden  soll.  Cod.  Au^^  1.  8.  138)  auch  das  Verbot 
aufgenommen,  den  Dienstboten  Getreide  auszusäen.  Denn 
dadurch  werde  das  Gesinde,  wie  ea  darin  heifst,  verwöhnt, 
sehe  mehr  auf  das  Seini^'e  als  auf  die  Arbeit,  treibe  unter  dem 
Schein,  aU  ob  j>ie  mit  iincni  Getreide  hantirten,  ;:efährliche 
Partirei  und  entzöge  den  armen  Leuten  die  Nahrung,  davon 
sie  selbst  ihr  Weib  und  Rind  erhalten  sollten. 

Mit  diesem  Ausschreiben  &nd  die  Gesetzgebung  auf  dem 
Gebiete  des  Gesindewesens  im  16.  Jahrhundert  ihren  AbscMoIs. 
Sie  zeigt  sich  den  Bestrebungen  des  Gesindes  günstiger  als 
die  des  vorangegangenen  und  folgenden  Jahrhunderts.  Da« 
Auswandern  des  Gesindes  wird  nicht  beschränkt,  der  Versuch, 
eine  Gesindelohntaxe  aufzustellen,  wold  gemacht,  aber  nicht 
durehgefülirt;so  bleibt  allein  folge u:>chwere  Neuerung  die  Ein- 
fuiirung  deä  Abgangszeugnisses  in  das  Gesinderecht  bestehen. 

*  Loc  0857.  Aiusciureiben  der  Landtsse  n  Torgau  157$,  1582. 
Bi.  Id5b. 


Digitized  by  Google 


Drittet»  Kapitel. 

Verwaltung  und  Landwirteobaft  unter  MoritB-Augnst 


In  Sachsen  ist  mau  immer  darauf  stolz  ^(ewesen.  dafs  der 
Bauernf^tand  nie  so  gedrückt  und  geknechtet  wurde,  wie  in 
den  Nachbai  laii dem,  der  Lausitz  und  der  Mark  Brandenburg. 
Wenn  die  Erbuntertbänigkeit  und  die  Fronen  nicht  so  schwer 
als  in  diesen  Ländern  atdr  dem  aäehsisehen  Bauern  ksteten,  so 
hat  an  diesem  günstigeren  Entwicklungsgange  yomelimlich 
die  Verwaltungspolitik  des  Kurfürsten  Morite,  die  in  ihrer  Be- 
deutung hislang  in  cht  genug  gewttrdlgt  worden  ist,  hervor* 
ragenden  Anteil.  Was  man  in  anderen  Landen  erst  im 
18.  Jahrhundert  versuchte:  in  Urbarien  die  Dienatieiatungen 
der  pfliclitigen  Bauern  aufzuzeichnen,  um  sie  so  vor  un- 
gemessencn  Fronen  und  willkürlichem  Drucke  zu  schützen, 
ward  in  Kursachsen  schon  um  die  ^litt«'  des  16.  Jahrhuuderta 
angebahnt.  In  den  Amt»-  und  Erbbüchern  wurden  genaue 
Verzeichnisse  alles  landwirtöcliaftlieh  Bemerkenswerten  an- 
gelegt. Die  Aufstellung  dieser  xVintsbücher  ist  das  bedeu- 
tendste, was  die  sächsische  Verwaltung  unter  Kurfürst  Moritz 

Sel^slet  hat.  Die  älteren  Amtsbttcher,  Ton  denen  eich  eine 
leihe  aus  den  ersten  Jahrzehnten  des  16.  Jahrhunderts  er- 
halten hat  —  so  aus  den  Ämtern  Liebenwerda  von  1505^ 
Seyda  1506,  Sangerhausen  1513,  Witten})erir  1513,  Oschatz 
1516,  T.  m  L^^i  Tisalaa  1516,  Leifsnig  1516,  Kadeberg  1517, 
Delitzsch  1518  —  waren  unter  rein  fiskalischen  Gesichts* 
punkten  angeleg-t  worden ;  es  handelt  sich  in  ihnen  um  ein 
Verzeichnis  der  ins  Amt  zu  leistenden  Zinsen  und  Dienste. 
Eini,L,'e  Anitsbücher  |4>'hen  aber  schon  ulj  -r  diesen  en;^'en 
liahnien  hinau;».  Die  Instruktion,  nach  welcher  das  Erbliuch 
des  Amtes  Leifsnig  ^  1516  aufzurichten  war,  ordnet  an,  dafs 


*  U.  St.  A.  Fiuauz-Archiv  Kep.  47  Amt  Leifsuig,  Nr.  4»  5.  Loe. 
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nieliL  nur  alle  Städte  und  Dörfer,  welclio  ins  Amt  gehören, 
mit  ihren  ins  Amt  pflichtigen  Diensten  an  Zinsen,  Geschofü 
u.  8.  w.  aufgezählt,  sondern  auch  alle  Amtspersonen  und  die 
Oeiatltchkeit  verzeichnet  werden  sollen.  Und  die  Überschrift 
des  Erbbuches  des  Amtes  Radeberg  ^  von  1517  lautet:  »Erb- 
buch über  alles  Einkommen  der  Zinse  auf  Michaelis  der 
Stttdte  und  Dörfer  des  Amtes  Radebeig  mit  Getreidezins  und 
anderem  —  und  was  jederman  zu  dienen  verpflichtet,  also 
eigentlich  verschrieben  1517". 

Auf  dieser  Grundlage  hat  Kurfürst  Moritz  fortgebaut; 
unter  ilnu  traten  tiskaliselie  Interessen  nielir  und  nu'hr  in  den 
Hintergrund;  in  den  Erbbiicheru  wird  jetzt  versucht,  ein 
genaues  statistisches  Gemälde  (unes  Amtes  zu  geben.  Dies 
ging  nicht  ohne  den  Wider.^Liiid  der  Grundhen-en  ab.  Auf 
dem  Landtage  von  1550  beschwerte  sieh  die  Kittersehaft,  dafs 
ohne  ihr  Vorwissen  im  Lande  Amtsbücher  aufgerichtet  wttr» 
den,  und  auf  dem  Landtage  von  1553  wiederholten  sie  ihre 
Klage  mit  der  Bitte,  die  Amtsbttcher  zu  kassieren.  Kurfürst 
Moritz  liefs  sich  dadurch  in  seinen  Zielen  nicht  beirren,  und 
sein  Bruder,  Kurfürst  August,  setzte  mit  gleicher  Beharrlich- 
keit diese  Verwaltungspolitik  fort;  den  Ständen  erklärte  er 
auf  dem  Aussehufsta^'e  1555,  dafs  die  neuen  Amtsbücher 
durchaus  notwendig  seien,  und  ein  Jahr  später  gab  er  eine 
Instruktion  zur  Anlegung  von  Amtsbüchern.  —  Die  meisten 
AmtsbUcher  stammen  aus  den  Jahren  15 iO — 1560;  in  ver- 
h^iltni^lnäfsig  kurzer  Zeit  war  fUr  jedes  Amt  ein  Erbbuch  an- 
gelegt worden. 

Die  Amtsbttcher  enthielten  den  augenblicklichen  Zustand 
des  Amtes;  sollten  sie  ihren  Wert  beibehalten,  so  mufsten  sie 
von  Zeit  zu  Zeit  revidiert  werden.  Derartige  Umarbeitungen 
fanden,  wenn  auch  vereinzelt,  unter  Christian  I.  und  II.  und 
Johann  Georg  1.  bis  in  den  Anfang  des  30jährigen  Krieges 
statt.  Am  Ausgange  dieses  Krieges  entschied  si(  Ii  der  JSieg 
der  ständischen  Partei;  die  fürstliche  Gewalt  erhielt  sich  nicht 
auf  der  früheren  Höhe.  Ständische  Ansprüche  hatten  jetzt 
eher  als  in  der  Epoche  Moritz-Au^^nist's  Aussicht  auf  Verwirk- 
lichung. Zu  einer  Fortführung  der  Anitsbüeher  kam  es  nicht 
mehr;  privater  Willkür  wurde  wieder  ein  gröfserer  Spielraum 
eingeräumt. 

Die  Einteilung  der  Amtsbücher,  wie  sie  um  die  Mitte  des 
16.  Jahriiunderts  angelegt  wurden,  war  kurz  folgende: 

1.  Was  ein  Amt  an  Lafsgtttem,  und  sonst  an  eigen* 
tUmlichen  Glitem,  Vorwerksfeldern  u.  s.  w.  besitzt  (dabei 
Beschreibung  der  Vorwerke,  was  darauf  an  Korn,  Hafer, 
Leinen  gewonnen  werden  kann  u.  s.  w.;  nachfolgender  Art 


*  H.  St  A.  Finanz-Archiv  Rep.  47,  Amt  Radeberg,  Kr.  4.  Loo. 
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werdeil  solche  Vorwerksfelder  beschickt ;  Zahl  der  Milchkühe^ 
Schweine  ii,  a.  w.).  —  Wiesenwachs  des  Amtes.  —  Schäfereieo, 

wie  jede  bestellt,  und  was  für  Nutzen  sie  geben  können  und 
sollon,  Zahl  der  prehnItr-neTi  ^^rliafe.  —  Grenzen  des  Anitcs.  — 
3Ialil-  und  Broüiiülilen  und  ihre  Nutzung.  —  Teicli«-  und 
tiielist  n(I<?  Bache,  ihrrii  Nutz  und  Gcl<*g»  nheit.  —  Wälder, 
wo  sie  liegen,  was»  öie  für  Holz  habeu,  wie  grofs  sie  sind, 
wie  teuer  jedes  Ortes  ein  Stammholz.  —  Mühlsteine,  wo  sie 
liegen,  wer  sie  besitzt,  und  was  sie  stunt  den  Quadersteinen 
ftlr  Nutzen  bringen. 

II.  Gemeine  Amtsanlagen.  —  Gleitsordnung  und  Wege- 
pfennig —  steigendes  und  fallendes  Einkommen.  —  Ver- 
zeichnis der  erblichen  Gefklle.  —  Kitt«  rdienste  und  Heerfahrt!- 
wagen  und  -dienste.  —  Lehenpferde  und  -geschirr,  wer  die 
halten  mufs,  wie  viel  Knechte  zu  jedem  Wagen  gehören.  — 
Ja^dgeld  und  Jagdschiede.  —  Registratur  über  CJutsweelisfl 
ini'!  Käufe.  —  Pacht  und  Pachtverschreibun^'f n.  —  Hut'eu- 
recesse.  —  Verordnungen  über  Führung  der  Amtsbücher. 

III.  Ptarrlehen,  wie  viel  es  im  Amte  giebt,  wer  ein 
jedes  zu  vpi  l.  ilicii,  wie  viel  Dört'ur  dazu  geschlagen,  wa*  für 
ein  Kinkriiiuion  ein  jedes  hat,  —  Invenlarium  und  Be- 
hausung. —  Kirchendiener  —  was  die  Kirche  an  Vorrat  und 
Einkommen  besitzt,  was  sie  ausgeliehen  hat 

IV.  Dingstttcke  und  Landgerichtsstttcke  im  Amt  — 
Gerichtsbufse;  was  der  Amtmann,  Schreiber  erhslt  iUr  das 
Seil  reiben  einer  Klage,  was  der  Richter  nimmt,  was  der 
Lehensritter  zu  thuen  schuldig  ist 

V.  Aufzählung  aller  Städte,  Flecken  und  Dörfer  im 
Amt.  Bei  jedem  l>orfe  wird  anp  führt  die  Anzahl  der  „be- 
scs«enen"  Männer  (Mannsehaft),  der  Anspänner,  Eingebäude 
w.  8.  w. ,  welchem  Lehen  sie  zinsbar:  Zahl  der  Hufen; 
wem  die  Folg«',  .Steuer,  Ober-  und  Erbgericht  zustellen.  — 
Dingstuhl,  Kichtcramt,  Dienste  des  liichters,  —  xibschriftcu 
der  Lehnsbriefe.  —  Woran  jedes  Dorf  grenzt  und  wohin  ea 
pfarrt.  —  Frondienste  bei  Vorwerken,  Fferdefronen,  Getreide-, 
Holz-,  Strohfuhren.  —  Gfirtnerdienste.  —  Was  ein  jedes  Bort 
Geschola  an  Geld,  Getreide  und  andern  zinsbaren  StUcken  ins 
Amt  an  Erbgesessene  und  an  Zinsen  zu  geben  uflichtig  ist  — 
Wie  es  mit  Bau-,  Jagd-,  Landdiensten  gehalten  wird.  — 
Hufenhafer  —  Handdienste  der  Hausgenossen. 

VL  Auf  diese  allgemeine  Aufzählung,  was  das  Dorf  zu 
leisten  u.  s.  w.  hat,  folgt  ein  Namensverzeichnis  aller  Fann- 
lienlijlujiter  im  Dorfe,  mit  der  Angabe,  wer  ein  Freigut, 
Erbgut,  Lehngut  ])esitzt,  wer  mit  Haus  und  Hot'  ins  Amt 
lehen  müsse.  —  Hutenzahl  eines  jeden  Bauern  —  ob  er  mit 
dem  Pfluge  oder  zu  Fufse  dient,  —  was  er  an  Fronen, 
Diensten,  Handarbeiten,  Pferdefronen  zu  leisten  —  an  Schoft. 
Erbzinsen  von  Acker,  Wiesen,  Haus  und  Garten  zu  zahlen 
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an  Zinastiioken  von  Weizen,  Korn,  Hafer,  Hanfkorn,  Mahren, 
Flachs,  Hennen,  Eier,  Honig,  Wachs  u.  s.  w.  zu  Hefem  hat. 

Wir  haben  den  Inhalt  der  Amtsbücher  deshalb  so  aus- 
führlich aufgessäblti  wvil  wir  wünschen,  dal«  sich  die  Forschung 
diesem  bisher  vernachliissigten  Material  zuwende,  welches  sich 
unter  den  verschiedf^iisten  Gesichtspunkten  verwerten  läfst. 
In  den  Amt.Hl»ii('horn  ist  uns  »  in  statistisches,  landwirtschaft- 
liches und  kulturelles  HiM  dos  damaligen  Zustiindes  der 
Landbevölkerung  iil)erliel"ert.  Ein  grofser  Fleifs  steckt  in 
diesen  genauen  Aufzeichnungen. 

Aujfser  diesen  Amtsbttchem  legten  Kurfürst  August  und 
Christian  L  und  IL  Verzeichnisse^  der  Dorfschaften  in  den 
Amtern  an.  Sie  sind  nicht  so  ausführlich  wie  die  Amtsbficher 
gehalten,  denn  sie  geben  nur  die  Zahl  der  Dörfer,  der  be- 
sessenen Mttnner  und  der  Hausgenossen  an,  und  haben  deshalb 
auch  mehr  rein  statistischen  Wert.  Aus  ihnen  läfst  sich  ein 
Bild  der  socialen  Gruppierung  der  bäuerlichen  Klassen  auf 
dem  LaT^h'  «i^ewinnoTi. 

Vn -uelx'U  wir,  aut  (Truiul  dieses  «resaintr'u  Materials  einen 
Blick  :mi"  <li<;  sociale  Lage  des  Bauernstandes  zu  werfen. 

\  II  l'edeutung  für  die  Kntwicklung  der  einzelnen 
Stiiude  Iii  Kursachsen  war  die  verwaltungsreclitliche  Einteilung 
der  Unterthanen  in  mittelbare  und  unmittelbare.  Erstere 
standen  unter  der  yollen  Patrimonialgerichtsbarkeit  der  kanslet- 
sohrifteässigen  Ritterschaft;  letztere,  welche  man  weiter  in 
Amtsuntermanen  und  in  Unterthanen  der  amtssässigen  Ritter- 
schaft trennte,  standen  unter  der  direkten  Verwaltung  der 
Ämter.  Danach  unterschied  man  ferner  schriftsässige  Dörfer, 
Amtsdörfer  und  amtssässige  Dörfer.  Sodann  gab  es  in  der 
Verwaltun^ssprache  vermengte  und  nnvrrmengte  Dr>rf«'r; 
letztere  waren  Dörfer,  welehe  mit  „Lehn-,  Krb-,  Obcr^ericlit, 
samt  Folijre,  8teuer  und  aller  Botuiärsi^''keit  ohne  Mittel"'  ins 
Amt  gehörten,  erstere  dagegen  Dörfer,  in  denen  das  Amt 
nur  einen  Teil  dieser  Oerechtsanie  besafs. 

Alle  Reformen,  welche  die  Regierung,  sei  es  zur  Hebung 
der  Lage  des  Bauernstandes,  sei  es  zur  Verbesserung  des 
landwirtschaftlichen  Betriebes  unternahm,  gelangten  ohne 
gröfaere  Schwierigkeit  bei  den  Amtsuntertnanen  zur  Durch- 
nUumngy  scheiterten  aber  oftmals  bei  den  mitt(I1>aren  Unter- 
thanen an  dem  Widerstande  der  kanzleischriftsässigen 
Ritterschaft. 

Innerhalb  der  Dörfer  unterschied  man  die  Angesessenen 
und  die  Mietlinge,  oder  die  Hufner,  Gärtner  (Häusler)  und 


'  V^l.  u  8.  Loc  9770.  Verzeichnis  des  Amtes  Stoluen  Zu-  und 
Eingell' rirre  1588.  Loc.  9769.  Verzcielniis  <lrs  Amtes  Meifseii  Dorf- 
schaften und  Eingeh öriere  1593.  L(^c.  9770.  Verzeichnis  des  Amtes 
Nossen  Dorfscbafteu  und  Eingeh5rige  1599  u.  s.  w. 
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Hausgenossen.  Wie  viel  von  ieder  dieser  Klassen  in  einem 
Dorfe  sich  befanden,  liefse  sich  nur  durch  eine  eigens  des- 
wegen geführte  Untersuchung  feststellen.  Wir  können  nur 
einige  wenige  Zahlen  anführen : 


Uufoer 
ooer 
Pferdner 

Hinter- 
sesser 

urariuer 

nftuoiGr 

Haus- 
genossen 

in  24  Amtsdörfeni  des 

* 

Amtes  Liebeiiwerda 

vor    Ausbruch  dos 

30jährigen  Krieges 

317 

144 

9 

in  allen  Amtsddrfem 

dos  Amtes  Dresden 

162Ö 

1044 

211 

266 

in    61    Dörfern  des 

Amtes  Ooldits  1026 

soe 

475 

93 

179 

liii  Amt  Stolpen  kamen  auf  ein  Dorf  durclischnittlich 
18  angesessene  Mann  (1588),  im  Amt  Nossen  18V  2  Mann 
(1599)  \  dagegen  im  Amt  Meifsen  OVs  Mann  (1593),  im  Amt 
Oolditz  17  Mann  (161G). 

Vielleicht  gehen  wir  nicht  fehl,  wenn  wir  annehmen^ 
dafs,  vom  Erzgebirge  abgesehen,  die  Zahl  der  Hausgenoasen 
auf  den  Dörfern  eine  geringe,  dagegen  die  Zahl  der  Gärtner 
und  Häusler  im  Verhältnis  zu  der  der  Vollbauern  eine  hohe 
war.  Ubrifi^ens  schwankt  der  Spracligcbrauch  vielfach ;  unter 
Gärtner  werden  nicht  ausschlielslich  Halb-  und  Virrtelhufoer, 
sondern  oftmals  auch  imangesessene  Leute  verstiindeii. 

l>ie  weitgehende  Aufteilung  des  Grundbesitzes  in  den 
Dörfern  war  von  Rückwirkung  auf  den  GesiiidLstand.  Die 
Söhne  und  Töchter  von  den  Gärtaerii,  Häuslern  und  Haus- 

fenoBsen  nahmen  vorwiegend  Gesindedienste;  wo  deshalb  der 
äuerliche  Kleinbesitaerstand  zahlreich  vertreten  war,  gab  es 
stets  auch  viele  landwirtschaftliche  Dienstsuchende. 

Die  Leistungen  der  Bauern  an  den  Landesherm  bestan- 
den in  erster  Linie,  —  wenn  wir  von  den  Hoffuli ren  and  den 
bei  Reisen  des  Hofes  geforderten  Diensten  absehen.  —  in 
Geldzahhmp^en,  einmal  im  Erbzins  vom  Gute,  dem  Schock- 
gelde,  dem  Hufeuzins  (auch  Hufenhnfer),  und  sodann  in  den 
landesherrlichen  und  Keichssteuern,  erst  in  zweiter  Linie 
kommen  die  Naturallieferungen  in  die  Ämter  und  die  persön- 
lichen Dienstleistungen;  unter  letzteren  war  wohl  der  Heer- 


»  Das  Amt  Nossen  zählte  1599  in  85  Dnrfcrn  1539  besc-^neno  Mann 
und  543  Hausgenossen.  Loc.  9^70.  Yerzeiclmis  des  Amtes  Nossen. 
Dorfschaften  1599. 
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dienst  der  beöchwerlichste ;  die  Pferdner  (Anspünnigen)  eines 
Dorfes  waren  gemeinaam  zur  Stellung  der  Heerfair ts wagen 
verpflichtet. 

Auch  die  Jagddienste  waren  für  die  Uiiterthanen  in 
Gegenden,  in  doneii  die  Kurfttraten  häutig  jagten ,  oft  recht 
drückend;  selten  wurden  die  Leistungen  den  Gemeinden  auf- 
erlegt^ meist  pflegte^  in  den  Amtsbttchern  aufgezeichnet  2u 
werden,  was  jeder  einzelne  Dorfinsasse,  vom  Hufher  bis  zu 
dem  Häusler  herab,  fUr  besondere  Dienste  bei  Jagden  zu 
leisten  habe. 

Die  V'  rpflichtung,  Baufuhren  zu  stellen,  wurde  den  Ge- 
meinden auicrlegt,  welche  bis  zur  Aufhelnin*:^  dieser  Dienst- 
barkeit deswegen  zahllose  Prozesse  «.^efiihrt  haben.  Be- 
sonders die  von  den  Erh^ierichtsherren  eingeforderten  Bau- 
fuhren bildeten  eine  Quelle  er^qcbifren  Streites. 

Um  ein«»eitige  Bedrückung  von  seiten  der  Gutsherren, 
anderseits  aber  auch  um  keine  willkürlichen  Befreiungen 
von  den  Baufuhren  seitens  der  Gemeinden  zu  gestatten,  hatte 
schon  Kurfürst  August  in  der  Konstitution  von  1572  die  schwe- 
benden juristischen  Streitpunkte  durch  eine  neue  Gesetzgebung, 
in  einem  den  Gemeinden  gttnstigen  Sinne  zu  erledigen  ge- 
sucht. Da  wir  bei  der  Besprechung  der  Verhandlungen  des 
Landtages  1661  auf  die  Baufuhren  zurückkommen,  wollen  wir 
hier  diesen  Punkt  nicht  weiter  erörtern. 

Die  Frondienste,  welche  den  Bau(M  n  oblagen,  waren  die 
in  Deutschland  üblichen.  Die  Amtsbücher  und  die  Erbregister 
einzelner  Rittergüter  zeichnen  zuerst  auf,  was  jeder  einzelne 
P^ronpflichtige  zu  leisten  hat^  danach  stellen  sie  üumniariäch 
zuoiunmen,  was  das  ganze  Dorf  an  .Spann-  und  lianddiensten 
dem  Gutsherrn  oder  dem  Vorwerk  zu  leisten  schuldig  ist. 
Jeder  war  verpflichtet,  bei  der  Fronarbeit  alles  Arbeitszeug, 
Pflug,  Sichel,  Sense  u.  s.  w.,  mitsubringen.  Die  Arbeitszeit 
war  geregelt,  sie  begann  mit  Sonnenaufgang  und  endete  mit 
Sonnenuntergang;  mittags  gab  es  eine  Ruhepause  von  zwei 
Stunden.  Selten  erhielten  die  Fröner  fUr  ihre  Arbeit  eine 
Geldentscliädigung,  meist  pflegte  man  ihnen  nur  die  Kost  zu 
rf'ichcn,  auf  deren  genaue  Aufzeichnung^  viel  Snrjrfalt  in  den 
iirbre^i Stern  gelegt  wurde.  Sie  richtet«»  sidi  nadi  der  Zeit  und 
Art  (ler  Frönerarbeit.  Auf  einem  luuer^^ut  (Herthelsdurf 
lob5)  landen  wir  die  Frönerkost  nach  16  verschiedenen 
Arten  von  Frondienöten  abgestuft.  Die  Frönerkost  bestand 
vorwiegend  nur  in  einer  Mahlzeit,  die  zu  Mittag  gereicht 
wurde;  es  gab  dann  Suppe,  Fleisch  und  ein  Zugemttseu  oder 
Suppe,  kein  Fleisch,  aber  zwei  Zugemüse,  dann  wurde  Butter- 
milch und  Kofentbier  zum  Trinken  gereicht. 

Von  grofser  Wichtigkeit  für  die  Beurteilung  aller  bäuer- 
lichen Verhältnisse  ist  die  Frage,  ob  die  Frondienste  gemes- 
sene oder  ungemessene  sind.    Denn  der  Druck  auf  die 
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Pflichtigen  konnte  durch  die  ungemessenen  Dir  nste  leichter 
als  durch  die  gemessenen  gesteigert  werden;  bei  ihnen  liegt 

es  in  dor  Hand  des  Gutsherrn.  n1>  oy  seine  Bauern  mehr  oder 
weniger  zu  den  Diensten  heraiizii  In  n  will ;  bei  den  gemessenen 
Fronen  dagegen  sind  Hechte  ini  l  \  (  rbinrlHchkeiten  auf  beiden 
Seiten  festgesetzt,  und  Übergntio  können  eher  abgewehrt 
werden. 

Jede  Aufzeichnung  der  Fronen  bildet  eine  Gewahr  für 
die  Bestftndigkeit  des  einmal  herrschenden  Ziwtftndes.  Der 
persönlichen  Willkür  einzelner  wird  eine  Schranke  gesetst; 
keiner  kann  sich  den  Fronen  entziehen,  nnd  jeder  &wette- 
rung  alter,  Aufbürdung  neuer  Dienste  ist  em  Riegel  vor- 
gescholicn.  Desliall)  wirkten  die  AmtsbUcher  fUr  die  land- 
wirtschaftlichen Dienstverhältnisse  so  segensreich.  Aber  nicht 
in  ihnen  allein  pfleg:te  man  die  Dienste  aufzuzeichnen  und  die 
Beziehungen  des  Bauern  zum  Grundherrn  zu  regeln;  von  der 
Mitte  des  16.  Jahrhunderts  ab  hat  sich  eine  Reihe  von 
Erbregistern  einzelner  Kittergüter  erhalten.  Sie  wurden  bei 
Ritterjnitsverka Ilten  oder  -Verpachtungen  aufgestellt  uiul  waren 
genau  luicii  dem  Vorbild  der  Amtsbücher  eingerichtet.  Von 
besonderer  Wichtigkeit  ist  hier,  dafs  sie  zu  ihrer  rechtlichen 
Gültigkeit  die  Genehmigung  der  Regierung  bedurflen;  will» 
kUrlidi  konnte  keine  Gutsherrschaft  ihren  Unterthanen  neue 
Dienste  aufbürden.  Sehr  zahlreich  sind  diese  Erbregister 
freilich  nicht;  aus  den  Jahren  1529-  iri93  gelang  es  uns,  29 
Rittergutserbregister  im  Archiv  aufzufinden;  doch  glauben 
wir,  dafs  durch  eine  systematische  Nachforschung  diese  Zahl 
8ie]i  vonneliren  Hefse.  Nach  einem  bei  der  Regierung  ge- 
tiiiirten  Verzeichnis  wurden  allein  von  1610  bis  1626  34  Krb> 
regiöter  zur  Oonehmigung  eingesandt  ^ 

tlberblii  ken  wir  das  in  den  Amtö])üchern  und  Krb- 
regiätern  der  L'ittergüter  enthaltene  Material,  so  ergiebt  ?;ich 
das  erfreuliche  Resultat;  dafs  alle  Frondienste  last  durch* 
gängig  gemessene  waren.  Nur  allein  von  den  Amtsonter- 
thanen  des  Amtes  Lichtenwalda  (Erbbuch  von  1562)  heifst  es: 
sie  haben  so  oft  und  wann  sie  erfordert  werden  mit  Pferden^ 
Wagen,  Pflügen  und  Händen  zu  dienen  und  haben  keine 
Satzung.  Im  Amte  Dresden  gab  es  —  nach  dem  £rbbiieh 
von  1547  —  in  einigen  Dörfern  gleichfalls  keine  gesetsten 
AmtHdienste;  „wann  man  Rie  braucht,  mflssen  sie  wie  andere 
(um  das  Amtstagelnlni )  liehen." 

Anderseits  war  man  schon  damals  bestrebt,  die  Fronen 
in  ein  Dienstgeld  umzuwandeln.  Im  Amt  Nauenhof  (Erb- 
buch von  lo48j  und  Rittergut  bachsendorf  (Erbzinsr^ister 


*  Loc.  30793.  Verzeichnis  von  Erbrogiatem  und  Verträgen,  so 
swiflchen  Ckrichtahcrm  und  Unterthanen  der  Dienste  halber  von  1611 
bis  1737  aafgerichtet  und  nur  Konfiimation  eingesendet. 
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▼on  1587)  waren  schon  alle  Fronen  und  Dienste  in  Oeld  ab* 
gelöst,  und  im  Erbbucli  *  des  Amtes  Voigtsberg  (1580)  heifst 
es:  «Was  die  Dorfschaften  Ukr  Dienste  geleistet,  davon  hat 
man  keine  Nachrichtung,  es  sollen  aber  den  Leuten  solche 
Difnsto  bei  Herzog  Johann  Friedriclis  Zeiten  in  Geld  ver- 
wandelt worden  sein."  Kittergutsbesitzer  schlössen  mit  ihren 
erbpflichtif^en  Unterthanen  Verträge  tlber  die  Ablösung  der 
Dienste  in  Geld  ab.  In  einem  derartigen  aus  dem  Jahre 
1587  erhaltenen  Vertrag*  werden  die  1 1 i^niien^te  zuerst 
genau  aufgezälüt,  dann  folgt  die  Angabe  über  die  Höhe  des 
dafllr  SU  stählenden  Dienstgeldes.  Dabei  rechnete  man  die 
Fronarbeit  eines  besessenen  Mannes  zu  einem  j Ithrlichen  Rein- 
gewinn von  4  fl. 

Allen  voran  aber  ging  in  der  Ablösung  der  Staat.  In 
den  ersten  Jahren  der  Regierung  Kurfdrst  Augusts  wurden 
g^en  Geld  die  Jagd-,  Post-,  Küehen-,  Kellerfuhren  in 
den  Amtern  abge!r)st.  Doch  behielt  »ich  der  Kurfiirst  stets  vor, 
an  Stelle  des  Dienstgeldes  die  Naturalleistung  einfordern  y.vi 
k»^nnen.  Gegen  Knde  seiner  Regierung  kam  das  Al)lr)sungs- 
wcrk  ins  »Stocken,  erst  unter  Christian  II.  und  Johann  Georg  I. 
wurde  es  wieder  aufgenommen.  Besonders  unter  letzterem 
wurden  bis  in  die  Zeiten  des  30jiihri^en  Krieges  iiinein  in 

S'ofsartiger  Weise  die  Ablösungen  fortgesetzt.  Eine  eigene 
ommission  unter  dem  Kanimerrat  Döring,  dem  Vertrauten 
Johann  Georgs  I.,  bereiste  das  Land  und  stellte  sogenannte 
Hofengeldrecesse  auf,  in  denen  sich  die  Bauern  gegen  Be- 
freiung von  Amtsdiensten  zu  einer  jälirlichen  Rente  von 
2 — 8  fl.  fUr  jede  Hufe  ihres  Gutes  verpflichteten.  Die  Ein* 
nahmen  bei  der  Rentkammer  betrugen  an  sogenanntem 
Hufengeld : 

1619:  70933  ä.,  1621:  11U139  tt.,  1623:  124632  ü., 
1620:  93  056  .   1622:  116600  „. 

Die  cigeiitlielieu  Frondienste  wurden  aussehliefslich  von 
den  Bauern  und  Gärtnern  (Hiluslern)  verrichtet.  Eine  be- 
sondere Stellung  nehmen  die  Erbdreschcr  ein.  Um  dem 
Arbeitermangel  in  der  Emteaseit  abzuhelfen,  liefs  Kurfürst 
August  auf  seinen  Vorwerken  Drescherhftuschen  bauen  und 
gegen  die  Verpffiebtung^  eine  Reihe  yon  Tagen  in  der  Ernte- 
zeit zu  arl>citen,  Termieten.  Sein  Beispiel  fand  Nachahmung 
auf  den  Rittergütern;  man  suchte , dadurch  den  aufserordent- 
Uchen  Bedarf  an  Ari)eitskräften  in  der  Erntezeit  zu  befrie- 
digen.  Die  Zahl  solcher  Drescherhftuschen  scheint  nicht  ge- 


^  H.  St.  Arch.  Fioauz-Arcb.  Rep.  47  Amt  Plauen  Nr.  9.  Loc 
88051.  Veraseiclmts  der  Vorwerksdienste  und  Frongelder  im  Amte 
Planen,  Voigtaberg  und  Zeitz. 

»  H.  St.  Arch.  Fmnnz-Arcli.  Eep.  47.  Amt  Hain  Nr.  Loc.  37956. 
ErbrcKiHter  des  iÜtterguts  Kulekreutli  und  dazu  gehörigen  Dorfschaften 
von  Greoig  von  Komraentsdten  fibergeben  1587. 


Digitized  by  Google 


XII  i 


ring  gewesen  zu  sein:  im  Erbbuch  des  Amte»  Colditz  (1626) 
werden  in  45  Dorl'eru  nicht  weniger  als  43  Dreschgartner 
angeführt. 

Da  die  Frondienste  nicht  zur  Besorgung  aller  laudwirt- 
BchaiÜiclien  Arbeit  ausreichten,  suchte  man  auf  den  Ritter« 
gtttem  und  den  Vorwerken,  mit  den  Unterthanen  Accordaätse 

5lr  die  freie  Arbeit  zu  vereinbaren.  In  den  Erbregistem 
werden  dann  die  dafür  vereinbarten  Lohnsätze  aufgezeichnet 
Zum  Beii^piel  bekam  im  Amt  Lichtenwalda  (1562)  ein  Mäher 
(in  Gras,  Korn,  Gerste,  Hafer  und  Grummet)  2  Gr.  (ohne 
Kost),  ein  Grasbinder,  AVdeger,  Nachleger,  Zuträger  1  Gr., 
ein  Kecher,  Anleger,  Abiader  10  Ptg. ;  gemeine  Arbeit  in  der 
Haushaltung  wurde  von  Walpurgi.s  bia  Michaelis  mit  15  Pfg., 
während  des  übrigen  Jahres  mit  1  Gr.  bezahlt.  In  den 
Ämtern  gab  es  Amtstagelöhne,  über  ilire  Höhe  können  wir 
nichts  berichten. 

Wenn  wir  uns  jetzt  zum  Betrieb  der  Landwirtschaft  in 
der  Epoche  Horitz-Augusts  wenden,  werden  wir  unsere  Dar* 
Stellung  an  die  Kegierungsthätigkeit  Kurf^t  Auguste  an- 
knüpfen  müssen.  Mit  Recht  wird  Kurfürst  August  als  Volks- 
wirt gepriesen,  wohl  kein  Gebiet  des  staatliehen  Lebens  giebt 
es,  das  sich  seiner  fruchtbringenden  Thätigkeit  entzogen  bat; 
dennoch  glauben  wir,  dafs  seine  Bedeutung  über-,  die  seines 
Bruders  Moritz  unterschätzt  wird.  Bislang  liat  sicli  die  wirt- 
schaftsgeschichtliche Forschung  allzu  ein.seitig  dem  Kurlurst 
August  zugewandt,  und  die  Verwaltungspulitik  von  Kurfürst 
Moritz  vernachlässigt.  Auf  ihre  Ergebnisse  sind  wir  in  Er- 
mangelung eigener  Studien  angewiesen*. 

Damids  schon  besals  die  Naturalwirtschaft  in  Sachsen 
keine  ausschlaggebende  Stellung  mehr^  und  wahrscheinlich 
war  Tor  allen  anderen  deutschen  Territorien  die  Geldwirt- 
schaft verhältnismäfsig  am  weitesten  entwickelt.  Immerhin 
fand  der  gröfste  Teil  der  Bevölkerung  seinen  Beruf  und 
seinen  Unterhalt  in  der  Landwirtschaft  Und  von  ihrem  Qe- 
deihen  hingen  in  erster  Linie  auch  die  Stiuitseinnahmen  ab; 
denn  die  Kentkanimercinnahmen,  deren  gröfster  Teil  aus  den 
Domänen,  oder  aus  der  Besteuerung  der  Landwirtschalt 
flössen,  bildeten  die  Haupteiunahmecjuelle  des  Staates. 

Handel  und  Gewerbe  beanspruchten  noch  nicht  die  niafs- 
gebende  Stellung,  welche  sie  in  den  späteren  Juhrliundertcü 
einnehmen  sollten,  und  auch  die  Bergwerke  mit  ihrem  Silber- 
abbau, so  sehr  auch  die  KurfUrst^  ihnen  stets  ihre  Aufinerk* 
samkeit  zuwandten,  waren  doch  nicht  von  so  hervorragender 
Bedeutung  fUr  die  Wirtschaft,  als  man  geneigt  ist  ihnen  zu- 
zuschreiben. 


*  Falk»',  J.  Die  Geschichte  des  Kurfürsten  Auernot  von  8«ch!«pn 
in  volkswirtschaftiicher  Beziehung.  Leipzig  lb6Ö.  Bührae,  O.  Ent- 
wicklung der  Landwirtschaft  auf  den  kdnigl.  sächsischen  Dominca. 
Berlin  im 
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Kurftlrst  Moritz  bedurfte  zur  Durchflihrung  öc'iiier  that- 
kräftigen  Politik  aufserordentl icher  Geldmittel;  von  Landuig 
zu  Landtag  murbten  die  Stünde  die  Erhebung  neuer  Steuern 
bewilligen.  Sein  Nachfolger  entsagte  wohl  den  kriegerischen 
Plänen,  suchte  aber  die  Bewilligung  der  neu  aufgelegten 
Steaern  bei  den  Ständen  durchzasetsen.  Da  es  Ihm  gelang, 
den  Widerstand  der  Landschaflt  bu  brechen,  so  sah  er  sich 
bald  in  den  Stand  gesetzt,  mit  den  Überschüssen  aus  den 
Staatseinnahmen  eine  erfolgreiche  innere  Politik  zu  betreiben. 

Er  richtete  sein  Augenmerk  auf  den  Ankauf  von  grofson 
Kittergütern  invl  TTerrschnften.  Bis  zum  Jahre  15tvt  hat  er 
dafür  allein  TUoUOü  fl.  ausgegebr  ti  V  Es  ist  noch  nicht  ge- 
nügend klargestellt,  w<'l(]ie  Oesiclit.sjainktP  ihn  dabei  leiteten; 
auf  die  Bilduijg  einer  grnfseii  Hau;>iuacht  im  Lande  kann 
sein  Absehen  allein  nicht  gerichtet  gewesen  sein.  Unter  dem 
Widerstande  der  Landschaft  setsten  seine  Nachfolger  diese 
Politik  fort  Nur  während  der  Vormundschaft  Christians  U. 
gelang  es  den  Ständen,  indem  Landtagsrevers  von  1604  dem 
Kurfürsten  das  Versprechen  Abzuringen,  femer  keine  eigen- 
mKehtI*cen  Erwerbungen  von  Tiiitem  vorzunehmen.  .Johann 
Georg  1.  setzte  sich  aber  über  die^?en  Revrr<  liimveg  und  fufir 
mit    Gutsankaufen    fort,    bis  finanziellen   Wirreu  des 

30 jährigen  Krieget»  dieser  l'tiliiik  ein  Ende  bereiteten.  In 
den  Jahren  von  1590 — 1026  sind  nicht  weniger  4  Städte 
und  108  Dörfer  von  den  Kurfürsten  angekauft  worden. 

Während  die  beiden  Christiane  nnd  Johann  Georg  L 
nur  auf  eine  Vermehrung  ihres  Grundbesitaes  ausgingen, 
Terfblgte  Kurfiirst  Au^nist  bei  den  Erwerbungen  bestimmte 
socialpolitische  Ziele,  Nach  den  eingehenden  ünte^rsuchungen 
von  Falkr  li.it  Kurfürst  August  in  der  ersten  Periode  seiner 
Regierung  die  erworbenen  Güter  wieder  verftufsert.  Einkauf 
nnd  Verkauf  "fingen  bei  ihm  Hand  in  Hand.  Jedoch  mit  einem 
wichtigen  Unterschied.  Er  kaufte  groff<e  Herrschaften  an, 
um  sie  dann  in  einzelne  Teile  zu  zerlegen ;  diu  Durfer,  welche 
zu  den  Gütern  gehörten,  verkaufte  er  öfters  an  städtische 
Gemeinden,  selten  an  Aalige ,  am  meisten  aber  an  bäaerliche 
Gemeinden.  Die  Vorweike  verkaufte  er  dagegen  hat  nie  im 
Ganzen ;  er  zerteilte  sie  annächst  in  einaefa&e  Hufen,  die  most 
an  16^21  Haushaltungen  genfigten  nnd  veräufserte  diese  dann 
an  Bauern.  Auch  kam  es  vor,  dafs  er  den  ganzen  Grund- 
besitz einem  Unternehmer  mit  der  Bedingung,  ein  Dorf  zu 
gründen,  üb<>rgab. 

Es  kam  ihm  also  darauf  an,  den  bäuerlichen  B'^-^itz  zu 
stärken  und  zu  vermehren,  die  Zahl  der  Rittergüter  aber 
zu  beschränken.  Die  gleiche  Ftlrsorge  für  die  Erhaltung  des 
Bauernstandes  zeigte  sieh  auch  in  einem  am  1.  Mai  1563  in 


*  Falke  a.  a.  0.  8.  76. 
FonelmiifM  (54)  Xn  i.  -  WuMm.  8 
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die  Ämter  ergangenen  Verbote,  Erbguter  ohne  kurfürstliche 
Genehmigung  au  Adlige  i)der  Bürgerliche  auszuleihen  (Cod. 
Aug.  II.  S.  1365).  Das  Verbot  ward  Jauiit  begründet ,  daiV 
die  Zahl  der  Mannschatten  iliauslmltungeu)  in  den  xVmterii 
nicht  gemindert  werden  dürfte.  Chriatian  IL  hat  am  1.  Hai 
1609  in  gleichem  Sinne  nochmals  ein  Ausschreiben  in  die 
Ämter  ^ehen  lassen.  In  Sachsen  ist  also  das  Rittei^t  nicht 
auf  Kosten  des  bäuerlichen  Besitzes  angewachsen^. 

Von  der  Mitte  der  .sechziger  Jahre  ab  änderte  der  Kur* 
fürst  seine  Wirtschaftspolitik.  Von  der  Aufteilung  und  Ver- 
pachtung der  Domänen  ging  er  zur  Selbstverwaltung  über. 
Katuralzinsen  wurden  auch  jetzt  noch  in  0''lf!zinsen  um- 
gewandelt, aber  die  Frondienste  wurden  beibehalten,  ja  wo  es 
ging,  stärker  herangezogen.  Durch  planinäfsige  Verbesserung 
der  Landwirtschaft  stiebte  man  den  Keiuertrag  der  kurfürst- 
lichen Vorwerke  zu  heben.  Die  Landwirtschaü  auf  den 
Domänen  wurde  musterhaft  betrieben  und  diente  als  anregendes 
Vorbild  den  Landwirten, 

Über  die  Gnmdsätae,  nach  denen  Kurfürst  August  bei 
der  Bewirtschaftung  der  Vorwerke  verfuhr ,  sind  wir  dureh 
zwei  Schriften  unterrichtet.  Nach  einer  unbewiesenen  Tra* 
dition  hat  der  Hofmeister  der  kurfürstlichen  Gemahlin  Anna. 
Abraham  von  Thumshirn,  welchem  die  Verwaltung  der  Do- 
m.'incn  unt^^rsf^llt  war,  \m  Auftrage  des  Kurftirsten  eine  In- 
htruktion  t  u  di^  Verwaltung  eines  ^^)r\verkes  ausgearbeitet. 
Leider  hat  sieh  bis  jetzt  noch  kein  Kxemplar  dies**]*  tViUior  in 
vielen  Abschriften  in  Sachsen  verbreiteten  Instruktion  auttin- 
den  lassen.  Unter  dem  Titel:  „oeconoiuia  oder  nothwendiger 
Unterricht  und  anleitung  wie  eine  gantze  Hausshaltuug  am 
ntttalichsten  und  besten  kan  angestellet  werden*^;  gab  Kaspar 
Jugel  aus  Grimma  1617  die  Thumshimsche  InstnÜLtion  nach 
^des  sdigen  edeleu  Herrn  Autoris  autogr&pho**  mit  Zustttzen 
heraus.  Jugel  hat  jedoch  den  ursprttn^ehen  Text  verändert 
und  umgestellt. 

Eine  weit  bessere  Quelle  als  die  Thumshim-Jugelsche 
Arbeit  giebt  rine  weder  von  Falke  noch  von  Böhme  benutzte 
Handseliritt  der  königlichen  Bibliothek  zu  Dresden:  Instruk- 
tion für  einen  Vorwerksverwalter ^  ab.  Diese  Handschrift  — 
ein  Folioband  v^on  367  Blättern  —  ist  wahrscheinlich  um  das 
Jahr  1569  abgefafnt  worden;  dafür  spricht,  dafs  der  Kalender, 
den  sie  enthält,  auf  dies  Jahr  lautet.    In  ihr  liegt  uns  das 


»  Eine  Matricul  von  1670  (H.  8t.  Arch.  Bibliothek  X.  84.  MatricaL 
Über  die  in  Churf.  Sachsen  befindlichen  SchTiftsassen  in  den  Amter^ 
enthalt  oiii  V^TZfii  liiiis  alUr  Ctruiulbcpitzor  und  ihres  Brsitze«  im 
Lunri<>.  habei  wird  bcmorkt,  wo  ein  Adliger  auf  einem  Bauemgnte 
wohnt;  mu  vereinzelt  kommt  dies  vor. 

^  Hdsob.  R.  5  ein  Exemplar  befindet  Hieb  auch  im  Weimar, 
Staatsarchiv. 
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erste  umfassende,  in  deutsclicr  Sprache  abgefaiste  Lehrbuefa 

der  Landwirtschaft  vor;  Ilercsbacn:  Rei  rusticae,  libri  auattuor 
erschien  in  lateinischer  Sprache  1570,  Johann  Colers  Oecono- 
mia  oder  Hausbuch  in  deutscher  Sprache  gar  erst  1593. 

Die  Thurashirn- J  ugeUche  Ueconomia  behandelt  die  Lehren 
der  Landwii  tüchaft  ganz  allgemein,  die  Dresdner  ILuulschrift 

feht  dagegen  von  der  Bewirtschaftung  dcä  kiiriurstlichen 
[aminergutes  Ostra  bei  Dresden  aus.  Die  Einteilung  des 
Stoffes  ist,  in  beiden  Arbeiten  die  gleiche,  überhaupt  lassen 
sich  viel  Ähnlichkeiten  zwischen  beulen  Weisen  nachweisen, 
simlichst  ist  es  aber  noch  aweifelliaflt,  ob  uns  in  .der  Dresdner 
Handschrift  die  Originalarbeit  von  Thumshim  voriiegt. 

Während  nach  den  landläufigen  Vorstellungen  im  16.  Jahr- 
hundert noch  durchgängig  in  aer  Landwirtschaft  die  Drei- 
felderwirtschaft herrschte,  sehen  wir.  dafs  man  auf  fl*Mi  kur- 
fiirstlichen  Vorwerken  mit  diesem  System  öchon  gebrochen 
hatte.  In  der  Handschrift  (S.  87)  lieilsst  es:  „Der  Acker  wird 
um  Dresden  h  k  Ii  folgender  Gestalt  besäet;  ist  ein  Acker  geil, 
80  besiie  ihn  das  erste  Jahr  mit  Gerste,  das  andere  mit 
Weitzen,  das  dritte,  vierte  und  fünfte  Jahr  mit  Korn,  das 
sechste  mit  Hafer^  aas  siebente  li^  er  wiederum  hrach;  das 
ist  aber  von  guten  feisten  Ackern,  die  in  guter  Arth  liegen, 
gemeldet. 

Diese  Fruchtfolge  stimmt  nicht  mit  der  auf  dem  kur* 
fürstlichen  Vorwerk  Holinstein  von  1569 — 1573  befolgten 
tiberein.  Dort  gab  es  eine  FUnffelderwirtschaft:  Brache^ 
Korn,  Korn,  Hafer.  Erbsen  oder  Wicken*. 

Auf  die  Hebung  der  Viehzucht  hat  Kurfürst  August 
rofsen  Wert  gelebt.  Bei  der  dicliten  Bevölkerung  wareii 
ie  Fleischpreise  hoch  und  das  Land  bedurfte  der  Kinluhr 
von  Scldachtvieh,  —  meist  ^polnischer"  Ochsen.  In  der  In- 
struktion für  einen  Vorwerksvorwalter  werden  genaue  Be- 
rechnungen und  Anschläge  aufgestellt,  was  eine  Kuh  koste, 
was  an  Milch,  Käse  u.  s.  w.  eingenommen  werden  kISnne. 
Dort  finden  sich  auch  Berechnungen  Uber  die  Ausgaben  und 
Einnahmen  einer  Schäferei  von  1200  Schafen;  die  Einnahmen 
ans  der  Verwertung  aller  Schafprodukte  werden  genau  an- 
gegeben; es  wird  aufgezählt,  was  ein  Schäfer  zu  leisten  hat 
una  was  er  jährlich  als  Deputat  erh.Hlt.  Im  übripcen  müssen 
wir,  was  die  Viehzucht  betrifft,  auf  die  Arbeiten  von  Falke 
und  H"hmo  verweisen^. 

Die  Instruktion  für  einen  Vorwerksverwalter  zerfHllt  in 
drei  Abschnitte;  der  eine  handelt  vom  Ackerbau,  der  andere 


»  Böhme  a.  a.  0.  S.  62.    Falke  a.  a.  0.  S.  Gl. 
«  Diesen  Arbeiten  ist  iiachzutrng'Pn:    II.  A.  F.  Ffi^^ohor),  Gut- 
herziges Schreiben  ....  deu  Ackerbau  und  die  Viehzucht  zu  des 
tbeaertten  Ghnif.  Angvuiti  Zetten.  ChemnitB  1764* 
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von  (Vr  Viehzucht  und  der  dritte  von  der  ,yilaushaltuug  «um 


Letzterer  Abschnitt  ist  besonders  beachtenswen.  Danach 
lag  die  eigentliVlie  landwirtscliaftliclie  Arbeit.  <las  Bf*stelicü 
der  Acker,  daö  Siiou  und  Ernten  den  Frönern  ob;  daneben 


delt  davon:  „wann  man  die  Äcker  um  Geld  arbeiten  lasset*^ 
Yerantwortlieh  Air  den  ganzen  Betrieb  eines  Vorwerke» 
war  der  Befehlshaber,  oder  der  Vorwerksvcrwalter.  Ob« 
«eine  Bestellung  und  wie  ein  Haushalter  sich  zu  seinem  Amte 
bei  Bestellung  der  Vorwerke  halten  soll,  handelt  die  Instruk- 
tion ausführlich.  Besonders  wird  hervorgelioben,  wie  er  mit 
dem  Gesinde  umzugehen  habe.  Böses  zftnkisehes  Gesinde  soll 
er  nicht  dulden,  die  tii'ir;>i^en  loben,  die  bösen  mit  Witz 
strafen.  Jeden  Abend  möge  er  anordnen,  was  da^i  Gesinde 
am  andern  Morgen  arbeiten  müsse.  Den  Lohn  soll  er  den 
Knechten  und  Mägden  richtig  bezahlen  und  darauf  aehen, 
dafs  sie  ihre  Notdurft  haben,  und  nicht  Uber  Essen  und 
Trinken  klagen,  denn  dies  bringe  Abfall  und  Nachteil; 
das  Gesinde  solle  nicht  zärtliche,  sondern  gemeine,  grobe 
Speisen  erhalten.  Wenn  es  regne  oder  schneie,  oder  bei 
><acht  werde  ein  verständiger  Hansyater  nie  seinem  Gesinde 
befehlen,  im  Felde  zu  arbeiten,  es  erfordere  denn  die  hohe 
Notdurft. 

Thumshirn-Jugei  stellte  drei  Regeln  auf,  die  man  bei  Mi*»- 
tung  von  Gesinde  zu  beachten  habe:  <  rstlicls  soll  man  nur 
bekanntes  Gesinde,  das  etwas  zu  verlicrt  ii  iiat  und  anpespssen 
ist,  mieten ,  sich  aber  vor  fremden  und  unbekannten 
hüten,  —  zweitens  solle  man  nicht  zugleich  zwei  oder  drei 
Brütkr  oder  Schwestern  mieten  und  drittens  solle  man  sich 
vor  alten  Knechten  und  Mägden  hüten :  sie  seien  zwar  hurtig 
an  der  SchOssel,  aber  bei  der  Arbeit  ganz  lafs  und  träge, 
auch  wohl  gar  beifstg. 

Diese  drei  Mietsregeln  werden  in  der  Hausväterlitteratnr 
noch  oftmals  wiederholt. 

Im  übrigen  hegen  Thumshirn-Jugel  eine  dem  Gesinde  wohl- 
wollende Gesinnung.  So  sollen  Herren  und  Frauen  dem  Ge- 
sinde gebührliche  Kost,  Trank  und  bequemes  Lager  ver- 
schaffen und  hierinnen  keinen  Vorteil  suchen  noeh  gebrauelu-n. 
Vor  allem  soll  auf  des  Gesindes  Gesundheit  .\eht  n-aiiinen 
und  daran  nichts  verwahrlost  werden.  Dagegen  heilst  es  aber 
aueh  von  dem  Gesinde:  es  habe  die  Oberhand  in  der  Welt 
und  es  werde  wohl  nicht  besser  werden,  als  bis  der  gerechte 
Gott  Ihnen  selbstens  ins  Spiel  greifen  und  ihren  Frevel  steuern 
werde.  Sie  seien  gewohnt,  grofsen  Lohn  bei  wenig  Arbeit 
zu  nehmen,  und*  liefsen  sich  weniger  als  ein  wildes  Pferd 
zwingen. 

Die  Instruktion  zählt  in  einzelnen  Kapiteln  (eines  Vogtes 


Forwergen." 
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Amt;  einer  Ettsemutter  Amt  u.  8.  w.)  die  Pflichten  des  Ge- 
eindee  au£  Der  Vogt,  welcher  za  dem  Qeeinde  zählte,  mulste 
ttber  alles,  was  in  der  Haushaltung  eingenommen  oder  aus- 
gegeben wurde,  genaue  Rechnung  führen  und  alle  seine  An- 
eaben  mit  Zettein  oder  Kerbhölzern  belegen;  er  war  der 
Voi^gesetzte  des  männlichen  Gesindes,  während  die  KUsemutter 
die  Aufsicht  über  die  Mägde  führte.  Sie  hatte  um  3  Uhr 
frtlh  aufzustehen  und  die  Mägde  zu  wecken,  damit  das  Vieh 
bfcizritt'U  rrcfVittcrt  werde,  dann  hatte  ssic  den  Mägden  eine 
wanne  8ui)j)e  zu  kocheu.  Am  Schlufs  jeder  Woche  mufste 
sie  über  die  Einnahmen  aus  der  Kind-  und  Federviehzucht 
Rechenschaft  ablegen. 

Die  Instiuktion  stellt  ferner  eine  Speiseordnung  tür  das 
Oesinde  auf.  Etliche  hielten  wohl  den  Brauch,  dafi  sie  dem 
Gesinde  ihr  abgeteiltes  Brot  wöchentlich  geben;  einem  Haus- 
wirt sei  solches  wegen  der  schimpflichen  r^achrede  und  auch 
wegen  des  \\'iderwillens,  den  das  Gesinde  deswegen  schOpfOi 
bedenklich.  Auch  werde  gleichwohl  dadurch  allerlei  Abzug, 
Betrug  und  Vorteil  von  dem  Gesinde  gesucht,  indem  sie  ilir 
Brot  ergparen,  es  heimlich  verkaufen  oder  es  sonst  „ver- 
partieren*^. 

Die  Speiaeordnung  war  folgende:  An  den  Fleischtagen  — 
Sonntag,  Dienstag,  Donnerstag,  gab  es  zu  Mittiig  eine  Suppe, 
ein  Esst  n  Fleiseh,  ein  Essen  Zugemüse.  Als  Ersatz  lUi* 
Fleisch  galteu  Eierspeisen,  Hering,  Stockfisch,  Halbfisch, 
OrttnfiscE,  An  allen  übrigen  Tagen  der  Woche  gab  es  zu 
Mittag  2wei  Essen,  abwechselnd  Erbsen  oder  Hirse  mit  Rttben 
oder  Kraut  Zum  FrtthstOck  gab  es  eine^  wanne  Konvent- 
sappe und  ein  paar  Frönerbrote,  „deren  vier  auf  eine  Zeile 
genen**  und  im  Sommer  Kflse,  im  Winter  einen  Hering.  Zur 
Vesperzeit  gab  es  ein  paar  Frönerbrote  und  Hering.  —  Das 
Abendbrot  war  warm  und  bestnTid  ans  zwei  Zugemüson,  das  eine 
von  Ilaidegrütze  oder  Hafergrütze,  Gerste,  Graupen,  das 
zweite  von  Muhreu,  gebackeiicni  Obste,  welke  oder  weifse 
Rüben.  Zu  den  Mahlzeiten  wurden  ^lulkeu  und  Buttermileh 
getrunken,  anfserdem  aber  „pflegt  man  dem  Gesinde  über 
Tisch  und  Malil  Konvent  (ein  leichtes  Bier)  genugsam  zu 
geben."  An  Sonntagen  wurde  fär  die  Woche  Hering  und 
Käse  ausgegeben. 

Nach  Gelegenheit  der  Zeit  waren  die  Zugemüse  mit 
grUnem  Kraut,  Obst,  Schwämmen  zu  vermehren  und  zu  ver- 
bessern. An  hohen  Festtagen  gab  es  „etwas  besseres" :  Bra- 
ten, Kuchen,  Fladen  und  „zi^nlich"  Bier.  „Da  ein  Hauswirt 
sein  Gesinde  besser  traktieren  will^  das  stehet  in  eines  jeden 
Wohlgefallen." 

Der  Vogt  iiatte  das  Oesinde  vor  der  Mahlzeit  zum  Gebet 
anzuluüteu  und  mulste  mit  ihm  an  einem  Tische  essen. 
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Auf  dem  Kammei^t  Lohmen*  worden  1590  pro  Kopf 
des  Gesindes  wöchentlidi  IVt  Pfd.  Fleisch  verbraucht,  und 
die  Haushaltungskosten  beliefen  sich  fikr  jede  Gesindepereon 
auf  30  fl.  jährlich. 

Aus  alledem  dürfte  hervorgehen,  dafs  die  Kost  des  Ge- 
sindes auf  der.  Domfinen  reichlich  und  irnt  war.  Die  Walil 
der  S})eisen  ist  vo?-7,ii[(lic'h,  Fleisch  ^n'elit  es  zur  Genü^^^*.  und 
die  stiirkemehlhaltigeii  Gerichte  nelimen  mit  Keoht  den  be- 
vorzugten Platz  in  der  Kostordnuug  ein. 

Sehliefslich  giebt  die  Instruktion  an,  welchen  Lohn  der 
Verwalter  dem  Gesinde  zahlen  soll.  Für  den  ersten  Vogt 
werden  jährlich  15  fl.  au^eworfen  (Landesorduung  von  1482 
stellt  den  Lohn  eines  Schimneisters  auf  6  fl.  fest),  für  den 
zweiten  Vogt  gleichfalls  15  fl.  (1482  Grofsknecht  5  fi,\  ffir 
die  Käsemutter  6  fl.  (1482  2»  2  fl.),  für  Kuh-  und  Ochsenhirt 
und  fttr  die  Viehmagd  4  fl.  (1482  P/2— 2  fl.).  Die  Löhne 
waren  also  im  16.  Jahrhundert  in  Sachsen  sehr  gestiegen, 
und  das  Gesinde  konnte  bei  der  guten  Kost  und  den  hohen 
Löhnen  reichliches  Auskommen  finden. 


>  Ygl.  Böhme  a.  a.  0.  S.  154. 
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Lage  des  Gesnidos  vor  Ansbracli  des 

SOjährigan  Krieges. 


In  der  Entwicidong  des  modernen  Staates  maclien  sich 
swei  gegensätilidie  Bestrebnngen  geltend;  die  eine  will  den 
Staat  loslösen  von  aller  priyatwirtschafidichen  Erwerbsthätig- 
keit,  die  andere  dagegen  sucht  nicht  nur  an  dem  historisch 
überkommenen  Wirtschaftsgebiete  des  Staates  festzuhalten,  son- 
dern f^s  zu  erwf'itorn  ,  und  dem  Staate  Aufgaben  zuzuweisen, 
welche  bislang'  der  Privatwirtschatt  zufielen.  Beide  Riehturi^en 
sind  einseitig.  Ein  8taat,  welcher  in  einigen  Zweigen  mit  den 
Privatwirtocliaften  konkurriert,  wird  durch  seine  eigenen  Er- 
fahrungen besser  über  Fortgang  und  Stillstand  von  Handel 
und  Gewerbe,  über  das  Gedeihen  der  Landwirtoohaft  unter- 
richtet sein,  als  wenn  er  sich  allein  anf  die  StenerertrtlgniBBe, 
auf  Berichte  und  Enaueten  bei  einer  Beurteilung  der  wirt- 
schaftlichen Lage  verlassen  mufs.  Ist  ein  Staat  dagegen 
durch  mannigfaltigen  Eigen  betrieb  eng  mit  privatwirtschaft- 
lielien  Interessen  verknüpft,  belierrscht  er  durch  eigene  Thätig- 
keit  ein  grofses  Gebiet  der  Produktion ,  so  ist  er  der  Gefahr 
ausgesetzt;  nicht  über  don  wirtsehafiliclien  Parteien  zu  stehen, 
nicht  das  Zünglein  an  der  socialen  Wage  zu  bilden,  öonderu 
im  Verfolgen  von  seinen  privatwirtschaftlicheu  Zielen  eine 
der  Parteien  einseitig  m  begünstigen  und  in  seiner  Gesets- 
geibnng  seinen  eigenen  Nntsen  wahrsunehmen. 

Der  Staat  des  16.  Jahrhunderts  war  der  gröfste  Grund- 
beeitaer  im  Lande ;  sein  Vorteil  verband  sich  mit  dem  der  Grund- 
herren, und  die  Bestrebungen  der  Ritterschaft,  sich  etwa 
auf  KoMt^^n  ihrer  pflichtigen  Unterthanen  einen  Gewinn  zu 
vcrschatien,  scheiterten  nicht  immer  an  dem  Widerstände  der 
Kegierun<r'Mi. 

Wir  koiiuen  von  diciseia  Jahrhundert  eine  rein  staatlich«- 
Wirtschaftspolitik,  in  welcher  der  Mächtige  und  Schwache,  der 
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Reiche  und  Arme  allein  aU  Unterthanen  galten,  nicht  er- 
warten. Um  80  höher  mufättm  wir  die  von  Kurfürst  August 
ÜUr  den  Sclmtz  und  die  Erhaltung  des  Bauernstandes  aus- 
geübte Thfttigkeit  veranschlagen.  Aber  nicht  immer  richtet 
sich  der  Kurfürst  nach  dem  Gesamtinteresse  tles  Volkes:  ge- 
legentlich fühlt  er  sich  als  Ritter^titsbe-itz*  r  nu<]  <iteht  dun^'h 
staatlich«^  Mafsnaliriion  sich  Leim  Bctriei)  meiner  Laiichvirt- 
schaft  -I  wi-so  Vorteile  zn  siehern.  Auch  diese  andere  6eite 
seiner  \\  irksanikeit  niüSMni  wir  borlicksichti^en. 

Um  die  Mitte  des  1().  Jahi  luuidcrts  scheu  wir,  wie  in 
einigen  deutschen  Staaten  der  Gesindezwangsdienst  auf  den 
Rittergütern  erst  eingeführt  wird,  oder^  wo  er  schon  bestand^ 
an  Ausdehnung  gewinnt 

In  Deutschland  finden  wir  den  Gesindezwangsdienst  in 
zwei  Formen  verbreitet;  als  Vonniete:  jedes  Uiitcrthanenkindf 
welches  in  einen  Dienst  treten  will,  hat  seine  Dienste  zuerst 
dem  Gerichtsherm  anzubieten;  und  als  Dienstzwang  im 
engeren  Sinne:  jedes  Unterthanenkind ,  wnlchcs  überliau]n 
körperlich  zu  dienen  fitliiLr  ist,  mufs  dem  Gerichtslierrn  aui 
sein  Ansu<'licii  während  eiuer  gewissen  Zeit  Gesiudediensle, 
oft  uiient;4c'Ulich,  leisten. 

Der  Gesiiidczwaugsdienst  findet  sich  nur  auf  dem  Lande. 

Wie  stand  es  nun  mit  dem  Gesindezwangbdienst  in  Kur- 
sachsen? Die  Durchsicht  von  27  Erb-  und  Amtsbttcheru  aus 
den  Jahren  1516—1590  und  von  20  Erbr^gistem^  über  Kitter- 

futsdörfer  aus  den  Jahren  1529 — 1593  ergab,  dafs  in  keinem 
ieser  Bttcher,  welche  die  Dienste  der  Unterthanen  aufzeich- 
neten, Ic  r  Gesindezwangsdienst  bis  auf  zwei  Ausnahmen  er- 
wähnt wird. 

Die  Ausnahmen  sind  folgende.  Erstlich  heilst  es  im 
Erbbueh  des  Amtes  Lichten walda  (1562):  „Sonderbare  Dienst- 
barkeit:  alle  Einwoluier  des  Dorfes,  aucli  alle  anderen  des 
Amtes  Lichtemvalda  bc^Cijäciic  Uiitciiliancn  sind  nach  altem 
ll'  ikünuacu  sciiuldijt,  iln-e  Kinder  auf  J^chiofs  Liehtenwalda 
uiul  desselben  zu^ehnri^eu  X'urwerken,  wann  mau  deren  be- 
gehrt und  bedürftig,  dieuen  zu  lassen.  Und  mufs  ihnen 
solches  14  Tage  vor  Weihnachten  angektlndifft  werden  und 
ob  die  Eltern  ihre  Kinder  gleich  selhstens  beaürf dg,  so  ent- 
schuldigt sie  dasselbe  doch  nicht  Und  werden  auf  solchen 
Fall  zu  Lohn  gegeben  und  die  Kost,  sonsteu  kein  ein* 
geschntitte."  Daneben  steht  eine  Taxe,  nach  welcher  die  Löhne 
unter  die  Sätze  der  Taxordnung  von  1482  5!tehen,  also  niedriger 
sind  wie  die  auf  den  Kamraergütern  i^ezahlten. 

Zweitens  enthält  das  Erbregister  Uber  die  Dorfschafteu 


'     antlicho  dieser  Amtsbüchcr  und  Erlircpster  sind  im  H.  8t.  A- 
aufbewahrt;  ihre  Aufzählung  würde  hier  zu  weit  fuhren. 
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Erloa  und  Franken  (iö74)  die  Bostiinniung:  „Gcsimle,  Knechte 
und  Miigde  raUaseu  sie  (die  Untertliaueuj  der  llerrüchaft  an- 
bieten und  vor  andern  derselben  dienen  lassen.** 

DafUr,  daCs  es  einige  wenige  Ritteigttter  gab,  denen,  viel- 
leicht aas  firaheren  Jahrhnnderten,  das  Kecht  auf  den  Gesinde- 
Zwangsdienst  zustand,  ergeben  sieh  noch  andere  Anhaltepunkte. 
So  hatte  der  Rittergutsbesitzer  Hans  von  Teuschwitz,  welchen 
^ seine  ünterthancn  Töchter  nnd  Kinder^  wann  er  dieselben 
bedart*  und  ho^^clirt  vor  andern  zu  dienen  sehuldi^'"  waren, 
mit  seinen  1  >i<  nstnKi;;don  ^ein  i^ewaltäum  ehrlos  und  unchrist- 
iieli  Leben  gellbet  und  gebrauchet".  Kurfürst  August  liefs 
sich  darüber  persönlich  Rericlit  erstatten  und  entschied  dann, 
in  einem  Schreiben  an  den  Sehö.sscr  zu  Dresden  (1556\  dals, 
weil  von  Teuschwitz  acina  Freiheit  und  dan  Herkommen  mifs- 
braucht  habe,  er  desselben  verlustig  gehen  solle,  uud  dafs  der 
Schösser  mit  £rnst  ihm  zu  untersagen  habe,  hinfürder  seine 
Unterthanen  Töchter  in  seine  Dienste  mit  Gewalt  zu  nehmen 
und  zu  zwingen*. 

Auf  Grund  des  angeführten  Materials  wagen  wir  zu  be- 
hanpten,  dafs  der  Gesindezwangsdienst  in  Kursachsen  als  or- 
ganisches Kechtsinstitut  nicht  bestand,  wohl  aber  vereinzelt, 
als  Ausnahme,  anf  eini^ren  Ritterq"ütern  vorkam. 

Dieser  IJechtszustand  wurde  durch  die  von  Rurtiirst 
August  auf  seinen  V^orwerken  befolgte  Gesind<*iohnpolitik 
erschüttert.  Wir  haben  betont,  dafs  die  Fortschritte,  welche 
in  der  Landwirtschaft  anf  den  Domänen  gemacht  wurden, 
dem  ganzen  Lande  zu  Gute  kamen;  jetzt,  wo  es  sich  um  die 
nachteiligen  Beraehungeu  des  Kammergutes  zu  seinen  pflkih- 
tigen  Dörfern  handelte,  dttrfen  wir  andererseits  den  Einflub, 
welcher  alle  jene  Bestimmungen,  die  der  Kurfürst  auf  seinen 
Vorwerken,  das  Gesinde  betreffend,  erliefs,  auf  die  Gesinde- 
Verhältnisse  überhaupt  ausübten,  nielit  unterschtttzen. 

Erst  als  um  die  Mitte  der  60er  Jahre  der  Kurfürst  zur 
Selbstbewirtschaftung  der  Domiinen  überpn;^.  und  er  auf 
Schwierigkeiten  stiefs,  die  Vorwerke  hinreichend  mit  Arbeits- 
personal 7Ai  versehen,  begann  er  in  die  Gesindeverhältuisse 
einzugreifen. 

In  einem  Schreiben*  —  vom  29.  August  1568  —  an  den 
Schös.ser  in  Chemnitz,  beklagte  sich  der  KurtUrst  über  den 
Ungehorsam  des  Vorwerksgesindes  und  der  Fronleute,  die 
sich  geweigert  hatten ,  zur  rechten  Zeit  sich  zur  Arbeit  ein- 
zustellen oder  den  Dienst  auf  den  Vorwerken  zu  leisten. 


'  Copial  2TA.  S.  2V.).  Der  Kurfürst  vcrlaii^'tc  übcrdion,  dafs  von 
Teuschwitz  mit  dou  scschwäiigerteu  Dirnen  »ich  vertrage  und  ihm 
gebfihrende  Abbitte  leiste. 

*  Loc.  37875.  Die  FroiiiIi('ii>te  der  Ghemmtzer  Amtsantertlianen 
aaf  hiesigem  Vorwerk.   Bd.  JU  BL  9. 
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Dies  veranlafste  den  Kurfürsten  su  einem  aufserordenÜidien 
Schritte;  er  Übertrug  dio  Amtsgewalt  des  Schössers  auf  den 
—  meist  adligen  —  Befehlshaber  der  Vorwerke.  Freilich  nur 
insoweit  als  es  das  Gesinde^  die  Fronleute  und  Arbeiter  in 

der  Bestellung  der  Haushaltung  iinrl  Ap^  Vorwerks  betraf, 
sollte  der  BefehlsliHlMT  „die  Botmiissigkcit  llülf,  Zwang  und 
StraP  haben.  Der  Schösser  mui'sjte  ihm  „dienstUchf^  }j;iilfi 
Handreichung"  leisten,  und  der  Landknecht  hatte  unweiger- 
lich auf  seinen  Befehl  „mit  Einziehung  der  Ungehorsamen, 
Verwahrung  derselben,  Gcbuth  und  Verbuth"  Folge  zu  leisten. 
Dies  bedeutete  einen  schwerwiegenden  Eingriff  in  die  Gerichts* 
Yer&ssung  und  gab  dem  Befehlshaber  fast  unumschränkte  Ge- 
walt über  seine  Untergebenen. 

Und  noch  in  demselben  Jahre  führte  er  den  Gesinde- 
zwangsdienst auf  den  Vorwerken  ein.  Am  6.  September  1568 
erging  folgender  Befehl  sowohl  an  den  Schösaer  in  Chemnitz^ 
als  auch  an  den  Schösser  in  Dresden  wecken  des  Kamm<»r- 
irntes  Ostra:  „die  hochgeborne  Fürstin,  unsere  freundlich 
licrzgeliebte  Geniald,  ist  7.n  Bestellung  dor  von  uns  ein- 
geritumten  ^  Vnr\\  «'i  ke.  Knechte  und  Mägde  bedürftig.  Darum 
befehlen  Wir  l)ir,  Üu  wollest  allen  unsern  Amtsunterthancn, 
Sebalde  nach  Empfangung  dieses  unsers  Befehlich,  auflegen, 
dafs  sie  förder  keine  Söhne  noch  Töchter,  so  sich 
Sonstens  za  Dienste  begeben,  vermiethen  sollen, 
sie  haben  sich  denn  erstlichen  bei  Ihr.  Liebden 
oder  derselben  Befehlichhaber  angeben.  Dich  auch 
erkunden,  zu  welcher  Zeit  solche  Dienstboten  in  solchem 
unsern  Amt  gewöhnlich  angenommen  und  ausgedienet  und 
fleissigen,  da  gleich  ihre  Dienstzeit  itzigen  Michaelis  nicht 
aus,  dnss  sieh  doch  je  etliche  vor  l^lichaelis  näclistkünftig  bei 
ihrer  Lbd.  oder  deren  Refchlhaber  zu  Dienste  anbieten  möge, 
damit  ihre  Lhd.  ilprseüicii  Nothdui-ft  und  gut  fleissige  treu 
Gesinde  um  gewoiiniiche  Belohnung  erlangen  mögen.  Hieran 
geschieht  Unsere  Meinung."-  Wenige  Jahre  später  (1571) 
wurde  dieser  Befehl  wiederholt*, 

Fragen  wir  uns,  wie  es  kam,  dafs  ohne  jede  weitere 
rechtliche  Begründung  der  EurfQrst  den  Amtsunterthancn  den 
Gesindezwangsdtenst  auferlegte,  so  mtissen  wir  auf  die  Natur 
der  Amtsunterthanendienste  näher  eingehen.   ITreilich  volle 

'  Nach  von  Weber,  Anna  Kurfürstin  von  Sachsen,  Lpipzig"  t^^r».".. 
S.  143,  übernahm  die  Korfürstiu  erst  1577  oder  iö7ö  die  VerwaUunjj 
der  ffeBamten  karfBratlichen  Vorwerke;  gegen  dss  Gesinde  zeigte  sie 
sich  nart. 

«  H.  St.  A.  Fin.  Ar.  Rep.  47.  Amt  Chemnitz  Nr.  13,  Loc.  37875. 
Die  Frondienste  der  Chemnitzer  Amt«untertbanen  Bd.  I,  1564,  Bl.  10, 11. 
IL  8t.  A.  Fin.  Ar.  Bep.  47.  Amt  Dresden  Kr.  160,  Loc.  87903,  Acta 
Cornnn^'sioniB.  Die  cum  Vorwerk  Ostni  benötigten  Knechte  und  Mftgdei 
1568,  Bl.  1. 

*  1670  verbot  er  den  Amtsimtcrthanen  zu  Bitterfeld,  Gesinde  m 
mieten,  ehe  seine  Vorwerke  damit  versehen  wären.  Falke  a. a.  O.  S* 93. 
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Klarheit  HeTee  Bich  bei  dieeeo  verwickelten  Verhaltnisaen  nur 
dann  schaffen,  wenn  wir.  was  nicht  angeht ,  die  Entwicklung 
dieser  Dienste  bie  in  das  13.  Jidbrhundert  aurttekyerfolgen 

konnten. 

Nach  altem  Herkommen  Ovaren  die  Amtsunterthanen  zu 
einer  Reihe  von  teils  staatsrechtlichen,  teils  privatrechtlichen 
Diensten  in  dm  Amt  verpflichtet.  Sie  mul'stcn  Vorspann- 
dienste leisten,  Holz-  und  Haufuhren  für  das  Amt  ausführen 
u.  dgl.  m.  AuÄ  diesen  eiuzeluea  Dieuötvcruiliclitungen  lei- 
teten, wie  es  scheint,  die  Kurfürsten  ein  allgemeines  Recht 
ab^  wann  und  wo  es  ihnen  beliebte^  die  Amtsunterthanen  su 
irgend  welchen  Arbeiten  heranauziehen.  Mehrfach  wude  dies 
Recht  in  Ansprach  genommen  bei  Schlofs-  und  Festungs* 
bauten;  nie  hätte  man  durch  freiwilliges  Angebot  die  gentt' 
tr'^nde  Zalil  von  teehnisih  geschulten  Kräften  erhalten.  Be- 
durfte man  deshalb  gröfserer  Arheitersrhareu,  so  forderten  die 
Kurfürsten  zuerst  von  den  Scfiösseni  Verzeichnisse  ^  der  in 
den  Amtern  wnim-nden  Mam'er,  Steinmetzen,  Ziramerkute, 
Tagelöhner  ein,  um  dann  diese,  wie  es  mehrmals  heilst:  auf 
Gkund  des  „Hofzuges''  zu  den  Arbeiten  einzuziehen.  Den 
Arbeitern  wurde  der  ortsflbh'che  Tagelohn  zugesichert.  Es 
finden  sich  auch  Beispiele,  dafs  die  Kurftlrsten  zu  Qunsten 
eines  Dritten  über  die  Amtsunterthanen  verfügten.  So  befiihl 
einmal  Kurftirst  August  dem  Schösser  in  Meifsen^  dafs  er  den 
Amtsuntertlianen  und  Hausgenossen,  die  um  Lohn  zu  arbeiten 
pflegten,  auferlege,  dem  Fischmeister  hei  Erweiterung  eines 
Teiches  um  den  gebührlichen  Lohn  zu  arbeiten. 

In  allen  diesen  Fällen  übte  die  Regierung  wohl  einen 
Zwiin^  auf  die  Amtsunterthanen  aus,  sicherte  aber  gleich- 
zeitig den  Arbeitern  den  gebräuchlichen  Lohn  zu.  In  nichts 
unterschied  sich  ursprnnfflich  hien^an  der  Gesindeawangs- 
dienst,  wie  wir  ihn  zunächst  vom  Kurförst  August  1568  auf 
den  Domänen  eingeführt  sehen.  Bald  jedoch  sollte  dies  Recht 
eine  andere  Gestüt  annehmen,  ausarten  und  als  furchtbarer 
Druck  auf  der  ländlichen  Arbeiterbevölkerung  lasten. 


nur  dürftige  Nachrichten  7u  Gebote;  verhältnismiifsi^^  das 
meiste  Material  ^  findet  su  h  in  den  Verwaltun^snkten  des 
Eammei*gutes  Ostra  bei  Dresden;  an  der  Hand  dieses  Mate- 


1  Vffl.  Loe.  85241.  Veneiehiiis  der  Maurer,  Zhnmerleutet  Stein« 
UetBen  1570. 

*  Kop.  47.  Amt  Hohustein  Nr.  73,  Loc.  37966.  Die  au«  dem  Aoit 
fiohnstein  im  Vorwerk  Ostra  alljährlich  zu  !»tellenden  Dienstknechte 
betreff.  1602  sq.  Rep.  47,  Amt  Dresden  Kr.  1%  Loc.  37903.  Acta  Com- 
missionis  Die  zum  Vor\rf»rk  Ostra  b*»iir»tifften  Kneehto  niul  Miii^d.«  botr. 
1568  sq.  Vgl.  auch  Eulitz,  E.  Schlofs  Waidheim.  Waldheuoa  lööyj  dort 
ähnUeb«  Venniche  ma£  S.  24  geschildert 


Uher  die  nächsten  Stufen 
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rials  M'oUen  wir  verttuüben,   die  Ausbildung  des  Gesinde- 

zwangsdieiistes  in  den  nftchsten  Jahrzehnten  zu  verfolgen. 
Aus  der  Vereinigung  mehrerer  von  Kurfürst  Äloriu  (1549) 

und  Kurfürst  August  erkaufton  Güter  entstand  das  Kammer» 
^iit  ( ).stra  ^ :  dem  Hofe  diente  es  als  Küchengut  Die  Kur- 
tVirsicMi  wandten  innner  eine  besondere  Snrirfalt  auf  die  Ver- 
waltung dieses  Gutes.  T)ie  aus  <]oni  Jahn'  1569  stammende 
Instruktion  für  einen  NOrwerksverwalter  liabon  wir  schon 
kennen  irelernt.  Aus  einem  Beriehte  des  Ratü  zu  Dresden  — 
19.  Juli  1Ü18  —  wissen  wir,  dalö  die  zu  Vorwerk  Ostra  ge- 
hörigen  Dörfer  ursprünglich  wohl  zu  Frondiensten»  nicht  aber 
zur  Stellung  von  Gesinde  verpflichtet  waren. 

Dies  änderte  sich  mit  dem  schon  erwähnten  Schreiben 
Kurfürst  Augusts  an  den  Schösser  (6.  8ept  1568).  Mit  der 
allgemein  gehaltenen  Aufforderung  an  die  Gutsunter thanen, 
ihre  Kinder  zuerst  auf  dem  Gutshofe  zum  Gesindedienst  an* 
zubieten,  scheint  man  sich  nicht  begnügt  zu  haben.  Der  Kur- 
fürst griff  zu  anderen  wirksameren  Mafsnahmen.  Er  befahl 
jetzt  den  Amtsunterthanen,  eine  bestimmte  Anzahl  von 
Gesinde  für  das  Kammergut  Ostra  zu  stellen.  Den  Amts- 
unterthaneu  in  den  Amtern  Radeberg  und  Hohnstein  wurde 
die  Stellung  vun  Dieustkuechten  zu  den  Ochsengeschirreu, 
denen  im  Amte  Stoipen  die  von  Viehmägden  auferlegt. 

In  den  Jahren  1592 — 1602  war  Ostra  Witwensitz  und 
schied  während  dieser  Zeit  aus  der  kurftlrstltchen  Verwaltung 
aus.  Mit  dem  Anfall  des  Gutes  an  die  Kammer  setzte  Kur- 
^rst  Christian  II.  die  Politik,  sich  durch  Zwang  aus  den 
Ämtern  das  in  Ostra  benötigte  Gesinde  zu  verschaffen,  fort. 
Schon  am  4  März  1()02  erliefs  er  einen  dahin  zielenden 
Kamnicrbefohl  an  den  Schöaser  in  Stolpen.  Damit  werden 
eine  Keihe  von  Vcihandlungen  mit  d«*n  Ämtern  eingeleitet,  in 
denen  die  Kannnerverwaltung  versucht,  von  der  Stellung 
von  Dienstknechten  nach  Ostra  die  Amtsunterthanen  der 
Amter  Kadeberg  und  Moritzburg  zu  entlasten,  dagegen  die  der 
Amter  Stolpen,  Lohmen  und  Hohustein  zu  belasten.  Auffällig 
Isty  dafs  wänrend  Kurfürst  August  ohne  weiteres  durch  den 
SchÖBser  den  Amtsunterthanen  die  Stellung  von  Gesinde  auf- 
erlegte, jetzt  die  Schösser  erst  in  Unterhandlungen  mit  den 
Amtsunterthanen  treten  und  dafs  diese  sich  niclit  eher  ver- 
pflichten als  bis  ihnen  zugesichert  wird,  nach  sieben  Jahren 
werde  die  „Beschwerung"  auf  ein  anderes  Amt  gelegt  werden. 

Kin  Ziel  war  erreicht:  das  Ktinniergut  Ostra  konnte 
fortan  leicht  und  bequem  seinen  Redarf  an  Gesinde  decken; 
aber  für  das  gestellte  Gesinde  mul^ic  der  „gebräuchliciie"  Lohn 
gezahlt  werden.   Auch  diesen  auf  die  Ämter  abzuwälzen  und 


^  Das  jetzt  zur  Paciituug  geliürigo  Areal  betragt  764  Acker. 
B9bmc,  a.  a.  O.,  S.  IL 
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die  Arbeit  <les  Oesitvlf-  i'l>onso  Tuir-ntgeltlich  zu  haben  wie  die 
der  Fruiih^titc,  war  auii  d  i  >trebeu  der  rriit^vpruaitung.  Die 
erste  Nachricht  davon  tiiulet  sich  in  einem  jJetVlilc  —  vom 
28.  Januar  1(307  —  an  den  Schösser  in  Rädel  x  rg.  Es  wird 
da  dem  Schösser  aufgetragen,  alle  diensttüchtigen  und  unver- 
ehelichten Knechte  —  also  aneh  «lle  solche,  die  bereits  in 
Stellung  standen!  —  siisammenzaberafen  und,  nachdem  der 
Ostraer  Vorwerksvogt  sich  die  genügende  Anzalil  von  Ochsen- 
treibem  und  Ackerknechten  ausgesucht  habe,  mit  dem  ange- 
mieteten Gesinde  den  Lohn  zu  vereinbaren,  damit  dann  später 
in  der  Höhe  des  iV'stgesctztoM  Lohnes  <'nio  Aiilau»?  auf  die 
Dresdener  Amtsuritortlianeny  „wie  bisiiergebräucliiicii  gewesen '^^ 
gelegt  werden  könne. 

So  „p^ebrSiichlich",  wie  hier  behau|itt't,  war  diese  Anlage 
denn  doch  nicht.  AI0  öie  ausgeschrieben  wurde,  kam  es  zu 
einem  erregten  Schriftwechsel  «wischen  dem  Schösser  und  den 
von  ihr  betroffenen  Dorftehaften.  Diese  wiesen  darauf  hin,  dafs 
seit  40  Jahren  noch  nie  von  ihnen  durch  eine  Anlage  die  Be- 
sahlung  der  Löhne  der  in  Ostra  gehaltenen  Knechte  gefordert 
worden  wäre.  Sie  wären  sdion  verpflichtet,  im  Frühling  und 
Herbst  für  Ostra  Tagelöhner  zu  stelbMi,  die  vom  Vtirwork  nur 
2  gr.  erhi'^lten,  denen  aber  ihre  Gemeinden  aul'serdein  täf^lieh 
2  gr.  zufscliielsen  müisten.  Der  Sohösser  l'idirte  zur  13e,:;rruiduiig 
der  neuen  Anlasrc  weder  das  Herkonmicn  nocli  aonat  einen 
Rechtsgrund  au;  er  beriet"  sicli  daraut,  dais  in  Ostra  die 
Ochsenknechte  nur  den  Lohn  „wie  vor  alters  geordnet"  er- 
hielten; der  Gesindelohn  stiege  von  Jahr  zu  Jahr  und  die 
Differenz  zwischen  den  in  Ostra  gezahlten  und  im  Amte  üb- 
lichen Lolui  betrüge  jetzt  jährlich  6  fl.;  es  wäre  billig,  dafs 
difgentgen  Dorfschaften,  welche  kein  Gesinde  stellen  müfsten^ 
wenigstens  diese  Zulage  von  6  fl.  fUr  jeden  Knecht  durch  eine 
Anlage  aufbrächten. 

Die  Verbandlungen  über  diese  Anlnj^o  zogen  sich  mehrere 
Jalire  hin,  denn  der  Rat  der  Stadt  Dresden  reichte,  in  Wahr- 
nehmung der  Interessen  seiner  Untergebenen,  mehrere  -  am 
19.  Juli  1613  und  2.  März  1620  —  Beschwerden  dagegen 
bei  der  Kegierung  ein.  Aber  alles  half  nichts;  der  Eurf&st 
entschied  su  Ungunsten  der  Dorfgemeinden,  und  die  Anlage 
wurde  beibehalten. 

Der  Bedarf  an  Dienstkräften  auf  Ostra  steigerte  sich  in 
den  nächsten  Jahren;  1602  hatte  der  Verwalter  7 — 8  Knechte 
verbiTiirt.  1607  schon  12  — 14,  1614  trnr  22.  Aurb  während  des 
80jährigen  Krieges  liefs  die  "Nachtrage  nicht  nacli ;  in  den 
Jahren  1620,  1034,  1053  werden  wegen  der  Stelhmg  von 
Knechten  mit  einzelnen  Gemeinden  weitere  Abkommen  ge- 
troffen. Nach  Ausgang  des  Krieges,  1659,  verlangte  mit  einem 
Male  die  Outsverwaltung,  dacfs  den  Ämtern  86  Dfensemagde 
SU  stellen  auferlegt  werde.  Auch  dies  bewilligte  die  Regierung. 
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Wieviel  Knechte  und  Mägde  innerhalb  eines  Amtes  der 
Ostraer  Vop^t  sich  aus.^nel)«'n  durfte,  war  in  den  Verträgen 
mit  den  Aint.suiiterthaiHMi  ie^^lgesetzt Aucli  auf  anderen  kur- 
furtitiichen  Vorwerken  .scheint  es  üblieli  gewesen  zu  sein,  durch 
Verteilung  der  GcsindeütelluDg  auf  den  Amtern  den  Bedarf 
an  Arbeitskräften  fUr  die  Vorwerke  zu  decken.  Aus  Cheiumiz 
wird  berichtet,  dafs  man^  damit  die  Baaersleute  nicht  ftber 
Gebtthr  beschwert  und  dee  Gesindes  auf  einmal  entblöfst 
würden,  das  Amt  in  sechs  Teile  abgrenzte.  Jedes  Jahr  wurde 
nur  aus  einem  Teile  das  benötigte  Glinde  genommen'. 

Blicken  wir  auf  die  Entwicklung,  wie  sie  bis  zum  An- 
fang des  30jährigen  Krieges  verläuft,  zurtlck,  so  sehen  wir, 
wie  allmählich  aus  der  allgemeinen  Unter thanenpflicht  der 
Amtssassen  sich  der  Gesindezwanir-^dienst  entwickelt.  Die 
Stellung  des  Staates  als  Grofsgruudbesitzer  war  hier  mafs- 
gebend;  der  Mangel  an  Gesinde  und  der  Vorzug,  den  luaii 
den  Ortsange«essencn  einräumte,  brachten  es  mit  nich,  dafs 
das,  was  erst  vurüborgeheud  eiugefiihrt  wuixle,  dauernd  bei- 
behalten werden  sollte. 

Die  Amtsunterdianen  hatten  aber  nicht  nur  das  für  die 
Vorwerke  nötige  Gesinde  au&ubringen,  sondern  sie  mufiiten 
auch  durch  eine  Anlage  einen  Teil  zu  dem  Oesindelohne 
beisteuern. 

Diese  Gesindepolitik,  einmal  den  Bedarf  an  Gesinde  durch 
eine  Zwangsverpliichtung  der  Unterthanen  zu  decken,  ander- 
seits iu  einer  Zeit,  in  welcher  die  Preise  aller  Waren  beständig 
stiegen,  jede  Erhöhung  des  Lohnes  zu  verweigern  uud  am 
„Herkommen"  festzuhalten,  bildete  das  Vorbild  fllr  die  Be- 
strebuugun  b  r  Kittergutsbesitzer.  Auch  sie  wollten  durch 
Einführung  des  Zwangsdienstes  bei  ihren  Unterthanenkindern 
sich  von  Angebot  und  Nachtrage  unabhängig  stellen;  femer 
lag  es  in  ihrem  Interesse,  jedes  Steigen  des  Lohnes  au  Ter- 
hindern  und  ihn  immer  möglichst  niedrig  zu  halten. 

So  beginnen  denn  im  Anfong  des  17.  Jahrhunderts  die 
Stände  bei  der  Begierung  um  Einrahrang  des  Geaindeawanga- 
dienstes  einzukommen.  Zu  einem  wahren  Petitionsstunn  kam 
es  auf  dem  Landtage  von  1609.  Über  40  Beschwerden*  das 
Gesinde  betreffend,  zum  Teil  recht  umfangreiche,  liefen  aus 
allen  Teilen  des  La?ides  ein.  Da  wurde  dir  Kpf^ierting  ange- 
gangen, zu  verniducu.  ilal.s  alle  Adelsuntertiianen,  die  ums  Geld 
mit  Pferden  und  der  Hand  arbeiteten,  ihren  Lehna-  und  Erbherrn 


>  1614  stellten  die  Ämter  Radeberg  5  Bdiechte,  Dresden  6,  Pirna  4» 
Hohnstein  4,  Moritzbiirg  8. 

*  FiTK  Rep.  47.  Loc.  37875.  Froiuiionste  der  Chomnitzer  Amts- 
untcrthauüii.  Bd.  II,  Bl.  11.  Bericht  des  Vorworkspächters  Tom  12. 
Des.  1659. 

^  Loc.  9362.  £xtraktc  der  Grayamiiia  auf  dem  Landtage  sn  Tomn. 

1009.  Bd.  I,  Bl.  m~176!l 
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„vor  Fremden"  um  Belohnung  zu  arbeiten  verpflichtet  wären. 
Andere  wieder  verlangten  nur,  dafs  diejenigen  Uuterthanen 

und  deren  Kinder,  welche  Wolle  spinnen  und  krempeln 
kiinnten,  auch  angeli?iltpn  würden,  ihren  Erbherni  den  Flachs 
und  dt-n  JFanf  zu  verarbeiten.  Eini^'-f  «-rsnchten  den  Kur- 
fürsten, ihnen  die  Krbgeriehte  „auf  ein  w  i>>e.s  Mafs  und  uui 
einen  leidlichen  Abtrag"  zu  verpacluca  uml  eiuisuräumen. 
Ihr  Gesuch  begründeten  nie  damit,  dafü  das  Geäinde  zu  neuen 
Berafdarteu  greife,  die  Unterthanenkinder  bei  ihnen  nicht 
dienen  wollten  und  ein  Gesindezwaug  ihnen  fehle.  Von  einer 
Pachtung  der  Gerichte  aber  hoffiten  sie,  dafs  dann  ein  jegUchee 
▼on  ihnen  seine  häusliche  Nahrung  mit  besserer  Ruhe  und 
Be<|uemlichkeit  betreiben  könne.  Ganz  allgemein  wurde  das 
Verlangen  gestellt,  in  einer  Gesindelohntaxe  die  gestiegenen 
Gesindelöhne  herabzusetzen.  Und  schiiefslich  wagten  sich  auch 
einige  beherzt  mit  iliren  Wünschen  heraus  und  vorlan^tön  den 
Gesindezwan^j^sdiei^st :  ta!l=;  die  Unterthnnen  und  Lehüsleute 
ihre  Kinder  als  Knechte  und  Mägde  vermieten  wollten,  soliteii 
sie  die  Dienste  ihrer  Kinder  zuerst  ihren  Erbherren  anbieten. 

Als  ein  Jahr  später  (1610)  in  Leipzig  der  Entwurf  einer 
neuen  Polizeiordnung  von  einem  Stiindeausüchuft»  beraten  wurde, 
beantragten  die  Vertreter  der  Ritterschaft  die  Aufnahme 
folgender  Bestimmung  in  die  Polizeiordnung:  Unterthanen- 
kinder, es  seien  Sohne  oder  Töchter,  möchten  an  den  Orten, 
wo  solches  Herkommen  bestehe,  ihrem  Erbherrn  oder  ihrer 
£rbfrau  um  den  gebräucidichen  Lohn  vor  andern  dienend 

Nicht  alle  Rittergutsbesitzer  waren  geduldig  und  hofften, 
dafs  auf  dem  Landtage  die  Regierung  ihre  Wünsche  erfüllen 
und  den  Gesindezwangsdienst  einführen  werde;  viele  ver- 
suchten, auf  ei^nie  Faust  dies  Recht  sich  bei  ihren  Gutsunter- 
thanen  anzumai'sen. 

Dies  ging  nicht  ohne  Übergriffe  ab,  mvl  IjaKI  begann  sich 
nn  Lande  eine  Opposition  gegen  die  Ansprüciie  der  Ritter- 
schaft zu  regen.  Die  Städte  beklagten  sich  auf  dem  Landtage 
Ton  1609*,  dafs  der  Adel  es  wage,  die  Kinder  seiner  Untei^ 
thanen,  die  in  den  Städten  Dienst  genommen  hätten,  auf  das 
Land  abzufordern,  und  dafs  er,  falls  diese  nicht  bereitwillig 
ihrem  Rufe  Folge  leisteten,  daiin  die  Eltern  mit  Gefängnis 
und  anderen  Strafen  zwänge,  ihre  Kinder  aus  den  städtischen 
Diensten  zu  nehmen.  Ein  solches  Verfahren  sei  der  Laudes- 
ordnung und  den  allgemeinen  geschriebenen  Rechten  zuwider. 
Vielleieht  möchten  einige  Adlige  bf^fiurt  sein,  zu  verlangen, 
dafs  ihre  Unterthanenkinder  ihnen  zuerst  ihre  Dienste  anböten, 


>  Loc.  9996.  Kleider-  und  PolizeiordnunÄen  1595-1629  (Citat  aus 
dem  von  (l*>ii  Deputierten  zur  Beratschagung  oes  DefenHionswerkea  und 

der  Polizcionlnuiij^^  orfonlei tni  bedenken  vom  12.  Juni  1610). 

^  Loc.  ^ii62.  Extrakte  der  Uravamina  auf  deio  Landtage  zu  Torgau 
1609.   Bd.  I,  Bl.  136. 
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alter  nie  könne  ein  «olches  Recht  dahin  verstanden  werden, 
dais  Untorthanenkinder,  die  schon  etliche  Jahren  in  den  Stüdten 
im  Dienst  gestanden  hätten,  mit  einem  Male  aus  dem  Dienst 
auf  da^  Land  abberufen  werden  könnten. 

Auf  diese  von  den  verschiedensten  Seiten  vorgetragenen 
Beschwerden  und  Forderungen  gab  die  R^erung  zunüchst 
keine  Antwort  Es  verstrichen  einige  Jahre.  Unterdessen 
hatte  die  Regierung  die  Beschwerden  der  Städte  allein  zur 
Begutachtung  einer  Ständedeputation  vorgelegt.  Diese  er- 
achtete die  Klagen  der  Städte  für  berechtigt  und  fand  es  un- 
billig, dafs  Gerichtsherren,  wenn  ihnen  der  Gesindezwangsdienst 
zustehe,  auch  dtis  Recht  haben  sollten,  ihre  Unterthanenkinder 
während  d«'r  ^Ij(  tsz»Mt  aus  den  JStiidtr'n  aufs  Land  zurückzu- 
fordern. Die  l\e<,^ieruiig  schlofs  sich  diesem  Entscheid  an,  aber 
sie  fugte  in  ihrer  „Ixesolution  und  Erledigung  der  Gebrecheu- 
vom  22.  April  1G12  einen  im  Intereshe  der  Rittergutsbesitzer 
liegenden  Zusatz  bei :  „sonst'ms  aber,  da  es  bestänaiglich  her- 
bracht und  dw  Zwang  mit  Gesinde  nicht  verneint  werden 
kan.  wird  der  Gerichtsherr  aaf  solchen  Fall  einem  Fremden 
in  der  gewöhnlichen  Miethszeit  biilich  vorgezogen (Cod.  Ang. 
Bd.  I,  S.  167). 

Die  Entscheidung  der  Regierung  fiel,  den  eigentlichen 
Kernpunkt  vermeidend,  ausweichend  aus;  sie  konnte  weder 
die  weltgreifenden  Wünsrlio  der  Ritterschaft  befriedigen,  noch 
den  von  den  Städten  c  rhobenen  Klag(Mi  aldielfen.  In  di^'ser  Re- 
solution war,  was  l)tachtenswert  ist,  zum  ersten  Male  von  seiten 
der  Regierung  vom  Zwange  des  Gesindes  gesprochen  worden. 

Trotz  allen  Bemühens  der  Ritterschaft  galt  aber  auch  noch 
kurz  vor  dem  30  jährigen  Kriege  der  Gcsiudezwaugsdienst 
nicht  als  ein  dem  Kittergute  zustehendes  Recht;  nur  auf  ganz 
wenigen  Rittergtttem  war  der  Zwang  beständig  hergebracht. 
Um  Gewifsheit  zu  erlangen,  in  welchem  Um&ng  der  Zwangs- 
dienst  sich  schon  eingebürgert  hatte,  haben  wir  11  Erbregister 
über  Rittergüter  und  den  dazu  gehörigen  Dörfern,  die  in  den 
Jahren  1602 — 1644  aufeerichtet  wurden,  durchgesehen;  nur 
auf  einem  Oute,  dem  Rittergut  Sachsenburg,  findet  sicli  die 
Vormiete;  da  heifst  es  im  Erbr»\gister :  „wann  auch  die  Leute 
in  allen  diesen  zugehörigen  Dörtern  Kinder  haben,  m  zum  dienen 
tüelitig  sind,  ."^ie  dieselben  zuförderst  gegen  die  iSachsenburg 
in  die  Ilerrsehaftsdienste  abfolgen  zu  lassen  seliuldig  .sind". 

Zu  einem  etwas  anderen  Ergebnisse  gelangen  wir,  wenn 
wir  die  ans  diesem  Zeiträume  erhaltenen  fünf  Amtsbücher 
(1610—1628)  und  drei  weitere  Verzeichnisse  ttber  die  Dienate 
der  Amtsunterthanen  (1616 — 1644)  durchsehen.  Da  finden 
sich  mehrere  Beispiele  von  Gesindezwangsdiensten;  er  ist 
verzeichnet  in  des  Amts  Kauensorga  Erbbuch  (1610  u.  1625)| 
in  dem  Erbregister  über  das  Amt  Frankenburg  und  dazu  ge- 
hörigen Dörfern  (1610)  und  schliefslich  in  dem  Erbbuche  de« 


Digitized  by  Google 


xn  4. 


49 


Amtes  Lnusznitz  (1628).  Letzteres  ErM)iu  h  enthält  eine  Ab- 
weichung von  der  ;j^('^n':!nehlichen  Form.  Die  Unt<^rthanen 
sind  verprtichtet,  ilirc  Kinder  ^wozu  man  sie  gebrauchen  kann" 
ein  Jahr  lang  gegen  Lohn  und  Kost  bei  ihrer  Obrigkeit  dienen 
zu  lassen. 

-So  hatte  also  die  seit  Anfang  des  17.  Jahrhunderts  lebhaft 
betriebene  Agitation  der  Gnindbeeitzer  um  Einführung  des 
OesindeswangsdienateB  keinen  nennenswerten  Erfolg  «ulini* 
weisen.  Die  Regierung,  obgleich  sie  anf  ihren  DomUnen  den 
Unterthanen  den  Dienstzwang  auferlegte^  weigerte  sich  doch, 
ihn  als  ein  Recht  des  Rittergutes  anzuerkennen.  Ihre  Stellung 
gestaltete  sich  aber  immer  seh^^^eriger,  und  es  war  nur  eine 
Frage  der  Zeit,  wie  lange  sie  noch  den  Forderungen  der 
Kitterscliaft  widerstreben  werde.  Noch  einmal  lenkten  die 
Wirren  des  I50jaht  igen  Krieges  die  Blicke  von  diesen  inneren 
Fragen  ab ;  nachdem  aber  der  Frieden  gesichert  und  Ruhe  in 
das  schwer  geprttfte  Iiand  eingekehrt  war,  liefe  sich  die  Ent- 
scheidung nicht  ISnger  hinausschieben.  Wie  sie  ausfidi  was 
fllr  Kämpfe  ihr  folgen  sollten,  werden  wir  in  ausführlicher 
Weise  im  folgenden  Abschnitt  darzustellen  versuchen;  es  er- 
übrigt uns  noch,  in  wenigen  Worten  der  Lage  des  Gesinde- 
Standes  vor  Ausbruch  des  30  jiihngen  Krietr^^^^  7.n  gedenken. 

Während  der  zweiten  liälite  des  16.  Jahrhunderts  scheint 
auf  dem  Land«'  die  Nachfrag**  nach  Ge^indekräften  h^idlich 
durch  das  Angebot  gedeckt  worden  zu  sein.  Im  Anfang  des 
17.  Jahrhunderte  dagegen  änderte  sich  dies  Verhältnis.  Auf 
dem  Lajide  wie  in  wa  Städte  wurde  über  Mangel  an  Ge- 
sinde und  besonders  über  den  Vertiag^bruch  der  Dienstboten 

feklagt;  schliefslich  stieg  die  Gesindenot  so»  dafs  sie  m  einer 
[alamitkt  fttr  die  Landwirtschaft  aassuarten  drohte.  Die  Ur- 
sachen waren  mannigfaltiger  Art. 

Zunächst  hatte  tiirh  der  landwirtscljaftliche  Betrieb,  ge- 
fördert durch  die  AnregunLT'n  Knrfiirat  August^  iiiiTu^T 
intensiver  ^'•estÄltet.  Wir  >|'i,i(  hcn  schon  den  -t'  nden 
Bedarf  an  ( Jcsindekräften  aul  \  oi  uerk  Ostra  (lo02  nueh  7—8 
Knechte,  1616  schon  22).  Kiii  Vergleich  zweier  Erbregister 
tiber  das  im  Freibergischen  Amt  belegene  Dorf  Grofsvoigts- 
berg  ans  den  Jahren  1587  und  1625  ergiebt  femer,  dals  im 
enteren  Jahre  die  Gemeinde  eu  135,  im  letateren  au  161 
Frontagen  verpflichtet  war. 

Mit  Recht  durften  sich  die  Landwirte  Uber  den  Abflufs 
ländlicher  Arbeitskritfte  in  dir-  Städte  beschweren.  Fast  ein 
Drittel  der  Oesamtbevölkerung  lebte  in  d  >ti  St  idtmi.  und  der 
steigende  Wohlstand  ermöglichte  es  vielen,  sicii  (•i;j:n«*  Dienst- 
boten zu  halten.  Damals  mehr  als  licute  galt  eiiu^  zahh-eiche 
Dienerschaft  für  einen  Beweis  grofsen  Reichtums:  aber  auch 
der  Minderbemittelte,  der  KleinbOiger  und  Hanawerksmann 
pflegte,  wenn  es  irgend  anging,  sich  wenigstens  einen  Dienst 

Anemmf»  (H)  XD  4.  -  Walflt.  4 


Digitized  by  Google 


50 


XU  i 


boten  zu  halten.  Wir  machen  uns  heute  kaum  eine  Vor- 
stellung, wie  allgemein  verbreit^-t  diese  Sitte  war.  Als  am  10. 
Dezember  1603  in  Dresden  Kurfürbt  Ciiristian  11.  ein.'  Zähkmg 
der  ortsanwesenden  lirvölkerung  anordnete*,  um  das  Be- 
dttrftlis  fiir  eine  Verproviantierung  der  Festung  t'ebtzustellen, 
wurden  in  der  Stadt  7829  Einwohner  —  2336  Männer,  2901 
Weiber,  2592  Kinder  —  ermittelt;  geztthlt  wurden  1110  THewt- 
mädchen,  sie  machten  also  14  ^/o  der  stfidtischen  Bev<)lkeniiig 
au8y  dagegen  nur  noch  5^/o  nach  der  Berufszählung  von  1882*. 

Nacli  den  von  den  Stünden  auf  den  Landtagen  1609  und 
1612  vorgebrachten  Klageik  zu  urteilen,  rührte  in  erater  Linie 
der  allseitig  empfundene  Gesindemangel  von  dem  AUstrOmen 
ländlicher  Arbeitskräfite  in  neue  Industriezweige  her.  Das 
Aufkommen  und  Ausbreiten  etner  Hausindustrie  hatte  dem 
Gesindestande  neue  Mittel  und  Wege  des  Fortkommens  er- 
öffnet, und  es  bot  sieli  Knet  htcn  und  Miigden  die  Aussicht, 
wenn  auch  in  kümmerlicher  Weise,  so  doch  in  unabhängiger 
Stellung  ihren  Lebensunterhalt  zu  gewinnen. 

In  dem  Amte  Dresden  weigerte  sich  dais  Gesinde  ferner, 
um  einen  „billigen"  Lohn  zu  dienen.  Es  kaufte  «auf  Sehein'', 
wie  man  im  Amte  klagte,  ein  Platzchen,  um  dann  da«  Holz, 
welehes  zu  Reifen  verarbeitet  wurde,  den  Adligen  und  den 
Rittergutsunterthanen  zu  sfelilen.  In  den  Amtern  Döbeln  und 
Leifsnig  zogen  die  vermögenderen  Bauern  in  die  Städte;  die 
änneren  verspannen  selbsterzeugten  Flachä  oder  Wolle  und 
„legten*^  sich  auf  allerlei  Handarbeiten. 

Der  Hauptsitz  der  Hausindustrie  war  im  Erz^^ebirge,  hier 
gewann  sie  die  gröfste  Ausdelmung,  und  auf  üirer  (.Jrundla^^i 
entwickelt«'  sieh  im  nächsten  Jahrhundert  der  moderne  Fabrik- 
betrieb. Es  wird  uns  in  den  Besehu  ordeschriften  der  Stünde 
geschildert,  wie  das  Gesinde  keinen  Dienst  mehr  annalmi, 
sondern  allein  sich  bei  einem  Bauern  als  Hausgenosse  ein- 
mietete. Schotten-,  Borten-  und  Zwimhftndler  wanderten  durch 
das  Land  und  hielten  mit  hohen  Löhnen  Knechte  und  Mä^de 
zum  Klöppeln,  Spinnen,  Zwirnen  an;  das  Weihsvolk  wirkte 
Borten,  machte  Hauben  und  klöppelte  fieifsig.  —  Der  Verdienst 


*  Richter  ().  Verfassunf^.sgeschichte  der  Stadt  Dresden.  1885. 
S.  195.  —  Im  Jahn'  lGv39  fand  nöchmals  eim?  '/"tlilunp^  stfitt.  Dre^tlnor 
fiatsarchiv:  G.  VI.  4.  Verzeichnis  was  au  frcnii>cU'ii  und  t>iulieiim»chcii 
Mannes-  und  Weibespersoneu,  Söhnen,  Töchtern,  Gesinde,  Hansg«- 
jiossen  in  jedom  Haiiso  izo  zu  befinden  gcAvoscn.  Dies  Verzeichnis  ont- 
hält  nur  n\o  Liste  über  den  zwoiton  StadttiMl.  T)us  Alter  der  Dienst- 
boten ist  angegeben;  sie  stehen  (lurch.Hchuittlich  im  Alter  v.  18 — 22Jfthreii. 

*  Die  berechnete  mittlere  Bevölkerung  ergab  am  1.  Juli  1Ö5<2 
22H.V27  Einwohner,  gexählt  wurden  am  5.  Juni  1882  18105  wefliKehe 
Dicuendc. 
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war  grofs ;  mancher  Hausgenosse,  hiefs  es,  besäfse  eine  gröfsere 
Barschaft,  als  man  bei  einem  Bauern  fitnde^ 

Dieses  plötzliche,  fast  sprunghafte  Auftreten  einer  sich 
aber  das  ganze  Land  verbreitenden  Hausindustrie  ist  selir  be- 
achtenswert. Leider  aber  können  wir  uns  auf  die  weiteren 
Fragen,  nach  dem  Ursprünge,  der  Verbreitung  und  den  Absatz- 
gebieten dieser  Hausindustrie  nicht  einlassen. 

Der  Kegierung  war  vor  d(Mi  Landtagsverliandlungen  von 
160i>  und  1612  der  Zusjunnienhang,  welcher  zwiselien  der 
Ausbreitung  der  Hausindustrie  auf  dem  Lande  und  dem  Ge- 
sinderaangel  bestand,  nicht  entgangen.  Sie  erliels  schon  1608 
uu  die  Amtshauptleute  im  erzgebirgischen  Kreise  den  Befehl  -, 
das  Snitzenklöppeln  zu  yerbieten,  „weil  die  Hauswirthe  an 
Gesina  und  Tagelöhnern  grofsen  Mangel  spüren Wer  irgend 
kdrperlidi  diensttttchtig  wttre,  dem  solle  das  KlOppeln  unter« 
sagt  werden;  wem  es  gestattet  werde,  der  solle  m  das  Amt 
ein  Schutzgeid  —  jährlich  6  gr.  fttr  eine  Person  oder  2  gr. 
6  Pfg.^.fÜr  60  St  Zwirn  —  zahlen. 

Wie  wir  sehen,  „legte  sich  das  Gesinde  in  die  Häuser'*, 
um  als  Hausgenossen  sich  den  neuen  Erwerbsarten  zuzuwenden. 
Man  liefs  es  deshalb  bei  einem  Verbote  des  Spitzenklöppelns 
nicht  l)ewenden,  sondern  schenkte  auch  den  Hausgenossen  be- 
sondere Beachtung.  Schon  im  .Talire  1603  erging  ein  Verbot 
an  die  gemeinen  Leute",  nielit  mehr  wie  bisher  in  einem 
kleinen  Häuschen  8—4  „Paar  Volks"  als  Hausgenossen  auf- 
zunehmen. In  Amtsstfldten  und  DOrfem  dürfe  man  nicht  mehr 
als  einen  Hausgenossen  in  dnem  Hause  dulden  (Cod.  Aug. 
Bd.  I,  S.  165).  Damit  scheint  man  aber  nicht  durchgekommen 
KU  sein,  denn  1612  wurde  jedem  Unterthan  gestattet,  ^ein 
Paar  Hausgenossen"  in  seinem  Hanse  zu  halten,- jedoch  mit 
einer  Erschwerung ;  diese  mufsten,  um  aufgenommen  zu  werden, 
einen  Abzugsbrief  oder  Kundschaft  ihrer  letzten  Herrschaft 
vorweisen  können  (Cod.  Aug.  Bd.  [,  S.  190).  Aulserdem  ward 
auf  alle  Hausgenossen  eine  besondere  Steuer  gelegt. 

Aucli  die  Verwaltungen  der  grörs<'ren  >>tädte  schlössen 
sich  dieser  Bewegung  an.  Sie  suchten  durch  den  Krlafs  von 
-Hausgenossen-Ordnungen"  das  Eindringen  einer  proletarischen 
Endlichen  Bevölkerung  von  sich  abEUwehren.  Tynisch  fUr 
diese  Bestrebungen  ist  die  Hausgenossenordnung  der  Stadt 

'  Loc.  9362.  Extrakte  der  Gravainina  auf  dem  Landtage  zu  Torgau. 
1^.  Bd.  I,  IM.  lU— 176  (I);  hervorzuheben  sind  die  Beschwerden 
der  Dresdner  Amtssassen,  der  Ritterschaft  im  Amt  Borna,  Döbehi 
und  LeifsMi^.  der  AintHsa.säen  in  Wolkenstein  (allein  20  FolioselteB  lang) 
und  in  FreilxTg,  die  Eingab«'  der  I?t'r<j:st!\dt»\ 

Loe.  i^36«i.  Drittem  Buch  Luudtafipsöachen  1612  woriuueu  die 
üravaniiria.  B1.  9ft,  Klagen  über  Wollklunmen  nnd  SfihiRen  n.  Bl.  74 
bis  80  pa^<:«atim^ 

s  Wi  Imt  V.  K.:  Aus  vier  Jahrhunderten.  Leipzig  1861.  N.  F. 
Bd.  I.  S. 
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Delitzsch  ^  Das  Kecht  der  Niederlassung  als  Hausgenosse 
war  an  die  Erfüllung  einer  Reibe  drückender  Polizei  Vorschriften 
gebunden.  Man  mufste  dem  Bttrgeimeister  angeloben,  sich 
des  Rates  Gebot  and  Verbot  zu  unterwerfen,  bei  den  BUrgem 
„auf  ihr  Begebren  um  einen  billigen  Lobn**  su  arbeiten«  Man 
mufste  sich  verpflichten,  auf  des  Rats  Wiesen  Heu  und 
Grummet  unentgeltlich  zu  machen  und  den  Markt,  so  oft  es 
nötig  wäre,  zu  kehren  u.  s.  w. 

Das,  was  man  bezweckte,  wurde  doch  durch  alle  dies© 
Verordnung'^n.  so  beschwerlich  sie  auch  dem  Einzelnen  fallen 
mochten,  nicht  erreicht.  Die  Hausindustrie  gewmin  mehr  und 
mehr  an  Boden  und  entzog  dauernd  der  Landwirtschaft  die 
besten  Arbeitskräfte. 

Man  kann  häufig  beobachten,  daiä  Ai heiter,  wenn  hei 
günstiger  Konjektur  des  Arbeitsmarktes  ihre  Forderungen  ihnen 
leicht  Dewilligt  werden,  die  Gunst  der  Verhältnisse  nicht  zu 
einer  allgemeinen  Verbesserung  ihrer  socialen  Lage  benutzen, 
sondern  dafs  sie  vielmehr  ihren  gestiegenen  Lohn  verscbwenden, 
die  Arbeit  schlecht  und  verdrossen  leisten  und  sich  g^gen  ihre 
Arbeitgeber  widerwillig  und  unbotmäfsig  erweisen. 

Dies  ünden  wir  bestätigt  in  den  auf  den  Landtagen  vor- 
gebrachten Besehwenlen :  auf  das  Benehmf^n  des  Gesindes 
hatte  die  vennehrte  Arbeitsgelegenheit  und  der  höhere  Lohn 
nicht  voi  teilhat L  eingewirkt.  Es  wird  uns  als  aufgeblasen  imd 
hochmutig,  als  frech  und  mutwillig  geschildert;  die  Arbeiten 
verrichte  es  „uu treulich",  und  sein  Ungehorsam  nehme  so  zu, 
dafs  „dadurch  viele  Hauswirte  ihrer  Nahning  überdrüssig 
werden*.  Als  ein  Zeichen  des  gelodserten  patriarchalischen 
Verhältnisses  zwischen  Gutsherren  und  Gutsunterthanen  mttssen 
wir  es  auflassen,  dafs  Unterthanenkinder,  welche  einen  Dienst 
suchten,  sich  geradezu  bei  ihrer  Gutsherrschaft  in  Dienst  zu 
treten  weigerten ;  ia  wir  hören  sogar,  dafs  auf  einigen  Ritte^ 
gtltern  überhaupt  kein  Gesinde  mehr  zu  bekommen  war  und 
dafs  der  Ackerbau  und  alle  Arbeiten  allein  mit  Tagelöhnern 
bestellt  werden  mufsten 

In  Zeiten  wirtschaldichen  Aufschwungs  pflegen  sich  die 
Fälle  des  Vertragsbruches  von  Seiten  des  Gesindes  zu  mehren. 
Die  HofiViung,  schnell  ein  neues  Unterkommen  zu  finden,  der 
Anreiz,  der  für  jeden  Menschen  in  der  Verändenuig  seiner 
Verhältnisse  liegt,  verleiten  viele  bei  dem  geriugf\igigsten  An- 
lasse, ihren  übernommenen  Pflichten  sich  zu  entziehen  und  aus 
ihrer  Stellung  zu  laufen.  Alle  Versuche,  welche  die  Gesetz- 
gebung des  16.  Jahrhunderts  gemacht  hatte,  um  den  Vertrags- 


»  Lehmann,  Chronik  der  Stadt  Delitzsch.  Herausgegeben  von 
Schulze  Delitssch,  1852.  S.  91.. 

^  Hoi?chwordepunkt  der  Amt?sapf»eTi  im  Amte  Schweinitz,  de«  Adel§ 
im  Amte  Liebonwerda,  der  Kitterschaft  der  Ämter  Dibbeln  und  LeifMuig. 
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bruch  eiüzuöcliriiuken,  erwieöeu  sich  als  nutelos.  Überall  im 
Lande  klagte  man,  dafa  das  Gesinde  ohne  Ursache  den  Dienst 
Terlasae;  mancher  ehrliche  Mann  und  Hauswirt  müsse  3—4 
Dienstboten  in  einem  Jahre  annehmen  und  erlitte  deswegen 
grofsen  Schaden 

Nie  wäre  der  Vertragsbruch  des  Gesindes  in  gröfserem 
Um£»nge  möglich  gewesen,  und  nie  hätte  er  sich  als  unaus- 
rottbare Krankheit  einnisten  können,  wenn  nicht  die  Dienst* 
hensrliaften  dem  Gesinrlc  htilfreiche  Hand  geboten  hätten, 
<!♦  iin^  wie  ganz  rirliti«^  auf  dem  Landtage  bemerkt  wurde: 
j.>oUild  ein  Dienötbote  seinem  Herrn  entläutt,  wird  er  von 
einem  anderen  aufgenommen  und  der  Dienstbote  in  seinem 
MuthwiUen  bestärkt".  Jede  Dienstherrschaft,  welche  bewufst 
einen  Vertragsbrüchigen  Dienstboten  mietete,  war  in  gewissem 
Sinne  am  Vertragsbrache  beteiligt.  Die  Einführung  des  Ab- 
gangszeugnisses konnte  nur  dann  die  Neigungen  des  Gesindes, 
einen  Dienst  leichtfertig  aufzugeben,  beschränken,  wenn  die 
Dienstherrschaften  kein  Gesinde  ohne  ein  Abgangszeugnis  in 
ihren  Dienst  nahmen.  Das  Gesuch  der  Stände  auf  den  Land- 
tagen um  Aufnahme  verschärfter  Bestimmungen  gegen  den 
Vertrngsbruch  und  um  Erlafs  einer  Polizeiordnuii^,  fand  boi 
der  Kegierun;j:  kotn  Entgegenkommen.  Ein  K^t"ol^•  wäre  aueh 
nur  dann  zu  erziel«  n  Seewesen,  wenn  man  nicht  nur  auf  das 
Mieten  von  Vertragsbrüchigem  Gesinde  Strafen  gesetzt,  sondern 
sie  auch  eingezogen  hiitte. 

Eins  dürfen  wir  nicht  vergessen,  auf  den  Landtagen  führten 
nur  die  Arbeitgeber  das  Wort;  was  das  Gesinde  dachte,  hören 
wir  nicht;  aber  die  Klagen,  welche  die  Stttnde  beständig  vor- 
bringen, gewähren  uns  doch  bei  der  nötigen  Kritik  einen  Ein- 
blick in  die  Gesindeverhältnisse.  Niemals  aber  verstieg  man 
sich  auf  den  Landtagen  zu  einer  solchen,  von  DUnkel  und  An- 
mafsung  strotzenden  Sprache,  wie  sie  in  einer  Verordnung 
vom  6.  August  1616  die  reielie  Kanfmannsstndt  Leipzig  führte 
Der  Rat  beklagte  sich  über  die  Gesindemäkler.  Sie  verhetzten 
das  Gesinde  so.  dafs  es  alle  Vierteljahre,  ja  alle  Monate  seinen 
Dienst  wechsle  und  keine  Strafe  seines  ünfleifses  von  Herreu 
und  Frauen  leiden  wolle.  Gegen  Ende  der  Dienstzeit  müfsten 
die  Dienstherrschaften  das  Gesinde  bitten,  im  Dienst  zu  bleiben 
und  sich  vor  ihren  Dienstboten  gleichsam  demütigen,  da  es 
doch  Sache  des  Gesindes  sei,  „solches  zu  thuen  und  ihren 
Herren  und  Frauen  die  Ehre  ansul^en  gebühret,  ob  sie  in 
demselben  Dienst  länger  geduldet  werden  könnten  ^. 

*  U.  a.  Beschwerde  der  Auitssasüeu  der  Amter  BcUi^,  Schweinitz, 
Liebenwerda,  Torgau,  Salza,  Weifeiensee,  der  Ritterschaft  in  den  Ämtern 
Sshsa,  Weifaeusee,  Schweinitz.  Lan^ensal:  t 

Leipziger  Ratsarcliiv  LXII.  O.  3.  Projekt  zu  einer  Gesinde- 
orduuDg.  1714. 
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In  den  zahlreielicn  KleiderordnuDgcn die  um  die  Wende 
(los  17.  Jahrhundert«  in  Sachsen  erlassen  wurden,  wird  dem 
Gesinde  verboten,  seidene  Kleider,  goldne  Borten  u.  dcrgl. 
zu  tragen.  Sie  sollten  sich  aussdiHefslich  mit  gemeinem  Land- 
tuch bekleiden.  Bei  Klassitizicruiig  der  Stände  werden  sie 
nicht  mehr  dem  gemeiTien  Bürger  und  den  Gesellen  gleich- 
gestellt, sondern  sie  bilden  mit  den  Tagelöliuern  einen  eignen, 
den  untersten  Stand. 

Nach  alle  dem  su  urteilen  war  die  Lage  des  Gesindes  eine 
günstige,  auch  war  der  Arbeitslohn  gestiegen*  Leider  finden 
sich  in  den  Gravamina  der  Stände  keine  Zahlen  angegeben. 
Man  spricht  nur  davon,  dafs  das  Gesinde  unbilliges  fordere 
und  mit  Lohn  nicht  „zu  ersättigen"  sei.  Nicht  nur  die  Ver- 
treter der  ländlichen  Interessen,  die  Ritterschaft,  auch  die 
Stildte  stellten  Antnlgc  auf  den  Erlafs  einer  Lohntaxordnin>ic. 
Der  >>ald  nach  Schlufs  des  Landtages  1609  zusammenberulbne 
ständische  Ausschufs,  welcher  in  Leipzig  1610  den  Entwurf 
einer  Defensi  iiä-  und  Polizeiordnung  beraten  sollte,  begnügte 
sich  nicht,  von  der  Ropening  Mafsregeln  gegen  das  Steigen 
der  Löhne  zu  verlangen,  er  machte  auch  positive  Vorschläge*. 
Nach  ibüm  sollten  in  den  Ämtern  aas  kurfürstlichen  Beamten 
und  ortsangesessenen  ÄdÜgen  Kommissionen  gebildet  weiden, 
die  dann  .nach  Gelegenheit  der  jetzigen  Zeiten*^  ein  Gewisses, 
was  man  dem  Gesinde  und  den  Tagelöhnern  auf  dem  Lande 
an  Lohn  zu  geben  habe,  festsetzen  mttfsten.  In  den  Städten 
sollten  gleichzeitig  örtliche  Lohntaxen  erlassen  werden. 

Nach  längerer  Beratung  wurde  am  23.  April  1612  ©ine 
Polizei-  und  Klciderordnung  erlassen  (Cod.  Ancr.  Bd.I,  S.  1452). 
Die  Vorschläge  des  Leipziger  stilndischen  Ausschusses  waren 
beachtet  worden;  es  wurde  einmal  den  Räten  in  den  Städten 
anbefohlen,  in  jeder  Stadt  nicht  nur  für  die  Ilaiulwerksleutc, 
sondern  auch  f\lr  das  Gesinde  und  die  Tagelöhner  Lohntaxen 
aufsustellen  und  jeden,  Herrn  oder  Knecht,  der  dawider  handle, 
in  Strafe  zu  nelunen,  und  sodann  sollte  in  jedem  Amte  eine 
Kommission  vom  Hauptmann  und  Schösser  und  je  zwei  Schrift- 
und  Amtssassen  gebildet  werden,  die  dann  eine  Lohnordnung 
festsetze.  Die  Regierung  behielt  sich  die  Genehmigung 
jeder  in  den  Ämtern  und  Städten  erlassenen  Lohntixc  vor. 
Von  einer  allgemeinen  das  <?anze  Land  umfassenden  einheit* 
liehen  Festsetzung  der  Arbeitslöhne  sah  man  ab. 

Diis  Steigen  der  Löhne  seit  dem  Ende  des  16.  Jahr- 
hunderts ist  in  erster  Linie  auf  den  allgemeinen  wirtschaft- 
lichen Aufschwung,  welcher  durch  die  vorsorgende  Thätigkeit 
Kurftirst  Augusts  vorbereitet  wurde,  zurUckzuf^ren.  Nach 
dem  £rlafs  der  PoUzeiordnung  von  1612  bewirkten  andere 


1  Loc  9996.  Kleider-  und  PoUsdordnungeu  1595—1629. 
•  Loe.  9996.  ebd. 
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Faktoren  em  weiteres  unrl  schnelleres  Aiizielien  der  Löhne, 
welche  die  Durchf[ihrn?i'j:  rl»  r  Tcixordium^^  vereitelten.  Der 
Reichsthaler  begann  in  raimlcr  Weise  zu  '^t^ig-en,  der  Geld- 
markt wurde  von  minderwertiger  Sclieidemunze  überflutet, 
eine  allgemeine  Unsicherheit  im  Handel  und  Wandel  griff 
Platz,  and  dir  die  notwendigsten  Lebensbedürfnisse  wurden 
tmenehwingliche  Prdse  gefordert.  SchlieJMich  endete  die 
Kipper-  nnd  Wipperzeit  mit  einem  fnrchtbaren  Zusanunenbmdi 
des  Geldmarktes. 

Der  Wendepunkt  trat  mit  den  erregten  LandUigsverhand- 
hingcn  von  1622  ein.  Die  Kegicmnp:  stellte  die  Prägung  von 
Usualiiiünzen  ein  und  eiitzoq-  dnn  Verkehre,  so  gut  es  ging, 
die  umlaufenden  tVenulen  St  lu  ii  N  tniinzen.  Nachdrllcklieh  hatten 
die  Stände  betont,  dais  neben  einer  lu  lorm  des  Mtinzwesens 
aucli  eine  Regulierung  der  Preise  erforderlich  aei.  Die  Re- 
gierung folgte  den  gegebenen  Anregungen.  Von  dem  1612 
Angestellten  Prineip,  znr  Grundlage  einer  Taxordnnng  die 
Amter  als  wirtschfdäiche  Einheit  sn  nehmen,  ging  num  dies- 
mal ab ;  man  beschlols  dage^n,  innerhalb  der  Kreise  Taxen 
Är  die  Arbeitslöhne  aufisttStälen. 

Ein  Ausschreiben  vom  9.  Juni  1 623  befahl  in  jedem  Kreise 
die  Errichtunir  einer  aus  Adligen,  Beamten  und  Stadträten 
gebildeten  Kommission,  welehe  innerhalb  vier  Wochen  „eine 
absonderliche Taxord  nnn^  aller  Sachen,  von  Getreide,  Viktualien, 
W^aren,  Löhnen,  Zehrungen  in  den  Herbergen  u.  s.  w.  sowohl 
auf  dem  L^mde  als  in  den  Städten**  aufzeichnen  solle  ^  Trotz 
der  bewegten  Zeit  liefen  die  ans  den  Kreisen  eingeforderten 
Kemmisstonsberichte  so  pQnkilich  ein,  da(s  schon  am  81.  Juli 
1628  ein  „Müntz-Mandat  und  angeftigte  Tax-Ordnung""  (Cod. 
Ang.  Bd.  n,  S.  788)  veröffentlicht  werden  konnte.  Die  fUr 
den  Kurkreis  ernannte  Kommission  beschränkte  sich  nicht 
darauf,  ♦'in««  Taxe  der  Gesindelöhnc  einzusenden;  nie  fii^^to 
vielmelir  üirem  Beriehte  einen  Antrag  bei,  der  dahin  gui^: 
Gesinde,  welebes  halsstarrig  wäre,  nicht  arbeiten  wolle,  oder 
nur  zu  den  von  ihm  geforderten  L-ihncii,  ^lolle  das  erste  Mal 
mit  Gefilngnis  bestraft,  das  zweite  Mal  aber  aus  der  Gemeinde 
ansgestolsen  und  ausgemustert  werden*.  Die  Kegierung  hat 
diesen  Znsatz  gestrichen. 

Schwor  hält  es,  einen  Anhaltspunkt  zur  Beurteilung  der 
Frage,  inwieweit  die  gesetzten  Löhne  der  Taxordnung  unter 
den  marktgängigen  gingen,  zu  gewinnen.   Ein  Vergleich  der 


'  ir.  St.  Arch.  AintsL'criolit  Pre-dt'n  91.  General-Tnxordmmf?  in 
allem  und  jeder  öuche  in  (.Trofpenhuyn  1628  onthillt  die  im  Meifsuor 
Kreip  geführten  Vorhandhmgen  (Protokolle)  der  KroiHkoramission. 

Richter,  Beitrac  zur  Geschichte  der  Münzfäli^chuug  zu  Anfang  des 
16.  Jahrhunderts.  Frp*.  (Mieiniuts  1871,  enthält  AuMäge  ans  der  £n- 
gehirmschen  Kreiskommission. 

"  Loc  80405.  Gesinde-  nnd  TagelOknerordnimg  165L 
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Oesindelöhne  im  Meifsnerkrcise  mit  den  in  der  LandeBordnuDg 
Ton  1482  gesetzten  ergiebt  folgendes: 

Sellin ineiiter  Grofsknecht  oder  Encke 

Geldluliii,  in  bchff.  Roggen      Geldloiin,  in  JSchff.  Roggen 
1482  6  rh.  gld.         36^2  5  rh.  gld.  32 

1623  15-18  gld.     3-4  7— 8  gld.       l^g-^p  , 

KiiHcinutter  Grofsmagd 

G*'l(U()}iii,  in  ►'^cliff.  Roggen  Geldlolm,  in  Scli£f. Roggen 

1482  2'  2  rii.  gld.        16  5  rh.  gld.  13 

1G23  6-7  gld.       IV4— IVa  5-6  gld.  1-1 V* 

Besonderen  Wert  beansprucht  diese  Vergleichung  nicht, 
denn  im  Sommer  1623  standen  die  Getreidepreise  auf  einer 
ganz  abnormalen  Ilrdio. 

Der  Zeitpunkt  zu  einer  allgemeinen  Preisres^ulit  ruiig  war 
sehr  schlecht  ;4:e^^i^hlt.  Di(!  Krisis  auf  dem  Geldmärkte  wurde 
auch  in  den  luiclKstcn  Jahren  nicht  überwunden,  und  zudem 
begannen  die  kriegerischen  Verwicklungen  im  Handel  sich 
fühlbar  zu  iiiaciien.  Niemand  kehrte  sich  an  die  staatliche 
Taxe,  und  bald  sah  die  Regierung  ab,  ihre  Inuehakung  zu 
fordern.  Aber  der  Gedanke,  von  ooen  herab  die  Preiswirreu 
zu  schlichten,  war  zu  verlockend,  und  wjlhrend  die  Kegierung 
ihre  Ordnung  Mleu  liefs,  knüpfte  sie  mit  den  städtischen  Ver- 
waltungen Verliandlungen  an,  und  forderte  diese  auf,  neue 
Taxen  zu  errichten.  Ein  Erfolg  begleitete  auch  diese  Mars- 
nahmen nicht.  Als  ein  Kuriosum  aber  mag  Erwähnung  finden, 
dafs  infolge  der  obrigkeitlichen  Anregungen  der  Rat  zu 
Dresden  eine  gleitende  ^  Skala  für  di<  Löhne  der  Handwerker 
und  Ta^^elühner  aufstellte  (1625).    Öie  lautete: 

Wann  der  Öehff.  Korn  gilt 40  Gr.,  50  Gr.,  60  Gr.,  70  Gr.,  80  Gr., 
erludten  Tagelöhner,  Gras-  oder  Getreidehaiier. 
Futteiöchneider  4  Gr.  0  Pt'i^.  —  5  Gr,  —  5  Gr, 
6  Pfu-.  —  6  Gr.  —  6  (ir.  <>  Pfe., 
K<>rn.->chneider  4  Gr.  —  4  Gr.  6  Pt'g.  —  5  Gr.  — 
5  Gr.  6  P%.  —  6  Gr., 

Getreidedrescher  oder  Drescher  3  Gr.  ö  i'l^.  — 
4  Gr.  —  4  Gr.  6  Ptg.  —  5  Gr.  —  5  Gr,  6  Pfg , 
Handarbeiter  2  Gr.  9  Pfg.  —  3  Gr.  —  3  Gr. 
3  Pfg.  —  S  Gr.  6  Pfg.  3  Gr.  9  Pfg. 

Dies  war  wohl  der  erste  \'ersuch  in  Sachsen,  die  Loluio 
nach  steigenden  und  fallenden  Getreidepreisen  zu  bestimmen; 
s)}äter  ist  er  u.  W.  nicht  wieder  unternommen  worden. 

'  Dresdner  Ratsarehiv.  CXVIIl.  198.  g.  Acta  Commissioiiis.  Die 
Taxordming  des  Getreide.'*,  der  Handwerker  miil  Tagarbeiter.  1625.  — 
Für  Steinraetzeu  uud  Zimmerleute  ist  gleichfalls  eine  gleitende  SIwIä 
des  Lohnes  aufgestellt  worden. 
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Während  deti  SOjfthrigeu  Krieges  traten  vor  der  allge- 
meinen Not  und  Drangsal  die  Gesindef ragen  zurück.  Gleich 
nach  Beendigung  des  Rrieged  wurde  die  erste  umfassende  Oe- 
sindeordnung enassen.  Auf  Grund  welcher  Parteibildungen 
dies  Gesetz  entstand,  wie  es  ausfiel  und  welche  Aufnahme  es 
im  Lande  fand,  wollen  wir  nun  besprechen. 
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Erster  Teil. 

Die  Gesindeordnungen  von  1651  und  1661  und  die 
Einführung  des  Geeindeiwangedienstes. 
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Erstes  Elapitel. 

Wirtschaftliche  Lage  Sachsens  nach  dem  oOjahrigen 

Kriege. 


Erst  swd  JeSare  nach  dem  westfilHsdieii  FriedemseUiuse^ 
am  22.  Juni  1650.  wurde  in  Eunaeliseii  ein  allgemeines 
Friedens-  und  Danktest  abgebatten.  Die  Sparen  des  gewaltigen 
Kampfes  waren  im  Lande  noch  nicht  getilgt«  Am  meisten 
hatten  die  Städte  gelitten;  in  den  Vorstädten  waren  fast  alle 
IlfhiHf'r  vfrM'fistet  uiul  zerstört,  uii^l  innerlialb  der  Ringmauern 
drängte  sich  auf  engen  fJnum  eine  verarmte  Bevölkerung  zu- 
sammen; 1  lande!  und  Wandel  stockte.  Auf  dem  Lande  waren 
die  Dörfer  verödet,  teils  waren  die  Bauern  in  die  Städte  ge- 
flüchtet, teils  hatte  sie  der  Krieg  in  alle  Winde  versprengt  j 
nur  aUmäUich  kehrten  sie  in  ihre  Heimat  rarUck,  nm  den 
▼erlassenen  Hof  zu  besiedehi,  den  TerwUsteten  aiänilMMien» 
Nur  langsam  begann  die  erwerbende  und  schaffende  Thätigkett 
des  Volkes  zu  erwachen«  In  kflraerer  Frist  aber»  als  man 
beute  zu  ghiuben  scheint,  war  die  alte  Bevölkerungszahl  er- 
reicht, wenn  niclit  überschritten  und  bewegte  sich  der  Verkehr 
in  den  alten  Gleisen. 

Von  tieferer  und  blcile  iitlerer  Wirkung  als  die  äufseren 
sichtbaren  Spuren  des  Krieges  war  die  von  ihm  verursachte 
Veränderung  in  dem  Denken  und  Empfinden  des  Volkes.  Die 
Kriegsfurie  hatte  nicht  blofs  die  Brandfackel  in  das  Btliger^ 
haus  geschleudert  und  Verwflstung  ins  Land  getragen,  sie- 
hatte an  der  alten  seit  Jahrhunderten  ausgebauten  staatlichen 
Ordnung,  an  der  Gliederung  der  Gesellschaft  gertlttelt  und  ge- 
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rüttelt,  bia  sie  schliefslich  zerbröckelte  und  neue  Gebilde  ge- 
waltsam aus  den  Fugen  braelien. 

Der  deutsche  ständische  Staat  d Mittelalters  be^afs  ein 
aurs<M'onlentlic-li  festes  Gefiig^e;  iiui-  iiiiierhnU»  Jj^rofser  Zeit- 
rUiime  vollzo.i^en  sicli  Veriiinleningen  in  der  Slelhmg  der  wirt- 
bchat'tliuhen  Klaosen,  und  mir  von  Jahrhunderten  zu  Jahr- 
hunderten traten  in  der  Landwirt^jchaft,  bei  i^lerchbleibenUer 
Technik,  sociale  Verschiebungen  ein.  Diese  fcstgct'ügte  Gesell- 
schafbordnung  hatte  jetzt  der  80  jfthrige  Krieg  ins  Wanken  ge- 
bracht Der  Druck,  welcher  auf  einzelnen  Volksklassen  lastete, 
war  zeitweise  gewichen ;  eneiglsch  suchte  ein  jeder  Stand  bei 
der  Neuordnung  seine  Interessen  geltend  zu  machen  und  bei 
der  sich  bildenden  neuen  wirtschaftlichen  Gruppierung  seine 
Lage  zu  verbessern.  In  wenigen  Jahren  werden  harte  sociale 
Kiimufe  aus^efoeliten  und  die  Grundlage  zur  späteren  £qi> 
Wicklung  gelegt. 

Gerade  der  Klas.-^e,  welche  tief  unten  auf  der  socialen 
Stufenleiter  stand,  dem  ( icsindestande  und  den  landwirtschatt- 
lichen  Tagelöhnern,  gelang  es,  während  des  30jUhrigeu  Krieges 
wohl  eine  bessere  Stellung  zu  erringen,  aber  nicht  in  ihi*  äieli 
zu  behaupten.  Dem  Tereinten  Anstürme  der  Grundbesitzer- 
partei  und  der  Regierung  mufsten  sie  unterliegen ;  die  er- 
rungenen Vorteile  ging  ihr  nicht  nur  verloren^  sondern 
sie  kam  sogar  nach  dem  30 jährigen  Kriege  in  eine  ge- 
drücktere und  abhängigere  Lage. 

Wir  haben  schon  gegen  Ende  des  letzten  Kapitels  die 
Faktoren  berührt,  welche  den  Gesindemangel  auf  dem  Lande 
verurBachten,  und  haben  ferner  die  vergeblichen  Bemüliunp:en, 
die  sieh  die  Uitterschaft  um  Erlangung  des  Rechts  auf  den 
Gesindezwangsdienst  ihrer  Unterthanen  gab,  erwähnt.  Nach 
dem  30jährigen  Kriege  nahm  bei  Krlals  einer  neuen  Ge- 
öindcordnung  die  Regierung  den  Antrag  der  Ritterschaft 
auf  und  fUhrte  den  Gesindezwangsdienst  in  Kursachsen  ein. 
Danach  entstand  im  Lande  ein  erbitterter  Kam})f  zwischen  der 
ländlichen  Arbeiterpartei  und  den  Grundherren;  diesen,  der 
sich  innerhalb  eines  Jahrzeh  ütes  (1650—1661)  abspielte^  zu 
schUdem,  >yird  nun  unsere  Aufgabe  sein,  zuvor  aber  wollen 
wir  einen  Überblick  Uber  die  wirtschaftliclie  Lage  und  die 
Stellung  der  ciir/  dnen  Parteien  voranstellen. 

Die  wirtsehatilielien  X.H'hteile  des  SOjiihrigen  Krieges 
werden  heute  noeli  vieiiaeii  iiliersehiitzt.  Es  ist  eine  Über- 
treibimg,  wenn  man  den  Nioder^an^r  Deutschlands,  den  Ver- 
lust seiner  handelspolitischen  Stellung  den  Folgen  dieses  Krie^^es 
zuschreibt.  ZcitgenössiBche  Berichte  lieben  es,  bei  besonderen 
Schäden  zu  verweilen,  einzelne  Greuel  auszumalen  und  fiir 
den  Mangel  an  eignem  sittlichen  Halt  und  Untem^mungs* 

Seist,  welcher  das  17.  Jahrhundert  charakterisiert,  schlechthin 
iesen  Krieg  verantwortlich  zu  machen.   Wir  wollen  freilicli 


I 
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nicht  leugnen,  dafs  er  su  eiper  fui  I  r'  an  n  Schädigung  Deutsch- 
kmdfl  fH&le;  aber  das  wibre  die  Folge  eines  jeden  Krieges 
gewesen;  mufste  doch  an  und  für  sich  ein  Krieg  in  früheren 
Jahrhunderten  verderblicher  als  in  der  Gegenwart  auf  die  Kultur 

einwirl'e?'. ;  denn  daniaU  liof.s  dt'r  MaTi-j-"!  au  Kapital  die 
verwüsieien  Gegenden  nur  laugsam  j*icii  eriioleu,  jetzt  strömt 
das  Kapital  zusannnen  und  hätX  in  wenig  Jahren  das  Zer* 
ötürte  \\ieder  aufbauen. 

Um  ein  ungefa!»res  Hild  der  wirtschaftlichen  Laf^e  Sachsens 
nacli  dem  Kriege  zu  gewinnen,  wollen  wir  nicht  die  von  den 
Ständen  auf  den  Landtagen  vorgebrachten  Klagen,  noch  die 
Schilderung  städtischer  Chronialen  «nfiÜupen,  sonderu  einen  an- 
deren, etwas  trookneren  Weg  ebschiagea.  So  weit  es  mögUch 
war.  haben  wir  ans  Steuanqnittangen  and  MannsdiaftwoHen 
Zabfen  anageiogeDt  aof  Qfimd  deren  wir  unsere  Schildemng 
venuohen  woUea^ 


Die  Laadsteoer  war  ein  Gemiseh  roa  VermOi^eos-y  Em- 
kommen-  und  Grundsteuer;  die  sum  Teil  durch  Selbsteoischtttsnag 

ermittelte  Steuersät^  wurden  in  einem  Kataster,  dem  äogen-ninten 
Schockkataster  eingetragen.    Ein  Vergleich  des  im  Jahre  1628 

und  des  im  Jalire  104<'^  revidierten  Schockkatasters  ei^ebt  einen 
ziftermäfsiircT:  Aidtnlt  i  ur  SrliMtzung  des  Schadens,  welchen  das 
Land  inioige  de^  Kri^es  erütten  hatte. 


Kataster  von  1628 
Kataster  von  1646 


Abgang 


ätouerschocke 
in  deu 
Anitoni 

2677956 


8S5578 


Bteuersc'hocke 
Lu  deu 
»tidtea 
2  677  774 
2036391 


641383 


iSteueraciiocke 

bei  der 
RtCterflchafI 

1 829  8;i6 
1720  946 


108890 


Daraus  ergiebt  sich,  dsüs  das  Land  (Ämter  und  BitterMhaft) 
weniger  als  die  Städte  unter  dem  Krie^  gelitten  hatte. 

Während  des  Krieges  war  es  zu  einer  völligen  Erschöpfung 

der  Steuerl^raft  j^ckoramen,  aher  kaum  war  der  Frieden  ge- 
sichert und  Hulie  in  das  Land  gekehrt,  als  sie  sicji  in  über- 
raschend schneller  ^\  eise  erholte;  dies  zei^eu  sowohl  die  Eün- 
nahnien  aus  der  indirekten  Steuer,  der  Traiiksteuer,  als  auch 
der  direkten  Steuer,  der  Laudsteuer.  Zu  einer  be8*»ereu  Wür- 
digung fUgen  wir  die  Einnahme  ans  diesen  Steuern  vor  dem 
Kriege  ' 


*  Alle  iu  die!'»^m  Kapitel  angeführten  Zahlen  aus  der  Bfvölkerungs-, 
Steuer-  und  Münzstatistik  sLnü  einer  später  zu  veröffentUdienoen, 
afdiivaltMfaea  Untenaohang  Aber  die  Steuerpolitik  KurssehBens  im 
dOjSbrigen  Kriege  ent&omaiea. 
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Tranksteuereinoabme  * 

vor  dem  Kriege  nach  dem  Kriege 

1601  02  143  046  Gld.  1652  187  226  Gld. 

1002,03  207  872    -  1653  184  900  - 

1608/04  209137    -  1654  224551  - 

1604/05  215432    -  1655  239 168  - 

1605  06  355  086    -  1656  371120  - 

1606  07  373  103    -  1657  241  905  - 

1607  08  376  813    -  1668  242  233  • 

1608  09  387  330    -  1659  235  072  * 

Landsteaeramiahme  ^ 

vor  dem  Kriege  nach  dem  Kriege 

1601  02  1S2  7S7  Gld.  1652  149  416  Gld, 

1602  03  178  721    -  1653  198620  - 

1603  04  174  481    -  1654  294  885  - 

1604  05  217  289    -  1655  213  450  - 

1605  06  24(U84    -  1656  390  982  - 

1606  07  231904    -  1657  177  254  - 

1607  08  247  459  -  1658  273  723  - 
1608/09  236956    -  1659  282456  - 

Dazu  ist  zu  bemerken,  dafs  in  dem  Zeiträume  von  1602  09 
die  Liind-  und  Tranksteuer  last  die  einzigen  Steuern  büdeten, 
wfthraid  nach  1652  noch  eine  Belho  tod  neuen 
traten,  welche  den  Aufschwang  einer  Steuer  nur  hemmen 
konnten.  Vergleichen  wir  die  Belastung  der  Bevölkerung  dureh 
Steneniy  so  eorgieht  sich  folgendes  Bild. 

Gesamteinnahme  an  st&ndischen  Stenern 

Tor  dem  Kriege  nach  dem  Kriege 

1601  '^2  334  793  Gld,  1652    649  600  Gld. 

1602  03  895  968    .  1053     722  940  - 

1608  04  392  993    -  1654  1  464  252  - 

1604  0^  143  473    -  1655    678  382  - 

1605  246  •  1656  893  964  - 
160«;  07  nio  506  -  1657  697  110  - 
1607  o8  635  600  -  1658  84<)  409  - 
1608; (»9  628  849    -  1659    822  889  - 

Oiese  Zahlen  beweisen,  wiest  imdi,  trotz  des  Imlieren  Steuer- 
druckes, die  wirt^ichaftliche  Spannkraft  des  \dlk(  s  nach  dem 
Kriege  sich  hob.  Auch  der  Verkehr  scheint  bald  m  die  alten 
Bahnen  eingelenkt  zu  hahea  ^  hier  stehen  uns  leider  nur  Geleits- 
dnnalimen  zur  Verfogung. 

'  Don  niedrigsten  Stand  während  des  Kriege-^  i  'i  hte  die  Trank- 
stener  164«^  mit  5H"M'n  (;i(J.  Einnahme.  Sohr  rasch  t^hul  dann  die  Ein- 
mihmen  gesti^eu  1644  9^80«  Gld„  1645  94  645  Gld.,  1646  104  306  Gld^ 
1647  151615  Gld.,  1648  152757  Gld.,  1649  148604  Gld. 

«  Die  Landsteuer  brachte  1647nnr  36f  '  7  (  ;id.(?)ein:  1648  SOdM  Gld» 
1649  62166  Gld.,  1650  Ib^m  Gld.,  1651  1Ö0047  Gld. 
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Nach  den  Remtkammeraus weisen  betrogen  die  Geleits* 

einnahmen 

vor  dem  Kriege  nach  dem  Kri(  i^o 

KJOu  Oi  14  631  Gid.  im  39  700  Gid. 

1601  02  12  871    -  1662  39  692  - 

1602  03  14  206    -  1663  37  104  - 

1603  04  13  558  -  1664  36  206  - 
1604/05  13966  -  1665  87637  - 
1605/06  14486   -  1666  84401  • 

Zalilr^^ich  sind  die  Kla<;en  der  Zeitj^enosscn  über  dip  durch 
den  Ivri>'g  verursachte  Volksabnabme.  Nach  ihrer  Schild«  ruiiL;' 
8oIl  das  platte  Land  ganz  verödet  gewesen  und  nur  aütiKihlich 
wieder  bevölkert  worden  sein.  In  die  Sachlichkeit  iiuer  Dar- 
i»tellung  mischt  sich  aber  ihre  Tendenz  ein,  fUr  Volksvermehrung  zu 
■chwiraMD,  welche  gegen  Aiugaxig  dea  17.  JahriiimdertB  toDeutocfa* 
land  anfkani.  Ohne  hiitonaehe  KenntoiaBe  m^^eii  aie  daaui  die 
Znattade  tot  dam  Kri^  in  rosigem  LiehtB  daniialalki^  um  dann 
In  um  80  schwärzeren  Farben  die  spätere  VerwilstoQg  anam- 
malen.  Ein  zuverlässiges  statistisches  Material  aus  diesem  Jalir- 
hundert  beizubringen,  hält  «ehr  schwer.  Dennoch  L,düuben  wir 
in  einem  Vergleiche  der  Mannscliattsrollen  von  16U8  und  1»>59 
einen  Anhalt  gefunden  zu  haben,  um  zu  zeigen,  dals  weni;j;-t< 
in  den  Ämtern,  d.  h.  aui  dem  Lande,  ein  Jahrzehnt  nach  dem 
Kriege  die  Bevölkerung  ihre  alte,  im  Anfange  des  Jahrhunderts 
besenene  Hdbe  erreich^  ja  ttbersiihritten  hatte. 

Gezählte  Mannschaft  ün  Knrfilrstentum  Sachsen 


..in  15 
Ämtern 

des 
Mei  ssn. 
Krei»es. 

hl  10 
Aiiittrn 
den  Erz- 
frebirg. 
Kreises 

.in  10 

Amtern 
des  Kur- 
kreises 

..  in  9 
Ämtern 
dcH  Leip* 

/.  I  ir  •  •  r 

Ki  t 

Somma 

1«08 

18  016 
10089 

13  422 
7207 

7917 
3986 

6952 
4623 

46  317 
25965 

folglicli  mvlir 

1659     7  Ü27 

G  155 

3841 

2329 

20352 

Von  einar  VerwUstung  ganaor  Dörfer,  wie  sie  uns  ans  an- 

deren  Teilen  Deutschlands  lienchtet  wird,  kann  in  Sachsen  nioht 
die  Rede  sein.  Einzelne  Ämter  hatten  freilich  sehr  gelitten  nnd 
konnten  sich  auch  nach  dem  Kriege  nur  langsam  erholen,  so 
war  z.  B.  die  Mannschaftszahl  im  Amt  Chemnitz  von  918  ('1»><*^8) 
aut  167  (lt)5*.')  gesunken;  im  Amt  Lichteuwalda  von  419  (lÜUh) 
auf  888  (1659)  ;  im  Amt  Pirna  von  876  (1608>  auf  54  (1659). 
Derartige  Heispiele,  mit  Vorliebe  angeführt,  könnte  man  durch 
Auszüge  aus  den  Landtagsakten,  dem  Sammelpunkt  aller  stäu- 
disefaen  Beschworden,  Termehren;  doch  lAftt  sich  aoa  einaelnen 
Zahlen,  wenn  eine  snaammenfitnende  Gruppierung  fehlt,  nor 
ein  einaeitigea  Bild  gewinnen. 

F«rMtei««a  (54)  IE  4.  -  Wottk«.  5 
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Genauer  über  alle  einschlägigen  Fr;in;en  würtlrn  wir  unter- 
richtet srin  .  wenn  in  den  Akten  tlie  Ergebnisse  einer  1670  an- 
befohk'uen  statislischen  Ei'hebung  sich  hatten  finden  la^s^n.  I  Ja- 
mals wurde  in  den  Dörfern  eine  Zählung  aller  Mannschait,  als 
Anspänner,  Gärtner,  Ihiusler,  und  ihrer  bteuerkraft  —  wie  hocli 
sie  beschockt  waren  und  in  den  Hufen  lagen  —  angeordnet  und 
die  Frage  gestellt:  ob,  und  wievid  neue  HAoBer  in  den  Dttrfeni 
adt  1680  erimut  worden  wliren  K 

Über  die  Lage  der  Landwirtschaft  nach  dem  Kriege  steht 
una  wenig  Material  au  Gebote.  Sie  acheint  sich  aber  schnell 
▼on  den  Folgen  des  Krieges  erholt  zu  haben;  wenigatens  auf 
den  kurflirstlichen  Kammergfitem  Lohmen  und  Ostra  erreichten 
die  Roh-  und  Reinerträgnisse,  nachdem  sie  1(352  am  niedrigsten 
gewesen  waren,  schon  im  Jahre  1G62  ihren  alten ,  vor  dem 
iLriege  innegehabten  Stand  wieder^. 

Schon  an  anderer  Stelle  ist  hervorgehoben  worden,  welchen 
Ein  flu  fs  die  Kipper-  und  Wipperzeit  (1^18 — 1623)  an  der  Trei«- 
ateigerung  sehabt  hattet  wie  df  r  Staat  auf  Drängen  der  Stände 
au  emer  allgemeinen  Preiareguliening  achritt  nnd  eine  Taxa 
des  Gesinde-  und  Tagebhnea  aofistellte;  auch  nach  dem  3(Kih- 
rigen  Kriege  hatte  der  deutsche  Geldmarkt  die  yerderUidieo 
Folgen  dieser  grolsen  Geldkrisis  noch  nicht  fiberwunden.  In 
Kursachsen  war  von  1620  bis  Sommer  1628  unterwertiges  Geld, 
sogenannte  Interims-  oder  Usualmünze  ausgeprägt  worden. 
Nicht  weniE^er  als  13  692192  Gld.  an  Usualmünze  lirfon  dnraals 
um.  Nachdem  man  einmal  den  bet^angenen  wirtKcliattlicheo 
Fehler  eingesehen  hatte,  ging  man  mit  rucksiciitsloser  Energie 
daran,  alle  Usuaimimze  einzuziehen,  und  sie  in  vollwertige 
MüDzsortcn  umzuprägen.  In  kurzer  Zeit,  unter  groi»en  \  erluäteo 
der  Staatskassen  (die  Steuer  allein  erlitt  im  Jahre  1623  einen 
Verlust  von  835  731  Gld.),  gelang  es,  die  Uanahnünse  aus  dem 
Verkehr  zu  aidien,  aber  der  erschöpfb  Staat  war  nicht  mehr 
imstandci  einen  Ersatz  durch  reichliche  Ausprägung  von  vofl" 
wertiger  Münze  zu  bieten  ;  von  Jahr  zu  Jahr  liefs  der  Umfioig 
der  Prägung  in  der  kurilirstlichen  Mtinze  nach.  In  20  Jahren  tco 
1630-1050  kamen  ftlr  2  444S15  Thlr.  SilbermUnzen  in  den 
Verkehr:  ein»'  L':eringe  Zahl,  wenn  man  i  rwagt ,  dafs  in  dem 
gleichlaugeu  Zeiträume  von  158-^ — 1003  an  5  965  2<)4  Thlr.  ge- 

Srägt  worden  waren ^.  Dies  schadigte  den  Verkehr  sehr; 
langel  an  Scheidemünze  war  selion  vor  der  Ki})per-  und  Wipper- 
zeit in  Sachsen  eingetreten  j  dann  war  die  Usualmünze  hst 
ausschliefslich  in  ^^leichlen  Sorten ausgeprttgt  worden ,  um  das 


^  Loe.  11  :ls'l  Acta.  Dir  Kin.^chickuiij^  riiior  Sporifikatioii  rfnr 
vollen  Dorfschaftefl  —  aur  Verfertigung  einer  neuen  Karte.  Kreii^t 
Leipzig  1670. 

^  Höhme,  Entwicklung  der  sftchsischen  Landwirtschaft.  S.  194» 
*  Unter  Kurfürst  August  in  20  Jahren  3437078  Tblr. 
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stdgeDde  Bedflrfii»  nach  Scheidemttiise  su  befiriedimi.  ünd  als 
nach  EiDtiehtiiig  des  Interimsgeldes  der  Staat  wieder  cor  Ans- 

priigung  von  vorwiegend  ^groiien  Ir^orten"  übe^gin;.^  mangelte 
es  nach  dem  Kriege  wieder  allenthalben  an  Kleingeld;  am 
riieisten  wurden  davon  die  sogenannten  Detailpreise  betroffen  ond 
ihre  Steigerung  ist  zum  TcW  (iarauf  zurtJckzu führen. 

Traf  dieser  T beistand  Tiiehr  die  kleinen  Leute  Tinrl  den 
Mittelstand,  so  litt  der  Grundbesitzorstmd  unter  dem  Mangel  an 
Kapital,  dt»8eD  er  zur  Inbetriebsetzung  seiner  Wirtschaft  bedurfte. 
Wer  in  Sachsen  bares  (>eld  besal'.s,  wulste  es  nicht  sicherer  an- 
zulegen, als  dafe  er  es  gegen  3 — 0  *^.o  in  eine  der  Staatskassen 
(Steuer,  Rentkammer,  Amt)  einsahlte;  beliebig  zn  jeder  Markt- 
idlt  konnte  er  dann  sdn  Geld  ssurUckfbrdern.  Bei  der  geringen 
Ausbildung  des  Priyatkredtts  mulsten  die  Staatskassen  die  SteUe 
der  heuti^n  grofsen  Banken  und  Sparkassen  vertreten.  In  den 
ersten  Zeiten  des  Krieges,  von  1618 — 1630,  machte  man  sich 
in  Sachsen  diesen  Kredit  ftlr  die  Kriegsführung  dienstbar;  Agenten 
nahm^^n  nuf  Am  Leipziger  Märkten  und  auswärts  groPse  Sumnion 
gegen  längere  Fristen  auP ;  später,  als  der  Notstand  stieg,  i:rirt' 
die  Regierung  zu  Zwangsanleihen.  Viel  Kapital  wurde  so  clrm 
Erwerbsleben  entzogen.  Je  mehr  aber  der  Staat  in  die  ^^'ir^en 
des  30jährigen  Krieges  hineingedrängt  wurde,  desto  schwerer 
fiel  es  ihm,  seinen  wachsenden  Verpflichtungen  nachzukommen; 
die  aufgenommenen  Oelder  konnten  bald  nicht  mehr  pünktlich 
zorttckgezahlt  werden,  später  stockten  sogar  die  ZinsKahlungen'. 
Erst  nach  dem  Kriege  verstand  sich  der  Staat  unter  erheblicher 
Ktirzung  des  Nominalwertes^  zu  einer  Rückzahlung  der  einge- 
liehenen Kapitalien.  Am  meisten  wurde  davon  die  Ritterschaft 
betroffen,  welche  jederzeit,  bereitwilliger  als  die  Kaufmannschaft, 
dem  Staate  ihr  Geld  anvertraute,  und  nach  dem  Ausweise  des 
Steuerschuld buches  grolse  Summen*  ausstehen  hntte.  In  um- 
fassendcT  Weise  hat  sie  so  indirekt  zu  den  Kosten  des  Krieges 
beigesteuert, 

Nach  dem  Kriege  gestalteten   sich  die  Verhiiltnisse  der 


^  Nach  tb  n  Stcuorquittungon  nahm  die  Steuer  auf  in  21  Jahren 
von  lobSi— U;Ot>  177();^r,r,  nid.,  in  19  Jahren  von  1609—1628  8324  014  «Jld., 
in  24  Jahren  von  1028— 1()32  1929450  Gld.;  fast  gleichUohe  Beträge 
batten  die  Rentkammer  und  das  Krieffszahlamt  aufgenommen. 

'  An  Zinsen  (und  Jagd-,  Leib*  und  Stipendiatengelder)  restierte  die 
Steuer  1652  mit  6852695  <41d. 

■  Beispielsweise  wurde  ein  von  Hans  Eisern  in  Nürnber^i,  Michaelis 
1622,  in  die  Steuer  eingeliehenes  Kapital  von  100000  fränkischen  Gld. 
TOn  dem  Oberstf  ucrkollegium  1679  auf  10884  meifsnisch«-  TiM.  rrcliizi.  it. 

*  So  hatten  Joachim  von  Loss  181475  Gld.,  Georg  von  Werther 
96190  Gld.,  Sebastian  von  Kotteritz  53714  Gld.,  Dittrich  von  Starschedel 
45904  Gld.,  Ehrenfried  von  Pölnitz  87333  Gld.,  die  Herren  von  Sehön- 
hrv^  ■M(n)  GM.,  Vitzthum  von  Eek«t:idt  35750  Thh-.,  von  Schlirljen 
30000  Gld.,  von  FÜug  27  000  Gid,  u.  s.  w.  in  der  Jsteuer  auf  einmal 
stehen. 

5* 
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LriTidarbeiter  günstig;  der  Krieg  hatte  den  Tagelöhnern,  die  steU 
arm  gewesen  waren ,  nichts  nehmen  können.  Niemand  wehrio 
es  jetzt  dem  Jläiisler,  wenn  er  mehr  Vieh,  als  es  früher  die 
Dorfordnung  zugelassen  hatte,  auf  die  Weide  trieb,  oder  wenn 
er  vom  Bauer  gegen  deu  halben  Ertrag  Felder  erpachtete,  um 
auf  ihnen  Lein  und  Flachs  auszusäen,  das  er  dann  im  Winter 
mit  seinen  Kindern  verspann.  Immer  mehr  breitete  sich  auf 
dem  Lande  die  Hausindustrie  aus.  Sonst  hatten  Häuder  und 
Hausgenossen,  zum  Teil  auch  Gftrtner,  die  den  eigentlichen  Tags- 
löhnerstand  bildeten,  ihre  Kinder  auf  dem  Lande  an  den  Guts- 
herrn oder  Bauern  vermietet,  jetzt  ernährte  ein  Ti^elöhner  seine 
Familie  mit  Spinnen ,  Klöppeln ,  Stricken ,  und  seine  Kinder 
konnte  er  in  der  eignen  Wirtselrnft  besser  verwerten,  als  wenn 
er  sie  in  die  Fremde  als  Knechte  und  Mägde  ziehen  liefs. 
Anderseits  gelang  e&  manch  einem  in  den  Städten,  die  nach  dem 
Kriege  den  Zuzug  vom  Lande  gerne  sahen,  festen  Ful's  zu 
faj^en  und  sich  zu  einer  freien  und  unabhängigen  Stellung  em- 
porauarbeiten,  und  dta  war  !a  die  Sehnsucht  und  der  Wunsch 
aller  Landarbeiter,  die  Bande,  welche  sie  auf  dem  Lande  in 
Abhängigkdten  hielten,  su  l<)een,  frei  su  werden  und  unabhängig 
auf  eignen  Fttfsen  zu  stehen.  Bei  dem  Drucke,  unter  wdchem 
sie  lebten,  erachien  ihnen  jede  Veränderung  ihrer  Stellung  als 
eine  Verbesserung. 

Vm  in  die  Gegenwart  hin  reicht  das  Streben  (h-r  siich- 
sischen  Landbevölkerung,  nach  den  Städten  zu  ziehen,  und  dort 
in  der  Industrie  einen  oft  ärmlichen ,  steta  unsichem  Ern^rb  zu 
suchen.  Denn  die  Industrie  gewährt  ihnen  die  Bevvegungsireiiieit, 
die  sie  eratieben ,  die  1  Landwirtschaft  aber  verlangt  den  vollen 
Dienst  des  ganzen  Menschen,  mit  Leib  und  Seele  /.u  jeder 
Tageszeit  au  jeder  Stunde. 

So  lagen  die  Verhttltnisse  nach  dem  Kriege,  als  die  Bitter- 
gutsbesitzer wie  die  Bauern  zum  Betrieb  ihrer  LandwirtBcha^ 
zum  Wiedentnbau  ihrer  Güter,  zum  Aufbau  ihrer  Höfe  und 
Scheunen  gerade  ein  besonders  zahlreiches  Arbeiterpersonal  be- 
durften, aber  nur  schwer  und  zu  hohem  Lohne  bekommen 
konnten.  Aus  allen  (ieg^endr-fi  des  Landes  liefen  Klagen  der 
Landwirte  bei  der  Regierung  ein,  bis  diese  sich  entschlols,  von 
den  Sclüissern  Berichte  einzufordern,  tlie,  zum  Teil  erhalten,  ein 
anschauliches  Bild  der  Lage  des  Gesin<le8tiindef>  gebend 

Aus  dem  Voigtlande  berichtete —  Voigtsberg  am  13.  Ja- 
nuar 1651  —  der  Schösser  Dr.  Johannes  Fle«w©  über  die 
„Steigerung  des  Lohnes''.  Ein  Sdümneister  sollte  mu^  der 
Tazordnnng  von  1628  bekommen  10  Gtd.'  erhielt  aber  18  bis 


'  Loc.  oO^Oo.  (it'shi<lf:  -  Tnpolöhncr'  und  rolizpiordiumg.  1651« 
Kr.  2>5.  Dem  Berichte  sind  ab  Beila^eu  die  Kiugaben  von  Adligen 
bt'igeeeben. 

3  Heute  ungefähr  12  T'hlr.  20  Gr.  Zu  bestimmen  wir  viel  da» 
damalige  Geld  beute  wohl  wert  wire,  fiUU  sehr  «cbwcr.  Nach  den 
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20  Old.  oder  TUr.,  an  Stallknecht  oder  Ekidke  sollte  bekomme 
7  Gld.^  erhielt  Biber  10—10  Gld«,  eine  Magd  sollte  bekommen 
3  Old.  3  Gr.,  erhielt  aber  6  Thlr.  bis  10  Gld.  Allein  im  letzten 

Jahre  war  der  Lohn  eines  Mittelknechtes  von  IP/a  Gld,  aaf 
IV  2  Gld.  gestiegen.  Aufser  dem  Geldlohn  gestattete  man  noch 
dem  Gesinde,  f\ir  sich  Getreide  zu  sHen.  Mancher  blieb  sogar 
ohne  Gesinde,  welches  in  Kleidung  iibertrip^i  nnrl  sich  besser  als 
die  Dienstherrsclifift  hirlt.  Erstlicli  sollte  daran  iScIiuld  gewesen 
sein,  dafs  viel  (iesinde  .seinen  J  iienst  auf  kündigte  und  fortzog, 
weil  Bauernknechte  erzahlten,  wie  es  auf  der  Wanderschait  im 
Magdebur<;ischen  viel  zu  erwerben  und  zu  verdienen  gähe; 
zweitens  fingen  manche  an,  auf  den  Dörfern  Krämerei  zu  treiben 
und  den  BUigm  das  Brot  vor  dem  Mund  wegzunehmen,  oder 
sie  gaben  vor,  dafs  ihre  Eltern,  Brüder,  Schwestern  sie  unum- 
gänglich brauchten;  drittens  behauptete  viel  Gesinde,  es  wolle 
zuerst  etwas  spinnen  oder  sonst  etwas  arbeiten,  später  wiire  es 
noch  immer  Zeit  sich  zu  verdingen,  und  schiiefsiich  liefen  viele 
in  andere  Fürstentümer,  um  zu  dreschen,  oder  sie  legten  sich 
auf  das  Wollspinnen  und  Klöppeln,  —  so  ohne  das  dem  Lande 
hochsclindlicli       und  was  dergleichen  l)in;^'^c  mehr  wiiren. 

l 'her  die  Zustände  im  Erzgebirge  berichtete —  Zwickau  am 
2r>.  Januar  1651*  —  der  Schösser  Johann  Phillip  Roraanus.  Im 
Amte  wiire  fast  ein  tiigliches  Anlaufeu  von  ßürgeni  und  Bauern 
betreib  des  Gesindes.  Die  ünterthtmen  beschwerten  sich  zum 
höchsten  Über  die  Dienstboten  und  Tagelöhner,  nicht  alldn 
könne  man  die  Lohnforderungen  des  Gesindes  nicht  erfüllen,  sondern 
auch  wegen  der  wohlfeilen  Zeit  sei  fast  gar  kein  Gesinde  mehr 
zu  erlangen.  Es  lege  sich  fast  jedweder  Dienstbote  auf  das 
wollene  Garn-  und  das  FlachsspinneUf  und  weder  Knecht  noch 
Magd  begehre  mehr  sich  zu  verdingen.  Mancher  Bauer  müsse 
seine  Felder  lieij^en  lassen.  Ein  Knecht  verlange  jetzt  24  —  25 
Thaler,  eine  Magd  14  — 15  Gulden.  Ein  Tagelöhner  in  Zwickau 
habe  im  vergangenen  »Sommer  auf  dem  Lande  täglich  9 — 10 
Groselien  und  melir  verdient.  Bei  so  hohen  Löhnen  könne  ein 
Huuawirt  nicht  auskommen,  er  müsse  Uber  sein  \  ermöge u  geben, 
wenn  er  nicht  sehen  wolle  wie  sein  Getreide  verderbe.  Der  Bericht 
sdilofs  mit  dem  Gesuch,  ein  Verbot  gegen  das  übermft&ig  be* 
triebene  Spinnen  zu  eriassen,  und  mit  Ernst  das  junge,  mttlsige 
Volk  zur  Arbeit  anzuhalten. 

Im  Leipziger  Kreise  reichten  die  Amtssassen  Tom  Adel 

Mittoünnpr»  11  des  Vfn'iii?  für  Münz-,  Wappen  \\x\A  Si«^irclkimde  in 
I)ref*den,  H<'tt  II  8.  0S>,  ist  »  in  kursiichsisclier  Thah  r  (zu  24  (Jr.)  vou 
1Ö72  heute  =  1  Thh.  IG  N^;r.  7  Pfg.  wert;  danach  ein  Gulden  (xu 

21  Gr.)  -  1  Thlr.  10  Ngr.  H  Pfj;.  Naeh  der  Zinnai.schen  Münzrcform  von 
1667  war  1  Thlr.  (zu  24  Or.)  ^  1  Thlr.  10  N^;r.  1  Gld.  (zu  21  Gr.)  = 
1  Thlr.  5  Ngr.  Wir  dürfen  wohl  annehmeu,  dafa  nach  dein  30jährigon 
Kriege  der  Gulden  zwiachen  die^ieu  beiden  Werten  schwankte  und 
etwa  =  1  Thlr.  :^  Xlt.  war. 

*  Loc.  304OÖ  ebenda  Nr.  26. 
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beim  Kurftirsten  eine  Eingabe  ein  —  Roc  hlirz  am  1 .  Marz  1651 '  — , 
in  dieser  heilst  es:  jetzt  nach  den  Kriegszeiten  schätzeten  die 
Dienstboten  ihre  Herren,  wie  sie  gewollt,  mit  dem  Lohne;  auch 
die  Herren  übersetzten  sich  einander.  Im  Amte  werde  kein 
einziger  Bauer  gefunden,  der  seinem  Oebiiide,  Kne<hten  und 
Mägden,  nicht  neben  dem  Lohne  ein  ergiebiges  an  Leinwand 
geben  und  ihm  1 — 8  Viertel  and  mehr  Scfaefiel  Lein  jährlich 
•aen  mOsBe.  Daher  es  dem  komme ,  dafB  wenn  ein  (Mnde 
ein  Jahr  sedienet  und  ein  S^hck  Gdd  und  Flachs  erlanget  habe, 
es  das  andere  Jahr  zu  Hause  ziehe,  sich  auf  die  faule  Seite  lege, 
bei  der  Ernte  Zeit  in  anderer  Herren  Länder  laufe,  gegen 
Winter  aber  wiederkomme  und  des  Spinnens  abwarte.  Sie  baten 
um  eine  VerfVn^iing  ge^en  die  faulen  Hausgenossen,  damit  bliese 
angehalten  wurden,  entweder  —  zur  Aufnehmung:  Sr,  Kurturaü. 
Durchlaucht  Interesse  —  sich  der  wtisten  Güter  anzunehmen, 
oder  sich  zu  vermieten.  Hernach  aber  möge  ihnen  ein  gewisser 
und  erträglicher  Lohn  gesetzt  werden. 

]Sicht  viel  anders  sah  es  in  den  anderen  Kreisen  aus.  So 
berichtete  aus  dem  Kur  kr  eise  derScbOsserBenedictuBStrans'— 
Wittenberg  am  15.  Märs  1651  — ,  dafii,  während  ein  Schtmneister 
in  der  Auen  vor  dem  Kriege  bei  Mem  Essen,  Kost  and  Lager 
14—15  Gld.  bekommen  !i al»  ',  er  jetzt  26  Thlr.  erhalte,  aulserdem 
dUrfe  er  noch  2  Scheffel  Gerste,  die  er  selbst  gebe,  aussäen ;  ein 
Mittelknecht  erhalte  jetzt  19  Thlr.  statt  vormals  9—10  Gld. 
Jenseits  der  Elbe,  auf  dem  Flemnn'ng,  sei  der  Geldlohn  eines 
Knechtes  von  12  -i;^  Oki.  auf  25  Old.  gesti  egen;  eine  Magd, 
die  früher  4  Gld  an  (.eld,  zur  Leinwand  3  Gld.  10  Gr.  (>  Pf-., 
zu  einem  Selilticr  «)  Gr.,  zur  Seife  (\  Gr.  bekam,  eriialte  jetzt 
8  Gld.  an  (Jeld,  4  Gld.  12  Gr.  für  Leinwand,  zur  Seife  6  Gr. 
Ein  Tagelöhner,  der  früher  im  Sommer  b  Gr.,  im  Winter  3'  i 
bis  4  w.  ^  ohne  Kost  verdiente ,  sei  ietet  mit  7 — 8  Gtr.  in  der 
Sommerzeit  und  mit  0  Gr.  in  der  Wintensdt  nicht  mehr  «i- 
firieden.  Die  meisten  Arbeiter  wollten  garntcht  nach  dem  Tage- 
lohne,  sondern  nur  nach  dem  Gedinge  (Accord)  arbeiten, 
welches  sie  dergestalt  anzuschlagen  wttfsten,  dals  sie  ihren  Lohn 
besonders  in  Zeiten,  da  die  Arbeit  nötig,  noch  auf  ein  höheres 
brilchten.  Ob  und  inwieweit  es  möfrlich  wttie  diese  Steigerune 
herunterzusetzen,  .sei  schwer  zu  si^^en.  Denn  in  dieser  Gef^etia 
habe  der  Krieg  und  die  Pe.st  die  l^eute.  jung  und  alt,  binwcg- 
geräumet,  und  gebe  es  daher  nur  sehr  wenig  (»esinde,  welches 
sich,  wenn  man  ihnen  nicht  nach  ihrem  Willen  den  Lohn  setze, 
entweder  ins  Magdeburgische  Erzstift,  ins  Anhaltische  oder  ins 
Brandenburgiache  Land  begebe.  Die  Landwirtschaft  aber  er- 
fordere, dafs  der  Wirt  Gesinde  hahe,  denn  ohne  dasselbe  kOnoe 
der  Unterthan  seine  Äcker  nicht  beschicken,  noch  die  schokUgeo 
Dienste  au  den  Vorwerken  im  Amte  leisten,  auch  die  Bestellung 

»  r.o..-.  '.mQ'i  ebenda  Nr.  2Ö, 
-  Loc.  30405  cit,  S.  26. 


üigiiizea  by  GoOglc 


»I 


4 


71 


der  Wolfijagd  und  die  Re^ariemng  der  schadhaften  Elbdämme 
nicht  yerrichten.  Wer  h&m  Gesinde  erianffon  könne,  mttase 
lelbst  die  Dienste  lebten  und  das  Seinige  zu  Hanse  liegen  lassen. 
Es  käme  auch  vor,  dafs  Knechte  sich  gleichzeitig  an  zwei  Herren 

▼(  rmieteten  und  nur  zu  demjenigen,  der  ihnen  am  meisten  be- 
willige, zögen.  Ferner  müsse  der  Hauswirt  der  kein  Gesinde 
halte,  den  Tagelöhnern  bewilligen,  was  sie  begehren,  wenn  er  sein 
Getreide  ab-  und  in  die  Scheunen  gebracht  wissen  wolle,  sonst  liefen 
die  Tagelöhner  wie  da^  Dienstgesinde  in  die  benachbarten  Orte. 

Wie  diese  Berichte  zeigen,  hatten  sich  inneclialb  kuner 
Zeit  die  GMndeUlfane  ▼erdoppelt  and  eine  Hohe  erreicht ,  die 
nicht  im  Verhältnis  su  den  Besoldungen  der  Beamten  stand. 
Wenn  ein  Tagelöhner  nach  den  amtlichen  Angaben  1651  im 
Knxkieis  jährlich  (bei  300  Arbeitstagen)  100  Gld.  verdienen 
konnte,  so  bekam  dagegen  ein  Appellationsrat  durchschnittlich 
nur  das  doppelte  (200  GkL),  ein  Oberkonsistoriahrat  das  drei- 
fiushe  (3<>0  Gld.  1603). 

Die  steigenden  Löhne  fielen  aber  gerade  in  eine  Zeit  mit 
sinkenden  Getreidepreisen.  Eine  R<nhe  der  reichsten  Ernten 
folgte  nach  dem  Kriege;  es  schien,  als  ob  die  Natur  das,  was 
Menschengeist  gefrevelt  hatte,  wieder  gut  machen  wolle.  Das 
Fallen  der  Preise  mögen  einige  Zahlen  beweisen,  z.  B.: 

in  Dresden  * 

zehnjährige  Durchschnittspreise  nach  den  Mittelmarktpreisen 

Weizen  Korn 

1622—1631  4  Thlr.    0,60  Gr.  4  Thk-.   0,19  Gr. 

1682—1641  3    -    13,00   -  2    •      7,32  - 

1642—1651  2    -     4,97   -  1    -    14,72  - 

1662-1661  1    -    17,65  -  1    -     5,09  - 

G^erste  Hafer 

ltV22— 1631  3  Thlr.  15,7(>  Gr.  1  Thh-.  18,04  Gr. 

1632—1641  2     -      5,04    -  1     -      3,72  • 

1642—1651  1     -      4,0.=.    -  —    -     16,27  - 

1652-1661  1     -      1,01    .  —   -     14,25  - 

in  Leipzig^ 

aehnjtthrige  DurchschnittB'  und  Verhältnispreise 

Weizen  Ro^en 

1624-1630  13,52  Rmark  8,70  Rmark 

1630—1640  13,72      -  0,36  - 

1640—1650  10,42  6,07  - 

1650    1660   6,66      -  5,11  • 


^  Vgl.  Mitteilunfi-en  des  statistischen  Vereins  für  das  KöiügreiGh 
Sacbsen  1881.  1.  Lieferung;  in  £niiangelnBg  eines  besseren  Zahlen- 
materials! 

•  Dittiuuuu,  0.,  Die  Gotreidepreise  in  der  Stadt  Ldjizig  im  17., 
18.  und  19.  Jahrhundert  Leipzig  18e9. 
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Die  Landwirtschaft  wurde  sowohl  durch  diesen  andaueroden 
Preisiali  aller  landwirtschaftlichen  Produkte,  als  durch  die 
Steigerung  der  Arbeitslöhne  in  eine  1)esorgnlserregende  Krisis 

verwifkolt.  Galt  es  doch  nicht  nur  das  r4iit  7m  bewirtschaften, 
auch  das  wälirend  des  Krieges  verloren  gegangene  Bctriebs- 
material  raufste  ergänzt,  wüste  Acker  wieder  angebaut  werden. 
Was  der  Grundbesitzer  einet  an  barem  Kapittü  besessen  und 
in  den  Kriegsnöten  vorgeschossen  hatte,  war  schwer  und  nur 
untei  Verlust  zu  erhalten.  Jetzt  nach  dem  Ejie^e,  der  ümen 
so  grolae  Opfer  auferlegt  hatte,  mursten  de  auch  diesen  letiten 
Rückhalt  heraiuiehen,  um  die  Kosten  ihrer  Wirtschaft  zu  decken; 
▼ergeblich  hatten  sie  nach  Beendigung  desselben  den  Anbracii 
dner  bosseren  Zeit  erhofft. 

Wollte  der  Staat  in  dieser  Bedrängnis  der  Landwirtschaft 
helfen,  so  lagen  ihm  nach  den  damaligen  wirtschaftlichen  An- 
sebnminL''f*n  nur  zwei  "Wege  offen :  erstlich  Verbot  aller  Gctreide- 
eintuiir  zur  Hebuug  der  uetreidcpreis«'  und  Zwangsmittel  ;re^'eQ 
die  Landarbeiter  und  das  (u'sinde.  um  einerseits  durch  Taxen  den 
gestiegenen  Lohn  herabzusetzen,  anderseits  durch  \'erbote  von 
stiidtischen  Berufen  die  Zahl  der  landwutschaUiichen  Arbeiter 
zu  vermehren. 

Bdde  mittel  wnrden  y<m  der  Rittersdiaft  des  Landes,  in 
deren  Händen  die  politische  Vertretung  des  Grundbesttzes  stand, 
bei  der  Regierung  neantragt.  Ihr  EiimuTs  war  infolge  der  stln- 
dischen  Verfassung  und  der  während  des  Krieges  befolgten 
Steuerpolitik  gestiegen  und  jetzt  w  ar  sie  die  politisch  mächtigste 
Partei  im  Leinde,  wilhrend  das  Ansehn  der  Städte  immer  mehr  sank. 

Nach  der  sfichsischon  ständischen  Verfassung  fiTnl  die  Ritter- 
schaft ihre  politische  Organisation  in  der  soL'eTtannt»-ii  zweiten 
Bank  der  Landschaft,  die  dntte  wurde  von  den  \'erireieni  der 
Stiidte  gebildet;  während  die  erste  aus  dem  hohen  Adel  und 
den  Abgeordneten  der  beiden  Landesuniversitaten  bestand.  \)m 
•Schwergewicht  der  politischen  Verhandlungen  auf  den  Land- 
tasen  lag  in  der  zweiten  und  dritten  Bank.  Jeder  kamdei- 
schriftsassige  adh'ge  Rittergntsbesitser  war  berechtigtes  Mifglied  der 
zweiten  Bank;  die  bOrgerilchen  durften  nicht  perBOnlich  er- 
scheinen, jedoch  einen  adligen  Stellvertreter  ernennen;  die  anit- 
Bässigen  Gutsbesitzer  wählten  in  die  zweite  Bank  nur  eine  be- 
schrankte Anzahl  von  Abgeordn«  ten.  In  dieser  Bank  war  daher 
allein  der  Orofsgrundbesitzerstand  vertreten. 

Seif  dem  I  (i.  Jahrhundert  war  es  der  Kitterschatt  meiir  und 
mehr  geiungen,  die  Steuern  von  sich  abziiwjllzen ,  und  sich  das 
Ansehen,  das  die  Landschaft  sich  durch  das  Reciit.  Steuern 
zu  bewilligen,  erworben  hatte,  dienstbar  zu  machen.  Der 
Beichtum  der  Adligen  war,  wie  wir  schon  an  einigen  Beispielen 
gezcagt  haben,  ein  sehr  grofser';  trotzdem  waren  die  kanabi- 


Z.  B.  iiraren  damals  die  Herren  von  Sehönberg  init  nicht  wenigsf 
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•dniflaSisigtti  Bittei^glltsr,  d.  h.  dM  mit  RittarpfeindflD  ▼ndiontoD 

Lehnfigttter,  Yion  der  Landstea«r,  —  der  grofsen  ftllgemeinen 
direkten  Stmr  —  befreit.  Nur  gel^ntlich  zahlte  die  Ritterschaft 
aus  besood^m  Wohlwolloti  dem  KurfUrsten  ein  Präsentgeld. 
Bei  einem  solchen  Anlasse,  auf  dem  Landfcige  1622,  llefs  die 
Rittcr>(  hatt  ihre  steuertreien  Güter  durch  p'me  ei^e  Kommissinn 
katastrieren ,  um  nach  deren  Ei^ebuisseu  eine  Vei'ttilunii;  des 
bewilligten  PrJtsentgeldes  vorzunehmen.  Von  diesem  Kataster 
hat  öich  nur  eme  im  18.  Jahrliuudcri  genommene  Ab^ichrii't 
eriuüten;  danadi  belnig  der  Oesamtwert  des  steuerfireieii 
BmHmb  der  aduifbassigeii  Rütendbafk  in  den  neben  Kreiaen 
1622  21405762  Giddens  Das  Schoekkataster  ftr  den  «bnrai 
im  Lande  rersteuerten  Besitz  b  trug  1622  (1628  zum  BNnMa- 
mentalkataster  erhoben)  20621074  Ghilden.  Der  atenerfireie 
Besitz  ü  horwog  also  den  versteuerten.  Tim  einen  Begriff 
von  der  wirtÄfhaitlichen  Machtstellung  des  Adels  im  Lande  zu 
erhalten,  müssen  wir  zu  dem  steuerfreien  Besitze,  den  in  dem 
Scliockkataster  noch  enthaltenen  nichtsteuerfreien  der  Outahemi 
und  ihrer  Unterüiauen  hinzuzahlen.  Eutüprechend  der  Lmteilung 
des  Landes  in  schriftsässige  Ritterachaft  and  Stttdt&  mh  mittel- 
baren Unterthaoen,  nnd  Amter  mit  unmittelbaren  ünterätanen, 
serfiel  anch  das  Kataster  in  dra  Teile:  aus  den  Ämtern  haben 
wir  dann  noch  den  Teratenerten  Besitn  der  amtsiissigen  Gtlter 
mit  ihren  Unterthaaen  auBSusclieiden ,  um  einen  ÜbarbUok  au 
gewinnen.  Danach  ergiebt  sich  folgendes  Bild^: 

Siehe  Tabelle  S.  74. 

Dagegen  war  der  übrige  ▼ersteoerte  Beaiti  an  Schocken 
geschfttat  worden  auf: 

Stehe  Tabelle  8.  74. 

Man  behauptete  freilich,  dai'n  die  Ritterachait  äteuerfm  sein 
mttsse,  weil  sie  die  Ritterdienste  zu  leisten  habe.  Während  des 
Krieges  kam  ea  indes  nur  sweimal  au  einem  Aufisebote  der 
Hannschaften  —  welche  übrigens  die  Stildte  wie  die  Ritterschaft 

zu  stellen  hatten  — ;  die  ins  Feld  geschickten  Defensioner  er- 
wiesen sich  ab  kriegsuntiichtig,  und  an  ihrer  Stelle  mufste  fsst 

der  ganze  Krieg  mit  8öidnertruppen  geführt  werden,  zu  deren 
Unterhaltung  die  Steuerkraft  des  f^andes  auf  das  Mufserste  an- 
gespannt wurde.  Di«*  schrifts.lssige  Ritterschaft  trug  auf  Grund 
ihres  steuerfreien  Besitzes  veihaltnismälsig  am  wenigsten  zu  den 


als  61  Kittorgiitorn  aiige8*»»scii,  die  von  Büuau  mit  40,  die  von  Ber- 
lepsch, von  Carlowitz.  von  Miltitz  je  mit  20 — 23  GiQtem. 
»  1  GxiMon      21  Gr. 

«  ]  Sclio.k  =  60  n,.  T..'M<  r  ist  hn  dorn  Kataster  von  lf.L>'^2« 
eine  Tronmuig  der  Ämtcrschoclce  von  Amtsuuterthaucu  und  AmtsÄHSseu 
Hiebt  dnrchgcrabrt,  wir  mfifsen  deshalb  das  Kataster  von  1647  unserer 
Ber^'f'hnnng  zu  Grunde  legen;  im  L*  ipzigcr  Kreise  ist  die  Bchockxabl 
der  Städte  so  oiecUigi  weif  die  Stadt  Leipzig  fehlt. 
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Kataatierter  Begitz  der 
Bitterscbaft  und  ihrer 
ünterthanen 
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Katastierter  Beoita  der 
Bürger  und  Bauern 

Kurkreis 
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Summe  ^bHÖliH  7i03iw|l0»2dldj  1  014217iö56802^152  i;;,22d(i«l 

Kriegslasten  bei;  ja  als  selbst  der  Staat  seine  Zahlungen  ein- 
stellen mufste,  und  die  Steuer  wegen  Ei  s(  h  ipfung  des  Landes 
kaum  nennenswerte  Beiträge  brachte ,  wa^tc  ea  die  Ik^ierung 
nicht,  den  steuerfreien  Besitz  der  Ritterschaft  wirksam  zu  den 
Lasten  heraiiziisiehen.  Kur  eineo  ganz  uxunsniigoideo  Enats 
bot  die  SeLbetbesteaeniDg  der  Ritterachafit  in  Form  des  DonatiTS^ 
oder  Prilsen^eldes.  So  hat  die  Bitterschaft  von  ihren  21  MilL 
Gulden  steuerfreien  Besitzes  in  25  Jahren,  1609 — 1634,  nur 
eOOOOO  Oulden  als  Präsentgeld  beigesteuert,  d.  h.  ungefähr  3  ^/o 
ihres  katastrierten  Verm?1grns,  während  das  übrige  Land  von 
seinon  2^  Mill.  Old  1)816845  Gld.  steuerte,  also  fest  50  des 
katastrierten  Vermötrens! 

Diese  Steuerj)olitik  hatte  die  jVrat'ht  dos  Adels  noch  wesent- 
lich ü"estfitrert :  .Stildte  und  Amter  mulöteu  vorwiegend  die  Staats- 
iiisten  tragen.  1d  der  Landschaft  wurde  gegen  Ausgang  des 
Krieges  die  Ritt»  r.sehaft  immer  aniiuiiseuder,  alle  neu  aufgelegten 
Steuern  wufate  sie  von  sich  abzuwiilzen ,  so  die  Fleischateuer 
von  1028,  die  Landaccise  von  1G40,  die  Gewerbesteuer  (Qaa- 
tember)  von  1Ö45. 

Alles  dies  wird  unsere  Behauptung,  dafs  der  Adel  nach  dem 
Kriege  nicht  nur  die  politiseh  mlcntigste  Partei,  smideiii  auch  die 
wirt£haftlich  stttrkste  Klasse  im  Lande  geworden  war,  bekräf- 
tigen. Die  Chancen  in  dem  Kampfe,  welchen  die  lAndficfao 
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Arbeiterpartei  gegen  den  Chnrndbents  tbhrtoy  wareo  niiQ^adi 

verteilt.   Et  war  vorauszusehen,  dafs  die  Grundbesitzer,  in  ihren 

LebensinteresseTi  durch  das  Steiiren  der  Löhne,  das  Fallen  der 
Preise  herührt,  ihren  ganzen  Elnfluis  und  üirt?  L'anzf*  Macht 
daran  8otz<  n  würden,  den  iStaat  zu  einer  ihnen  günstigen  i^teiiungs« 
nähme  und  J'olitik  zu  beeinflussen. 

Nun  vollzog  bicii  gerade  nach  dem  Kri^e  in  den  wirt- 
ächaftüchen  Anschauungen  der  kursächsischen  Regierung  ein  den 
ArbeiterklABsen  vaigaaamgßr  Umaehwung,  und  die  Bitterachaft 
fiuid  fbr  ihre  Forderungen  einen  gOnstoo  Boden;  der  Ittndfiobe 
Arbeitentand  verlor  dagegen  in  dem  £inipfe  gegen  die  Grund- 
herren an  der  Regierung  eine  SttlteeL  Die  rdter«^  sHothaieche  Wirt- 
schaftspolitik war  gerichtet  gewesen  auf  SchaHiing  von  Handels- 
und  Tndustriem ittelpunkten  in  den  Stildten  durch  Bindunii-  des 
Veikolirs  an  ein  fest  vorgeschriebenem  iStralsennetz ,  ferner  auf 
Hebung  der  Zünfte  wie  des  Handwerkerstandes;  auf  dem  platten 
Lande  dagegen  auf  Kegelung  der  gutslierrlich- bäuerlichen 
liechtsverhältnisse,  unter  steter  Stärkung  der  Ke^erungsgewalt 
nnd  Beedirinkiing  der  Bittareoheft,  nnd  achlielUicii  anf  eine  sehr 
m  Ghuetan  der  Städte  berechnete  Trennung  von  Stadt  und 
Land  nach  städtischen  und  ländh'chen  GewerMo. 

Nach  dem  Kriege  machten  sich  entgegengesetzte  Bestrebungen 
geltend ,  und  neue  volkswirtschaftHche  Ideen  bewirkten  einen 
allniählicheTi  Umschwung  in  der  Wirtseh aft^-ipolitik.  I  >ie  erstar 
kende  Fürstengewalt  suchte  dnrth  Ein-  und  rin  r^iitl«  die 
städtische  Autonomie  zu  beschränken;  mit  dem  Eini^tninicn  einer 
vagabondierenden  Bevölkerung  war  in  die  6tädte  ein  neues  zei'- 
setzendes  Element  gekommen,  dessen  Seishaftigmachung  durch 
kmftMMclie  Yerormrangen,  welche  den  Erwerb  dee  Bttrger- 
rechtee  erleioliterten  ^  j  angestrebt  wurde.  In  den  Ztknften  hatte 
schon  die  Beformatkni  die  religiösen  Bande ,  welche  ihre  Mit- 

SUeder  untereinander  verknttpfte,  gelockert;  jetzt  velüeh  der  Staat 
en  brotBuchenden  Söldnern,  einem  allgemein  verachteten  Stande, 
das  Meisterrecht  in  den  Innungen,  oder  minderte  wenii^'^ten-^  die 
strengen  Aufnnhmebestimmungen und  untergrub  damit  das 
Standesbewufstsein  des  Handwerkerstand <  >.  Ging  auch  Sachbeu 
nicht  so  weit  wie  Brandenburg,  welche»  beim  lieiche  den  Antrag 
auf  Aufhebung  der  Zunftvei*£aissung  stellte,  so  begünstigte  man 
dodi  das  Aufkommen  einer  neuen  Oewerbeverfiunmg  an  SteUe 
der  alten. 


*  Mandat:  Beamte  luid  Käte  sollen  keinem  60  t>ich  niederlassen 
^^-ill,  du  BQygerreeht  verwsiffem.  4.  October  Cod.  August  IL 
a  15. 

*  Befehl:  Soldaten  so  Handwerke  gelemet,  sollen  von  den  In- 
mmgen  aof-  und  ungenommen,  mit  denen  sonst  gewöhnlichen  Wander* 
Jahren,  sowohl  koslharen  Meister-Stücken  und  anderen  Spesen,  ihres 
Unvermögens  we^en,  vendionet  werden.  14  Febmar  1661.  Cod. 
August  I.   S.  1522. 
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Steuer-  und  Handebpolitik  tm^a  dasu  bei,  daa  Luid  tot 
den  Stftdten  m  begünstigen.  In  der  Verwaltung  worden,  nachdem 
seit  dem  Sturze  Grella  unter  Cfariatian  II.  die  sogenannte  Dok- 
torenpartei besiegt  worden  war,  alle  wichtigeren  und  höheren 
Staatsämter  nur  mit  Adligen  besetzt,  die,  selbst  meist  Grund- 
besitzer, flie  Be-^trel^nngen  der  Ritterschaft  teilten;  f1f!L'e'j"en  wurde 
dan  biirutrliche  Klement,  in  sttdtischen  Anx  liauungeii  l>etaDgen, 
iiniii  rmcbr  zurückgedrängt  und  von  hohen  Stellungen  aus- 
geschlossen. 

Alle  diese  UiiL^titncle  bewirkten  auf  Seite  der  Itegierung  ein 
Eingehen  auf  die  Forderungen  der  Ritterschaft.  Man  zeigte  sich 
geneigt,  sowohl  Halsregeln  gegen  den  Gesindestand  zu  ergreifen, 
als  auch  durch  Sperrung  der  Getrddeeinfuhr  den  Oetreidepreis 
8u  heben. 

In  einem  Ausschreiben:  Verbot  der  Einfuhr  fremden  Ge- 
treides und  Mahses,  vom  26.  Juni  1656 \  heilst  es:  Gott  haW 
in  den  abgewichenen  Jahren  diese  Lande  jedesmal  mit  Getreide 

ziemlich  p:«  fle<^et,  und  dnch  klimen  »^anz  beschwerliche  Klagen 
von  iintersL  hiedenen  <  M  tni  ein,  dals  aus  den  benachbarten  Landen 
Getreide  und  Mal/  hauteiiweise  zum  erkauf  eint^efiihrt,  dagegen 
bares  Geld  ausgeführt  werde.  Das  im  Lmde  erbaute  Getreide 
werde  ganz,  unwert  gemacht,  und  die  inwohneudeu  Uuterthanen 
und  Hauswirte,  denen  der  Anbau  —  zumal  bei  dem  bisherigen 
grofsen  Mansd  und  bet  den  übarmäfsieen  Löhnen  und  «herein  — 
ein  grofses  koste ,  und  ttberm  Halse  liegen  bleibe,  könnten  um 
etlicher  weniger  Leute  JEigennutz  und  Gewinnst  willen  das 
Wenigste  erl£en  und  su  kernen  Geldmitteln  gelangen,  um  die 
GefHlle,  Steuern  und  andere  Schulden  abzutragen  und  zu  be- 
zahlen, welches  zu  ihrem,  ja  des  ganzen  Landes  groCsen  Verlust^ 
merklichen  Abbru<  h  und  Schmälcrunj::  'jr-reiehe. 

Auf  dem  Landtage  von  I(>ü7-  kaiii  di«  ;s<  s  Ansselireiben  zur 
Sprache  und  bildete  einen  Streitpunkt  in  den  \  erhan( Hungen  der 
Kitterschaft  mit  den  St'idten;  letztere  verlangten  vergeblich  un- 
bescliiaiikte  Einfuhr.  Erst  als  im  Sommer  1661  Teuerung  ein- 
trat, hob  die  Regierung  das  Einfuhrverbot  auf  und  beschränkte 


Dauerte  es  hier  mehrere  Jahre,  ehe  die  Ritterschaft  ihre 

Forderungen  durchsetzte,  so  zeigte  sich  in  der  Gesindeirage  die 
Kegiei-ung  entgegenkommender.  Weiche  Verhandlungen  den 
Erlafs  einer  neuen  Qesindeordnung  vorausgingen,  wie  diese  be- 
schafien  war,  wollen  wir  nun  eingäiender  betrachten. 

^  Codex  Aub(U8tcus.   I.  Bd.  S.  1554. 

*  Vgl.  Falke,  Die  Stenerverhandhingen  de«  Kurfürsten  Joliann 
Geoig  II.  mit  den  Landständcn  1656—1660  in  Hitteil,  des  »ftchstAchen 

AUcrtumsvMri'ins.    Heft  25  S.  ^<9,  100. 

•  Codt'x  Augusteus.   I.  Bd.  )S.  1614. 
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Zweites  Kapitel. 

Geamdeordnimg  von  165L 


Am  3.  Februar  1651  reichten  Kanzler  uod  Geheinirüte  — 
gezeichnet  Heinrich  von  Friesen ,  Anton  Weck  -  beim  Kur- 
nlrsten  ein  umfangreiches  Schriftstück  ein,  betitelt;  Bedenken 
über  die  Gesinde-^  Tagelöhner-  und  Handwerkerordnang'.  Sie 
klagten,  daft  whm  anderen  nzisähligen  Übeln  auch  aUenthalben 
gute  PoUaei,  Sitten  and  Ehrbarkeit  in  Veracfatnng  gesetzt,  da- 
gegen aber  schändliche  Unordnnng,  Üppigkeit  Hof^irty  Schwel- 
gerei, Übervorteilung  des  Nächsten,  insonderheit  die  zum  merk- 
lichen Verderb  des  Hauswirtes  Ton  Gesinde,  Tagelöhnern,  Hand- 
werksleiiten  erzwungene  Steigerung;  dos  Tvolmes,  ohne  Scheu  ver- 
Ubet|  und  in  vollom  SehwLins"  erhalten  werde. 

Das  Ofsind»'  zeige  dabei  viel  Mutwillen,  es  erweise  sich 
gegen  seine  Herren  ganz  ungehorsamlich  und  trotzig,  spränge 
Öftars  um  geringer  Ursachen  halber  aus  seinen  versprochenen 
Diensten.  Ledige  Personen,  welche  der  Hauswirt  bei  der  Be- 
stellung des  Ackerbaues  und  anderer  häu^hen  Arbeit  nicht 
entbehren  könne»  weigerten  sich  Dienste  anaundunen;  diejenigen 
aber,  welche  sich  endlich  vennietet  hätten,  forderten  nnd  er- 
prefsten  einen  unbillig  hohen  Lohn,  sodafs  —  bei  dem  jetzigen 
Unwert  des  Getreides  —  der  notleidende  Hauswirt  kaum  soviel 
als  er  zur  Kost  und  Gesindelohn  bedtlrfitig  habe,  mit  Angst  und 
und  Mtthe  zu  erübrigen  vermöge^. 

Dieses  strafbare  Beginnen  rühre  einerseits  daher,  dafs  da» 
riesindc  seinem  freien  Willen  nachlebe,  und  sowohl  zu  Hause, 
als  auch  über  Land  zur  Kriimerei  und  anderen  Bewerbsmittehiy 


»  Luc.  9991.    Polizeisachen  betr.  1623— 169o. 
'  Diese  Einleitung  ward  fast  wörtlich  in  die  QesindeovdDung  von 
1651  hinübergenommen;  vgl.  Cod.  Aug.  I  S.  1528. 
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die  sonsteoB  den  Stödten  zuständig,  greife,  oder  auch  die  än- 
deren willigen  Dienstboten  verhetze;  anderseits  dals  die  Haus- 
wirte unter  Verspreclmng  eines  Ijolien  Lohnes  das  rresinde 
ein  and«!  abspenstig  macliten.  Deshalb  könne  vieler  Orten  der 
Ackerbau,  als  das  Kleinod  eines  Landes,  nicht  zum  Nutz,  am 
allerwenigsten  aber  die  wüsten  Güter  zum  Anbau  gebracht 
werden. 

In  der  Denkschrift  schlug  dann  der  Kanzler  zur  Abhülfe 
dieses  Kotstandes  dem  Kurimten  vor,  entweder  die  Poliaei' 
Ordnung  völlig  umsuarbeiten  oder  sie  nur  sn  revidieren.  E^ssfe- 
wdlen  aber  solle  man  durch  ein  öffentliches  Ausschreiben  und 
dne  scharfe  Verordnung  die  früheren  Verbote  ;j:egen  die  Lohn- 
Steigerung  der  Tagelöhner  und  Dienstboten,  darüber  die  meisten 
Klagen  einHefen ,  ^viederliolen  und  femer  in  einer  fUr  dies  Jahr 
erlassenen  Taxordnung  iüle  r>ien8tknechte-  und  Mägdelöhne  — 
an  Geld,  Stiefeln,  Schuhen,  Leinwand,  —  lieruntereetzen ,  auch 
gegen  die  dienstlosen  Knechte  und  Mägde,  welche  ohne  erheb- 
liche Ursache  zu  Hause  Iftgen  und  allerhand  ihnen  nicht  zu- 
stehende Kramerei  trieben ,  mit  uaclidrückHchen  Klauseln  und 
Sataungen  sidi  erklären. 

Als  leitende  Gesichtspunkte  für  eine  Ordnung  machte  der 
Kansler  geltend: 

1 )  .Abschaffung  der  aur  Ungebühr  angemafsten  Hmilaerungen ; 

2)  Einfiihrung  einer  monatlichen  Steuer  für  das  diendose 
Gesinde,  etwa  au  4,  5,  6  Gr.^  oder  nach  Gelegenheit  eine  andere 

Strafe : 

3)  Lrlaiis  eines  Verbotes,  aus  dnii  Lande  ohne  ^■orw^s8en 
der  Obrigkeit  zu  wandern,  und  eines  (iebotes,  zun)  Besten  des 
gemeinen  Wesens  darinnen  zu  bleiben  und  zu  dienen: 

4)  und  exeiiiplariaclie  Bestrafung  eines  oder  des  anderen 
Übertreters  des  Auswanderungsverbot^. 

Die  beiden  letateren  Punkte  suchte  der  Kanzler  wie  folgt 
8U  begründen:  nach  Veröffentlichung  der  Ordnung  wäre  zu  be- 
sorgen, dafs  die  freien  ledigen  Dienstboten,  —  die,  obgleich  sie 
eingeborne  Landeskinder  sden.  ganiichts  oder  nur  weniges  ao 
li^nden  Gründen  zu  verlieren  hätten,  —  sich  wohl  ganz  und  gar 
in  die  benachbarten  Lande  wenden  und  dort  bei  dem  jetaieea 
Mangel  an  Leuten  willigst  aufgenommen  und  geheget  werden 
möchten.  Da  dies  den  kursächsischen  Landen  einen  grofsen 
Abgang  an  Tlntertlianen  verursachen  könnte,  w^äre  es  dienlich, 
wenn  der  Kurturst  sich  mit  den  benachl)arten  Staaten  ins  Ein- 
vernehmen setze  und  diese  zu  einer  p:leiehnaiiJsigen  Verfassung 
in  ihrem  Lande  bewege.  Auch  luoclue  sonst  das  mutwillige, 
ungetreue  Gesinde  desto  mehr  Gelegenheit  haben,  an  anderen 
Orten  Unterschleif  zu  suchen,  oder  in  seinem  bösen  VoihAben 
SU  verharren. 

Es  war  viel,  was  der  Kanzler  zu  Gunsten  der  Ritterschaft 
auf  einmal  vom  KurfUrsten  bahrte:  Einschränkung  der  Hans- 
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industrio  iinfl  Arbeitszwang  für  ^mtlfsiges"  Gesinde,  Aufhebung 
der  FreizUgi^^keit  und  gesetzliche  Mindenmg  des  freien  Lohnes, 
und  schließlich,  weil  er  den  sächsiüchen  Staat  allem  nicht  ftir 
mächtig  genup:  hielt,  mit  einem  solchen  hohen  Druck  den  <  ic- 
üindestand  zu  belasten,  ein  Ahkoiiimen  mit  den  ISachbarsLaaien 
Uber  eemdnnine  MaCuregeln  gegen  das  Gemideb 

Der  Ktiiftist  beantwortete  «id  20.  Februar  1G51  die  Eingabe 
aeines  Kansleni  dahm:  ^md  tarn  Mlieb  mit  anem  Emst  und 
Eifer  darauf  zu  trachten  flein  will,  auf  was  ^lass  den  eingerisseaen 
vielfidtigen  Unordnungen  abzuhelfen.  Also  ist  Uns  niefat  aa» 
wider,  dafs  die  Polizei-Ordnung  durch  gewisse  Personen  revi- 
dieret und  bis  auf  Unsere  Ratification  nach  gegenwärtigen  Zustind 
ein^rerichtet  werde.  Ihr  wollet  solelies  dem  Hoirath  Christian 
vuu  IjObs  und  Dr.  Nictil.ius  l  iretöcher  auftragen,  welche  den 
Aufsatz  collegiaKter  erwa^cii  mögen  und  Uns  nebst  eurem  Gut- 
achten zur  Resolution  ehesten  einschicken".  —  Femer  heilst  es, 
daft  die  baden  Rftte  einstweilen  ein  Aosiohrnben  entwerfa 
edlten^  welches  anf  die  Landes-,  Polisei-  nnd  anderen  Ordnungen 
begründet  wSie.  Dann  sollten  sie  wider  die  diensllosen  Knedite 
tmd  Mägde  nachdrücklich  clausulieren  nnd  eines  und  das  andere 
aus  der  kurbrandenburgiscben  Bauern-  und  Oesindeordnung  mit 
hineinrtlcken ;  vor  allen  DinL'^pn  aber  ihre  Ansehn  darauf  riehten : 
durch  was  für  ein  Exp»  Ii* ns  das  Gesinde,  weiches  man  auch 
um  ühermillsigen  Lolin  jetzi^^er  Zeit  nicht  wohl  erlangen  könne, 
dem  i^ande  erhalten  und  zu  den  Diensten  angetrieben  werden 
möchte.  —  Schliefslich  schrieb  der  Kurfürst  noch:  „was  die 
KommmiOKation  mit  den  benaebtbarten  Kor*  nnd  Füitten  betrifft, 
io  lassen  Wir  Uns  dieselbe  gkiehfidls  geiaOen  und  woUan  er- 
warten, was  ihr  deshalben,  wie  auch  wegen  der  Handwerkaleaten 
und  Tagelöhner^  aufsetzen  und  Uns  üb^^hicken  werdet^.* 

Es  ist  b^chtenswert ,  dafs  in  diesem  Schriftenwechsel 
zwif^clu'n  Kurflirst  und  Kanzler,  es  sich  allein  um  IVTfifsnahmen 
gegen  das  dienstlose  und  niiirsigo  Gesinde,  niclit  aber  üin  iri^end 
eine  \>rpiiichtung  der  Unterthanenkinder  su  emem  Zwaugsdienste 
handelte. 

Die  beiden  Hofräte,  von  Loss  und  Dr.  Pfretscher,  entledifiten 
afob  sebr  bald  ihres  Auftrageö^  schon  am  8.  Mira  1651  rek£ten 
sie  den  Entwurf  an  einer  Qennde-,  Tagelöhner*  und  Handwerker- 
«idnong*  ein.  Ehe  dieser  aar  Genehmigung  an  den  EniftMen 
ging,  nahmen  die  Geheimen  Rate  einige  geringfllgige  —  meist 
sprachliche  —  Eorrekturffli  vor. 

Dem  Entwürfe  fehlte  eine  Taxordnong^  ond  dies  Tersögerte 
<lie  Publikation  bis  in  den  Mai. 

Die  Uoirate  waren  angewiesen  worden,  bei  ihrer  Ausar- 


'  T.oe.  ^^040r.,  Oesinde-,  Tn<,'<  lnhner-  und  Handwerkecordoiuig  16dl 
bis  2Ö.  Mai  1662.   Bd.  I  S.  5  (Original  L 
•  Loe.  9991.  Poliseisaeheii  1628/1695. 
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beitung  die  kurbrandenbiirgiBchen  nesindfordnungen  zu  Bäte  sa 
ziehen;  als  Unterlage  haben  ihnen  dabei  wohl  gedient: 

1)  renovirte  (Teainde-,  Hirten-  und  Schäfer-Ordnung,  der- 
gleiclieii  auch  hier  bevor  Anno  1620  und  1021  publicirt,  1635. 

2)  Friedridi  Wilhelnu  Pawer,  Gesinde-,  Hirten-  und  Schäfer- 
Ordnung  der  Chur-  and  Hark  Brandenburg  1645;  für  die  neu* 
mftrkiBcnen  Ereifle  1646  wiederhdl^ 

hl  Brandenburg  hatte  die  Entwicklung  des  Rechtsverhält- 
nisses «wischen  Gutsherrn  und  JBauem'  schon  im  16.  Jabiimn- 
dert  einen  für  den  Bauer  sehr  ungünstigen  Verlauf  genommen. 
Auf  dem  Landtage  von  14>^1,  war  eine  Taxordnung  des  Gesinde- 
lohnes, also  (aat  gleiclizeitig  mit  der  sächHischen  erlassen  worden; 
und  wenige  Jahre  sp-iter  wurdp  in  dem  Landtagsab-cliii'd  von 
1518  der  Gesiudezwaii^ödienst  eingeflihrt:  zunächst,  wie  es 
scheint,  ohne  Zeitbestimmung,  denn  erst  die  (Jesindeordoung  für 
die  Mittel-,  Ucker-  und  Neumark  „beschränkt"  ihn  auf  3.  Jalire. 

Vergleidit  man  den  sächsischen  Entwurf  mit  seinen  brau- 
denburgiscfaen  Vorbildern ,  so  zeigt  sich,  da(s  er  von  ihnen  im 
allgemeinen  nur  gering  heeinflolst  war.  Die  brandenbuigischen 
Gesetze  enthielten  eine  Reihe  von  Vorschriften,  wie  z.  B.:  vom 
Weglaufen  der  Bauern,  von  den  Müllern  und  ihren  Ubermä(ngen 
Meisen  mid  Mahlgelde,  von  denen  die  ihre  eignen  Acker  Hegen 
lassen  und  fremde  um  den  Einfall  säen ,  ferner  Hirten-  und 
JSchäferordnungen,  welche  in  der  sächsisclien  Ordnung  nicht  auf- 

fenommen  wurden;  in  dieser  herrschte  das  Bestreben  vor,  keine 
ohen  Strafen  auszuwerfen,  übertriebene  Hiirten  zu  vermeiden*; 
aber  in  der  wichtigsten  Frage,  der  des  ( lesindezwangsdienstea, 
schlofs  sie  sich  eng  an  die  brandenburgischen  Ordnungen  an. 

Es  war  der  dritte  Abschnitt  des  Entwurfes,  welcher  von 
den  Unterthanenkinderdiwten  handelte;  die  kurfürstlichen  Hof- 
räte beantragten:  Unterthanenkinder  sind  „auf  Begehren  ihrer 
Herrschaft  drei  Jahre  au  dienen  gezwimgen",  daneben  steht 
am  Bande  des  Entwurfes  „oder  indefinito**.  Die  Ein- 
führung des  Gesindezwangsdienstes  billigten,  wie  Toraussusehen 
war,  die  Oehelmen  Räte,  aber  ilm  auf  drei  Jahre  oder  indefinito 
auszudehnen,  '^r^chinn  ihnen  zu  hart;  sie  durchstrichen  deshalb 
diese  beiden  bteileu  und  schr^kten  den  Zwangsdienst  auf  zwei 
Jahre  ein. 


'  Corp.  Gonst.  March*  V.  Teil,  a  Abteil,  1.  Kap.  Nr.  IX,  S.  23l 

Nr.  XII.  S.  M. 

^  (t roösmiiiui,  Fr.,  I  ber  die  ^uthhenlich-bäuerlichen  Hochtaver- 
hältnisse  in  der  Mark  vom  IG. — 18.  Jahrhundert.    Leipzig  1890. 

*  So  sollten  in  Btsadenburg  Eheleute,  welche  auf  ei^cr  Hsnd 
und  zur  Miete  safH^^n  '^o^on  Ernnfaiip;  von  Essen  und  Tnnknii  ihrer 
Obrigkeit  zwei  Tage  dienen  —  und  tVrnor,  Eheleute  und  ihre  Kinder, 
die  snr  Emteseit  auf  Arbeit  gingen,  sollten  Ar  eb. Vierteljahr  tdcht 
mehr  Lohn  bekommen,  als  sonst  einem  Knechte  oder  einer  Msgd  fftr 
ein  halbes  Jahr  an  Geld  gegeben  wnvde. 
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Ehe  aber  der  Entwurf  veröffentlicht  wurde,  trat  noch  eine 
weitere  Verschlechterung  ein.  In  einem  Schieiben  ^  yom  4.  April 
1<>51  meldeten  die  fiofräte,  sie  waren  „erinnert''  worden:  ob 
nicht  die  Unterthanen- Kinder,  —  weiche  bereits  erwachsen  und 
doch  ohne  Dienst  umhefgingcn,  oder  sich,  wenn  es  zum  hl^ehsten 
komme^  zum  Dreschen  gebrauchen  Helsen  — ,  anzuhalten  wären, 
ihrem  Erbherrn  das  Dreschen  um  den  jeglichen  Orts  f:^p\vöhn- 
lichen  Schertel  oder  um  daa  ge&itzte  Ta.i;elohn  zu  verrichten. 
Die  Hotrate  erachteten  es  fiir  ihre  Schuldigkeit,  dem  KurlUrsten 
dies  zu  hinterbringen  und  seine  Resolution  einzuholen. 

Da  tiir  jeden  Kreis  eine  besondere  Lohntaxe  aufgestellt 
werden  sollte  und  die  Berichte  dazu  aus  den  Amtern  nur  kuf^- 
sani  einkamen,  verzögerte  sieh  die  Publikation  der  Ordnung^; 
erat  am  23.  Mai  1651  *  genehmigte  der  Kurtürst  den  Kntwuri'. 
Er  schrieb:  „Wiewohl  Wir  Uns  nun  an  einem  Theile  eth'cher 
Massen  besorgen,  es  dürfe  unter  dem  Gesiod  und  liandvveiks- 
gesellen,  sonderlich  an  den  Landgrenasen  ein  Anfstand  er- 
reget und  ihnen  Anlass  gegeben  werden,  sich  an  andere  örter 
wa  wenden»  dadurch  dann  dem  Landmann  noch  mehr  Unge- 
legenheit  zuwachsen  möchte ;  so  erfordert  doch  am  andern  Theil 
die  sehr  unumgängliche  Nothdurt\,  dass  über  gute  Ordnung, 
Polizei,  Zucht  und  Ehrbarkeit  gehalten,  dem  eigenwilligen,  un- 
gehor^.imen  frechen  Gesindel  so  viel  nur  immer  möirlichen  ge- 
steuert und  dem  Ackerbau  neben  dem  häuslichen  Wesen  mit 
(jrolt  und  der  Zeit  in  etwas  wieder  aufgeholfen  werde." 

„Lassen  Uns  demnach  berührten  Aufsatz,  samt  denjenigen, 
was  ihr  der  Drescher  halber  in  erwähntem  Postscnpto  erinnert, 
allerdings  gefallen.  Älit  gnildigsten  P)e;j;ehren  ihr  wollet  ihn, 
wenn  der  Punct  wegen  der  Dreseher  dareingebracht  ist,  mit 
ehistcn  zum  Druck  betordern,  durchs  ^anze  Land  mit  ernsten 
Befehlich  publiciren  und  um  mehrer  Autorität  willen  von  den 
Kaniitrlii  ttLü  eine  gewisse  Zeit  und  zwar  noch  vor  der  Erudte 
öffentlich  ablesen  lassen;  deswegen  Wur  dann  auch  an  Unser 
Obercon^storium  zu  rescribtren  wiss^  wollen.** 

^Was  flontten  das  Lohn  auf  dies  Jahr  betrifft,  da  stehen 
Wur  an,  ob  sich  dasselbe,  wdl  die  mebte  Arbeit  nunmehr  aufin 
Felde  angehet,  werde  ändern  lassen;  achten  Ttelmehr  für 
rathsam,  dass  es  bei  solchem  Lohn,  wie  sich  ein  Jeder  mit 
seinem  Gesindel  verglichen,  wofern  es  nicht  allzuhoch  und  über- 
mtaig  ist,  dieses  Jahr  gelassen  und  in  diesem  Passu  die  Ord- 
nun^  mit  Unserer  Geheimen  Riite  Vor  wissen  in  etwas  gemildert 
werde.    Daran  ^^eschieht  unsere  Meinung/ 

Mit  der  die  sächsische  Verwaltung  damals  audzeicimenden 


'  Loc.  :j0405.  Gesinde-,  Tagelöhner-  und  HanUwerkerordnuog. 
16-51.   Bd.  I. 

FanchuQgen  (54)  lU  4.  —  Wuttk».  6 


üiyiliz 


82 


XII  4, 


St  Ijiielli^'keit  wurde  schon  am  nächsten  Tage,  am  24.  Mai,  daa 
Gesetz  als  „Gesinde-,  Tagelöhner-  und  Haadwerksordnung'^ 
(Cod.  August.  I.    S.  1523)  erlassen. 

Die  Ordnunof  war  albo  ohne  eine  liesprecluuig  mit  den 
Stindeu  verötTentlicht  worden;  wenn  die  Resnerun^  von  einer 
Beratung  in  der  Landschaft  abgesehen  hatte,  öo  glaubte  sie 
sicherlich  im  Sinne  dieser  Körperschaft  zu  handeln,  war  sie  doch 
erst  auf  Betreiben  der  Rittenchaft  dieser  Aufgabe  näher  getreten; 
daTs  sie  «ch  in  dieser  Annahme  irrte,  zeigten  die  spfiteren 
Landtagsverhandlungen 

Nur  wenige  Monate  (20.  Februar  bis  24.  Mai  l<>5n  waren 
von  der  kurfürstlichen  Genehmigung  zur  Ausarbeitung  einer 
Oesindeordnung  bis  zur  Publikation  des  G»  s<  tzes  in  stiller  Ver- 
waltungsth'iti;xkeit  verflossen .  und  als  jetzt  dn^  Gesetz  an  die 
Öffentlielik«'it  trat,  d.i  zei.iite  es  dem  Lande,  dafs  der  Staat  in 
der  üebindetra;_^e  zu  <iun.st«  n  der  J  )ien>therr8chaften  ciugetieten 
war.  Auf  eine  rasehe,  ;^Iatte  I )urehtuhrimg  de.s  (lesetzes  rech- 
nete freilieli  sclb'^t  die  Regierung  nicht;  spricht  doch  sogar  der 
Kurfürst  davon,  dafs  an  den  Grenzen  ein  Aufstand  erregt  werden 
konnte,  aber  wohl  keiner  seiner  Rflte  wird  geahnt  haben,  dafs 
es  zehnjähriger  Kämpfe  bedurfte,  ehe  die  Bestrebungen  der  Ar- 
beiter niedergekämpn  und  das  Gesetz  nicht  nur  ein-,  sondern 
auch  durchgeführt  worden  war. 

Zum  ersten  Male  war  in  dieser  Gesindeordnun;r  von  1^15 1 
der  \''ersurh  gemaelit  worden  das,  was  sich  an  gt-sindereelitliehen 
Vorschriltt  n  in  Landesordiiun;rer>.  Mandaten,  Ausschreiben  u.  8.  w. 
zerstreut  vorfand,  in  eine  einhcitheli^*,  systematische  DarsteUung 
zusauimenzufj\8sen.  Die  Ordnung  bildete  nicht  einen  Teil  einer 
Landes-  oder  Polizeiordnung,  sondern  war  wie  das  Gesindeaus- 
scbrmben  ron  1466  ein  selEoülndiges  Gesetz.  Schon  dieser  muß 
Umstand  verleiht  ihr  eine  hohe  Bedeutung;  sie  bildete  die 
Grundlage  &Xr  die  späteren  Gesindeordnungen. 

Der  Gesetzgeber  fafste  seine  Aufgabe  eigenartig  auf;  ab- 
weichend Yon  unserer  Zeit,  suchte  er  nicht  nur  gesetzliche  Vor* 
Schriften  zu  erlassen,  die  Norm  aufzu-itcllen,  sontuan  gleichzeitig 
wollte  er  seine  Mafsregcln  crklilren.  eine  BeertinrUmL^  der  Nonn 
geben.  In  den  Vorder,;ruud  stellte  er  den  Zweck,  welchen  das 
Gesetz  erfüllen  sollte:  die  Mittel,  welche  er  dazu  wählte,  er- 
schienen ihm  als  durch  die  Umstünde  gebotene,  als  nebensäch- 
liche; dem  Gesinde  hielt  er  eine  vermahnende  »Siralpredigi,  und 
schliefslich  sprach  er  die  Erwartungen  und  Hofinungen,  die  er 
an  den  Erlau  des  Gesetzes  knüpfte,  in  breiter  Weise  aus.  Das 
Gesetz  ist  noch  vom  Geiste  der  früheren  Gesetzgebung,  welcher 
die  Augusteische  Zeit  so  auszeichnete,  duHnveht,  gegen  die 
spätere  Gesetzgebung  i-agt  es  durch  die  Reinheit  der  Sprache, 
durch  kurzen  und  bestinmUen  Ausdruck,  durch  das  Vermeiden 
aller  schwülstigen  Sätze  vorteilhaft  hervor. 
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Wir  köuneu  bei  unserer  Betrachtung^'  die  Geaiiideordnun^ 
in  drei  Abschnitte  zerlegen :  iu  einen  ersten .  \n  elcher  die  juri- 
stiache  Konstruktion  des  Gesiiidevertra^ces  behandelt;  in  einen 
zweiten,  welcher  einen  Ai'beitszwang  tUr  Landarbeiter  einfUhrt^ 
in  einen  dritten,  welcher  eine  Taxe  des  GeiindelohiieB  festtetet 

Der  erste  Abschnitt  enthält  das  eigeDtliche  Qeeinderecht. 
Das  Oesetz  bewegt  mch  hier  auf  dem  nechtsboden ,  den  das 
15.  und  16.  Jahrhundert  geschaffen  hatte;  ungebührliche  Härten 
machen  sich  im  Vergleich  su  dec  späteren  Rechtsentwicklung 
nicht  zeltend. 

Als  gewöhnliche  Mietzeit  galt  ein  Jahr;  wer  sich  nur  tUr 
eine  kürzere  Zeit  vermieten  wollte,  sollte  aueh  nur  einen  ver- 
hältnismäfsigen  Teil  des  Jahreslohnes  erhalten.  W  ekher  Dieust- 
bote  seinen  Dienst  nicht  ein  \''ierteljahr  vor  Ablaut"  der  Mietzeit 
mit  kündigte,  wilhirte  stillschweigend  in  die  Fortdauer  desselben  em. 
Befremdlich  klingt  es,  wenn  das  Qeunde  bei  der  Aufkündigung 
des  Dienstvertrages  anzeigen  mufste  „wohin  es  sich  su  ver- 
mieten gemeinet*",  und  wenn  es  niemandem  gestattet  wurde, 
Gesinde  au  mieten,  ehe  es  von  der  alten  Herrschaft  Urlaub  ge- 
nommen hatte.  Die  Herrschaft  mulste  jede  Kündigung  an- 
nehmen und  konnte  das  Gesinde  nicht  zwingen,  weiter  zu 
dienen,  aufser  „wo  nicht  ein  anderes  hergebracht  war".  Beim 
Dienstaustrilt  war  die  Herrschaft  verptiichtet  df  in  ]  Dienstboten 
ein  Zeugnis  auszustehen  mit  „ausdrücklicher  l'em  [iimn>^  seines 
Übel-  oder  \\  uhlverlialtens'"  .  sie  durt'te  dies  mchi  verweigern, 
nocii  das  (Gesinde  damit  „zur  Ungebiiiu-  aul halten". 

Das  sogenannte  Abspeustiguiachen  war  den  Herrscliaften,  das 
gleichseitige  Vermieten  an  mehrere  Herrschaften  dem  Gesinde 
Terhoten;  glaubte  ein  Dienstbote  infolge  Verhaltens  der  Herr- 
schaft das  Kecht  au  haben»  den  Dienstvertrag  einseitig  aufzuheben, 
80  sollte  er  nicht  sein  eigner  Richter  sein,  sondern  die  Obrigketi 
um  Dienstentlassung  ersuchen. 

Ein  eigner  Titel  handelt  „von  denen  entlaufFenen  Dienst- 
boten'^. Einem  solchen  sollte  fleilsig  nachgefor-eht  werden,  „an 
allen  Orten  aueli  in  anderen  Landen**;  naelideni  man  ihn 
ins  xVmt  einiiebracht  hatte,  sollte  mau  ihn  auf  etliche  Wochen 
ins  Gefän^ni:^  stecken  oder  in  Eisen  schliei'sen.  Ja  ..zum 
Exempel"  in  die  Festungen  Ubertühren  und  ein  Jahr  bei 
Wasser  und  Brot  halten.  Wer  ihm  Vorschub  geleistet  hatte,' 
sollte  mit  Qdd  oder  Ge&ngnis,  welche  Herrschaft  ihn  in 
Diensten  nahm,  mit  20  gld.  bestraft  werden. 

Von  grofser  Tragweite  war  die  Beschränkung  der  FreizU^gkeit 
Den  Unterthanen,  Bürgern  und  Bauern,  wie  auch  deren  Kindern 
wurde  es  verboten,  ohne  Vorwssen  und  Willen  ihrer  Obrigkeit, 
aus  dem  Lande  zu  wandern  oder  sich  in  andere  Gerichte  zu 
wenden.  Die  Obrigkeit  sollte  einen  jeden ,  wenn  er  nicht  er- 
hebliche Gründe  beizul)ringeu  vermochte,  anhalten,  im  Lande 
zu  bleiben  und  dort  zu  dienen. 
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Der  zweite  Abschnitt  dos  Gesetzes  beliandelt  in  den  Titeln 
„voD  dienstlosem  Gesinde,  Haus-Genossen  undMiissiggängeni'*  und 
„von  derer  Unterthanen  Kinder-Diensten"  die  Frage,  wie  auf  ge- 
setzlichem Wege  tVir  die  Landwirtsehiit't  ausreichendes  und  billiges 
ArbeitäDersonal  be^jchafft  werden  könne.  Auf  zwei  Wegen 
sucht  der  Gesetzgeber  sein  Ziel  zu  erreichen,  einmal  indem  er 
den  GerindeEwangsdieost  fOr  die  Untertiianeii  der  &b-  und 
Gerichtsherren  einführt  und  sodann  indem  er  gewissen  j^nden 
gebietet,  ausscfalierslich  landwirtschaftliche  Arbeiten  ku  betreiben* 

Das  Gesetz  unterscheidet  zwei  Klassen  von  Unterthanen- 
kindem;  erstlich  das  eigentliche  Gesinde,  d.  h.  solche  die  bei  ^der 
Bauer-  und  Feldarbeit  beständig  verharren",  von  ihren  Eltern 
in  der  Haushaltung  nieht  •^^ebraurlit  wurden  und  gesonnen  waren 
in  einen  Dienst  zu  treten;  und  zweitens  die  Tagelöhner, 
d.  h.  solche,  die  nicht  dienen  wollteu,  sondern  nur  um  den 
Tagelohn  zu  arbeiten  und  zu  dreschen  pflegten. 

Der  Zwangsdienst  erstreckte  sich  ausachlielslich  über  das 
Gesinde.  Unterthanenkinder  sollten  sich  nicht  eher  „Fremden** 
vermieten,  ehe  sie  sich  ihrem  Gerichtsherm  — ,  unter  denen 
Herrschaft  sie  geboren  nnd  erzogen  waren  —  znm  Dienst  an- 
geboten und  auf  dessen  Begehren  zwei  Jahre  lang  um  den  ge- 
setzlichen Lohn  gedient  hatten.  Das  Gesetz  begründete  dieses 
Becht  der  Gutsherrschaften  damit:  es  zeige  sich  eine  Wider- 
spenstigkeit dtT  Unterthanen  gegen  ihre  Obern,  sie  weigerten 
pirli,  ihre  Kir.dcr  bei  ihren  Erbherren  dienen  zu  lassen:  dies 
sei  ganz  ungebüliriich  und  nichts  anders  als  ein  angemaistcr 
Mutwille. 

Ein  weiterer  Zwang  wurde  gegen  die  Gutstagelöhner  ein- 
geführt —  es  war  dies  die  8telle,  welche  die  Hofräte  auf  „er- 
innem"  hinzugefügt  hatten.  Das  Gesetz  verpflichtete  jeden 
Unterthanen,  welcher  nicht  dienen  wollte,  sdnem  Erblierm  «die 
Arbeit  und  das  Dreschen"  um  den  ortsgewöhnÜchen  Schefi^l 
oder  Lohn  zu  verrichten. 

Von  allen  diesen  Verpflichtungen  wurde  ein  Gutsunterthan 
nur  dann  befreit,  wenn  auf  sein  Anerbieten  hin  der  Gutsherr 
sich  innerhalb  vierzehn  Tagen  über  Annahme  oder  Absage  nicht 
erklärt  liatte ;  es  stand  ihm  danach  ft^i,  sich  zu  vermieten,  wo  es 
ihm  beUebte. 

Eine  Minderung  des  Gobindezwanges  trat  ein,  .venu  ein 
Dieustbüte  sich  verehelichte,  oder  seine  Eltern  ihn  aus  irgend 
einem  erheblichen  Grunde  in  ihrer  Haushaltung  bedurften,  oder 
er  etwa  glaubte,  durch  „ehrliche  zulässige  Mitw**  —  abor  nicht 
im  Lohne!  —  seine  Lage  ▼erbessem  zu  kOnnoa.  In  diesen  FÜlen 
sollte  er,  wenn  er  schon  ein  Jahr  ausgedient  oder  einen  tttehtieea 
Stellvertreter  gestellt  hatte,  nicht  verpflichtet  sein,  ehi  zweites 
Jahr  zu  dienen. 

Das  Gesetz  ^teilte  Zwangsraafsregeln  in  Aussicht,  falls  die 
Unterthanenkinder  auf  ihrer  „zu  Unrecht  gefafslen  Meinung  hais- 
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fltarriger  Weise**  verharren,  ihrer  Obrigkeit  die  Dienste  nnd  Arbeit 


wollten.  Für  das  laufende  Jahr  sollte  dieser  Abschnitt  des  Gesetses 
mir  zum  Teil  in  Kraft  treten;  wer  sich  schon  vermietet  hatte, 
sollte  bis  an  das  fjide  des  Jahres  in  seinem  Dienste  verbleiben. 

Die  Unterthanenkinder  bildeten  nur  einen  Teil  der  Land- 
arbeiter; das  Gesetz  versuchte  aber  den  ganzen  Stand  in  Ab- 

hitngi^keit  zu  brinL'en.  Dazu  wurden  den  Ortsobrigkeiten  weit- 
gehende Hechte  eingerJiumt  und  ilmen  neue  Aufgaben  gestellt. 
Sie  sollten  der  Landwirtschaft  billige  Arbeitskräfte  verschatien, 
die  Hausindustrie  einschränken,  die  althergebrachte  Trennung 
von  städtischem  und  landlichem  Gewerbebetrieb  auch  gegen  die 
Bestrebungen  einer  neuen  Zeit  aufrecht  erhalten. 

So  waren  von  Amtswegen  Bürger-  und  Bauersleute, 
die  eine  „müssige  Handthierung''  betrieben  oder  ums  Tagelohn 
arbeiteten,  sn  &ntearbdten  um  den  gesetsten  Taeelobn  ansa- 
halten. Knechten,  die  au  Hause  oder  Ober  Land  derErimerd 
und  andren  Bewerbshändeln  nachgingen,  um  als  eigne  Herren 
<lienstfipei* und  ungebunden  zu  leben,  desgleichen  Mftgden,  die' 
XU  Hause  safsen,  um  Wolle  zu  spinnen,  zu  klöppeln,  um  Strumpfe 
zu  stricken  und  dergl.  mehr,  war  jeder  Gewerbebetrieb  bei  10 
Thlr.  Strafe  verboten,  sie  sollten  dagegen  zur  Arheit  und  zu 
einrni  Eintritt  in  einen  Dienst  gezwungen  werden.  Schheislieh 
sollten  alle  diejenigen,  welche  die  meiste  Zeit  auf  der  Bären- 
haut Ligen  oder  mit  Müfsiggang  zubrachten  und  nur  zur  Heu-, 
■Getreide-  und  Erntezeit  auf  Arbeit  gingen,  zur  Arbeit  und  Dienst- 
annähme  fleiisig  ermahnt,  bis  aber  solches  geschehen,  mit  einer 
monatKdien  Steuer  von  6^10  gr.'  belegt  werden. 

Zur  besseren  Durchführung  dieser  Malsregeln  wurde  der 
Obrigkeit  und  den  Omchtsherren  anbefohleUi  in  Stadt  und  ImoiL 
▼on  Hans  zu  Haus,  bei  jedem  Hauswirt  „Erkundiguneen*' 
( —  was  fUr  Leute  sich  bd  innen,  d.  h.  dem  Hauswirte  aufhalten, 
welche  Nahrung  ein  jeder  treibe  — )  vierteijflhirlich  einzuziehen 
«md  an  die  RegiMng  ein  Verzeichnis  der  eingegangenen  ,,Steuem*^ 
monatlich  einzusenden. 

Der  dritte  Abschnitt  des  Gesetzes  behandelt  in  dem  Titel  VI 
^▼om  Gesinde-Lohn"  und  Titel  VII  ^vom  Lohn  derer  Tagelöhner 
und  Bothen*^  den  Lohnbezug  und  die  Lohnhöhe. 

Wenige  Jahre  vorher,  auf  dem  Ausschufstaire  1647^,  hatte 
•die  Ritterschaft  unter  dem  Hinweis  auf  die  ..^NoliUeilen  Zeiten" 
bei  der  Re^erung  den  Erlals  emer  Taxordnung  beantragt;  die 
Städte  wandten  dagegen  ein:  die  armen  Leute  wären  mit  der 


1  In  der  DeiikBchrift  vom  8.  Februar  1651  hatte  der  Kanzler  nur 

4 — 6  gr.  beantragt. 

'  Loc.  9415.   Der  Abgeordneten  der  Städte  Eriunerunguu  zu  den 
dravamuia  der  Ritterschaft  1647. 
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LantUteuer,  der  Acciae,  dem  Fleischpfennig,  der  von  der  Ritter- 
icbaftTorgeschlafieDen  KapitatloDs- und  GewerbeBteaer  beschwert^ 
.80  fliehet  man  nicht  wie  die  Annoth  weiter  eingeschrttnkt  werden 
könne*.  Die  Regierang  sah  damals  von  dem  EriaTs  einer  Tax- 
ordnang  ab,  jetzt  aber  Rlhrte  sie  nicht  nnr  diese  ein,  aondem 
aetste  auch  me  Löhne  erheblich  herab. 

Weil  allein  ein  Geldlolin  gesetzlich  sich  frenau  bestimmen 
liefs,  Würden  nlle  Naturalbezüge,  welche  das  Oesinde  aur^f  r  seinem 
Geldlohne  zu  W^iVlien  pflegte,  verboten  uml  nnr  ^>in  reiner  <t.  ].|- 
lohn  zugelassen     Aneh  würe  es  sonst  den  Dienstboten  möL^lich 

fewesen,  sich  bei  der  Herrischaft  aufser  dorn  gesetzten  Lohne  in 
eliebiger  Höhe  Naturalbezüge  auszubedingen  und  auf  diesem 
Wege  die  Lohntaxen  zu  umgehen. 

Das  Gesets  verbot  aUe  Jahrmarkts-,  Christ-  tmd  Nenjahra- 

Kfchenket»  wie  tlberhanpt  jede  Verehrune  ttber  den  gesetsteo 
hn  und  wiederholte  die  seit  dem  16.  Jahrhundert  erlassenen 
Verbote:  dem  Gesinde  Getreide  zu  sÄen  und  Vieh  aufzuziehen. 
Zur  Begründung  dieser  Verbote  führte  das  Gesetz  an:  das  Ge- 
sinde sehe  mehr  auf  das  Seinige  als  auf  die  Arbeit,  treibe  unt<'r 
dem  Schein,  als  ob  es  mit  seinem  Cietreidc  handle,  ..f:;efahrliehe 
Parthierung^  und  entziehe  dem  Hausvater  zur  Ungebühr  einen 
Teil  seiner  Nahrung. 

Nur  in  bestimmten  Fidlen  liels  das  Gesetz  einige  wenige 
„Accidentien" ,  wie  Schuhe,  Stiefein,  Leinwand,  zu,  so  für  das 
weibliche  Gesinde  im  Voigtländischen  und  Neustftdter  Kreis ' ;  wo 
es  gebrttndilich  war»  dem  Gesinde  davon  mehr  su  geben,  sollte 
der  Geldlohn  entsprechend  gekttnrt  werden.  Die  Taxe  gab  dann 
den  Maximallohn  an;  einen  geringeren  XiOhn  durften  Herren  und 
Knechte  vereinbaren;  mehr  zu  geben  war  bei  20  Thlr.,  mehr  zu 
nehmen  bei  Verlust  des  Lohnes,  Gef^gnis  und  anderen  Strafen 
verboten. 

Als  Vorbild  liatte  dem  Gesetzgeber  die  Taxordnung  von 
1623  gedient;  wie  dnit  waren  aucli  hier  die  Lohnsätze  je  nach 
den  sieben  Kreisen  aufgestellt  und  abgestuft  worden ;  die  ebenso 
wichtige  Unterscheidung  von  Stadt  und  Land  fehlte  jedoch.  Ver» 
mutlich  galt  das  Gesetz  vorwiegend  auf  dem  Lande  und  in  den 
kleineren  LandstSdtchen  ak  Amtstaze,  während  es  den  grölseren 
StSdten  unbenommen  war,  eigne,  den  Verhältnissen  entsjvechende 
Taxen  aufsnstellen. 

Das  Gesetz  beidchnete  die  Lohntaxe  als  «bill%  und  recht"*. 
Man  kann  dem  schwerlich  beistimmen;  denn  nicht  nnr  enthielt 
die  Lohntaxe  niedrigere  Sätse,  als  die  Ch^nng  von  1623% 


1  Eine  weiterf  Ausnahme  bildeten  die  reifsigen  Knechte,  sie  be- 
zogen Ptet«  NatnraUn'/Uiij'e. 

•  Die  Lohnsätze  von  1623  sind  1651  beibehalten  für  männliches 

und  wfiblichos  Gosinde  im  Kiirkrcis  ini<!  Nenstrulter  Kreis;  für  weib- 
liches im  Leipziger  und  Voigtländer  Kreis;  meistens  sind  sie  It^il  nie- 
driger; im  Tbünnger  Kreise  bekam  1623  ein  Knecht  von  Haus  aus  25 


üiyiiizeQ  by  GoOglc 


XII  4.  87 

aondem  sie  ging  sogar  um  50— 60*/o.  unter  die  Löhne ,  Ton 
denen  die  Schösser  1651  berichtet  hatten,  herab. 

D'irLhg.'in-rig  nm  niedrigsten  stehen  die  Löhne  im  Voigtlande^ 
am  hüchstou  im  Leipziger  Kreise,  auch  ist  der  Lohn  des  mflnn- 
Hchen  OesiDdcs  grölseren  Schwankungen  als  der  des  weiblichen* 
unterworfen. 

P'.iüen  nichtigen  Hinblick  in  die  Gliederung  des  Gesiiule- 
btiindes  gewährt  die  Taxordnung,  wenn  sie  die  verschiedtnen, 
nach  den  Gehttltern  abgestuften  landwirtschaftlichen  Berut'r^arten 
des  Gksindes  aufzählt 

Es  finden  sich  da  unter  dem  Gesinde: 

der  Verwalter  oder  Schreiber  (er  empfängt  den  hlkshsten 
Lohnsatz,  25—30  gld.). 
„  reissige  Knecht  (im   Voigtland  20  gld.,  in  allen 

übrigen  Kreisen  'iO  gld.). 
^  \'oi^^t  (10^  If)  jrld.),  der  Hotmeistcr    In  — 13  gld.) 
und  der  Ober-.Scliirrmeister  (der  srin  eigen  Waffen 
und  das  Geschirr  oder  die  Geräte  selbst  machen  oder 
ausrichten  kann)  11 — 16  gld. 
dann  als  Landarbeiter  im  engeren  Sinne: 

der  Schirrmeister  (Ober-,  Mittel-,  Unter-,  Ochsen-,)  8  Ins 
16  sM. 

»  Encke  (Ober-,  Mittel-,  Unter-,)  5—12  gld. 

„  Knecht  (Mittel-,  Fuhr-,  Futter-,  Hand-,  von  Haus 
aus,  so  das  Futter  schneiden,  Hoptenarbeiten,  das 
Gras  hauet  und  die  Hofarbeiten  verrichtet), 
Junge  (starker,  schwacher,  Füll*,  Stall-,  Acker*, 
Ptlugtreiber), 

„  Hirt  (Kuh-,  Ochsen-,  Pferde-,  Schweme-,  Sau-,  Ganse-), 
schliei'sh'ch  der  Futterschneider  (5—6  gld.),  der  Thorwächter 
(7  gld.j  und  der  Kutscher  (12  —  10'  j  gld.;. 

Von  dem  weiblichen  Gesinde  erhalten  den  höchsten  Lohn 
die  Ansffeberin  (9—10  gld  ),  die  Kinderfirau  oder  «Wärterin 
(4—0  gld.),  die  KSsemutter  (nachdem  sie  viel  Vieh  zu  warten 
hat,  4—8  gld.),  die  Köchin  (4-8  gld.)  und  die  Zofe  und 
SchUefserin  (5-7  gld.) 

Gld,,  1051  20  GUI:  ein  Jung«»,  der  täglich  anfwartt-t,  1623  20  Gld., 
1651  15—18  Gld.  uiul  ein  Paar  iStiefcl;  im  Meifsoner  Kreise  hekam  ein 
Frdljunge  1623  5  Gld.,  1651  :3-4  GM;  rm-  Köchin  1623  5—9  Gld., 
1051  5 — 7.  Nur  vcroin;ct  lt  fiiulrt  sich  ciiif  Lolmerhöhnng,  so  im  Voigt- 
länder und  Erzgebirgischen  Kreise,  ein  Kutscher  bekam  lt>23  10 — 12  Gut, 
1651  13— 15'  «  7>ld. 

'  im  Voigtländer  Kreis:  im  Leipziger  Kreis: 

eine  Kin'lorwruterin      4—  6     Gld.  7—  9  Gld. 

-  Käsemurter  4—  6       -  7—  8  - 

-  Kdchtn  4_  5      .  6—  8  > 

-  Zofe,  Schliefseiin        6       -  6—  7  - 

-  GrofsmagU  3—  3Va    -  6—  7  - 

-  Voet  10-12       -  15-10  - 

ein  Kuhhirt  erhalt  2  Gld.  6  gr.  im  Engebirgischen  KreiB  und 6— 7 Gld. 
im  Leipsiger  Kreis. 
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Ak  weibliches  Gesinde  wird  noch  angetulut: 

Die  3Iagd  (Gröfs-,  Mittel-,  Klein-,  Haus-,  Kinder-,  Vieh-, 
Kuh-,  Gflnse-X  und  das  Mligdlein  (Kinder-,  Kuh-,  Gänse-). 

Wie  dieser  Überbiidk  eeigl^  b^hrflnkt  «ich  die  Taxordnong 
auf  das  landwirtBohafÜiche  Gesinde,  während  das  städtische  und 
die  Liucusbediensteten  (Lakai,  Haiduck),  welche  in  den  Gesinde« 
Ordnungen  des  18.  Jahrhunderts  eine  grofse  Rolle  spielen,  gjlnss» 
lieh  fehlen.  Oft  findet  sich  bei  den  Lohnsätzen  eine  Renierkun^. 
wie  z  B.  der  \'of;t,  wann  er  fleifsig  ist;  ein  Verwalter,  so  in 
der  Haushaltung  zu  ^^ebrauchen  ;  eine  Köciun,  darnaeli  sie  knchen 
kann  und  viel  zu  tliueu  hat.  —  Die  Taxordnung  sollte  nieht  ira 
8on\mer  1651,  weil  schon  ein  halbes  Dienstjnhr  verflossen  war, 
ßOüdem  erst  mit  Anlang  des  näcbsten  Jahres  m  Krail  treten. 

Der  Lohn  der  Tagelöhner  und  Boten  war  gleichfiJla  niedriger, 
als  die  entspredienden  Slttze  der  Taxordnung  von  1623  festge- 
setzt worden ;  dagegen  hatte  man  an  der  Einteilung  in  Tages*  und 
Accordarbeit  festgehalten.  Auffidlenderwetse  überwiegt  die  Aecord- 
arbeit  schon  die  Tagesarbeit;  innerhalb  der  Kreise  herrschte  eine 
gi8!sere  Abweichung  in  den  Lohnslitzen,  als  bei  den  Gesinde- 
löhnen. Frauen,  die  um  Tatjelohn  arbeiteten,  werden  nur  zwei- 
mal —  Kurkreis  und  Leipziger  Kreis*  —  erwähnt;  ihr  Lelm 
war  um  ein  Dritt«  1  bis  um  die  Hälfte  niedri;:er,  als  der  eine^ 
männlichen  Tagelöhners.  Das  Gesetz  bestimmte  ferner  den  Lohn 
von  Boten,  Tagelöhnern,  Handarbeitern,  Getreide-.  Gersten-, 
Haferrechneru,  Getreide-,  Gras-,  Grummet-,  Holzhauern,  Futter- 
schneidem,  Mähern  und  Hedem,  Dreschern,  Abladern,  Bansem, 
Langem,  Bindern,  Säemfinnem,  Eomschnittem.  Holsschlftgem. 
Die  Löhne  waren  nach  den  Jahreszeiten  und  od  mit  oder  ohne 
Kost  unterschieden.  Die  Accordarbeit  war  mannigfaltig,  es 
handelte  sich  lun  das  Säen  wie  um  das  Schneiden,  Abhauen, 
Binden,  Dreschen  von  Korn,  Weizen,  Gerste,  Hafer,  und  um  das 
liegen,  Spalten,  Schneiden  von  Flöfs-  und  Forstholz.  Auffallend 
ist  es,  dafs,  obg-leieh  die  landwirtsehattlicho  Arbeit  in  allen  T«>i!en 
de»  Landes  sicli  gleich  war,  doch  fast  in  jedem  Kreis  die  Lohne 
besonderer  J )ien8tleistungen  angeführt  wurden;  es  ergeben  sich 
deshalb  nur  wenige  Vergleichs]  >unkte.  Den  niedrigsten  Tagelohn 
bezog  ein  Qrummeiarbeiter  im  Voigtl.  imd  Neust.  Kr.  (mit  Kost 
7—9  Pfg.,  ohne  Kost  16—18  Pfg.),  den  höchsten  etn  Korn-  und 
Qetreid^uer  im  Heissn.  Kr.  (im  Sommer  ohne  Kost  4 — 5  Or.). 
Innerhalb  der  Kreise  zeigen  der  Voigtl.  und  Neust.  Kr.  die  niedrigsten« 
der  Meissn.  und  Leipz.  Kr.  die  höchsten  Löhne  (ein  Drescher 
2  Gr.  bis  3  Gr.  6  Pfg.);  der  Tagesverdienst  stellte  sich  durch- 
schnittlich mit  der  Kost  auf  1  Gr.  6  Pfg.  bis  2  Gr.,  ohne  Kost 
auf  3  Or.  bis  3  Gr.  6  Pfg. 

Der  VIII.  Titel  der  OrdnuDg  bandelte  vom  Lohn  der  Hand- 


*  Im  Sonunor  mit  Kost  9  Pfg.  bis  1  Gr.,  ohne  Kcst  1  Gr.  9  F£g, 
bis  2  Gr.,  im  Wiuter  mit  Kost  8—9  Pfg.,  ohue  Kost  1  Gr.  6  Pfg. 
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werissleote  und  ihrer  Satzung.  Das  Gesetz  erliefa  keine  Lohn- 
sätEC^  sondern  verwies  auf  die  Taxordnung  von  1623,  deren 
Revision  anbefohlen  wäre.  Hervorgehoben  wurde,  dals  die  Hand- 
Werksleute  nur  im  „Gedinge"  arbeiten  wollten  und  sich  weigerten, 
um  einen  festen  Tagelohn  zu  dienen.  Der  Bauherr  sollte  aber 
allein  entscheiden,  ob  er  einen  Arbeiter  ins  Geding  oder  zum 
Tagelohn  annehmen  wolle,  denn  nianclier  Hauherr  wäre  im  An- 
schlage unerfahren  und  werde  dann  bei  Geilingarbeit  unbilliger- 
weise  gesteigert  und  übervorteilt  Die  Ortsobrigkeiten  sollten  auf 
Innehaltung  der  Taxen,  besonders  hei  Fleischern  und  Bäckern, 
fidfsig  Acht  geben  und  mit  Geld-  und  O^lngnisstrafen,  ja  mit 
Niederlegung  des  Handwerks,  Etnjtiehung  der  Zttnfie,  ge^en  die 
Schuldigen  vorgehen.  —  Dies  ist  in  Ktirze  der  Inhalt  der  Ge- 
sindeoronung. 

Betrachten  wir  nun  die  Bedeutung  dieses  Gesetzes;  in 
seiner  Einleitung  betont  es,  dafs  bei  jetzigem  Landeszustande 
darauf  zu  sehen  wäre,  wie  die  wüsten  Güter  zum  Anbau 
g«0>i  icht  und  mit  Leuten  besetzt  werden  Icönnten,  Mit  dieser 
ausgeopi  üchenen  Absicht  steht  in  Widersuruch  die  Bestimmung, 
welche  herrenlosem  Gesinde  verbietet,  iremde  Äcker  um  die 
Hälfte  des  Kohcrtrages  zu  pachten;  gerade  diese  deo  Aubau 
des  Landes  verhindernde  Malsregel  zeigt  deullieh  den  wahren 
Charakter  des  Gesetaes,  es  soUce  allem  der  Landwirtschaft  bilÜge 
und  genügende  Arbeitskrttfle  auführen.  Darüber  k<)nnen  auch 
die  schonen  Worte  der  Einleitung:  es  wäre  bei  den  wohlfeilen 
Zeiten  und  dem  hohen  Lohne  zu  besoigen,  dafs  der  Unter* 
stand  über  die  erduldete  Kriegslast  in  gröfsere  Armut  gerate, 
ja  die  Ob  er  stände  m.inniglich  mitbetroff-n  und  also  das  ganze 
Vaterland  hoch  benachteiligt  werde,  nic  ht  ili^^ve^•  täuschen.  r>enn 
wohl  erkannte  der  Gesetzurf'ber  die  Härte  seiner  ^lafsregeln  und 
den  Druck,  welchen  er  aut die  dienenden  Klassen  ausfiben  wollte; 
ollen  s})rach  er  aus :  es  sUludc  zu  befürchten,  das  Gesinde  werde 
mit  allen  Vorteilen  und  Ränken  diese  zum  allgemeinen  Besten 
erlassene  Ordnung  au  durchlöchern  versuchen  und  lieber,  ehe 
es  eich  dieser  guten  und  billigen  Regel  unterwürfe,  das  Vater- 
land verlassen  und  in  anderer  Herren  Gebiete  laufen. 

Vergleicht  man  diese  Geeindeordnung  mit  den  beid'  n  im 
18.  Jahrhundert  erlassenen,  so  zeigt  sich,  dafs  in  ihr  das  Ver- 
hältnis zwischen  Herrschaft  und  Gesinde  auf  einer  rein  juristischen, 
in  den  späteren  dagegen  auf  einer  mehr  patri  irc haiischen  Basis 
aufgebaut  ist.  Die  philosophisehe  Gesetzgebung  des  18.  .Jahr- 
hunderts suclite,  wie  wir  später  sehen  werden,  für  das  Gesinde 
wie  iUr  die  Dienstherrschaft  gewi.sse  Schranken  zu  setzen. 

Nach  dem  Wortlaute  der  Gesindeordnung  —  Unterthanen- 
kinder  dürfen  nicht  eher,  als  bis  sie  zwei  Jalire  um  den  gesetzten 
Lohn  ha  Ihren  Erb-  und  Geriditsherren  gedient  haben,  sich  bei 
IVemden  vermieten  —  kann  man  die  Tragweite  des  GeeelM 
mcfat  abnen.  Es  schien,  als  ob  den  Gutsherren  em  blolses  Vor- 
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BUgsrecht  eingeräumt  würde.  In  Wirktichbot  lastete  das  Gesetz 
in  der  drückendsten  Weise  auf  den  unteren  Klassen.  War 
es  schon  an  und  für  eich  für  die  Untcrtbanenkinder  hart,  sich 

eineTii  Zwan^re  zu  unterwerfen  und  dem  (  tutsherrn  ohne  eine  an- 

femessene  und  in  den  wirtschaftlichen  Vf  rliiiltnissen  bep:riindete 
Intschndijj,ung  ihre  Arbeitskraft  zur  Verfügung  zu  stellen .  fiO 
wurde  ihnen  auch  ihr  späteres  Fortkommen  in  jeder  Wei.s^^  e  r- 
schwert. Das  Gesetz  hatte  einen  bedenkhchen  Mangel;  keine 
Zeit  war  vorgeschrieben,  innerhalb  welcher  der  zweijährige  Zwaogs- 
dienst  abgeleistet  werden  mulste;  es  stand  dem  Gutsherrn  un- 
umschränkt die  Wahl  2u,  wann  er  die  von  den  Unterthanen- 
ktndem  angebotenen  Dienste  annehmen  wollte.  War  er  schon  mit 
genügenden  Arbeitskräften  versehen,  so  lehnte  er  jetzt  die 
Dienste  ah,  um  sie  s])äter  bei  mangelnden  Arbeitskräften  ein- 
zufordern. Hatte  ein  Hauersohn  seine  Dienste  seinem  Gerichtsberm 
vergeblich  angeboten  und  war  dann  in  die  Fremde  geganpren, 
um  dort  ein  Unterkommen  zu  suchen,  so  konnte  er  nun  erwarten, 
jedes  Jahr  von  dem  Gerichtsherrn  in  seine  Heimat  zurückgefordert 
zu  werden.  Zalillos  sind  in  sjiäterer  Zeit  die  Fälle,  in  denen 
von  den  Städten  Klage  geftlhrt  wird,  dafs  ein  Knecht,  d»  r  mit 
Einwilligung  seines  Gutsherrn  in  die  Stadt  zog  und  sich  dort 
SU  einer  besseren  Lebensstellung  emporarbeitete,  nun  auf  einmal, 
weil  es  gerade  jetat  seinem  Gntsherm  bdiebte,  anr  lieistung 
seiner  ZwangsJaKre  auf  das  Rittergut  verlangt  wurde.  Unter  einem 
80  andauernden  Drucke  und  so  hemmenden  Verhältnissen  ver* 
mochte  kein  Dienstbote  eine  gesicherte  Zukunft  zu  erringen. 

In  einer  verdienstvollen  Studie  weist  Grof'smann  *  für  Branden* 
bürg  nach,  dafs  man  bisher  den  Einfliifs  römischer  Jurispruden» 
und  Systematik  auf  die  Ver-^chhichteruDg  der  gutsherrHch-bäuer- 
liehen  Rechtsverhältnisse  tiberschätzt  habe.  Im  Princip  kann 
man  ihm  beistiiuraen.  Denn  die  Kräfte,  die  um  die  \  orherr- 
schaft  rangen,  bedienten  sich  des  römischen  Rechtes  nur  als  eines 
Hulfsmittel  ts  in  ihrem  Kampfe,  in  diesem  aber  konnte  es  der  einea 
Partei  bisweilen  wesentlicn  zum  Vorteile  gereichen.  So  kleidete 
man  auch  in  Sachsen  den  Gesindeswangsdienst  in  ein  unachein- 
bares  juristisches  Gewand,  um  ihn  desto  eher  annehmbar  aa 
machen.  Das  rOmische  Vorkaufsrecht  ( jas  protimiseos)  bestimmt, 
dafs  jemand,  wenn  er  verkaufen  will,  einer  bestimmten  Person 
die  \'^orhand  lassen  mufs,  vorausgesetzt  dafs  dieselbe  gleiche  Be- 
dingungen bietet  wie  ein  dritter  Kauflustiger  geboten  hat.  Es 
ist  als  ein  Forderungsrecht  nicht  mit  dem  dinglich  wirkendf^n 
deutschen  Näher-  oder  Ketraktrecht  zu  verwechseln^.  Diese 


1  Grofsmana,  Fr^  Über  die  gutsherrlich-blnerlicben  Rechtsver- 
hältnisse  in  der  Mark  Braadenbarg  vom  19.-«  18,  Jahrhundert  Leiiisig 

IÖ90. 

f  Vercl.  Windscheid,  Pandekten.  II.  ßd.  ^  Siobbe, 
Dentsches  Privatrecht.  II.  Bd.  §  87-91. 
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römische  Konstniktion  wurde  auf  den  Dienstvertrag  des  (Gesindes 
übertragen,  was  nach  der  spiiteren  Theorie,  dafs  man  Arbeit  wie 
Ware  kaufe ,  ganz  folgerichtig  war ,  damals  aber  dne  schwere 
Sohsdigung  des  Gesindes  bedeutete. 

Die  Gesindeordnung  führte  aber  nicht  nur  einen  zweijährigen 
Zwangsdienst  tur  die  Gutsunterthanen  ein,  sondern  sie  sucnte 
gleichzeitig  einen  allgemeinen  Arbeitszwnng  für  die  in  der  I^md- 
wirtschat't  arlieitenden  Klnssen  aufzustellen. 

Man  darf  nicht  etwa  glauben,  dafs  es  sieli  dabei  um  ein 
Verbot  der  Vagabondage  handelte.  Wolil  waren  die  sog.  herren- 
losen Knechte  und  die  abgedankten  Soldner,  die  sich  oftmals 
zusammenscharten,  um  das  platte  Land  zu  brandschatzen,  nach 
dem  Kriege  zu  einer  grofaen  Landplage  geworden,  und  beständig 
mufste  die  mdmche  Gesetzgebung  gegen  diesen  Krebsschaden 
ankftmpfen;  aus  dem  Verbote  der  ^tteld  und  des  lasterhaften 
Mttfsigganges  folgte  in  den  Mandaten  naturgemttfs  das  Gebot, 
Arbeit  zu  suchen  und  sich  sein  Brot  zu  verdienen.  Anders  die 
Gesindeordnung:  sie  suchte  die  Berufswahl  und  die  Freizügigkeit 
der  Landarbeiter  zu  Gunsten  der  Landwirte  zu  beschrJinken,  denn 
unter  dienstlosem  und  müfsigem  Oesinde  verstand  sie  alle  Knechte 
und  ^[ägde  auf  dem  Lande,  welche  in  der  Wirtschaft  ihrer  FJt''rn 
ai'beiteten  oder  sonstwie  ein  Fortkommen  fanden.  Diese  konnten 
nicht  als  „müfsig"  der  Armenpflege  zur  Last  fallen.  Was  die 
Ordnung  jedoch  bezweckte,  hat  sie  selbst  bezeichnend  ausge- 
sprochen: alle  diejenigen,  welche  zur  Feldarbeit  beschieden, 
ottrto  ach  keine  Handtierung  anmalsen,  sondern  mtlssen  allein 
landwirtschaftliche  Arbeiten  verrichten.  Also  der  Geburtsstand 
•oUte  flÜT  die  spätere  Lebensstellung  entscheiden  t 
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Drittes  Kapitel. 

Aufnahme  der  Gesindeordnung  von  iiibl 


Die  Gododeordiittiig  tod  1651  belaatete  offenbar  dni 
Klassen  vorwiegend  ^  mtlich  den  QetiiuleataDd,  aein  Lohn  war 
um  50-  70  ^  0  geküizt  worden»  swwtens  die  sogenannten  Unter- 

tliancnkinder,  sie  wurden  zum  Zwanpr'^^^ienst  bei  ihren  Gericlits- 
Herren  verpflichtet,  und  drittens  die  auf  dem  Lande  leben  len 
Arbeiterklas.-  n .  au-  win  den  zur  Annahme  ausschiieiklich  hnd- 
wirtschaftliclitri  Arbeiten  gezwungen  und  ihnen  wurde  die  Aus- 
sieht, in  anderen  Beruten  sich  etwas  zu  verdienen,  benoinnien. 

Eb  war  klar,  ein  Gesetz ,  wdcfaes  mit  einem  Schlage  die 
weitgehenden  Forderungen  der  RiMenchtft  befriedigle  und  ibn« 
10  gro(ae  Yorreolite  einrHamte,  mafste  auf  einen  nacfaheltjgwi 
AViderstand  bei  den  benaeliteiligten  Arbeiterklfts>en  stofscn;  so- 
wohl die  Aufnabme  der  Gesindeordnung  als  ihre  fiemere  Purch- 
führunfT  mufste  zu  heftigen  Klassenkämpfen  führen:  diese  wollen 
wir  nun  auf  Grund  des  erhaltenen  arehivaHsehen  Materials  naiier 
belrnchten.  Leider  zeigt  dieue.*»  einen  beilanorhehen  Mangel, 
denn  in  ihm  finden  bieh  ganz  abgesehen  davon,  dal^  in  dea 
Akten  nur  die  Hernjcheuden  zu  \\  orte  zu  kouimen  pflegen  — 
gar  keine  Anhaltepunkte,  wie  etwa  das  Verbot  der  Hauaindualrie 
gewirkt  hat  und  mwieweit  der  Zwing  snr  Annahme  von  land- 
wirtMdiaftlioher  Arbeit  durchgeBihrt  wurde.  Dieee  Llloke  ll6t 
sich  nur  durch  Vermutungen  ausAillenf  und  die  unaere  fi^ebt  dahin, 
daCa  die  Bflgierang  ee  weder  mit  dem  Verbote  noca  mxi  dem 
Zwange  ernst  nahm  und  ntif  die  Durcdiftihrung  dieeer  Beilim* 
mungen  der  Gesindeordnung,'  b  dd  vpr7.iclft*^t»^ 

Der  Zwangsdienst  der  üntertiianenkinder  lastete  Hin  eine 
Verpflichtunir  auf  den  Dorfgemeinden ;  dieser  Körperschaft 
nmli>te  Cä  utiscbeincnd  leichter  alb  dem  unorganisierten,  iui 
Lande  neretreut  lebenden  Gesinde  fidlen,  Widerstand  g^en  die 
Qeiindeordnung  au  leisten.  Man  konnte  im  voraus  propheMiM. 
dafe  die  Begierung  die  Beetimmungen  der  Taxordnung  kkkter 
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gegen  das  G^esinde,  als  den  Zwnngsdienst  gegen  die  Gemeinden 
durchsetzen  werde.  Und  doch  soflte  der  Ausgang  des  Kampfes 
schlielslich  das  (Teirenteil  beweisen;  die  Dorfgeraeinden  unter- 
lagen in  der  Verteidigung  ihrer  Interessen  eher  gegen  die  Orund- 
herren,  als  der  Gesindestand  sich  den  Lohnsätzen  der  Taxord- 
nung unterwarf*. 

Die  Regierung  hatte,  obgleich  die  Sätze  der  Taxordnung 
erst  von  Neujalir  1052  ab  gelten  sollten,  doch  schon  im  Früh- 
ling 1651  die  Gesindeordnung  veröifendicht,  offenbar  in  der 
Ansicht,  dals  die  Dienstherrschaften  bei  Zeiten  die  ihnen 
gevirtthrten  nenen  Hedite  kennen  lernen  und  das  Gednde  im 
Tora  US  w  issen  sollte,  dals  es  für  das  kommende  Diensidahr  seine 
Lohnforderungen  ermfifsigen  müsse.  Das  Gesinde  Ahlte  sich 
deshalb  im  Sommer  1651  von  der  neuen  Onlnung  noch  wenig 
bertllirt,  galten  doch  die  alten  vereinbarten  Löhne  noch  fort, 
isun  ptlegte  es  aiit"  dem  Lande  zu  Neujahr  seinen  Dienst  zu  wech- 
seln, aber  .sclion  »mu  Vierteljahr  vorher  den  alten  aufzukündigen, 
um  in  der  Zwiseiienzeit  sicli  einen  neuen  zu  suchen.  Deshalb 
trat  erst  im  Herbste  die  Frage  an  das  Gesinde  heran,  ob  es  den 
Kampf  mit  der  staiitlichen  Gesetzgebung  aufnehmen  oder  sich 
den  Lohnsätzen  unterwerfen  solle.  Für  dBs  Machtgeftlhly  welches 
nach  dem  3()J ährigen  Kriege  in  den  Arbeiterklassen  pulsierte, 
ist  es  bezeichnend,  dafs  das  Gesinde  beschlofs,  in  den  Kampf 
einzutreten. 

Ais  die  Zeit  der  Kündigung  im  Herbste  herangekommen 
war,  sagte  fast  gleichzeitig  im  ganzen  Lande  das  Gesinde  seinen 
Dien-t  auf.  Die  Bedeutung  dieses  Schrittes  wurde  den  Dienst- 
herrselialten  erst  klar,  als  Knecht  wie  Ma^j;d  sich  weigerten,  zu 
Neujahr  wieder  in  eine  »Stellung  zu  treten.  Tber  diesen  Aus- 
stand des  Gesindes  meldeten  am  12.  November  1051  die  Geheimen 
Kate  an  den  Kurfürst  folgendes  ^ :  nach  den  eingegangenen 
Berichten  begnügten  sich  die  Handwerker  und  Dienstboten  nicht 
mit  den  gesetzlichen  Lohnsätzen,  besonders  die  Maurer  jind 
Zunmerer  fUhren  fort,  ihren  Lohn  zu  steigern,  und  leider  werde 
in  den  Städten  ihnen  alles  nachgesehen.  Die  Dienstboten 
in  ihrer  Widersinnigkeit  sollen  an  den  meisten 
Orten  ohne  Unterschied  aufgekündigt  haben,  und 
vor  Weihnachten  wolle  kein  Kneeht  oder  Magd  sieh  erklilren, 
ob  er  oder  si»"  wieder  dienen  wolle.  Die  Hauswirte  auf  dem 
Lande  waren  mit  Gesinde  ganz  un versehen  und  un^evvil's. 
üb  auch  später  noch  jemand  um  den  in  der  Geöindeordnung 
gesetzten  Lohn  zum  Dienen  sich  bewegen  lassen  werde.  Nach- 
dem das  Gesinde  seit  etlichen  Jahren  starken  Lohn  empfangen 
habe  und  nicht  ohne  Vorrat  sei,  lieCse  es  sich  jetzt  ungesdieut 
Temehmen  und  sei  in  der  Meinung  begriffen,  nch  nicht  eher  zu 
Diensten  zu  bequemen«  als  bis  der  Hauswirt  sie  darum  vorher 


1  Loe.  30405  Gesindc-TagelOfaner-  and  Poliseiordnnng  ie51.  Nr.  62. 
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genugsam  ersucht  und  »ie  denselben  gezwungen  hätten,  dea 
Lohn  nach  ihrem  Willen  zu  erhöhen. 

Dies  sei  der  kurfUrstÜchen  Intention  ganz  zuwider.  Deon 
datodi  crwtebse  dea  Hauswtrtaa  anstatt  einer  erhofften  Sable* 
▼ation  ein  onttharwindKcber  Schade;  ihrer  viele  würden  tu 
eänsliche  Deeperation  geietat  und  ▼erankfst  werden,  die  aoge- 
nuigene  Wirtoehaft  ^  nicht  ohne  groCaen  Landetwderh  und 
Abgang  —  liegen  zu  laasen. 

Um  diesem  Vorgehen  des  Gesindes  vorzul)auen,  beantragten 
die  Geheimen  Rite  beim  Kurfürsten  einmal  den  Erlafs  eines 
scharfen  Patentes  mit  umiao}il;i«-ii:»'n  .^trafen  }:e^'en  dir  l  belt!i:iti-f 
und  sodann  eine  Auslf^<:un„  i«  ^  zweiten  Kapitels  der  Ge»iii'ie- 
Ordnung  für  dieses  Jahr,  wt^loue  lauten  sollte:  derjenige  Haus- 
wirt, welcher  bei  allem  Fieil'&e  kein  Gesinde  erkngen  kann,  ist 
befugt,  —  imgeachtet  der  bisherigen  LoskUndigung  —  sein 
altes,  bei  ihm  noch  dienendes  Oerinde,  um  den  in  der  Qeainde*' 
<Nrdnung  bestimmten  Lohn,  noch  ein  Jahr  lang  zu  behalten. 
Diese  Mittel  meinten  sie,  wiiren  der  Billigkeit  gemttfs  und  die 
Dienstboten  könnten  sich  mit  Fu^^  nicht  darüber  )>^hweren. 
Ein  sokhee  Patent  könne  hofientlieh  dem  geängstigten  Hauswirt 
in  seinen  grofsen  Sorgen  merklich  zu  statten  kommen .  (1er 
widerspenstigen  r>ienstboten  Bosheit  und  geldgieriges  Beginnen 
hindern  und  die  ( iesindeordnuni:  iv.  <  »bservauz  erhah»  n. 

Der  Kurfürst  Itilligte  dt-u  \  orsililag  seiner  Geheimen  liMe 
und  irlielö  kurz  vor  Weihnachten  —  am  11.  Dozeiüber  1<m1  — 
ein  oflnes  Patent '  an  alle  Schösser  im  Kurfürstentum.  D.aiü 
wiederhat  er  zunächst  die  von  den  Qeheimen  Rät^  vorae- 
brachten  Klagen  gegen  das  Gesinde  und  sodann  befiehlt  er  den 
Beamten,  auf  den  Dörfern  au  erkundigen,  welche  Dienst- 
boten ihren  Dienst  au%ekttndigt  hiltten  uud  sich  weigerten, 
anderwärts  au  vermieten.  Er  erteilt  der  Dieostherrachaft  dai 
Recht,  wenn  sie  es  begehrte,  ihre  Dier.^tl»  ton  gegen  den  ge- 
setzten Lohn  im  Dienst  zu  behaltt  n.  und  er  '  ist  die  Beamten 
an.  Gesinde,  welches  die  Autkundi^un^  niclit  zur  rediten  Z'it 
gethau  hatte  oder  dieni»tlos  lebte,  zum  Dienen  anzuhalten  und 
im  Falle  lialsstarriger  unbilliger  \'erweigenmg  es  mit  Steuern 
und  öeliaiJeieu  Z \van.L;smitteln  zum  Gehorsam  zu  bringen. 

Wenn  diese  Malsregeln  Erfolg  hatten,  so  war  er  nur  vor- 
übergehender  Natur,  denn  wenige  Jahre  später^  aus  wdcfaer 
Ztk  uns  erst  wieder  Angaben  über  Löhne  vorlegen,  berichten 
kurfürstliche  Kommissare,  dafs  die  Qesindelöhne  nicht  nur  die 
Sätze  der  Taxordnung  von  1651  überschritten,  sondern  sogsr 
höher  standen,  als  im  Frahiing  1651  die  Schösser  gemeldet 
hatten.    Also  aunächst  war  das  Gesinde  in  seinem  Kamplb 


»  Loe.  30405.  <';«'Hiiide-Ta«ri  löliner- un«i  Pohzeiordnang  1651.  Nr.  69 
Ull  i         lnr>r  Ratsarchiv  C.  Wil,  17.   Dienstz wang ,  Gesinde-  imd 

TagelOliiKTortinuiig. 
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gtjgen  die  Taxordnung  siegreich  gewesen  und  hatte  sogar  eine 
weitere  Lohnerhöhung  errungen. 

Viel  schwieriger  und  verwickelter  gestalteten  sich  auf  den 
Rittergütern  die  Verhältnisse  bei  der  Einftihrunp:  des  Gesinde- 
zwangsdienstes.  Nicht  in  einer  geschlossenen  Front,  wie  das 
Gesinde,  kämpfte  der  Ijauernstand  dagegen  an,  .sondern  sein 
Widerstand  löste  sich  in  unzäliligen  Prozessen  auf,  die  in  den 
nächsten  Jahren  zwischen  ( Jutsherrischaft  und  Gutsuiitertlianen 
geführt  wurden.  In  allen  Teilen  des  Landes  weigerten  sich 
auch  ferner  die  Bauern  und  Tagelöhner,  ihre  Kinder  beim  Guts- 
herrn dienen  zu  lassen»  und,  um  die  Oesindeordnung  su  um- 
gehen,  behielten  sie  jetzt  ihre  Kinder  lieber  in  der  eignen  Wirt- 
schaft, anstatt  sie  fus  Knechte  und  Mflgde  in  die  Fremde  zu 
sdiicken.  80  konnte  der  Qutflherr  von  seinem  Recht  auf  Vor- 
miete keinen  Gebrauch  machen,  und  nun  suchte  er  auf  ge- 
waltsame Weise  sich  die  Dienste  seiner  Unterthanenkinder  zu 
verschafl'en:  er  ])f;indete  den  Dauern  \  ieli  ab,  schrieb  willkür- 
liche Geldstrafen  aus,  ia  einige  gingen  soweit  ihre  „störrigen" 
Bauern  oder  deren  Kinder  in  das  GefSn^is  zu  stecken.  In  allen 
diesen  Füllen  klagte  niclit  ciwa  der  verletzte  Bauer,  sondern  die 
ganze  Dorfgemeinde  trat  fiir  ihn  ein  und  führte  in  eigner  An- 
gelegenheit den  P^xizefs  gegen  die  Übergriffe  ihres  Erb-  und 
Gcrichtsherm.  In  den  ersten  Jahren  nach  Erlafs  der  Otsinde- 
'Ordnung  machte  die  klagende  Gemeinde  den  Ptozeib  bei  der 
-ordentlichen  Gerichtsbarkeit  anhän^'g,  später  wurde  ihr,  zum 
dauernden  Nachteil  fUr  die  dienenden  Klassen,  dieser  Weg  ab- 
geschnitten und  sie  auf  die  VerwaltungsgerichtBbarkeit  an- 
gewiesen. 

In  den  Gutsprozessen  wie  in  all^*]!  Gesinde  fragen  neigten 
die  Gerichtshöfe  —  Oberhofgericht.  liolgericht,  iScliöppen-stuhl  zu 
Leipzig  u.  8.  w.  —  dazu,  in  ihren  Zwischen-.  Inforniations-  und 
Eiiaurteilen  zu  Gunsten  der  dienenden  Klauben  zu  erkennen, 
denn  entweder  legten  sie  ihren  Erkenntnissen  Uberhaupt  nicht  die 
neue  Gesindeordnung  zu  Grunde,  oder  sie  suchten  wenigstens 
deren  Ehrten  su  mildem.  Sie  erklärten  geradezu  —  Infor- 
mationsurteil  der  Leipziger  Sdiöppen  vom  November  1651 '  — 
dafs  es  der  Obrigkeit,  d.  h.  der  Gutsobrigkeit,  nicht  gezieme^ 
jemanden  zum  Dienste  zu  zwingen.  Wenn  diese  Rechtsprechung 
angedauert  hätte,  wilre  nie  und  nimmer  die  Gesindeordnung  im 
Ltndo  dmvlii^csetzt  worden,  es  mufste  deshalb  vor  allem  der 
Ke::ierung  daran  liegen,  hier  einzugreifen.  N'»cli  im  Dezember 
16'.]  erliefb  die  Lande.^regierung  ein  Schreiben  an  das  Oberhof- 
gericht in  Leipzig,  in  welchem  sie  begehrte,  dafs  der  Gerichts- 


'  Lor.  30405.  Ge.^iiido -Tagelöhner-  und  I*olizeiordnunff.  1651. 
IM.  l.  Ein  Erkenntnis  d»'r  L(*ij)zig«'r  Juristonfakultät  vom  2G.  Januar 
IÖ53  ist  gegen  jede  Erweiterung  de.-^  Zwang;5dieuöteii  und  meint,  er 
dürfe  nur  strikte  interpretiert  werden;  ebeuaa  Bd.  Ut  8.  164. 
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hof  die  Gesiodeordiiung  beobachte,  ihr  keinen  Einhalt 
thue  0nd  eine  gegen  einen  Gutsbesitzer  erlassene  Pönal« 
inhiMtion,  welche  den  äufseren  Anlafs  zu  diesem  Schreiben  ge- 
geben hatte,  als  der  Gesindeordnung  zuwider  aufhebe.  Gleich- 
zeitig wiesen  sie  das  Oberhofgericht  an ,  in  erheblichen  Fällen, 
die  Gesindeordnung  lietreft'end ,  ihnen  ungesäumt  zu  be- 
richten. Ein  fast  gleichlautender  Befehl  erging  noch  Ende  De- 
zember 1651  an  das  Hofgericht  in  Wittenberg  ^ 

Damit  war  die  Rechtsprechung  der  Gerichtshöfe  unterbunden, 
die  Entscheidung  lag  von  nun  ab  in  den  Händen  der  Verwal- 
tungsbehörden. 

In  einigen  Fällen,  in  denen  es  sich  um  Eheveraprechen 


Gerichtshöfen  aueh  bei  den  Konsistorien  geführt  werden.  Auch 
hier  zeigen  die  Konsistorien  in  Gesindeprozessen  eine  dem  Ge- 
sinde giinsti^^ere  Ausl''^'Mn!i-  der  Gesindeordnnn«rT  als  sie  bei  der 
Tj;ni(lesregierung  l)eliei»t  ^var.  So  kam  im  Uerlist  1(351  der 
i^aii  vor,  dafs  ein  Rittergutsbesitzer  eine  Dienstmagd,  welche 
sich  verlobt  hatte  und  nun  den  Dienst  verlassen  wollte,  nicht 
abziehen  liel's.  Die  Magd  lieschwerle  sich  beim  Oberkonsistorium, 
und  dies  entschied:  der  Gutsbesitzer  habe  die  Magd  sofort  zu 
enüaaaen  und  Bd  übrigena  In  Strafe  sa  ndimen.  Ava  emgeiegte 
Appellation  warf  aber  die  Landeer^erung  dies  Urteil  um  und 
^kannte  das  G^enteil:  der  Outsbeeitzer  sei  mh  jeder  Strafe 
zu  TerBchonen,  die  Magd  habe  weiter  zu  dienen  oder  eine  Stell- 
Vertreterin  zu  stellen'.  In  einem  anderen  Falle  hatte  der  Stiits- 
kanzler  in  Würzen  einen  Bauerknecht  gemietet,  welcher  sich 
spMter  weigerte ,  den  Dienst  anzutreten ,  weil  er  sich  im  PfaiT- 
liause  verlolit  habe  w\(\  bald  sich  verlieiraten  wolle.  Daiaurhin 
liefs  der  Kauzler  den  Krx^'ht  in  Ketten  und  Banden  aDSchiieröen, 
ihn  aus  einem  Gerichte  ms  andere  überftihren,  um  ihn  schliefs- 
lich  nach  vier  Wochen  Haft  in  einem  Diebesgefauguis  ^anz  aiw 
seinen  Gerichten  auszuweisen.  Auch  hier  trat  das  angerufene 
Konsistorium  in  Leipzig  sehr  au  Gunsten  des  Knechtes  ein :  der 
Kanzler  habe  ihn  sofort  freizugeben,  und  der  Knecht  brauche 
keinen  SteUvertreter  zu  stellen.  Der  Kanzler  appellierte  dsp 
gegen  an  die  Landesregierung,  und  diese  entschied  in  einer 
Resolution,  „um  die  Weitläufigkeiten  abzuschneiden",  dafs  der 
Kanzler  in  allen  Stücken  Recht  gehabt  habe®.  Es  mufste  des- 
halb auch  diese  Quelle  der  Rechtsprechung  verstopft  werden, 
iiTul  noch  im  Sommer  lööl  riciitete  die  Landesreiriening  einen 
lietelü  an  das  Uberkonsistorium:   ^und  da  bei  euch  inskiinftige 


^  Loc.  d04(y5.    Gesinde  -  Tageldhuei^  und  Poliseiovdnnog.  1651. 

Bd.  I,  S.  81  (vom  17.  und  27.  Dezember  165U 
«  Loo.  .SO 40'».    Ebeiula.    IM.  1 

'  Loc.  Gesinde-TMgt  lr.liii«  j-  und  Pulizeiordnung.   lt>S2  bift 
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1653.  Bd.  II»  S.  28  und  48. 
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dergleichen  Sachen  anhängig  gemacht  werden,  dietelbeii  an  dfli 
Orts  weltliche  (Einigkeit  zu  remittieren"  V 

Während  allgemein  angenommen  wird,  dals  die  Trennung 
von  Verwaltuna  nml  Justiz  sich  erst  im  Laufe  des  letzten  Jahr- 
hunderts entwickelt  habe,  tindet  sich  in  Sachsen  \'erwaltimg 
imd  Justiz  bereitä  vor  dem  30 jährigen  Kriege  geschieden,  erst 
nach  diesem  tntt  dne  VemiMehnng  oieier  Bäsrden  ein.  Denn 
hM  beanspruchte  die  Verwalttmgsgcnchiahaikeit  oicht  nur  die 
Gedadeprozene»  sondern  noch  eine  Reihe  anderer  Materien  für  ihre 
Becfatsprechun^^  Dies  bedeutete  eine  VerKhlechterung  der  Rechts- 
pflege. In  den  Gerichtah6£m  wurde  auf  strenge  GeseteÜchkeit  und 
Unparteiliclikf  it  p;f'1t  tlt"!i.  irgend  welchen  Strf5miingen  und  Wün- 
schen, die  am  Hotc  herriseliien,  war  man  nicht  zug.'inp:lich,  und 
die  meisten  Riehter  standen  ganz  niifserhalb  der  Kreise  der 
RitterguLbbcditzcr ;  sie  bewahrten  sich  in  Gutsprozessen  einen 
nicht  durch  parteiische  Voreingenommenheit  getinibten  Ülick. 
Andere  lagen  £e  Verhältnieae  in  der  Vervaltang.  Fohlten  sich  die 
Beuern  dordi  eine  Neuerung  der  GhiteberrKhaft  gedrückt,  oder 
worden  dem  Gerichtsherm  die  scholdigeo  Dienste  versagt,  so 
wandten  sich  die  fclageAlhraiden  Parteien  zunächst  an  den  Amt- 
mann oder  SchMeer  und  lachten  bei  ihm  Entscheidung  d^ 
streitigen  Fragen.  Falls  man  sich  bei  dieser  nicht  beridiif^te, 
Bundern  m\  die  Landesreperun^  dagegen  appellierte,  so  forderte 
diese  Behürd*  vom  Amtmann  einmal  die  Klagachriften  der  (»uts- 
h(nTschaften  u*i<  i-  (  fcmeindeu  ein  und  sodann  verlangte  sie  von 
iliiü  einen  auFlul.ilichüD  Bericht  über  die  Sachlage.  Auf  diesen 
Letzteren  pflegte  die  Landesr^erung  in  enter  Linie  ihren  Ent- 
scheid wa  begründen.  Die  Vollstrecknng  des  ürteib  oder  der 
swischen  den  streitenden  Parteien  angebahnte  Suhnversodi  wurde 
wieder  dem  Amtmann  tthertrageu.  in  allen  Gutsproiessen,  mi 
denen  aneh  die  Gksindeswangsdienstproeesse  gehörten,  waren  fUr 
den  Ausgang  die  socialen  Anschauungen,  die  diese  Bcamten- 
klaase  hegte,  sehr  iiiar>^ireT>f*nd.  Durchliest  man  die  aus  den 
Jalu^n  nach  1651  stairuuenden  zahllosen  Prozolsakten so  crgiebt 
sich,  daffi  die  Berichte  der  Amtsleute  oder  Seh osser  last  ausnaluna- 
los  parteiisch  gefärbt  sind;  aus  ilmen  allen  spricht  eine  den 
Bestrebungen  des  Arbeiterstandes  feindliche  Gesinnung.  Das 
mochte  einerseHi  daher  kommen«  dale  die  Verwaltong  naeh  dem 
Bjriege  jeden&Us  viel  Mtthe  und  Arbeit  hatte ,  Rohe  und  Ord- 
nung heraasteOen  nnd  die  verwilderten  unteren  Volksklaseen  in 
Zucht  zn  bflJleny  aber  anderseits  betrieben  auch  die  meisten 
Schösser  neben  ihrem  Amte  die  Landwirtschaft  nnd  hatten  selbst 
nnter  dem  Gesindemangd  und  den  gestieigenen  Löhnen  au  leiden. 

'  Loc.  '»yÖiOi),  Gesinde-,  Tagelöhner-  und  PüliieiüidiMuif,'.  Inl.  II. 
1652x1653.  S.  'ki. 

*  Loc.  12686.  An>l:iii<li'^c  licri)pial,  ii.p.w.  Für  jt'dc>  Jahr  ein  bis 
xwei  Aktrnhmi'li'.        i-  fa>~t  iiui>9cUliei8Uch  mit  Gutsprozessen  angefüllt. 

Forsch u!ig»;n  (64)  XII  4.  -  WutUttf.  I 
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So  hören  wir  von  Klairon,  dafs  Schöäser  ihre  obrigkeitliche 
Stellung  dazu  benutzten,  uoi  Dienste  und  Fronen  zam  eignen 
Vorteile  zu  erheben 

Die  principiell  wichtigen  Fragen  wurden  jedoch  in  d*^r 
Landesregierung  entschieden;  die  Geheimen  li^ite  uud  Holnite, 
welche  in  dieser  Behörde  thätig  waren,  stammten  fast  aosschliers- 
lidi  ans  den  angesehensten  adligen  Familien  des  Landes  und 
in  den  meisten  Fragen  teilten  sie  die  socialen  Anschauuneen  der 
Ritterschaft,  Von  sweien  von  ihnen  wissen  wir  nftheres.  Cnristian 
▼on  Lois,  dem  die  Ausarbeitung  der  Oesindeordnung  Übertragen 
worden  war,  scheint  eine  sehr  arbeiterfeindliche  Gesinnung  ge- 
hegt zu  haben,  denn  nach  dt  n  Angaben  des  Rats  zu  Dresden 
(1»>r)2)^  war  er  der  Einzige  in  der  SUidt  gewesen,  welcher  >ich 
über  das  Gesinde  beim  Magistrat  beschwert  hatte.  Heinrich 
von  Taube,  ein  vertrauter  Rat  des  Kurtüisten,  Hofmarschall  un  l 
Amtshauptniann,  erwirkte  —  als  ihm  auf  seinem  Gute  Pichern 
Gesinde  mangelte  —  einen  kui turstlichen  Befehl  (vom  31.  Oktober 
1651)  an  den  Schösser  Fischer  in  Eilenburg,  in  welchem  diesem 
aufgeti*agen  wurde,  Knechte  und  Mügde,  welche  und  soviel  unser 
Hotmarscball  deren  bedürfen  wird^,  sur  DienstleistaD|[f  aof  dem 
Ritterffute  an  „vermögen''^. 

Unter  diesen  Umstünden  waren  die  Aussichten  der  Dorf- 
gemeinden, einen  .  Erf< »lg  ihrer  Bestrebungen  zu  eraielen,  wenig 
hoffnungsreich.  Überall  standen  bei  der  Landesregierung  in 
erster  T.inie  <lie  Interessen  der  Gutsherrschaften  und  so  mfichtig 
war  der  Kinriufs,  den  diese  Partei  am  Hofe  au-^ilbte,  tlafs  ihr 
Ansprüche,  die  ihr  nach  der  Gesindeordnung  garnicht  zustanden, 
von   dieser  Behörde  bewilligt  wurden.    Dies  zeigt  sich  am 

*  U.  a.  Klage  der  Stadt  Schliehon,  165:i  vergl.  Loc.  9417.  Det 
Stftdto  (rravainina  ICV'^  ü'KTgcbeii.         U,  Xr.  22. 

2  Dresdnor  Ratsarclnv.    C.  XVHI.  193  k.    Unter tlu- Bericht  in 
Polizeiwachen,  die  (ie:*ind<!ordnun£r  hotrcffeud.  16-V2. 
^  Loc.  9991.   Polisei  1.  h.  t»     l(i23— 1895. 

♦  Die  Anschauungen  die!»er  Krei.-*e  mag  folgender  Fall  zeigen. 
Die  (gemeinde  zu  Pretschendorf  klagte  (Januar  1H'»2)  gegen  ihren  Guts« 
herni,  Haus  Adolph  von  Ifartitzsch:  niemals  sei  von  innen  ein  Z\raiig»- 
dienst  begehrt  worden:  in  ihrem  Reoef^  stände  ausdrücklich:  nach 
altem  Dnrf^^ebrauoli«'  «iIl.-  niemfind  in  der  < J ciiu  lmlr  ih'iii  Krbherrn 
weder  zu  dienen,  noch  Handarbeit  2U  leisten  verptliehtet  sein.  Die 
EinfShrung  eines  Zwangsdienstes  bedeute  den  Rum  des  Dorfes  und 
ihren  Untergang.  Hartitzsch  entgegnete:  die  Gesindeorduunjg  sei  zum 
gemeinen  liebten  da,  es  müs><e  naher  —  obfrleieli  ein  und  Oer  andere 
private  dadurch  etwas  Schaden  cmptiudeu  möchte  —  der  gemeine 
Kutsen  (d.  h.  sein  Interesse)  dem  Priratschaden  (d.  h.  der  Ge- 
meinde) billig  vorgezogen  werden.  Die  Regierung  entschied  zu  rJnnst.  n 
von  Hartitz.sch  und  untersagte  dem  AdvoKateii  der  Gemeinde,  temer 
die  (iutsunterthanen  gegen  uire  Obrigkeiten  vm  verhetzen.  Loc.;^405. 
Gesinde-,  Tagelöhner-  und  Handwerkerordnung  von  1651.  Bd.  I.,  S.  103, 
105.  Die  (Uieder  der  FamibV  \  ii  JI;irtitz>ch  la^en  mehrfach  in  Pro- 
zcdäcn  mit  ihren  Gutsunterthaueu ,  ^o  Moritz  Heinrich  von  Hartitxsch 
au  Bbersbaeh,  Morita  Albrecht  von  Hartitscscb  au  Weifsenbom  und 
Georg  Emst  von  Rartitzaclt  su  Hausdorf. 
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Bch;irf3ten  in  einem  kurftirstlichen  Befehle  an  die  5?o}i  wser,  in 
welchem  dieseQ  autgetragcn  wur.le.  zu  Gunsten  der  lUtteru-iits- 
be^itzer  den  Gesindel wan^^'xlienst  aucb  auf  die  Amtsunterthanrii, 
die  nur  unter  der  kurrursiilichcn  Obrigkeit  stünden  und  keinen 
Erb-  und  Gerich taherrn  kannten,  auszudehnen  (an  den  Schösser 
in  Aogtistatbcug  am  31.  Dexembor  1653  S  wi  den  in  Torgaa 
am  31.  Janttar  1054').  Und  als  die  Gemeinde  in  Voigtsberg 
tidk  beschwerte,  dala  ihr  Geriohtaherr  die  Unterthanenkinder 
auudi  nach  den  zwei  Zwangsdiens^abren  nicht  aos  seinen  Diensten 
entlassen  wolle,  erhielt  sie  von  der  Landesr^emng  den  Be- 
scheid: ihre  Kinder  hätten  bei  dem  Gutsherrn  weiter  an  dienen 
(3.  Jantiar  1<>56)*. 

Je  mehr  aber  der  Zwangsdienst  auf  dem  Lande  durch- 
geführt wurde,  de^to  weitere  Kreise  luhlteu  die  sch  idliche  Wir- 
kung dieser  Einrichtung,  in  den  Städten  begann  sicli  eine 
Opposition  gegen  die  Übeigriffe  der  Gerichtiherren  und  gegen  den 
Zwangsdienat  an  regen,  ond  aaUreioiie  Klagen  liefon  von  ihnen 
bei  der  Landesregierung  ein.  Hervorzuheben  sind  zwei  Be- 
sehwerden der  Städte  Zwickau  und  Mittweida,  weil  d^  darauf 
erfolgte  kurfllrstliche  Bescheid  von  principieller  Bedeutung  war. 

Der  liat  zu  Zwickau  bekk'jtc  sich  f2k  Februar  lf>52)*, 
da!s  die  Gericlitsherren  das  Gebinde  aufs^Tludli  ihrer  Kriiirerichte 
nicht  dienen  lie'seu  und  daü  sie  s  olche,  welche  unter  ilu*eui  Ge- 
riclite  wohl  g:cborcn  waren,  jet/A  aber  in  der  Stadt  in  brirsrer- 
iichcn  liicnaten  »Uiudeu,  allein  der  „Geburt  wegeu^  auf  da^  Land 
surUckforderten.  AU  dies  brilohto  dem  Handwerkenttande  groAen 
Schaden,  besonders  den  Tuchmachern  i  welche  auch  Vieh-  und 
Ackerbaa  trieben  und  viel  Qestode  bmucfaten. 

Darauf  entschied  der  Kurfürst:  der  Dienstzwang  sei  nur 
m  Quasten  d^  Gerichtsl^rrn  gemein^  darüber  hinaus  stände  es 
dem  Gesinde  frei,  sich  nach  Hcliebcn  zu  vermieten.  Diejenigen, 
welche  nicht  mehr  unter  dem  ( ierichtsherrn  wohnten  und  daselbst 
nichts  eigentümliches  an  lieir^^nden  Gütern  hinter- 
li eisen,  auch  nichts  mehr  unter  selbigen  Gerichten  zu  fordern 
hätten,  möchten  gleichergetitalt  die  Freiheit  haben,  sich  in  seinem 
Lande  ihrem  Gelallen  nach  in  Dienste  au  begeben  (22.  MJüra 
1652).  Wenige  Jahre  später  auf  dem  Landt^ie  von  I6d0  bis 
1G61  sollte  es  gerade  wegen  diesa*  FVagen  awischen  Bittersohaft 
und  Sütdten  zu  einem  heftigen  Streite  kommen. 

Die  Stadt  Mittweida  erhielt  auf  ihre  Beschwerde  eine  Ant* 
wort,  deren  Wortlaut  vom  Kanzler  und  sieben  kurflirstlichen 
Raten  in  gemeinsamer  Beratung  festgesetzt  worden  war.  Der 
Kurfürst  erklarte,  dals,  wenn  der  Gerichtsherr  „von  dem  au-e- 
botenen  Gesinde  die  Notdurit  erkieset habe,  es  den  Ubiigen 

>  Loe,  18686.  Atwlindisch  Coplal.   1658.  S.  182. 

«  r.oc.  12<5?'6.    Ausländisch  Copial.    16,^.   S.  27. 
»  Loc.  12686.    Ausländisch  Copial.    1655—1656.    S.  25,  40. 
*  Loc.  30405.   Gesinde-,  Tagelöhner-  und  Handwerkerordnuug  voa 
16SK  Bd.  L,  S.  127,  129. 
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Dienstboten  trewtehe,  si.'li  beliebii;'  in  don  Stiidten  odor  Dörfern 
zu  vermieten:  desgleichen  v^-rneiute  er  den  !  Henstzwang  aut 
„diejenigen,  so  dem  Oerie! lUlK-rrn  weg*'n  nielits  inehrm»  als  der 
Geburt  zugethan"  —  als  „der  natu  rliciien  und  dieser 
Lande  hergebrachten  Freilieit  entgegen"  —  aui>7.u- 
dehnen ;  Bchtiei'slich  entschied  er,  dai's  die  zwei  Zwangsjahre  nach 
«Dander  absudieneo  wären  und  aus  «Schuldigkeit**  ein  Dienst- 
böte  nicht  weiter  su  dienen  habe  (1652)*. 

Langsam  und  allmlddich  unter  fortgesctstem  staadichein 
Drucke  begann  sich  der  Zwangsdienst  im  Lande  einzubrirgc^rn, 
allein  den  XN'iderstand  der  Dienstboten  gegen  die  Sätse  der  Tax- 
Ordnung  hatte  die  Ivcgierung  nicht  übcr^^^nden  können .  und  so 
wenii:  wurde  dieser  Teil  der  Gesindeordnunix  beobachtet,  dal'a  auf 
dein  Auselnilstage  von  Iii 5 '3 .  als  ziun  erstenmal  die  neue  Onl- 
nung  zur  Sjirache  kam,  die  Kitterseliatt  aller  Kreise*  um  ..Er- 
neu er  ii  n  c;'*  der  Gesindeord  n  u  ng  und  um  Publikation 
einer  iaxordnuni;-  bitten  konnte.  Die  ^Städtt-  dagegen 
beaittnigten  dne  allgemeine  Revision  der  Gesindeordnung  mit 
Zoziefaung  der  LanditHnde,  weil  dieses  Gesets  „der  ange- 
bornen  deutschen  Libertttt  suwider,  von  etlichen 
vom  Adel  allzahoch  gespannet  und  daraus  fast 
eine  Leibeigenschaft  erzwungen  werden  solle, 
indem  sie  (die  Adligen)  ihre  Unterthancn  auch  mitten  io  den 
Diensten  abfordern,  mit  Oefiingnis  helegcn .  bis  sie  in  ihre 
L)ien<t<'  treten,  und  hernach  wohl  gar  einem  nnder«-n  ^^^eder  iih<  r 
las>en,  liergegen  der  Bürger  und  Bauersmann  kein  r;»^>iin<l  er- 
langen, sondern  das  Seinige  unbestellet  liegen  hissen  miisse'^. 

In  Sachsen  bestand   tVir  Kanzler  und  üeheimrätc  die  \>r- 

S flichtung,  über  die  auf  dem  Landtage  ergangenen  „Gravaujina 
er  Stiinde  dem  Kivfilrsten  Bericht  zu  erstatten.   In  einer  um 
l.  Juli  1658  eilig Li'oichten  Denkschrift  führten  die  Räte  ans: 
der  Zwangsdienst,  über  welchen  «ch  die  Städte  am  meisten' 
beschwerten,  bestönde  zu  Recht  —  in  einer  löngeren  juristischen 
Auefiihmng^  wurde  dies  begründet.    Mi&bräuche  hätten  steh 

'  Loc.  30405.  (rosindo-,  Tjigoli)hn«'r-  tnid  ilandu  i'rk<'ror<]iinti:: 
vou  1651.  Jid.  L,  8.  III.  Loe.  15024.  Erörterung  der  üravamiiia uaU 
zweifelhaften  Fälle.   1651— 1601.  S.  224. 

-  Loc  9416.  Gnivamiaa,  so  die  Ritterschaft  1653  uberseben. 
S.  241. 

•  Loc.  9415.   Ausscliufstag.    1653.   Bd.  I.,  S.  353. 

*  Obwohl  niemand  den  contractus  empt.  et  locat.  wider  mnm 

Willen  zu  sihliefsen  oder  einzugehen  gezwungen  wäre  und  !•  r 
Zwangsdienst  die  'iofnlir  mit  sich  hrfu  lito.  dio  0»»rielitsherr«n  ihre 
Gewalt  mifsbrauclitou  und  dafs  «lio  vom  Adel  ihre  Uuttrthauenkimlcr 
aus  d<  II  Städten  abforderten,  so  sei  doch  dagegen  sn  bedenken,  <i«f* 
ploicliw  r.lil  (Iis  vinculuni  sacrainenti,  kraft  dessen  die  Unt<  i  fliiin»M)kIi)*ior 
ihrem  Gcrielitsherm  ail  olirxHlipntinrn  alisque  servitia  vorJtimden.  wie 
auch  die  schuldige  Revennz  und  Khn  rbietung  es  erfonlcro,  daO-  jds 
dem  Herrn  vor  omem  Fremden  —  um  den  in  der  Ordimu''  gesctzteo 
Lohn  eoncurrentibus  scilieet  modo  dictis  reqnisitia  vei  ealton  etiam 


üiyiiizeQ  by  GoOglc 


xn  4.  101 

eioeesdiliciieDy  doch  hätten  sie  niemab  sngekineii,  dafs  das  Ge> 

sindc  wider  die  Ordnung  beschwert  werde,  trotzdem  sei  es 
dahin  gekommen ,  dafs  keine  Ordnung  und  kein  Gesetz  mehr 
gflt'v  sondern  ein  jeder,  insonderheit  der  gemeine  Pöbel  nach 
seinem  Getallen  lebe;  darum  hielten  sie  das  Hegeln en  der  Stände, 
die  Tax-,  Kleider-  und  gemeine  Polizeiordnung  zu  erneuern^  für 
christlich,  löbÜch  und  billig. 

Zu  einer  nenen  revidierten  Gesindeordnun^  sOiiUi  es  in  den 
slchsten  Jahren  aber  nicht  kommen.  Der  B^gienise  ia^  es 
weniger  an  der  Taxordnong,  als  an  der  EinÄthromg  des  awei* 
jUhnra  GeBindeswangadienstes  auf  dem  Lande. 

Blicken  wir  auf  die  eisten  Jahre  nach  Erlals  der  Gesinde- 
ordnung zurück,  80  mUsden  wir  sagen,  dais  die  allgemeinen 
Verhitltnisse  ftir  das  Gesinde  nieht  nngiinstig  lagen.  Die  Ke- 
cnenmg  mufste  auf  wichtige  Üeistimmungen  des  neuen  Gesinde- 
rechtes  verzieliteu;  dageiren  hatte  sich  die  wirtsclirütliche  Lage 
des  Geöindeö  nicht  verschlechtert',  as  konnte  an  seinen  alten 
Loiinfordcrungen  festhalten.  Und  den  Dor%emeinden  war  in 
den  Stftdteo  ein  neuer  and  mlohtiger  Bundesgenosse  gegen  das 
neue  Becht  des  Zwangsdienstes  erwachsen.  Alles  deutete  darauf 
hin,  daCa  die  Ritterschaft  ihre  An8|»ttohe,  wenn  anch  nkht 
fidlen  la8:>en.  so  doch  werde  ermäl'sigen  milssan. 

Und  doch  mufsten  die  dienenden  Klassen  schliefslich  nach 
jahrelangem  vergeblichem  Ringen  nachgeben.  Die  ürsaehen 
ihrer  endgültigen  Niederlage  hahon  wir  aber  nicht  in  den  wirt- 
schatthchen  Ziistindcn  Sachöcnb,  sondern  in  der  all!:r*^m einen 
Lage  Deutschlands  zu  suchen,  diese  mUs8e9  wir  deshalb  etwas 
näher  ins  Auge  fassen. 

hojir^tiitis  rutione  —  dienen  sollen.  Die»  sei  den  K**chten  und  der 
Billigkeit  nicht  uriirt'Tn;ir> ;  il.  iin  gieichwio  rloin  Olfnihiger  da»  ius  proti- 
miiteos  iii  boui»  dehiiori^  zu^tt  he,  wie  vielmehr  eci  dieäed  in  ^locatione 
mermm  dem  domitio  emph^ti'useoe,  welcher  mehr  Recht  als  t&n 
Gläubiger  hnbr.  zu  eigen.  I>ic  landesfurstlichc  Obrigkeit  sei  gar  wohl 
befugt,  dergleichen  Satzungen  au?  vcniünftigen  Ursachen  zu  publizieren 
und  die  Übertreter  zu  bestrafen.     Loc.  04 15.    Auss^cliufstag.  1GÖ8. 

'  AiH  Ii  iiirlit  (H(  (l.»r  Gärtner  und  Kleinbürger.  Auf  dem  Aitü- 
scbufstage  IBbü  ber^chwcrte  sich  unter  anderen  die  Stadt  Scbiiebeu; 
w  entstfiMte  v!«l  Zank  und  Unibg  daher,  dafii  die  Pfehlbflrger  vor  den 
Thoren  I  inerseitj*  SehMcine,  Rin«ler,  Pferde,  ja  auch  wohl  gar  Zugvieh 
«ich  l>ei  dem  Kri  o^f  wes*en  zugelegt  hätten,  und  dadurch  don 
Hüfnern  grofaen  bchadcn  zufügten,  andererseits  mit  den  Gärinern  auf 
den  DöHem  siemlich  die  wflsten  Acker  angriffen  und  also  otfen  den 
Ffrifncrn  die  T.'ijrflöhnpr  n^rm  M;inlf'  ■vvr.riinhmen  und  ihnen  ihre  Nalimng 
entzögen.  Um  die  Erntezeit  und  nach  Weihnachten  zöge  das  Gesinde 
in  grofsen  Haufen  durch  die  Stadt  in  da«  Anhaltische  Land.  Loc 
»417.  Der  Städte  Gravamina  16.>o  übergeben.  S.  44,  Nr.  5,  6,  12.  — 
Dir  Rtttorflfhaft  an-  (h'ii!  Amte  I?nma  kmc:t<\  linfs  dir  Grirtii<T.  Ifiiiter- 
aassen  oder  iialbhüiiier  sich  Geschirr  hielten  und  an.spaunten.  Loc 
1416.  Otavamina,  bo  die  Bittersehaft  1658  ftbergeben,  a  Ml. 
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Viertes  Kapitel. 

Reichsgesindepolitik  imd  ihre  RückwirkuBg  auf 

Sachsen. 


Schon  iD  der  Denkachrift  vom  3.  Februar  1651  hatte  der 
Kander  darauf  hingewieaen,  dais  aar  Aafrechthaltuiig  der  Ge- 

BiDdeordnung  es  sehr  zuträglich  wäre,  wenn  der  Kurfürst  diei 
W  erk  den  benachbarten  Fürsten  mitteile  und  sie  Teranksie,  eine 
gleichmäfsige  Verfassung  in  ihren  Ländern  zu  erlassen. 

Diesen  Weg  hat  man  beschritten  und  ist  auf  ihm  ans  Ziel 
gelangt. 

Noch  im  Sommer  1651  erliefs  der  Kurfiirbt  Johann  Georg  I. 
ein  Rundschreiben  an  einige  befreundete  Fürsten,  in  dem  er  „zu 
mehrer  Erhebung  der  leider  sehr  getalk  nen  Poli/.ei  sie  ersuchte, 
allen  denjenigen  Ungehorsamen,  welche  sich  der  kursächsincheD 
Gedndeordnung  entaOgen  und  in  ihren  Landen  Unterschkif 
suchten^  auf  gebtthrHches  Angeben  keinen  Aufenthalt  an  geben, 
sondern  sie  auriickauweisen  und  za  verabfolgen.  Er  erbot  sicfa 
denFürsten,  gleichmäfsiges  liechtin  seinen  Landen  zu  gestatten'. 

In  den  Antworten^,  welche  noch  im  I^aufe  des  Sommers 
1651  einliefen,  wurde  darauf  hingewiesen,  dala  man  mit  Vor- 

*  Loc.  30405.   Gesindc-Tacelöhiier  u.  s.  w.    1651,  Bd.  I. 

*  Der  KurfSrst  Priedricli  Wilhelm  von  Brandenburg  erwiderte 

unter  dein  3.  August  1651:  „aX»o  haben  wir  unsern  Regierungen  in  pL 
Befehl  aufgegeben  dieses  in  pnto  Acht  zu  nehmen  und  wann  »^inige 
WiUcrspäustige  aug  Ew.  Lbd.  Lamle  in  unsere  L^jide  steh  einschleichen 
wollten,  denselben  solches  nicht  zu  cre^tatten,  sondern  sie  wieder  xarüek- 
zutreiben  oder  auf  besehehenes  Anhalten  abfolgen  lassen". 

Erhalten  sind  fern^T  die  .\ntworten  von  Christian,  Markgraf  zu 
Braudenburp-Culnibach  (3.  Juli  KIM:  „und  sind  erbietig  im  Fall  einige 
Verbrecher  aus  den  Landen  i)i  unsr  i  t  in  Fürstenthum  zu  uetreten,  dmen* 
selben  auf  erlangte  Nachricht  dfii  ^'cringsten  Unterschleif  nicht  zu  ver- 
8tatteu"J,  von  Wilhelm,  Herzoc:  zu  Sachsen-Weimar  (30.  Juli  16.51,  ^und 
werden  verfugen,  damit  die  Verbrecher,  welche  etwa  aus  unseren  in 
£.  Lbd.  gn.  Lande  entwichen  und  Untenchleif  suchen  möchten,  nicht 
geheget,  sondern  wieder  zurflckgewiesen  werden  mOgen.  Welches  wir 
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bereitUDgeD  zur  Publikation  von  nrncn  jOe^sindeordnungen  be- 
scliäfidgt  sei  und  den  Wünschen  det»  KuriUraten  gerne  nachkommea 
werde. 

Von  einer  Wirkung  dieses  Schritt«  nwechsels  war  in  Sachsen 
zunächst  wenig  zu  opuren,  im  Gegenteil  verschlechterten  sich  die 
Zustände;  im  Herbst  kündigte,  wie  wir  gesehen  haben,  das  Ge- 
sinde ttberall  umea  alten  Dienst  auf  und  weigerte  sich,  einen 
neuen  einzugehen.  Die  Stimmung  der  R^erung  war  gegen  Aus- 
gang des  Jahres  1651  sehr  boffiiungslos,  und  am  8.  Dezember 
1651  schrieb  der  Kurfiu  -st  an  den  Markgraf  Christian  von  Branden- 
burg: „der  Muthwillen  und  die*  Widersätzlichkeit  bei  unseren 
Untertbanen  wachset  und  immer  mehr  zu-  als  abnimmt,  indem 
sie  vers])t\rcn,  dass  in  der  Nachbarschaft  Unserer  Lande  der- 
gleichen Ordnungen  nicht  vorhanden.  L  nd  zu.  begorp:r  n,  dass  im 
Falle  nicht  eine  durchgehende  Gleichheit  auis  eheste 
erfol^^ot,  die  Ungehorsamen  in  ihrer  Bosheit  verharren  und  Uns 
dieses  g  e  ni  e i  u  n  ii  t  z i  p: e  auch  auf  Veranlassunii-  anderer  Stünde 
angetretene  Work  allein  zu  behaupten  schwer  lallen  dürfte'' 

Diese  von  Sachsen  ausgebenden  Bestrebung^en  fanden  williges 
Entgegenkommen.  In  gans  Deutschland  scheint  nach  dem  Aus- 
gange des  30jährigen  Krieges  —  eingehendere  Untersuchungen* 
fehlen  uns  —  der  Gesindestand  sich  in  günstiger  wirtschaftlicher 
La;^'e  befunden  und  dagegen  der  Grundbesitserstand  seinen  ganzen 
politischen  Einflufs  aufgeboten  zu  haben,  um  seine  auf  Lohntaxen 
und  Gesindezwan^'sdienste  gerichteten  Forderungen  durclizusetzen. 
In  fast  allen  Staaten  des  alten  KeiclH\«^  suchte  die  riesetzgebun;^ 
um  die  Mitte  des  17.  Jahrliunderts  durch  Erlal's  von  neuen 
Geijindeordnungen  die  Bestrebungen  des  Gesindes  zu  bekämpfen. 

Die  Gesindeordnungen welche  in  den  Jahren  1651  53  in 


ehoimiilssig  zu  V»cobachten  einfre(l<  )ikt  -^ein  woUeir  i  \(in  Anna  Sophia, 
Ähtissin  zu  QiiedUjilitirfr  (20.  Juli  will  ein«'  hiilfreiehe  Hand  zu 

bieten  nicht  unterlassen.)  von  den  Fürsten  von  Anhalt  ^11.  Juli  1601» 
-vir  haben  darauf  ein  wachsames  Auge  ge^ehlagen  und  m  alle  Ämter 
Kescripte  auflgclassen")  von  den  Herren  von  Keuss  und  Plauen  (30.  Juli 
\(')~'\).  von  August,  Admini-^trator  von  >farrdrl»tnL''  i*^.  Juli  1651).  Loc. 
oo40ü.  Gesinde-,  Tagelöhner-,  Handwerker-Ordnung.  1651.  Bd.  L 

»  Loc.  80405.  Ge«inde-Taffelfthner-Polizd-Ordn.  1651.  Bd.l.  Nr.  70. 

-  Krdma  nundörffcr,  l)<  uf sein-  f lostoliichte  vom  wt'stfiilisolicn 
Frieden  bis  zum  Begiernngäun tritt  Friedrichs  des  Grofseo.  Berlin  18öS. 
S.  106. 

Gothein,  Die  oberrhcinif*chcn  Lande  vor  und  nach  dem 
30jährigen  Kriege.  Ztschr.  f.  d.  Gesch.  d.  Oberrbeins.  N,  i\  l,  Bd. 
im.  8.28. 

Inaina- Sternegu:,  Die  Volkswirtschaft!.  Folgen  dea  30jfthxigeii 
Krieges  für  Deutachland.  Raumers  Histor.  Taschenbuch.  4  F.  5.  Jahrg'. 

1864.   S.  20. 

*  Tax-Ordnung  wegen  des  (iesiudes,  Tagelöhner-  und  Haudwerker- 
Ordnung.   Jena,  22.  Jun  1(S51. 

Neu  revidirte  Pawr-Kesinde-,  Hirten-,  Schäffer-  und  MnUer-Ordnung 
in  der  Chor-  und  Mark  Brandenburg.  22.  Nov.  1651. 
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den  Sachsen  angrenzenden  L^lndern  erlassen  worden  sind,  zeigen 
ein  übereinstimmendes  WWd,  und  es  treten  in  ihnen  die  gleichen 
Kr:ift(^  in  RewcLiung,  die  wir  schon  kenn«ii  gelernt  liaben.  Da 
heilet  eb  u.  a.,  der  Lohn  des  Gesindes  sei  so  gciitiegen,  dfifs  da- 
durch die  Haushaltung,  fast  mehr  als  bei  gewährten  k  r  i  »•  g  s  - 
lauften  geschehen,  niedergeilruckt  und  gestliwücht  werde 
(Hof  j.  Die  Kossäthen  legten  sich  Pferde  und  Vieh  zu,  bearbeiteten 
den  Acker  aelbet  und  brächten  auch  andere  Äcker  unter  den 
Pflug^  so  dala  mancher  von  ihnen  0 — 8  Stück  an  Pferden,  Ochsen 
und  Kühen  zum  Anspannen  habe  und  dafs  er  noch  10-^12  StILck 
Rindvieh  und  ein  iibermiU'siges  *  an  Federvieh  zur  Weide  tn  il  e 
(Anhalt).  Ganz  allgemein  ist  die  Klage,  das  Gesinde  bestelle 
wüste  Äcker,  die  ^Isgde  sticken,  spinnen,  weben,  klöppeln  un<l 
w  iren  schwer  zu  bewehren,  in  einen  Dieni^t  zu  treten;  sie  wollten 
sifii  „bei  einem  fr<  it  n  eignen  willigen  Le))en  iL-iiiren"  (Anhalt), 
und  die  l'nti'rtliant-nkinder  zögen  e.s  vor,  liehei-  in  der  Fremde 
als  bi  i  iiirer  Gutshernschaft  zu  dienen.  Fa>t  durchgängig  griff 
man  zu  den.selben  Mafsregeln  gegen  das  Gesinde,  welche  die 
sächsische  Ordnung  angewandt  hatte:  Geldsteuern  und  kndwirt- 
BchalÜichen  Arbeitezwang  i)lr  alle  diejenigen,  welche  ^ohne  Be- 
ruf waren;  zweijährigen  Gcdndezwangsdienst  fllr  die  Unter- 
thanenkinder  —  nur  in  Brandenburg  dreijährig  — ;  Minderung 
des  Lohnes  durch  Taxen,  Visitationen  durch  Ortsobrigkeiteo 

U.  8.  W. 

Diese  Gesindeordnungen  erftillten  wohl  den  Wunsch  des 
Kurrtir8t(^n  von  Sachsen,  daf«  in  seiner  Nachbarschaft  deruleiehen 
C>rdnun^en  erhKs.>en  werden  nio(.li((^.ii ;  f4je  es  ab<^r  zwisclicn  den 
lerritorien  zu  gemeinsam  vereinb.crten  Ordnungen  kam,  vertlols 
trote  ^uten  \>'illi  ns  auf  allen  leiten  noch  eine  geraume  Zeit. 

1  je  vor  noch  Kursachsen  vereucht  hatte,  eine  territoriale  Ver- 
ständigung über  das  Gesinderecht  herbeizuführen,  war  man  schon 
in  Süd-  und  Norddeutschland  diesen  Fragen  näher  getreten.  Die 
Träger  einer  dem  Gesindestande  feindlichen  Wirtochaftspolitik 
waren  hier  die  Kreise.  Von  ihnen  gingen  die  ersten  Maisnahmen 
gegen  das  Tusinde  aus,  und  ihr  gemeinsames  Vorgehen  hat 
schiiefjslich  der  Grundbesitzerpartei  den  Sieg  gebracht.  Heute, 
wo  man  auf  alles,  was  mit  der  \'erfassung  und  Verwaltimg  des 
alten  deutsehen  Reichs  zusammenhangt,  mit  \"erachtnng  herab- 
zublickeu  pHegt,  unterschätzt  man  auch  die  Bedeutung,  welche 
die  alte  Kreisverfassung  im  Hi.  und  17.  Jahrhundert  gehabt  hat 

So  weit  uns  bekannt,  hat  zuerst  der  Niedersächsische 
Kreis  Malsregeln  ge^eu  das  Gesinde  ergriffen;  er  fafste  den 

li  tuor-,  G«>Hi]iil<>.,  Handwerkcir-  and  craeaerte  Schäflfer-Otdniuig. 

Magdebuffj^.  fi.  .luii  l'i.'»2. 

Neu  rovi(iirte  J'a.v - Urtiumi«  u.  h.  w.  —  Christian  Markgraf  zu 
Brandenburg  der  Haudwerker,  Ehehaltcr  und  gemeinen  Tageiöhaer, 
u.  H  M    Hof.  1652. 

<  >! ilniiTifi;  we^eu  «les  <»p-*imles.  der  Tug-  KWiiK  r.  H'»ten,  Tr€9ch<Y  ttod 
aousteiis  zu  halten,  der  Fiiröteu  zu  Anhalt,    t'uthen  ICn^i, 


üiyiiizeQ  by  GoOglc 


XII  4. 


105 


Beschlufs  (Abschied  vom  18.  September  1650),  jährlich  in  den 
Stödten  und  auf  dem  Lande  eine  gemeine  Visitation  von  jedem 
Ort8fi;encht  anstellen  zu  lassen,  in  der  jeder  Hauswirt  nach  seinem 
Gesinde  und  dessen  Kundschaft  oder  \  erlialteii  bet'ra^^t  werden 
feoUte  Und  im  Juni  1651  erachtete  man  es  beim  frfin kiselieu 
Kxeiskoiivent  fiir  eine  unum.ii:än^liclie  Notdurft,  wegen  des  Ge- 
sindes eine  durchgehende  Verordnung  abzufassen,  dieae  im  Ent- 
wurf den  benachbarten  iStaaten  mitzuteilen,  um  sich  über  die 
wlcbtig8ten  Pimkte  mit  ihnen  sa  vergleichen  Auch  im  Bohwttfal* 
sehen  Kreise  wurde  ein  ähnlicher  Beschlufs  gefaisi 

TrotB  dieser  Venache,  eine  Verständigung  unter  einander 
wa  endeleu,  und  des  Entgegenkommens  welches  sie  in  den  Terri- 
torien fanden,  war  doch  bei  der  Schwerfälligkeit  de^  \  erkehrs 
und  den  mannigfaltigen  Aufgaben,  welche  gerade  nach  dem  Aus- 
gange de>^  nOjahrigen  Krieges  der  \''erwaltung  der  Einzelstaaten 
gt^teüt  waren,  der  ferner»-  Verlauf  dieser  Augelei^enlx  it  ein  über- 
aus langKamer ;  ja  in  den  nächsten  Jaliren  seliien  ^ie  fast  ganz 
cinzuseldunimem.  Erpt  als  auf  dem  Reichötage  in  Keirensburg 
Ui54  die  Sprache  wied«  r  hierauf  gelenkt  wurde,  kam  die  Sache 
in  einen  schnelleren  Flufs.  Nach  dem  Reichsabschicd  vom  27. 
Mai  1654  sollte  jeder  Kreis  eich  überlegen,  was  er  wegen  guter 
PoBzei  ftir  ratsam  erachte  su  verordnen  und  seine  BeschlQsse 
dann  der  Reiebsdepntatton  in  Frankfurt  a.  M.  mittdien. 

Auf  Grund  dieses  Reichsabschiedes  beschlols  man  auf  dem 
Kreistage  des  Obersächsischen  Kreises  zu  Leipzig  (28.  November 
lt>54'*))  ein  Projekt  au  einer  Reichspolizeiordnung  ausEuarbeiten, 


>  Auf  Grund  dieeea  Kreisbi.'öcblusrKvj  gcLrieb  am  22.  Juni 
Melchior  Otto,  Btitchof  vou  Bamberior,  an  deu  Kurfürsten  von  Sachson, 
ob  er  zur  Einfrihrnng  guter  gedt  llillrlirr  Onlnung  mit  lU^m  triinki^irln^n 
Kreise  —  zur  Vormittlung  einer  Kiiil  >i  inlichkeit  —  correspoudircii  und 
gleicbe  An^«talt  trctlcn  wolle.  Der  Klu•^ür^«t  erwiderte  unter  Über- 
sc^ndung  Heiner  Gesindeordnuu;;:  «t  boflV  sciii  -  Orduunfr  w.  rae.  dem 
fninkisrlir'n  Krei.se  mebr  fürderliili  al.s  nachteilig  -.  in  *>.  Juni  1G51). 
Lor.  30405.  Oesiude-,  Tagelübner-,  llaudwerker-Urdnung.  1G51.  lid.  I. 
S-  27.  ,  .   ,  . 

•  In  dem  kurbrandenburgisclKMi  Patent  wegen  de.s  übel  discipli-' 
nicrten  n.'.Mjides  vom  27.  Nn\  .  in.'l  li.'ifst  es:  di'e  1fi4.")  ausgegangene 
Ordnung  sei  nach  Anleitung  anderer  benachbarter  Chur-  undTürsten 
aiLsgela.ssenen  und  publicirten  obenmfissigen  Ordnungen  zu  renovtren 
lUid  in  einem  und  anderen  zu  verbessern, 

^  Tiinerli;»lb  zweier  Moiuitf  sollte  das  Projekt  zu  einer  Reiehs- 
£xckutious-Urduuug  ausgearbeitet  werden,  aber  erst  am  10  April  1055 
•teilten  die  kursftcnmscben  R&te  den  Entwurf  fertig  und  iib<  r^^andten 
ilm  den  einzelnen  Kreisständen  zur  Hegiit.irhtnng .  (  i  fand  bei  ilmt  n 
grorse  -ATierkennung.  e.s  vergin«r<  n  a)>er  sii-ben  Jahre,  ehe  es  zu  einer 
gemeinsanien  Beratung  kam  (April  lG(i2j  Loe.  l^x].  Die  Obersäehsische 
Crey»»-DefenMon8-Vcrfaa8ung  und  KxeUut;  ii>-()rdnung  1054  1666  ent- 
hält S.  283-204  den  Enfwuvf,  8.  182  die  M..nit:i  d.  r  Stände,  S.  204 
das  l*rotokoll  der  Verluuidiungen  vgl.  auch  deu  Kreisabüchied  vom 
6,  Oktober  1656  (von  Errichtung  einer  roliaei-Ordnung)  und  den  vom 
21.  April  1662  (die  zu  verbeasenide  Reichd-Polizei-Ordnung  und  Eze- 
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eioBiweilen  aber  sollte  jeder  Kreisstaod  in  seinem  Gebiete  auf 
£^ute  Ordnung  und  Diaciplin  halten  und  fürnehmlich  bei  nam- 
hafter Strafe  verbieten,  „dafs  keines  andern  Standes  und  Nacb- 

bam  wie  aucli  OericlitshfTrn  insgemein  eingesessene  Unter thanen, 
oder  deroselben  Gesinde  ohne  Vorzeigung  beglaubigten  Abschiedes 
ihres  Übel-  oder  \N  oh  1  Verhaltens  halber  auf-  und  angenommen, 
viel  weniuer  ein  sokher  heimlicherweise  verlaufener  Ünterthan 
oder  Oesinde  gehaudet  und  geduldet  werde.  Und  damit  nicht 
etwa  die  Unterthanen  und  das  (te^sinde  in  andere  Kreise  weglaufen 
möchten,  wt  vor  gut  bel'unden  worden,  an  die  nahe  angeseÄ^enen 
Kreise  zu  schreiben  und  zu  muchen,  dals  kein  Fremder  ange- 
regtcrmarsen  aufgenommen,  sondern  auf  eines  und  des  andenm 
Ansuchens  seiner  Obrigkeit  und  Herrn  wiederum  unweigerlich 
abgetblget  werden  solle,  dergleichen  man  sich  gegen  andere  Kreise 
auch  erbieten  thäte**  (Kreisabschied 

Wenige  Wochen  nach  der  Tagung  des  Obersächsischen 
Kreiskonvents  fafste  der  Niedersfichsisclje  Kreistag  ( Kreisabsclued 
vom  4.  Dezember  1<')54)  einen  fast  gleicli  lautender,  l'je^chlufs. 
Hier  ging  man  weiter,  man  begnügte  sicli  nicht,  aul  den  Krlafs 
etwaiger  Polixeiordnungen  gegen  das  Gesinde  in  dem  Kreise  zu 
hofleii .  man  »teilte  vielmehr  als  Grundlage  fiir  die  Kreisstande 
eine  Gesindeordnung  auf,  deren  Geist  um  vieles  dem  Gesinde- 
stande feindseliger'  war  als  die  gleichseitige  sächsische  Gesetz- 
gebung. Den  benachbarten  Kreisen  wollte  man  „um  Erhaltung 
guter  Harmonie''  diese  Ordnung  mitteilen. 

Mit  diesen  gemeinsamen  KreisbcschlUssen  war  in  den  wichtig« 
sten  Fragen  Übereinstimmung  erzielt  und  das,  was  der  Kurffjrst 
von  Sachsen  wünschte:  „eine  durchgehende  Gleichheit"  vollends 
erreicht  worden.  Jetzt  konnte  jeder  deutsche  Oliedstaat  noch  so 
strenge  und  harte  Verordnungen  gegen  den  Gesiudestand  erlassen, 
er  war  versichert  da fs  er  die  Unterstützung  seiner  Nachbarst^f^aten 
fand  und  dafs  niemand  sieb  durch  Ausw^mderung  der  einheimischen 
Gesindegesetzgebung  entziehen  konnte. 

Mit  dieser  Gesindepolitik  der  Kreise  war  der  Sieg  der  Grund- 
besitzerpartei endgültig  entschieden ;  es  war  nur  noch  eine  Frage 
der  Zeit,  wie  lange  es  dauern  würde,  bis  auch  innerhalb  der 
Territorien  das  neue  Gestnderecht  durchgeführt  war. 

Erst  jetzt,  im  Jahre  1656,  nachdem  man  des  Beistandes 


cutiong'Ordnuiigi   iu  MoBcr's,  Fr.         Des  Obersäcbsisclien  Kreises 
Abschiede.  Jena.  1752.  R.  358,  374. 
'  Moficr.  ebd.  S.  347. 

"  Man  ging  so  weit,  Eheleute,  für  iricht  gehindert  waren,  »ei  e* 
wegen  Alters,  sei  es  wegen  Krankheit,  einen  Dienst  anzuuehmeo,  und 
die  keine  eigne  Arbeit  wer  Äcker  zu  bestellen  hatten,  so  zwingm  — 
ohne  Bücksicht  auf  Trennung  der  Ehegatten  —  in  einen  landwirt.>«ehaft- 
Jichen  nienst  zu  treten.  Loc,  78>'l.  iT  Obersächsigi  Crevs-*  I>ef«  n- 
ßions- Verfassung  und  Executione-Poiizei-Orduuug.  lt)54  62.  .S.  52,  54,  74. 
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der  Nachbarstaaten  yersichert  war,  begann  die  RegieruBg,  dem 
Antrage  der  Stünde  vom  AasschofBtage  1653  her  auf  Erlafs  einer 
neuen  Gesindeordnung  näher  su  treten.  Damals  hatte  die  Ritter- 
schaft schärfere  Bestimmungen  gegen  das  Gesinde,  die  Städte 
Anfhrbung  des  ZwangsHienstes  gewlinsdit  AVnhrend  man  abor 
1051  die  An<arbeitung  einer  Gesind^rdiiung  einigen  kurfüret- 
lichof!  Hütt  n  übertragen  hatte,  um  dann  sofort  das  Oesetz  zu 
veroilrntli»- lipn.  schhig  man  jetzt  einen  anderen  Weg  ein  :  ziinäclist 
suchte  man  iluich  Kreiskommissionen  positives  Material  fiir  eino 
Revision  zu  gewinnen  und  die  Stimmung  im  Lande  näher  kennen 
SU  lernen. 

Derartige  Kreiakonimüaionen  oder  -AuaBchttese  hatten  sich 
in  den  Stürmen  des  30jährigen  Krieges  bewährt.   Wenn  die 

Zeit  mangelte,  einen  Landtag  einsaberufen,  oder  es  sich  um  Ort- 
Bche  Angelegenheiten  handelte,  war  innerhalb  eines  Kreises  ans 
den  angesehensten  Schrift-  und  Amtss  issen,  den  Räten  aus  den 
St  tdten  u.  s.  w.  ein  Ausschufs  gebildet  worden,  der  Uber  die 
Erhebungen  von  Kontributionen  fiir  das  Militär,  libcr  die  I'^in- 
quartieruDg  der  Soldaten  u.  s.  w.  zu  beraten  und  zu  bcachlielsen 
hatte. 

Am  14.  Juli  lOoö  ergingen  zwei  kurtiirstliche  Befehle,  zu- 
nächst an  die  Rjite  Christian  von  Löfs  und  Hans  Georg  von 
Osterhausen,  später  an  die  Kreishauptleute.  In  dem  einen  dieser 
Schreiben  heilst  es :  die  Erfahrung  s&eige,  dala  die  Gesindeordnung 
sowohl  vielfkltig  ilberscliritten,  als  auch  beträchtlich  hintenan- 
^esotst  werde  und  an  etlichen  Orten  noch  niemals  zur 
Obseryanz  gebracht  worden  wäre.  Die  Käte  sollten 
Kreisansschüsse  bilden  und  diese  dann  ausfragen,  warum  man 
der  publizierten  Verfassung  sich  bisher  nicht  t!:enau  bezeigt  hätte; 
oh  sie  eines  und  das  andere  dabei  etwa  erinnern  oder  ob  sie 
einen  nachdrücklicheren  modus  exequendi  im  Kreise  vorsehlagen 
könnten.  Ferner  sollte  in  den  Kreisen  fleifaige  Nachfrage  nach 
unbegüterten  Personen  —  Hausgenossen,  P^nkömmlingen,  herren- 
losem Gesinde,  Mannes-  und  ^^'eibesper8onen,  erehelichten  und 
Unverehelichten  —  gehalten  imd  nachgeforscht  werden,  ob  Kinder^ 
die  ihre  voigtbaren  Jahre  erreidit  hätten,  noch  bei  ihren  Eltern 
wohnten,  was  eines  jeden  sein  Gewerbe  wäre ,  an  welchem  Orte 
sie  der  Handarbeit  nachgingen.  Binnen  zwei  Monaten  wfiren 
die  eingebogenen  Berichte  bei  Strafe  an  die  Landesregierung 
einzusenden. 

["^m  das  Land  elier  in  Anbau  zu  brin'j'en  und  die  Zahl 
fceiiKi  l'nterthanen  zu  vennehren,  sollten  bei  dieser  Gelegenheit 
(1h  ( I  erichtsherren  auf  dem  Lande  und  die  Beamten  angewiesen 
w.  i  ilen,  bei  10  Thhr.  Strafe  darauf  zu  halten,  dafs  alle  diejenigen 
Personen,  welche  auswärts  um  den  Tilgelohn  arbeiteten,  allein  in 
dem  kursächsischen  Lande  arbeiteten  und  dem  Hauswirt  das 
Seinige  um  den  geordneten  Lohn  einbrächten  und  ausdräsclien. 
Jedennal  wenn  die  Arbeiter  nach  der  Ernte  wieder  in  ihre 
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Heimat  kilmcn,  sollton  sie  ihrem  Gericlit^lHTrn  eiDen  Schein  vor- 
legen, wo  sie  wiilireiul  der  Zeit  iiirer  Abwesenheit  «jear))«  il«'t 
})Htten;  ^vogen  der  Lfieastboten  solle  eine  ähnliche  Veix>rdnung 
erlassen  werden. 

Sdihelbhch  boliten  die  I>eamien  bei  Strafe  von  zwei  guten 
Soboctoi  die  UnterUiAiieii  in  die  benaehbortea  Lande  nach  Hand- 
arbeit nicbt  laufen  lassen. 

Das  aweite  Scbreiben  betraf  die  Aufstellung  einer  neuen  Tax- 
Oidnottg.  Darin  wird  geklagt,  dala  einerseits  die  ^aa«wiIte  bei 
diesen  wohlfeilen  Zeiten  fast  nicht  mehr  fortkommen  und  ihre 
Be<lUrftiisse  bezahlen  könnten,  anderseits  das  Dienstp:esinde.  die 
Tagelöhner  und  die  Handwerker  sich  beschwerten,  wie  sie  alles, 
was  sie  zu  ihm-  Kleidim;^"  brauchten,  auts  teuerste  bezalden 
mUfsten.  Die  kurfürstlichen  Rilte  sollten  desliulb  in  j«  deni  Kreise 
Beamte  I  Räte  in  StUdten,  christliche  und  billige  IJandels-  und 
Handwerluletite  an  einer  Hevinon  der  Tazor&ung  ven 
einberufen;  falls  die  Ritteracfaaft  wttnscbey  dabei  verlieten  sa 
sein,  so  wftre  dies  ihr  auf  ihre  Kosten  unbeonmmen.  Diese  Ver» 
aammlung  solle  dann  den  Wert  aller  Waren  und  Belohnung^ 
nach  jetziger  Zeit  BesclialFenheit  feststellen,  damit  die  neue  Tax- 
Ordnunp:  nnrh  Gelegenheit  des  Einkaufs  der  Victualien 
geändert  werden  könne. 

Auf  Anlrau  von  Lols  wujde  die  Kindel  u(un;i  dirsei"  Kreis- 
ausschUsse  aut  den  Herbst  verselii)}M*n.  Leider  rinden  sich  im 
Archiv  nur  die  Akten  über  die  im  Lei|>/4ger  und  Meiiauer  Kreise 
geführten  Verhandlungen  vor. 

In  Leipzig  ^  tagte  der  Krejsanssdmfe  im  Kovember  ICM. 
Zu  einem  Ekigebnis  kam  es  auf  ihm  nicht,  denn  obgleich  die  Ver- 
handlungen in  Leipzig  •^^'f'Ulu't  wurden,  fehlte  doch  jede  Ver- 
tretung dieser  Stadt  Das  lielsen  die  Abgeordnelen  der  kletneren 
Landstiidtchen  sich  gesagt  sein;  sie  erklärten,  wenn  L'  ipzig  nicht 
das  Seinige  dabei  thiite.  vfTmöchten  sie  nichts  zur  Kflrktuwruivg 
der  Gesindeordnun::  /u  tlniu.  Die  Kegierun.'  reichte  einen  Ent- 
wurf ein,  wie  es  bei  liinun;;en  zwi.sdicn  <  Obrigkeiten  und  l'nter- 
tlianeu  in  Gesindesachen  zu  Italien  sei;  zu  einer  Beiatuii^  dci«- 
selben  kam  es  nicbt;  man  setzte  vielmehr  bald  die  Verhandlung 
aus  und  erliers  an  sttmtUche  Amtebeniike  dea  Leipziger  KieiBea 
ein  Patent,  in  welchem  man,  ,»ircfl  bei  der  Konferaa  nklits 
Hauptsiichliches  tu  beseltlii  Isen  gewesen wi\re,  erklfirte,  zimirbet 
sollten  Konventtage  und  dann  scblierslich  in  Lei|»%  eine  Oencnd- 
konTooation  abgelten  werden. 


'  I.r,,  r*''' r,.  Dip  wojji'h  (in  H;in<i\v«'rkor.  1^  i  T  lnrr  imri  Qfamlr 
au  revidireiide  Xaxordiuuig  —  im  Leipziger  Kr*n^  lt>-'>Ö. 

8.  1.  Vfrxeichni»  derer  Herren  von  ßittenwhaft,  SMdten  mmA  Bk- 
unt«m,  in  eiiigpfundeiL 

S.  7.  Krpi-TT  1  für  iibor  die  Zusammenkunft.  S.  Iti.  l'.it«  nt  an  »isM* 
licht»  Amtj«lM>2irke  dos  Lcipzigtr  KreitK^e  vom  26.  September 

K  S7.  Keicistnititr  übtr  dfn  Konveiittag  in  Bona. 
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Van  diesen  Konventtagen  hat  sich  nur  eine  Registratur  tiber 
den  in  Borna  vom  15.  Oktober  1656  stattgefundenen  noch  er- 
halten. Dort  b»  kla^'te  sich  der  Adel  über  den  Mangel  an  Tage- 
löhnern und  Dienstboten,  der  daher  rühre,  daCs  die  ledigen  Per- 
sonen in  die  „^j^rofsen"  Stildte  zögen,  in  den  anj^renzenden  Ländern 
ein  höhr  rer  Lohn  gezahlt  werde  und  sielt  ^lic  llint«  rsassen  oder 
^^^firtner  unterstMuflen.  3 — 3  Stück  Vieh  zu  ii-ilten.  mit  denen  sie 
ihn  l- .  l(l-ut(  r  ijestellten  und  „andei^Q  lauten  ums  Lohn^  (d.  h. 
durch  Fidiren)  arbeiteten. 

[in  Meilsner  Kreise  beriet  der  Kreisausschuls  *  unti  r  dem 
Vorsitze  von  Löfs  und  Osterhausen  in  Dresden  am  2.  Oktober  lG5ü: 
anwesend  waren  16  Herren  von  der  Ritterschaft,  8  SchOsser  und 
8  Stffdte.  Auch  hier  scheiterten  die  Verhandlungen  an  der  Ein- 
sprache der  Stitdte.  In  einer  Eingabe  vom  3.  Oktober  1656  er- 
luttrten  die  Abgeordneten  der  8  Sthdte:  sie  wären  ohne  jede  In- 
struktion, und  da  viele  Städte  des  Kreises  nicht  vertreten  würen, 
gebühre  es  ihnen  allein  nicht,  Beschlüsse  zu  fassen.  Die  Adligen 
und  Schös-^rr  baten  dap^ep^en  um  eine  Abschriii  der  kurfürstlichen 
K<  skripto  vom  14.  Juli  l<>r>(>  und  verspraclicn,  ilir^  Anit«»><  »ssen 
ins  Amt  y.n  citif'ren,  mit  ihnen  notdiirl'tiju'''^  Unterredung  zu  ptlegen 
und  daim  einen  ]>ericl)t  an  die  iiegierung  abzufassen  oder  sich 
persönlich  wieder  einzustellen. 

Nur  sehr  langsam  gingen  die  Berichte  aus  den  Amtern  ein ; 
aus  dem  Jahre  1656  mg^  uns  nur  einer'  yor,  mehrere  fieto 
erst  im  Sommer  1657  ein.  Die  ganze  Angelegenheit  geriet  ins 
Stocken,  denn  wenige  Tage  nach  der  Dresdner  Versammlung 
—  am  8.  Oktober  1056  —  war  Johann  Georg  I.  gestorben. 
Sein  Nachfolger  in  der  Kurwürde,  Johann  Georg  11  .  teilte  wohl 
die  Ansichten  seines  Vaters  über  die  Revision  der  Gesinde- 
ordnung, und  liefs  schon  am  24.  November  ir>r,G  an  die  <  ;eh. 
lüite  einen  Hefehl  er<z:ehen :  sie  sollten  den  Fortgang  der  Expe- 
dition !)otreil)en.  Aber  trotzdem  wui'dcn  weitere  Kreisausschüsse 
nicht  mehr  einberufen. 

Der  neue  Kurt u rat  war  noch  mehr  als  sein  Vater  geneigt, 
die  Ansprüche  des  Adels  zu  erftillen.  Es  fehlte  ihm  die  Energie 
dea  €hi>rsen  Kurfürsten  Ton  Brandenburg,  der  die  ständische  Macht 
brach  und  ein  absolutes  FOntentum  schuf;  er  wollte  nicht  Uber 


'  Loc.f^0  40;l  Acta.  OeHindo- u.  Taxordnung  1656.  S.  20.  Trr  tnkol! 
der  \  erHamrolung.  S.  S4.  Eingabe  von  den  Städten  vom  3.  Oktober. 
8.  89.  Kurf.  Befehl  vom  24.  NoTember. 

•  Vom  Verwüiter  der  Domäne  Lohnifn;  in  ihm  heifst  es:  weder 
Go«iTndo  noch  'l'acrclöhnor  wären  um  don  '^ebrihron«!*»!!  Lnhn  und  Kost 
zu  haben,  ja  sie  begehrten,  um  das  „Esrnni '  alicin  niciit  zu  arbeiten, 
•ondem  die  wollten  all«  mit  bsr  Geld  bezahlt  haben,  auch  verlangten 
Pi>  di.'  Arbeit  im  Verdinge  (d.h.  Accord).  Ein  Häusler  oder  ein  Tiigc- 
lidiiK-r  habe  e»  woit  beseer  als  einer,  der  ein  grofs  Gut  habe  und  es 
uiit  Gesinde  bestellen  müsse,  denn  mancher  Tagelöhner  könnte  es 
wdchentlich  auf  mehr  als  1^/t  Scheffel  Kom  bringen.  Loc.  eit.  8.  23. 
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den  Parteien  stehen  und  sie  seinen  Zwecken  dienstbar  machen.  Wie 
er  eich  seine  Stellung  als  Fürst  dachte,  darüber  fiat  er  einmal 
in  einem  Schreiben  an  seinen  ertrauten,  den  ( leh.  Ku  von 
Miltitz,  sich  dahin  austresprocheu :  ^werde  im  übrigen  in  allem 
einer  ettniicn  Lnndgchatt  alles  zu  Willen  sein,  was  ich  nur 
thuen  kann,  d^mit  am  sehen  sollen,  dals  i>ie  uiclit  einen  lierrü, 
sondern  einen  Edelmanns  Freund  haben  sollen  am  jetzigen 
Kurfürsten*'  (19.  März  1670  V*  Unter  sdaer  Regierung  haben 
die  Stände  an  Bfacht  gewonneui  und  ihr  Einfiufs  ist  gesti^geo, 
der  der  Krone  dagegen  gesunken. 

Eine  der  ersten  Regteningsmafsregeln  des  Kurfürsten  war 
es,  einen  alliromeinen  Landtag  einzuberufen,  der  dann  vom 
8.  Februar  bis  15.  Juni  1657  tagte.  In  dem  Vordergnmd  des 
poltti-<  )!»  n  Interesses  stand  das  Testament  dos  verstorbenen  Kur- 
türsten  mit  .•seiner  Tcihinir  der  Lande  iin»«  r  'lie  vier  Söhne,  aber 
auch  der  Revision  der  <  lesindt  urdnung  wurde  schon  in  der  cratea 
Anrede  des  Kurfürsten  an  die  Stände  -  9.  Februnr  1<>.')T  — 
gedacht;  la»  heilet-  da:  „alldieweil  aber  an  einem  Theil  bei  dem 
herannahenden  Ende  der  Welt  in  der  meisten  Meoschenherzea 
die  WidersDänsti^keit  und  Ungehorsam  solchen  Wachsthum  ge- 
nommen, dafs  alle  heilsame  Gebot,  Ordnung  und  Befehl  za 
Oberstelgen  fUr  ein  geringschiUzigcs  und  zulässiges.  Werk  gehaltea 
werden  will  —  andemtheiis  aber  die  Veränderung  der  Zeiten 
und  an  unte  rschiedenen  Orten  sich  heHUrgethanen  mancherlei  Um- 
stände und  Beschaffenheiten  gleichsam  ein  Hinderniss  und  Anstois 
in  Weg  geleget.  Daher  Un.ser  hochgeehrter  Herr  Vater  noch  kurz 
vorder©  hochseliircn  Absterben  bewo;:en  worden  ihrer  ,irt'tr.  Land- 
schaft (jutachten  und  Meinung  zu  <  rfor<iern.  wie  bei  einem  und 
dem  andern  Kreise  nach  befundenen  Umstünden  diesem  Unwesen 
zu  rcmedircn  auch  wie  fern  vorige  Anordnung  zu  verändern,  zu 
▼ermind^,  oder  su  yerbessem  sei*".  Die  Landichaft  möge  er' 
wägen,  inwieweit  die  Polizeiordnung  von  1612  und  die  Gennde- 
Ordnung  yon  1651  nach  der  jetzigen  Zdt  Beschaffenheit  ond 
Umständen  einzurichten  seien  und  durch  was  fUr  nachdrttckfiche 
Mittel  dieselben  zur  gehtthrender  (Dbservans  zu  bringen  wäreo*. 

In  ihrer  Antwort  —  vom  28.  Februar  1657  —  erachteten 
die  Stände  diesen  Vorschlag  für  billig.  B«  der  (iesindeordniuig 


'  Loc.4^il>y.  Die  Accise  auf  dem  Landtage  lt>40  bewilligt.  .S.  305. 

*  Loc  9370.  Erstes  Buch,  Landtag^sachen.  1657.  8. 60. 

'  Kurz  vor  Eröffnung  des  Landtages  am  24.  Jan.  IG'm  sollt.-  noch 
im  Molfsner  Kreise  ein  Patent  an  ku^tTl^^«tli^^llen  Kommissarien,  von 
Löf»,  von  Osterhausen  und  ticn  Kat  zu  Dvvadvn  ergehen,  in  welchem 
auf  den  Kreiabeschlufa  vom  3.  Okt  1656  hingewiesen  and  baMi^'o  Ein- 
sondung  dor  Hrriclitr  ■>  den  Sohiissem  eing«  f  r  iert  wurdt\  Es  bü^'b 
aber  wegen  aCiubrccheuden  Landtag'^  liegen,  und  erst  auf  Betreiboi 
der  Stftnde  worde  es  am  20.  Mai  1657  erlassen.  Loc.  oO  403.  Acta.  Ge- 
sinde- und  TaxordnUBg.  1656.  S.  37,  vgl.  auch  S.  41  (Verzeichnis  der 
Schrift-  und  Amtssassen»  denen  das  Patent  insinairt  worden,  24«  Jnli  16$7^ 
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sei  eB  hikshste  Nothdurft,  dafs  sich  der  KurfUrvt  vor  allen  Dingen 
mit  den  benachtbnrten  Fürsten  und  Herren  zu  gleicher  Observanz 
solcher  Constitution  verdoigCj  denn  sonstens  werde  das  leidige 
Volk,  welches  man  in  Sachsen  anstrenge,  nach  auswiirts  ent- 
weichen und  man  die  Gesindeordniu);^  in  keinen  Schwang  briogeu. 
Die  ganze  Anj^elej^^cnlieit  licsse  «»ich  tUglicher  durcli  Deputirte, 
ab  in  Gegenwart  der  versammelten  anwesenden  Stände,  die  sonst 
an  andmn  Verrichtuneen  yerhindert  wilrden,  behandeln. 

Auf  den  Antrag  der  Landachaft,  KonSohBt  durch  eine  Kom- 
mission eine  Reyision  der  Gesindeordnung  vorzunehmen,  ging 
der  KurfUrst  ein;  Ton  einer  Verhandlang  innerhalb  der  Lan£ 
icbaft  sah  er  ab. 

Fin  «it.lndischer  Landtag;  unterscheidet  sich  in  einem  Punkte 
wesentlich  von  unseren  heuligen  Parlamenten.  Jetzt  spielen  in 
den  Verband! un.2:en  der  Kammern  die  Petitionen  eine  imter- 
geordnete  liolle.  Früher  hatten  die  von  den  Ständen  eingereichten 
„Oravamina"  eine  hohe  Bedeutimg;  sie  vertraten  gleichaam  die 
Presae  und  spiegeln  die  Offentlidie  Meinung  wieder.  Die  Bitter- 
achaft  und  die  StMte»  aber  auch  die  Kaafleute  ond  die  Handwerker, 
wcKIk  nicht  in  der  Landschaft  ▼ertreten  waren,  reichten  Be- 
echwerden  ein.  Diese  erstreckten  sich  ttber  alle  Gebiete,  auf  Religion 
und  Rechtspflege,  auf  Verwaltung  und  Polizei.  Die  Regierung 
pHeg:te  jwle  Bepr^i^prde  einzeln  zu  beantworten ;  dies  s^ng  freilich 
oft  nicht  so  schnell,  wie  die  Stande  wünsehtcn.  T/n«j-f'n  besonders 
wichtige  Gravamina  vor,  so  bildete  man  aus  kurtursilichen  Räten 
und  Si'indedeputierten  einen  Ausschul's,  dcöseu  alleinige  A(it):,MbQ 
die  „Erledigung  der  Gravamina"  war.  Öfters  sind  die  hier  ge- 
fkreton  Besctüttase  spitter  gedruckt  worden. 

Die  Stimmung  des  Landet  mufste  lÄeh  bei  einem  in  alle 
Verhältnisse  so  tief  eingreifenden  Oesetee,  wie  es  die  neue  Ge* 
Sindeordnung  war,  in  den  von  den  StSndea  eingereicbten  Be- 
schwerden wiederspiegeln.  Die  Städte  waren  mit  einem  ausfuhr- 
liclien  Bedenken  c^ep^'en  den  Dienstzwanj^  vertreten  (vom  10  Fol>r. 
1<>57).  Die  «rosnmtr  Ritterschaft  des  Landes  wie  auch  rinzeine 
Adhge  aus  dt  11  Amtern  reichten  Beöcii werden  ü))er  die  Handhabung 
der  Gesindeui  Jnung  in  den  Städten  und  Uber  die  Unbotmäisigkeit 
des  Gesindes  ein^, 

Gemefanam  war  aUen  dieacn  f^ngaben  die  Elage^  der  Qe- 


*  Loc.  9  no.  Ander  Rucli  Landtagssachen  1657.  S.  1'^  B.'-clivronle 
der  zum  aUgememeu  Landti^e  erforderten  Bitterschaft  über  die  ätädte, 
Tora  28.  Mai  1657. 

Loe.  1>372.  Gravamina  d.  r  Ritt,  rschaft  A®.  1657  beim  Landtage 
nher'^eben.  S.  89.  Kla^c  iler  Kitterschaft  des  Thüringer  Kreises  und  des 
amtsäflsigen  Adels  in  Weirsenscc.  S.  74.  der  Ritterschaft  des  Meifsner 
Krmset.  S.  80.  der  RittevBch&ft  fiber  Dresdniseher  Haide  gelegen. 
S.  100,  der  Amt  H.sien  unter  d- m  An  *  Stnlj n  n  gehr'ri;^.  S.  112. 
sämtliche  Uitterdchaft  des  Erzgebirg.  Krciöcd.  S.  130.  der  geaamtcn 
Ritterschaft  des  Leipziger  Kreises.  8.  IdS.  der  Ritterschart  in  den 
Amtem  Amshangk  ond  Züegenrflck. 
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sindcordnung  werde  ^scithero  schlecht  oder  gamicbt  nachi;elebet^, 
das  Gesinde  sei  unbändig,  wolle  ganz  frei  sein,  viele  liefen  zur 
Sommerzeit  in  die  Niederlande  und  k'^lirton  im  Herbste  mit  einem 
Erwerbe  von  20  und  mehr  Thalern  zuriiek ,  um  während  de«^ 
Winters  zu  spinnen  und  zu  wirken.  Häusler  und  ^jirtner  hielten 
sich  zwei  und  mehr  Kühe  und  trieben  so  viel  Lundwii  ischaft,  dai's 
sie  nicht  nur  ihre  Kinder  in  der  eignen  Wirtschaft  brauchten, 
sondern  noch  Knechte  dazu  mieteten. 

Die  Ritterachaft  verlangte,  daPs  in  den  Städten  niemand  ohne 
Kundschaft  angenommen  werde,  daCs  die  AmlBschaeaer  ledigen 
Leuten  keinen  Urlaub,  wfthrend  der  Sonnnermonale  in  das  Nieder- 
land zu  gehen,  erteilten  und  dafs  dem  herrenlosen  Qesinde  durch 
kompelHerendc  Zwangsmittel  billig  der  Zügel  genauer  zu  fassen 
wäre.  Sie  meinten,  aafs  den  Advokaten  nicht  gestattet  werden 
solle,  über  die  publizierte  ftcsir.deordnung  unnötigen  Zank  nnd 
Dispntation  zu  erregen.  Und  schiieishch  erauehten  sie  den  Kur- 
tiirsten  um  einen  Erlafs  an  das  Oberkoiisistoriuni ,  in  ^volrhem 
verordnet  werde,  dafs  alle  Personen,  welche  sich  verehelichen 
wollten,  nicht  ohne  „Vorwissen"  ihres  Gerichtsherm  aufgeboten 
werden  dürften.  Denn  einmal  wisse  der  Erbherr  oftmals  etwas, 
das  die  Ehe  hindern  könne  imd  das  dem  Pfarrer  Terborgen  ge~ 
blieben  sei,  und  dann  wttide  es  den  ^Umläufem^  Fnrdit  einjagen, 
wenn  sie  gewahr  würden,  dala  sie  och  bei  ihrer  Verehelichung 
wicderiiiii  bei  ihren  Gerichtshenren  anmelden  mUfsten. 

Im  Sommer  kam  dann  aus  dem  Meifsner  Kreise  eine 
Reihe  von  Berichten '  ein.  Sie  wiederholen  ähnliche  Klagen. 
Bemerkenswert  ist  eine  Einfrabe,  ^von  etlichen  Sehnfts<i88igen  vom 
Adel  des  Meilsnischen  Kreises  aufgesetzt  und  eing«^hickt" 
(24.  Juli  1657).  Darin  heilbt  cd:  (h\  der  Preis  aller  Sachen  ge- 
stiegen, der  des  Getreides,  welches  doch  raehrcntcils  die  pretia 
anderer  Dinge  bestimme,  gesunken  sei,  wäre  es  bilHg,  die  Preise 
nach  den  FeldirUchten  zu  regulieren  und  pro  ftindamento  als 
Norm  Btt  seilen.  In  jedem  Kreise  sidle  «ine  besondere  Taxe 
air  die  Feldirttcfate  angestellt  werden.  Als  Taxe  für  den 
Meifsoer  Kreis  wurde  von  ihnen  vorgeschlagen:  dm  ScheflU 
Korn  zu  1  GId.  9  Or.,  d.  h.  30  Gr.  —  (der  Preis  schwankte 
in  Dresden  vom  Mai  bis  November  1657  von  16—20  Gr.)  — , 
ferner  Gerste  su  1  Gld.  (in  Dresden  15—18  Gr.),  fialer  au 


»  Loc.  30403.  Acta.  Gesinde-  und  Taxorüuunc  lt>ö6.  S.  88.  Be- 
richt des  SchdBsera  Ziegenbald  und  des  Rata  zn  Badeberg,  2.  Jtdi 

1657.  S.  94.  des  Bürt'«Minoi.ster8  und  Rats  zu  Ni-nsta^t.  8.  Juli.  S.  102. 
des  Bürgermeisters  und  Kat«  zu  Sebnitz,  9.  JuH.  S.  lOo.  Amt  Hohen- 
stein uua  Lohmen,  Verzeichnis  derer  sich  darinnen  auf  haltenden  Ilaus- 
genoesen  nnd  herrenlosen  Öesinde^  17.  Juli.  S.  Bericht  des  Schdsseit 
aus  dem  Amte  (irillenburg  und  Verzeichnis  d<  s  Ce^jnde  in  den  Dörfern, 
13.  Juli.  S.  91.  Eingabe  des  Wolf  Heinrich  von  Schleinitz  vom  14.  Juli. 
S.  IIb,  nnvorgreifliches  Bedenken  »  von  etlicbeu  Scbrift«ä«iiges» 
24.  Jnli. 
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20  Gr.  6  P%.  (in  Dresden  8 — 17  Gr. )  auszusetzen*.  Ferner 
verLingten  sie:  jahrliel»  mitten  in  der  Dienstzeit  solle  die  Obrig- 
keit bei  Herren  und  Dienstboten  nach  dem  Loline  nachforschen, 
und  diejenigen,  welche  die  Taxordnung  überschritten  hatten, 
obne  SeWi  bestrafim. 

Auch  betonten  sie,  dafs  ihre  yerpflichtet^  Unterthanen  für 
die  Erbherren  nicht  arbeiten  wollten,  wozu  diese  doch  das  natür- 
liche Hecht  verbände,  sondern  schwere  kostbare  Rechtfertigungen 
mit  ihrer  Obrigkeit  anfingen.  Die  R^erung  möge  dies  ändern, 
und  den  ungehorBamen  Unterthanen  weder  eine  Rechtfertigung 
noch  das  Nelimcn  eines  Advokaten  gestatten,  vielmehr  sie  zu 
schuldigem  Gehorsam  anlialten.  Advokaten,  welche  in  solchen  An- 
gelegenheiten dienten,  sollten  mit  Strafen  belegt  werden. 

fn  den  l>('scl»\yerdeselirilten  der  Kitterschaft  und  in  den 
Berichten  aus  den  Amtern  linden  sich  einige  Angaben  über  Ge- 
sindelöhne. Darnach  wurde  im  Frühling  1657  im  Leipziger 
Kreise  unter  anderem  einem  Schimneister  36  Gld.  jährlich  ge- 
zahlt und  zwei  E[annen  Bier  tttglich  gegeben  (die  Taxordnung 
▼on  1651  bestimmte  15—16  Gld.),  einem  £nckeii  24  QR  (nach 
der  Taxordnung  7—12  Gld.),  einer  grofsen  Magd  11  Gld.  (nach 
der  Taxordnung  6 — 7  Gld.);  ein  Häusler  verlangte  5  Gr. 
Kleberlohn  tüglich  u.  s.  w.  Diese  Zahlen  beweisen,  dafs  die 
Geeindelöbne  sicli  noch  immer  in  steigender  Tendenz  bewegten 

Sechs  Jahre  waren  seit  Krlals  der  Gesindeordnung  von  1051 
vert]o.->8en,  und  in  dieser  Zeit  war  die  Regierung  einen  wichtigen 
Schritt  weiter  gek«»Himen.  In  allen  Mafsn  geln,  die  sie  jetzt  gegen 
die  dienenden  Klassen  ergreiten  wUrde,  war  sie  des  Beistandes  der 
Nachbarstaaten  sicher,  und  ein  dichtes  Netz  von  Gesindeord- 
nungen,  denen  zum  Teil  die  sächsische  als  Vorbild  gedient  hatte, 
umgab  das  sächsisdie  Land.  Durch  dexi  Ausschulstag  von  1658 
und  den  Landtag  von  1657  war  sie  ttber  die  Stimmung  der 
leitenden  Klassen  wohl  unterrichtet,  und  die  zahlreicfaen  Berichte^ 
welche  aus  allen  Teilen  des  Landes  eingegangen  waren,  hatten 
ihr  wertvolles  Material  zu  einer  Revision  der  alten  Ordnung  ge- 
geben. Tn  welchem  Sinne  sie  diese  durchfuhren  würde,  konnte 
nach  dem  Vorangegangenen  nicht  zweifelhaft  sein,  trotzdem 
kam  es  nun  erst  zum  erbittertsten  Kampfe. 

«  Für  Wi  izrii  wurde  2  Gld.,  d.  h.  42  Gr.  beantragt  Nach  Hunger, 
Denkwürdigkeiten  /iir  Fiiianzgeschichte  von  Sachien,  Lpx.1790»  wuraen 
für  "NVeizfii  in  Drrsdcu      —  |0  pr.  «'ozaldt. 

•  In  kleinen  Landstäiitchcn  scheint  mau  damals  dcu  Versuch  ge- 
macht zu  hahen,  eigne  etMdttsehe  Taxen  anfimstellen.  So  hat  sich  in 
den  Akten  eine  vom  Rat  zu  Radeberg  am  8.  Jali  1657  erlas5»pne  Tax- 
ordnung  «■vluiltm  tLoc  :'0 40'»,  (icsiiide-  und  Taxordnung  Vj'S,  S.  ^4). 
Vor  ilrlafs  dcrseibi  n  liatte  mau  Handwerker  und  Tagehihner  vorgefordert, 
Handtnng  mit  ihnen  gepflogen  und  ihre  Weiterungen  registriert.  Dio 
Lohnefttze  waren  um  em  geringes  höher  als  die  der  Ordnung  von  1651 
bemessen. 


FonehaugeD  {bi)  XII  4.  -  Wuttke. 
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Fünftes  Kapitel 

Gesindeordüung  von  1661. 


Politische  Venvicklungen  liefsen  im  Sommer  1657  die  Ke- 
\nsion«ar}uMt  für  dir  nesin<lenr(1nunir  ruhen,  erst  im  Herbst  daclite 
Dum  daran  ernsth'cli  ans  Werl;  /u  gehen.  Am  1<>.  November  IGr»? 
richtt'te  der  Kurtürst,  Johann  Cnorg  IL,  ein  Schreiben  an  den 
engen'n  Ausechu's  der  Landschaft,  in  welchem  er  .sie  ersuchte 
DeputitTtc  zu  ernennen,  um  die  lksehhisse  des  letzten  Land- 
tages auszuführen.  Diese  sollten,  vereint  mit  seinen  lülten,  erst- 
lich die  Polifeiordnung  „ilbeneben^,  Bweitens  eine  Revision  der 
Oeeinde-,  Tagelöhner-  und  Taxordnung  vornehmen  und  drittem 
eine  Decision  der  sweifelbaften  Fälle  ^  über  welche  in  kurfitrat- 
liehen  Kollegien  gesprochen  worden,  fidlen  ^ 

Am  3.  Uesember  1657  trat  dieser  Ausschufs  „cur  Erörte- 
rung der  Gravamina  und  «weifelhaften  Fälle",  wie  er  später 
genannt  wurde,  zusammen  :  seine  Mitglied*^!*  waren  Hans  Friedrich 
von  Ikirkersroda,  Dr.  NicoU  Pfretscher.  1  h.  !*.iirchard  l^eHiching, 
Curt  Loser,  Heinrich  Hildebrand  von  Einsiedel.  I>r.  Christopli 
Pincker,  Carl  Friedrich  Heymann .  alles  M.'lnner  in  angesehenen 
und  hervorragenden  Stellungen,  deren  Nauieu  uns  in  dieser  Zeit 
oft  begegnen.  Der  Ausachuls  hat  mit  kürzten  Unterbrechungen 
drei  Jahre,  bis  sur  Edlflfnung  des  Landtage»  Desember 
getagt. 

Die  Aufgaben,  welche  dieser  Aueschulfi  lösen  sollte,  waren 

sehr  umfassend.  In  erster  Linie  standen  die  sogen,  ^zweifel- 
haften Fälle KurfUrst  August  war  es  in  seiner  Konstitution 

von  1572  geglückt,  die  Gegensätze  zwischen  deutschem  und 

römischem  Recht  an^zugleichen  und  eme  einheitliche  Recht- 
sprechung im  Lande  herzustellen;  ein  AN'erk,  welches  sicli  dauei-n- 
der  Anei^enuung  er^ut.  Jetzt  wollte  man  diesen  wieder 

*  lioe.  15024.  ErOrterang  der  Gravainlna  und  der  iweifelbaftcn 
Falle  1651—1861,  ingl.  Revidierung  der  Polizei-,  Kleider-,  Hsodwerlu, 
Gesindeordnung  uacTder  Taxordnuag.  S.  dl. 
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beschreiten  und  den  Vorauch  machen,  in  einigen  wcflcutlichen 
Pttoktea  «ne  Übereiiulinunttiig  in  der  Spruch  prazk  der  Gerichts* 
höfe  herbeiTOfÜhren.  Die  ^Deättonee  elect  Sax.  oder  Erledigung 
derer  zweifelhaften  RechtsfäUe*^  ^  von  diesem  AusschuMe  bearbeitet 
und  auf  dem  Landtage  1660/61  angenommen,  liaben  später  nidit 
das  AnaeUen  genossen,  welches  dem  A^igusteischen  Reformwerke 
EU  Teil  wurde,  immerhin  aber  bleiben  sie  als  die  bedeutendste 
gesetzgeberische  That  Sachsens  im  17.  Jahrhundert  bestehen. 

Für  uns  jedoch  kommt  nicht  diese  grofse  Arbeit  des  Aus- 
schusses .  sondern  die  Revision  der  Cresindeordnung  in  lietraeht. 
Nach  nur  wcni^^en  Tagen  Beratung  reichten  die  l)eputierten  beim 
Kurflirst  eine  „Erinnerun«*  zur  Revision  der  Polizei-,  Gesinde- 
nnd  Taxordnung"  ein  (lu.  Dezember  lü">7*).  Darin  bt'khiirtea 
bie  sich  unter  anderm,  dafs  die  Bedenken^  über  die  Gesiudeord- 
nung,  welche  man  von  den  Kreisen  eingefordert  habe,  noch  nicht 
aUe  eiDgetroffen  wären  und  ihDen  deshalb  Unterlagen  gefehlt 
hätten;  sie  baten  an  die  Kreiskommissarien  erneut  versäärfie 
Befehle  ergeben  zu  lassen,  einstweilen  wollten  sie  die  Beratung 
über  eine  allgemeine  Taxordnun^  aussetzen.  Im  übrigen  schien 
es  ihnen  nötig,  gewisse  Fise.ds,  wekdie  wieder  Subtiscals  Litten, 
anzustellen;  diese  sollten  liber  die  Observanz  der  Gesinde-,  Tax-, 
Tagelöhner-  imd  Polizeiordnung  genaue  Aufsicht  führen  und  als 
Beaoldun.L:  einen  Anteil  an  den  verwirkten  Strafen  bf^kounnen.  — 
Schliefdlich  vertagte  sieh  der  Ausschufs  bis  zum  t».  Marz  U)58. 

Der  Kurfüi-st  entschied  pich  wenige  Ta^»-  spüler  (14.  De- 
zember). Der  Vorschlag  mit  den  Fisealen  war  ihm  genehm,  er 
vereprach  das  Fiscalamt  wieder  mit  einer  geeigneten  Person  zu 
besetzen  und  verlangte,  dals  sie  mit  der  Kevision  der  Taxord- 
nung  fortführen,  er  werde  unterdessen  durch  Befehle  an  die 
Kr^kommissarien  die  fehlenden  Berichte  betchalfen. 

Gleich  bei  diesen  ersten  Verhandlungen  trennten  sich  auch 
die  Wege  der  Ritterschaft  und  der  Stitdte.  Die  Vertreter  der 
Stttdte  Ldpzig  und  Dresden  reichten  am  14.  Dezember  1657 


^  Codex  Augusteus  1.  Bd.  S.  2d4. 

•  Loc.  15024  Ä.  a.  O.  S.  57.  60. 

•  All  (I<  ii  K;it  Villi  Dresden  «Tj^ing  am  10.  No\ crnlx  r  1057  pin  kur- 
für^tlu  lu  r  Hotehl,  bis  zum  1.  Df^^f^niWr  einen  Bericht  über  die  Ge^'inde- 
orduung  eiuzusenden.  Am  2G.  Nuvember  fand  deswegen  eine  Rats- 
sitzung statt;  nach  dem  erhaltenen  Sitzungsprotokoll  fand  man  das 
ccrr.rMte  Iliiidcnii.s,  lüc  ( Josindcorduung  in  der  Stadt  in  Eflfekt  zu  brinfr^'n 
darin,  dafs  der  gesetzte  Lohn  „hiesigem  Zustande  nach"  zu  gering  be- 
me^n  wäre.  Viele  hohe  und  andere  Personen  hätten  sieh  ▼emenmen 
tS98en,  man  habe  es  ihnen  nicht  vorzuschreiben,  wie  sie  ea  mit  ihn-m  (iJs- 
sind»'  haltrii  oder  W9<s  sie  ihnen  an  Lohn  ptr^ben  sollten;  es  stünde  in 
dem  Willen  eines  jeglichen,  ob  er  einem  seinem  Verdienste  nach  etwaa 
schenken  wolle.  Der  Dienstzwang  sei  der  deutschen  Freiheit  suwider. 
Am  10.  Dezember  ging  dann  ein  Bericht  in  Rhnli»lii'n  Ausfuhrungen 
an  «Ion  Knrfur^'tpn  ab.  Dro'^dner  Ratsarchiv  C.  XVIII  19:H1.  Uuterth. 
Bericht  und  Gutachten  die  Gesinde-  und  Taxorduung  1G37  betr. 
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beim  Kurfürsten  eine  Bittschrift  ein;  am  folgenden  Tage  die  kur« 
fürstlichen  Bttte  und  die  Deputierten  der  Kitterschaft'.  Der  Strdt 
drehte  sich  um  den  Zwanirsdienst  der  Unterthanenkinder.  Uie 
Städte  behaupteten,  der  Zwan^^sdicnst  8«'i  fnilior  bei  den  ünterthanen 
nicht  weiter  als  das  unleugbare  Ilerkoninien  und  die  klaren  Krb- 
register  mit  sicli  briichten.  ixestattet  gewesen;  sir  baten  den  Kur- 
fürsten sie  „damit  nicht  zu  iibereilen,  sondern  diesen  Punkt  l>is 
zur  künftigen  Zusammenkunft  in  suspenso zu  lassen.  Die  übrigen 
Depatierten  erwtthDien  nur  kurz  ihn  abweichende  SteUnne;  sie 
hätten  ihrer  Ärbdt  die  Pollseiordonng  von  1612  m  Onmde  ee- 
legt;  fllr  zutrliglich  erachteten  Hie  es,  wenn  auch  ^die  BdCM* 
und  Obersüchsischen  Kreis-  wie  auch  andere  Ordnungen  nach 
gegenwärtigem  Zustand  mitberührt  würden'*. 

Über  den  weiteren  Verlauf  der  X'erhandluns'en  diese-*  Aus- 
schusses während  der  nächsten  Jahre  sind  wir  nicht  unterriclitet ; 
im  Sommer  l«i(in  scheint  man  den  Entwurf  zu  einer  Polizei- 
und  Gesiudeordnung  fertiggestellt  zu  haben,  denn  um  diese  Zeit 
wurde  er  an  die  sächsischen  Nebenlinien  zur  Begutachtung  über- 
eandt  Die  „Erinneningen**  der  ftUstlichen  Brüder  Eur  Geiinde- 
ordnnng  haben  neb  noch  erhalten  (8.  Oktober  1600).  Die  m 
ihnen  gemachten  Ausstellungen  sind  geringfügiger  Natur-. 

Somit  hatte  der  Entvrarf  alle  Instanzen  durchlauten  und 
konnte  nun  dem  Landtage,  welcher  auf  den  11  Dezember  1(>«)0 
einberufen  war,  zur  Genehmigung  vorgelegt  werd<'n.  .letzt  mulVte 
es  sich  entscheiden,  ob  die  Ritterschaft  noch  einmal  ihre  Forde- 
rung auf  gesetzliehe  Einthhrun^''  des  Zwangstlienslc  s  durchsetzen 
werde.  Die  Gegensätze  spitzt«  n  sich  immer  mehr  und  mehr  zu 
einer  Machtfrage  zwischen  Land  und  Stiidt  zu.  Die  V^ertreter 
der  Städte  fÜhUen  «ob  berufen,  die  Interessen  der  Unterthanaih 
kinder  wahrBunehmen. 

Die  Bittenchaft  hatte,  trots  der  langen  Dauer  des  Kamdes, 
ihre  Ansprache  nicht  ermülaigt,  sondern  gesteigert;  sie  forderte 
erstlich  strenge  Durchführung  der  Grundatttzc  der  Ciebindeonl- 
nung  von  1051,  also  I^eibehaltung  des  Zwang -dienstos  und  Auf- 
stellung einer  neuen  Taxordnuiii:.  zweitens  die  .sogen,  renuncialio 
hereditatis  d.  h.  der  Verziciit  eines  Fnterthanen  auf  seine  väter- 
liche Erbschaft  sollte  ihn  nicht  vom  Gesiudezwaugsdieu&i  befreien 


*  Loc.  Erörterung  der  Gravamiua  uiid  ^iweifellinfteu  Falle 
ie51.  8.  62.  7». 

*  Loe.  l.^O'i^.  Eritrterung  der  Gra\'amina  und  »woifelhaften  Fälle 
10^)1.  S.  \.'}\.  Sic  verlangten,  dafg  zu  vitne  ponus  d»T  l^t\t«'rthaneii- 
kinder  eine  Lrlauttruiig  gegeben  werde:  ob  ein  iiauerf*sMliu,  dtr  ein 
ei^es  Haas  annehme,  wie  einige  Geriohtsherren  meinten,  noch  zum 
l)MUst  '^i'zwnnf:<'T)  worden  k<»iiijr'.  Si.-  ••r\\  rdititt  ii  imh  S\  ii<><lal<l«'k.  <'t.  iif»i  h 
w<>lcliem  Pfarrkiuder  ilircm  i't'urrherru  nebst  ihrem  ErbgertciiUherra 
-vor  anderen  arbeiten*  sollten.  Etliche  R&te  bitten  folidich  gleicfaffS 
Recht  mit  den  (leri^tskerren  und  wollten  die  Arbeit  geteilt  wiMen;  wie 
VA  darin  zu  halten  sei,  solli'  im  (ic^otzf  erklärt  wcid«  n.  —  In  dw 
(iettiudeurdnung  fanden  diese  „Krinuerungen"  keine  iteui-htung. 
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können.  dritteiiB  Au-sschluls^  der  ordentlichen  Gerichtsbarkeit  und 
Ersatz  derselben  durch  die  Verwaltungsgerichtsbarkeit  in  allen 
Prozessen,  welche  zwischen  Gutsherrschaft  und  Gutsuntertlianen 
Ketührt  wUrden.  viertens  Ausdehnung  der  liaul'uhrcn  auf  alle  im 
Beriiie  des  Genchtshemi  befindliolm  Gebiiade  und  Vorwerke. 

über  diese  Forderongen  entstand  auf  dem  Landtag  ein 
ttttüserst  heftiger  und  leidenschaftlicher  Kampf,  der  scUiefslidi 
mit  einem  teil  weisen  Siege  der  Ritterschaft  endete. 

Bei  der  Eröflfeung  des  Landtages  —  Proposition  vom  12.  No- 
vember IßijiM  —  wies  der  KurRirst  kurz  darauf  hin,  dafs  er 
nach  dem  BeschliisHo  des  Iftzten  Landtages  eine  gemischte  Depu- 
tation zur  Erledigung  der  (iravamina,  Polizei-  und  Ge.sinde- 
ordnunir  u.  s.  w.  einberut'eu  habe:  die  in  diesem  Ainiächusäe  ge- 
farsteu  liesehlusse  wolle  er  baldigst  bcijUltigeü.  In  ihr^  Er- 
wiederong  klagte  die  Landsiduift  —  19.  November  1660  —  seit 
1646  driinge  de  nun  auf  eine  schnelle  Ekiedigong  der  Gravamina 
und  noch  immer  stände  diese  aus;  sie  bat  den  Enrfäisten  die 
Beschllisse  des  Ausschusses  sofort  s;u  veröffentlichen. 

Unterdessen  wollten  aber  die  Vertreter  der  Städte  noch  einen 
Versuch  machen,  den  Kurftlrstcn  umzustimmen  und  die  Auf hcbung 
des  Gesindezwangsdienstes  durchzusetzen.  Was  sie  seit  dem  Aus- 
Bcliufstaj;«'  11)5;^  gegen  den  Dienstzwang  vorgebracht  hatten,  falsten 
sie  jetzt  in  einer  ausführlichen  Denkschrift  vom  29.  Dezember  l(36n 
zusüimiaen.  Sie  führten  aus:  der  Dien-stzwaug  laute  wider  die 
natürlichen  und  in  den  sächsischen  Landen  hergebrachten  Frei- 
heiten; die  Unterthanen  wären  seit  unyoidenklichen  Zeiten  im 
BeaitB  dieser  Freiheit  gewesen,  und  die  kurfilrsdichen  Vorfiüiren 
hätten  es  niemanden,  der  nicht  durch  ESrbregister  u.  s.  w.  ein  Recht 
auf  den  Zwangsdienst  zu  beweisen  vermochte,  gestattet,  wider 
diese  Freiheit  zu  handeln.  Ja,  die  Appellationsgeriehte  hJttten  in 
Fällen ,  in  deaen  der  Zwangsdienst  einigen  Unterthanen  au%e- 
drungen  w  n  den  wäre,  auf  Aufhebung  desselben  erkannt. 

Durch  die  ,,rfeneraleinführung  des  in  diesem  Lande  nie  er- 
hörten Dienatzwanges"  würden  die  Städte  und  Bürger  benach- 
teiligt, denn  stets  müDsten  sie  gewärtig  sein,  dais  einer  vom  Adel 
nach  seinem  GefoUen  ihre  Knechte,  Mägde  und  Handwerks- 
gcsoHen  auf  sein  Ghit  snrttckfbrdere. 

'  Unter  den  Bauernkind^rn  sei  manch  guter  Kopf,  der 
Dienstzwang  sehneide  ihnen  alle  Gelegenheiten,  sich  fortzubilden 
gänaüch  ab  und  tmterdrtlcke  das  Gute,  was  daher  zu  lioffen 
sei.  Schon  jetzt  mifsbrauchten  einijt^e  Gerie!it<!irrni  dr  n  ange- 
mafsten  Dienstzwang  so,  dafs  man  mit  den  armen  ünteithiinen 
Mitleid  hnh'n  müsse;  öfters  würden  Eltern,  wenn  sie  ihre 
Kinder  wählend  der  Dienstzeit  von  der  städtischen  Dienstherr- 
schaft nicht  entlassen  bekommen  könnten,  übel  behandelt  und 


>  Loc  15  024.  Erörtenmg  der  Gravamina  und  zweifelhaften  Fälle 
1651.  S.  159.  161. 
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sogar  in  das  GetaDgnia  gewort'en.  Auch  zwiiDgen  Beamte  mit 
Gewalt  die  Amtsunterthanenkinder  zu  iliren  Privatdiensteu. 

Die  Rechtslehrer  waren  wohl  dafttr,  daCs  die  Unterthanen- 
kinder  ihrem  Gerichte-  und  Erbherm  vor  Fremden  dienten,  aber 
nur  unter  der  Voraussetznng^  dab  «ie  ihnen  freiwillig  dienen 
woDten,  und  gleichen  Lohn,  Koet  n.  s.  w.  ab  eie  anderwärtB  e^ 
langten,  erhielten 

In  dem  Entwurf  der  neuen  Oesiudeordnung  werde  der 
Dien'^t^wanp:  so  „hoch  gespannt"*,  dafs  ein  Untcrthnn  «ich  selbit 
unter  V'ci  zieht  auf  sein  väterliche«  und  mütteriichca  i^jrbteü  davon 
nicht  btirenn  könnte. 

Schlielslich  l  aten  sie  den  Kurfürsten,  weil  der  Zwang  nir- 
gends fundiert  sei  und  den  armen  Uuterthanen  „unerhört"*  auf- 
gebürdet werden  solle,  diese  neue  und  harte  Dienstbarkeit  nicht 
weiter  ale  sie  dm^ch  untaddhaflte  Erhr^ster  bescheinigt  sei,  ein- 
zuführen  ^. 

Der  Kurftirst  übermittelte  diese  Eingabe  der  Stttdte  cur  Be- 
antwortung der  Ritterschaft.  Deren  ^tgegnung  (19.  Janoar 
1601)  war,  im  Gegensats  zu  den  rein  sachlichen  Ausführungen 
der  Städte,  in  einem  gereizten  Tone  nbgefafst,  der  sich  spfiter 
noch  zu  einer  in  den  stlindischen  Verhandlungen  Kursaclisens 
ungewJ^hnlichen  Soliilrfe  steigerte.  Da  heilst  es:  dio  L'itterscliaft 
haV)0  sich  nie  iK  küramert,  wie  die  Rlite  in  Städten  mit  ihren 
untergehr-nen  l»iirgem  und  deren  Kindern  umgingen,  deshalb 
konnten  sie  nicht  begreifen,  auf  diuiid  welcher  Anreizung  und 
Befugnis  die  Städte  sich  unterstehen  könnten  ihrem  Gehorsam 
die  ihnen  Terliehenen  Erbuntertbanen  zu  entiieben  und  unaof- 
^fordert  den  jetzig  Zeit  bekannten  Frevel,  Mutwillen  und  alles 
Üble  nach  sich  ziehenden  Mttfsiggang  des  jungen  boshaften 
Volkes  zu  b^^nstigen;  den  Unterthanen  werde  dadurch  mir 
Anlafs  zu  noch  grOfserer  Widerspenstigkeit  g^gen  ihre  ▼otgesetste 
Obrigkeit  gegeben. 

Der  Gesindezw:niir  war«'  ihnen  als  eine  Fnichtniefung  ihrer 
Jurisdiktion  billig  zu  gcHincn :  denn  sie  hatten  wegen  ilirer  Unter- 
thanen viel  Miih(^  und  Sorge  zu  tragen ;  ohne  Zuthun  und  Nach- 
firage  der  Städte  müfsten  sie  Waisen  und  unerzogene  Kinder  er- 
nähren, und  ei*ziehen  lassen,  den  Älutwillen  der  Bösen  steuern,  die 
fVommen  schützen  und  in  Sterbens-  und  Fehdenszeiten  sich  ihrer 
Unterthanen  mit  schweren  Unkosten  und  Oefiüiren  annehmea 

In  dem  gesetzten,  aber  von  ihnen  nicht  zugestandenen  Falle, 
dafs  der  Dienstzwang  im  Lande  bisher  nicht  gebräuchlich  ge- 
wesen witre^  so  stände  es  doch  dem  Rurflirsten  finS,  mit  Zuziehoag 
einer  getreuen  Landschaft  Änderungen  zu  treffen  und  neue  Ver- 
ordnungen zu  erlassen,  die  dem  bedrängten  Adel  und  Landmann 
zu  statten  kämen.  Niemand  habe  ein  einziges  wahros  Interesse 


*  Loc.  15024.  £r5rteniiig  der  Qravamina  nnd  zweifelhaft«!!  Fille 

1651  S.  169. 
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gegra  den  DieDBtz Wang  vorzubringen  vermocht;  erstlich  die  Gut  s- 
unterthanen  nichts  weil  sie  ihre  Kinder  in  der  eigneo  Wirt^ 
Sc  haft  nicht  irebrauehten  und  sie  obnoflfcs-  bei  anderen  um  da« 
Lohn  'lienen  lielsen  und  dann  wäre  es  tiir  sie  auch  vorteilhafter, 
wenn  ihre  Kinder  bei  ihrer  Obrigkeit  dienten,  denn  dort  hätten 
diese  bessere  Aufsicht  tind  Zucht  als  in  der  FVemde;  zweitens 
die  üntcrthanenkinder  nicht,  weil  sie  den  in  der  Gesinde- 
Ordnung  gesetzten  Lohn  sowohl  von  ihrer  Obrigkeit  als  auch 
von  FVemden  gfisalilt  bekftmen  und  mehr  dttrflen  eie  bei  Strafe 
nicht  fordern. 

Den  Städten  könne  das  Recht  nicht  zugestanden  werden, 
dem  Lande  und  In  Dorfschafien  die  eingehörigen  Ackerlente 
zu  entziehen.  Hei  (ieni  jetzigen  Zustande  aes  Landes  und  dem 
liihlbarcn  M  mgei  an  Arbeitern  sei  es  wohl  zu  erwägen,  ob  man 
melir  auf  W  iederanbau  des  Landes  oder  auf  Vermehrung  der 
Handwerkf^lonte  >ehen  solle;  denn  die  Handwerker  pfl^en,  wenn 
sie  etwas  erlernt  hätten,  in  die  BVemde  zu  wandern,  die  Ackers- 
leute aber  blieben  im  Lande  und,  wenn  es  an  ihnen  mangle, 
könne  man  eie  ans  anderen  Orten  nicht  bekommen.  Die  Bitter« 
Schaft  wünsche  nicht  ihre  Unterthanenkinder,  wenn  diese  ein 
ehrlich  Handwerk  nmflgemärs  erlernen  wollten,  daran  zu  ver* 
hindern,  sie  verlange  aber,  dafs  ein  jeder  in  einem  Handwerke 
nur  mit  einem  OeburtslMiei  und  ihrem  Vorwissen  aufgenommen 
werde. 

Der  Madte  un/.iemender  Vorteil  wäre  allein  dies:  sie  kauften 
immer  mehr  DauernJuitten  auä  und  legten  neue  Vorwerke  an, 
jeder  j^^emeine  Bürger,  der  nur  etliche  Scheffel  Feld  liabe,  halte 
sich  ein  eignes  Geschii-r;  aus  all  diesen  Ursachen  brauchten 
die  StMdte  mehr  Geshide  als  zu  den  bfii|p;erilchen  Nahnunm 
nOtiff  wäre  und  deshalb  wollten  sie^  anch  die  ünterthanenkinder 
mitliohen  yerbotenen  Lohnen  an  sich  mehen. 

Aus  diesen  wie  einigen  anderen,  weniger  erheblichen  Gründen 
beantragte  die  Ritterschaft  beim  KurfUrsten,  die  Eingabe  der  Ver- 
treter der  Städte  z^rüekzu^vei■3fnl  und  den  Entwurf  der  Gesinde- 
ordnung in  der  alten  F:tf^«un^^  zu  genehmigen*. 

Während  so  in  umtan^reiehen  .Streitschriften  jede  der  poli- 
tischen Parteien  ihre  Gründe  für  und  wider  den  Dienstzwang 
i^eitemi  machte  und  ihre  Intere^en  in  den  Vordergrund  stellte, 
konnten  diejenigen,  um  deren  Wohl  nnd  Wehe  es  sich  handelte^ 
ihr  Wort  nicht  in  die  Wagschale  Imn.  Auch  Gelstliofakeit^ 
deren  Aufgabe  es  im  Staate  sein  soll,  den  Schwachen  nnd  Be- 
drängten beimutdien ,  den  Starken  vor  dem  Mifsbrauche  seiner 
Stärke  zu  warnen,  fand  kein  Wort  zu  Gunsten  des  Gesinde- 
Btandes,  teilnahmslos  schaute  sie  dem  Kampfe  und  der  fort- 
schrnteiMlen  Bedrückung  der  ländlichen  Arbeiterklasse  sxl,  aber 


<  Loc.  150^  Erörterung  der  GiavimiBa  and  sweiftslhaflen  F&Ue 

WA  S.  1^6. 
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an  den  Vorteilen,  welche  der  Orundbesitzerstand  fiir  aich  er- 
strebte, suchte  aie  teitsuiKlnnen:  ein  Synodaldekrct  erklärte,  dafi 
die  Pfarrkinder  ihrem  Pfarrer  nebst  ihrem  G^ricbtsherm  vor 
andern  dienen  aoliten  (vgl.  S.  11t)  Note  2). 

Da  trat  ein  unerwarteter  Filraprecher  dea  Gesindestandea 
auf.  Die  Vertreter  nicht  der  reHgiöson,  sondern  <l<  r  geistigen 
Intereasen  des  Volkes,  die  üniversitiiten  Leipzig  und  Wittenberg, 

ergriffen  das  Wort.  In  einer  Eingabe  dor  Univcrsitflt  Witten- 
berg vom  23.  Januar  1661,  die  sich  allein  noch  erli  ilt('n  bat. 
wurde  ausgeführt:  der  Ritterschaft  Gedanken  giniren  dahin,  «ieu 
intendierten  all«?emeinea  Dieustiswang  auch  auf  diej<iuigen  Por- 
sonen,  die  ihrer  Eltern  Verlassenscliaft  ganzhch  renuncierct  und 
Bowohl  domieiliuiu  sAs  forum  mutieret  haben,  zu  erstrecken.  Dies 
sei  in  effeetn  vor  nichta  anderea  ala  eine  Lcibdgenacbaflt  und 
eine  Dienstbarkeit,  welche  die  Person  aller  Orten  afBciere, 
SU  halten.  Dergleichen  Servitut  sei  aber  in  dieaen 
kurafichaiachen  Landen  nie  erhöret  noch  einge- 
führet  worden,  vielmehr  stehe  solches  alles  der  angebornen 
deutschen  Freiheit  der  libert  iti  et  aequitati  naturali  und  dem 
iuri  migrandi  cntge.iren.  Auch  sei  zu  bi'nirehten,  dafs  nicht 
allein  zwischem  dem  Adel  auf  dem  Lande  und  der  Bür;,aT*e]iaft 
in  den  Städten  allerhand  Unordnungen.  Mif^verständnisöC  uüd 
Streitiukeiten  vorfallen,  sondern  auch,  daü  solcher  Zwang  dem 
geraeinen  \\  csen  selbst  zu  nicht  geringen  Nachteil  gereichen 
werde.  Kein  Bauernsohn  werde  sich  kllnfti^  zum  studieren 
wendtti  oder  von  seinen  Eltern  dasa  angehalten  werden  und 


Ingenien  den  Ktrcnen,  Schulordnungen,  Fundationen  zuwider  dem 
bono  publico  aber  zum  Schaden,  entzogen  und  unterdrückt  werden 
würden.  Wer  aber  etwas  gelernt  habe,  werde  aich  lieber  in 
anderen  Ländern  niederlassen,  aus  denen  er  nicht  avociret  werden 

könne. 

Es  werde  mit  dem  Dienstzwang  und  den  Baufronen  viel 
Seufzen,  Thräuen  und  Strafen  auf  das  Land  gelegt  werden.  Die 
Untertbanen  würden  endlich  aus  L^ngeduld  und  Df^spcration  das 
Ihrige  mit  dem  Ilücken  ansehen,  Fremde  aber,  die  etwa  meinten 
sich  in  di(»sem  Lande  niederzulassen  und  anzubauen,  sich  ab- 
schreckt  u  lassen.  Nicht  mnider  diu'fte  den  anderen  Stünden  und 
in  Suuima  dem  ganzen  gemeinem  \\  esen  dadurch  ein  Grofses 
zugezogen  wei'den,  dals  ohne  Zweifel,  wenn  dieser  Stand  durch 
ttbermäPi^  Fhmen  und  Dienstswang  allzusehr  beachwert  und 
verderbt  werden  aoHte,  dies  ohne  Kränkung  der  anderen  Stinde 
nidlkt  abgehen  werde,  weil  auf  dieaen  wiewohl  niedrigsten 
jedoch  meisten  Stande  —  wie  bei  den  Politicis  unstreitig 
sei  —  daa  Fundament  der  anderen  Stände  beruhe. 

Der  KnrfUrat  mdge  deshalb  die  armen  Untertbanen  wider 
das  Herkommen  und  die  Gebtthr  nicht  beschweren,  die  Unter- 


Dadurch  dann  viele  herrliche 
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thanen  wie  die  spätere  Poeteritüt  werde  ihn  jederseit  koch  rtthmen 
und  erhebend 

Die  Bitterschait,  welcher  auch  diese  Eingabe  zu  einer  Er- 
widertin;::  tibergeben  wurde,  fand  (3.  Febr.  1661),  daCs  die  Uni- 
versität Wittenü^rLT  irfiT)7  „unnötigerweise"  ;::egen  sie  aufgetreten 
-i'i.  Entgegen  der  Universität  „undieniiches  Einstreuens"  be- 
gi  lirt  Ii  sie  nur  die  Dienste  von  Kindern,  welche  um  Lohn  dienten 
und  von  ihren  Eltern  in  der  Haushaltung  nicht  gebraucht  würden; 
vom  Studieren  wölken  sie  niemand  abhalten  Sie  wunderten  sich, 
aus  was  flir  Ursachen  und  Befugnissen  ohne  Erfordern  des  Kur- 
tttFBten  dieUnivenitöt  sieb  unters^de,  die  klaren  Landesordnungen 
nach  ihrem  Gefallen  zu  glossieren  und  restringieren ,  znmal  das 
corpus  universitatis  an  und  fUr  sich  selbst  kein  wahres  Interesse 
hieran  haben  könna  Die  Eingabe  rtlhre  aber  wohl  von  etlichen 
Professoren  her,  die  unter  den  Ämtern  und  unter  dem  Adel 
Bauergüter  erkauft  hutten  und  ihren  Gewohnheiten  nach  auch  in 
Patrimnni-d[!:iit<'rn  ganz  frei  sein  wollten.  Sie  ersuchten  den  Kur- 
fürsten um  Erlais  eines  Mandats  an  die  Rech tskoüegien,  in  welchem 
diesen  anbefolden  werde,  sich  ^bei  zweifelhaften  Vorstande"  der 
Landesordmmgen ,  Oonatitutionen ,  Deeisionen  und  anderer  säch- 
sischen liechte  deci  eigen miic Ii tigen  Erkliirens  und  Deutens  zu 
enthalten.  Dann  möge  der  KurfUrst  mit  Zuziehung  einer  ge- 
treuen Landschaft  das  Gebührliche  anordnen  und  yerft^en.  Femer 
baten  sie,  die  G«sindeordnung  anversäumt  zu  publizieren ,  um 
die  hierauf  mit  seu&endem  Verlangen  wartenden  treuen  Unter- 
thanen  zu  erfreuen  und  zu  erquicken*. 

Diese  scharfe  Entgegnung  konnte  nicht  unerwidert  bleiben; 
schon  am  11.  Febr.  16(>1  wiesen  die  Abgeordneten  der  Uni- 
versitäten Leipzig  und  Wittenberg  den  Vorwurf,  sich  unberufen 
in  fremde  Angelei^enheiten  eingemengt  zu  haben,  zurück.  Sie 
behaupteten  ebensoviel  Macht  wie  die  anderen  Herren  und  Land- 
stände zu  besitzen,  ..eben  darum  werden  Landtaj^e  angestellet. 
dalö  ein  Jeder  sich  um  den  gemeinen  Nutz  bekümmere,  damit 
was  das  Land  in  allen  Ständen  beschwert  und  drücket,  bei  Zelt 
abgeschaffet,  hergegen  was  dem  gemeinen  Nutzen  zuträglich,  be- 
fbraert  werden  möchte."  Die  Universität  Wittenbeig  liels  die 
erhobenen  Beschuldigungen  nicht  auf  sich  beruhen,  und  suchte 
in  einer  umfangreichen  Eingabe  vom  14.  März  1661  zunächst 
den  Nachweis  zu  i\ihren ,  dafs  sie  nicht  aus  niedrigen  Motiven, 
wie  ihr  die  Ritterscliaft  vorwerfe,  den  Dienstzwang  bekämpfe. 
Keiner  der  jetzigen  Professoren  besüfse  ein  Bauergut,  der  Uni- 
versität aber,  die  acht  Güter  besitze,  werde  der  Dienstzwang  und 
die  Baufuhren  von  Nutzen  sein.  Ihre  Erinnerungen  seien  aus 
„keiner  anderen  Bruuuquelie  als  der  schuldigen  Beobaciuung  ilirer 


^  Loc.  10024.  Erörterung  der  Gravamina  u.  zweifelhaften  Fälle 
165i  S.  202. 

•  Loc  ld024.  a.  a.  0.  S.  227. 
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Pflicht,  damit  sie  Gott,  dem  KiiriVirsten .  d'-r  vernunflmUfsip-en 
Billigkeit  und  dem  Vaterlande  verbunden  waren,  hergedosseu". 
Wenn  auch  der  Dienstzwang  und  die  Baufuhren  nicht  der  Uni- 
versität Wittenberg,  sondern  der  armen  Unterthanen  eigne  Sache 
sei,  so  folge  daran»  doch  keineswegs,  dals  es  der  Luivensiut 
niciit  gezieme,  ihre  Gedanken  aus  Devotion  gegen  den  Kurfiirsten 
und  ans  Mill^den  gegen  das  arme  Volk  bei  dem  jetzigen  allge- 
meineo  Landtage  vorzustelleD.  Die  Ritterachaft  Ktane  um  so 
weniger  dagegen  einwenden ,  da  sie  nur  ihre  eignen  Sachen  zu 
befördern  meine. 

Sie  mifsg5nnten  dem  Genchtsherm  nicht  die  Fruchtnießung 
seiner  Jurisdiction,  aber  sie  möchten  zwischen  dieser  und  einem 
Servitut  an  der  Porso?i  iiTiterscIieiden.  Die  Unterthanen  würden 
fn  i^.  illi^^  und  gerne  ihre  Kiinh  r  bei  iiirer  Obrigkeit  dienen  lassen, 
wenn  diese  die  gleichen  Bedingungen  \vi.  dio  Fremden  an  Lohn, 
Kost  u.  8.  w.  aieiku  wollten,  jetzt  aber  mui>tcij  sie  besorgen,  dn'.'a 
ihnen  ihre  Freiwilligkeit  zu  einer  Dienstbarkeit,  oder  wie  sie  es 
nennen :  neuen  Gerechtigkeit,  angerechnet  werden  möge.  So  sei 
z.  B.  zu  befürchten,  dais,  wemi  sie  ihre  Kinder  um  den  gewöhn* 
lieh  gesetzten  Lohn  dienen  UeÜBen,  dieser  Lohnaats  ihnen  in 
hundert  Jahren,  wenn  sich  die  pretia  rerum  ISngst  geändert 
hätten ,  als  ein  Recht  und  neue  Schuldigkeit  aufgeblirdet  würde. 

Falls  der  Kurfürst  aber  dennoch  darauf  bestehe,  den  Dienst- 
zwang beizubehalten ,  so  möge  er  wenigstens  den  Llnterthanen- 
k indem  nicht  verweliren.  durch  Verzicht  auf  die  väterliche  und 
mütterliche  Krhsehaft  sich  des  Zwanges  zu  entbrethen.  Denn 
in  diesem  Laude  werde  der  Besitz  und  die  Innehabung  eines 
Gutes  für  das  Ftuidanient  aller  und  jeder  Dienste,  die  die  ünter- 
tlianen  zu  leisten  schuldig  sind,  gehalten;  indem  man  vermute, 
die  Unterthanen  hätten  sich  anfangs  gegen  Empfang  von  Grund 
und  Boden  dem  Erbherm  zu  dei^letchen  Diensten  verbanden« 
daher  sie  auch  fttr  ihre  Person  als  freie  Leute  zu  achten 
stten  und  auch  in  den  alten  &bregistem  mit  diesen  Namen  be- 
zeichnet würden.  Falls  nun  durch  die  renunciatio  hereditatis 
der  Dienstzwang  nicht  aufgehoben  werde,  so  könnte  kein  anderer 
Grund  dafür  angegeben  werden,  als  der,  dafs  der  ünterthan 
von  (Tcburt  an  nicht  frei  gewesen  wäre.  Dies  sei  aber  für  nichts 
anderes  nh  eine  w^hre  Leibeigenschaft  zu  halten,  die  dieser 
Lande  hergebrachten  Freiheit  und  der  ordentlichen  Billigkeit 
zuwider  sei. 

Und  wenn  die  Ritterschaft  verlange,  dafs  sie  den  Unter- 
tiianenkindern  die  Erlaubnis  zum  Handwerke  und  zur  Aufdingung 
SU  geben  habe  und  wenn  sie  die  Bedingung  stelle,  dait  nur  der- 
jenige, welcher  zum  Studium  gesdiickt  sei,  dazu  zugelassen  werden 
könne,  so  bedeute  dies,  dafs  sie  sich  die  Entscheidung  Torbehalts^ 
ob  ein  ünterthanenkind  studieren  oder  ein  Handwerk  erlernen 
dttrfe. 

Aus  allen  diesen  Gründen  erschiene  es  ihnen  angemessen,  erst* 
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lieh  den  Dienstz w.mp:  überhaupt  nicht  einzuftlhreii| 

odor  wenigsk'ns  auf  diejcni^'on  Orte,  wo  er  bereits  bestehe,  zu 
be&chriinken ,  zweitens  den  ünterthanenkindern  in  der  Gesinde- 
Ordnung  ebenraflfsige  lUnlin^jun^en  an  Lolin ,  Kost  u.  s.  w  bei 
ihrer  Obrigkeit  zu  bicheni  und  drittens  die  renunciatio  iierediuius 
beizubehalten  ^ 

Mit  diesen  swiachen  den  Sittnden  gewediaelten  Streitsdififteii 
waren  im  wesentficben  die  Fragen,  welcbe  hier  in  Betnoht  kameiif 

erschöpfend  klargestellt  Die  Vertreter  der  Städte  herohtftea 
aich  aber  nicht  dabei,  aie  leichten  auch  nachdem  der  LanStag 

schon  aiiseinnnderge£;-.nnp;en  war,  bis  kurz  vor  Veröffentlichung 
der  ( Jesindeordnung  beim  Kurftlrsten  immer  wieder  P^iniSfnben  ^ 
ein.  in  denen  sie  jedoch  keine  neuen  Creiäichtspunkte  geltend 
machten. 

Von  Bedeutung  war  ein  ZwischentaiJ,  der  lobiiaite  Erregung 
her\'orrief.  Die  Ritterschaft,  nicht  sufried^  «bestellt  mit  der  Bei- 
behaltung des  Dienstm^anges  im  Entwurf  der  neuen  Qeainde- 
Ordnung  r  suchte  noch  auf  anderen  Wegen  gesetzliche  Bevor- 
mgungen  au  erlangen.  Dem  Auaschusse  zur  Erörterung  der 
GravatTinia  war  ein  yon  Regierung  und  Landschaft  vereinbartea 
Verzeichnis  von  sop;.  zwcifelTi.iflten  Rechtafhllen  zur  Entscheidung 
überwiesen  worden;  nur  aut  diese  bestimmten  RechtsfHUe  bezog 
sich  die  Instruktion  der  «^tün^üachen  Deputierten.  Die  Arbeit  de«i 
Ausschusses  war  .schon  zum  Ai>*;chhirs  gebracht,  als  die  Deputierten 
der  Kitterschatt  „über  die  allbcieit  erörterten  noch  etliche  casus 
darzubrachten,  welche  denen  Depuurten  (der  Städte)  nicht  com- 
munidret  gewesen  und  solche  einzurOcken  begehrten.**  (Klage 
der  stlidtisäett  Abgeordneten*).  Ent  suchten  die  Deputierton  der 
Ritterschaft  fttar  diese  K  i  ts  Hille  die  Zustimmung  des  engeren 
und  weiteren  ständischen  Landschaftsausschusses  au  gewinnen, 
als  dieser  sich  aber  weigerte,  reichten  sie  „vielleicht  aus  Ver- 
sehen ihre  Anträge  nicht  im  eignen  Namen ,  sondern  in  dem 
^einer  getr.  Landschaft'*  beim  Ausschusse  ein. 

Darin  verlangte  die  Ritterschaft  erst*  ns:  die  Unterthanen 
M>llen  ^huldig  sein,  nicht  allein  die  liatetaitze,  wie  sie  jetzi  aut 
den  Rittergütern  wären,  oder  vor  Einäscherung  und  Verwüstung 
gestanden  hätten ,  sondern  auch  die  auf  Rittergütern  gelegenen 
Vorwerke^  Sohäfereien,  Mahl-  und  SohneidemUhlen 
auch  Hofreuthen  —  sie  mögen  unter  einem  Dache  mit  dem 
Ritteiguto  oder  davon  abgeaondert  sein  —  mit  Pferd-  und  Hand« 
diensten  su  fronen  und  dagegen  mit  einem  widrigen  Herkommen^ 


^  Loc  15024.  Erörterung  der  Gravamina  u.  zwcifcUiaftcJD  Fälle 
1651  S.  231  -240.   Eingabe  vom  11.  Febr.  S.  254-261  vom  U.  Mi«. 

■  Iioe.  15024.  cit.  S.  217.  Abgeordnete  der  Städte  welche  unter 
denen  vom  Adel  Outor  hahrn  20.  .Jan,  S.  225  neue  gravanijji  t  il  r  Stadt 
Presdcn.  2d.  Jan.  S.  263.  Rat  zu  Dresden.  Id.  Juni  S.  280  vom  ^.  JulL 

•  Loe.  15084.  eil  8.  217. 
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es  sei  denn  durch  klare  Verträge  in  continenti  su  bescheinigen, 
nicht  gehört  werden, 

zweitens:  in  Kla^T'fHllen  wej}:en  iibermUfsij^cr  Besch werun^r 
der  Uiitf^rtlmn'T!  ir^L'-'-n  Ww"  Obrigkeiten  soll  der  Prozels  unmittel- 
bar an  die  Hotregieriiii;^  ( Landesre^^ierung)  gelangen  und  von 
anderen  Gerichten  dahin  überwiesen  werden*. 

Der  zweite  Anlra-  bezweckte  die  rechtliche  Anerkennung 
der  seit  den  letzten  Jahren  thatsiiehlich  befolgten  Praxis,  alle 
derartige  Prosesae  «wischen  Gutsherrschaft  und  Gutsunterthanen 
durch  die  Landesregierung  entscheiden  zu  lassen.  In  Terhältnis' 
mäfBig  kurzer  Zeit  scheint  sich  dies  Verfahren  ber^  derartig 
eingebürgert  zu  haben,  dafe  die  Vertreter  der  Städte  sich  nicht 
verankrat  fanden  auf  diese  Frage  nilher  einssugehen;  nur  die  Uni- 
▼eivität  Wittenberg  in  ilirer  Eingabe  vom  23.  Jan.  1661  kam 
auch  auf  diesen  Punkt  zu  sprechen.  Sie  meinte,  wenn  die 
„armen  Leut»^"  si<'h  inimediate  an  die  Reirierung  statt  an  die 
kurfürtitlichen  Lienclite,  die  Ihnon  nHher  lie<;en,  wenden  sollten, 
so  würden  sie  wegen  ihrer  grolsen  Armut  liebei*  Unrecht  UV>er 
sieh  ergehen  lajsaen  und  sich  keiner  Hülfe  ^»"etrösten,  als  dafs  sie 
die  Klage  erhöben.  Das  war  es  nun  üeilieh,  wab  ^^crade  die 
Ritterschaft  beabsichtigte. 

Dagegen  sollte  der  erste  Antrag  grOCseren  Staub  aufwirbeln. 
Schon  Kurfärst  August  hatte  in  einem  Ausschreiben  vom  l.  Okt. 
15&5  und  in  der  Konstitution  von  1572'  sich  gegen  jede  Aus- 
dehnung der  Baufironen  erklärt. 


'  Lo(>.  15014.  cit.  S.  20-2. 

-  Kriirlii'  Artieul  :uif  »It  r  kandschnft  Rüth  tun!  Rf^-l-  hk-  ii  in  Saolien 
Polizei  uiul  anderes  auiaiig«!nd  zur  Abwehr  der  ijHiuiesgei»rcchen  löio 
(Cod.  Aug.  I.BA  S.63).  I>anD  heifst  ca,  dafs  wegen  der  Baarahren  JEwischcn 
Krltki  iTi'u  und  UnterthaiHMi  vieIIrrung<Mi  vorkämon.  Nach  oinj;ep*nL'''n.  ii 
lii  iirlir*m  wÜT' n  v«^n  dtT  Regi^-ninsr  Horzo^  C<>t»r*r's  bis  zu  tk  i  Ki  r- 
turst  Moritz"  div  LTnterthaucu  ver^)tiiclitet  ^^^Mveseu,  lluuiiihren  zu  il.  u 
Gebäuden  der  Rittergüter  zu  leisten.  Deswe^'cn  sollten  die  Unter* 
thanen  aiu-h  tVni'  i  I?anfntir(  n  zu  leisten  sehuUh;^  »rin;  i»'doch  wo  man 
sich  betreffs  der  liaufubren  in  Weisungen  und  Verträgen  verglic  ;en 
habe,  oder  werde,  da  solh»  auf  Ansuchen  die  Regierung  oder  ihre  Koni- 
misftarien  naeh  Gelegenheit  der  (»ebäude,  der  freute  Anzahl  nnd 
Vermögen  -  koIcIi«  '  Hau  fuhren  vergleichen,  entsc  heiden  und  märsigeu. 
Und  in  der  Koni*titution  von  1Ö72  neirst  es  iu  der  Dec.  LIL  von  Iwu- 
fronen  (Cod.  Autj.  I.  Bd.  S.  2i>4):  Schöppenstühle  sollen  auf  Gewohnheiten, 
Verträge,  AhscnitHl.>  erkennen,  in  denjenigen  Fällen  aber*  in  denen  eine 
Erklänmp-  h,-\v.  M.xlerntion,  Verordntiiiir'der  Lieferungen  u.  s.  w.  n?ltig 
öiud,  sollen  die  Gerichte  die  Rechtstäüe  au  die  Regierung  ubersendeu, 
„damit  Wir  Inhalts  der  Landes-Ordnung  darfiber  Wcisune  thnen  lassen.^ 
Der  Wortlaut  dieser  Verordnung  ist  unbestimmt  um!  vieldenti|e,  ihr 
Sinn  ging  aber  dahin:  Baufuhren  sollen  erinrir'*ip^t  werden.  So  faf^te 
die  Praxis  sie  auf.  Übrigeui*  hatte  schon  fiiilier  in  einer  Klagsaehe  des 
Dr.  Pistoris  iriA?  nnd  von  Hirschfeld  1560  der  Kurfflrst  entschieden: 
Fronen,  w  elche  ihrer  Natur  mu  h  „odiös''  seien,  sind  uieht  zu  extendieren* 
Dieser  Aussprueli,  wie  ein  uns  unbekanntes  .Speeialreskript  des  Kur- 
fürsten vom  J.  1560,  werden  angeführt  in  der  Eingabe  der  Uuiver<iit&t 
Wittenberg  vom  2B.  Jan.  1661. 
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Und  8tet8  hatten  dann  die  Gerichte  aof  Beschrttakung  der 

Raufiiliren  erkannt,  es  lag  deshalb  auch  hier  kein  sog.  zweifd- 
liatter  Fall  vor.  Dennoch  Tersncbte  die  Ritterschaft  dies  zu  be- 
haupten und  bei  der  ilir  politisch  günstigen  Lage  die  ErftÜlung 

alter  Wünacho  rliin  lizaisptzen ;  gerade  jetzt  nach  dem  verderb- 
lichen Kriege  konnte  eine  Ausdelmung  der  Baufuhren  den  Wert 
dieser  ( Gerechtigkeit  steigern. 

Auf  dem  I-.andtage  waren  die  Verteidiger  des  bestehenden 
J^echUziistaniles  in  erster  Linie  die  Vertreter  der  Städte;  die  Uni- 
versität Wittenberg  ist  dann  nicht  weniger  als  dreimal  —  am 
20.  Jan.^  11.  Febr.,  14.  Märs  1661  —  auf  diese  Streitfrage  ein- 
gegangen und  auch  der  Rat  su  Dresden  reichte  am  19.  Jiml 
und  8.  Jtüi  1661  nach  Schlufs  des  Landtages  noch  eine  Ent- 
gegniuig  bdm  Kurfürsten  ein.  Alle  diese  Eingaben  betonten^ 
dals  von  einer  zweifelhaften  Rechtsfrage  nicht  die  Rede  sein 
könne;  jeder  Zweifel  ^oi  durch  die  Oesetzgoltung  Kurfürst  Augusts 
gehoben  worden;  und  die  Rechtsprechung  liabc  nie  geschwankt. 
1  He  Studtp  machten  noch  besonders  geltend,  dalk  die  Ritterscliaft 
ohne  gemeinsame  Erörterung  diese  ^Decision"  eingcr(ticlit  iiabe, 
Uber  deren  Richtigkeit  die  Meinungen  selbst  unter  der  Ritterschaft 
auseinander  gingen,  denn  ihrer  viele  wMren  der  Ansicht,  wolle 
man  den  armen  Unterthan  nicht  an  den  Rand  des  V^erderbens 
und  in  Verzweiflung  bringen,  dUrfe  man  ihn  nicht  weiter  be- 
lasten. 

Alle  diese  Erörtamngen  der  Stände  über  Dienstzwang,  reniin« 

ciatio  hereditatis,  zweifelhaAe  Rechtsfulle  lagen  aafserbalb  des 
Rahmens  der  eigentlichen  Landtagsyerhandlungen  und  wurden 
nur  nebenher  geführt.  Den  Schwerpunkt  der  ständischen  Be- 
ratungen bildete  die  Trennung  der  sitchsinchen  Staminlande  unter 
din  v!<T  Söhne  Johann  Georgs  1.,  die  Abgrenzung  drr  kurfUrst- 
Iiciien  und  tVirstlichen  Oewalt,  die  Verteilung  der  Schulden  auf 
di'"  einzelnen  Landt.-.ttile ,  die  durchzuführende  Trennung  der 
ln^  iitkammer-  und  Obersteuereinnahme  u.  s.  w. ,  Vorlagen  von 
höchster  politischer  Bedeutung,  hinter  denen  alle  anderen  Fragen 
mehr  oder  minder  in  den  Hintergrund  treten  muisten. 

Mehr&ch  ersachten  die  Stande  in  gemeinsamen  Efamben 
der  Ritterschaft  und  Städte  den  Kurfilnrten  um  baldigen  Erlafs 
der  Polizei-  und  Gesindeordnung  (19.  November  1660,  15.  und  26. 
März  1661).  Ohne  Erfolg.  Bei  dem  scharfen  Gegensätze,  der 
zwischen  den  beiden  großen  politischen  Parteien  des  Landes 
in  diesen  Fragen  bestand,  hing  alles  von  der  Entscheidung  des 
Kurfürsten  ab.  Von  Natur  unschlüssig,  zögerte  er;  vielleicht 
war  er  auch  während  des  Laniitai:(  ri  vfm  nnd^-rcii  wichtigeren 
Vorlagen  ganz  in  Anspruch  geiioiuuieii ,  schlielaiich  iiels  er  den 
Landtag  (9.  April  llic»!')  scldielkn,  ohne  seine  Genehmigung 
zu  den  Gesetzentwürfen  erteilt  /:u  liabcn. 

•  Dor  Lan«ltag.sabsclii»'d   bekla^rt,   dafs  «lic  Unterdrückung  der 
lieben  Armut  uoch  nie  &o  hoch  wie  jetzt  gestiegen  sei. 
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Erat  im  Sommer  IGGl  (am  22.  Juni)  erfolgte  die  Veröffent- 
lichung der  Polizei-,  Hochzeit-,  Kleider-,  Gesinde-,  Tagelohner- 
tind  Handwerker-Ordnung  und  gleichzeitig  die  „Erledigang  deter 
1653  und  1657  bei  gehaltenen  LandeszusammenkUnften  von  der 
Landselmft  ....  übergebenen  Orbreclicn ,  wie  auch  Dceisiones 
zweifeliiati  T  Kpchtsfalle"  (sog.  Decisiones  Electonüiä  Saxonicaej^ 

Die  Geöindeordnung  stand  auf  der  Grundlage  der  Toran- 
gefrangeneii  Ordnung  von  li)51.  Der  Zwangdienst  war  bei- 
lu  lialten!  Dafs  die  kuituratiiche  Entscheidung  so  fallen  würde, 
war  zu  erwarten  gewesen;  ganz  abgesehen  von  dem  Uberwiegendea 

Solitischen  Einfluß  der  Ritterachaft  auf  die  Rerierung,  glanble 
er  KorfklrBt  an  den  von  seinein  Vater  au%e8tejlten  OnmcUätKen 
featlialten  zu  müssen;  dagegen  hatte  er  die  zweite  Forderung 
der  Ritterschaft:  der  Verzicht  aaf  die  Täterliche  und  mi itterliche 
Erbschaft  hebt  die  Verpflichtung  zam  Zwangdienst  nicht  auf. 


veraitäten  berücksichtigt  worden. 

Trotzdem  bedeutet  die^e  neue  Oesindeordnung  eine  weiteiv 
Ver&cUlechterung  der  J^age  der  Gut'iunterthanen.  W  ir  kennen 
die  Anträge  der  Ilittersrluift  auf  Beschränkung  des  ordeuüichen 
Rechtsweges.  Ihre  Jkatrebungen  fanden  nicht  genau  in  dieser 
Form  im  G^esetze  Anerkennung,  es  entliielt  aber  eine  Abänderung 
des  Prozefsyedahrens  y  welches  für  die  Gestaltung  des  Rechti- 
Yerhaltnisses  zwischen  Gutsherrn  and  Unterthan  von  grofser  Be- 
deutung war. 

Nach  der  Gesindeordnung  war  in  Streitigkeiten  wegen  Zwangs- 
dienst  u.  s.  w.  bei  der  R^erung  und  allen  anderen  (Berichten 
kein  Prozefs,  sondern  nur  summarisches  Verhör,  bei 
welchem  die  '  >}>rigkeit  wie  die  Untf^rthanen  zur  genauen  Obser- 
vanz der  Ordnung  ku  bescheiden  waren,  gestattet  (Kap  TT!  von 
der  Unterth.  Kinderdiensten).  Wie  überhaupt  in  allen  Jieehiä- 
fragen  der  Gebindeordnung  keine  ordentlichen  noch  sonst 
weitläufigen  Prozesse  im  geringsten  z  u gelassen  waren ; 
die  Parteien  sollten  auf  genugsam  gehaltenes  Verhör  und  bd- 
gebrachte  Bescheinigung  ohne  ferneren  Aoftchub  verabschiedst 
werden*. 

Die  sächsische  juristische  Praxis  erklärte  darauf  hin:  in 
Gesindestreitigkeiten  ist  diis  possessorium  sumnuurüsatmum  anza- 
wenden.   l^adh  doa  Theoretikem^  sollte  das  poss.  «ominar.  nur 

demjenigen  einen  provisorischen  Schutz  im  Besitz  gewähren, 
welcher  die  letzte  nihige  Besitzhandluiig  bescheinigen  konnte. 
Es  setzte  also  einen  zweiten  Rechtsstreit  um  Schutz  im  Eigen- 

•  Die  Polizeiordimng  Cod.  Aug.  1.  Bd.  8.  1562.  Die  Erledi^ruug  der 
Oi'brrrlion  fbeiula  S.l'.>6,  sie  zorfaU''ii  in  ConBidtorial't  JostltteuvKsiu&er» 

und  Kcntsaehim ;  die  Dccisiours.  clii-n-la  S.  294. 

'  Vgl,  Sclilufs  der  Gesindcenliiung,  daselbst  auch  die  .AuMiahmen 
aufjx'v.iililr. 


'  Wm,  I  I  i.J,  Pandekten  I.  §  m.  2.   Stobbe,  Deatsohes  Privat- 

recht  Ii.  Ud.  ^  77.  3. 


Einspruch  der  Städte  und  Uoi- 
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tum  TOiaus.    Nach  der  Gesindeordnimg  war  aber  nur  das  poss« 

siinimar.  gestattet,  jeder  weitere  Prozefs  verboten;  danach  war 
erstens  das  uoüs.  sunimar.  nicht  nielir  auf  Besitzstönm^^f n  )>o- 
sehränkt  und  zweitens  verlieli  es  i;icht  j/rovisorlsclien  .sürulern 
cnd^rülti^en  8cliutz;  ea  war  völlig  seiner  Natur  entkleidet  worden. 
In  dieser  Umwandlung  lag  eine  groCso  (leiahr  lür  den  bäuer- 
lichen Stand.  Auf  diesei*  Seite  lag  nicht  die  schnellere  Beweglich- 
keit, das  wirkBamere  Hervorbebin  der  entBcheidenden  Momente  \ 
welclieB  den  Erfolg  in  den  summariachen  Frozesaen  bedingte.  Der 
beste  Kenner  aller  bäuerlichen  Kecbtsverhältniaae  Sachsens  im  Tori- 
gen  Jahrhundert,  der  Advokat  Hauschild meint,  dais  das  posses- 
sorium summariissimum  bewirkt  habe,  dafs  die  Herren  mehr 
Zwang  gegen  ihre  Bauern  erlangt  hätten.  Jedenfalls  trägt  an  dem 
steiirenden  Druck,  welcher  während  des  1^.  Jahrhunderts  auf 
den  unteren  Klassen  lastete,  das  Prozei'svcrlahren  mit  schuld. 

Während  das  Gesinde  noch  1651  durch  Austritt  aus  dem 
Lande  dem  Drucke  der  GesindeordnunL'  sich  entziehen  konnte, 
war  ihm  jetzt  dieser  Auswe^^  ahtj^eschniUen  worden.  Das  TJcsetz 
betont  ganz  ausdrücklich,  dais  Gesinde,  welches  sich  in  anderer 
Herren  Gebiete  bojrebe,  daselbst  die  ffloichen  Ordnungen  finden 
werde,  denn  man  habe  sich  niil  dein  ganzen  obersüchsischeu 
Kreis  und  auch  mit  den  benachbarten  Ständen  verglichen  (T.  4. 
Yon  den  enUaufenen  Dienstboten.  §  3).  Und  allen  Obrigkeiten 
wurde  es  eingeschärft,  den  benachbarten  Staaten  auf  gebührliches 
Anrufen  alle  mögUchen  beförderlichen  Handbietungen  gegen  deren 
ausgetretenes  Gesinde  wiederum  zu  erweisen.  Von  wdcher  Be- 
deutung dieses  Abkommen 'der  Staaten  war,  haben  wir  schon 
bemerkt. 

Auch  eine  neue  Taxordnung  enthielt  die  GesindeordnimL'. 
Die  Löhne  waren  noch  immer  um  ein  ganz  bedeutendes  niedri^^er 
angesetzt,  als  die  uns  in  den  Beschwerden,  Eingal^n  u.  s.  w.  be- 
richteten, aber  etwas  höher  als  in  der  Taxordnung  von  1651 
standen  sie ;  z.  B 

Meilsner  Ki-eis       1651  1661 

ein  Emkc  7-S  Gld.  8-9  Gld. 

eine  Köchin  4 — 7     -  6—8 

-  Hausmagd  \ — 5'  2  -  5 — 0 

-  Grofsmagd  4 — 5     -  5 — 6 

-  Mittelmagd  3 — 4     -  4— 5V3  - 

Neu  war  die  Taxordnung  tiu  Zimmerleute,  Maurer,  Ziegel- 
decker  und  Steinsetzer;  für  Fleischer  sollte  auch  femer  noch  die 


*  Den  Advokaten  und  Prokuratoren  wurde  gleichzeitig  onteraagt, 
die  Untcrthaiion  pfegt^n  ihre  Obrigkeit  zu  «verhetzen".  Erledigung  der 
Gebrechen.  1661.  p.  '63.  34.   Cod.  Aug.  L  Bd.  S.  220. 

*  Juristische  Abhandlungen  von  Bauern-  u.  Frondienstini.  Leipzig 
1771.  S.  13. 
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Tiixorilnmig  von  \62'o  gelten.  1  )io  Löhne  der  Handwerker 
schwankten  innerhalb  der  Kreise  nur  unerheblich  \  ein  Handwcrka- 
meister  bekam  im  Sommer  wOchentlidi  1  Gld.  dOr.  (=  24  Or.) 
bis  1  GR 9 Gr.  (=  30 Gr.);  ein GeseUe  1  Gld. bis  1  Gld. 3 Gr.,  ein 
Handliiiig|er  oder  Junge  15  bi«  18  Gr. ;  im  Winter  etwas  wemger. 
Die  Arbeitsseit  war  im  Sommer  von  morgens  4  Uhr  bis  ab^ds 
ö  Uhr  festgesetzt. 

Die  kurfllrstliche  Entscheidung  die  Hautuhren  b  tr«  tTend  er- 
folgte in  der  33.  Decision  der  zweifelhaften  Rechtsf^e.  Er 
selbst  schrieb  am  24.  August  1661  an  seine  Brüder:  am  jüngsten 
Landtiere  wSrcn  allerhand  zweifelhafte  Meinun^'-en  m  ^'-n  Ge- 
richten niul  sonst  über  die  Konstitution  HfT  HuDironen  von 
entsfeiudeii.  Kr  hätte  sich,  damit  den  in  den  Kriegszeit«  n  oin^^e- 
iischerten  und  sonst  ruinierten  liittergütern  in  etwas  wieder  auf- 
geholfen werde,  zu  einer  allgemeinen  Konstitution  bewegen  lassen. 
Nachdem  aber  die  Stiidte  sich  beschwerten,  habe  er,  um  aller 
Verwirrung  und  Zank  abzuhelfen  und  um  die  von  den  Vorfahren 
erlassene  Ordnung  nach  ihrem  rediten  deutlicfaen  Verstand  sa 
erklären  y  sich  mit  den  Räten  und  Landschaftsdeputierten  ver- 
glichen und  anbefohlen,  die  Konstitution  in  die  casus  dubios  ein- 
suarbeiten  und  zu  publizieren^. 

Der  Kurfürst  suchte  zwischen  den  Ansprüchen  der  Ritter- 


Mittelweg  einzuschlagen;  so  heifst  es  in  der  33.  Decision:  die 

Unterthanen  haben  zu  denen  von  Alters  her  befindlieben  Ge- 
bätidon  der  Rittergüter  Baufronen  zu  leisten,  nicht  jedoch  zu 
den  \  orwerkögebäuden  und  llofreuthen,  die  nicht  auf  dem  Grund 
und  Boden  der  Kitter-  oder  lA'hugüter  liegen*. 

Mit  diesen  Ergebnissen  des  Landtage ^  von  166<>  Gl  war 
der  Kampf  zwisclien  Grundherren  und  Landarbeitern  endprültig 
zu  Gunsten  ersterer  entschieden.  Die  Gutsunterihaneu  mubten 
sich  dem  zweijährigen  Zwangsdienst ,  die  Dienstboten  der  Tax- 
ordnung unterwerfen.  Dem  wirtschafUichen  Aufschwung  der 
dienenmt  Klassen  nach  dem  dreiisiejahrigen  Kriege  folgte  der 
Rückschlag,  der  sie  in  wirtschaftucher  und  rechtlicher  Be- 
ziehung in  eine  gröfsere  Abhängigkeit  von  den  herrschendes 
Stttnden  bringen  soUte,  als  sie  in  frimeren  Jahrhunderten  gewesen 
waren. 


'  Loc.  15024.  Erörterung  Uei*  Gravamma  .  .  .  S.  2d2. 

•  Ein  wenige  Monate  später  —  am  27.  Xovbr.  1661  —  erlassenem 
Reskript  sucht  die  Fra^o:  ob  unter  den  Baufnhron  auch  die  Schutt- 
und  Grundfulirrn  mit  inbegriffen  seien,  in  einer  für  die  Belasteten 
ungünstigen  Weise  zu  eutsebeideu.  Cod.  Aug.  L  Bd.  S.  339.  1139. 

*  Mehrere  Wünsche  der  Ritterschaft  wurden  befriedigt  in  den 
Erledigungen  der  Gebrechen  1661 ,  so  wurde  den  Halbhoniem  da« 
Yiehh alten  zum  Teil  ganz  verboten,  ebenso  den  P&hlbärgem.  Cod. 
Aug.  I.  Bd.  8.  72.  97. 
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Der  allgemeine  Arbeitszwang  gegen  das  „h&nteaUmb^  Ge- 
nnde  ist  nie  so  durchgeföhrt  wocden,  wie  das  Gesetz  wünschia. 

Denn  nach  dem  Kriege  wnrcn  die  Zeiten  unwiederbringlich  vor-, 
bei,  in  dmf^n  der  Staat,  trotz  aller  Versuche  und  ADstrcn<rnne:en, 
dsLB  Gleichgewicht  zwischen  Stadt  und  T>and,  zwischen  den  ein- 
zelne ii  Stenden  durch  Verordnungen  und  Gesetze  erhalten  konnte. 
Die  Schranken,  welche  städtischen  und  ländlichen  Handel  und 
Gewerbe  trennten ,  fielen  mehr  und  mehr  zusammen.  Und  auf 
dem  Lande  breitete  sich,  troti  aUer  g^nteiliger  Strömungen, 
^  Hausindustrie  mächtig  aus,  um  den  Qnmd  za  der  epttteren 
gewerbliefaen  Blttte  Saeheene  m  iBgea. 


Foraobungen  {bi)  All  4.  —  Wutike. 


9 


Digitized  by  Google 


Zweiter  Teil. 

Die  Gesindeordnungen  von  1735,  1769  und  1835  und 
die  Aufliebung  des  Gesindeiwangsdienstes. 
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Erstes  Kapitel 


Geaindepolitik  unter  August  dem  Starken  und  die 

Gesiüdeordnung  von  1735. 


Nach  den  ern  ^len  Kämpfen  um  die  Eiofilhrung  des  Qeiuide- 
swangsdienstes  1651 — 1061  macht  sich  eine  gewisse  Abspannung 
geltend.  Es  vergehen  74  Jahre,  ehe  wieder  eine  Gesindeordnung 

(1735)  erln«son  wird  Innerhalb  «lieses  Zciti-aumes,  des  längsten, 
welchpT-  zwisclien  zwei  Oesindeordniingeu  liegt,  bleibt  sich  die 
La^e  des  Gesindestandes  scheinbar  gleich,  denn  einmal  fugt  sich 
das  Gesinde  in  das  neue  Recht  und  dann  schweij^  die  Gesetz- 
gebung fast  vollütilndi^.  Überdies  ist  die  Littcrutur  nach  dem 
30jährigen  Kriege  dürftig  und  das  erhaltene  archivalische  Material 


Aber  bliekt  man  näher  so  sieht  man,  wie  die  Ghsinde- 
▼erhältnisse  sich  versohleohteni)  freilich  kaum  nachweisbar  für 
einaekie  Jahre.  Und  dies  geht  ganz  natürlich  zu.  In  sodaleil 
Kämpfen  giebt  es  weder  Waffenstillstand  noch  Frieden;  die 
wirtschaftlich  stärkere  Partei  wird  sich  nie  mit  dem  in  der  Ge- 
9et7.irebun2:  errungenen  Sieir  zufrieden  geben;  bei  fb'^r  Aiisilbung 
ihrer  i^esetzliciien  Rechte  sucht  sie  neue  Vorteile  von  deu  ünter- 
legeneu  zu  gewinnen. 

t'bei  düB  gesety.lich  anerkannte  Recht  auf  Vormiete  der 
ünterthanenkinder,  wie  es  in  der  Geöiiideorduung  von  1661  steht, 
geht  jetzt  die  Ritterschaft  hinaus  und  strebt  ein  unbeschränktes 
Recht  auf  den  Zwangidienst  ihrer  Untergebenen  an.  Dies  ge- 
staltet sich  praktisch  sc.  Der  Chitihenr  tritt  mit  seinen  Unter- 
Aaoen  zusanomea  und  sdilieist  mit  ihn^  n  einen  Vertrag  Uber 
Fronen,  Dienste  u.  s.  w.  ab.  In  dem  Erbr^gister  oder  Quts- 
receCs  werden  audi  die  Bestimmungen  der  Oesindeocdnungen 
Ober  die  Unterthanenkinderdiensto  angenommen'.   Aber  wie, 

*  Benutzt  wurdeu:  Loc.  12380.  Recefsbuch  des  Oberhofgerichta 
1.  Bd.  1650—1876, 2.  Bd.  1676-1712.  -  Loc.  12385.  ir«ce(s-  and  Urtheils« 
buch  l.Bd.  1718— 1738. 2. Bd.  178>j— 1761.— Aui»  Finanz-Archiv Repert 47s 
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verstliromelt,  mit  ersehn  cronden  Zusiitzen.  Je  geschicktere  Unier- 
händler  der  Gutöbcsitzcr  btnutzt,  je  bes.ser  er  sciDen  Vorteil  wahr- 
zunebmen  weifs,  am  so  drückender  gestalten  sich  die  Verhältnisse 
seiner  Bauern. 

In  ttberbiebener  Weise  giebt  man  heute  noch  anaachliefalich 
dem  römischen  Rechte  Schuld  an  der  Verschlechtening  der  haaer- 
lichen  Lage  während  des  18.  Jahrhunderts,  aber  man  überschfttst 
seinen  Einflufs ;  viel  nachteiliger  haben  diese  Erl>re;.'ister  und  Guts- 
recö?8e  auf  das  bHuerliche  Recht  ein^o"v\nrkt.  In  der  Epoche  Moritz- 
Auji^iist  erwies  sich,  wie  wir  gesehen  haben,  die  staatliche  Auf- 
zeichnung aller  Dienste  in  den  Amtsbtlchern  als  se^'ensreich  tiir 
die  Landbevölk- TiiDL'.  die  Gutsreeeiiüe  und  Verträge  dagegen  mit 
ihren  privaten  Auizeiiimungen  der  Dienste  lieferten  den  liiuer 
der  gutsherrliehen  W^illkür  aus.  ^'^ergleicht  man  mehrere  Erb- 
re^ter  ein^  Rittergutes  miteinander .  so  kann  man  ▼erfolgeD, 
wie  von  Register  eu  Register  die  Belastang  der  Baaem  st^gt, 
die  Dienste  anwachsen.  Auf  dem  Kammeigute  Lohmen  nahmen 
die  Arbdtstage  der  FrOner  nnd  Pfliditigen  in  folgender  Weise  su: 

Spannarbeit :  Handarbeit : 

1590  910  Tage  2461  Tage 

1650         1004    .  S024  - 

1720         1826    -  3463    -  ' 

Ein  anderes  Moment  kam  noch  dazu,  um  die  Bedeutung 
der  Erbregisler  m  heben.  Nach  der  Übeneugimg  aller  Beehts» 
lehrer  des  18.  Jahrfannderts  hatte  der  Staat  wom  das  Becht,  seine 
eignen  Gesetse  zu  ttndem  und  zu  verbessern,  nicht  aber  recht- 
licne  Bestimmungen ,  welche  die  Erbregister  enthielten*  Was  in 
diesen  stand,  war  gleichsam  durch  das  Herkommen  geheiligte» 
unantastbares  Recht  geworden.  Bis  zur  Ablösung  der  Dienste- 
zieht  sich  dif^er  Oedanko  durch  die  sächsische  Kechtscntvvick- 
lung^.    Man  unterschied  bald  zweierlei  Gesindezwangsdiensle: 

Loo.  88049.  Erbregister  über  dan  Kitt(^rgut  Schmiedeberg  1(^6,  Amt  Pirna 
Ko.  64.  —  Loc.  38117.  Erbbuch  1  Amtes  Planits  1662,  Amt  Zwickau 
No.  4,  —  Loc.  38011.  Frohn-  oder  Erbregister  wegen  des  Vorw'erk.«-  "1. 
Ritterguts  Nauenhof  ....  Amt  Moritzburg  No.  26  (Kecefs  vom  9.  Nov. 
1659).  —  Loc.  87938.  Das  Vorwerk  Ffirstenhoff  i.  pcto.  aus  dem  Amte 
NosBt  n  (liihin  geedblageneii  Dieaste  1671.  Amt  Freiberg  No.  8  (im  R«ecfs 
1640  noch  keim-  Zwanf,'«<lifnste  erwähnt).  —  Loc.  37  933.  Krhr'  glater  über 
die  zum  kurf.  Yor^verk  ür^tenhofif  gescblageoen  Exbxintieu  und  Dienste 
von  etlichen  Dorfscbaften  der  Ämter  Freiberjp  und  Nossen  1900^1  naf» 
gerichtet.  Preiberg  No.  12».  —  Loc.  9890.  Die  Unterthanen  zu  Koysel- 
witz  und  Leipnitz  liabcnde  Bpfchwernng  Herrn  Johann  Geowr  von  Schlei- 
nilz  wegen  uee  mit  Gewalt  suchenden  Dienstzwangs  ihrer  Rinder  betr. 
1671/72  und  ein  zweiter  Band:  Kaasleiakten  Hans  ueorg  von  Schleinitz 
gegen  die  Gemeinden  sn  Leipnits  nnd  K^elwits  i.  pcto.  Geaindft» 
awangsdipn-^t  1672. 

>  B  u  h  in  c  a.  a.  0.  S.  Ih'd. 

'  1817  nennt  noch  fbM  G«h.  Consilio  die  Erbregieter  die  eiste  Quelle, 
welche  den  BcstTmtnniip'on  der  Gesindr^ordniinp'-  vorniigchp.  Loc.  6^27 
fUe  neu  erläutfurte  und  verbesserte  Gesindeorduung  Bd.  Iii  S.  Id. 
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emmal  die  sogen.  \'ormiete,  veränderlich  nach  den  Vorscliritten 
der  GewndeoraDimgeu,  und  sodaDn  den  Dienstswaog  im  engeren 
Sinne  auf  flrbreglsteni,  Recessen  und  Verträgen  beruhend,  ein 
starres  unbeuaames  Recht  der  Gutsbeutser.  Man  vergafs,  daCb 
die  GesindeoranuDg  von  1G51  die  gemeinsame  Quelle  war. 

Selbet  wenn  der  Gerichtaberri  ohne  jede  Absicht  einer  Be- 
drückung, einfach  die  Bestimmungen  der  Gesindeordnung  in  das 
Erbreg-ister  übernahm,  schädigte  er  seine  Gutsunterthanen  schwer. 
Im  Ei  bregister  des  Rittergutes  r{ro!'s  Sedlit2  \  1(372  aufgerichtet, 
heilst  es  z.  ß.:  die  Unterthaueukiiuier  haben  nach  den  Sätzen 
der  Lolintaxe  von  1051  zu  dieueu.  Als  im  Laufe  des  18.  Jahr- 
hunderts die  Siitze  der  Lohntaxe  erhöht  wurden,  blieb  ftlr  die.se 
Gutsunterthanen  die  in  das  Erbregister  übergegangene  Taxe  von 
1651  bestdien,  unangreifbar  für  die  G^eeetzgebung.  Im  Laufe 
der  Untersuchung  wira  sich  zeigen,  wie  am  Ende  des  18.  Jahr- 
hunderts die  in  den  Erbregistera  festgehaltenen  Lohnsätze  aus 
dem  17.  Jahrhundert  zu  einer  starken  Ausnutzung  der  Land- 
arbeiter  filbrten. 

Zumeist  aber  kam  es  dem  Rittergutsbesitzer  bei  Aufrichtung 
eines  Erbregisters  nur  darauf  an,  sein  Recht  auf  den  Zwangsdienst 
noch  71}  erweitrrn. 

Betrachten  wir  einige  dieser  Fliile. 

Am  beachtenswertesten  ist  hier  die  Einführung  des  Reserve- 
zwangsdienstes durch  die  Gutsrecease.  Diese  Form  des 
Zwangsdienstes  findet  sich  erst  vereinzelt  auf  wenigen  Gütern 
vor 9  war  aber  schon  gegen  £nde  des  18.  Jahrhunderts  Aber 
das  ^nze  Land  verbraitet.  Der  GericbtsbeiT  nahm  Uber  die 
erforderliche  Zahl  von  Zwangsgesinde  noch  sog.  Reserve^esinde 
an;  dieses  war  ▼erpfiichtet,  in  dem  Falle,  daJa  eines  von  dem 
Zwangsgesinde  erkrankte  oder  den  Dienst  verlassen  muTste,  als 
Stellvertreter  einzuspringen  ;  es  erhielt  weder  Lohn,  noch  Avurde 
ihm  die  Wartezeit  auf  seine  zwei  Jahre  Zwangsdienst  fin  gerechnet; 
gezwungen  raufste  es  zu  Hause  bleiben  und  konnte  auswärtige 
Dienste  nicht  anneimien.  Gegenuber  dieser  Belastun-r  des  Ge- 
sinden ^v^i^  der  \'orteil  des  Gutsherrn .  übti  eine  stets  gleiche 
Anzahl  von  Arbeitskräften  zu  vtTtugen,  doch  geri^! 

Femer  pflegte  nach  dem  Herkommen  das  Gesinde  zwei 
Jabre  hinteremander  beim  Gutsbemi  an  dienen,  um  dann  ganz* 
lieh  Yom  Zwangsdienst  M  su  sein.  Eine  Erschwerung  filr  daa 
Fortkommen  des  Gesindes  bUdete  es  nun,  wenn  nacn  euuigen 
Erbregistem  die  Zwangsjahre  imregelmäisig  eingefordert  wurden; 
8.  B.  diente  nach  dem  E^bregister^  des  Dorfes  Heidenau  das 
Zwangsgeainde  ein  Jahr  ab,  war  dann  auf  drei  Jahre  vom  Zwang^s- 
dienste  frei,  um  danach  wieder  einberufen  zu  werden  und  so  fort. 


^  Loc.  Erbregister  des  Rittergutes  Grofs-Sedlitz  und  der 

da20gehörigf>n  ünterthanen  1672.    (Fin.-Arrli.  Rrpf rt.  47,  Amt  Pirna  5). 
*  Vgl.  Loc.  ik5  046.   Erbregister  des  Kittergutei«  Grrofö-bedliU. 
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Die  Begriffe  verwiiTen  sieli  bald  so,  dals  der  Zwaugsdienst 
der  Oesindeordnung  nicht  melu'  als  ein  aus  der  Vormiete  ab- 
geleitetes, sondern  als  reines  Zwangsrecht  des  Gutsl>esitzei*a  er- 
scheint, und  ihm  räumte  jetzt  ein  richterlicheB  Elrkenntniä  von 
1686*  nacb  Ablauf  der  swei  Zwangsjahre  nocii  ein  weiteres 
Recht  auf  Vormiete  em,  freilich  unter  det  VoranseetniDg.  dafs 
das  Gesinde  den  Lehn,  welchen  ein  Fremder  anbot,  auch  Ton 
ihm  erhalte.  Damit  war  die  Freiheit  des  Gesindes  ganz  wesent- 
lich eingeschränkt;  aber  auch  hier  zeigt  sich,  dafe  das,  was 
juristisch  hübsch  ausgekltigelt  scheint,  im  Leben  nicht  immer 
durchfilhr^ar  ist  Versuchte  auch  ein  Imrter,  rürksielitslaser  Guts- 
])esitzer  den  iluu  durch  die  Keehtsprecliun^  vcrlicln-nen  Vorteil 
wahrzunehmen,  so  würde  er  davon  keinen  ^Toisen  Nut7x*n  ge- 
habt haben,  denn  ein  widerwillig  dienendes  Gesinde  findet  auf 
die  Dauer  genug  Gelegenheit,  der  Herrschaft  Schaden  zuzufügen 
und  ihr  Ärgernis  zu  bereiten.  In  den  meisten  F&llen  wird  es 
im  dgnen  bteresse  des  GhitsbesitKers  gelegen  haben,  nach  Ab- 
laof  der  Zwangsjahre  das  CMnde  auf  Verlangen  aus  dm  Dienste 
SU  entlassen.  In  der  spttteren  Littoratur  wird  dies  Recht  nie 
erwähnt 

Nur  die  wohlhabenden  Bauern  verstanden  es,  ihre  Kinder 

den  Zwangsdiensten  zu  entziehen:  durch  Ocldzahlungen  wnl'-^ten 
sie  die  Gutsbesitzer  oder  deren  IMchter  und  die  Vorwerksleute  zu 
bewe;Li:en,  ilire  Kinder  als  unlüehtig  vom  Dienst  znr5iekzuwei-t':i 
und  das  Gesinde  aus  den  Kindern  der  äruieren  Gutsunterihanen 
zu  wählen.  Dadurch  wurden  die  wirtschaftlieh  Sclnvächeren  in 
verstärkter  Weise  zum  Zwangsdienst  lierangezogen.  Viel  Klagen 
werden  darüber  geführt,  doch  finden  wir  nichts  dafs  die  Rede- 
rung  diese  Übelstftnde  au  beseitigen  ▼ersuchte.  Bei  ihr  herrschte 
Überhaupt  noch  in  bedenklicher  Weise  das  eigne  gutsherrliche 
Interesse  vor.  Als  auf  dem  kurfUrstlichen  Vorwerk  Sayda  der 
Sohn  eines  Lehurichters ,  entgegen  der  Gesindeordnimg,  zum 
Zwangsdienst  herangezogen  wurde  und  der  Vater  beim  Hof- 
gericht in  Wittenberg  Einsprache  erhob,  wandte  sich  die  Lf\ndes- 
regierun^^  —  am  11.  Febniar  ir>r>4  —  an  den  Gerichfcliot  .  um 
ihm  das  Urteil  vorzusehreiben,  weil  sie  ^ diese  und  dergleichen 
Fälle  auch,  so  unser  eignes  Interesse  concerniren,  in  Zweifel  oder 
Disputat  ziehen  zu  lassen,  keineswegs  gemeinet"  wären.  Den- 
noch schien  das  Hofgericht  anders  urteilen  zu  wollen  —  ein  euer- 

*  Kliuger.  Joh.  Gottl.,  Sammhingen  /.um  Dorf-  und  Bauf-ni- 
rechte.  3  Teile.  Leipzig  174958  H  !  T  No.  130.  (Infonnntionsurtt  il  <K»r 
LeipzLfer  Scüöpuen).  KUugers  ^auiiuiuug  euthült  für  die  biiuerlicbeu 
nisse  in  Kursachsen  sehr  viel  Material.  Gabckes,  Ludw.  Fr., 

Grundsätze  de.s  Dorf-  und  Bauerurcchtcs,  Halle  1780,  nennt  Weber  in 
seinem  Hanfllniph  der  ökonomischen  Litteratur  mit  Rerlit  einen  Auazug 
aus  Klingtr.  Neuerdiiig«  hat  Hann,  Fr.  J.,  uoclunuls  einen  Auszug 
aus  Klinker  geliefert,  sein  liueh  führt  den  irreleitenden  Titel:  Bauer 
und  f'.nt>herr  in  Kur^iachsen.  Sdiilderung  <1«>r  irmdlielien  Wirtschaft  und 
Verfassung  im  17.  und  18.  Jabrbuudert.   Strafsburg  1892. 
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gischer  Befehl  dor  Landesregierung  vom  19.  März  1664  suchte 
dp'Sf  Seihstiindigkeit  zu  verweisen.  „Dic-wril  jtlier  diose^  eine 
\'oi  Werks! niushaltungssache,  so  einzig  und  allem  unser  Käiiiirirr- 
interessc  loucernirt,  auch  da  es  ihr.  wie  ihr  daRir  haltet,  tMiie 
Polizeisaehe  wMre.  hättet  ihr  doch  selbiges  anhurc»  rciuittiron  solK  ii. 
Und  demnach  man  d«'^  tüchtigen  Gesindes  bei  unserm  \'orwerk 
Sayda  länger  nicht  entbehren  ...  als  begehren  wir  gn.  hiermit 
noclmuib  befehlend ,  ihr  wollet  nunmehr  die  Verfügung  thaen, 
dal«  er  seinen  ältesten  Sohn  alsobald  gestelle*' 

Gegen  alle  Übergriffe  der  Rittergutsbesiteer  verhielten  sich 
die  I>or%emeinden  und  das  Gesinde  mehr  passiv.  Nur  selten 
stOfst  man  in  den  Akten  noch  auf  einen  Gcsindeprozefs ;  nach 
den  heftigen  Kämpfen  von  1651 — 1661  war  der  \\  iderstand  ge- 
broclipn.  Wird  die  Lage  des  Gesindestandes  immer  bedrängter, 
BO  gelingt  es  ihm  doch  wenigstens  einen  6ieg  zu  erringen,  fiufser- 
lich  unscheinbar,  sachlich  aber,  wie  sich  später  zei^^on  sollte,  vou 
grofsen  Folgen.  Es  bildete  sich  nämlich  für  das  Zwangsgesinde 
ein  gewisser  Ivreis  von  Dienstverpflichtungen  aus;  sie  sind  nicht 
mehr  schuldig,  jede  Art  ron  Arbieit  sa  Torrichten;  im  G^nsatz 
dasii  wird  das  freie  Gesinde  meist  zvl  allen  Arten  von  häuslichen 
und  landwirtschaftlichen  Diensten  gemietet  Wie  sich  diese  Unter- 
scheidung zwischen  den  freien  und  den  Zwangadiensten  heraus 
gebildet  hat,  ist  im  dnselnen  nicht  nachweisbar.  Gegen  Ende 
des  18.  Jahrhunderts  aber  ist  der  Wert  der  Zwangsdienste  durch 
diese  Beschränkun^j^en  schon  so  s^r  verringert,  dal's  man  sr^- 
neigt  ist,  den  Lohn  des  Zw-mg^esindes  gegen  dessen  Verzicht 
auf  dieses  Vorrecht  zu  erhöhen. 

Die  landwirtschaftliche  Litteratur  bietet  f{\r  die  Ikurteilung 
der  Gesindeverhältnisse  wenig  Aushcute.  Gegen  Ende  des  17.  Jahr- 
hunderts (1675)  wird  Jueel  Thumshirn  noch  einmal  aufgelegt  An 
die  Verwalter  und  Pxi£terf  die  schon  damals  in  Sachsen  die 
l^ttergüter  lu  bewirtschaften  pflegten,  wendet  sich  ein  beachtens- 
wertes Buch,  Wtkndsches  Memoriale  oeconomicum  politico-practi' 
cum  1669^.  In  dem  krausen,  wirren  Stil  des  Verfassers  dieses 
Handbuchs  ftir  Verwalter  spiegelt  sich  die  \>rwilderang  udserer 
Sprache  wieder,  wie  sie  nach  tleni  nOjährigen  Kriege  eingerissen 
war.  Jugel  schriel)  klar,  jedem  Landniann  veratiindlicn ;  '^^'^ndsche 
versammelt  dagegen  alle  olympischen  Götter  und  zieht  mit  den 
Haaren  die  Helden  des  Altertums  heran,  um  mit  ihren  Aus- 
sprüchen landwirtschaftliche  Regeln  zu  bekräftigen.  Jedoch  nicht 

«  Fin.-Arch.  Rep.  47  General.  125.  Loc.  37 <m  Die  vom  Hofgericht 

"Wittt'Ml)t'r/x  firh  nng-oniaf^tr'  Cop^iiitiiui  wegr-ii  des  Zwangs^esindes  beim 
Vor\v*erg  Sftvda  1664.  Sehr  iiiteressant  auch  der  Prozefs  m  hoo.  37886. 
Streitigen  Dienatzwaiif'  wep.  des  Vorwergks  EUcrsbach  betr.  Iti74.  Fin.- 
Afch.  Kep.  47  Amt  Colditz  7. 

*  Wündscli  t',  Job.  Willi.,  Meniorinlr-  «K-conoTniruTn  politico-practi- 
cum.  Dan  ist  kurtzc,  doch  nützliche  uiid  au.-^fülirliche  Unterrichtuug  eiues 
hausbal tischen  Beamten  n.  Hoffbedienten,  wie  er  steh  in  seinem  Amte 
dem  Stylo  chnr-  u.  ffirstl.  Ämter  gemäfa  . . .  verhalten  soll.  Leipzig  1669. 
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(Ii«  technische  Seite  der  Landwirtc^cliüft,  eins  Beackern  uuvi  i>e- 
stellen  der  Felder,  die  Viehzucht  u.  s.  w.  iaterebisieit  Wliadache; 
der  Sohworpiuikt  aeiner  AufifUhnmften  liegt  in  ma&t  Anwänug 
nt  einer  lanawirtschalUiclien  BncUArun^.  Die  guten  TraditSoiien 
der  £^M)che  Morits-Aagast  werden  hier  tortgeietzt.  Damak  hatte 
man  auf  eine  genaue  ßuchflihning  grofsen  Wert  gelegt)  auf 
diesem  Gebiete  hat  sich  die  Landwirtschaft  fmohtlMir  weiter  ent- 
wickelt Der  eine  Teil  der  Arbeit  VVUndsches  —  arithmetico- 
practicum  —  enth.ilt  (auf  18*^  SHten)  i^fu-mulare  r.'ir  Buchftihnmg, 
Saatrt^'jiVtrr,  SomuuT-  und  Wintercrnteverzeicliüi^be,  Tabellen  t1\r 
Geldciiiiialiiat  ii  und  ausgaben  u.  3.  w.  X'orzüglicb  gearbeit*jt  idt 
die  Anweisung,  wie  man  die  einzelnen  Ue^iöier  zu  halten  habe. 

Der  swttte  Teil  dei  Bncbea  bdluuäelt  die  Pfiicbten  einet 
Gntiyerwalteie;  hier  wird,  im  Gegensatie  sa  der  modernen  Bicb> 
trag  landwirlachaftlicher  Werke,  ein  breiter  Benm  der  Behend* 
lung  dei  Ghitnrbeitera  nnd  d<  ü  Q<Mindes  eingerfturat.  AQent* 
halben  spricht  sich  eine  wohlwollende  Gesinnung  für  das  Gesinde 
aus.    Der  "^Vr^v;l!tor  ^vi^d  ermahnt,  das  Opsinae  gut  zu  behan- 
deln; den  trüuiuien  ivnecht  soll  er  loben  und  ihm  seine  Treue 
anrechnen,  den  ungetreuen  aber  strafen  und  bei  Zeiten  entl  i>3en. 
Den  Lohn  soll  er  gebührend  auazaldt^n  und  mit  den  Knechten 
nicht  poltern y  damit  j»ie  ihn  nicht  iur  einen  Tjrraunen  halten; 
aneh  ii«  niefat  nUntiaehr  hetekweren,  iondem  bedenken«  daA  eeine 
Knechte  «neh  Meneciien  leien  und  nicht  Kamele,  Pferde  oder 
Elefanten.   Aach  soll  er,  wenn  eein  Qeainde  erkranke,  es  nibht 
▼or  die  Thür  stofsen ;  denn  es  sei  gewifs,  dafa  Hemcbaften,  die 
ihre  Dienstboten  in  solchen  Nöten  verliefst ,  wen%  menschliche 
Li"bf.  Treue  und  Aufrichtigkeit  besiil'sen  und  auch  nicht  wert 
waren,  treue  Dienstboten  zn  haben.    N  or  dem  h-intiiren  Wechsel 
mit  ireöinde  wird  gewarnt;  ein  neuer  Bedienter  .sei  wie  ein  neuer 
Wein  oder  t  itnuid,  man  solle  ihn  alt  werden  lassen,  er  werde 
einem  dann  Je  länger  je  bcb^icr  gefallen. 

Trotidem  der  d(][)ähr^  Krieg  voraog^ngen  war,  acttt 
erfreoBoherweiee  der  Speueaettel,  den  vlnondeehe  aoftlelE, 
keinen  wesentlichen  Unterschied  von  der  im  16.  Jahrhundert 
auf  den  kurfUrstiichen  Domänen  Üblichen  Speisung  des  Gesindes. 
Nach  WUndsche  soll  das  Gesinde  erhalten :  di-etmal  in  der  W^oche 
zu  Mittag  Suppe  mit  Fleiseli  und  einem  Zugemüse  (Sonntigi 
Klöfsc,  W'ochf^ntigs  Sil 'skraut,  Hüben,  Möiircn )  mit  Bier :  nn  <lcn 
übrigen  Wociientmen :  Sn|>pp  und  awei  Zugemüsen  (h'.i  ^^»  n  mit 
Sauerkraut,  Süfskraut  luit  Kuben,  Muliren,  Linsen,  (i raupen, 
Wasttermus)  ohne  Uier.  Das  Abendbrot  soll  warm  sein:  Bier- 
auMM  nehel  fiEhiepgemllie  and  gewelktaa  Obat,  oder  Bieraappe^ 
IGläuniii  nnd  aebackene  Birnen,  oder  Waasermua  mit  aawen 
linaen  oder  HOhren;  an  manchen  Orten  gebe  man,  schreibt  er, 
den  Geeinde  antedem  tighoh  ein  Ffond  Brat  nnd  awei  Hofkiaa*. 

1  Nach  dem  Erbrfgister  des  Bitteigutes  Grois-Sedlits  im  (vgl. 
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Die  übrige  Litter.itur  ^ :  Das  silchsische  Land-,  Haus-  und 
Wirthschaftsbuch.  Leipzig  1704;  Der  sorgfilltige  Hauswirthschatis- 
Verwalter.  Leipzig  1725  (der  erste  Teil  dieses  Buch  handelt  von 
einer  Inrtrnktioii  tttr  emen  adligen  Verwalter,  Amtmann,  Wirt- 
■chaftwchreiber,  und  von  der  entdeckten  Orofl  allerhand  Praktiken, 
deren  sich  mehrstens  Diener,  Beamte  zu  gebraodien  pflegen); 
Das  ettdisisch  und  brandenburgisclie  Land-  und  Hauswirtnschafts' 
buch  von  F.  P.  F.  V.  a.  E.  K.,  Leipng  1730,  und  von  Rohrs  VoU- 


deln  alle  eingehend  die  Stellung  der  Herrschaft  zu  Gesinde  und 
Tagelöhnern,  bringen  aber  nichts  neues. 

Nach  dem  Landtage  von  1()00  Gl  hatten  die  Stände  7ai- 
nächst  in  Gesindesachen  keine  neuen  Anträge  gestellt;  in  der 
innerpolitischen  Entwicklung  Sachsens  trat  Stillstand  ein  ^.  Johann 
Georg  III.  (August  1680  bis  September  1691)  richtete  sein  Augen- 
merk vornehmlich  anf  die  Emchtnng  eines  stehenden  Heeres; 
alle  anderen  Fragen  traten  ihm  vor  dieser  einen  Aufgabe  zurück; 
erst  nach  langwierigen  Verhandlungen  mit  der  Landschaft,  sogar 
unter  Nichtbeachtung  ständischer  Beschlüsse,  erreichte  er  sein 
Ziel.  1  )er  vermehrte  Finanzbed.irf  wurde  durch  Einführung  von 
Ini[»orten  und  verstärkte  Krhebung  der  alten  Steuern  gedeckt. 
Im  übrigen  vollzogen  sich  wiihrend  seiner  Regierung  in  der  Ver- 
waltung keine  nennenswerten  Veränderungen.  Als  aber  sein 
Bweiter  Sohn,  Friedrich  August,  später  als  König  von  Polen 
Aiwist  der  Steike  genannt»  anr  Regierung  kam  (September  1694), 
ftnderte  sich  dies.  So  sehr  anch  seine  Politik,  die  Veranidkang 
dentacher  mit  polnischen  Interessen,  von  der  Geschichtsscnreibnng 
angefeindet  werden  ma^,  der  Wirtschaftshistoriker  mul's  seine  au 
die  Heboag  der  Lanaeswohl£Ahrt  gerichteten  Bestrebungeo  an« 


Citnt  S,  13ö)  betrug  die  FrJuM'rkosf  in  der  Enitcx^'it:  Morgens  Suppe, 


und  Zngemtlse.  Vesper  Biermllrtfie,  Kftse  niid  Brot  Abends  Milch 
oder  Hi(>r!4uppe  und  zwei  Zu^fum^r.  Sonst  gab  es  wlUirend  des  gamen 

Jahre»:  Morgens  f\ä.«o  und  l»int.  Mittags  Suppe  und  zwpi  Zugemflsei 
Vesper  Käse  und  ürot,  Abeud^  (*ebrocktcd  und  zwei  Zugemüse. 

*  Die  Sltere  juristisdie  besteht  in:  Stryck,  Sam.,  Dia»,  de  iure 
domestioonim.  Vratifl,  1672.  Harprccht,  F.  Chr.,  Diss.  de  iuribus 
domesticorum.  Tübingen  1685.  (Urteil  der  Leipziger  Schoppen  von  1033). 
von  Berg  er,  Chr.  FT.,  Decisiones  summi  provocatiouum  Senat.  Elect. 
Baxon.  Decision.  XIV.  Dresden  1720.  Hanse hild,  J.  L.,  Diss.  de  iure 
protimi^pos  et  rofr:i(  tu>  oirca  servitia  oporas  liberomm  subditenim  in 
£le€t.  Sax.  duiniuii  coiupetente.   Erfurt  1726. 

*  Von  Johann  Georg  IL  wnrde  korx  vor  sdnem  Tode  am  10.  Juni  1880 
rin  Mandat:  dafn  in  der  inficirten  Stadt  Dresden  die  Zufuhr  der  Vik- 
tualien  nicht  abgeschnitten,  noch  das  Gesinde  abspenstig  gemacht  werden 
»o\\  (Co<l.  Aug.  T.  lid.  S.  1662)  erlassen.  Vgl.  in  Loc.  Mandat  und 
Ausschreiben  Wegen  der  von  einigen  VOm  Adel  sowohl  thflils  Beamten 
und  Käthen  in  St:i(b<'ii  i.  d.  Rc>i(l('iiz  Festung  Dresden  verbotene  Zufuhr, 
wie  auch  wegen  Avocirung  des  Uesiudes.  Dresden  16Ö0.  —  Wiegen  der 
Pest  ieh  des  Qeiinde  mm  Dvssden  fe».  wnide  in  seine  fiennftt  eb- 
gelMeit;  dagegen  zidhtete  sieh  des  Veriwt. 


1717  34,  2  Teile,  behan- 


eiu  Brei  und  Brot    Mittags  Milch 
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erkennen.  Am  fruchtbarsten  erscheint  darin  das  erste  Jahrzehnt 
seiner  Re^ienuig;  durrh  das  rreneralrevisionskolle^iimi  V^schneidel 
er  die  gröbsten  Auöwüclise  der  städtischen  Sclbciverwaltung, 
durch  eine  Steuerrevision  bereitet  er  eine  Umbildung  der  direkten 
Steuern  vor,  um  dann  die  Generalkoiiöiiiutionsaccise  cinzufidircn. 
Besondere  Pflege  widmet  er  der  Hebung  des  Gewerbetieilscb ; 
es  gelingt  ihm,  UDtentQtsst  durch  eine  vmichtige  HaadeUpoUtiki 
die  1728  zu  einem  für  Sachsen  gttnstig^n  HandeWertrag  mit 
Preufsen  ftihrte,  Leipzig  zur  ersten  MeCsstadt  DeutscUands  zu 
erheben.  Es  würde  uns  zu  weit  iUbren,  auf  die  Umgestaltung 
der  Behörden^  den  Ausbau  der  Verwaltung,  auf  die  Ziele  seiner 
Wirtschaftspolitik  näher  einzugelien.  Aber  eine  Seite  seiner 
Thfttip^kf'it  müssen  wir  doch  näher  betrachten. 

I'.r  t'rkaniite,  dais  die  Grundlai^e  jeder  zielbewulsten  inneren 
Poiiiik  eine  gute  Statistik  )>ilden  müsse.  Kaum  einen  Monat  an 
der  Regierung,  am  19.  Oktober  1()VM.  erteihe  er  den  Beamten  den 
Boielil,  ein  „Generale"  auszufertigen.  Kiii  jedes  Amt  sollte  genau 
seine  Einnahmen  an  GeüiUen  und  Steuern,  seine  Ausgaben  an  Be- 
soldung der  Amtsdiener,  der  Geistlichkeit  u.  s.  w.  angeben  und 
ein  Verzeichnis  der  Schrift-  und  Amtssassen  in  den  Städten  auf- 
stellen.  Aus  dem  Jahre  1607  stammt  dann  eine  Tabelle ,  die 
von  ungefähr  100  Städten  die  Zahl  der  Häuser,  Bürger,  Oewerb- 
treibenden,  die  Höhe  der  Besteuerung  u.  s.  w.  angiebt  Der 
König  seheint  jedoch  von  diesen  ersten  Ergebnissen  seiner  Be- 
strebungen nicht  recht  befriedigt  worden  7.u  sein :  in  den  nilchsten 
Jaln  en  setzt  er  seine  Versuc  he ,  zu  einer  umfassenden  Bevölke- 
rung«- und  Steuerstatistik  zu  .Lielanirr-n  fort  und  Infst  sich  durch 
den  Widerstand  der  Stände  und  l^eiiiaten  nielit  beirren.  In  deu 
Jahren  1007—1709  werden  eine  lieihc  verschiedener  statistißcher 
Erhebungen  angeordnet;  leider  hat  sich  von  den  EiTgebnissen 
nur  der  geringste  Teil  erhalten  und  audi  dieser  li^  als  Rob- 
material da  und  bedarf  erst  einer  tabellarischen  Zusammenstellung. 

So  mangelhaft  auch  dies  Material  ist,  so  gewährt  es  doch  zur 
Beurteilung  der  Gesindeverhältnisse  einige  wenige  Anhaltspunkte^. 

Den  besten  tJberblick  gewährt  folgende  Mannschaltszählung 
aus  dem  Jahre  1706: 

Maouscbali:        UauBwirte:       g^noMeii:  Buracben: 

Kurkreis   10  m  6934  759  28:}7 

Thür.  Krdf«  u.  sfitliH.  Mansfeld  10  241  6290  7:iS  im 

h*^\]r/A}X.  Kivis  u.  Stift  Wurzeil  21  mi  IH  545  ;^  '^^1  4  r>44 

Erzgebirg-Kreis   32  525  19  5  TÜU  7110 

Heißtner  Kreis   25922  14392  8498  3696 

Yogtländischer  Kreis    .  .  .  4836  8251  5S1  740 

  105688       64321       14818  20522« 

^  Die  folgenden  Zahle«  entnehme  ich  einer  archiralischen  Untor- 
michung:  tlbor  dif  amtliche  Statistik  Kur^achseus  unter  AugUBt  dem 
Starken,  die  ich  später  einmal  zu  veröö'entlicheu  gedenke. 

'  In  der  Tabelle^  welche  am  24.  April  1706  dem  Kftnig  zuging, 
fehlt  der  Nenstädter  Kreis :  die  drei  letzten  Posten  er^'tdx  n  6032  Manu 
weniger  als  der  erste:  es  wird  dies  damit  hegründety  dafs  man  Soldateo* 
Lahme  und  Preföhafte  hier  weggelassen  habi'. 
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Cberraschend  schaff  hebt  sich  in  dieser  Tabelle  die  in- 
dostrieUe  Bedeutung  des  Erzgebirges  ab ;  auf  ciroa  20  000  An- 
gesessene kommen  1 8  000  Unans<nssige  ( Hausgenossen  und  ledi^ 

Hursclien):  in  den  landwirtschatttichen  Gegenden  —  Knrkreis, 
Thüringer  Kreis,  Vogtland i scher  Kreis  —  kommen  dagegen  auf 
18  500  Angesessene  nur  r)()(  lO  Unansässige.  Der  spätere  Charakter 
des  Landes  tritt  in  dieser  Trennung  je  eines  industriellen  und 
landwirtschaftlichen  Mittelpunktes  schari  aus,i;epr.igt  hervor.  Aut- 
fällig iüt  es  auch,  eine  wie  grolse  ausschliel'slicli  aul  dun  Ertrag 
ihrer  Handarbdt  aDgewiesene  Bevölkerung  Sachsen  schon  da- 
mals besafs. 

Hinsichtlidi  des  Gesindes  ergiebt  sich  ans  diesen  Zahlen, 
dafs  ein  Mangel  an  Arbeitskräften  nicht  vorhanden  gewesen  sein 
kann.  Haus^renossen  und  ledige  Burschen  machen  mehr  als  ein 
Drittel  der  Mannschaften  aus;  die  Kinder  der  Hausgenossen 

einircn  aber  meistens  in  den  Oesindestand  über,  und  von  den 
Burschen  wird  auch  der  grölisere  Teil  aus  Knechten  und  Dienst- 
boten bestanden  h  ihen. 

Die  Tabelle  umtaist  die  stiidtische  wie  liindhche  Bevölkerung, 
die  unter  einem  einseitigen  nuliuuischen  Gesichtspunkte  aufgezeich- 
net wurde.  Einen  Blick  in  die  städtischen  Verhältnisse  dagegen 
gewtthrt  cUe  Stotistik  von  1697.  Ans  der  Zählung  von  99  Städten 
entnehmen  wir  folgende  Angaben: 

bewohnte  Gebäude   25  014, 

sei'shafte  Bürger   -3  100, 

unangesesaene  Bürger  ...»  7  769, 

gesamte  Bevölkerung  der  Städte  1 51  898. 

Es  kamen  danach  Personen  (KiruUr  unter  12  .Jahren 
wurden  nicht  gezälilt)  auf  ein  bewohntes  iiauö^  (Ue  Zahl  der 
unangesessenen  Bürger  ist  eine  sehr  hohe. 

Für  die  Lamlbevölkerung  fehlt  eine  umfassende  Statistik; 
nur  fUr  einzelne  Ämter  können  wir  aus  dem  Jahre  1 701  genauere 
Angaben  mitteilen;  das  Gesinde  pflegte  besonders  mitgexählt  tu. 
werden. 

Im  Amt  Lauterstein  (and  Stadt  Zöblitz)  im  Erzgebiig- 
Kreis  f^ixh  es  737  Haushaltungen  mit  G78  Männern,  693  Frauen, 
1659  Kindern,  ausserdem  70  Ledige  (M.lnner  und  Frauen)  und 
169  Gesinde.  Die  Haushaltungen  bestanden  ans  Bauern,  Gärt- 
nerUy  Häuslern  und  Hnust^fnossen. 

Im  Amt  Schwarzenberg  im  Er^ebirg-Kreis  gab  es  erstlich 
in  sechs  Stiidten :  1  075  Bürger,  958  Hausgenossen,  1111  eiber, 
474  Sühne.  S82  Töchter.  IM«)  Gesinde  als  Knechte  und  Gesellen, 
122  MHgde.  Da»  männliche  Gesinde  erhielt  einen  Lohn  von 
durchsclmittlich  4  Thlr.  4  Gr.,  das  weibliche  Gesinde  von  durch- 
schnittlich  4  Thlr.  20  Or.;  zweitens  in  achtzehn  Dörfern  an  Mann- 
schaften: 758  Banern,  941  Häusler,  1242  Hausgenossen.  1970 
Weiber,  1019  Söhne,  1296  Töchter,  74  Knechte,  128  Mägde. 
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Das  männUche  Gerinde  erhielt  einen  Lohn  von  darchaehnittUch 

9  Thhr.,  da«  weibliche  Gesinde  von  dorchBchnittlich  5  Thir.  12  Gr. 

Wie  di(\se  Zahlen  seigen,  war  mit  der  BevölkeruDgsstatistik 
von  1700  1701  (angeordnet  12.  August  1699)  auch  eine  Er- 
hebung über  den  Gesindelohn  verknüpft. 

Wohl  die  orste  amtliche  Jjohnstatistik  in  Deutachland! 

ydion  Kurfürst  Aiifjriist  hatte  a]d>pfohlcn,  für  die  N'orworke 
und  Domänen  genaue  Verzeichnib^'  <\r6  gezahlt*  n  Gesindelohns 
zu  fuhren;  ein  staatlicher  Gesichtspunkt  macht  l-k  )i  dabei  nicht 
geltend ,  es  liandelte  sich  nur  um  den  WirtschalLbbt; trieb  der 
Domänen.  Dies  Uifst  sich  von  dem  Befehl  August  dos  Starken 
nicht  sagen;  der  Lohn  des  Gesindes  im  gaosen  Lande ^  StSdten 
wie  Dörfern,  wurd  aufgezeichnet  Leider  Ist  es  bis  ietrt  nicht  ge- 
lungen, die  Verhandlungen,  welche  der  statistischen  E>bebang  voran- 
gingen,  in  dm  Akten  aufzufindeu ;  die  Beweggründe,  welche  zur 
Liobnstatistik  führten,  lassen  sich  deshalb  einstweilen  nicht  klarstellen. 

Das  statistische  Kohmaterial  füllt  mehrere  Aktenbände ;  zahl- 
r(  i<die  interessante  Ergebnissf*  lielsen  sich  durch  die  Verarheitung 
gt  '.Vinnen.  Leider  fehlt  jede  embcitH<'he  Zusararaenstelhi]!-  :  des- 
halb können  wir  nur  einige  Auszui^e  aus  den  einzelneu  von 
Ämtern,  Städten  und  Rittergiitern  eingereichten  Tabellen  mit- 
teilen, um  mittelst  einiger  Trüben  ein,  freilich  sehr  mangeliiattes, 
Bild  der  Lage  des  Gesindes  zu  liefern. 

Die  Stadt  Frankenberg  im  Erzgebirge  zfthlt  erstlich  unter 
den  Angesessenen  682  Einwohner,  nämlich  286  Wirte,  232  Weiber, 
77  Söhne,  87  Töchter;  von  diesen  werden  55  Knechte  mit  einem 
durchschnittlichen  Jahreelohn  von  3  Thlr.  12  Gr.  und  114  Mägde 
mit  einem  Lohn  von  2  Thlr.  4 Vi  Gr.  gehalten;  sweitenB  unter 
den  Hausgenossen  304  Einwohner,  nämlich  166  Hausgenossen, 
138  Weiber,  11  Söhne,  8  Töchter;  von  diesen  w^^rden  D  Rnechte 
zu  1  Thlr.  9  Gr.  und  10  Mnc-dr  zu  1  Thlr.  gehalten. 

Die  Zahl  der  Dienstbüteu  ist  hier  auftaliig  hoch;  auf  412 
Wirte  und  Hausgenossen  kommen  1!»7  Knechte  nnd  Mägde;  der 
weibliche  Lohn  ist  niedriger  als  der  männliche;  gröi'ser  ist  aber 
die  Lohndifferenz  zwischen  dem  Gesinde  der  Ansässigen  und  dem 
der  Hausgenossen;  der  Knecht,  welcher  bei  einem  Hausgeooascn 
dient,  hat  einen  niedrigeren  Lohn  als  die  Magd  eines  Ansässigen  1 
Dies  erUobt  einen  Rttckschluls  auf  die  traurige  Lage  der  Haus- 

fiuossen;  die  geringe  Kinderzahl  weist  darauf  hin,  dafs  ihre 
inder  schon  in  jungen  Jahren  anfserhatb  des  Hauses  dem  £r< 
wcrb  nachgehen  mufsten;  in  wenigen  Städten  ist  es  ihnen  über- 
haupt mö^nlch  Gesinde  zu  halten ,  z.  B,  in  Altenber^''  im  Er?- 
gebirge:  dort  wurden  unter  den  .Anq-eseasenen  r>47  lünwohner 
(einschiielslich  Kinder  unter  12  JaliK  n )  -ezählt,  von  ihnen  wurden 
1(5  Knechte  zu  je  8  Thlr.  7  Gr.  und  4J  Miigde  zn  je  4  Thbr. 

10  Gr.  gehalten;  die  112  Hausgenossen  (Männer  und  Frauen, 
Kinder  uhlen  gänzlich  I)  hielten  kein  Gesinde.  Auch  aus  anderen 
Gegenden  Sachsens  lassen  sich  hterftlr  Beispiele  anflihren. 
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Die  Stadt  Dippoldiswalde  im  Meifsner  Kreise  zählte  540  An- 
geaeBNDe  (241  Wirte,  240  Fteuen,  19  Sohne»  40  Töchter)  mit 
lÖ  Küftohten  und  OeselleD,  je  au  4  Thhr.  Lohn  und  46  Mftgden 

je  zu  3  Thlr.  5  Gr. ;  Hausgenossen  giebt  es  nur  37  (22  Minner, 
15  Weiber  und  nur  1  Kind)  ohne  üienstboten. 

Die  Stadt  Nicroegk  im  Kurkreise  zählte  382  Angesessene 
(160  Wirte,  143  Weiber.  27  Söhne  und  52  Töchter)  mit  39 
Knechten  je  zu  8  Thlr.  9  Gr.  und  21  Mlt^rd,  n  je  zu  3  Thlr. 
23  Gr.,  auiserd*  in  63  Hausgenossen  HR  Maxmer,  43  Weiber, 
kein  Sohn,  2  Tochter)  ohne  Dienstbüten. 

Das  Gesa^e^vird  genügen,  um  zu  beweisen,  wie  schwankend 
der  Lelm  des  Gesindes  in  den  Städten  ist,  der  des  männlichen 
(bei  den  Angesessenen)  steigt  von  3  Thlr.  12  Qr.  auf  9  Thlr. ; 
in  manchen  Stfidten  ist  er  fast  doppelt  so  hodi  als  der  des  weib- 
blicfaeD,  um  in  anderen  ihm  gleiehzustdieDy  ja  darunter  zu  gehen, 
Schuld  daran  mag  sdn,  dafs  die  Angaben  iUr  die  weiblichen 
Lohne  ausschlielUich  sich  auf  die  Mägde  beziehen,  während  au 
den  Löhnen  der  Knechte  auch  die  der  Gesellen  u.  s.  w.  hinzu- 
gerechnet wurden,  ^^.is  nun  die  Amter  betrifft,  so  haben  wir 
schon  die  Tabellen  von  zweien  im  Krgebirg- Kreise  gelegenen 
an<rH^thrt  (Lauterstein  und  Schwarzenberg);  zwei  weitere  mögen 
noch  folgen. 

Amt  Schlichen  im  Kurkreis  zählte  in  sämtlichen  Amtsdörfem 
302  Wh-te  mit  2G7  Weibern,  125  Söhnen  und  93  Töchtern;  ge- 
halten worden  65  Knechte  je  au  5  Thlr.  8  Gr.  und  54  Mägde 
je  au  2  Thhr.  15  Gr. ;  Hausgenossen  gab  es  in  diesem  landwirt- 
BchafUichen  Beairke  nur  sehr  wenke  und  diese  waren  wohl  Aus- 
ziigler,  nämlich  9  (2  Männer  und  7  Frauen,  keine  SOhne  und 
Töchter  noch  Gesinde). 

Amt  Dippoldiswalde  im  Meifsner  Kreis  zählte  in  28  Dörfern 
42 1  Hufher,  4i>  OHrtner  Hfiu.sler  (mit  835  W^iIktu,  155  Söh- 
nen, 159  T^elitem)  mit  81  Knechten  je  zu  5  Thlr.  (jr.  und 
149  Mägden  je  zu  3  Thlr.;  Hausgenossen  gab  es  75  Männer, 
122  Weiber  mit  3  iSöhnen,  1  Tochter,  1  I>ien8tboten.  Für  weitere 
28  Dörfer  sind  nur  die  Zahlen  der  Anspänner  (514),  Gärtner  (104) 
und  Häusler  (244)  erhalten. 

Die  Tabdlen  der  lüttergttter  wttrden  bei  entsprechender 
DurcharMtung  reiches  Matenal  aar  Beurteilong  der  landwirtr 
Bcbafdidien  Verhältnisse  geben;  rie  pflegen  folgende  Rubriken  zu 
enthalten:  Name  —  ist  angesessen  mit  —  Handwerk  oder  Hand- 
tierung  —  Feld  nach  Hafen,  Scheffeln  Aussaat  —  Garten  — 
Wiesen  —  Weinberg  —  Holznnpr  —  hatte  volle  Schocke  — 
gangbare  Schocke  —  triebt  zu  jedoTn  <\>antPTnbcr  -  -  Hnt  ein 
Weib  —  Söhne  so  über  12  Jahre  alt  und  an  seinem  Brod  — 
Töchter  über  12  Jahre  alt,  so  an  seinem  rische  —  Knechte  — 
deren  Lohn  —  Mägde  —  deren  Lohn  —  Hat  aufs  Gut 
noch  zu  i>ezahlen  —  Hausgenosseu  —  ihre  Hand- 
tierung  —  hat  ein  Weib  —  Söhne  über  12  Jahre  alt,  so  an 
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Bcincra  Tische  —  Töchter  desgl.  —  Kucchte  —  deren  Lohn  — 
Ma|_<l<'  —  deren  Lohn. 

iJas  Dienstpersonal  aut  den  lüitergütern  int  zalüreich;  die 
Löhne  sind  «^norson  Schwankungen  unterworfen.  Es  bekommt  ein 


Hausverwalter  .......  10 — 4<'  Tldr. 

Koch   30  iiilr. 

Hofmeister   18  Thk.  —  22  Gld. 

Vogt   15—20  TUr. 

GerichttwwaltBr   10  GR 

Schirrmeister   10—20  Gld. 

Grofsknecht  fiir  Pferde  and  Oehaeo  12-1  r,  Qld. 

Encke  (Grols-,  Klein-)  .    .    .   .  lu    18'  Gld. 

Mittelknocht   4—6  Thlr. 

Kleinkii    lit   2—4  Thlr. 

eiuc  K  "  liiii,  Aitsgeberin,  Zofe    .  6 — 10  Gld. 

eine  Kabcmuttei   8  Gld. 

eine  Magd  (Grofs-,  Haus-)  .    .    .  5—8  Gld. 


^icbt  Wmzer,  Schalk uechte,  Lakaien,  Förster ,  Reit- 
knechte u.  s.  w. 

Auf  den  Dörfern  iindet  sich  keine  so  weitgehende  Arbeits- 
gliederung; die  Knechte  werden  nur  als  erster,  zweiter,  dritter 
uotenchieden;  die  Mttgde  ebenio.  Wo  mir  ein  hm  awei  Kneolile 
gehalten  werden,  pflegt  der  erste  9 — 10  Gld..  der  sweifee  3 — 4  Gld. 
ea  bekommen;  giebt  es  mehr  Knechte,  so  erhält  der  erste  12  Thlr. 
— 18  Gld  ,  der  zweite  11  Tblr.  — 15  GJd.,  &v  dritte  10—14  Qld., 
der  vierte  5—9  Gld. 

Erheblich  niedri^xcr  sind  die  Löhne  der  Miigde  auf  den 
Dörtern;  meist  erhält  die  erste  Magd  4*  2  Gld.,  (He  zweite 
2-  3  wo  mehrere  Mägde  gehalten  werden,  erhalt  die  erste 

Magd  7 — 9  Gld.,  die  zweite  6—8  Gld.,  die  dritte  2'  2  —  *^^  i  Gld, 

Die  Au^Eeichnungen  fertigte  auf  den  HitteigUtem  der  Bo* 
litaer,  «nf  den  Dörfern  der  Dorfrmteber  mu,  Dvohblillert 
num  die  Akten,  «>  iet  es  aafißlUig,  wie  wenig  Qewide  im  £nk 
sebirge  auf  den  Dörfern,  wie  nhlreich  ee  dagegen  im  Kur-, 
LeipBiger,  Meifsner  Kreis  gehalten  wurde. 

Das  Ergebnis,  welches  die  Gesindelohnstatistik  von  1701 
lieferte,  war  leider  ein  fnr  dns  Gesinde  >ehr  traur)ir''H.  Als  1601 
die  Taxordnung  aufgt.ütelit  wurde,  waren  die  (ietieideo reise  schon 
mehrere  Jahre  lang  gefallen  und  hatten  einen  sehr  niedrigen  Stand 
erreicht;  gegen  Ende  den  17.  .Jaliriiundertü  änderte  sich  clie«,  die 
Getreidepreise  begannen  zu  steigen,  um  bald  einen  hohen  Stand 
stt  behaupten  ond  den  GutabeeitieRi  leichficlie  Einnabmfln  ml 
bringen.  Aber  der  Geemdelokn  etieg  nieht  mit  Der  wirtechift- 
Jiche  Druck,  welcher  auf  den  unteren  Klassen  laelete,  war  m 
gewaltig,  dafs  das  Geeinde  nicht  einmal  die  Sütze  der  Ordnung 
von  1661  innehalten  konnte;  die  Löhne  der  Mittel-  und  Klein- 
knechte auf  den  Üittergütem  fielen  aogar  bedeutend  unter  die 
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Taxe,  nur  bei  den  HaasverwAHem  hatte  eine  LoluuteiganuKg 
atalteelimden.  Anders  schaute  es  auf  den  Dörfern  aus;  hier 
wuroe  wenigstens  die  Taxordnung  von  1661  innegehaiteii  und 
die  L(>lme  hatten  sich  nicht  verschlechtert. 

Ein  weiterer  Beweis,  wie  sehr  die  Widerötandskratt  der 
niederen  landwirt-schaitlichen  Revölkening  gebroeheii  war. 

Im  Anfang  des  18.  Jahrhuudcrtb '  begannen  die  Kitterguis- 
besitzer  wieder  Anträge  auf  Abänderung  der  Gesindeordnung  zu 
stellen.  Nacfadem  die  Stände  am  27.  Oktober  1699  ein  Be- 
denken Uber  die  Oesindeordnung  eingereicbt  hatten,  auf  das 
jedoch  die  Begjening  nicht  einging,  brachte  die  fiittefschaft  in 
den  Qravamina  auf  den  Land  und  Ausscbafstagen  von  1712, 
1715,  1716.  1718  ihre  Beschwerden  vor.  Sie  gipfelten  in  den 
bekannten  Klagen  über  üble  Aufttihnmg  und  hohe  T.olmforde- 
rungen  den  Gesindes  und  über  mangelhafte  Durcbüubrung  der 
UesindeordnuD;^  seitens  der  Behörden. 

Die  Regierung  hielt  sich  dem  allen  gegenüber  ablehnend, 
nur  über  die  verlangte  Besteuerung  des  Gesindes  kam  es  swisdifla 
ihr  nnd  der  Landschaft  in  den  Jahren  1700 — 1708  xn  einem 
Streite;  sie  forderte  die  BewiUignng  einer  Kop&tener«  die  alle 
diejenigen ;  welche  von  der  Qgatembersteuer  befreit  waien,  und 
abo  auch  das  Lohngesinde,  sahkn  sollten.  Die  btfiade  waren 
sowohl  gegen  eine  Kopfsteuer  im  allgemeinen,  als  gegen  eine 
B«'Ht»'uening  des  Gef»!n«M's  hu  besondem.  Mclirerc»  Jahre  zo;^eu 
sieh  die  \'f  r}iandlun<^en  iiin,  olme  dals  die  Kegierung  ihren  An- 
trag dur«  iiztisetzen  vermochte. 

Mit  den  schwedischen  Siegen  und  der  Beöctzung  Sachsen» 
(1700/1707)  kam  viel  herumstreifendes  Volk  ins  Land,  das  die 
Sicherheit  gefllhrdele  und  den  Landmann  schädigte.  Enenpscii 
suchte  man  mit  dieser  Sippe  anjfiEnrttttmen;  ftbr  &s  ganae  Land 
wurden  Generalvisitationen  angeordnet  nnd  alles  aii%egrifieine 
liederliche  Gesindel  über  die  Grenze  abgeschoben.  In  mehreren 
Ausschreiben  wurde  den  Räten  in  den  Städten  anbefohlen,  dio 
Urinier  fleilsig  zu  visitieren  un*1  jMen ,  der  keinen  Unterhalt 
nachweisen  könne,  als  MüTHigganger  aus  der  Stadt  zn  weisen. 

Nacli  dpT  Ansicht  üt-»  Leipziger  Kates  war  aber  an  alledem 
die  Eigen  Willigkeit  der  Dienstuoten  allein  schuld  ^  denn  sobald 


*  Benutzt  wurden  u.  a,  folgeuüt:  Akten:  Loc.  d^l.  Folizeisachen 
170p_im  Loe.  9991.  Eztraete  in  PoUseiMuaiai  1992.  Loc  56el.  Re- 
vision f!<  r  altf'i)  Pnlizciurdnung  1721 — ITfifj.  Loe.  8890.  Spann-  und 
andere  Frohndiens»t-  «ueh  Zwangadit^nst-DiHcn'nTiien  und  lie«chwerdeu 
Bd.  I  17u4— 172Ö,  Bd.  U  1722—1727.  Loe.  16^02.  Entwerfung  einer 
allgemeiiien  Land-.  D(»f>  und  ^^  u  t  ^chaftsordnung  1729.  Loc.  80411* 
f ,!fM!,.  Hf  viiifi  .rdnung  von  173'>.  Loc.  6  527,  Den  zu  publicirenden 
Aubchlag,  wie  e&  mit  Annehmuug  der  Laquais  und  Bedienten  xu  Ualtcu, 
IttgL  die  Rcrvidirung  der  alten  und  Publieinuw  einer  neuen  Gtosinde 
Ordnung  1726— 1735.  Loc.  1409.  Generalvisitation  zur  Aufhebung  de» 
liederliciien Gesindes  dnrch  die  Miliz  anfjfordnet,  3  Bde..  M'M.  1741. — 
Dresdner  Ratsarchiv.  C.  XViii  22.  Die  nvue  Gesiudeontituug  \  on  ll'i't, 
f  oxa<biui«cn  (!>4)  XII  4.  -  'Woitk*.  i  10 
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das  Gesmde  emen  Dienst  TerlasseD  habe,  ei^be  e$  sich  sUnd- 
licher  und  unordeotlidier  Nahrung;  der^^Ieichen  Volk  verfiele  in 
allerhand  Wollttste,  als  Fressen^  Saufen,  Huren  oder  auch  anglttck- 
lichen  Hdraten^  verkonsuniiere  gar  bald  den  vorher  verdienten 
Lulm .  gerate  in  Kot  und  Amiut  und  greife,  weil  es  sidi  der 
Arbeit  schäme,  zu  verbotenen  Mitteln  ^ 

Um  (He  „  Eiirenwilligkeit  degCiesindes  ein  wcni«^zu  koercicren 
und  ihrer  Freiheit  engere  Schranken  zu  setzen",  wurde  vom 
Leipziger  Kat  1714  der  Entwurf  zu  einer  (Tesiiidiurdnnnf^  auf- 
gCölellt,  nach  weleher  die  Dienstboten  nicht  nur  wnlirend  ihr«  r 
Dienstzeit,  sondern  auch  vor  wie  nach  derselben  »ich  zu  richten 
hatten.  In  diesem  Entwürfe  vertritt  der  Rat  ausschliefslich  die 
Interessen  der  Dienstherrachaften,  an  Härte  gqgon  das  Oeeinde 
lüfst  er  ea  nicht  fehlen,  er  fibertrifft  in  diesem  Punkte  sogar  die 
Rittergntsbesitzer.  Das  Gesinde  soll  durch  eine  Ratsdeputation 
überwacht  werden,  welche  alle  Dienststreitigkeiten  entscheidet 
Als  Strafmittcl  giebt  es  Gefiingnis  und  Zuchthaus.  Von  der 
Deputation  sollen  die  Dienstboten  die  Erlaubnis  zur  Hdrat  ein- 
holen, damit  man  den  unbaiaelit.sanieii  Heiraten  einig^rmafsen 
Einhalt  thun  könne.  Dn  ferner  oftmal«;  eine  Magd,  wenn  »ie 
bei  iitrer  Herrschaft  etwas  Niihen.  btrieken,  Koclien  u.  s.  w.  ge- 
lernt habe,  auf  den  (iedanken  komme,  ihr  eigner  Ilt  rr  sein  zu 
wollen  und  ihr  lirot  selber  zu  verdienen,  so  sollte  die  Deputation 
ohne  erhebliche  Ursachen  den  1  >ieu6tleuten  derartiges  zu  lehren 
nicht  gestatten,  denn  es  mttsse  „ein  Dienstbote  ang^alten  werden, 
immer  weiter  fort  zu  dienen,  bis  er  etwa  durch  eine  ehrliche 
Heirat  versorgt  sei.** 

AA'enige  Jahre  später  kam  es  auf  dem  Landtage  von  1722 
zu  wichtigen  Verhandlungen.  Die  Hegierung  b^mtragte  bei 
den  Ständen  eine  Revision  der  roliaeiordnung.  Der  Gedanke, 
eine  neue  G  esindeordnung  zu  erlassen ,  lag  ifir  dabei  fern ;  es 
handelte  sieli  für  nie  aiLsschlielslicli  daruui,  den  üherhandnchTnen- 
den  Luxus  einzuschränken.  Die  Stande  aher  Helsen  sich  diese 
güiiblige  Gelegenheit  nicht  cntgelien ,  und  anstatt  sicli  weitläutig 
über  den  Luxus  zu  äulisern,  reichten  sie  eine  ausführliche  Kritik 
der  Gesindeordnung  ein. 

Nach  dieser  hatte  der  Ritteigutsbesitser  nur  das  Recht  der  Vor- 
miete, und  alle  diejenigen  Unterthanenkinder,  welche  im  Hanse 
der  Eltern  verblieben  oder  sich  irgend  einem  Berufe,  nur  nicht 
dem  Gesindestande,  zuwandten,  waren  Tom  Zwangsdienste  frei. 
Nach  Ansicht  der  Stände  war  diese  Bestimmung  scliuld  an  dem 
über  alle  Kreise  verbreiteten  Mangel  an  Gesinde;  denn  erstlich 
wollten  sich  jetzt  viele  überliaupt  nicht  als  Gesinde  vermieten 
um  sk'h  ^0  dem  Zwangsdienste  zu  eTitziphen ,  und  zweitens 
suchten  die  Eltern  ihre  Kinder  in  der  eignen  Wirtschaft  zu  be- 


<  r.r>;pziger  Hatsurchiv  LXII  G.  3.    Projekt  zu  eiu«r  Geainde- 

ordnuug  1714. 
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halten.  Die  Folgen  wären  leiofat  eriichtlich.  Die  Untertbanen- 
kinder  würden  bu  keiner  ordendid^  und  beständigen  Arbeit  su 
Haiue  angebalten  und  gewöhnten  sich  das  FauUenaen  an,  dm 
Eltern  aber  schwinde  ihr  Wohlstand  hin;  mümate  einmal  die 
Ernte  oder  trete  Teurung  ein^  so  gerieten  sie  gleich  in  Armut 
und  legten  sich  dann  auts  Betteln  und  Stehlen. 

Zur  Ahhiilfe  solllug  die  Landschaft  vor.  dafs  man  es  nicht 
iii  die  Willkur  der  Llntertlianenkuuh'r  stellen  dürfe,  welciiea 
Beruf  sie  erwühlen  wollten,  vielmehr  luül'sten  alle,  welche  aus 
dem  Bauernötaude  stammten,  ob  sie  dienen  wollten  oder  nicht, 
ohne  Unterschied  verpflichtet  sein,  ihrer  Gutsherrschaft  zwei  Jahi-e 
SU  dienen. 

Femer  verlangten  die  Stände  VerotaaÜichttng  der  Gesinde- 
makelei,  gesetzliche  Feststellung  des  Mietsgeldes  und  sofortige 
Auslieferung  Ton  enthtufenem  Gesinde,  wenn  es  in  die  Bergwerke 
oder  „gar  unter  die  Miiis*"  gegangen  wäre,  an  die  ansuchende 

Dienstherrschaft. 

Wird  hier  überall  einseitif?  der  Standpunkt  de»  Arbeitsgebers 
betont,  80  erfordert  es  auch  die  Billigkeit,  diejenigen  iSttllin  aus 
der  .stiindiselien  Denkschrift  hervorzuheben,  in  denen  des  (ie>indc3 
wohlwolh  nd  pdacht  wird.  So  verlant-^t  die  Landschaft,  dals  in 
einer  ueueu  (Jcäiudeordnun^  den  Dieustheiren  bei  Strale  unter- 
.aagt  werde  y  unbarmherzig  und  allzustreng  das  Gesinde  au  be- 
bandeb,  ihm  ohne  erhebliche  Ursachen  den  Lohn  vorzuenthalten 
oder  diesen  durch  unbegründete  Prätensionen  zu  kürzen.  Die 
Ordnung  solle  die  Dienstherrschaften  anweisen,  ihre  Dienstboten 
als  Mitmenschen  zu  achten,  ihnen  nicht  tlber  GebtÜir  Arbeit 
au^Bul^n  oder  sie  unbarmherzig  zu  traktieren  und  zu  schlageni 
sondern  sie  am  Sonntag  zum  Kirchgani^e  und  OottesiUenste  anzu- 
halten, an  \N'ochentagen  aber  zur  Leistung  ihrer  Arbeit  mit 
Glimpf  an/.ustellcn  ^ 

Die  kurfürstliche  Resolut: m  auf  dieses  unifjin;;liehe  (^ut- 
achten  der  Landschaft  f\e\  sehr  kurz  aus*.  Von  den  Kla<i;en  der 
Ötilnde,  dafö  das  Gesinde,  um  sich  dem  Dienstzwaoge  zu  ent- 
ziehen,  in  die  Bergwerke  ginge,  sei  bei  der  Landesref;ierung 
nichts  bekannt  Die  Gesindeordnung  lieüse  sich  zur  Zeit  nicht 
streng  innehalten,  denn  klage  die  Herrschaft  über  das  tlble  Ver- 
halten des  Gesindes,  seinen  Ungehorsam  wie  sein  boshaftes  Be- 
tragen, 80  beschwere  sich  anderseits  das  Gesinde,  daüs  es  mit 
dem  gesetzlichen  Lohne  nicht  mehr  auskommen  könne  und  dais 
es  bei  den  EHenstherrsehtiften  öfters  bei  sclilechter  Kost  mit  aller- 
hand Zwimg  hart  gehalten  werde;  e.s  scheine  nötig,  den  Mifs- 
ßüinden ,  welche  auf  Iwid^n  Seiten  lagen,  abzuhelfen  und  eine 
Bevision  der  Gcbindtiurdnung  vorzunehmen. 

Die  I Landesregierung,  welche  einen  neuen  Entwurf  einer 
Gcäiudeorduung  ausarbeiten  sollte,  beeilte  sich  nicht  damit  ^  erst 


*  Loc.  6527.   Deu  zu  publicirendeu  Aimehlag  u.  s.  w.  S.  1  uiid 
Loc.  5661.  Die  Berision  der  alten  Polizeiordnnog  u.  s.  w. 
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Dttch  aecbs  Jahren  kam  täe  ihrem  Auftrag  nach.  Den  Ständen 
wurde  durch  Dekret  vom  ß.  März  1728  der  Entwurf  cor  Be- 
gutachtung uberwiesen.  Sie  wählten  eine  Kommisflion,  welche 
Beifsig  arbeitete  und  schon  am  7.  Mai  ihre  „Erinnerungen"  bei 

der  Hppjicrnnjr  einreichte. 

Wieder  verlangten  die  8tiiiide  scliwerwit  ;j:ende  Verände- 
rungen am  Eotwurie  und  nidit  etwa  zu  Ounsten  der  dienenden 
KlasHe. 

Die  Ehre  der  Dienstherrschaft  sollte  mit  einem  anderen 
Malsstabe  als  die  ihres  Gesindes  gemeasen  werden.  Wurde  eine 
Herrsehailt  von  ihrem  Dienstboten  wegen  dher  wörtlichen  Be- 
leidigung oder  wegen  körperlicher  Mi&handlung  ▼erkiagt,  bo 
sollte  sie  in  eerin^gigen  Fällen  überhaupt  nicht  vor  Gericht 
gefordert  werden,  liei  wichtigeren  Anlässen  sich  dagegen  durch 
einen  BeroUrnttchtiglen  vertreten  lassen  können.  Bei  einer  \*er- 
urteilunfT  sei  von  einer  Elirenerkklrung  oder  Abbitte  «1er  Herr- 
i-chaft  vor  dt-m  Gesinde  abziusehf^n  und  nur  in  jiulsersten  Fälkn 
durch  einen  1  »evollmitehtiiiten  diese  zuzukssen.  Der  Hiclitfr  ii  li  '/ 
tiberhaupt,  wenn  er  die  Dienstherrschaft  In/strafen  müs:ie,  emen 
.  Unterschied  zwischen  Personen  von  Kondiuoo,  gemeinen  Bürgern, 
llandwcrküleuten  und  IJaui  in  zu  machen. 

Und  nicht  genug  damit,  sie  beantragten  Jetzt  auch  die  Ein- 
führung des  kör^lichen  Züchtigungsrechtes,  nachdem  dieses  seit 
dem  Bfittelalter  in  Fortfidl  gekommen  war^ 

In  einem  Punkte  jedoch  milderten  die  Stände  wieder  die 
Bestimmungen  des  Entwurfes.  Schon  früher,  in  einem  Mandate 
vom  21.  März  1718,  war  anbefohlen  worden,  ^.mQssiges'*  Gesinde 
der  Miliz  zu  überweisen.  Nach  dem  Regierungsentwurfe  hatten 
die  Ortsobrigkeiten  das  Uecht,  ihreUnterthanen,  wenn  dieso  di^^T^st- 
los  waren  und  nicht  sogleich  einen  neuen  I  dienst  annehmen 
wollten ,  wider  deren  Willen  in  die  Miliz  oder  m  ein  Zuchthaus 
zu  brin;^'en.  Dies  schien  den  Stünden  zu  weitgehend.  Ein  der- 
artiges liecht  Uat,  ilirer  einsieht  nach,  der  liberta«  naturalis  zu 
nahe,  war  auch  sonst  unzweckmäl^i^,  weil  bei  der  Miliz  nicht  zu 
jeder  Jahreuseit  Männer  und  im  Zu(mthaiis  su  WaMhetm  Weiber 
angenommen  werden  könnten;  auch  befürchteten  sie,  daCs  es 
Anlafs  zu  zahlreichen  ESzceaaen  geben  werde. 

Noch  an  manchen  anderen  Stellen  wurde  der  Entwurf  von 
ihnen  geändert,  z.  B.  durch  Umwandlung  aller  Gteld-  in  P^reiheits* 
strat>  Ti :  sie  verlangten  auch  eine  Lohntaxe,  die  nur  für  das  „wirt- 
schaiiiiclie'*  Gesinde  gelte,  damit  alles  übrige  Ge^nde,  als  Ver- 


*  Auf  eine  B<  sc  liwordo  der  Amt-unterthanen  ühor  dt-n  Vorwerks- 
pächter  iu  Chemnitz  erging  am  Ö.  August  1682  ein  kurfüräüicher  Bss 
fehl  an  den  Schösseft  er  soDe  dem  Pächter  sein  Benehmen  emsflieh  ver- 
weisen und  ihm  hei  einer  namhaften  Strafe  andeuten,  dafs  er  hin- 
fuhro  das  no=;inde  und  dit  Frc^ner  m  i t  Sc h  1  fi  gen  zn  verschonen,  au 
denselbfii  auch  keine  Gewalt  oder  Ungebühr  auszuüben  habe,  LocJiTöTö. 
jProhndieuBte  der  Kemnitser  Amts-Unterthanen,  ü.  Bd.  1690  Bl.  20. 
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Walter,  Gärtner,  Koch,  Läufer,  Kutacher  tt.  8.  w.  allein  nach 
Wissenschatt  und  Dienst  hololmt  Wiarden  ^ 

Noch  einmal  pn^j-  «kr  Eatvvurt  zur  Umarbeitung  nach  den 
.ständischen  P^rinneriiiigen  an  die  Landesi-egieruug  zurück,  um 
hier  erst  Diujh  drei  .Jahren  neu  bearbeitet  beim  König  einj^ereicht 
zu  werden^.  Den  Entwurf  begleitete  diesmal  ein  Bericht  der 
I^daregifloniiMr,  weksher  die  EntBcheidiioff  dea  KOniga  anrief. 
Innerhalb  der  Landesr^eraDg  waren  die  Meinungen  aber  den 
Antrag  der  Landaohaft  getäli  Es  handelte  och  um  die 
Me  Berufswalil  der  Unterthanenkinder ;  ob  man  die  Eltern 
awingen  könne,  die  Söhne  aus-schliefslich  zur  Feld-  und  Haus- 
arbeit zu  erziehen,  die  Töehter  nur  in  einen  Dienst  zu  schicken, 
oder  oh  sie  ihre  Si)hne  auch  in  die  Lehre  (Handwerk,  Stuflium) 
geben,  ihre  Tochter  zum  iSjiinnen,  Klöppeln,  Strohiiechten  an- 
stellen durtten.  Die  einen  behaupLeten ;  die  Ünterthanen  seien 
keine  Leibeigene,  sondern  freie  Leute;  schränke  mau  die  Frei- 
heit der  Beralewiüil  ean,  werde  Handel  und  Manuftktiir  ero&en 
Schaden  erleiden.  Dagegen  erwiderten  die  andern:  diel^igun^ 
■nr  C^emllöhlichkeit  und  der  Abscheu  gegen  schwere  Arbeit  aei 
im  Banernetande  im  Wachsen  b^riffen,  fast  alle  Bauernsdlme 
wünschten  nach  den  Städten  zu  ziehen  oder  im  Dorfe  Hand- 
tiernn^en  zu  treiben,  viele  verblieben  hei  der  Miliz  im  Di^'n-t", 
dadurch  \\  iir(leu  der  Landwirtschaft  die  noti'^en  Arbeitökratte 
entzogen,  mit  Recht  bezeichne  die  alte  (J  -inleordnunir  den 
Ackerbau  als  das  vornehmste  Kleinod  deü  Landes,  jetzt  müsjie 
man  im  Interesse  der  Landwirtschaft  suchen,  die  Bauemsöhne 
im  Stande  ihrer  EUera  zu  erhalten. 

Im  Entwtirfe  war  wegen  dieser  Meinungsvendhiedenheiten 
eunflcbst  der  alte  Reohtssustand  beibehalten;  fUr  ihn  entaohied 
moh  der  König,  auch  den  Vermittliings^orschliig;  in  Qep:enden, 
wo  starker  Ackerbau  betrieben  werde,  einen  derartigen  Zwang 
einzuftihren ,  lehnte  er  ab.  Abermals  wurde  der  Entwurf  den 
Stünden  vorgele;j:t,  die  sich  ?ueht  beeilten erst  nach  drei  Jahren, 
am  24.  Juli  1734,  kam  e:?  zur  Ikj^utachtun^ ,  diesmal  aber  be- 
teiligten sich  nicht  nur  die  Ritterscnatt  und  die  btadte,  c»ondem 
auch  die  Grafen  und  Herren  mit  einer  Eingabe^. 

Es  wttfde  hier  su  wdt  führen,  jeden  einaelnen  Ponkt  der 
etftndiadten  Schrift  su  besprechen.  Eine  Forderung  mufs  jedoch 
hervorgehoben  w^en,  weü  sie  beweiaen  soll,  dals  stets,  wenn 
der  Entwarf  an  die  Stände  zurückging,  neue  Anträge  gestellt 
worden.  Nadi  den  Angaben  der  Stände  pflegte  yi«  Gesinde 


'  Lor.  f;527.    Den  zu  publicirenden  Anschlag  BL  41—68 

oder  Loc.  ii0411.    Die  neue  Gesindeordnung  

*  Protokolle  aus  der  Landeäreaieruug.  in  Loc.  S0411.  Die  oeae 
Gesindeordnuug  . . . . ;  ebenda  der  Bericht  der  Lsndeffregteruiig  vom 
80.  September  1731. 

•  Loc  6527,    Den  zu  publicirenden  Anschlag  BL  I3i»  und 

Loc  90411.  Die  neue  Gesindeordnong  .... 
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und  Tagelöhner  während  der  Sommersett  auswiürts  za  arbeiten^ 
um  im  Winter  zurückzukehren  und  dann  ihrer  Heimatsgemeinde 
zur  Last  zu  fallen;  denn  nach  •^fichsischem  Rechte  war  jpdo  r>nrt- 

f emeinde  verpttichtet.  ihre  oi-ts angesessenen  Armon  zu  iinterlialT^-n. 
)ie  Stände  verlangten  eine  Abändenmg  dieses  Arnienreciite^  in 
dem  Sinne,  dafs  allein  diejenige  Gemeinde  zur  Armenunter- 
stützung verpflichtet  sein  sollte,  in  welcher  der  Hülfsi)ediirt'tige 
die  längste  Zeit  im  Jahre  gearbeitet  habe.  Der  Antrag  fand 
nicht  den  B^hXi  der  Landesregiernng ,  ihrer  Aiudcht  nach  war 
den  armen  Familien  jede  Gelegenheit  cum  Erwerb  m  gSnnen; 
auch  schiene  es  fUr  den  Staat  ▼orteilhaft,  dafs  manch  ein  harter 
Thaler,  im  Magdeburgischen  erworben ,  in  das  I^nd  gebracht 
werde. 

So  war  man  endlich,  narhdem  die  Landesregierung  noch 
einmal,  nun  7.um  viertenmale,  den  Kntwurf  umgearbeitet  hatte, 
soweit  ;::ekomraen,  dals  der  Kurfürst,  nm  16.  Juli  1735.  seine 
Genehmijz:ung  zur  Fubhkation  erteilen  konnte;  von  1722 — 1735 
hatten  die  Verhandlungen  gedauert. 

Die  „neue  Gesindeordnung^  (Cod.  Aug.  I  Forts.  I.  Iki.  S.  *i24) 
war,  wie  die  Gesindeordnong  von  1651,  ein  selbständiges  Gesets 
und  bildete  nicht  den  Teil  einer  allgemeinen  Polisäofdnung. 
Trotedem  der  Inhalt  nicht  reidier  als  der  der  letBten  OidniinAp 
war,  80  betrug  doch  der  Umfiuig  fiwt  ein  Drittel  mehr.  Sebald 
daran  trug  die  Entartung  der  deutschen  Sprache;  man  konnte 
nicht  mehr  kurz,  klar  und  bestimmt  schreiben,  überall  ein  langer 
Periodenbau  und  eine  Unzahl  von  Fremdwörtern  (z.  B.  collu- 
dieron,  mentioniercn,  falsarius  u.  s.  w. ).  Jährlich  sollte  die  Ord- 
nung einmal  dem  Gesinde  von  der  Kanzel  vorgelesen  werden ; 
es  ist  nicht  veratündlich  wie  ein  Dienstbote  beim  Hören  da* 
Gesetz  verstehen  konnte. 

Die  Einteilung  des  Stotles  war  jetzt  anders.    Neu  hinzu- 

f ekommen  war  ein  Titel,  der  Ton  der  Schnld^keit  des  Genndea 
andelte.  £b  wurde  aber  nkht  allein  das  Gesinde  ^|  sondern 
anch  die  Dienstherrschaft  an  ihre  Pfliditen  ennahnt  Letetere 
sollte  das  Gesinde  als  ihre  Ifitmenschen  betrsdbitni  und  daran 
denken,  dafs  sie  einst  vor  Gott,  dem  allgemeinen  Herrn  und 
Richter,  über  ihr  Betragen  Rede  und  Antwort  stehen  rnttlale. 

Die  Antrage  der  Stttnde  hatten  eine  weitgehende  BerOck- 

sichdgimg  erfahren;  so  die  Abstufung  der  Ehre  nach  den  ein- 
zelnen Ständen,  dns  "Recht  nnf  Zfichtipin^  de?^  Gesindes,  da» 
Verbot  der  np>itidcmäkelei  und  die  Eintührunc^  eines  von  der 
Obrigkeit  geleiteten  Arbeitsnachweises  für  das  Gesinde. 


*  Da."  Cfesinde  soll  gehorsam  und  treu  sehi,  bei  allen  Gelegen- 
heiten der  Herrschaft  Schaden  verhüten,  daeegen  deren  Svtzea  be- 
fördern; bei  Übertretungen  der  Ordnung  soll  es  sieb  nicht  mit  Un- 
wissenheit des  Geseties  entschuldigen;  vor  Lasten  and  Freveln  wixd 
es  gewarnt. 


üiyiiizeQ  by  GoOglc 


xn  4. 


151 


Was  die  Erweiterung  Gesindezwaugsdienstes  betrifft,  so 
waren  die  Forderungen  der  Ritterschaft  nicht  voll  befriedigt  worden, 
Kor  wenn  Eltern  ihre  Khider  m  der  eignen  HAttftMtamg  nr 
WvtflchaftriUhmng  nicht  hedurftan,  waren  sie  verpffiditet,  ihre 

Kinder  beim  Qerichtsherrn  dienen  zu  lassen;  t  i  lit  der  Um&og 
der  Wirtichaft,  noch  die  Zahl  der  Rinder  sollte  hierüber  ent- 
scheiden, sondern  in  streitigen  Fällen  eine  Würdigung  aller  Um- 
stünde eintreten.  Diese  .W'irdi<rnnL'"  her  aber  in  erster  Linie 
dem  Ortögeriehte.  d.  h.  dein  Patrimoiiiaigerichte  des  die  Zwfln«?;^- 
dienste  fordern* l-  n  Gerichtsherrn,  ob.  Damit  wurde  die  juriötisi  he 
Fiktion,  dala  heim  Zwangsdienste  der  Gerichtsherr  nur  von 
einem  llechte  auf  \'or miete  (.Gebrauch  mache,  beseitigt. 

Ale  Q^engewicht  zu  dteeor  Erweiterung  des  Zwangsdienetee 
Hdurte  das  Geeets  auch  einige  ScfautsmaJeregeln  ku  Gunsten  des 
Zwan^genndee  em.  Der  Gutsheir  dorfte  niät  in  nnbeschi^kter 
Zahl  Zwan^sgeebde  annehmen ,  sondern  nur  soviel  als  er  zur 
Fuhrung  seiner  Haushaltung  nötig  hatte.  Von  dem  Gesinde 
sollte  er  keine  „ungebührlichen"  Vorteile  suchen,  z.  B.  An- 
nahme von  Geld  gegen  \'erzicht  auf  die  Zwangsdienste. 

Die  Ordnung  faiste  den  BegrifV  des  „müssigen'  Gebindes 
sehr  weit;  dazu  wurden  aucli  alle  diejenigenj  die  „bei  Heu-  und 
Knidtezeit  die  Hauswirte  mit  uubillij^nn  Forderungen  übersetzten^, 
oder  „die  von  Bauer-  und  Feldarbeit  herkamen  und  eifih  dage|;en 
auf  andere  Handtierungeni  alaKrümerei,  WoUkremneb  u.  e.  w.  feg- 
ten^, gerechnet.  AUe  diese  Personen  waren  annuialten  in  einen 
Dienst  zu  treten  oder  mit  einem  Golden  monatlioh  au  bestrafen. 

Die  Gesindeordnimg  zeigte  eine  erhebliche  Verschlechterung 
der  reclitlichen  Stellung  des  Gesindes,  trofzdem  der  Gesetzgeber 
zum  ersten  Male  in  anerkennenswerter  \^''eise  auch  die  Dienst- 
l^rschatten  auf  ihre  Pflichten  hinge  wiesen  hatte. 

Bei^efligt  ist  der  Ordnung  eine  Taxe  des  (i^  sindelohns.  Die 
Sätze  waren  etwas  hoher  als  16G1  l'estgesctzt,  im  Vergleich  zu 
den  gestiegenen  Getreidepreisen  aber  niedriger  als  damals. 
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Oeamdeyerhältiüsse  nach  dem  7  jährigen  Kriege 

und  die  Gesindeordnung  von  1769. 


Dia  Begientng  Friedrich  Aueusts  II.  (1733—1763)  um&M 
eine  der  traurigsten  Perioden  südisisclior  r^t^hichte«  Währ^d 
in  Preulsen  der  grOfirte  Monan  h  des  18.  Jahrhunderts  auf  dem 
Throne  sals.  dessen  <!:an7Ps-  lieben  liin^^obimpsvoll  der  Eritwiokhing 
seines  \  olkf"'^  nvi^]  Stmtf-^  ;^cwidnie.  war,  herrschte  in  Saeli.sen. 
oder  richtiger  gesagt,  wurde  von  ^seinen  Günstlinjjen  beherrscht 
ein  Fürst,  der  nur  künstlerische  Neigungen  mit  Verstfindni« 
pflegte.  Auf  fast  allen  Gebieten  des  staatlichen  Lebens  trat  hj:- 
etarrung  undEnchkffiii^  ein;  die  politieohe II «chtrteUang Sadi- 
eeiw  in  DeatschlaDd  aaoK  und  die  materieUe  Entwicklnng  der 
Volkskrifte  wurde  gehemmt  In  der  Aus-  und  Fortbildung  dee 
Verwalüingsrechts ,  in  der  zeitgemAllien  Umbildung  der  Just»- 
gesetze,  in  der  Entwicklung  der  Industrie  erreichten,  ja  ttber- 
nügelten  sog-ar  die  N:n!il)arstaaten  Sachsen.  £9  beg^n  eilM 
Zeit  des  Xiedergangü  und  der  VerknöL'lx'runpr. 

In  Friedrich  d.  Hr.  erwuchs  Sachsen  t'in  Todteind ,  der  e> 
!n  jeder  Weisein  seiner  Entwicklung  tax  sehädipren  suchte.  Gleich 
nach  seinem  Regierungsantritt  begann  der  Handelskrieg  zwischen 
beiden  Staaten;  willküriioh  legte  Friedrich  d.  Gr.  die  Beatini- 
mungen  dei  rnndelfvertrage»  von  1728  aus.  der  Saohaen  das 
kommerdeUe  Übergewicht  uemchert  hatl».  D«a  Zk^  seiner  Handels» 
politik  war,  Preul'sen  unabhängig  vom  Besuge  tiobsieeher  Waren 
zu  steUmi.  Verbote  einzelner  Warengatttingen  ftlhrten  nrhliofii 
lieh  zum  vollst^! ndiLcem  l^ruche  der  Hnndrlsbcziehungen ,  znm 
grofsen  und  niclit  ersetzbaren  Verlust  für  SachseOy  ohne  jedoch 
Preulsen  all  die  erhöhten  Vorteile  zu  bringen. 

Und  wie  schüdigte  ^ar  erst  der  7jHhrige  Krieg  Saclisena 
W  oidstandl  Während  der  langen  Dauer  dieses  Ivrieges  war  es 
bald  In  Feindet-,  bald  in  Freundeehand.  Noch  stir  Zeit  dee  30* 
{tthrigen  Krieges  hatte  man  allein  danadi  gestrebt,  den  Qei^Mr 
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in  der  Feldschlacht  zu  Ijesiegen,  den  Unterhalt  des  Heeres  darch 
Requisition  im  feindlichen  lAnd  zu  bestreiten.  Friedrich  d.  Gr. 
befolgte  l»ei  der  BesetzuriL'-  <^^er  silchsischen  LnnfV^  eine  wesent 
lieh  anHi^re  Politik;  er  war  kein  einseitig  gebildeter  »Soldat,  es 
^^»•nüjt'  ihm  nicht.  >*inen  Geo^ner  niih'tJtmch  zu  vernichten,  er 
woiite  aiicli  seinen  wirtßcliatüicbep  \\  ohlstand  schädisren,  um  ihn 
dadurch  der  Mittel  zu  jeder  aktiven  Politik  zu  berauben.  Den 
Truppen,  wdche  das  L^d  bwetaton^  folgten  preafsiache  Ver- 
waHongsbeunte ,  die  in  rttcknebtdoeeBter  VVdae  —  min  denke 
nur  an  die  Ephnumiten  —  aDe  Krifte  nnd  Htllfemittel  Sachiens 
in  den  Dienst  ihres  Hem  aleUten.  Damals  erlitt  Sachaen  mteiv 
mefUicben  Schaden  an  seinem  Volkswohlttande,  gröfaeren  imd 
danernfh  ren  als  währ-'nd  des  ^-l«  > j:ihnp*en  Krieires. 

Raum  war  der  Frille  zu  Hubertitsburi^  ge-^clilossen,  al>  der 
K^^nig  von  Warschau  zurückkehrte  und  eine  Hestaurations- 
kommis^^ion  (12.  April  1763)  niedersetzte.  Im  Lande  bearflfste 
man  diese  als  den  Anfang  einer  ümkeiir  in  der  Wirtschafts- 
politik ,  in  demadben  Jam  aber  alarb  der  KOnig  und  s^iem 
Mcfafolger,  BViedrich  Angnat  m.,  fiel  die  schwere  An%abe  an, 
die  Wunden^  welche  der  Krieg  dem  Lande  geschlagen  hatten  aa 
heilen. 

Während  diese»  Zeitraames  (17t^5~1763)  war  von  den 
Ständen  auf  den  Landtagen  nie  di^  Sprache  auf  die  Oo^inde- 
vcrhältni>3e  ^  g»  konnnen;  erst  nachdem  der  schwere  nnlitarische 
wie  politische  1  »ruck,  der  auf  dem  Lande  lastete,  gewichen  war. 
wanaten  ?*ich  die  stllndisehen  \  erhandlungen  wieder  der  Gesinde- 
frage  zu.  iSchwieg  auch  die  Ge?ietzgebun^  in  dieaer  Periode,  so 
traten  doch  sonstige  Bestrebungen«  die  Ls^  des  GMndeatandes 
SU  heben»  hervor,  and  seit  der  Bütte  des  Jahrhunderts  fing  man 
an,  in  Zeitachriftc»  *  anch  dem  Gesinde  seine  Aufmerksamkeit  au 
schenken. 

Die  Frage^  ob  ea  Torlälhafit  ein  Rittei^t  sei,  die  Dienste 
des  Zwangsgesindes  in  ein  Dienstgeld  umzuwandeln,  wurde  er- 
wogen und  bejaht.  Kin  ungenannter  Verfasser  suchte  die  \'or- 
teile  des  Zwangsgeaindes  oder  de»  freien  *iesindes  ge  geneinander 
nb9!uwägen.  Für  den  Dienst  der  Ünterthanenkinder  spreche, 
führte  er  aus,  dafs  der  Oerichtaherr  sie  willkürlich  strafen  könne^ 
dafe  die  Eltern  erkranktes  übernehmen  müssoiy  dafs  man  bei 


V  •  Die  Kopfsteuer  von  1747  und  1749,  die  PeMoncnsteucr  von  1768 

W  und  1767  best»  u.  rtf  mich  das  n.  -.iu'i<'  (1707  ••inen  Knecht  ntit  Zwanga- 

lohn  mit  4  gr.,  ohne  Zwangslohn  mit  12  gr. ;  einen  OchseujuDgcu  mit 
<  Zwansr^lohn  mit  1  gr.,  ohne  ZwAnnlobil  mit  2  gr.  n.  s.  w.). 

"  \'ur<^clilagfQrdai«  Beste  der  nenscIufteD  und  Dienstboten.  Leip/.itr 

f'  1744.  Ziiuken's  leipz.  ökoti.  Sarninlnnfren  Bd.  IX.  S.  7.10.    X.  690.  938. 

XI.  51ü.  Xll.  8.34  (Von  d.  wirtschafil.  Mifsbrauch  des  öuts  der  Dienste 
«.  Frohnen^  XVI.  1  (VorMhbur  f.  d.  gemeineBeste).— Der  Eremit.  Leipzig 
17G9  Hd.  XTI.  2^^.  Wittel,!  r.r  Wochenblatt  17G9.  H.  0.  Soll  der 
Himer  auf  Reis.u  jrclien.  177u.  8.  ;iö9.    Von  der  Oesindemftkelei.  S.  341. 

if^  a4y.    Von  dei  Kuhigkeit  des  Gesindes,  S.  1.  vgl.  1773.  S.  121.  132. 
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(liostn  sich  in  Fallen  von  Bosheit  und  Nachlässigkeit  des  Zwaniis- 
gernnde?»  „erholen"  könne;  dagegen  spreche  ftlr  das  Ircie  Gesinde, 
aafs  man  von  ihm  „unermüdete  Dienste"  abfordern  könne,  dafs 
man  keinen  Zuspracli  der  Eltern  und  etiraige  Venchleppung  von 
Viktnalien  su  befürchten  habe  und  nicht  der  Emrede  begegne, 
die  Arbeit  dUrte  nur  nach  altem  Herkommen  verlangt  werden^. 

Auch  in  der  Litteratur  werden  die  allbekannten  Klagen 
wiederholt  :  es  herrsche  Mangel  an  Gesinde,  dasselbe  s6ge  eine 
freie  Lebensart  dem  Dienste  vor,  es  sei  trä^e  und  verdrossen. 
»Sonderbar  klingt  es,  wenn  man  liest,  fl.Hs  (im  Knrkreis?)  Leute 
auf  dem  Lande,  .selbst  Prodiger  und  Superintendenten,  10 — 20 
Mädchen  zum  Spinnen  als  Arbeiterinnen  annahmen.  Die  Mädchen 
erhielten  zur  Arbeit  eine  geheizte  Stube  und  Spinugeid,  konnten 
im  übrigen  aber  leben,  essen  und  trinken  wie  sie  wollten-. 

Psychologisch  interessant  ist  es  su  beobachten,  wie  der 
Drang,  etwas  besseres  an  bedeuten,  nnter  den  dienenden  Klassen 
2unahm;  that  es  die  Sache  nicht,  so  doch  wenigstens  der  Name. 
So  verlangten  jetzt  die  Dienstmädchen  Jungfer  (Hausjongfer, 
Kähejungfer,  Haushftlterin,  „ja  sogar  Kammerjungfer"  )  genannt  zu 
werden.  Pi^se  .  seUjst^rt'machten  Jungfern'*  verstanden  nielit 
einmal  Sti'ümpte  zu  tiicken.  Lappen  auszuwaschen  und  dergleicli<  n 
mehr  und  doch  gaben  so  viele  Hausfrauen  ihren  ^ladchen  diesen 
Titel,  weil  sie  glaubten,  damit  ein  vornehmeres  Aitaehen  zu  er- 
halten. Das  Seibötgeftdd  der  Dienstboten  steigerte  sich  so  seki*, 
dais  viele,  wie  berichtet  wird,  lieber  sich  mit  einem  geringeren 
Lohn  begnügten,  wenn  sie  nur  nicht  mit  einer  Kupe,  äer  emem 
Korbe  auf  dm  Rücken  ausgehen  roolsten 

Dafs  unter  diesen  Umständen  die  Kleiderordnung  von  1 750  % 
welche  sich  vorzugsweise  gegen  die  dienenden  weiblichen  Klassen 
richtete,  bei  den  Dienstmädchen  auf  heftigen  Widerstand  stiefs^ 
braucht  kaum  einer  nitheren  Begründung''. 

[Unsere  Darstellung  hat  \im  nur  immer  gezeigt,  wie  die  Lage 
des  Gesindes  wich  von  Jahrhundert  zu  Jahrhundert  verschlech- 
terte. Auch  die  sociale  (Gesetzgebung  des  X\'IU.  Jahrliundcrts 
sucht  das  Gesinde  innerhaiL»  künstlich  errichteter  Schranken  zu 
halten  und  doch  fällt  &;erade  um  dicöe  Zeit  ein  Lichtstrahl  auf 
die  unteren  Klassen,  der  ihnen  eine  bessere  Zukunft  verhieia. 

Die  gebildeten  und  bedtsenden  Kreise  dachten  nicht  aus- 
schlieislich  daran,  den  Arbeitslohn  immer  mehr  herabsudrOcken, 


'  Zincken?<  loipz.  r»kon.  Sammlung:.  1751.  St.        S.  944. 
^  Ziuckens  leipz.  ukon.  Sammlung,  liül.  Bd.  XY.  S.  116.  (Vou  der 
eroJben  Geeindenoth  des  Landmann^  des  HanUwerksmaniui  and  anderer 

UeBindeherr^chafton  in  Studtrii ) 

"  Zinckent?  ieipz.  ökou.  Saininlungeii.  IFT.  B<l  ft'Hi  V m  lu  n^n 
Biudciuirbbriiiichen.   ob.  Bd.  X.  S.  667.  7(Xi.  Aiisiulirliehc  lu^tiukiion  uir 
Kammcr  jungfor  und  Mad«  moisdlca  oder  Kinderfräulcins. 

*  ('1,  A  I  Fort.  IM  r  s.  7.50;  mir  den  Dienstmädchen,  Au»- 
gcbermueu,  bLüclauneu  und  jungen  Mägden  wurde  schlechterdings  aube- 
lohlen,  ittlftndische  Waren  sn  tragen. 
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es  traten  auch  hochher7ig;e  Milnner  auf,  die  ihre  Thatkrafl  und 
ihr  VermÖ;L;en  darnn^etzten ,  Bildiinp"  in  den  unteren  iScliichten 
des  Volktw  zu  Vf  ilirriten.  um  am  diesem  Wege  dif»  beklagten 
MäDgel:  TVfigheiL  uiui  Licdt  rlichkeit,  zu  Uberwioden  und  den 
Qesindeötand  sittliclt  zu  heben. 

BaiQsn  von  Hohentlud,  KreiahM^ptiDaiin  des  KufkroBes,  er- 
ricliftete  (um  1756  ^)  m  Wittmbeig  eine  Okonomiich-mediOTiacihe 
Kmu^  und  Gewerbeeohnle,  npäter  Realschule  genannt,  in  der 
nimeist  Waisen-  und  Armenkindem  Unterricht  erteilt  wurde. 
Er  selbst  betonte,  dafs  er  von  dieser  Schule  eine  Hebuug  der 
unteren  Klasse  erwarte-. 

NfMir-  Vorschlage  lür  z.u  erriclitende  Oesinde-'^chiilpTi  tauchten 
jetzt,  in  der  Litteratur^  auf  und  in  immer  weitere  Kreise  drang 
die  llberzeu^ung  von  der  Notwendigkeit  eines  all^emeioen  Schul- 
unterrichts. Die  Landöcliäft  selbst  stellte  1763  den  Antrag  auf 
EinfthranR  der  Scfaul^cht  und  1769  wurde  dieeer  wirkBch  Mich 
yoa  der  Regierung  emgetührt^  Vom  5.  bis  zum  14.  Jahre^ 
ansgenommen  vier  Wochen  in  der  Erntezeit,  muisten  die  Kinder 
wäfadreod  des  ganzen  Jahres  die  Schule  besuchen.  Die  Obrigkeit 
hatro  dfirniif  zu  halten,  dafs  Dienstherrschaften  gemietete  Kinder 
unter  1 4  Jahren  im  Winter  tliglich  swei  Stunden  auf  eigne  Kosten 
in  die  Schule  schickten. 

Der  Zwange  weklien  der  Staat  in  diesem  Falle  ausübte, 
war  von  secrcnsreichen  Folj^cn  begleitet. 

Die  kiic^eiischen  Unruhen  des  7jährigen  Kri^es  und  die 
aerrOtteten  MfUunrerhaltniese  bewirkten  eine  allgemeine  Steigerung 
des  Arbeitdohnes.  Die  leitenden  Kreise  der  Regierung  gingen 
'^^^l^^tlr  noch  von  der  Ansicht  aus,  dafs  durch  Herabsetzung  des 
geBteeiMn  Lohnes  und  der  Preise  der  Lebensmittel  und  Hand- 
werkswaren am  schnellgteD  die  alte  wirtschaftliche  Blüte  wieder 
zn  gewinnen  sei.  Kaum  war  der  Frieden  zn  TTü^ertusburg  ge- 
schlossen wordm  ,  ^^o  erging  schon  an  den  Hat  zu  Dresden  der 
Befehl:  „dir  in  eiuer  der  BilliL'-keit  und  dem  neuen  MCloztuLso 
gemäfsen  Proportiun  zu  bestimnieutlen  Preise,  J*  rer  Feilschaften, 
Handwerks-  und  i\jbcitslöhne "  festzusetzen  (vom  oO.  Mai  1763. 
Cod.  Ai«.  L  Fort  L  Bd.  S.  860). 


'  1752  war  in  Dresden  für  die  kurf.  sRchs.  Stallbediensten,  Kutstlicrn, 
Vorrentem,  Knechten  eine  Invaliden-,  Wittwen-  o.  Watnenkaase  (Brähl 
warde  als  Stifter  besungen)  errichtet  worden. 

s  Zinckens  leipz.  ökon.  Sammlungen.  JUl.  Xri.  S.  718.  718.  Als 
ein  unemn*'^  her  Vork&mpfer  für  biiie'rlielic  Freife-it  ^•t  rdionf  hervor» 
stehobea  zu  werden,  der  schon  ^rfihcr  erwähnte  Dresilner  Advokat  Jok. 
Lm.  Havschild  (t  1794):  auf  seiiie  Bsdentang  kann  Ucr  nisht  bUmt 
eingegangen  werden,  vgl.  seine  j[uri8t.  Abb.  von  BeMfB»  nnd  Frokn* 
dien«ten.  J^ret^<len-Leipztg  1771  (mit  Biographie)  und  daselbst  heüonders 
den  „kurzen  Anweie  2ur  besten  Abfassung  von  rechtlichen  Klugen  der 
Beuern  wider  ihre  Gcridrtriierrschaften  in  Dienst-Sachen''. 

3  Vgl.  n  1.  Kurzer  Abrifs  von  hüvhsi  nötigsa  Qsäadssobvka. 
»earebers  Sammluugeu.  Halle  1762.  9.  TL  8.  i». 

*  Cod.  Aug.  L  Fort  I.  Bd.  S.  247 
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1  >or  Regierung  Ia£r  f*s  aber  nicht  daran  allein  eine  fillpremrine 
Preisminderung  der  Löhne'  u.  s.  w  durchzusetzen ,  sie  virtolgte 
mit  diesem  Befehle  auch  den  Nebenzweck,  he.sonderö  die  Arbeits- 
löhne der  Maurer  und  Zimmerer  herabzusetzen,  um  den  Wieder- 
aufbau der  l^esidenzstadt  zu  beschleunigen-. 

Ein  historischer  Rückblick  zeigt  uns,  dafs  schon  si^it  dem 
Ausgange  des  Mittelalters,  meist  gleichseitig  mit  dem  ErUfs  ven 
Gesinddohntaxen ,  die  Löhne,  wie  die  ^beitszeit  der  Msarer 
und  Zimmerer  gesetslich  geregelt  wurden;  so  in  der  Landes- 
Ordnung  von  1482,  im  Münzmandat  und  Taxordnung  von  1623, 
in  der  Polizei-  und  Oesindeordnung  von  IGtil. 

Der  Rat  zu  Dresden  beeilte  sich  nicht  dem  erhaltenen  Be- 
fehl nachzukommen;  erst  nachdem  die  Kegierung  in  scharfem 
Tone  iim  wiederholte,  liel«  er  sieh  herbei,  eine  allgemeine  Ord- 
nung: Taxe  von  den  nötigsten  Lcbensbedurfuisrfen  auch  Hand- 
werks- und  Arbeitslöhnen  am  13.  Febr.  I7«i4  zu  erhisscn. 
Von  einem  Widerstande  gegen  die  SHtze  dieser  Ordnung  war 
in  den  nSchsten  Jahren  nichts  su  hören;  allein  das  Maurer-  und 
Zimmerhandwerk  kämpfte  in  Eingaben  und  Beschwerden  da- 
gegen an.  Sie  waren  aber  auch  durch  die  HerabsetEung  ihrer 
Löl  me  in  Dresden  hart  betroffen  worden.  Vor  Erlafs  der  Tar- 
ordnung bekamen  sie  im  Sommer  9  Gr ,  im  Winter  8  Gr.  tag- 
lich, diese  verringerte  ihren  Lohn  um  tfigUch  2  <Jro>chen!  Auf 
beiden  Handwerken  lastete  aber  aufserdem  noch  die  \'erpfli<  li- 
tung,  jährlich  4—8  Wochen  —  sog.  Hofezug  —  gegen  einen 
täglichen  Lohn  von  nur  4  r4roschen  ftir  den  Hof  zu  arbeiten. 
Zuerst  war  der  Dresdner  Rat  nicht  geneigt,  die  Löhne  wieder 
zu  erhöhen;  später  änderte  er  seine  Meinung.  Die  Ursachen 
dieses  Wechsels  yerankCBte  eine  vom  städtischen  Baumebtw  tbt- 
fertigte  Aufstellung  Uber  Einnahmen  und  Atisgaben  eines  Maorsr- 
und  Zimmergesdlen.  Danac  h  brauchte  ein  Geselle  in  Dresden 
wöchentlich  zu  seinem  Lebensunterhalte  1  Thlr.  6  Gr.  3  P%», 
sein  Lohn,  ohne  den  Meistergroschen,  betrug  1  Thlr.  12  Gr.; 


•  Benutzt  wurden:  Loc.  13026.  Die  Regulirung  des  Munzwof'eiis 
der  Waren  u.  ViktualiiMi.  17<'  '>.    T,-»« .  HO-HS  Die  nnch  bopudij^tvin 

7jährigen  Krieee  gc^cheheut*  Müuzrctiukrion  crfol^t»^  Ikbtimiiiung  >Uts 
Arbeitslohnes  der  Maurer  und  Zinunerleute.  8  IMc.  1764— 1815S.  Loc 
14;)ö7,  Dil'  Iii  Antrag  gekommene  Fixirung  1'  -  Tagelohnf*  f.  Wt  ili«- 
pcraouen  ingl.  f.  Maurer  und  Zimmerer.  17öi* — 1.>00.  Loc.  80 -HÖ.  Die 
von  ▼enchicHlenen  Landesversammhiugen  von  den  Stfinden  angetragene 
Ke.'^tiiniMtiiig  dt  >  Tagelohnes  von  WeiDspersoueu.  Loc.  30410.  Di«  Er- 
hidjung  des  Gesindelohns  bei  der  dermaligen  Teuernnp:.  1761.  --  Dre«»dnpr 
KatsarcUiv:  C.  XXIV.  71.  Die  anbefohleue  Regulirung  der  Taxen  roQ 
d.  nötigsten  Lebensbedürfnissen,  auch  Handwerker-  «.Arbeitslöhne.  1764. 
C.  XXlV.  80  Verz.  der  auf  höchsten  Befehl  regulierten  Taxen  u.  s.w.  17r^4. 
C.  XXrV.  79.  Collcctio  der  von  d.  u  Ober-  n.  Roiaitesti'n  der  Innungen 
u.  Handwerkern  eingtu'eicht« n  .Aitz^  ii^en  vom  l'reis  ihrer  Waren  u. 
Arbeitslöhnen.  1755—1764. 

*  Befehl  die  Arbt'itslr.hiH'  der  Mittlrer.   Ziininorer  a.  HandUoger 
betr.  2b.  Aprü  1764.  Cod.  Aug.  1.  Fort  L  Bd.  fi».  ö7ö. 
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er  behielt  folglich  Über  die  notdürftigste  Zehranff  5  Gr.  9  Fig.^ 
wofibr  er  das  Werkz^g  anschaffen,  Frau  und  Kinder  ernähren, 
Steuers ,  Abgaben  und  Hauszins  entrichten  y  für  sich  und  die 
8einen  Kleidung  anschaffen  und  ausbcssirn  äoUte.    ,  Wolle  daher 

ein  Geselle  die  Sein  igen  nicht  Notli  leitlen  lassen  .  so  müsse  er 
Bich  die  ganze  Woelie  mit  Wasser  und  Brot  begnügen.  Dies 
kabe  ]<eine  Kräfte  und  der  Bauherr  empfinde  dies  nachher  bei 
der  Arbeit** 

Wir  haben  die  Dresdner  Verhältnisse  etwas  aublulirücher 

Seschildert,  wdl  ach  in  den  anderen  ettohsiflcfaen  Stttdten  genaa 
ieadben  Vorgänge  abspielten.  Immer  wurde  Toraugsweise  der 
Lohn  der  l^laurer  und  Zimmerer  lierabgesetat  und  stete  suchten 
diese  sich  dagegen  in  längeren  Eingaben  zu  wehren. 

Was  nun  die  Gesindeverhältnisse  betrifft,  so  ü^ten  nadi  dem 
7jährigen  KnVgf  dif^selben  Erscheinungen  auf,  welche  wir  nach 
dem  od  jährigen  Kriege  heobaehten  k' »unten ;  besonders  über  die 
Hohe  des  Gesindelohnes  kl.igten  die  Dienstherrschaften.  Vor 
dem  Kriege,  heilst  es,  habe  ein  Knecht  1(3 — 20  Gld.  bekommeu, 
jetzt  verlange  er  40—50  Gld.;  eine  Magd  10 — 12  Gld.,  jetzt 
20—30  Gm.  Der  Mangel  an  Gesinde  sei  so  grol's.  dals  ein 
Haoswirt  &st  nicht  im  stände  wäre,  seine  Wirtschaft  und  den 
Feldbau  „hauswirtschaftlich*'  fiirtBufilbren ;  die  Felder  müfsten 
onofdenthch  bestellt ,  oder  sogar  unbesät  Hegen  bleiben.  Dabei 
herrsche  kein  Mangel  an  für  den  Dienst  tauglieben  Personen, 
aber  aus  unverantwordichem  Eigennutze  wolle  jeder  bei  dfu 
wohlteilen  Preisen  des  Getreides  und  der  Viktualien  nicht  um 
df^n  TnL'"Hohn,  viel  weniger  um  einen  Jahreälohu  arbeileUi  sondern 
heUer  zu  Hause  miilsig  autliegen  und  irgend  eine  hMuHliche 
Arbeit  betreiben.  Die  Dieustherrscbaiten  beherrsche  die  Furcht, 
dafo  das  Gesinde  keine  Dtenste  bei  derjeni«ren  Herrschaft  an- 
nehme, welche  die  BesthoDmungen  der  Gesindeordnung  beachtet 
wissen  wollte.  Die  auf  den  Dörfern  durchgängig  9ur  Gewohnheit 
werdende  bürgerliche  Tracht  verankune  dem  Gesinde  mehr  Aus* 
gaben  als  die  Bauemkleidung*. 


1  Loc.  ^548.  Die  nucb  beendigtem  Kriege  n.  8.  w.  L  Bd.  B.  5^ 
Berieht  des  T?jitf;  zu  l)ros«leii  vom  18.  Mai  1764. 

^  VkI.  Eiugabe  vou  Kittei^utsbesitseru  iiu  AmUtbe^irk  lioroa  vom 
g.  Mftrs  1764;  Ein^^be  yersehieoener  Einwohner  der  im  Kreiaamt  Dresden 
gelegenen  Dorfechaftm  v.  J.  1768  in  Loc.  6527.  Die  von  d.  StäiKhn  .  .  . 
«nr  BesseninK  ...  I.  Bd.  S.  12.  Hl.    Desgh  Landtagsvcrhandhingen 

fiass.  Es  wurden  benutzt:  Loc.  'S^jI.  Die  neu  erläuterte  uud  verbesserte 
lesindeordnun^.  1763.  Loc.  6521.  Die  von  dra  Ständen  zur  Verbesserung 
der  puhln  irten  Gesindcordnung   gemachten  Voröchlfi;,'«'.  3  Bde. 

1763/69.  Loc.  66M).  Mandat  wegen  Bauemsöbne,  2  Jahr  bei  Gerichts- 
hemi  n.  2  Jsbr  bei  einem  Bauer  als  Knecht  sn  dienen.  1766.  Loe.  6651» 
Die  von  Ständen,  von  Ritterschaft  und  Städten  beim  Landtag  1766  ange- 
brachten Gravamina  in  Jn<t\z  ii.  Polizei.  1769.  Loc.  30934.  Of  Hindeordnnng. 
IV.  Bd.  1767—1805.  Finanz-Arch.  ßep.  47.  Amt  Stolpen  32.  Loc  88040. 
Efiiehtang  eines  neuen  Erbbuehe  auch  Erbzinsbachs  u.  Dienstregitter 
im  Amt  Stolpen.  1753.  DesgL  Amt  Stolpen  58.  Loc  88084.  Benterey- 
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Danach  war  es  dem  freien  Gesinde  gelungen,  sein  Lohn- 
einkommen  zu  verbessern,  das  Zwangsgesinde  aber  blieb  an  die 
in  Erbregistern  fosto:esrtzten  Lohnsätze  gebunden.  Die  Regienmg 
des  Stiftes  Merseburg  l'and .  dals  der  Zwangslohn  dem  Gesinde 
zu  „wehe'  thue  und  sie  beantragte  —  Nov.  1761  —  in 
Drt^den  eine  gesetzlich«'  Erhölmnfr  des  Zwangslohnes,  um  ihn 
mehr  in  L  bereinstimjuuii^  niit  deii  alUciLig  gebtiegenen  Preisen 
sa  briugen.  Die  Landesregierung  erklärte  siäi  jedoch  in  einem 
längeren  Gutachten  an  daa  geh.  (>nsiliuin  (yom  18.  Deabr.  1701) 
gegen  jede  Erhöbung  des  Zwangsgesindelohnes.  Diese  wttrde, 
meinte  man,  unter  dem  Gesinde  ane  allgemeine  Bewegong  ver- 
anlassen, auch  könnten  die  Kittergüter  nicht  bestehen,  wenn  der 
Ackerbau  nicht  durch  die  Erbuntcrthanen  bestellt,  die  Haus- 
bahiiTV'  von  deren  Kindern  besorgt  werde  Ausschlaggebend 
war  aber  der  Oedanke  der  Unantastbarkeit  tler  Erbre^ister.  Pie 
Verpflichtung  des  Erbgesindes  beruhe  vielfach ,  wunie  von  der 
I^andesregierung  ausgeführt,  aut  Herkommen  und  den  Erbrejjistem, 
„daher  mul's  auch  das  Zwangsgesinde  mit  dem  hergebrachten 
wenigen  Lohn  sich  begnügen  lassen,  ohne  Absicht,  ob  es  zw 
Erlangung  des  nötigen  Bedflrfoisses  an  Kleidern  und  Wtttche 
damit  auskommen  könne  oder  nicht*"  Der  Zwangsdienst  sei 
mit  der  ursprünglichen  Rittergutsver&ssung  eingeführt  wordeo 
und  jetzt  stehe  dies  Hecht  dem  Rittei^gute  ab  ein  jus  quaesituin 
zu;  unter  keinerlei  Vorwand  könnten  die  Unterthanenkinder  eine 
Erhöhuni::  verlangen,  sie  blieben  vielmehr  vrrbimflen,  die  durch 
die  Zeitumstände  sich  verpröfsernde  Last  zu  tragen ,  wie  die 
Pferde-  und  Handfröhner  die  bchuldigen  Dienste  ohne  Entgelt 
leisten  miüsten,  wenn  gleich  das;  Futter  und  lirot  udch  so  teuer 
sei"'  ^  Aut  diesen  Bericht  hin  lehnte  der  König  die  vom  Süii 
Merseburg  befürwortete  Erhöhung  des  Zwangsgesindelohnes  ab. 

Auf  den  Landtagen  von  1703  und  1766  trat  dann  wieder 
die  Gesindefrage  in  den  Vordergrund  der  ständischen  Verhand- 
lungen imd  die  Ritterschaft  reichte  umfangreiche  Gutachten  über 
die  Verbesserung  der  Gesindeordnung  von  1735  ein.  Und  aber- 
mals stellte  sie  die  Forderung,  welche  sie  schon  1722  .erhoben 
hatte,  auf:  jedes  Kind  eines  Bauern  solle  —  ohii«^  es  „seiner 
nalürliclu  Ti  KrHlieit  zu  berauben"*  —  bei  der  Lainl vvirU5chatt 
erhalten  bii-  ibtii ;  )( (if  VeriTiderung  seines  Staudt*?«,  sei  es  durch 
Erlernung  seines  iiandwerks,  »ei  es  durch  X  erdingung  als  Dienst- 
böte  in  den  Stiidten,  oder  als  Arbeiter  in  den  Fabriken,  ihm 
▼erboten  werden. 


Acten.  Die  vun  den  Amtsuntcrthanen  zu  Stolpeu  \i.  Ostra  zum  Vor- 
werk Rennersdorf  zu  leisteoden  Dienste  und  Auslegung  des  (iesiude*. 
175:^.  Dos.rl.  Amt  Hi.hnsteiiJ  70.  Loc.  37  968.  Du-  ^trcitifr-'n  Diriistr  bt  i 
Vorwerk  ifohiiatcm.  1750.  Loe.  6192.  Verschiedeue  aus  f*amnatL  Ciei.nen 
des  Ghurf.  weg.  des  Nabrungszustandes  der  Unterthancu  ergangenen 
lYachrichten.  lim. 

^  Loc.  30410.  Die  £rhöbiixig  des  Gesindclokns.  1761. 
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Im  einzelnen  dachte  äich  dies  die  lütteiöchaft  fol^ender- 
mafsen :  am  «utäebBt  6m  Abstroms  iHndHeher  Aibeltskfttfte  in 
die  Falniken  und  In  die  Hausindustrie  sn  Terliindern,  sollten 
Sohne  und  T&chter  der  Bauern  nicht  eher,  als  nachdem  sie  Tier 
Jahfe  auf  dem  Lande  als  Dienstboten  oder  Tageltfhner  gedient 
und  einen  Geburtsbrief  ausgestellt  erhalten  hätten,  zn  flen  WoU- 
imd  Lcincnmrmufakturen  zuf^clnssen  werden;  die  Aufnahme  in 
gewissen  Betrieben  (z.  11  Tuelimacherei,  Zeugweberei )  ^^ollt*'  mir 
in  gewissen  Ausnahmefiillen  gestattet  werden.  Ferner  &oilte  die 
Auidingung  in  einem  Handwerke  nur  unter  der  Bedingnnp:,  dafs 
der  Nachsuchende  bereits  vier  Jahre  in  der  Landwirtschaft  ge- 
dient und  das  17.  Lebensjahr  bereits  Uberschritten  hätte,  erfb^en 
dürfen.  Hier  leitete  die  Ritterschaft  wohl  der  Gedanke,  cuds 
die  Innungen  einen  Bauemburschen  von  17  Jahren  als  Lebrisng 
nicht  mehr  annehmen  wOxden. 

Dann  sollte  der  Staat  die  Freizügigkeit  beschränken.  l>le 
Erfofamng  lehre^  wie  die  Ritterschaft  behauptete,  dafs  die  Wander- 
arbeiter mre  beste  Kraft  im  Auslande  ansetzten  und  als  Krüppel 
und  ungesund  zurückkehrten :  ,.zu  dem  Ende  (sollte  die  Obrig- 
keit) alle  diejenigen,  von  welchen  sie  dergleichen  Vorhaben  ent- 
decken, oder  auch  nur  zu  vermuten  Grund  habe,  unvoraüglioh 
vor  öich  foixlern  und  ermahnen  im  Lande  zu  bleibeu  .  .  .  wie 
ühirljaupt  nach  der  Kiltersciiaii  Dafürhalten,  das  in  dem  Dorfe 
eingeborne  Ucsinde  sich  ohne  vorheriges  Anmelden  bei  der  Ge- 
riciitsobrigkeit  .  .  ,  nicht  wegziehen,  viel  weniger  am  zweiten 
Orte  ohne  Attest  in  IMenst  oder  sonst  au^enommen**  werden  solle. 

Damit  sind  die  Forderungen  der  Kitteröchaft  nicht  erschöpft. 
Sie  verlangte,  dal^  alle  angesessenen  Erbgerichtsunterthanen  und 
ihre  Kinder  auch  nach  geleistetem  Zwan^sdienste ,  vorzüglich 
ihrem  ESrbherm  als  Tagelöhner  oder  ak  Gesmde  zu  arbeiten  ver- 
pflichtet werden  sollten  ;  weder  die  «Uofse**  Hdrat,  noch  der  Betrieb 
eines  Handwerkes  oder  Oesohftftes,  wdches  wie  Wollkämmen» 
-spinnen,  Korb-  und  Strohflechten  in  müfsigen  Stunden  ver- 
richtet werden  könnte,  sollte  das  Vorrecht  des  Gerichtshenm  be- 
schränken. 

Mit  der  Rechtepflege,  den  Entscheidungen  der  Gerichtshöfe, 
der  Verhetzung  des  Gesindes  durch  „Ungewisse^  Advokaten,  be- 
zeigte die  Rittcn^chaft  ihre  Unzufiied«  nheit.  Sie  erklärte  es  für 
erwünscht,  wenn  die  zwischen  drii  Outsobrigkeiten  und  ihren 
Unterthanen  schwebenden  Rechtsstieitigkeiten .  anstatt  durch  die 
kübt8|iieligen  \  orbeschiede  der  Landesregierung,  in  Gfite  durch 
die  Kreis-  und  Aruiöliauptlcute,  oder  durch  die  benach- 
barten Rittergutsbesitzer  beigekgt  würden. 

Schliefslich  ersuchten  sie  die  Regierung,  mit  den  (Jrenz- 
ßtaaten  ein  Abkommen  über  eine  gemeinsame  RegLluiig  des 
Gesindelohns  zu  treü'eu,  einstweilen  aber  .den  Gcöindelohn  um 
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^    zu  erhöhen  und  eine  Taxe  des  Tagelohues  «jleicliieitig  aufzu- 
gtellen.    Der  Zwangsgesindciohn  wäre  keinenialJs  zu  erhöhen 
Noch  nie  waren  von  der  Kitterschaft  so  weitj^ehende  For 


dem  Landta^^'  l^i*>0  61,  al'*  die  Kitt  rsc halt  den  Zwan^üdit-iist 


reichten  damaU  noch  die  Vertreter  der  IStadte  und  Luiverbi taten 
JmmedUteingabeD  beim  Ktirftelen  du,  in  denen  de  die  Freiheit 
dee  Banemtaadee  warm  verfochten.  Wie  hatten  sich  aber  mner> 
halb  100  Jahre  die  Lage  der  socialen  Parteien  verschoben.  Jetzt 
auf  den  Landtagen  von  1768  und  176(3,  wo  es  sich  um  Abwt  iir 
eines  viel  schwerer  wiegenden  Angriffes  der  Rilterachatt  handelte, 
bemerkten  nur  einmal  ganz  hciliiufig"  die  Vertreter  der  Stlidf^, 
dals,  wenn  lianernkindern  der  Zutritt  zu  den  Wolhiianutakturcn 
u.  8.  w.  veboten  werde,  die  Fai'riken  bchwer  darunter  Ici'lcu 
würden,  auch  sichiene  ilmeu  ein  derartiges  Verbot  mit  der  natür- 
lichen Freiheit  nicht  gut  vereinbar. 

Kor  die  Staatsregierung  stellte  lieh  nidit  anf  den  Stand- 
punkt einer  Klassenvertretang;  mit  kkren,  dtlrren  Worten  sagte 
sie  in  ihrem  Berichte:  die  Ritterschaft  wolle  niehts  anderes  ab 
einen  anf  Leibeigenschaft  htnauslaafenden  Zwang  Ober  ilie  Unter» 
thanen  ausüben  und  sie  ihrer  —  durch  die  gemeinen  Hechte 
und  öffentlichen  Landesj^esetre  v<  rbürgten  —  natürlicht  n  Frei- 
heit ents^'zcn.     Das  Wohl  der  ( f utsunterthanen  verlange  .lueh 
Berueksu  rif!L'-ung.   Meist  miilklen  ditae  öich  kummerli' Ii  '^rnälin  n, 
um   die  landeslierrliehen  Abiraben  ku  entrichten     liindeie  man 
sie  am  Erwerbe,  bo  würden  sie  bald  ihre  verschuldeten  Häut^er 
nnd  Gmndstttoke  verksaen  und  in  andere  LXnder  sieben.  Der 
Endaweck  der  Gesindeordnung  sei  nicht  darauf  gerichtet,  den 
einseitigen  Interessen  der  Erb-  und  Gerichtsherren  zu  dieneDr 
sondern  das  Gesinde  bei  der  Landarbeit  zu  erhalten,  damit  es 
heirate,  die  wüsten  Gut^  annehme  und  das  Land  bevölkere'. 
Von  diesen  Gesiehi spuckten  ausdrehend,  kam  die  Landesre^erung 
in  liiiigerer  Ausluhrung  —   ihr  H<  rieht-  ibt  o()  Foliobeiten  lAUg 
—  dazu,  last  alle  Forderungen  der  b'ittersehatt  abzulehnen. 

I  nd  dech  willigte  auf  dem  Laiidia^^e  von  Mij'd  die  ll»'^ 
gierung  in  eine  Revision  der  Gesindeordnuiig  ^  gleichzeitig  aeh&rlic 
sie  in  einem  Oeneral-Befebla  vom  81.  Min  1764*  die  genaue 
Beobachtung  der  alten  Gesindeordnung  ein  und  wies  die  Obrig- 
keiten an,  das  mufsige  Gesinde  mit  Strafen  zur  Annahme  ynm 
landwirtschaftlichen  Diensten  aa  awingen. 

Noch  einen  Schritt  weiter  gin^  die  Regierung  nach  den 
Iiandtagsverhandlungen  von  1766 ;  em  Mandat  vom  6.  Kot.  17^ 

t  Eingaben  der  StAnd«  vom  25.  Okt.  1768,  17.  Juli  1766.  L4>e.  6fidrr. 

Die  vrrn  vl.-t,  Stfln.I.  n     .  .  T.  lk\.  Bl.  37.  40.  .'»r,. 

•  Vom  2H.  Juli  176^  Loc.  6527,  Die  von  deo  ÖtADden .  . .  Bd.  L 

•  Cod.  Aug.  L  Fort.  1.  Bd.  öw  874. 
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fthrte  die  vierjährige  Zwangsarbeit  füi'  landwirtschaftliches  Ge- 
sinde ein.  Damit  hatte  die  Ritterschaft  das  seit  1722  anL'estrfhtf^ 
Ziel  errmrht.  und  fin  neuer  überaus  harter  I)niek  war  aui  die 
unteren  K1;i<slii  gelegt  worden.  Wenn  auch  in  erster  Linie  die 
MachtbttUung  und  der  politische  Einflufs  der  (.Trundbesitzer  alle 
widerstrebenden  Strömungen  tiberwaud  und  die  iiegierung  beein- 
flnlkte,  so  waren  doch  auch  bei  Erlafs  des  Mandates  nodi  andere^ 
aUgemeine  wirtachaftspolitisolie  Erwttgungen  marsgebend.  Diese 
werden  klarer  hervortreten,  wenn  wir  kons  die  SteUong,  welche 
die  Regierung  g^en  den  Dorfhandel  und  das  Hansieren  ein- 
nahm, betrachteo* 

Wie  man  im  Anfange  des  17.  Jahrh.  durcli  Verbote  die 
Ausbreitiini^  der  Hausindustrie,  freiHch  vergeblich,  zu  beschränken 
verauchtf,  >o  seit  dem  des  Jalirh.  den  Hausierhandel  und 
die  aut  dem  Lande  betriebene  Kramerei.  Auf  einzelne  seit  1719* 
erlassene  Mandate  u.  s.  w.  erfolgte  nach  dem  7jährigeu  Kri^e 
ein  grOfsercB  planvolles  Vorgehen. 

Am  2.  Dez.  17G3  erging  der  Befehl  -  an  das  General- Accis- 
Kollegium,  die  Dorfaocisordnnng  an  revidieren  und  den  ehu»- 
fissenen  starken  Dorfhandel,  d^  Ordnungen  gemftls,  in  die  Stftdte 
sn  verweisen.  Das  Kollegiam  wies  in  einer  fingeren  Entgegnung 
daiFSaf  hin,  was  alles  seit  vielen  Jahren  von  ihnen  in  dieser  Sache 
vergeblich  geschehen  sei ;  aber  in  Wahrheit  feldte  diesem  Kollf^i^ium 
der  rechte  Ernst  Wie  das  Geh.  Pinanzkollegium  f-rblickte  es 
in  jeder  Erweiterung  des  Handels  einen  \'ortfÜ  tur  da^  Lnrid, 
in  jeder  Einsclininkung  einen  Nachteil;  beide  KüIIc^Hi  m  r^uciiten 
innerhalb  der  Ke'nerung  oft  in  recht  einseitigem  Hessoitiiitcresse, 
die  Bedurfnisse  des  Handels  und  des  Gewerbes  zu  befriedigen, 
Während  die  I^andesregierun^  die  Landwirtschaft  vertrat  Zwisäen 
diesen  Kollegien  herrschte  deshalb  viel  Zank  und  Streit 

Gleich  nach  dem  7  jähricen  Kriege  wurde  eine  ganse  Reihe 
von  Verordnungen  und  Befehlen  erlaaien,  welche  das  Hansieren 
verboten,  so  am  16.  April  1764  (wider  das  Hausieren  mit  ans- 
Iftndischem  Zwillich  u.  s.  w.),  am  12.  Dez.  1 7r>4  (das  unbefugte 
Hausieren  mit  Strumpfwaren),  am  3.  Juni  1765  (unzulässiges 
Hausieren  und  Handeln  mit  leinenen  Waren)  ^,  vgL  femer  die  Be> 


•  Vgl.  General  v.  10.  JuH  1719;  Maudat  vom  15.  Sept  1750  (wider 
das  Haiisiren  in  Städten  n.  nnf  <1.  Lamlc  nebst  ErlTiutening  vom 
10.  Juni  1751);  General  v.  28.  Juni  1751  le»  gestattete  den  Erzgeb.  Unter- 
tbanen  das  HenuntrAffen  von  Spitsen,  knncer  Ware),  n.  General  vom 
2.  Jan.  1754.  —  Desgl.  Loc.  2345.  Die  EinschrJinknng  de»  Dorf  Imndelg 
und  der  Handwerker  auf  .lern  T  ni-lf  1  IM...  1T0M8O4.  Loc.  1427.  Die 
KinscLraii kling  des  Dorf  linudel«  uua  der  Handwerker  auf  dem  Lande. 
1766.  Loc.  1 1 090.  Das  Hatuiren  in  den  StSdten  mid  snf  dem  Lande, 
ingl.  liederliche«  Cosind.-.  17"0  ISO.". 

*  Loc.  2344.  EinHchräukung  des  Durt'handels.  Bd«  L  S.  2. 
«  Cod.  Aug.  L  Forta,  L  Bd.  S.  878.  892.  900. 
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fehle  vom  29.  Juni  1765,  vom  13.  bept.  1765  ^  Das  wich- 
tigste Gesetz  aber  ist  das  Mandat  vom  28.  Jan.  )7r)0*:  wc^en 
Kinsclir.inkimg  des  Dorfhandels  und  der  llitiidvvtiktr  aut  N  lu 
Laiidü.  Die  Tendenz  dieses  Gesetzes  ist  in  der  Einleitung  klar 
ausgesprochen.  Um  den  VerfiiU  der  stadtiachen  Nahrung'  zu 
▼erhüteoy  wird  HandeL  und  Gewerbe  in  die  Städte  verwiesen 
und  die  Zahl  der  auf  dem  Lande  zu  duldenden  Handwerker 
beBtimmt.  Gleichzeitig  soll  die  lündlicbe  Bevölkerung  keine 
bürgerlichen  Gewerbe  auf  den  Dörfern  treibe  ^  um  zu  ihrer 
ursprünglichen  Bestimmung:  der  Arbeit  in  der  Landwirtscliaft, 
zurückgebracht  zu  werden.  So  hoffte  man  den  Mangel  an  Ge- 
sinde und  Tagrlöhnem  zu  beseitigen,  die  Landwirtschaft  iu  einen 
besseren  Anbau  zu  bringen  und  überh.iupt  für  Stadt  und  Land 
ein  alle  Teile  befriedigendes  Verhältnis  herzustellen. 

Im  übrigen  bestimmte  d^s  ^fnndat,  dafs  in  jedem  Dorfe 
nur  eine  Person  Kramerei  treiben  dürfe;  es  schränkte  den  Hand- 
werksbetrieb sein*  ein  und  verbot  die  Errichtung  von  Manu- 
faktureu  und  Fabriken  ohne  besondere*  Konzessionen  auf  dem 
Lande.  Die  Durchführung  dieser  L>estimmungea  wurde  nicht 
dem  den  Handel  begünstigenden  FinanakoUegium »  sondern  der 
agruiache  Interessen  ▼erfolgenden  Landeeregiemng  übertragen. 

Dieselben  Grundgedanken  finden  sich  wieder  in  dem  Man- 
dat von  1766^.  Es  bestimmte,  dals  jeder,  der  vom  ßauern- 
stande  abstamme,  nach  voUenaetem  14.  Lebensjahre  —  mdit 
eher,  weil  sonst  die  Eltern  die  Kinder  leicht  dem  notwendigen 
Schulunterricht  entziehen  könnten  —  vier  Jahre  in  Sachsen  in 
der  Landwirtschaft  dienen  müsse.  Zwei  Jahre  davon  hatte  der 
Unterthan  ^  vorzüglich bei  der  Gerichtsobrigkeit  absudienen. 
Die  Obrigkeiten  wurden  ermahnt,  sich  gegen  „das  zum  Dienst 
gezwungene  Gcsir.  Ir  der  I^illigkcit  gemiifa  zu  bezeigen  und  alle 
ungebfihrlichen  Harten  zu  vermeiden.  Als  Motiv  zu  dem  Gesetz 
führte  das  Mandat  an:  die  Wohlfart  der  siiehsischen  Laude  durch 
mcigliehste  Begünstigung  des  Ackerbaues  /u  fördern,  den  Land- 
wirten tüchtige  Knechte  zu  verschallen  und  die  aus  dem  Bauern- 
stände herkommenden  Personen  in  der  Landwirtschaft  an  er- 
halten. 

Der  bekannte  sächsische  EameraUst,  Professor  Rössig  in 
Leipzig,  meinte»  dieses  Mandat  gebe  einen  neuen  Beweis  von  der 
gesetsgebenden  Klugheit  Sachsens  in  Foliseisachen,  es  bestätige 
den  Ruhm,  wie  weit  man  von  Sirenge  in  der  Regierung  entfernt 


'  r.Ml.  Aug.  I.  Fort.  L  Bd.  S.  902,  904. 
-  Dcsgl,  S.  942. 

»  Mit  Erläuterung  vom  31.  März  17G7.  (Cod.  Aug.  L  Port  I.  Bd. 

S.  91s.)  Am  Juli  1766  war  der  Landosn-^^iennji'  der  Aaftr.ig  zur 
A)>f:i«^  ini«;  des  Mandates  zugegangen ,  am  10.  Nov.  Konnte  schon  die 
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sei;  diese  sanfte  Art  zu  Iicrrscheii  sei  das  Band,  welehes  den 
Unterthan  an  das  L  ind  fessele  \ 

In  der  Praxis  zeigte  sich  bald,  dal's  dies  Mandat  eine  Lücke 
besals  und  leicht  uuigangen  werden  konnte.  Alle  diejeninjen, 
welche  schweren  körperlichen  iVustrengunffen  nicht  gewachsen 
'warm,  konnte  die  Landesregierung  von  den  vier  Dienstjahren 
]owpreGiien.  Zu  dem  Dispenaationsgesttehe  batte  der  BitteleUer 
ein  äntlicfaea  Zeiigilifl)  ein  Prieatenseugnia  u.  a.  w.  beisabrineeo; 
die  Kosten  hierfür  waren  hoch  und  Detrugen  Uber  2Vs  Tnlr,; 
da  anch  aar  AbfiiBsnng  eines  GesacÄiea  ein  Advokat  hinsugezogen 
werden  mufste,  war  ärmeren  Bauern  dieser  Weg  meist  abge- 
schnitten Ein  Übolstand,  der  in  spfiteren  Verhandhingen  oft 
hervorurhobeu  wurde.  Auch  pflegten  ( Jerichtsherrn  oder  deren 
Pachter,  naeh  den  Angaben  des  hervorragenden  sächsischen 
^^taatsrechtslehrers  von  Römer,  auf  die  zwei  Dienstjahre  zuverzicliten 
und  gegen  Bezahlung  ein  Zeugnis  auszustellen,  dals  der  Betreffende 
wirluich  bei  ihnen  gedient  Juibe:  „so  viel  muia  man  dberiiaupt 
gestehen,  daTs  der  Bauenistaad  in  Absicht  der  ledigen  und  iman* 
SHSBigen  Personen,  durch  den  Dienstzwang  sehr  geob*ttckt  wird"'. 

Dann  aber  forderte  das  Mandat  die  Ausbreitung  der  FVibriken 
auf  Kosten  des  Handwerks.  In  eine  Fabrik  oder  Manufaktur 
konnte  jeder  ungehindert  eintreten;  nur  wer  als  Lehrling  in  eine 
Innung  aut'genomni*^n  werden  wollte,  mufste  vorher  die  vier 
.lalire  dienen.  Docii  in  denjenigen  Gegenden  Sachsens,  wo  e3 
keine  Fabriken  gab,  litt  der  Bauemsohn  unter  der  vollen  Strenge 
des  Gesetzes. 

Daa  Mandat  bedeutete  einen  der  schwersten  Eingriffe  in  die 
persönliche  fiVdheit  des  Banem  und  Tageldhners.  Es  beschiänkte 
die  freie  Wahl  von  an  und  fUr  sich  erlaubten  Gewerben.  Nur 
wenn  es  der  Wohlfart  des  Staatea  gedient  hätte,  wäre  es  be- 
rechtigt und  entschuldbar  gewesen.  Wie  die  Folge  zeigte,  nützte 
es  d<*n  f  JutsUesitzem  wenig  und  verhinderte  das  Heranbilden 
eineü  btammes  tüchtiger  Handwerker;  es  vermehrte  aber  durcii  den 
Zuzug  von  Arbeitern  in  die  Fabriken  die  pro!etnrierh?ifte  Be- 
völkerung auf  dem  Laude  und  verstärkte  »chliefslich  den  ächwertjn 
Druck,  der  auf  den  unteren  landwirt^chattlichen  Klassen  lastete. 

So  leicht  es  nun  ist,  Uber  dieses  Mandat  ein  absprechendes 
Urteil  SU  Bitten,  man  mufe  trotzdem  anerkennen,  dafo  es  der 
erste  gröfsere  Versuch  war,  ein  Problem  &u  lösen,  yor  dem 
unsere  \^  l  v  iter  ebenso  ratlos  dastanden,  wie  wir  heute. 

Dem  I  1  n  {wirtschaftlichen  Beruf  haftet  vor  allen  anderen  eine 
Eigentümlichkeit  an:  nur  wer  von  Kindesbeinen  auf  dem  Lande 
gelebt  hat,  besitat  die  Fähigkeit  ein  Landwirt  zu  werden i  man 

^  *  Riis.Hig  K.  (t.  Versuch  einer  pragumtischeu  üeschiciitc  der 
Ökonomie ,  r»lizei-  iiimI  fünneralwittsenRchafton  seit  dem  XVI.  Jahrb. 
Lpipz.  17^1.  l.  Tl.  S.  G7. 

^  Üiimer,  tStaalnrecht  und  btatiätik  deö  Kurt*.  »Sachneu.  Luipz.  1792. 
3.  Tl.  S.  104.  Koto  a. 
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mul's  gleichsam  in  die  Laiidwirtßcliaft  liioeingeboren  werden; 
anderä  in  allen  übrigen  Erwerbsarten ;  hier  könoen  wir  ohne 
Naehteil  euien  ständigen  Wechsel  des  Berafet  Tom  Vater  sum 
Sohne  beobachten.  Die  Landwirtschaft  nimmt  nicht  andenrMrto 
losgelöste  Kräfte  In  sich  auf;  kein  Übergang  aus  euiem  anderan 
Berufe  zu  ihr  findet  statt;  die  Kräfte,  welche  sie  bedarf,  müssen 
folglich  auch  von  ihr  erzeugt  werden.  So  lange  die  Landwirt- 
schaft das  ausschlaggebende  Gewerbe  war,  konnte  sie  ohne  Nach- 
teil ihre  überschüsaip;en  Kräfte  anderen  Henifen  abgeben ;  nber 
mit  dem  Aufblühen  der  Industrie,  mit  der  Entwicklung  moderner 
Wirtschaftsformen ,  wui'den  auch  der  Landwirtschaft  die  ihr 
nötigen  Kralte  entzogen.  Da  sie  nur  in  sich  selbst  Ersatz  ihrer 
Kräfte  finden  konnte,  ^alt  m  das  Problem  zu  lösen,  die  in  der 
Landwirtschaft  Geborenen  und  Ensogenen  bei  ihr  su  erhalten. 

Der  Gedanke,  von  dem  das  Mandat  ausging,  war  ein  gana 
richtiger.  Wer  bis  zu  seinem  19.  Lebensjahre  ausschlielsiich  in 
der  Landwirtschaft  arbeitet,  hat  die  notwendigen  Krüfte  und 
auch  meist  die  Neigung  flir  diesen  Bemf  gewonnen;  seltener 
wird  er  noch  sum  Gewerbe  nnd  zur  Industrie  über^en;  der 
Weg  dagegen,  den  das  Mandat  einschlug,  um  dieses  Ziel  su  er- 
reichen ,  mufste  zu  einer  Schwächung  des  StaatskOrpers  ftlhren 
und  Bchliefslich  scheitern. 

Es  bedurfte  noch  längerer  Verhandlungen  nach  Schluls  des 
Landtages  1763,  bis  endlicn  am  16.  Nov.  1769  die  „neu  erläuterte 
und  verbesserte  Gesindeordnung"  veröflfentlicht  wurde  (Cod.  Aug. 
L  Fort.  L  Bd.  S.  968).    In  der  Hauptsache  ist  sie  nur  eine 

redaktionelle  Umarbeitung  der  Ordnung  von  1 735 ;  die  Strafen 
gegen  müfsigee  0«>sinde  werden  verschärft,  das  V  erbot  aller  (^le- 
sindemakelei  au  i  recht  erliaiten.  Wieiitig  sind  die  weitjjehenden 
Bestimmungen  il  er  die  Minderung  der  bürgerlichen  Ehre  des 
Gesindes  und  seiner  Beschränkung  in  der  ProzefsfUhruiig.  Der 
iiichter  soll  das  Gesinde,  weuu  es  seine  Herrschaft  verkhigt,  ab- 
weisen,  nur  wem  das  Korreklionsrecht  ttberadiritten  erraeint, 
darf  er  einschreiten,  jedoch  nicht  su  sofortig  Vernehmung, 
sondern  suerst  soll  er  bei  der  Dienstherrschaft  Erkundigung  ein* 
aiehen.  Ergiebt  sich  daraus,  dafs  dne  Untersuchung  angeseigt 
wäre,  so  bat  der  Richter  bei  Üerrschaften  von  distinguiertem  Stande 
Bericht  an  die  Landesregierung  zu  erstatten  und  deren  fernere 
Woisunn:  abzuwarten.  Wurde  ungerechtfertigter  Weise  dem  Ge- 
sinde der  Vorwurf  eines  intamierenden  Verbrechens  gemacht,  so 
durtte  nieht  auf  Abbitte  oder  Ehrencriiiärung  erkannt  werden ; 
das  Gesinde  mulste  sich  „mit  einem  blofsen,  auch  allentaii.^ 
au  lö  er  gerichtlichen  Erlveuutms  über  seine  Unschuld''  be- 

S lügen.  In  Irrungen ,  die  zwischen  Gutsherrschailen  und  ihren 
ntertfaanen  tlber  £rbregister,  Recesse,  Verträge  entstanden,  war 
kein  Prozefs  gestattet;  nach  „vorgängiger  Cognition*  sollte  so- 
fort entschieden  werden.  Advokaten ,  die  das  Gesinde  in  der 
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Führung  sdner  Rechtsansprüche  hätten  unterstützen  können, 
worden  Terwanit,  in  Gennaesachen  fVoMsae  so  fllhren. 

Dagegen  waren  die  Fordeningen  der  KiiLeiscliaft  auf  wi  itere 
Ausdehnung  des  Zwangsdienätes  nicht  bewilligt  worden,  und  die 
Beschiflnkungen  dar  letsten  Oidnimg,  wie  dais  kein  G^ariditBhenr 
mehr  Zwangsgesinde,  ab  er  in  seiner  HanehaltuDg  bnmche^ 
hiJten  dOfft^  worden  balbebalten« 

Ein  eigner,  neu  hinzugekommener  Titel  handelte  vom  die- 
Ilüdieii  Qenndei  Im  Lanm  der  Jahrhonderte  hatten  die  An* 
siehten,  ob  ein  Haoadiebrtahl  hirter  oder  milder  so  beorteilen 
sei,  gOBohwankt  Bis  in  das  I  'i  Jahrh.  herrschte  in  Sachsen 
die  mildere  Auffassung  vor.  Die  Konstitution  Knrftlnl  Aogusts 
von  1572  —  T.  2S  von  dem  Diebstahl  der  Hausgenossen  —  hob 
jeden  Unterschied  zwisclifn  einem  gewöhnlichen  und  einem  Haus- 
diebstahl auf.  Eö  scheint  aber,  als  ol)  diV  Oprielitahöfe  „allerlei 
Interpretiitionen  und  (Jbservationen^  daran  geknüpft  hätten,  denn 
ein  Mandat  von  1719  —  wegen  geschwinder  Exequirung  wider 
die  Diebe  und  Räuber  —  will  wieder  den  gemeinen  Hausdieb- 
atahl  nadi  dem  Imehstilfalichen  Inhalt  der  Konslitntion  beatnft 
wiaeen  Hierin  folgt  die  Gesindeordnong.  Die  Straft  war  eine 
sehr  hohe.  Qesinde,  das  auf  einmal ,  oder  anoh  nach  nnd  nach 
Sachen  aber  12  Thlr,  an  Wert  gestohlen  hatte»  sollte  gebangt 
werden. 

Auffällig  berührt  es,  wenn  man  eingedenk  der  Verbote  im 
16.  Jahrh.  jetzt  liest,  dafs  Leinsäen  für  das  weibliche  Gesinde 
gestittet  sei.  Ein  writerer  Beweis,  wie  zähe  das  Gesinde  auch 
unter  einer  ungimstigen  wirtscliaitlichen  Lage  und  unter  dem 
Drucke  der  Ge^tzgebung  an  einmal  errungen^in  Vorteilen  fest- 
zuhalten wnfste.  —  Die  Gesind eordnung  ermahnt  ferner  die  Herr- 
schaften, dem  Gesinde  den  sauer  verdienten  Lohn  aus  unge- 
gründeten UrBachen  nicht  ▼onmenthalten»  oder  ihn  gar  an  ent- 
niehen;  sie  sollen  sich  billig  und  chrisdich  gegen  das  Gesinde 
betrafen. 

Aolser  einer  Taxordnung  für  den  Gesindelohn,  «ifhslt  die 
Ordnung  auch  eine  Taxe  des  Ti^e-  und  Botenlohns,  eine  Taxe 
für  Ta^öhnerinnen  fehlt.  Die  Geldlöhne  sind  etwas  höher  als 
17:35  angesetzt;  im  Vergleich  zu  den  fioggenpreiseil  haben  sie 
aber  den  niedrigsten  Stand  erreicht. 


^  Cod.  Aug.  L  Bd.  8.  1900,  ygL  ferner  Reskript  Tom  la  Jan. 

1721 .  die  Remission  und  Restitution  des  geringen  u.  HausdiebstaUs 
betr.  Cod.  Aug.  L  Fort.  I.  Bd.  S.  1937  umi  desgl.  v.  7.  Juni  1721  eb. 
S.  llMiö,  auch  die  Erl&utenmg  v.  26.  April  1720:  wie  es  im  Sprechen  zu 
halten,  wenn  ein  Hausdli  b  vor  der  Inquisitioa  das  ÜMtnm  gestehet, 
auch  poenitiret  und  lestitairet  eh,  & 
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Gesindelöhne  im  Heifsner  Kreis. 

Gesinde- 

Vogt 

Scbimnei  st  er 

Grofakneelit 

u-ia.  ocn.  Kogg. 

i.»ia.     r>rü.  j\ogg. 

Gld. 

1661 

12—16  9—12 

14— Ifi     IOV2— I- 

10—12 

12—18  5 — 7 

14 — 16     5'-8— 6 

12—14 

5-5'  i 

I76U 

12-  23  4«/«-5«/4 

16-20  4-5 

16—18 

4~4>i 

Gesindo- 

Mittelkiu'cht 

KüBemutter 

Grofsmacrd 

ordiitniLr 

(Jltl,      Seil.  Hngg, 

nid.  Sch.Kogg. 

Gld. 

8_9        6— G'-ze 

5—6  3'/»-~4'« 

5-6 

3'i8— 4',t 

im 

8-12    3'/4— 5 

8-9  3V4-d>/2 

7—9 

1769 

12-15  S-3V4 

9-11  2V4— 2«/4 

9—11 

2V4-2»/4» 

Aus  den  wenn  auch  niclit  zaldreichen  Lohnangaben  in  den 
Al.ton  lind  in  der  Litteratur  ergiebt  sicli,  dafs  die  Lolmtnxp  den 
aui'  dem  Lande  gezahlten  L^)hnf'n  erii8))racdi.  Dies  plt  ohne 
Ausnahme  ftir  die  weiblichen  (!  sindelöhnc;  höhere  (Tt>sindvlöhne 
kommen  nur  im  Leipziger  Kreis  und  dar  Lommatzsclier  Pfl^e  vor. 

Von  Ordnung  zu  Ordnung  hat  sich  der  Druck,  den  die  Gesetz- 
gebnDg  ausübte,  veradiärft;  das  Mandat  von  1766  und  die  Ge> 
amdeonliiuDg  von  1769  bezeiclmen  den  Höbepunkt  dieser  Be- 
wegung.  Zu  kdner  Zeit  hat  der  Gesiudelohn  im  Verhältnis  m 
den  Getreidepreisen  so  niedrig  gestanden»  und  obgleich  die  Quts* 
besitzer  bei  gestiegenen  Getreideprcisen  nur  die  alten  Löhne  za 
bezahlen  lialten,  fahren  sie  doch  fort,  über  die  IIölic  des  Ge- 
sindelohnes zu  klagen  und  vom  Staate  Lohntaxen  zur  Hebung 
der  Landwirtschaft  und  fi<'s  Ackerbaues  femer  zu  verLm^'^cn. 

Bis  1835  hat  dit  -*-  (ie>ctzgcbiing  gegolten.  Ein  langer 
Zeitraum,  innerhalb  «.U.>sen  sich  ein  völliger  Umschwung  in  den 
wirtschaftlichen  Verhältnissen  und  politischen  Ideen  vollzog. 
Unsere  Au%abe  wird  nun  sein,  su  zeigen,  welche  Kräfte  dieseo 
Umschwung  bewirkten. 

'  l)h'  rJosindoordniiiig  von  IG'n  ffdirt  an:  Scliirriiicl-tr-r,  der  k.-in 
Geschirr  maclieu  kaiiii  (Grofsknetdit)  iiud  Eneke  (Kleiiikneclir):  die  Um- 
recbnuDg  nach  dem  Durchschnittsroggeupreis  von  1651—1661,  von 
1782—1741,  von  1762—1771  in  Dtesätm 
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Die  Landwirtschaft  nach  dem  7jährigen  Kriege  und 
der  Bauernaulstand  von  1790. 


Der  Verlauf  uoüerer  Untersuchunu  hat  gezeigt,  welchf»  innigen 
Wechselbeziehuiij^en  zwischen  dem  (tcsinde  und  der  Laud Wirt- 
schaft bestellen;  auch  die  fernere  Entwicklung  —  Ausgang  des 
18.  JahrhimdertB  und  Anfang  des  19.  Jahrhunderte  —  be^tigt 
diesen  Zusammenhang.  Die  grofse  iandwirtschaftlicfae  Refomv- 
bewegung,  die  schfiefslich  zu  einer  vöUigen  Umgestaltung  der 
Landwirtschaft  fUhrte,  änderte  auch  die  Lage  des  Gesindes;  ihr 
ist  in  erster  Linie  die  Hebung  des  Gesindestandes  suzuschreiben. 

Es  wird  deshalb  notwendig  sein,  ohne  doch  eine  erschöpfende 
Darstellung  d^r  r^^narischen  Bewegungen  zu  'j'^l»"n,  in  Kürze  die 
Lage  der  Lind  Wirtschaft  wie  di^  Bestrebungen,  die  in  ihrem 
Kreise  sieh  geltend  machten,  zu  itetrachten. 

Bis  in  den  7  i;lhn*gen  Krieg  hinein  reichte  die  Hausvater- 
litteratur;  kaum  kann  man  bei  ihr  von  einem  Fortschreiten  der 
Landwirtschaft  sprechen.  In  den  fruchtbaren  Niederungen  Sadisens 
war  durchgängig  die  Dreifelderwirtschaft  mit  ihrer  Dreiteilung 
der  Felder  in  Brache^  Winterkorn  und  Sommerkorn  gebräuchlich. 
Ein  ideiner  Teil  der  Brache  wurde  mit  Uöhren,  Wicken,  Erbsen 
u.  s.  w.  beöömniert,  nur  so  riel  als  man  fbr  den  eignen  Haus- 
halt bedurfte.  In  den  gebirgigeren  Gegenden,  vorzugsweise  im 
Erzgeltin:'*,  wurde  roHi  eine  halbwilde  Feldgraswirtschaft  be- 
trieben Uli:  Irei  Korn-  und  achtzehn  VVeidejahren,  oder  es  folgte  n 
Korn,  Lein  und  Korn,  drei  Jahre  Hafer  mit  einmaliger  Düngung 
auf  fiinf  Weidejahre;  kam  auch  vor.  dafs  man  das  Feld  12, 
16,  sogar  20  Jahre  ruhen  und  bich  beraseu  liels.  Die  alte  exieu- 
aye  Wirtschafbweise  herrschte  noch  durchaus  im  Lande.  Auf 
den  kursächsischen  Domänen,  welche  doch  als  Musteigttter  gelten 
konnten,  sanken  Roh-  und  Beinerträgnisse  beständig  in  der  ersten 
Hälfke  des  18.  Jahrhunderts;  die  DUngerproduktion  erreichte 
ihren  niedrigsten  Stand. 
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Es  schien  ,  als  ob  es  ans  diospr  trostlosen  Lage  keine  Be- 
treiung  gebe.  Em  intrlHgenter  Ivitii  rgutäbesitzf-rstand ,  der  mit 
höherer  Bildung  und  weitcrem  Riick  als  der  i^ekiiechtete  Bauer 
sein  Out  zu  bewirtschaften  vermochte,  war  im  Schwind<'n  be- 
griflen.  Der  Adel  drängte  sich  in  die  Civil-  und  Mili türstellen 
und  fand  an  der  Landwirtschaft  kein  Vei^ügen.  Die  gröfseren 
Guter  wurden  verpachtet;  meist  waren  die  Pachter  die  Söhne 
von  Bauern;  eine  höhere  Bildung  besalsen  sie  nicht,  doch  pflegten 
sie  die  Gutaunterthanen  tyrannisch  au  behandeln  und  die  Fronen 
in  drückendster  Weise  einsuiordem;  auf  eine  Verbesserung  der 
Landwirtschaft  aber  waren  sie  nicht  bedacht'» 

So  verharrte  die  Landwirtschaft  in  den  veralteten  Formen 
des  Flurzwanges  und  der  Oemcngewirtschaff :  nur  nach  r  mer 
Sehe  zeigte  sich  ein  Fortachritt:  auf  die  Viehzucht,  besonders 
auf  die  Schafzucht  legte  man  groCses  Gewieht;  dadurch  gewann 
aber  wieder  das  Hut-  und  Triftrecht  au  Wert.  Dieöe^»  Kticht 
war  ursprünglich  allen  Dorfgenossen  gemdnsam.  Man  unter- 
schied in  Saäisen  den  Anger  oder  aSgemelnen  HutongsplalE, 
auf  den  alle  Arten  Vieh  getrieben  werden,  und  den  Heynicfaty 
auf  dem  immer  nur  eine  bestimmte  Sorte  Vieh  weiden  doifte. 
Durch  altes  Dorf  herkommen  war  die  Zahl  des  Viehs,  die  ein 
jeder  austreiben  konnte,  bestimmt;  sie  richtete  sich  meist  oadi 
dem  Hufenbesitz.  Die  Koss-itf^n  und  Gärtner  waren  in  der 
Viehhaltung  beschränkt;  fast  niemals  hatten  sie  das  Recht,  auf 
den  Heynicht  Vieh  zu  treiben.  Häuslpr  durften  kein  Zugvieh, 
Hausgenossen  überhaupt  kein  Vieh  lialt  ii.  Die  Dorfordnungen 
suchten  die  Zahl  des  Viehes  den  Weideplätzen  anzupassen,  und 
ängstlich  uberwachten  die  Bauern,  dafs  niemand  sich  herausnaiim, 
niu^ebQhrlich  viel  Vieh  auf  die  Weide  su  traben.  Zwehnal  Im 
Ja&e  pflegte  man  in  den  Dörfern  das  Vieh  anr  Kontrolle  an 
sählen.  Bei  der  Eoppelhutung  verpflichteten  sich  mehrere  Dörfer, 
ihre  Hutungsplätze  wechselweise  abweiden  zu  lassen;  bei  ihr 
waren  die  Verhältnisse  der  Dörfer  unter  einander  oft  sehr  ver- 
wickelt,  und  sie  veranlafste  zahlreiche  Prozesse. 

Die  Vorteile,  welche  die  Scliafzucht  bot,  wurden  zuerst  von 
den  Gutäherren  wahrgenommen;  baid  bildete  das  Hut-  und  Trift- 
recht  das  ^\  ^rtvoll8te  Recht  des  Rittergutes.  In  den  alteren  Erb- 
registeru  war  meibt  aueh  die  Zaid  des  auf  dem  Rittergute  zu 
haltenden  Viehs  bestimmt  worden.  Bald  suciiteo  öich  die  Guts- 
herren Ton  diesen  Fesseb  zu  befrden ;  in  befiel^er  Ansahl  Kelsen 
sie  ihr  Vieh  auf  die  Weideplätae  treiben;  was  ntttate  es  jetat  dem 
Bauern,  wenn  er  in  seinem  Dorfe  die  alte  Ordnung  innehielt, 
während  Uber  die  alten  Weideplätze  hinaus  das  Ixittcrgut  neue 
zu  erwerben  suchte^ .  Hatte  das  Vieh  erst  einmal  eine  Zeit  Uog 
auf  einem  Felde  geweidet,  so  galt  dies  als  durch  Herkommen 


*  (Rockstroh)  Sehubart,  Edler  von  Kleefeld.   Leipzig  1841. 
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geheiligt  Besonders  die  Schäfer  auf  den  Rittergütern  wagten 
derartige  Übei^'ffe;  sie  standen  nicht  wie  das  Gebinde  in  Lohn 
und  Kost,  sondern  sie  hekamen  einen  Anteil  an  dp!n  Hoinertrage 
oder  einen  bestimmten  Betrag  für  j^es  Schaf;  ihr  iniensse  ging 
darauf,  nioglichet  viel  Vieh  hahen  zu  können;  sie  waren  eine 
gcwaltthätige,  mit  den  Bauern  verfeindete  Menöcheakla^öe,  die 
es  mit  dem  Beehte  nicht  genan  luüimK 

Die  Htttung  auf  den  Broch-  und  Stonpelföldera  hinderte  jede 
Fortentwicklung  der  Landwirtschaft  Wie  lange  die  Felder  ndt 
Vieh  betrieben  werden  dorften^  bestimmten  die  Hutungstermine. 
Bei  der  Einführung  des  gregorianischen  Kalenders  1700  wurde 
an  den  alten  TermineTi  f'  stgehalten ;  die  Kla^e  war  allgemein, 
dafs  sie  den  Futtermangel  verursachten.  Aber  noch  andere 
Nachteile  ergab  die  Hutung.  Dem  Landwirte  waren  die  Feld- 
irüchte  vorgeschrieben;  denn  er  konnte  nur  Frllchte  anbauen, 
deren  Einte  beendigt  war,  wenn  der  Uutuugstermiu  fallig  wurde. 
Dieee  waren  nun  auBscfalielslich  auf  die  Oetnidearten  bereoJmet; 
der  Anban  vmt  Fatterkräutem  oder  HandeligewachMn,  welche 
erat  wSfarend  der  Hutung  hätten  geemtet  werden  können,  war 
dem  Landmanne  dadurch  unmOgtich  gemacht.  Noch  mehr,  falU 
den  Bauern  Mifs  wachs,  Hagel  u.s.  w.  traf,  konnteer  nicht,  etwa 
versuchen,  den  Verlust  durch  eine  nochmalige  Bf^stdlunc^  d**r  Acker 
auszugleichen,  denn  dann  wjiren  die  Feldiruchte  erst  wahrend 
der  Hutungszeit  reif  geworden^  und  oime  Erbarmen  hätte  der 
Schäfer  durch  sein  Vieh  die  Felder  abweiden  lassen.  So  weit 
ging  die  Rücksichtslosigkeit  der  Schäfer,  dals,  wenn  durch  uu- 
gOnstlge  Wittenmg  versOgerty  Koni  und  Hafer  bei  Bcjgpnn  der 
fintang  nicht  ausgereift  war,  der  Bauer  das  unreife  Getreide  ein- 
ernten mniste,  wollte  er  es  nicht  dem  Vieh  preisgeben^. 

Alles  dies  hinderte  jede  Refonn  und  hewäLte,  dafs  der 
Bauer  der  geplagteste  Mann  im  Lande  war.  Und  doch  blieb 
auch  jf't/t  noch  das  Ritter^rnt  steuerfrei,  und  um  die  gro&en,  im 
7jaliri^c'n  Kriege  entatancienen  Schulden  zu  decken,  mulsten 
immer  neue  Öteuem  auf  den  Bauern  gelegt  werden.  Kein 


1  In  Schabart  von  Kleefelda  Naebtrag  aar  Schrift  Hutung,  Trift 

mv\  Bracht',  «  in  ernstes  Wort  fG«  sam.  oek.  camcral  Schriften.  Bd.  IL 
8.  23)  irtt  &ehr  anschaulich  die  Gewaitthätigkeit  der  Hirten  geschildert.  — 
Unter  den  landwirtscbaftlicben  Arbeitern  nahmen  die  Schäfer,  welche 
in  mehreren  Kreisen  in  SacbBen  n  Innungen  Tercini^'t  waren,  dne 
Soinl»rst»'llung  ein;  auf  diese  können  wir,  so  anziclicnd  c»  auch  sein 
mag,  an  dieser  Stelle  nicht  naher  eingehen,  da  der  StoiV  ein  eigenes 
Kapit«!  verlangen  wfitde. 

-  Spitzner,  Joh.  Krnst.  Die  Zurücksetzuni:^  dor  schädlichen  spfitoii 
Frülijahrshutun^  «nf  den  Wiesen.  Leipzig  171*1;  über  dasselbo  'Ijioma 
haudelt  noch  emo  .ItMienser  Dissertation  von  Eckard  (1797)  uud  <'iue 
Flugsclirift  von  R.it^'cr  (1799). 

3  Weber,  Fr.  IJ.  Gnind»«tze  übt^r  die  Abschaffung  und  JSin- 
flchränkung  der  Hutung,  Tritt  und  Brache.  Leipzig  1800. 
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Wunder,  wenn  BchiieMch  der  Bauer  zusaramen^raich,  keine 
Steuern  mehr  eingingen  und  selbst  die  Stcuereintreibungen  erfolg- 
los blieben.  Dadurch  wurdcTi  aber  die  Steuerbehörden  auf  die 
traurige  La;j:e  des  Bauernstandes  aufmerksam,  und  um  sich  Klar- 
heit iibtir  die  wirtschaftliclie  Kraft  eines  Vollbauern,  eines  HutVn- 
besitzers,  zu  verschaffen,  ver mlalste  im  Jahre  17(i9  der  Obersreur-r- 
buehhalter  eine  Umfrage  in  den  Kreisen:  wieviel  ein  liufüer 
jährlich  ttosiinehmen  und  wieder  aoBzugeben  habe.  Über  neun- 
sehn  Berichte  ans  allen  Teilen  des  Landes  haben  sich  in  den 
Akten  ^  erhalten.  Die  Steuerbehörde  hatte  aber  die  Aufetdlung 
der  Haushaltungseinnabmen  und  -Auagaben  keine  A'orschrift  ge- 
geben; alles  war  der  individuellen  Willkür  der  Unterbehörden 
Uberlassen  worden ;  leider  ist  es  deshalb  schwierig,  die  einzebeo 
Berichte  unter  einander  zu  vergleichen. 

T")ir'  Umfrage  lieferte  ein  trostloses  lüM  der  bauerHchen 
Wirtschaft.  Nur  auf  vier  Gütern  überatiegen  die  Einnahmen  die 
Ausgaben. 

l;  mit  40  Thir.  8  Gr.  8  Ptg.  bei  einem  Hufengute  im  Aints- 
dorfe  Droitzen  im  Amte  Lauterburg  ^  der  Bauer  war  fironirei 
und  besals  4  Hufen  Feldland,  7  Acker  Hols,  1  Acker  Garten. 

2)  mit  45  Thhr.  7  Gr.  i  Pfg.  bei  einem  Hufengute  im  Amtsr 
dorfc;  Frauenpriefsnitz  im  Amte  Lauterburg;  der  l>auer  mofste 
20—24  Tage  im  Jahre  Handfirondienste  auf  einem  Kammeigute 
leisten. 

8)  mit  5  Thlr.  bei  einem  Hufenbesitzer  von  24  Acker  Feld 
im  Leip/^iger  Kreis;  unter  den  Ausgaben  waren  Zinsen,  Erb- 
und  Termin^elder,  Extraordinaranhi/^^en ,  Reparaturen  u.  s.  w. 
nicht  j^erechnet  worden  und  standen  noch  aus 

4)  mit  1  Thh\  ö  Gr.  3  Pfg.  ein  stark  fronptlichtiger  liumer 
lu  30  Acker  Land  im  Amte  Sachsenburg;  nicht  gerechnet  war, 
was  er  in  der  Brache  erbaute  und  yom  Vieh  nutste. 

Nur  in  einer  Bauemwirtschaft  deckten  sich  Einnahme  und 
Ausgabe;  es  war  ein  Landmann  „von  der  mittleren  Sorte**  im 
Thtiringischen  Kreise,  der  ein  \\'ohnhau8  und  eine  Hufe  Feld 
besals;  im  Anschlag  war  alles  zu  Mittelpreiscn  berechnet;  Privat-, 
Kommune-  und  Kreisschulden  aber  waren  wi  ;j:^elasscn 

Bei  nicht  weni<<er  als  14  Bauemwirtschaftea  Überstiegen  die 
Ausgaben  die  Einnahmen: 

um  16  Thlr.  bei  einer  Einnahme  von  146  Thlr.  bei  eioem 
flofinhaber  in  1 'lauen  uu  \  oi^ilaude. 
„  17  Thlr.  bei  einer  Einnahme  von  130  Tmr.  bei  einem 
Amtslehen  im  Amte  Langensalsa,  eine  Hufe 
Landes  au  «nem  Mitielpreise  erkauft. 
„  20  Thlr.  bei  einer  Eij  u  ilime  von  30C)  Thlr.,  eine 
mittelmäfsige  Hufe  in  der  Gemeinde  Struppen, 
Amt  Pirna. 

'  Loc.  6192.  Verschictleue  aus  sämtlicheu  Creyaen  des  Chart.  S. 
wegen  des  jetzigen  Nahrangazustandcs  derer  UnterUianeii  eiDgegangene 
Nachrichten  1769. 
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am  23  TUr.  bei  einer  Einnahme  yon  52  Thlr.;  (nach 
jeteigen  PreiBon),  ein  Hnfiier  mittler  Gi^ree 

im  Amte  Freiberg. 

„  27  Thfar.  im  einer  Einnahme  von  68  Tlilr.,  Hofe  in 
einem  Anitsdorfe  im  Amte  Freibei^. 

„  36  Thlr.  bei  einer  Einnahme  von  Ü4  Thir.,  Gut  von 
25"^  4  Acker  in  Langensalzer  Flur  (Darcb- 
schnilt  von  3  .laliren). 

„  37  l'lib-.  bei  eioer  Eiuuahme  von  53  Thlr.,  Besitzer 
einer  halben  Hufe  im  Dorfe  P£ä£fengrun 
im  Amte  Pknen. 

„  40  Thlr.  bei  einer  Einnahme  von  44  Thlr.,  Hane- 
wirtechaft  in  Rudersdorf  im  Amte  Eokarta- 
befga,  Preiae  nach  den  besten  Jahren. 

„  48  Thlr.  bei  einer  Einnahme  von  "U  Thh-.,  _!  Hufen 
LÄnd,  tr  achtbarste  Ofrr,.iid  im  Amte  Langen- 
salza; Preise  nach  MiUeljahren. 

„  50  Thlr.  bei  einer  Einnahme  von  37  llilr.,  eine  Hufe 
Land  im  Dorfe  Groisgotten  im  Amte 
Langenaalaa. 

75  Thlr.  bei  einer  Einnahme  von  278  TUr.,  24  Acker 
Feld  im  Leipziger  Ereia,  Preiae  nach  Bfittel* 

iahren. 

9  95  Thir.  bei  einer  Einnahme  von  32  Thlr.,  ein  halber 
Hof  inhaber  im  Dorfe  P&£fengr(ln  im  Amte 

Plauen. 

„  97  Thlr.  bei  einer  Einnahme  von  1 42  Tlilr.,  ein  liuiner- 
gut  in  Balgr^tf'dt  im  Amte  Freibnr^. 

„  225  Thlr.  bei  einer  Emnahme  von  345  Tlilr. ,  ein 
Bauerngut  von  6  Hufen  in  der  Lommatascher 
Pflege. 

Die  Berichte  waren  meist  von  den  Amtsschulzen  oder  den 
Dorfrichtem,  seltener  von  den  Amtasteuereiniiehiuern,  abgefafst 
Die  Angaben  erstreckten  sich  darauf:  wieviel  der  Bauer  durch- 
schnittlich eintet  was  er  für  Samen,  Korn,  Steuer,  Abgabm,  Zins, 
Hof-  und  Frondienste,  Gesindelohn  und  -kost,  Arbeitslohn  und 
Beparatorsn  aussugeben  hat ;  was  er  in  der  Wirtsohaft  an  Essen, 
Tnnken  u.  s.  w.  verbrauchte,  wurde  selten  mit  angerechnet, 
^ianclunal  landen  sich  in  den  Berichten  nicht  nur  die  Fakta 
trueken  aufgezahlt,  sondern  es  wurden  auch  Betrachtungen  daran 
pckniipft;  da  hiefs  es:  zwei  Drittel  der  Kontribuenttm  fUhrten 
ein  überaus  kümmerlichem  und  mühseliges  Leben ;  auch  die  besten 
Hauswirte  begnügten  sich  mit  Wasser  und  Brot  und  liefen  halb- 
nackend  herum.  Wollte  einer  nicht  in  Steuer  und  HeinefilUen 
mrttckbleiben  und  dÜle  Semigen  erhallen ,  so  mOfiNe  er  es  sich 
UatBauer  werden  buaen;  die  meisten  schienen  nur  Pächter  ihres 
Eigentoms  au  sein.  —  Derartige  Urleile  über  die  traungeLage  des 
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damaligen  Bauemstandes  begegnen  uns  nodi  oft  in  der  kuidwnrtr 
«cbaftlichen  Litte^atur^ 

Wh'  im  einzelnen  die  Landwirtechaft  von  den  Bauern 
lüiiit  wur!'^  orL'i'^t  »ieh  aus  den  Anschlägen;  dieses  mche 
Material  kann  aber  von  uns  an  dieser  .Stelle  niciit  voll  ausgenützt 
werden.  Der  Ertrag'  ans  <ler  \'ieh}ialiuDg  ist  sehr  gering:  nicht 
in  einem  richtigen  Verhaiiru^se  stehen  Getreideeinnahmen  und 
•auägaben.  In  der  Baueniwirtscliaft  in  Droitz^  z.  B.  wurde  für 
75  Thlr.  Getreide  snr  Aussaat  angekauft,  dagegen  das  geerntete 
Getreide  nur  ftlr  230  Thlr.  yerkauft.  In  jeder  dieser  kleuen  Wirt- 
schaften wurde  Gesinde  gehalten,  und  die  Gesindelöhne  spielten 
eine  bedeutende  Rolle  bei  den  Ausgaben;  der  Bauer  in  Droitzen 
erübrigte  im  Jahre  bar  40  Thlr.,  sein  Knecht  hatte  einen  Geld- 
lohn von  18  Thlr..  und  dt»8  sind  Löhne,  welche  mit  den  Sätzen 
der  Taxordnung  ubereinstimmen.  Auf  »incm  stirk^^r*  BrincTn- 
gute  in  der  Lommatzscher  Pflege  1k  trug  l»<  i  einer  Kemeinnahme 
von  345  Thlr.  11  Gr.  der  Gesindeloiin  144  Thlr.  5  Gr.  Die 
Kost  für  einen  Knecht  wurde  einmal  auf  35  Tiilr.  jährlich  ver- 
anschlagt 

Weniger  drOekend,  als  man  annehmen  sollte,  waren  die 
FVonen;  freilich  kommen  meist  Baaemwirtsdiaften  ans  Amls- 
dftrfem  in  Betracht.   In  den  Beriditen  sind  die  Fronen  and 

Dienste  ofi  zu  Geld  veranschlagt. 

8ehr  hoch  war  die  SteuerbeUstung;  da  staunt  man  freilich, 
was  au<  den  Bauern  herausgeprefst  wurde;  eine  Aufzfihlung  der 
eingetorderien  iSteuern  und  Ab^ben  wird  hiervon  ein  Üild  geben: 
Geschol's-,  Quatember-.  Pfenni;:^-,  Schock-,  Personen-,  FlH>oh-, 
Mahlgroschensteuer.  Lün<iaccise.  —  Milizgeld,  Soldatensteuer, 
Kavallerieverpflegungagebühren  1)  nach  Pfennigen,  2jnachHufeO; 
Magasinhafer-  und  Getreide  in  das  Ereismagazin,  Wachgeld 
(Schlolswacbgdd)y  fiinqaartiemngskoslen.  —  Hafengeld,  Dienst- 
geld. —  Botenlohn,  Einnehmergebllhr,  Revisionskoslen.  —  Vogtei- 
zins,  Geld-  und  Komzins  ins  Amt  —  Erbains,  Zinskorn  und 
-hafer  an  die  Herrschaft  oder  ins  Amt.  —  Annen-  and  Brand- 
kasse. —  Geldabgabe  an  Kin  he,  Pfarrer,  Schulmebter  und  Deoem 
an  Kom  und  Hafer  an  die  Geistlichkeit  —  Gemeindeanlage  mid 


*  Z  Bsp.  aus  dor  «pätereu  Litteratur:  der  Bauer  sei  glücklich, 
wenn  fr  Wasser,  Brot  und  einen  Kittel  habe  (Wahrscheinliche  iJrsachen 
des  (T(d(Jmanp<'>l.s.  Leipzig  1784,  S.  ICl;  (iie  Grofsfii  lassen  sich  rinfnll  -n 
von  Glückseligkeiten  des  Landes  za  träumen,  da  äufserstes  Limd  die 
Hfitten  des  armen  Landmannes  umgiebt  (von  Engel,  Erfiihrungen  ans 
der  Feld-  und  LandwirTs(  huft.  Freiberg  1787,  S.  45;  ähnlich  Rupprecht, 
T)pT  ^uto  Feld-  und  Hauswirt  im  Erzp^ebirge.  Oresden  17P^,  S 
Es  ist  erstaunend,  was  der  Landmann  zu  geben  hat,  und  oft  habeu  mir 
Thrftnen  im  An^e  gestanden,  wenn  ich  aahe,  dafs  rechtochaffiene  Baaern 
einen  Ii  iueiien  Kittel  trugen  und  Wasser  und  Brot  genossen,  um  die 
A-eraclifnnL svoll  auf  sie  hcrabblickenden  Btädter  schwcljiren  zu  isäsen. 
(Über  duä  Schuldenwesen  der  sächsischen  Bauern,  Leipzig  ITb^,  S.  9)l 
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peinliehe  Kosten.  —  Hol-,  Fron-  und  Baudienste.  —  Kommun-^ 
und  Rroiäschulden. 

Eö  hetrugen  bei  einem  Hufner  im  Thiirinp^isolien  Kreise 
z.  1}.  Steuern  und  Abgaben  45  Thlr.  bei  einer  Einnahme  von  60 
TUr.;  ein  Hafner  im  Amte  Hain  hatte  eine  Einnahme  von  52 
TUr.  15  Gr.  und  sahlte  an  Steueni  35  TUr.  und  4  Scheffal 
Hafer;  ein  Bauerngut  in  der  Lommatsacher  Pflege  hatte  eine 
Eännahme  von  845  Thlr,  11  Gr.  und  eine  Auagal»  an  Steuern« 
Zinsen,  Diensten  412  Thhr.  9  Gr.  K 

Den  Berichten  war  beigegeben  eine  „ungefehrHche  Ausrech- 
min*x  des  Vonlienstps  und  der  P-cfUirfTiisse  dagegen  eines  armen 
Bei^ianncö  oder  Tagelöhners,  mit  riner  Frau  und  sieben  lobenden 
Kindern."  Die  F^innahmen  besti^iidtn  aus  dem  Tageeverdieuste 
des  Vaters  und  idUiüten  Sohnes  zu  4  Gr.  tügHch ;  die  Mtitter  und 
die  zwei  ältesten  Töchter  verdienten  täglich  8  Pfg.  mit  Klöppeln, 
eine  kleinere  Tochter  3  Pfg ,  die  Gesamteinnahme  war  darnach, 
gleich  128  Thlr.  8  Gr.;  wllchentlich  wurden  10  Brote  zu 
2  Gr.  6  Fig.  verbraucht;  für  sogenanntes  Gutes,  als  Butter,  Sals, 
ein  Trunk  Bier,  Ol,  Mehl,  Erdäpfel  wurde  pro  Kopf  wtSchentlich 
2  Gr.  berechnet,  danach  belief  sich  der  Nahrungsaufwand  jähr- 
lich auf  93  Thlr.  4  Gr.  Die  Abgaben  betrugen  6  Thlr.  5  Gr., 
Schulgeld  für  vier  Kinder  3  Thlr.  8  Gr.,  für  Kleidung  wurde 
37  Thlr.  gtrechnet,  auf  Holz  1  Thlr.  8  Gr.,  für  lleparaturen 
4  Thlr.;  all*  Ausgaben  beliefen  sich  auf  145  Thlr.  1  Gr,  und 
überstiegen  die  P^innaliraen  um  16  Thlr.  22  Gr. 

Wenig  Anlialtpunkte  ergeben  die  Berichte  über  die  Ver-« 
schuldung  des  Bauern,  trotzdem  diese  Frage  lebhaft  in  der 
Lttteratur  besprochen  wurde.  Kersten,  ein  gründlicher  Kenner 
der  bäuerlichen  Verhältnisse,  schrieb  ein  besonderes  Werk  Uber  das 
Schuldenwesen  der  siiehsischen  Bauern  und  einige  Mittel^  sie 
wider  dem  ferneren  Verfall  su  sichern  (Dresden  1789),  und 
Professor  Rössig  in  Leipzig  versprach  aller  Not  durch  sein  neu 
erfundenes  Kreditsystem  abzuhelfen®;  wie  dieses  aber  beschaflfen 
sein  sollte,  darüber  hat  er  sicli  ausgeschwie^en ;  von  Römer  in 
seiner  Schrift  über  das  Schuldenwesen  des  sächsischen  Adels, 
(Leipzig  1787),  suchte  durch  Gründunc:  einer  Landrentenkasse 
unter  teilweiser  Verwaltung  der  Landwirti>chaft  dem  verschuldeten 
Grofsgrundbesitz  zu  helfen.   Aber  alle  diese  Pläne'  blieben  auf 


*  Bei  Mönchhansen :  UmstSndlicher  Bericht  von  der  anf  dem  Ritter- 

pufo  Sf(Mii1)urg  V()r<^t'iu)tmnciion  Aufln-bung  von  Acker-.  S|)aiin-,  Tlniifl- 
uiid  FioiKÜfiistoii.  Leipzig  löOl  heifst  es  S.4:  es  scheine  luibi^^nciflicli, 
wie  sich  der  iiauer  erhalten  und  dem  Staat  so  viel  abg^^ben  könne; 
die  florgfaltig.sten  Kameralisten  hab<^n  noch  inimer  durch  ihre  Rechnungen 
herauRfcrbracht,  dafu  er  —  seinen  Unterhalt  nicht  ♦>iiiiiial  anL'eechlajrm  — 
mehr  ausgiebt  als  einnimmt,  und  donnocii  lehrt  die  Erfahrung,  dafs  der 
Fleiikige  nicht  aHein  aufkommt,  sondern  oft  noch  Überschni«  hat 
Leipziger  Intelligenzblatt  1784.  N.  55.  S.  568. 
"*  (von  Kngel):  Erfahnmfreii  r^n^  der  Land- und  Feldwirtschaft  von 
einer  GeseUachaft  forschender  Ökonomen.  Freiberg  1787.  S.  41.  —  Über 
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dem  Papier  -stehen  und  haben,  so  anerkenneiuswert  als  N  er-nche 
Bie  auch  sein  mögen,  der  Landwirtfichatt  doch  keinen  ^uUtsn 
gebracht. 

Von  groTser  und  wi  ittragender  Bedeutung  für  die  Hebung 
der  slichtiischen  Landwirtschaft  war  dagegen  die  Thätigkeit  der 
Agranrefbrmer.  Ghgen  Bchier  uattberwindliche  Hindmiflse  kämpftea 
sie  an;  ihre  edc^ten  Vorkämpfer  waren  schon  längst  gestorben, 
als  ihre  Sache,  herrlicher  als  sie  es  sich  je  geträumt  hatten,  som 
Siege  geführt  wurde.  Zwei  Manner  waren  es,  denen  Sachsen  zu 
grofsem  Danke  verpflichtet  ist:  Schubart  von  Kleefeid,  der  Freund 
Josephs  des  IL,  und  Lciike,  Professor  in  Leipzig.  Leske  stellte 
die  von  ihm  mit  herausgegebene  Zcitaelirift :  T/  ipziL-  r  Mag-izin 
zur  Naturkunde,  Mathematik  und  Ökonomie,  in  den  Dimst  der 
Keionnbewe^ning.  In  ihr  erschienen  Sciuil)arts  erste  Auisl4tze, 
wirkungsvoller  aU  die  Lehren  des  Leipziger  Professors,  denn 
Schubart  war  Gutsbesitzer  und  bewies  durch  die  Praxis  seine 
Theorie.  Ihr  Inhalt  war  knrs  folgender:  der  Feldbau  werde 
jetzt  allein  zum  Anhau  von  Getretae  betrieben,  ein  Drittel  dea 
Feldes  bleibe  unbebaut  liegen,  auf  den  Wiesen  und  Stoppel- 
feldern könne  sich  das  Vieh  nur  kümmerlich  ernähren  una  die 
Düngerproduktion  sei  spärlich.  Dies  alles  müsse  geändert  werden ; 
auf  den  Feldern  solle  man  aueli  Futterkriiuter,  besonders  Klee- 
arten und  IT :)TMl"ls;4"ewach8e,  anbauen,  die  Brache  sei  abzuschaffen, 
das  Vieh  im  Malle  zu  nähren  und  das  Feld  kiinstlieh  zu  dünjren. 

In  schwungvoll  i)eueistcrter  liede  trug  Schubart  seine  Lehren 
vor;  das  gröfste  Autöchcn  erregte  seine,  zuerst  17h3  erschienene 
kleine  Schrift:  Hutuug,  Tiiit  und  Braciie,  die  gröfsten  Gebrechen 
und  die  Pest  der  Landwirtschaft.  Seine  Worte  aündeten;  in 
kurzer  Zeit  erschienen  fUr  und  wider  eine  Reihe  Schriften;  sie 
alle  zeichnen  sich  durch  klare,  allgemein  verständliche  Sprache 
aus ;  ein  frischer  Geist,  nicht  vei^leichbar  mit  der  älteren  Litteratur, 
treibt  in  ihnen  ^ 

Eine  den  Neuerungen  wolil wollende  Stellung  nahm  die  1764 
in  Leipzig  gegründete  ökonomische  Gesellschaft  ein.  Sie  trug  viel 


Anlej^uiifj:  «'iner  «ffcntlieluMi  Hank  zum  I5»*hut"  dvr  Bauern  und  Land- 
h'Wti'  in  Sachsen,  l>(v-ion<leis  in  Thürin<,n-n.  Siichs.  Provinzialblättcr. 
Bd.  X.   1^01.  S. '»7.  s.  194.   IUI  X\.   IHfJ.  S.  206. 

*  Aua  der  zahlreichcu  Litteratur  uur  hervorgehoben :  Über  die 
Aufhebung  der  den  Flor  des  Chnrf.  Saebsen  auf  die  graoramfite  Art 
luinnuMidpu  Hut-  und  Trittj^orechtigkoitcn»  1784;  Kupprfr  Ii  t,  der 
gute  Vi'hi-  un«l  Jlauswirt  neb^t  Hauswirtin  im  «  hurf.  säch-^i«' b.  Erz- 
pi'birp'.  J)r('S(b'n  17s>s;  Snitzucr,  die  Lundwirtscliut't  in  Genu  iiiliriten 
nach  der  Kinricbtun;;  im  Kurkreise.  Leijizig  1791  (^linrvorrapendes  BachX 
C.  U.  M.  ii.  J)('r  siielisiscbc  Landwirt  in  -<  iiirr  Landwirtscbaft .  was 
i*r  jetzt  ist  imd  wa-^  «r  srin  kannte.  Leipzig  IT^IS— 1792.  4  Hde.  — 
Woher,  von  den  Wirtf^cbaften  dtr  Jbmern,  fd»er  <lio  neuere  Kultur 
der  Ökonomie,  L«  ij»/.ig  löOO.  und  (irundsäüie  il bor  die  AbsohaffiUliar  und 
Eins<  liränkun;^  <lerHnHn)L'  Tritt  und  ßraebe,  Leipzig  1800.  Ferner  aahU 
reiche  Arbeiten  de«  Uittuieistera  von  Enget 
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dazu  bei,  die  durch  die  poleinisclien  Spitzen  Schubartt  verletzten 
RittorgiUsbesitzer  für  Kleebau,  FrucbtwechBeiwirtBchaft  und  Stall- 
Ulttcrung  zu  gewinnen. 

So  virl  Hoffnungen  diese  Vorknmpfer  auch  hegten,  Erfolge 
erzu'lton  sie  in  dun  ersten  Jahrzehnten  ilirer  Th{iti*rkeit  nicht; 
es  schien  80gar,  als  ob  alle  Bemüliunjren  scheitern  würden.  Dem 
kurzen  Aufschwünge  in  der  Litteratur  folgte  ein  Hiickschlag. 
Eine  bleierne  Schwere  lagerte  gegen  Ende  des  18.  JahrhundertJ 
auf  den  Geistern,  nur  der  Rittmeister  von  Engel  und  Protessor 
Weber  fuhren  unermüdlich  fort  za  schreiben  und  filr  ihre  Ideen 
Propaganda  zvl  machen.  Die  Litteratur  hatte  nur  ▼ermocht,  den 
Boden  au  lockern,  die  Ideen  in  die  stumpfe  Masse  des  Volkes 
zu  verbreiten,  aber  erst  nach  schweren  Schicksalsschlägen  konnte 
der  Stanrknsmpf,  in  dem  die  Landwirtschaft  noch  gefesselt  lag, 
gehoben  werden. 

Die  Reformer  gingen  vom  technischen  Betrieb  der  Land- 
wirtschaft aus.  Es  kam  ihnen  darauf  an,  den  liöchstmöglichen 
Ertrag  zu  erzielen;  als  ein  Hindernis  dieser  Bestrebungen  sahen 
sie  die  Gemeinheiten ,  die  Hut  nnd  Trift L'^^  rechtigkeit  und  den 
Plurzwang  an.  Das,  was  wir  heute  genngt  sind ,  in  erste  Linie 
TAI  stellen:  die  Aufhebung  der  Erbuntertiiänigkeit,  die  Ablösung 
der  Dienste  und  Fronen  u.  s.  w.,  war  tur  sie  nur  Nebenzweck ; 
und  doch  mufste  erst  ein  freies  Rittergut  und  ein  freier  Bauern- 
stand geschahen  werden,  ehe  die  neuen  Theorien  in  der  Praias 
wurzeln  konnten. 

Im  Gegensatze  au  den  in  der  Litteratur  vorherrschenden 
Strömungen  bewegte  sich  diesflchsischeRegierungspoIittk,  obgleich 
auch  sie  der  Hebung  der  Landwirtschaft  erhöhte  Sor<:faTt  zu- 
wandte. Ihre  besondere  Fürsorge  bezeigte  sie  der  landwirtschaft- 
lichen Statistik;  seit  1755  wurden  alljährlich  Tabellen  Uber  alles 
im  Lande  Geerntete  (Getreide,  Erbsen,  Wicken  u.  s.  w.)  aufge- 
stellt, und  nach  dem  7jährigen  Kriege  hatten  die  AmtslKiupt- 
mannschaften  jährlich  soi^  Nalirungstabellen  anzufertigen,  in  (ienen 
sie  tiber  die  Ernteergebnisse  und  die  allgemeine  Lage  der  Land- 
wirtschaft Bencht  erstatteten.  Bis  jetzt  ruht  dieses  gewaluge 
Material  noch  unbenutzt  in  dem  Archiv;  erst  wenn  es  einmal 
TeröflfentUcbt  worden  ist,  werden  wir  ^nen  klar«n  ISnUick  in 
die  Entwicklung  der  Landwirtschaft  gegen  Ende  des  18.  Jahr- 
hunderts gewinnen. 

Die  Gesetze,  welche  ausschliefslich  auf  die  Landwirtschaft 
Bezug  haben,  sind  nicht  sahireich.  Für  die  Erhaltung  der  Bauern- 
güter soxgte  ein  Generale  vom  15.  August  1766:  die  in  gewissoi 
^lafscn  zugelassene  Disniembrationes  derer  Gtiter  und  einzelner 
Grundstacke  (Cod.  Aug.  L  Forts.  L  Bd.  S.  346).  Es  bestimmte, 
dafs  eine,  nach  dem  I^rafang  des  Bauerngutes  schwankende  An- 
aabi von  Äckern  vom  Gute  nicht  getrennt  und  veräuDsert  werden 
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durftet  Dagegen  ward  1782  das  Jahrhundert  lang  festgehaltene 
Verbot  der  Verllulnnit]^  von  Bauerngütern  an  Adli^s  undBfliger' 

liehe  unter  gewissen  Vorbehalten  aufgehoben.  Ferner  wurden 
durch  ein  Reskript  vom  17.  Aui^ust  1706  (Cod.  Aug.  II.  Forts. 
I.  Bd.  1008  8.)  die  Reliorfl^n  ane^ewi^'son,  rrntsverkilufe,  bei 
denen  der  Auszug  in  einem  Milsverhaitnisse  zum  Ertrage  d^ 
Gutes  stünde,  nicht  zu  gestatten.  Man  hatte  schon  seit  lange 
erkannt,  dal's  die  ötarken  Auszüge,  zu  denen  bei  der  Übernahme 
einer  Bauemwirtschaft  sich  der  antretende  Wirt  dem  abgehenden 
verpflichtete,  eine  Ursache  d^  starken  VerschuMung  der  Baaein- 
sttter  wäre;  vielfach  ttbemahmen  noch  im  Jttnglingaalter  Söhne 
die  eltwliche  Wirtschaft^  um  sich  der  Rekrutierung  zu  entzidien. 

Eine  regsamere  Thätigkeit  entfaltete  die  Regierung  in  der 
Hebung  der  Viehzucht ;  besondere  Mühe  gab  sie  sich  durch  Ein- 
führung epnnischer  Mrrino'!,  die  einheimischen  Schafe  zu  ver 
edeln  Unter  den  i'reisauigaben  zur  Aufumnterung  des Nahrungs 
Standes  wurde  1704,  1765  —  also  vor  Schubart  von  Kleefeld  — 
ein  Preis  von  25  Tlilr.  filr  den  Anbau  von  Futterkrautern,  wie 
Esparsetie,  Luzerne,  an  drei  Bauemwirte,  welche  da»  gröfste 
Stück  Feld  damit  beeät  hfltten,  ausgesetzt  (vgl.  femer  die  Avertisse- 
ments  von  1770,  1782).  Wichtig  war  ee,  dab  sich  die  Regierung 
um  Aufhebmig  der  Koppel ,  der  Oemeinde*  und  Frtthjahrsbntnng 
bemühte;  am  3.  Februar  1783,  1.  :Mai  nnd  27.  November  1784^ 
9,  Juni  1789  (vergl.  CJod.  Aug.  IL  Forts.  I.  Bd.  S.  880,  S.  500) 
ergingen  an  die  Kreis  und  Amtshauptleute  Befehle,  sich  für  die 
Aufhebung  der  Koppelhutungen  zu  verwenden :  aber  nicht  von 
Recht'^ wetzen  sollten  die  Hutungen  aufgehoben  ^v(  rden,  son'b  rp 
nur  wenn  eine  l'firtei  den  Antrag  stellte.  Erfolge  hatten  «liese 
ISIalsregeln  nicht,  meist  pflegten  die  Ritterirutsbesitzer  gegen  jede 
Aufhebun*^  zu  sein;  die  Bauern  aber  ialsten  das  Bestreben  der 
Regierung  fälschlich  dahin  auf,  dafs,  wenn  einer  auf  seinen 
Feldem  die  von  der  Regierung  anempfohlenen  Futterkräuter  aus- 
säe, er  die  uneingeschrttnkte  Benutsung  seiner  Felder  unter  Fort- 
fall aller  Trift-  und  Hutungsgerechtigkeiten  erhalte.  Zalillose 
Rechtsstreitigkeiien  tief  dieser  Irrtum,  besondere  im  Meifsner  Kreis, 
hervor;  hier  mufsten  sogar  die  Amtshauptleute  angewiesen  M'erden. 
die  Bauern  über  die  wahren  Absichten  aer  Regierung  aufzuklären. 

Auf  den  Kittergiitern  ber^^ann  man  jetzt  den  Anbau  von 
Rtiben;  bald  aber  entstanden  neue  Scfiwierigkeiten;  die  Fröner 
weigerten  sich,  die  ungewohnte  Arbeit  zu  leisten  und  berieten  sich 


'  Wincklcr,  G.  L.  Über  die  willkürh'chc  Verkleinerung  der 
Bauerngüter  bei  pfleicliförmiger  Vertrlliiug  der  darauf  hnftonden  Pflichten. 
Leipzi(^  1794.  L  i  n  c  k  e ,  C.  A.  Die  Sächsische  und  Altcnburgi^c 
Landwirtschaft.  2.  Aufl.  Leipzig  1851.  S.  68.  Jahrbuch  für  Volks-  und 
Landwirtschaft.  X.  F.  Dresden  18.50.  S.  12. 

^  Heyne,  J.  Die  Entwicklung  der  Schafzucht  im  Königreiek 
Sachficu.  bresdcn  1890. 
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auf  das  Haiu>iiiiDen.  Die  Fnge  war  von  prindpieller  ßedeatQng. 

Sehr  umsichtig  ging  die  Regierung  zu  Werke,  ehe  sie  ilire 
acheidttiig  MJte^;  sie  forderte  okät  nur  Bericht  ihrer  ßcnmteu, 
sondern  auch  ein  Gutachten  von  der  ökonomischen  Gesellschaft 
ein.  Die  Meinungen  waren  iretcilt;  schliefslich  suchte  die  Re- 
gierung zu  vermitteln  (Reskript  vom  1.  Mai  1787,  Cod.  Aug. 
2.  Forts.  I.  Bd.  S.  und  erklärte,  dafs  Fr«ner  zu  Rnnkei- 
rüb^OAtecken  und  dergleichen  Arbeiteu  nur  insoweit  verpUichtet 
seien,  ab  ihnen  dadiu-ch  keine  schwerere  Arbeit  oder  grö&ere  Last 
aii%ebttrdet  werde; 

Von  einer  auf  VerbeBeerang  der  gatshenrlidi  •  bäueriielMD 
Verhältnisse  emsthaft  gerichteten  Politik  kann  in  diesem  Zeit- 
räume nicht  die  Rede  sein;  der  erstarrte  Btkreankratismtis  besal's 
nieht  die  Kraft,  selbstthätifr  mit  Reformen  hervorzutreten.  Auch 
der  ^Tofs^  Bauemau&tand  von  1790  hat  schlielslich  liienui  nichts 
au  andern  vermocht. 

Im  Amte  Hohnstein  brachen  im  Frtlhling  1790  Unruhen 
aus.  Die  Bauern  behaupteten,  dafs  der  Wildstand  zu  hoch,  die 
Wildentsohftdigungen  zu  niedrig  seien;  sie  rotteten  sich  in  einigen 
Dörfern  soBanu  nen,  um  eigenmilchtig  alles  Wild  an  vernichten. 
Der  KnrftUrst  suchte  wohl  die  Willktlr  zu  bestrafen,  aber  anderer- 
seits den  Beschwerden  in  jeder  Weise  abzuhelfen.  Er  zeigte  sich 
bei  dieser  Qekgenheit  so  gnädig  und  huldvoll,  dais  das  Land- 
volk glaubte,  wenn  erst  einmal  seine  bedrfk  kte  Lage  zur  Kennt- 
nis des  Kurfürsten  gekommen  wäre,  werde  er  ihm  auch  sicher  helfen. 
Dies  war  ein  Irrtum ,  wie  die  nächste  Zeit  bald  lehren  j^ollte. 
Der  Kurflirst  war  peinlieh  gewissenhaft  und  sein  ganzem  Streben 
darauf  gerichtet,  gerecht  zu  sein ;  unter  gerecht  sein,  verstand  er 
aber  ztthes  Festhiuten  an  dem  Herkommen ;  leider  war  er  in  eine 
Zeit  gesteUt,  in  der  es  nicht  darauf  ankam,  den  bestehenden 
Rechtsaustanid  au  erhalten,  sondern  ihn  adigemäfa  umaugestelten. 
Bestehende  Rechte  lihtten  dabei  verkttist  werden  müssen,  tmd 
dazu  hat  sich  der  Kuriiirst  nie  verstanden.  Später  haben  schwere 
Schiek.salsaelil.lge  seinen  Mut  gebroclien;  er  verlor  das  Zutrauen 
v.u  einer  thatkraftigen  Politik;  in  unwiTi  l-  l barer  Liebe  blieb  ihm 
aber  sein  Volk  in  Freud  und  Leid  zu^^niian. 

Im  AujCfust  1790  brach  zieuilieh  plötzlich  in  dem  frucht- 
barsten Teile  Sachsens,  in  der  Aleifsner,  Luiiuiiaizscher  und 
Oscbatzer  Gegend,  unter  dem  Landvolke  eine  Empörung  aus. 
Die  Bewegung,  welche  anfiuigs  schnell  um  sich  eriff  und  einen 
allgemeinen  Anstand  beförchten  lieis,  wurde  bahf  und  fiist  ohne 
jecMB  Blutveigielaen  im  Keime  erstickt  IMese  Bauern  waren 


1  Loe.  30596.  Die  Iroudioiiäte  bei  dem  Aub&u  zeithero  nidit  ge- 
wöhnlich gewesener  Fatterkrftnter  und  Wnneelwerko,  1786'87.  Loc.5302. 
Die  in  Ansehung  der  Aufhebung  der  Qemeinheiten  uml  Koppelhutuu^en 
her..  Rn  dem  Widerspruch  einiger  Mitglieder  uok  hervorthaenaen 

Scbwierigkeiteu,  1784. 
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keine  RevolutionUre,  die  den  bUiat  umstlirzen  wollten ;  bin  fanden 
sich  iutolge  von  schlechten  Ernten  (178'.».  17yU)  und  starkem 
Futtermangel  in  grofser  Kot;  die  rtickäichtslose  Ausbeutung  der 
Rittergutsgerechtsanie  durch  Pächter  und  Geiiclusdirektoren 
brachte  sie  dann  zur  Verzweiflung  und  zum  Aufstande.  Die 
Regierang  verstand  es,  dieser  Bewegung  geschickt  Herr  zu  werden ; 
sie  Beigte  die  nötige  Strenge  wie  den  festen  Willen,  die  Ordnung 
aufrecht  zu  erhalten ;  zu^eich  aber  versuchte  sie  den  Beschwerden 
der  bedrückten  Bevölkerung  abzuhelfen.  In  einem  Reskript  vom 
18.  August  und  in  einem  Patent  vom  26.  August  (Cod.  Aug. 
2.  Forts  I.  Bd.  S.  0*^<>  tmd  505)  warnt  der  Kui^lrst  vor  jeder 
Teilnalmie  an  den  Unrulien;  glticlizeiti^^  Ii 'st  «-r  erklären,  er 
wolle  allen  billisren  und  gerechten  Kla^^cn  .seiner  Unterthanen 
nicht  nurdchür  crebcn,  sondern  auch  auf  scldeunif^'^te  Abstellung 
derselben  Bedacht  uehnicn.  Ferner  richtete  er  an  die  Gerichts- 
höfe und  Spruchkollegien  einen  Refehl,  dafs  es  ihm  allein  auf 
eine  gesetzesmälsige,  prompte  und  unparteiische  Justiz  ankomme; 
alle  jhrozeese  sollten  mit  möglichster  Beschleunigung  zu  Ende 
geführt,  begriindete  Beachweraen  sofort  abgestellt  wttden. 

In  das  Aufruhrgebiet  wurde  Milit  ir  ^^elegt,  am  26.  August 
dann  eine  Kommission  gebildet  und  in  den  Meifsner  Kreis  ge* 
sandt.  Sic  erhielt  uneingeschränkte  \'ollmacht  und  durfte  sogar 
nach  I^i'tinden,  ohne  weitere  Umstände,  am  Lei)en  strafen;  sie 
wurde  angewiesen,  mögliclist  durch  Güte,  ohne  Blutvergiefsen, 
ihren  Zweck  —  die  I^cvoikcrung  zur  gesetzlichen  ( »nliumg  zu- 
rückzuluhren  —  zu  erreichen.  Sie  war  ferner  beauttra-t,  die 
Klagen  der  Bauern  entgegenzunehmen  und  zur  Abhülfe  etwaiger 
Notatttnde  dem  Kurfürsten  Vorschläge  zu  unterbreiten.  Er- 
sitzender dieser  Kommission  war  der  Vicekanzler  der  Landes- 
regierung,  von  Biugsdorf;  ihm  waren  beigegeben  die  Uofräte 
von  Watzdorf  und  von  Brand,  hinzugezogen  wurde  der  Meifsner 
AmtshauDtmann  von  Welk.  Von  Burgsdorf  verstand  es  in  meiater* 
haftcT  "Weise,  bei  aller  Strenc^e  im  Auftreten,  doch  .'luch  so  viel 
Milde  und  W'olilwollen  zu  zeigen,  dafs  er  sich  im  Fluge  die 
Herzen  der  aufständisclit  ri  Bauern  gewann.  Sein  Verdienst  ist 
c»s,  wenn  der  Aufstand  so  bchnell  gestillt  wurde.  Während  die 
Koinmissiou  die  aufgeregten  Landesteile  bereiste,  erlic/s  die  Landes- 
regierung an  die  Gerichtsobrigkeiten  Befehle,  in  denen  sie  ihnen 
bei  Einforderung  der  Dienste  und  bei  Ausübung  der  Hutungs 
befiignisse  billige  Rücksicht  auf  die  Unterdianen  anempfahl. 

Erst  nachdem  Ruhe  in  das  Land  gekehrt  und  die  Ordnung 
wic(H  I  hergestellt  war,  erstiittete  die  Kommission  —  am  5.  Sepi. 
und  7.  Okt.  1790  ^  Bericht  ttbor  den  Verlauf  und  die  Ursachen 
des  Aufruhrs  ^ 


^  Liebenroth,  Fr.  E.,  Fragmente  aus  ineiucm  Tagebuchc,  iu*- 
besondere  die  «ftchsisehen  Bauernuiumbeti  betr.  2.  SammL  I>re8deii, 
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Kan  ehe  der  Anfrtaad  «ubnch,  am  4.  Aiignrt  1190^  midlB 
der  BÜdiaMche  Gesandte  in  Turin  eine  Noie  ab,  in  der  davon 
geeprocben  wird,  daft  EVanzosen  beabsichtoen^  nadi  .Sachsen  zu 
geben,  um  das  Volk  aufzuwiegeln.  Die  Kommission  besweifelte 

jedoch  den  Einriuls  fremder  Emissilre;  sie  hatte  keine  Spur  eines 
zusainTiirnlKingenden  Planes  bei  dem  Aufstände  entdeckt*.  Die 
Gemeinden  ausj^efra^t,  weshalb  sie  sich  euij)ört  hatten,  ver- 
sicherten übereinHtininiend,  dafa  das  I^^^sen  von  Zeitun^ron  sio  auf 
den  Gedanken  gebracht  iiabe,  dal'sdaä,  wad anderwärts  /.um  Vorteile 
dee  Bauernstandes  geschehen  sei,  wohl  auch  in  Saclisen  eingeführt 
werden  könne^  imd  dafs  sie  eieb  deshalb  kemer  Widenetsfohkeit 
gegen  ihren  Landeeherm  aehuldig  machten,  eobald  sie^  wenn 
auch  nicht  gänzliche  Befreiung  von  Diensten,  doch  einige  Er- 
leichterung Terlangten,  anmal  kurtlünitliche  Durchlaucht  jetet  die 
Stelle  iS.  Maj.  des  Kaisers  vertrete. 

Die  Kommission  inointe,  im  Anfanu  hatten  die  Hauern  gar 
nicht  die  Absidit  ^eliabt,  alle  1  )ienste  aufzukündigen ,  sondern 
sich  nur  Erleichterung  versehafFen  wollen.  Die  erste  angebliche 
Aui  kündigung  der  Dienste  in  liirschfeld  und  Deutsch  Bora  be- 
ruhe auf  einem  Milsverstäodnisse;  die  Pächter  wie  die  Gerichts- 
halter  wiren  voreilig  mit  ihren  Anzeigen  vorgegangen  und  bfttten 
andi  vielfach  ttbmriebeo. 

Über  die  Ursachen  des  so  schnellen  Ausbruchs  der  Unruhen 
änlaerte  sich  die  Kommission  dahin:  der  Widerwille  gegen  die 


Leipzig  1791.  L.  schikiert  die  uiilitärischeu  Krciguisae  selir  anschaiiUch; 
betr.  von  BurgBdorf  siehe  8.  215,  279.  —  Die  erhaltenen  Akten 
sind  sehr  zahlreich: 

Loc.  Ö146.  Die  wegeu  derer  von  einigen  Unterthanen  eigen- 
müclitiger  Weiac  aufgesagten,  ihnen  obliegenden  Dienste  und  anderer 
Präätandomm,  ancli  den  dabei  gezeigten  UDgehorsams,  Widersetzlich- 
keit isi-^f^u  die  von  obrigkeitlicher  Anordnung  getroffenen  Verfügungen» 
lliUJ.   4  Bde. 

Loo.  6565.  Die  Beschlennigung  der  Processe  zwischen  Gerichts- 

Obrigkeit  und  Unterthanen  wegen  Zinsen,  Dienste,  Hutung  und  andere 
Oerer Jiti^'keiten.  lid.  T,  1790.  Loc.  57:.7.  Hd.  II,  1792.  Bd.  III,  17U3. 
Bd.  IV,  i7U5.  u.  s.  vv.  (Bd.  I  enthält  alle  wichtigeren  Aktenstücke.) 

Loc.  30692.  Die  von  ▼etacluedenen  Untertlianen  werfen  Frohnen, 
Diensten  und  Prästandorum  unmittrll);ir  i'iiiM;,.i  tMc1it'  ii  1>< -«  Invprdon,  1790. 

L0OC  {K)i>U7.  Vertahren  bei  ^itrcitigkeiteu  zwineUen  Uericht^herr- 
Schäften  nnd  Ünterthanen,  1790^3. 

Aufser  den  beiden KottunidsionHlx  richten  kommen  hier  in  Betracht: 
B**richt  der  fJ.  li.  Kato  vom  Soptrmb' r  1700.  der  Landesregierung 
vom  2H.  September  und  y.  Uktober  1790;  Gutachten  der  («e.  Käthe  vom 
'20.  August  1791. 

•  Eine  NAchalminu;^  l*in-i-<iT  Vnrn-nnp"!^  erblickt  in  ih-n  sri(  li-i:^fhen 
Unruhen  A.  von  Winterleid:  „Ein  Wiederschein  der  tran/.tiMiscben  Re- 
volution". Gartenlaube  1890.  N.  8.—.  Unter  den  Bauern  wurde  ver- 
trieben: Geeehiehte  der  merkwürdigsten  Volksaufstände  un«l  StISte- 
unT^vfiiznnpren  gf^fenwartiger  Zeit.  Zittnu  17!»'».  0!(;.rli  idi  dio  Kejrierung 
den  Inhalt  dieses  Buche«  für  harmlos  hielt,  verbot  sie  die  Kolportage. 
Loc  5748.  Die  wegen  .  .  .  Unterth.  —  S.  257. 
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CMcbtskemchafiten  habe  notwendigerweise  da  einen  hohen  Grad 
erreichen  mtisson,  wo  die  Bauern  ihr  eignes  Vit  h  schlachten  odr*r 
absch.-inV'n  mulsten,  weil  <V\<^'  imbcdin«;tf  I'oliutung  ihrer  Ft-kh-r 
mit  KiUcrgut--schafen  ihnen  alle  llüitöinittei ,  ihre  .Schate  am 
Leben  7ai  erhalten,  entzog,  und  als  sie  ihr  Weh  beinahe  vor 
ihren  Augen  umkommen  &ahen,  wären  «ie  iu  Wut  und  Ver- 
zweifhmg  geraten.  Viel  zur  Empörung  habe  beigetragen  die 
SporteUttcht  der  Gertchtshalter  ma  der  Despotismiu  d»  Bitter- 
gutsbesiteer  oder  in  deren  Abwesenheit  so  yieier  anderen  kleinen 
Despoten. 

Allgemein  war  die  Klage  der  Bauern  Uber  Behandlung,  Be- 
köstigung und  Ausnutzung  des  Zwnngsgesindes.  Der  Lohn  de* 
Zwang;»'jpsindes  stieg  nach  (h-n  An;4^,i!>en  der  B-iuf^rn  flurchschnitt- 
lich  voi)  1  'l'hlr,  (3  Gr.  aef  ;>  Thlr.  jährhch;  erkrankte  das  Ge- 
ßinde,  so  umiäte  es  auf  seine  Kosten  einen  Stellvertreter  stellen, 
oder  es  wurde  ihm  für  jeden  Tag,  den  es  fehlte,  am  Lohne  ab- 
gezogen ^  Dabei  war  die  Kost  fast  durchgangig  mangelhaft, 
wenn  nicht  ganz  ungeniefsbar  ^  die  Kommission  fand  mit  Grün- 
span Teranreinigte  Spesen,  Brot  halb  aus  Wicken  gebacken 
tt.  s.  w.;  oft  nrafsten  die  Eltern  ihre  beim  Gutsherrn  menenden 
Kind«',  wenn  sie  dieselben  bei  Kraft  und  Gesundheit  erhalten 
wollten,  bei  sich  ernähren.  Auch  begnügte  man  sich  vielfach 
nichtj  auf  Rittergüteni  den  zweijährigen  Dienstzwang  einzufordern» 
sondern  erlaubte  sieli  !ii finnigfache  Übergriffe. 

Besonders  verhalst  bei  den  Bauern  waren  die  ( reric  litshaiter 
und  Gerichtsdirektoren.  Die  8porteln  und  Strafen ,  die  aic  er- 
hoben, flössen  in  ihre  eigne  '^l'aselie,  und  das  Recht,  mandat- 
mälisige  Strafen  auszusetzen,  bot  ihnen  eine  bequeme  Gelegenheit, 
die  Gutsunterthanen  in  beständige  Kontribution  zu  setzen*. 

Schliefslich  falste  die  Kommission  ihr  Urteil  dahin  asnsammen: 
die  unbillige  Ausübung  der  Hutungs^erechtsame  wie  die  harte 
Bedrückung  der  fVOner  und  des  Zwangsgesindes  sei  leider  nichts 
auTserordentliches ,  und  so  lange  diesen  Gerechtsamen  der  Bitter- 
güter  auf  gesetzmälsigem  \\'^ege  keine  Grenzen  gesetzt  wären, 
sei  es  unmöi^Ucli,  gegen  die  unbilli«:!:p  Ausübung  dieser  unzweifel- 
haften Rri  liti  ( inzuRf'lireitJ^n.  l  )oeh  tordere  allerdings  die  laute 
Stimme  der  Men.sehiieit  wie  die  gänzHch  veränderten  Zeitumstände 
dringend  zu  euier  Ikseliränkung  dieser  Gerechtsame  auf  Vor 
allen  Dingen  wäre  das  V^'ei  trauen  zwischen  den  fnitsiierrschaften 
und  den  Unterthanen  wieder  herzustellen;  die  lüttergutsbesitzer 


1  V.  rgl.  Loe.  ;W.'-,n7.  Das  Vnfal.r.  ii  .  .  .  1790  98  enthalt  Supplik  «ler 
Sfhlaunitzer  IJntorthanrii  \  orn  'SA.  August  1790.  —  Lor.  J10f)02.  I>ie  voa 
verschiedenen  Untorthauon  ,  .  .  1790;  iior\'orzuhobeu  die  uujfaiigroiche 
Klagsehrift  der  Gemeinde  KU  Hopt'pirten  und  Ellisbachv.il.  Sept.  1790. 

*  J..nc.  3692.  D\i-  von  vprscliirdcni'n  rntcitlianen  .  .  .  1790.  Die 
Klarschrift  der  Uuterthaucu  des  iüttcrgutea  .Sahli:^  enthält  ein  Verzeich* 
nts  der  seit  1781  der  Gemeinde  abgeforderten  Gericbtskosten. 
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mOlflteD  bewogen  werden,  ihren  (Jnteriihanen  Erleichtenuigen  su 
gewähren.  Die  Regierung  aber  habe  auf  Mitte!  und  Wege  zu 
denken,  wie  die  Gutsuntertlianen  in  Zukunft,  bei  der  gänzlich 
veränderten  wirtschaftlichen  Lage  als  Stand  erhalten  werden 
könnten. 

niese  Worte  fanden  l)ei  der  K^ieriin^  Anklanf^:;  man  be- 
srliiiils,  die  fernere  Kntwiekliirii:'  der  I  h'n;:*'  nicht  sich  selbst  zu 
u*<erlassen,  sondern  dnrcii  positives  Einschreiten  gerechte  Be- 
schwerden der  Hauern  zu  beseitigen.  Als  das  wnksamste  Mittel 
erachtete  man  eine  Abkürzung  des  Prozeß» Verfahrens  und  eine 
Revision  der  den  £rkenntniaaen  der  GerichtahOfe  au  Grunde  ge- 
legten Rechtagnindsätee. 

Der  Rechtagang  bei  den  sächsisclien  Gerichten  war  infolge 
der  zahlreichen  Rechtsmittel,  die  den  Prozefafhhrenden  ausländen, 
überaus  langwierig  und  kostspielig.  Schon  am  27.  September 
1777  war  den  ( 5»nelitslH)fen  anbefohlen  worden,  jährlich  vier 
Tabellen  über  erledigte  wie  unerledigte  Prozegse  einzureichen; 
man  hotftt^  damit  den  llechtsgang  zu  beschleunigen.  Der  Erfolg 
aber  spracli  dage«^en,  und  die  Klagen  über  die  lange  Dauer  der 
Prozesse  wollten  nicht  verstummen.  Es  erging  deshalb  noch  vor 
dem  Ausbruch  der  Bauernunruhen  —  3.  Juli  1789  —  an  das 
AppeUationsgericht  die  Anfrage,  weshalb  die  swischen  Obrigkeiten 
und  Unterthanen  geBlhrten  Prozesse  so  lange  dauerten.  Das 
Appeltationsgencht  suchte  sich  mit  dem  Hinweis  zu  rechtfertigen, 
dafe  sowohl  die  Zahl  wie  der  Umfang  dieser  Prozesse  zuge- 
Bommen  habe.  Zur  Zeit  —  19.  Sept.  1789  —  seien  nicht 
weniger  als  235  derartige  Proz<'ss».  bei  ihnen  anhängig;  ein  jeder 
derselben  bestände  aus  einer  giofsen  Zahl  von  Klagepunkten, 
z.  B.  hätten  47  Prozesse  allein  deren  5li2;  jeden  dieser  Punkte 
zu  <  rledif^en  erfordere  aber,  da  sie  zu  den  schwierigsten  und 
verwickeltöten  Sachen  gehörten,  XN'ochen.  Nach  den  Bauern- 
unruhen, wurden  die  Gerichtshöfe  aufgefordert^  jährlich  besondere 
TabeUen  ttber  die  zwischen  Gntsherrschaften  und  Unterthanen 
schwebenden  Prozesse  zu  filhren.  Nach  diesen  TabeUen  betrug 
die  Zahl  der  Phaesse  1792:  389,  1793:  303,  um  dann  langsam 
zu  fallen;  ihre  grofse  Zahl  zeigt,  wie  die  Gutsunterthanen  auch 
auf  diesem  Wege  bemüht  waren,  sei  es  sich  gegen  die  Übergriflfe 
der  Kittergutsbesitzer  zu  wehren,  sei  es  den  Gutszwaug  abzu- 
schütteln. 

Einen  Schritt  weiter  ging  der  Kurftiret  noch  im  Herbste 
1790;  er  Ix  auüragte  die  Landesregierung  in  Erwägung  zu  ziehen, 
wie  die  KUigen  der  Unterthanen  über  angebliche  Unerträglichkeit 
der  Dienste  oder  ttber  die  nngebtihiliche  Erweiterung  der  Bitter- 
gutsgereditsame  abzustellen  und  wie  das  ProzelsTer&hren  abzu* 
kurzen  sei.  Dem  KurfUrsten  lag  sehr  viel  daran,  dafs  diese 
Angelegenheit  bald  erledigt  wurae.  Als  bis  zum  April  1791 
keine  Antwort  einging,  wurde  er  ungeduldig,  und  der  Minister 
Frhr.  you  Gutschmidt  schrieb  am  19.  April  1791  an  die  Landes- 
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NgieruDg,  dem  Eurflinten  sei  gans  yorzUglich  daran  gelesen^ 
dtus  sem,  während  des  Aufstandes  abgegebenes  öffientitches  ver* 

sprechen  —  Abstellung  begründeter  Beschwerden,  ISrtfrterung 
derselben  gemii  fs  der  Billigkeit  und  Beschleunigung  der  Prozesse  — 
vollständig  eriUUt  werde,  und  dais  ihm  keine  Gelegenheit  zu  dem 
Vorwurf  —  man  habe  etwas  zur  Stillung;  der  F^nruhen  ver- 
sprochen und  u.ichher  unterlassen  es  7a\  erfüllen  -  gegeben 
werde  „als  welches  Ihr.  Chf.  Drl.  Muisrrst  unangenehm  und 
eniptindiich  sein  winde"  ^  Auf  diese  eindringliche  Mahnung 
reichte  wenige  l'age  spater  (25.  April  1791 )  die  Landesregierung 
ein  in  68  abgefafstes  Kegukitiv  wegen  Abklirzung  des  Ver- 
fahrecs  bei  Rechtsstreitigkeiten  swischen  QericbtBobrigkciten  und 
Unterthanen  &n.  Es  fand  jedoch  nicht  den  Bd&ll  des  Kur- 
fkirsten; er  lehnte  im  Herbst  die  Genehmigung  zur  Publikation 
ab.  In  Rücksicht  auf  den  erregten  Zustand  der  Landbevölkerung 
und  der  mil'sverstündlichen  Auffassung  früherer  Mandate  sah  er 
vom  Erlafs  eines  neuen  Mandates  ah.  Er  achtete  es  für  dien- 
licher, dafs  zunächst  nur  für  die  höltfTfn  nonchtsfiot'n  eine  In- 
struktion auiigeiirbeitet  werde,  in  der  sie  augewiesen  wunlen,  unter 
möglichster  Beschleunigung  die  Gutsprozesse  nach  Kecht  und 
Billigkeit  zu  entscheiden. 

Den  Auftrag  zur  Fertigstellung  dieser  Instruktion  erhielt  die 
Gesetzgebungskommission'.  Sie  lieis  sich  bei  ihrer  Arbeit  von 
folgenden  Grundsätsen  leiten;  keine  neue  Prozefsordnung  und 
keine  neuen  Rechtsgrundsätse:  Anschlufs  an  das  geltende  Recht 
Denn  jede  Abweichung  von  aen  Landesgesetzen  u.  s.  w.  hätte 
eine  Publikation  der  Instruktion  nötig  gemacht,  tlber  die  Schwierig- 
keit, ohne  eip^entlich  neues  Recht  aufzustellen,  doch  das  hestehende 
T7»'eht  ab/,ii;indern .  Iialt"  sich  die  Geset7.gehun^skomini-?8ion  in 
eigentiindielier  V\ fise  wci; ^  nach  ihr  -oUtc  es  in  dem  freien  Er- 
messen der  Lan<lt  srej^derung  liefen,  i  iouen,  1 'ien.ste  u.  s.  w.  zu 
ermäfsigen,  weim  durch  die  gestiegene  Kultur  licr  Landwirtschaft 
auf  den  Rittergütern,  durch  den  yermehrten  Vielistand  und  durch 
die  ungemessenen  Dienste  die  Lage  der  dienstpflichtigen  Unter- 
thanen allzu  beschwerlich  geworden  sei;  denn  die  Soi^gfiüt  des 
Staates  habe  sich  auf  Erhaltung  eines  jeden  Bürgers  im  Staate 
zu  erstrecken.  Aus  eben  diesen  Beweggründen  verlangte  auch 
die  Kommission  eine  billige  Erhöhung  des  Zwangsgesindelohnes. 
Nach  ihrer  Ansicht  fehlten  in  Fron-,  Dienst-  und  Hutungssachen 
gesetzliche  Vorsehriffen  beinah  vollständig;  mafsj^^ebend  seien 
allf  in  <lie  schwankenden  Meinungen  einii^^  r  Kechtslehrer  und  die 
sich  widersprechenden  Erkenntnisse  der  f  M  i  iehte.  Zur  Ausfüllung 
dieser  Lücke  reichte  die  Gesetzgebuugäkommission  —  am  31. 


1  Lnc.  6565.   Die  Beschleunigiing.  .  .  .  1790.  Bd.  I,  S.  94. 
^  .Mitj^lit'dcr  wiin  ii:  von  Hopfgarten,  von  WrtL'Tier,  Graf  von  Haben- 
thal,  von  Wilckc,  Dr.  Keinhard^  von  Oppen,  lund. 
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März  1792  —  einen  Entwurf:  Rcchtssätze,  aaf  welche  bei  Ent- 
scheidung der  zwischen  Obrigkeiten  und  Unterthanen  obfichweben- 
den  Streitigkeiten  vorzUgh'ch  Rücksicht  zu  nehmen  ist,  ein.  Et 
zerfiel  in  /wo?  Teile ,  der  erste  Fronsaehen  betr.  mit  28  §v5 ,  der 
zweite  Triit-  uiid  Hutinifrssachen  betr.  mit  13  J^^.  Über  den 
(1'  sindezwangödicDst  handelten  22 — 28.  Der  Gesetzgeber 
suclite  die  Rechte  des  Oesindes  ge^'en  die  der  Herrschaft  zu 
stärken.  Der  Lühii  des  Zwangsgesindea  sollte,  wenn  es  sieh  da- 
von die  unentbehrlichen  Kleidungsstücke  nicht  ani>chaflen  könne, 
trots  der  tod  GerichtsherreD  voigeschtttsten  yenährang,  er- 
höht werden.  Die  KoBt  durfte  nicht  gering  tis  die  tor  das 
Lohngesinde  gebräuchliche  sein.  Afasttge  yom  Zwangalohn  infolge 
von  Erkrankung  des  Gesindes  u.  s.  w.  waren  nicht  zu  gestatten. 

Die  Landesregierung  unterwarf  diese  itechtssiUze  einer  ein- 
geheiKh  n  Kritik ;  fast  hei  jedem  Paragraphen  schlug  sie  Ab- 
änderungen vor;  ab(r  im  ^^auzen  erklärte  sie  sich  mit  der  Ten- 
denz und  ])e«oiuler.s  mit  <len  Be8timmnn«^en  über  das  Zwangs- 
gesinde (in verstanden,  (lanz  anders  lautete  der  Vorfrair,  welchen 
das  Geh.  Cousilium  dem  Kurruröten  erstattete.  Es  land  in  dem 
Entwürfe  so  viel  neue  Rechtsgrundsätze  aufgestellt,  dafs  ihm 
die  VerOflentlichunL'  und  deswegen  auch  die  Genehmigung  der 
Landschaft  erforderlich  sehten.  G«>gen  eine  Bekanntmachung  aber 
war  sie,  denn  „bei  dem  jetzt  sich  äufsemden  Streben  nach 
gröfserer  Freiheit  und  (ileichheit  erforderte  die  Rüeksiclit  auf  das 
gemeine  Beste,  Überall  mit  der  gröfsten  X'orsicht  und  Behutsam' 
keit  zu  Werke  zu  gehen'' V.   (7  Jan.  1793.) 

Fin  halbes  Jahr  später  fiel  er^^t  die  Entseheidung  des  Kiir- 
tVirsten :  „wir  lassen  jedoeli  unsere  Entscliliefsiinfr  über  sothane 
Kechtssätze  gegen wiirti^  ausgesetzt  bleiben  und  tinden  für  ^\it 
zu  thunliehster  V<Tmeidung  all«  s  nachtheiligen  Aufsehens  und  be- 
sorglichen Mifsbrauehes  es  bei  folgenden  Anordnungen  bewenden 
xn  lassen^  ^.   Diese  betrafen  nur  unwesentliches. 

Damit  war  die  Reformbewi  gung  zunächst  gescheitert.  Die 
Regierung  unternahm  keine  weiteren  Schritte;  scheinbar  blieb 
alles  beim  alten,  und  doch  sollten  diese  yerworfenen  Rechtsgrund- 
Btttze^  wie  wir  später  sehen  werden,  von  grofser  Bedeutung  fUr 
die  nthige  Entwicklung  der  nächsten  Jahrzehnte  werden. 


»  Loc.  5757.  Die  Bef^fiiW  uiiiiTung.  .  .  .  M.  II.  1792.  S.  152—174. 
•  Loc  80597.  Das  Verfahren  bei  Stroitigkeiten  .  .  .  1790:93. 
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eesindepoUtik  gegen  Ausgang  des  18.  Jahrb.  und  Ent- 
würfe lu.  einer  neuen  G-esindeordnimg  1799^1810. 


Eines  der  aDziehendaten  Ptrobleme  bildet  die  EntwickltiDg 
geistiger  Ideen,  wie  sie  am  den  Äu^ang  des  18.  Jahrhundert 
reiften.  In  kurzer  Zeit  werden  alte,  seit  Jahrhunderten  fe.^ 
gewurzelte  Anschauung; cn  al^gestoJsen  und  neue  Wirtschafts- 
principien  aufgestellt.  Zuerst  zeigen  sich  nur  bei  Wenigen  die 
modernen  Gedanken,  dann  verbreiten  sie  sich  über  immer 
gröl'serc  Kreisic  dos  A'olkcs.  um  ächlielshch  innerhalb  eines 
Mensclienlebtiis  t'in  i:anz  neacä  Zeitalter  htTbeiziif^ihreii.  Auch  in 
den  ( icsindetVaiiicn  vollzieht  nieh  iu  weniucii  .lahr/ehnten  ein 
völligt^r  Brucli  nni  den  beit  dem  Mittelalter  herr£»chenden  Rechti- 
prindpien.  Dieae  Entwicklung  kurz  nach  den  Akten  zu  schildern, 
wird  unsere  nächste  Angabe'  sein. 

^  Bomitzt  wiinlcii :   I.f)c.  2:_V)1.  Acta  dit*  neu  •■rü'nitr!      und  ver- 
bt'ssertc  (ij'sindeordiiung.  171)8.    Loc.  Die  neu  erlüut«  rte  und  ver- 

besserte < Jesindeordntinfr.  17ü9.  Hd.  II.  1772.  Loc.  8054>^.  Die  bei  ver- 
schiedenen Lande^versamnilungen  von  den  Ständen  anfxotrngene  Be- 
stimmung^ <l<  H  rat;eloluH  d«T  Weibsj»ers(M)  ingl.  für  Maurer  und 
Ziiimierieute.  Bd.  iL  177ö  lltil.  l#oc.  i4oö7.  Die  in  Antrag  gckomment: 
Fixierung  des  Tapr«lohns  fnr  Weibupersonen  ingl.  fQr  Maurer  und 
Zimmerer  1789— l^^ul.  Loe.  .'i757.  *m  6A(>.'>.  Die  BescblPtinigune  der 
Proze?*^»'  zwi-jchen  (trrii  lit-ol)rii,'kf  it  uinl  Untertlianen  wegen  Zins^en. 
Dieu.-te,  Hutuug  und  anderen  (»ereclitigkfiten.  ßd.  II — VI.  1702—1021. 
Loc.  14401.  Die  Ansübunjir  des  Rescrvezwanse-«  fiber  die  Zeit  des  ge« 
\\  "ähnlichen  Dienstweehi^t  l-  170".  Loc.  37841.  I)ie  Winzerkneohte bei  den 
kurf.  Wrinbf'Ttren  und  deren  Befreiung  vom  Gesindi-zwangsdienpt.  177^ 
(Finaiiz-Ari  Ii  Reu.  47.  (ien.  63  .  Loc.  2414.  Das  Verfahren  g«'gt  u  ent- 
wichene, den  .sich  in  hie.*igen  Landen  auflialtenden  Küssen  erblich  an- 
geliiirigen  Dieiistbotrii.  17*.''-  Loc.  37929.  Krhri  i^i-tcr  ii1)»  r  tür  von  den 
Geuieiudcn  Raudeck  u.  Wei^mauu^orf,  ingl.  Häuslern  und  ilausgenosäcu 
zu  dem  knrf.  Vorwerk  HirschberK  schnldigen  Gesinde-  nna  andere 
Dienste.  1779  (Financ-Arch.  Rep.  47,  Amt  Frauenstein  1).  Loc  30804. 
Dienstregister  über  alle  und  jede  von  den  S^tnlpener  Amlsnnteithanen 
zu  leiäteudea  Amts-  und  Vorwerks- Präatationen.  17^1. 
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Auf  dem  Landtage  von  177('>  beschwerte  sich  die  llitter- 
gcliaft.  daii»  die  Gesindeonlnungr  'vofil  den  Lohn  der  männlichen 
Arlji'ittT  und  der  Tat;elöhntr.  mein  aber  den  der  weiblichen  be- 
ijtinime.  T>ie  Frauen  wollten  deswegen  auf  dem  Lande  nur  nach 
den  tlir  männliche  Arlieiter  geltenden  Lohns  itzeii  arbeiten.  Iiier 
sei  eine  Abhülle  durch  den  Erlals  einer  weibliciien  ArbeiU>lohn- 
taxe  dringend  geboten. 

Über  diesen  Antrag  entspannen  sich  innerhalb  der  R^;ierung 
langwierige  Verhandlungen.  Die  LandesregitTung  versprach  si<£ 
Vorteile  von  einer  Taxe;  sie  schlug  in  tolgonder  Weise  vor, 
Frauen  zu  entlohnen :  auf  dem  Lande  in  der  Sommerzeit  (aufser 
der  Ernte)  täglich  2  Gr.  bis  2  Gr.  0  l*fg. ,  in  der  Erntezeit 
und  beim  Orasschneidcn  4  Gr.,  in  der  ^\'interzeit ,  nach  He- 
schalienheit  der  Tageslangen  1  Gr.  6  Ptg.  bis  2  (h\,  in  den 
Städten  im  Sommer  2  Gr.  (5  Pfg.  bis  Gr.,  im  Winter  1  Gr. 
ü  Pfg.  bis  2  Gr. 

Ehe  diese  Taxordnung  zur  Begutachtung  dem  Landtage  zu- 
ging, wurde  ttber  sie  im  Geh.  Conmlum  beraten  (15.  Not.  1780). 
Von  Langenau  erstattete  Berichte  Er  erklärte  sich  in  diesem 
K^^n  jede  Art  von  Taxe;  denn  erstlich  richte  sieb  der  Tage- 
lohn nach  dem  Preise  der  L(;ben8mittei;  da  es  unmöglich  sei, 
letztere  unveränderlich  zu  bestimmen,  so  dürfe  man  auch  ersteren 
gesetzlich  nicht  festsetzen.  W^  rde  aber  einmal  eine  Taxe  des 
Tagelohns  erlassen ,  so  würden  in  gröl  seien  Städten  und  bei 
t^'ueren  Zeiten  die  ärmeren  Hiirtrer  des  Staate.s  schmacliten,  die 
Üeieheren  dag<*^.;en  aus  dem  Elend  ihrer  Mitbürger  Gewinn  ziehen. 
Zweitens  bestimme  die  Höhe  des  Tagelohnes  die  Konkurrenz 
der  .Arbeiter;  steige  der  Tagelohn,  so  ströniten  soibrt  Arbeiter 
aua  anderen  Orten  herbei.  Auch  andere  Nachteile  ergebe  eine 
Taxe;  halte  man  streng  auf  sie,  so  Uefse  man  sich  ein  Mittel, 
den  Zuwachs  der  Bevölkerung  zu  steigern ,  entgehen  j  und  lege 
man  ferner  dem  tndichen  Erwerbe  eines  Alenschen  Grenzen,  so 
benehme  man  ihm  den  Mut,  durch  griiisercn  Fleifs  und  Geschick- 
lichkeit seinen  Erwerb  zu  vermehren.  Überhaupt  schränke  man 
durch  derartige  Polizei;xe8etze  die  bürgerliche  Freiheit  allzusehr 
ein.  Man  könne  es  einem  jeden  ohne  Bedenken  naeldasson, 
den  Preis  seiner  Arbeit  selbst  zu  stellen,  da  ihn  die  Konkurrenz 
weit  kräftiger  als  ein  Gesetz  abiiaiten  werde,  zuviel  zu  fordern. 

Zu  dem  Tax  Vorschlag  der  Landesregierung  bemerkte  er, 
dals  dieser  auf  einer  irrigen  Voraussetzung  beruhe,  denn  sie  setie 
die  Arbeitslöhne  der  Frauen  niedriger  ab  die  der  Männer  an. 
Viele  Arbeiten  würden  aber  besser  von  M&nnem,  andere  wieder 
besser  Ton  Frauen  verrichtet,  folglich  müfsten  gewisse  Frauenarbeiten 
teurer  als  die  MUnnerarbeit  beaahlt  werden;  so  bestimme  z.  B. 
der  Entwurf  für  eine  ^^'aäeher^^  in  Dresden  2  Gr.,  jetzt  erhalte 
sie  jedoch  täglich  4— ü  ür. 


^  Loc.  2351.  Die  ucu  erläuterte  Gresindeordnung  1763. 
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Zum  ersten  Male  tritt  in  tod  Lmieenaus  Bericht  eine  in 
modernen  Denkforrnfn  gphalten^  wirtscliaftliche  Untersucbung 
dr?  LoliDfc-*  ein.  Vorliiuti^  stand  Lnngennu  im  Kollegium  nocn 
aJl'  in  da.  1  >as  Heh.  Consilium  erachtete  wohl  ein»  I^hntaxe  für 
fiK-hwfT  dur(  htulirbar ,  aber  nachdem  dnmal  in  der  Ge^nde- 
ordiiung  der  Lohn  der  miinnlichen  Arbeiter  festgesetzt  worden 
sei,  meinte  sie,  dafs  man  jetzt  auch  deia  Antrabe  der  Rittcr- 
■cliaft  nachsngebeD  habe.  Doch  der  Eurftrst  entachied  rieh  nodi 
Dicht  endgültig,  er  wollte  nach  Befinden  apäter  seine  ErUftning 
geben;  einstweilen  sollte  man  den  stttndiaGlien  Antrag  in  nähere 
£rwflgang  neben  (18.  Des.  178(^). 

Anf  dem  Landtage  von  1781  kamen  die  Stände  wieder 
m!t  neur-n  Forderungen  und  erhielten  die  Lohnfrage  in  Flufg. 
Die  Kittemcliaft  verlangte,  dafs  allen  Per-on-  n  aus  dem  Bauern- 
stände der  Kintritt  in  Manutakturen  und  Fabriken  verboten 
werde,  nur  so  könne  man  dem  Mangel  an  landwirtschaftlichem 
Gebinde  und  den  Klag«n  über  sein  iiblea  Verhalten  abhelfen, 
und  dann  dafs  der  Lohn  des  in  den  Städten  dienenden  mann- 
lichen Gerindes  henibgesetat  werde,  nm  so  das  Abströmen  ISnd- 
lieber  Arbeitekrftite  in  die  Städte  zu  yerbindem. 

Die  Landesregierung  ging  nur  auf  den  ersten  Teil  des 
Antrages  em  und  forderte  Ontachten  Yon  den  Kr^-  und 
Amtshauptleuten.  Die  Antworten  gewJlhren  einen  interessanten 
EinMiek  in  die  damaligen  wirtschaftliehcn  Anschauungen  dcp 
höheren  sächsisehen  Verwaltungsbeamt«  n.  Der  Leipziger  Kreis- 
hauptmann  stiii-mf"  allein  dem  ständischen  Antrage  unbedingt 
zu.  Die  Krciöiiauptleute  des  Erzgebirgisehen ,  Voigtländischeu 
und  NeusUidter  Kreises,  in  deren  Amtsbezirk»  n  sich  der  Haupt- 
sitz der  sächsischen  Industrie  befand,  hielten  den  Antrag  im 
bedenklich  ;  für  die  Fabriken  erwarteten  sie  Nachtdle,  und  seLbst 
die  Landwirtschaft  versprach  sich  in  ihren  Gebenden  kdne  Vor- 
teile davon.  Die  Kreisnauptleute  des  Kur-,  Thüringischen  and 
Meiisner  Kreises  glaubten  nicht,  dafs  mit  Annahme  dee  Antrsges 
der  Mangel  an  Gesinde  auf  dem  Lande  nachlassen  werde;  da< 
ge;ren  ni-i'-liten  diese  l'eamte  andere  Vorschläge,  z.  B. :  jeder, 
w(  Ir  h  r  üicht  mit  einem  Grundsttlcke  ansässig  wäre,  sollte  bei 
üeid-  und  ( ietängnisstrafen  gezwungen  werden,  vom  20.^30. 
Jahre  in  einen  Dienst  zu  gehen;  aufser  dem  Lande  sollte  nie- 
mand erlaubt  werden,  sich  zu  verdingen. 

Daraufhin  lehnte  es  der  Kurtiiröt  ab,  die  ständischen  \\  ün»che 
ZU  erfüllen  und  erklärte  rieh  nur  mit  einer  wirksameren  Hand- 
habung der  Bestimmungen  der  Gesindeordnung  emverstanden 
(Reskript  vom  2ü.  JuH  1782)  ^ 

Die  Ritterschaft  hielt  aber  mit  eiserner  Beharrlichkeit  an 
Ihren  Anträgen  fest.    Auf  dem  Landtage  von  1787  stdite  de 


•  J^oc.  t)ö27.  Diu  neu  erläuterte  Gesindeordnung.  II.  Bd.  BL  3Ö| 
am  12.  August  1782  erging  ein  gleicher  Befehl  an  die  Kreis-  und  Amts- 
bsuptleute. 
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wieder  die  Forderong  anf,  eme  LolmtUEe  fUr  iieibliehe  Tage- 

löhnenrbeit  zu  eriatScn  und  flir  jeden  Kreis  eme  Taxe  des 
Maarer-  und  Zimmereriohnes  amtlich  festzusetz« n  l  >ies  führte 
KU  einer  in  den  Kreisen  angestellten  Untcrsiuhung'  über  den 
..Ta'j'elohn  für  die  Weibspersonon .  iTii^leichen  Olr  Maurer  und 
Ziinnierieute'*  im  Jannar  und  Ftbruar  1788.  Aus  den  zalil- 
reich  eingegangenen  Berichten  ergiebt  .sich  kurz  folirondes:  Maurer 
lind  Zimmererlöhne  standen  sieli  gleicli.  I3ei  einer  Arbeitszeit  im 
Sommer,  von  irüh  t> — 0  Uhr  abends  (mit  einer  Stunde  Mittaga- 
Danee)  betrug  der  Lohn  Air  einen  Meisiier  In  nur  wenigen  Gegen&n 
8  Gr.  (Amt  Hobnetein,  Fintterwaldei  Radeberg,  Senftenberg, 
Pirna,  Hain),  durchschnitdich  7  Qr,  (Ersgeb.  Kieie,  Stadt 
Dresden,  Amt  Dresden,  Mcifsen,  Lausnitz,  Muhlberg,  Stolpen, 
Toi^n);  im  N^istädter  Kreis  sank  er  auf  5  Gr.  6  Pfg.  bis  5  Gr. 
Im  Winter  bei  einer  Arbei{>2eit  von  (v'\}\  — 5  Uhr  abends  fiel  er 
in  .dien  Kreisen  um  einen  Groschen,  .jeder  Meister  erhielt  aber 
aulöcrdem  von  jedem  Gesellen  einen  (irosehen.  Der  Geselle 
bekam  innuer  eineu  üroächen  wuniger  als  der  Meister,  er  stand 
sich  also  nach  Abgabe  des  Meistergroschens  um  drei  Groschen 
acUeohter  als  der  Meister. 

Strabenarbeiter  nnd  Handlanger  erhielten  durchschnittlich 
4  Gr.    Die  Lohne  fdr  Weiber  waren  sehr  verschieden. 

Im  Amte  Pirna  wurde  der  höchste  Lohn  gezahlt :  im  Som- 
mer 4  Gr.  mit  Kost,  5  Gr.  ohne  Kost;  sonst  betrug  der  Lohn 
im  Sonnncr  durchschnittlich  2-  3  Gr.  ohne  Kost:  er  fiel  hv. 
Winter  last  immer  um  1  Gr.  Am  niedrigöten  stand  der  Loim 
in  der  Meilsncr  (iegend;  er  sank  hier  im  Winter  auf  0  Ptg.  mit 
Kost  herab.  In  den  mristen  Angaben  aus  den  Ämtern  wird 
Sommer-  und  Winterlohn  unterschieden;  nur  einmal,  im  Amte 
Senfkenberg,  heilst  et:  der  Lohn  betrage  auf  dem  Lande  wäh- 
rend des  ganien  Jahres  1  Gr.  mit  Kost  Im  Amte  Finsterwalde, 
in  welchem  llberhaupt  die  Löhne  hoher  standen,  erhielt  eine 
Waschfrau  6  Gr.  ohne  Kost,  bei  einer  Arbeitsseit  von  irtUi  4 — 8 
oder  9  Uhr  abends;  in  Meifsen  dagegen  eine  Waschfrau  nur 
2  (  ir.  mit  Kost  Die  Kost  wurde  meistens  au  d  P%.  bis  \  Gr. 
berechnet. 

Fast  alle  richte  aus  den  Amtern  meldeten  übereinstimmend, 
dals  der  Lohn  sich  seit  Jahren  gleich  geblieben  wäre.  Die  Frage, 
ob  in  1  euerungszeiten  oder  bei  hohen  Getreidepreisen  der  Lohn 
mich  hoch  stehe,  wurde  Temeint;  man  &nd  im  Gegenteile,  dals 
in  teuren  Zeiten  der  Ttoelohn  sinke;  viele  wollten  dann,  weil 
es  mehr  Arbeiter  als  Arbeit  ^be,  ohne  Cteld  nur  gegen  KosI 
oder  Brot  arbeiten  (Amt  Lausnits,  Muhlberg,  Meifsen).  Während 
allein  der  Rat  zu  Dresden  eine  Lohnerhöhung  beantragte,  fan»len 
die  übrigen  Beamten,  dafs  der  Lohn  nicht  unbillig,  und  einf 
Lohntaxe  weder  nötig  noch  nützlich  wäre  ^Amt  Uschats,  Bade- 

1  Ein  am  2.  Nov.  1787  erlawenes  Dekret  an  die  Kreisverwaltungen. 
Loc.  14857.  Die  in  Antrag  gekommene  .  . .  1788/ läOl. 
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berg,  Lausnitz,  Ilain,  Senftenberg,  Stolpen,  Tornau,  Pirna). 
Nur  im  Amte  Finsierwalde  erachtete  man  es  für  zweckmklaig, 
den  Lohn  der  Maurer  und  Zimmerer  herabzusetzen. 

Vergleichen  wir  die  Ergebnisse  dieser  (1787  88)  c  rhnbenen 
Lolmstatistik  mit  den  Angaljen  über  Zwangs-  und  Gesirulel()hnen. 
wie  öie  in  dem  Berichte  der  Kommission  von  1700  enthalten 
sind,  80  finden  wir,  dafs  beide  völlig  übereinstimmen;  sie  ergeben 
das  traurige  Resultat,  da£s  mit  dem  letzten  Drittel  dea  18.  Jafaifa. 
die  Arbeitslöhne  den  niedrigsten  Stand ,  den  wir  in  dieser  Untere 
suchung  beobachten  konnten,  erreicht  haben* 

Während  die  Löhne  stetig  fallen,  steigen  die  Getreidepreise 
andauernd  und  erreichen  einen  hohen  Stand. 


Mittelmarktpreise  der  Stadt  JUresden. 


w. 

Korn. 

1G52  1G61 

1  Thlr. 

17,05  Or. 

1  Thlr.    5,U9  Gr. 

1002  1671 

1  - 

18,52  - 

1     -      4,82  - 

16721681 

1  - 

14,50  - 

1    -      7,82  - 

1772 1781 

3  - 

0,44  - 

2    -      5,00  - 

1782  1791 

3  - 

10,80  - 

2    -    16,00  - 

1792il801 

3  - 

15,00  - 

2    -     13,00  - 

Mittelmarktpreise  der 

Stadt  Zwickau. 

Korn. 

1770  1785 

2  Thlr. 

1,85  Gr. 

2  Thlr.    2,40  Gr. 

1780  1795 

•  > 

2,90  - 

2    .     18,30  - 

1709  1805 

5  - 

21,40  - 

4    -      7,30  -» 

Dies  ungesunde  Verhältnis:  niedrige  Arbeitslöhne  htß  hohen 
Getreidepreisen,  führte  zu  einer  Wertsteigerung  der  Rittefgtttsr 
und  die  Spekulation  fiind  ein  ergiebiges  Feld;  in  kurzer  Zeit 
wurden  einzelne  Güter  um  das  100  fache,  ja  so^^ar  um  das  200- 
faehe  ihres  früheren  Raufpreises  veräufsert.  Die  Domänenpaoht 
stieg  von  1763 — 1800  um  zwei  Drittel.  Eine  goldn«  EmtP 
heimsten  die  Gutsbesitzer  ein-;  dann  aber,  nnch  der  Scliiaciit 
von  Jena,  trat  auf  die  Flut  die  Ebbe  ein ;  die  kriegt-rischen  Un- 
ruhen hielten  noch  die  Preise  landwirtsehafldichcr  Produkte  eine 
Zeit  lang  hoch,  aber  bald  nach  18 15  bracii  liie  Kriäiä  uua.  es 
traten  ZahlungnBchwkrigkeiten  ein  imd  der  gröCsere  Teil  der  Be- 
sitzer, welcher  nur  des  Kau^reises  angezahlt  hatte,  konnte 
jetzt  auf  den  Gutem  sich  nicht  mehr  halten.  Zum  Gifick  ftir 
den  Grundbesitzerstand  stiegen  gleichzeitig  die  WoUpreise  —  wie 

*  Mittoilungen  d.  8tati.st.  Vereins  f.  d.  Kgr.  Sachsen  1.  Lt".  IS^^l. 

*  Uhcr  die  Hefürd«!rung  des  Zutrauens  zwischen  Kogi  utcii  und 
Untortlmnon.  Germanien.  1797.  S.  67.  Einige  Bemerkungen  über  Kur« 
Saclis'Mi.  i>no.  Lincke,  C.  A.  Di^^  sHchdinche  und  altenbuigiflcbe 
Landwirtiischaft.  2.  Aufl.  Leipzig,  lööl.  8.  4d4. 
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wir  noch  sehen  werden  —  und  so  konnte  Terhültnismäisig  schnell 

die  Krisis  Uberwunden  werden. 

Die  Wt  rtsttigerung  der  Grundstücke  beschränkte  sich  im 
Ausgange  des  18.  Jnlirh.  nicht  auf  (He  Rittergüter  allein;  Pastor 
Möller,  aus  dein  Stitt  Naumburg,  schildert  auf  Grund  von  per- 
sonÜchen  Krfahrungen  sehr  anschaulich,  wie  sieh  unter  den 
Bauern  durch  EinfiUirnng  des  Kleebaus  und  der  Stall fiitterung 
und  durch  den  hohen  Preisstand  aller  landwirtschaftlichen  1  ro- 
dukte  der  Wohlstand  immer  mehr  gehoben  habe.  Ein  Bauern- 
gut, schreibt  er,  das  yor  20  Jahren  600  Thlr.  kostete,  werde 
jetzt  nicht  unter  3000  Thlr.  verkauft;  wo  der  Bauer  vor 
30  Jahren  drei  magere  Kühe  hielt ,  ständen  jetzt  7 — 8  fette  im 
Stalle*.  Aber  auch  hier  zeigten  sich  die  Schattenseiten  des 
wirtschafUicben  Aufschwunges.  Die  reich  gewordenen  Bauern 
kauften  kleine  Güter  aus  und  die  Gemeinden  erschwerten  es 
den  Häuslern  sicli  niederzulassen,  weil  nach  sächsischem  Armen- 
recht  die  Dorfgemeinde  ftlr  die  Ortsarmcn  zu  sorgen  hatte;  nur 
wer  eine  Kaution  von  50  Thlr.  stellen  konnte,  wurde  als  Fyin- 
mieter  in  den  Dörfern  zugelassen.  Die  Folge  war,  dafs  die 
Häusler  und  Tagelöhner  auf  dem  Lande  abnahmen.  So  be&nden 
sich  z.  B.  in  sieben  DOrfem,  die  zu  MoUers  Amtsbesirk  gehörten, 
nur  acht  TagelOhnerfamilien.  Die  VeigrOrserung  des  Bauern- 
gutes,  der  stärkere  Viehstand  und  die  Verringerung  des  Tage- 
löhneratendes ,  welchen  Möller  die  Pflanzschule  des  angehenden 
Dienstgesindes  nennt,  bewirkten,  während  die  Nachfrage  in  den 
Dörfern  besonders  nach  Tagelöhnern  stieg,  einen  immer  ftlhl- 
barer  werrlcnden  Mangel  an  Knechten  und  Mägdrn  ;  trotz  ;iHe- 
drm  stieg  der  Lohn  nicht  und  verharrte  auf  seinem  niedrigen 
Stande.  Möller  giebt  an,  dafs  e  in  Tagelöhner  bis  zur  Erntezeit 
2  Gr.  mit  Kost,  widircnd  der  Ernte  3 — 4  Gr.  mit  Kost  erhielt. 
Da  stand  sich  ein  Häusler  besser,  wenn  er  sich  durch  Spionen 
und  Klöppeln  seinen  Unterhalt  erwarb.  Durch  die  „Arglist  der 
niederen  VolkskUusen'*  —  Möller  schreibt  im  Interesse  der  Arbeit- 

Eber  —  würden  alle  auf  die  Hausarb^  gesetzten  Verbote  vereitelt, 
eher  arbeite  einer  von  frtth  bis  spät  auf  eigne  Hand,  als  dafii 
er  in  fremde  Dienste  gehe. 

Neben  MöUer  traten  eine  ganze  Keihe  von  Schri^teilem^ 


*  (Mnller.)  Über  den  Mailand  :in  (icsindr  und  ArbeitHleuten  utuI  «iie 
wirksamsten  Mittel  ihm  abzuhelfen.  Zur  Üeherzigung  für  meine  Laudä- 
loute  von  einem  Knr8*aehf»eu.  Leipxit;  1799. 

*  •Taschenbuch  f  r  bw  dienende  weibliche  Geschlecht  auf  daa 
Jahr  1794.  Leipzig.  ITW.  •Versuch  einer  Anweif^nn»?,  wie  man  gutes 
Gesinde  bekomoieD  und  erhalten  kaun.  Leipzig  17*J4.  3.  Aufl.  1805. 
•(Wagner)  Das  teotsche  Gesindewesen.  Leipzig  1798.  •(Kfichel- 
becker.)  Winke  fijr  die  Herrschaft,  um  ihnen  die  Wahl,  I>  Ii  uidhing, 
BiUhing,  Versorgung  des  Gesindes  zu  erleichteni.  Leipzig!  17ÜÖ.  ♦Das 
deutsche  üeaiudewcscn  sowohl  im  Allgemeinen  als  im  ßesondern  zu 
verbessern.  Zwei  Voi»chliige.  Leipzig  1798.  (Möller.)  über  den 
Mangel  .  .  .  1790.  Über  Ho%esindedienst«waag,  besonders  auf  grofsen 
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auf,  welche  Urinalinur.Ersschriften  für  das  Verhalten  de«  Gesindes 
Terfafst^n.  oder  w»  klie  Vorschläge,  wie  man  dem  Geaindemangel 
abhelfen  könne,  ii:ac-ht*.-n. 

Die  Klagen  der  Lundwii  te  über  den  Geöindemangel  wollten 
nicht  yerttummeo,  and  gegen  Ende  de»  Jahiinmderts  (1794)  rer- 
langten  auch  die  Etcib-  und  Amt<«han|»tleate  tn  ihren  Berichten 
ober  den  Nfthrnngszostand  des  Landes  eine  neue  Taxordnung 
des  f'*  in  '  lohnen.  Das  Qeh.  Oonvliom  ging  darauf  ein  nnd  er- 
suchte die  I^ndesregierung,  den  Antng  in  nähere  Erwägung  zu 
ziehen.  Die  Antwort  der  Lande:<regierung  (20.  Okt.  1707)  zeigte 
das  si^'greiche  Fortschreiten  wirt-chafthcher  Erkenntnis  Diese 
B<-Ii'"»p'f  wollte  .«iowf'tt  nicht  gelien,  die  Taxonlnun^.'-  amtlich  auf- 
zuhcijcn.  abffr  sie  wollte  sie  m-enigstens  auiser  (lebraiich  setzen. 
L>ie  Gcrichtüluite  sollten  angewiesen  werden  auf  (Ii»-  in  der  Ge- 
sindeordnung festgesetzten  Nitraten  für  Ubertrtitung  der  Lohn  laxen 
nicht  mdur  tn  enennen.  Ob  später  eine  derartige  Anwetnmg 
ergangen  ist,  ergeben  die  Akten  nicht. 

Den  Landtag  van  1799  liefaen  die  Stände  nicht  vorüber- 
sehen,  ohne  mit  neuen  Forderangen  zu  kommen.  Nachdem  :dle 
uire  seit  1769  gestellten  Antrage  auf  Verb«  ssening  einselner  fie- 
ßtimmungen  der  Gesindeordnung  abgelehnt  worden  waren ,  ver- 
lan;:^ten  sie  jetzt  die  vö!li;ie  Umarbeitung  der  alten  Ordnung. 
Sie  beantr.ictf  !i.  da!>  der  neue  Entwurf  nicht  von  Beamten  allein 
ausgearbeitet  werde,  sondt  rn  d  >  lie  Regierung  ^jHchverständige, 
„besonders  solelie  aus  der  I^and.v irLschaft".  zuziehe.  Sie  empfahl, 
die  Ubermälsige  Lohnäteigerung ,  die  lJngeiiörii4keiten  bei  der 
Vermietung,  den  Mangel  an  männlichem  Gennde  in  der  Land- 
wirtscbafi  od  Au&tellung  einer  neuen  Ordnung  besonders  ta 
beriickaichtigen. 

DasG^.Oonsilium  erachtete  die  Beschwerden  der  Ritterschaft 
fiir  begründet  und  forderte  die  Landesregierung  zu  einer  genauen 
Untersuchung  der  Geyindeverhältnisse,  und  danach  zur  Aus- 
arbeitung eines  Entwurfes  einer  Oesindeordnung  auf  fl  1 .  Nov.  1  ^'»!  V 
Dr-'i  Jrilire  spMtei  reichte  di<^  Landesre;:ierung  den  Entwurr  mit 
einer  aiisiuhrlichen  l)egründung  (02  Seiten)  ein^  Um  Material 
zu  gewinnen,  iiatte  diese  Behörde  in  den  Kreisen  Erhebungen 
veranstaltet,  und  es  warcu  ihr  von  den  Kreis  und  Amtshaupt- 
leuten eine  Reihe  von  VorscUflgen  augegangen.    Alle  diese 

Kammer^^ürern  iu  Kiirsachen  in  den  Sachs.  Proviiuialblätt.  ISOl.  Bd.  XI. 
S.  3,  369.  Über  den  Gef*indemangel  iu  Sachsen,  eb.  1^00.  Bd.  VII. 
S.  ö<}9.  Kunad,  Chr.  Aug.  rechti.  Abhandlung  über  die  GesiuUe- 
Miet-  QDd  Vermietung  nach  den  in  Kur.-^achsen  zeltenden  Gesetzen. 

Leipzig  I'^n:!  *  Der  (iesimlefrennd.  Ein  Handbuch  nir  woibliche  Dienst- 
b«>ten.  Leipzig  l^n:].  •  I)or  freundliche  Ratgeber  tür  Diensthoti  ti  aller 
Art,  oder  gutgeni'  into  Anleitunt'.  wie  sich  dienende  Personen  in  ilirem 
Vcrhftltnif  licnehmen  mfi.ssen.  k<  ipzig  1H17.  *  Tru  hmann ,  F.,  Fünf- 
nndzwnnzitr  Fi'  l''»'Iu  für  DirutMid«'.  I.r'ipzifr  1^21.  —  Alle  mit  *  versehene 
^Schriften  habe  ich  nicht  in  ü».;n  ilanilcn  ^:ehabt. 

^  Loc.  Go27.  Die  neu  erläuterte  Gesindeorduug.  Bd.  II.  Bl.  101. 


Digiti-^Cü  by  Go 


XII  4. 


191 


drehten  sich  um  die  Fraj^e.  wie  die  landwirtschaftlichen  Arbeits- 
kr-iftf-  df-r  Landwirtscliaft  rrliahen,  ihr  Abströmen  aber  in  die 
Iniiiish  i*'  und  nach  den  Städten  verliiudert  werden  könnten.  Als 
einzi-e.-»  Mittel  dazu  erscliien  ihnen  eine  Ansdehuuug  des  Zwanges 
zur  hiudwirtöchatdiclicn  Dienstpiiicht  aut  weitere  Kreise  etwa  in 
folgender  Weise:  eratlich  sollte  Bich  das  I7d6  erlassene  Mandat 
audb  auf  Landmlldchen  erstrecken  und  diese  geswungen  werden, 
vier  Jabre  in  der  Landwirtschaft  zo  dienen  (Hdmer  Kreis), 
sweitens  sollte  die  Dienstpflicht  nicht  vom  1 4 . ,  sondern  16. 
Jahre  ab  säblen  (Meifsncr  Kreis)  und  drittens  sollten  dem  vier* 
jährigen  Dienstzwanic  d'w  Söhne  von  Tagelöhnern  und  Hand- 
arbeitern in  Städten  unterworfen  werden  (Leipziger  und  Thüring. 
Kreis;  zum  Teil  Voigtl.  und  Krzgebirg.  Kreis).  Alle  diese  Vor- 
schlMjje  kliate  die  Landeüregierunp^  ab,  denn  einmal  wiire  an 
Weiblichem  Gesinde  kein  Mangel,  sodann  Wiiie  die  Verlängerung 
der  Dienstpflicht  bis  sum  20.  Jahre  gleich  einem  Verbote,  ein 
Handwerk  eu  erlernen,  und  schlieisfich  bedeute  die  Ausdehnung 
des  landwirtschafttichen  Dienstewmnges  auf  städtische  Arbeiter 
eine  bedenkliche  Veränderung  der  städtischen  Verfassung;  der- 
•rt^^  Mafsreeeln  wUren  iilr  die  unteren  Volksklassen  hart  und 
ungerecht  und  lieisen  eine  nachteilige  Abnahme  des  Tagelöhner- 
Standes  befürchten. 

Femer  befürworteten  die  Kreise  strenge  Handhabung  der 
Bestimmungen  der  Gesindeordnung  über  mülkig  aufliegendes  Ge- 
binde und  des  Verboteü  von  Spinnen,  WoUkrämpeln ,  Klöppeln 
u.  8.  w.  Was  letzteres  betraf,  so  meinte  die  Landesregierung 
mit  der  Behauptung,  dafs  dies  Verbot  nie  streng  durchgeAlhrt 
worden  wäre,  nahe  man  Beoht;  auch  kttnftiff  liefse  es  sich  nicht 
aufrecht  erhalten,  denn  es  wäre  für  die  städtischen  Fabrikanten 
allsu  nachteilig,  wenn  man  die  auf  dem  Lande  betriebenen 
Vorarbeiten  einschränken  wolle.  Im  Erzgebirgischen  Kreise  wJtre 
ein  derartiges  Verbot  ganz  undurehftihrbar ,  (h-nn  dort  ptiegten 
Mädclien  schon  von  tnih^\ster  Jugend  an  zu  klöppeln,  und  sehliefs- 
lich  w;(re  es  niemand  zu  verdenken,  wenn  er  zu  der  Arbeit 
greife,  die  ihm  den  besten  Verdienst  gewähre.  Dagegen  eigneten 
sich  auch  nach  der  Ansicht  der  Landesregierung  die  Bestimmungen 
Uber  das  mtUsige  Gesinde  zu  einer  Verschärfung  und  swar  in  fol- 
gender Weise:  erslfioh  dafs  alle  Bauersleute,  £4lmer  und  Hand- 
werkerauf dem  Lande  filr  jedes  ihrer  Uber  16  Jahre  alten  und  unver- 
heirateten Kinder,  welche  sich  nicht  seibat  ernähren  konnten,  monat- 
lich einen  Thaler  in  die  Armenkasse  zahlen  mtlisten ;  zweitens  dafs 
alle  diejenigen  T/mdleute.  weiche,  obgleich  vermögenslos  und  über 
16  Jahre  alt,  sieli  nicht  verdingt  hätten,  in  ihre  Heimat  zurüek- 
gebracht  werden  raflfsten,  um  dort,  gegeu  blofsen  Kraptang  der 
Kost,  zu  Iandwirts(  hat'dichen  und  anderen  öü'eutlichen  Arbeiten 
verwendet  zu  werden. 

Zur  Vermehrung  der  ZaU  des  UmdwktwhaflUdieB  Gesindes 
idilag  naa  dann  nooth  aua  den  Kreisen  tot,  die  Kinder  attdtitGher 
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Arnifn  bei  Landleiiten  unterzubringen,  um  zu  brauchbaren 
Knechten  und  MUgden  zu  erziehen ,  desKleiclien  alle  unehelichen 
Kinder  auf  das  Land  zu  geben,  ihre  Mütter  aber  zu  zwingen, 
in  der  Landwirtschatt  Dienste  zu  suchen.  Dann  öollte  die  Re- 
gierung eiuerseitö  mit  den  Nachbarstaaten  einen  Vertrag  ab- 
achliefaen,  um  zu  Terbindera,  dafs  etwa  Söhne  von  Leuten  aas 
den  niederen  Volkekkasen  studierlen  oder  ein  Handwerk  aii&er 
Landes  erlernen  wollten,  andemeits  die  Ättfoahme  von  Hausge- 
noflaen  auf  den  Dörfern  befbrdem  und  begünstigen.  Damit  sind  bei 
wdtem  nicht  alle  Vorschläge  und  Wünaclie  der  Kreis-  und  Amts- 
bauptleute  erschöpfend  aufgezählt,  in  allen  trat  aber  mehr  oder 
minder  auffullig  die  Tendenz  hervor,  durch  künstliehe  Mittel  die 
Arbeitdkräfte  zu  vermehren  und  einseitig  die  Interessen  der 
Dienstlierrsehaften  zu  befördern;  zu  Gunsten  des  Gesinde«  wurde 
die  Regierung  nur  gebeten,  1  )ien.stbotenka^>.sen  zur  Altersversorgung 
zu  errichten  und  in  der  neuen  Ge.sindeorduung  die  Dienstherr- 
schalten  zur  unent^eldichen  Verpflegung  von  im  Dienst  erkranktem 
Qesinde  zu  verpflichten;  nur  aus  zwei  Kreisen  —  Meifsner  und 
Neustädter  —  drangen  Stimmen,  welche  die  Aufhebung  oder 
Ablösung  des  Gesindezwangsdienstes  forderten. 

Kicnt  auf  diesem  »Standpunkte  stand  jedoch  die  Landes- 
regierung; sie  lehnte  fast  alle  diese  Antrüge  ab  und  erachtete 
es  zur  Abhülfe  aller  MifsstHnde  allein  für  zweckraiifsig ,  die 
materielle  Lage  des  Gesindestandes  zu  ver))esscrn  ;  so  befiirwortete 
sie  den  Fortfall  einer  Lohntaxe  für  das  freie  Gesinde,  unter  der 
Begründung,  dals  einmal  auiser  der  Vermehrung  der  Konkurrenz 
der  Arbeiter  es  kein  Mittel  gebe,  das  iSteigen  des  Lohnes  zu  ver- 
hindern, und  dafs  ihr  sodann  die  Klagen  der  Landwirte  ttber 
die  aufserordendiche  Höhe  des  Gesindelohnes  unbegründet  er* 
schienen.  Und  femer  war  sie  dir  eine  billige  Erhöhung  des 
Zwangsgesindelohnes ;  weil  bei  den  jetzt  üblichen  äufserst  geringeD 
Zwangslöhnen  jeder,  der  es  nur  irgend  möglich  machen  könne» 
vermeide,  einen  Dicn.«t  zu  »neben. 

Bei  diesen  Erörterungen  über  den  Entwurf  kam  es  zwischen 
dem  militärischen  Interesse  und  dem  Privatinteresse  der  (nit«- 
besitzerpartei  zu  einem  Kontiikt,  in  welchem  letztere  den  kür- 
zeren ziehen  nmfste.  Dies  kam  so:  nach  dem  sieben jfthriiren 
Kiiege  war  der  Truppen  stand  einge^icliränkt  worden,  die  Er- 
gftnzung  der  Armee  ofolgtc  von  da  ab  durch  freie  Werbung 
im  Inhmde;  nur  zur  Deckung  eines  möglichen  Ausfidles  erhielt 
jedes  Regiment  einen  Werbehäirk.  Wer  Soldat  werden  woUte^ 
trat  mit  15  oder  16  Jahren  in  ein  Regiment  ein  und  sofalofs 
eine  Kapitulation  auf  eine  Uijährige  Dienstseit  ab,  aber  nur  kone 
Zeit  im  Jahre  mufste  er  dann  als  Soldat  unter  der  Fahne  dienen, 
monatelan^^  konnte  er  seinem  eignen  \>rdienst  nachgehen.  Aufser 
den  Rekruten  zählte  jedes  KegiineiU  noch  sog.  t^herkamplette. 
ihnen  bewilligten  die  Kompagnieiniiaber  Erlafs  der  vier  landwirt- 
schaftlichen Dicnstjahre,  sodafs  sie  sogleich  in  einem  Handwerke 
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aii^enommen  werden  konnten.  Der  Widerwille  gegen  diese 
militürische  Dispensationen  war  alli^eiiK-in  im  Lande;  die  Ritter- 
schaft hatte  deswegen  mehrmals  auf  den  Landtagen  Anträge  ge- 
st«  llt;  in  der  Litteratur  war  Pastor  ^tfillt  r  da<?egfn  aufgetreten, 
und  jetzt  erhoben  drei  Kreise  bei  der  Landesr»'ii;ieruni;'  werde 
und  behaupteten ,  iler  Gesinderaangel  auf  dem  Lande  riiiire  von 
dieser  einseiti|^en  militärischen  Befreiung  der  landwirtschattlichen 
Dienstptliclit  her.  Aber  vergeblich;  die  Landesregierung  wollte 
alles  allein  der  „guten  Discrction"  der  Militärbehörden  tiherlassen. 
Damit  erklärte  sich  die  RitterBchaft  nicht  zufrieden,  aber  diesmal 

Eflichteten  ihnen  die  Städte  nicht  bei|  denn  die  Vorteile,  die  den 
nnungen  durch  Aufnahme  der  Überkompletten  erwachs,  waren 
au  grofs. 

Der  Entwurf  au  einer  neuen  Gesindeordniin<,'  (1804)  wurde 
von  der  Landesregierung  mit  grofst^TTi  juristiMciien  Scharfsinne 
ausgearbeitet.  Der  Rechtsstoff  war  in  zwei  Teile  zerle«^,  der 
erste  fv  1  —  36)  handelte  von  dem  freiwillig  dienenden  Gesinde, 
der  zweite  (c^  80 — 41)  von  dem  Zwangsgesinde. 

Die  Polizei  sollte  das  Gesinde  ermahnen,  im  Dienste  zu 
bleiben,  sie  sollte  eine  genaue  Kenntnis  des  Gesindemarktes  be- 
sitaen,  Versdchnisse  des  Gesindes  führen  und  den  Vermittler 
zwischen  Dienstherrschaft  und  Gesinde  abgeben.  Aufser  dem 
Dienstattestbuch  sollte  es  einen  Erhiubnisschein,  einen  Vermietungs- 
schein —  letzteren  sogar  in  dreifacher  Form  -  geben.  In  rich- 
tiger Erkenntnis  der  wirtschaftlichen  Zustände  suchte  der  Ent- 
wurf Stadtgesinde  und  Landgesinde  zu  trennen. 

Sehr  eingehend  waren  die  Verbindlichkeiten  des  Gesindes 
behandelt,  wie:  Antritt  des  Dienstes,  Verhalten  während  der 
Dienstzeit,  Dienstflei  fa,  Gehorsam,  Klirliclikeit,  Treue,  Abzug  u.  s.w. 
Wir  wollen  daraus  aHein  hervorheben,  dafs  das  (leptinde  ver- 
pflichtet war,  jedem  Befehle  ohne  Widerrede  zu  gehorchen,  dafs 
jede  bewiesene  Widersetzlichkeit  auf  Verlangen  der  Dienstherr- 


werden konnte.  Schwere  Erankh^t  des  Gesindes ,  auch  wenn 
sie  in  Folge  des  Dienstes  eingetreten  war,  hob  den  Dienstvertrag 
auf,  die  Herrschaft  konnte  das  Gesinde  entlassen,  ohne  irgend 
eine  Verpflichtung,  ftir  dasselbe  weiter  zu  sorgen.  Die  Strafen 
t\ir  Diebstahl  und  Veruntreuungen  waren  liHrtr-r  als  dlo  für  ge- 
wöhnlichen Diebstahl;  stets  sollte  die  iStraizeit  für  das  Gesinde 


Die  Verbindlichkeiten  der  Dienst  her  rschaften  wurden  eben- 
falls kasuistisch  erörtert,  wie  Annahme  des  gemieteten  Gcüindeä, 
Behandlung  desselben  während  der  Dienstzeit,  Kostgeld,  Livr^, 
Geschenke,  wie  sich  die  Herrschaften  gegen  ihr  Gerinde  verhalten 
sollen ,  Verabschiedung  desselben.  Der  Lohn  war  nicht  gesetz- 
lieh  bestimmt  und  sollte  monatlich  oder  viertel  jährlich  gezahlt 
werden.  Die  Kost  war  dem  Gesinde  in  ortsübhchcn  und  geniefs- 
baren  Speisen  bis  zur  Sättigung  zu  reichen.    Hinsichtlich  der 

Ponobuag«!!  (54)  XU  i.  —  Wiittk«.  13 
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IgntlAMtiing  des  Gesindes  während  der  Dienstzeit  unterschied 
der  Ehitwurf  erstlich  GrUnde  .  nach  denen  das  Gesinde  sofort 
entlassen  werden  durfte,  und  zweitens  sohihe,  die  die  Dienst- 
herrschaft berechtigte,  es  vor  Ablauf  der  Dienstzeit  zu  entlassen. 

Das  altf  Prozefsverfahren  wurde  V>eibeha!ten ;  nach  wie  vor 
blieb  das  Oberliof<;ericht  in  Leipzig  und  ^VittenblTg  in  Ocsinde- 
sacheu  nicht  zuaUindig  und  ein  ordcnüiclicr  Proz<  Ts  «lurlte  unter 
keinen  Umständen  geführt  wurden.  Alle  Rcchtsminderungen  de» 
Gesindes,  wie  Abbitte,  Ehrenerklärung ,  hielt  der  Entwurf  aof- 
recht  und  femer  wurden  die  Obrk|keiten  angewiesen,  bd  Be- 
achwerden  des  Gesbdee  Uber  die  Hemdiaft  darauf  bedacht  zu 
sein,  dals  die  so  notwendige  Subordination  emstlich  gebandhabt 
werde. 

Der  zweite  Teil  d^  Ordnung  (§  36—44)  behandelte  das 
Recht  des  Zwanfj^sj^psindes.  Wenn  die  Gerichtsherrschaften  ihren 
ünterthanen  neue  l^aston  autbürdctenj  oder  sich  rtwn  «Ue  IJnter- 
thanen  ihrer  Schuldigkeit  entzogen .  so  war  <'in  l'rozelt?  niclit  zu 
führen,  sondern  nach  vorangegangener  Kognition  sollte  sofort  der 
Rechtsstreit  entschieden  werden.  Gebinde,  das,  um  dem  Zwangs- 
dienste  zu  entgehen,  sich  im  Auslande  verdingte,  sollte  von  nun 
ab  an  seinem  Erbtdl  zu  Gunsten  der  Gericfatsnerrschaft  verkünt 
werden.  Drescher  und  Tagelöhner  wurden  verpachtet,  wie  das 
Zwangsgesinde,  ihrer  Gutsherrscbaft  gegen  einen  Zwangslohn  zu 
dienen.  Dagegen  wurde  den  Gerichtsberrscfaafken  verboten,  Ke- 
servegesinde  zu  halten,  Zubufsen  zu  nehmen  u.  s.  w.,  und  an 
Stelle  des  in  Erbrepstem  festgesetzten  Zwarirj'l'^hTi^'s  sollte  ein 
nach  „hauswirtsehaftlicliem"  Ermessen  bestimmter  Lohn  treten; 
wo  di'igegen  in  den  Erl)re;;i«tern  keine  I^olmsatze  aul'gezeichnet 
waren,  sollte  eine  you  der  Landesregierung  vorgeschlagene  Zwangs- 
lohntaxe  Platz  greifen. 

Trotzdem  dieser  Entwurf  im  Anfang  des  19.  Jahrhunderts 
ab^fafat  wurde,  atmete  er  noch  den  alten,  seit  dem  SOiährigen 
Kriege  herrschenden  Geist.  Die  ganse  Ordnung  war  das  kJasaiscbe 
Pkttdukt  eines  bureaukratischen  Poliaeistaatcs.  Die  Begieruog 
stand  nicht  Uber  den  Parteien,  sondern  nahm  die  Interessen  der 
Rittergutsbesits^r  wahr. 

Zu  Gunsten  des  Ocsinde«  lautete  nur  eine  Bestimmung: 
Erliöhiing  des  in  den  Erbregisteni  festges<'tzt<^n  /.wangslohnes,  und 
ßelbr>t  diese  gcringtugige  Konzession  sollte  die  Ordnung  zu  Falle 
bnn;^eD.  Das  Geh.  Consilium  (22.  Dez.  ISOl)  erhob  georen  die 
Zwangslohutaxe  Bedenken  und  verlangte,  dafä  dieser  Teil  des 
Entwurfes  der  Landschaft  zur  Begutachtimg  Uberwiesen  werde, 
von  deren  Zustimmung  alles  weitere  abhängen  «olle.^  Damit 
treten  wir  in  eine  Reihe  langwieriger  Verhandlungen  ein,  in  deneo 
sich  der  Entwurf  von  Landtag  zu  Landtag  schleppt.  Zunä<  list 
auf  dem  Landtage  von  1805  übten  die  Stände  eine  eingehende 
Kritik  am  Entwürfe  (13.  April  1805,  Schrift  von  116  Seiten!). 
Die  Ritterschaft  verharrte  aui  ihrem  alten  Standpunkte  und  suchte 
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nicht  nur  alle  ihre  Gerechtsame  zu  bewahren,  sondern  sie  auch  zu 
vermehren.  Sie  jede  Erhöhung  des  Zwao^lohnes  ab  und 
forderte,  dale  in  leichteren  Fällen  sowohl  die  Versendung  der 
Akten  wegfalle,  als  auch  ihr  Patrimonialgeriditin  Gedndepcosessen 
allein  soständig  w8re  und  dafs  ihre  Gerichte  Bescheide  und  1*e- 
soltttioDen  abfi^en  und  jeden  Tag  Gefängnisstrafe  in  Handarbeit 
umwandeln  dürften. 

Den  Landtip:8akten  wir  ein  Vt  rzeielinis  derjenigen  Tage, 
an  denen  das  Gesinde  zu  teiern  pHegte,  beigegeben.  Schon  Möller 
machte  auf  die  tibertriebene  Anzahl  der  Feiertage  autinerksani; 
er  berechnete  für  1798  nicht  weniger  als  80  Feiertage.  Nach 
der  Landtagsbeilage  tciertc  das  Hofgesinde  „nächst  don  gewöhn- 
lichen Feiertagen*'  an  nicht  weniger  als  10^/2  Tagen,  das  Bauem- 
gesinde  sogar  an  29  Tagen  (einschlielslich  der  ZwOlf  Nächte  zu 
Weihnachten ). 

Nach  Schlufs  der  Landtagsverhandlungen  wurde  die  Ord- 
nung von  der  Landesregierung  nach  den  ständisclien  Einwürfen 
umgearbeitet,  um,  nachdem  das  Geh.  Consilium  ihn  kritisiert  hatte, 
abermals  den  Ständen  vorgelegt  zu  werden.  Ahor  flazn  snllte 
es  nicht  kommen.  Wohl  sprach  später  in  ihrer  I-'rahuiinarsehrift 
vom  1.  Febr.  1811  die  Landscliaft  davon,  dal's  sie  „in  freudiger 
Erwartung  der  kgl.  Entachlicrsung  wegen  einer  neu  zu  erlassenden 
Gesindeordnung  entgegensehe."  Der  König  erklarte  jedoch, 
dab  er  sich  „annoch  entschliefsen''  werde.  Denn  inzwischen 
war  innerhalb  der  Behörden  Uber  die  Frage,  ob  der  Zwangslohn 
erhöht  werden  solle,  keine  JSinigung  enidt  worden,  und  schliefs- 
lieh  hielt  der  Kabinetaminister ,  Graf  von  Hopfgarten,  die  Ver> 
öffentlichung  einer  neuen  Gesindeordnung  für  bedenklich.  £r 
wies  auf  die  erregten  öffentlichen  Zustände  und  auf  die  Über- 
bCirdiini,'  der  Behörden  hin.  So  blieb  alle^  beim  Alten  bis  zum 
L  in  ltage  von  1824,  auf  dem  die  Stände  wiederholt  um  en-lÜelie 
i^jblikation  der  Gesindeordnuug  einkamen.  Man  crkhirte  iluien^ 
der  König  habe  in  eine  Umarbeitung  des  Entwurfs  von  18il4 
ihren  Wünschen  gemäfs  eingewilligt  und  auch  die  Eiuiuiirung 
von  GksindeattestbUehem  angeordnet,  aber  das  Geh.  Kabinet  er- 
achte den  Zeitpunkt  zu  Erlal«  dner  Ordnung  fUr  verfrüht  Alle 
Behörden  wären  mit  der  Ausarbeitung  neuer  Gesetze  in  Ansprach 
g-  n  Hiimen,  man  berate  zur  Zeit  Uber  ein  Qeset/:  betreffend 
die  Fronen  und  Dienste  und  über  ein  neues  Kriminalgesetz; 
dann  müsse  noch  die  Militärverfassung  von  Grund  aus  geändert 
weiden.  Erst  wenn  die^e  ganze  Orsr-tzgebung  zum  Ahschlufs 
gebracht  wilre,  könne  m.m  daran  denken,  die  Hp^^lndeordnung, 
nachdem  zuvor  der  alte  Entwurf  in  Übereinstimmung  mit  den 
neuen  (Sesftzen  gebracht  worden  wäre,  zu  erlassen. 

So  war  denn  der  Entwurf  von  18i)4  zu  Grabe  getragen 
worden;  erst  nach  den  Landtagsverhandlungen  von  1829  trat 
man  wieder  dem  Gedanken  eines  Erlasses  einer  neuen  Gesinde- 
ordnung näher.  Trotzdem  sind  in  diesem  langen  Zeiträume  ein- 
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seine  Gesindegosetzc  erlassen  worden;  aber  nicht  staatliche,  son- 
dern städtische.  Die  GcsinnuDgen,  welche  der  Rat  zu  Leipzig 
über  das  Gesinde  heprte,  haben  wir  schon  zweimal  nMier  kenn» n 
gelt^rnt  (S,  5:^  u,  l  lLi).  Anfangs  180i>  (3.  Mai)  erlangte  er  durch 
kurturatliehes  Patent  die  (ieuehiiiigung  zur  Errichtung  einfs  Dienst- 
botenamtes  oder  (nner  (iesindeexpedition.  Sie  stand  untt t  dem 
Kate  und  äollte  das  in  der  Stadt  dienende  Gesinde  überwacheu, 
bei  allen  gegen  die  Gesindeordnung  sto&eDden  Handlangen 
die  Parteien  ▼emehmen  u.  8.  w.  Der  Rat  gab  als  Zweck  an: 
man  wolle  jederzeit  wiaaen,  wer  in  Leipzig  und  bei  wem  er 
diene  und  wieviel  Dienstboten  Uberhaupt  in  der  Statlt  wären. 
Nach  einem  Berichte  des  Leipziger  PoUzeiamtes  (2.  Juni  1816) 
hatte  sich  das  Dienstbotenamt  als  sehr  zweckmäfsig  erwiesen. 

In  Dresden^  wollte  man  nun  auch  ein  derartiges  Amt  liaben. 
Es  bewarb  sich  (1804)  (iottf.  Ileynie,  r)ür<^ermeißter  von  Dresden, 
um  die  Erlaubnis  zur  Errichtung  eines  stiidtischen  Gesindebüreaus. 
Er  setzte  eine  ( )rdnung  für  das  Bürean  nif,  nach  der  unter  an- 
derem müisi^^es  Gesinde  in  Spinnliaiiöirü  und  Fabriken  zwangs- 
weise untergebracht  werden  sollte.  Mit  dem  Büreau  sollte  ein 
Jftennmeratione-IiiBtitat  für  Dienetboten*  zur  Bdohnung  treuer 
iMenatboten  Terbunden  werden  (Antrag  Wik?).  Aus  der  Sache 
wurde  aber  nichts.  &8t  als  ein  .Tahrzelmt  später  das  Polizei- 
kollegium  in  Dresden  entweder  den  Erlaüs  einer  Gesindeordnung 
oder  die  Errichtung  eines  GesindebUreaus  beantragte  (1815), 
waren  die  kfrl.  Beforden  entgegenkoramender.  Aber  ver- 
gingen doch  wietler  drei  Jahre,  ehe  die  Genehmigung  zur  Er- 
richtung eines  Dienstbotenamtcs  eintrat'  (1.  MSrz  1818).  Es  war 
dies  eine  rein  büreaukratische  Einriehtung,  welche  dem  (iesinde 
viele  neue  Fesseln  anlegte,  z.  U.  durfte  kein  Einwohner  einen 
Dienstboten  bei  5  Thlr.  Strafe  auch  nur  eine  Kacht  ohne  einen 
Erlaubnisschein  beherbergen;  der  Dienstbote  erhielt  gar  8  Tage 
Gefilngnis.  Das  Amt  Bollte  neben  der  Überwachung  des  Gesindes 
auch  als  ein  Arbeitsnachweisbüreau  dienen.  Dienstloscm  Gebinde 
sollte  bis  zum  Eintritt  in  irgend  einen  Dienste  Gelegenheit  zur 
Arbeit  geboten  werden.  In  Klagen  und  Rügen  entschied  das  Amt 

'  Loc.  2;^.  Das  Polizei- Wc^en  zu  DreeUen.  Bd.  y.  lt>17.2U.  Loc 
6527.  Die  neu  erlSuterte  und  verbesserte  Gesindeordnung.  Bd.  IIL  1917. 

Bl.  36.  40.  Dresdner  IJatsarchiv:  C.  XVII.  91.  iirrichtung  .  in--  Vrr 
sorpuii^sinstitnt«'-  für  HfiT^chafton  titifl  I>ienst.suchrii«lt  ii.  V.  W'll. 

90.  Das  f.  d.  btailt  Jiresdeu  cutworfene  imd  zur  hnclmtcn  Approbation 
eingesendete  Gesinderegulativ.  1804. 
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Reform  der  bäuerlichen  Verhältnisse 


In  dus  19.  Jährliimdert  trat  Sachsen  anter  einem  scheinbai^ 
gOnstigea  Stern,  allenthalben  in  Industrie  und  Landwirtschaft 
zeigte  sich  ein  wirtschaftlicher  AnfiichwuDg  und  der  Wohlstand 
breitete  sich  im  mar  mehr  aus.  Doch  die  onst  so  Hervonragendee 
leijstende  Verwaltung  war  verknöchert;  nach  wie  vor  herrschte 
am  TTofp  flas  strengste  Ceremoniel,  nnd  indem  man  an  Glanz 
und  Prunk  alle  deutschen  Höfe  zu  überbieten  suchte,  wie^e 
mm  sich  in  dem  Ulaubcn,  dafs,  wo  der  pinnkvollste  Hof  wäre, 
uucii  der  politisch  iniielifitrste  iStaat  sein  müsse  Erst  die  Kata- 
sti'ophe  von  Jena  erweckte  Sachsen  aus  seinem  Sciilummer  und 
verwidcelte  es  m  die  Wirren  der  europäischen  Politik.  Mit 
weldi  unglttckseUgen  Folgen  ftar  das  Land,  ist  bekannt  genug. 

Mit  Stolz  blickten  die  Sachsen  auf  ihre  Verwaltung  und  rahm- 
ten sich,  dals  in  kemem  Lande  die  ünterthanen  so  gut  regiert 
worden.  Nach  dem  Wiener  Kongrefs  aber  erwartete  die 
BJtclisisclic  Repenin;]:  ^'^t^^  bittere  Enttäuschung.  Hatte  man 
gebot}'!,  dals  die  von  Preufsen  anncktiert»*Ti  Provinzen  Schwierig- 
keiten  bei  ihrer  Einverleibung  bereiten  winden,  so  sah  man,  wie 
trotz  der  gerühmten  säcbsischen  Treue  die  alten  IJntertbanen 
schnell  sich  in  die  neuen  Verhältnisse  einlebten.  Besonrlers  in 
der  Lausitz  athmete  der  Bauernstand^  durch  die  Stein  Hai deu- 
bexgische  HeformgeBetzgebung  von  der  ErbunteräiSnigkeit  be- 
frei^ erleichtert  auf  und  mit  Neid  blickten  die  sSdisischen  Bauern 
fiber  die  Grenze,  denn  sie  seufzten  unter  einem  Drucke,  dt  r  sie 
jetzt  härter  als  im  Mittelalter  belastete.  Das  gab  zum  Denken 
Anlal's.  War  doeh  mit  dem  kurzen  Anlauf,  den  die  sächsische 
Ke^'-ierung  nach  den  Bauernunruhen  von  17*")  genommen  h-'AU^ 
und  der  ohne  jedes  greif  bare  Kesnitat  verlauten  war,  die  ganze 
bäuerlicbe  Reformbew(';^^ung  ins  St  n  ken  geraten. 

In  den  zwanziger  Jahren  machte  sich  dann  in  den  Bciinten- 
kreisen  das  Bestreben  geltend,  wenn  auch  in  langsamem  Sclu  itt, 
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Reformen  emziifübren ,  \'eraltetes  abziistorscn  und  Neues  zu 
schaffen.  Im  (iegensatz  zu  der  Regierung  suchten  die  Stande 
aller  an  den  wirtschaftspoH tischen  Anscliauungen  trülicrer  Jahr- 
hunderte festzuhalten  und  keines  ihrer  Vorrechte  dem  modernen 
Staat^gedoDken  zn  opfern^. 

Recht  klar  trat  dies  auf  dem  Landtage  von  1818  hervor. 
Die  Hitterschaft  erhob  dne  ihr  von  46  Rtttergntsbeeltsem  des 
Voigtländischen  Kreises  zugegangene  Beschwerde  zu  einem  An- 
trage (SO.  Mai  1818),  und  die  Slädte  glaubten  diesem  um  so 
weniger  ihren  Beistand  zu  versagen,  ab  er  die  Beschleunigung 
des  Rrcl^tsverfahrcnü  und  die  Beförderung  des  Nationalwohl- 
«tandcs  lit'zw eckte. 

Zuerst  erhob  die  Ritterschaft  Klnire  über  die  stei^Tnde 
Kultivierung-  des  Landes  und  die  intensivere  Bewirtschaftung 
der  Güter.  „iJie  in  neuerer  Zeit  aut-restellteu,  aber  bei  weitem 
nicht  hinlänglich  geprüften,  viel  weniger  durch  allgemeine  Er- 
fiibrung  bewährten  Okonomiachen  Gmndsflüse  von  Abschaf- 
fung der  Brache  und  EinfOhrung  der  Sömmerung* 
Aihrten  zur  Ihm  intriichtigung  des  hergebrachten  Behntens  w 
Brachfelder.  Holzboden,  Wiesen  und  Lehden  würden  in  Felder 
umgewandelt;  im  ersten  Jahre  säe  man  darauf  Kartoffeln,  die 
übertrieben  angebaut  würden,  im  zweiten  Korn,  im  dritten  Gerste, 
im  vierten  Hatcr;  in  di^sor  Fruchtfolge  tahre  man  fort,  so  dals 
es  keine  Brache  mehr  gebe. 

Wirke  dies  alles  allein  schon  nachteihg  auf  die  Sclialzucht 
ein,  60  wagten  es  sogar  noch  die  Triftleidendcn  willkürlich  die 
Trift-  und  Hutungs^erechtsame  zu  beschränken.  Käme  es  zum 
Prosefsi  so  entschdde  die  Landesregierung  oder  das  Appdladons- 
gericht  nach  Qrundsätsen,  die  den  beämnten  sächsischen  Ge- 
setzen nicht  entsprächen  und  die  zu  Gunsten  der  Triftleidenden 
lauteten.  Dieser  Widerspruch  der  £rkennti)isse  der  Gerichtshöfe 
mit  den  s.ichsrsclien  Rechten  fUhre  zu  einer  allgemeinen  Unsicher- 
heit des  ]{echtszustandes 

Diese  Erwägungen  führten  die  Ritterschaft  dazu,  den  Antrag 
zu  steiieu:  unter  Zuziehung  von  Wirtechaftsverst'lndigen  niöchteo 
allgemeine  Grunilsätze  über  Hut-  und  Triftgerechtigkeiten  auf- 
gestellt werden. 

Dem  Könige  war  nicht  Terborg^u  geblieben ,  dafs  die  Er- 
kenntnisse der  Gferichte  nicht  in  Übminstimmung  mit  deo  Ge- 
setzen standen.  Schon  1806  (12.  April)  hatte  er  ein  Special« 
reskript  erlassen,  dafs,  wenn  in  den  Urteilssprüchen  des  Appel' 
lationsgerichts  Grundsätze  und  Meinungen  zu  Grunde  gelegt 
wären,  wdche  mit  der  Verfessung  und  den  sonstigen  hergebrachten 

»  Benutzt  wurden:  Loc.  5750,  6665.  6517,  6518,  651Ü.  l>ie  Ik'- 
BcUetini^tmg  der  Prosesse  swiecbeu  Gericntsobrigkeit  und  Ünterthsiien 
W(  f>eii  Zit  nsen,  Dienste,  HutunLf  und  anderen  Gerechtigkeiten.  Bd.V— XI. 
1819— iHaO.—  Die  Landrentenbank  im  Königreich  Sachaen.  Festschrift. 
Dresden  1883. 
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Beftigni?58en  nnd  Rechten  nicht  Tercinbar  schienen,  der  G^h^me 
Riit  einschreiten  solle.  Aber  erst  der  sUindischc  Antrag  brachte 
den  Stein  ins  Rollen  und  die  Landesregierung  wie  d;is  Appel- 
latioQisgericht  wurden  autgefordert,  sich  gegen  den  X'orwiui  der 
UngesetzmHiöigkeit  ihrer  Ürteilsaprüche  zu  verteidigen. 

Beide  Behörden  erklärten^,  dals  die  von  der  Landschaft 
«riiobenA  Amdmldigung^  ftr  sie  cnlelireiid  aeien;  den  Elr- 
kenntDinen  habe  num  die  1792er  Reehterittie,  auf  welche  bei 
Entscheidungen  der  zwtecheil  Obrigkeit  und  Qntertheiieil  ob- 
ichwebenden  Streitigkeiten  vorzüglich  Rücksicht  zu  nehmen  ed, 
zu  Grunde  gelegt;  der  Kurfürst  habe  damals  stillschweigend  die 
Genehmigung  dazu  erteilt  und  man  habe  eehdem  diete  Beohte- 
aätee  lUr  ein  ins  non  scriptum  gehalten. 

Dies  widersprach  dem  Sachverhalt;  wie  wir  schon  früher 
ausgefiihrt  haben  (vgl.  S.  183),  hatte  der  KurfUrst  seine  cud- 
gültige  Entscheidung  ausgesetzt,  auch  jetzt  (Dekret  vom  l.  März 
1820)  erklttrte  der  König  wieder,  dau  er  diese  Bechtssitse  nie 
genehniigt  haba  Das  ünrianhKfihe  war  aber  geschehen,  in  dem 
bureaukratisch  regierten  Staate  hatten  (in  einer  so  wichtigen 
Sache  wie  die  Fron-,  Hut-  und  Tiülgerechtigkeiten  waren)  die 
höchsten  Gerichtshöfe  nach  einem  voin  Kur{\irsten  verworfenen 
Glesetze.  das  zudem  allen  Unterthancn  unbekannt  war,  erkannt. 

Eine  in  der  (iesehichta  der  sächsischen  Verwaltung  wohl 
einzig  dastehende  Thatsaehe. 

*Vus  der  stetigen  Anwendung  der  RcchLssätze  von  1792 
folgerten  die  Landesregierung  wie  das  Appellationsgericht,  dals 
es  hOehstens  notwendig  wäre,  den  Entwurf  von  1792  an  wet- 
Offontlichen,  daft  es  ab^  gana  überflttssig  v<^tee,  eine  Kommission 
stur  Beratung  eines  neuen  Gesetaes  Ober  Hut-  nnd  Triftgerechtig* 
keiten  einzaberufen.  Zu  einem  entgegeng^etaten  ESrgebnis  kam 
das  zur  Begutachtung  aufgeforderte  Geheime  Finanzkollegium 
(F>.  Mai  1810-).  Heiner  Auffassung  nach  ging  es  nicht  an.  auf 
Grund  von  Gesetzen  zu  urteilen  d"r(;n  inlialt  im  Widev^prHche 
mit  den  iiublizierten  Lande!?geset  ^  ii  stünde;  es  hielt  de.-.liallj  die 
ötiiudischen  Beöcli werden  für  he-riindct  und  erachtete,  um  der 
Kechtsunsicherheit  ein  Ende  zu  machen,  eine  Revision  des  Ent- 
würfet Ton  1792  —  bei  dem  die  jmnsüschen  Orundsätae  mit 
den  staatiwirtsehaftlichen  in  Cbereinstunmnng  an  bitngen  Wim  — 
Dir  notwendig. 

Allein  der  Bitterscbaft  lag  es  bei  ihrem  Antrage  nicht  aus* 
schliefslich  daran^  die  Erkenntnisse  der  Gerichtshöfe  zu  kritisieren, 

sondern  sie  wollte  ihn  nur  als  Deckmantel  benutzen,  unter  dem 
sie  neue  Bevorzugungen  gewinnen  konnte  Narh  den  Freihcita- 
kriegen  war  aber  in  der  Verwaltung  eine  neue  Generation  von 


*  Loc.  5758.  I)io  Hoschl.  innfrnng  .  . .  Bd.  V  Bl  f>2.  Landesregiemng 
2.  Januar  1819.  Bl.  71.  Appeliaiionsgericht  6.  December  lölÖ. 

•  Loc  57fi8.  Die  Bojehlemiigung  ...  Bd.  Y  Bl.  78-97. 
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jungen  Beamten  tliätig,  welche  nicht  im  Hanne  der  gutsherrhchen 
Interesaenkreise  siandeu,  Sie  erkfinnten  sehr  wohl ,  flafs  dio 
Kitterschaft  mit  ihrem  Antra,L;e  eine  X'crstärkung  der  KiiiergutB- 
gerechtsame  bezweckte,  und  übereinsürumiind  traten  die  drei  be- 
gutachtenden Behörden  nicht  iUr  die  Rittergutsbesitzer,  sonderu 
fUr  Stärkung  der  Rechte  der  Gutstttiterthanen  ein.  Wenn  die 
Stände  das  Verlangen  gesteUt  hatten,  dale  die  Hutungabefugnisse 
der  Kitt,  igüter  vorztiglich  begünstigt  werden  niüfsten,  sie 
von  Eintiufs  auf  Hebung  der  iSchatzacht  und  damit  auf  den 
Wohlstand  des  Landes  seien,  so  traten  jetzt  die  n«^htfrden  dieser 
Forderung  unter  der  Re;T^fmdung  entgegen ,  dals  von  der  Er- 
haltun:;  und  llebunj?  der  b;iuerHchen  Wirtschaften  der  Volks- 
wohlstuul  in  ebendemselben  Mafse  abhänge,  üie  Hutiings- 
befugnisse  der  Rittergüter  hinderten  die  höhere  Kuhur  der  Bauern- 
güter und  lahmten  die  Industrie  ihrer  Besitzer.  DeutUeh  zeige 
sich,  dafs  die  Geaetzgebung  mit  den  Fortschritten  der  landwirt- 
schaftlichen Kultur  nicht  Schritt  gehalten  habe.  Die  Lage  der 
Unterthanen  werde  immer  bedrückter,  auf  den  Rittergütern  würden 
die  Dienste  venriel&ltigt  und  mit  grölster  Genauigkeit  und  Strenge 
eingefordert  Recht  und  BiHigkeit  verlange  den  Unterthanen  ßr- 
leiditerungen  zu  Terächaffen  und  sie  in  einem  Stande  zu  erhalten, 
der  es  ihnen  ermögliche,  die  lande.^lierrliclien  Dienste  EU  TW- 
ncbtcn  und  trotzdem  sich  und  die  Ihrigen  zu  erhalten. 

Dem  Kf^nige  fiel  sicherlich  die  Kntsehlielsiuijij:  schw.  r.  Mit 
dem  Geilauken ,  neue  staatswirtscIiattHelie  1  lestimmungen  über 
Trift-  und  Hutungsbefugnisse  zu  erla^üen.  konnte  er  siel]  nicht 
befreunden,  das  hätte  leicht  zu  einer  wesejuliclien  Umgestaltung 
alter,  festgewurzelter  Rechte  und  Verhältnisse  fUhroi  kOnnen.  So 
etwas  lag  ihm  fem.  Bei  seinem  graden,  rechlichen  Sinne  kam 
es  ihm  ulein  auf  Entfernung  aller  richterlichen  Willkür  an,  und 
80  entschied  er  sich  für  eine  Revision  der  Kechtsgrundsätze  von 
1792  und  fiir  ^^möglichst  genaue  Feststellung  der  liierbei,  nach 
dem  Inhalt  der  gemeinen  Kechte  und  rechtsbegrUndeten  Ge- 
wohnheit zu  befolgentlen,  von  den  Rechtegelehrten  verschiedent- 
lich aiiiregebenen  Grundsätze".  (Dekret  vom  L  Marz  1820  und 
0.  Januar  1821 ). 

April  1820  trat  dann  zur  Revision  der  Rechtsgrundsätze 
folgende  Koniniissiou  zusammen:  als  Vorsitzender  der  Konferenz- 
minister  von  Olobxg,  die  Geh.  Finanzrfite  ron  Carlowitz  und 
von  Nostiz-Drzwiecki,  die  Hof-  und  JustizrUte  von  Hartitzsch 
und  Meifsner,  die  Appellationsräte  von  Zedtwitz  und  Dr.  Günz. 
In  verhMltnismäfsig  kurzer  Zeit,  im  Herbst  1820,  hatte  die  Korn* 
mission  ihre  Arbeiten  beendigt.  Bei  der  Beratung  des  Entwurfes 
tiber  die  in  Hutungssachen  anzuwendenden  Rechtsgrundsatze  und 
des  darin  zu  beobachtenden  Verfahrens  stellten  siel)  unter  den 
Mitgliedern  der  Konnnission  so  prineipielle  (^egensiit/.e  InTaus. 
dafb  ülter  eine  gemeinsame  \'orlage  keine  Einigün.;^  /.u  erzielec 
war.  Es  reichte  die  Mehrheit  von  vier  Mitgliedern  einen  eignen 
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Entvvui^  in  41  PangiapheD,  ein;  die  Minderheit  Ton  drei  Mit- 
gliedern einen  andr-rcn ,  in  0  Paragraphen.  Jeder  Ükitwarf  war 
mit  einer  austuhrlichen  Beirründung  versehen. 

Die  Mehrheit  bildeten  die  Juristen :  sie  waren  durehdnmc:en 
von  der  Heiligkeit  dts  römischen  R»'chtt  > ,  welclies  sich  diesmal 
fdr  die  lauern  günstig  zeigte.  In  einer  längeren,  juristisch- 
historischen  Aosfäirang  suchten  sie  zu  beweisen,  dals  das  Trift- 
redit  ein  Setvilut  sei.  Der  IViftteidende  beritse  volles  Eiigeiititni 
an  aeiDem  Gnmdstttcke  und  habe  fbiglich  das  Recht,  soriel  Schale 
als  er  w(dle  sn  halten.  Der  IViftberechtigta  habe  nur  das  Bedit 
der  Hutung. 

Grade  den  entgegengesetsten  Standpunkt  nahm  die  Minder- 
heit ein.  Sie  schlols  sich  dem  von  der  Kitterschaft  vert'ochtenen 
Satze:  die  Triftgrreehtigkeit  ist  kein  Servitut,  an.  Nicht  die 
Unterthanen  hätten  der  Ilerrschatt  das  Hutungsrecht  zugestanden, 
sondern  die  Herrschaft  hätte  als  Obereigentümerin  bei  Überlassung 
des  Grundstückes  an  dexk  Baoem  sich  dies  Recht  vorbehalten.  Auf 
die  Lehren  der  Juristen  Ton  dem  OerichtiigebnHich  sei  kein  Qe- 
wiebt  m  legen.  Man  mttsse  neue  goectalK^ie  Bestinrnmngen 
trefien  und  dabei  weniger  die  römisohen,  als  die  deutschen  Rechts- 
begriflc  bei-Ucksicbtigen.  Die  Frage,  ob  der  triftleidende  Unter- 
than  bereclitigt  sei  sich  Schafe  zu  halten,  liefse  sich  al!i]^emein 
nicht  cntsclieidt  n  und  richte  sich  nach  dem  einzelnen  Falle, 

Die  Koinuiission  war  über  iiiren  Auftrag  liinausgegangen ; 
von  einer  Revision  konnte  nieht  die  Rede  s(  in ,  beide  Kntwiirfe 
versuchten  eine  selbständige  Regelung  der  schwierigen  Kc^hts- 
materie.  Der  Geheime  Rat  hidt  beide  Arbeiten  fftr  verfehlt, 
deim  Besehrlnkmigen  des  EigentnmiL  die  ans  allgememen  Staats» 
rOeksiehten  erfolgten,  wiren  an  und  ftr  sich  noch  kein  Eingriff 
in  das  Recht  des  Eigentums.  Bei  der  BemteUnng  des  llutun^s- 
xechts  habe  man  mm  zwei  Fragen  vonnleigen:  kann  die  Woll- 
produktion Sachsens  wie  bisher  bestehen,  wenn  das  Reclit  Schafe 
zu  halten  jedem  («rundbesitzer  freige<rehen  wird?  und  haben 
die  Orundeigentümer  bei  einer  Einschränkung  des  Hutungs- 
rechtes, Nachteile,  die  durch  den  (tt'winn,  welchen  der  Staat  bei 
der  jetzigen  WoUprodukiion  macht,  nicht  aufgewoi^en  werden? 

Der  König  war  mit  alledem  nicht  dnverstanden ;  die  Korn- 
nuMion  habe  nidit  nach  seiner  Instmktion  gehandelt  und  die 
staatswirtscfaaftlichcai  Fragen  wUnsche  er  nicht  erörtert  an  winen; 
dennoch  befiihl  er»  beide  Entwürfe^  aber  ohne  die  Begründungen, 
dem  Landtage  TorBol^gen. 

K>  würde  uns  zu  weit  f^ihren,  anf  alle  W CchM  ltalle  der 
beiden  Entwürfe  näher  einzuprehen.  Auf  dem  Landtage  von 
1821  konnten  sich  die  Stiinde  nicht  einigen;  die  Ritterschaft 
arbeitete  einen  eigenen  Entwurf  aus,  desgleichen  die  Stildte,  und 
nach  Schlufs  des  Landtages  besafs  die  Regierung  vier  (iesetz- 
entwürfe  über  das  Hutungs-  und  Triftrecht,  ohne  doch  in  der 
Sache  einen  Sdiritt  weiter  gekonunen  an  sein.  Die  Schwieng- 
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keiten,  welche  es  zu  liberwinden  )?alt,  wan  n  sehr  ^^Tolse.  In 
keinem  deutschen  LÄnde  war  die  Selialzueht  »u  auagebreitet  und 
bcanapruchte  eine  so  wichtige  Kolle  in  der  Landwirtschaft  aU  ia 
Saclisen.  Während  sich  der  Schaf  bestand  von  1785—1800  ziem- 
lich gleich  hoch  hielt  (1  600000  Schafe),  nahm  er  dann  all- 
mfthlioh  zu,  um  nach  den  fVeiheitBkriegen  einen  ungeahnten 
Aufschwung  zu  nehmen.  Während  1819  auf  einem  Kammer- 
gute  noch  600  Schafe  gehalten  wurden,  stieg  ihre  Zahl  1820  auf 
700,  1821  22  auf  5000.  Der  Bedarf  an  Wolle  durch  die  ein- 
heimische Industrie  war  so  grofs,  dafs  die  inlUndi.sche  Woll- 
produktion ihn  nicht  ym  decken  vermoclite;  es  wurde  mittlere 


Durch  Sortieren  und  Mi.schen  mit  aualandibcher  Wolle  cnt^uiad 
die  sog.  sächsische  ElektoralwoUe ,  welche  vorzugsweise  nach 
England  *  ausgeführt  wurde.  Jede  Regelung  des  Hut-  und  Trift- 


Umstünden  entschlofs  sich  der  König,  von  der  LandeaöJsonomie- 

Manufaktur-  und  Oommerzdeputation  einen  Bericht  über  die 
wirtBcbaftliche  Bedeutung  der  Scha&ucht  fUr  das  Land  etnzu- 
fbrdern  (29.  Kovember  1823). 

In  diesem  sehr  ausführlich  gehaltenen  Gutachten  (17.  Febr. 
1824)  heüst  es  unter  anderem,  dafs  es  auf  grölseren  Gütern 
allein  möglich  sei,  edle  Schafrasaen  zu  züchten  und  feine  W  oWe 
reichlich  zu  ^^ewinuen.  Die  Schafzucht  auf  Bauerngütern  könne 
wohl  die  Quantität,  aber  nicht  die  i^hialitiit  der  Wolle  ersetzen; 
auch  verstehe  es  der  Bauer  besser  nuL  guten  Rinderras^eu  als 
mit  edlen  Schafrasaen  nmzugdien.  Nach  der  Teilung  von  Sachsen 
und  dem  Verloste  von  Thttriogen  decke  der  einheimische  Kora- 
hau  nicht  den  Bedarf;  es  sei  nicht  ratsam,  die  Schafeucht  in 
demaelhen  Mafke  wie  bisher  zu  b^gflnetigen,  zweckmäfsiger  wäre 
es^  den  Ackerbau  durch  Aufhebung  der  Hutungarechte ,  Ein* 
schrilnkung  der  Brache  und  Frühjahrshutung  zu  heben.  Der 
Ark^-rbau  habe  an  erster,  die  Viehzucht  an  a weiter  Stelle  au 
treten. 

Auch  in  dit'ser  Deputation  war  kein  einstimmiger  Bc^chhif* 
gefal'st  \s  r)rden;  einige  Mitglieder  derselben  jzilaubten .  dafs  der 
Verhiöt,  den  die  groiseren  Güter  durch  et^saiire  Besclirankung 
der  Schafzucht  erleiden  würden,  gewifs,  der  Gewinn  dagegen, 
den  die  kleinen  Qllter  durch  Vergröfserung  des  Ackerbaues  und 
Vermdining  des  Hindvieha  machen  würden,  ungewifa  wäre.  Die 
Dreifeldervnrtschaft  könne  doch  nicht  geändert  werden  und  mitsse 
fortbestehen. 


*  Heyne,  Die  EiitM  ickhiUL'  dtT  Si-li.irzuclit  im  Krini^ricii.li  S.icli-nn. 
Dresdeu  Ib^.  Dauach  hob  sich  die  VS  otlausttitir  nach  Jrluglaud  vou 
1820—1825  von  17  000  Ballen  aof  96000  und  betrug  1890  sogar  88  «/e 
(It  r  Elitfidir,  um  dann  Im  nnehston  Jahrzehnt  rasch  zu  sinken.  Von 
1^24— 1S27  hielten  sich  die  Preise  filr  ein  Pfund  ElektoralwoUe  aof 
2—3  Thlr. 
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Wir  müssen  uns  kurz  fassen.  Der.  Hutangsentwurf  bOdete 
einen  wahren  Zankapfel  i\\r  die  Behörden.  Im  Oeheirnen  Rat 
gaben  die  Minister  über  die  >og.  sUatswirtschattiichen  Fnigen 
ein  Haupt-  und  ein  Sepanitgiitachten  ;ih  Dann  -^olhe  die  Kom- 
mission einen  neuen  Entwmt  bearbeiten,  komile  aber  keine  Einig- 
ung erzielen  und  reichte  wieder  zwei  verschiedene  Kutwürte  ein. 
Der  Streit  pflamte  tkh  im  Gkheimen  Rate  weiter  fort;  hier  kam 
m  m  bOchst  eaegfm  Debatteo;  mm  beschlofB  endlicfa  neue  Er- 
hebangeD  auiistcdiai.  So  blieb  der  Entwarf^  i)idid«m  er 
1821—1827  von  Behörde  la  BehOide  gewandert  war,  beim  Tode 
dee  Königs  unerledigt  liegen* 

Nicht  viel  besser  ersin.ir  es  bei  der  Ausarbeitung  des  Oc- 
setzes  über  Fronen  und  Dienste.  Anf  dem  Landtag  18-1  hatten 
die  Stände  den  sog.  Ablösungsantrag  g-estellt.  darin  heilst  «'S, 
dal»  sie  von  der  Notwendif:;keit  einer  neuen  ( ieset/gebung  über- 
zeugt wiheu,  „wodui'ch  gegenseitige  Rechte  und  \'erbiudliclikeiten 
beseitigt,  der  Willkür  ab^  8chimnken  besetzt  und  iusbesondere 
die,  in  den  Füllen »  wo  sie  tfaoDlich  und  anaAhrbar  eei,  ebenso 
wümcfaenew^te  als  zeitgemäTse  Abechaffbng  der  Fronen  und 
Dienste  erleicht^  werde*"  (21.  Mai  1821).  Die  Kommission,  die 
■cfaon  den  Entwurf  eine»  Gesetzes  Uber  Hut  und  Trift  ansarbeitete^ 
hattr»  atich  den  AufYmg  erhalten,  einen  Entwurf  allgemeiner  Rechts- 
gnindsiitze  in  Fron-  und  Dienstsachen  zu  entwerlVn.  Norh  l'^Jl 
reichte  sie  ein  Gesetz  in  108  Paragraphen  ein.  Wiilmnd  der 
erste  Teil  desselben  (iJ  1  — iW))  sich  mit  dm  Fronen  und  Diensten 
befafste,  suchte  der  zweite  Teil  den  üesindezwangsdienst  zu 
regeln.  Zuerst  hatte  die  Kommission  gezweifelt,  ob  in  der  neuen 
Qenndeordnnog  oder  in  Verbindung  mit  dem  Geeeta  über  die 
iVonen,  der  Zwangedienet  des  Qeaindee  geeetalich  bestimmt  werden 
solle.  Da  sie  aber  von  dem  liegen  gebliebenen  Entwürfe  der 
Genndeordnung  in  ihrer  AnfiBusong  des  Zwaugadienetea  erheblich 
abwich,  hatte  sie  beschlossen,  ihn  selbstsindig  zu  regeln.  .\uf 
dem  Wege  zur  endlichen  Refreitmg  des  ländlichen  Gesindes  vom 
ZwanL-^sdionste  bedeutet  der  lüitwiirf  einen  Schritt  vorwjirts.  Naeh 
der  AuUa^^ung  der  Kommission  stamiute  der  Zwaugsdienst  au^ 
den  Zeiten  des  Feudalwesens.  Die  Rittergutsbesitzer  hatten  nur 
eewulst.  auf  den  Landtagen  nach  und  nach  die  ffesetzliche  Sanktion 
dieaer  Dienste  an  erlangen«  Zmr  Zeit  eei  der  l^iitien  dea  Zwange» 
dienates  ffdr  den  Erbgerichteherm  gering,  denn  daa  Zwangsgeeinde 
verrichte  mit  Widerwillen  die  Arbeit,  sei  trilge  und  naehlässig  und 
halte  sich  gegen  daa  um  Men  Lohn  dienende  Gesinde  für  er- 
niedrigt und  zurückgesetzt.  Die  etwaige  Absicht  der  Oesetz 
gebung,  durch  den  Zwang  die  Zahl  des  Gesind^^^  zu  vrrmeliren, 
Wörde  vereitelt;  denn  grade  um  ilim  zu  entgehen,  suchten  viel- 
fach die  Kinder  der  ärmeren  Klassen  irgend  eine  andere  Stellung 
zu  erlangen. 

Aus  all  diesen  Gründen  hielt  die  Kommission  eine  Auf- 
hebnng  dea  ZwangsdieoMtei,  aowdtd  Im  Intereiee  der  Batterguta- 
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besitzer,  als  auch  des  Gesindes,  ftlr  zweckraUfai^^  und  wohlthätig; 
freilich  nur  dor  KIM  eing-oftihrre  UnterthanonkinrleHienst  sollte 
auf;L<ehohf*n,  da^^c/^eii  allt-r  in  Reeessrn  und  Vertriucn  l'estiiosetzte 
Zwan«^.Mli(  iist  nur  auf  Grund  von  ^nitif^^  r  N'creinbarung  Ix  iMn- 
Teil«'  al)gt;lüöt  werden.  Nach  diesen  Orundaiitzen  waren  im  Entwurf 
alle  einzelnen  Ikütiinumngen  des  Zwangsdienstes  abgefafst  worden. 

Anders  aber  dachte  der  Geheime  Rat  £r  nahm  es  selur 
gewisMuhafk  mit  seiner  Beurteilung  des  Entwurfs;  nicht  weniger 
als  neun  Sitzungen  verwandte  er  darauf,  um  Paragraph  f)lr 
Paragraph  durchzugclien ;  jedoch  erklärte  er  sich  in  dem  VoT' 
trage,  \\  eichen  er  am  12.  Juli  182B  dem  Könige  erstattete,  gegen 
jede  Aufhebung  oder  Ablösung  des  Zwangsdienstes:  überhaupt 
hielt  er  den  in  d<*m  Entwürfe  der  Gesinileoidnunf^  ^PTnachton 
Versuch  einer  Regelung  des  Zwangsdienstes  für  zw(H;kniai«i;:or ; 
eine  Uberweisung  des  Entwurls  an  die  btände  erachtete  er  für 
notwendig. 

Aul"  dem  Lantltage  von  1824  d^inkton  die  Stiinde  dem 
EOnige,  dafs  er  ihren,  auf  Ablösung  gestellten  Antrag  genehmigt 
habe;  es  sei  dies  der  erste  Schritt  „zu  dem  höchst  wanschens- 
werten  Ziele,  dafe  der  Landmann  alle  seine  persönlichen  Kiftfte 
und  sämtliche  ihm  zu  Gebote  stehenden  Mittel  firei  und  unbe- 
hindert einzig  und  allein  zur  Kultur  seiner  eignen  Grundstücke 
verwenden  dürfte/  Danach  hätte  man  glauben  roOssen,  data 
sie  dem  Entwurf  allgemeiner  Rechtsi.'Tundsätz«^  in  Frone  n  und 
Dienste  nur  inudig  hätte  zustimmen  können;  al>er  in  ihrer 
Kritik  (31.  Juli  1821  in  174  Folioseiten!)  zeigte  sieh,  d.ifs  man 
noch  an  veraltet«  n  wirtschaftlichen  Anschauungen  festhielt.  \  on 
einer  Aufhebung  des  Zwangsdienstes  war  keine  Rede.  Für  diU 
freie  Gesinde  wünschte  man  die  Lohntage  beibehalten  zu  wissen ; 
von  einer  Erhöhung  der  Lohnsätze  befürchtete  die  Ritterschaft 
eine  allgemeine  Lonnsteigerung.  Fast  bei  jedem  Paragraphen 
beantragten  die  Stände  Zusätze,  welche  geeignet  waren  die  Hechte 
des  Gesindes  zu  schmälern,  die  aber  später,  wie  gleich  hier  be- 
tont werden  mag,  in  dem  endgültigen  Gesetze  keine  Aufoahme 
fanden.  Nach  Schluls  do-  T.Rndtigs  beriet  die  Landesregierung 
in  nicht  weniger  als  acht  Sitzungen  (  vom  2(>.  Janu;n-  Inn  5.  M?irz 
1825)  über  die  Kritik  der  Stände;  dann  ward  nicht  die  Kom- 
niisöion,  sondern  Dr.  MiTbacL  mit  der  Ausari)eitung  eines  neuen 
Entwurfs  beauiuagt.  Merbach  konnte  schon  lui  Juni  1825  ^eiue 
Arbeit  beim  Geheimen  Rat  einreichen.  Jetzt  aber  zeigten  sich 
an  höchster  Stelle  Schwierigkeiten.  Die  Entscheidung  des 
Königs  blieb  ausstehen,  volle  vier  Jahre  luig  blieb  der  Entwurf 
liegen. 

Während  so  die  Gesetzgebung  stillstand  und  alles  beim  alten 
verharrte,  ward  im  Herbf^  1H21  eine  amdiche  Untersuchung 

über  die  H<>he  der  Löhne  des  (  le.sindes,  der  Tagelöhner  und  der 
Handw  erker  ( Mann  r  und  Zimmere?  »  nin  jcloitet.  Wahrscheinlich 
war  die  Anregung  dazu  von  den  Stauden  auf  dem  Landtage 
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▼OD  1824  ausgegangeo.  Diese  Unterauchung  *  lieferte  in  mehr 
als  einpr  Beziehung  wichtiges  Material  zur  Beurteilung  der  Lage 
des  Gesindes.  Die  Ljindosrepmm;::  richtete  (ain  13.  November 
1824)  an  die  Kreis-  und  AnUsliauptraannschaften  die  Antrage, 
oh  es  wünschenswert  wMre,  da  zur  Zeit  die  I^öhno  in  kfinem 
Verhiiltnisse  zu  den  Getruidepreisen  ständen,  dafs  die  Löhne  in 
Ubereinstimmung  mit  den  gesunkenen  (letreideprcisen  t^ebracht 
und  Lohntaxen  aufgestellt  würdeu.  im  Laute  des  \\  iiiteiä  und 
fVUhÜDgij  1824/25  gingen  die  Berichte  aus  den  Erdsen  in  Dresden 
ein;  ihr  Umfang  bewies,  mit  welcher  Sorg&lt  und  mit  welchem 
Eifer  die  Beamten  ihrem  Auftrage  nachgekommen  waren. 

Dafs  zwischen  den  Liihnen  und  den  Getreidepreisen  irgend 
ein  Zusammenhang  bestände,  wurde  in  den  Berichten  bestritten. 
Frcilirh  bestände  zur  Zeit  zwischen  den  Produktionskosten  und 
den  Preisen  landwirtschaftlicher  Produkte  ein  ^lifsverhältnis  und 
trotz  der  guten  Ernte  sei  hei  dei\  niedrigen  Preisen  die  Lage 
des  Landwirtes  die  un<,ninsrig6te  unter  allen  Klassen  der  Staats- 
bürger. Das  Steigen  dw  Löhne  würde  nicht  durch  die  Getreide- 
preise, sondern  durch  eine  Reihe  anderer  Ursachen  bedingt.  AU 
solche  wurden  nicht  etwa  der  Mangel  an  Gksinde  —  die  Zahl  des- 
selben sei  im  Gegenteil  gestiegen  — ,  sondern  die  gröDseren  Kraft- 
anstrengungen ,  welche  die  neueren  landwirtBchaftfichen  Arbeiten 
erforderten ,  und  die  gesteigerten  Lebensmittelpreise  angegeben. 
Denn  eine  Folge  der  sich  ausbreitenden  Aufklärung  sei  die  Ver- 
feinerung der  Sitten  und  die  Vermehrung  der  Bedürfnisse  bei 
den  unteren  Volksklassen.  Fast  alle  Perichte  betonten,  wie  die 
Vergnügungssucht  \md  der  Hang  zum  Luxus  sicii  bei  den 
Arbeitern  gesteigert  Iiabe;  in  einem  wurde  sogar  gessagt,  wührend 
der  Paner  einen  Krug  Hier  trinkt,  berauseiit  sieh  sein  Knecht 
iu  W  ein  und  l'unsch.  Hervor/Schoben  wurde  gleichfalls  die  .Sucht 
des  Gesindes  nach  gröfserer  Ungebundenheit  als  sie  der  Dienst 
gewähren  konnte^  und  das  Bestreben,  lieber  als  Tagel(lhner  denn 
als  Knecht  au  arbeiten. 

Fast  dnstimmig  wurde  die  Frage,  ob  man  durch  eine  Tax- 
ordnung den  Lohn  festsetzen  solle,  verneint.  Das  Verhältnis 
zwischen  Herrschaft  und  Gesinde  sei  ein  Kontrakt  und  dieser 
schliefse  einen  Lohnzwang  aus.  Brl  der  gegenwärtigen  Ver- 
dorbenheit der  dienenden  Klasse  würde  ein*'  Taxordnung  die 
meisten  Dienstboten  zur  höchsten  Unzulriedenlieit  gegen  ihre 
Herrschaft  reizen,  ja  der  letzte  Funken  von  Anhänglichkeit  dea 
Gesindes  gegen  seinen  Lro therm  drohe  duuu  zu  erlöschen. 


'  Loc.  309^37.  Die  Gesinde-,  Tagelöhner  und  iiantlwerkertaxe 
1824/27,  u.  a.  Bl.  8—34  Bericht  des  Kreiehauptmanns  de«  Meifnner  Kreises 
vom  14.  Pi'C.  1x24.  Hl.  ol  der  des  Krzcebirgisoheu  Kreises  vum 
28.  Marz  1s2"i.  Bl.  oT— 70  der  (h»s  Voi£rtI:iiiflisdi(»n  Krpis'»«  vom  24.  April 
1825  U.S.W.  Loc  1448«.  Die  liejfutachtuug  der  in  Frage  gekommenen 
Hcrabüetzang  der  Oesinde-,  Tagelöhner-  und  Handwerkerlöhne  1824^25 
enthält  yorsugsweise  die  Berichte  aus  dem  Meifsner  Kreise. 


Digiii^cü  by  Google 


206 


XII  4. 


Vor  allem  sind  in  den  Berichten  die  Vor8chlä;;e  interessant, 
welche  die  Beamten  teils  zur  Bekämpfung  der  lliiastände  im 
Gesindewesen,  teils  ziu*  Herabsetzung  der  Löhne  machten.  Sie 
zeigen,  wie  es  unter  den  Beamten  gührte,  wie  die  verschiedensten 
wirtschnttlielicn  und  politischen  Anschauungen  aufeinander  stierten. 
Die,  einen  wuraelten  noch  in  den  Jdeenkreisen  irliherer  Jaiir- 
iiunJerte ,  sie  wollten  zu  den  verbniuchten  Mittehi  des  alten 
Polizeistaates  greifen^  die  anderen  erhofften  alle  Besserung  von 
der  Konkurrenz  der  Arbmier;  die  dritten  aber  yod  einem  E^eli- 
yerbande  der  Arbeitgeber. 

In  dem  Rahmen  der  alten  Wirtschaftsordnung  bewegten  nch 
folgende  Vorschläge:  Ausdehnung  der  vierjUhrigeD  Undwirtschaft- 
Jichen  Dien8t})flicht,  Gebot  an  äffe  Tagelöhner  bis  zum  25.  Jahre 
in  einen  Dienst  zu  treten,  Verbot  an  alle  zur  Gesindeklasse  ge^ 
hörigen  Mftnner  unter  25  Jahren  zu  heiraten;  Anweisung  an 
( rerichtsobrigkeiten,  keinem  Tagelöhner  unter  25  Jala-en  den 
Autenthalt  auf  dem  Lande  zu  gestatten;  Rrlafs  und  strenge 
Handhabung  einer  Kleiderordnung;  Einschränkung  der  Tanz- 
und  Musikbeluätigungen  auf  dem  Lande  und  Verminderung  der 
Zahl  der  Feiertage. 

Die  Einwirkting  cngUaslier  wirtschaftlicher  Lehren  zeigte 
sich  in  der  ttbrigm  unter  den  Beamten  sehr  yerbreiteten  An- 
schauung, dafs  aie  Konkurrenz  ^das  einzige  Movens  der  Preis- 
bestimmung von  Arbeitslöhnen"  sei;  denn  die  Arbeit  sei  eine 
Ware ;  bald  hilnge  der  Dienstbed Urftige  von  dem  Dienstleistenden 
ab.  bald  letztere)-  von  ersterem.  Die  Konkurrenz  bennrke  nllein 
eine  Ausgleichung  beider  Teile  und  der  Staat  mit  seiner  Gesetz- 
gebung habe  zu  schweigen. 

Moderne,  in  der  (iegenwart  oft  besprochene  Ideen  klingen 
lü  anderen  Berichten  an.  Im  Kreise  Delitzsch  waren  Guts- 
besitzer und  Pächter  zusammengetreten,  um  über  Mafsregeln, 
wie  die  unTerhältnismttftig  gestiegenen  Gesindelöhne  herabKosetaen 
seien,  su  beratschlagen.  Man  vereinigte  sich,  die  Sfttse  einer  ge- 
meinsam aufgestellten  Lohntaxe  bei  Konventionalstrafe  innezu* 
halten.  Dieses  Vorgehen  der  Landwirte  schien  den  sächsischen 
Beamten  sehr  beachtenswert  und  sie  liefsen  sich  die  Protokolle 
der  in  Delitzsch  gepflogenen  Verhandlungen  kommen.    Um  die 


Grundbesitzer  zu  sichern,  erschien  ihnen  als  alleiniges  Mittel  „die 
freiwillige  Übereinkunft  aller  derer,  welch^^  arbeitende  Hände 
bedurften,  weil  nur  auf  diesem  Wege  die  W  illkür  gezügek  und 
die  herrschende  Abneigung  gegen  jede  Beschränkung  der  Willens- 
freiheit umgangen  werden  könne.**  Sie  meinten,  die  Obrigkeit 
solle  die  „Bildung  ausgedehnter  Friyatvereme,  welche  in  ihren 
Bc8timmungen  (der  Löhne)  immer  nur  von  der  Lokalität  aus- 
gehen kt^nnten^,  befördern  und  ihnen  jeden  Schute  angedeihen 
lassen,  yon  einer  gesetzlichen  Lohnbestimmung  dagegen  ab- 
seben. 


augeblich  durch 
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Bei  (1er  Beurteflung  des  VerliältnisMB  der  Hemchaft  zu  den 
Dienstboten  traten  in  den  Reric  hten  neue  Ocsichtspunktc  hervor. 
Nicht  alle  Beamte  stimmten  in  fUc  Khigen  über  die  hohen  Löhne 
€in;  auch  bei  iimen  hatte  selion  der  iimderne  Staategedanke, 
dafs  der  Staat  keine  einzelne  Klisse  von  i  'ririr*^rn  zu  bevorzugen 
habe,  Wurzel  getkrst  Da  heiibt  es  autei  aiidenu:  in  den 
Tennm^jahren  i816d7  htttten  die  unteren  Klassen  schwer  ge- 
Utton,  der  Lohn  habe  aeitweflig  so  niedrig  geltenden^  dafs  ein 
Arbeiter  rieh  nnd  die  Senngen  haxm  habe  notdürftig  sättigen 
können;  jetzt,  in  den  getreidewohlfeilen  JahreUi  dürften  die 
arbeitenden  Klaaeen  auch  das  Recht  haben  sich  an  erboleo,  neue 
Kräfte  zu  sammeln  und  Ersparnisse  fiir  schlimme  Zeiten  zurück- 
zulef^en.  In  jenen  traurigen  Jahren  habe  der  St-mt  den  Preis 
ihrer  Ar!»eit  nicht  erhöht,  um  so  weniger  dtirfe  er  ihn  jetzt  zu 
(  iiiiioUii  der  Lan  dwirte  durch  gewaltsame  Mafsregeln  herabsetzen. 
Ein  jeder  Arbeiter  habe,  wie  jeder  aüdere  StaatabUrgcr,  dm 
Rocht,  aus  seinen  Kräften  den  ^^istmöglichen  Nutzen  zu  ziehen. 
Ohnedies  besünsti^e  der  Wechsel  der  Zeiten,  wie  die  Natur, 
bald  diesen,  bald  jenen  Stand.  Der  Staat  möge  nur  alles  seinem 
naturlichen  Gange  Uberlassen.  Der  NaditeÜ,  wekhen  die  Guts- 
besitzer durch  niedrige  Getreideprsise  erlitten,  werde  ausgeglichen 
durch  den  Vorteil,  welchen  der  allgemeine  Geldumlauf  ftir  die 
Volkflwirtsehaft  Ix'wirke;  denn  eine  grdfsere  Konsumtion  werde 
erst  bei  dm  g(^stiegenen  Lölinen  der  1  Kenstleistenden  möglich. 

Dea  weiteren  wurde  die  Frage  aufi^eworten ,  ob  denn  der 
„Erzeuger"  immer  allein  im  Vorteil  .stehen  solle?  Er  sei  weder 
ausschlieislich,  noch  zu  jeder  Zeit  der  Ei  hulter  des  Ganzen ;  freilich 
habe  er  mehr  Ausgaben  als  andre  an  bestreiten,  aber  ihm  stände 
es  aneh  frei,  den  hOehsten  Gewinn  an  enielen.  Jede  positiTe 
Einwirkung  des  Staates  könne  nicht  ohne  Verletzung  einzefaier 
dabei  beteiligter  Klassen  von  Staatsbftrgern  geschehen.  In  einem 
Bericht  wird  sehon  geättiaert,  dafs  „ein  ertrotzender  Kampf 
zwischen  den  arbeitenden  und  Arbeit  bedttrfenden  Klassen  ent- 
stehen werde". 

Fast  alle  Berichte  enthalten  Angaben  über  die  Höhe  des 
Lohnes,  im  Erzgebirge  hatte  auch  ein  Stadtrichter  einen  An- 
schlag der  jülu-liclieu  ßedurluisöc  eines  Knechtes,  wie  einer  Ma^d 

entwwfen.  Danadi  blieb  dem  Giesing  nsdi  Bestreitnng  oer 
ttotwendiflsten  Bedtlrfiiisse  nur  wenig  abik.  Für  den  Meilsner 
Krsis  stdlen  wir  ans  den  Eingaben  folgende  Tabelle  (s.  S.  208) 
nnsammen. 

Verhftltnismälsig  hoch  wurde  das  weibliehe  Gesinde  bezahlt; 
80  erhielt  im  Amt  Dresden  t.  R.  eine  rirofsmagd  (2«»  Thlr.)  mehr 
als  ein  Groi'sknecht  (25  Thlr  );  eine  Mittelma^d  fast  ebensoviel 
wie  ein  Mittelknecht;  im  übrigen  zeigen  sieh  aut"fälli_^e  Lohnunter- 
schiede; z.  H.  in  Pirna  erhielt  ein  Sehirrineister  bis  ()»)  Thlr., 
ein  Grofsknecht  bis  oU  Thlr  ;  im  IV'.  Jjezirk  ein  Öchirruieister 
nur  30-40  Tbk.,  dagegen  ein  Qroisknecht  24—32  Thhr.  Zu 


Digitized  by  Google 


208  xn  4. 


Hof-  od.  Schirrmeister 
(irofsknecht  .... 
Mittelknecht  .... 
Kleinknecht  .... 
Orofsmacrd  .... 
Mittelmagd  .... 
Kleinmagd  .... 
Kindermädchen  .    .  . 

1 
1 

1 

to     1—     to     ro  CO 

nft  rf^ 

LW          ^A«'                       KßJ  w« 

1  1  1  1  1  1  1  1 

H-     to     ^^     to     CO  ^ 
o>     o     c     cn     o     o  o 

II.  Be- 
zirk 

Thlr. 

1         ^      tO      tO  <— '      tC       IC  1 

1      o    o    o           o  1 

Dresden 

Thlr 

im  III.  Bezirk 

<^ 

1  t— '      to      tO              10      CO  1 
1       O     O             Ot     o     o  1 

Ci 

o 

1 

Pirna 
Thlr. 

1^1    1     1    S  SS  1 

1-3      "<  » 

>t     ^  o 

1 

1         1        »-^      liO       ]         1        CO  CO 
^  00 

Radeberg 
1  Thlr. 

1     1    B   S        Si   cS  1 

00 

-•  er. 

■  ^ 

1         1                 CO      1-»      to      CO  1 
1        i        00      O      M              O  1 

1 

Stolpen 
Thlr 

*  Iii!« 

Ot     0>             Oä     Cn  1 

Schandau 
Thlr. 

30-40 
24—32 

14-24 

im 
IV.  Be- 
zirk 

Thlr. 
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den  luer  aogeführten  baren  OesindelöhiieD  tritt  noch  das  Aus- 
gedinge n.  8.  w.  liinzu;  erst  wenn  man  dasselbe  berücksichtigt» 
kann  man  sich  ein  annäherndes  Bild  des  Lohneinkommens 

machen.  Nach  An;4alien  aus  dem  T.  Bezirk  des  Mrifsncr  Kreises 
betrug  der  Auszug  soviel  wie  ein  Drittel  des  Geldiohncs :  im 
IV.  Bezirl:  wurde  für  Fhichs,  Jalirmarktsgeld  u.  s  w.  ftir  mann- 
liches (»esinde  jilhrlich  5 — 10  Thlr.,  filr  weibliche«  5  8  Thlr. 
gerechnet;  wieder  anders  lauten  die  Angab»  ii  aus  dem  II.  Be- 
zirk»  dort  erhielt  das  Gesinde  nur  ein  Mietsgeld  von  Gr.  bis 
1  Thlr.  und  an  Ausgedinge,  Etnrichtegeld  u.  s.  w.  10  Gr.  bis 
l  Thlr. 

Auffallend  niedrig  war  der  Lohn  der  Tagelöhner.  Es  wird 

hervorgeiiolten,  dafs  ein  Tagelöhner  kaum  mehr  erwerbe,  als  er 
für  sich  und  die  Seinen  unumgänglich  notwendig  braucho.  Nadi 
den  Angaben,  die  sich  zerstreut  in  den  P)enchten  finden,  bekam 
z.  B.  eine  Arbeitifrau  in  den  Wint  rnionaten  l  Gr.  G  Pf.  bis 
3  Gr,  (mit  Kost);  in  den  Sommermonaten  5  Gr.  (mit  Kost)  als 
höchsten  Lelm:  \\ahrend  der  Erntezeit  stieg  er  um  2 — 3  Gr. 
Ein  Ta.Lrelühner  btjkaiii  in  den  Wintermonaten  2 — 4  (jr.  (mit 
Kost),  in  den  Sommermonaten  5 — 7  Gr.,  in  der  Erntezeit  2 — 3  Gr. 
mehr.   In  &st  allen  Kreisen  stand  der  Tagelohn  gleich  hoch. 

Fast  nur  über  die  Höhe  der  Löhne  der  Handwerker 
wurden  Klagen  geführt  Hier  war  man  auch  nicht  abgeneigt, 
durch  einen  gesetzlichen  Druck  auf  ihre  Ejrmä&igung  hinau- 
wirken.  Erwähnt  wurde,  dal's  Schneider  nur  gegen  einen 
bestimmten  Tagelolm  (3—4  Gr.,  auch  6—8  Gr.  mit  Kost) 
arbeiteten;  Maurer  und  Zimmerer  erhielten  an  kurzen  Tagen 
5 — 0  Gr  .  an  langen  Tilgen  7 — ]0  Gr.,  dazu  bekamen  sie  ein 
Frühst ik  k  und  halbes  Abendbrot.  In  einigen  (tegenden  ptle-^ten 
jedes  Jahr  um  0»tern  die  Meister  zusammen  zu  kommen,  um  den 
Lohn  festzusetzen. 

Dies  ist  in  Kttne  das  Ergebnis  der  geführten  Untersuchung, 
Danach  sah  die  Regierung  gans  dayon  ab  eine  Taxe  des  Gesinde- 
lohnes aufzustellen ;  aber  in  dnem  Ausschreiben  vom  1.  Juli  1825 
wurden  die  Kreishauptleute  angewiesen,  eine  Hembsetaungdes  Loh- 
nes für  MaureT)  ZimmerfT  rmd  Tagelöhner  in  angemessener  Form 
zu  veranlas«=en,  wo  sie  di*  selben  ftir  notwendig  erachteten.  Zwei 
Jahre  spiiter  >'M  Juli  1>J7)  forderte  die  Regierung  Bericlit  ein, 
welche  Erfol^^e  man  mit  den  neuen  Taxen  aufzuweisen  habe. 
Aus  den  Eingaben  ergab  sich,  dal's  man  im  Erzgebirgisc hen 
Kreise*,  Frühling  182(3,  eine  Konferenz  der  Amtshauptlpute  und 
Stadträte  abgehalten  hatte.  Auf  dieser  war  beschlossen  worden 
in  einigen  Stitdten  Taxen  aufäsustellen.  Bald  aber  zeigte  sich, 
dafs  die  Taxen  an  manchen  Orten  geradezu  schädlich  wirkten 


1  Li. c.  HO  im.  DicGf'simlc- ....  Taxe  152127.  Iii.  1U8.  Ziis^arameu- 
Btellung  des  in  Städtfn  dee  Erzg«  hj. gischeu  Kreises  am  1.  Juli  182.5  be- 
«timmteiL  Lohnes  für  Mnui-cr,  Zioiinerer  und  Tagelöhner. 
F»rschQiig«n  (54>  XII  4.  -  Wuttk«.  14 


Digiti^ 


210 


Xlli 


und  niigeods  das  Steigen  der  Lföhnc  verhinderleii;  als  einziger 
Vorteil  ergab  sich,  dais  bei  Lohndifferenzen  und  Ofoittichen 
Bauten  die  Taxen  /n  H  runde  geleut  werden  konnten. 

Im  Leipziger  Kreise^  erklirti^n  sich  melircre  Amts- 
hanptleute  ^jegen  jede  Taxe,  nur  an  einigen  wenigen  Orten  wurde 
damit  ein  Versuch  gemacht.  Man  regelte  den  Liohn  der  Maurer 
und  Zimmerer  nach  den  Arbeitüstunden :  bei  7'  2  Stunden  4*2 — 
6  Gr.,  bei  8Va  Stunden  5-7  Gr.,  bei  10  Stunden  6—8  Gr.;  jede 
Stunde  Übenurbeit  9  Pf.  — 1  Qr.,  kein  Frtthstiick  und  Vesper. 
In  Leipzig  wurde  ein  eigenes  Regulativ  erlassen,  die  Arbeitszdt 
überstieg  nicht  1 1  Stunden  (12  Gr.,  bei  8  Stunden  9  Gr.).  Jede, 
Übersclueitung  der  Taxe  wurde  mit  Geld-  oder  Gefitagniaatiafe 
geahndet. 

Tm  Voi^^tliindischcn  Kreise- vereinbarte  man  eine  fiir 
den  f::anzen  Kreis  geltende  Taxordnung  (1.  Oktober  1826). 
Eine  heilsame  Wirkun«;  desselben  Mar  in  (Tf  ^enrlen,  wo  „die 
Handhabung  der  Taxe  durch  die  Konkurrenz  der  Arbeiter  und 
anderer  örtlichen  Verhältnisse  erleichtert  war",  nicht  zu  ver- 
kennen. 

Im  Meifsner  Kreise"  wurden  gleieh&lls  Taxordnnngen 
erlassen.  Maurer  und  Zimmerer  sollten  bei  8  Arbeitastnnden 
7—8  Gr.,  bei  11  Stunden  8—10  Gr.  erhalten.  In  Dresden 
wurde,  wie  es  heifst,  die  Taxordnung  beim  Publikum  sehr  gut 
aufgenommen;  Bauherren  versicherten  den  Beamten,  dafs  sie 
Maurer  und  Zimmerer  nur  nach  den  Sätzen  der  Ordnung  aus- 
lolmten.  t^jersehreitungen  der  Taxen  waren  nicht  zur  Kenntnis 
der  Behörden  gekommen. 

Nach  den  Berichten  seinen  es  fast,  als  ob  noch  einmal  der 
Polizeistaat  Recht  gehabt  hätte,  und  doch  wurden  wenige  Jahre 
später  nicht  durch  em  Gesetz,  sondern  ein&ch  durch  die  Macht 
wirtsdiafyichar  Erkomtnis  diese  Tazordnungen  aofiMr  Kraft  ge- 
setzt, um  zu  neuem  Leben  nidit  wiedor  zu  erwachen. 


*  Loc.  30937,  ebeiula  III.  i^O— 100.    Tubulle  über  div  Luhnsätze. 

■  Loc.  80937,  ebeiula  Bh  115  Bericht  dos  Kreishauptmanns,  in 
demselben  er\\*ähnt,  dafs  der  tägliche  Arbeit,«ilo1in  eines  ..F  1  nk  »ntfii 
iu  Baumwollen-,  Si)it;»en-  und  mo^ikaiischeu  Instrumcuteu-Maauluktureu 
«ich  auf  2—3  Gr.  belaufe. 

«  Lof.  30937,  ebenda  Bh  102  Übersicht  über  die  Taxen  in  d«Ii 
Städten  des  Meifsner  Kiei-es.     hnr.  lM;?f;.    Die  Begutachtung  .  .  . 
182d/27.    Tabellen  (umtaugreichf)  über  die  1826  im  Meifsuer  Kreise 
herabgeaetzten  Handwerker«  und  Tagelöhne. 
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Sechstes  Kapitel. 

GeBiüdeorduuüg  von  1835  und  die  Aufbebung  des 

fieaindeawangsdienstes. 


KOnig  Friedrich  August  bat  sein  Versprachen »  das  er  an- 
UUflüch  der  Bauenraiinihen  1790  gab,  wihreod  aeiiifir  laogen 
Regimng  1763  bis  1827 —  nicht  eingdöst.  SachMn  itand 
trotz  seiner  hohen  Kultur,  trotz  der  gerade  in  den  unteren  Volks- 
schichten weitverbreiteten  Bildung  und  trotz  des  grofsen  Wohl- 
standes in  der  B.'iuornbetVeiunt^  hinter  andoren  Staaten  zurück. 
Immer  noch  war  der  Bauer  abhängig  vom  Kittergutsbesitzer  und 
alle  jene  verschiedenen  Oesetzentwürfe,  in  denen  es  sich,  sei 
es  uui  Feststellung  der  häuerlichen  Reehitsv^  rhiiltnisse,  sei  es  um 
Ablösung  der  Frunen  und  Dienste  handelte,  mufsten,  weil  der 
König  seine  Genehmigung  versagte,  liegen  bleiben. 

flohien  es,  ak  ob  unter  seinem  Nachfolger,  Köi^  Anton, 
siofa  niehts  ftndem  weide,  denn  der  König  be£»t  den  Thron  in 
einem  Alter  —  er  war  1755  geboren  — ,  in  dem  andere  aus 
dem  öffentlichen  Leben  in  den  Ruhestand  sidi  zurückziehen,  und 
ihm  lagen,  da  er  ursprünghch  ftlr  den  geistlichen  Stand  bestimmt 
w!r.  Politik  und  Verwaltunjr  fern;  dennoch  gal»  ov  eich  mit 
grolsera  Fleils  und  Ernst  den  Regierungsgescliiitten  hin;  aber 
von  dem  so  hinge  festgehaltenen  politi^clicn  Systeme  seines 
Bruders  wollte  er  sich  nicht  trennen  und  die  schöpferische  Kraft, 
von  sich  aus  der  Verwaltung  neue  Wege  zu  weisen,  fehlte  ihm. 
Alles  dies  hat  schlielslich  nicht  Terhindert,  dafs  unter  seiner 
Regierung  und  durch  sein  persönliches  Ein^^fen  mit  wahrhaft 
beängstigender  Sdinelligkeit  innerhalb  weniger  Jahre  die  Ab- 
lösungsgesetzgebung durchgeführt  wurde,  und  deshalb  bleibt  ihm 
der  sächsische  Bauernstand  auf  ewig  zur  Dankbarkeit  verpflichtet. 

Wollen  wir  gerecht  sein,  so  dürfen  wir  Fr?»'drio]i  ArtLMist 
nicht  aliein  die  Schuld  an  dem  Scheitern  d"r  1 '.  iiitTnbetreüin^ 
beimessen ,  denn  eine  so  grofae  Reform  luldt  sich  nur  durch- 
fuhren, wenn  die  Mehrzaiil  derjenigen,  welche  die  Gesetze 
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auszufliliron  haben,  cl?*'  Beamtei);  von  ihrer  Zweckmäfeigkeit  und 
Angemes.s«.'ulieit  überzeugt  sind,  und  wenn  diojrnip:pn  OTiedor  der 
Nation,  auf  welche  sich  die  Kot'orm  erstrecken  soll  —  die  Riiter- 
gutsbcsitzcr  und  Bauern  — .  die  NactiU  ile  des  ^jeltendcn  Rechtes 
erkannt  Imben  und  von  einer  zeitgeniäliien  Abänderung  \  orteile 
erwarten. 

Alle  diese  VorattBaetsimgen  fehlten  unter  der  Regierung 
Friedrich  Augusts  in  Sachsen.  Nur  der  Bauer  suchte,  oft  sogar 
in  stürmischer  Weise,  sich  von  den  alten  Fesseln  zu  befrei*  n  . 
dagegen  sah  die  Ritterschaft  nicht  ein,  dafs  auch  ihr  die  Ab- 
lösung der  Fronen  bei  dem  neueren  technischen  Betriebe  der 
Landwirtsehaft  zum  Vorteil  gereichen  werde.  Iro  Jahre  1818 
hielt  sie  au  der  liiache  und  d<T  Dreifelderwirtschaft  als  ;in  einem 
unumstöfslichen  landwirtsehat'tli  Jieii  i inmdsat7X'  fest  und  im  Jahre 
1824  strebte  sie  noch  Krweiierun^^  ilirer  Kittergutsgereehts^uiie 
und  l'atrimofu.dgerichtsbarkeit  an.  Aber  einmal  der  Ausbruch 
von  Unruhen  in  TariB,  die  sich  nach  Sachsen  fortpilanzten;  dann 
der  immer  hinter  werdende  Ruf  nach  einer  Verfassung  und 
Bchliefslich  die  bessere  Einsicht  in  wirtschafttiehe  Geselle  be- 
wirkten auch  nach  dieser  Seite  hin  einen  schnellen  Umschwung 
der  politischen  Ansichten,  ein  Autgeben  veralteter  wirt^i-liaftHcher 
Theorieen  und  den  ernsthaften  Wunsch  einer  Reform  der  bAuer- 
liehen  BeBitzverhiihni3.sc. 

So  kamen  gleich  in  den  ersten  IJegierun^^sJahren  König 
Antons  Oe.setzentwürfe,  die  ruiielos  von  lU.-hönle  zu  Behörde  ge- 
wandert waren,  zu  einem  schnellen  Absclilusse  und  als  nach 
den  Septemberunruhen  1830  Friedricli  Auj_uat  zum  Mitregenten 
ernannt  worden  war,  wurde  in  Sachsen  eine  Verfassung  eingeführt 
und  die  Verwaltung  in  allen  ihr^  Zweigen  seitgemäfs  umgebildet. 

In  Kttize  mtissen  wir  noch  die  wichtigsten  Refbrmgesetse' 
betrachten,  weil  sie  grundlegend,  sowohl  {Qr  die  Aufhebung  des 
GesindezwangsdiensteSy  als  auch  für  die  Umgestaltung  des  Gesinde- 
rechts wurden. 

Zuerst,  am  4.  Oktober  ]^2Hj  wurde  das  Mandat:  die  in 
Hutungssachen  anzuwendenden  Reichtsgnindsätze  und  das  darin 

'  Jicnutzt  wurden:  Löf.  6Ö1>^.  Hio  1{<',-H'lih  iiuiiriaig  tlor  zwischrn 
Obrigkrit  und  UutcrtLaiu'ii  .  .  .  Bd.  X  XlKv_>s  :{0.  Loc-.  31 5im-;il  V'7. 
l)is])( D^.ifinii'  n  V(in  hindwirthsrliaftli«  Ii  II  Di('ii.«<tjahrcii.  "'G  IM«',  l.or.  11  171. 
Der  Dorf  baDtl«.'!,  iiif^l.  Haodwerker  auf  dem  Laud«'  betr.,  sowie  Dienstzeit 
d(>9  Banemfltandes.  I82rt^l.  Loc.  31 Widersp^nstipkeiten  des  Zwangs- 
L'csindeH.  Bd.  L  1827.  Loc.  31479.  ilnfzwan^sdii'nstdiffereiizien.  3  Bde. 
1^2") -H.  Loc.  31547.  Erlafs  der  laiidwirtlis.  liaftlichen  Di(  nstjahre  im 
Allgemeinen.  1.S32.  Loc.  31546.  Unbefu|jte  Dicn8tjalir-i)i.sjjcu.'*ationt»n 
von  Unterb<*h9nlen.  Loc.  14452.  Die  in  Antrag  ^rekommene 

Aufhobiin^  oder  Abänderung  dos  Mandate-^  von  1766  im  ,Iahrc  1827. 
Loc.  :',t»^n.  Z'  it  de»  DicustwecljJ^eU  für  land\virth.«jchaftlii'hcf5  Oefimio 
und  Aullicbun^  der  Ta.\e.  lf<3Ü.  Loc.  316«ks.  Gesinde-  \\u<\  Dienst- 
sachen. 1833.  Xoc.  2386.  Die  weeen  der  Anzugsaeit  tlf»r  \ViiizeT  er- 
In^^cne  Verordnung  1818.  Loc.  6o<50.  Dss  Maiioiit  wngcn  der  Bauern« 
bühnc  . . .  umiiaso. 
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SU  beobachtende  Verfaliren,  erlassen.  Der  König  hatte  am 
6.  August  1828  den  Entwurf  der  Mehrheit  (vgl.  S.  201)  ge- 
nehmigt, jedoch  nicht  anstandslos,  fast  an  jedem  P ir.*i_rrR|>lH  n 
hattr  er  etwas  auszusetzen;  gleichzeitig  verlaugte  er,  düis  der 
tieit  dem  1.  April  IblS  fertig  ausgearbeitet  liegen  gebliebene 
Gesetzentwurf,  betreffend  die  Einschränkung  der  Frühjahröhutung, 
in  das  Hutungsmandat  eingearbeitet  werde,  (iemiilö  »einer  Kritik 
mafste  der  Geheime  Rat  eine  endg&ltige  Bearbeitung  des  Ent- 
wurfes vornehmen  Alles  dies  hatte  die  VerOfiendichung  bis 
sum  Oktober  verzögert 

In  diesen  Rechtsgrundsätzen  hatte  man  versnoht,  ein  Kom- 
promiis  su  schliefsen  zwischen  dem  alten  Hutungsrediti  wie  es 
sich  unter  der  Dreifelderwirtschaft  entwickelt  hatte,  und  der 
neueren  intenaiveren  Wirtscliaftatorm  mit  ihrer  hohen  N'iehhaltimg 
und  ihrer  Besömmernng  der  Bra<  }ie;  iiitr)l;j:edessen  konnte  man 
keine  der  wirtsehatthchen  l^arteien  befriedigen,  die  Hutungs- 
berechtigten  nicht,  weil  sie  an  ihren  unbestreitbaren  Rechten  ge- 
kürzt wurden,  die  Hutune;8leidenden  nicht,  weil  öie  nicht  die  er- 
hoffte volle  FMheit  der  Bewirtschaftung  ihres  Gutes  erhielten. 

Das  Qeseta  begflnstigto  Sh  Aufstellung  Yon  Hutungsord- 
nungen, was  sie  h  spiiter  hei  der  Ablösung  als  sehr  vorteilhaft  er- 
wies, und  stellte  den  Grundsatz  auf,  dafs  der  TrifUeidende  nur  dann 
sur  Mithutnng  mit  Schafen  berechtigt  sei,  wenn  er  die  Mithutung 
seit  rechtsverjrdirter  Zeit  ausgeübt  ha])e;  im  übrigen  sollte  das 
freie  Ermessen  der  Landesregierung  in  den  meisten  Fällen  allein 
malsgebend  sein. 

Gröfsere  Scliwierijikeiten  waren  zu  überwinden,  ehe  die 
Rechtsgrundöätzc  in  Fron-  uiul  Dienstsachen  publiziert  werden 
konnten.  Der  Entwurf,  wie  er  unter  der  Regierung  Friedrich 
Augusts  ausgearbeitet  worden  war,  gefiel  dem  Könige  nicht  auch 
waren  neue  Anträge  gestellt  wenden.  So  hatten  die  Stände 
unter  anderen  die  Frf^  au%eworfen,  ob  Dienstherrschaften, 
fUr  erkranktes  Gesinde ,  wenn  es  ohne  eignes  Verschulden  eine 
körperliche  Verletzung  erhalten  habe,  nicht  die  Kurkosten  be< 
zahlen  sollten?  eine  Frage,  die  sie  bejaht  wtinschten,  die  der 
König  abf^r  trotz  Befürwortung  de.s  (  leheimen  Ivates  verneinte, 
weil  er  erst  bei  Erlafs  einer  neuen  (  Jesindeonlniini-''  die  Angelegenheit 
ordnen  wollte  und  ihm  vor  allem  daran  lag,  den  Entwurf  baldigst 
ferti^'zustellen  (Dekret  vom  23.  Dezember  1829).  Er  beauftragte 
Schaarschmidt  mit  einer  Überarbeitung  der  Rechtsgrundsätze 
(Dekret  vom  11.  Januar  1880)  und  drängte  diesen  so,  da&  ihm 
schon  am  27.  Februar  der  Oäieime  Rat  Vortrag  halten  konnte. 
Leider  gingen  die  Meinungen  der  G^eimen  Räte  in  einem  wich* 
tigen  Punkte  auseinand^.  Der  Entwurf  sprach  von  ungemessenen 
fVonen.  Einige  Räte  wiesen  In  einem  längeren  Gutachten  nach, 
dafs  es  in  Sachsen  nach  den  tibereinstimin enden  Lehren  seiner 
Rechtsgelehrten  ungemrssrne  Fronen  nicht  gäbe;  sie  bh(;ben  in  der 
Minderoeit,  die  Mebriieit  schenkte  ihren  Einwürfen  keine  Be- 
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aclitung;  der  König  aber  wollte,  um  joden  Zweifel  zu  beseitigen, 
dafs  alle  jene  Paragraphen,  in  denen  die  Rede  sei  von  Umwand- 
lung oder  Ermäfsigung  von  ungemessenen  Dienste  n  in  gemessene, 
im  Entwürfe  gestrichen  würden     Darauf  beiahl  er  die  sofortige 
Veröffentlichung   der  Rechugrundsatze  (Dekret  vom  12.  Juni 
1830).  Trotadem  versOgerte  aie  aich  bis  zum  Herbste,  denn  der 
Geheime  Rat  von  Lindenau^  der  spätere  hochverdieote  Minister, 
wollte  mit  der  Feststellung  der  Rechtsgrundsttlae  in  Fronen  und 
Diensten,  um  die  es  sich  im  Entwürfe  allein  handelte,  audi  die 
Ablösung  derselben  verknttpft  wissen.   Bei  der  Bedeutung  dieNs 
Staatsmannes  für  die  innere  Entwicklung  Sachsens  halten  wir  es 
ftir  angemessen,  aus  seinem  Separatgutachten     vom  3.  Juli  1830 
einige  Stellen  wörtlich  anzuflihren :   „l)eiiii  Kutstehen  df  s  Fron- 
wcsens  hatte  der  ( irundbesitzer  wenig  oder  keine  Staat>lasten  zu 
tragen  und  konnte  daher  die  gegen  den  Kittergutslicirii  über- 
nommenen Verpdiehtungen  leicht  und  ohne  Störung  der  eignen 
Hauswirtsdiaft  erfüllen.  Das  Gegenteil  aber  muTste  der  Fall  sein, 
als  späterhin  die  Person  und  das  Vermögen  des  Grundbesitseis 
vom  Staate  mehrseitig  in  Anspruch  genommen  wurde.  Doch 
würde  die  daraus  entspringende  Belastung  nur  minder  fühlbar 
gewesen  sein,  wenn  das  nach  und  nach  eintretende  und  sich  immer 
mehr  und  mehr  vergröfsernde  Staatsbedürfhis  zwischen  Fronberech- 
tigten und  Fron  Pflichtigen,  zwischen  Reiehttnn  und  Armut,  gleich- 
artig verteilt  worden  wäre.  Alles  dies  fresrli.ili  niefit:  denn  wahrend 
der  Rittergutsbesitzer  im  ungestörten  <  n  nusse  semer  Rechte  und 
Von-eelite  verblieb ,  wurden  alle  Staaiöbc Jürfnisse  vorzugsweise 
den  pilichtigeu  Grundbesitzern  aufgebürdet,  und  diese  somit  über- 
lastet.   Daraus  ist  das  beutige  Mifsverhältnis  entstanden,  was 
gleich  nachteih'g  Air  den  W<m]8tand  des  ^nseben,  ab  für  die 
bessere  Landeskultur  überhaupt  wirkt"    Über  den  Gesinde- 
gwangsdienst  heilst  es:  „. . .  und  weil  es  mir  dann  auch  un- 
erwünscht scheint,  in  einem  neuen  Gesetze  Bestimmungen  sanctio- 
nieren  zu  wollen,  die  an  frühere  LeibeigÄischaftsverhältnisse 
erinnern.    Daf»  ohne  einen  solchen  Dienstzwang  die  Ritterguts- 
besitzer kein  Gesinde  erlialten  werden,  möchte  in  unserem  über- 
völkerten Lande  wohl  alö  eine  ganz  grundlose  Behauptung  er- 
scheinen; denn  den  guten  verständigen  Herrschaften  wird  es  nie 
au  ^uten  Dienstboten  fehlen,  und  wenn  dieser  Fall  bei  soicheo 
eintritt,  die  im  Rufe  der  Härte,  des  Geizes  und  der  Immondttit 
stehen,  so  mtkshte  ieh  nicht  glauben,  dab  der  Gesetigeber  sich 
TeranlalBt  finden  könnte,  die  eigne  Schuld  zu  begünstigen  und 
die  Rinder  von  St^iatsangehörigen  durch  den  geswungenen  Ein- 
tritt in  ungünstige  Verhältnisse  benachteiligen  zu  wollen".  Nach 
der  heutigen  Verfassung  würden,  wie  es  weiter  heilst,  alle  hier  ein- 
greifenden Gesetze  nur  df-n  Bevorrechtigten,  nie  den  Pflichtigen 
zur  Begutachtung  vorgelegt;  deshalb  habe  der  Minister  von  Mao- 


^  Loc.  6519;  Die  Bescbieuiiiguug  ...  Bd.  XI  1830  Bl.  ti7— 9L 
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teuffei  mit  Recht  a^isgesprochen,  dafs  zur  Zeit  die  Vertretung  des 
Bftuerntitandes  dem  Geheimrate  obliegen  müsse. 

Die  Aufnahme  der  von  Lindenauischen  Vorschläge  im  Ent- 
würfe hiitte  eine  völlige  Umarbeitung  de^aclben  bedingt.  Der 
König  wollte  jedoch,  und  dies  mit  Recht,  die  Feststellung  von 
BeditBgnmdsäteen  Ton  der  Ablösung  der  Froneo  und  Dienste 

Setrennt  adien;  denn  «nf  dem  Lande  wurden  sowohl  mif  Seiten 
er  Pfliditjgen,  wie  der  Berechtigten  übertriebene  Erwartungen 
an  das  na  erlasacode  Qeseta  geknüpft.  Der  Geheime  Rat 
glaubte  sogar  (  Vortrag  vom  12.  Jiiii),  dafs  der  E>lafs  der  Kechts- 
gruTulsiiitTie  Hoffnungen,  die  man  von  denselben  hege,  herab - 
atinmit  11  müsse,  woi!  »Tst  dann  die  Landbevölkerung  prenf'it!;ter 
sein  XV erde,  auf  das  später  in  Aussicht  genommene  Ablosuugs- 
geschäft  einzugehen. 

Endlich  am  13.  August  1830  konnte  der  König  seine  Ge- 
ndmugung  sur  Pablikstion  der  Reoht^undsätse '  erteilen. 
Wenige  Gesetie  haben  In  Sachsen  eber  so  langen  Vofbereitangs» 
seit  bedurft;  seit  dem  ersten  Befehl  Tom  21.  September  1790 
an  die  Landesregierung  waren  nun  yierEig  Jahre  ▼eiflossen, 
innerhalb  dieses  Zeitraumes  hatten  die  wirtschaftlichen  und  poH- 
ti^elivn  Anseliauungen  vf^llig  gewechselt.  Nicht  immer  wird,  was 
lan;;e  währt,  gut;  wenige  .Jahre  später  war  der  gröl'sere  Teil  des 
Gesetze«  schon  veraltet  und  mulstc  auf»er  Kratt  gt  setzt  werden. 

Bei  der  kurzen  Dauer  der  Gültigkeit  dieses  Gesetzes  läfst 
sich  von  seiner  Wirksamkeit  kaum  reden.  Der  erste  Teil  schlofs 
Mk  en^  an  den  sfsten  Ekitwurf  von  1821  an;  er  enthielt  eine 
reehiBcne  Regelung  der  Fronen,  Bau-  und  Wachdienste.  Der 
iweile  Teil,  Reohtsgrondsätze,  die  den  Kinderdienstswang  be- 
sonders betreffen  (§  &ö — 90),  suchte  nun  —  swei  Jahre  vor  der 
Aufhebung  des  Zwangsdienstes !  —  in  om&ssender  Weise  dieae 
sohwnerige  Materie  gesetzlich  zu  ordnen.  Dieser  Abschnitt  ist 
nur  eine  sorgtalUge  Redaktion  der  betretenden  Paragrat)h«  n  aiw 
dem  Kntwurfe  zu  einer  Gesindeordiiung  von  1804  una  erweist 
sich  als  ganz  in  den  Anschauungen  früherer  Jahrhunderte  und 
vergangener  Zeiten  befangen  \  der  Fortschritt  lag  nur  dariu,  dal's 
das  Gesetz  sum  erstenmale  wagte,  an  dem  in  Erbraeisfceni  und 
BeooBsen  festgesetsten  Vertnigsredbte  su  rOtleln.  Die  Uutsbesttner 
sollten,  ohne  Rtloksicbt  auf  den  in  Gatsvertritgen  bestimmteii 
Zwanff^iiohn,  ihr  Zwangsgesinde  nach  mner  dem  Gesetae  bei- 
gegebenen  Taxe,  deren  Sätze  ungefUhr  um  die  Hälfte  unter  den 
^wölmlichen  rjesindelölmen  stimden,  bezahlen.  DieVort'üc,  wclclie 
oaa  Geäinde  damit  gewann,  .sollte  es  mit  einer  Einbulse  an  seiner 
8<>lbstiindigkeit  bezalden;  das  Zwangsgeäinde,  bisher  durcli  das 
Herkommen  nur  zu  einer  RMhe  von  gewissen  Dienstleistungen 

1  Loc  6519  ebenda  Bl.  100  das  Ori^nal  mit  der  Unterschrift  des 

Rönies:  am  30.  Sept.  1830  rr^chion  rin  Mandat  zur  Rt  i  ii  litiiriiriL''  «'iru  r 
Mifsdeutung  des  wegen  allgemeiner  Kochtsgruads&tze  überirrouen  und 
Dicnat^achcu  erlai»scucii  Gesetzes. 
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verpflichtet,  dui-fte  von  jetzt  ab,  wie  das  freie  Gesinde,  zu  jeder 
Art  von  IttodwirtschaltlicUer  Arbeit  verwindet  werden.  Dann 
beaclmitfc  noch  dag  G^esetz  ebige  der  gröbsten  Auswüchse  des 
ZwaagsdienBtes;  es  Terhot  Beaervegonnde  zu  halten  —  aus- 
genommen, wo  Erbregister  es  gestatteten  Zubu&en  und  Löse- 
geld zu  nehmen  u.  8.  w. 

Das  Ablösungswcrk,  der  zweite  Teil  der  Reform,  nahm 
dann  einen  scbnellen  Verlauf.  Zunächst  ist  ein  kleines  und  doch 
für  das  Gesinde  sehr  wichtigreB  Gesetz  zu  erwähnen,  das  am  6.  luli 
1831  publizierte  Mandat:  die  Zeit  des  I^i»'nstweehs<'ls  für  das 
landwirtschaftliche  Dieustgeüinde ,  ingleicheu  die  Aufliebung  der 
Taxe  des  freien  Gesindelohnes.  Die  Vor^eschiclite  dieses  Man- 
dates ist  kurz  Iblgende.  Die  Stände  liatten  am  31.  Juli  1824 
beantragt;  als  Termin  fUr  die  Zeit  des  Dicnstwechsels  Neujahr 
festKUsetsen  Unter  der  Regienmg  fViedrich  Augusts  blieb 
diese  Angelegenheit  li^en;  Srtit  ein  königliches  Dekret  vom 
23.  Dezembä  1820  befi^  der  Landesregierung,  ein  den 
Wünschen  der  Stände  entsprechendes  Mandat  zu  entwerfen; 
s[>äter  (Dekret  vom  12.  Juni  18^0)  wurde  noch  anbefohlen,  dafs 
in  diesem  Mandate  auch  die  Aufhebung  der  Lohntaxe  der  Uc- 
sindeordnung  von  1769  ausgesprochen  werden  sollte.  Ein  halbes 
Jahr  darnach  war  der  Entwurf  fertiggesteUt ;  der  Geheime  liat 
nahm  an  ihm  stilistische,  aber  nicht  sachliche  Veränderungen 
vor.  Mit  iiim  stimmte  jedoch  Prinz  Johann  in  einem  Punkte 
nicht  überein;  er  vertrat  seine  Mdnung  in  einem  Separatvotum. 
Nach  dem  Entwürfe  sollten  die  Bestimmungen  über  die  Z&i  des 
Dienstwechsels  sofort  mit  Erlafs  des  Oesetses  in  Kraft  treten. 
Dagegen  machte  FHns  Johann  geltend :  es  sei  unangemessen  be» 
stehende  Dienstverträge  aufzuheben,  dies  bedeute  einen  EingriiF 
des  Staates  in  das  Recht  der  freien  civilrechtlichen  Vereinbarung, 
der  sich  [lieht  durcli  die  W!e}!tii]::keit  der  Sache  rechtfertigeii 
liefse;  man  s;olle  das  Oesetz  eist  von  1834  ab  gelten  lassen 
Der  König  berücksichtigte  den  Antrag  des  Prinzen  und  nachdem 
noch  der  Entwurf  von  9  Paragraphen  in  4  Paragraphen  um- 
redigiert worden  war,  genehmigte  er  am  l,  Juni  1831  das 
Mandat  ^ 

Ein  Jahr  später,  am  17.  Märs  1832,  erschien  das  groise  nod 
umfiiMsende  Oesets'  über  Ablösungen  und  Oemanheitsteilungen; 
gleichzeitig  wurde  sur  Erieichterimg  des  Ablösungswerkes  eine 
Landrentenbank  gegründet,  die  sehr  erspriefsliche  Dienste  ge- 
leistet hat.  Dies  Gesetz  ist  nach  Inhalt  und  Form  meisterhaft 
und  übemgt  an  Bedeutung  die  übrige  Gesetzgebung.  Gleich 


*  Vffl.  ferner  Mandat:  oiuige  ßestimmun^en  betrefl'eiid,  wie  es  au 
den  wegmllenden  oder  verlebten  Feiertagen  m  Ansehimg  der  Dienste 
nnd  Fronen,  ingh  der  Kost  des  Zwangsgeeindes  gehalten  werden  soll 

16.  Februar 

^  Die  Gctioiiichte  des  Gesetzes  vom  t'rst<  ii  Ablösuugsautnig  der 
I^undschutr,  1824,  bi8  zur  Ferti^tellung.  <larg«  r^tellt  in:  DieXiSodrenteii« 
bank  im  Königreich  Sachsen  (Festschrift).  Ihreaden  1883. 
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in  der  Einleitung  spricht  sich  das  Oesetz  über  das  Ziel,  welches 
es  erstrebte:  möglichst  die  Freiheit  des  ländlichen  Grundbesitzes 
herzustellen .  aus  Mit  Recht  betont  os  dm  dem  sächsischen 
Bauernstinde  eignen  Sinn  für  <  ^rdninii^  uiirl  nesetzmMfsigkeit. 
In  kräftiger  Weise  suchte  cö  den  bt-it  JahrhundertL'U  augehiluften 
Schutt  wegzuräumen.  Und  nun  fallt  auch  einer  neuen  Zeit  und 
neuen  Ideen  der  Gesindczwangsdienst  zum  (Jpfer!  Nach  53 
des  Gesetzes  wurde  sofort  ohne  Ablösung  die  sog.  gesetzliche 
Vormiete  der  Untorthanenkinder  aushoben  und  in  längstens 
▼ler  Jahren  mulste  auch  der  sog  vertfagsmftTsige  Gesindeewangs- 
dienst  unentgeltlich  wegfallen. 

So  blieb  Ton  den  Fesseln,  welche  frühere  Jahrhunderte  den 
dienrnden  Klassen  aufgelegt  hatten,  nur  noch  die  vierjährige 
iaadwirtöchaftliclie  Dienstzeit  übri^.  Zwei  Jahre  kamen  schon 
durch  obiges  Gesetz  in  Wegfall,  die  y.woi  übrigen  hob  im 
nächsten  Jahre  ein  eigenes  Gesetz  auf.  Denn  schon  um  14.  Febr. 
1826  hatte  der  Kreishauptmann  von  der  Planitz  l)ei  der  Landes- 
regierung einen  Antrag  auf  \\  egfall  der  laudwirtsscliafdichen 
Dienstpflicht  eingereicht.  £r  wies  darauf  hin,  dafs  die  Auf- 
hebung des  Mandates  von  1766  keinen  etwa  antretenden  Mangel 
an  landwirtschaftlichen  Arbeitskräften  mehr  befürchten  lasse. 
Jetzt  fbhre  das  Mandat  vom  25.  Februar  182^,  die  Ergänzung 
der  Armee  betreffend,  zu  einer  grofsen  Bedrückung  des  Bauern- 
standes. Ein  jedr  r  nauernbursclie  müsse  erst  vom  14. — 18.  Jahre 
der  landwirtseliaftlichen  Dienstpflicht  ^xentlgen,  um  dann  von  dem 
19.  Jahre  ab  seiner  militärischen  Dienstpflicht  nachzukommen. 
Bei  diesen  Verhältnissen  bhebe  einem  Bauemburschen  keine  Zeit 
irgend  ein  Handwerk  gründlich  zu  erlernen. 

Diesen  Erörtenmgen  stimmten  auch  das  Geheime  Finanz- 
kollegium und  die  Kammerdeputation  bei.  In  ihren  Gutachten 
hei&t  es  unter  aaderm:  das  wechselseitige  Verhältnis  zwisdien 
Ackerbau  und  Gewerbe  habe  zur  Zeit  sein  natürliches  Gleich- 

Sewicbt  gefanden.  Der  Zwang  zu  irgend  einer  Arbeit  sei  eine 
am  Zeitgeist  nicht  angemessene  Beschränkung  der  allgemeinen 
natürlichen  Freiheit  der  Menschen.  Nur  wenn  es  die  Wohlfahrt 
des  ganzen  Staates  gelte,  erscheine  ein  solches  Oesetz  zulässig. 
Der  Landwirtschaft  sei  mit  jungen  Leuten  von  14 — 16  Jaliren, 
die  noch  wonig  Kräfte  besäfsen ,  niclit  gedient,  während  gerade 
diese  Jahre  tür  die  Lehrzeit  unersetzlich  wären. 

Nun  erst  ging  die  Landesregierung  einen  Schritt  weiter  und 
fragte  (lieskript  vom  ü.  Juni  1827)  bei  den  Kreishauptmanrschaften 
an,  ob  die  Aufhebung  dieses  Mimclates  edtg^Däls  wftre  und  nicht 
etwa  dea  Betritt  eines  Mangels  an  tftchtigem  Gesinde  beidrehten 
Heise.  Während  die  Ereishauptleute  einstimmig  für  Aufhebung 
waren,  traten  mehrere  Amtshauptleute  nur  i\lr  eine  Herabsetzung 
der  vierjährigen  auf  eine  awojährige  Dienstzeit  ein.  Für  W^- 
fall  der  Dienstpflicht  wurde  geltend  gemacht,  dafs  man  keiner 
'  Üdalsr^gel  mehr  bedürfe,  um  den  Ackerbau  zu  heben.  Er  scheine 
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die  höchste  Stufe  Hov  Kultur  erreicht  zu  hnbr-n.  An  Arbeitern 
werde  es  nicht  ninntcdn;  der  Lohn  in  den  Falnikrn  und  Manu- 
fakturen sei  '  t  ij«  Tallinn,  dals  sich  ein  Handarbeit*  r  besser  stehe 
als  ein  Proies^sionlät.  Das  Mandat  gestatte  jedem  I  )auenisohne, 
in  die  Fabriken  zu  gehen,  nur  wenn  er  ein  Handwerk  erlernen 
wolle,  müsse  er  erst  vier  Jahre  in  der  Landwirtdchaft  dienen 
oder  eine  Dispensiition  ^  von  der  LBiideeregieruDg  erhalten,  wih- 
rend  im  Gegenteil  dem  Staate  daran  liegen  mfitte,  die  Zahl  der 
Handwerker,  nicht  die  der  Fabrikarbeiter  za  vermehren. 

Für  Beibehaltung  des  Mandates  wurde  angcf^ihrt.  dafe  der 
Unterschied  zwischen  dem  Bürger-  und  Bauernstände  beibehalten 
werden  müsse.  Das  Gewerbe  sei  überfiilh.  der  Landbau  dagegen 
^vrrdf  mehr  und  mehr  vernachlässigt.  In  den  untei*en  Klassen 
der  Landbevölkerung  herrsche  die  Neigung,  nach  den  tstiidten 
zu  ziehen.  Die  frühzeitige  ErlernunL'^  eines  Handwerkes  sei  für 
die  Gesuiidiieit  der  jungen  Leute  nur  schädlich. 

In  ihrem  Berichte,  welchen  die  Landesregierung  am  6.  Nov. 
1828  erstattete,  erkllrte  sie  sich  ftlr  Aufhebung  des  Mandates» 
aber  nnter  dem  Vorbehalte,  dals  alle  aas  Vertilgen  erworbenen 
Rechte  der  Qericfatsherrschaften  beibehalten  würden.  So  efging 
denn,  nachdem  noch  die  Geheimen  Räte  ihre  Zustimmung  erklärt 
hatten  ,  ein  entsprechender  Entwurf  zur  B^utachtung  an  die 
Stände  al>  (  Dekret  vom  I  August  l^^'JO).  Hier  Stiels  jedoch  die 
Vorlage  auf  \^'ider8tand.  Die  \^ertrcter  der  Städte  waren  da- 
gegen, weil  sie  nach  dem  Erlafs  der  landwirtscliaftlichen  Dienst- 
pflicht ein  Zuströmen  der  Landarbeiter  nach  den  Städten  bo- 
llirehteten  und  glaubten,  dafs  durch  diese  Vermehrung  der  Arbeits- 
kräfte die  allgemein  verbreitete  Nahrungslosigkeit  in  den  SUidten 
steigen  werde.  Die  Ritterschaft  stimmte  gleich&lb  fär  einst- 
weiliges Beibehalten  des  1766er  Mandates,  denn  erst  wenn  die 
Fronen  und  Dienste  abgelöst  worden  seien,  könne  man  an  Auf- 
hebung der  landwirtschaftlichen  Dienstpflicht  denken. 

Diese  Einwendungen  hielten  die  Geheimen  Räte  nicht  für  stich- 
haltig.  Nach  ihrer  Ansicht  war  aus  gewerbepolizeilichen  Gründen 
1766  das  Mandat  erlassen  worden  und  hatte  mit  dorn  Ablösungs- 
werke nichts  zu  thun;  dennoch  sei  es  besser,  meioten  sie,  einst- 


*  Die  Zahl  (\rr  um  Dispensation  von  den  laiKlwirtscIiaftliehen 
Dicustjaturen  jährlich  eiiigeheuclcn  Gesuche  wai"  eiuu  sehr  hohe,  sie  be- 
trog s.  B.  im 

M»ifsDer   L^ipiig.   Gebirg»-  VoigtUnd.     g  aUUlif.  tatOlIiff 

Kr»if:      Krais:      Kreis:     Krei«:  ailSefci^d«« 

»/«Jahr  1829  21  33  82  11  147  4  134 

1830  74  75  214  25  m  14  874 

1831  76  89  220  31  416  105  311 
VtJahr  1892  46  .'4  144  31  275  28  252 

217      251      660        m         1226         146  lOÖO 

Loc.  31 547.   Der  £rlaf8  der  landwirtscbafUichen  Dienstjahre  . . . 

1832.   Bl.  8. 
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weilen  bei  dem  geringen  Eutgegtii kommen,  das  die  Vorlage  bei 
den  Ständen  gefunden  habe,  die  haeiie  auf  sich  beruhen  zu  lassen 
und  erst  beim  Erlals  einer  neuen  Gewerbeordnung  auch  diese 
AngdegeDhmt  za  regeln.  In  dieBem  Simie  erfolgte  auch  am 
II.  August  1830  do  königliches  Dekret. 

Im  nächsten  Jahre  aber  veränderte  sich  mit  einemmale 
die  ganze  Sachlage.  Die  Verfa.s^ungsurkunde  yon  1831  sicherte 
(S  28)  jedem  Staatsbürger  freie  Berufswahl  zu.  Unter  diesen 
Umständen  erachtete  es  die  Landesdirektion  (5.  Sept.  1832)  für 
angezeigt,  mit  der  Aufhebung  der  landwirt8cli;irtli<})en  Diensr 
pilicht  sofort  vorzugelien.  Den  Ständen  wurde  aiierinals  ein  dar- 
auf bezüglicher  Entwurt  vorgelegt,  den  sie  diesmal  auch,  bis  auf 
geringftigige  Abänderungen  in  der  Forin  und  Fassung,  billigten 
(S.Juni  1833^^  So  konnte  dann  uiu  15.  Jum  1833  das  Gesetz: 
die  Aafhebung  des  Mandats  vom  6.  November  1766  und  die 
Erlttuterung  generalis  vom  31.  März  1767  wegen  der  vierjährigen 
Dienstzeit  oei  der  Landwirtschaft,  publiziert  werden. 

Damit  war  im  grofsen  Ganzen  der  Rechtszustand,  wie  er 
vor  dem  30  jährigen  Kriege  gewesen  war,  wieder  hergestellt.  Nun 
galt  es,  noch  die  GesindeordnuDg  von  1 769  in  Einklang  mit  der 
neueren  Gesetzgebung  zu  bringen.  Die  alten  Entwürfe  von  1804 
und  1810  waren,  obgleich  man  dem  r>andtRg-«'  von  1824  ver- 
sproehen  hatte,  eine  neue  Ordnung  zu  erlassen,  liegen  gelilicben. 
Es  hatten  dann,  am  8.  März  1826,  die  Kreis-  und  Anitshaupt- 
leute  des  Leipziger  Kreises  den  Antrag  gestellt,  nach  Analogie 
der  WanderbOcher  der  Handwerksgesellen  Oesinde-Attestat- 
Bttcher  einzuführen.  Zur  Begründung  führten  sie  an,  dafs 
einerseits  keine  B^mmung  der  Gesindeordnung  von  1 769  Öfters 
als  die  über  die  Gesindezeugnisse  übertreten  werde.  Die  Dienst- 
henschaften  pflegten  die  Atteste  nur  auf  einzelnen  losen  Blättern 
auszustellen,  welche  leicht  geßüscht  oder  vernichtet  werden  könnten. 
Anderseits  wäre  die  Überwachung  des  Gesindes  für  die  Polizei 
von  höchster  Wi('hti_:kpit  Denn  führe  man  die  neuen  Gesinde- 
Attest- Bücher  t  in,  so  konnte  dann  die  Pohzei  wie  die  Dienstherr- 
schafton „die  Lauibahn  jedes  Dienstboten  in  vollstfindi^em  Zn- 
sammenhange und  mit  Zuversieht  übersehen  und  darüber  nach 
Befinden  weitere  Erkundigungen  ciDziehen**,  Aueh  hEtte  die 
Obrigkdt  damit  ein  Mittel,  um  die  Au&ahme  emes  Dienstboten 
von  anerkannt  schlechter  Qualität  innerhalb  ihres  Gerichtsberarkes 
SU  verhindern. 

Die  Amtshauptleute  bezweckten  also  mit  ihrem  Antrage  eine 
weitgehende  polizeiliche  Bevormundung  des  Gesindes;  trotzdem 
stimmten  ihnen  der  Geheime  Rat  zu,  und  der  König  befalil,  weil  es 
noch  nicht  Zeit  würe,  eine  neue  Gesindeoidnung  zu  erlassen,  ^in 
Gesetz  betretiend  die  Einiührung  von  Gebinde- Attest-Büchern  aus- 
zuarbeiten fam  11.  Okt.  1828).  Die  Landesregierung  arbeitete 
einen  ISparagrapliigen  Entwurf  aus,  der  in  kasuistischer  Weise 
bestimmte,  wer  zur  Führung  eines  Gesindebuches  verpflichtet 
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wäre.  Es  waren  dies  diejenigen,  welche  unmittelbar  bei  einer 
Herrscliaftj  in  einem  Hauswesen,  in  der  Ökonomie,  beim  Betrieb 
einer  Handlung  oder  in  einer  öffentlichen  Wirtschaft  beschäftigt 
waren,  oder  .sich  verdingt  hatten.  Die  Obri^^keit  stellte  das  Buch 
aus.  Das  Gesinde  mulste  beibringen:  Prstlieh  einen  Tautschein, 
aweitens  bei  Unmündigen  die  väterliche  oder  vormüudliche  Ein- 
willigung, drittens  ein  Zeugnis  der  Obrigkeit  des  loteten  Au&nt- 
haltsortes  Uber  die  bisherige  Aufßihrong  und  dals  einer  Ver- 
mietung  keine  Bedenkm  entgegenstilnden,  viertens  einen  Nachwds, 
bei  welcher  Herrschaft  es  in  den  Dienst  treten  wolle.  —  In  das 
Gesindebuch  trug  die  Herrschaft  ihr  Zeugnis  ein;  bei  LHeiist« 
Wechsel  trat  eine  Beglaubigung  der  Behörde  dazu.  Kam  der 
Dien.^t^ote  in  Untersuchung^  wurde  er  besti*aft,  so  machte  <hV 
Behörde  ciuen  entsprechenden  X'crmerk  u  s.  w.  Die  Kosten  für 
AnscliaÖung  des  Ruches  hatte  das  Gesinde  zu  ti'agen  (1^.  r)ez.  1829j. 

Der  C4eheime  Rat  beurteilte  den  Entwurf  sehr  i»cli.u-t.  Er  hob 
hervor,  dais  das  Geseiz  ungewöhnliche  Legitimationen  und  poli- 
zeiliche Erörterungen  vorschreibe.  Ihm  schien  es  nicht  ratssm, 
den  dienenden  Klassen  die  Grelegenheit  sa  erschweren,  sich  durch 
Vermieten  ihr  Brot  su  verdienen.  Besonderen  Anstois  nahm  er 
an  den  obrlglceitlichen  Eintragungen  Uber  etwaige  BestrafungOD 
des  Gesindes.  £s  yerfolge  dann  die  Strafe,  meinte  er,  dem  Dienst- 
boten, so  lange  als  er  diene^  und  benehme  ihm  jede  Gelegenheit 
zu  weitereiu  Fortkommen :  jede  Besserung  sei  vergebens  und 
weitere  Verbrechen  die  natürliche  Folge.  Das  ganze  Gesetz  sei 
nur  eine  auf  den  Vorteil  der  Herrschaften  berechnete  Einrichtung. 
Es  würde  allein  dazu  dienen,  das  VerhiÜtnis  zwischen  Dienst- 
herrschalt und  Dienenden  zu  verwickeln  und  das  Unterkoiumen 
der  Dienstsuchenden  zu  erschweren.  Zweckmälsig  sei  es,  den 
Entwurf  augenblicklich  ganz  su  verwerfen  und  spftter  in  der 
GesindeiHilnung  auch  diese  Matorie  mit  su  regeb.  Damit  war 
das  Schicksal  des  Entwürfe  zunächst  entschieden. 

Während  diese  Verhandlungen  schwebten,  wurden  die  alten 
Entwürfe  zu  einer  Gesindeordnung  von  1804  und  1810  wieder 
vorfreholt.  Ein  Dekret  vom  23.  Dezember  1829  ordnete  die 
nötigen  Vorarbeiten  an,  und  auf  dem  Tjandtage  von  ver- 
sprach die  Re;^n'erung  den  Ständen,  ihnen  baldigst  eiuen  neuen 
Entwurf  vorzulegen.  Doch  drei  Jahre  ^  vergini^en.  ehe  die  neue 
Ger^iudeurdnung  dem  Landtage  eingereicht  wurde.  Ea  kouüit 
sich  nicht  mehr  um  eine  etwaige  Revision  des  alten  Entwurfes 
handeln,  sondern  ein  neues  Qeainderecht  muCrte  geediafien  wer- 
den» imches  auf  zei^mäiseren  Grundsätaen  beruhte  und  in 
Einklang  mit  der  neueren  Entwicklung  der  öffentlichen  Verhllt* 


1  Die  vou  uns  benutzten  Akten  endeu  mit  dem  Jahre  1830.  Wie 
sich  innerhalb  des  Ministeriums  die  eiaselnen  Stodieii|  die  Vorbereitung 
doH  Entwurfes  \  ollaogen  haben,  kann  deshalb  nicht  aktenm&Gsig  dar- 
gestellt  werden. 
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niaBe  sland.  In  der  dem  Entwurf  beigegebenen  Begründung  heUst 

es  p^Tiz  richtij]^:  dafs  verhinderte  Gcwolinlieiten  und  Einrichtungen 
in  dem  Familienleben  aller  Stünde  und  die  biegen  frühere  Zeiten 
unverkennbar  weitergeschrittene  Wr-^fandeabildung  wie  nurli  die 
Verfeinerung  der  Sitten  in  allen  Ivi  *  isen  das  Verh}iltni.>  /  t  ischen 
der  Dienstherrschaft  und  dem  Uesinde  weaeiitiich  uiiigvstaltet 
haben.  Deshalb  könne  auch  nicht  mehr  der  Entwurf  auf  den 
Grundlagen  der  Ordnung  von  1769  stehen,  man  mflsse  an  die 
for^eschrtttenere  Recfatsentwicklung  in  Freolsen,  Oldenburg, 
lleiningen  anknüpfen  und  deren  G^ndeordnungen  als  Vorbilder 
benutzen.  Der  ßruoh  mit  der  sttchsischen  Becbtsentwieklung  war 
ein  yollständiger ! 

Die  Grundgedanken,  von  d(  nen  der  neue  Entwurf  ausging, 
waren  in  materieller  Hinsicht  k  ir/  folgende:  Ersdich  wurden  die 
Beziehungen  des  Gesindes  zur  I  )ienstlierrs<'l!Rft  als  ein  vin 
jurijätisclies  \'ertrag8verhältnia  aufgefafst.  Es  herr.-jchte  das  Streben 
vor,  möglichste  iJeclitsgleielilieit  in  der  Behandlung  einer  jeden 
der  Vertrag  schlieliienden  i'arteien  walten  zu  kböen.  Deutlich 
seigte  sich  dies  an  den  Bestimmungen  des  Eotworfes  Uber  Dienst- 
antritt, Ettadigung,  Dienstaastritt  u.  s.  w.  Die  Lohntaxen  fielen 
fort;  das  Zflchtigungsredit  der  Heirscfaaft  wurde  angehoben, 
wefl  es  gegen  die  Humanität,  gegen  die  Sitte,  gegen  die  ver* 
fiissiniirsmftlsige  Gleichheit  aller  Staatsbürger  verstolse.  Nur  für 
ein  Alter  —  bis  ]C\  oder  1^  Jahren  —,  das  der  liiluslielien  Zucht 
noch  bedürfe,  sollte  es  als  eine  Übertragung  väterlicher  Keclite 
bestehen  bleiben. 

Zweitens  traten  an  Sti  lle  der  ununi  -chriinkten  hausherrlielieu 
Gewalt  durch  Gesetz  geregelte  Bezieluuigeu.  8pecielle  Ge^etzeas- 
vorschriften  sollten  das  Lehen  wührend  des  Dienstes  und  alle  die- 
ienisen  Fälle,  in  denen  na  auf  die  Machtvollkommenheit  und  den 
WiUen  der  Dienstberrscbaft  allein  ankam,  ordnen. 

Drittens  wurde  in  die  Ordnung  eine  Reihe  von  poliaeio 
liehen  Vorschrifteii  angenommen,  da  es  sich  gezeigt  hatte,  dafs 
innerhalb  der  allgemeinen  Grundsätze  des  KooaensnalTertrages 
nicht  alle  Fragen  des  Gesindevertrages  erschöpfend  behandelt 
werden  konnten.  Die  polizeiliche  „Fürsorge"  sollte  sich  auf  die 
Ordnung  wie  den  Frieden  im  häuslichen  Leben  und,  weil  das  Ge- 
sinde einen  eignen  Stand  bilde,  auch  auf  das  dienstlose  Gbsinde 
erstrecken. 

Tn  fornielhr  Beziehung  leerte  man  bei  Abfassung  des  Hut- 
wurfes darauf  (Jewicht  nielit  nur  Reehtsgrundsätze  anfzustell-u, 
die  Juristen  allein  verstiindlieh  wären,  sondern  vielmehr  ;ui  den 
gangbarsten  Fällen  aus  dem  hiluslichen  Leben  das  Wesen  des 
Dienstverhältnisses  allgenieia  faCslieh  darzustellen.  Die  Gesinde* 
Ordnung  sollte  nicht  den  Charakter  eines  Gesetses  tragen,  son- 
dern, wie  Prina  Johann  in  den  Landtagsverhandlungsn  treffend 
henrorhoby  ein  Katechismus  fttr  das  Gesinde  sein. 
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Bei  jeder  einzdnen  Bestimmung  der  Ordnung  hatte  man 
darauf  Rücksicht  genommen ,  ob  sie  den  Sit^-n  und  Gewohn- 
heit'^n  entspnlche,  ob  die  Keebtsgleichhoit  nu  lit  verletzt  werde, 
und  ob  das  für  das  fiesindeverhsltniü  notwendi^^c  X'ertrauen, 
das  Wohlwollen  und  die  Anhänglichkeit  erhalten  bleibe. 

Für  die  Stellung  des  Gesindes  war  es  vorteilhaft,  dal's  bei 
den  Bearbeitern  des  Entwurfes  die  juristische  Aufüissung  des 
Dienstrertrages  tiber  das  filtere  poliadUcbe  BevonnnndungssjrBtem 
den  Sieg  davongetragen  hatte. 

In  den  Kammern  zogen  sich  die  Verhandlungen  Aber  die 
Gesindeordnung  zwei  ▼olle  Jahre  hin.  Die  zweite  Kammer  be- 
riet den  Ejitwurf  ^  vom  3.— 21.  Joni  1833,  die  erste  Kamoier 
Oktober  18'33.  Beide  Kammern  wichen  in  ihrer  AufTassunjr  der 
Ordnung  erfi'  Iiiich  von  einander  ab.  Zur  Erledigung  (\f-r  streitigen 
Fälle  wurden  1834  noch  mehrere  Sitzungen  der  Kammern  ab- 
gehalten; er>t  am  ö.  September  1^  54  überreichten  sie  eine  ge- 
meinsame 1  likLiitni;-  üoer  den  E^ntwurf. 

Fast  )>ei  jedem  Paiagraphen  der  Ordnung  hatten  die  Stände 
Zusätze  oder  Abänderungen  beantragt  Einselne  Abschnitte  des 
Entwurfes  hatten  sie  umgestaltet  Fast  in  allen  BUlen  er- 
folgte die  königliche  Genehmigung.  Nur  das  wichtigste  kann  hier 
hervorgehoben  werden.  So  gingen  §1—3  des  Entwürfe,  welche 
die  Definition  des  Gesindestandes  enthidten,  gänzlich  verändert 
aus  den  ständischen  Beratungen  hervor.  §  10  bestimmte.  da& 
bei  UnTmindigen,  denen  der  Vater  oder  der  N'ormund  ohne  hin- 
reiclif  iideu  Grund  verbot,  in  einen  Dienst  zu  tret<>n,  die  Ein- 
willigung von  Obrigkeitü wegen  g^ebca  werden  konnte.  IHe^e 
Bestimmung  rief  im  Landtatre  eine  lebhafte  Debatte  hervor;  mau 
sah  darin  einen  Eingriff  in  die  väterliebe  Gewalt,  gab  sich  aber 
Bchliefelich  mit  einer  kleinen  Abänderung  des  Paragraphen  la- 
frieden. 

Hervorzuheben  ist  fS^er  die  BestiaAing  des  Kontraktbruches. 

Der  Entwurf  war  milder  als  das  spätere  Gesetz,  Beibehalten 
wurde  aus  dem  älteren  iiccht  der  polizeiliche  Zwang  auf  Zurück- 
ftihrung  in  den  Dienst.  Erwies  er  sich  als  fruchtlos,  so  hatte  das 
Gesinde  nielit  i\]\f'm  nach  den  eivilrechtliehen  Grundsiitzm  des 
Vertragsreehtes  tnr  Schadenersatz  zu  Iiatlen,  sondern  es  wurde 
auch  mit  Gef:in;^^ni8  bi.s  zu  14  Tagen  bestraft. 

Um  den  Klagen  über  den  Luxu»  des  (n  sindes  zu  begegnen, 
war  in  ^  bJ.  des  Entwurte8  der  Versuch  geiuaclil  worden,  eine 
Art  Ton  Kleiderordnung  aufeustellen  Dienstherrschaften  wude 
das  Recht  eingeräumt,  ihren  weiblichen  Dienstboten  Vorschnfien 
t&ber  Kleidung  u.  s.  w.  zu  geben.  Für  diesen  schwerwi^endeo 

'  Berieht  der  zweiten  Kammerdeputation  in  Landtags-Mittlieiliuigeii 
8.  Abt.  1.  Bd.  K.         Beriebt  der  ersten  KammerdoMitatioii»  eboida 
ßeÜBi^e  zu  t\('u  I'i  tokollen  tler  I.  Kammer.    2.  Abt.  S.  471-^27. 
>^  Landtagb-Mittheilungen  I.  Abt.  I.  Bd.  ä.  106^ 
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Eiifgriif  in  die  penOoltche  Freiheit  fUhrte  der  Entwarf  allein  an, 
lal's  dann  die  Uienstherracbafken  kein  Recht  hätten,  über  den 
Kieideriuxus  des  Gesindes  zu  klagen,  weil  es  in  ihrer  Hand 
liege,  das  Gesinde  zu  beaufsichtigen.  Nach  den  ständischen  Be- 
ratungen lautetp  jVrloch  dieser  Parai^raph  anders:  die  Dienstherr- 
schaft sollte  nur  (ia.s  Recht  haben,  ihrem  0»'-<inrle  Aufwand  in 
Kleidung,  bei  VergnügunjL;en  u.  s.  w.,  die  äcinen  Verhäiliusöen 
nicht  angemessen  wären,  zu  untersagen. 

Das  Züchtigungsrecht,  welches  der  Entwuri  m  müder  Form 
ftlr  Minderjährige  beibehalten  hatte,  erfuhr  durdi  die  ständische 
Kritik  eine  Verscliärfiing.  Nach  dem  Vorschlage  der  EUunmem 
wurde  bestimmt  (§  51),  dals  Schdtworte  oder  geringe  thätliohe 
Ahndungen  der  Diensthemdiaft  gestattet  seien.  Die  süchsische 
juristische  Doktrin  hat  dann  später  behauptet,  dafs  die  Kammern 
das  Ztkchtigungsrecht  ganz  gestrichen  hittten.  Nach  der  Fassung 
flrs  5:?  r»l  wäre  die  tn.-ltlielv'  Alindung  gewiss^Miiiarsen  nur  die 
Erwiderung  einer  Beleidii^uiii^  des  Gesindes  wegen  srinfs  unge- 
bührhchen  Betragens,  iiecht  scMueht  mit  dieser  jurisiischen  Kon- 
struktion lassen  sieh  die  Erkenntnisse  der  ( iericht.sliöfe  verein- 
baren; so  sah  z.  ßsp.  das  Uberappellationsgenciit  6ciilage  mit 
einem  Stocke  Uber  den  Konf  oder  mit  einem  Peitschenstiele  tlber 
den  Rtlcken  für  geringe  Thätlicbkeiten  und  der  Diensthenscfaaft 
erlaubt  an.  Die  Stnulosigkmt  der  Herrschaft  wurde  begründet 
mit  der  Rücksicht,  die  man  auf  die  menschliche  Schwachheit 
nehmen  müsse. 

Wuhrend  im  allgemeinen  der  Gesetzentwurf,  wie  er  aus  den 
Kammern  herausging,  veraltete  Formen  alizustofsen,  bestpbf'Tidf 
harte  Sitten  und  Gewohnheiten  zu  mildern  versuehte,  entliiüt  er 
in  einem  Punkte  einen  neuen  fruchtbringenden  Gedanken  und 
gellt  er  zu  Gunsten  des  Gesindes  über  das  herrschende  Arbeits- 
recht iiiuaus.  Das  Gesetz  bcstunnitt^,  dals  die  Herrschaft  fiir 
Kur  und  Pflege  des  Glindes  zu  sorgen  habe,  wenn  es  aus  natür- 
lichen Ursachen,  durch  grobes  Verschidden  der  Dienstherrschaft 
oder  in  unmittdbarer  Folge  der  Dienstverrichtung  erkrankte. 

Auch  nach  einer  andmn  Seite  hin  setzte  das  Gesetz  der 
seit  dem  30jährigen  Kriege  angefiemgenen  gesindefeindlichen  Be- 
wegung einen  Damm.  Forderte  man  früher,  dafs  in  Gesinde» 
Sachen  nieht  der  ordentliche  Richter  und  die  höheren  Gerichts- 
höfe, sondern  die  Verwaltung  allein  Recht  sprechen  sollte,  so 
folgerte  man  jetzt  aus  der  rechtlichen  Natur  des  Dienstvertrages, 
dafs  alle  eivilrechtliehen  Streitigkeiten  allein  vor  die  Justizbehörden 
gehörten.  Die  Pulizei  sollte  nur  einstweih'ge  Vorkehrungen  zu 
treflfen  berechtigt  und  in  Ansehung  der  Kontraventionen  zustandig 
sein  (§  122.  123). 

Am  10.  Januar  1835  war  die  neue  Gesindeordnung  ^  pubti- 


*  Kommentare:  Ackermann,  Die  küuigl.  sächs.  Gcsindeordnuug 
vom  10.  Jan.  Neu  bearbeitet  von  Bemewitz.  3.  Aufl.  Dresden 
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ziert  worden;  gleiclizeitig  wurde  eine  Verordntmg,  „die  nach 

Vorschrift  der  Gesindeorf^nung  uht^r  die  Dienstboten  zu  ftthrende 
polizeiliche  Aufeicht  l><^treirenft,  *  r!as«*on,  wolche  der  Polizei 
neue  und  weitgehende  Beaufsichtigt iiii::-r*  eh t*^  einniumtn  und  in 
jeder  ßeöümuiung  den  Geist  des  alles  bevtirnumdinMl( ü  Staatca 
zeigte;  in  sie  war  der  Entwurt  über  die  Führung  von  <  iföiinde- 
attest-BUchern  (vgl.  S.  219)  zum  gröfsten  Teil  übergegangen.  Die 
GeaiDdettmter  in  Leipzig  und  Draden  blieben  bestmn. 

Über  ein  halbes  Jftlirhimdeit  hat  dieie  Qesindeofdniii^  in 
Kraft  bestendeii)  Ik  snin  2.  Mai  1892,  an  wekshon  Tage  eine 
revidierte  Geondeordnnng  für  daa  Königreieli  Sachsen  erlassen 
wurde.  In  diesem  langen  Zeiträume  hat  sich  die  Ordnung  in 
jedem  Sinne  bewälirt,  als  klar  und  verst?ind)ir]i  in  der  .Sprache 
für  die  Dienstboten  wie  \ur  dio  Dienstiierrscliatten .  als  treffend 
in  den  juristist;ben  OruiRi.^ai/.en,  überliaupt  als  musterliaft  in 
Anlage  und  l  orm.  Und  doch  haben  sich  in  den  Arbeiterver- 
hältnissen  neuerdings  so  gewaltige  Y erauderuDgen  vollzogen,  daÜs 
heute  die  Fordenrnff,  weläier  «ich  die  Gerindeordming  ydd  1892 
niofat  genügt,  erhobfiin  werden  nraJa:  das  Gesinderecfat  In  Über- 
einsthnmnng  mit  dem  modernen  Arbettarrecht  m  bringen. 


1887.  DiedeiDanii,  I>ie  kOniaL  siehe.  Qeaiiideoidxiniig    .  eingeleitet 

und  mit  steter  Hin  Weisung  ani  die  EntwQrle,  Kammorberichte  ete.  ei^ 
Untert  Qrimina  im 
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Der  Gesindevertrag  entliftlt  nicht  nur  wie  die  sonst  üblichen 
Formen  dea  Arbeitsvertrages,  Bestimmungen  über  die  Arbeits- 
kraft des  Dienenden,  sondern  er  unterwirft  ibn  auch  einem  ge- 
wissen HerrachaftsverhiUtofs.  Mit  dem  Eintritt  in  den  Dienst 
steht  das  Gesinde  unter  der  haushjrrlichen  Gewalt  des  Dienst- 
herren. Aber  bei  weitem  nicht  alle  Dienstboten  wurden  irtlbcA- 
ira  Hause  beschiil'tigt,  die  meisten  fanden  ihre  Arbeit  und  ihren 
Erwerb  in  der  Landwirt^ichaft ;  heute  sind  sie  daraus  fast  völlig 
verdrängt  worden,  und  an  ihre  .Stelle  ist  der  freio  Land- 
art»eitf  r  getreten.  Grade  aber  die  engen  Beziehiin;Lj;(  n ,  welche 
zwisehen  (Jesinde  und  Landwirtschaft  einst  bestanden,  führten  im 
Laufe  der  Jahrhuiitierte  zu  einer  \'er8chlechterung  der  Gesinde- 
▼erhllltiusse.  Es  waren  die  Landwirte,  welehe  unermüdlich  den 
Staat  mit  Anträgen  verfolgten  und  mit  Forderungen  bestürmten^ 
das  Gesinderecht  2u  ihren  Gunsten  su  Andern.  Dafs  sie  den 
Wunach  dasu  hegten,  war  bei  der  alteren  Verfassung  des  Ritter- 
gutes gnns  natttriich;  den  grO'sten  Teil  des  Gutes  konnte  der 
Erbherr  mit  gezwungenen  unbeeahlf en  Kräften,  den  Frönero,  be- 
stellen ,  aber  weil  diese  nicht  ftir  alle  Fälle  ausreichten ,  mulBte 
er  aucli  freies  Gesinde  und  Tagelöhner  anmioton  I  ber  d'w^e 
beöal'a  er  nicht  die  unuuiseliriinktc  lJisciplinarg(?walt ,  die  ihm 
über  seine  ortsangesässenen  ünterthanen  zustand,  und  ihnen 
nuifste  er  auch  einen  Lohn  zahlen,  der  um  so  tiihlbarer  wurde,  als 
er  fast  die  einzige  Barauslage  beim  Betriebe  war.  Dm»  Streben 
der  Gutsbesitzer  ging  nun  darauf  aus,  die  Rittergutsverfassung 
auch  auf  das  Gesinde  und  die  Tagelöhner  au  erstrecken,  sich 
unabhängig  vom  Arbeitsmarkt  au  stellen  und  die  Ltfhne  immer 
auf  einem  Uufserst  niedrigen  Stand  zu  halten. 

Dazu  hat  man  im  Laufe  der  Jahrhunderte  verschiedene 
Wege  eingeschlagen.  Im  15.  Jahrhundert  suchte  der  Staat  einer- 
seits durch  BrschrrmkiTnn:  der  Au?<vvanderung,  Verbot  der  Wander- 
arbeit, und  Arbeitszwang  für  sog.  mUfsiges  Gesinde,  die  Zahl 

Fomhoiigea  (M)  XU  4.  -  Wattke.  15 
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der  Dienstsucli*  n  lon  zu  vermehren »  aDders^to  durch  LobDtazen 

die  Gesindclöline  herabzn.lriickeii. 

Im  Jahrhundert  führte  dann  die  Reichs|)olizeiordnung 
das  Gesindeabgangs/.» -ugnis  ein.  dfis  sich  bis  auf  den  lienti.ir*'^ 
Ta;:  in  den  Gesindeordnunj^^en  erliahcn  hat,  und  Jetzt  no<l>  ein 
wc^entHches  Unterscheid un^^^ömcrkmal  des  Ge«iindes  von  dem  tr»Men 
Arbeiter  bildet.  In  »Sachsen  leiteten  die  Kurfürsten  aua  ihrer 
landesherrlichen  Gewalt  das  Recht  her,  von  den  Untertbanen 
die  Stellun;,'  von  Gesinde  auf  ihre  Domänen  zu  fordern.  Wfth* 
rend  später  die  verachiedenen  Formen,  unter  denen  der  Staat 
naturalwirtscl)  iftliche  Leistungen  seiner  Untertbanen  erhob,  ab* 
starben,  blieb  in  den  Vorwerken  der  „Hofzu«;",  die  Stellun;^ 
von  Gesinde,  bestehen  und  find  auf  den  Rittergütern  Nach- 
ahmiuip:  Daneben  verlangte  di*^  IJ'tt  M-rli  ift  auf  den  Landtagen 
neue  Taxen,  ver'^L'li:irlt«»n  Arbeitszwang  t  ir  niüfeiges  Orsinde 
und  Ein>ehr.inkuni:  der  Hausindustrie.  I'ocli  vermoelite  sie  vor 
dem  M<)  jährigen  Krie.^ '  das  vielbegehrte  Hecht  auf  den  Gesinde- 
zwangdienst  nicht  zu  tilau^en. 

Der  30jährige  Krieg,  so  schwer  er  auch  das  deutsche  Volks- 
leben geschädigt  haben  ma^,  löste  Air  kurxe  Zeit  die  alte 
Wirtscbafbvernssung  und  die  staatliche  Ordnung;  erleichtert 
atmeten  die  unteren  Volksklassen  von  einer  immer  gröfser  wer- 
denden Beschritnkung  ihrer  wirtschaftlichen  Selbstst.'mdigkeit  auf. 
Solitc  die  altf^.  den  Grofsgrundbesitzer  b(^ünstiffcnde  Politik  bei- 
])('lifilten  werden,  so  niufste  mnn  einen  neuen  und  noch  schärferen 
Ihixk  auf  die  arbeitenden  Klas^».n  legen.  Jetzt  erst.  1651, 
räumte  der  Staat  den  Rittergut  !  ii  das  Reciit  aut  den  Gesinde- 
zwangsdieuüt  ein.  jedoch  uur  in  1er  Foi  m  der  \'ormiete.  Taxen 
sollten  die  bei  dem  wirtschatUu  liea  Aufschwünge  der  dienenden 
Klassen  erzielten  höheren  Löhne  herabsetzen;  gleichzeitig  wurde 
die  ordentliche  Geriditabarkeit  in  Gesindesachen  betchrttakt 

Das  Gesinde  nahm  den  ihm  yon  der  staatlichen  Geaet^gebunf^ 
und  der  Gesellschaft  angebotenen  Kampf  auf^  mufste  aber,  nach- 
dem es  zehn  Jahre  Widerstand  geleistet  hatte,  unterliegen  (1661K 

A^on  jetzt  ab,  im  Laufe  des  18.  Jahrhunderts,  verschlechtem 
sich  die  öesindeverhältnisse  von  Ordnung  zu  Ordnung.  Nach 
zwei  Seiten  entwickelt  sich  d^  r  i  u  aindezwangsdienst ;  erstltr^h  in 
der  gesetzlichen,  der  sog.  Vormiete,  und  zweitens  iu  emem  durch 
(iutarecesse  unigebildeten  Zwangsdienst  im  engeren  Sinne.  Der 
Gesindelohn  sinkt  aut  .len  niedrigsten  uns  bekannten  Stand  her- 
ab; die  Gesetzgebung  unterscheidet  zwischen  einer  Ehre  der 
Dienstherrschaft  und  «ner  Bäire  de»  Gesindes  und  ftüurt  das 
körperliche  Zttchtigung.srecht  ein.  Nach  dem  Tjährigen  Kne^ 
wurae  sogar  die  Landbevölkerung  in  ihrer  freien  ßerufswdl 
eingeschränkt  und  zu  einer  vierjährigen  landwirtschafUicheii 
Dienstzeit  geswnn^en. 

Zu  keiner  Zeit  befand  sich  d.-i-i  <.'r<sindp  in  einer  gleich  un- 
gunstigen Lage  wie  beschränkter  in  seinen  liechten  und  do«h 
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wollten  auch  jetzt  auf  den  Landtagen  und  in  der  Litteratur  die 
Klagen  Uber  Mangel  an  Gesinde,  über  seine  Unbotm&f'sigkeit 
wie  Uber  seine  tibertriebenen  Lohnforderuogen  uicht  verstummen  I 
Waren  tliese  grolsen  Opfer  an  Freiheit  und  Arbdtskraft, 

die  die  unteren  den  oberen  Klassen  gebracht  hatten,  gerecht- 
fertigt ?  Wohl  ist  eine  höhere  Kuhui  nur  denkbar,  wenn  die 
unteren  Klassen  auch  einen  Ikutrag  leisten,  aber  dafih*  niurs 
ihnen  ein  Gegenwert  durch  Ausbreitung  und  Vertiefunj^  *\ov  Bil- 
dung geliefert  werden.  Dieser  bildet  den  Prüfatein,  ob  das  (Jpfer 
ein  social  gerechtlertigtes  war.  Es  bedarf  nicht  der  Ausftihrung, 
dafs  Deutsehland  im  18.  Jahrhundert  gegen  seine  westlichen 
Nachbarn  in  politischer  wie  kultureller  Beziehung  weit  aurück* 
stand.  Unter  den  yemichtenden  Schlägen  bei  Jena  brach  die 
nur  noch  mühsam  aufrecht  erhaltene  alte  Gesellschaftsordnung 
Sttsamnien.  IMe  ungesunde  Fesselung  des  Arbeitslohnes  und  Be- 
schrilnkung  der  Freiheit  der  dienenden  Klassen ,  war  einer  der 
Faktoren  uewesen ,  die  zu  der  allf,'onieinen  Erkrankung  des 
Staates  L^eluhrt  liatten.  Es  zeigte  sich,  wie  vvalir  die  Prophe- 
7<  i!ni;;  der  Universität  Wittenberg  auf  dem  Landtage  von  1661 
w.u.  dafs  auf  diesem  wiewohl  niedrigsten  jedoili  ineisten  Stande 
das  Fundament  der  anderen  Stünde  beruhe,  und  dafs  wenn 
dieser  Stand  durch  übermäi'sige  Fronen  und  den  Dienstzwang 
allzusehr  beschwert  und  verderbt  werde,  es  ohne  Kränkung  der 
anderen  Stunde  nicht  abgehe. 

Die  Befreiung  des  Gesindestandes  aus  den  Fess^  der  Ge- 
setzgebung hat  sich  nicht  durch  die  heute  so  ttberaus  ange« 

Sriesene  Assoeiation  des  Gesindes  vollzogen.  Wie  es  in  der 
^  atur  dieses  Standes  liegt,  konnte  jeder  meistens  nur  für  sieli 
seine  l  ord» nuiLT  j^tellen,  eine  \'ereinigung  aller  für  ^r'^meinsame 
Zwecke  und  Ziele  war  nur  in  besonderen  Fällen  denkbar. 

I>ie  miiehtijre  laii  l  wirtselmftliehe  Kt  foruibewegung  des  vorigen 
Jahi  liuiiderts,  in  ihn  n  Zielpunkten  nur  auf  Hebung  des  land- 
wirtschaftlichen Rohertrages  bedacht,  sprengte  in  ihren  Wirkungen 
auch  den  alten  socialen  Verband  der  Landwirtschaft.  FreUich 
hat  sie  nach  dieser  Richtung  nur  zerstörend  gewirkt.  Die  alte 
Feldgemeinschaft  ging  zu  Gninde,  ohne  daCs  die  Neuzeit  irgend 
eine  gleichwertige  Oi^anisation  an  ihre  Stelle  zu  setzen  v.  rmochte. 

Mit  der  lU'freiun;,^  der  Hauern  von  Fronen  und  Diensten 
fielen  auch  der  Gesindezwangsdien-^t  und  die  Lohntaxen.  I>r»M- 
nooli  bewahren  die  G<'sindeor(lnun<;en  auch  li»Mitr*  noch  in  <ier 
pulizedichen  Bevormundung  des  ( ie.sin<lt>s,  in  den  (jcaindezeugnissen 
u.  s.  w.,  Ankliin^e  an  den  früh«  p  ii  Ii»  chtszustand. 

Ganz  neue  Knitte  aber  wirken  jetzt  umgestaltend  aul'  das 
Gesinderecht  ein.  In  der  Landwirtschaft  nimmt  das  Gesinde 
nur  noch  eine  untergeordnete  Stellung  ein.  Vögte,  Schirrmetster 
und  andere  rechnen  wir  meistens  nicht  mehr  unter  das  Gesinde, 
an  dessen  Stelle  vielfach  der  Landarbeiter  getreten  ist,  und 
mehr  und  mehr  schrUnkt  sich  der  Begriff  des  Gesindes  als 
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auf  einen  ausächlierslicli  su  häuslichen  Dieustletstungen  verwend- 
baren IMeuatboten  ein. 

Dagegen  aiiid  die  grolseo  BVnrtachritte  des  modanen  Arbete- 
reohtm,  wie  KiinkeD*  und  Unfiillwaohentiig,  wie  Alten-  ond 
InTaÜditfttnreiite,  auch  dem  Gerindefecht  n  Gute  sekommaL 
Bas  Gennde  kann  seine  Sondenlellimg  und  sein  eoaderredit 
nicht  mehr  nnf  lan^e  behaapten-,  das  Recht,  unter  dem  die 
Arbeiter  I  )eutschkiida  Btebeii|  wird  auch  mehr  nad  mehr  wm 
Becbt  werden. 

Die  LöstiTi^r  der  socialen  Fiüitb  ertrriiuut  mancher  vom  /n- 
kunftsstaat,  andere  glauben  durch  starres»  Festhalten  an  den 
alten  Formen  der  Ge^^ellsohatt  den  .Staat  zu  erhalten,  die  meisten 
aber  werden  sich  fragen,  giebt  es  tlberliaupt  einen  Weg,  eine  M^^g* 
liehkeit,  jemab  die  GegeniMtae  iwischen  Arbeitgeber  und  Arbäl' 
nehmer  au  yenVhnen  und  unter  Anfrechtlialtuqg  der  modemoi 
Kultur  den  eodalen  Frieden  wiedniterzust*  lien. 

Wir  kennen  in  der  neueren  Geechichte  nur  eine  grofse 
sociale  Keform:  die  Bauernbefreiung.  Ganz  unleidliche  Zustande 
hatte  die  sociale  Entwicklung  in  der  Landwirtschaft  des  vorigen 
.laiii  liundertö  erzeugt.  Jeder  Auawe<^  aus  diesen  Mir^ständui  er- 
schien vjLtrgeblich  und  lioitiiungslos.  Mit  gröfster  Zfthizkcit 
suchten  die  Hittergutjsbesitzer  an  ihren  Vorrechten  feützuhaliin 
und  die  Kraft  eines  gesunden  selbstbewufsten  Bauemstandes  war 
gebrochen;  Gutsherndiaft  und  Gutmmterthanen  waren  in  eliiem 
flehdnbar  unlOtbaren  Knäuel  Ytm  Beehtan  und  Gereeklianen 
untereinander  verwickelt.  Und  doch  gelang  et  ohne  Revolution, 
zur  Zufriedenheit  aller  Beteiligten  eine  Lösung  zu  Huden.  Kein 
Rittergutsbesitzer  wird  sich  mehr  in  ZusUinde  zurückwünschen, 
wie  sie  vor  hundert  Jahren  herrschten ;  und  jeder  Bauer  wird 
bereit  sein  heute,  sollte  er  noch  einmal  in  einen  iilinliehen  Zu- 
stand der  Abhiingii^keit  vernetzt  werden,  noch  ^rölscre  ( )}>ler  zu 
bringen,  als  die  Bauernbefreiung  von  ihm  verlangt  hat.  Berech- 
tigte und  riiichtige  wurden  voll  befriedigt,  die  Produktion  der 
I^indwirtMiuift  itie^  in  ataaneniwerter  Weiie^  und  die  aUgemeine 
Bfldong  hob  sich  nchibar  unter  der  Landbevölkerung. 

Daraus  schöpfen  wir  die  Zuversicht,  da&  die  sociale  I-'rage 
▼on  den  folgenden  Generationen  schliefslich  au  einer  alle  Teile 
befriedigenden  LOeung  geführt  werden  kann. 
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Hauptotaatsftrcbiv  Dresden,  Wittenb.  Archi%'  §  Geoetzgebungssachen, 

Bl  1  ff.  Vgl.  S.  9. 


l'^nnist  voiüi  notis  gnadenu  hertzog  zeu  Saclissünu 
etc.  kurl'urst  launtgraff  in  Doriuigeu  vnud  marcgratf 
£cu  Meissemi. 

Liebenn  getrawenn  an  denn  bocbgebornnen  funten  hern 
Wilhelm  hertzogenn  zcu  Sachsin  Tnnsern  liebenn  yettern  auch  an 

vnns ,  ist  vonn  arm  vnndc  reieli ,  f^eistlicli  vunde  wernntlicli ,  in 
vnsern  iurstenthumen,  lannden  viide  steten,  vil  vnczeliiger  cla^e 
über  das  dinstgesinde ,  an  knoehten  vnnde  meidenn,  nianncu- 
feldiclichen  gclanngit  vnnde  kumen,  da^  vnns  also  lanndisiursten 
hinnelordir  nicht  mehir  geburet  zcuczusehen  vnnde  zcuverhengen, 
die  vnsern  also  zubeswerenn  vnd  belesßtenn,  also  vnbillich  biß- 
ber  gescbeen  Ist,  Ynnde  bcgernn  Tonn  uch  mit  gancsim  flU 
enrnsUich,  alle  vnnstr  Tnndirtanen  vnd  iowoner  bey  uch,  vnde 
da  Toit,  alle  erbar  manne,  vnde  anndere  von  dem  lanndfolke  in 
dtne  pfleghe  gohorinde  die  sollieh  geainde  gebrauchen  mua6en  für 
lieh  verbotitt,  vnnde  bey  fiirmydung  vnser  sweren  straffiing  vmide 
vngnaden,  dießc  vnnsre  nachgeschrieben  Lielnith  zngcbyetenn  vnde 
bey  furniyduug  derselbigin,  vnnscr  sweren u  stralfungen  wenn  das 
b<  lann<^t  vnnde  iczlich  bisundern  stete  veste  vnnde  vnvorbrochÜch 
zu  lialden,  nemlich  das  kein  dinstknecht  adir  niayd  adir  ann- 
dere in  vnnsern  turbtenthumeu,  lannden,  adir  plleghin  geczogin, 
gebomn  vnd  wannhafftiff  vnd  freyhe  zu  dinen  »ind  hinneforder 
m  denn  steten  vad  uf  dem  laoode,  ane  rioes  naturlichln  erbbero 
adir  ambtmanna  wissen  in  derselben  pflege  in  fremde  laond  zu 
lauwffen  inn  der  eme,  adir  susten,  nicht  mehir  Torgonnen  noch 
gestateon  zu  dinen,  vnnde  welch  knecht,  mayt  adir  dinstgesinde 
sollicb  vnnsir  obingemeldt  geboth.  verbreche  vnd  nicht  bilde,  der 
aal  ainea  veterlichen  vnnd  muterlichen  erbeteils»  ane  alle  gnade 
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beraubet  sein  Tunde  der,  der  Tooser  geboth  sumyten  auch  breche 
Tonde  mehir  gebe  danne  ▼nntre  greaacste  zcedill  inheldit,  den 
Bollit  ir  ane  alle  gnad  in  straffunge  iieuien,  mde  aoe  vnTisir  wisfleoD 
VDgestralllt  TOnn  uch  nicht  komenn  lassenn ,  sundirn  ia  vnsern 
furstenthumen  y  lannden  vnd  pflegin  vmb  ein  billicli  mogelich 
beqweine  Ion  zu  dynen,  wyo  ydcrmanne  das  am  nehi^tpn  an  ioz- 
lichen  bekomen  vnnd  gehaben  nia^,  doch  nicht  ubir  vntisir  Isf-r- 
noch  gesaczt  geschriebin  Ion  vnd  andere  stiieke,  naeh  iniiaide 
dißir  ingfslossin  zcedilln,  zcu  hoenn  nnch  zcugebnichen  das  iat 
vnnser  ernste  meynunge  vnd  kompt  viy..s  von  ucli  vnd  iczh'chim 
bisundern  zu  gutem  dancke,  wo  aber  sollichs  durch  uch  vnbillich 
blnnefordir  mehir  yerhaDgen  VDd  sugeaeben  wurde  defi  wir  yna 
TOD  uch  nicht  yenmithen  hmnefordir  mehir  zugeataten,  vnd  war- 
lich an  ▼DB  gelangt  vnd  uirichticlich  nicht  veranntworten  kondet 
wollin  wir  nicht  alleine  die  verbrecbere  mit  obingenantet  yngne- 
digen  aweren  atraffungen  straffen,  snndim  luli  mit  yn  an  alle 
gnad ,  darnach  ir  uch  habt  zu  richtonn.  Gebin  am  Sonnabend 
nach  Katherine  zcu  Meissen  anno  domini  Ix  sexto. 

Zcuraerckenn  das  die  dinstknechte  vnnde  meide  eine  boße 
vnbiiliche  gewouheit  bißher  gehabt  habenn  wanne  sie  uf  wi- 
nachten  Martini  vnnde  vnnser  Üben  frauwentagslichtmessen  adir 
andere  tage  im  jare,  adir  czil,  so  sie  ußgedinet  han  vnde  Ireyhe 
sind,  sich  zuvormyten  etsUche  czyt  musßig  gegangin,  vnnd  eina- 
tcila  bifi  uf  die  fasten  ubirflosßig  qwesaerej^  e  geubit  vnnde  vn- 
billich  getriben,  wellich  dinstknecht  adir  mait  in  den  steten,  adir 
uf  dem  lannde  ubir  achttage  sines  ußgcdynnten  zcy\s  obingemeldt 
vnvormytit  fundcn  wirdit,  vnd  Iryhe  ist  sich  Dach  siner  lust  ubir 
etzlich  tzit  obinberurt  zcvt  allircrst  vermytrn  will,  denn  adir  die 
sollit  ir  in  straffnng  nenunn  vnd  vngestraffi  vnd  vnvermytet 
nach  inhaldung  vnnser  sactzung  hernoch  geschriebin  vodd  uch 
nicht  komen  lassin. 

Item  einem  i^ehirremeiijter  mit  sinem  eygenn  waffenn,  allir- 
ley  geschirre  nieliir  danne  zu  einem  geschirrc  jerlich  zumachen 
▼nnd  sust  dar  zcu  tbun  aovil  einem  obiratenn  schirremeister  ge- 
buret  nichtta  ußgeslossenn  denn  sal  man  myten  uf  das  nehiste 
man  ymmer  mag  vnnd  doch  nicht  ubir  acht  rynissche  guldio, 
adir  zcwey  schog  firczig  groschin  der  nuwesten  where,  das  machet 
sechczen  aide  schog  der  vorgeslagin  muntzd. 

Ttem  pynem  ackirknechte  der  auch  gegchirro  machenn  kann 
vnnde  nicht  mehir  danne  uf  einen  pfluirk  vnnd  wayn ,  den  sal 
man  myten  aber  uf  das  nehiste  man  ymnicr  mag,  vnd  doch  nicht 
ubir  sechs  guldin  adir  zcwey  schog  der  nuwesten  muutze  das 
machet  zcwclff  aide  schog  vorgeslaaner  rauntze. 

Item  ab  einer  der  sclbi^eun  aclvcr knechte  in  den  steten, 
adir  uff  dem  lannde,  mehir  habenn  muste  den  sal  man  myten  abir 
ufs  nehiste  man  ymmer  mag  vnde  doch  nicht  ubir  secha  guldin 
adir  zcwey  schog  der  nuwesten  muntze  das  machet  zcwelff  aide 
shog  TOigcslagner  muntze. 
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Item  cvncm  wnvntroihfr  adir  »ii  i-  auch  vi!  ubir  lani^  fcrt 
vnnde  jLiroßc  arbcyt  tun  mn{] ,  denn  >a!  man  aber  noch  siner 
pereon.  vniid  arbcyt  uf  das  noliist«*  uiaii  yninu  r  mag  uiyleu  vnd 
dorli  niclit  über  t'unfV  guldin  adir  ein  ^>chog  viitzig  jg^schin  der 
nuwesteu  muntze,  das  macht  czchin  alle  schog  vorgeölaginer  muntze. 

Item  einem  der  denn  pflück  trybet  adir  ein  yndir  encken  besä- 
ßet Tnnd  nicht  jerlicfa  noch  tq^ch,  ubtr  lannd  fert  noch  sollicbe 
obingemddte  große  arbeit  abir  lannd  thuti  denn  sal  man  aber 
uf  das  neliiste  man  jmmer  mag  mytenn  vnde  doch  nicht  nblr 
vier  rimscbe  gülden  adir  ein  schog  zcwenczig  grostchen  der 
nuwesten  where  das  macliet  aclite  aide  schog  vorgeslaprner  muntze. 

Item  evnem  kiihehirtten  sal  man  mvtenn  ufs  nehiste  man 
ynuner  my<r  vnnde  doch  nicht  ubir  11  giilden  adir  virtzig  groscliin 
der  nuweatcu  inuutze  das  macht  vier  aide  schog  der  vorgeslagia 
muntze. 

Item  eynen  awynnfairtynn  aal  mann  myten  u&  ndibte  man 
Tmmer  mag  vnnd  doch  nicht  aber  andtrhalben  golden  ader 
driMig  groadim  der  nnwesten  mmitae  daa  macht  ein^  schog  der 
▼orgeeli^^  muntze. 

Item  eine  keßemuter  sal  mann  myten  uf  das  nehiste  man 
ymnif^r  map^  vnnd  dncft  nicht  über  III  riniscbe  gülden  adir 
u))ir  ein  ^^ehog  df  r  nuwcöten  muDtsen  das  macht  sechs  ald  schog 
vorgeslaguer  muntze. 

Item  eine  ander  mayd  darnach  aal  man  uf  das  nehiste  man 
ymmer  ma^  mytten ,  vnnd  doch  nicht  ubir  drittehalbin  guldin, 
das  macht  ranfczig  groschin  der  nnwesten  where  vnnd  fünf  aide 
aehog  der  aldin  uorgealagner  muntae. 

Item  eine  andere  gemeyne  vyhemaid  sal  man  myten  uf  daa 
neluste  man  ymmer  mag  ^nnde  doch  das  vorgeschriebme  Ion  in 
achtong  zu  habenn  das  man  das  nicht  obirtreth  noch  vorgreiffe. 

Item  der  gemeine  buwerßman  der  nieht  forwercke  had  noch 
groß  aekir^'ebewde  sal  man  myten  ufs  allir  nehiste  er  ymmer 
mag  vndu  sich  mit  nicht  mit  der  obingeschriebin  sactzun^^^en 
Torgreyffen  by  vormy dünge  swerer  straü'uDgen  vuud  vugnadeo. 

1  Verschrieben  für  diel 
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